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Vorwort 


Die  Wirthsdiafbgesohichte  der  (toterreichisGlieii  Lttnder  ut 
ein  noch  yiel&ch  ungekaimtes  Gebiet.  Glei<^wohl  bietet  die 

eigenartige  Entwicklung  und  selbst  der  Niedergang  der  Öster- 
reichisclien  Volkswirth^haft  im  17.  und  18.  Jahrhundert  viel 
Interesse  und  es  scheint  wahrhaftig  der  Mühe  weiih,  die  jetzt 
noch  sprirlieh  fliessenden  Quellen  dieser  G^hichte  zu  erschliessen. 

Der  Verfasser,  der  schon  fi-üher  im  Seminare  Professor 
Schmoller's  in  Berhn  sich  mit  Studien  über  österreichische  Ge- 
werbegeschichte  befasät  hatte,  folgte  gerne  der  Anregung  und 
Anfimmteiiing  mbm  bochgeschlUzteii  Ltehieni,  akJi  noch  ein- 
geheoder  mit  der  WirthschaAsgeschidite  Oesterreiclis  ▼ertnmt  su 
nudien  und  die  Beeultate  seiner  Studien  zu  publiciren.  In 
emaiger  Arbeit  in  den  Bibliotheken  und  Archiven  ^^^iens  hoffte 
er  seine  Studien  soweit  vollenden  und  hinreichendes  Material 
sammeln  zu  können,  um  eine  umfassendere  Darstellung  der 
Gewerbegesdiichte  der  österreichischen  Länder,  zunächst  ftir  das 
17.  Jahrhundert,  publiziren  zu  können.  Leider  gelang  es  nicht, 
dieses  ersehnte  Ziel  zu  erreichen;  einerseits  war  das  gefundene 
Material  in  manchen  Theilen  unzureichend  mid  eine  Ergänzung 
deaeelben  sehr  schwer  durchsttfilhren,  «ndereiBeitB  bewogen 
ftmere  VerhUltniase  den  Verfiiaser,  Wien  zu  vedaasen  und  damit 
noth^drungen  die  weitere  Materialsammlong  anfeugeben.  Den- 
noch war  ea  zu  dieser  Zeit  schon  gdangen,  manche  nicht  un- 
bedeutsame Partie  des  Ganzen  zu  einem  ziemlich  befriedigenden 
Abschlüsse  zu  bringen;  eine  derselben  ist  die  vorliegende  Ge- 
schichte des  Manufakturhauses  in  Wien.  War  es  nicht 
möglich,  das  Ganze  zu  vollenden,  so  mag  doch  diese  Detailarbeit,  die 
durchweg  auf  akteiimaöäigem  Materiale  der  Wiener  Archive  und 
der  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wi^  aufgebaut  ist,  vor  die  Oeffent- 
Üflhkeit  treten,  als  ein  schwacher  Versuch,  sn  der  grossen  Arbeit 
der  Durehfbrschang  der  deterreichischen  Wirthschaftsgeschichte 
einen  kleinen  Beitrag  zu  liefern.  Als  das  und  als  nichts  Anderes 
soll  die  kleine  Studie  angesehen  werden. 


VI 

Der  Verfasser  erflillt  endlich  eine  angenehme  Ptiicht,  indem 
er  au  dieser  Stelle  einem  Manne,  der  in  liebenswürdigster  Weise 
ihn  bei  Minen  Stiidien  untentfltBte,  ihm  den  Zugang  zu  allen 
Ärohiven  eiOflhefte  und  auch  bei  der  Durchführung  der  Arbeit 
mit  manchem  vortrefflichen  Batiie  stir  Seite  stand ,  Herrn  Hof* 
rath  Professor  Dr.  y.  Inama-Sternegg  in  Wien,  seinem 
hochverehrten  Lehrer,  flir  diese  Förderung  den  wJtrmsten  und 
tie&tempfiindenen  Dank  ausspricht 

Reichen berg,  im  August  1885. 

Der  Verfasser. 


Inhalt 


Scttt. 


Eialeltwi9» 


I.  Gewerblicl)e  Zustände  und  GewerUegesetzgebung 

der  österreichischen  Erblande  im  17.  Jahrliimdert.  3—14 
Ablenkung  des  Welthandels  im  16.  Jahrhundert.  — 
Niederrang  der  Gewerbe  in  0 osterreich.  —  Schilderun- 

Sen  zei^enössischer  Schriftsteller.  —  Bewegung  g^en 
!•  Zftnile.  —  ZoDftanfhebung  1587.  —  Polueiordiiaiig 
ftr  die  Handwerker  1528.  —  Weit^e  Gewerbegesetz- 
gebung des  16.  und  17.  Jahrhunderts.  —  üandwerks- 
inissbränche.  —  nofl>efreite.  —  Preistaxen,  Lohn- 
Satzungen.  —  Vwbot  des  Imports  gewinar  Wurcn.  — 
RaicbBedikt  tob  1676. 

n.  Die  Massregeln  zur  Hebung  der  Gewerbe  am  E2nde 

dfis  17.  Jahrhunderts.  Becher' s  bisherige  Thiitigkeit  15^25 
Errichtung  des  Kommerzienkoüopiums  16G5.  —  Jo- 
hanues  Joachim  Becher.  —  Beclier's  Jugend  und  friüiere 
Witknamkeit  —  Die  bayrisehe  Sddrakompa^ie.  — 

Becher  in  Wien.  —  !>ie  ^rientalkompa^ie.  —  I>ie  öster- 
reichisciie  ^eidenkompagnie.  —  Streitigkeiten  zwischen 
Becher  und  dem  Hof  Kammerpräsidenten.  —  Der  „poli- 
tische Discurs"  Becher'6.  —  Die  hochdeutsche  Coloaie 
in  Westindien.  —  Verlauf  der  Colonialangelegenheit.  — 
Becher  wieder  in  Wien*  Aufnahme  der  i5eidenmanuiaktar> 
angelegenhdt.  —  Gtttechten  der  Direktoren.  Kom- 
pagnie /um   Handel  nach   Holland    —  Yorsuch  des 


Bii  Mannfaktnrhan^  oder  kaiserliche  Kunst«  und 
Werkhaaa  auf  dem  labor  in  Wien. 

I  Id^  und  eiBte  Anaführung  dlcBeB  Untemebmeiis 

Becher's.  

Der  „Accord  wegen  Erbauung  des  Kunst-  und  Werk- 
hauses".  —  Verhandlungen  mit  dem  Obersthofmeister.  — 
EÜBTemehmen  mit  dem  Hofkammerpr&sideiiteii  QnSvk 
Bbamdort  —  Die  Kompetois  der  Hofkaaunor  bezQg- 


folg  seiuer  ThaUgkeit.  l>as  Keicrat  über  Hebung  der 
Kommenieii.  —  Sehlusa. 


IL 


.  k)  i.cd  by  Google 


vin 

8tll* 

lieh  des  Unternehmens.  -  Bau  des  Hauses,  Referat 
fiber  dati«1be.  —  GrAndliche  Beschreibnnff  des  Knnifr- 

und  Werkhauses.  —  Die  Schellenberg'scne  Schmelz- 
bütte. Die  venetianische  Glashütte.  —  Das  Hduslein  zur 
Wohnung  des  Direktors.  —  Plan  des  ganzen  Unter- 
oebmeiis.  Oekoooniiicher  Onmdgediiike. 

n.  Der  Betrieb  des  Ifmiii&ktarhaiises  unter  Becher.  41^9 
Beprinn  des  Betriebes.  —  Schwierij^keiten  der  wei- 
teren Durchfahnin^.  —  Mittel  zur  Abhilfe.  Vorschläge 
Becher's.  —  Streitigkeiten  mit  dem  Hofkammerprä- 
sidenteo.  —  Berbers  Klagen.  —  Vertrag  fiber  die 
Seidenbandmanufaktur.  —  Definitiver  Vertrag  mit  Recher 
aber  den  weiteren  Betrieb  des  Hauses.  Becher's  Eevers. 

—  Becher  verl&sst  Wien. 

in.  Das  Manufaktiirhaus  unter  der  Leitung  Schröder's. 
Die  Frage  des  wirklichen  Betriebes  und  dessen 

Erfolges.    Das  Abbrennen  des  Hauses  50—58 

IntriKuen  gegen  Becher.  —  Das  Manufakturhaas 
ausser  Betrieb.  Schröder  wird  zur  üebemahnie  des- 
selben berufen.  —  Ansprüche  des  Uofkammerprftsidenten 
bettüKlieb  des  Gnmdes  und  Bodens.  —  Der  Vergleich 
hieriu>er.  —  Schröder  in  Oedenburg  beim  Kaiser.  — 
Die  unaufgeklärte  Frage  des  Betriebes  des  Manufaktur- 
hanses.  —  Aenssening  des  n.  ö.  Hauptmauthamtes.  — 
Beweise  fta  den  wirklichen  Betrieb.  —  Abbrenoeo  des 
Hmses  wUirend  des  TOrkenlanegss. 

IV.  Das  Projekt  des  Wiederaufbaues  des  Hauses.     .  59^72 
Schröder 's  Verluste  durch  den  Brand  des  Hauses. 

—  Seine  Vorschl&ge  betreffend  den  Wiederaufbau.  — 
Die  Erledigun;;  seines  Ansnchens.  —  QntaditeD  der  be- 
stellten Kommission.  Schröder's  umfassender  Bericht 
Aber  die  Neugestaltung  des  Unternehmens.  —  Bedeutung 
des  ganzen  Planes.  —  Definitive  Erledigung,  Ueber- 
laMong  der  Brandstatt  an  Schröder.  —  Die  Verhand- 
lungen hetreff  der  p-undbücborlichen  Einverleibung.  Die 
Frage  des  erfolgten  Wiederaufbaues.  —  Schröder  wird 
Kammerrath  in  üonm.  Uebertragung  des  ihm  fiber^ 
laMeDSB  Grandes.  Schröders  Ted.  Sehlnss. 

UI. 
Beilage». 

I.  ^ccord  (Becher's)  mit  Ibro  bochgfl.  Ezeellens  Hstni 

Grafen  Albrecht  von  Zinzendorf."   76 

IL  Der  Revers  Dr.  Becher's  vom  15.  Oktober  1676   78 

m.  Gehorsamer  Beriebt  Wübehn    Schröder's  wegen  Wieder- 

erbannng  des  Manufakturhauses  auf  dem  Tabor.  ....  81 
IV.  Extrakt  eines  (iutachtens  Schröder's  ..wegen  Ingrosidrang 

der  Commercien  und  Vermehrung  und  VerbesseniQg  der 

ManaftctareD"   87 


Tafel  I.  2  Pläne,  .Beschreibung  des  Werckhauses". 

Tafel  n.  Plan,  „mn  Usio  Hlnssleiii  sur  Wobonsg  des  Diiee- 

tors  und  Verwahrung  der  effecten". 
Tafel  III.  i^bbildoog  des  MaDuCMtorhaoses". 


kju,^ cd  by  Google 


EINLEITÜNG. 


Fto^dtaagw  (24)  VI.  l.  ~  HatMbek. 


L 

Gewerbliche  Zustände  und  Gewerbegesetzgebuii^  der 
österreichischen  Erblande  im  17.  Jahrhundert. 


Die  wirihachaftficfae  Lage  Oesterreichs  war  im  17.  Jahr- 
hundert, wenn  man  etwa  von  den  letzten  Jahren  vor  Beginn  deB 
Drciflsigjährigen  Krieges  absieht,  eine  überaus  traurige.  Wie  in  ganz 
Deutschland,  so  waren  umsomehr  hier,  wo  der  Handel  nie  eine 
Bo  hohe  Entwicklungsstufe  erreicht  hatte,  —  wie  bt  is})ielswei8e 
in  den  Hansestädten  und  den  grossen  Messstädten  ftir  den 
Binnenhandel*)  —  Handel  und  Gewerbe  unter  dem  Druck  der 
misalichen  äusseren  Verhältnisse  und  einer  inneren  Politik,  die 
allee,  auch  das  wirthschaftliche  Wohl  des  Landes,  einem  stauen - 
Glanbenszelotisnius  opferte,  tief  gesunken.  Schon  im  16.  Jabr- 
handert  war  der  eine  Hauptstrom  des  Welthandels,  der  bisher 
von  Konstantinopel  längs  der  Donau  und  von  den  italienischen 
Städten  (vornehmlich  Venedig,  Genua,  Pisa)  über  die  Alpen  und 
weiter  über  Wien,  Regensbur^^  Anirsburg  sich  nach  dem  mitt- 
leren und  nördlichen  Deutschland  bewegt  hatte,  fast  vollständig 
abgelenkt  worden-).  Mit  der  Entdeckung  Amerikas,  mit  der 
Auffindung  des  neuen  Seeweges  nach  Ostindien  ward  der  grosse 
Handelsweg  hinaus  verlegt  auf  den  Ocean,  die  Küstenstädte  des 
aQdfichen  nnd  westlidien  Europas  am  Atlantischen  Meere  worden 
die  bttaptsächÜchsten  IVttger  des  Wellhandels  und  der  Handd 
der  Österreichischen  Erblande  sank  mit  di&sera  Verftille  des  ge- 
sammten  Binnenhandels.  Dass  mit  diesem  Sinken  des  Handels  in 
Oesterreich ,  wie  in  ganz  Deutschland ,  das  jetzt  von  Portugal. 
Spanien,  besonder-  aber  von  den  Niederlanden  und  später  vou 
Iji^and  in  Handel  und  SchiÜahrt  weitaus  Überflügelt  wurde,  auch 


1)  in  Knr^.  flpsterrcich's  Handel  in  älteren  Zeiten.  1S22,  den 
Vergleich  der  Österreich  igchen  Erblaude  in  dieser  Hinsicht  mit  den  Keichs* 
und  Htosettidteii.  8.  S45  ff. 

«)  Falke,  Gesrhi  hte  des  deutschen  Handels.  II,  8.  8  ff.  Bieder- 
mann, Deutschland  im  lö.  Jahrhundert  l,  274  ff. 
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der  Niedergang  des  Gewerbes  untrennbar  vt  rbuiulcn  war,  Bclu-int 
leicht  b^;reiflich,  wenn  man  bedenkt,  dass  in  früheren  Jalir- 
hunderte^  die  Ereeugnifise  deutschen  GewerbfleiBges  —  m  denen 
ja  auch  die  Ostarrdcmflcben  £rbhiiide  manch  schönes  StQck  bei* 

getragen  —  den  Weltmarkt  beherrscht  hatten,  während  sie  jetzt 
meist  auf  den  Absatz  im  Inlande  beschxttnkt  und  auch  da  von  den 
Waaren  der  neuen  Handelsmächte  zum  Theile  verdrängt  wurden. 

Und  jetzt  kommt  noch  im  17.  Jahrhundert  hiezu  dr-r  schreck- 
liche Dreissigjalirige  Krieg,  der  das  ganze,  früher  n  irliste  und 
mächtigste  Volk  Europas  zu  einem  armen  und  elenden  machte!*), 
und  das  Wüthen  der  Gegenreformation  in  den  österreichischen 
ErbUmden. 

Die  besten  und  kräftigsten  Männer  aus  dem  Gewerbestande  wer- 
den hinwegsenommen,  ffanse  Laadstriche  durch  den  andauernden 
Krieg  ent^kerti  die  Verkehrs-  und  AbeataverhältnisBe  gestört, 
oft  dauernd  vernichtet.  Und  was  der  Krieg  verschonte,  bekiimpfte 
und  tilgte  nachsichtslos  die  erst  im  17.  Jahrhundert  zu  Ende  ge- 
brachte Gegenreformation,  wfleho  die  tüchtigsten  und  eifirigsten 
Gewerbslente  tlieils  ganz  verniclit<3te,  theils  zur  Auswanderung 
zwang;  wiederholt  liest  man  in  den  Zunftbüchern  jener  Zeit, 
dass  der  oder  jener  seines  evangelischen  Bekenn tnitjses  wt^en 
nach  Himgam,  Polen^  „Kiederlandenwärts*^  oder  an  den  Rhein 
gezogen  sei  '-). 

Zu  diesen  grossen  äusseren  Ursachen  treten  noch  innere 
Schäden  im  Gewerbestande  selbst,  vor  allem  der  Verfall  der  zu 
seiner  Bltttheaeit  so  semisreichen  Orcanisatton  des  Zunft- 
wesen 8,  der  sich  in  den  fortdauernd  zunehmenden  „Zunft- 
missbräuelien^  dokumentirte  und  mit  dem  ungenügenden  Absätze 
in  Folge  der  mangelhaften,  hpstiindig  durcli  Krieg  und  innere  Un- 
ruhen uiitei  biüchenen  Ilantiek Verbindungen  eine  Ilauptursache 
der  immer  mehr  und  mehr  öinkeuden  Leistungsfähigkeit  des 
Gewerbes  war.  Genaue  statistische  Daten,  die  den  klägliche 
Zustand  des  Gewerbes  in  jener  Zeit,  insbesondere  die  rapid  ab- 
nehmende Zahl  der  Gewerbsleute  aufzeigen,  fehlen  uns  fast 
gänatich;  doch  sind  wenigstens  emaelne  lokale  Zahlen  erhalten^): 


V)  Falke  a.  a.  0.  lo2  ft".  —  Hauser.  Deutscliland  nach  dem  30jäh- 
rigtäu  Kriege.  Ö.  225.  „Die  liausa,  wie  lange  nicht  ein  Ruliüi  und  Stolz  des 
deutschen  Namens,  lag  nach  dem  Ablaut  der  zwanziger  Jahre  gänzlich 
Temichtet  am  T^oden;  als  das  westnhälische  l^riedenswcrk  in  dip  ^^'e^t 
trat,  hatten  andere  üände  sich  ihres  nandeinden  Tagewerkes  angenommen. 
Nicht  anders  Btsnd  es  mit  dem  Qhrigen  dsutscheo  Handel,  vomennlidi  am 
den  in  Süddeutschland.  Zwar  hatten  ihm  schon  das  AufBnden  einer  neuen 
beestrasse  nach  Ostindien  nnd  dip  nouentdecRtc  Welt  harten  Verzicht  auf- 
erlegt, aber  doch  hatten  die  uugbburgiscben  Fugger,  die  Ulmer  und  ^>urn- 
berger  Herren  ihren  alten  Stols  noch  nie  ao  empfindlich  beogen  nflssen 
sls  jetzt.*' 

^)  Reschauer,  Geschichte  des  Kampfes  der  HuidwerkszOnite  und 
der  Kaufmsnnsgremien  mit  der  österreichischen  Bureankratie.  B.  5  ff 

Zunächst  entnommen  einem  „Referate  Dr.  J.  J.  Becher 's.  Kays. 
Commerdalrathes,  wie  die  Commerden,  auch  gemeiner  Handel  and  Wanasl 
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flo  waren  in  einer  früher  sehr  gewerbereichen  Stadt,  im 

Jahre  1674  nur  noch  355  Handwerker;  die  Bürgerschaft  in  Iglau 

war  1674  auf  300  gesunken,  während  vor  dem  Kriege  die  An- 
'^lehörigen  des  Tuchmachergewerbes  allein  7  -  8000  Personen 
zählten*);  in  Ijöwenbei^  in  Schlesien,  wo  1620  nocli  700  Tuch- 
macher gewesen  waren,  h^tm*^  rlie  Zahl  derselben  im  Jalire  1674 
Dur  noch  250,  während  Keichenbach,  das  zu  Anfang  des  Jahr- 
hunderts über  400  Piarchcntweber  gezfihlt  hatte.  1674  iin  Ganzen 
nicht  150  Gewerhöleute  zähite.  Khigenturt  halte  lu  demselben 
Jahre  kaum  200  Handwerksmeister,  Judenhui^  dne  früher  an- 
sefanlidie  Stadt  in  Steiermark,  nur  noch  68.  Wien  selbst  zählte 
zu  jener  Zeit  nur  1679  Handwerksmeister,  eine  Zahl,  die  an 
der  Bevölkerung,  die  damals  auf  fast  100000  Seelen  geschätzt 
werden  kann  2),  in  keinem  Verhältnisse  steht  Genauere  sta- 
tistische Angaben  fehlen,  wie  ^^elion  erwülmt,  ftlr  diese  Zeit,  doch 
sehen  wir  aus  einem  nns  noch  erhaltenen  „Verzaichnusz  demi 
hier  in  Wien  betindüchen  Handtwerchs,  Gewerb  und  Professionen 
etc.  -  auö  dem  Jahre  1702*),  dass  selbst  in  dieser  spHteren  Zeit 
die  Zahl  der  Gewerbsleute,  die  mit  ca.  3700  bezißcrt  wird, 
noch  immer  eine  geringe  zu  nennen  ist  Hiebei  Ist  in  Betradit 
au  sieben,  dass  die  letstere  Zahl  nicht  ganz  yeilftsslich,  vielmehr 
jedenfisdls  zu  hoch  ist,  da  sie  als  Beleg  für  ein  Gewerbesteuer- 
profekt  herbeigezogen  wird  ^Tan  darf  annehmen,  dass  die  Zahl 
der  Gewerbetreibenden  in  Wien  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts kaum  melu*  als  höchstens  20nO  hetragen  hat*),  und  dass 
diese  Zahl  in  den  Jahren  1670 — 1()80  auf  ]  (300.  ja  noch  weniger 
herabsank.  War  ja  doch  in  Prag  in  der  Mitte  des  Jalirhunderts 
die  Zahl  noch  die  dreifache  gewesen  (ca.  1200)  als  im  Jahre 
1674.  Weitere  Angaben,  freilich  ohne  ziffermässige  Belege,  sind 
in  den  Schilderungen  der  zeilgenOssisehen  Schriftsteller  enthalten*). 
Bas,  was  wir  aus  diesen  Darstellungen  entnehmen,  deren  Rich- 
tigkeit auch  einigermassen  durch  Zusammenhalten  mit  der  Qeseta- 
gebung  jener  Zeit  kontroliit  werden  kann^  sind  überaus  traurige 
BrgebnisHe. 


Segenwärüg  in  Ihro  Kays.  Ma^.  £rblanden  beschafieu  seieo'',  etc.  aus  dem 
ahre  1674.   M8.  der  kvis.  Hofbibliotfaek  In  Wien. 

•)  Werner,  Geschichte  der  Iglauer  Tuchmacherzunft,  1861. 
Vffl.  hierüber  Weiss,  Gesch.  der  Stadt  Wien    II,  226.  Aeltere 
Schriftsteuer,  wie  der  Jesuit  lieifenstuel  geben  an,  dasa  Wien  unter  Fer- 
dinukd  IL  80000  Einwohner  sUilte.  Man  beredhnete  im  Jahre  1710  die 
Tolkszahl  mit  113800  Seelen. 

3)  Manuscript  der  Mtinchener  K.  Bibliothek. 

-*)  Während  andererseits  nach  Becher's  Angabe  die  Zahl  der  Bettel- 
leute ungefähr  8000  betrug. 

^)  Insbesondere:  P.  W.  v.  Ilörnigk,  Oesterreich  über  alles,  wann  es 
aar  will)  zuerst  erschienen  16b4.  J.  J.  Becher,  Tolitischer  Diskiurs  von 
den  ünadien  des  A1t^  and  Abnehmens  der  Stidts.  1668.  W.  t.  Schrd- 
der,  FÄrstt.  Schaft-  und  Rentkammer.  168& 
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Trots  des  Retchthun»  an  Ürprodukfeiiy  der  ja  noch  immer 

vorhanden  war,  existirte  fast  keine  Manufaktur  in  den  Mer- 
rdchischen  Erblanden.  Wolle,  Flachs,  Leinen,  Häute,  Kupfer^ 
Zinn^  Quecksilber  giengen  ausser  I^ancl,  um  als  Fabrikate  wieder 
hereinzukommen^).  Die  Blechschneiderei  und  PorzclLmmanu- 
faktur  hatte  sicli  in  F olge  des  Krieges  von  Böhmen  nach  Meissen 
verlotrt  Der  Rückganf^  der  Tucbmacherci  war  ein  so  bedeutender, 
dasö  die  Städte,  wo  tlieselbe  iiauptsiiclilich  geblüht,  früher  2  bis 
3  mal  mehr  bevölkert  gewesen  waren^  wie  wir  dies  an  den 
Beispielen  von  Iglau,  LOwenberg  und  Beichenboch  gesehen  haben« 
Schlesien  lind  Oberösterreidi,  die  früher  40 000  Webstuhle  besessen 
hatten  (nach  J.  J.  Becher),  waren  ^bei  Brot  und  Wasser  Spinner 
der  Augsburger,  ülmer  und  Holländer**  geworden").  Der  ganze 
Ertrag  der  Ansfulir  von  Rohprodukten  G^eng  überdies  durcli  den 
Import  der  tiuncren  „tran/ösischen"*  und  anderen  ausländischen 
Waaren  (Seidenwaaren  u.  dgl. ,  „Schh  ckereyen",  d,  h.  Deli- 
katessen aller  Art)  verloren.  Die  gesammten  Manufakturen 
Oesterreichs  kamen  —  wie  dies  liörnigk  in  einem  Vei^leich  mit 
der  Stadt  Leyden  berechnet  —  niät  denen  einer  einzigen 
hoUftndischen  Stadt  gleich.  An  Grossbetrieben,  d.  L  umfang- 
reicheren, mit  grösserem  Kapital  ausgestatteten  und  eine  grosse 
Arbdt  izahl  beschäftigenden  Betricl  ii  fehlte  es  in  jener  und  in 
noch  viel  späterer  Zeit  selbst  in  Wien  fast  gänzlich').  Das 
Kleingewerbe  litt  an  den  äusseren  misslichen  Verhilltnissen ,  yne 
an  viralen  iTineren  Schäden.  Becher  nennt  als  diese  nebst  den 
Kricgsunruiien  -Bedrückung**  von  Seite  der  Herrschaften,  der 
Rathsherren  in  den  Stiidten,  der  Kaufleute  und  Kriimer,  ,,die  sie 
pressen  und  aussaugen,  indem  sie  ihnen  nur  zu  geringstem  Preise 
oder  gar  nichti  abkanfen*^  teier  die  yiden  „Stöhrer^,  deren 
Zahl  er  in  Wien  mit  4000,  in  den  gesammten  Brblttndm  mit 
50  000  beziffert,  endlich  die  Jahrmllrkte,  auf  denen  fremde 
Händler  den  einheimiachen  Glewerbsmann  namhaft  schädigen  .  . 
„auch^,  meint  er,  „wäre  eine  reflexion  auf  ihre  Zunil^  zu  machen, 
welche  vieler  Orten  in  hftssliche  monopolia  degeneriren".  Hierin 
liegt  auch  eigentlich  der  schwerwiegendste  Grund;  das  lieber- 


')  Hörnigk  a.  a.  0.  pag.  70:  „Die  Ausländer  schicken  uns  die  daraus 
labricirten  Tücher,  Zpüph,  Strümpf,  Hüte,  Leinwand,  Spitzen,  Leder,  ^'f^- 
schirr,  Farben  und  unzählig  andere  Dinge,  die  alle  in  den  Lrblaiideu  6o 
wohl  und  besser  als  draussen  sidi  verfertigen  lassen,  wieder  zorQck,  sieben 
dagegen  das  Geld,  so  sie  uns  fQr  die  rohe  Ware  gleichsam  nur  geliehen, 
3,  6,  nach  Unterschied  10,  wohl  auch,  wie  bei  den  Spitzen,  lOO^di  her- 
aus." —  Vgl.  überdies  Falke  a.  a.  O.   II,  2ia  ff. 

-)  Ein  cliarakteristischer  Aussprach  J.  J.  Becher's  im  .Politiiebeii 
Discurs".    IV.  Theil.  2.  Aufl.  S  475. 

äo  äussert  sich  auch  der  Regierunasratb  Taube,  einer  der  moss- 
gebendslen  Beamten  unter  Maria  Theresia  (Bflscbing,  Nene  Ecdbe- 
Bchreibung).  Eine,  vielleicht  die  einzige  Ausnuhrae,  bildet  die  in  der  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  gegründete,  im  Codex  Austriacus  mehrfach  erwlhote 
Cronraschtabrik  in  Linz. 


VL  1. 


7 


wuchern  der  Zuufimiasbräuche)  das  hier  in  gleicher  Weise  zu 
Tage  trat  wie  in  ganz  Deutschland,  hatte  jedes  Auäaffen  des 
Cbwerbestandes  zur  Unmöglichkeit  und  den  Handwerkerstand, 
der  firttlier  hochjpeaolitet  imd  geschAtet  war,  sa  emem  mliSr 
achteten  und  gering  gesdiätzten  gemacht'). 

So  seigt  sich  uns  in  allen  diesen  Erscheinungen  auf  dem 
Gebiete  dea  Handels  und  der  Gewerbe  ein  desolater  Zustand, 
der  immer  weiter  andauern,  ja  noch  zunehmen  mii<«ste ,  dn  nie- 
mand da  war,  um  ihm  ein  Ende  zu  machen  und  die  traurigen 
Verhältnisse  etwas  zu  bessern.  Der  Landesherr  —  der  ja  damals 
den  Staat  bedeutet  —  war  viel  zu  ohnmächtig,  um  krJiftipre, 
ausreichende  Massregeln  treüeu  zu  können,  dazu  das  Land  und 
Volk  durch  Krieg  und  Noth  aller  Art  ausgeso&;en,  dos  Kaisers 
Kasse  scbon  lange  leer.  Daber  seben  wir  ancb  in  der  Gesetz- 
eebong  jener  Periode  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbes  fast  kerne 
Spar  Ym  etgentiicb  wirtbschaftspolitischen  Schate-  und  Hülfe- 
massregeln,  vielmehr  meist  abstrakte  Formulirungen,  die  dem 
Geiste  der  römischrechtlichen,  absohitistischen  Staat'^fiTisrhnmmL'" 
zum  Durchbruch  verhelfen  sollten  Schon  frühzeitig  nahm  in 
Oesterreich  die  Gewerbegesetzgebung  diesen  „absolutiätLschen** 
Cluii akter  an  und  zu  einer  Zeit,  wo  in  den  anderen  deutschen 
Staaten  noch  wenig  Spuren  hiervon  voriiaiiden  waren,  iindeu 
sich  hier  schon  Bestimmungen,  die  ihre  Spitze  gegen  die  Anto- 
nonue  der  Zttnfke  und  die  monopolistischen  Ten&naen  derselben 
kehren. 

Im  Jahre  151^  bekl^igen  sieb  die  Stftnde  der  österreichischen 
Länder  zu  Innsbruck  -)  ,,der  vermainten  Freiheiten  halber,  nach- 
dem einige  geietliche  und  weltliche  Stande,  auch  Adelige  und 
andere  Personen,  St.idte,  Märkte,  Zünfte,  Zechen  undHandt- 
wcrker  zum  Al»biiiche  und  Nachtheile  der  von  Kaiser,  König 
und  Fürsten  erlangten  Laiidesfreiheiten  erschlichen  haben  etc.'*, 
desgleiclien  „wegen  der  Unordnungen,  so  in  Kayserhcher  Ma- 
jestät ErUanden  mit  Hantwerch  and  in  ander  weg  erwaebsen 
ist*^  nnd  des  Weiteren:  dass  diese  ihre  Besttttigunpbriefe  und 
neuen  Privilegien  hinter  dem  Rtlcken  der  Suinde  erkngt  hätten. 
Dem  ^vird  nun  auch  Abhilfe  geacha£fen.  Ferdinand  I.  hebt  1527 
die  Zünfte  und  Zechen  „mit  ihren  selbstgemachten  Satzungen, 
Ordnungen  und  darüber  erhaltenen  Bestätigungen^  au£  Dies 


»Schröder  a.  a.  0.  S.  301.  .Die  sweyte  Ursach,  wamm  bishero 
in  Teotschland  die  nuurafiustiira  wu^Xz  darnieder  gelegen,  ist  die  Yerachtung 
der  Handwerkileat»  dttt  jeder  Tintenlecker  einem  rechtschaffenen  Mann 
und  Künstler  vorgezogen  wird:  daher  es  kommen  ist,  dasz  die  Eltern  nur 
die  dnmm^ten  in^enia  auff  die  Bandwerckh  gcbickeo,  wo  sie  aber  ein  wenig 
frnte  natnralia  bei  eiDem  Kinde  merkhen,  da  mnm  es  etndiren  und  soll  ein 
T»nctor  oder  Magister  aus  Ihme  werden.  „Er  nennt  anrb  nn  einer  anderen 
Stelle  „die  vermaledeyten  und  als  ärgste  Pesth  von  gantz  Deutschland  ver- 
fluchten zünnfft"  die  Uisache  des  Nichtaufkommens  der  Manufakturen. 

*)  Zeih  ig,  der  Innsbruck  er  Ausscbusslandtag  der  diteireiehiiebeii 
£rblaade  1518  (im  Archiv  L  östeir.  Geeeh.  18j. 
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klinet  allerdings  so,  als  ob  nun  das  letzte  Stündlein  der  Zunft 
gescnlagen  liätte,  alyer  davon  konnte  besTf'ifliclierwf'iHf'  (damals 
nicht  die  Kede  sein.  Nach  dem  Wortl  mtc  der  „neuen  Foüzcy 
und  Ordnung  des  Hamliwerches  und  Dienstvolck  der  nieder- 
östeneichisclien  Länder"  '  )  erscheinen  allerdings  die  Zünfte  auf- 

gehoben  und  haben  weiterbin  keinen  rechtlichen  Bestand:  allein 
i  dieMT  BSmädit  Irt  die  PoliBaordnimg  nur  «if  dem  Pmoie 
stehen  gebliebea  und  wir  haben  gleich  aus  den  nioiisten  Janron 
Beweise  genug,  dass  die  Zünfte  nach  wie  vor  existhrten  und  — 
funktionirten.  Auch  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  unter  dieser 
^Aufhebung",  wie  dies  auch  anderwärts  der  Fall  war,  nur  die 
Aufhebung  der  Autonomie  der  Zünft*».  soweit  eine 
solche  nocli  besfcmd,  zu  verstellen  ist.  Fast  ichzeitig  mit 
dieser  Zunütaufht;bung  gibt  Ferdinand  1528  den  Zünften  eine 
Ordnung  —  betitelt:  Policeyordnung  für  die  Handtwercker-)  — 
'  die,  wenn  sie  auch  die  inneren  korporativen  Gestaltungen  und 
VerBammlnngen  der  Handwerker  ohne  besondere  Emubmss 
▼erbietet,  dodi  sich  im  grossen  Ganaen  an  das  bisherige  Zunft- 
recht  anleimt: 

Jedes  Handwerk  soll  «wei  geschworene  Meister  und  Gesellen 
wählen ,  durch  die  alles ,  was  das  Handwerk  vorzubringen  hat, 
an  Bürgermeister  und  Rath  zu  gelangen  liabe;  dieselben  Ge- 
schworenen haben  aueli  mit  zwei  Verordneten  des  Raths  ^Be- 
-t  lüiu  zu  halten^.  ^Streitigkeiten  und  Zwiste  zu  schlichten'',  ins- 
biysoudere  auch  „in  Lolmstritten  zu  entscheiden*';   nur  im  Falle 

fotheilter  Meinung  entscheidet  endgültig  Bürgermeister  oder 
Schter.  Wer  Meister  werden  wül,  muas  steh  einer  Meistsr* 
prilftmg  vor  den  Geschworenen  unterziehen  u.  s.  w.,  ungewöhn« 
ache  und  besonders  beschwerliche  Meisterstücke  sollen  ab- 
geschaffl  sein,  desgleichen  die  unnützen  Bewirthungen  und  ^Col- 
lationen".  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  noch  über  das 
Schmfihen  und  UTiehrIichmach''ii,  über  die  „Störer",  die  reisenden 
Gesellen,  das  Schenken,  die  Keicrt^ige,  über  Almo>'en,  Lehr- 
jungen, Gottesdienst,  die  Handvverkslade  und  älmhche  Dinge, 
die  im  grossen  Ganzen  jenen  Bestimmungen  entsprechen,  wie 
wir  sie  in  den  meisten  „selbstgemachten  und  bestätigten"  Zunft- 
ordnungen des  16*  Jabmunderts  &ideD,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  der  Standpunkt  der  Eontrole  und  üeberwachung 
durch  die  Behörde,  der  steten  Unterordnung  des  Handwerkes 
tmter  die  „Policen"  hier  vielleicht  noch  schärfer  kerrorlritt. 
Die  besprochene  Polizeiordnung  enthält  aber  ausserdem  einen 
besonrliT'en  Theil,  der  darum  vm\  hohem  Interesse  ist,  weil  er 
manchen  Ein))liek  in  die  damalige  Gewerbstechnik  j^ewHhrt;  es 
werden  nämhch  über  70  der  bedeutendsten  Gewerbe  angefUhrt 


M  In  der  TJniversititsbibliothek  zu  Wien. 

^)  Vgl.  hioraber  Buchholtz,  Geschichte  Ferdinands  I.  YIII.  Bd. 
8.  2ft5  C 
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tnid  die  Qrenzen  ihrer  GewerbsberecbtiguDg  festgestellt,  auch 
ftr  einadne  besondere  polizdliche  VorMshriften  erLuseo. 


in  der  von  ihm  eingeschlagenen  Bahn  der  abaolatistiaciien  Ge- 
werbepolitik eine  Reihe  von  Verordnungen  der  folgenden  Re- 
genten l>is  auf  Leopold  T. ;  der  Haupttneil  dieser  gesetzlichen 
Bestiuiiiuin^en  bezielit  sich  auf  die  Organisation  des  Gewerbes, 
—  wenn  man  diesen  Ausdruck  liier  auwenden  kann  —  d.  h.  auf 
die  iStellung  der  Zünfte,  dann  auf  das  Recht  zum  Gewerbe- 
betrieb, endlich  vornehmlich  auf  die  Abstellung  der  „Ilandwerkö- 
missbr&aefae**.  Eine  weitere  fidhe  von  Verordnungen  behandelt 
die  im  Interesse  des  G^einwoUs  i%lr  nOthig  erachteten  Preis- 
laxen und  Lohnsatzungen,  die  Ordnung  der  Rechte  der  nicht 
im  Zunf^verbande  stehenden  Handwemer  (der  Hofbefreiten, 
Freimeister),  enthält  sodann  Normen  von  theilweise  handels- 
politischer Natur,  wie  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  Vorkehrungen 
zur  Hebung  der  sogenannten  Manufakturen  u.  dgl.  Die  Ver- 
ordnungen der  ersten  Art  gehen  weit  in  das  16.  Jahrhundert 
zurück,  die  der  zweiten  gehören  meist  erst  der  Zeit  Leopold  I. 
an.  Das  Geltimgsgebiet  aller  dieser  Bestimmmigen  ist  meist 
nor  eui  proTinzidles,  oft  nur  du  lokales  (für  einzelne  StMdte 
nnd  Märkte  erlassene  Verordnungen).  Die  beste  Quelle  dieser 
Verordnungen  und  ^Oesetze^  (wenn  man  im  absoluten  Staat 
von  stachen  sprechen  kann)  ist  wohl  der  „Codex  Austriacus** 
(herausg.  von  Ouarient  1704)  für  Hi  ^  beiden  Oesterreich,  den 
auch  die  meisten  ^hriftsteller  als  QjaßUe  für  diese  Periode 
benutzen. 

Nun  zum  wichtigsten  Detail  dieser  Verordnungen.  Dieselben 
bieten  nicht  sowohl  ihrer  Bedeutung  uud  Geltung  wegen  viel 
Interesse  —  denn  viel^h  gerieth  die  eine  oder  andere  ganz 
nnd  gar  in  Vergessenhat,  ein  Dine,  das  sich  fralich  zum  Theil 
«US  der  damals  so  mangelhaften  Pnblikation  und  Verbreitung 
der  Gesetze  erklärt')  —  als  vielmehr  weü  sie  einen  Einblick 
gestatten,  einmal  in  den  Zustand  des  Gewerbes  zu  jener  Zeit 
und  dann  in  die  wirthschafthche  AuflTassun!]:  dos  ZeHülters,  die 
bei  aller  Inkonsequenz  \mr]  Unklarheit  im  Kinzehien,  d'^nnoch 
im  Ganzen  in  diesen  Bestimmungen  klar  und  konsequent 
hervortritt. 

Die  das  Zunftwesen  und  Zunitrccht  regelnden 
Verordnungen  können  eingetheilt  werden  hi: 


M  Man  kaan  dies  aucli  aus  des  oftmaligeu  „Deuerlicben  Eioscbärt- 
fbngen^  entnehineD.  Ein  interessantes  Beispiel  bietet  die  Yerordniuigt 

Leopold  I.  vom  17.  Juni  1661  (im  Codex  unter  „Taglolins-Satzung"),  wo 
es  npi«^t:  „obzwar  noch  hiervor  1H40  und  Kiöß  von  Unserem  Vater 
Ferdiiiarid  III.  eine  heylsam  Sau-  und  Ordnung  ....  gemacht  und 
pablicirt  worden,  so  bringt  doch  die  tftRiicbe  Erfahrung  mit  sich,  dass  bis- 
nero  dieser  schnurstracks  entgegen  geliandelt  und  p"f  lohet  worden  .  . 
Und  auch  diese  Verordnung  musste  l(i73  iniederbolt  werden. 


Ferdinand  I. 


nun 


10 


VI.  1 


1.  BeBtunmttiijpn  über  die  iCinrichtung,  rechtliche 

Existenz  und  Stellung  der  Zünfte  zur  Obrigkeit: 
so  flu'  Verordnun«;  von  Mathiaa  (1017),  wonach  die  „Auff- 
riciitiniij:  von  Zunfften  oluie  allerguädigsten  Consens  und  Ver- 
williguag  tuiUuro  ver})oUn  sein  solle",  dann  die  \'*'rordnung 
Leopold  I.*),  wüDach  oline  Vernehmen  der  Obügkcit  keine 
neuen  Privileieien  ertheilt  werden  sollen  und  zugleich  die  Qe- 
richtsbarkeit  der  Zünfte  dahin  geordnet  mrd:  wenn  eine  Sache 
„pure  et  aimpKdter"  das  Handwerk  und  dessen  Ordnung  be- 
trefie,  man  dasselbe  ^wie  bishcro  also  auch  ftlrohin  als  primam 
instantiam  zulassen,  andere  Händel  aber  .  .  .  vor  denjenigen 
Magistrat  oder  Obrigkeit,  wo  die  Zc'che  aufgerichtet  ist,  gehörig 
sein  solle  .  .  .  wie  denn  auch  denen  Zechen  allen  Ernstes  an- 
befohlen wird,  sich  nicht  sc-lbst  der  Exf^-ntion  anzuniaszen  .  . 
Trotz  dieser  scheinbaren  JurisdiktionsbcwiiHgung  ist  hier  der 
Standpunkt  der  absoluten  staatlichen  Hoheit  nicht  minder  fest- 
gehalten; die  Rechte  der  Zunft  erscheinen  eben  als  staatliche 

Sivil^m.  Daher  auch  eine  Bdhe  von  Verordnungen,  die  den 
ewerbcbetrieb  der  ZunftangehOrigen  gegen  unbefugte  Störer 
(Bönhasen,  Pfuscher)  schützen,  so  ftir  alle  TJe werbe  von  Leo- 
pold, 1693,  beaüglich  der  Schneider  schon  1569  und  1600,  der 
rischler  ote 

2.  Eine  Unzahl  von  Ik'stinimungen  über  die  Handvverks- 
nii.s 8 brauche.  Die  wiclitigstcn  (1?»  gravamina)  sind  zusammen- 
gefasst  in  der  crwähuteu  Verürdiiuug  Leopold's,  überdies  sind 
vereinzehe  Verordnungen  schon  seit  früherer  Zeit  (Verordnungen 
MaximiKan  yon  1567  und  1571,  Ferdinand  III.  von  1655 
etc.)  für  daa  gesammte  Glewerbe  erlaasen  worden  —  später  dann 
audi  einzelne  Handwerker  (Becken,  Schneider)  betri  ftend.  Die 
Hrgsten  Missbräuclie  betrafen :  a)  Erschwerung  der  Aufnahme  in 
die  Zunft  überhaupt,  einmal  schon  durch  Erschwerung  der 
Niederlassung,  dann  durch  AiHsrhliessung  ganzer  Gesellschafts- 
klassen, theils  ilirtr  Beschäftigung  wegen,  theils  aus  anderen 
Gründen  des  Vorurtheils,  hinter  dem  sich  oft  nur  der  krasse 
Zunftegoismus  und  hubhüchtige  Monopolsucht  verbarg;  es  waren 
dies  die  sogenannten  „Unehrlichen''  -)  (Leineweber ,  Barbiei-e, 
SchifiiBr,  MoUer,  ZöUner«  Pfeifier,  Oerichtsdiener,  Trompeter,  Bader 
—  natürlich  seit  jeher  Abdecker  und  Scharfrichter),  b)  Er- 
schwerung des  Meisterwerdens  insbesonderey  worauf  ja  schliesslich 
auch  die  früheren  Bestrebungen  hinausgicngen  durch  Forderung 
langer  Lehijahre,  langer  Wanderjahre,  durch  die  Forderung, 
dass  der  Oeselle  eine  bestimmte,  nicht  geringe  Z^it,  2  bis  3 
Jahre,  in  demselben  Orte  gearbeitet  haben  musste,  durch  über- 
mäßige und  unnütze  Taxen  und  Kosten  beim  Meisterwerden^ 


<)  Cod.  Austr.  S.  4.')9  Oberhaupt  die  aasfUhrlichste  der  hier 
behandelten  VerordauDgen. 

*)  Genaue  Details  bei  0.  Beneke,  Von  uaehrliGben  Leuten. 
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durch  Auferl^uDg  eines  theueren  und  unzweckmäaaigen ,  d.  h. 
(später)  uiiTerkäaifidMn  MeisterBtackea^  endlich  dvrdi  AumcUum 
meaetä  oder  jenes  Gesellen  von  der  MebterBchaft,  Üer  der  nn> 

verheiraiheten,  dort  der  verheiratheten,  mindestens  jener,  die 
deflorirte  Personen  gebeirathet  hatten,  c)  Die  iioermässige 
Völlerei  und  Schlemmerei  bei  jeder  erdenklichen  Gel^enheit, 
insbesondere  bei  d(  r  Loszfiblung  der  Lehrburschen,  beim  Meister- 
werden, beim  Eintretten  Iremder  Gesellen  (Handworkscollationen, 
Abend-  und  Ausschenken),  ferner  die  8clirecklicheu  Unsitten 
deii  „Scheltens",  d.  h.  Uuehrhch-Erklärens  aus  einem  oft  ganz 
tbörichtenOrunde  ( wegen  Tödten  eines  Thieres),  des  Aufetehens  der 
Gksellen,  d.  h.  der  ersten  Form  eines  Strike»  des  Auftreibens 
d.  h.  VeifolguDg  eines  „Gescholtenen''  bei  allen  anderen  Zttnften, 
soweit  eine  Verbindung  mit  ihnen  bestand,  endlich  das  lächer- 
lich übertriebene  Ceremoniell,  die  „läppischen  Redensarten'*, 
die  ])ei  te-stlichen  Gelegenheiten  oder  bei  Ankunft  und  Abreise 
gesprochen  werden  mussten  ' ) .  den  K  knnnten  „blauen  Montag" 
u.  dgl.  d)  Coalitionen,  Verabit  laiii;  !!  1«  r  '  i  werbsleute  wegen 
Feststellung  von  Preisminimis,  Verweigerungcu  von  ReparatureUi 
Fortsetzung  von  anderen  begonnenen  Arbeilen. 

Gegen  aUe  diese  Missstttnde  hatten  sich  schon  grossentbeils 
die  RMispoliseiordnungen  des  16.  Jahrhunderts  gewendet'), 
die  Landesgesetzgebung  Oesterreich's  folgte  nach,  indem  sie  diese 
Missbräuche  tbeils  ganz  verbot ^  theils  so  viel  als  mögUch  ein- 
schränkte —  freihch  kaum  mit  grossem  Erfolg;  dies  sehen  wir 
daraus,  dass  trotz  der  vielen  und  oft  wiederholten  N'erordnungen 
der  Regente  n  bis  Karl  VI.  dorh  in  der  allgemeinen  Mfindwerks- 
ordnung  (ler.sdben  neuerdings  die  Abstellung  dieser  Dinge  u.  z. 
im  Dewil  fast  aller  dieser  Punkte  angeordnet  werden  musste. 

3.  Bestimmungen  darüber,  ob  und  inwieweit  die 
Zflnfte  das  Recht  der  Geschlossenheit  hätten  und 
weitere  Bestimmungen  ttber  die  vom  Zunibwang  befreiten  Hand- 
werker, die  HofbeS-eite  (Freimeister)  genannt  wurden»  und  denen 
ocb  am  Schluss  dieser  Periode  noch  eine  zweite  unten  ntther  zu 
erwähnende  Gruppe  in  den  mit  „Sehutzbefugnissen"  Versehenen 
(spatf-r  „Decreter"  genannt)  anschliesst.  In  ersterer  Rücksicht, 
bezüglich  der  j/^esehlosRenheit",  ist  insbesondere  ausgesprochen 
in  der  obenerwähnten  Handwerksordnung  Leopolds  von  i()89 
(Codex  Aust  2.  unter:  Handwerker-  und  Ivimstler-Missbrauch- 
AbsteUung)  zu  dem  gravamen  1 7,  „dass  theils  Zechen  und  Hand- 
werke in  ihren  privilegüs  haben,  es  auch  zum  Thdl  noch  prae- 
tendiren,  dass  deren  eine  gewisse  Anzahl  seyn  und  auszer  der- 
selben keine  weiteren  zugelassen  werden  sollten  obwoblen 

ba  etzlichen  Handwerkern,  deren  mm  nicht  so  viel  oder  so  oft 
Vonnöthen  . . .  bbweilen  gut  ist,  dass  die  Anzahl  restringirt  und 

lieber  alle  diese  Missbräuche  vgl.  Mascher,  Das  deutsche  Ge- 
wwbewesen  1866.  S.  338,  343  flf. 

^  Gerstiacher,  Teatscbe  Reicbegesetxe.  Bd.  IX. 
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dahin  gesehen  werde,  die  Städte  mit  anderen,  dem  gemdnen 

.Wesen  nützlicheren  Leuten  zu  erMlen,  solches  all  er  zeit  in 
a  r  b  i  t r  i  0  o  i  n  es  j  e  d  e  n  IVt  m  g i  s  t r  a  t  e s  u n  d  O  b r i g  k  e i  t  v  o  t'  - 
bleiben  solle,  nach  denen  veränderliehcu  Zeiten  und  Umb- 
ständen  die  Anzahl  zu  vermehren  oder  zu  niiudern,  damit 
.denen  monopoliis  kein  Platz  ein^ i  a  umbt  wird". 

Man  sieht  aus  dieser  mehr  unklar  klingenden  als  wirkHch 
«chwankenden  Entscheidung ,  die  es  in  kluger  Vorsicht)  um  ja 
kein  PrKiudis  zu  sdbafei,  den  Obrigkeiten,  also  den  Organen 
der  absoluten  Staatsgewalt  überlässt,  von  Fall  zu  Fall  zu  ent- 
scheiden, dass  man  koneswegs  der  Zunfit  zu  viel  Kecht  ein- 
räumen wollte.  Ihr  Privileg  wurde  mögliclist  einschränkend 
interprctirt  und  überdies  wendete  sich  der  absolute  Staat,  soin«'r 
merkantihstischen  8taats])raxis  geraiiss ,  stets  ^egen  das  Monopol- 
bestreben  der  Einzelnen  oder  der  Körp^  rsehaften. 

Wa«  nun  die  11  oi'befrei  ten  betriÜ't,  so  waren  dies  liand- 
werker,  die  durch  besonderes  Privileg  von  dem  Zunftverband, 
in  der  Regel  auch  von  den  (Steuer-)  Leistungen  der  ttbrisen 
Handwerker  befreit  waren;  im  tlbrigen  waren  sie  gldchgesteUt : 
sie  hatten  das  Recht  zur  Aufnahme  von  Lehrjungen  und  Ge- 
sellen, zur  Ausübung  des  Gewerbes  ohne  Erwerbung  des  Bürger- 
rechtes, blos  gegen  Entrichtung  eines  jfthrlichen  Scimtzgeldes 
Auf  diese  Weise  wurden  in  der  späteren  Zeit  Akatliolilven  .  <Vv 
ja  nicht  in  die  Zünfte  aufgenommen  werden  konnten,  zum 
Gewerbebetriebe  zugelassen.  Betreffs  der  Hof  befreiten  existiren 
verschiedene  Bestimmuiigtu ,  insbesondere  nach  der  Vei'ordnung 
▼on  1660  fiir  Wien  (wied^holt  I6ül),  u.  z.  wild  zunächst  der 
Grundsatz  au&estellt,  dass  die  Hofbäßreiung  mit  dem  Tode  des 
Monarchen  ertöscbe;  dann  sollen  keine  neuen  Hofbefreiungen 
eitheüt  werden,  weil  natürlich  die  zünftigen  Handwerker  viel 
Klagen  imd  Beschwerden  erhoben  hatten;  in  einzelnen  Ge- 
werben (Gewandschneidem  und  Eysslern)  werden  soirar  die  be- 
stehenden HotB^iheiien  kassirt.  joflMch  der  Keehlsstandpunkt  mit 
dem  Zusatz  gewahrt:  •  •  •  wobei  jedoch  ihre  Kais.  Majestät  Ihro 
gleich  wol  freie  und  otfeiie  Hand  in  all  weg  vorbehalten  haben 
wollen,  einen  oder  anderen  vorkommenden  sonderbaren  Künstler 
oder  auch  andere  dero  getreue  Bediente  und  emeritirte  Personen 
mit  Hoff-  und  landesfürstlichen  fVeyheiten  nach  Beschaffenheit 


')  Als  ersten  FaU  einer  Hofbefreiung  erwähnt  Gigl,  Gescliichte  der 
"Wiener  Marktordiumfren  —  ein  von  Elisahcth,  Kaiser  Max  II.  Tochter, 
einem  gewissen  i^omunigo  Barchiuo  im  Jahre  IböÜ  ertheiltes  Privileg.  — 
Wenn  dies  eine  eigentliche  flot'befreiung  war,  so  Stand  diss  Recht  auch 
Mitgliedern  der  Familie  der  Monarchen  so;  spfttST  erfolgten  die  Hof' 
befreiungen  auch  darch  die  Hotkanzlei. 

Die  Handwerk^juristen  des  17.  Jahrhonderts  (Struve,  Beier)  vindicirt^ 
von  ihrem  Standpiune  dem  Landesherm  immer  das  Recht  „Freimeister"  an- 
ztjstellen,  ausser  wenn  dies  ausdrücklich  in  dem  der  Zunft  gegebenen  Privi- 
legium ausgeschlossen  wäre.  —  Vgl.  über  die  Hof  beireiten  auch  Kopetx, 
Allgemeine  Osterreiebische  Gewerb^esetzkunde  1829.  I,  99. 


.  kiui.cd  by  Google 
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der  Sachen  zn  begnadigen".  Ferner  wttl  seane  M^estät  „denen 
von  Wien'^  anfgefcnigen  haben,  den  entladenen  HoHiefireiten  da« 
Bttvgenrecht  su  ertheilen  und  sie  in  die  Zunfle  aufzunehmen, 
ohne  dass  sie  mjsüt  beacliwerlichen  und  schädlichen  Conditionen 

LTJivirt  werden*.  Alle  Hofbefreite  mü.^sen  im  Auftmgsfall  dem 
Hote.  wenn  ov  Wien  verlftsst,  folgen ;  die  von  dem  Kaisor  selbst 
Privil^irten  können  ilir  Gewerbe  in  W  ien  inzwischen  weiter 
betreiben  hissen ,  die  blos  durch  die  Hot'kanzlei  mit  Freiheiten 
\' ersehenen  mU8«>eu  ihren  Laden  in  Wien  bis  zur  Rückkehr  de«* 
Hofes  sperren.  Ferner  sollen  Hofbefreite  nicht  zugleich  Btti»er 
sein,  'wirklidie  Hof-  und  Kammerbediente  können  ihr  Gewem 
auch  ohne  Hofbefreiung  treiben.  Endlich  heisst  es:  Hoffreiheiten 
y^expiriren  durch  den  Tod  und  extendiren  nicht  aof  die  Erben". 

Die  Verleihung  von  Hofffreiheiten",  wenn  sich  dieselbe 
auch  nur  auf  Wien  erstreckte .  wnr  der  ei^te  Dnrehbnieh  der 
Zunftrechte;  ein  zweiter  geschah  spater,  zu  Beginn  des  18.  .ialirhun- 
(lert,  durcli  (h'e  den  damals  in  Oesterreich  aufkommenden  Fabriken 
ertheiltea  Befugniöse  ganz  spezieller  Privilegien,  den  sogenannten 
„Pri  va  tiva",  durch  welche  die  Fabriken  vom  Handwerke  und 
der  Zonftvernssang  mOgUchst  nnabhJtngig  gemadit  werden 
soUten^).  Die  Falmkanten  erhielten  non  unter  Joseph  I.  (seit 
1705)  und  seinen  Nachfolgern  gross(  Trivilegien:  Steuerfireüieit 
des  Unternehmens  ,  Milltfirfreiheit  der  Arbeiter  imd  Lehrlinge, 
Schutz  ihres  Glaubensbekenntnisses  (sie  waren  meist  protestantisch) 
in  je<:ler  T^insiclit,  «elbst  Staatsvoraehüsse  .  .  .  kurz:  man  that  in 
dieser  späteren  Epoi  lu-  Alles,  um  <lie  Fabrikation  in  Flor  zu  bringen. 

Die  zweite  Reihf  von  Vcr(U-dniin*,nai  mritasst  jene  Bentim- 
mungen,  die  sich  nicht  auf  ZuntLweöeu  uud  Zunitrccht  beziehen. 
Sie  können  eingethcilt  werden  in 

1.  Bestimmungen  tlber  die  im  Interesse  des  Gemeinwohls 
ftr  nOthig  eraditeten  Freistaxen  und  Lohnsatzungen, 
erstere  zunächst  iiir  Lebensnuttel  und  unumgänglichste  Bedarfii- 
artikel.  Solche  Preistaxen  giebt  es  eine  Unzahl;  Leopold  fasste 
sie  16s<.J  in  einer  Taxordrtun«;  t^rifammon,  die  oine  grosse  Reihe 
von  W  aaren  aufzählt.  Si»  waicü  wohl  oft  hervorgerufen  durch 
Klagen  lil)er  unmässige  Preise  der  Zunftmeister,  die  ihr  Monopol 
nach  Möglichkeit  auszunutzen  suchten  Die  Taglohnsatzungen 
wurden  meist  veranlasst  durch  überspannte  Lohnansprliche  der 
Gesdlen,  sobald  Mangel  an  ArbeitakrttAen  war.  Alle  diese  Be- 
etimmungen wurden  natttrlich  yiel&ch  umgangen  und  missacfately 
ne  erlangten  nie  grosse  Bedeutung'). 


*)  Rescbaaer  a.  a.  O.  S.  5  erw&hnt  ale  das  erste  Beispiel  der  Ge« 
wlhmng  tolcber  privativa  die  Errichtang  der  Fabrik  eines  gewissen  Ad  im 
Jniats  Höger  im  Jahre  17u9;  dieselbe  betasste  sich  damit,  Oel  aus 
Traobenlnanien  TO  pressen. 

Eigentlich  werden  sie  nur  als  Nothmittel  betrarhtrt,  daher  es  vor- 
kommt, dass  mit  Feststellung  solcher  Taxen  gedroht  wird:  (Verordnung 
Leopolds  Ton  167B)  „.  .  .  Handwerker  und  Uandelsleut'  sollen  ihre  Waareu 
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2.  Die  BeBtimmuiigeii  über  die  ausser  dem  Zunft- 

▼erbande  stehenden  Handwerker.  Diese  wurden  im 
AnscliTnssft  an  die  „Zunftgeschlossenheit"  bc-roita  besprochen. 

3.  HeötiTTinmngen  rUeksichtlich  Verbote,  den  Iniport 
von  Waaren,  Export  von  Rohprodukten  botref- 
fe n  tl  ^  sie  gehören  der  Handelspolitik  an,  haben  jedoch  hier  und 
da  einen  innigen  Zusammenhang  mit  der  beabsichtigten  Hebung 
eines  besonderen  (3ewe9rl>es. 

Die  letsteren  Bestimmungen ,  so  unklar  und  inkonseqruent 
sie  im  Einzelnen  sind,  so  wenig  sie  im  Chwzen  durchgetührt 
wurden  und  rlurchgcfUhrt  werden  konnten,  sind  der  Anfang 
einer  merkantilistischen  Zollpolitik.  Von  Bedeutung  erscheint 
insbesondere  schon  das  Edikt  vom  27.  Januar  1050  ftlr  da-* 
Reich,  das  unter  dem  0.  Dezember  H>73,  20.  September  1674 
ftir  Oesterreich  repetirt,  endlich  als  Keichs  -  Edikt vom  7.  Mai 
1G76  „we^en  Verbiet-  und  Abschaffung  der  französischen  Waa- 
ren" publizirt  wurde.  Dasselbe  verbietet  die  „HereinftlluunK 
aller  und  jeder  finosOdsehen  Waaren  imd  Manu&ctuien  und 
zwar  in  specie  des  Brooat  und  sonst  allerhand  Sortra  Zengh, 
geblümt,  gestreift  oder  glatt*':  es  folgen  nun  eine  ^^rosse  Zalj 
von  Stoffen  und  Luxusartikeln  aller  Art,  deren  Eintuhr  und 
Verkauf  durchwegs  und  ausnahmslos  untersagt  wird.  Die  bis- 
In  riireTi  A'orrfltbo  sollen  noch  verkauft  werden  dürfen,  wozu  den 
Einheimischen  eine  Jahresfrist,  den  Fremden  nur  die  Frist  von 
2  Monaten  verstattct  wird ,  nacli  Ablauf  dieser  Frist  soll  gegen 
jeden  Uebertreter  „mit  würkUcher  Conriscation  verfahren  werden". 
Zum  Schlüsse  folgen  noch  einige  Vorschrifien  über  die  Behand- 
lung; der  Waaren  an  der  Ctrenze  und  die  Verftusserung  der  kon- 
fiscuten  Stacke,  Roscher')  behauptet  zwar,  dieses  Verbot 
habe  mehr  einen  kriegerisclien  aU  volkswirthachaftlichen  Zweck 
gehabt  und  beruft  sich  dabei  auf  I^speyres,  der  denselben  Satz 
beztlglich  eines  ähnlichen  Pjinfulirverbotes  der  Niederlande  auf- 
stellt. Allein  es  wäre  doch  schwer  zu  erweisen,  dnss  diese  zahl- 
reichen Verbote,  die  zum  Theil  auch  zur  Zeit  tiefsten  Friedens 
erfolgten,  nnv  den  Kriegszweck  im  Auge  p.^habt  habf  ii ;  vielmehr 
lässt  sich  eben  darin  auch  sehoti  der  beginnende  Merkantilismus 
erkennen,  und,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  ist  es  schon 
im  17.  Jahrhundert,  insbesondere  gegen  Ende  desselben,  einer 
der  Hauptpunkte  der  nationalOkonomischen  Theorie ,  die  Einfulu* 
des  Auslandes  möglichst  einzudämmen,  un^  dadurdi  die  inlän- 
dische Produktion  za  ermögiichen  und  zu  fördern. 

und  ihre  Handarbeit  nicht  Uberschiit/ca ,  damit  Wir  auch  ihnen  eine 
gewisse  Taxe  zu  geben  and  die  allzugrosse  üebefiebltBong  «z  offido  •!>- 
I08tellen,  keine  Ursach  haben'*.  (Codex  Austr:  Taglohnsatzung.  2.  Abs.) 

')  Vgl.  Gerstlacher,  Handbuch  clor  tputschon  Heichsfresetze.  Hd.  9, 
pag.  1404.   Cod.  Austr.  11.  S14  unter  „französischer  Waaren-Absteliung''. 

>)  In  Hildebraiid'B  JahrbOcherD.  II,  S.  86. 
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II. 


Die  Massregeln  zar  Heium«;  der  bewerbe  am  Ende 

des  17.  Jahrhunderts. 


Wir  sind  mit  der  knappen  Schilderung  der  GewerbegeBete- 
gfhiing  jener  Zeit  in  Oesterreich  zu  Ende.  Sie  bietet  im  All- 
gemeinen wenigstens  bis  zur  zweiten  Hiilftp  fies  1 7.  Jahrhunderts 
aurchaus  niclit  das  Bild  einer  energis  Ii»  n,  reformatorischen 
Gesetzgebung;  wenn  auch  einzelne  Punkte  darauf  hinweisen, 
dads  ein  Bestreben,  dem  düsteren  Zustande  des  Handels  und 
der  Gewerbe,  wie  &t  nun  aohon  seit  vieleD  Jahnsehnteii  henraohte, 
zum  Thdl  ieit  dem  B^im  des  16.  Jahrhunderts,  abznhel^,  su 
Grunde  liegt,  so  zeigt  das  Ganze  nicht  jenen  so  noth wendig 
kraftvollen  Zoff,  der,  das  Alte.  Morsche  niederreiseend,  dem 
Volkswohlstände  neue  Wege  bahnt. 

Aber  nun  tritt  —  etwa  mit  den  secliziger  Jahren  des 
17.  Jahrhunderts  -  bald  nach  dem  Regierungsantritte  Leopold  I., 
eine  neue  Erscheinung  zu  Tixse :  Man  wird  sich  iinnicr  klai-er 
des  elenden  Zustandes  der  Volkswirthschaft  bewusöt,  man  sucht 
und  ringt  nach  Mitteln  der  Abhilfe,  die  zunächst  in  den  Theo- 
rien des  von  fVankreich  ansehenden,  jetzt  sich  auch  in 
DeaiBcfaknd  Dnrchbrodi  ▼erschraTenden  JHerkantilismiis  erblickt 
Werden^). 

Der  erste  Schritt  geschieht  durch  Errichtung  eines  Cora- 
merciencollegiums  in  Wien  Ende  1665  oder  Anfang  lt)66. 
Die  „voi-nehmste  VerrirhtiiTig''  dieses  Collegii  soll  sein,  .,daäz 
sie  sicli  des  Zust^indts  und  der  Beschaffenheit  Handels  und  Wan- 
dels roher  Wahren  und  Manufakturen,  so  hinein  als  hinausz 
gehend,  in  dcu  kays.  Erbianden  erkündigen,  die  Urbachen  derer 
Anff-  und  Abnehmen  gründlich  eribrschen,  den  Lanff  nnd  Yer- 
Sndemng  des  Preisses  nnd  der  Gonsnmption  der  Gttter  anff- 
mercken  und  anff  alle  und  jede  so  inn  als  ausländisch  Handels- 


I)  VgL  Inama-Sternegg,  lieber  Pliilipp  Wflhefan  v.  Honigk  in 
Conrads  Jabrb&chern,  IL  Bd.  S.  194  ff. 
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and  Handwerekaleate  der  Compagnlen  und  Zttnnff^en  ein 
wachendes  Auge  haben,  nnd  inquiriren,  damit  die  schädlidien 

Monopolia,  PohnpoHa  und  Propolia  abgeochafit  und  die  Oonimer- 
cien  Land  und  Leutben  zum  besten  in  besseren  Standt  und  Flor 
gesetzt  und  darinnen  erhalten  werden"  V)«  Als  besondere  Auf- 
gabe liegt  dem  Kollegium  noch  ob;  zu  ncliten,  d.iss  das  Geld 
im  T^nde  bleibe,  die  fremden  Manufaktuinn  im  Lande  ver- 
arbeitet werden,  die  rohen  Waaren  nicht  aus  dem  Lande  gehen, 
d.iss  Witiiren,  die  aus  dem  Auslande  noth  wendiger  weise  herein- 
gebracht werden  müssen,  möglichst  wohlfeil  und  nicht  erst  auB 
dritter  und  vierter  Hand  den  Unterthanen  ▼ersobafft  werden; 
dass  die  Rohwaaren  aus  der  Fremde  möglichst  gegen  heimiacbe 
eingetauscht  werden;  desgleichen  soll  auf  den  Zustand  derKom- 
menrien  in  anderen  Ländern  und  Orten  Acht  gegeben,  Infor- 
mation mit  vornehmen  Handelsleuten  gepflegt  werden  (sozusagen 
Einrichtung  von  Konsulaten),  die  Kaufhäuser  und  Niederlagen 
gefcirdert,  Banken  und  WerkhMuser  errichtet,  endlich  auf  Lin- 
richtun^  und  Privile^irung  von  Kompagüii  n  zur  Beförderung  des 
Handelb  und  der  Manufakturen  hingewnkt  werden;  iu  Be^ug 
auf  den  letzten  Punkt  werden  noch  besondere  Instruktionen 
gegeben.  Dies  sind  im  Wesentlichen  die  projektirten  Funk- 
tionen des  Eommer&enkollegiums.  Dass  der  ganze  Plan  des- 
selben aus  der  Initiative  des  Kaisers  oder  der  leitenden  Staats- 
männer hervoigieng,  ist  nicht  anzunehmen;  ^  kann  im  Gcigea- 
theile  aus  einzelnen  Stellen  der  Instruktion  entnommen  weraen, 
dass  er  über  llath  und  Eintluss  eines  Miuines  erfolgte,  der 
damals  in  Angelegenheiten  der  Privile'i.irimg  einer  bayrischen 
Seidenkompiignie  in  Wien  weilte-),  und  nach  Atiiiahme  seines 
Voröchl^es  in  das  Kommerzienki.liegium  als  Uatii  berufen 
wurde,  eines  Mannes,  der,  von  genialer  Anlage,  den  Kopf  voll 
wunderlicher,  verschrobener  Projäte,  aber  audi  voll  tiefbedeoi- 
samer  wirthscbaiUicher  Ideen,  der  Osterreiduschen  Wirthschofti- 
poÜtik  flir  die  nächste  Zeit  ihr  besonderes  Gepräge  gab. 

Dieser  Mann  ist  Johannes  Joachim  Becher.  Sein 
Lebenslauf^)  ist  interessant  genug,  dabei  von  Wichtigkeit  fiir 
die  ganze  ( 'harakieristik  dieses  ManTit'<,  wie  insbesondfrc  tiir 
das  Untemelnnen ,  mit  dem  sich  die  gegenwärtige  Abhandlung 
beschäftigt,  dass  wu*  an  dieser  Ötelle  Einiges  hierüber  mittheilen 


hastruktion  für  das  Kommerzienkollegium  vom  22.  Februar  1666, 
abgedruckt  in  J.  J.  Bechers  politigchem  Discurs.  Der  Text  dürfte  authen- 
tisch sein,  da  dieses  Aktsnstack  in  der  dem  Kaiser  gewidmeten  Ausgabe 

abgedruckt  wurde. 

')  V^l.  die  folgende  Darttellong  aber  J.  J.  Bechers  Lebenisehickstle. 

•)  Die  Notizen  ii1  rr  seinen  Lebenslauf  sind  vor  allem  seiner  Bio- 
graphie: Trhan  Gottfried  Buch  er,  Das  Leben  eines  nützlichen  Ge- 
lehrten in  der  Person  de»  Dr.  Job.  Joacb.  Becher,  1722,  dann  Roth- 
Scholtz,  Vorrede  zu  Bechers  „Chymischen  Rosengarten",  Witte's  Dia- 
rium bin'jrnphicum.  endlich  eingemen  Bemerkuogeii  Secber's  eigener  Bachsr 
und  Mauust:ripte  entnommen. 


VI.  1. 


17 


zu  dürfen  glauben.  Er  war  vermuthlicli  1625  wa  Speyer  ge- 
boren, wiewohl  er  sich  später  fiir  jünger  ausgab.  80  zwar,  dass 

sein  Geburtsjahr  erst  1^35  gewrsen  wäre^).    Sein  Vnt^^r,  ein 

felehrter  protestintis<}ier  Geistiichcr ,  scheint  gleichzeitig  eine 
.chrstelle  an  einer  Knabenschule  innegehabt  zu  haben.  Er  starb 
im  37.  Lebensjalure,  als  Becher  noch  in  frühester  Kindheit  stand 
und  liess  denselben  ohne  Vermögen,  dagegen  in  den  traurigsten 
FamflienverhältDUfleD  smück,  die  am  noch  flcfalimmer  gestalteten, 
als  sich  Bechers  Mutter  mit  einem  wfisten,  in  keiner  Hinsicht 
stur  Erziehung  der  hinterbliebenen  Kinder  sich  eignendeu  Manne 
neuerdings  Termählte.  Da  dieser  auch  in  wenigen  Jahren  starb, 
wsir  der  junge  Beclier  schon  im  13.  Lebensjahre  genöthigt,  nicht 
nur  ftlr  sich,  sond  i  n  auch  für  seine  FamOie  zu  sorgen.  Er  that 
flies  mit  Aufgebot  aller  Kräfte  (lurch  Erth(niurig  von  Unterrichts- 
stumlen,  ohne  darum  seine  Studien,  die  sich  fa^t  auf  alle  Wissens- 
zweige, insbesondere  Mathematik,  Physik,  Medizin,  sodann 
aber  auch  auf  Theologie,  Linguistik,  Jurisprudenz,  Kameralistik, 
erstreckten,  zu  ▼emacmasflig^.  Seine  ersten  „Ehrenchargen*' 
waren  der  Grad  eines  Doktors  der  Medizin,  den  er  in  Mainz  er- 
warb, und  die  Stelle  eines  Leibmedikus  des  Kurfürsten  Joh. 
Ph«  Ton  Schönbom  und  eines  Professoris  institutionum  medi* 
cinae  an  der  Mainzer  Universitlit.  Diese  Stellung,  wie  auch 
seine  Heirath  mit  der  Toclitr-r  des  kurmainzischen  Hofrathes 
Lndwig  V.  Hörnigk,  des  Vaters  des  nachmids  bekannten  Kame- 
ralisten  (vgl.  Seite  5,  Anm.  5)  scheint  ihn  in  Verbindung  mit  meh- 
reren deutschen  Fürsten  gebracht  zu  haben,  denen  er  spater  wirth- 
schaftspoUtische  Vorschhlgc  unterbreitete,  Wtthrend  er  sich 
bis  2u  den  sech^ger  Jahren  fast  ausschliessend  literarisch  mit 
Physik,  Chemie  und  Linguistik  beschäftigt  —  1654  gibt  er 
,,Solini  Selzthal  Regiomontani  de  Lapide  Trismegisto*',  1660  —63 
die  „Metallurgia'*,  den  ,,Oedipus  Cnymicus",  dann  die  „Apho- 
n>mi  ex  in  titutionibus  Medicinae",  den  „Psirn^issus  mcdicinalia 
illustratu3  ■  und  den  ,.('haracter  pro  notitia  linguaruin  imiversfili'* 
nebst  einer  grossen  Zahl  kleinerer  Schriften  heraus  —  >i  li('mt 
er  sich  sodann  mein'  .staatswirth8chaftlich«'n  oder,  wie  der  damalige 
Terminus  lautet,  kameralistischen  Studien  zugewendet  zu  haben. 
Seine  erste  praktische  wirthschaftspolitiwhe  Thätigkeit,  die 
uns  aktenmftssig  erwiesen  ist,  fiült  in  das  Jahr  1664.  in  diesem 
Jahre  zieht  ihn  der  Kurfürst  von  der  Pfalz  Karl  Ludwig  zu 
Rathe  wegen  Einrichtung  von  Manufakturen  und  Be- 
schaffung fremder  Handwerker  för  die  Stadt  Mannheim;  es 

^1  In  der  Vorrcle  zu  seiner  „Methodus  didactica"  (1667),  in  der  er 
versichert,  er  sei  erst a2  Jahre  alt  —  Witte,  Diarium  biographicum,  tom.  II. 
behauptet,  er  sd  1685  im  Alter  von  00  Jahren  gestorben;  ein  gewisser 
Friedrich  Heym,  sächs.-gothaisch.  Ober- Berginspektor,  der  ihn  in  seinen 
letzten  Lebensiahren  kimntö  und  seine  Biographie  schreiben  wollte,  theilt 
in  einem  Briefe  an  den  Herausgeber  des  „Chymiscben  Rosengarten"  Roth* 
Schölts  mit,  Becher  sei  1682,  liegen  60  Jahre  alt»  gestorben. 
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kommt  ein  Vertrag  (ddo.  26.  März)  zu  Stande,  wonach  sich 
Becher  anheiflchig  macht,  zur  Errichtung  ( iner  (Hashütte  einen 
,.p:nten  Moister",  femer  einen  Wollenwirker,  8eiden-  und  T.einen- 
weber  heiTvnsdsaflen,  eine  ,.Lederbereiterey"'  einziiricliteii ,  einen 
PapiennUiler  kommen  zu  lassen,  eine  Hanimor-,  Schleif-,  Polier-, 
Seeg-  und  Walckmtihle  zu  bauen,  MaLilbeer])äuinc  zu  pflanzen 
und  Seidenzucht  zu  betreiben,  wogegen  sich  der  Kurturst  ver- 
pflichtet, alles,  was  Becher  fUr  nützlich  und  rathaam  erachten 
würde,  genehm  zu  halten  und  ihm  überdies  fUr  die  Darch- 
ftihning  jede.s  einzelnen  Werkes  eine  entsprechende  zifiermässig 
festgesetzte  Entlohnung  zusagt.  Das  Unternehmen  kam  nicht 
zu  Stande,  da  Becher  wenige  ^lonate  sf^ter  die  Pfalz  verlässt 
und  am  kurba\'Tiselien  Tlote  in  München  erscheint  -  wie  er  be- 
hauptet,  als  I^eibarzt  liinberiifen  —  um  dort  gleicliialls  Vor 
schlage  zur  1  iebung  der  X  olkc^wirthschaft  zu  machen.  Sein  Gönner 
soll  der  bayrische  Geheimrath  und  ObersthofineiötiT  Egon  von 
Eüistenberg  gewesen  sein.  Am  18.  Juni  iü64  überreicht  er  ein 
,,unvorgreimiche8  Bedenken  wc^n  Aufihehmen  der  Conimerden- 
Sachen",  in  welchem  er  cum  ersten  Male  ein  ziemlich  vollstän- 
diges wirthschaftÜches  Programm  aufstellt. 

Dasselbe  enthält  im  wesentlichen  folgende  Punkte:  Das 
Geld  sei  möglichst  im  Lande  zu  behalten,  die  Auflagen  (Tm- 
posten)  mehr  auf  aus  dem  Lande  gehende  als  hineinkommende 
Waaren  zu  legen,  dabei  stets  mehr  auf  Rohwaiyi-  n]<  auf  ver- 
arbeitete; die  Waaren  seien  möglichst  ohne  UnUrlvauter  und 
Makler  einzukaufen,  dabei  mUsste  seitens  der  einlicimischen  Be- 
völkerung immer  den  inländischen  Waaren  der  Vorzug  yor  den 
fremden  gegeben  werden;  man  solle  die  Konsumntion  stets  im 
Auge  behalten,  daher  „(Jebersetzung^^  bei  Handelsleuten ,  allzu- 
grosse  Populirung  einer  Stadt  meiden,  darum  auch  solh  n  die  ZUnilo 
erhalten  bleiben,  doch  entsprechend  reformirt,  die  Missbräuche 
abgeschafft  wei-dcn:  endlich  solle  man  sich  mit  tiem  geringsten 
Gewinn  hfMrmlLen  inid  ..das  publicum  Interesse  immer  dem  pri- 
vate vorzieli*  ir  .  Ai>  s})ezielle  Massregeln  führt  er  sodann  an: 
Begulirung  und  Ketorm  des  Miinzwesens  durcfi  Glcicluirtigkeit, 
VolUvichtigkeit  der  Münze  ( befüi  wortet  jedoch  einen  5^,  »igen 
Schlagschatz  zur  Verhtttung  der  Ausfuhr  des  Geldes),  Auf- 
richtung einer  Landes- Wechselbank  zum  Umtausch  des  in- 
nnd  ausländischen  Oeldes  und  zur  B^lung  des  geflammten 
Mttnzwesens;  sodann  Errichtung  eines  Kaufiiauses  zur  mög- 
lichst reichlichen  direkten  und  billigen  Beschafixmg  von  Koh- 
stofl'en,  die  im  Inlande  verarbeitet  werden  sollen,  eines  Werk- 
hauses,  in  dem  die  Bettellente  und  Vagabunden  zur  Arbeit 
angehalten  und  in  neu  einzurichtenden  Manufakturen  verwendet 
Wei  den  sollen ;  endlich  Fundirung  eines  K  o  m  m  e  r  z  i  e  n  -  R  a  t  h  e  s 
als  beaufsichtigende  und  leitende  Behörde,  deren  Deputirteu  die 
Leitung  der  einzelnen  obengenannten  Institute  obläge. 

Der  Kurfürst,  dem  Bechers  Vorschlüge,  insrnsondere  die 
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EumchtUDg  eines  E[attfhau8e8  und  dadurch  EinfÜluraDg  zahl- 
mcfaer  Hanufaktmen  gut  geBelen,  wollte  dieedbeu  aubiUd  in 
Ausführung  bringen  lassen;  er  veranst^iltcte  aber  vorher  noch 
eine  Art  Enquete  unter  den  heimischen  Kaufleuten,  die  sich 


aber  die  dadurch  eiTCgten  J]edeuken  durch  den  Hinweis  auf  die 
nothgedrnngen  parteiisclie  Hnlfun£r  der  Kaufleute,  deren  Interesse 
zum  Thcil  geschädigt  werde,  zu  beseitigen  wusste,  beschloss  der 
KuifUrst  mit  Hilfe  fremder,  insbeflondere  holländischer  und  bra- 
bantiflcber  Kaofleute,  die  Sache  ins  Werk  zu  setzen  und  vorerst 
eine  „bayrische  Negotien-Companie*^  zu  begründen,  die  mit  der 
Durchftibrung  betraut  und  entsprechend  privilegirt  werden  sollte. 
Becher  reiste  nach  den  Niederlanden  und  ßrabant,  konferirte 
mit  mehreren  reichen  und  mass^j^ebenden  Kaufherren  in  Amster- 
dam und  Antwerpen,  von  denen  einer,  Martin  Elers,  das  ( lanze 
übernehmen  und  einrichten  zu  wollen  erklarte.  Die  Sache  gedieh 
jedoch  nur  boueit,  dass  ein  Statut  fiir  die  Kompagnie  ausge- 
arbeitet wurde,  das  der  Kurfürst  auch  bestätigte;  dann  gerieth 
das  Werk  {edoch  ins  Stocken,  wie  Becher  selbst  berichtet,  „da 
diese  Privilegia  Yor  einen  Aiifang  gar  zu  universal  und  zu 
schwehr  ins  Werk  zu  richten".  Er  nahm  daher  zunächst  nur 
die  Seidenmanufaktur  in  die  Hand,  brachte  einen  tüchtigen 
Seiden  Weber  zur  Einrichtung  von  Antwerpen  nach  München  und 
konstituirte  eine  SeidenkompapTiie,  die  alsbald  privilegirt  wurde 
und  ihn  nach  Wien  entsendete  (10.  Januar  1666),  um  die 
nöthigen  Verbindungen  mit  den  kaiserlichen  Erblanden  des  zu 
hoffenden  Konäuine.s  wegen  anzuknüpfen. 

So  kam  Becher  im  Januar  166ü  nach  Wien.  Ausser  dem 
erwühntm  Aufir^^e  hatte  er  aber  noch  eine  zweite  Mission, 
nibnÜch  UnterhandiungeQ  wegen  Errichtung  einer  „Grien- 
tal  -  Conipagnie''  zu  pflegen  und  sollte  zu  diesem  Behufe 
mit  dem  Pater  Rochas  (Rojas),  Bischof  zu  Stephanien  und  dem 
kaiserlichen  Hofkammerpräsidenten  in  Verbindung  treten.  Rojas, 
ein  spanischer  Franziskaner,  hatte  sclion  vor  einigen  Jahren  das 
l'rojeKt  deutselier  Kolonien  in  Indien  propagirt  und  dessentwegen 
< ob  vielleicht  in  kirchlichem  Auftrage,  bleibt  dahingestellt)  Reisen 
an  verschiedene  deutsche  Höfe  und  aucii  nach  Spanien  unter- 
nommen;*) die  Sache  war  aber  immer  noch  nicht  in  rechten 
Gang  gekommen  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  an 
seinen  Pinnen  hartnäckig  festhaltende  Bischof,  der  wohl  als 
Gesandter  am  bayrischen  Hofe  Becher  kennen  gelernt  und  in 
ihm  einen  e^nProjektenmadier  erkannt  hatte,  diesen  nach  Wien 
und  in  das  Kommerzienkollcgium  braehte.  um  ihn  dann  ftlr 
seine  Pl^ne  zu  gewinnen  und  zu  bentitzen.  Thatsache  ist  das 
Eine,  dass  Becher  nach  wenigen  Wochen  —  unter  dem  22.  Fe- 

>)  Vgl.  Inama  s.  a.  0.  8. 196.  —  CsiDiiisrde&-Trastai  S.  911  Rqjss 
war  nur  Bischof  in  partibas  und  hatte  als  Beichtvater  am  kaiaerlicbsn 
Bole  sein  stitadigss  Domisil  in  Wien. 


verhielten.  Da  Becher 
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brnar  —  in  da»  Kommereienkollegiam  ak  Bath  berufieii  wird, 
das  erst  nach  seinen,  Hechers,  Angaben  und  Rathschiilgen  nen 
fiindirt  werden  soUte,  dessen  Amtsinstruktion,  die  wir  oben  mit- 
getheilt  haben,  wohl  zuversichtlich  Becher,  wie  er  anch  selbst 
behau ptf't,  ausgearbeitet  haben  rlfn*fte. 

liitercsöant  ist,  dass,  wie  sicli  aus  all  den  vorliegenden,  von 
Becher  in  seinem  „Coniniercientractat"  abgedruckten  Doku- 
menten entnehmen  lässt,  diese  Ernennung  ohne  \  or\vi{>aen  des 
bayrischen  KurfUrsten  geschehen  sein  muss;  denn  auch  nach 
dem  Tage  seiner  Ernennung  wird  Becher  in  Briefen  des  Kol- 
legiumspräsidenten, wie  in  kaiserlichen  Handschreiben  nodi 
immer  oay  risc  her  Kommerzienrath  genannt  * ).  Becher  scheint 
damals  ganz  von  Rojas  und  dem  österreichischen  Hofe  gewonnen 
zu  sein,  er  iKsst  daher  ancli  den  Plan,  zn  dessen  Durefiftdining 
er  nach  Wien  gekommen  s\  ir  —  niunlieh  Privilegien  tiir  die 
neugegründete  bayrische  Seiiienkianpagnie  zu  erlangen  —  failcn, 
giebt  seine  Rathschlüge  flen  Uesterreichern  und  ist  plötzh'ch  — 
schon  im  Februar  —  voUa  uf  beschättigt,  eine  österreichische 
Seidenkompagnie  zu  grQnden,  deren  Interesse  pro  forma 
mit  dem  der  bayrischen  in  Einklang  gebracht  werden  sollte. 
Der  Elaiser  schickt  Becher  daher,  der  eine  vermittelnde  Instruk- 
tion vom  Bischof  Rojas  erhalten  hatte,  nach  Bayern,  um  die 
Sache  zum  Austi'ag  zu  bringen  und  ertheilt  ihm  überdies  den 
Auftrarr,  einem  Schreiben  des  Kurtlirsten  von  Bayern  an 
J^echer  zu  entnehmen  ist,  mit  der  ostindisohen  Kompagnie  in 
Holland  offenbar  wegen  der  Kolonialfi-age  —  Unterhandlungen 
anzuknüpfen. 

So  reist  denn  Becher  am  1.  Miirz  nacli  München  zurück 
und  erstattet  der  bayrischen  Seidenkompagnie  eine  sehr  nichts- 
sagende Rdation,  aus  der  man  in  München  gleich  entnahm,  dass 
Becher  eigentlich  sehr  wenig  oder  nichts  fiir  die  bayrische  Sache 
gethan,  vielmehr  nur  ftr  Fündimnc  und  Förderung  einer  öster- 
reichischen Konknrrenzkompagnie  tn?it?g  gewesen  war.  Begreif- 
licherweise war  man  hierüber  ;<ehr  entrüstet,  bedrohte  ihn,  ver- 
folgte ihn  sogar,  indem  man  seine  Seidenbandmühle  nächtlicher 
Weile  zerschlug,  und  verlangte  vom  Kurtürüten ,  er  möge  nicht 
früher  weggelassen  werden,  bis  er  das  Interesse  der  bayrischen 
Kompagnie  besser  gewahrt  und  derselben  einen  Antheil  an  dem 
öpterreichiscben  Unternehmen  gesichert  hätte.  Wie  sich  Becher 
mit  der  bayrischen  Kompagnie  abgefunden  hat,  ist  nicht  fest- 
eustellen ;  sicher  ist  aber  —  und  das  geht  aus  seinen  Kehitionen 
an  das  Kommerzienkollegiura  hervor  --  dass  er  sich  die  ihm  in 
Wien  ertheilten  Aufträge  angelegen  sein  liess  und  insbesondere 
der  ,,Incaminirung^'  der  Seidenmanufaktur  wegen  eine  Reihe 

Selbst  in  einem  Schreiben  des  bayrischen  Obersthofmeisters  Fürsten 
von  Fürstenberg  vom  15.  Sept  1681  heisst  es  noch:  „Ihro  Churfürstl.  Durch- 
laucht werden  sich  erlreuen,  wann  «inigc  'rspri*  gliche  Dienste  durch 
einen  der  Ihrigen  Ihre  Kais.  Msy.  geleistet  wertien'^. 
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kundiger  Personcia,  so  iubbusondcre  zwei  Italiener,  Joanelli  und 
» Bertelotti,  engagrte,  die  schon  im  Juni  Vorachlttge  wegen  „Auf- 
.  nchto]^^^  der  Kompagnie  erstatten ;  dass  er  femer  einen  tllch- 
ttt;en  Seidenawinier*  aus  den  Niederlanden,  einen  FfliW  aus 
^^nedig,  dann  das  nOthige  Hülfspersonal  ftür  beide,  im  Ganzen 
9  Personen  aufnahm  imd  dieselben  bei  seiner  wahrscheinlich 
im  Juni  erfolgten  RUckkt-hr  nach  Oesterreicl!.  nacli  Walpersdorf, 
einem  Gute  des  Kommerzkol lej^auins-  und  Hot  l;ammerpräöidenten 
Grafen  fcinzendorf,  brachte,  wospli>st  der  erste  \  »tsucIi  der  Ein- 
riditung  einer  solchen  !&lanutaktur  gemacht  \\t  rdeii  sollte  und 
^in  der  That  im  Juli  desselben  JalaeB  auch  gemacht  wurde. 
Damals  entstanden  die  ersten  MissheUigkeiten  zwischen  Becher 
nnd  d«n  Grafen  SinsendorC  die  jedodb  bald  beigelegt  wurden: 
die  Eiinleituog  der  ganzen  Seidenmanufakturangele^enheit  und 
der  erste  Betrieb  derselben  scheint  in  Wien  Zufriedenheit  ge- 
funden TU  haben ,  da  Becher  im  September  ein  „Becompens' 
•versprechen*'  erhält. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  tindet  sich  jedoch  hinge  kein 
Aktenstück,  Becher  selbst  betreffend,  wiewohl  zwei  Jahre  später, 
Dezember  16G8,  die  „st^ydene  Fahrica  und  Manufactur"  de» 
Grafen  ^nzendorf  privUegu-t,  und  noch  später,  Mai  16(59,  ein 
neues  Patent  betreffend  die  Seidenkompagme  und  die  Betheiligung 
an  derselben  ergeht  Offenbar  waren  "vneder  Streitigkeiten  ent- 
standen, die  Becher  nöthigiten,  ach  zurückzuziehen  oder  gar 
Wien  auf  dne  Zeit  zu  verlassen.  Im  Jahre  1068  aber  war 
Bechers  national  (ökonomisch  es  Haii]>twerk  erschienen,  der  „poli- 
tische Discurs  von  den  eigentUchen  Ursachen  des  Auf-  und  Ab- 
nehmens  der  Stiidte,  LSnder  und  Republiken,  in  specie  wie  ein 
Land  volckreicii  und  nahrhaft  zu  machen  und  in  eine  rechte  Socie- 
tatem  civilem  zu  bringen'*,  oder  wie  es  später  häufig  genannt  wird, 
der  „Oommeroientrttäat'^  Wiewohl  Becher  &b  Werk  dem 
Qmfen  Simsendorf  widmet  und  dieser  die  Widmung  in  einem 
freundlichen  Schreiben  (Juli  1668)  entgegennimmt,  scheinen  doch 
bald  wieder  die  alten  Zwistigkeiten  begonnen  zu  haben »  und 
Becher  durfte  nun  zuversichtlich  Wien  verlassen  haben  ,  zumal 
von  seinen  Projekten  bif^lim*  noch  nichts  ordfnrlirh  durch s^efiilirt 
worden  war  und  auch  das  Kouimerzicnkoilegium,  die  ei'sten 
Monate  vielleicht  ausgenommen,  nicht  ftmktionirt  hatte. 

Wohin  er  von  Wien  damals  gieng ,  ob  er  einem  Rufe  ins 
Aualand  folgte  oder  blos  fluchtete^  ist  schwer  festzusteUen;  aus 
der  zweiten  Auflage  des  Politischen  Disourses  (1672),  die  alle 
bezüglichen  bayrischen  und  Österreichischen,  wie  auch  manche 
andere  interessante  und  fllr  die  damalige  Wirthsohafbgeschichte 
wichtige  Aktenstücke  enthält,  geht  nur  herv'or,  dass  er  im  Jimi 
bis  zum  August  oder  September  1669  im  Auftrage  des  Grafen 
von  Hanau  thiltig  war,  fiir  densolbrn  e?n(^  Reise  nach  Holland 
uiiteniahm,  imi  daselbst  mit  der  wcöLiudisciien  Kompagnie  wegen 
Erw er  buug  eine r  „ hoch teutschen"  Kolonie  in  West- 
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indien  zu  UDterbandeln.  Diese  Idee  war,  wie  wir  oben  er- 
örtert huben,  keine  neue;  schon  1666  und  froher  hfttte  Becher 
^  damals  im  kurbayriechen  Anfiiage^  —  ähnliche  Unterband- 
hingen  mit  der  oetindischen  Kompagnie  eingeleitet.  Man  kam 
aber  damals  so  wenig  wie  jetrt  zu  einem  praktischen  Erfolge, 
wiewohl  ein  förnilicher  Vertrag  zwischen  der  privilegirten  west- 
indischen Korajpagnie  der  Kammer  Amsterdam  und  FnVdrich 
Casimir  von  Pianaii  zu  Stande  kam,  in  welchem  letzterer  von 
der  Kompagnie  in  dein  Namen  der  üeneralstaatcn  einen  Strich 
Landes  in  Südamerika  zwischen  dem  Orinoco  und  dem  Amazonen- 
strom, dreisBig  hoDändisclie  Meilen  längst  des  Meeres  mid  hundert 
HcÄen  landwärts  nach  beliebiger  Anawahl  unter  der  Bedingung 
des  Anbaues  dieses  Landes  binnen  12  Jahren  als  Lehen  Ober- 
nahm, volles  Hoheitarecht  und  Hecht,  Unterlehen  zu  vergeben 
nebst  der  Versicherung  des  Schutzes  erhielt,  hingegen  sich  ver- 
pflichtete, von  eiiKT  ,,Oeneral:niflnir''  von  12^  >  Prozent  des  Er- 
trages der  Kolonien  5  der  Kompagnie  abzugeben.  Auch  Becher 
erhält  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Unterlehen,  die  Herrschaft 
Aperwacke,  3  Meilen  längst  des  Strandes  und  5  Meilen  bis 
zum  Gebirge  Comairo,  4';  2  Grad  nördlich  vom  Aeauator;  der 
Ghnaf  Ton  Hanan  aber  tritt  die  von  der  westindischen  Kompagnie 
erworbenen  Rechte  an  eine  „hocfateatsche  westindische  Oom- 
pagnie^S  deren  Fundimng  sofiirt  in  Angriff  genommen  wurde, 
ab  und  sucht  bei  dem  Kaiser  um  die  Privilegining  dieser  Kom- 
pagnie an,  was  aber,  wie  Becher  erziihlt,  von  den  Feinden  des 
GratVn  hintertrieben  wurde.  Becher  kehrte  nun  vermuthüch 
noch  l()(i9  nach  Mtlnclien  zurück,  wo  er  neben  verschie- 
denen gelelirten  Arbeiten  —  er  schrieb  damals  sein  hervor- 
ragendstes naturwissenschaftliches  Werk,  die  „Physiai  subter- 
ranea*'  —  die  Eolonialangelegenbdten  weiter  vertolgte,  u.  a. 
einen  Aufruf  an  Alle,  die  sich  in  der  neuzugrUndenden  Kolonie 
niederlassen  wollten,  ergehen  liees,  mit  Einigen,  so  auch  mit 
einem  gewissen  Grafen  Bertucy  bezügliche  Verträge  abschloss 
(April  1670).  Wenige  Monate  später  aber  nimmt  er  wieder  das 
idte  Proiekt  der  Introduzirung  neuer  Manufakturen,  insbesondere 
der  Seiaenindustrie,  auf. 

Im  August  H)7()  ist  Becher  auf  Einladung  des  Hof  kammer- 
präsidenten,  der  ihm  die  Versicherung  gab,  dai^a  die  früheren 
Diflferenzen  völlig  beigelegt  seien,  wieder  in  Wien,  nimmt  sofort 
wieder  seine  Funktion  als  Kommennenraih  auf  und  referirt  an 
das  Kollegium  über  Aufnahme  der  Manufakturen,  ins- 
besondere des  Seidengeschäftes,  durch  eine  österreichische 
Kompagnie,  die  überall  auf  den  Märkten  ihre  Niederlagen  und 
Vertreter  haben,  über  entsprechendes  Kajiital  verfügen  und  mit 
fremden  Negotianten  in  Verbindung  treten  niüsste.  Den  Direk- 
toren der  noch  existirenden  kaiserlichen  privih';iirten  Soiden- 
kompagnie  werden  die  Fragen  vorgelegt:  1.  Ob  sie  nocii  Ka- 
pitalien annehmen  und  siener  stellen  und  verzinsen  wollen? 
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2.  Ob  jeder  In-  luid  Auisiküder  zur  SeidenmanuiaktLU'  berechtigt 
aein  aoJlte,  wenn  er  sicli  der  Kompagnie  mkorpoiireii  liesee? 
8.  Wae  die  Kompanie  gegenwllrtig  an  Waaren  herstelle,  und  ob 

m  sich  getraue,  jährlich  fUr  100000  bis  200000  Tfaaler  Waaren 
SU  liefern ;  ob  sie  sich  deshalb  mit  fremden  Negotianten  einlassen 
woUe?  4.  Ob  die  Direktoren  zur  Effektuirung  und  Beschaffung 
der  Verleger^  der  Gelder  und  d^-r  KoTisnmption  Jemand  bevoll- 
mächtigen wollten?  Die  Direktoren  liarthelotty  und  Mittermayer 
äussern  sich  nicht  ^^enide  ablehnend,  weisen  auf  ihre  Privilegien 
hin,  erbieten  sich  jedoch,  Kapitaleinleger  aufzunehmen  und  die 
benöthigte  Seide  zu  liefern.  Es  bollte  nun  das  ganze  l'i*ojekt 
aammt  den  Gutachten  dem  Kommerrienkollegium  vorgelegt 
werden;  allein  wir  entnehmen  keiner  MittheQong  Bechers  oder 
keinem  sonstigen  Aktenstücke,  dasB  dies  wirklich  geschehen  flei; 
vermuthlich  tnit  das  Kollegium ,  das  nach  einer  epttteren  Klage 
Bechers  überhaupt  so  selten  einberufen  wurde,  gerade  in  der 
näehsten  Zeit  nicht  mehr  zusammen,  und  die  Sache  gerietb  da- 
durch n  Vergessenheit. 

Hecher  wandte  sich  aber  jetzt  einem  neuen  Projekte  zu, 
der  Errichtung  einer  Kompagnie  zum  Handel  nach 
Holland,  insbesondere  mit  Weinen,  Branntwein  und  verBchie- 
denen  anderen  Rohprodukten.  In  emem  Referat  an  den  Hof- 
kanunerprflaidenten  vom  18.  Noyember  1670  aetEt  er  die  Wahr- 
flcheinlichkeit  eines  guten  Erfolges  bei  diesem  Handel  auseinander 
and  erbietet  sich,  nach  Holland  10000  Stück  Branntwein,  das  StU<dL 
711  !ni)  ti.,  für  5001)00  fl.  österreichische  und  ungarische  Weine, 
tiir  3o0OU0  11.  Eisen,   8tahl,  Messinir  und  andere  Met-iUe,  für 
200000  fl.  L<'der,  Häute,  Wolle  und  Leinwand,  im  Ganzen  also  filr 
20<  H)000  i\.  W  iuiren  dahin  zu  verkaufen.  April  li)71  wird  auch 
in  der  That  Becher  nach  Holland  get^chickt,  um  „das  gantze 
Neflsotiam  su  incaminiren^^    Becher  reiste  auch  im  Hai  nach 
Holland,  nachdem  er  noch  yorher  mit  dem  Bischof  Kolbnite 
wegen  Errichtung  eines  Zucht-  und  Arbeitshauses  für  vagahun- 
dirende  Personen,  und  Einrichtung  von  Manuüibkturen  in  dem- 
selben einen  V'ertrag  abgeschlossen;  in  München  versicherte  er 
sich  zuvor,  dass  ihm  nicht  neue  Feindsehgkeiten  drohen,  wurde 
auch  daaelbst  ,,gut  tnictiret'^    Hei  seiner  Rtickkehr  relationirte 
er  (September  1671):  die  Weine,  die  auf  dem  Landwege  nach 
Hollaiul  gesendet  worden  waren  (50  Eimerj,  seien  ziemlich  un- 
versehrt angekommen  und  hätten  nach  einiger  Zeit,  nachdem 
sie  sich  g^lärt,  vortrefflich  gemundet;  der  Ahsats  grösserer 
Parthien  sei  sehr  wahrscheinlich,  ttherhaupt  die  Nachfrage  eine 
sehr  grosse  u,  z.  um  so  mehr,  als  gegen  die  franzOsiachen  Weine 
ein  Sperrverbot  erlassen  worden  sei.  Zugleich  macht  er  eine  Pro- 
position im  Namen  liolländischcr  Kaufleute,  die  eine  Kompagnie 
zum  Zwecke  des  Seeliandels  in  den  österreichischen  Häfen  an 
der  Adria  (insbesondere  6t.  Veit  am  Flamm)  ^)  gründen  wollten. 

1)  FaYom  St.  Yiti  ad  flnmen,  die  Hafenstadt  Fiume. 
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Gleichzeitig  relationirt  er  auch  über  eine  andere  Angelegenheit, 
deren  Ormiim^  ihm  auch  aufgetra^n  worden  war:  die  Auf- 
nahme eines  Anlehens  für  den  Kaiser  in  der  nach  damaligen 
]  >egrifien  gewiss  bedeutenden  Höhe  Ton  einer  Million  Beichstbuer, 
das  er  in  HoUand  hatte  aufbringen  sollen. 

Ans  jener  Zeit  stammt  aucii  ein  Projekt  ühov  Herstellung 
einer  Wasserstrasse  nach  üoliand  durcli  Vereinigung  der  Wer- 
nitz und  Tauber,  somit  der  Donau  mit  dem  Rhein,  von  Donau- 
wörth nach  dem  unteren  Main,  das  jedenfalls  sehr  interessant 
und  beachtenswertli  iur  die  Pläne  liechers  erscheint  Und  ausser 
allen  sdnen  Geschäften  fllr  Oesteirddi  betmb  er  aber  noch 
Unterhandlungen  im  Auftrage  des  spaniechen  Gesandten  in  Wien 
mit  Holland,  betreflend  die  spanische  Wolle  und  Fundirung  des 
Wollhandels  und  verschiedener  WolUndustrien. 

So  zeigt  sich,  dass  Becher  wirklich  vielseitig  im 
Interesse  des  ,,Auftiehmcns''  des  fisterreichischen  Han- 
dels und  der  österreichischen  Manufaktur  thätig 
gewesen,  dass  er  eine  nicht  geringe  Zahl  von  Projekten  aller 
Art  entworfen  und  vorgelegt  hat;  gleichwohl  ist  keines  von  allen 
diesen  zu  Stande  gekommen  und  wenn  auch  hie  und  da  ein 
Anlauf  genommen  warde,  imi  zur  Realisirung  des  ^en  oder 
aoderai  m  schreiten ,  so  traten  bald  hindernde  Umstünde  aller 
Art  dazwischen  und  das  kaum  Begonnene  wurde  wieder  fidkn 
gelassen.  Ende  1671  klagt  Becher  in  einem  an  den  Hof  kammer- 

f)rä8identen  gericliteten  Schreiben,  dass  man  ihn  bezüglich  seiner 
etzten  Relationen  isnnr.  ohne  IVscheid  lasse,  dass  hierüber  die 
,,Zeit  und  die  g^enwärtige  („Trleg;  nheit  verlaufe'',  die  hoUän- 
üischen  Kaut'leute  ungeduldip^  a\  (  i  (h'n  u.  a.;  ebenso  dass  das 
KommerzienkoUegium  gar  inclit  zusammentrete  imd  bcrathe,  dass 
dadurch  die  Kommerzienangele^enheiten  Hegen  bleiben  u.  s.  w. 
Der  Bescheid  auf  dieses  SärAen  ist  nicht  bekannt,  allem  zu 
yermuthen  ist  so  viel,  dass  trotz  Bechers  eindringlicher  Mahnung 
die  Sache  doch  nicht  in  Gang  kam,  so  dass  er  sich  dann  wahr- 
scheinlich zurückzog  und  sidi,  privaten  Studien  widmend,  die 
zweite  Auflage  seines  Kommcrzientraktites  vollendete,  die  alle 
die  interessanten  Akten,  von  denen  auch  hier  theilweise  Gebrauch 
gemacht  wurde,  entliält;  das  Buch,  das  im  September  1672  er- 
schien, widmete  er  dem  Kaiser,  wolil  nicht  ohne  dem  Gedanken, 
dafiä  vielleicht  nunmehr  von  Seite  des  Kaisei-s  und  des  Hofes 
seine  Fltfae  mehr  Forderung  er&hren  würden. 

Die  beiden  folgenden  Jahre  dttrfte  Becher  zurerBtchllich 
noch  weiter  in  Wien  zugebracht  hab  ii,  wenn  auch  keine  genauen 
und  verltfsslichen  Daten  über  seine  Thätigkeit  in  dieser  Zeit  yor- 
hegen.  Das  erste  bedeutsame  SchriflatücK ,  das  sich  nach  dieser 
'Ml  (vgl.  Seite  4,  Anm.  3)  vorfindet,  ist  das  erwähnte  von  ihm 
selbst  (Mai  1674)  erstiittete  ,,Hclerat,  wie  die  Gonnnercien,  auch 

femeiner  Handel  und  W  andel  gegenwärtig  in  Ihro  Kavs.  Majest. 
Irblauden  beschaffen,  auch  wie  solchem  durch  liestabiiitiruug  eines 
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C<immercien-C'olle^ii  könnte  geholfen  werden,  dass  sie  denen 
Kays.  Erblanden  zu  Ehr  und  Nutzen  l>esaer  ilonru  u  '.  In  dem- 
selben zielt  er  vornehmlich  wieder  auf  Errichtung  oder  Wieder- 
«ufiichtniig  des  Konänenskollegiums ,  dessen  Aufgaben  er  bis 
ins  Detafl  prfizisurt;  die  wirÜbBCluiftlidien  Priiizii»en  dieses  Befe« 
lates  sind  dieselben  meikantiUstisclien,  die  ihn  auch  &ilher  lei- 
teten: Erhebung  der  Komxnerzien  und  Negotien  in  den  Erb- 
landen, damit  die  im  Lande  erzielten  Güter  in  die  Fremde  ver- 
bandelt und  so  das  Geld  aus  jfremden  Ländern  in  die  Erblande 
gezogen  werde. 

In  der  folgenden  Zeit  (1674  und  Anfang  li)75)  widmete  er  sich 
nun  vor  Allem  einem  i'rojekte,  seinem  bedeutsam- 
sten, das  auch  insofern  ttber  die  anderen  hinausragt,  als  es  in 
seiner  Realisirung  am  weitesten  gedi^:  jenem  Projekte,  mit 
dem  die  gegenwärtige  Abhandlung  sich  zu  be&ssen  hat,  dem 
Mannfakturhausc  oder  kajserliohem  Kunst-  und 
Werckhause.  Dieses  Projekt  fasst  sozusagen  die  meisten 
der  vorliergehenden  zusammen,  es  beabsichtigt  nichts  weniger  als 
die  Errichtung  eines,  w  o  ni  <  >  n;- 1  i  <•  h  rasch  wachse  n  d  e  n 
staatliehen  Gewerbsunternehmens,  das  zugleich 
als  Musteranstalt  und  zum  Theil  auch  als  prak- 
tische Liehranstait  gedacht  ist^  es  beschränkt  sich  nicht 
auf  einen  IndustrieEweig,  sondern  Tereint  eine  Zahl  theüs  neuer, 
tiieilB  damiederliegender  nnd  weni^  geübter  Gewerbe.  Seine 
ganze  Bedeutung  und  Geschichte  wird  die  folgende  Darstellung 
erOrtem,  der  hier  nicht  voigegriffen  werden  soll. 

Dies  zur  Einleitung  gegenwärtiger  Abhandlung.  Wenn  in 
derselben  nicht  die  ganzen  wirthschaftlif^hen  Vorhältnisse  der 
österreiciiischen  Erblande  mit  jener  Präzision  und  imwider- 
leglichen  Begründung  durch  ein  authentisches,  ausreichendes, 
statistisches  Material  dargestellt  werden  konnten,  die  zur  Ent- 
weriung  eines  klaren,  restbestimmten,  wirthschafltlichen  Bildes 
erforderlich  ist,  so  mag  dies  der  Thatsadie  m  Gate  gehalten 
werden,  dass  Uber  jene  Periode  Österreichischer  WirthschaffaB- 
geadhJchte  die  Quellen  Uberaas  spärlich  und  trttbe  fliessen.  Wenn 
aber  weiter  zu  viel  Erörtenmg  und  Detailbesprecbung  einem 
Manne  gewidmet  erscheint,  ohne  dass  überaies  diese  Detail- 
erörterung Anspruch  inachon  könnte,  gleichzeitig  eine  vollständige 
Bioiijnphie  dessellxm  wiederzugeben,  so  mag  dies  dem  Umstände 
zugeschrieben  werden,  dass  in  der  That  dieser  Mann  —  Johannes 
Joachim  Becher  —  der  bedeutendste  fUr  die  österreichische 
Wirihschaftsgeschichte  jener  Zeit  gewesen  ist,  dass  seiner  Im- 
tialrre  Idee  und  erste  Ausftthrung  des  Manufitkturhauses  ent- 
sprang und  dass  ein  üeferes  ISndringen  in  das  Wesen  und  die 
Geschichte  dieses  interessanten  Unternehmens  bedingt  ist  durch 
die  Kenntniss  der  v<»heigeheDden  Pläne  und  Ideen  seines 
Schöj^iars. 
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Idee  nnd  erste  AnsfBhrmg  dieses  Unternekmens. 


Die  Idee  desManufakturhauses  oder,  wie  es  ursprüng- 
lich stets  genannt  worde^  ^des  Kunst-  und  Werckhauses"  kommt 
zuerst  Tor  m  Kr'fer?«ton  und  Propositionen,  die  Becher  nocli  im 
Jahre  1674  oder  Antan<^  1675  flem  (irafen  Albrecht  v.  Zinzen- 
dorf,  damaligem  Obersthotmeister  des  Kaisers,  erstattete.  Diese 
Referate  selbst  sind  uns  nicht  mehr  erhalten,  wohl  aber  der  auf 
Grand  derselben  nach  Approbation  des  Projektes  zwischen  Becher 
und  dem  Qiafen  abgeschloBaene  „Aooofd  wegen  Erbauimg  dee 
Kimat-'  und  WerckhaoMS*^  Gkidi  in  der  Eudeitung  denäben 
heisst  ee :  ,,es  habe  D.  Becher  dem  Grafen  proponirt  und  demon- 
atrirt^  welohergestalt  es  absonderlich  zu  Ihrer  KayserL  Majestät 
Recreation  und  Curiosität,  aueh  Nutzen  dienen  und  gereichen 
würde,  wenn  Ihre  Kayserliche  MRjVstät  den  Engländern  nnd 
Fnmtzoscn  gleich  eine  curiose  Aeaderay,  Kunsthaus,  Oorrcspon- 
dentz  mit  allerhand  ingeniösen  Arbeiten,  Experientz  von  vieler- 
hand  curiosen,  matliematischen ,  chimischen  Sachen  und  Mauu- 
&cfairen  anfttetten  lieszen,  wie  aus  gedachter  Schrift  mit  mehrerem 
SU  eraeben  ist**  —  Dem  Grafen  handelte  es  sieh  sodann,  wie 
ans  den  folgenden  ESnldtungsstttaten  des  Akkords  hervorgeht, 
zunächst  um  Beschaffung  eines  dazu  nöthigen  Fimdus,  ohne  „bei 
diesen  schwähren  Zeiten  die  hochbentttigten  Qeltmittel  aus  der 
Kajserlichen  Cammere^ssa  dahin  anzuwenden."  Da  nnn  Becher 
in  einem  zweiten  Autkatze  darthut,  dam  sclion  durch  i£,intüiirung 
der  Farbemnanufaktur ,  liir  welchen  Artikel  jährlich  auf  die 
100000  Reichsthaler  im  Ausland  gicngen,  überdies  aber  durch 
Einführung  unterschiedlicher  anderer  Manufakturen  sowohl  in 
chimischen  Sachen  als  in  meohaniciB,  nämlich  „Bereitung  der 
Maiolic,  Versttrknng  der  Weine,  Zeitigung  der  MetaUen,  Tor- 
teilhafter  Gold-  und  Silberseheidungen,  Wollspinnerei  und  Weberey 
in  ZengeOy  die  bisher  im  Lande  noch  nicht  bekannt  aeyen*',  ohne 

')  In  Beilage  I  abgedruckt.  DasDoktiment  ist,  wie  die  meisten  auf 
die  ExTichtuDg  des  Hauses  durdi  Becher  bezüglichen  Urkunden,  einem  Ms. 
der  HofbiblioAek  „Dr.  Job.  Joidi.  Bechen,  rtm.  K&js.  Sfay.  GkflnMT'BBlhes 
Referat  wegen  des  ksyBsrlichen  Ennst-  nnd  Werckososes*  (ddo.  19.  Mirz 
1676)  eDtDommen. 
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Jemandes  Präjudiz  und  Schaden  ein  sehr  bedeutender  Ertrag 
erzielt  werden  mÜBse,  der  in  kurzer  Zeit  eineD  geiittgsameii  Fundus 
schaffen  würde,  so  war  es  nunmehr  blos  um  den  (gleichsam  vor- 
zuscliiPS'^pnden )  ersten  Fundus  zur  Introducirung  und  Stahilisirung 
des  Ilauptfiindus,  nfinilicli  der  erwähnten  Manufakturen  zu  thun. 
Der  Vertrag'  kommt  endlich  zu  Stande,  als  Bt^her  in  einem 
dritten  Aufsatze  .sich  erbietet,  wenn  der  Kaiser  einmal  vor  alle- 
m;d  zu  diesem  ersten  fundo  4000  Reichsthaler  herschiessen  und 
ihm^  Becher,  die  Anwendung  deFselben  zur  Introduzirunif  der 
besagten  Manu&kturen  anvertrauen  wolle,  hiefUr  die  Einri<£tung 
des  ganzen  Werkes  soweit  genugsam  durchzuführen,  dass  es 
dann  nur  der  Kontinuation  und  eines  grösseren  Verlages  bedürfen 
werde,  um  reichlichen  Ertrag  zu  erzielen.  Der  auf  Grund  dieser 
Proposition  21.  Mai  1675  zu  Stande  gekommene  Akkord 
enthält  foliiende  Hauptpunkte: 

1.  Dr.  ßeciier  erhält  ziu*  blossen  Einrichtung  einen  Verlag  von 
4000  Rthl.  in  Monatsraten  von  1000  Rthl.  ohne  Verzinsung;  was 
darüberjedoch  von  Kapital  angelegt  wu*d,  könne  wohl  einen  w(}chent- 
lichen  äns  von  1000  Btfa.  fttr  17-*20000  Rth.  Kapital  tragen. 

2.  Insjpektor  des  Unternehmens  soll  Graf  Albrecht  ZinsMn- 
dorf  sein;  im  Todesfalle  desselben  soll  B^her  mehrere  Andere 
präsentiren,  wovon  der  Kaiser  einen  als  Inspektor  bestellen  würde. 
Die  Inspektion  soll  sich  auf  den  liauptfundus  erstrt^'ken,  über 
den  stets  ;frn,uie  Reebnuni^'en  vorliand^  sein  und  eventuellen 
Falls  vorgewiesen  werden  üniss(  n. 

B.  Direktor  ^solcher  Mauufacturen  des  Kunsthauses  und 
Correspondentz  in  curiosis"  soll  Beclier  sein^  rücksichtlich  seine 
Erben  oder  die  er  sonst  dazu  nominiren  würde.  Sollte  er 
cd»  die  Seinigen  das  Werk  nidit  weiter  betrmben  wollen;  so 
soll  ihm  und  seinen  Erben  doch  jederzeit  ein  Prttseniationsreeht 
in  Bezug  auf  die  Direktorstelle  verbleiben. 

4.  Für  die  Durchtuhrung  des  Werkes  soll  Becher  und  die 
Seinigen  erblich  und  in  perpetuum  den  zehnten  Theil  des  resul- 
tirenden  Gewinnes  erhalten,  welches  Vortheils  sie  nur  im  Falle 
eines  crimen  laesae  majestatis  verlustig  erklürt  werdt-n  können 
und  bliebe  dieses  Recht  auch  haften  ^  falls  das  Kunsthaus  aus 
des  Kaisers  Besitz  in  andere  Hände  übergienge. 

r>.  Ali  Termin  zur  Durchflihrung  des  Üntemebmens  wird 
die  Zeit  eines  Jahres  festgesetzt. 

Ueber  einige  nähere  Punkte,  die  ^Ihro  Majestät  in  dieser 
materie  gegen  Ihro  Excellentz  (den  Grafen)  und  Dr.  Bechern  in 
mUndhcher  Audientz  gn.^digst  placitirt  hal>en"  soll  zur  besaeren 
Sicherheit  noch  ein  Dekret  erlassen  werden. 

Dies  war  der  erste  VertriL"*  R*-i'liers  bezüglich  der  Krrichtung 
des  Kunst-  und  ^Verckhaus«■^^.  Vor  Allem  iliUt  hiebei  auf.  dass 
gleich  die  ersten  Unterhandlungen  direkt  mit  dem  Kaiser  durch 
den  Obersthofineister  geiUhrt  wurden,  wiewohl  doch  in  solchen 
ffebr  die  kaiserlichen  Finanzen  so  wichtigen  Dingen  die  Hof- 
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kammer  das  einsik  kompetente  Organ  gewesen  wftre.  Dies 
wfirde  flieh  jedoch  cumus  erkUfren,  dass  Becher^  der  bei  der  Hof- 
kammer  und  deren  allmachtigem  Präsidenten  Grafen  Sinzendorf 
so  üble  Erfiüinmsen  gemacht  hatte,  sich  niclit  mehr  an  denselbw 

hlitte  wenden  wollen  und  darum  seine  Vorschlfige  an  den  Kaiser 
direkt  oder  an  die  Person  seines  Ober.sthot'iiieistr'rs  gerichtet  hätte. 
Allein  dies  scheint  schon  darum  kein  ausreichender  Giund,  weil 
in  solchem  Falle  der  Proponent  dennoch  unfehlbar  an  die  kom- 
petente Hofkammer  gewiesen  worden  wäre.  Es  scheint  vielmehr 
aus  den  freilich  sehr  knappen  und  dunklen  Andeutungen,  die 
Becher  hierüber  macht  oaas  der  Kaiser  seihet  diese  Angelegen- 
heit mit  Umgehung  des  Grafen  8inzcndorf,  dem  er  vielfeicht  in 
Folge  der  gegen  den  Präsidenten  agitirenden  Opposition  nicht  mehr 
traute  - )  —  mit  Becher  direkt  durch  seinen  Obersthofmeister  ab- 
wickeln Avollte;  ja,  es  ist  nicht  ausgescldossen ,  dass  dem  Kaiser 
selbst  we,i;en  der  ( ioldmacherei^),  die  ja  Becher  auch  im  Kunst- 
hause zu  betreiben  verspracli,  viel  an  dem  Zustandekommen  der 
8nche  ^eles^en  war,  w<'lches  durch  die  Intervemion  des  Hof- 
kammerpräsidenten zum  mindesten  erschwert  worden  wäre. 

^1  Einmal  in  dem  f^pnannten  Referate  bei  Pnnlct  IX,  Wio  die  Sachen 
mit  dem  KuusthauB  einzurichten  wären,  dasz  sie  liestand  hiitteu  .  .  .  „üasz 
mAD  aber  damals  dem  Herrn  Praesidenten  nit  hatt  entdecken  wöllen,  dasz 
die  Sach  yor  Ew.  Msgestät  gehörig  .  .  .  du  hatt  seine  Ursachen,  welche 
Ew.  Kays.  Mig.  bekandt  seyn"  .  .  .  Sodann  erwähnt  er  in  der  1678  ge- 
druckten „Copia  eines  notwendigen  Memorials,  welches  an  die  röm.  k« 
Ma{.  ftbergerelchet  worto  toh  dero  Oamiser-  und  CommereieiHRatih  Dr.  J.  J. 
I^echer",  welche  Schrift  Überhaupt  viel  ^Vichti•J:es  üher  iie  i^anze  Frage 
enthält,  einer  Summe  ,,bo  mir  Gf.  Albrecht  Zinzeudort  zur  Aufrichtung  des 
Konst-  und  Werckhanses  unter  dem  Titel  von  Comoediengeldem  bezahlen 
lint  .  .  Muk  ersieht  hieraus,  dass  offenbar  aof  allerhöchsten  Befehl 
sogar  oiiip  ganz  falsche  Bezeichnung  dnr  Bosttnimun?  des  (Jeldns  gewählt 
wurde,  um  nicht  die  Aufoierksamkeit  des  üotkammerprasidenten  zu  erregen. 

2)  Vgl.  Uer&ber  Wolf,  Die  Hofkammer  oater  Leopold  I.  in  den 
Sitzungsber.  d.  Akad.  p.  1853.  S.  440  ff.,  der  darleczt.  dass  dessen  Be- 
lAhigung  (wohl  auch  Khrenhaftigkeit)  schon  \(yf)>'>  durch  eine  gegen  ihn 
bei  Hofe  agitirende  Partei  von  Ilofkammerruiken  m  Zweifel  gezogen  wurde, 
daiB  w  SiDseodorf  aber  gelang,  den  Einfluss  dieser  Opposition  gänzlich 
zu  zerstören,  ?o  dass  er  ^i^ieder  ein  Ilandbillit  drs  Knispr?  niit  der 

Versicherung  der  a.  h.  Gnade  erhielt.  £r  fährte  aber  die  Dinge  wie  früher, 
die  Kormiitioii  in  der  Hoflcammer  dauerte  fort,  bis  endlich  Kammtf-Bath 
Graf  Jörger  in  seinem  Gutachten  vom  14.  April  1679  die  ganzen  Gebrechen 
der  Finanzvem'altung  aufdeckte.  Bald  darauf  erfolgte  (noch  161^)  der 
Sturz  und  die  Verurtheilunff  des  frtiher  allmächtigen  Präsidenten.  Ks  ist 
alao  Hiebt  ausgeschlossen,  dass  zu  jener  Zeit  (1675)  dem  Kaiser  durch  die 
fortwährend  schnrnndc  Agitation  der  Gegner  des  Trrafen  doch  schon  Be- 
denken in  Betreff  der  Redlichkeit  und  Gewissenhattigkeit  der  AmtsfUhniog 
des  Pr&sidenten  aufgestiegen  waren. 

Es  ist  eine  historische  Thatsache,  dass  Leopold  ein  Anhänger  der 
Th*>on>  der  Verwandlung  unedler  "^fptallo  'v^  Hold  war,  dass  er  selbst  sich 
,,Goidu)acher"  kommen  Hess,  liechcr  maclit  in  einer  Randbemerkung 
in  dem  erwähnten  Referate  dem  Obersthofmeister  den  Vorwurf,  er  wolle 
.  .  .  ^die  Manufactiiren  stehen  laspon  und  nllrin  aufs  rioldmachen  sehen". 
Ob  sich  die  Spitze  dieses  Vor-ssurtes  nicht  gegen  den  Kaiser  selbst  kehrt, 
dem  er  natOrlich  direkt  nichts  vorzuhalten  wagte,  ist  wohl  nicht  bestimmt 
sn  sagen. 


.  k)  i^  .d  by  Google 


32 


VI.  1. 


Allerdings  aber  erwies  es  sich  bald  als  undurchführbar,  derlei 
Dinfcc ,  ^\^e  den  Bau  eines  Manutaktiirhauses  o  h  n  p  Wissen  des 
Hofkaminerpnlsidenten  zu  betreiben  und  als  getalu'voU,  weni^^stens 
i\ir  B<xihcr,  daaselbe  trotz  des  Vorwissens  des  Präsidenten  hinter 
dessen  Rücken  zu  thun.  Man  erwählte  daher  —  ob  diese  Idee 
vom  Hote,  ob  von  Becher  ausgieng,  vermögen  wir  nicht  zu  be- 
urtfaeileD  ^  einen  Grund  und  Boden,  der  dem  Hofkanmer- 
Präsidenten  gehörte,  xmn  Aufbau  des  muees;  Becher  erwjümt') 
hierüber,  man  habe  das  Gebaü  des  Kunst*  und  Werokhauaea 
auf  den  Grund  und  Boden  des  Kammerpräsidenten  gesetzt,  um 
ihn  nicht  zu  ^disgustiren".  In  der  That  fand  auch  die  Erbauung 
dos  Hauses  aut'  dem  Grund  und  Bodon  des  Grafen  Sinzendort' 
in  dessen  Garten  auf  dem  Tabor  statt,  nachdem  vorher  folgende.-? 
Uebereinkommen  z\m's(  Ken  dem  Präsidenten  und  Becher-)  ge- 
schlossen worden  war:  a)  Becher  erhält  das  Recht,  auf  besagtem 
Platz  auf  seine  Kosten  eine  Gallerie  von  Zimmern  und  Woh- 
nungen zu  bauen  u.  z.  soll  dies  ,|Bechero  selbst  oder  den  seinigen 
oder  welche  hierinnen  mit  ihm  partidijiren'',  freistehen;  b)  hin- 
gegen verpflichtet  es  sich  zu  einem  in  halbjährigen  Katen  im 
YOmhinein  zu  entrichtenden  Grundzinse  von  100  Rth.;  c)  die 
Dauer  des  Kontrakts  wird  auf  1"  Jahre  festgesetzt. 

Nnnmebr  waren  die  Bedingungen  der  Krbauuim  und  des 
Betnebcs  des  Kunst  -  und  Werkliauses  festf}^e-setzf  und  der  Bau 
konnte  beginnen.  In  der  That  seheint  auch  Beeljf  i  luivt  rzüglicb 
denselben  in  Augrift' genommen  zu  haben;  denn  am  l  '.März  l(>76, 
von  welchem  Tage  das  erwtthnte  Beferat  (vgl.  Seite  30,  Anm.  1) 
datirt  ist,  war  der  Bau  und  auch  die  innere  ^niicfatong  schon 
fast  fflUQz  vollendet.  Doch  scheinen  sich  in  der  Zwischenzeit 
die  VeihältDisse,  die  das  spätere  Eigen thum  und  die  künftig 
aus  dem  Unternehmen  zu  ziehenden  Einkünfte  betreffen,  wesent- 
lich geändert  zu  haben.  Während  nfimlieh,  ^vie  bereits  oben  des 
Näheren  erörtert  wurde,  ur^prün^lieli  n  ir  die  noth wendigen  Ab- 
machungen zwischen  dem  Obersthotmeister  nomine  des  Kaisers 
und  Beciier  erfolgten,  das  Eigenthum  und  die  Einkünfte  des 
Hauses  auch  nach  diesem  Uebereinkommen  an  den  Kaiser,  d.  h. 
die  kaiserliche  Frivatkasse  Allen  sollten,  mithin  die  Hofkammer 
eigentlich  mit  dem  ganzen  Unternehme  mchts  zu  achaffian  hatte, 
wurde  dies  nun  anders.  War  nämlicli  sdi  >n  durch  die  Erbauung 
des  Hauses  auf  dem  Grund  und  Boden  des  Hofkammerprttsidenten 
dns  ursprüngliche  Prinzip  zum  Theil  durchbrochen  worden,  so 
scheint  nun  eine  vollkommene  Devoh-irimg  des  Geschäftes  von 
dem  Kaiser  (rücksichtlich  dem  Obersthoimeisterj  an  die  Hoi- 

J)  Iq  seiner  „Närrischen  WeiBheit",  S.  120  ff^  wo  er  voa  dem  Eunst- 
nnd  Werkhauie  tpiiebt 

2)  In  dem  Referate  wegen  des  Kunst-  und  Werkbauses  unter  II. :  Er- 
handlung  wegen  des  Platzes  zn  dem  Kunsthaus.  Nach  einer  Randbemerkung 
Hechers  soll  sich  der  Ausdruck,  „welche  bieriDuen  mit  ilim  participireo'*, 
auf  den  Kaiser  selbst  besielieo. 
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kammer,  in  deren  Kompetenz  das  Unternehmen  übertragen  wird, 
Btattgefiiiiden  zu  haben  Das  genannte  Referat  enthklt  näm- 
lich auch  ein  „Decret  Ton  der  kaiserL  Hofkammer  wegen  der 
Wollmanufactur^,  datirt  vom  16.  Oktober  1075,  worin  es  hei««t: 
^Da  Ihrer  Majestät  referirt  worden  sei,  dass  er  (liecher)  die 
wollene  Manulactur,  insonderlieit  aber  fauch)  die  l'^ibricirimp^ 
dreycT  Sorten  seydenen  Zeugs,  als  Scliarscliet ,  Cronrasch  und 
6chamlott,  intrcxluciren  wolle,  so  werde  ihm  die  Resolution  Ihrer 
Majestät  (hieniit)  niitgethcilt,  wonach  dieselbe  sein  Oft'ertum  accep- 
tiit  imd  iiiin  zur  Inainiinirung  und  Beiörderuiig  dieser  ^Sachen 
tanauam  pro  lundo  introductionis  und  anf^mgs  zu  notwendigem 
Venag  2000  Rthl.  gebettener  maaszen  bewütigt  faabe.*^ 
Sodann  aber  enthält  das  Dekret  auch  die  Mittheiiung,  dass 
er  „was  diese  Manufactur  anbelangt  und  derselben  annttogig 
ist,  von  der  Hofkammer  dependire**,  und  das  Werk  ohne  weiteres 
Entgeld  Ihrer  Majestät  wciters  zu  verlegen,  in  ferteetioTi  zu 
bringf-n  befuiit  sein  solle;  ferner  die  Anfforrlfnin^ ,  rbii  daiaiia 
eu springenden  (u'winn  au.sser  dem  ilun  zugest-unlenen  zelinten 
Pfennig  Ihrer  Majestät  getreulich  zuzueignen,  das  Kapital  in  öoIvo 
zu  erhalten  und  (das  Werk)  jedesmal  auf  Begehren  in  wirk- 
lichem Effekt  zu  zeigen. 

Aus  dem  oben  ausdrücklich  henror|;ehobenen  «gebettener 
maaszen^  wie  aus  einer  eigenhilndig  b^esetzten  Bemerkung 
Bechers^)  ist  zu  entnehmen,  dass  deraelbe  vorher  schon  um  einen 
Verlag  speziell  zur  ^^'ollmanufaktur  angesucht  hatte;  ob  wieder 
'lir^kt  beim  Obersthofmeister,  ist  wohl  nicht  ganz  erwiesen,  aber 
Dach  den  einleitenden  Worten  dt  s  Dekrets  (siehe  oben)  anzu- 
nehmen. Der  Kaiser  überwies  waljr8cli<  inlicli  diese  ganze  Sache 
der  Hofkammer,  nachdem  er  vorher  die  Auszaldung  eines  be- 
stimmten Geldbetrages  bewilligt  hatte.  So  kam  es,  dass  das 
Kunst-  und  Werkbaus  wenigstens  mit  Rücksicht  ai^  die  darin 
zu  betreibende  Woll-  und  SädenmanuMtur  in  die  Kompetenz 
der  Hofkammer  gelangte.  Auch  geht  aus  diesem  Dokumente, 
wie  aus  der  später  zu  erwähnenden  Rechnungslibersiciit  Beeher's 
hen'or,  da"=is  er  ausser  den  bereits  durch  den  Obersthofmeister 
empfangenen  oder  angewiesenen  looo  Rthl.  noch  jOOORthl.  speziell 
zur  Iiitroduzinms:  der  Wollmanutaktur  erhielt  üeberdies  aber 
l>tkaiii  er  von  dem  Hofkammerjiräsidenten  u.  z.,  wie  es  scheint, 
etwas  später,  die  allerdings  etwas  spärliclie  Summe  von  je  500Rtld. 


')  Becher  spricht  in  dem  Absatz  VIII  seines  Heferatps  von  Ilinde- 
nmgeo  des  Werkes  u.  a.  aus  dem  Ct runde,  dass  sich  die  Uotkammer,  .mit 
welcher  swar  Termöge  des  Aecorde  diiecte  Nichts  so  tnn  hatte,  soBOern 
von  Ew.  Maj.  immediate  dependiren  aoUte''  so  schlecbt  desselben  sof^- 

nouunen  habe. 

'I  Becher  schreibt  am  Kand  unten  dazu:  „Ich  hatte  4000  Rthl.  Verlag 
zur  W  ollmanafactor  zu  geben  verlangt,  da  hat  der  Herr  Praesident  mir 
2(X0  HTbl.  geben,  habe  icbt  nit  wollen  nehmen,  so  h&tte  ich  gar  nichts  be- 
kommen." 

Forschungen  (24)  VI.  1.  —  Hatachek.  8 
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zweimal  als  „Adjuten  zum  Bau  des  Haust  somit  hatte  er 
zum  Bau  und  zur  Kiunclitung  des  Hauses  die  ijesammtsumme 
von  7000  Rthl.  zur  Verfugung,  womit  er  alle  Kosten  der  ersten 
Einrichtung  uod  auch,  was  freilich  schwer  zu  lebten  war,  den 
Verlag  zum  ersten  Betrieb  hätte  decken  sollen,  so  dass  Hot- 
kammer  und  Kaiser  in  fertiges,  gut  gehendes  Unternehmen 
nur  als  Eigenthümer  hätten  einzutreten  brauchen.  Obwohl  Becher 
sich  wohl  darüber  klar  sein  nnisste,  dass  03  ihm  nicht  möglich 
sein  werde,  diese  Voraussetzungen  zu  ertViUen,  machte  »r  sirli 
doch  schleunigst  an  das  Werk ,  offenbar  in  der  Hotfnung ,  es 
werde,  sobakl  das  Kunst-  und  Werkhaus  erbaut  und  die  erste 
lüUuduktion  der  Manufakturen  durchgeführt  sein  würde,  eine 
weitere  grossere  Summe  zur  Deckung  der  Mehrkosten  und  des 
Verls^  zum  Betriebe  zu  erlangen  sein,  schon  aus  dem  Grunde, 
weil  ja  das  Unternehmen  dem  Kaiser  oder  der  kaiserlichen 
Kammer  Ku£älle  und  es  ja  auch  in  deren  Interesse  gelegen  sein 
musste,  das  fast  vollendete  Werk  nicht  wieder  aufzugeben;  zu- 
dem hofTtf  <T  über  diese  Sehwierlij^keit  durch  die  freilich  etwas 
gekünstelte  Auslegung  der  „Uontinualion"  M  des  Werkes  dureh  die 
Hütkammer  zu  gelangen;  denn,  wie  wir  aus  sriiu-n  sj^äteren 
Aeusserungen  entnehmen,  wollte  er,  um  sich  vor  Sclunlen  zu  \\  aluen 
und  das  Unternehmen  nicht  zu  Grunde  gehen  zu  lassen,  auch 
schon  die  ersten  Summen  fUr  den  Betriob  und  Rttckersatz  fbr 
(hieftlr)  ausgelegte  Gelder  verstanden  wissen.  Inwieweit  er  mit 
diesen  Ansprachen  Recht  oder  Unrecht  hatte,  ist  hier  Toriäufig 
nicht  zu  erörtern ;  es  soll  vorerst  der  wettere  Verlauf  des  ganzen 
Ünteriu^hmens  dargelegt  werden. 

Im  März  des  folgenden  Jahres  (167i))  war  der  ]*)au  des 
Hauses  fast  vollendet  (es  telilte  nur  noch  die  Gallerie  zum  \'er- 
kauf  der  Waaren),  auch  die  imroduktion  der  Manufakturen, 
d.  h.  der  Arbeiten,  der  uoth wendigen  Instrumente  und  Maschinen 
war  vollzogen  und  Becher  legte  nun  am  19.  MSrz  ein  um&ng- 
rttches  Referat  über  die  ganze  Angelegenheit,  mit  den  Plänen 
des  Hauses  versehen  - ),  dem  Kaiser  vor.  Er  bemerkt  einleitungs- 
weise, dass  das  Haus  dem  getrofienen  Uebereinkommen  gemäss 
nun  erbaut  und  eingerichtet  sei,  nur  mehr  der  „Continuation" 
bedürfe,  bringt  die  Bitte  vor,  der  Kaiser  möge  dieses  Werk  nicht 
wie  das  K(jmmerzienkollegium  und  andere  nützHchc  Voi-schlMgc 
supprimiren  lassen ,  auch  ihn  nicht  einen  solehen  Schaden,  der 
durch  das  Leerstellen  deä  Hauses  entstünde,  leiden  lassen  und 

1)  Vgl  S.  30  den  Passna  in  dem  dritten  Vorschlage  Becfaer's.  Er  sagte 
vörtlicli  so  wolle  er  vor  besagte  4000  Rthl  alleMaimlacturon  etc.  der^rt^^talt 
iucaminireu  . .  dass  der  fimdus  zu  dem  gansea  Werk  genugsam  stabiüsirt 
8tt  und  dam  niditB  weiter  alt  die  eontinnation  mit  nOaserem  Verlag 
efCordere  .  .  Seine  spätere  Interpretation  beweist  die  eigenhändige 
Kandbemerkong:  „Ego  mea  praeatiti,  piaeatetnr  ergo  eüam  continuano 
promissa.'' 

*)  Diese  Pl&ne  sind,  nach  dem  Ms.  der  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wien, 
welches  das  Reti  rat  rnthäit»  getreu  kopirt,  der  gegenwärtigen  Abfaaodlmig 

am  Schlüsse  beigeheftet 
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ihm  nicht  verweigern,  das»  er  „zur  Dpfcnsion  seiner  Ehr  den  bei- 
kommenden  Referat  und  noch  andere  i>oeumente  publice  pro- 
ducire  und  beweise,  dass  er  an  ihm  nit  get'elilt"  .  .  .sciilieä&lich 
bittet  er  um  schleunige  Erledigung  der  Suche,  weil  sonst  „geg^n 
Ostern  die  Leuthe  verlauflfeu  und  das  Ilaub  gesperrt  werden 
wild,  weil  «ch  desaen  Kiemand  annehmen  will**.  . . . 

Hieranf  folgt  nun  das  eigentliclie  Referat  ttber  das  neu* 
erbaute  Kunst-  und  Werkhaus  oder  eine  ^ffrttndliche  Be- 
schreibung, was  in  dem  Kunst-  undt  Werokhause 
sammt  JSchmeltz- und  Glashutten  gethan  und  operirt 
wirdt,  auch  wie  selbige  angeordnet  seyn.**  —  1  He-se 
Beschreil )uiiL^  nimmt  ]?ezug  auf  die  dem  Referate  beigefügten 
Pläne  und  erörtert  die  in  den  einzelnen  Lokalitäten  des  Hauses 
Torzunebmenden  Produktionen,  hin  und  wieder  werden  naturlicii 
Exkurse  über  die  Bedeutung,  den  Werth  und  die  praktische 
Yerwertlifaariceit  raaneher  Produkte  etngeschoben.  Es  ist  »ir 
Charakteristik  des  ganzen  Unternehmens  des  Werkhauses ,  das 
schon  darum  .von  hohem  Interesse  ist,  wcal  seine  Anlage  und 
der  ihm  zu  Grunde  li^nde  Gedanke  zu  den  wirthadiaftteofa 
bedeutendsten  Ideen  iener  Zeit  i^ehört,  noth wendig,  in  Kurzem 
diese  Hesel  ireibung  zu  reproduciren.  Üsus3k  derselben  enthält  das 
Kunst-  und  Werkhaus: 

1)  ein  grosses  chemisches  Laboratorium  mit  aller- 
band Deetillir-  und  Schmelzöfen.  Daselbst  soLen  vorerst  die  tUi- 
die  diemische  Baupqpix>duktion  nothwendigen  8a!ze  und  Sfnritiise 
erzeugt  werden;  sodann  aber  ist  Hauptpioduktion  dieEraeugung 
und  Präparirung  von  allerlei  metallischen  Farben,  wie  Orttns]^^ 
Berggrün,  Bleiweis,  Cinober,  Menig,  Bleygelb,  Sublimat,  Salmiak, 
Borax,  Rir  welche  Farben  jflhrlicli  in  den  Erbianden  (naob 
Becher's  Meinung)  Viher  lOOOOORthl.  ausr^egcben  würden  Eine 
anschliessende  Berechnung  soll  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
darthun.  Ftimer  ab^r  soll  auch  in  diesem  Laboratorium  die 
-Wahrheit  und  Nutzbarkeit  der  Alchimy"  demonstrirt  werden 
Gurcii  unterschiedliche  Processen  als  das  «Bley  in  Silber  zu 
scitigen,  aus  Kupfer  Silber  zu  seheideo'^iGoldBCbeidungen  ssu  unter- 
nehmen etc.  Dass  Bedier,  wiewohl  er  ^ter  in  Holland  ähnliche 
Experimente  und  sogar  behauptetennasaen  mit  gtlnstigem 
folge  durchftihrte'),  nicht  allzuviel  Yon  der  Gold-  und  8über- 
macherei  hielt,  beweisen  einige  bittere  Randbemerkungen,  ins- 
besondere gegen  den  Obersthofineister  e-eriehtet,  dem  er  vorwirft, 
es  8ei  tlnu  nur  um  die  Aleliimie,  nicht  alx  r  um  die  Hebung  der 
Manutaktur  zu  thun  gewesen;  indessen  musste  er  wohl  auch  die 
Alchimie  als  Hauptpunkt  seiner  Projekte  anführen,  um  bei  dem 
fklr  dieselbe  begeisterten  Kaiser  Beimll  zu  finden  (vgl.  Seite  31 
Anm.  8). 


Vgl.  hiemfaer  „TdfDliam  Becherisnnm  Holhmdlcam  oder  Dr.  Bechelns 
M  BSBS  Erfindungen  etc.*  1679. 
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2)  Die  Werkstatt  zur  Erzcut;iing  des  Majolic- 
g  es  eil  irres.  Hier  soll  MaJolicgesclmT  mit  Hilfe  der  geeigneten 
Instrumente  und  eigener  Brennöfen  „sauber,  fein  und  dünn"  go- 
arbdtet  und  blau  gemalt  werden,  so  daas  es  an  Fdnheit  und 
Schönheit  dem  welachen  und  holländischen  gleichkommen  werde. 
Hierauf  sollen  dann  allerhand  Platten  zu  Oefen  und  Kaminen 
*und  Terschiedene«  liausgeräth  erzeugt  werden;  alles  aber  werde 
an  Preis  noch  billiger  sein  als  das  aualifadiache  und  darum  vor* 
auasichtlich  guten  Abgang  haben. 

8)  Die  Apotheke,  um  gute  Medizinen  zu  billigerem  Preise 
lierziistrllen ,  insbesondere  werden  ;^<Tiilinit  die  von  Becher  er- 
lundt  ncn  Pillen  ...  es  tblgt  ein  Absatz  iibei  ihre  Wirkungen  und 
die  einiger  anderer  medizinischen  Präparate,  den  wir  übergehen  . . . 
auch  ein  von  Becher  zum  ersten  Mal  (irgendwo)  introduzirter 
Zudcerwein  wird  hier  ausgeschenkt,  der  so  wohlthätige  Wirkungen 
ha^  dass,  wie  Becher  meint,  durch  seine  Einführung  der  un^ 
gesunde  und  stinkende  Branntwein,  wie  auch  die  rauhen,  an- 
greifenden, hitzigen  und  schwefligen  Weine  in  Abgang  kommen 
werden. 

4)  Eine  Werkstatt  zur  H (^rs u  l lun^r  guter  Haus- 
ger äthe  aus  einer  von  Becher  get'untU  nen  ]\Iet;iLlegirung  von 
weisser  Farbe,  da  irdenes  und  hölzernes  Geschirr  theils  zu  schwach 
und  zerbrechlich,  viele  Metalle  wie  Blei  (der  Schwere  wegen), 
Eisen  und  Kupfer  (weil  sie  „vitriolisch*^  sind),  Zinn  (der  Schmelz- 
barkeit wegen),  Silber  (des  hohen  Preises  wegen)  hiezu  un- 
geeignet seien. 

5)  Die  Seidenmanufaktur.  Sie  wird  betrieben  mit 
drei  ..Rfindnuililon'^  tmd  zwar  dienen  zwei  zur  Erzeugung  „puren 
Seiden Imides",  die  dritte  zn  „Floretgladt}>artdt'".  I  'iese  Manufaktur 
thue,  weil  sie  bisher  im  Inlands  niemals  gemacht,  vielmehr  die 
Produkte  aus  der  Schweiz  und  Frankreich  importirt  worden  seien, 
Niemandem  (im  Inlande)  irgend  welchen  Äobruch,  rentire  sehr 

fut,  ja  selbst  bis  zu  einem  Prozent  tttglich,  nach  Abzug  aller 
losten. 

6)  Die  Wollmanufaktur.  Diese  soll  so  recht  der 
Hauptzweig  aller  Manufakturen  sein,  „ein  sonderliches  l)eneficium 
ftlr  die  kaiserlichen  Erblande",  denn  in  einem  eigens  hiezu  be- 
stimmten Saale  sollen  die  l.n  n  deskinder  lerTien  Wolle  sor- 

•  tiren,  krempeln,  fein  öpinmn  und  allerhand  wollenes  Zeug  ver- 
weben. Der  Nutzen  sei  ein  dreitaelu  r  1 )  der  materielle  für  den 
Urproduzenten,  der  die  Wolle  leichter  und  theurer  verkaufen 
könne;  2)  dass  viele  arme  (d.  h.  erwerbslose)  Leute  jetzt  spinnen 
und  web^  lernen  können;  8)  dass  das  viele  Geld,  das  flir  wollene 
Zeuge  ins  Ausland  gehe,  nun  im  Inland  bleibe.  Die  Manufaktur 
werde  auch  sehr  gut  rentiren  und  jährlich  wenigstens  1 00  ProKent 
tragen. 

Hierauf  folgt  nun  ein  Verzeichniss  unterschiedlicher  Zeuge, 
die  gewoben  werden  sollen;  so  werden  genannt  Scharschet^ 
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Cronrafich,  Schamlott  und  nimmehr  wird  auch  der  hiebe!  zu  or- 
aelendc  Gewinn  mit  Rttcksksht  auf  die  Zahl  der  acht  Weber- 
gesellen  berechnet;  .  . .  auch  sei  diese  Manufaktur  schon  darum 
leichter  durchzufiihrcn .  weil  das  Material  im  Lande,  der  Ver- 
brauch aber  pin  so  grosser  sei,  daas  er  sich  wohl  auf  1  Million 
Rthlr.  belauieii  tlurfte;  überdies  sei  Oarn  eine  sehr  kurrente 
Waare  und  es  würden  durch  diese  Manufaktur  vielerlei  andere, 
die  sich  mit  der  Herstellung  verschiedeuer  Zeuge  beechftftigeii, 
inkroduairt;  ao  wttiden  durch  die  WoUmaDu&ktur  allein  die  ent- 
▼öÜcerten  und  amen  Slädte  der  Erbländer  wieder  Tolkreich  und 
nahrsam  gemacht  werden. 

Diese  eben  erwähnten  Manufakturen  werden  nun  in  dem 
eigentlichen  Kunst-  und  Werkhau8f\  pithmh  langen,  16  Fenniter 
Vorderfront  umfassenden  Gebiiude  mit  Oberstock,  betneben  uml 
zwar  süwolil  im  Unterstock  (der  unteren  „galleri")  als  auch  im 
Oberstock  (der  oberen  üallerie)  und  es  werden  auf  dem  zweiten 
Plane  jeder  Manufaktiu*  die  geeigneten  Käume  für  die  Werk- 
statken^  wie  auch  Wahnxttume  iRlr  die  betreffenden  Arbeiter  an 
gewiesen;  desgleichen  sind  sie  auch  mit  Ettchen  und  anderen 
nothwendigen  Kebengelassen  vergehen. 

Au^er  diesem  HauptgebJiude  umfasst  das  Kunst-  und  Werk- 
haus noch  das  ^^''ohnhau8  des  Direktors,  das  „Schellenbeigische 
Schmeltzwerk"  und  die  „venetianische  Glashütte/ 

1)  Das  „Häuslein  zur  Wohnung  des  Directors"  ist  massiver, 
und  siclierer  gegen  Feuer-  und  Wassergefalir  gebaut  fils  da.s 
Hauptgebäude,  von  zwei  geuiaucrten  Höfen  umgeben,  die  ein 
gewölbter  Durchgang  verbindet,  durch  dseme  Gitter  vor  Dieben 
mOglidiat  geschützt;  es  enthält  nämlich  nebst  den  Wohnräumen 
des  Direktors  (Wohnzimmer  und  Schlafkammer)  die  \  erwahrungs- 
otte  der  wichtagsten  Schätae  des  Hauses,  so  (in  der  „Schreibstube") 
das  Archiv  sammt  den  Prozessen,  Privilegiis,  Kapitalien,  Korre- 
spondenz de.s  Hauses  u.  dgl ,  dann  in  einer  eigenen  Kammer  die 
^mathoniatischen  Sachen",  hierunter  ein  Uhrwerk,  das  unauf- 
p^zogen  so  lange  g'eht,  als  nicht  ein  Tlieil  desselben  zerbricht, 
endlich  eine  „Compresaion  von  Wasser,  allwo  ein  kleiner  Bueb 
das  Wasser  armsdick  und  thurmshoch  liinauftreiben  kann""  und 
ähnliche  künstliche  Dinge  mehr.  Sodann  befindet  sich  daselbst 
eme  zweite  Kammer  zur  Aufbewahrung  woth^ller  Efifokten, 
Kapitalien  und  kttnsdicher  Operationes  Endlich  ein  kleines 
Laboratorium  nur  fiir  „Präparation  der  Tinctur'*  und  „Trans- 
mutation der  Metalle"  (also  ftir  die  ,.CT(>kl macherei"). 

2)  Die  ,  Schellenbergische"  Schm eltz hütte.  Dies 
war  eine  Art  Hochofen  nach  dem  von  dem  Obristen  von  Schellen- 
berg ertundenen  und  angegebenen  Systeme  au%efUhrt^),  um 


')  "Wie  Wilhi  Im  v.  Schröder  in  seinem  unten  zu  erörtern  lnn  AnsiKhen 
Uta  grundbucberliche  Einverleibung  des  Grund  und  Bodens  de»  ^Mauufaktur- 
hanses  aoltlhrt,  war  diese  „durch  das  Kayserliche  Bauambt  für  d^  IL  Obristen 
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dai  lyhiuigarische  bergsüitten  Erte  zu  schmelzen/  Becher,  isr 
Torausöchickt .  diese  (Intemehmung  gehe  ihn  zwar  nichts  an, 
iKwerkt  es  werden  sich  damit  auch  andere  Ertze  „an  der  Donau 
gelegen  sciimclzen  (vielleicht  leji^iren?!  lassen,  dann  werde  ea  als 
„Poch-  und  WaKchwerk""  „zu  Figirun^  de^  Schwefels  und  Art^enic" 
Dieuate  leisten.  Endlich  könne  man  durch  ein  beständigem  Ab- 
troibwork  Silber  eriudtm  und  so  auf  diesem  Platze  ein  ewig 
istfhrendes  Benr-  und  Schädewerk  anrichten,  bei  dem  „anoh  die 
Münzen-  und  Groldtschmiedt  ihr  Erz  schmelzen  und  untersohied- 
liche  Ilandwerksleut  ihre  Nahrung  dalx  i  haben  kOnnen/ 

Weiteres  ist  über  dieses  Schmeizwerk  aus  den  vorliegenden 
Akten  nicht  in  Krt'ahrung  zu  bringen ;  der  Ofen  desselben  wird  in 
eintT  Abhandlung  Uber  das  Goldmacheu  aus  jener  Zeit  genau 
beschrieben ' ) . 

S\  Die  venetianische  UlashiUte.  Auch  Uber  diese 
ist  ausser  den  Becher 'sehen  Angaben  in  der  Beschreibung  des 
Manu&kturhauses  Nichts  zn  finden.  Becher  selbst  bemerkt  gleich 
zuyor,  dasB  er  nksht  selbst  die  welschen,  yenettanischen  Glaabllfser 
her  yerachrieben  habe,  sondern  nur  Anlass  gelben  habe,  sie  tm 
Mannfiiktnrhause  nnterzubnngen.  Die  Form  der  erzeugten  oder 
7A\  erzeuijendrn  (  rläsrr  bctivflend,  meint  er,  diese  wlire  eigentlich 
keine  „Kunst",  soudem  nur  eine  durch  langwierige  Ausbildung 
anzueignend*»  Fortigkeit;  das  Wichtigste,  um  dieso  ^fanufaktur 
.im  Lande  einzubürgern,  sei  „hinter  die  reclitr-  rroj»t>ition  der 
Materie  des  Glases  zu  kommen  Der  \  ortheil  dieser  Produktion 
werde  kein  geringer  sein,  da  das  venedische  Glas  sehr  b^;ehrt 
seif  besonders  Gbäkonülen  ein  gesuchter  Ärtikd  (fllr  die  Ttmei) 
wären.  Schliesslich  beklagt  er  sich,  dass  man  die  Leitung  dieser 
Ifanufaktur  nicht  ihm ,  sondern  den  It^dieneim  Bei-talotii,  dann 
Tomasi  übergeben  habe.  Daraus,  dass  mehrere  Direktoren  bei-eits 
funi^irt  hatten,  wie  aus  einer  spätrren  i^emerkung  Hecher's-) 
geilt  lu  rvor,  dass  diese  Glashütte  schon  in  ziemlich  lebhaftem 
Belli«'! IC  stand. 

Die.^  die  (jrebiiudc.  Ausseitlem  befindet  sieh  von  Anlagen 
auf  dem  Grunde  des  Kunst-  und  Werkhauses  noch  ein  Brunnen 
und  ein  Teich.  Da  ersterer  sich  (nach  Becher's  Behauptung) 
als  ein  Sauerbrunnen  darstellte,  der  frdlich  andererseits  wieder 
zur  Herstellung  von  rechtem  Salpeter  verwendet  Avei-den  könnte, 
so  sei  es  nothwendig  gewesen,  fbr  den  Wasserbedarf  einen  Teich 


von  Scbeilenberg  neu  luerKeschlngcne  Schnieltzweik  des  lugriscbai  Gold- 
und  silberertEes  und  dessen  probe  aufgeführt  worden.** 

M  1di  Anhang  zum  -Nothwendiger  rnterricht  von  6oldmachen%  voa 
Wilhehn  vrn  sdiroder.  BeschreibuDg  Herrn  Obristen  von  ScheUeDbergs 
Universal -Otens. 

*)  .  .  .  ..wiewol,  wann  ich  nit  Plats  gensdit,  Tigel.  Hftfen,  G^sehirr 
Q.  m.  flazii  contril  uirt  hätte,  vielloicht  noch  bis  auf  diesen  Ta<r  kein 
An  tan::  und  l'rohe  gemacht  worden"  .  .  .  Die  (ilashüUe  wird  ulterdies 
noch  in  der  Beschleibung  der  Brandstätt  des  Manufakturbauses  erwäJjnt. 
Vgl.  unten. 


VI.  1 


39 


zupraben;  derselbe  könnte  aber  mit  geringem  Autwand  so  ein- 
gerichtet werden,  dass  er  eine  Mühle  treiben  könnte,  ja  noch 
mehr,  es  könnte  auf  diesem  Wege  „das  Goblüs  7u.  dem  Sei  mir  Uz- 
werck  getrieben,  das  Pocli-  und  Waschwerk,  einr-  Walckmllhle 
zu  den  wullenen  Zeugen,  ein  Hammer  zum  Kuptei  fit  schirr,  eine 
Mühle  zum  Farben-  und  Olnsiirreiben,  eineSchleiff-  und  Poliermülde 
für  das  venetianisclie  Gla^  u.  dgl.  mehr  eingerichtet  werden." 

Eine  „QaUerie  zum  Verkauf  der  Waaren'*  erscheint  auf 
dem  Plane  nur  projektirt,  aber  noch  nicht  gebaut;  diesefbe^ 
deren  Kosten  auf  1000  Gulden  veransclilagt  weixlcn,  soll  neben 
den  Verkaufshallen  noch  Zimmer  iiir  Färberei,  eine  Presse  flir 
die  Zeuge  und  noch  einige  Pltttae  für  Weberei,  Malerei  und 
Tapezerei  enthalten. 

Aus  dieser  gründliehen  1  icselireibung  des  Hauses,  die  durch 
die  8ehr  sauber  und  nett  auis^efiilirton  dm  Plüne  noch  mehr  ver- 
öinnlicht  wird,  entnehmen  wir,  dass  I  Jecher  ein  wirklich  im  echten 
Sinne  des  Wortes  nach  damaligen  Begriffen  „grossindusbiell"  zu 
nennendes  Unternehmen  geplimt  hatte.  Uan  darf  eben  nicht 
▼eigeesen,  dass  su  jener  2!eit,  wo  ja  die  ein&che  Handarbdt 
und  der  kleine  Einzdgewerbsbetrieb  auf  allen  Gebieten  selbst  in 
weit  vorgeschritteneren  Lindem,  wie  Frankreich,  England,  den 
Niederlanden  nocli  weitaus  überwiegend,  ja  allein  herrschend  war, 
eine  solelie  Untemehmnng  schon  viel  bedeutete.  Wenn  .sie  in 
Desterreieh  auch  nicht  die  erste  war,  vielmehr  schon  in  einer 
btaatlicli  privilcgirten  Fabrik  von  Well-  und  anderen  Zeugen 
( Cron rasch)  ^)  einen  Vorläufer  hatte,  so  war  t*ie  docli  einmal 
die  vielseitigste  mit  Rtlcksicht  auf  die  Zahl  und  Verschiedenheit 
der  zu  betreibenden  Produktionen  und  hatte  überdies  einen 
ökonomisch  hochwichtigen  Hinteiigedanken ,  sozusagen  Lehr- 
werkstätte für  die  gesammten  inländischen  Gewerb- 
treibenden  zu  sein;  dies  hatte  schon  Becher  (vgl.  oben  bei 
Schilderung  der  Wollmanufaktur)  hen^orgchoben ,  es  sollte,  wie 
wir  unten  sehen  \v(M  dcu ,  später  noch  mel  r  betont  werden. 
Becher  also  dachte  sich  einen  vollkonnm m  n  Fabrikbetrieb, 
d.  h.  einen  Grossbetrieb  mit  ausreielieudera  .Mateml,  den  voll- 
kommensten Maschinen  jener  Zeit  (es  führt  ja  Bandmühlen 
u.  a.  Werkvorrichtnngen  ein)  und  den  geübtesten  Handwerkern. 
Wie  gross  diese  Zahl  gewesen  sein  soll,  ist  wohl  nicht  ganz  klar; 
allein  aus  der  Anzahl  der  Webei^esellen  (8),  die  er  schon  im 
Anfang  zur  Introduzirung  und  zum  ersten  Betrieb  aufnahm,  geht 
wohl  hervor,  dass  sie  nach  den  liegriffen  jener  Zeit  —  keine 
unbedeutende  genannt  werden  kann.  Er  dachte  sich  ferner,  wie 
eben  angedeutet,  das  «ranze  Unternehmen  zugleich  als  Lehr- 
anstalt für  Laude>kinder,  die  diese  neuen  Ei' werbszweige 
erlernen  und  dann  im  Lande  propagiren  sollen;  so  nennt  er 


^)  Vgl.  (jiuarient,  Codex  Austriaciis  unter  „Cronrascb.*^  (Vgl.  Ein 
Idtnng,  Seite  6,  Anm.  S.) 
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aelbet  in  dem  genannten  Memoria]  das  Werkhaus  „ein  Sdiulhatts 
oder  Seminarium  zur  Introduction  dvr  ^lanufacturen,  welche  you 
dannen  in  die  mitleidenden  StUdte  Ihrer  Majestät  zu  deren  Auf- 
nehmung  und  Nahrung  eingetheilt  werden  sollen"  —  und  darin 
li^  eigentlich  die  hau ptsäclili«  liste  Bedeutung  des  Manufaktur- 
IiMuscs,  das  nichtnu reine  Staatsfabrik,  sonder nauch 
eine  staatliche  ^T^eli  r  w(M  kstfitte"  in  un«ereiii  Sinn 
sein  sollte^).  Auch  das  auf  den  Autbau  verwendete  Kapiuil 
war  nicht  klein.  Wii-  haben  schon  oben  erwähnt,  dass  ilun 
7000  Btfal.  zu  Gebote  standen;  er  überachritt  aber  mit  Bttck- 
sieht  auf  dne  zu  erhoffende  Rekompensation  diese  Summe 
bei  weitem  und  aus  den  in  dem  Kercrate  genau  dai^egten 
Rechntmgen  geht  hervor,  dass  sich  die  Kosten  des  Hauses  und 
der  Eini-ichtung  der  Manufakturen  bis  zum  Momente  der  Ueber- 
reichtmp^  des  Heferates  auf  11 123  Kthi  beliefen  —  eine  damals 
gewiss  beti'äditlichp  Summe, 

Auch  ilasi  hieriii'  hergestellte  Inventar  ist  nach  damaligen 
B^itieu  ein  reichliches  zu  nennen,  es  umtaiist  neben  dem  Ge- 
bäude: das  schon  erwähnte  Uhrwerk,  das  Wasserwerk,  2  Floret- 
bandmtthlen,  2  Seidenbandmtthlen ,  8  WebestQhle^  6  Oentner 
Wolle,  verschiedene  Instrumente  fllr  das  lAboratorium,  fbr  die 
Groldschmicde ,  Süberarbeiter,  Ulirmacher,  fin-  die  Maiolicmanu- 
Äktur,  Haflherei  ete.,  ausserdem  reichüchen  Hausrath,  Medisinen- 
vorradi  u.  dgl 


M  Tgl.  sucb  ifi  der  .Nirrischen  Weisbeit"  8.  120  ff.  ^.      hat  num 

reeolviret  bei  Wien  ein  alipemeines  öffontliclus  TCunpt  und  Werkliaus  zu 
bauen,  worinnen  als  in  einem  Sennnario  die  Mauul'aclureD.  Künste 
erfuüdeu,  iotroducirt,  die  Leutt  aWericht  und  dann  aut  dsis  Land  und  in  die 
mitteidaide  dqiopultafte  Stftdt  dimindbrt  und  stabilitirt  ▼erdeo." 


IL 


Der  Betrieb  des  Mannfakturhanses  unter  Beeher. 


Soweit  war  das  Werk  gediehen.  Da»  Becher  sich  dies- 
fiüls  keiner  unwaliren  oder  Übertriebenen  Angaben  schuldig 
macht,  ist  wohl  einerseits  aus  dem  Umstände  zu  entnehmen,  dass 

er  das  Referat  dem  Kaiser  mit  der  Bittf  vorlebte,  die,  Saclie 
weiter  zu  flilirrn,  dass  er  also  wahrscheinlicli  <  ino  rntcrsucliimg 
und  Inspektion  iiii  ht  zu  fiirchten  hatte,  wie  andererseits  aus  der 
<  )Qenheit,  mit  der  er  die  noch  fehlenden  Dinge  anj^iebt.  Jeden- 
falls hatte  er  auch  schon,  wenn  auch  mit  beschräukti'n  Mitteln, 
den  Betmb  begonnen  und  seine  diesfillligen  Angaben^)  Ter- 
dienen  sohon  darum  Glanben,  weil  er  sich  auf  notorische  That- 
sachen  beruft,  die  er  doch  ohne  das  Aergste  zu  riskiren ,  nicht 
BD  leichterdings  dem  Kaiser  oder  Obersthofmeister  hätte  vorltlgen 
dürfen.  Allerdings  dürfte  sich  dieser  Betrieb  wohl  mehr  auf  ein 
probeweises  Erzeugen  einiger  Artikel  der  Hau] »ti Manufakturen 
erstreckt  haben.  Hechrr  selbst  spnclit  in  dem  mehrfach  er- 
wähnten Memorial  %Ni  derholt  von  guten  Proben"  und  „De- 
monstrirung  der  Nützlichkeit  der  Manufacturen"  und  Aehnlichcm. 
Dies  wäre  jedoch  durchaus  nicht  im  Stande,  der  Bedeutung,  der 
ganzen  Idee  des  Unterndimens  und  deren  wenigstens  in  der 
Anlage  gediegenen  Durehi^lhrung  Abbruch  zu  thun. 

Wie  dem  auch  immer  sei.  der  Weiterfdhrung  des  ganzen 
Werkes  b^annen  sich  Schwierigkeiten  entgegen  zu  stellen,  die  zu 
beseitigen  da.s  eifrigste  Bestreben  des  von  seinen  kühnen  Planen 
begeisterten  Mannes  war.  Er  selbst  schildert  in  seinem  Beferat^) 


')  So  in  der  Einleitung  zu  dem  Referate  „.  .  .  das  Haus  ist  vor 
Kurzem  ganz  erbauet,  wie  es  da  abgezdehnet,  haben  es  auch  viel  vornehme 
Ministri  und  Ambassadeurs;  jjp^pln  ir  —  und  in  spinpm  Mcinnrial  .es  ist 
notorimn,  dass  ich  das  kais.  Kunst«  und  Werk  haus  erbauet,  haben  auch 
Bolehct  und  die  UsaofiMtars  darin  im  Qanm  gesehen  alle  die  daraato  sn- 
▼es enden  Herrn  Ambasstdeois,  gflheimen  u&tbe  und  viel  hondert  Men- 
ichen  mehr  .  . 

*)  Absatz  VIII.  „Uiiterschiediiciie  Verhinderungen,  welche  das  ge- 
nsunts  Werk  des  Kunethsoses  retsrdiren  ondt  staaien". 
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die  hauptsächlichsten  Hindernisse  folgenderraasRen :  Vor  nllem. 
seien  die  Baukosten  „nit  geklehrt",  d.  h.  es  seien  die  4123  Rtli., 
die  er  über  die  ihm  gegebenen  70u<.)  ausgegeben  hatte,  rück- 
zuersctzen;  einmal,  damit  er  seinen  anaerweitigen  Verpflich- 
tungen gerecht  werden,  und  damit  das  Werk  weiter  fortgesetzt 
wcondeB  KOnne.  Auch  habe  er  flchon  der  Wollmairofaktor  wegen 
▼iel  Geld  aus  agener  Tasche  hergegeben;  die  Hofkammer  ver- 
weigere nidht  nur  die  Rückerstattung »  sondern  gestatte  nicht 
einmal,  dass  er  sich  eine  geeignete  „OnnpigDie"  zur  Bestreitung 
der  Verlagskosten  suche;  ebenso  seien  ihm  Oclder  zum  Wcin- 
verlag  ab^^eschlai^^en  worden,  schliessÜeli  bekln^rt  nr  sieh,  da^s 
ilim  Arbeiter  von  seinen  Widersuchern  ^ )  alispenstig  gemacht 
wurden,  dass  ihm  »  in  chemischer  L<iborant  entlaufen  sei  u.  s.  w. 

Hierauf  schläft  er  einige  Mittel  vor,  „wie  die  Sachen  mit 
dem  Kunsthause  einzurichten  wären,  dass  sie  Bestand  hätten, 
der  versprochene  Efifect  herauskomme  und  Ihro  Kaaa,  Majestät 
neben  Recreation  auch  jährlich  einen  grossen  Nutzen  daraus 
haben  könnte"^.    Diese  Aiittel  sind  allerdings  keine  neuen: 

1)  Vor  Allem,  krKftige,  wirksame  Privilegien  oder  viehnehr 
ein  .F'atf^Tit'^  'in  unserem  ^^inn),  da^s  Niomand  dergleichen  nach- 
machen diiri'e,  weil  sonst  ihm  (Becher)  durch  böse  Twente  das 
riesinde  abspenstii:"  gemacht  werde,  u.  z.  solle,  da  es  ja  dem 
Kaiser  „5>ehr  verdricäülich  {'allen  möchte,  ein  Specialprivilegiuui 
über  alle  diese  Sachen  zu  verleihen,  in  gencre  der  rktz  privi- 
]egirt  werden  und  qucad  forum  justitiae  unter  das  Ubersthof- 
maracbaUaiDt  gehören**. 

2 )  Eine  dem  Kammerpräsidenten  zu  ertheilende  Versicherung 
durch  ein  „Assf  curationsaeiret'* ,  dass  seinen  Rechten  an  dorn 
Grund  und  I»oden  des  Hauses  in  keiner  Weise  Abbruch  ge- 
ficliehen  werde,  denn  der-;»'lb^^  fürcl  ti  t  sich  w^en  der  Hof* 
kauimer  nach  seinem  Tode  eines  })raju(lieii". 

8)  Ersatz  der  Mehrauslagen  von  4123  Rthl.  und  IJeistellnng 
tles  „bereits  verglichenen"  Verhigs  von  4000  Rthl.  für  die 
„chimischen  Sachen'^ 

4)  Die  Verleihung  der  durch  den  Akkord  mit  dem  Obent- 
hofmeister  bereits  verwilligten  Direktorstelle  und  den  zehnten 
Theil  des  Gewinnes,  die  Versichenmg  hierüber  durch  ein 
,»A8se€urationsdecret",  denn  dies  sei  ja  ohnedies,  da  er  Pro- 
ponent,  Inventor  und  Introdnktor  sei.  nicht  mehr  als  billig"). 

Diese  Propositionen  liilden  den  Seliluss  des  ganzen  Referat<»s, 
das  Pecher  schliesslich  noch  mit  kurzen  Worten  dem  Kaiser 
dringend  emptiehlt^). 

I)  Er  erväbDt  bier  insbesondere  den  KauftDSnn  Triangel,  der  ipftter 

die  orientalipche  KompniEmie  leitete  und  —  ruinirte. 

*)  Charakteristisch  Idr  Becher's  kräftige  Ausdrucksweise  ist  die  Be- 
gründung: „denn  es  ist  ja  billig,  dass,  wie  die  lieil.  Schrift  selbst  saget, 
man  den  Ocnsen.  der  traschet,  das  Maull  nit  verbindo  .  .'^ 

^)  ^ .  .  Tind  (iit'ses  wären  also  dip  Fnndamentalpunktpn  zn  EfhaltuDg 
und  Stabilitirung  dieses  Kunst-  und  \N  erkhaus,  abo  dass  auf  Ew.  Mtyestat 
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Ueber  den  weiteren  Fortgang  des  Unternehmens  lic  gen  uns 
zwar  keine  Urkunden  mehr  vor,  es  fehhin  sowohl  die  begehrten 
Versicherungsdekreta,  als  auch  wfMtere  Verträge,  Geldanweisungen 
u.  dgl.,  allein  wir  können  aus  den  Kachrichten,  die  Becher  selbst 
in  seiner  ,,N?irrischen  \\'eisheit**  und  dem  schon  erwähnt^-n  „Me- 
morial" aus  dem  Jahre  1078  in  Zusammenhang  aiit  äpatcren 
Nachrkdilen  und  Aeusserungen  einigermassen  ver&sliche  Schlüsse 
Uber  den  weiteren  Verlauf  der  Angelegenhttt  machen. 

Das  Haupthindemiss  des  weiteren  Betriebes  des  Uauaee, 
das,  wie  ja  aus  dem  bisher  Besprochenoi  hervorgeht,  ganz  evi- 
dent schon  eingerichtet  und  selbst  —  wenn  auch  nur  probe- 
weise —  in  Gang  gebracht  war,  war  wohl,  dass  I  Lecher  bei  den 
zu  jener  Zeit  arg  erschöpften  kaiserlichen  und  Staatsmitteln  neue 
Gelder  begehrte.  Hiezu  kam  nun  noch,  da«s  Graf  Sinz(ndor*, 
der  Hofkammerprikiident,  der  gewiss  hierin  das  massgeblicliste 
Wort  zu  sprechen  hatte,  aus  den  schon  oben  auseinander- 
ffesetsten  Grttnden  Becher  feind  geworden  war  und  daher  daa 
UnterDehmen  eher  anfeindete  als  begünstigte.  Ueberdies  aber 
scheint  Becher  bei  Hofe  noch  verschiedene  andere  Feinde  und 
Widersacher  gehabt  zu  haben,  die  er  theils  seinem  wohl  ziemlich 
hoffUrtigen,  prahlerischen  und  abstossenden  Auftreten  ver- 
dankte ^) ,  theils  dem  Neide  und  der  Missgunst  zu  jener  Zeit, 
als  er  in  hoher  Gnade  und  Gunst  stand. 

Was  alles  von  seinen  Ansuchen  und  Bitten  bewilligt  wurde, 
ist  nicht  ganz  gewiss;  klar  ist  nur,  dass  das  Werkhaus  in  der 
That  dem  Oberstfaofmarschallamte  unterstellt  worden  sein  musste, 
denn  es  liefen  aus  rückständigem  Arbdtslohn  und  fthnlichen 
Grttnden  spftter  Klagen  gegen  ihn  bei  diesem  Amte  ein;  sicher 
ist  fmeap,  dass  er  trotz  der  gemachten  \'ersprechimgen  kdnen 
Deut  mehr  erhielt.  Allerdings  ei*scheint  sein  Anspruch  auf 
Foixlenmi:  weiterer  Geldmittel  kein  sehr  starker  oder  begründeter, 
denn  er  gründet  sieli  auf  den  einzigen  Passus  des  .,Aecords" 
mit  dem  <  )bersthütnieister  (siehe  oben  S,  iiO),  wonach  die  gegebenen 
4000  Kthl.  nur  zur  Einrichtung  gehören  sollten,  „was  man 
darüber  an  Cauitai  anl^et,  alsaann  Interesse  tragen  soll,  der- 
gestalt, dass  17  bis  20000  Rthl.  wöchentlidb  wohl  1000 Btbl.  tragen 
könne*'.  Hieraus  aber  sollte  wohl  nur  die  Höhe  der  erwarteten 
VeniDsuog  hervorgehen,  nicht  aber,  dass  in  jedem  Fall  diese 
Summe  noch  in  dem  Werke  angelegt  werden  müsste  und  auch 


aliergnädigstcr  Re&olutioD  desselben  AutnehmeD  oder  Kuin  beruhet,  welches 
alleruntertiniget  habe  berichten  and  biemit  diesen  gansen  Referat  BchlieBsen 
woUell^ 

*)  Vgl.  hierüber  die  Bemerkungen  bei  Buch  er,  Das  Leben  eines 
nfttfUebeo  Gelehrten  In  der  Person  des  Dr.  J.  J.  Beeher.  Roaeber, 

Oesterr.  Nationalökonomik  unter  Leopold  I.  Ilildebr.  JB.  II,  S.  8s\  „Sein 
geistvoll  produktive?,  zugleich  aber  sehr  pralilerisclios.  zum  Schwindel  ge- 
ne^^  und  hiuig  unvorsichtiges  Wesen  inaciite  iliiu  in  jeder  Stellung  bald 
Femde.* 
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die  übrij^cn  Stellen,  wo  von  der  „Contimiation'^  des  ^^'erke8  die 
Kede  ist,  siud  so  allgemein  gehalten,  dass  daraus  ein  Aa^pnioh 
auf  eine  öolelie  schwer  abgeleitet  werden  könnte ' ).  Da^ö  aber 
andererseits  die  Kammer  und  der  Kaiser  besonders  bei  der 
Agitation  der  Gegner  ßecher's  durchaus  nicht  sicher  war,  dass 
ein  im  Werkhause  anzulegendes  Kapital  wirklich  sich  so  gut 
veizinsen  werde,  sch<  1  r  t  wohl  völlig  glaublich.  Man  berief  sicli 
also  wohl  darauf,  er  habe  sich  anheischig  gemacht,  das  Werk 
mit  dem  «regebenen  Kapital  wenigstens  «ranz  bftriebfertig  hor- 
zustellen,  habe  mindestens  keinen  Ansiiiiu}?  auf  Ki-satz  dtr 
Kosten  u.  s.  w.  Die  Sache  scheint  in»  r4it's  hm-  und  her- 
geschwaukt  zu  haben,  kleiner^  Summen,  „luuidcrtgiddeuweis"  wie 
er  sagt ' ),  wurden  ihm  von  der  Hofkammer,  an  die  er  von  dem 
Kaiser  gewiesen  wurde,  ausbezahlt,  und  mit  Hfdfe  dendben  be- 
gann er  die  noch  fehlenden  projektirten  Manufakturen,  wie  die 
Tapeeem,  su  introduziren  und  die  anderen  (Seiden-  und  Woll- 
industrie) zu  perfektioniren. 

Ferner  sann  er,  um  Geld  zu  beschaffen,  auf  andere  Mittel: 
Zunächst  suchte  er.  was  er  schon  früher  ang''stifd)t  liatte,  nach- 
dem er  vom  Hofe  und  der  Hofkammer  wunig  oder  gar  nichts 
mehr  zu  erwarten  hatte,  andere  Ka|)italkräft<'  fUr  das  Unter- 
nehmen zu  gewinnen;  er  hatte  dies  schon  früher  versucht  auch 
schon  einen  diesbezüglichen  Vertrag  abgesclilossen ,  jedoch  die 
Batifikation  desselben  yon  der  Hoftammer  nicht  erlangen  kön- 
nen"). Nunmehr  aber  scheint  es  ihm  doch  mißlich  geworden 
xu  sein,  die  Genehmigung  der  Aufnahme  dnes  Kompagnons 
oder  mehrerer  zum  Betridbe  des  Unternehmens  durchzusetzen. 
Ob  er  nun  eine  Kompagnie  bildete,  wie  es  in  spiltcrer  Zeit 
heisst*),  oder  hlos  das  Kapital  d<s  einen  oder  anderen 
Kapitalisten  in  Anspruch  nahm,  ist  un^eklJlrt;  gewiss  ist  nur 
das  Eine,  dass  er,  da  denn  das  ganze  Unteniehmen  nicht  recht 
gehen  wollte  und  die  stets  noch  erhoffte  und  „sollicitirte"  Unter- 
stützung von  Seite  der  Hof  kammer  oder  des  Kaisen  noch  immer 
nicht  eintrat,  sich  an  einen  Mann  wandte,  dem  er  aus  früherer 
Zeit  yiel  veraankte  und  dessen  Einfluss  am  Hofe  kein  geringer 


Becher  hatte  sich  anheiscbig  gemacht,  die  Manulaktureo  und  Se- 
kreten, die  er  Tonchltig,  „dergestalt,  su  ioesnuDireii,  introducireii  and  gang- 
bar zu  Tnachen,  dass  der  fundus  zu  einem  grossen  Werk  rronn^^am  stü  i- 
litirt  sei  und  weiter  uithts  als  die  CoutinuatioQ  sammt  grösserem 
Verlag  erfordere."  (Vgl.  oben  S  30.) 
«)  Närrische  Weisheit.   S.  120  ff. 

")  Referat  VlI! ,  ruterschiedliche  ITindernussen,  wo  er  von  dem 
WoUveriag  »pricht,  tür  weichen  er  2000  statt  400u  Htlil.  (s.  oben)  erhalten 
hatte  .  .  .  M^nd  ab  ieb  jemand  anders  mit  in  die  Compagnie  nehmen  wollte 

nud  einen  Contrakt  geschlossen,  auch  die  "Ratification  darüber  von  der 
Hofkammer  verlangt,  hab  ich  dnch  solche  nit  erlangen  können,  will  nit 
sagen,  dasz  die  Person,  so  mit  ujir  contrabirt,  aparte  mit  Fleisz  seye 
divertirt  worden  ..." 

*)  Vgl  unten  W.  v.  Schröder*«  Angaben. 
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war.  l'jä  ist  die*»  der  schon  in  der  Einleitung  genannte  IJojas, 
der  firllhero  Beichtvater  dee  Kaisern,  Bischof  in  partibus  und  da- 
mals woM  schon  Stadtpfarrer  in  Hainburg').  Mit  demselben 
kam  schliesslich  ein  Vertrag  zu  Stande,  wonach  Becher  ihm  das 
ihm  selbst  übertragene  Privilegium  betreffs  der  Manußtktor  wol- 
lener Zeuge  und  seidener  Bänder  überlitssty  zugleich  -auch  diesen 
Manufakturzweig  aus  dem  Hnuse  nimirtt  und  ilm  in  die  Um- 
gebung Wiens  an  einen  nicht  zu  eruirendcn  Ort  (violleicht  gar 
nach  Hainburg)  verlegt.  Das  OriginaldokuTiKiDt  hierüber  existirt 
auch  nicht  mehr,  doch  geht  dieses  Fakiiiin  aus  oincm  uns  er- 
lialteiieu  späteren  Vertrage  hervor,  wonach  der  geuanute  ßischof 
dasselbe  PrivSsg  und  die  Ausübung  desselben  den  Gebrüdem 
Baronen  Qejer  v.  Edelbach  ttberiässt^).  In  Uebereinstimmung 
htennit  gesteht  Becher  in  dem  erwähnten  „Memorial*^  selbst  zu, 
die  Wollen-  und  Öeidenbandmanufifcktur  „aus  dem  Werkhause 
genounnen  und  in  andere  Oerter  um  W  ien  herum  geplantirt** 
zu  haben,  behauptet  nur,  er  sei  hiezu  vemiögc  der  Pri\nlegien 
befu£rt  p:ewesen.  Nun  war  allerdings  das  ( JesaiiHiitunternelmicn 
als  solclies  aufgelöst,  alxT  Becher  dachte  immer  noch  daran, 
wenigstens  die  anderen  Mauuiaktiueu  in  dem  Werkhause  zu 
introduzii'en ,  insbesondere  wollte  er  die  Farbenerzeugung,  von 
der  er  sich,  wie  schon  aus  seinem  oben  erlfluterten  Referat 
hervoi^gehty  den  höchsten  Ge\rinn  yersprach,  ToUkommen  ein- 
richten*  I^eider  stiess  er  hierbei  auf  den  Wideratand  des  Hof- 
kammerpräsiden ton,  der,  wohl  aus  alter  Abneigung,  gern  das 
ganze  T  nt**rnelimen  zu  nichte  «remMohf  hätte. 

T'nter  des  Kainiiierprasidenton  inten'ciitioii  kam  endlich  ein  für 
Ini  iicr  luSchst  ungünstiger  Vertrag  zu  Staude^  i,  den  letzterer,  nach- 
dem er  sich  anfangs  sehr  gesträubt,  wenn  er  Uberhaupt  noch  einen 


*)  üelrr  die  Persönlichkeit  dieses  Mannes  vgl.  die  Notiz  vonlnama- 
Sternegg  Uber  Philipp  Wilhelm  v.  Hörnigk  in  Conrad  JB.  Derselbe 
ipiehe  in  HOmigk's  Leben  eine  grosse  Kolle.  "Wie  einer  eigenhändigen 
Randbemerkang  Bechers  in  dem  schon  erwähnten  Referate  über  die  Kom- 
mcrzien  (1674)  so  entnehmen  ist»  verdankte  Becher  ihm  leine  Bemfong 
nach  Wien. 

Im  Archiv  d.  Min.  d.  Innern  „Placat  vom  27./8.  1680.  Der 
Bischof  von  Tina  Rojas,  Stadtpftim  tä  Hainbarg,  kann  das  ihm  von 
Dr.  Becher  ctuHrte  kays.  Privileg  auf  Manufactur  wollener  y.cw.'c  und 
seidener  B&nder  an  die  Gebrüder  Franv:  Christot  und  Carl  Leopold  Gejcr 
V.  Edelbach  ftbergebeu^  (unter  den  Privilegiumsakten). 

"I  Vgl.  hierüber  Becher's  Memorial      .  denn  wie  man  aniiuiga  die 

Privilegin  wpgcn  der  Manufacturen  aufgeset;-('t .  sint!  solche  sammt  dem 
Itevers  derge&talt  projectirt  worden,  daas  ein  jeder  ehrlicher  Maun  darans 
sehen  kann,  daaa  aolcher  an  einer  nnvermeidtidien  min  der  Manoftctnren 

angerichtet  .  .  und  weiter  unten  «...  Das  Privilegium  über  das  kais. 
Kunst-  und  Werkhaus  sammt  dem  Revers  habe  nicht  ich,  sondern  l'rückner 
oder  V.  Selb  autgeeetzt,  ich  habe  genug  dagegen  geprotestirt  uud  noch  von 
Mayntz  aus  remonetrirt.  dass  dieses  Privilegium  ein  nün  des  kais.  Konat- 
BTiil  \Yprkh:\nscs  srin  v;erc!p.  habe  auch  um  Krlänterung  eines  Oder  der 
anderen  Puncten  gebeten,  aber  nichts  darauf  erhalten.'' 
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Veiii'ag  dui-clisetzen  wollte,  acceptii*en  muöäte^j;  vielleicht  liofite 
Becher  auch,  dass  ein  Umschwung  in  den  Hof-  und  Uofkammer- 
▼erhttltnissen  eine  günstigere  Auslegung  oder  Abänderung  dieses 
Vertrages  möglich  machen  werde;  zudem  musste  er  sich  sehr 
liiUen»  den  Kaiser  mit  ins  Spiel  zu  ziehen,  um  nicht  nocli  den 
Vorwurf  eines  crimen  laesaa  majestatis  auf  den  Hals  zu  bekom- 
men und  damit  nach  dem  enrten  „Akkord^'  alle  Rechte  und 
Ansprüche  zu  verlieren. 

Wir  wollen  nun  diesen  von  Beclier  so  vielmals  beklagten 
Vertrag,  durch  den  allerdin^  der  Hauptsache  nach  das  ^^aiize 
Unternehmen  iiiii  seinen  Kosten  auf  Jiecher  s  Schultern  geschoben 
werden  sollte,  nfther  betrachten. 

Derselbe  kam  am  15.  Oktober  1676  su  Stande.  Damals 
wurde  Becher  j.vei-mittels  der  hochlöblichen  Hofkammer  Inter- 
position  und  nachtrUckUchen  Cooperation''  das  gebetcne  PrivilegLum 
tlber  das  „neuerbaute  Kunst-  und  Werkhaus"  übergeben  und  er 
unterzeichnete  dagegen  einen  Revers,  der  die  Verpflichtungen, 
die  er  damit  auf  sich  nahm,  enthielt.  Aus  diesem  Reverse, 
von  dem  uns  eine  wohl  v  llkommen  glaubwürdige-)  Abschrift 
erhalten  ist,  geht  dei'  ganze  Plan  des  ÜnteruehmenSy  wie  er  nun- 
mehr ^taltet  werden  sollte,  klar  hervor. 

AIb  HauptEweck  desselben  wird  schon  im  Kopfe  des  Re- 
Terses  die  „tieföid^rung  des  Commercii  in  dero  kaj^seriichen  Erb- 
iBndtem,  auch  Aufiiehmbung  der  bereits  introducuien  sechsedej 
frembden  Manufacturen  daselbst^^  bezeichnet.  Wdchee  diese 
sechs  Manufakturen  seien,  wird  nicht  ausdrücklich  gesagt,  es  ist 
aber  wolil  klar  anzunelinien,  dass  es  dieselben  waren,  die  schon 
bei  Errichtung  des  liauses  intioduzirt  wurden,  abgesehen  viel- 
ItMcht  von  der  S<'idenband-  und  einem  Theil  der  Wollindustiie, 
deren  Privileg  ja  liecliei-  abgetreten  hatte.  Im  Texte  des  Re- 
verses wird  ausdrücklich  nur  die  Wolfindustrie  erwähnt;  Becher 
verpflichtet^  sich  nttmlicb,  „in  Sonderheit  den  Consumo  der^lAndt- 
wolle  mO«(lichst  zu  machen  und  in  spede  durch  die  wflUene 
Manufactur  auf  alle  weg  und  wevse  zu  promoviren";  er  erwähnt 
auch,  dass  fUr  diesen  Zweck  allein  der  Kaiser  2000  Rthl.  habe 
vorschicssen  lassen.  Kndlich  geseliieht  nocIi  besondere  Erwühmmg 
eines  „Smölszwerckhes^,  das  aber  schon  bestanden  zu  haben 
scheint^). 

1)  Vgl.  bierQber  auch  „Karrisehe  'Weisbdt,*'  8.  181  ff.:  „.  .  .  um 

d;is  Werk  im  Fundaiiioiit  ül»or  den  Ilunfen  zu  werfen,  Hess  er  (der  Hof- 
kammerpräsident)  sulclie  l'rivilegien  und  Reversalicn  cnricipiren.  worauf 
d&&  Werk  wohl  nicht  beständig  kuunte  aiigefaugeu  werden.  Als  man 
eine  ErlftotnniDg  deren  begehrt  und  ^war  nicht  8o  flir  nüdi,  als  flur 
diejenigen,  so  mit  mir  einstehen  urid  Caiiitu!  herscbiessen  wolltes,  nahm 
man  es  übel  aut  und  wollt  es  i\ui  ein  criweu  laesac  nuyestatis  deuten  . 

*)  Die«e  ReTSrsabtchrift  Hegt  einem  von  Wilhelm  Schröder  anll^- 
lieb  seines  Ansuchens  uro  Wiedererbauung  des  Manufakturbauses  erstatteten 
Berichte  über  seine  Intentionen  u.  dgi.  bei.    Abgedruckt  in  Beilage  III. 

^)  Otlenliar  das  oben  erwähnte  ^Schellenbergisclie  bcbmelt^werk''. 
Vgl.  S.  87. 


.  k)ui^cd  by  Google 
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Im  l  L'l)rig<'ii  ;^elit  aus  spätei'en,  unten  zm  »^röi-tmirlpn  l*ro- 
jekten  lu  rv'or,  dass  wohl  vor  Allem  an  die  „wuiline,  seiden-  und 
Xedcjuiauufaetur"  gedacht  wurde. 

Die  Durchf^farung  deraetben,  „die  Einrichtung  und  8tabi- 
fitimiig  dieser  und  anderer  Manu&cturen^  soll  oinnen  zwei 
Jahren  geschehen,  welchen  Termin  Becher  ^gewiss  und  unichl- 
barlich  za  observiren^  sich  verpilichtet. 

Was  nun  die  Kosten  des  ganzen  Unternehmens  anbelangt, 
8'»  ]<!\m  folgende  Uebemnkunft  zwischen  Bech<^r  mv\  (hr  Hot- 
kumiiK  r  7.11  Stande :  Die  Kosten,  welche  die  Hot'kammer  zur  Durcli- 
fuliTinii:  des  iiaues  des  Hauses  (dass  das  Manufakturhaus  da- 
zuuihI  [Oktober  1()7<>|  schon  erbaut  war,  ist  l>ereit8  in  der  Ein- 
leitung des  Reverses  erwähnt,  wo  von  dem  .,neuerbauten  Kunst- 
und  Werkhause"  gesprochen  wird)  hatte  die  Hofkammer  ja  bc- 
leitB  bezahlt  und  es  sollte  nun  hierüber  eine  Abrechnung  ge- 
pflogen werden  und  nun  in  das  I  m  lieben  der  Kammer  gestellt 
aein,  die  resultirende  Summe  „als  ein  Einiagecapital  bei  d^  vor- 
habend ten  Aufrichtung  einer  Oompania  mit  ani*echnen  oder  es 
mit  jürlichen  (>  ]»er  cento  verintel•e^?s^re^  lassen  w^olle  .  .  eine 
detinitive  Re«^elung  sollte  aber  ei>.r  iiarli  1'  Jnhren  eintreten, 
"wenn  aucii  die  Frace  iIps  Ei^entlnuii.^  an  dein  Kaust'  ciu:>rlii(  (len 
Ware;  wenn  uandieh  das  Eigenthuni  des  iiauses  iieeher  und 
seinen  „Interessenten'^  dann  verbliebe,  so  sollten  die  vorgeschos- 
MDen  Bauimkosten  der  Kammer  refundirt  werden;  verbhebe  das 
Haue  aber  eigenthümlich  der  Hofkammer,  so  solle  diese  die 
darüber  (wohl  zu  verstehen:  über  die  bereits  von  der  Kammer 
berichtigten  Baukosten^  ausgelösten  Bauunkosten')  erstatten. 

Was  die  Natur  des  Privilegiums  betrifft,  das  Hecher  zu- 
riestand^n  wurde,  tinden  sich  nif^lirere  ausdrückliche 
stimmungen,  die  einer  flir  dns  allgemeine  Beste  nachtheiligen 
Ausbeutimg  desselben  wehren  sollten  ;  dies  gieng  wohl  aus  der 
in  den  ökonomischen  Anseliauungen  jener  Zeit  begründeten  Be- 
soiignisa  hervor,  dass  ein  ilegium  leicht  zum  Monopole 
werden  könnte: 

1)  Vor  Allem  ein  allgemeiner  Passus,  wonach  Becher  ver^ 
aprieht,  „durch  die  Jntroduction  der  sechserley  Mauufactuien 
keine  Theuerun^  zu  verursachen,  sondern  so  vill  als  immer 
luoiLdich  die  woSfeüigkeit,  die  gttette  bei  den  Wahren  einsu- 
fuhren". 

2)  Die  Erklärung,  dass  er  keineswef?s  verlange,  da^  „man 
etwa  wegen  seiner  oder  der  im  Landt  labricirten  \\'a]iren  andere 
dercleichen  aus  der  fircmbde  herein  verhielten,  sondern  es  soll 
mid  ma^  sich  ein  jeder  nach  eigenem  belieben  damit  versehen} 
wo  er  will**, 

^)  d.  b.  Oberhaupt  Einrichtungskosteii ,  was  daraus  hervorgeht,  dass 
gleich  im  anschliessenden  Absätze  gesagt  wird,  es  sollen  die  vorhandenen 
jfiutnnieDta*'  um  künftige  gute  Nschrioit  willen  in  da  beBoaderes  inven- 
tariom  verseidiBet  werden. 
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8)  Das  ausdrttcklidie  Zugeständniss.  dass  sem  Priyüegiam 
allen  anderen,  ,,80  etwa  dergleichen  Manufacturen ,  wie  die 
aechserley  in  Kunst-  und  W'erkliaus  seindt,  im  landt  schon 
vorhin  an^j^elegt  hätten,  würklidf  fabriciren  tlifttten  und  hierinnen 
privilegirt  wären  .  .  .  traritz  unpräjudicirlich  aeye",  „da  er  Nie- 
manden «'inigen  scliadcn  zu  tliun  verlange". 

EndliL-h  verspricht  Becliur  gleichsam  als  Entgelt  für  das 
Privilegium  dem  Kaiser  ,,zwei  Fercent  von  allen  fabri- 
c  i  r  te  n  und  v  e  r  k  a  ii  I  i  t  e  n  W  a  r  e  n  als  gebUrende  recognition" 
und  erklärt  überdies ,  um  jedes  Missverstfindniss  zu  vermeiden^ 
da»  er,  wie  jeder  andere ,  achuküg  sei,  den  gewöhnlichen  Zoll- 
auftehli^  und  alle  derlei  Gebühren,  wie  auch  die  y^kayserlichea 
vecti^ia''  ordentlich  und  unweigerlich  su  entrichten. 

Dies  waren  die  Modalitäten ,  unter  denen  die  Einrichtung 
des  Manufakturhauses  erfolgen  sollte  und  auch  erfolgte,  d.  h. 
soweit  nicht  eben  schon  die  Manufakturen  introduzirt  und  alle 
sonstigen  Verfügungen  getroffen  waren  Nur  blei]>t  die  Frage 
offen,  ob  Jk'cher  dann  wirklich  eine  solche  Kompagnie,  wie  sie  schon 
seinerzeit  im  ,.  Referat*'  und  nunmehr  in  dickem  Revers"  an- 
gedeutet wird,  gebildet  habe.  Dies  ist  wohl  nicht  anzunehmen, 
denn  Becher  stellte  sich  ja  immer  noch  auf  den  Standjjunkt  de» 
Staatsdieners .  der  nomine  des  Staates  oder  Kaisers  ein  Untere 
nehmen  ins  Werk  setse,  und  darum  protestirte  er  ja  auch  leb- 
haft gegen  die  Bestimmungen  dieses  Reverses,  der  ihn  geradem 
zu  einem  —  und  Überdies  sehr  wenig  begünstigten  — 
Privatunternehmer  macht,  ihm  das  ganze  Risiko  und  alle 
noch  nicht  bezahlten  und  noch  aufzuwendenden  Kosten  zuwälzt. 
Waruiii  Jieeher  trotz  dieses  seines  Protestes  \''ertrag  und  Revers 
dennoch  unterscliriebcn ,  Ui.sst  sicli  wohl,  wie  sclidn  angedeutet, 
damit  erklaren,  dass  er  immer  noch  auf  günstige  Auslegung  event 
Abänderung  einiger  Vertragspunkte  bofite.  Becher  sdbst  wider- 
spricht sehr  lebhaft*)  den  nach  seiner  Abreise  Ton  Wien  Ter- 
lautbarten  Geriichten,  er  habe  eine  Kompagnie  bilden  wollen, 
diese  und  er  seien  „bancorupt*'  geworden,  er  sei  bei  Nacht  una 
Nebel  von  Wien  durchgegangen,  nachdem  er  sich  eine  Kom- 
mission ins  Ausland  er-elillchen  In  der  That  scheinen  dies 
vollkommen  falsche  Angal  ii  und  Verläumdungen  zu  sein;  denn 
ein  im  Register  de«  IIofkaiiiiiK  rarchivs  noch  verzeichneter  ..Pass- 
brief ftir  Dr.  Becher  nach  iloUand  und  von  dort  her  samnit  bei 
sich  habenden  nianutacturisten ,  leut,  wagen  und  pferd  wider 


Vf^I.  Memorial;  „.  .  Dass  ich  die  Comniission  ausgeführt,  um  meine 
Abreise  von  Wien  zu  beschleunigen,  hat  gar  keinen  <!rund,  das  dato  meiner 
Abreise  uud  Expedition  wird  wohl  sechs  Wochen  von  einander  seia." 
„ .  .  ist  so  verwundem,  dasz  wie  die  n.  o.  Hofkammer  vorgibt,  sie  nichts 
davon  pewnsst  hat,  da  sie  mir  doch  selbst  riron  schrilllichen  Pass  dazu 
gegeben  und  von  meiner  Besoldung  ein  halbes  Jahr  zur  Reise  geav&n- 
dret  hat .  .  .^^ 
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anhero  frei  za  yerreiBen  . .     yom  Dezember  1676  beweist  nicht 

DTir,  dass  Becher  offen  nrifl  mit  Wissen  fler  Hofkamracr  ab- 
gereist ist,  Fnndern  dass  aogar  seine  Behauptung:  ,,habe  ich  occa- 
sione  wegen  drs  Manufacturwerkes  ohne  das  ins  Reich  verreisen 
müssen"  fMemorial)  vollkommen  richtig  war.  Allerdings  war 
der  Hauüt^Tund  seiner  Abreise  die  Kommission  wegen  der 
»OonfiacftHhen*',  d.  i.  wegen  Durchfilhrung  dea  BeiduedikleB, 
das  die  Einfuhr  gewisser  InmzOsischer  Waaren  verbot  und  die 
Konfiskation  der  eingeiUhrtem  Waaren  dieser  Art  anordnete; 
Becher  sollte  zur  Durchfülirung  dieser  vielfach  unatisgefUhrt  ge- 
bliebenen Vorschrift  die  gritoseren  deutschen  HandeUstttdte  Be- 
reise 


Die  ausföhrlichste  Nachriebt  über  dieses  ganze  Confiscabilienwerk 
i>t  in  Bech  er's  „wolgemeintem,  niiTergreififlichem  GotachteD,  wie  das  Keichs- 

Edict  in  Bannisininfi  drr  frantzösischen  Waarrrt  in  praxim  und  zum  Effect 
zu  bringsD,  aach  was  dem  gesammten  römischen  Reiche  und  allen  Ständen 
daran  gelegen'^,  1678,  enthalten.   Vgl.  aach  die  Einleitung  S.  14. 
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III. 


Das  Maniifaktiiiiians  unter  der  Leitung  Scliröders. 
Die  Frage  des  wirkliehen  Betriebes  desselben.  Das 

Abbrennen  des  Hauses. 


So  wai'  denn  Becher  Ende  1676  von  Wien  abgereist,  um 
eininal  das  ^GoDfiBcabilienwerk*^  im  Reiche  durcbzuftihren  und 
anderersmtB  in  Westdeutschland  wie  m  Holland  tüchtige  Mana&ktui^ 
meister  f^r  das  Kunst-  und  Werkhaus  anvttwerben;  er  sollte  ntdit 
mehr  nach  Oesterreich  zmUckkehren.  Kaum  war  er  fort,  so 
begann  die  Intri^ie  nun  noch  viel  lebhafter  ihr  Spiel.  Seine 
8ejireiben  um  Unterstützung  und  Geld  zur  Aufnahme  von  ge- 
eigneten (rewerbsleuten  bUelien  unbeantwortet  oder  wiu-den  ab- 
weislicli  bescliieden^),  tibeniit  ö  aljer  schrieb  man  ihm,  er  solle 
unverricli toter  Sache  nicht  wieder  zurückkommen,  wenn  er  nicht 
in  grosse  Ungnade  MUai  wolle.  Seine  wdterai  Biid»  mit  Klagen 
und  Beschwerden  wies  man  ku»  ab  und  verlflumdete  ihn  noch 
hei  Hofe.  Auch  »hielt  er  weder  Geldmittel  zur  Durchftihrung 
seines  Auib^es,  noch  seinen  Gfefaalt  ausgezahlt,  imd  ein  ihm 
auf  die  Oonfiscabilien  angewiesene  grössere  Summe  (8000  Kthl.) 
wurde  wir  rlor  supprimirt.  Alles  dies  beruht  freilich  nur  auf  seinen 
eigenen  Angaben  im  „Memorial"  und  der  „NUiTischen  Weisheit"*; 
denu  amtliche  Dokumente  liegen  hierüber  nielit  vor.  Dennoch 
aber  scheint  es  im  grossen  Ganzen  richtig  und  somit  dem  Ein- 
flüsse des  Grafen  Sinzendorf  gelungen  zu  sein,  Bechoi'  auf  diese 
Weise  ganz  aus  Oesterreich  zu  rertreiben  und  das  ManufiÜEtur- 
untemenmen  im  Keime  bu  ersticken. 


^)  Vgl.  Nftrrische  Weisheit  b.  120  Ü.  „alfi  ich  nun  eio  Partbey  üaudwercks- 
leofh  m  rankfart ,  Cölln  und  Holland  tnssinmeiigebracht  und  der  Promo, 
torialen  vonnöten  hatte,  auch  darum  schrieb,  antwortete  mir  die  kais.  Hof« 
kammer,  dass  ich  solrlie  «schicken  sollte  und  als  ich  darum  sollicitirte,  wurde 
sie  wieder  abgesagt,  luuBzte  also  mit  Schande  und  Spott  die  geworbenen 
Fabrikanten  ineder  geben  lasseD**  .  .  . 
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Was  geschah  nim  aber  mit  dem  Hause?  Die  (nach  spftteron 
Angaben)  einträglichste  und  am  besten  gehende  Bandmanufaktur 
mr  aus  dem  Hause  genommen,  den  übrigen  Arbeitern  der  Lohn 

schon  seit  ImL'-cni  mcht  ausbezahlt,  sie  alle  noch  gegen  Hecher 
aufgehetzt  worden  M  ^^^ls  Wunder,  dass  sie  ihre  Arbeit  ij^anz 
einstellten .  so  weit  diese  noch  im  Gange  war !  was  Wunder, 
dass  wohl  auch  ein  grosser  Theil  der  CTerathschaften  und  In- 
strumente verschleppt  oder  zerstört  wurde,  und  das  Haus  wirk- 
lich verlassen  und  Ode  dastand!  Nun  wollte  man  (wahischeinUcfa 
▼on  Seite  des  Hofes)  dennoch  das  Werk  um  jeden  Plreis  weiter 
betreiben  uud  man  sah  sich  daher,  da  Becner  nicht  surQck- 
kam  und  nicht  zurückkommen  sollte,  nach  einem  geeigneten 
Nachfolger  um  und  fand  denselben  in  der  Person  des  schon  in 
der  Einleitung  erwähnteu  nachmaligen  berühmten  ^ Kameralisten" 
und  Verfasser  der  „Fürstlichen  Schatz-  und  Rentkammer",  Wil- 
helm V.  iSchrüder-).  Schröder  war  auch  einverstanden,  nur 
machte  er  die  Bedingung,  dass  ihm  diis  Manufekturhaus  erb- 
und  eigentliümlich  überlassen  werde.  Dies  wurde  versprochen 
und  die  baldigste  Ausfertigung  dnes  diesbesa^chea  Dekrets  su- 
gesagt;  inawuchen  sollte  jedenfiüls  Schröder  in  Posses  gesetat 
werden  und  den  Betrieb  beginnen.  Schröder  that  dies  auch, 
indem  er  Arbeiter  aus  dem  Auslande  (England,  Niederlande) 
kommen  liess  Nun,  nachdem  er  ohne  grossen  Schaden  (der 
geschehenen  Aufwendungen  halber)  zu  erleiden,  das  Manutaktur- 
werk  nicht  verlassen  konnte,  trat  der  Hofkammerpräsident 
V.  Si  11 «^nd orf .  der  bis  dahin  die  Dekretirung  autgeschoben 
und  ihn  immer  mit  guten  Worten  vertröstet  hatte,  mit  An- 
sprüchen auf  den  Grund  und  Boden  des  Manufakturhauses  her- 
Tor')«    Als  Schröder  dedialb  bei  dem  Kaiser  Beschwerde 


>)  Vgl.  IfeinsrM.  8.  16.  * 

*)  Vgl.  Roscher  a.  a.  0.,  S.  III  .,Die  meisten  Bilcber,  welche 
dieses  merkwürdigea  Mannes  Leben  erörtern,  Jöcher,  Höck  u  A. ,  ver- 
wechseln ihn  mit  seinem  Vater,  der  zu  Anfang  dea  17.  Jahrhunderts 
in  Ssliburg  geboren  war.  sp&ter  Doktor  dar  Rechte,  kaiserlicher  Pfalzgraf 
und  gothaischer  Konsistorialdirektor  wurde,  den  Hor/nt:  von  Gotha  auf 
dem  westphälischeii  Friedeoskongresse,  sowie  1654  aut  dem  Regensburger 
Reichstage  vertrst  und  1668  sls  Oehsimrath  and  Ksnsler  semes  Landies- 
herro,  sowie  als  unmittelbarer  Amtsvorgänger  SeckendorflTs  starb.  Sein 
Sohn  Wilhelm,  Freiherr  v.  Schröfler  mnss  ge^en  1674  in  österreichische 
Dienste  getreten  sein.  Von  Oedenburg  aus,  wo  seine  Stellung  nicht  näh^  * 
bdcsimt  ist,  reidite  er  auf  kaiserlichen  Befehl  eine  ausführliche  Reiation 
über  den  damaligen  Zustand  der  Manufakturen  ein,  nebst  Vorschlägen  zu 
ihrer  Verbesserung.  In  Folge  davon  übertrug  man  ihm  das  von  Becher  in 
der  Wiener  Leopoldstadt  errichtete  Manu&Ktiirliaas  .  .  .*  In  der  That 
sind  soch  keine  urkundlichen  Belege  aber  seine  frohere  Wirksamkeit  er- 
halten;  seine  späteren  LebensscTiiclcsale  stellen  in  innifrstem  Kontakt  mit 
der  Geschichte  des  Manufakturhauses  uud  sind  im  weiteren  Verlaufe  der 
Abhsiidlang  vielfach  erOrtert  ^ 

3)  Vgl.  olirn  S.  r!2:  Der  Grund  und  Boden  wnr  ja  wirklich  Eigenthum 
des  Grafen :  nur  hatte  dieser  schon  gegen  den  jährlichen  Zins  denselben 
auf  10  Jahre  verpachtet 
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führte,  vniTxie  ttber  Auftrag  desselben  unter  Intervention  des 
Obersthofineister  v.  Zinzendort*  und  des  llofkammerrathes 
V.  Selb  die  Sache  fl'ihin  geordnet,  dass  Sehröder  sich  mit  dem 
Präsidentendes  (trnnd  und  l)oden8  wegen  vergleichen 
solle,  im  übrigen  aber  ihm  t)(tO  d.  Besoldnnp:  und  7«''0  fl.  adjuta 
dicoHta  insolange  ausgeworfen  werden,  als  er  niclit  mit  einer 
ordentlichen  I  esoldung   bedacht  sei    £r  solle   vorlauüg  ganz 
anf  eigene  Kotten  das  ManuiaktoiliAnB  bebrdben;  wenn  das  Werk 
jedoch  seinen  guten  Fortgang  nehme,  80  habe  er  Gntmachung 
des  Schadens  und  überdies  noch  20000  Reichstfaaler  zu  er- 
warten.    Mit  dem  Presidenten  Sinzendorf  kam  nun  auoh  der 
Vergleich  dahin  zu  Stande,  dass  derselbe  „keine  Difficultät  wegen 
des  Grundes  und  Bodens"  machen,  -OL'.-n-  dartiber  ein  Versiche- 
rungsdekret aiislertii^en  hissen  wolle,  dagegen  sollte  ihm  Schröder 
eine  Zwimmanuiaktur  in  <  )ber(t!jterreich  (aber  die  nöthige  Ein- 
richtung auf  Sinzendorf  8  Kosten)  einrichten  und  Leute  aus  den 
Niederlanden  herbeischafien.    Doch  blieb  dieser  Vergleich  un- 
dekretxrt.   Sinzendorf  gieng  der  Pest  wegen  nach  Böhmen, 
wuxde  1679  seines  Amtes  entsetzt*);  adn  Nachfolger  Frei- 
lierr     Abele  kümmerte  sich  nicht  um  die  eben  erwähnten  Ab- 
machungen.  Er  liess  kurzweg  Schröder  auffordern,  das  Haus 
zu  rttumen  und  ein  PTofkammerdekret  an  die  Thürpfosten  an- 
schl^en,  worin  bekaimt  g(^gcben  wurde,  die  Hofkammer  hmta 
dies  Haus  an  sich  gezogen  (alles  diea,  weil  sich  keine  schriftliche 
Versicherung  der  Schröder'schen  Ansprüche  bei  der  Hofkammer 
vurfaud).    Schröder  eilte  nach  Oedenburg  zum  Kaibt-r  und 
erlangte  auch  die  Bestätigung  seines  ungestörten  Besitzes,  indem 
der  Kaiser  die  Hof  kammer  vorläufig  anwies,  Schröder  „unpertur- 
birt  zu  lassen"  und  dann  auf  dem  Wege  einer  Kommission  die 
Sache  vorzunehmen  und  in  Richtigkeit  zu  bringen.    Dies  ist 
trotz  verschiedenerwürtirungen  unterblieben,  ttberdies  kam  dann 
der  Türkenkri^  und  der  Tod  des  HofkammcrprJIsidenten  hinzu, 
die  eine  cndgiltige  Erledigung  der  Sache  unmögHch  machten. 
Imnif  r^un  bleibt  flie  ganze  Zeit  von  1580—1684  ziemlich  iinaiif- 
gekiart,  weil  über  diesen  Zeitraum  nur  sehr  spärüche  Nachrichten 
vorhanden  sind. 

Zunächst  wird  es  sich  fttr  uns  darum  handeln^  zu  ei^inden, 
ob  in  dieser  Zeit  wie  in  der  früheren  Becher^schen  Periode  (tod 
1673 — 76)  das  Manufakturhaus  wirklich  in  ordentlichem  Betriebe 
gewesen  ist.  Diese  Frage  mnss  in  zwei  Fragen  aufgelöst  werden: 

1 )  Ob  das  Manufakturhaus  unter  Becher  schon  in  Betrieb  gewesen  ? 

2)  Seliroder  als  Leiter  des  Hauses  einen  wirklichen  Betrieb 
durclittihrti  y  An  der  Bejahung  der  ersten  Frage  bleibt  wohl 
nach  allen  Krörteruugen  kein  Zweifei;  einmal  behauptet  Becher 


1)  Merüber  Majlath,  Oest  Gesch.  IT.  878  ff.,  aodi  Adaa 
Wolft  Hotkammer  unter  Leopold  I.  Sitsg8.-Ber.  d.  Akad.  p.  185a 
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selböt  es  an  vielen  Stellen^),  und  aiidti  r-eits  kann  es  kaum  für 
möglich  gehalten  werden,  dass  die  Ke^itmn^  oder  Tielmehr  der 
KAieer,  auf  dessen  Kostenja  das  Haus  erricntet  worden  war,  es 
sugetaaseD^  lULite,  dass  das  Manufekturhaua  nicht  in  möglichat 
kurzer  Zeit  in  Gang  gebracht  wurde;  das  seht  ja  schon  daraas 
hervor,  daaa  schon  Becbt  rn  gleich  \m  der  Uebernahme  ein  Termin 
TOn  BWei  Jahren  „zur  Einrichtung  imd  Süibilitining  dieser  und 
anderer  (d.  h.  aller)  Manufacturen"  gesetzt  wurde,  den  er  „un- 
fehlbarlieh zu  observiren"  versprach. 

Weiters  aber  sprechen  zwei  ausdrückliche  Fnkta,  die  in  den 
Akten  erwähnt  werden,  datur.  Erstens,  dass  die  schon  oben 
erwähnte  Bandmanuiaktur  nach  Becher's  Entfernung  von  Wien 
von  Anderen  fortgesetzt,  fi^ch  auch  gegen  die  liestimmung 
des  PHTilegiums  aus  dem  Hause  fortgenommen  wurde,  eine 
Thatsache,  die  doch  entschieden  darauf  hinweist,  dass  diese 
Manofiiktur  schon  in  dem  Kunst-  und  Werkhaus  betrieben 
worden  war.  Femer  nennt  Schröder  diese  Handmanufaktur  ein 
eintraglieh  Werk''  und  verwahrt  sicli  gpp:cn  die  I*ehauptung  des 
Privilegium.^  von  Seite  rlpr  ,  Jntoresscnteii"  (Rcelitsnaehfolger) 
Im  eher  s,  weil  \setler  i>eehei-  lioch  bie  befugt  gewesen  wären,  „ein 
»tiiek  auH  den  l'rivilegiis  allein,  woraus  nur  Nutzen  zu  nehmen, 
zu  coli  tili uiren,  die  anderen  aber,  woran  dem  publico  mehr 
^legen,  liegen  zn  lassen  . .  ülan  kann  hieraus  scfaliessen, 
dass  Bedier  mehrere  Manu&kturen  wirklich  durch  kunse  Zeit 
hetrieb  (worauf  vielleicht  auch  schon  das  Instrumenten- 
inventariiun,  Yon  dem  er  im  Reverse  spricht,  hinweist),  dass  aber 
von  diesen  nur  die  Bandmanufaktur  eintrclglich  sich  gestaltete, 
di  ^  anderen  aber  nicht  rentirten.  Becher  kam  dalier  zu  der  vom 
iStandpunkte  st-ines  Privatvortheils  nicht  unrichtigen  Idee,  die 
Bandmaiiufaktur  aus  dem  Hause  hemus  zu  nehmen  und  selb- 
fitantiig  zu  etixbliren,  auch  an  Rechtsnachfolger  weiter  zu  ver- 
äuasem,  das  Manufakturhaus  ein&ch  leer  stehen  zu  lassen^)  und 
aa  „ahandoniren",  umsomehr,  ab  er  ja  gerade  sa  jener  Zeat 
schon  ans  anderaa  Gründen  Oeatermdh  verlassen  mnsste. 

Ob  nim  auch  die  Regierung  von  dem  Uebergange  der  Band' 
manufaktur  an  Andere  Kenntniss  hatte?  Gewiss!  der  nieder- 
?5sterreichi8che  Kammerprokurator,  der  sich  in  allen  Privilegien- 
Sachen  zu  äussern  hatte,  erwähnt  ausdrOckliefi  niilasslich  eines 
Gutaehteus  bezüglich  der  Wiedererbauung,  von  dem  wir  weiter 
unten  zu  sprechen  haben  werden :  „  .  .  .  was  nun  aber  die  be- 
gehrte Bestätigung  des  Privilegiums  betrifft,  so  erinnere  ich 
mich  aliunde   und   habe   von  diesem  Privilegium  particular- 

Vi  Vgl.  Becher,  Memorial  S.  17  und  Närrische  Weisheit  S.  121. 

^)  Dass  der  Betrieb  der  andereo  Manutaktureo  aufhören  musstet  nacb- 
dem  Becher  abgereist  war,  die  Arbeiter  von  niemand  mehr  ihren  Lohn  er- 
hielten, erscheint  natürlich.  Becher  deotel  diese  ETentoallttt  in  einer 
Bpiteren  Proposition  aach  an. 


54 


VI.  1 


nachricht,  dasz  selbiges  zwar  wol  auf  dieses  Maniifacturhaus 
gewidmet,  es  lautet  aber  und  ist  individualiter  auf  Töcher,  ^<c- 
wesenen  Commercieiinith,  ausgeferti^et,  yon  wdohraA  es  mit 
kayBerÜcher  Conoesnon  aof  Herrn  Buchof  Rochas  und  endUck 
hat  68  dieser  durch  gütliche  TranMctioii  an  beide  Herren  BaroD 
Geyer  von  Edlbach  gebrüder  cum  omni  jure  et  causa  cedirt 
und  überlassen  (vgl.  oben  S.  45) ,  welche  solches  Manufactur- 
privileginm  T^ipinf^s  Wissens  noch  de  facto  in  handten,  und  bereits 
noch  vor  anderthalb  Jjilireii  (das  Oiitieiiten  ist  ans  dem  Juli 
1684)  nicht  allein  die  Contimiation  ilariiber,  soiulern  auch  ee- 
wisze  extension  und  Einriclituug  nach  dem  jetzigen  Lauf  der 
Zeiten  und  des  commercii  bei  bot  angesucht  haben  .  . 

Nach  allen  diesen  Daten  Itet  sich  mit  Bestimmtheit  be- 
haupten, dass  wirklich  Becher  eme  Zeit  lan^  mehrere  Manu* 
fakturen  im  Kunst-  und  Werkhause  betrieb,  dass  jedoch,  ak  er 
Oesterreich  Yerliess,  jeder  Betrieb  im  Manu&kturhause  schon 
eingestellt  war.  — 

Nun  kämen  wir  zur  Erörterung  der  zweiten  Frage:  Ob 
►Schröder,  als  er  die  Leitung  des  Manutakturhauses  von  1677 
bis  1683  inne  hatte,  einen  wirkliclien  Maiiiitakturbetrieb  insce- 
nirte  oder  ob  diese  Zeit  mit  blossen  \  orberei  langen  und  dem 
ewigen  Zank  mit  der  Hofkammer  wegen  des  E^enthmns  an 
dem  Hause  verstrich? 

Diese  Frage  ist  allerdmgs  schwieriger  als  die  erste  mit 
Sicherheit  zu  bäntworten;  zum  mindesten  finden  sich  in  unseren 
Quellen  keine  vollkommen  genügenden  und  verlässlichen  Anhalts- 
punkte. Schröder  selbst  behauptet  allerdin<,^8 ,  er  habe  ^^leuth 
herbeigebracht ,  das  manufacturu-erk  ernstlich  und  mit  ^ti^r 
success  angtij^rilteii ,  es  dann  auch  der  so  viel  aufgewendeten 
Koston  halber  ohne  groszen  Verlust  und  schaden  nicht  wieder 
abandonniren  können  .  (vgl.  S.  51 J;  er  spricht  an  einer  an- 
deren Stelle,  er  habe  bereitB  in  Oedenburg  (vgl.  S.  52)  9000  fl. 
liquidirt)  welche  er  y,in  Aufrichtung  der  Manu&cturen  durch  die 
unglückselige  Pesthzeit  verloren*^;  weiter ,  er  habe  auch  das 
Haus  auf  seine  Kosten  reparirt  (was  wohl  auf  einen  betrieb 
deutet)  und  „in  esse  erluilten'',  dann  aber  seien  ilim  durch  den 
tiir1<ischen  Einfall  „alle  manufacmren,  instrumental,  matonalicn 
und  Fabriken  auf  »  t /liehe  tausend  Reichsthaler  sich  belauifend, 
verbrennet  oder  consumiret  worden ,  welches  allcT  lialber  ver- 
möge Contracts  er  bei  der  Hoikaminer  billigcrmaszen  eine  Ke- 
funuirung  des  Schadens  zu  suchen  hätte  ..."  Er  beruft  sich 
ttbordiea  auf  die  Kenntniss  des  Kaisers  seihst:  .  Dass  idi 
aber  allem  ▼enpreclien  ein  völliges  Gentigen  geleistet  und  die 
3Ianufactur  nicht  allein  in  Stand  gebracht^  sondern  auch  zur 
Continuirung  derselben  solche  Mittel  angewiesen  .  .  solches 
weisz  sowol  Ihre  Kayserliche  Majeetät,  als  welclf»  r  alles  der- 
gleichen von  Ihrer  Kxcellenz  Grafen  Albrecht  v.  Zinzendorf  ist 
überreichet  worden";  endlich  weist  es  auch  die  „processen"*,  die 
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er,  „der  manutactur  li.ilbcr  bei  der  regierung  gehabt,  indem 
sonst  80  viel  Opponenten  .sich  nicht  hervor  getan  hätten  ..." 

Nun  kann  man  wohl  annehmen,  dass  Sc&öder  nicht  gewagt 
hätte,  sich  selbst  auf  des  Elaisers  Wissen  von  seinen  Leioiimgen 
wa  berufen»  wenn  gar  kein  Betrieb  atatlij^efunden  bJitfte* 

Amserdem  liegen  aber  zwm  objektrre  Daten  Ttnr,  nämlich 
dk  Bchon  oben  erwähnten  Eonstaliruiuran  der  auf  die  ftnudstatt 
sur  Beaugeoaeheinigung  entsandten  Kommiasion;  diese  spriofat 
nämlich  von  einem  „Stöckhel**,  in  dem  Schröder  seine 
Wohnung  gehabt,  und  von  einer  Glashütte,  di(?  in  der  Art  er- 
wähnt wird,  als  hätten  die  Kommissäre  von  dem  früheren  be- 
triebe derselben  aiis  eigener  Erfahrung  Kenntniss. 

Diese  zwei  Umstände  be«jt{itigen  also  die  Angaben  iSciirü- 
den  und  würden  im  Zusammenhalt  mit  denselben  nicht  viel 
Zweifel  an  der  Bichtigkdt  derselben  lassen,  snimal  das,  was 
Schröder  in  sdnen  verschiedenen  Gesuchen  imd  Berichten  aus 
dem  Jahre  1684,  als  es  sich  um  Wiederaufbau  des  Hauses  han- 
delte (die  sämmtlichen  zitirten  Stellen  sind  diesen  entnonmien), 
erwähnt,  schon  in  früheren,  allerdings ancb  nur  Schröder'schen 
Angaben  bekräftigt  wird. 

Aus  dem  Jahre  1()8()  liegt  uns  ein  Gesuch  Schröders  um 
Erfolglassung  von  ihm  bereits  angewiesenen  300  fl.  vor,  die  er 
bei  diesen  schweren  Zeiten  iiochst  benöthige,  indem  er  „ .  .  . .  um 
Ihrer  Majestät  allergnädigoten  Befehl  an  yolkieheny  zu  Befor- 
denmg  der  Mannfactmren  alle  paar  mittel  dahin  employiret 
habe,  auch  die  weilen  bey  diesem  Sterben  (der  pesth)  etduche 
englische  Handwerker  mit  todt  abgegangen,  welcne  au  ersetzen 
von  dannen  wider  andere  zu  verschreiben  nötig  ist  .  .  ."  Auch 
hier  ist  kaum  anzunehmen,  das«  er  es  pewac-t  hatte,  vollkommen 
erlogene  Angaben  bei  der  Hofkainmer  anzubrini^en,  die  ja  jeder- 
zeit in  der  Lage  war,  sich  von  der  Richtigkeit  derselbun  zu 
überzeugen.  Ueber  dieses  Gesuch  relationirt  da«  befi'agte  Hof- 
zahlamt :  „  .  .  .  dem  Suplicanten,  der  keine  fixe  Besoldung  habe, 
sei  nur  jeder  Zeit  dasjenige  haar  beaalt  wordeiL  was  vorher  von 
der  hodU.  Hef  kammer  ihm  zu  seiner  Unterhaltung  mid  wegen 
Einrichtimg  der  WoUmann&cturen  gnädigst  angeschafTi;  worden." 
Auch  dies,  wenn  es  audi  nicht  desx  wirklichen  Betrieb  beweist, 
zeigt  doch,  dass  ein  solcher  vorausgesetzt  wurde.  Endlich  ist  es 
kaum  glaublich,  dass  die  Hofkammer  sich  durch  den  Vorwand 
der  „Vorbereitung"  etc.  hfttte  jahrelang  hinhalten  lassen. 

So  %väre  also  mit  ziendicher  Bestimmtheit  zu  konstatiren, 
dass  Schröder  das  „Manufactiu*werk"  im  Mauulakturhause  und 
noch  dazu  ziemlich  eifirig  betrieben,  wenn  nicht  eui  nicht  un- 
gewichtiges amtliches  Dokument  den  lebhaftesten  Zweifial  wach 
riefe.  Dies  ist  ein  Gutachten  des  kais.  Hauptmauthamtes  am 
Rothen  Thurm,  welches  anch  anlüsslich  der  Wiedererbauung  des 
Manu&kturhaiises  und  zwar  gleichsam  als  amtliche  Vertretung 
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der  Manufaktur  M  einvernommen  worden  war.  Dieses  äussert 
sich  nun:  Es  sei  ihi*  weder  bekannt,  „was  Schrötter  mit  dem 
Grafen  Sinzendoif  wegen  des  am  Tabor  gestandenen  Eunsdiaufles 
fUr  Pacta  und  Vertillge  gehabt  habe,  noch  auch  was  fttr  Mann' 
fiustoren  m  selbigem  fabrizirt  worden ,  da  beim  Maixthamt  nie- 
mals etwas  von  dergleichen  Manufakturen  gesdien  worden  .  .  . 
„es  halte  daher  dieses  fUr  Dr.  Becheriscbe  anschlug,  welche  alle 
zu  gar  srlilfH'litem  Effect  ausgeschlagen  haben  .  .  . 

Die  e  Ausscrunccen  eines  zur  Vertretun«^  der  ,,Manufaetur'* 
Ijeruteiien  Amtes  seheinen  einen  Beüieb  im  Manufikturhause 
wirklieh  vollkommen  auözuschliessen ,  d.  h. ,  wenn  wir  sie  als 
objektiv  und  unparteiisch  hingestellt  annehmen  —  und  das  waren 
mOy  da  sich  nirgends  die  mindeste  Spur  findet^  daas  das  Mauth- 
amt  irgendwie  beeinflnast  gewesen  sei,  auch  die  Schluasbemer- 
knngy  worin  das  Amt  die  ße\villigung  des  Schröder'schen  An- 
suchens; wenn  auch  ohne  Priljudiz  des  Kammcrgel^es,  empfiehlt^ 
die  Annahme  einer  Schröder  feindseligen  Gesinnung  aussehliesst. 
Wir  mttssten  mithin  aus  dieser  Aeusserung  des  Hauptuuiuth- 
amtes  den  für  die  Bedeutung  des  Mauufakturhauses  unter  der 
Leitung  Sclu-öders  jedenfalls  recht  trauricren  Sehluss  ziehen,  das- 
selbe sei,  wenn  auch  nicht  geradezu  aui  dem  i'apier,  aber  doch 
auf  dem  Tabor  mhlg  stehen  geblieben  und  hätte  sich  nie  in 
mktiBchein  Betriebe  bethütigt  oder  doch  nnr  auf  ein  wenig 
Ezperimentiren  beschränkt.  Aber  selbst  in  letzterem  Falle  hätte 
ja  das  Mauthamt  j  wenn  es  •ron  jeder  nach  Wien  eingebrachten 
Waare  Kennlniss  hatte,  auch  von  den  wenigen  Eraeu^sissen  des 
Manufakturhauses  etwas  erfahren  müssen. 

Wenn  wir  also  die  anderen  oben  angefühilen  Beweise  tur 
die  praktische  Thäti^i^keit  des  Manufikturhauses  nicht  als  (^anz 
liintäliig  anseilen  wollen,  lässt  sich  die  Aeusserung  des  Haupt- 
mauthamtes  wohl  nur  aut  zwei  Weisen  erklären:  eiitweaer 
gieugen  die  Produkte  des  Hauses  nicht  imter  dem  Namen  des- 
selbeD  in  den  Handel  .  .  .  und  daftlr  haben  wir  allerdings  gar 
keine  Beweise  oder  Anseichen,  vielmehr  sprechen  die  Er- 
läuterungen, die  Schröder  über  das  Wesen  und  den  Betrieb 
eines  Manufakturhauses  gibt  (freilich  nur  tiieoretisch)^  gans  da- 
gegen ,  oder  hatte  einfach  das  Hauptuiauthamt  nicht  von  allen 
Waiir«^n  Kenutniss  und  wusste  dalier  vom  Manu£akturhau86  wie 
von  vielen  anderen  Produzenten  nichts. 

Femer  spricht  aber  f^ar  manches  daiiir,  dass  das  Haupt- 
mauthamt  ein  ziemlich  schlecht  orientirtes  und  ge- 


Die  n.  ü.  liuchhalterei,  der  zuerst  die  Hotkaumier  eio  GuUcliten 
abgefordert  hatte,  hatte  berichtet:  in  der  hinterlasseneo  Begtstrator  sei 
übrr  das  Mauufakturhaus  und  das  Privilegium  nichts  zu  finden,  darum 
könute  die  Buchhalterei  gar  nichts  darüber  sagen:  sie  rathe  im  übrigen, 
vorher  ratione  des  sticheoden  privilegü  den  n.  0.  Uemi  KAmmenffokurator, 
ntione  der  ManuMtiir  das  kaifl.  Hanptmaathamt  am  Rothen  Thurm  ein- 
soveroehmeD. 
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fuhrt  es  Amt  gewesen  seL  Wieso  kam  es  demi,  dsm  es  über- 
knipt  oicbtB  Von  dem  Betrieb  des  Hauses  unter  Becher  wuaste 
und  zuversichtlich  war  es  doch  schon  bei  der  ersten  PriTikaaen- 
ertheüung  (ratione  der  Manufaktur)  einvernommen  worden?  .  . 
Es  scheint  überhaupt,  dass  durch  den  höchst  kompiliBirten  und 
verwirrten  Amtsorganismns  derlei  ,,Un%vi8senheiten"  zu  jener  Zeit 
nichts  seltenes  waren  ,  findet  sich  doch  sollst  in  der  Registratur 
der  ,,hinterlas.senen  Kammer"  laut  Gu t.uhten  der  niederostr. 
Buciiiiaiterei  gar  nichts  über  Bau  und  Kosten  des  Manulaktur- 
hauses  (vgl.  Anmerkung  S.  56)  und  glaubt  ja  selbst  die  n.  ö. 
Buchhaltereiy  ein  mit  der  Hofkammer  sehr  eng  verbundenes 
Amt'),  (das  u.  a.  woUaach  die Regislnitur  ftthrte):  es  sei  über- 
haupt zu  beeweifeb,  ob  das  Manu&ktorhans  aus  kaiseilichen 
llitteb  erbaut  worden  wäre?  I  Warum  sollte  das  Hauptmauthamt 
so  viel  besser  informirt  gewesen  sein?  Und  dann  hatte  das 
Mauthamt  ülKTliaupt  auch  nur  die  PHicht,  nllf  Waaren  etc.  zu 
refristrircn  oder  von  den  Produzenten  Kenntniss  zu  nehmen? 
S'  Ute  vielleicht  gerade  diese  Kenntniss  nicht  auf  die  weniger 
zalilniehen  besonderen  Ffille  beschränkt  gewesen  sein,  etwa 
auf  Fälle  der  Mauthbefreiungeu  u.  AhnhchemV  Und  gerade  iu 
dfesem  Falle  wären  ja  die  Waaren  des  Manu&kturhauses  nicht  sur 
Kotirung  gekommen,  da  ja  schon  Becher  auf  die  Mauthbefreiung 
verzichtet  hatte  ^)  und  dieser  Status  wohl  auch  offenbar  unter 
Schröder  au&echt  erhalten  worden  war.  Zudem  darf  man  nie 
die  damaligen  ZeitverhHhni.sse  vergessen.  Das  Hauptmauthamt 
gab  sein  (T-ttaehteTi  1684  ab;  über  ein  Jalir  war  das  Slanufaktur- 
haus  schon  abgebrannt,  \'ielleicht  ahcr  ]\:x\tp  es  schon  früher 
(1681)  der  Pest  wegen  seinen  Betrieb  euistellen  oder  sehr 
rejjtj-in^ren  müssen,  —  wir  wissen  ja  beis})ielsweise  aus  Schrö- 
dct'&  Berichten,  daäs  ihm  englische  Arbeiter  mit  Tod  abge- 
gangen waren. 

Kurs,  man  kann  wohl  behaupten,  dass  das  Gutachten  des 
Mauthamtea  nur  auf  ungrttndlicher  Information  und 
Unkenntniss  der  Sache  beruhte,  und  darum  nicht  geeignet 
srlieint,  die  verschiedenen  Beweise,  die  für  einen  Betrieb  im 
ManufaktHrhaus  sprechen,  hin&Uig  zu  innchen 

So  scheinen  also  beide  oben  gestellten  Fragen,  ob  das 
Manufakturhaus  unter  Becher,  ob  unter  Schröder  in  wirklichem 
Betrieb  gewesen  sei,  bejaht  werden  zu  dürfen.  — 

Allein  dieser  Betrieb  sollte  nicht  lange  dauern. 

£b  Ist  dne  historisch  feststehende  ThatBache,  dass  bei  der 
zweiten  Belagerung  Wiens  1683  das  ManufiJcturbaus,  das  in 
der  Leopoldstadt  «auf  dem  Tabor"  errichtet  worden  war,  ganz 


M  Vgl.  hierülier  Wolf,  Die  Ilofkammer  unter  Leopold  I.    Ja  doi 
Sitzungsberichten  der  Wieaer  Akademie,  FbiU-hist  Klasse,  pro  1853. 
•)  Siebe  Seite  48. 
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niedergebrannt  wurdet),  so  zwar,  dass  kein  Stciii  auf  dem  an- 
deren blieb.  Die  Angaben  Schrödei  s  verditineii  in  dieüer  Hin- 
sicht vollen  Glauben  und  überdm  bestätigt  dies  der  Bericht 
emer  KomnuMum,  die,  wie  weiter  unten  erOrtert  weiden  wc^ 
den  Plate  wegen  Wiedererbauung  des  Haoses  in  Auxenschein 
nahm.  Hier  heisst  es:  .  .  Was  nnn  die  .  .  .  brandstatt  des 
vormahligen  Manufacturhauses  sammt  den  dazu  gehörigen  Gründen 
betrifft,  so  betdlgt  das  spariiim  dieses  Grundes  der  Brett  und 
Dinge  nach  80  Schritte  iind  sind  von  dorn  Haus  fast 
einige  rudera  nit  mehr  zn  s eh en ,  jedoch  stehen  von  dem 
iniiern  Stttckhel,  so  Herr  v,  Scliröder  zur  Wohnung  gebraucht 
hat,  etUche  wenig  ^lauern  so  aber  auch  beginnen  zu  verfallen, 
ebcmso  audi  die  Torgeweste  nnd  auf  diesem  grondt  stdiente 
glashtttte  mehrerenteils  ruiniret  nnd  Ton  einander  gefidlen  ist  .  • 
so  ist  dies  alles  zosammen  eine  lautere  Öde,  die  in  Gefarauoh  sa 
bringe  dn  Ehrliches  kosten  wird  .  . 


M  Vgl.  Weiss,  Geschiebte  der  Stadt  Wien.  M  ajlath.  Oest.  Gesch. 
ly.  Bd.  —  Schröder  in  der  £i&lditung  zur  „Füreü.  Schatz,  und  BaüU 
kammer''.  — 


IV. 


Das  l'rojekt  des  Wiederaufbaus  des  Hauses. 


Dnich  das  Abbrennen  des  Manufakturhaiises  hatte  SchrOder. 
der  —  nnd  das  scheint  wohl  vollkommen  glaubwürdig  —  y\e\ 
Geld  in  das  üntomchmen  gesteckt,  (Imk  ja  auf  seine  eigene  Kegie 
gieng,  grosse  Vermögen sverlustu  erlitten.    Was  war  natürlicher, 
als  dass  er,  um  einerseits  seine  bisher  gemachten  Studien  und 
Erlahrungen  zu  verwerthen,  andererseits,  da  er  seine  Ansprüche 
auf  daa  ihm  seinen  Angaben  naeh  eigcnthftanfieh  ttbenasBene 
Manufiikturhaus  wenigstens  noch  beEUßlidi  des  Qnindes  und  Bo- 
dens geltend  zu  machen,  einen  neaerlicoen  Versuch  einer  Wieder- 
anfhahme  dieses  Unternehmens  machen  wollte?  Allerdings  musste 
er  jetzt  in  seinen  Anforderungen  an  den  Staat  sehr  bescheiden 
sein,  da  zweifelsohn»^  zu  jener  Zeit  Staat  und  Tlofkammor  mit  Rück- 
sicht auf  das  missgluckto  Reclier'sche  Unternelnnen  und  das  neuer- 
liche UngliU  l;  des  Abbrenncna  des  Hauses  bereuten,  so  viel  Geld  in 
das  „Manufakturwerk"  gesteckt  zu  haben.    Er  begehrte  also 
(1684)  von  der  Hofkammer  nichts  weiter,  als  die  unentgeltliche 
Uebenaasung  der  Brandstätt  des  Manu&kturhauses  und  woUte 
sich  dafilr  anheischig  machen,  das  Hans  wieder  aufeubauen  und 
das  projektirte  Manufakturwerk  auf  eigene  Kosten  weiter  fort- 
zuftthren.  Sein  Gesuch  begründete  er  mit  d^  Hinweis  auf  seine 
Ansprüche  an  das  Haus  nnd  somit  auch  an  die  Brandstatt  des- 
selben, mit  dem  Hinweis  auf  rleii  grossen  Scliadf-n.  den  er  durch 
Betrieb  eines  doch  auch  im  Gemeinwohl  liegenden  Unternehmens 
orhtten  und  auf  die  Förderung  des  öflentlichen  Interesses,  die 
in  hohem  Masse  durch  eine  solche  Wiederauiuahme  des  ^lanu- 
fitkturbetriebes  geschehe,  umsomehr  als  jetzt  durch  die  fürchter- 
lichen Ereignisse  der  letzten  Jahre  Handwerk  und  Mannfhktur 
in  den  Erblanden  und  insbesondere  in  Niederösterreich  schwer 
damiederliege.    Wir  wollen  die  Medigung  dieses  Gesuches,  die 
zugleich  ein  interessantes  Bild  des  schwerfölligen  Amtsorganismus 
jener  Zeit  bietet,  des  Näheren  verfolgen. 
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Die  Hofkammer,  deren  Präsidium  inzwischen  gewechselt 
hatte  —  Abele  war  1683  gestorben  und  Graf  Andres  Roaen- 
herg  ihm  nachgefolgt  und  bei  der  überdies  wohl  auch  durch 
die  Ereignisse  des  letsten  Jahres  das  Manufakturhuus  tbeilweiae 
in  Vergossenheit  gerathen  war,  war  nicht  in  der  Lage,  sofort 
zu  entscheiden,  und  verlangte  daher  erat  der  u.  ö.  Buclihalterei  (die 
die  Registratur  fülirte)  Gutachten  und  umständlichen  R^richt  ab'). 

Dieselbe  äussert  sich  wie  aus  dem  thollweise  mitgetiu'ilten 
Gutachten  (unter  dem  2  Mai  1684)  sclion  l»-  laimit  und  scIiUeüSt: 
Sie  rathe  gleichwoid  zur  liewilli^ung  dv^  (Gesuches,  natürlicli 
nur  unter  den  Modalitäten  bezüglich  der  Kosten,  die  Schröder 
adbst  proponiret  habe;  doch,  müsste  vorher  der  Herr  n.  Ö. 
Kammerprokurator  „latioDe  des  suchenden  privilegii",  das  kaiser- 
liche Hauptnuuiihamt  am  Rothen  Thurm  „ratione  der  Manu- 
fitcftur"  einvernommen  werden  (vgl.  Anm.  Seite  5()). 

Die  (hinterlassene)  Hofkararaer  gibt  nun  dixs  Scli  Wider 'sehe 
Gesucli  m\i  diesem  Gutachten  zuniichst  an  das  Hauptmaurhamt. 
Dieses  rciationirt  in  dem  schon  oben  mit^^ctlieilti  n  Berichte  und 
formulirt  sein  Gutachten  dahin:  Wenn  der  1  Bewerber  olme  Ent- 
gelt und  sine  präjudicio  des  Cameralgefälles  dergleichen  ein- 
zuführen vermeine^  so  rathe  das  Amt  nicht  davon  ab,  ihm  dazu 
ixgend  einen  Ort  vor  der  Stadt  anzuweisen. 

Der  ganze  Aktwandert  nun  weiter  ( 19.  ^lai)  an  den  n.  6.  Kammer- 
prokurator, Dr.  V.  Albrechtsberg,  der  nach  Urgirung  seitens  der  Hof- 
kammer (im  Juli)  ein  höchst  gelehrtes,  in  der  Einleitung  mitGtaten 
gespicktes  Gutachten  erstattet:  Nachdem  er  vorerst  das  Ansnohcn 
des  Bewerbers  erläutert  und  die  bisher  crstiitteten  Gutacht<;n  re- 
producirt  hat,  beginnt  er  nun  im  alljiemeincn  Uber  die  Nützlich- 
keit der  Manufaktur  und  die  Fonlt  rang  ihTsdben  sich  aus- 
zulassen und  geht  schliesslich  „in  speeie  ad  casum  uostrum''  fol- 
ge udermasseaoi  ein:  er  scUiesse  sich  fiut  der  Ansicht  des  Haupt- 
mantbamtes  an,  dass  nicht  viel  „bessere  effectus  von  dem  Herm 
SuppHcanten  und  seinen  anschUlg  heraus  kommen  dürften ,  als 
man  schon  erfieduren  und  gesehen  hat,  was  die  Föcherischen  In- 
ventiones  imd  gefiihrte  Ooneepta  ausgebriethet  haben,  deren 
notorie  nicht  eine  von  all"Ti  seinen  Cammereii-an^'-lilfiiren  der- 
gestallt  reusairet,  dasz  dadurch  (oflor)  eiiiii^e  nieioriation  der 
Kaysl,  Cameralgefbhlen  verschafft  oder  auch  die  geringste  Nuz- 
balirkeit  dem  gemcLnen  Wesen  zugewachsen  wäre^*-).  Auch 


Das  Gesuch  gieng  vorerst  an  die  derzeit  in  Linz  bpfindlichc  fsog. 
„anwesende",  d.  b.  immer  im  Getoige  des  Kaisers  beäudlichej  Hotkamm^ 
und  wurde  von  dieser  am  12.  Apm  1684  der  „hioterlssseneD"  (d.  h.  io 
Wien  verbliebenen)  llofkammer  um  umbständlicben  Bericht  und  Gntachten 
zugestellt.  Dies  forderte  dann  der  n.  ö.  Buchbaiterei  unterm  19.  April 
Gutacbteu  und  Beriebt  ab. 

*)  Man  ersieht  hieraus,  wie  die  Bedier'schen  Projekte  and  ihre  (aller- 
dings meist  missgiadite)  Durchfiüining  von  den  Hof-  und  Staatsimtaii  be« 
trachtet  wurden. 
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madit  ümi  die  Aeusserang  des  Maiithamtes  üher  das  Unbdumntt 
sein  der  Erzeugnisse  vid  Bedenken;  schliesslich  konferadrt  er 

sich  den  bisherigen  Qutiicliten,  dem  Supplikanten  die  Dnrchr 
ftihruDg  seines  Projekts  jedoch  nur  auf  seine  eigenen  Spesen  stt 
gestatten  und  ihm  auch  den  Grund  und  Boden,  falls  nicht  schon 
andere  Dispositionen  getroffen  seien,  zu  diesem  Zwecke  zu  über« 
lassen. 

Was  nun  aber  die  angesiichte  I'rivilegiumsbestiitigung  be- 
treffe, 80  erinnere  er  sich,  dass  dasselbe  individualiter  auf  Pöcher 
(Becher)  geLiutet  habe  und  von  demselben  weiter  Üb(  itrjigen 
worden  sei  (vgl.  oben  Seite  45  und  54j.  Um  also  einmal  mit  dem 
Privilegium  sicher  su  gehen  und  andereramta  Genaneres  ttber  daa 
Projekt  za  er&hren,  ob  nidit  etwa  Jemandem  ein  jus  viblhrt 
oder  ein  Monopolium  beabsiclitigt  werde,  beantragt  er  eine 
„merere  Untersuchung'^  durch  eine  Kommission  ^  die  Schröder 
einzuTemebmen  und  darüber  zu  reUtioniren  habe. 

Das  Gutaditen  sammt  Vorakten  wird  nun  von  der  „hinter* 
kssenen  Hof  kammer'^,  die  sich  mit  dem  Prokurator  einverstanden 
erklärt,  an  die  (in  Linz)  anwesende  Hofkammer  übersendet  (13. 

Juli».  Diew'lbo  bestellt  min  den  kaiB.  HofkartmiPTTnth  v.  Albreclit 
und  den  obengenannten  Karanierprokurator  J>r.  v.  Albrechtöberg 
zu  Mitgliedern  der  Kommission,  die  Scliröder  genauer  einver- 
nehmen und  dann  rtlationiren  solle. 

Die  Kommission  erstattet  (im  November)  Iblgenden  Bericht: 
Sie  habe  den  Grund  und  Boden  in  Augenschein  genommen,  den 
SojppUkanten  ^ndlich  emvemommen  und  schliesse  dessen  ab- 
änderte BchnfUiGiie  Beantwortung  der  ihm  vor^l^ten  ^ngen 
bei  Ihre  Ansicfat  über  die  Sache  fonnulnen  sie  dahin:  Wie- 
wdd  seine  (Schröder's)  „conatus  in  diesem  Manufakturwesen 
niemahlens  recht  reussu^n  wollen ,  also  stehis  auch  noch  dahin, 
und  wird  endlich  die  Zeit  künftig  den  effect  zeigen  müssen, 
welch  fr  unseres  hiraclitcns  vif^Ueicht  mehr  7a\  wiinachen  als  zu 
hoffen  sein  wird  .  dennoch  ghiube  sie,  das«  ihm  die  Probe 
zu  machen  ,,um  so  viel  eher  zu  vergünstigen  seye,  als  er  dieses 
vorhabente  ManuiacLurwerk  nicht  nur  allein  vor  jetzo  zu  intro- 
dnsirezii  sondern  auch  mit  eigenem  Verlag  vorwerta  ssn  proeequiren 
(voifaabey  unter  der  Bedingimg,  dasa  ihm  die  vormals  vor« 
willigt  gewesene  jährhche  Pension  von  600  fl.  ftbr  alle  Zeit  kaa- 
drt  sein  solle;  im  Uebrigen  möge  man  ihm  dafUr  von  Seite  der 
Knmmer  we^^  Aufrichtung  des  Privilegiuma  möglichst  an  die 
Haud  gehen. 

Was  aber  speziell  die  erb-  und  eigen thümliche  üeberlassung 
der  Brandstätt  betreffe  (nun  folgt  die  schon  oben  erwähnte  Be- 
sclircibung  derselben,  virl.  Seite  58),  so  halte  die  Kommission 
datiir,  dasa  alleiding.s,  da  Schröder  diesen  Grund  vormals  m 
wirkhchem   posses  gehabt ^  viel  Geld  hineingesteckt,  grossen 
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Schaden  erlitten  habe,  eine  solche  Ueberlassune  stattfinden  möge, 
jjedoch  mit  dieser  austrUcklichen  condition,  aass  er  nicht  allein 

die  Wiederau n};mnng  auf  seine  Kostf^n  vornehmen,  sondern  .nicli. 
was  er  erbauen  wurde,  präcise  und  altein  zu  denen  Manutacturen 
appliciren  und  gebrauchen  werde,  sich  hierüber  auch  verreyer- 
airen  solle  " 

Dieae  m  Kommissionsberichte  ist  die  ischriftliche  Beantwortung 
der  dem  Schräder  vorgelegten  EVagen  unter  der  Beaetclaiung 
»Gehorsamer  Bericht  Wilhelm  v.  Sehr 0 der' s*)  wegen 
Wiedeierhauung  des  Manu&cturhaoses  aufm  Tabor"  beige- 
schlössen.  Dieses  Dokument  ist  seines  reichen  Inhaltes  wegen, 
der  sich  nicht  blos  auf  die  Darlegung  seiner  RechtsansprQclie 
bezielit,  Bondern  eine  genauere  Erörterung  dessen  enthält,  was 
Scliröder  eig  ntlich  in  dem  Manufakturhause  durchzuführen  be- 
absichtigte, iiüchiutereasant.  Es  dient  zur  Charakteristik  der 
Schröder'schen  Anschauungen  überhaupt  wie  des  Projekteij  des 
Manufakturhauses  im  speziellen  und  verdiente  auch  in  dem 
Falle,  ab  die  oben  au^esteUte  Ansicht  Ober  den  wirklicheii 
Betrieb  dee  MandaktnrhauMB  unrichtig  und  dasselbe  nie  m 
Wirksamkeit  getreten  wäre,  dennoch  yolle  Berücksichtigung. 
Wir  mUssen  daher  an  dieser  Steile  genauer  auf  die  einaelneii 
Punkte  desselben  eingehen : 

Schon  in  der  Einlpitnng  legt  Sclirödi  r  die  Haupt-  und  Knd- 
absicht  seines  Unternehmens  dar,  die  wohl  identisch  ist  mit  der 
Idee  des  Manufakturhauses,  wie  sie  schon  bei  Gründung  des- 
selben ins  Auge  gefasät  wurde.  Er  gedenkt:  „.  .  .  das  Haus 
wieder  zu  erbauen  und  allerley  Handwerker  da  hinein  zu  brin- 
gen, damit  nicht  allein  ans  dem  Haus  die  durch  den  Krieg  rui- 
nirten  plötze  in  Oestreich  mit  tüclitigen  Handwerkern  und  nahr- 
haften Menschen  ersetzt  und  das  Land  an  Menschen  als  auch 
an  Nahrung  wieder  zunehmen  möchte,  sondern  auch  damit  alle 
Handwerke  nach  und  nach,  welche  jetzo  in  Oesterreich  nicht 
bekand,  theil.s  aber  ad  necessititcm,  theils  ad  delicias .  theils  ad 
omamentuni  Reipublicac  dienen  umb  welcher  willen  so  viel  Geld 
aus  dem  I^nd  gefülirt  werde,  möchten  introducirt  werden". 

Hierin  liegt,  besser  ausgedrückt,  als  in  der  langathmigsten 
Erörterung  der  ganze  Gedanke  des  Manu&kturhauses:  daradbe 
aollte  sein  1)  eine  staatliche  (oder  doch  yon  Staatsw^en  er* 
riditete,  rücks.  pri\nlegirte)  Anstalt  zum  Zwecke  der  Ausbildung 
tüchtiger  Handwerker,  an  denen  es  nun  (1684)  noch  viel  mehr 
als  lt)7()  vor  der  Pest  und  dem  Türken kricffc  mangelte  —  also 
eine  Art  praktisclier  Lehranstalt  (vielleieht  den  nioaemen  Lehr- 
werkstr^tten  zu  vergleielien)  —  es  sollte  aber  aüch  sein  2"!  eine 
M  u  ts  t  e  r  a  n  s  t  a  1 1 ,  die  berufen  sein  sollte ,  jene  Ge\M'r]xsz weige, 
die  in  Oesterreich  noch  nicht  bekannt  waren,  einzutuhren  und 
die  zwar  bekannten,  aber  ungenügend  gut  betriebenen  zu  ver- 


Abgednickt  in  Beilage  III. 
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benm;  und  bierin  liegt  nun  auch  der  dritte,  nickt  so  aus- 
drücklich erörterte,  aber  nicht  minder  hochwichtige  Zweck:  es  sollte 

sein  3)  oin  nicht  unwefienthches  Mittel  zur  Besserung  der  Export- 
und  Tinportv'crhnltnisse,  indem  es  eben  alle  Industriezweige 
(o<ler  riiindestens  die  Hauptindustriezweige)  des  Auslandes  im 
Inkmde  eiuburffem  und  damit  den  Iinport  dit^r  Waaren 
übertlüskjig  machen  und  dem  Laude  zur  grösseren  wirthschaft- 
lichen  Unabhängigkeit  verhelfen  sollte.  Dies  alles  waren  grosse 
Au%aben,  es  war  dn  sehr  hochgestecktes  Ziel;  und  dämm  kt 
es  vielleicht  um  so  weniger  sa  verwunden  ^  wenn  das  ManU' 
fiiktnriians  bei  den  tlberdies  stets  andauerndem  ungünstigen 
inneren  wirthschaftlichen  Verhältnissen  Ubeihaupt  zu  keiner  oe- 
deutsamen  "V\5rk8amkeit  kommen  konnte;  zudem  fehlte  ja  doch 
jetzt  das  <i:änzlich,  was  bei  diesem  grossen  l^nternehraen  wohl 
unumgängiicli  noth wendig  war,  die  auareichende  materielie 
Unterstützung  von  Seite  d^  Staates. 

Schröder  erörtert  nun  kuiz,  dass  ihm  von  Seite  der  Kom- 
niission  vier  Fragen  vorgel^  worden  seien,  die  er  in  Folgendem 
sattsam  beantwortet  zu  nahen  g^be.   Diese  Fngen  waren: 

1.  Was  ütr  einen  Zu8{nuch  (Ansprudi)  er  am  Haus  zu 
haben  vermute? 

2.  Wie  er  wollte  das  Haus  wieder  aufbauen? 

3.  Was  er  fiir  Htmdwerker  dahin  zu  bringen  gesonnen? 

4.  Was  er  für  Privilegia  verlange? 

Die  Beantwortung  der  ersten  Frage  entliält  nur  eine  noch- 
malige genaue  Sdiilderung  der  Entstehung  imd  bi.shei-igen  Füli- 
rung  des  Manufakturliauses ,  seiner  Thätigkeit  und  seiner  Ver- 
loste,  die  schon  oben  eingebend  erörtert  wurden;  die  zweite 
Frage  beantwortet  er  kurz  dahin,  ,,da8s  Ja  darinnen  sein  eäeen 
Interesse  bcgri£Een  sey,  welches  zu  beschleunigen  er  keine  Zeit 
noch  fleiss  sparen  werde'^ 

Die  Beantwortung  der  dn'tten  und  vierten  Frjige  aber  iHsst 
uns  einen  Kinlylick  thim,  wie  Schröder  sich  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  des  iManutiakturhauses  dachte  oder  wie  er  sie  wohl 
auch  schon  (wenigstens  zum  Theil)  in  der  Zeit  seiner  bisherigen 
Leitung  des  Hauses  duicligeführt  hatte. 

Um  zunächst  klar  zu  machen,  wie  er  sich  die  Wiricsamkeit 
ein«  yyMaau&ktuThauses''  überiiaupt ,  ohne  Bezugnahme  auf  be- 
soiMlere  Ordiche  oder  staadiche  Verhältnisse  denke,  verweist  er 
auf  ein  (dort  beiliegendes)  Gutachten^),  das  er  für  einen  Reichs- 
Btimd')  verfasst  habe.  Hierzu  erOrtert  er:  Der  Hauptllbelstand 
des  ganzen  ripwerbewcscns  seien  die  .. Tönungen  und  narrischen 
Handwerksordnuugen  der  ZUnfite'^  deren  sonderliche  von  alten 


')  Das  Gutachten  ist  in  Beilage  IV.  abgedmckt. 

Wer  dies  war,  ist  nicht  festzustellen ;  Schröder  nennt  den  Namen 
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römischen  Kais(Tn  M  eonferirte  privileigia  nicht  eher  abgeschafft 
werden  könnten,  so  lange  nieht  eommuni  eonsensu  statiunn  Im- 
perii  auf  dem  Kciehstafz-r  vorgegangen  würde.  Inzwischen  aber 
könne  diesem  Unwesen  auf  einfiichere  Art  ein  Riegel  vorgesclioljen 
werden,  wenn  nämlich  an  ,.Maauiacturhaus'*  errichtet  würde. 
Dieees  Haus  sollte  eine  FroiaAätte  aein  filr  alle  (nicht  zunft- 
mässigen)  Andwerker,  sie  kamen  wo  immor  her,  dabei  mOaBte 
das  nauB  kdn  die  Rechte  der  Zunft  einschrilnkendes  Privilegiiuil 
bekommen,  es  würde  das  einzige  Recht  der  Handwerker  in  d^ 
Hause  genügen  —  fr<n  das  Handwerk  in  dem  Hause  lehren  zu 
dürfen  invl.  ohne  sicli  um  die  Zahl  der  Lehrjahre  zn  kümmern, 
ilire  Lehrlinge,  ,  sohald  sie  zur  pertection  kommen,  freisprechen 
zu  dürfen'*.  Die  1  Vri;j;*>proehenen  waren  dann  befugt,  sich  im 
ganzen  Lande,  wo  immer  sie  wollten,  nieder/ulassen,  ihr  liaiitl- 
werk  frei  auszuüben  imd  auch  Lehrjungen  auszubilden;  vom 
Wanderzwange  wtüren  sie  beireit.  Dabei  nestftnde  swiBehen  den 
schon  ausseroftlb  des  Hauses  Wohnenden  nnd  dem  Mann&ktur- 
hause  immer  noch  ein  Zusammenhang,  der  ja  schon  dadurch 
ausgesprochen  erscheint,  dass  der  Lenrbrief  „sub  sigillo  dea 
Hauses"  ausgestellt  würde.  Sie  müssten  nämlich  auch  ihre  Lehr- 
linge im  Hanse  ,.einsclir»'ibpn'"  lassen  imd  h  'i  deren  Loszählung 
könne  auch  nur  unter  dem  Siegel  des  Hauses  der  Lehrbrief  aus- 
gestellt werden.  So  würe  es  dann  möghch,  dass  dui-ch  diese  firei- 

Sesproclicnen  Handwerker  „sich  das  Manufacturhaus  über  seine 
lauem  ins  ganze  Land  extendiren  würde,  dei^estalt,  dass  aUe 
die^  so  entwäer  im  Manuftcturhaus  gelemet  (äer  yon  dehme^ 
so  vom  Mandactorhaus  dependiret,  flolemt  haben,  ebenso  als 
wohnten  sie  im  Manufacturhaus,  considerirt  würden'*. 

Die  „Multiplirung^'  des  Handwe^s  sei  dämm  zu  hoffen, 
weil  in  Erlcmnnir  des  Handwerks  so  viel  Jaln'(^  erspart  würden 
und  weil  mit  Aufhebun^^  des  Wanderzwanges  jeder  sieh  möglichst 
rasch  sclbstständig  nird*  rlaa^m  würde;  auch  sei  es  nicht  zu  be- 
Ilirchten,  dass  der  eine  oder  andere  ,,ans  dem  Lande  sich  ver- 
lauffen^'  würde;  denn  alle  müssten,  da  sie  anderswo  von  den 
Zünften  nicht  g^eduMel  würden,  im  Lande  bleiben,  wo  sie  privi- 
legiret  sind.  Ueberdies  aber  könnten  alle  diese  Handwerker 
jederseit  im  Manufakturhaus  ßelehronff  schöpfen;  denn  die  Meister 
daselbst  sollten  gidialten  sein,  ihnen  sn  zeigen  und  au  sageo^ 
was  sie  zu  wissen  begehrten. 

Diesen  allii^emeinen  Plan  des  Manufakturlifiiigea  nnd  seiner 
Privilegien  führt  Schröder  nun  in  Beantwortung  der  ihm  vor- 
gelegten  Fragen  mit  Rücksicht  auf  die  speziellen  lokalen  (Öster- 
reichischen) Verhältnisse  folgcndermassen  weiter  aus:  Nachdem 
das  beabsichtigte  Manufakturwerk  dem  Publiko  zum  Besten  sein 


^)  Interessaat  ist,  dass  also  auch  Schröder  die  damals  herrschende 
Aaneht  und  AoffiMSung  der  Znoftrecfate  als  rönisch-rschtliche  Md- 
legten  theilt 
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solle,  die  (ausBchliecMenden)  Priyilegia  aber  zum  Nachtheil  aller 
und  zum  Untei^ng  der  Manufaktur  iBihreo,  so  begehre  er  genc< 
raliter  „kein  privile^um  pnvativum,  sondern  nur  cumiilativurn", 
nämlich:  „1.  riass  alle  dergleichen  Künstler  und  Handwerker  in 
diesem  Haus  dürfen  frey  unterhalten  und  an  die  Arbeit  gebraclit 
werden ;  2.  dass  in  der  Stadt  Wien  solches  Haus  ein  oder  mehr 
^'('\v«>]h  öÜ'eutlieh  halten  dorite,  seine  P^actnren  daselbst  zu  ver- 
kanten'); H.  dass  auch  in  dem  Haus  selbst  allerlev,  was  es 
ötye,  zu  verkaufen,  trey  gelassen  seye;  4.  damit  die  Arbeiter 
nicht  unter  anderem  proetext  Ursach  haben  aiis  dem  Haus  und 
von  der  Arbat  ssu  laufen,  so  soll  das  Raus  Wein  lud  Bier  etc. 
zu  schenken  befugt  sein^);  5.  wan  etwa  sonderDche  Kttnste 
ond  Wissenscha  t«  ]i  herzugebracht  werden,  so  soll  das  Haas 
einer  hochlöblichen  Ilofkainmer  solches  intinairen»  welche  nach 
Beschaffenheit  der  Sache  ein  Privilegium  zu  procuriren  %villig 
»ein  solle".  Unterdessen  begehrt  er  kein  Privilegium 
privativiiin  ausser  tiir  di(*  Kupfermanufaktur  ,,das  eysen  in 
Kupfer  al  grosso  zu  transnuitiren'*  und  tUr  die  (  Uasliütte  .  .  .  . 
Die  Aufrichtung  eines  Privilegiums  privativum  tiir  diese  Manu- 
&ktur  rechtfertigt  er  ungef^ilir  so:  Allerdings  sey  keine  einz^ 
Manu&ctur,  derer  generaliter  solch  eine  grosse  GonsumptioD  mi 
liande  ist  (wie  bei  der  beispielsweise  angenilirten  wollenen  Zeug- 
mana&ctar')  und  welcher  so  viel  von  aussen  her  zugeführt 
wird»  privatiye  zu  priTilegiren,  dieweihlen  die  Intention  sein  solle, 
80  viel  Personen,  wenn  es  möglich  wehre,  auf  einmahl  in  solcher 
^lanufactnr  arbeiten  zu  machen,  dasz  nichts  melir  von  Auszen 
herein  gebracht  werde;  dafem  übrifrens  solche  Manufacturen 
sind,  welche  nicht  nd  ueeessitatem  in*  \ itabileui  dienen,  welcher 
Gebrauch  auch  niciit  gröszer  ist,  als  dasz  ihi-er  etzlich  wcui^ 
personen  und  Verlag  zu  employiren.  die  kennen  gar  wol  privi^ 
l^dret  werden  als  zum  Ekempel  dne  Glashütte  zum  Spiegel- 
machen  kann  darum  privilegiret  werden,  jedoch  nicht  weiters 
ab  der  distrikt  von  0  stunden  umb  Wien  herumb  gehet,  die- 
weihlen eine  solche  glashUtte  sufßcient  ist,  so  viel  Spiegel  zu 
machen,  als  man  daselbst  verkauffen  kann". 

Wie  dachte  sich  aber  Schröder  dieses  im  allgemeinen  nicht 
privative  iiriN-ilegirte  I^lannfaktnrhaus  in  dem  Rahmen  der  be- 
stehenden ( je  Werbeorganisation  V    Dass  es  dem  Zunftverbande 


^)  Diese  Punkte  tragen  den  Bdsats:  hoc  in  privilegio  jam  eat  oon- 
cessmn.  Damit  ist  wohl  nur  das  Becher'scbe  Privilegium  gemeint,  da  ja 
eine  Ausfertigung  eines  späteren  Privileginrns,  wie  aus  den  Mheren  Aus- 
fiUumngeu  zu  ergehen,  nicht  erfolgte. 

')  Damit  scheint  wohl  aadi  ein  Privilegium  privativom  gemeint  su 
l^n,  was  aus  dnin  irlpirh  tnsc bliessenden  Satze  hervorgeht. 

. .  .  Wan  die  woUine  Zeugmanufactur  einer  Person  privilegirt  ist, 
was  ist  das  anderes  als  alle  Anderen  oteladiren,  damit  sonst  kein  Meoaeh 
darinnen  etwas  thun  könne  nocb  möge,  da  doch  Niemand  das  Vermögen 
bat,  das  Land  mit  genügsamer  fahrica  zu  verl^en,  ergo  wird  solche  manu* 
factur  durch  der  gleichen  privikgia  gehemmet" 

FomhaDgen  (24)  Vr.  1.  -  Uotachck.  5 
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angehöre  oder  auch  nur  ugend  welcher  Zunitjuribdiktiou  uuter- 
st^e,  18t  nadi  der  ganzen  Idee  deaaelben  (tathe  oben)  undenk* 
bar;  aber  anch,  wenn  es  ein  ganz  selbständiges,  der  R^erung 
unterstellendes  Institut  wfire  (da  wahrscbeinlidi  aUe  privilegirten 
Unternehmungen  der  n.  ö«  Regierung  (Gubemium)  unmittelbar 
unterstanden),  scheint  ihm  noch  nicht  die  genügende  Garantie 
l'ür  den  g;('s:<'n  vorfiussichtliche  Anfeindunp^en  nöthi^n  Schutz  zu 
sein,  er  wunsclit  vielmehr,  dasselbe  niöu,e  unter  die  „Hoff- 
befreyungen" ' )  als  das  „hoübefreyte  Haus''  aufgenoinmcn 
werden;  denn  die  Bürgerschaft  sei  allen  Befreiungen  ahhokl, 
die  Regierung  lialte  es  aber  meist  mit  Bürgermeister  und  Bürger- 
schaft (ein  bsmerkenswerther  Ausspruch!);  gehifre  das  Kioiu- 
fakturbauB  aber  unter  die  Hofbefreiungeo ,  so  werde  es  damit 
unter  die  Jurisdiktion  des  HofniarschaÜs  gezogen  und  damit  sei 
ihm  ein  viel  besserer  Schutz  gesichert. 

Was  nun  die  Arten  der  Manufakturen,  die  er  einzu- 
fiihrcn  beabsichtige,  anbeti'iflt,  bemerkt  Sclu-öder :  Das  Haus  solle 
drei  Ilauptiuauufakturen:  woUine,  Seiden-  und  Ledermanufactur, 
sodann  aber  aucli  Bereitung  der  mineralischen  und  vegetabiliöchen 
Farben,  so  zur  Farberei  und  Malerei  dienlich,  betreiben,  damit 
solche  (MaoufiictureQ)  introduzirt,  perfectionirt  und  ingrossirt 
werden,  denn  diese  seien  es,  die  so  viel  Gleld  aus  dem  Lande 
ftLhren.  Ueberdies  aber  bmbsichtige  er  Manu&kturen  anzu- 
greifen, die  bisher  noch  nicht  versucht  worden^),  insbesondere 
80  auch  die  Glashütte  und  Kupfermanutaktur  (d.  h.  Eisen  in 
Kupfer  zu  verwandeln!).  Endlich  spricht  er  noch  ganz  allgemein 
von  18  Manufakturen,  ,. derer  leils  noch  nie  in  der  weld  gewesen, 
die  übrigen  aber  in  diesem  lande  nicht  bekand  (sind)".  Diese 
würde  er  aber  nur  eintUluen,  ^venn  ihm  „sonsten  er^rezlichkeit 

Oen  '  werde,  da  er  .,den  nuzen  ^d.  h.  den  ^ewahnhchen 
Aftsgewinn)  dehnen  Verlegern  und  Arbeitem*'  lasssn 
mllsse  .  .  .  und  „wenn  man  gar  nichts  von  eme  Sache  hat,  so 
vergeht  einem  die  Lust  bald". 

Wenn  wir  nun  diese  Ausführungen  Schröders  überblicken, 
80  scheint  in  der  That  dadurch  die  oben  (Seite  02)  aufgestellte 
Ansieht  bekräftigt  zu  werden,  wonach  derselbe  '^ieh  das  Manu- 
fakturhaus einmal  als  Ausbildungsrinst^ih  für  Handwerker  aller 
der  im  Hause  vertretenen  Gewerbe,  dann  als  Mustcranstalt  (\\r 
diese  Gewerbe  (und  darauf  weist  ja  am  deutlichsten  der  Passus 
hin,  dass  jeder  Handwerker  nach  Belieben  ins  Manu&kturhaus 

fehen  und  sich  dort  Beldirung  schöpfen  und  ertheilen  lassen 
onnte),  endlidi  auch  als  ein  den  Handel  mit  dem  Auslände 
wesenmeh  verttnderndes  Unternehmen  dachte.  Letzteres  war  aller- 
dings nur  so  gemeint,  dass  vor  allem  Manufisktuien,  die  biaher 
meist  aus  dem  Aushmde  importirt  worden  waren,  schon  wegen 


»)  VehcT  die  Hofbefreiunj?  vgl.  Einleitang  S.  12. 
Wiewohl  sie  in  dem  Prml^o  exprioiirt  waren. 
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des  leichtpron  AbsatTies  im  Hause  prorJnzirt  werden  sollten,  wie 
denn  Sfliroder  überhaujtt  Ja  stets  aucli  seinen  Privatvorilieil  im  Auge 
tatte  und  im  Auge  haben  mu.s.ste.  (^inL^  j;i  doch  das  ganze  ünter- 
Delimen  auf  seine  eigenen  Kosten  und  wie  es  mit  dem  „Recompenz** 
vonseiten  des  Staates  im  Falle  empfindlicher  Geschäfts- 
y  er  In  sie  ausgeseben  hätte,  das  konnte  er  nach  seinoi  bisherigen 
Erfiihnmgen  doh  leicht  denken  Sein  dgenes  InteiesBe  war  aDcor 
noch  mehr  angespornt  durcli  die  ihm  YOn  Seiten  des  Staates  i  m 
Falle  des  Erfolges  in  Aussicht  gestellte  Belohnung  (die  in 
Aussicht  j^estelltefi  i?<>ono  Reiciistiialer,  vc^l.  S.  52).  Darum  mochte 
PT  vielleicht  auch  in  vielen  l'tinkten,  wo  sein  Privatinteresse  nicht 
identisch  war  mit  dem  ötientlichon ,  dieses  wohl  auch  nicht  aus 
dem  Auge  lassen.  Der  Hauptgrund  aber,  warum  er  in  seineu 
Ansprüchen  und  Bedingungen  für  das  Unternehmen  so  massvoll 
war  und  inabeeondm  privative  J'rivilegien  so  wenig  in  Anspruch 
nahm,  war  woU  der,  dass  es  ihm  vor  allem  darum  au  tbun 
war,  vorerst  nur  den  Ghrund  und  Boden  und  die  Bewilligung 
m  Einlei  tri  n«];  des  Unternehmens  zu  erlangen;  aber  selbst  das 
war  von  der  durch  die  verscliiedenen  raissglückten  Versuche  und 
die  dadurch  erfolgten  namhaften  OoMveHuste  ^ )  misstrauisch  ge- 
wordenen Kammer  und  dem  Kaiser  schwer  /n  erlangen. 

Nun,  da  Schröder  nichts  anderes  als  den  Grund  und  Boden 
eines  abgebrannten  Hauses  und  sehr  massige  (eingeschninkte) 
Privilegien  begehrte,  er  das  ganze  Risiko  auf  sich  nehmen 
wollte  und  nur  fUr  den  Fall  eines  günstigen  Fortganges  auf 
irgend  welche  Belohnung  seitens  Kaiser  und  Regierung  in 
Geld  oder  Ehren  rechnete «  musste  er  allerdings  Aussicht 
haben,  die  Bewilligung  seines  Ansuchens  durchzusetzen.  Do<^ 
scheint  er  sich  über  die  Zeit,  in  der  eine  solche  erfolgen 
wtirde,  sehr  sj^etäuscht  zu  haben;  denn  schon  im  Juni  lü84 
umrt  er  mit  der  Re^rtlndung,  er  möchte  noch  gern  zur  milderen 
Jahr^zeit  den  Bau  beginnen.  Docli  gelangen  erst  im  November 
dieses  Jaiires  die  Gut^ichten  und  der  Koniinissionsbericht  an  die 
Hofkammer,  welche  nunmehr  zu  entscheiden  und  ihren  Beschluss 
dem  Kaiser  sur  Oenehmigung  ronulegen  hatte. 

Allerdings  w9re  es  sur  sanzen  Aufklärung  der  Sacbe  sehr  inter- 
eatant,  die  motivirte  und  auflgefilhrte  Ans<  liauung  der  Hof- 
kammer hierüber  kennen  zu  lernen,  allein  hiervon  ist  leider 
nichts  zu  finden.  Trotzdem  der  Beschluss  der  Hofkammer  erst 
ini  Mai  n>R5,  also  ein  halbes  Jahr  später  erfolgte,  findet  sich 
keine  Spur  eines  Eeterates,  sondern  eine  einfache,  fast  gar  nicht 


^)  Aus  einer  uns  vorliegenden  Zahlangsanweisung  ans  dem  Jahre 
1676  geht  hervor,  dais  Becher  3000  Rthhr.  ^Qber  das,  was  er  schon  zu 
naterschiedlichen  Malen  we»en  des  neuerbauten  IManufactarhauBes  erhalten'', 
Aber  ein  ^  aUe  Mai  erhalten  BoUte:  doch  ist  nicht  anzunehmen,  dass 
daraater  schon  die  von  Beeher  sslbst  im  Bererae  erw&hntea  2000  Tbl  be- 
s"SSn  Mien. 
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iiiotivirte  Entscheidung  der  Hofkaiiimer,  die  auf  den  Kommission 8- 
bericlit  verweist  und  aicli  den  geäusserten  Gutachten  bedingun«:slo8 
anschliesBt  Das  sehr  kurze  Aktenstück  lautet:  ^.Allergnädigster 
Kayser  und  Herr!  Es  hat  der  von  Schröder  bereits  lüngstens 
die  rebcrla.ssung  der  Brandstadt  des  vor^ewesten  Manu&ctor- 
und  Kuiisthauaes  gesucht  und  hierauf  auch  die  Renvoir-  und  Bestä- 
tigung des  dahin  gewidmeten  l^ft  ^  scrliclien  Privilegii  verlnn^rt,  Ikidcs 
zu  untf  rsnclion,  hat  man  den  Hoikammermitels  (?)  Kath  v.  Al- 
brecht unfi  den  n.  ö.  Cammor-Procnratoren  hiezu  deputirt.  welche 
fnlfrende  Kelation  eintreraiVlit  haben  —  legatnr  —  Womit  sich 
dann  die  Hot  kanmjer  adducto  in  Einem  uiul  Andej*en  ver- 
gleichen thut.  Ita  conclusura  in  Cons:^- Cam":- auL'l  Viennae, 
]<5.  May  1685.  Praesentibus  dms.  Praeside  Oom*  de  Ursino  ei 
Roseoberg,  Com^  Cönzin  Brandeis  Salbey  Aichpicbl  Mayr  Tho- 
masio  Albrecht**.  Der  Kaiser  setzte  sein  rlacet  auf  dieses 
Schriftstück  .  .  .  Die  Ausfertigung  des  Beschlusses  und  die  Zu- 
stellung an  Schröder  geseliah,  wie  wir  atis  einer  kurzen  K'>tiv: 
darauf  schliessen  können,  nm  2'V  Dezember  1085.  —  Damit 
war  die  S  ache  in  meri  to  erledigt  u  nd  das  Öchröd er- 
sehe Ansuchen  bewilligt 

Ob  nun  Schröder  das  Unternehmen  gleich  in  Angriflf  nahm 
und  mit  dem  Bau  des  Hauses  begann?  .  .  .  Wir  wissen  davon 
▼orlHutig  nur  das  Eine,  dass  sich  aus  dem  folgenden  Jahre  (lt$8ö) 
Aktenstücke  6nden,  welche  daraufhinweisen,  dass  er  die  ein- 
leitenden Schritte  Tomahm.  Dass  er  damit  alsbald  ans  Werk 
ging,  geht  aus  einem  Gesuch  hervor,  das  er  an  die  Hofkammer 
im  Februar  1680  richtete.  Er  wies  in  di^^soni  Gesuch  darauf 
hin,  dass  er  „nicht  blosz  wegen  Wiedererhebung  der  Gebäude, 
sondern  Introducirung  der  Manulacturen  etc.  sich  mit  unter>cliied- 
lichen  Ausländern  und  Manufacturanten  auf  eine  besondere  arth 
Terglichen'*  habe  und  darinnen  dem  engländisclie  custume^) 
gefolgt  sei,  f.weon  man  nämlich  einem  so  viel  Rutben  am  Grund 
und  Boden  ausmisst  und  auf  gewisse  Jar  gegen  leidticbe  recog- 
nition  übergibt,  da  dann  jener  darauf  baut  und  das  Haus  ge- 
machten eonditionen  nach  geoiesset  so  lange  bis  die  gesetzten 


M  Von  einem  onpHsrhrn  (^n^tump,  das  seioeo  Absichten  enLsfuach  er- 
zahlt er  sclion  iu  seinem  oben  erwäUutenU  utachten  für  einen  iieichüstuu«! : 
^ .  .  .so  geiallt  mir  unter  anderem  der  Englander  ihr  mcthodus,  dessen  sie 
si«  h  gebrauchen  ;nemlichwan  ein|irivileßium  ge{»eben  wird,  so  vprk  iutt,  welcher 
das  Privilegium  bat,  solche  Freiheit  als  eine  Licenis  au  Aodere,  deruo  ein  Jeder, 
welcner  solche  Manafsctar  treiben  will ,  ein  Stück  Geld  fikr  solche  Licens  an  den 
Privilegirten  gibt,  dieser  aber  musz  die  Licenz  henteben.  Wodurch  dieser 
sein  Privilegium  geuieszet,  aber  der  Manufactur  gescbiehet  kein  s<!i?!(ien, 
gleich  wie  des  Herzog  vou  Arendeh  (V/  iiruder  in  der  Lederbereiiuag  i  iwa» 
erfooden,  darauf  er  ein  Privilegium  nahm.  Mit  diesem  Privilegium  schickte 
er  jemand  durchs  ganze  Koniirreich,  welcher  die  Licen/.  allen  Lederbereilem 
anbothe  und  dafUr  von  Jedem  ein  stuck  gold  bekäme,  welches  so  viel 
machte  und  aastrage,  als  wann  Er  viel  Jahr  selbtten  lasae  arbeiten." 
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Jar  yerflossen.  da  ao  dann  das  Gebäude  dem  domino  iundi 

wieder  heimfidlt  und  verbleibt''  .  .  .  Wir  eraehen  hieraus .  enn- 
nial,  dass  er  selbst,  d  h.  auf  eigene  Regie  den  Bau  nicht  unter- 
nehmen  wollte,  weiter  aber,  dass  er  das  Manufakturwesen  selbst 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  sozusaf^en  „verflachten**  wollte  und 
dies  iMsst  plötzlich  in  uns  üclenken  aufkommen,  oh  er  denn 
tiherhaupt  selbst  das  MaiHÜakiurhaiiö  weiter  leiten  wollte  oder 
nicht  vielmehr  sich  nur  luv  den  friilier  erhttenen  iSchaden  (durch 
das  Abbrennen  des  Hauses)  auf  billigem  und  ohne  Risiko 

entsdüldigen  wollte,  indem  er  das  erlangte  rrivilqg  weiter  gab 
und  sich  nur  den  dadurch  bedingten  materiellen  Vortheil  sicherte'). 

Um  in  seinem  Vertrage  mit  den  Ausländern  sicher  sa 
geben,  vielleicht  auch,  weil  diese  es  verlangten  .  .  .,wegeai  oIh 
»eurer  expression**  der  ihm  ertheilten  Bewillifi^ung,  begehrte  or  in 
dem  oben  p^enanuteu  Gesuche  (vom  Februar  i  c'mr  aiisdriLckliche 
Verleih ungsui'kunde  „mit  angehenkter  Schirinung".  Unter  diem;r 
meinte  er  eine  Erklftrung  der  Hofkammer,  von  welcher  er 
ja  den  Grund  und  Boden  übernahm,  dass  sie  ihn,  faUs  er  oder 
eeine  Nachkommen  „einigen  Anspruch  dabei  kiden  sollten^'^  d.  h. 
also  geg^  Ansptttche  Dritter  auf  denselben  Grund  und  Bod^d 
▼ertrelen  solle  (als  auctor  seines  Ei^nthums).  Die  Hof  kammer 
gibt  dieses  Gesw^  an  den  n.  6,  Kammerprokurator,  was  er 
wegen  dieser  angesQchten  Schirmung  gutifcchtiich  su  erinnern 
haben  möclite. 

Dieses  bedeutet  Öchröder  mtindlich  (wi*  aus  einem  spä- 
teren (ieöuche  desselben  hervorgeht),  dass  dieü  dli  se  Schirmung) 
,,der  gewöhnliche  Stylus  bei  Ertheilung  der  Gewuhr'*  sei,  d.  h., 
dass  er  das  Angesuchte  schon  damit  eneiche,  wenn  er  an  die 
Oew&hr  geschrieben  werde;  hiefUr  jedoch  sei  das  Grundbudi 
kompetent. 

Nun  sucht  Schräder  bei  der  Hofkammer  um  Auftrag  an 
das  Grundbuch  an,  die  brandstatt  der  Manufactur  mit  allen 
Immunitäten  pn vilegiis  und  freylieiten,  wie  es  vorhero  von  der 
hocbl.  Cammer  seilest  possedirt  worden,  auf  i.hn,  seine  Krben 
und  Erbnember  als  ein  recht  eitlgentiunbliches  guth  ab-  und 
zusei irt  iben  zu  lassen. 

Oer  diesbezügliche  Auftrag  ergeht  auch  (22.  März)  au 
Bttigenneister  und  Rath  der  Stirat  Wien,  indem  der  Grund  und 
Boden  zu  dem  Ghnmdbuch  des  (hiesigen)  wienerischen  Büiger- 
spital  gehöre.  Der  Magistrat  bedeutet  jedoch  Schröder,  das 
Mie  vorläufig  nicht  an ,  da  derzeit  (nicht  die  Hofkammer,  son- 
Seni)  noch  der  selige  Herr  Graf  von  Sinzendorf  an  der  Gewähr 


')  Dies  geht  -mch  daraus  hervor,  dass  er  in  so  kurzer  Zeit  (sein 
Ge54Uf  b  wurde  ia  erst  im  Mai  1085  bewilligt,  gar  erst  im  Dezember  1(>8~> 
expedirti)  mit  den  Engländern  einig  ist:  denn  das  Gesuch  ist  vom  Februar 
]686  datirt  and  dsrio  beraft  er  sieh  selion  auf  geschlossene  Yertrige. 
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«tünde;  es  müsse  noth  wendiger  Weise  vorher  von  der  Hof- 
kammer insinuuret  werdfin,  quo  titalo  aolches  Manu^icturiim  an 

ne  gefallen. 

Auch  dieses  Gesuch  wird  niifixcht  erledigt  Es  ergeht  (un- 
term 16.  Juni  1.  J.)  die  Intimation  an  Bürgermeister  und  Rath, 
dass  von  deui  Grafen  Sinzeiidorf  der  gedachte  Grund  uud  ßodeii 
unter  anderem  k  conto  verschiedener  an  denselben  gestellteD 
kaiierHcheQ  Anfindemncen  abgetaretoii  und  ttberlassai  worden 
lei^).  Und  nun  erst  erfolgte  in  der  That,  nachdem  noch  einige 
kleinere  Anstände  beseitigt  worden  waren  (vgl.  unten)  die  gmiä- 
bücherliche  Einverleibung  des  EigenthumeB  Schröder's. 

Xunmelir  wird  fiir  uns  die  Frage  von  höchstem  Interesi^ 
ob  wirklich  das  Manuileikturhaus  wieder  erbaut  worden  sei? 

1  >irst  Frage  Utsst  sich  auf  Grund  quelienmiissiger  Bel^^ 
beantworten,  leidei*  dahin,  dass  dies  nicht  geschehen  sei. 

Nach  Emp£GUis  des  ebener walinten  Dekretes  der  Uofkammer 
▼om  22.  Mta  1086  hatte  nttmlich  Bürgermdster  und  Rath  den 
SpHtebneiflter  des  Bttrgerspitals ,  zu  dessen  QrOnden  die  Brand- 
stätt gehdrte,  Gutachten  und  Bericht  abgefordert.  Derselbe  rela- 
tionirte:  Er  wäre  der  Meinung,  es  möchte  die  Hofkammer  im 
Namen  Ihrer  Kaiserlichen  Majestät  die  Gewähr,  „gleich  wie 
selbige  die  bisherigen  possessores  neh-iht,  auch  vorhero  Tiehmen", 
von  dieser  aber  Herr  von  Sclirödei'  hernach  dip  G»  ^\allr  neh- 
men Dies  stimmt  gari/-  mit  den  obigen  Angaben  Schröder's 
in  seinen  Gesuchen  an  die  Uofkammer  um  Ordnung  der 
Grundbuchsangelegenheit  ttberein  .  .;  allein  die  Schwierigkeiten 
sollten  noch  nicht  ihr  Ende  enneicht  haben;  ee  wurde  nUmlich 
Bunächst  der  Stadibuchhalterei  aufgetragen  ^  die  Sache  in  reif- 
liche Erwägung  au  ziehen,  sodann  aber  dem  Gnmdbuchsv^rwalter 
befohlen,  nerm  Schröder  die  gehörige  Legitimation  ab- 
zufordern. Diese  erfolc^tc  auch  im  September  desselben  Jahres 
von  Seite  der  Hofkammer,  wurde  jefloch  dem  Gnmdbuchä- 
verwalter  „one  ainiü"'  Verordnung  remittirt",  so  dass  dieser  von 
Schröder,  der  natu i lieh  die  Sache  möglichst  rasch  durchftlhren 
wollte,  immer  überlauieu  wurde  und  sich  einige  Tage  «piiter  im 
Bttivermekter  und  Rath  um  einen  diesbezüglichen  Aufbog 
wandte^).  Dieser  erfolgte  audi  sofort:  „.  .  .  und  wollen 
Bttigenneister  und  Rath  hierauf  verwiJUigt  haben,  dasz  inyermelte 
diesorts  angemelte  gewöhr  aus  Förthigung  geg&a  Erlegung  der 
gewöhnlichen  Ghrundbuchagebühr  ertheUt  werden  aoUe'*  (ddow 


Dies  bezieht  sich  wohl  auf  die  schon  oben  (vgl.  §  8  Anm.  4)  er- 
M Ahnte  Verurtheihm«;  des  Grf.  Sinzendorf  zum  Ersatz  von  19000i)o  H., 
wobei  ja  alle  seine  Uater  cODfisdrt  wurden  .  .  .  vgl.  Adam  WoU  i.  c. 
*)  Akten  des  Wiener  Orandbnelis  f.  d.  unteren  Wörth. 

Dieses  Schriftstück,  ..unniaszßebliches  Anfragen  de?  Grundbuchs- 
vprwalters  (Micliel  Härtel),  die  ( ipwähreerthciln?ifj  an  Herrn  v.  Schröder 
bctreä'end'S  liegt  iu  den  erwähnten  Akten  des  Grundbuches  über  den  un- 
teren Wörth  vor;  demselben  eind  die  obenstebenden  Daten  eDtDomnen. 
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'20.  S(  pr  1686).  Diese  Gebühr  bildet  einen  neuen  St(  in  des 
Ansto8.^"  >;  der  Grundbuclisverwnlter  will  nämlich  das  bei  jeder 
üebertragiiDg  üblicbe  Ptundgeld  (in  diesem  Falle  30  Kthlr ),  da« 
natürlich  in  Folge  der  Einziehung  des  dem  Grafen  Sinzendorf 
gdidrigen  GhniDm  von  Säten  der  Hofkamiiitt'  mcfat  entrfehtet 
worden  war,  von  Schröder  einheben;  Schröder  weigert  sich,  mit 
Rücksicht  darauf,  das  Manufiiktarhaus  ja  nicht  dem  Gbafen 
Sinzendorf,  sondern  von  Anfang  an,  d.  h.  von  seiner  Erbmning 
an  dem  Kaiser  geh{)rt  habe ;  übngeiis  erklärt  er  sich  bereit,  wenn 
es  „nur  ein  wmiges  austraget",  es  zu  zahlen ,  mn  sich  damit 
nicht  aufzuhaheti ,  und  bittet  daher  nur  um  Moderation  der 
Pfundtaxe  M  Ueber  den  erstatteten  Bericht  des  Grundbuchs- 
verwalters, der  bemerkt,  „es  sei  doch  wunderlich,  daaz  Ihre 
Majestät  auf  ebem  fremden  Gnmd  ein  Gehau  habe  bauen  lassen, 
da  sie  doch  gleich  gegenüber  dnen  viel  grösseren  Garten  und 
spatium  dazu  gehabt  hatten'^  und  schliesslich  meint;  es  solle  Nie- 
mand von  dem  Pftindgelde  befreit  werden  —  wird  Schröder 

(unter  dem  18.  October  1686)  abgefriesen  IDm  weiteren 

Akten  fehlen. 

Die  grundbiicherliche  Eintnigung  ertblgtc  aber  doch,  u.  z. 
noch  in  demselben  Jahre.  Wir  finden  nÄmlich  im  Grundbuche  eine 
Einverleibung-):  „Wilhelmb  Freyherr  v.  Schröder,  der  röm. 
kays  Majestät  wirklicher  Hof  Cammer-Rath  im  Königreiche 
Hongarn,  empfkngt  auf  eines  woledlen,  hocJiwolweisen  Stadt- 
rathes  anter  dem  20.  September  (v^l.  oben)  erthailte  B^nrilligung 
allen  Nuz  und  G^ewöhr  einer  IVandstatt  im  unteren  Wörth  imt- 
halb  der  Schlagpruggen  gelegen,  worauf  zuvor  ein  Manu&cturbaus 
gestanden  .  . 

,,.  .  .  diinniib  hicvor  Tfraf  Sinzcndorf  an  der  Ocwr^hr  ge- 
sclirieben,  welcher  dann  wegen  unterscliiedlicher  Ford rriu igen  .  .  . 
an  allerhöchst  Ihre  ^lajeijtät  unter  anderen  aueli  dicöcn  (Trund 
abgetreten,  welchen  selben  abermals  Ihre  Majestät  .  .  .  Herrn 
v.  Schröder  vermöge  des  durch  die  Hofkammer  unter  dem 
22.  MSrz  und  16.  Juni  ergangenen  Intimationsdecretes  zu  einem 
Manu&ctur-  und  Kunsthans  mit  allen  demselben  immanenten 
Privilegien  und  Frdheiten  eigrathümblich  überlassen  hab^  . . 
(datirt  168G). 

Aus  dief^er  irrnndbücherlichcn  Fintragiing  erfahren  wir  nicht 
nur,  dass  der  (iruiid  des  ehern nligen  Mamifakturhauses  wrklicli 
»Schröder  an  die  GewMhr  geschrieben  wurde,  sondern  auch  eine 
wichtige  Andeutung  über  das  weitere  Schicksal 
Scbröaer's  und  damit  det»  Grundeb.  Schröder  wird 
nSmlich  darin  als  ,,Hof«>CSBmmer*Rath  im  Königreiche  Hungam'* 
bezeichnet;  es  ist  also  zu  vermuthen ,  dass  er  noch  Ende  des 


Die  interessante  Eingabe:  .,DieD8tl.  Memorial  Wilhelmb  frejherrn 
V.  Schrödern.  Kays.  Maj.  Hof-Ca  mmerrath'',  ddo.  11.  Octobsr  1686^  snthftit 
eine  knappe  Geschichte  des  Manutakturbauses. 

*)  Gmodbuch  Är  den  unteren  WOrth,  fol.  878  0m  Gnindbachssmte 
des  k.  k.  Wiener  Landssgeridites  unter  526). 
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Jahres  IGSH  als  Rath  an  eine  der  nnj^arischcn  Karamern,  wahr- 
scheinlich die  Zipser,  iHrufV-n  wurde.  Damit  stimmt  auch  eine 
Nachricht  von  seinem  Todt  rein,  die  wir  einem  Bittgesuche  der 
Henriette  Susanna,  des  gewesenen  runsiliarii  Szepusiensi s 
Baruiiiö  W.  de  tjchrödcr  Wittwe  um  Peuöiou  oder  L'utei-stiitzung 
entnehmen,  das  im  Mai  1689  an  die  Hofkammer  gerichtet  wurde; 
aus  demaelbea  geht  henror,  daaa  Schröder  (offe&bar  ist  ee  der* 
selbe)  1689  „in  extrema  egestate^'  in  Ungarn,  d.  h.  als  Zipser 
Kammerrath  starb.  Wenn  dies  nclitig  i.st,  so  erklärt  sich 
auch  vollkommen,  warum  die  Sach«*  der  Wiederaufbau ung  des 
Manul'akturhanscö,  die  doch  noch  bis  Ende  1(380  von  Schröder 
so  eitrig  betrieben  worden  war,  jetzt  fallen  gelassen  wurde; 
Heliröder  musste  eben  noch  l(>8<i  W  ien  verlassen  und  damit 
war  der  ganze  Plan  nicht  mehr  durchtuhrbar.  Warum  Schröder 
als  Rath  zu  einer  der  ungarischen  Kammern  ging ,  ob  dies  sein 
eigener  Wille  war  oder  nicht,  ist  allerdings  nicht  festgestellt. 

Aus  dem  Grundbuch  seht  endlich  weiter  noch  herror,  dasa 
der  Schröder  an  die  Gewehr  geschriebene  Grund  nodi  bei  Leb- 
Zeiten  desnelben  von  ihm  weiter  verttussert  wurde.  Laut  der  am 
8.  März  1(388  ertheilten  Bewilligung  des  Rathes  wird  nämlich 
Herr  FViedr.  Sebastian  Schulz,  des  allhiesigen  Btü^gersj»itnls  ver- 
ordneter Spittelmeister  au  die  Gewähr  geschrieben  .,.  .  danauben 
hievor  der  wohlgeborne  Ilen*  Wilhelnib  v.  Sehröder  au  der  (ie- 
währ  gestanden  .  .  dieser  hat  solche  brandstat  samiut  dem  dai'zu 
gehörigen  Grund  berUhitem  Bürgerspital  umb  eine  geschloszene 
Summe  gelte»  khäuflich  hinunibgetassen  und  schrifilich  auf- 
gesandet  .     (ddo.  26,  April  1688). 

Mit  diesem  letzten  Dokumente  schwindet  jede  Nachricht 
über  das  Manufakturfaaus;  die  Geschichte  desselben  iat  auch 
wirklieh  zu  Ende,  von  einem  sp.lteren  Versuehe,  es  neu  aut- 
zu])a!ten  und  da.s  ganze  Unternehmen  Mrieder  ins  Leben  zu  rufen, 
findet  sich  keine  Spur. 

Ueberblieken  wir  aber  noch  einmal  alle  die  Nachrichten 
über  das  Manulakturhaus ,  die  ganae  Geschielite  desselben ,  so 
Ifisst  sich  sagen :  Wir  liaben  hier  ein  Unternelinien  vor  uns.  das 
keine  nachhaltige  W  irkung  für  die  ga^anunte  \''olkswirllischaft 
ausgeübt,  dessen  praktische  Wirksamkeit,  wenn  sie  auch  nicht 
mehr  zu  leugnen  ist,  doch  nur  von  kurzer  Dauer  und  geringer 
Bedeutung  gewesen  ist :  aber  wir  sehen  auch  in  ihm  ein  I  n  - 
atitut;  hervorgerufen  durch  eine  wahrhaft  bedeut« 
aame  Idee,  gefordert  durch  Männer  von  eminenter 
wirthschaftlicher  Begabung  und  ftlr  jene  Zeit  ton« 
angebender  Bedeutung,  ein  Institut,  das,  geschaifen 
im  Geiste  jener  Zeit,  so  recht  dieselbe  —  in  ihren 
guten  Bestrebungen  —  ch  arakterisirt.  Und  darnni 
wird  die  (lesehichte  des  Manut'akturhauses  aut  dem  l'abor  in 
Wien  immer  ein  bedeutsames  und  interessantes  JStück  öster- 
reichische!* A\  irthschaftsgeschichte  bleiben. 
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BEILAGEN 
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GESCHICHTE  DES  MANUFAKTUHHAüSEa 


Beilage  I. 


Aeetrd  (Beeber*»)  nit  Ihio  lioeh/^:/!.  £xe.  Herm  Albr* 

V.  Ziiizeiidorf, 
tüm.  Kays.  Miy.  geb.  Bat|  Bitter  des  goldenen  VUeezee. 

Zu  veruehmen  demuach  I.  h.  Exc.  LI.  Gf.  A.  v.  Ziu^eudorf 
Herrn  Dr.  J.  J.  Becher,  rSin.  kajs.  Majestütt  Commereiea-Bath  in 
einer  anefbrlicben  scbrifftliclien  Bednction  proponirt  und  demon- 
etritet,  welcheigeetaU  es  abeonderlicb  zu  Ihrer  Kayseritcben  Ma- 
jeetftt  recreation  nnd  curlosität  auch  nutzen  dienen  und  gereichen 
würde,  wenn  Ihre  k.  M.  denen  EnglModeni  und  Frantzosen  gleich 
eine  cnrinso»,  academy,  Kunstliaus,  correspondt-ntz  mit  .illHrliaud  in- 
geniösen arbeiten  und  exporientz  von  viel  erb  and  curiosen  mathe- 
matischen chimischen  .Saclicn  und  Manufacturen   austfllen  lioszen, 
wie  aus  geihicliter  Schritt  mit  inehrereni  zu  ersehen.  Nachdem  aber 
^i'ine  hochgräfl.  Ezcellenz  die  Sachen  verleget,  liat  sie  gefragt 
lind  befohlen,  hiebei  einen  ftindam  sn  schauen,  wosaofl  derjg^etehen 
Sadien  möchten  erhalten  nnd  continniret  weiden,  damit  man  bei 
diesen  schwltbren  Zeiten  die  hocbbenöttigten  Geltmitteln  nit  aus  der 
Kays.  Cammer-Cbssa  dahin  anwenden  nnd  unti  ri^chiedlichen  etwan 
sinistre  davonn  zu  reden  Anlass  gebe,  worauf  dann  Herr  Dr.  Becher 
zu  rpf!<'rtiren  versprodicn   und  endlich   darlibor  wifHlcrum  einen 
Aufsatz  gemacht  des  Inhaltes,  dasz  er  von  denen  Materialisten  glaub- 
würdig vemommen,  wie  von  Zinober,  Itleyweis.  yniens])au,  sublimatf 
Borras,  Saluiiac,  Menig,  Bleygelb  und  dergleicinn  Farben,  ja  wol 
auf  die  l'  OOOO  aus  den  kayserlichen  Erbländem  in  die  Fremde 
gehen,  welche  Farben,  wenn  sie  hier  zn  Lande  gemacht  würden, 
welches  leicht  zu  thon  m^Hch,  so  bliebe  das  gelt  im  Lande  nnd 
würde  noch  so  viel  überschusz  und  gewinn  dabei  abfitUen,  da  leicht- 
lieh  ein  reichlicher  fondus  zn  einem  Kunsthaus  und  curlosen  ooire- 
spondentz  da  zu  nehmen  und  zu  unterhalten  sein  wird;  zumalen 
wann  liuro  kajs.  >Ifli.  oin  privilegium  darüber  erteilou  würde,  wel- 
ches um  so  viel  leichter  geschehen  könnte,  je  weniger  dadurch 
Schaden    <ider  Abbrucli   Jemandem    geschehe,  indem 
dergleiclieu  manufactur  von  Farben  v<m  Niemandem  anjetzo  in  den 
Erblsiiden  bereitet  und  damit  eine  Manniactur  getrieben  werde. 
Da  fiills  aber  selche  Farben  und  der  daraus  resultirende  Gewin 


76 


VI.  1 


nicht  Boke  e  ikhu  cklich  sein  und  wau  eB  aüdi  erklaecklieb  wäre,  dan- 
noch  asar  Vermehmng  der  lutraden,  so  seien  Ihme  Herrn 
Bechern  noch  unterschiedliche  andere  secreta  nnd 
in  a  n u  t'a c  tu  r  f  n  bekand,  sowul  in  chimisclien  Sachen  uls  inechauicis, 
uemblich  lioreiitung  der  Majohc,  Verstärkuug  der  Weine,  Zeitbiguug 
der  Metallen,  vortheilhaffte  goldtscheidungen,  woraus  ein  und  ander 
nützlich  ^rticular  resultirt.  Item  Bereitung,  Spinnuag  und 
Verwebung  der  woll  in  allerhand  Zeug,  welchea  alle«  bis  dato 
noch  nit  in  den  Erblanden  gebräuchlicb ,  Iftoffig,  ailnfikig,  derent- 
wegen leicbtUch  privilegiret  und  ohne  Jemandes  praejuditz  nnd 
Schaden  introducirt  und  manuk'nirt  werden  könnte,  welchee  aneh 
also  beschaffen,  dass  deren  theils  jährlich  Uber  alle  Unkosten  centum 
p.  cento,  tlieils  50  p.  eento,  theils  tilglicli  einen  p.  cento  also  nach 
Proportion  und  anstalt  des  VerlaL'*^  wnclu'utlich  wol  lOOd  Ilthl.  er- 
tragen ,  welche  secreta  und  luanutacLuren  Er  Herr  Hecher  zur 
vorigen  Bereithung  der  Farben  öto&seu  und  Ihrer  kayö.  Majestät  zu 
Dienst  comnmuiciren  und  introduciren  werde.  Damit  ta:  also  seine 
propositcm  in  coriosis  practieabel  machen  und  dazu  einen  genüg- 
samen Fundom  veisebaffen:  dieweil  aber  aach  su  diesem  Hanbt- 
ftando  nemblich  Sachen  za  introduciren  und  stabiluren  em  anderer 
fUndoB  oder  CSapital  erfordert  wird,  als  batt  Herr  Beeber  den  3. 
Aufsatz  gemacht,  Yersichert  und  erboten,  wann  Ihro  kaya. 
Majestät  einmal  vor  allemahl  m  diesem  ersten  fundo  4  000  R.  her- 
schieszen  wolle  und  Ihme  Herrn  Hechem  die  Anwendung  und 
Application  derhrlln  u  hiezu  anvertrauen  und  dazu  Vollmacht  und 
Comraission  allergnadigst  geben  wollen ,  so  wolle  er  vor  besagte 
•1000  Ii.  alle  vorbeigehenden  Manufacturen  und  secreten  dei^gcstalt 
incaminiron,  Introduciren  und  gangbar  machen,  dasa  der  fundos  au 
einem  groiaen  Werk  genugsam  stabilitirt  und  dasu  weiter  niebta 
ab  die  continuation  sammt  grösserem  Verlag  erfordere^)« 
Nemblich  wenn  man  Capitalien  anlegen  will,  dasz  selbige  ihr  reich- 
liebes  Interesse  tragen,  welches  alles  er  vor  sich  nehme  und  daflir 
garantire  und  gutstelie,  doch  dasz  Se.  liocligrtiti.  Excellenz  Ihn  in 
folgenden  Punkten  gegen  diese  seinen  vorhergeliendeu  oilerirten  und 
Obligation  im  Nahmen  Ihrer  kays.  Majestllt  versichere,  als: 

Erstlich,  dasz  Ihre  kays.  Älajestiit  diese  Sncli  pn>te;;inu  iml  kajs. 
privilegiis  iuternis  mauutenireu  und  mit  genugsam  Verlag  nit  stocken 
lassen  woUe,  allwo  sieh  dann  das  wort  Verlag^)  dahin  ver- 
steht, dasa  die  4000  R.  allein  sur  Einrichtung  gehören,  was  man 
dsrttber  von  CSapital  anleget,  das  soll  alsdann  Interesse  trsgen,  der- 
gestalt, dass  17 — 20000  R.  wocbentlieh  wol  1000  R.  tragen 
können,  nach  welche  lV>portion  sieh  dann  der  Verlag  verstehet 
und  r^guliret. 


1)  Hiera  die  von  Becher  eigenhindi^  bemerkte  Randnotiz :  „Ego  mea 

praestiti,  praestetur  ergo  etiam  continuatio  prorniBsa". 

^)  I':igenhän(lit;e  Kandbemerkoog:  Von  diesem  60  klar  Tersprochenen 
Verlag  würd  ai^jetzo  gehandelt. 
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Zwestens,  dws  Ibre  kajs.  Majest&t  Ihm  Herrn  Becliem 
Eot  inspection  pro  nunc  Niemand  Anderes  als  Se.  Exe.  Herrn  Gt 
Albrecht  alleif^nedigst  verordnen,  da  aber  8e.  EzceUenz,  dasz  Gott 
darflir  seye,  mit  Tod  abgiengen  oder  sonst  nit  langer  dabei  bleiben 
wollen  80  solle  Hemi  Bechern  wiedmmb  ftey  seyn,  ein  und  An* 
Heren  zur  TnBi'prtmn  zn  praesentiren ,  woraus  Ihre  Majestttt  dero 
Belieben  nach  olegir«*n  möge,  wen  8ie  wnllr  n. 

Drittens:  Die  Inspection  soll  sich  erstrecken  auf  den  Haubt- 
tuuduin,  neniblich  auf  Alles,  was  introducirt  uud  zur  perfection  ge- 
bracht ist,  worüber  ordentliche  Protocolle  und  Rechnungen  geführt 
nnd  Biir  Inspection  stttndlidi  bereit  sein  sollen,  damit  man  Ihrer 
kays.  MajestKt  daraus  referiren  ktfnne.  Soll  aneh  Herr  Becher  sn 
solchem  Referat  bei  Ihrer  MaJesUlt  wann  nnd  so  oft  er  wolle 
gesogen  werden,  auch  Referendarins  in  eorioeis  sein,  auch  soll  diese 
Inspection  der  Sachen  protest  und  roanntenenz  nach  sich  ziehen. 

Viertens:  soll  D  i  r e c t  o  r i u  m  solcher  manu  f'a c  t  n  r e n 
des  Kunsthauses  nnd  ( 'orrespondentz  in  curiosis  stetig  bei  Herrn 
Bechern  und  seinen  Erben  oder  welche  er  dazu  nominireu  wird, 
verbleiben.  Solt  aber  Er  oder  die  Seinig'en  diesem  Wercklmus  nit 
länger  abwarthen  wollen  noch  können,  so  soll  es  ihm  iVeistehen, 
ein  oder  anderes  Subjectnm  sa  benennen,  welches  Ihro  kays.  Ma- 
jestiU  znr  Directaon  erwtihlen  mögen,  doch  daaa  diese  prmesentation 
allzeit  bei  ihm  Herrn  Bechern  nnd  seinen  ESrben  yerbleibe. 

Fünftens:  Die  Inspection  und  Direction  vei-stehet  sich  banpt- 
sSchlich  auf  den  groszen  Fundum  und  von  solcher  Direction  soll 
Il)rer  Excellenz  oder  dem  kflnftigen  Herrn  Inspectori  jeder/cit  Nach- 
richt und  jtartc  gcgebfii,  aucli  dessen  (Jutacliten  darinnen  vernommen 
werden,  was  aber  die  allererste  Einriehtunir  solcher  Sachen  vor  die 
40u0  K.  betrifft,  da  soll  er,  Herr  Becher,  doch  mit  Vorwissen  und 
Gutachten  auch  aüöiätenz  Ihro  Excelleu^  allein  mit  schalteu  uud 
walten  nnd  gleichwohl  ansehen ,  wie  £r*s  zn  Ende  bringt ,  dieweil 
er  dies  allein  anf  sich  genommen,  doch  soll  er,  wann  alles  ein- 
geiicbtet,  den  fimdnm  zeigen,  die  efliMten,  wohin  besagte  4000  R. 
appliciret^)  worden  nnd  worin  derer  effiect,  welcher  allzeit  bleiben 
solle,  beruhe. 

Sechstens  sollen  besagte  4000  K.  von  Monat  zti  Monat 
bezahlet  werden,  das  ist  monatlich  lO'iu  K.,  in  dem  Majo  an- 
zufangen, ohne  absatz  Interruption  oder  execution  sonst  man  in  der 
Arbeit  und  Anftlngen  si  rki  n  bliebe. 

Siebentens:  Herrn  Bocheru  und  den  Öeinigen  priucipaliter 
wegen  introdnction  und  stabtlirung  dieser  Saeb  verbleibe  nnd  in 


^)  Eigenhändige  Randbemerkung:  „—  oder  die  Manofacturen  stehen 
lassen  tind  allein  auf  Güldmaehen  sebeo,  auch  die  Sdents  nod  Fraxin  allein 

TOr  sich  haben  wollte"^. 

Eigenhändige  Randbemerkucg :  Nuoquam  tui  admissos  ad  audi- 

flaban. 

^)  Eigenhändige  Bandbemerlnmg:  ,»Das  weisen  beikommende  Reck- 
Dongen  aas." 
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perpetomn  der  sehente  Teil  des  ramltirendeu  gewinns  aus  allen 

diese  Sacbe  Fällen  und  weder  ihm  und  den  Sein  igen 

bierinuen  nichts  excipirt  werden  können  als  crimen  laesae  Majestatis^ 
darttir  sie  Oott  behUeto,  damit  sie  auch  richti^rt^r  wiesen,  wie  hoch 
dtT  zplu'ute  Thcil  dps  (Jewiuues  sei.  soll  Ilnicu  treistehen .  .Je- 
manden bei  der  Buchlialteiny  ab  einen  gegensc  luciber  zu  balteu,  da 
falls  auch  Thro  Majestät  diesen  gesamten  funduni  oder  das 
Kunstbaus  äamiat  ät'iiicu  lutradeu,  wie  die  einen  unde  anderen 
inakUnftig  sejn  mischten,  verändern,  TCrlaMen  oder  Terschenken 
wollen,  80  eoll  doch  Herrn  Becher's  oder  der  Seinigen  jus  daranff 
haAen,  wie  oben  gelehret. 

Achtens:  soll  Herr  Doctor  Beclier  zur  völligen  Introduction 
dieser  Sachen  janaett  gegeben  werden  in  welcher  Zeit  alles  in 
seiner  Vollkommenheit  seyn  solle,  doch  das  nach  Pro))ortion  der 
Mönat^Mi  in  diesem  Jahre  auch  eine  und  andere  manufartur  ein- 
L^t  1 1i  htot  werde,  damit  uiaa  den  progress  der  manntiEictui'ea  »ehen 
könne. 

f  Neuuteus:  Wollen  Ihre  kays.  Maj^Uit  diesen  parlicular 
yeigleich  mit  der  SSeit  und  bei  progress  der  Sachen  an  besserer 
stabititirung  und  Sicherheit  dorch  ein .  kayseriiches  Decret  roboriren 
und  seine  hoehgiMfUche  EbcceEenz  solches  answUrken,  damit  man 
g^ehwohl  dasjenige  schrifUich  hat,  was  Thro  kays.  Majestät  in 
dieser  materi  den  15.  Maj  gegen  Iliro  Excelleuz  und  den  17.  Maj 
gegen  Doctor  Bechern  in  mflndlicber  andtentz  gnädigst  placitirt 
haben. 

Zu  urkundt  dessen  seindt  zwey  gleichlautende  instrumenta  anf- 
gesetzet.  untei-schrieben  und  gewechselt  worden.  j5o  geschehen  in 
Wien,  den  21.  May  1675. 

(L,  S.) 

ALBKKCUT  GRÄf  VON  ZINZENDOKF. 
JOE.  JOACHIM  BECHER,  DOCTOR. 


Beilage  II. 

Reversabschrift  vom  Herrn  l>r.  Becher 

wegen  der  introducirten  sechserley  frembden  Manufacturen  und 
Ihme  hierüber  ertheilte  priviiegia  (datirt:  Wien,  15.  October  lö76). 

Ich,  .lohauu  Joai  liau  Hecher,  der  röm.  Kays.  Majestät  Canimer- 
und  Commercien-Rath,  Urkunde  und  bekheime  hiemit  tlir  laicli,  meine 
Erben,  Nachkommen  nnd  Interessenten  t^imllicb  and  flir  Jeder* 

*)  Eigenhändige  Randbemerkung:  ^Den  21.  Mt^  1675  hat's  angefangen 
und  bis  aigetzo  den  19.  März  1676  schon  fertig,  w&re  vor  einem  viertel 
Jahr  schon  fertig,  wenn  man  mich  nicht  mit  gelde  gehindert^ 
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mann ,  demuacii  mir  vermittels  der  liochlObl.  kays.  Flnfkamrner 
Interposition  und  derselben  nacbtilicklichen  Cooperation  die  •^ebettene 
xmd  Gnädigst  venviüigte  privjieg-ia  über  das  allhier  neuerbaute 
Kunst-  und  WerckKaas  und  der  zu  b^Ürdenmg  der  Commer- 
eien  in  den  Kaym^Ubm  ErblMadern  «neb  Aulbelimbiiiig  doseilien 
beicita  mtrodoflirten  Beehserky  lianbden  Mannfiietaxan  daselbst  de 
dato  12^  Oet  dieses  tnstobenden  1676^  Jaliree  nnnmebr  in  Ori- 
^mah  za  meinen  Handten  extradirt  worden  seye. 

Als  gelobe,  zusage  und  Terspreche  in  Krafit  dieses  Remses 
hiemit,  dasz  irb  crstlicb  denjenigen,  wozu  leb  krafft  erstbemelten 
privilejrium  ^^elialten  bin ,  gantz  f.'ftrewlich  pflichtschuldigst  nncb- 
koranieii.  uit  das  geringBte  an  meinem  Fleysz  und  Eyfer  ervvmden 
lassen ,  ßondem  Alles  zu  Ihrer  kays.  Majestät  {i:nädi<^sten  content© 
lurat^tiren  und  vollziehen  wiU,  in  Sonderheit  aber  will  ich  achuldig 
«nd  gehalten  seyn,  den  Consnmo  der  LandtwoQ  mtfglidiBt  zu  maehen 
andt  in  speeie  dmeh  die  wttUene  MannfifcBtar  ab  Torber  pro  prioAo 
ftndo  alkibQcfast  gedaebt  Ihro  kays.  Majestät  absonderiieb  2000  R. 
paar  geldt  yorschieszen  haben  lassen  auf  alle  weeg  und  weyss  za 
ppoioyiren.  Auch  den  Termin  snr  Eiinricktang  and  Stabilitining 
dieser  und  anderer  Manufacturen  in  zwey. Taren  gewisz  und  un- 
fehlbarlich  observiren,  also  mithin  alles  nach  bester  mOgUehkeit  in 
^oeten  Stand  bringen  und  sezen  will. 

Fürs  Änderte  will  und  soll  ich  vor  Allem  den  mit  Diro 
Kxcellenz  Herrn  Graleu  AlbrecliL  v.  Ziuzendort  p.  tit,  in  Nameu 
mebr  allerbOehat  Ihrer  MajestHt  Vatem  21^  May  des  jUngst  ab> 
gewiebenen  1676*-  Jabres  geecblossenen  Aeeord  in  allen  seinen 
Fttneten,  Clanseln  nnd  Artieoln  so  tUI  nemblicben  dnxdi  die  pri^i' 
legia  nit  etwa  imntolirt  ist,  nnd  auch  was  das  Smölzwerckb  an- 
belangt, völliges  GenUge  zu  tbnn  and  Alles  bis  auf  das  geringste 
wUrckhlich  zu  adimpUren  denno  und  speeialiter  hiemit  obiigiret 
asyn.  ueberdies 

Drittens  bin  ich  erbietig  und  schuldig  von  allen  tabricirten 
Wahren,  so  Ich  und  meine  Interessirtc  in  oder  auszer  Landts  hin 
und  wieder  verführen  und  verkhauüen  lassen  bei  allen  Lägställen 
oder  Jfaatben  den  gewdbnlieben  Aa&ciilag  oder  andere  GebiUir  wie 
die  Nahmben  haben  oder  die  kayserliebe  yeetigalia  ....  jedesmahl 
ordentlieb  nnd  nnverweigerlich  an  entrichten. 

Nieht  weniger  viertens  will  und  soll  ieb  noch  absonderlich 
Huer  kayserlichen  Majestät  als  nnserem  gnüdigsten  LandesflLrsten 
und  Herrn  mit  unterthänigstem  respect  von  allem  und  jedem  hier 
f  ibricirten  und  verkhaufienden  Waren  es  seyen  gleich  in  oder  atiszer 
Landes  zwey  pr.  cento  an  stelle  einer  frebühreudeu  recognition 
guetwillig  raiclu  n  und  abätaiten  auch  dieszorths  alles  getrewlich 
▼ensaichnen  und  uiciits  verhalten. 

Fünftens  yerspreebe  ich  hiemit  allen  Inwohnern  nnd  Unter* 
tiianeii  in  den  Eayveriieiien  Erblandten  warn  Besten  dnich  die  In- 
trodnction  der  offiberflhrten  sechserley  firembden  Mannftctnren  keine 
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Thenemng  su  veninaelieii,  eondem  so  tüI  ak  möglich  die  Wohl- 
feiligkait,  die  Gttette  bei  den  Wahren  eimnittthren. 

Dabey  ich  sechs tens  auch  keinesw^  verlange,  daaz  maa 
etwa  wegen  meiner  oder  der  im  Landt  fabriditen  Wahren  anders 
decgleicheB  ans  der  Frembde  herein  verbietten,  sondern  es  soll  und 
mag  sich  ein  Jeder  nach  eigenem  belieben  damit  versehen,  wo 
er  will. 

Siebentens  bin  ich  nit  zuwider  der  Tnnländer  Capitalen  vor 
tremhden  anzunehmben,  wann  sie  sich  zur  rechten  Zeit  und  vor  den 
Frembden  anmelden. 

Zum  Achten  soll  ich  gehalten  seyn  mich  mit  der  hochlöb- 
lichen Hoffcaiiuner ,  als  welcher  es  fi*ey  und  bevorstehet  we^n  der 
vorgeschoööenen  Baw-Uukhosten  zu.  dem  Kunst-  und  Werckhaus, 
was  sich  nemUiehen  auf  gepflogene  abraittung  iUr  richtig  befienden 
wird,  nach  Billigkeit  an  veigleichen  und  lasse  an  dero  fernerem 
Belieben  gestelt  seyn,  ob  sie  vieUeicht  solches  bey  vorhabendter 
Auirichtiiug  Einer  Compania  als  ein  Einla^capital  mit  anrechnen 
und  fUerschreiben  oder  mit  jährlichen  6  pr.  cento  verinteressiren 
lassen,  entzwischen  aber  soll  es  so  vill  das  Eigentliumb  des  Kunst- 
und  Werckhauses  anbelanget  bei  den  mir  unter  dom  17.  jUngst  ver- 
wichenen  Monats  des  7^'""  zugef^rtij^em  T)((rct  ein  verblaibeu 
haben,  dergesLalttn  zwar,  dasz  nach  verflusneuen  15^  Jahren  Ich 
und  meine  Interessirteu  die  von  der  Holt  kämm  er  vorge* 
schossenen  Bau-  und  Kosten  zum  fahl  solches  Haus 
uns  eigenthttroblioh  verbleibt,  widerumb  refundiren 
oder  aber,  wann  solches  Haus  der  hoichlobliehen  Hoff-Oammer  ver- 
bleiben sollte,  sie  uns  die  dartlber  ausgelegten  und  er« 
weislichen  bau  and  Kosten  herausgeben  und  erstatte 
solle,  die  vorhandenen  instrumenta  sollen  auch  umb  kUnfitiger 
guter  Nachricht  willen  jetzo  von  mir  in  ehi  besonderes  inventarinm 
mit  alleTn  Fleis/,  getrewlich  verzeichnet  und  mit  hanndschrifit  und 
jPötßchatVt  bekmtTtiget  worden. 

Zum  ftihle  al)er  ne (intens  wider  verhoflTen  ich  hievor  bemeito 
praestanda  nicht  adii!ij>liren  und  also  das  Versprochene  von  mir 
nicht  ausdrücklich  eliectuirt  werdeu  sollte,  so  stehet  Ihrer  kais. 
Hajestat  oder  der  hochldblichen  Hoff-Canuner  bevor,  nach  erkhandten 
und  desxwegen  bei  Ihrer  kaya.  ^lajestät  produdrten  grUndtUchen 
Ursachen  dasz  die  gnüdigst  ertheilten  privUegia  wideramb  revodit 
oder  anderen  conier^  werden  mögen.  Gleich  wie  selbige  ohnedem 
allen  anderen,  so  etwan  dergleichen  Manufacturen  wie  die  sechaerley 
im  Ktuist-  und  Werckhause  seindt  im  Landt  schon  vorhin  angelegt 
liKtten ,  wtlrckhlich  fabriciren  tli?itten  nnd  hierinnen  privilegiret 
wären,  auch  Ihre  priviiegia  desseiitwe^t  ii  «  diieu  werden,  p^antz 
uupraejudicirlich  seyn  und  Icli  aut  solche  weyse  niemanden 
dadurch  einigen  Schaden  zu  thun  verlange. 

Zu  wahrer  Urkhund  dessen  habe  ich  diesen  revers  eigen liän  lig 
unterschrieben  und  mit  meinem  gewöhnlichen  Pötschaft  bekrältigt, 
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solclieu  auch  gegen  eingangs  erwoliiite  privilegia  ausfrewechselt  und 
also  geförtbi^ten  zu  banden  der  hochlöblichen  ka^  &.  lloil- Cammer 
zugestellet    So  geschehen  in  Wiaan^  den  15.  October  1676. 

JOHANN  JOACUIM  BECHER,  Dr., 
in  tideiii  promissoram  rogatus  subscripsi. 

JOHANNES  ANTONIUS  LESSENICH, 
spoM.  et  caeearea  antboritete  notarios  publicus. 


Beilage  III. 

Oehorsamb«r  Beriekt  Wilhelm  v.  Schröder'» 
wegen  Wiederorbanimg  des  MannfiictarhaiieeB  auf  dem  Tabor 

(ddo.  1.  November  ld84). 

Naclulein  bei  einer  hocMöblichen  Hoftkammer  ich  ^ehoi-sam 
Aiibuclu  u  gi'tban  ,  damit  das  durch  den  '!\m?klH'nkrieg  ruiiiirte  und 
dcmolirte  manufacfurhaus  mir  mogte  Erb-  und  eigcuthumblich  ge- 
geben werdeOf  da  ich  biegegen  Ihre  kajs.  MajestKt  nnzen  und  des 
landfls  besten  m  befördern  anf  meine  eigenen  Kosten  das  Hans 
wieder  erbauen  und  allerlei  Handwerker  da  hinein  sngehi  wollt, 
damit  nicht  allein  aus  dem  Haus  die  durch  den  Krieg  rainirte  pltttze 
in  Oestreich  mit  tüchtigen  Handtwerckem  und  nahrhaften  Mensche 
ersetzt  und  das  I^and  an  Menschen  als  auch  an  Nahrung  wieder 
zimehmeu  möchte,  sondern  auch  damit  alle  Handtwerke  nach  und 
nach,  welche  jetzo  in  Oesterreich  nicht  bck.uid  theils  aber  ad 
necessitatem  theil.s  ad  delicias  theils  ad  uni:iiu(  iitum  Keipbl.  dienen 
umb  welcher  willen  &o  viel  Geld  aus  dem  J^ande  geiUhrt  wird, 
möchte  introducirt  werden.  Als  bat  mir  eine  bochlübL  Hoffkammer 
eine  Gommission  an  veroidnen,  welche  mich  weiteres  darttber  ein- 
vemehmen  modite,  weiche  Conmiiasion  den  2.  October  dieses 
1684er  Jahres  seinen  Forlgang  gehabt,  in  welcher  folgende  pnncta 
zu  beantworten  mir  ftiergetragen  worden: 

1.  Was  ich  Hir  einen  Zuspruch  am  Haus  zu  haben  vermeinte? 

2.  Wie  ich  wollte  das  liaiis  wieder  aufbauen? 

3.  Wati  ich  tlir  Uandwercker  dahin  zu  bringen  gesonnen? 

4.  ^Vas  ich  fUr  privilegia  verlangte? 

Ob  ich  zwar  damals  auf  alle  puncta  sattbam  geantwortet  zu 
haben  yermetnte  so  ist  doch  gutb  befunden  worden  meine  schrift- 
liche £ridlning  au&usetzen  and  bochgedachten  Henm  Oommissarien 
SU  dero  naefaricht  su  Obeigeben. 

Was  nun  anbelangt  den  1.  Punkt  nemblich  was  ich  ftlr  Zu- 
spruch im  Haus  zu  haben  vermeine,  so  kann  einer  hochlöblichen 
Hofkammer  nicht  unwissend  sein,  wie  das,  nachdem  icli  anno  1677 
wieder  aus  England  kommen  auf  Befehl  Ihro  kays.  Majestät  durch 
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den  damaligen  Herrn  Hoffkammerpraesidenten  Grafen  v.  Sinzendorf 
mit  Zuzielmog  des  secl.  HeiTu  Obersthot'meister  Grafen  von  Zintzen- 
doif  und  des  Hemi  Hoffkammenatiiee  Freiherm  Selb  mir  da» 
damals  nunirte  und  banqaerotiite  manafiMtarwezk  wieder  in  die 
Hohe  m  bringen  ist  angetragen  worden  nnd  solches  zmat  unter 
dem  Vorwand  dieweilen  dazumahl  mich  ztt  aeoomodiren  nichts 
....  ich  ad  Interim  dieses  auf  mich  nehmen  und  meine  merita 
dadurch  Termehren  solte,  welclies  dann  nach  langer  disputation 
auf  nachfolj^endc  condition  geHcldosscn  \V(»rden: 

1.  Ich  sollte  d}i3  Haus  in  possess  nehmen,  wie  dan  solchfÄ 
Thro  kays.  Majestät  zu  mantifaetur  auferbauet  als  würde  soloheti  auch 
von  Ihre  Maj^tttt  mir  völlig  Uberlassen,  dieweilen  aber  der  Herr 
Pmesident  wegen  des  Grandes  mid  Bodens  ein  Recht  mit  daxaii 
piaetendtrti  aJs  würde  ich  sehen,  wie  ich  des  Grundes  und  Bodens 
halber  mich  mit  ihm  veigliehe. 

2.  Sollte  mir  600  fl.  Besoldung  und  700  fl.  adjuta  di  oost» 
jährlich  deszhalb  ausgeworfon  sein,  bis  und  so  lange  ich  anderwttrts 
accomodiret^  sub  alio  titnlo  einer  ordinarie  Besoldmig  gemessen 
konnte. 

3.  Derweilen  ich  mit  einer  hochlöbl.  Hofkammer  im  Geringsten 
in  keine  Rechnung  mich  wollte  einlassen ,  sondern  lieber  auf  meine 
eigenen  Kosten  das  Werk  anfangen  und  ausfuhren  als  sollte,  wo- 
ftgrn  das  Werk  wttrde  seinen  Fortgang  haben  nnd  die  Manu&ctnr 
in  Stand  kommen,  alles  meines  Schadens,  den  ich  etwa  dabey  er- 
leiden mochte,  eine  Gutmachung  Ton  der  Enrnmer  erwarten  nnd 
zn  meinem  Recompenz  20/m.  R.  ttber  alles  vorige  Tersichert  sein, 
auf  welches  mir  das  Manufacturhaus  eingehändigt 
worden,  der  Herr  von  Selb  aber  den  stritti^reu  Punkt  zwischen  dem 
Herrn  Hof kammerprap<iide!itpii  wegen  des  Grundes  zu  adjuBtiren 
versprach.  Nachdehme  aber  die  conditiones,  so  er  mir  vorgeschlng^en, 
nicht  anzunehmen  mir  geschienen,  und  von  den  Manufacturen  weg- 
zugehen resolviret,  auch  weder  meiner  Besoldung  halber  ruhiges 
deeret  ohne  zugleidi  ausgefertigte  Veraicheraiig  wegen  des  Hanses 
annehmen  wollte,  indehme  so  viel  Kosten  in  Einrichtung  und  so 
viel  Mtthe  in  Aufrichtung  der  ManufiMturen  in  einem  ftembden 
Hause  so  nicht  mein  seye  und  aus  welchem  nach  meinem  Tode  die 
Meinigen  mit  Gewalt  könnten  gestosaen  werden  und  nachmahls 
nmb  ihr  Geld  rechten  sollten,  anzuwenden,  mir  eine  Thorheit  zu 
seyn  vorkam  nach  dem  Sprichwort:  stuitu«?  in  alieno  solo  aedificAt. 
als  habe  ich  mich  bei  ihrer  Majestät  Uber  den  Herrn  Praesidenteu 
beschwert,  welchem  nacli  Ihro  kays.  Majestät  dem  Herrn  Grafen 
Albrechten  von  Ziutzeiidorf  befohlen  mit  dem  Herrn  Praesidenteu 
mt  reden  und  ihn  zur  Billigkeit  zu  vermögen,  worauf  der  Herr 
Fteesident  sich  dahin  gegen  mich  erklSret,  dasx  er  mir  weitem  keine 
difBcnltät  wegen  des  Hauses  machen,  sondern  daittber  noch  ein 
Versicherungsdecrct  ausfertigen  lassen  wolle,  jedoch  mit  der  con- 
dition, dasz  ich  ihm  die  Manufactur  des  Zwimwindens  (?)  in  Obtt^ 
Österreich  auf'  seine  gtteter  wollte  estabiliren  und  dann  Lenthe  snvor 
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«off  seine  Koeten  m  den  Niederlanden  herheiscSieffen  nnd  meine 
vorhero  pacttta  Antfaeile  an  selbige  manufactur  ihme  cediren  tmd 
völlig  Uberlassen,  wobei  es  auch  seine  Bewandtniss  gehabt,  aber  es 
ist  etzlicho  Tage  hernach  der  Herr  Praesident  wegen  der  pesth  in 
Böhmen  ^^ogen,  alwo  nachmals  die  Veränderung  mit  ihm 
geschah  und  mein  sach  undecrcürt  blieb,  indehme  sein  successor 
Blich  lieber  von  allem  gestoszen  als  mir  Satisfactioii  gethaii  hätte, 
wie  er  dau  solches  wie  bekauut  wiircklich  teutlrt,  indem  er  mir 
«in  decret  zugeschickt  das  Haus  zu  ittubmen  und  weisz  zwar  nicht 
über  waa  Beebnnng  an  tbun,  ancli  ad  valvas  ein  CammwdeCifet  an* 
«ehlagen  nnd  das  bans  feilbietben  lassen.  Wann  nicbt  Ibze  kajs. 
IMajesüit  von  Oedenbnrg  herauf  ex  officio  der  binterlassenen  Kammer 
befehlen  lassen,  mich  inquieta  possessione  und  das  decret  vom  haus 
wieder  abnehmen  zn  lassen.  Und  haben  Ihre  kays.  Majestät  auch 
dazumal  dem  Grafen  Albreclft  v.  Zintzendorf  und  Herrn  llof- 
kammerpraeaidenten  liaron  Abele  anbefohlen,  diese  sach  in  commis- 
ßion  filrzunehmea  und  mir  satist'action  zu  proben.  Es  ist  aber  diese 
(^ommisäion,  wie  oft  und  wie  viel  auch  Gral  Albrecht  uigirt^)  und 
reiteriret»  erinnerung  an  Ihre  Majestät  deshalb  vorgebracht,  immer 
▼on  einem  Tag  anf  den  andern  gescholien  worden,  bis  endlich 
dieser  Tttrckenkriegh  drein  kommen.  Ob  ich  non  swar  gleich  des^ 
balbi  was  anfilnglich  zwischen  der  hocbUtblichen  Kammer  und  nur 
traetiret  w<nden,  nichts  Schriftliches  aufzuweisen,  so  werden  sich 
doch  die  referata  mit  der  Signatur  Ibi'er  kays.  Majestät  bey  der 
Registratur  fiiid»'n-),  indem  nicht  nur  der  Herr  v.  Selb  sondern 
auch  der  Herr  becretarius  Bruckner  nur  sulclie  jederzeit  produciret 
nnd  g»' wiesen.  Zudehme  so  sind  die  thrta,  so  ertblj^et.  Zeii!:^niö8 
genug  iiciublich  dasz  ich  das  Haus  in  possess  gehabt,  unr  meine 
Beeidung  richtig  bezahlet  imd  solches  eine  richtige  Besoldung  und 
nicht  eine  pension,  wie  man  sie  jetat  an  meinem  Naebtheil  stilisiret, 
gewesen,  aber  ans  allen  Anweisungen  nnd  auch  noch  ans  der  ron 
mir  unlängst  beigelegteD  Hoffzahlamts^nitCung  anders  kann  erwiesen 
werden,  welclie  sonst  nicht  denn  durdi  ezpresse  Kttndigung  pflegen 
eassirt  zu  werden. 

Dflss  ich  aber  allem  Versprechen  ein  völlifres  Genilj^en  ^^eleistet 
und  die  Manufactur  nicht  aiiem  in  »Stand  gebracht,  sondern  auch 
zur  Continuirung  derselben  solche  Mittel  angewiesen,  die  vielleicht 
heute  oder  morgen  mit  groszem  Fleisz  durften  wieder  hiefUr  gesucht 
werden,  solche  weisz  sowohl  Ihre  kays.  Majestät  als  welcher  alles 
dergleichen  von  Ihrer  Ezcellena  Grafen  Albrecht  von  Zinzendorf 
ist  überreichet  worden.  Sodann  die  processen,  so  ich  des  Manu- 
ihctnrhanaes  wegen  bei  der  Begierung  gehabt,  beaengen  solches, 


'  I  Tlandbemerkung:  «Yen  diner  üfjginmg  hat  Herr  Hofkaauaemitb 

Mayr  Wissenschaft". 

')  Vou  diesea  Aktenstücken  war  weder  im  k.  k.  Reichsfinanz-  (ehem. 
Eofkammer)  Arcbi?,  noch  im  Arehir  des  Mhiistsiiams  des  fnnem  das 
ifitideste  zu  entdecken. 

*)  Gleichfalls  nirgends  bezügliche  Aktenstücke  autzuiindeu. 
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indeme  sonst  Bo-viel  Opponti&ten  sich  nicht  beHbr  gethaa  hätten: 
ans  welcben  relatis  ich  nnn  Jeden  den  Sehlnss  machen  lasse,  ma 
ich  für  Kecht  ohmb  das  Haus ,  wenn  es  auch  noch  Stande,  hätte. 
In  dem  sind  vorhero  angewendete  Kosten  nicht  gerechnet  nur  in 

'^tTerten ,  instriTmeTiton  imd  materinlipn  über  O'^OO  fl.,  deren  jetzo 
verbronneu  seyn  und  weisz  ich  nicht,  wie  ich  weniger  als  die  über 
den  Hauten  getalleneu  Steine  und  etwa  80  Schritte  in  Quadrat 
Gmnd  ftlr  das  alles  zur  Satisfaction  begehren  können ,  wenn  auch 
gleich  weiteres  nichts  zu  thun  ich  mich  obligirt  hatte. 

Von  dan  die  eiste  qnaeetioQ  hiemit  genngsam  erlenteit  nt 
seyn  vermeine  nnd  damit  zugleich  sn  ▼entehen  gegeben  habe,  dass 
ich  keine  nnach  sehe,  warum  man  mich  die  ander  qnoestion  sa 
beantworten  obligiret,  indem  darinnen  gar  mein  eigen  Interesse  be- 
griflfiBn  ist,  welches  zu  beschleunigen  ich  keine  Zeit  noch  Cleise 
sparen  werde. 

Die  dritte  hra^^  anbelanirend :  was  alVe?;  allda  für  Maiuitacturen 
zu  introdnciren  vorhabe;  so  ist  zu  consideriren ,  wann  das  Uaus 
dem  publice  zum  Besten  soll  an^estellet  vronlen,  dass  darinnen 
sowolil  die  Manuiacturen ,  welche  allbereid  im  Lande,  als  welche 
nodi  nieht  im  Lande  TOgglassep  seyn,  vor  wekher  ....  all* 
hereid  im  Lande  ist,  dasz  sie  zur  pei^etion  gebzieht,  diese  aber, 
dats  sie  introdneurt  werden,  dan  die  Lederbereitung  ist  swsr 
dem  Namen  nach  im  Lande,  aber  es  mangelt  die  Perfbction,  welclie 
in  der  Welt  niigends  eher  als  aus  England  kann  genommen  wer* 
den,  dazu  dieweilen  unter  dem  Namen  dieses  Hauses  viel  Fremde 
aus  Niederland  herzu  p-e>»racht  werden,  damit  das  I-.and  ntirh  mit 
tüchtigen  Inwohnern  angetidiet  werde,  welche  laut  des  alibercir  cr- 
theilten  privil^i  auch  in  anderen  Städten  und  Dörfern  ausirebreith 
werden  und  doch  unter  dem  Namen  und  Privilegien  zum  Mau  u  lue  tu  r- 
hans  gehörig  bleiben  können,  sonst  so  stricte  auf  Benennung  (?) 
der  mannfiietnren  nieht  zu  gehen,  indehme  es  zwderley  ist,  eine 
Manuiactur  toleriren  nnd  eine  Manu£ictar  privilegiren,  nnd  wird 
die  intention,  die  man  zu  fassen  hätte,  aus  beiliegendem  Gutachten, 
welches  ich  unlHngst  auf  Beehren  eines  fUemehmen  Standes  des 
Reiches  anfgesetzet  vernehmen  Sonderlich  aber  sollen  in  di^ra 
Hause  drei  Hnnptmanut'actnren,  als  was  die  Verbe<5sernnj^  der  wol- 
linen, Seiden-  und  L  ed  ermau  ufactur  gesehen  werden,  item 
die  Bereitung  der  mineralischen  und  vegn tab il i s c h e  n 
Farben  zur  FUrberey  und  Mahlerei  dienlich,  damit  solche  intro- 
dncirt,  perfectionnirt  und  ingroeeirt  werden.  Denn  diese  sind  es» 
welche  so  viel  Golden  ans  dem  Lande  fttfaren.  So  werden  anch 
noch  mehr  Dinge  in  dem  privilegio  ezprimirt,  welche  bishero  an» 
ZQgreifbn  nie  ist  gedacht  worden,  absonderlich  aber  wollte  ich 
darinnen  eine  glashütte  exprimirt  haben  nnd  die  Knpfer« 
manufactnr,  nämlich  das  Kupfer  in  Eisen  zu  wandeln. 

Drittens,  die  Privilegia  belangend,  so  ist,  wa«  solches  angehet, 
wan  etwas  dem  public*»  zum  Besten  geschehen  solte,  mit  weit 
anderen  Augen  anzusehen,  als  wann  nur  ein  privater  Nutzen  gesucht 


Digitized  by  Googl« 


VL  1. 


85 


wird.    Wie  auch  dessen  Erläuterung  aus  beyliegendem  Gutachten 

zu  enehea  icli   nieht  was  mein  nuaen,  sondern  was 

des  pabliei-  nnien  seye,  hoffe  aber,  man  werde  dameben  auch  mir 
zulassen«  dass  in  Beförderung  des  boni  pnblid  ich  oder  meine  Nach- 
kommen auch  Nnzen  fUr  sich  machen  können.  Mit  einem  Word, 
die  privilegia  sind  der  Untergang  aller  Manufacturen  und  die  Hin- 
demnir,  wodurch  all«!  MannfactiirPTi  t,'t*lHniinit  werdfln.  Zum  Exempel: 
Wann  die  wolline  Zeugnianiiiactur  einer  Person  pririlegiret  ißt,  was 
ist  das  anderes  als  alle  anderen  excludirem,  damit  sonst  darinnen 
kein  Mensch  etwas  thun  könne ,  noch  möge,  da  doch  Niemand  das 
Vermögen  liat,  das  Land  mit  genügsamer  fabrica  zu  verlegen,  ergo 
wnrd  solche  Mannikctor  durch  deigleichen  privilegia  geihemmti  dero- 
halben  keuie  einzige  maonfkctor  derer  generaliler  solch  eine  grosse 
Oonsamptton  im  Lande  ist  und  weldier  so  viel  von  aussen  her  zn- 
geibhrt  whrd,  privative  za  privilegiren ,  dieweilen  die  Intention 
sevn  soll  so  viel  Personen,  wan  es  möglich  wehre  auf  einmal  in 
solchen  manufacturen  arbeiten  zu  machen,  dasz  niclitR  mehr  der- 
selben von  atiszen  herein  ;_M'l)rielit  w(Tde;  dat'ern  übrigens  solche 
Manufacturen  sin  l,  welche  nicht  ad  uecesaitatem  inevitabilem  dienen, 
welcher  CrebraucU  auch  nicht  gröszer  ist,  als  dass  ihrer  etzlich 
wenig  Personen  und  Verlag  zu  emplojiren,  die  können  gar  wohl 
privilegiret  werden  —  als  zum  exempel  eine  glashtttte  zum  Spi^el- 
maefaen  kann  dämm  pririlesiret  werden,  jedoch  nicht  weiters  als 
der  district  von  nenn  standen  nrob  wien  herramb  gehet,  dieweihlea 
eine  solche  glashtttte  suf^cient  ist  so  viel  Spiegel  zu  machen  als 
man  daselbst  verkaufen  kann.  Dieweihlea  dum  das  publicum 
snlchp«  erfordert,  dasz  nemblich  der  numerns  opemntttim  mnitiplioiret 
und  nicht  restringiret  werde,  in  solchen  ninnuractureii ,  als  musa 
doch  anders  woher  eine  Belohnung  der  Mühe  und  Kosten  halber 
gesuchet  werden,  wan  man  solche  Manufacturen  establiren  soll, 
derohalben  begehre  ich  auf  dieser  CardinalmanufisM^tur  generaliter 
kehl  privil^um  privativam,  sondern  nar  camnlatiTam,  nembliehen: 
t.  dass  alle  deigl.  Kflasder  and  Haadtwerckher  in  diesem 
Hans  dlirffen  inj  nnterhalten  und  an  die  Arbeit  gebracht  werden ; 

2.  dass  in  der  Stadt  Wien  solches  Haus  ein  oder  mer  gewfllb 
öffentlich  halten  dorfle,  seine  Factnren  daselbst  za  verkauieu  (NB. 
hoc  in  priviletrio  jam  est  eypressnm); 

3.  (kss  auch  in  dern  Haose  selbst  allerlej  was  es  seye,  zu 
verkauäen  frey  gelassen  sey ; 

4.  damit  die  Arbeiter  nicht  unter  anderem  proetext  ürsach 
haben  aus  dem  Haus  und  von  der  Arbeit  zu  lauffen,  so  soll  das 
Hans  Wein  nnd  bier  ete»  za  schenken  hefiigt  sehi  (et  hoc  est  in 
privilegio  eoncessam); 

5.  Wan  etwa  sonderliche  Etlnste  nnd  Wissenschaften  hena- 
gebracht  werden,  so  soll  das  Hans  einer  hochlöblichen  Hoffkammer 
Boldies  intimiren,  welche  nach  Beschafienheit  der  Sache  ein  privi- 
l*^'nm  darflber  zu  proonriren  willig  seyn  wolle,  unterdessen  wird 
weiters  kein  Privilegium  privativam  anazer  allein  t.  das  Eysen  in 
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Kupfer  al  grosso  zu  trausmutiren  2.  die  GlasbiUte  3  ^)  heriimeD 

ezprimiret  seyn.  Damit  auch  ferner  niigeiids  ber  eine  Opposition  als 

fregen  etwas  neues  zu  befürchten,  so  wird  der  Vorschlag  gethan, 
ob  dieses  Haus  unter  dem  Nahmen  der  H  ff  b  efreyung 
als  das  hotlbe-frevte  Uaus  solche  Frpüioit  haben  raoge;  denn  wie 
die  Iloifbefi-eytcn  jeder  seiner  Prolt.s.sitjn  nach  arbeiten,  liandelu 
und  Nsaiidebi  darfi,  alsu  wui'de  sub  hoc  uoinine  auch  dieses  Ilaus 
privilegiret  seyn,  womit  aucli  zugleich  ein  groBxer  Stein  des  An- 
stoaMB  ans  dem  Wege  gelegt  wUrde,  dan  nemblieh  die  Jurisdiction 
Uber  das  Haus  von  der  R^erong  weg  und  nachm  Hoff  unter  den 
Hoffinaischall  gesogen  werde.  Denn  es  ist  bekanud,  daaa  die 
buxgeisebafit  solchen  Beireyungen  feind  ist  und  ihnen  in  weg  leget, 
was  sie  kan ,  wan  nun  etwan  eine  differenz  sicli  ereignen  sollte, 
so  weis  man  wol,  dass  die  Herren  StMttlialter  es  alle  Zeiten  mit 
dem  burgermeister  und  dieser  mit  seinen  burgern  es  halt,  also  hatte 
das  Haus  Niemanden,  der  es  schUzen  wird,  aber  wau  der  Htrr 
Hofi&narschaU  es  unter  sich  hat,  so  wird  m  damit  ebenso  gehalten 
wie  bishero  mit  den  Hofbefreyten.  Ich  habe  18  mannfiieturen 
derer  teils  noch  nie  in  der  wäd  gewesen,  die  ttbrigen  aber  in 
diesem  liSnde  nicht  bekand,  welche  ich  herbei  bringen  kann  und 
teils  ad  ornamentum  teils  ad  inevitabilem  neoessitatam  dienen, 
von  welchm  ich  fUr  mich  nicht  viel  nu/en  haben  kann,  indehme 
ich  solchen  nuzen  dehnen  veilegem  und  arbeit ern  laszen  mnsz  und 
nichts  als  die  Mühe  loco  proemii  zu  erwaiten.  Ist  also  nßtig, 
dasz  man  mir  wie  gesagt  sonsten  omf*  ergfzlichkeit  lasze,  den  wan 
man  gar  nichts  von  einer  Sache  hai,  su  verjz;t»ljet  einem  die  Lust  bald. 

Dasz  aber  die  sogenaude  Becherische  privilegia  auf  des  Becher's 
seine  Peison  seyen  ge^^eben  worden  und  also  seine  interessenten 
sich  an  opponiren  befugt  seyeu,  weyset  sich  erstlichen  ex  ▼eri>is 
privilegü  viel  anders,  indehme  alle  Zeit  solche  privilegia  auf  das 
Haus  lauthen ,  auf  Bechern  aber  nicht  anders,  dass  quatenus  er  das 
Uaus  inne  hat  Nun  ist  Becher  mit  einer  o:anzen  Compagnioban- 
corupt  worden,  haben  da»  Haus  bei  nächtlicher  weihi  abaudonirt, 
die  Manufactureu  liegen  lassen  mv\  sind  hoinilich  davon  gegangen, 
dasz  eine  hochlöbliche  Hoffkammer  bewogen  wonlen,  solches  Ihrer 
kays.  Maj^tÄt  zu  hinterbrinjren  und  mir  das  Uaus  mit  den  privi- 
legiiö  wie  bewust  zu  iiljcrgeben.  Dass  aber  Ein©  oder  Andere  die 
in  privilegio  mit  exprimirte  bandmanufactur  als  ein  sehr  eintritg- 
liebes  Werkh  sub  titulo  des  privilcgü  continuiiet  und  damit  das 
privil^um  in  possession  su  behalten  gemeint,  solches  ist  dieweilen 
es  von  mir  nicht  contradicirt  worden  de  facto  geschehen.  Aber  zur 
Manutenirung  des  privilegii  nicht  hinllbiglich,  denn:  t.  haben  sie 
nicht  frey  gehabt,  ohne  einwilligung  einer  hochlöblichen  Kammer 
diese  Mannfactur  aus  dem  Hause  anders  wohin  zn  trans- 
portiren  lauth  expresseu  Worten  des  privilegii;  2.  ist  weder 
BeduH-  noch  Jemand  seiner  Interessenten  befugt  gewesen,  ein 


^)  Ist  in  dem  MS.  durchstrichen. 
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stuekli  von  den  privilegiis  allein,  woraus  nur  Nuzen 
zu  nehmen,  zu  continuiren,  das  andere  aber,  woran  dein  publice 
mehr  gelten,  liegen  zu  lassen,  indelime  dies^  privtlegium  nicht 
bloez  zum  privaten  Nnzen  Dieses  oder  Jenes  verliehen  worden,  son- 
dern es  ist  cum  onere  geschehen,  dass  nemblich  solche  in  privil^io 
benende  Hannfhetozen  nnd  Kttnste  und  Gott  weiss  was  flir  mii»- 
cnla  her  introduciiet  werden ,  welches ,  wan  es  nicht  geschehe, 
die  privilegia  cassiret  seyn  sollten,  wie  solches  nicht  allein  aus  dem 
privilegio  selbst,  sondern  auch  aus  beiliegendem  Becher'sclien  Revers 
daris  vcrbis  erhellet.  So  bringet  solches  auch  der  gemeine  Verstand 
mit  sich,  indehme  es  eine  TL(»rln  it  und  dem  publico  höchst  proe- 
judieirlicli  wehre,  wan  einer  ein  privilegiuni  auf  20  Manufactnren 
nehme,  exercirte  aber  entweder  gar  keines  oder  derer  eines  oder 
das  andere  nicht  und  sollte  das  Privilegium  dennoch  gültig  seyn, 
dasB  kein  anderer  dorflte  dergleichen  anfangen.  Das  wäire  Ja 
weder  di«  intention  des  privil^i  als  welche  zur  Befifrderang  nnd  . 
nicht  zur  Hinderung  der  mannifiBtctur  gegeben  werden.  Im  Übrigen 
referire  ich  in  diesem  Punkte  auf  den  Becherischeu  Revers,  als  wel- 
chem bis  dato  nicht  im  geringsten  pnnct  satisfiiction  geschehen  noch 
nachgelebet  worden  ist, 

WILHELM  V.  SCHRÖDER« 


Beilage  IV. 

Eitract  nelBM  (Sehr5der*8)  abgeforderten  gntaehtens  von  X.  N, 
wegen  ingrossiniQg  der  commeielen  und  Termehrang  und  verbessenuig 

der  manufactnren. 

Und  ist  Wold  mehr  dann  zu  wahr,  dasz  die  Innungen  mid 
närrischen  UandwerksordnuDgen  der  Zünfte  die  verderblichen  Kuinen 
sind  aller  Manufactnr  in  Tentschland.  Und  erinnere  ich  mich  noch 
gar  wohl,  dasa  der  hochflel.  Ghnifttrst  Job.  Pnilipp,  ChnrfUrst  von 
Mayns,  oft  darüber  geaenfaet  nnd  eines  von  seinen  dessemen  (?) 
gewesen,  das  bei  der  nUchsten  Zusammenkunft  auf  dem  Reichslage 
er  proponiren  nnd  nach  Möglichkeit  mit  darob  sein  wollte,  dasa 
solcher  Ruin  von  Teutscldand  a1)gewendet  w(^rde  und  eine  Aen- 
derung  in  dieser  j>ncbp  i^ps^cliohe  und  ist  freilich  einem  Cluir  oder 
Fürsten  oder  finem  anderen  Stande  des  h.  römischen  KVicheH 
8<*hmpr/l ich  anzusehen ,  wan  er  das  Unlieil  sihet  nnd  dennoch  in 
seuieui  Lande  es  zu  ändern  nicht  vermag,  dieweileu  solche  von 
den  alten  romischen  Kaysern  dehnen  Znnfften  als  sonder- 
liche privil^a  sind  conferiret  worden  nnd  sotche  abzuschaffen  ist 
eines  Standes  des  Reiches  Macht  nnd  Gewalt  nicht  steht,  bis  nnd 
10  lange  etwa  einmal  eommuni  consensu  statnnm  Imperii  das  Werk 
auf  dem  Reichstage  in  einer  anderen  Form  grossen  würde.  Unter- 
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deaoen  achte  ich  es  whwer  m  eeyo  ohne  unterthiliugBte  iDaszgeibiiiig 
dieser  Sache  auf  eine  andere  arth  einen  solchen  riegel  vonasehieben, 
dasB  Ew.  Excellenz  (?)  landen  damit  geholfen  seyn  und  solches 
kann  ohne  weithtuflft^keit  in  folgender  arth  geschehen,  wann 
nemhlich  ein  manufacturhans  aufgebaut  wird,  alwo  ab 
in  einem  loco  privileg-iato  alle  Handwerker  leben  und  wohnen 
könnten,  sie  könimen  her,  wo  sie  woHph.  Diesem  Haus  musz 
Privilegium  gegeben  werden,  dasz  es  die  Jugend  und  Andere 
darinnen  instruiren  darff,  welche  so  dan  nicht  nach  der  Zahl  der 
Jahre,  die  sie  lernen  müssen,  sondern  nachdehuie  sie  bald  zur  per- 
fecti<Mi  kommen,  sab  sigillo  des  Hauses  ihren  Lehrbrief 
bekommen  nnd  damit  befugt  seyen,  im  ganzen  Land  nicht 
nur  zn  wohnen  und  an  arbeiten,  sondern  auch  andere  zu  lehren, 
jedoch  dasz  ein  solcher  auszer  dem  Haus  im  lande  wohnend^  wan 
er  einen  lehrjungen  annimbt,  denselben  in*8  Mannfiictarhaus  bringet 
und  ihn  allda  einschreiben  iJisst;  auch  dasz  ein  solcher  Lehrjunge. 
wenn  er  losgezehlet  wird,  vom  Manu&cturhause  unter  dessen  Siegel 
seinen  Lehrbriet'  haben  miUze.  Und  wird  sich  also  das  Manufactur* 
haus  über  seine  Mauer  i  n  '  s  ganze  Land  e x  t  en  d  i  r  e  n  dergestalt, 
dasz  alle  die,  so  entweder  im  Manutacturhause  gelernt  oder  von  dehme, 
80  Tom  Manu&cturhans  dependiren,  gelernt  haben,  eben  als  wohnten 
sie  im  ManuAbCtnrhans  oonsiderirt  werden,  auf  welche  Weis  in 
etzlich  Jahren  das  Land  mit  lauter  Handwerkern  wird  angefÜUet 
seyn,  denn  sie  werden  sich  darurob  so  sehr  roultipliciren,  dieweilen 

1,  in  Erlernung  des  Handwerks  so  viel  Jahre  erspart  werden, 

2.  ein  solcher  nicht  gebunden  ist,  so  viel  Jahr  7a\  wandern,  sondeni 
er  wird  sich  alsobald  iiiederlassen  uad  Geld  zu  gewiiuien  suchen 
und  Lehrjungen  aufnehmen,  3.  dieweilen  ein  solcher  unter  den 
Zunnfiften  nicht  gelitten  und  bei  anderen  zunfltraaszijren  Gesellen 
nicht  geduldet  wird,  als  mus  er  im  Laude  bleiben  und  wo  er 
priTÜegiret  ist,  seyn  Handtwerk  treiben,  kan  sieh  also  nicht  ver- 
iauffisn.  Und  schadet  das  nicht,  dass  man  sagen  weite,  waa  ein 
Handwerkskerl  nicht  gereiset,  was  hat  er  dann  gesehen  und  Er 
wird  ein  Stumpler  bleiben ;  denn  nicht  das  im  Lande  herumblauffeo, 
sondern  das  fleissige  arbeiten  pwiectionirt  einen  solchen  Kerl.  Die* 
weilen  dan  ein  Jeder  von  diesen  wan  Er  will  in  das  Manufactur- 
haus  zu  gehen,  alles,  was  er  ver laugt  zu  besichtigen  oder 
sich  informiren  zu  lassen,  möge  beftigt,  auch  die  Meister  im  Hause  ge- 
halten seyn,  einem  .leden  alles  zu  zeigen,  zu  sagen,  was  er  zu  wissen 
verlangt,  so  wird  die  ert'ahruug  geben,  dais  eai  solcher  Kerl  au 
perfection  in  seinem  handtwerck  dehnen,  welche  so  viel  Jahr  in 
der  Welt  hemmb  geloflbn,  weit  befor  gdien  wird.  Auf  diese  weis 

meine  ich  schon  die  tia  (?)  der  Handtwerker  leicht  su 

multipliciren.  Aber  es  ist  hervor  wohl  auf  die  Ertheilung  des  privi- 
iegii  zn  sehen,  welche  so  viel  und  bisweilen  mehr  als  die  Zunffte 
zu  schaden  pflegen,  denn  sie  sind  der  min  von  nianufacturen,  die- 
weilen die  multiplication  derselben  limitirt  wird.  Dieweilden  aber 
ohne  privilegiis  viel  Künste  und  Manufacturen  nicht  im  Land  au 
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bringen  sind,  so  gefiillet  mir  unter  anderen  der  Engländer  ihr  me- 
thodiu,  d«6B6D  sie  sich  gebrandMO»  nemblieh  wann  «in  privilci^iuii 
g«!geb«ii  wird,  00  vctkanft  der,  welcher  das  privA^ghim  hat,  solche 
FroQieit  als  eine  Licenis  an  Andere,  derer  ein  Jeder,  welcher  solche 
manafactur  treiben  will,  ein  Stttck  Geld  für  solche  Licenz  an  den 
privilegirten  gibt,  dieser  aber  inus  die  Licenz  hergeben.  Wodurch 
diespr  gein  privilegium  geHiHH7.«',t,  aber  der  Manu&ctur  {rwclueht  kein 
ikhadeii.  Gleichwie  d^  Hoi  zo^:  von  Ar  .  .  .  Is  (?)  Bmder  in  der 
Lederbereitung  etwas  erfunden ,  dai-auf  er  ein  priviiegium  nalim. 
Mit  diesem  priviiegium  schickte  er  jemand  durchs  ganze  Königreich, 
welcher  die  Licenz  allen  Lederbereitem  anbothe  und  dafUr  von 
jedem  ein  stück  gold  bekahm,  welches  so  viel  machte  als  aus- 
trage (?)  als  wen  £r  Tiel  Jahr  Selbsten  arbeitet 
IH»  «nwehr  und  Gonsamption  betielfand  etc.  ele. 

(Das  Dokument  bricht  hier  ab.   Ünterachrift  fehlt) 
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Vorrede. 


Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  der  Kaiser 
Wilhelms  -  Universität  zu  Strassburg  im  Elsnss  hatte  für  das 
Jahr  1884  85  die  Bearbeitung  des  hier  behandelten  Tliemas  aU 
Preisaufgabe  gestellt  Die  von  mir  eiDgereichte  Arbeit  erlangte 
am  2.  Mai  1885  den  Preis.  Diese  Untersuchung  erhielt  ihre 
jetst  Torli^gende  Gestalt  indess  erst  im  Sommersemester  1885,  in 
welchem  ich  mich  ein«r  Umarbeitung  derselben  in  dem  von  den 
Hennen  Professoren  Knapp  und  Brratano  geleiteten  staatswissen- 
schaftlichen  Seminar  der  Universität  Strassburg  unterzog.  Ich 
erofreife  hier  die  Gole^cnheit .  um  öfTenthch  diesen  meinen  ver- 
ehrten Lelirern  den  wärmsten  Dank  für  die  Anleitung  und  För- 
flening  zw  sagen,  welche  mir  im  rei<*hRten  INlaasse  und  in  äubser^t 
hebenswiirdiger  Weie>e  von  ihnen  geboten  wurde.  Nicht  minder 
bin  ich  Herrn  Professor  SchmoUer  in  Berlin  verptlichtet ,  durch 
dessen  Vorlesung  und  Seminar  ich  während  meines  zweiten  und 
dritten  Studiensemesters  in  die  volkswirthscbaftliche  Forschung 
eingeführt  wurde. 

Wiewohl  im  vergangenen  Sommer  neu  gestaltet  und  im  Ein- 
zelnen yiel&ch  erweitert,  behielt  die  vorliegende  Arbeit  im  grossen 
Oanzen  ihre  firtthere  Anlage.  Durch  die  Fonnulirung  der  Preis- 
aufgäbe  war  für  denjenigen^  der  sich  an  Ihrer  LiOsung  versudien 
wollte,  der  Gang,  welchen  die  Untersuchung  zu  nehmen  batte^ 
gegeben. 

Das  Them.i  liatte  gelautet: 

„Die  zahlreichen  mit  der  l^etheiligung  der  Arbeiter  am  Ge- 
winn geraachten  Erlkhrangenj  welehe  neuerdings  in  Deutschland, 
BVankreieli  und  England  veröffentlicht  worden  sind,  sollen  ge- 
sichtet und  an  der  Hand  derselben  die  praktische  Anwendbar* 
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keit  und  Üheoretiflche  Berechtigimg  der  OewinnbetheOigong  der 
Arbeiter  geprüft  werden.'* 

Es  galt  demgemltfls  yor  allem  ^  das  Aber  die  mit  der  Ge-. 
wimibedieiliguDg  gemachten  Erfiifarungen  Toriieigende  Material 
auf  seine  Zuverlässigkeit  und  Brauchbarkeit  zu  prüfen  und  alles 
fUr  die  weitere  Betrachtimg  aus  irgend  einem  Grunde  Unbrauch- 
bare auszuscheiden. 

Von  den  hiemach  übrig  bleibenden  Füllen  der  Ge^vum- 
betlicili^ung .  über  die  Berichte  vorlap^en ,  war  sodann  jeder 
einzelne  Fall  einer  besonderen  Betrachtung  zu  unterziehen,  um 
festEUSteUen  j  weiche  Momente  das  Gelingen  oder  Misehngen  des 
•einzehien  Versuehs  Teranlasst  oder  dasu  beigetragen  haben. 

Endlich  war  zu  untersuchen,  ob  und  wie  die  Thatsache  des 
Erfolges  oder  Misserfolges  der  so  vorgeführten  Gkwinnbetiiei- 
ligungsyersuohe  sich  auch  a  prloii  begreifen  lasse,  und  dem  ent- 
sprechend die  theoretische  Bereditignng  oder  Nichtberechtigung 
-der  Gewinnbetheiligung  festsustelleii. 

Sonadi  xerlUlt  die  folgende  Arbdt  in  drei  Tfaeile:  1.  Die 
Prüfung  und  Sichtung  des  vorhegenden  Materials.  2.  Die 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung.  3.  Die 
theoretische  Berechtigung  derselben. 

In  dem  dritkn  Theile  habe  ich  mich  aufe  engste  an  die 
Ausfuhrungen  angeschlossen,  welche  mein  Lehrer,  Professor 
Brentano  y  in  seinen  Vorlesungen  Uber  Allgemeine  National- 
ökonomie in  den  beiden  Sommersemestem  1884  und  1885  ge- 
lben hat  Da  es  sich  dabei  um  den  Anschluss  an  vielfisush 
noch  nicht  veröffentlichte  Gedankenreihen  des  Genannten  handelt, 
hielt  ich  es,  um  MissvecstHndnisse  der  von  mir  gehörten  Dar- 
legungen sdtens  Anderer  ma^^ichsl  ausiuschliessen,  für  geboten, 
vielBeidi  jene  Darlegungen  sogar  im  W<Mrtlaut  voizufiihren.  Zu 
den  Zitaten  aus  den  Druckbogen,  welche  ¥rot  Brentano,  als 
Manuskript  für  sone  Zuhörer  gedruckt,  unter  dieselben  vertheilt 
hat,  bin  ich  vom  Verfasser  ermächtigt  worden. 

Königsberg  i.  Pr.,  Februar  1886. 

Hemncli  Frommer. 
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Das  Material  der  Untersneliiing. 


Für  jede  Untersuchunp-  wirthschaftlicher  Fragen,  welche 


ThatsacheB  festznstelleiiy  die  hiiiBiehtlicli  der  mit  der  Bethei- 
ligung der  Arbeiter  am  Untemehmergewiim  gemachten  Er- 


Diese  Aufgabe  serf^it  natargemftss  in  eine  doppelte: 

Vor  allem  gilt  es,  über  den  Werth  der  Quellen  sich 
klai*  zu  werden,  aaa  denen  die  Mittheiiungen  Über  jene  That^ 
Bachen  Üiessen. 

Sodann  gilt  es,  die  von  diesen  Quellen  mitgetheilten  That- 
sacben  daraufhin  zu  untersuchen,  inwiefern  bei  denselben 
wirklich  von  einer  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Untemehmer- 
gewinn  oder  von  einem  aimem,  yielleicfat  yerwandten,  Lobn- 
systeme  die  Rede  iet 

Dem  entsprechend  wird  der  folgende  erste  Theil  unserer 
Untersuchung  in  zwei  Unterabtheilungen  zerfallen. 

Die  erste  Unterabtheilung  soll  sich  mit  der  Prüfung  der 
beirUn  wichtigsten  Quellenwerke  über  Qewinnbetheiligung 
befassen. 

Die  zweite  Unterabtheilung  soll  das  von  diesen  Quellen 
mitgetheilte  Material  sichten. 


Nachdem  man  lange  Zeit  hindurch  flir  die  Kenntniss  der 

mit  der  Gewinnbetheiligung  gemachten  Erfahrungen  auf  spo- 
radische Mittlieilungen  über  isolirte  Fälle  angewiesen  war, 
haben  innerhalb  der  letzten  10  Jahre  zwei  systematische 


L  Die  PrOfting  der  <tnelleii« 
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Untersuchungen  stattgefunden,  die  es  sich  zur  Au%abe  setsten, 
über  alle  mit  Gewinn betbeiügaDgBverBUchen  gemachten  £r- 

februnp^cn  KJarhcit  zu  schaffen. 

Herr  Geh.-Kuth  Höbmcrt  in  Dresden  hat  mit  pinrr  nicht 
genug  anzuerkennenden  Energie  umfassende  Krhebungen  üiier 
alle  Gewinnbetheiligun;j;sversuche,  die  in  irgend  weichem  Lande 
stattgefunden  haben,  angcüteilt.  Die  Ergebnisse  dieser  Privat- 
cnqu^e  wurden  1878  in  2  Bänden  (Band  32  und  S3  der 
intematioDalen  wissenschaftlichen  Bibliothek)  in  Lei^^zi^^  rer* 
offcntlicht  Das  Werk  führt  den  Titel:  „Die  Gewinn- 
betheiligan«r*  Untersuchungen  über  Arbeitslohn  und  Unter- 
nehraergewinn  von  Victor  Böhniert." 

Sodann  liat  das  französische  Ministerium  des  Innern  1883 
die  Ergebnisse  einer  Enquete  veröffentlicht,  welche  eine  von 
ihm  ernannte  ausserparlamentarische  Kommission  in  dem  ge- 
nannten Jahre  über  Arbeiterassoziationen  und  Betheiligung 
der  Arbcitei'  am  Unternehniergewiuu  austeilte.  Für  die  Frage 
der  Gewinnbetheiligung  kommt  der  2.  Band  dieser  Euqucte 
in  Betracht 

Ausser  diesen  beiden  umfassenden  Quellenwerken  giebt 
es  noch  sahlreiches  Material,  aus  dem  wir  unsere  Eenntniss 
über  den  einen  oder  andern  Fall  der  Gewiunbetheiligung  be- 
reichern können  Dasselbe  ist  keineswegs  ohne  Wichtigkeit. 
A^iehnehr  ist  es,  wie  der  Verhuif  der  tolgenden  L^ntersuchung 
zeigen  wird,  ot't  von  grösserer  Ausführlichkeit  und  Zuverlässig- 
keit als  das,  was  in  den  genannten  beiden  Enqueten  enthalten 
ist.  Indess,  wie  bemerkt,  dieses  Material  bezieht  sich  immer 
nur  auf  den  einen  oder  andern  Fall.  Es  dürfte  daher  ange- 
zeigter erscheinen,  den  Werth  desselben  da  zu  erörtern,  wo 
dasselbe  zur  Beleuchtung  des  betreffenden  Falls  herangezogen 
wird.  Ueber  den  Wertu  jener  umfassenden  Werke  dagegen 
erscheint  es  möglich  und  zweckmässig,  in  einer  voraus- 
zuschickenden allgemeinen  Betrachtung  sich  klarzuwerden'). 

*)  Hierhin  ist  auch  7m  ziihleii  das  Bulletin  de  l.i  pnrtidpation  aux 
bent'fices.  In  Paria  wurde  im  Jahre  1879  von  IndustricUeu  und  sonstigen 
Cteschftflisletiten«  welche  m  ihren  Unternehmungen  Oewinnbetheiligung 
eingeführt  liabon  und  tlir  dieses  Lohns^stem  sehr  eingenommen  sind,  eine 
Soci^te  de  la  participation  aux  bi^nchce?  bopfiinlet.  Dieselbe  zählt  zu 
ihren  Mitgliedern  die  C'hefa  oder  Direktoren  fast  sämmtlicher  durch 
Bdhmert  und  die  fran/osisclic  Enquete  bekannter  sowie  noch  tosocfaer 
anderer  Geschäfte  in  Frankreich,  in  welelien  (Tow-innbetheniguug  besteht. 
Der  Leiter  der  Gesellschaft  ist  der  grosse  Agitator  für  Gewinnbeuieiligung 
Htaatsrath  Charles  Robert,  Du*ektor  der  Feuerversicherungsgesellschaft 
Union  in  Paris  und  Präsident  der  gegenseitigen  ^Untersttttzungsgeseiischaft 
der  Arbeiter  des  rrfh-itulenialerj»  Leclaire  ebendaselbst.  Die  Thatifr^-oir 
des  Vereins  erstreckt  sich  wesentlich  darauf,  die  Prinssipien  der  Gewinu- 
bethetligung  möglichBt  m  verbreiten  und  zu  dem  Zweck  Ihren  Vennicben 
(  inrii  u  -nissen  Kuf  zu  verscliafl't  n ,  ferner  die  Kegiening  wie  die  Stadt- 
verwaltung von  Paris  einer  niti<rlicli3t  weitgehenden  Begünstigung  der 
Oewinnbetheiligung  und  8|>eziell  der  Geschäfte  mit  Gewinubethcihguiig 
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Wie  soeben  bemerkt  wurde,  sowohl  das  Böhmertsche 
Werk  ale  auch  die  Publikation  des  fransofiischen  Ministeriums 
des  Innern  entballen  Enquete u.   Da  erhebt  sich  denn  als 

erste  iie  Frage,  ob  diese  den  Anforderungen,  welche  der  wissen* 
schaftliche  Forscher  an  eine  Enquete  stellen  mnss,  entsprechen. 

Und  die.se  Frage  wieder  hat  die  Beantwortung  zweier  anderer 
zur  nothwendigen  Voiaussetziinp:.  Der  einon  nämlich :  welche 
Aufgabe  haben  die  Enqueten  überhaupt  zu  erfüllen,  und  so- 
dann der  zweiten:  welches  sind  die  Anforderungen,  die  an 
eine  Enquete  zu  richten  sind,  damit  sie  dieser  Aut]gabe  ge- 
recht werde. 

Als  die  Aufgabe  der  Enqulte  möchte  ich,  den  Ausführungen 
des  Prof.  Brentano  in  seinen  Vorlesungen^)  folgend,  bezeichnen: 


geneigt  zu  machen  und  endlieh  mit  ausIftndU^hen  Anhängern  der  Ge- 
winobetheiliguni;  Verbindimcon  zu  unterhalten,     (ich.  Rath  Böhinert, 
Luigi  Luzzati,  der  Präsident  der  Gesellschaft  für  italienische  Volkskassen, 
nnd  der  enfflimhe  Nationalökonom  Sedlej  Taylor  miid  £hretinüt^'lii;der 
dieser  Gesellschaft.   Zur  Föittemng  ihrer  Zwecke  giebt  die  Oescliscbaft 
seit  ihrem  Bestehen  das  oben  «▼eimnnte  Bulletin  de  la  participation  tau 
ben^iices  heraus,  von  welchem  iährlich  ein  etwa  200  leiten  starker  Band  bd 
A  Cbaix  &  Cie.  in  Paris  erscheint.  IHeses  Werk,  weit  entfernt,  eine  Fund- 
CTube  v<m  Material  üher  die  (JcNviiiiibetheili^nin«;  zu  sein,  zcieliuet  ^ich 
durch  grosse  Aerinliehkeit  an  solchem  au.s.   Ks  findet  sieh  keineswegs  in 
demi>elbeu,  wie  man  erwarten  dürfte,  eine  planmässigc,  authenti!)ehe  und 
erschöpfende  AmkoDftaerthälaog  ttber  die  Gewinnbetheiligungsversuche 
derjenigen  Finnen,  deren  Vertreter  zu  ihren  Mitgliedern  gehören.  Nur 
hie  und  da  wud  gelegentlich  daa  Reglement  eines  Ilauses  mit  Gewinu- 
betheilignng  abgedruckt,  noch  seltener  findet  man  eine  Notiz  über  die 
Beobachtungen ,  welche  in  einem  Geschäfte  bezüglieli  der  Wirkungen 
der  'TPwinnhctheiligtmg  gemacht  wurden,  und  dann  meist  noch  unvoU- 
koiaiaen.    Im  übrigen  bringt  die  Gesellschaft  in  ihrem  Bulletin  eine  • 
ref^'elinässige  Ht>richterstattung  üb«r  die  abgehaltenen  Sitzungen  und  die 
Tliäti<;keit  (ies  Vorstandes,  femer  veröffentlicht  sie  die  Heden,  welche  ihre 
Mitglieder  in  dieser  oder  jener  Gesellschaft,  in  Vereinen  oder  Vi-i-sammlungeu 
gehalten  haben,  sie  bringt  Personalnotizen,  TodosfäUe,  Dekorationen u. s.w. 
imrer  Mitglieder  zur  Kenntniss  und  sammelt  alle  mögliehen  und  unmög 
liehe«  Prep?*stinMnen  hej^figlich  der  Ocwinnbetheili^unjisfn^pe.    Seit  lyj^O 
erscheint  in  dem  Bulletin  eine  Uebersetzung  des  \\  crkes  ilires  Eliren- 
mitgliedes  Geb.  Rath  Bdbmeit.  —  Das  Bulletin  bringt,  wie  ans  dem  Tor» 
stehenden  erhellt,  wenijj;  nnd  kaum  etwas  Xenes  von  Wichtigkeit.  Es 
lässt  sich  daher  nicht  als  eine  Hauptoaellc  für  Untersuchungen  über  die 
fwaktische  Anwendbarkeit  der  Gcwinnhethciligung  bezeichnen ;  es  kommt 
Tidmebr  nur  snlisidiär  in  lietraeht.  Hierbei  habe  ich  indess  zu  bemerken, 
da^s  mir  nur  B<1.  II    ^'I  (Jahrgänge  18>^0— 84)  und  Bd.  VII  Liefenmg  1 
Üahigang  188ö)  zugänghch  gewesen  ist;  Bd.  I  (Jahrgang  Xö7^J  wai*  im 
Bncbnandd  vergriffen.  Doch  nach  der  ans  den  (tbrigen  Banden  erbellen- 
den AnlH<;e  des  Werks,  der  Thätiokeit  der  Gesellschaft  und  der  Geistes- 
riciituiip  ihrer  Mitglieder  lässt  sich  schliesseii.  das»  dieser  erete  Band  un\ 
nichts  besser  oder  schlechter  ist  als  die  übrigen.  —  Ebenso  wenig  wie 
das  Bulletin  de  la  participation  aiix  bön^eee  Kommt  mehr  als  ergänzend 
in  Betracht  das  Buch  von  Foupreronsfie  „Patrons  et  onvriers  de  Irt  l'ranee'', 
da  dieses  an  tbatsächlichem  und  sicherem  Material  nur  Reglements  von 
GenshUlea  mit  Gewinnbetheiligung  enthUt.  . 

^)  VgL  auch  Bientano^  Det  iäbeitenrersicberungszwaiig,  Berlin  1881, 
Sw  15. 
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die  möglichste  Beaeitigung  jener  Naditheile,  deoen  die  wissen* 
sohafÜiche  Beobachtung  wirthschaftlicher  Thatsachen  in  Folge 
der  Natur  derselben  ausgesetzt  ist. 

Was  die  Beobachtung  von  Thatsachen  angeh^  so  besteht 

nämlich  zwischen  der  Volkswirthschaftslehre  und  anderen 
wissenschaftlichen  Disziplinen,  wie  z  R.  den  Naturwissen- 
schaften, ein  fundamentaler  Unterschied  zum  Nachtheii  der 
ersteren:  während  in  diesen  anderen  Disziplinen  der  Forscher 
die  Beobachtung^  der  Thatsachen  allezeit  unmittelbar  selbst  vor- 
nehmen kann,  ist  der  Forscher  auf  wirthschafdichem  Gebiete 
za  einer  unmittelbaren  eigenen  Beobaehtang  wirthschaftlicher 
Thatsachen  nur  in  den  seltensten  Fällen  im  Stande.  In 
der  überwiegend  grossen  Zahl  der  Fälle  sieht  er  sich  bei 
seinen  Untersuchungen  auf  das  Zeugniss  anderer  unmittel- 
barer Beobachter  beschränkt.  Er  sieht  also  nur  mittelbar^ 
nur  durch  die  Auf!:en  Anderer  die  Frage,  die  er  behandelt, 
und  es  kommen  daher  zu  den  Fehlern,  denen  jede  wissen- 
schaftliche Beobachtung  ausgesetzt  ist  und  die  in  der  Natur 
des  beobachtenden  Forscherö  ihren  Grund  liaben,  noch  weitere 
Fehler,  die  aus  der  Natur  des  der  Beobachtung  zu  Grunde 
liegenden  Zeuenisses  entspringen.  Und  wie  gross  sind  nicht 
die  Fehler,  die  hier  m,  B.  in  Folge  der  Befangenheit  des 
Zeugen  in  religiösen,  politischen  oder  Klasscnvorurtheileu,  in 
Folge  der  unbewussten  und  oft  auch  bewussten  Fälschung  der 
Thatsachen  durch  Interessenten,  in  Folge  der  Einseitigkeit  der 
zu  Gebote  stehenden  Zeugnisse  oder  in  Foltre  davon  entstehen, 
dass  man  annimmt ,  der  Zeuge  berichte  kraft  eigener  An- 
schauung, während  er  nur  einen  Theil  dessen,  worüber  er 
Auskunft  giebt,  aus  eigener  Anschauung,  das  Andere  blos 
durch  uukontrolirbare  Mittheilungen  Anderer  kennt,  oder  daas 
man  Aussagen  des  Zeugen,  welche  Schlussfolgerungen  desselben 
aus  Beobfu^tetem  enthalten,  mit  Mittheilungen  von  beob- 
achteten Thatsachen  verwechselt  1 

Diese  Nachtheile,  mit  denen  die  volkswirthschaftliche 
Forschung  behaftet  ist,  soll  die  Enquete,  d.  h.  die  systema- 
tische Befragung  von  Sachverständigen  zur  Feststellung  von 
Tlmtsachen,  soweit  irgend  möglich  beseitigen. 

Damit  sie  aber  hierzu  im  Stande  sei,  nuiss  öie  gewissen 
Anforderungen  entsprechen,  über  welche  neuerdings  durch  die 
Abhandlung  G.  Cohns  über  parlamentarische  Untersuchungen 
in  £nglana^)  und  durch  die  vom  Verein  ft&r  Socialpolitik 
veranlassten  Gutachten  über  die  Organisation  von  Enqueten') 


Zuerst  erscbieoen  in  Hildebniiuls  Jahrb.  Bd.  XXV  1875,  sodami 
erweitert  in  Colins  VolkswirthschaftHchen  Aufsätzen,  Stuttgart  18^2. 

Schriften  dess  Vereins  für  Socidpolitik  Bd.  XIII.  Das  Verfahreu 
bei  Enquetcu  über  sociale  Verfaftltnisse.  Drei  Ghitachtea  voo  Dr.O.  EmbdeOf 
Dr.  G.  Cohn,  Dr.  VV.  Stieda  uebst  einem  Anhang  Dach  dem  Ä^liBchen 
Ton  J.  M.  Ludlow.   Leipzig  1677. 
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Klarheit  verbreitet  worden  ist.  Als  das  Ergebui^s  dieser 
Abhandiungcn  möchte  ich  das  Folgende  bezeichnen: 

EDi^oltett  lassen  sich  auf  swienche  Weise  anstellen:  ent- 
weder auf  dem  Wege  schriftlicher  oder  auf  dem  Wege  münd- 
licher Befragung  der  Betheiligten. 

Die  erstere  Methode,  die  sog.  „unvollständig  organisirte 
Enquete"*)  oder  Fragebogenenquete,  ist  ausj^ezeicbnet  für 
statistische  Erhebnnn-en,  d.  h.  da,  wo  es  sich  um  eine  ziffern- 
mässige  Feststelluni^  der  Häufigkeit  von  Thatsachen,  die  ihrer 
Natur  nach  sehoii  bekannt  sind^  bandelt.  Hier  ist  sie  treÜlich, 
aber  auch  nur  hier. 

Wo  es  sich  dagegen  um  die  Feststellung  von  Thatsachen 
handelt,  die  ihrer  Natur  nach  noch  nicht  bekannt  sind,  oder 
um  die  Feststellung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  der* 
selben,  reicht  sie  nicht  aus.  Ihre  Unzweckmässigkeit  in  der- 
artigen Fällen  erhellt  aus  folgenden  Gründen-): 

Einmal  stehen  bei  schriftlichen  Enqueten  die  Fragen 
nothwendig  im  voraus  fest;  wo  es  aber  darauf  ankommt,  un- 
bekannte Thatsachen  oder  deren  inneren  Zusammenhang  zu 
ergründen,  lässt  es  sich  unmuglicb  voraussagen,  welche  Fragen 
überhaupt  gestellt  werden  müssen.  Erst  die  Untersuchung 
selbst  lehrt,  welche  Fragen  im  allgemeinen  wie  im  einzelnen 
wichtig  oder  nothwendig  sind.  £s  gilt,  wie  Embden  sagt^), 
.fragend  das  Fra^^en  immer  besser  zu  lernen*^.  In  Fo\^ 
dessen  werden  bei  Anwendung  der  schriftlichen  Enquete  m 
den  eben  genannten  Fällen  nationalökonomiseher  ünter^ 
suchung  wichtige  Punkte  bei  der  Fragestellung  übergangen, 
und  Fra/u-^en,  die  gestellt  sind,  eignen  sich  in  ihrer  Abfassung 
vielfach  nicht  für  jeden  speziellen  Fall.  Die  Antworten,  die 
der  Veranstalter  der  Enquete  auf  seinen  Frajtrebogeu  erhält, 
sind  daher  nothwendig  unzulänglieh  und  können  kein  um- 
fassendes und  wahrheitsgetreues  Bild  von  den  ThutBachen 
bieten.  Die  hieraus  hervorgehenden  Lücken  und  Fehler 
lassen  sich  aber  nur  schwer,  wenn  überhaupt,  nachträglich 
beseitigen. 

Sodann  giebt  die  schriftliche  Enquete  dem  Befragten  Zeit, 
sich  die  Antwort  in  einer  für  ihn  möglichst  unverfänglichen 
Weise  '/ureelitznlegen'*), 

wahrend  drittens  jede  Kontrole  der  ertlieilten  Antworten 
fehlt.  Wenigstens  ^dtdn  die  Enquete  selbst  eine  solehe  Kon- 
trole nicht  an  die  liand.  Falsche  oder  irrthümliche  Angaben 
sind  daher  oft  nicht  herauszutinden,  und  wo  sie  auäuahmb- 


')  Kinbden. 

^)  Embden,  Schriften  des  Vcieius  für  Sociaipolitik  Bd.  Xill  S.  11  tf. 
Cohn,  Volkswirthschaftliche  Auföät/.e  S.  30—44. 

^  Schriften  des  Vereins  ilir  Sodalpoiitik  Bd.  XIII  B.  3. 
*)  6.  Cohn  ebenda  S.  22. 
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weise  klar  zu  Tage  treten  sollteD,  ist  eine  Beiiclitigung  der- 
selben  schwierig. 

Hieraus  erhellt,  dass  die  schriftliche  finaudte  bei  der 
Untersuchung  von  wirthschaftlichen  Fragen,  welche  nicht  rein 

statistischer  Natur  sind,  nicht  die  nöthige  Gewähr  iiir  die 
Richtigkeit  der  Ergebnisse  der  Untersuchung  £u  bieten  ver- 
mag. Irrtliümer  und  T.fickon  sind  bei  ihrer  Anwenduno^  un- 
ausoleiblich.  ela .  seihst  vor  willkürliciien  Kntstelluiigen  drr 
Thatsachen  ist  man  nicht  sicher  und  hat  zumal  da  kerne 
Watfe  gegen  dieselbe,  avu  man  einer  Partei  ausschliesslich 
uvler  vorwiegend  Gehör  giebt. 

Gilt  dies  iUr  nichtstatistische  wxrthschaftliche  Enqueten 
jeglicher  Art,  so  namentlich  bei  Erhebungen  auf  dem  Gebiete 
der  Arbeiterfrage.  Hier  nämlich  macht  sich  noch  als  bcson* 
deres  Hemmniss  geltend,  dass  der  Forscher,  den  gebildeten 
Klassen  angehörig,  der  einen  Klasse  besonders  nahe,  der 
andern  aber  fremd  gegenüber  steht.  Hier  käme  es  meist  vor 
allem  darauf  an,  durch  Fraf^en  erst  das  kennen  zu  lernen, 
was  zu  tragen  ist,  und  durcli  die  erhaltenen  Antworten  sich 
zu  weiteren  Frair'^n  leiten  zu  lassen.  Hier  ferner  ist  die  Ge- 
l'aiir  üer  EinseiUgkeit  der  Ergebnisse  hei  Anwendung  der 
schriftlichen  Enquete  schon  dadurch  gcgehen,  dass  es  in  der 
Regel  nur  der  Arbeitgeber  ist,  an  den  die  Enqudte  sich  wenden 
wird.  Denn  er  ist  zunächst  dem  Forscher  bekannt  Und  ist 
sein  ZeugnisB  als  das  eines  Interessenten  auch  von  hervor* 
ragender  Wichtigkeit,  so  ist  es  eben  als  das  eines  Interessenten 
döeli  nucli  äusserst  geföhrlich.  Bei  Anwendung  der  schrift- 
lichen Enquöte  aber  lässt  sich  das  Zeugniss  des  Arbeitgebers 
nur  schwer  kontroliren.  Denn  diejenigen,  welch*^  das  ent- 
gegenstehende Interesse  haben,  die  Arbeiter,  sind  meist  unbe- 
kannt und  selbst  w«i  bekannt,  in  der  Regel  nicht  gebildet  und 
unabhängig  genug,  um  schriftlich  ausreichend  Aufschlüsse 
geben  su  Kennen.  Bei  schriftlichen  Erhebungen  über  Arbeits- 
verhältnisse ist  man  daher  vorzugsweise  auf  das  Zeugniss  des 
Arbeitgebers  angewiesen.  Was  das  besagt,  darüber  unter- 
richtet John  Malcolm  Ludiow  in  seinem  trefflichen  Auf:^atze: 
J'eber  die  l^nt(  rsuchunp:  von  Geworbestreitigkeiten  und  die 
dem  Zeugniss  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zukommende 
Glaubwürdigkeit  M." 

Allen  diesen  Nachtheilen  ist  eine  zweckmässig  angeord- 
nete mündliche  Enquete  nicht  ausgesetzt.  Damit  sie  iudess 
zu  der  erwünschten  Richtigkeit  der  Ergebnisse  führe,  scheinen 
nach  den  Ausführungen  der  genannten  Autoren  folgende 
Maassnahmen  nöthig: 

1.  Die  Untersuchungskommission  soll  sich  zusammensetzen 
nicht  blos  aus  Staatsbeamten,  was  als  Regel  der  Fall  ist,  son- 

1)  ächrilten  des  Vereins  för  SodalpoUtik  Bd.  XIU  S.  47<-64. 
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dern  auch  aus  andLm  Personen,  welche,  sei  es  durch  ihre 
Interessen,  sei  es  durch  ihre  Kenntnisse  oder  durch  Unab- 
hängigkeit der  Qesinnung,  besonders  zur  Betheiligung  an  der 
EröTteniBg  der  zvl  untersuchenden  Fragen  berufen  erscheinen. 
Die  Vertretung  der  Interessenten  in  der  Erhebungskommission 
ist  deshalb  unerlttselich,  weil  diese  die  Untemachimg  auf  die- 
jenigen Punkte  zu  lenken  wissen,  auf  welche  es  vor  allem 
ankommt.  Wo  aber  verschiedene  Interessen  sich  gegenüber 
stehen ,  müssen  ^i^leich  viel  Vertreter  der  beiderseitigen  Int^M  - 
essen  in  der  Kommission  i^latz  finden;  andernfalls  ist  Uetahr, 
dass  die  Untersuchung:  auf  falsche  Jiahneii  gelenkt  und  par- 
teiisch werde.  Keineswegs  joducii  ist  es  erforderlicii,  dass  alle 
Untersuchenden  besondere  Spezialkenntnisse  besitzen.  Ja,  es 
ist  dieses  nicht  einmal  erwftnscht.  Denn  je  weniger  dieselben 
von  den  Verhältnissen,  welche  sie  antersuchen,  wissen ,  um 
so  mehr  und  eindringlicher  werden  sie  die  Zeugen  zu  ihrer 
eigenen  Aufklärung  ausfragen  und  um  so  umfassender  wird 
der  Bericht,  welcher  dem  Leser  zu  Gebote  steht 

Die  üntersuchungskommission  soll  nicht  an  einen  Frage- 
bof^en  gebunden  sein.  Denn  erstens  ist,  wie  oben  schon  be- 
t>nt.  eine  zweckniässifrc  Fragestellung  im  voraus  unnuiglich, 
vielmehr  lehrt,  wie  sclnni  bemerkt,  erst  die  Untersuchung, 
welche  Fragen  erheblich,  welche  nicht,  ja  was  überhaupt  zu 
fragen.  Sodann  fragt  ein  Fragebogen  von  jedem  Zeugen  alles 
und  dasselbe,  während  jeder  nur  in  Bezug  auf  gewisse  Seiten 
und  Detaiipnnkte ,  nämlich  im  Bereiche  seiner  eigensten  Er- 
fahrungy  ein  wirklich  authentischer  Qewährsmann  oder  ein 
Interessent  von  besonderem  Gewichte  sein  kann.  Rationeller 
Weise  mnss  die  Untersuchung  nur  darauf  gerichtet  sein,  einen 
Jeden  im  Umkreise  seiner  speziellsten  Ertahrungen,  Einsichten 
und  Interessen ,  liier  aber  auch  mit  erbarmungsloser  Gründ- 
lichkeit auszutragen.  Endlich  drittens  führt  die  Benutzung 
eines  Fragebogens  leicht  zu  Entstellungen,  da  der  Interessent 
auf  die  Fragen  vorbereitete  Antworten  zu  geben  im  Stande  ist. 

2.  Die  Auskunftspersonen  sind  nicht  auf  diese  oder  jene 
Partei,  diese  oder  jene  Interessenten  oder  blos  Dritte  zu  be- 
schränken. Vielmehr  ist  es  unentbehrlich,  „dass  alle  bethei- 
ligten Interessen  im  Lande,  die  privaten  sowohl  wie  die  öffent- 
lichen, gleichsam  auf  den  Kampfplatz  gerufen  werden,  indem 
das  Verhör  vor  der  Kommission  jedem  Einzelnen  Koiz  nnd 
Gelegenheit  giebt,  jedem  Andern  mit  seinem  eigenen  Zeugnisse 
entgegenzutreten"').  Jedweder,  der  eine  Aussage  zu  machen 
oder  die  eines  Andern  zu  berichtigen  wünscht,  ist  zum  Ver- 
hör zuzulassen.  Alsdann  gestahet  sich  die  Vernehmung  der 
verschiedenen  Literessenten  oft  zu  einem  wahren  Kreuzverhdr^ 


>)  a.  Cohn,  TolkswirthBcbafUiche  Anftätte  S.  15. 
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«1b  dessen  £rgebiuBB  die  Wahrheit  sich  ähnlich  wie  bei  den 
G^erichtsverhandlungen  herausstellt. 

3.  Die  Untersuchung  aoU  öfientiich  sein.  Besonders  ist 
der  Presse  freier  Zutritt  zu  gehexk,  die  Aussagen  sind  au 

stenographiren  und  die  Stenogramme  alsbald  in  den  Zeitungen 
zu  verottentlichen.  lJuicli  die  Oett'entlichkeit  de?,  Vorhörs  und 
Veröffentlichung  des  im  Verhöre  gewonnenen  Materials  näm- 
lich ist  f»8  vielfach  allein  möglich 'j^  Einseitigkeit  der  Aussagen 
zu  veihiudern.  Denn  Jeder  aus  dem  Publikum,  der  die 
Unrichtigkeit  einer  Aussage  erkennt  und  ein  Interesse  daran 
hat,  sie  au  korrigiren,  wird  dadurch  yeraniasst,  sich  zu 
melden.  Auf  diese  Weise  werden  Zeugnisszwang  und  Ver- 
ttdigung  überflüssig  gemacht.  Denn  dann  liegt  es  sowohl  im 
Interesse  der  Betheiligten,  vor  der  Kommission  zu  erscheinen, 
als  auch  wird  durch  Gegenüberstellung  der  sich  wider- 
sprechenden Zeugen  die  Wahrheit  enthüllt.  Nur  so  lässt  sich 
die  Hichtigkcit  des  Schlussberichtes  kontroliren.  — 

Wie  vcrlialten  sich  nun  gegenüber  diesen  Anforderungen 
die  genannten  üLici  die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unter- 
nehmergewinu  stattgehabten  beiden  Enqueten  ? 

Zuerst  die  Bohmertsche  Enaudte, 

Böhmert  erhielt,  wie  er  seiost  erzählt °),  im  Jahre  1873 
eine  Aufforderung  des  Vereins  für  SociaipoUtik,  ein  Gutachten 

über  die  Frage  der  Gewinnbetheiligung  zu  erstatten  Da  er 
die  Sache  zu  einer  gutachtlichen  Entscheidung  nocli  nicht  für 
reif  genug  hielt,  zog  er  es  vor,  darüber  zunächst  eine  be- 
sondere Enquete  anzuötcllen.  I^Iit  Kücksicht  auf  das  Vor- 
konuneii  der  Gewinnbetheihgung  in  aller  Herren  Ländern  war 
es  geboten,  derselben  einen  internationalen  Charakter  zu  geben. 
Böhmert  entwarf  daher  ein  Fragenformular ,  12  Fragen  ent* 
haltend'),  welches  zugleich  in  französischer  und  englischer 

»)  G.  Cohn,  Volkswirtlischaftliche  Aufsätze  S.  35  ff. 

V^l.  Böhmert,  (Towinubethcili;j;iing  Bd.  I  S.  12  f. 
•)  Die  Fragepunktc  waren  folgeude: 

Name  und  Ort  des  Geschuts; 

Ort  der  hidustrie; 

Zahl  der  Arbeiter. 

1.  Bestellt  die  Gewinnbettieiligung  mit  oder  ohne  Anlheil  am  Ge- 
schäft? Werden  bestimmte  Prämien  oder  Tantiemen  oder  Beiträge 
zu  den  ArbeitakaBseii  nuRbpzahlt  oder  noch  andere  ähnliche  Lohn» 
zahlungsmethoden  aiiKe wendet? 

2.  Welche  feste  ArbeitMÖhne  werden  aoBbenihlt: 

a)  im  Tagelohn'? 

b)  im  Stücklohn? 

c)  im  Gruppenakkord? 

In  welchem  Vcrhältniäs  stehen  diese  Löhne  zu  den  in  ähnlichen 
Etablissenitiits  derselben  Gegend  übHchen  Löhnen? 

3.  lu  welcliem  Verhiiltniss  steht  der  Arbeitslohn  zu  dem  Preise  des 
Produkts  und  wie  Terhfilt  eich  der  Geaammthetrag  der  jfihrlieh  smsr 
^e/aliltcn  Arl  oitslöhne  ZQ  dem  Gesammtbetrage  des  Anlage*  and 
Bcthebäkapitalfi  ? 
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fepraclie  verbreitet  und  an  viele  Zeitungen;  sowie  an  Hunderte 
von  Privatleuten  y  Aktiengesellschaften  und  Vereinen  gesandt 
wurde.  Daraufhin  gingen  Böhmert  zahlreiche  Antworten  mit 
Mittheihingen  Über  den  einxehien  konkreten  Fall  und  mit 

gutachtlichen  Aeusaerungen,  begleitet  von  vielen  neueren 
ehrifteUi  Statuten  ^  Rechnungsschlüssen  u.  a.  w.  zu.  Diese 
sowie  sonstige  Zuschriften  ^  die  Böhmert  auf  seine  Veröffent- 
lirhnup^en  über  den  Oang  seiner  Untersuchung  im  ,.Arbeiter- 
Ircund"  seit  1873  von  Lesern  dieser  Zeitschrift  im  In-  und 
Auslände  erhielt,  bilden  den  Flauptbestandtheil  des  Urmateriala 
des  ßöhmertschen  Werks.  Ausserdem  benutzte  er  noch  be- 
sonders die  Ergebnisse  der  Erhebungen  über  die  in  Bayern 
und  Preuasen  bätehenden  WohlfaJirtaeinrichtungen  sum  Beaten 
der  Arbeiter,  welche  von  dem  königL  bayerischen  Btatistischen 
Bureau  bezw.  von  dem  köni^l.  preusaischen  Handelsministerium 
ebenfalls  vermittelst  Fragebogen  in  den  siebziger  Jahren  ver- 
anstaltet sind.  Mit  Hilfe  dieser  Materialien  stellt  Böhmert 
81  Falle  von  (»f  winnbetheiligung  zusammen  und  zwar  12  von 
Ge\vinnbetheilii:uiiL:  uiit  Antlieii  am  Geschäft  und  69  von  Ge- 
winnbetheiligunff  ohne  Antiieil  am  Geschäft. 

Die  Älethode,  welche  bei  der  Ermittelung  des  von  Böh- 
mert verütTentlichten  Materials  zur  Auwendung  kam,  ist  also 
die  achrifUicbe  Erhebung  mit  Hilfe  des  Fragebogens.  Da  es 
sich  um  die  Enqndte  einer  Privatperson  handelt,  lag  die  An- 

4.  Wie  hoch  lieläut't  sich  der  (icwinuantheil  der  Arboituehtner? 

a)  im  Vcrhältniss  zum  Keiuertrag  des  Gcschät'tsV 

b)  im  Verb&ltniss  zu  den  im  Gmhgftsjahre  bezogenen  Lohnen? 

5.  Wer  ist  antheilsberechtigt V  Erhalten  alle  Arbeiter  gleiebe  An- 
theile  oder  ^schiebt  die  verthcUung  mit  Hticksicht  auf  die  Dienst* 
jabre  oder  die  bezogeucu  Löliue  und  in  welchem  Verhältniss? 

0.  Weiden  die  Anfheile  baar  ausbezahlt  oder  in  Sparkassen  und  Ver- 
sorgungskassen gelegt  oder  zur  Bildung  von  Hilfs-  und  Gftmntic- 
fonds  nir  die  Arbeiter  in  Zeiten  der  ArbeitBloaigkeit  oder  schlechten 
Geschäftsganges  verwendet? 

7.  KSonen  me  Arbeiter  AntheUe  am  QescUfflBeigenthum  erwerben 
und  unter  welchen  Bedin^ungrcn? 

8.  Ist  den  Arbeitnehmern  eme  Kontrole  über  die  Rechnungsführung 
eiogeraimit? 

9.  Sind  die  Arbeiter  auch  snr  Deckung  von  GeschftftsverinBten  mit  vev- 

ptiichtetV 

10.  In  wieweit  wird  für  das  betliclligte  Kapital  und  für  den  Fortgang 
des  Qeechäfts  durch  einen  Reservefonds  gesorgt? 

11.  Warnt  v  iirdc  die  Gewinnbetheilignng  eingeführt  und  welche  Er- 
£ftbrungea  machte  mau  seither  V 

a)  Welches  emd  die  Wirkungen  für  die  Förderung  der  ökono- 
misoheu  und  moralischetl  Interesst^u  der  Arbeiter? 

b)  Inwiefern  zog  der  Inhaber  dos  Etablissements  dnrHus  Vortbeil 
bei  günstigen  und  ungünstigen  Geschäftskonjunkiuteu  V 

e)  Kömiteii  die  glmcben  Reanltate  niebt  durch  Stücklohn,  Ptftmien 
oder  andere  T.ohnzahlnnpri'inethodcn  erzielt  v  i  i  (I  >n? 

12.  Inwiefern  könnte  der  Staat  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  oder 
bei  der  Verwaltung  der  ihm  zuge\ne8eneii  Unteraehmungeu  die 
GewinnbetheiUgung  fördern? 
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Wendung  des  Fragebogens  hier  besonders  nahe.  Kicht  als 
ob  PrivatperBonen  bei  der  Ermittela^g  wurthflobafdicher  und 
sozialer  Tnatsachen  sothwendig  auf  die  schriftliche  Befragung 
angewiesen  wären.    Es  liegen  vorzügliche  Untersuchunsen 

von  Privatpersonen  vor,  die  darauf  beruhen ,  dass  die  De* 
treffenden  Forscher  sich  persönlich  an  den  Schauplatz  der  von 
ihnen  untersuchten  Erscheinungen  begaben  unrl  durch  münd- 
liche Befragung  der  sich  entgegenstehenden  Interessenten  wie 
auch  neutraler  Personen  den  iSaehverhalt  festzustellen  sucliteu. 
ich  verweise  auf  die  noch  später  mehrfach  zu  erwähnende 
Enquete  der  National  Association  for  the  Promotion  of  -Social 
Science  über  Trades'  Societies  and  Strikes  von  1860,  auf 
gewisse  Theile  der  den  „Ärbeitergilden  der  Gegenwart*  von 
Brentano  zu  Grunde  liegenden  Untersuchungen,  auf  das  Werk 
von  A.  Thun  über  „Die  Industrie  am  Niederrhein  und  ihre 
Arbeiter",  auf  die  fünf  Dorfgemeinden  am  Taunus  von 
Schnapper- Arndt,  auf  die  Arbeiten  von  Emanuel  Sax  über 
die  Hausindustrie  in  Thüringen  und  zahlreiche  andere.  Allein 
da  bei  der  von  Böhmert  zu  untersuchenden  Frage  das  Ma- 
terial, wie  bemerkt,  über  mehrere  Länder  sich  erstreckte,  war 
•es  für  eine  in  Amt  und  Würden  befindliche  Person  beinah© 
selbstverstftndlich ,  dass  sie  sich  des  Fragebogens  bei  ihrer 
Untersuchung  bediente.  Soll  deshalb  Böhmert  aus  der  Wahl 
dieser  Methode  hier  kein  persönlicher  Vorwurf  gemacht  werden, 
so  ist  aber  auch  andererseits  natürlich,  dass  alle  mit  der 
Fragebogenenquöte,  wie  oben  dargelegt,  verbundenen  Nach- 
theile in  dem  Böhmertschen  Werke  scharf  hervortreten. 

Vor  allem  macht  die  Unzulänglichkeit  jener  12  in  dem 
Fragebogen  gestellten  Fragen  sich  geltend.  Auch  gelangt  das 
Eigenthüniliche  jedes  einzelnen  Falls  nicht  zu  voller  Erschei- 
nung, wo  die  bezüglich  eines  jeden  gestellten  Fra^n  alle 
über  einen  Leisten  geschlagen  sind.  Erzählt  uns  Böhmert 
doch  selbst,  seine  Fragen  hätten  sich  im- Fortgange  der  Unter- 
suchung als  noch  lange  nicht  ausreichend  erwiesen  und  er 
habe  bei  besonders  wichtigen  Fällen  durch  persönliche,  münd- 
liche oder  brirtli  !te  Anfragen  nachhelfen  müssen.  Und  trota 
dieser  nachträgliehen  Erkundigungen  sind  die  Einzeldar- 
stellungen noch  vielfach  Jückenhalt  geblieben.  Kann  nifin 
doch  überhaupt  auf  schriftlichem  ^^''ege  viel  weniger  einen 
Zeugen  zur  Beantwortung  der  an  ihn  gerichteten  Fragen  ver- 
anlassen als  in  mUndliciier  Unterhaltung.  Ks  ist  daher  bei 
vielen  Fällen  dem  Leser  unmöglich,  sich  ein  klares,  anschau- 
liches Bild  von  dem  mit  Gewinnbetheiligung  gemachten  Ver- 
suche und  allem,  was  drum  und  dran  hängt,  zu  machen. 
Eine  wissenschaftliche  Verwerthung  des  Materials  ist  daher 
in  nicht  wenigen  Fällen  schon  in  Folge  der  Geringfügigkeit 
der  Angaben  unmöglich. 

Sodann  rühren  die  von  Böhmert  zu  seinen  Darstellangen 
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verwendeten  Mittheilungeii ,  mit  ganz  wenigen  Ananahmen, 
von  einer  einzigen  Partei  her ,  niimUch  von  derjenigen ,  die 
bei  der  scliriitHehen  Enquete,  wie  schon  bemerkt,  naturgemäss 
die  vor  allem,  wenn  nicht  die  einzig  zugängliche  ist,  von 
den  Arbeitgebern.  Nimmt  man  nun  anch  an,  was  gewiss  un* 
sweifelbaft  ist,  dass  in  der  weitaus  grdssten  Anzahl  von 
FäUen  ein  jeder  der  von  Böhmert  befragten  Arbeitgeber  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  geantwortet  habe,  so  ist  doch 
bekanntlich  Befangenheit  in  Klassenvorurtheilen  und  Inter- 
essen ein  Medium,  das  den  Blick  auch  des  Wohlwollendsten 
und  Oewissenhaftesten  zu  trüben  geeignet  ist;  und  ausserdem 
kann  s(  Ibstverständiich  üher  eine  Reihe  von  den  Arbeiter,  sein  » 
Verliultnisse  und  seine  Bestrebungen  betrefienden  Punkt<Mi 
der  Arbeiter  selbst  weit  richtiger  und  ausführlicher  Auskuult 
geben  als  irgend  ein  Anderer.  Die  Foto^  der  Böhmert- 
schen  Erhebungsmethode  war  also  selbst  in  den  besten  Fällen 
eine  gewisse  Einseitigkeit  in  der  Darstellung.  Die  einzelnen 
Fälle  werden  so  dargestellt,  wie  nur  die  eine  der  beiden 
interessirten  Parteien,  der  Arbeiteeber,  sie  ansieht;  bei  einieen 
Fällen  aber  möchte  man  beinahe  sagen,  sie  werden  so  dar- 
gest'^'llt,  wie  diese  Partei  sie  «angesehen  wissen  möchte.  Da 
Böhmert  die  andere  Partei,  die  Arbeiter,  aber  nicht  auch  be- 
fragt hat,  giebt  sein  Buch  selbst  dem  Leser  nicht  die  Mittel 
an  die  Hand,  diese  einseitigen  Darstellungen  zu  korrigircn. 
Und  wenn  auch  Böhmerts  Objektivität  in  der  Wiedergabe 
der  ihm  gemachten  Angaben  mit  Elster^)  in  hohem  Maasse 
anzuerkennen  ist,  so  wft^  doch  etwas  mehr  Kritik  gegenüber 
den  ihm  gemachten  Angaben  sehr  zu  wünschen  gewesen,  gana 
zu  geschweigen  davon,  dass  seine  Bearbeitung  gar  keinen 
Unterschied  macht  zwischen  den  Thatsaehen,  welche  die  An- 
gaben seiner  Zeugen  enthalten,  und  dem,  was  als  Srhluss- 
folgerung  dieser  Zeugen  aus  jenen  Ihatsachen  anzusehen  ist; 
und  dass  gar  häufig  der  Abdruck  der  von  den  Befragten 
ausgesprochenen,  aber  keineswegs  verwirklichten  Prinzipien, 
ihrer  Phrasen  und  Gefühls äusserungen  das  Fehlen  brauchbarer, 
handfester  Thatsaehen  ersetzen  mnss. 

Wie  viele  der  von  BQhmert  mitgetheilten  Fälle  in  Folge 
der  gerügten  Lfickenhaftigkeit  der  ihm  gewordenen  Angaben 
für  jede  Untersuchung  unzureichend  sind ,  wird  sich  im  wei- 
teren Verlauf  dieser  Arbeit  noch  herausstellen.  Wie  einseitig 
und  in  Folge  dessen  irreführend  aber  oft  diese  Angaben  ^ind, 
soll  hier  zunächst  an  einigen  Beispielen  eingehend  dargethan 
werden.  — 

Ich  wähle  vor  allem  den  viel  besprochenen  und  viel 
gerühmten  Fall  der  Gewinnhetheilignng  in  den  Steinkohlen- 


t)  BÜdehruub  Jalutb.  Bd.  XXJSn  S.  221. 
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ber^werken  von  Henry  Briggs  Son  &  Co.|  in 
Wbitwood  und  Methley  bei  iTormanton^  York- 

shire,  England^). 

Das  Material,  welches  Böhniert  zur  Darstellung  des  Falles 
Briggs  verwendet,  beruht  theiis  auf  direkten,  theils  aul  in- 
direkten Angaben  der  Herren  Briggs.  Theils  sind  es  Mit- 
theihmp^en ,  welche  Professor  Böhmert  oder  sein  Mitarbeiter 
in  England,  Herr  A.  von  Studnitz,  von  ilenn  Briggs  erhielt, 
theils  bchriften,  welche  ihrerseits  sämmtlicb  auf  Aeusserungeu 
des  Herrn  Briggs  fassen.  Auf  anderen  Quellen  beruht  allein 
die  YOn  BÖhmert  aus  der  Oonoordia  vom  22.  Januar  1876 
al^g;edruckte  Notia  des  Prof.  Brentano^,  in  welcher  dieser 
8«ne  Bedenken  gegen  die  Briggssche  Darstellung  des  Schei* 
terns  seines  Industrial  Partnership  ausspricht.  Ebenso  die 
Antwort  des  Prof.  Brentano,  in  welcher  derselbe  eine  in- 
zwisehen  auf  seine  Bemerkungen  hm  erfolgte  Zuschrift  des 
Herrn  Brigo^s  an  Prof.  Böhmert  ftir  unerheblich  erklärt^). 

Nach  der  Darstellung  Böhmerts  war  der  ^'erlauf  des 
Briggsschen  GewinnbetheiUguugsversuches  in  kurzem  der 
folgende: 

Lange  Zeit  hindurch  hatten  Arbeitsstreitigkeiten  zwischen 
der  Finna  Briggs  und  ihren  Arbeitern  bestanden.  In  Folge 
derselben  brachte  ihr  Kapital  ihr  kaum  mehr  5  Prozent  Zinsen. 

Da  führten  im  Jahre  1865  die  Herren  Briggs,  um  eine  In- 
teressengemeinschaft zwischen  sich  und  ihron  Arbeitern  zu 
schaffen  und  damit  der  Wiederkohr  von  Konflikten  vorzu- 
beugen, eine  Bethciligun^  ihrer  Arbeiter  am  Geschäl'tsgewinu 
ein.  Ausserdem  verwaudelteu  sie  ihr  Geschäft  in  eine  Aktien- 
gesellschaft und  gestatteten  ihren  Arbeitern,  Aktien  bis  zu 
einem  gewissen  Bruchtheil  des  Aktienkapitals  zu  erwerben. 

Diese  Einrichtung  bewährte  sich  vorzüglich  und  Arbeit* 
geber  yne  Arbeiter  waren  mit  ihrer  Wirksamkeit  äusserst 
zufrieden.  Die  grössere  Arbeitsenergie  der  Arbeiter  ersetzte 
den  Betriebsunternehmern  nicht  nur  das,  was  sie  den  Ar- 
beitern nn  Bonu^  bezahlten,  sondern  verscliafTte  ilnien  noch 
einen  erkleckliciien  Mehrgewinn.  Nicht  genug  konnten  die 
Herren  Briggs  Ende  der  sechziger  Jahre  die  V  orzüge  ihrer 
Einrichtung  loben j  alle  Arbeitsstreitigkeiteu,  hiess  es,  seien 
beseitigt,  und  alle  Welt  war  gespannt  auf  die  grossartigeu 
Erfolge,  welche  die  Herren  Briggs  noch  ereielen  würden. 

Da,  im  Oktober  1874,  als  die  bis  dahin  an  die  Arbeiter 
vertheilte  Summe  nicht  weniger  denn  45  000  betragen  hatte, 
schrieb  Herr  Briggs  an  Böhmert:  „Wir  hatten  gehofiPt^  dass 
die  Wirkung  der  Geschäftsbetheiligung  auf  die  wirthschaA- 


Nr.  2  bei  Böhmert,  Bd.  I  S.  227—242. 
2)  B-JUmert  Bd.  I  S.  240  f. 
^)  Ebenda  S.  242. 
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liehen  Leistungen  wie  die  sittliche  Haltung  der  Leute  von  guter 
Wirkung  sein  wurde.  Vor  einigen  .Jahren  war  der  Vortheil 
des  Systems^  die  Hersteilung  eines  guten  Verhältnisses  zwischen 
den  Unternohmem  und  Arbitern  za  fördern^  «ach  offenbar  — 
aber  im  letzten  oder  in  den  beiden  letzten  Jahren  hat  das 
Betragen  der  Arbeiter  einige  EnttäUBchni^n  hervorgerufen^ 
(.  . .  bat  for  the  last  year  or  two  the  action  of  the  men 
has  caused  some  little  disappointments)  Zu  einem  offenen 
Bruche  kam  es  schon  kurz  nach  Ahü-nnp:  flif^es  Brir^feg. 
Unter  dem  3.  Dezember  theilte  Herr  Archibakl  Briggs  (der  da- 
malige gesehättstuhrende  Direktor)  Herrn  von  Studnitz  auf 
dessen  briefliche  Aufrage  mit,  dass  bald  nach  jenem  Sehreiben 
die  Arbeiter  des  Unternehmens  mit  denen  benachbarter  Kohlen- 
werke gegen  eine  Lohnherabaetzung  gestreikt  und  den  Vor- 
schlag, ein  Schiedsgericht  entscheiden  su  lassen ,  durchaus 
abgelennt  htttten,  wenn  sie  sich  auch  nachher  hierzu  ver- 
standen* «Das  Resultat  dieses  vierwöchigen  Streiks  bestand 
jedoch  darin,  dass  das  Antheilsystem  —  ich  kann  sagen  nach 
gegenseitiger  üebereinkuiift  —  aufgegeben  wurde-  jetzt 
wird  misern  Arbeitern  nichts  von  dem  Keingewinn  zugetiieilt. 
Viele  derselben  sind  aber  auch  jetzt  noch  Besitzer  unserer 
Aktien  und  hierzu  ermuthigen  wir  sie." 

Es  liegt  auf  der  Hand,  wie  wenig  diese  Darstellung  be- 
friedigen kann.  Wie  kommt  es,  wird  Jedermann  fragci^,  dass 
ein  Lohnsystem,  das  soeben  noch  den  ungetbeilten  Belfdl 
Ton  Arbeitgebern  wie  Arbeitern  genossen,  das  dem  tief  ein- 
gewurzelten ^lisstrauen  zwischen  beiden  Parteien  ein  Ende 
gemacht  und  alle  Arbeitsstreitigkeiten  beseitigt  hatte,  plötzlich 
in  Folge  einer  Arbeitseinstellung  wieder  Mbgeschafft  wurde? 
Welches  waren  die  Ursachen,  die  zu  dieser  Arbeitseinstellung 
gefuhrt  haben?  Welcher  Art  waren  die  „Enttäusehungen", 
von  denen  der  Brief  des  Herrn  A.  Briggs  an  Bühraert  sprieht? 
Bei  dem  grossen  Aufseben,  das  der  Fall  Briggs  durch  die 
ganze  zivwsirte  Welt  hervorgerufen,  htttte  Böhmert  sich  zur 
Aufkiftrung  dieser  Fragen  ganz  besonders  veranlasst  sehen 
müssen.  Es  ist  augenscheinlich ,  dass  hier  die  Einziehung 
eingehenderer  Kachrichten,  und  zwar  von  verschiedenen  Seiten, 
am  Platze  gewesen  wäre.  Warum  z.  B.  hat  Böhmert  sich 
nicht  an  den  Sekretär  des  Gewerkvereins  der  Gruben f\rbeitpr 
von  West  -  Yorkshire  nm  Auskunft  gewandt'?  Hätte  er  ja 
doch  die  Angaben  desselben  Herrn  Briggs  und  dessen  Aus- 
sagen wieder  dem  Gewerkvereinssekretär  zur  Naeliausserung 
vorlegen  können.  Und  hierzu  lag  ein  Anlass  um  so  mehr 
Tor,  ab  Brentano  in  der  CSonoordia  vom  22.  Januar  1876  be- 
reits die  Zuverlässigkeit  der  an  sich  schon  so  vagen  An- 


1)  BQhmert»  QewuuibetheUigntig  Bd.  I  S.  289. 
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deatUDgen  des  Herrn  Briggs  über  die  Ursachen  des  Aaf  hörens 
Beines  GrewinnbetheiUgaDgeversucheB  in  Zweifel  gestellt  hatte. 

Allein  auch  ohne  solche  Befragung  dürfte  es  möglieh 
gewesen  sein,  in  das  nach  der  Bohniertschen  l>rirstellung 
Bleibende  Dunkel  etwas  Licht  zu  biingen,  wenn  iioiiniert  nur 
ausser  dem  von  ihm  benutzten  vorgenannten  Material  nocii 
anderes,  nicht  blos  von  Herrn  Briggs  herrührendes  in  Be- 
tracht gesogen  haben  würde. 

fis  sind  n&mlieh  über  das  Verb&ltniss  der  Firma  Briggs 
zu  ihren  Arbeitern  noch  folgende  au  berlicksichtigende  QueUen 
vorhanden: 

Bezüglich  der  grossen  Arbeitseinstellung  and  Aussperrung 
in  der  Kohleninduptn'f  von  Wc8t- Yorkshire  im  Jahre  185S. 
bei  welcher  (Wo  bnina.  Bricrp:^  eine  hervorragciule  Rolle 
spielte,  kenne  icii  die  Hnrptt  jtini<j^  von  John  Holnn  >  in  den 
Transactions  der  Niaioual  i\^s n  lation  for  the  Proniolion  of 
Social  bcience  von  185Ü  und  auaserdem  den  exakten  Bericht 
von  J.  M.  Ludlow  in  dem  schon  oben  erwähnten  Enqueten- 
werke  dieser  GeseUschaft  über  „Trades*  Societies  and  Strikes*^, 
London  1860.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  letztere  auf 
Qrund  von  Befragen  beider  Parteien  abge&sste  l  it  richt  beiden 
Parteien  und  insbesondere  auch  den  Herren  Briggs  vor  der 
Veröffentlichung  vorgelegen  hat  und  von  denselben  als  korrekt 
anerkannt  worden  ist'). 

Ausserdem  konunt  für  die  Vorgeschichte  des  Briggsschen 
Induslrial  Partnershij)  in  Betracht  der  Sixth  Report  of  the 
CoMiiiiissioners  appointed  to  inquire  into  the  Organization  and 
Bulcs  üf  Trades'  Unions  and  other  Associations  vom  Jahre 
1868.  Dieser  Bericht  enthält  lauter  Aussagen  der  Herren 
Henrj  Currer  und  Archibald  Briggs,  welche  damals  den 
Posten  eines  geschäftslührenden  Direktors  bezw.  Sekretärs  bei 
der  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  Limited,  bekleideten» 
sowie  einiger  von  ihnen  mitgebrachter  Arbeiter  vor  der 
königliclien  Untersuchungskommission  über  ( »ewcrkvercine. 

Speziell  über  die  Arbeitsstreitigkeilen  des  .lahres  1803 
giebt  dctaillirte  Kunde  noch  ein  Aufsatz  des  genannten  John 
Uoinuö  im  „Beehive",  dem  Organe  der  Trades'  Unions  vom 
14.  September  1872. 

Endlich  über  die  der  Aufbebung  des  Industrial  Partnership 

')  Trades'  Societies  and  Strikes  S.  U:  „In  laving  thia  report  before 
the  Committec  I  he^  leave  to  sny  tliat  it  has  been  communicated  in 
M.  S.  to  Mr.  John  Holmes  on  behalf  of  the  men,  to  Mr.  W.  £.  Förster« 
as  one  of  fho^e  wlio  attempted  to  mediate  brt^vf'(•Il  maFfcrp  and  men, 
axui  to  Meäsrä.  Briggs  coal-owneis;  and  in  proot,  to  Messrs.  Briggs 
mgain  (wbo  went  tbrot^  it  wiäi  me  in  a  Conference  of  several  honrs* 
duration),  and  to  Mr.  Shaw,  Miners'  Delegate  for  West  Yorkshire  and 
that  evcrv'  fact.  fi'j'mn  and  explanution  lias  been  inserted  which  luiy  of 
the  perbons  consuitL-d.  deeioed  impoi  tant.  —  J.  M.  L.** 
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▼oraufgehendeti  Ereieniaae,  die  Differenzen  zwischen  der  Finna 
Briggs  und  ihren  Arbeitern  im  Jahre  1872,  geben  Auischlüsse 

der  im  Beehive  im  Monat  August  und  September  des  ge* 
nannten  Jalires  zwischen  Lloyd  Jones  und  Arehibald  Briggs 
geführte  Streit,  sowie  die  Ausführungen  des  englischen  National- 
ökonomen Sedley  Taylor  in  seinem  1S84  erschienenen  Werke: 
^Profit- Sharing  lietween  Capital  and  La})üur''  welche  wesent- 
licii  auf  einem  ihnen  vorangednickten  Memuraiidum  der  Herren 
Arehibald  und  Henry  Currer  Briggs  beruhen. 

Auf  Grund  dieses  Materials  und  unter  Benutzung  der 
sonstigen  Angaben  Böhmerts  ergiebt  sich  die  folgende  Dar« 
Btellunir  des  Gewinnbetheiligungsversachea  der  Firma  Briggs, 
eines  Versuchs,  der  zu  einer  Art  Weither ähmtheit  gelangt  ist, 
dessen  Einrichtungen  lange  Zeit  als  Muster  galten  und  der 
zn  Ende  der  sechziger  Jahre  in  Deutschland  als  das  Lösungs- 
mittel der  sozialen  Frage  gepriesen  wurde. 

Uie  Kohlengruben  der  Firma  Henry  Briggs  Son  (\:  Co. 
in  Norniauton  und  Met  hiev  liegen  im  Distrikt  West-Yorkshire, 
dessen  Mittelpunkt  die  Stadt  Leeds  bildet^). 

Von  1844  bis  1858  hatten  die  Grubenbesitzer  und  die 
Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  in  fast  ununterbrochenem 
Frieden  gelebt').  Kur  1853  kam  es  in  den  Gruben  einer 
Firma,  denen  der  Herren  Pope  und  Pearson,  zu  einer  Arbeits* 
eiustellung,  da  den  Arbeitern  derselben  eine  geforderte  Lohn- 
erhöhung abgeschlagen  wurde  *).  Während  dieses  Ausstandes 
waren  die  feiernden  Grubenarbeiter  von  ihren  nicht  feiernden 
Genossen  des  Bezirkes  unterstützt  worden,  und  ebenso  hatten 
die  Herren  Pope  und  Pearson  von  don  sämmtlichen  Grnben- 
bei^itzern  VV^est-Yorkshires  Geldbeitriiac  erliahen.  Zum  ersten 
Male  zeigte  sich  ein  gemeinsames  Handehi  der  Grubenarbeiter 
von  West-Yorkshire'^).  Dieser  Arbeitszwist  wurde  nach  lüuf- 
monaHieher  Dauer  beigelegt  ^)  und  damit  schwand  auch  wieder 
die  Organisation  der  Arbeiter,  die  sich  nur  zu  diesem  Zwecke 
gebildet  hatte 

Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  der  Verbindung  der 
Grubenbesitzer  von  West-Y'^orkshire.  Diese  hatte  sich  nicht 
erst  bei  dieser  Gelegenheit  gebildet,  sie  bestand  schon  seit 


1)  Hei  K<»gan  Paul,  Trench  &  C<>.,  London. 

■)  Vgl.  den  oben  erwähnten  Tradcf'  T'nions'  Commissioners'  Report 
qu.  12487.  Bei  Verweisung  auf  die  in  die&em  Berichte  enthaltenen  An- 
nben werde  ich  fortan  nur  mehr  die  Kummer  der  betreffenden  Aussage 
stiren. 

»)  Ltidlnw  a.  O.  S.  18.  .1.  Holmes  a.  O.  ö.  640  f. 
*)  Ebenda  und  qu.  12  489. 
•)  Lndlow  S.  46. 
«)  qu.  12  489. 

^)  Ludiow  ä.  20  a.  E.  und  qu.  12  495. 
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80  Jahren  und  blieb  auch  bestehen  Der  Verein  der  Graben- 
besitzer kam  Ton  Zeit  zu  Zeit  znsanimen,  setzte  die  Preise 
fest,  zn  denen  die  Kohlen  an  das  Publikum  verkauft  werden 
sollten,  und  bestimmte  die  Lohns«ätze  der  Grubenarbeiter; 
nöthigenfalls  versandte  er  gedruckte  Listen  mit  den  Namen 
der  Grubenarbeiter,  die  sich  bei  einem  Arbeitgeber  missliebig 
gemacht  hatten,  an  die  Vereinsmitglieder ;  auch  wachte  er 
über  der  Bergwerksgeaetzgebung,  um  die  Aufnahme  von  Be- 
stimmungen in  dieselbe ;  welche  dea  Arbeitgebern  nachtheiiig 
oder  unbequem  sein  wQrden,  zu  verhüten 

Dieser  Verein  der  Grubenbesitzer  von  West-Yorkehire 
beschloBS  nach  einer  mehrjährigen  Ueberproduktion  im  M&ns 
1858,  um  die  Nacbtbeile  dee  Sinkens  der  Preise  von  den 
Unternehmern  abzuwenden,  den  Lohnsats  der  Grubenarbeiter 
um  15  Prozent  herabzusetzen^). 

Als  dies  den  Arbeitern  angezeigt  wurde,  begannen  diese 
sich  zum  Zweck  des  Widerstandes  zu  organisiren.  Da  erst 
bildete  sich  ein  förmlicher  (iewerkverein  der  West-Yorkshürer 
Grubenarbeiter^).  £s  ist  dies  einer  der  in  neuerer  Zeit 
seltenen  FäUe^  in  denen  ein  Grewerkverein  sich  erst  aus  einer 
durch  das  Vorgehen  der  Arbeitgeber  hervorgerufenen  Arbeits* 
einstetlung  entwickelte^).  Dasu  kam  bei  dieser  Gelegenheit 
zu  Tage,  dass,  während  man  immer  über  das  Geheim wesen 
der  Arbeiter  Klage  führte,  jener  Gewerkvcrcin  der  Gruben- 
besitzer seit  mehr  als  30  Jahren  im  geheimen  bestand*^), 

*)  Nach  J.  Holmes  S.  ti41  cntatand  dieser  Verein  der  Grubenbesitzer 
allerdings  erst  1853  und  dasselbo  sagte  1868  vor  der  königl.  KoininiB.^i'  t; 
abermals  Herr  H.  C.Briggs  aus  fqii.  12489).  Dacef^pn  solirieb  .schon  Ib'iM  .1.  M. 
Ludlow  io  seinem  oben  genannten  von  den  Herren  Briggs  durchgeöehenen 
nnd  als  riehHg  anerkannten  Boichte:  The  fonnation  of  tfais  aasociatioii 
is  aarigned  by  Ut.  Ilolmea  to  the  year  1853;  Mr.  Briggs,  however,  in 
the  course  of  the  discussion  at  Brudford,  stated  that  „it  has  existed 
for  the  last  thirty  years".  I  am  sorry  to  say  that  the  j)rinciple  of 
secrecy  so  often  cast  into  the  teetb  of  the  men's  trade  eoeieties,  appears 
emiiirutly  cliaracteristic  of  this  tmde  society  of  coal-owners.  Altnongh 
so  long  in  existenee,  it  is  alleged  to  be  „hardly  in  a  State  of  formation*' ; 
to  have  ^no  rules  nor  regulär  subscriptions'' ;  and  I  have  vainly  aolicited 
copies  of  its  minittes,  even  as  respecting  \ts  inost  important  proceedin^ 
In  addition,  mor*^'»ver.  to  thts  „General  Association",  fi"'  it  is  termed  oy 
the  „Employer"'  (but  which  indeed  seems  now  almost  broken  op),  it  wonld 
seem  that  lihe  mästen  of  parüenlar  districts  (Bamsley,  Wakoleld  and 
Leeds,  and  Gilders« )mel  arc  in  the  habit  of  meeting  for  siuiilar  purposes 
to  tliosc  of  the  peneral  bodv,  but  act  quite  indepenilentlv  and  do 
Uüt  aiways  show  the  same  al>stineiicc  from  publicity  as  vvifl  be  seen 
fisrther  on. 

-1  .1.  M.  L\Knn\v  S.  20.  Lloyd  Jones  im  T^<'rhive  vom  31.  Aufrvist 
1872.  John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872.  qu.  12  510 
and  12522. 

")  Ludlow  S.  27.   J.  Holmes  S.  641.   qo.  12  495. 
*)  Ludlow  a  29  f.  Holroes  im  Beehive  vom  14.  ^September  1872. 
qu.  12495. 

Ludlow  S.  11. 
•)  Ludlow  S.  20  IL  40. 
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Die  Arbeiter  legten  Anfang  April  bei  einigen  Firmen  die  Ar- 
beit nieder').  In  den  folgenden  ^lonaten  mehrten  sich  die  Arbeits- 
eins telluD«:^Gn -),  Da  die  Arbl  iier  nicht  nachgaben,  so  schritten 
die  Grubeiibesitzer  im  Spätsommer  zu  einer  allgemeinen  Aus- 
sperrung derjenigen,  welche  sich  ihren  Anforderungen  nicht 
lügten  '•-),  Den  Grubenarbeitern  wurden  ihre  \V  ulinungen  ge- 
kündigt and  in  Folge  deflsen  mussten  dieMlben  zu  Tausenden 
Wochen  und  Wochen  einee  feuchten  Spfttherbstes  unter  Zdten 
auf  den  Feldern  kampiren,  ohne  dass  deshalb  die  Arbeitgeher 
ihren  Zweck  erreichten'*).  Ende  November  fiel  eine  firma 
von  der  Koalition  der  Arbeitgeber  ab.  Sie  schlosa  mit  ihren 
Arbeitern  einen  Separatfrieden,  in  dem  sie  sich  mit  einer 
Lohnreduktion  von  7^  2  Prozent  begnügte  und  alle  sonstigen 
Forderungen  fallen  ücss^).  Die  übrigen  Firmen  folgten  inner- 
halb kurzer  Zeit  nach  und  scidosaen  unter  denselben  Be- 
dingungen i'  rieden*^).  Im  .ilärz  des  folgenden  Jahres  (1859) 
wurden  den  Arbeitern  auch  noch  jene  gekürzten  7*/a  Prozent 
wieder  bewilligt;  ohne  dass  es  au  einer  neuen  ArbeitseinsteUung 
gekommen  wftre^). 

So  war  ausser  enormen  pekuniären  Verlusten  —  John 
Holmes^)  berechnet  sie  auf  100000  ^  —  das  einaige  Resultat 
dieses  heftigen  Arbeitsstreites  das  Bestehen  eines  Gewerk- 
vereins unter  den  Arbeitern  und  eine  heftige  Erbitterung  und 

grosses  Misstrauen  derselben  gegen  die  Arbeitgeber.  1ns- 
esondere  war  die  Firma  Briggs  Gegenstand  dieser  gereizten 
und  argwöhnischen  Stimnumg  der  Arbeiter.  Ihr  wird  nach- 
gesagt, dass  sie  durch  ihr  besonders  rücksichtsloses  Vorgehen 
am  meisten  zur  Entstehung  des  Gewerkyerdns  der  Gruben- 
arbeiter beigetragen  habe^). 

Der  Oewerkverein  der  Grubenarbeiter  bestand  nach  den 
£reigni88en  von  1858  noch  eine  Zeit  lang  fort.  Er  zerfiel 
aber  allmUhlich  in  Folge  des  yeränderten  Verhaltens  der 
Grubenbesitzer 

Erst  am  12.  Juni  1863  kam  es  zu  einem  neuen  Aus- 
stande, als  die  Firma  Briggs  ihren  Arbeitern  anzeigte,  dass 
sie  den  Loim  herabsetzen  und  eine  bis  vor  kurzem  übÜche 
Arbeitsmethode  (riddle)  wieder  einführen  werde.  Das  Riddeln, 
das  im  Ausscheiden  der  grossen  EohlenstÜcke  von  dem  Kohlen* 


1)  LuiWnw  S.  2S.   Holmes  S.  641. 
«)  lioiüiea  S.  «42. 

>)  Ladlow  S.  30  f.  Holmes  S.  642.  qo.  12499  n.  1250a 

*)  Ladlow  S.  33.   Holmes  S.  642  f. 
»)  Ludlow  S.  87.    Holmj>s  S.  R44. 
«)  Dieselben  und  qu.  i25ul  u.  12507. 

Ludlow  S.  89.   qu.  12  510  f. 
^)  S.  Gö;1  auch  Ludlow  S.  38  f. 
^)  John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872. 
Ders.  ebenda,  qu.  18  028. 
BandraagMi  (SIQ  'VI.  8.  ->  Fr»Mi«*T,  2 
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gru3  vermittelst  grosser  Siebe  besteht'),  war  einige  Mo- 
nate vorher  aufgehoben,  da  damals  grosse  Nachfrage  nach 
Kohlen  herrschte  und  daher  auch  der  fiir  gewöhnlich  unver- 
käufliciie  Kohlengrus  mit  den  Kohlen  abgegeben  werden 
konnte').  Der  Widerwille  der  Arbeiter  gegen  die  Wieder- 
einftlhrung  dieser  Arbeitsmetliode  war  ^ross;  dieselbe  yer- 
ursachte  innen  viel  Mühe  und  Mehrarbeit  und  die  dafUr  ge- 
botene Entschädigung  von  1  d.  per  Tonne  genügte  ihnen 
nicht  Sie  gingen  daher  nicht  auf  die  Fordernngen  der 
Herren  Briggs  ein. 

Dies  führte  zu  einer  Wiederbeiebung  des  ( fcw  t  rkvereins 
der  Grubenarbeiter  ^)  und  zu  einem  neuen  Arbeitsstreit.  Dieser 
Kampf  war,  wenn   aucli   nur  auf  die  Gruben  der  Herren 
Briggs  sowie  die  der  Herren  Pope  und  Pearson  beschränkt 
dennoch  weit  heftiger  und  erbitterter  als  der  von  1858*). 

Vergebens  waren  die  Versuche  der  Herren  Briggs,  den 
Willen  mrer  Arbeiter  su  brechen.  Sie  scheiterten  an  der 
Abneigung  dieser  und  an  der  Macht  ihres  6e  werk  vereine. 
Die  Herren  Briggs  schritten  daher  abermals  su  einer  Aus- 
sperrung ihrer  Grubenarboiter.  Aber  niclit  g^'^ing  damit  und 
nicht  ,  dass  man  Anstalten  traf,  die  Aufnahme  der  aus- 
gescblosaenen  Arbeiter  in  andere  Gruben  zu  v<:"r}iindern,  man 
schnitt  ihnen  sogar  die  ^füglichkeit  ab,  irgend  welche  Arbeit 
zu  eriaui;cnj  selbst  denjenigen,  welche  auf  der  Laudatrasse 
Steine  klopfen  wollten,  wume  dieses  versagt.  Mit  so  rück- 
sichtsloser Hftrte  wurden  die  Arbeiter  aus  ihren  Wohnoneen 
vertrieben,  dass  selbst  die  dazu  aufgebotene  Polizei  nur  wider- 
willig  sich  ihres  Auftrages  entledigte.  Monate  lang  mussten' 
die  Ausgewiesenen  während  eines  harten  Winters  in  elenden 
Hütten ;  Zelten,  ja  selbst  unter  freiem  Himmel  auf  blosser 
Erde  kampiren^). 

Die  Firma  Brip^gs  besorgte  sich  unterdessen  Arbeiter  aus 
StafFordshire  und  Derbyshire^).    Zwischen  diesen  und  den 
feiernden  Gewerkvereinlern  kam  es  zu  allerhand  Keibcreien 
welche  schliesslich  zu  einigen  Verhaftungen  führten'^).  Die 
Westbesirksobrigkeit  klagte  über  die  Onertrftglichkeit  der 


n  Vgl.  auch  b.  Taylor  ö.  126. 

«)  qu.  12530. 

»)  qu.  12531—12  533. 

*)  qu.  12  028.  John  Holmes  im  Beehive  yom  14.  September  1872. 

^}  qu.  12535. 

*)  John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872* 

')  John  Hohnes  ebendaaelbst  und  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom 

31.  August  1K72. 

qu.  12  537.   John  Holmes  im  Beebive  vom  14,  September  1872. 
")  nu.  13  152-13  155.  Holmes  ebenda.   V-I.  auch  qu.  12489.  12853. 
13  002—13  008.    13 116  f.   13  119.   12 537— 12540. 
»0)  qu.  12537. 
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Unruhen  und  Kosten,  welche  ihr  aus  diesem  ArbeiUzwiste 
«nruchsen 

Das  Roraltat  des  Streites  war:  die  Herren  Brig|;8  muBsten, 
da  die  schlechte  Arbeit  der  neu  In  die  Graben  eingeführten 
Arbeiter  ihnen  nur  Kosten  verursachte ,  abermals  nachgeben. 
Sie  schlössen  mit  den  Feiernden  Frieden,  indem  sie  ihnen 
bessere  Lolm-  bezw.  Arboit?^l>eflnigungen  boten*). 

Diese  heftigen  Inter;  ssonkiimpfe  hatten  das  Verhältniss 
der  Firma  Briggs  zu  ihico  Arbeitern  zu  einem  wenig  erireu- 
lichen  gestaltet.  Die  Arbeiter  waren  von  Hass  und  Miss- 
trauen gegen  die  Arbeitgeber,  in  denen  sie  die  Urheber  ilirer 
Leiden  sahen  ^  erföllt').  Ihr  Interesse  am  CteschAft  erlahmte 
nothwendig  und  sie  betrachteten  jede  neue  Maasaregel  der 
Herren  Briggs  mit  Argwohn^).  Es  kam  daher  in  den  folgen- 
den Jahren  leicht  zu  Misshelligkeiten  und  kleinen  Konffikten 
swischen  der  Firma  und  den  Grubenarbeitern^). 

Ausserdem  hatten  diese  wiederholten  Arbeitsstreitigkeiten 
der  i'  irma  sehr  erhebliche  pekuniäre  Verluste  verursacht.  Das 
Kapital  trug  kaum  mehr  5  Prozent  Zinsen ')  und  man  dachte 
sogar  schon  daran,  die  Gruben  zu  verkaufen*).  Dazu  soll, 
wie  John  Holmes  behauptet  noch  der  Umstand  gekommen 
sein,  dass  ein  stark  betheiiigter  Sozius  des  Geschäftes  um  Jene 
Zeit  seinen  Antheil  aus  demselben  zurückzog. 

Unter  solchen  Umständen  schritten  die  Herren  Briggs 
dazU;  ihr  Geschäft  in  eine  Aktiengesellschaft  sa  Terwandeln 
und  ihre  Arbeiter  am  Gewinn  zu  betheiligen. 

Die  Firma  wurde  im  Jahre  1865  unter  die  Limited  Lia- 
bility  Act  von  18(32  gestellt^). 

Das  Geschäftskapital  hatte  1880  75  0<)O  ^  betragen  iiucl 
belief  sich  zur  Zeit  der  Tlunvaiidluiig  auf  86  000  ^.  Xua 
wurden  9000  Aktiensciieuic  gebciiaßen  zum  Isominalwerthe 


John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872. 
Zur  Charakteristik  der  Stimmung  der  Grnbeiinrboit<  r  fl!f'nPT^ 
Aeufiseruiigeo  derselben  wie:  „All  coal  masters  is  devila  and  Brigg«  i« 
ihe  prittc«  of  the  derils*  oder  „ile  [BriggeJ  would  be  the  devU,  u  be 
had  horns^  etc.  S.  Taylor  S.  125  f.  TtofUtm,  Die  Arbeit,  deutsch 
von  Schramm,  Leipzig  1870,  S.  399.  Concoidia,  JahnEang  lÖ7d  Nr.  6. 
qu.  um.    12  540. 

')  qu.  12  547.  12  558.  Hovell  -  Thnrlow ,  Tradcs'  Unions  Abroad, 
London  1871,  S.  2"""  f  (IIovell-Thurlow  resumirt  die  Ergebnisse  der  186^' 
veröftentlichtcn  Erhebungen  d^  königlichea  Untersuchungskommisaion 
über  Gewerkvereine.) 

*)  qu.  12547.   12  558. 

qu.  12  5S8.   H.  C.  Brigg»,  Indnstrial  PartneishijMS,  London  1868» 
8.  5.   Böhmert  Bd.  I  8.  330. 

*)  Bnqu6te  de  la  commiBrion  extraparlementaiie  des  aasociatioiis 
ouvri^res  S.  20  fMittheilung  des  Henn  Ch.  Robert). 
")  Heobivc  vom  14.  September  1>^72. 
8.  Taylor  S.  118.    qu.  12  .H7. 

2* 
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von  je  15  ^ ,  aber  zum  Kurse  Yon  10  ^  emtttirt.  Bald 
darauf  wurden  noch  1000  junge  Aktien  kreirt^). 

Von  dem  gesamraten  Aktienkapital  behielten  die  Herren 
Briggs  etwa  zwei  Drittel  für  sich  zurück  und  sicherten  sieh 
80  die  unbeschränkte  Leitung  des  Ganzen  Den  Rest  boten 
sie  ihren  Beamten,  Arbeitern,  Agenten,  Kunden  sowie  dem 
weiteren  Publikum  vnm  Verkaufe  an^). 

Sodann  wurde  tieii  Aiip^estellteu  und  Arbeitern  des  Hauses 
ein  jährlicher  Antbeil  am  l'lrtra^e  des  Geschäfts  zugesa^^t.  Der- 
selbe sollte  sich  auf  folgende  Weibe  berechnen  ;  ZmiäL'höt  sollten 
vom  Reingewinn  Abzüge  fUr  den  Reservefonds  stattfinden^). 
Hierauf  waren  10  Proaent  des  Aktieukapitals  den  Aktionftren 
ab  Dividende  (5  Prozent  Zins,  5  Prozent  Risiko  etc.)  auszu- 
theilen  '^).  Der  etwaige  Rest  des  Reingewinnes  endlicli  fiel  zur 
Hälfte  gleichfialls  an  die  Aktionäre,  zur  anderen  an  die  Beamten 
und  Arlioiter**).  Letzterer  B^tr  i;:^  vertheilte  sich  unter  die  Ein- 
zelnen nach  Maassgabe  des  im  Laufe  des  Jahres  verdienten  Lohnes, 
und  zwar  sollten  diejenigen  unter  ihnen ,  welche  zuj^Ieich  In- 
haber von  Aktien  waren,  die  Hälfte  mehr  als  die  Nicht- 
aktionure  zu  beanspruchen  haben''). 

Zum  Empfang  des  Bonus  berechtigt  waren  alle  diejenigen 
Arbeiter,  weiche  sich  ein  Lohnbüchlein  zum  Preise  von 
1  penny  gekauft  hatten.  Dieses  Büchlein  sollte  der  mindestens 
alle  14  Tage  stattfindenden  Eintragung  der  inzwischen  er- 
worbenen Löhne  dienen^). 

Daneben  wurde  den  Arbeitern  der  Durchschnittslohn  des 
Distrikts  versproehen 

Schliesslich  wurde  ein  Arbeiterausschuss  gefi^rUndet,  welchen 
die  Direktoren  gelegentlich  berufen  sollten,  um  von  ihm  Vor- 
schläge betreffs  Arbeitsverbcascrungen  entgegenzunehmen  ^^'). 
Eine  Kontrole  bei  der  Geschäftsfilurun^  oder  über  die  iähr- 
liehe  Abrechnung  stand  den  Arbeitern  nicht  zu^^).  Kur  hatte 
ein  von  den  Aktionären  zu  bestellender  Revisor  gemäss  der 
Limited  Liability  Act  die  Rechnungen  zu  prüfen^-). 

Den  neuen  Einrichtungen  b^egneten  die  Arbeiter  an- 


')  qu.  12  579. 

•)  qa.  12<iii.   12  567. 

=»)  qn.  12  547. 

*)  qu.  12  547 :  „a  fair  and  usual  reservatioD  for  redemption  of  capital 
and  other  legitimate  aUowances".  Böhmert  Bd.  I  S.  282.  S.  Taylor 
8.  118. 

qu.  r2:.47.    S.  Taylor  8.  IIS.    Böhniort  Bd.  I  S.  232. 
^)  qu.  12  :.47  f.    S.  Taylor  S.  118.   Bölimert  Bd.  I  S.  2:32. 
Ebenda. 

*)  qu.  12  650.   S.  Taylor  S.  119. 
•)  qu.  12  550  ff.  8.  Tajlor  ö.  119. 
1«)  HoreU-Hmrlow  8.  288. 

qu.  12  50.5.  Böhmert  Bd.  I  8.  282. 

qu.  12d6d  f. 
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fänglich  mit  äu8serstom  Misstrauen Einige  waren  der 
Ansicht,  dass  die  Herren  Briggs  mit  der  Einülhrang  der 

Oewinnbctheiligung  einen  vernichtenden  Schlag  gegen  die 
Gewerkvereine  zu  führen  gedachten^),  andere  erklärten:  Ja, 
das  Ding  an  und  für  Bich  ist  gut,  aber  seht,  es  kommt  von 
Briggs,  und  zu  Briggs  habe  ich  kein  Vertrauen  Auch 
"vv-urden  Anfangs  sehr  wenige  Aktien  von  den  Arbeitern  ge- 
zeichnet^) und  nicht  mehr  als  30  Prozent  derselben  hatten 
das  Zntraaen»  dass  sie  die  10  Pfennige  f&r  das  LohnbQisUein 
wagten,  um  die  Antbeilsbereehtigung  an  erwerben*). 


yoller  Loyalität  durch.  Und  zwar  wurden  nicht  nur  alle 
bezüglich  der  Qewinnbetheiligung  getroffenen  Bestimmungen 
pünktlich  erlUUt,  sondern  die  Herren  Briggs  schienen  auch 
jede  Absicht,  ihren  Arbeitern  die  Mitgliedschaft  in  dem  Ge- 
werkverein zu  untersagen  oder  zu  erschweren,  aufgegeben 
zu  haben. 

Da  schwand  auch  bald  die  anfängliche  Abneigung  der 
Arbeiter.  Insbesondere  machte  die  erste  Aoszamung  des 
Bonns  am  31.  Juni  1866  grossen  Eindruck  auf  sie*)  nnd  sie 
beeilten  sieb,  durch  Ankauf  des  Lohnbftchleins  die  Antheib- 

berechtigung  zu  erwerben.  Im  zweiten  Jahre  empfingen  be- 
reits 80  Prozent  der  Arbeiter  Qewinnantheile An  die  Stelle 
der  früheren  Zurückhaltung  trat  ziemlich  allgemein  volle  Zu- 
friedenheit mit  dem  neuen  Lohnsystem 

Nicht  wenig  trug  dazu  bei  die  laute  Zustimmung,  mit 
welcher  notorische  Freunde  der  arbeitenden  Klassen  die 
Maassnahmen  der  Herren  Briggs  begrüösten.  John  Stuart 
Hill^)  und  Fawcett^^)  einerseits,  Louis  Blanc  andererseits  er- 
klärten sich  fiir  die  neue  Organisation«  G.  J.  Holyoake^^X 
der  Chartist  der  vierziger  Jahre ,  Lloyd  Jones,  der  alte 
Owenit  und  eifrige  Vorkämpfer  des  englischen  Genossen- 


'l  qu.  ArcbibaM  Brip-tr^'  in  den  Transuctions  der  Sofial  Science 

Afisociation  von  186ö  S.  704.   s!  iavlor  S.  136  iW  Blihuiert  Bd.  I  S.  232. 

^)  „It  was  instituted  to  deetroy'  the  Union."   qo.  12898. 

')  .\yell,  the  thinL'  is  pood,  bnt  vou  know  it  oom«»  hom  Briggs 
and  I  have  no  faith  in  Bri^^."   qu.  1SÖ72. 

*)  Böhmert  Bd.  I  S.  232. 

^\  qu.  12  (>.V>. 

Böhmert  13<i  I  S.  2S2. 

')  qtu  12  662. 

•)qn.  1294a  18072. 

"i  Gnindsütze  der  polit.  Oekonomio,  deutech  von  Adolf  Soetbeor, 
Leipzig'  18G9,  8.  81.    Vgl.  auch  Ö.  Taylor  S.  133. 

1*^)  Pauperism,  its  causcd  and  reraedies,  London  und  New-York  1871, 
8.  170  ff.    Manual  of  PoUtical  Economy,  5.  ed.  London  1876,  S.  254. 
Transactions  der  Social  ^enee  Aaeociation  von  1873  S.  119.  S.  Taylor 
133. 

Holyoake,  Partneisliips  of  Indnstiy  etc.,  London  1865,  S.  5. 


führten  das  neue  Lohnsystem  mit 
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schat'tswesens ,  J.  M.  Ludlow  und  Thomas  Hughes,  welche 
zur  Zeit  der  christlich- sozialen  Bewegung  mit  der  Grüoduiig 
von  Produktiy^enosBenBchalteQ  vorgegangen  wareo  und  seit- 
dem unenDüdlich  wirkten  in  der  Vertretung  der  Idee  und 
Intereseen  der  Kooperation,  waren  voll  Begeisterung  fUr  diese» 
System  der  Vereinigung  der  Interessen  von  Kapital  und 
Arbeit.  Und  nicht  minder  stimmten  dem  bei  Frederie 
Harrison,  der  theoretische  Gegner  clor  Produktivgenossen- 
sclmft,  dem  die  englischen  Gewerkvereine  vor  allem  ihre 
Anerkennung  durch  die  Gesetzgebung  zu  danken  haben,  und 
Macdonald,  der  Präsident  des  Gewerkvereins  der  ^Wul  en- 
ar  heiter  von  Grossbritannicn.  Der  Enthusiaümub  dieser 
Männer  ebenso  wie  die  energische  Propaganda  der  Herren 
Briggs  selbst  verbreitete  die  Kunde  von  ihrem  Industrial 
Partnership  nicht  nur  über  ganz  England,  sondern  brachte 
sie  auch  nach  dem  europäischen  Kontinent*)  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika. 

So  wurde  das  Vcrhältniss  zwischen  den  Herren  Briggs 
und  ihren  Arbeitern,  das  sich  in  FolL'^e  der  Aviederholten 
Arbeitszwistigkeiten  und  Reibereien  £:r:;en  das  Jahr  1805  zu 
einem  ganz  unerträglichen  gestaltet  halte,  in  Folge  der  Ein- 
führung des  ludustrial  Partuerähip  ein  wesentlich  anderes. 
Die^  Arbeitsfltreitiffkeiten  schwanden  seit  diesem  Zeitpunkt 
ydllig  und  Frieoe  und  Einmttthigkeit  herrschte  zwischen 
beiden  Theilen.  Vertrauen  zu  dem  guten  Willen  der  Arbeit- 
geber hatte  sich  in  der  Brust  der  Arbeiter  Bahn  gebrochen^ 
und  das  trug  dazu  bei^  dass  auch  sie  ihren  Vortheil  in  dem 
grÖsstnv'Vsrliclipn  Gedeilien  des  Geschäfts  sahen.  Das  Industrial 
Partnersiup  trug  ihren  beiderseitigen  Interessen  Rechnung. 

Die  Arbeiter  erfuhren  eine  bessere  Behandlung  und 
hatten  einen  höheren  Verdienst.  Der  lionus  des  Jahres  18(35  i'>6y 
welcher  2  Prozent  des  Geschäftskapitals  betrug,  bedeutete  für 
die  Arbeiter- Aktionäre  eine  Lohnerhöhung  yon  10,  fUr  die 
Übrigen  Arbeiter  eine  solche  von  5  Prozent  Im  Bonus  dee 
darauiTolgenden  Jahres  in  der  Höhe  von  8  Prozent  des  Gte- 
schäftska}  itals  empfingen  die  ersteren  eine  Lohnsteigerung^ 
von  12,  die  Nichtaktionäre  eine  solche  von  8  Prozent^).  Die 
Gewinnantheile  der  Arbeiter  in  den  Geschtäftsjahren  1867  C>8 
bis  1871/72  betrugen  je  ^'a,  3'/s;  Via,  P/s  und  5  Prozent  de» 


J.  M.  Ludlow  und  Lloyd  Jones,  Die  arbeitenden  Rliuneii  iu  Eng- 
land in  sozialer  und  politischer  BesiehuDg,  deutsch  von  Jul.  Holt2en> 
dorff,  Berlia  1Ö6Ö,  S.  105. 

*)  Yf^y  8.  B.  Engel,  Rede  in  der  juristiflche»  Gesellschaft  an  BerKnr 

ISn?  fBöhniert        I  S.  II.",).    F.  W.  t^tnlil,  Di«'  Arbeiterfrage  sonst  und 
jetzt:    Deutsche  Zeit-  und  .Stroitfragen  Heft  VI,  1>^72.    Le  comte  de 
Paris.  De  la  eituatiou  des  uuvriers  en  Angleterre,  Pari»  1873,  S.  lf^6  ff. 
qu.  12652— 12  6d8.  HoTeH-Thurlow  8.  287. 
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Gesellschaftskapitais  uud  bezifferten  sich  auf  3150,  3462,1740, 
1745  und  5250  Ü^*).  Dafür  entscLadigten  sie  aber  auch  die 
Arbeitgeber  durch  in  ieder  Beziehung  werthvollere  Arbeits- 
leistUDgen.  Ihr  Grabenbeflach,  der  früher  viel  zu  wQnicheii 
übrig  gelassen  hatte,  wurde  reffehnfissiger.  Die  Arbeit  wurde 
besser  und  sorgfältiger  verriclitet^).  GWwsere  Sparsamkeit 
war  nicht  zu  verkennen*).  Herr  H.  C.  Briggs  erzänlt  z.  B.*), 
früher  habe  er  öflers  bemerkt,  dass  die  Arbeiter,  wenn  ein 
Stück  Eisenbahnschiene  einzusetzen  gewesen  wäre,  eine  neue 
Schiene  genommen  imd  dieselbe,  um  die  nötiuge  Länge  zu 
erhalten,  entzweigebrochen  hätten.  Hätten  »ie  dann  falsch 
gebrochen,  so  hätten  sie  die  Schiene  vergraben  und  eine 
uische  genommen.   Nun  käme  derartiges  nicnt  mehr  vor. 

Die  Arbeitgeber  fanden  in  Folge  der  Betbdligung 
ihrer  Arbeiter  am  Gesch&fisffewinn  und  am  Aktienkapitiu 
ihre  Stellung  gegenüber  denselben  nicht  nur  nicht  geschwächt^ 
sondern  sogar  wesentlich  gestärkt,  sie  war  einflussreicher  ge- 
worden**). Ganz  besonders  jedoch  waren  die  pekuniären  Er- 
foltre  des  Tndnstrial  Partnership  für  sie  von  Wichtigkeit, 
Hatte  das  Kapital,  wie  oben  erwähnt,  in  den  Jahren  1863 — 05 
kaum  5  Prozent  getragen,  so  stiecr  der  Kapitalzins  im  Jahre 
1865  66  auf  12,  im  Jahre  1866  67  auf  13  Prozent«),  und  ähn- 
lich günstige  Resultate  lieferten  die  folgenden  Jahre.  In  den 
Jahren  1867/68  Us  1871/72  betrug  der  Eapitalgewinn  je  ISVa, 
IdVt,  ll'/a,  ll>/8  und  15  Prozent^).  Das  Geschäft  florirte  so, 
dass  die  1865  zu  einem  Kurse  von  10  Sg  emittirten  Aktien  1868 
bereits  auf  14  5  b.  bis  14  £  10  s.  standen^).  Aus  dem  In- 
dustrial  Partnership  entsprangen  der  Firma  Briggs  also  keines* 
wegs  Unkosten,  vielmehr  fielen  ihr  erklf^cldiche  Melireinkünfte 
SVif  hervorgerufen  durch  die  Mehrlei8tuiit;L'ii  dor  Arlifiter. 

Krmnglicht  waren  diese  Mehrleistun^'^eii  clt  r  Arbeiter,  er- 
möglicht war  (las  vorzügliche  Gedeihcii  des  Briggsschen 
Industrial  l'artiieröhip  duich  den  besonderen  Arbeitöbetrieb 
des  Geschäfts.  Die  Firma  Briggs  besehftftigte  im  Jahre  1868 
785  Chrubenarbeiter  (miners  oder  bottom  hands),  214  Junp^n 
(boys)  und  204  Arbeiter  über  der  Erde  (top  oder  surface 
hands)  ^,  und  ihre  wöchentliche  Produktion  besifferte  sich  auf 


8.  Taylor  S.  120. 
*)  qu.  12  706—12  710. 
*)  qn.  12711  f. 

*)  qu.  12  713.    12  711. 

^)  Archibald  Briggs  in  den   Transactions  der  .Sr»c.  Sc.  Assoc.  von 
1866  S.  783:    „So  far  from  the  workmen  interfering  in  cur  managcment 
1  find  mj  power  is  really  more  dcäpotic  than  ever."   Vgl.  auch  qu.  12613. 
•)au.  12  6.52—12  658.    Hov.'ll-Thurlnw  S.  2^7. 
8.  Taylor  S.  12ü  tMessrs.  Briggs'  Memorandum). 
qiL  12576.  12768. 
*)  qn.  12690. 
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7()(iO— 8000  Tonnen*).  Die  Handarbeit  spielt  die  wichtigste 
Kolle  in  dem  Betriebe  und  die  Kolilcnarbeiter  besitzen 
demnach  einen  hervorragenden  Eiutlu^sB  auf  die  gesammte 
Produktion  und  Bomit  auf  den  Ertrag  des  Geschäfts^).  Die 
Arbeitflldbne  maciien  den  weitaus  grössten  Theil,  ntoHch 
70  Prozent  der  ProduktionakosCen  aus^).  Wdtere  15  Pro- 
zent derselben  gehen  auf  die  Materialien,  wie  Holz,  Eisen. 
Oel  und  dcrgl.j  bei  deren  Verbrauch  die  Arbeiter  bedeutena 
sparen  können*).  Geringfügig  sind  dagegen  die  übrigen 
AusgabepoRten,  wie  folp^pnde  Tabelle'*),  den  Bechnungen  doB 
Jahres  1866  67  entnummeu,  zeigt: 


1 


Löhne  in  liaarzahluiig   57  055 

Löhne  in  Kohlen,  welche  den  Ar- 
beitern zu  ]      t;  d.  per  Tonne  ' 
abgegeben  wunlcu  i,  1 115 


d.)  ad 


17  3 


4  0 


Baidiol/,  

Eisen  und  Kupfer  

Abnutzung  der  .Schienen  

Pferdefutter  

Andere  Vorräthe  

liergwerkBabgabcn  (royalties)  .  .  . 

Salär  der  I^rektoren  

Kontor- Unkosten  nnd  Diverse.  .  . 
Lan  den  tsch  ä  d  j  pfu  n  p-en  (land  damages) 
Kohlenverbrauch  für  Grubenzwecke 
Stenern  und  Abgaben  


58171 

8  662 

796 
900 
3  410 
8  515 
7  4ö2 
1628 
1002 
316 
395 
998 


2  0 

14  8 

7  5 
0  0 

8  0 


0 
16 

9 

7 
17 
17  11 

7  81 


Pro/,  der 
Gesarnrnt- 
kosten 


70,7 

4.5 

1,0 

1.1 
4,2 

4,;^ 

9,1 
2,0 
1,2 
0,3 
0,4 
U2 


Ö2  275    7    4|  100,0 


Wie  weittragend  der  Einfluss  der  Arbeit  auf  die  Pro- 
duktion ist,  erhellt  aus  folgender  Berechnung  der  Herren 
Briggs*^):  Die  Kohlenarbeiter  in  den  Gruben  von  Whitwood 
und  Methley  können,  wenn  sie  sich  die  Mühe  nehmen,  die 
Koliien  in  grossen  Stücken  zu  gewinnen  und  zu  fordern,  das 
Nettoausbringen  um  jährlich  1500  ^  steigern.  Und  wenn  sie 
etwas  nielir  Sorgfalt  auf  die  Sortirung  der  KoMen  verwenden 
wollten,  kr>nntf'n  weitere  1500  ^  erzielt,  der  Reinertrag  im 
ganzen  also  um  :!i")0  veriiiehrt  werden.  Durch  nach- 
liissige  Arbeit  dagegen  und  durch  Gleichgiltigkeit  gegen  die 


1)  qu.  12r)62. 

2)  r|u.  12270  S.   Böhmeit  Bd.  I  S.  236. 

qu.  12  588.  12772.  BShmflit  Bd.  I  286. 
«)qtt.l  2  öss.  Böhmert  ebenda. 

qn.  12  7.53. 
«)  S.  Höhmert  Bd.  I  S.  234. 
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Geschäftsinterps!sru  können  die  Arbeiter  beinahe  den  ganzen 
Gewinn  iliusüriscli  machen 

Es  handelt  sich  also  hier  um  einen  Oesohältsbetrieb,  bei 
dem  der  i'ieibs,  die  Geschicklichkeit  und  die  Sorgfalt  der 
Arbeiter  einen  weflentlichen  Einfluss  auf  Erfolg  oder  Miss- 
erfülg  des  Unternehmens  haben. 

Da  die  Arbeiter,  wie  oben  ausgeführt,  angeepornt  durch 
die  Aussicht  auf  den  Bonus ,  nach  Kräften  das  Ihrige  zum 
Gedeihen  des  Geschäfts  beitrugen,  so  funktionirte  aas  In- 
dustrial  Partnership  vorzüglich  und  die  Herren  Briggs  waren 
mit  ihrem  Versuche  auBserordf^ntlich  zufrieden,  ^s(>ch  1871 
verotieutlichte  Herr  Archii;)aid  Briggs  eine  denseibeu  fen  i  iido 
Schrift:  Industrial  Partnership.  Remedy  lor  Strikes  aud 
Locks-out.    VVakefield.    Alfred  W.  Shantield. 

Auf  Grund  dieser  Nachrichten  gewöhnte  sich  die  Welt, 
das  Industrial  Partnership  der  Herren  Briggs  als  Muster  una 
das  dadurch  enielte  harmonische  Verhältniss  swischen  Arbeit- 
geber  und  Arbeitnehmer  als  beneidenswerth  zu  betrachten. 

Da  traten  im  August  1872  Ereignisse  ein,  welche  ein 
baldiges  Ende  des  Briggsschen  Industrial  Partnership  voraus- 
sehen liessen. 

Die  Grubenarbeiter  von  West- Yorksh Ire  hatten  auf  ali- 
gemeinen Besohluss  auf  Muntag  den  19.  August  ihre  Jahres- 
versammlung zu  Leeda  angesetzt,  um  an  diesem  Tage  die 
Entstehung  ihres  Gewerkvereins  zu  feiern  und  sich  der  Er- 
folge, welche  sie  mittels  desselben  erzielt  hatten,  zu  freuen, 
A(mt  Wochen  yorher  wurde  das  bekannt  gemacht  Die  Arbeit- 
geber des  Distrikts  stimmten  im  allgemeinen  diesem  Vor- 
haben der  Arbeiter  zu  und  einige  von  ihnen  betheiiigten  sieh 
sogar  durch  Zeichnung  von  Beiträgen  zu  den  Ausgaben  fUr 
Musik  und  Fahnen.  Die  Arbeiter  zahlten,  um  an  der  Feier 
theilnehmen  zu  können,  in  kleinen  Ilatm  iiire  Heiträge  ein, 
und  da  die  Arbeitgeber,  ihrem  Wunsche  willfahrend,  ziem- 
lich allgemein  sich  bereit  erklärt  hatten,  an  jenem  Montage 
ihre  Gruben  nicht  zu  öünen,  damit  jeder,  der  wolle,  nach 
Leeds  an  dem  Feste  sich  begeben  könne,  so  sahen  die  Arbeiter 
Toll  Freude  dem  19.  Aueust  entgegen. 

Da  sandte  Herr  Archibald  Briggs,  der  damalige  geschäfts- 
führende  Direktor  der  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  Li- 
mited, nur  wenige  Tage  vor  dem  19.  August  seinen  Arbeitern 
eine  gedruckte  Ankündigung,  in  welcher  er  ilineii  niitthfilte, 
dass  an  dem  irrflarlitcn  MoutnL'"e  alle  Gruben  der  Firma  für 
die  Arbeit  bereit  seiii  \\  iirdeu,  und  dass  „jt^der  2klauü  oder 
Junge,  welche  ausbliebe,  angesehen  werde,  als  habe  er  das 
Kooperativsystem  autgegebeu,  aud  iu  Folge  dessen  jeglichen 


■)  qn.  12556. 
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Ansprach  auf  einen  Bonus  für  seine  küDttigen  Verdiensta 
verliere". 

Auf  diese  Ankündigung  des  Herrn  Archibald  Bri^;8  ant- 
wortete im  Auftrage  der  Arbeiter  der  Sekretär  dee  @Bwerk- 
Vereins,  Herr  John  Dixon,  in  einem  bescheiden  und  höflich 
gehaltenen  Schreiben.  Er  hob  darin  hervor,  wie  es  seit  acht 
Wochen  bekannt  sei,  dass  die  Arbeiter  für  Montag  den 
19.  August  das  Fest  geplant  hätten,  wie  die  Grubenarbeiter 
von  Whit^voorl  in  kleinen  Raten  die  erforderlichen  Beiträge 
gezahlt  iiätten  und  wie  die  Verweigerung  der  Möglichkeit 
ihrer  Theilnaiimo  am  Feste  in  ärgerlicher  Weise  ihre  Hoff- 
nungen zerstören  würde.  Kin  Extrazug  zum  Transpuit  der 
Festgenossen  sei  bereits  bestellt,  27  Firmen  hätten  die  Ein- 
stellung des  Betriebet  fUr  diesen  Tag  beschlossen,  und  es 
werde  den  Ansehein  yon  Engheraigkeit  haben,  wenn  die 
(;  ruhen  des  Briggsschen  Industrial  Partnership  an  diesem 
Tage  der  Arbeit  geöffnet  sein  würden.  Er  bat,  die  Angelegen- 
heit nochmals  in  Frwägnng  zu  ziehen  und  versprach  für  die 
Gewährung  dieser  Begünstigung  desto  grösseren  Fieiss  in 
der  Zukunft. 

Die  einzige  Antwort  auf  Herrn  Dixons  Gesuch  war  folgende 
Bekanntmachung  des  Herrn  Archibald  Bri^r^s: 

„Whitwood  Cülliery,  den  17.  August  1872. 
An  die  in  den  vereinigten  Gruben  von  Whitwood  und  Metfaley 

beschifligten  Arbeiter! 
Da  Zweifei  darüber  entstanden  sind,  ob  diejenigen^ 
welche  am  nächsten  Montag  von  der  Arbeit  fortbleil>6ny  den 
Bonus  für  das  vergangene  Jahr  verlieren  werden,  so 
möchte  ich  Kuch  daran  erinnern,  dass  an  diesem  Tnofo  die 
Versammlung  der  Aktionäre  stattfindet,  in  welcher  die  Ent- 
scheidung getroti'en  wird,  wie  hoch  der  Bonus  sein  und 
wem  er  zu  Theil  werden  soll. 

Wir  können  uns  des  Gefühls  nicht  erwehren,  dass  der 
Gewerkverein  unserem  Industrial  Partnership  feindlich  ist 
und  dass  unsere  Arbeiter  awischen  Vereinigung  mit  nns 
und  Vereinigung  gegen  uns  wählen  müssen. 

Vorausgesetzt,  dass  die  Aktionäre  meinen  Vorschlag 
billigen  und  keinerlei  Beschränkungen  oder  Ausschliessungen 
beschliessen ,  so  wird  der  Bonus  für  Aktionäre  9  Prozent 
und  ftlr  NichtnktioTiäre  6  Prozent  ihres  Lohnes  betragen. 

Montag  Al>eiid  um  6  Uhr  bei  der  Versammlung  im 
Wagenscliuppen  wird  bekannt  gemacht  werden,  was  schliess- 
lich entschieden  ist.  Alle,  weiche  beabsichtigen,  nacii  dem 
von  nns  begonnenen  und  im  guten  Glauben  zum  Besten 
Aller  von  uns  ausgeführten  System  mit  uns  bu  arbeiten, 
sollten  dann  zugegen  sein.  (gez.)  Archibald  Briggs, 
  geschäftofUhrender  Direktor»).'* 

AU  dies  nach  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  24.  August  lä72. 
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Damit  war  die  Möglichkeit  anfjjedeutet,  dass  die  Aktio- 
ufire  —  und  der  Wille  der  Aktiuuare,  nuiss  man  bedenken^ 
war  der  Wille  der  Herren  Briggs,  denn  diese  hatten  zwei 
Drittel  des  gesammten  Aktienkapitals  in  Bänden  und  besassen 
daher  auch  zwei  Drittel  sämmtlicber  Stimmen  in  der  General- 
versammlung —  den  Arbeitern  y  die  nach  den  Statuten  des 
InduBtrial  Partnership  fiir  die  im  vergangenen  Jahre  ge- 
leistete Arbeit  ein  Anrecht  auf  den  Bonus  desselben  hatten, 
diesen  Bonus  aberkennen  k'^nnten. 

Gegen  das  ganze  Vertahren  des  Herrn  A.  Briggs  und 
insbesondere  gegen  seine  Andeutung  der  letztgenannten  Mög- 
lichkeit wandte  sieh  Lloyd  Jones,  der  alte  Vorkiiiiipter  der 
englischen  Geuossenseliaften,  in  mehreren  flammenden  Artikeln 
im  Beehive.  £r  legte  gc^en  die  Auf&ssung,  als  bestehe  eine 
natürliche  Feindschaft  zwischen  Qewerkverein  und  Genossen- 
schaft ^  energisch  Verwahrung  ein.  £r  führte  aus,  dass  das 
Beginnen  des  Herrn  Briggs ,  einen  Gegensatz  und  Konflikt 
zwischen  beiden  hervorzurufen,  verkehrt  sei,  und  forderte  die 
Gewerkvereinler  auf,  den  Fehdr^iandselmh,  den  Herr  Briggs 
ihnen  vorgeworfen  habe,  nicht  aulzuuehmen  >). 

'i  rjfivrl  Jones  wies  auf  die  Ungesetzlichkeit  des  von  Herrn  Briggs 
in  AuäiHcht  und  als  möglich  dargestellten  Beschlusaea  hin.  £r  betonte, 
dass  Herr  Brim,  wenn  er  .seine  Stellung  verstlbidef  vor  allen  Andern 
sich  freuen  soutp ,  dnps  du  Arbeiter  bei  ilirrm  oi-sten  Ver^iK-lic,  sich  zu 
oncauisireu,  erfolgreich  gewesen  seien,  bei  einem  Versuche,  lus  dem  die 
hdnere  Fonn  des  GeDOSsenschaftswesens  sich  entwickeln  um^se.  Die 
flchroflTe  und  feindselige  Stellung,  die  er  den  Arbeitern  gegenüber  ein* 
genommen  habe,  müsse  das  Geno^scpsfhnftswefien  nothwenüig  in  deren 
Au^en  diskreditiren  und  es  zu  einem  Gegenstande  des  Argwohus  und  der 
Berebdung  machen.  Niemand  könne  Herrn  Briggs  das  Recht  bestreiten, 
in  scinrn  Gruben  zu  bcst-hliftigen,  wen  er  wolle  und  unter  welchen  Be- 
dingungen er  wolle.  Allein  wenn  er  seinen  Zorn  über  die  zweimalige 
^lic^erlage,  die  der  Gewerkverein  ilnn  beigebradit  habe,  durcli  eiue  im 
Namen  des  Genossenschaftsprinzipa  verübte  ^ndeeligkeit  bia^edigen  wolle» 
so  müsse  Jeder,  dem  rhis  (irnjeilinn  dos  Uennssonsehaftswescns  am  Harzen 
li^e,  dagegen  Einspruch  erheben,  dat»ä  unter  den  Arbeitern  die  V'or- 
ftellung  erzeugt  werde,  es  bestehe  eine  natürliche  Feind- 
schaft zwischen  Gewerkverein  und  Genossenschaft.  Er  bestreitet  den 
G^anken.  Ha<*8  es  noth wendig  sei',  den  einen  zurückzuweisen,  wenn  man 
die  andere  autuehme.  Dm  Feldgeschrei  der  Arbeiter  müsse  sein;  Ge- 
werkverein und  Genoseenschafi',  nicht  Oowerkverein  gegen  GenoFsen- 
Schaft,  fl'eehive  vom  24.  August  l'-T2.)  sei  mciglicb.  dnFf  dn^  Oe- 
nossenschattsweaen  in  voller  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Gerechtig- 
keit, von  dem  es  ausgehe,  für  Gewerkvereine  keinen  Platz  lasse,  aber 
gegenwärtig  sei  dieser  Zustand  noch  nicht  eneicht  Zur  Zeit  sei  nicht 
nur  Raum  nir  das  \\  irkcn  beider  sondern  es  sei  sogar  nothwendig,  daSB 
beide  neben  einander  beständen.  Die  ^enosseDSchaftliclie  Organisation 
der  Industrie«  Tollkommen  als  Ideal,  sei  als  lebende  Tbatsache  nur  ein 
Ex])eriment.  Die  Kohlengruben  der  Herren  Briggs  seien  nur  eine 
Fonn  dieses  Experiments  und  keineswegs  die  höchste  und  liothiungs- 
reichöte.  Nieht.sdesto weniger  möge  viel  Gut«s  von  dieser  Form  kommen, 
wenn  diejenigen,  welehe  sie  zu  A-erwirklicben  suchten,  nicht  die  Grund- 
gedanken der  GenoBseotchaft  verliessen  und  in  Folge  persönlicher  Vor- 
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Die  Artikel,  in  weichen  Lloyd  Jones  im  Namen  und  In- 
teresse des  GenosBenachaftswesens  Herrn  Archibald  Briggs 
entgegentrat^  erschienen  im  Beebive  vonot  24.  und  31.  August 

1872. 

Inzwischen  hatte  am  19.  August  sowohl  die  Jahresfeier 
des  Gewerkvereins  der  West  -  Yurkshirc  Grubenarbeiter  zu 
Leeds  aib  auch  die  Geueralversaiiiuiiuug  der  Aktionäre  der 
Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  Limited,  stattgefunden.  An 
der  Festfeier  zu  LeedS|  bei  welcher  die  Grubenarbeiter  ihre 
gewöhnlichen  Aufzüge  veranstalteten  und  einige  (hierher  nicht 
gehörige)  Resolutionen  fasstenM,  hatte  auch  die  Mehrzahl  der 
BriggsBchen  Grubenarbeiter  Theil  genommen.  Die  General- 
versammlung der  Briggsschen  Aktionäre  hatte  beschlossen, 
dass  diejenigen  Arbeiter  der  Firma,  welche  aui  19.  August  in 
Leeds  gewesen  wären,  zwar  nicht,  wie  Herr  A.  Briggs  den 
Arbeitern  angedroht  hatte,  des  Bonus,  auf  den  sie  durch  die 
Arbeit  im  vergangenen  Jahre  ein  Aurecht  erworben  hatten, 
verlustig  gehen,  wohl  aber  zur  Strafe  für  das  kommende  Jahr 
keinen  Bonus  erhalten  sollten.  Ausserdem  nahm  die  General- 
versammlung folgenden  von  Herrn  A.  Briggs  beantragten 
Beschluss  an:  „In  Anbetracht,  dass  die  Mitglieder  des  Vereins 
der  Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  neuerdings  einer 
aggressiven  PoHtik  sich  zugewandt  haben,  welche  den  Inter- 
essen unser'^r  Oescllschaft  feindlich  gegenübersteht,  und  in 
Anbetracht,  dass  die  Direktoren  unserer  Gesell- 
schaft jeder  Zeit  allen  Koalitionen  der  Arbeit- 


urtheile  uod  übel  verdtiiudener  Interessen  das  Grundprinzip,  dem  sie 
dienen  wollten,  opferten.  Die  Gewerk vereine  daeegeu  seien  kein  Ex- 
periment. Sie  seien  eine  notorische  Macht,  die  für  nn-timmte  Zie!'^  M-irke. 
•Sie  hielten  die  aggressive  ^G^walt  des  Kapitals  gegenüber  d^  Arbeitern 
in  Schaeb  ond  brachten  mit  der  Bfacbt,  sie  durcDEnaebsen,  die  AngprUche 
der  Arbeit  gegenüber  dctn  Kapitale  zur  Geltung.  Eine  lange  und  genaoe 
Bekanntsehaft  mit  dem  Wirken  der  G owerkvereine  habe  ihn  belehrt  dass 
diese  dem  Arbeiter  grossere  Unabhängigkeit  und  ein  höheres  Einkommcu 
verschafften.  Sie  bildeten  einen  grossen  streitenden  FlUgel  in  dem  mäch- 
tigen Heere  des  Fortschritts,  welcher  durch  Diszii)lin  und  NTnth  (i  n 
Feind  im  Zaume  halte:  während  die  Genossenschafter  \' ersuche  machten 
auf  der  neuen  Grundlage,  auf  welcher  der  Bau  einer  grossen  und  edeln 
Organisation  der  Gesellschaft,  in  dem  für  das  Olück  Aller  Vorsoi^e  ge- 
troffen werde,  errichtet  werden  müsse.  Pic^f"'  {rrosfe  Werk  dürfe  nicht 
von  Herrn  Briggs  im  Namen  des  Genosscusclrnttsprinzips  gestört  werden. 
Die  Geirerkvereinler  sollten  den  Fehd^andsohuD^  wdchen  Herr  Briggs 
ihnen  in  seinem  Zorn  vor  die  Füsse  geworfen  habe,  nicht  aufnehmen. 
Die  OenoBsenüchaftcr  selbst  würden  denselben  weg8tos.«en  und  mit  ihnen 
vereint  des  vei^eblicheu  V^ersuches  lachen,  der  gemacht  werde,  um  die 
beiden  Organisationen  arbeitender  Brüder  zu  spalten,  welche  bis  jetzt  den 
^rö?stcn  firf(»l{^  versprachen  in  ihren  Bestrehungen  für  eine  weise  und 
triedUchc^  Emanzipation  der  Arbeit^  die  allen  Klassen  gerecht  werde  und 
deshalb  im  Interesse  dar  Nation  wOnpchenawertli  sei.  (Beehive  vom 
81.  August  1872.) 

V)  S.  den  Bericht  darüber  ,,Minec8  Demonstration  at  Leeds*'  im 
Beebive  vom  24.  August  \al2  S.  7. 
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geber  inSacheii  der  Loiinbewegung  ferngeblieben 
sind  und  stets  freiwillig  einen  Lohnsatz  gewährt  haben,  der 
dem  Darchschnittslohn  im  Distrikt  reichlich  gleichkam,  wird 
heschloBsen,  dass  diejenigen,  welche  unsere  Ge- 
sellschaft beschäftigt,  sich  gleichfalls  von  allen 
Koalitionen  fernhalten  sollen  und  dass  Maassregeio 
ergriffen  werden  sollen,  um  Nichtgcwerkvereinler  zu  schützen 
und  alle  Einscliücliterun«^sversuche  zu  verhindern^)." 

Diese  Resolution,  bemerkte  Lloyd  Jones,  zusammen- 
genommen mit  den  Acus^ciungcn  dos  Herrn  A.  Briggs  in 
der  GeueralvcrsammiuDg  und  aeinem  Zirkular  vom  17.  August, 
lasse  keinen  Zweifel^  dass  es  der  Entschluss  des  Herrn  Briggs 
sei,  mit  dem  Gewerkverein  der  Qrabenarbeiter  Krieg  zu 
fUmn.  Es  sei  ja  möglich,  meint  Lloyd  Jones  weiter,  dass 
Herr  Briggs  etwas  zur  Rechtfertigung  dieser  Politik  anzu- 
führen habe;  dann  aber  liiitte  er  es  sacen  sollen^).  Allge- 
meine Hinweisungen  auf  etwaige  Einschüchterungen  der  Nicht- 
gewerkvereinlcr  durch  Gewerkveroiiiler .  wie  die  Resolution 
sie  enthalte,  seien  um  so  weniger  sticiihaltig,  als  das  Gesetz 
eine  genügende  Handhabe  gebe,  ihnen  entgegenzutreten.  Nie- 
mand werde  es  Herrn  Briggs  verübeln,  wenn  er  eventuell 
vom  Gesetze  Gebrauch  mache  Zudem  erinnerte  man  an 
die  oben  erwähnte  Rolle,  welche  die  Herren  ßriggs  seit 
Jahren  in  der  Koalition  der  Grubenbesitzer  gegenüber  ihren 
Arbeitern  gespielt  hatten.  Noch  jetzt  sei  Herr  Briggs,  wie  er 
selbst  zugebe,  Mitglied  des  Gewerkvereins  der  Arbeitgeber* 
Allein  er  erkläre  entschuldigend,  dass  er  sich  an  demselben 
nur  insoweit  betheiligte,  als  es  sich  darum  handelte ,  die 
Kohlonpreisp  7.\\  regeln  und  seine  Interessen  in  der  Frage 
der  Aenderung  der  Bergwerksgesetzgebung  zu  verfolgen;  so- 
bald über  Löhne  gesprochen  würde,  verlasse  er  das  Zimmer. 
Das  hindere  aber  nicht,  dass  Herr  Briggs  die  von  den  im 
Zimmer  zurückbleibenden  Grubenbesitzem,  welche  dasselbe 
Interesse  Tcrfolgten,  fUr  den  ganzen  Bezirk  normirten  Lohn- 
«&tze  auch  für  sein  Geschäft  gelten  lasse.  Wie  aber  jener 
Verein  die  Kohlenpreise  regele,  das  könne  das  Publikum 
erade  im  Augenblick  treffend  benrtheilen.  Und  wie  er  über 
er  Bergwprk«gesetzgebung  waehe,  hätten  die  Grubenarbeiter 
in  nur  zu  trauriger  Weise  erfahren.  Was  schliesslich  aber 
immer  die  W^irkungen  dieser  Koalitiou  der  Grubenbesitzer 
seien:  wenn  die  Arbeiter  sich  einfallen  Hessen,  jeden  Gruben- 
besitzer, der  ihr  beiträte,  zu  proskribiren ,  ähnlich  wie  das 
Herr  Briggs  seinen  Arbeitern  gegenüber  gethan,  würde  sich 


)  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  81.  Atigust  1872. 
')  Lloyd  Jones  im  Beehive  mm  81.  August  1*^72. 
')  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  14.  .September  1872. 
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alsbald  ein  ächrei  der  Kntrüstang  gegen  solche  Tyrannei  er- 
heben ^). 

Die  Erklärungen,  welche  Herr  A.  Briggs  im  Beeliive  vom 
7.  iScpt.  gegenüber  diesen  Ausiuliruugea  Lloyd  Joneb"  abgab, 
vermochten  weder  die  Thatsachen  in  Abrede  su  atelleni  noch 
auch  den  Eindruck,  welchen  sein  Verfahren  hervorgerufen 
hatte y  abBuschwächen^).  Die  feindliche  Absicht  des  Herrn 
Briggs  gegenüber  dem  Gewerkverein  lag  klar  zu  Tage,  und 
laut  wurde  sein  Beginnen  verurtheilt.  Lloyd  Jones  ergriff  im 
Bochive^)  noch  oinmal  das  Wort  zur  Erwiderunj^,  und  nicht 
nur  dass,  wie  selbstverständlich,  die  Gewerkvereinler  mit 
ihrem  Misstrauensvotum  nicht  zurückhielten^),  auch  Drausseu- 


Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  31.  Auiin^t  1872. 

Was  nützte  es,  wenn  Herr  Briggs  bemerktü,  dass  die  Firma  ihren 
Arbeitern  am  6.  Juli  ein  Fest  aitf  eigene  Kosten  gegeben  habe  und  das« 
demnach  ein  weiterer  Festtnfi;  nicht  liUlte  beansprucht  werden  können? 
Man  frnp:  ihn  (John  Holmes  im  H>'f'l!i\-e  vom  14.  September  I87'2i  warum 
er  drei  Wochen  vor  jener  (Jewerkvneinsfeier,  als  man  seit  lani  Wochen 
wusste,  dam  diese  geplant  war,  in  den  Gruben  den  Anschlag  gemacht 
habe,  (lasf  in  der  auf  Im  Anschlag  folgenden  Woche  die  Grubenarbeiter 
während  dreier  Werktage  die  Arbeit  aussetzen  iWÜrdoo,  damit  die  Arbeiter 
dem  Wettrennen  sn  Pontrefaet  bdwohnen  könnten.  Was  hatte  es  auf 
sich,  wenn  Herr  Briggs  sich  bezliglich  seiner  Maassregeln  auf  die  Aktionäre 
berief  und  anp:nb,  oass  es  aus  Rücksicht  auf  diese  nicht  angepingen  wäre, 
die  Grubenarbeit  am  Tage  der  Geneml Versammlung  auszusetzen  und  den 
Arbeitern  einen  Feiertag  f&r  die  Tlieilnahme  an  emer  öffentlichen  Knnd' 
gebung  ihreg  Gewerkvoreins  zn  Viewillipen.  War  dies  der  wirkliche 
Gmnd  jenop  Verbotes,  was  sollten  dann  jene  Anspielungen  auf  die  ver- 
meintliche Unverträglichkeit  von  Gevverkverein  und  Industrial  Partner- 
shipV  Waa  war  damit  gewonnen,  wenn  Herr  Briggs  die  von  ihm  bean- 
tragte und  durchgesetzte  Re^^olution  dahin  auslegte,  dass  es  nicht  die  Ab- 
sicot  der  Firma  sei,  Gewerkvereinlem  in  Zukunft  Beschäftigung  in  ihren 
Gruben  su  ▼emeigem,  noeb  aueh  solchen  keinen  Bonns  zu  gewfthren, 
sondera  einzig  und  allein  die  Gewerkvereinler,  welche  Nichtgt  werKvereinler 
verfolgten ,  zu  entlassen?  Mit  letzterem  erklärte  man  (L!<^vd  Jnneg  im 
Beehive  vom  14.  September  1872)  sich  einverstanden:  jedoch  in  Anbetracht, 
dass  der  Firma  gegen  solche  Gewerkvereinler  das  Gesetz  zur  Seite  stehe, 
hielt  man  für  einen  blossen  Vorwand,  ebenso  wie  man  in  ili  r  Erklärung 
der  Firma,  auch  fernerhin  Gewerkvereinler  beschäftigen  zu  wollen,  nur 
das  Eingeständniss  der  bekannten  Thatsache  sah,  dass  die  Firma  im 
entgegengesetzten  FUle  nicht  genttf  tüchtige  Arbeiter  finden  wurde. 
Dass  die  Firma ,  wenn  es  anginge,  keinen  Gewerkvereinler  beschäftigen 
würde,  Sellien  klar,  zumal  Herr  Briggs  erklärte,  die  Firma  werde  nunmehr 
dne  Krankenkasse  anlegen,  um  auch,  was  die  Kiankenvenicherung  an- 
gehe, den  Arbeiten  die  ^litgliedscba^t  im  Qewerkysf^  nicht  mehr  als 
wünschcnswerth  erscheinen  zu  lassen. 

Beehive  vom  14.  September  1872. 
*)  Auf  der  monatlichen  Zusammenkunft  des  allgemeinen  Gewerk- 
vereinsi-athes  der  Stadt  und  des  Bezirkes  Tweeds  (Bezirk  West-Yorkshire) 
vom  11.  September,  bei  der  die  verschiedensten  Ge  werk  vereine  vertreten 
waren,  wutie  folgende  Resolution  eingebracht  und  einstimmig  ange- 
nommen:  „Nach  der  Ansieht  des  Gewerkvereinsratlies  ist  das  von  den 
Herren  Briggs  &  Co.  an  ihre  Arbeiter  erlassene  Verbot,  an  der  ötfent- 
licbcn  Kuijclgcbung  der  Grubenarbeiter  vom  19.  vergangenen  Monats 
Theil  zu  nehmen,  geeignet,  GehUsigkeiten  awiseben  Arbeu  tmd  Kapital 
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stehe Dde  gaben  ihrer  Missbilligung  lebhaften  Ausdruck.  So 
John  Holmes*),  der  ausführte,  wie  die  Herren  Briggs  von 
Anbeginn  danach  gestrebt  hätten,  den  ihnen  unbequemen  Ge* 
werkverein  zu  vernichten.  Ja,  selbst  der  sonst  wenig  gewerk- 
vereinsfreundliche  ehemalige  Chartist  G.  J.  Holyoake,  in  der 
letzten  Zeit  der  eifrige  Fürsprecher  des  Briggsschen  Industrial 
Partuership  bezeichnete  nun  auf  einem  Kongresä  der  Social 
Scienoe  Association  die  Handlungsweise  der  Herren  Briggs 
als  einen  Missbraach  des  Qewinnbetheiligungssvstems*). 

Auf  alle  diese  Aeuaserungen  der  MissDiUigang  erfolgte 
keine  weitere  Entgegnung  der  Herren  Briggs.  — 

Für  die  Beurtheilung  des  ganzen  FmIcs  Briggs  ergiebt 
sich  somit  das  Folgende: 

Die  Herren  J^riggs  hatten  Jahre  lansr  Lohn-  und  Arbeits- 
streitiirkoiten  mit  ihren  Arbeitern  geliabt.  In  allen  diesen 
Käjupleii  ^\;t^en  sie  stets  unterlegen.  Die  in  einem  Gewerk- 
verein orgauisirten  Arbeiter  hatten  immer  über  sie  triumphirt. 
In  Folge  dessen  die  ttusserste  Erbitterung  gegen  die  Qewerk- 
vereinsoiganisation  bei  den  Herren  Briggs'*). 

Allein  mit  Gewalt,  das  hatte  die  bisnerige  Erfahrung  sie 

gelehrty  konnten  sie  die  Gewerkvereinsorganisation  nicht 
rechen.  Da  verfielen  sie  auf  ein  Mittel,  das  gleichzeitig 
ihren  verschwindenden  Geschäftsgewinn  wieder  heben  und  die 
Auflösung  der  verhassten  <  >rgaui8alion  herbeiführen  sollte"). 
Im  Genossenschaftswesen  sahen  die  intelligenteren  Arbeiter 
und  die  philanthropischen  Arbeiterl'reunde  der  höheren  Klassen 
damals  die  ideale  wirtiischalUiche  Organisation.  Ais  kluge 
Geschäftsleute  beschlossen  die  Herren  Briggs,  dasselbe  zu 
verwertfaen.  Dies  die  Ursache  der  Entstehung  ihres  Industrial 
Partoership.  Und  wer  könnte  sie  wegen  dieses  Vorgehens 
tadeln!  An  den  Geschäftsmann  besondere  ^lanthropische  An* 
sprtlche  au  stellen ,  wäre  gar  nicht  am  Platae.  Nur  ist  es 
allerdings  nöthig,  sich  dessen  bewusst  zu  sein,  dass  nicht 
Philanthropie,  sondern  berechnende  üesehäftsklugheit  das 
Brigcssche  Industrial  Partnership  ins  Leben  gerufen  hat. 

Und  mit  derselben  Geschättsklugheit  benutzten  die  Herren 


kerrorzurafen  und  das  Genossenschaftsprinzip  zu  beeinträchtigen."  Vgl. 
den  Bericht  „Leeds,  The  Trades  Cooncu"  im  Beehive  vom  14.  Septcml^ 
S.  8  f. 

V)  Beehive  vom  I  i   Srpt  ls72. 

*)  G.  J.  Holy'iftk(%  Purtnerships  of  induötry,  London  1866. 

*)  „This  is  tne  abuse  of  industrial  partnerslüp;  this  ia  an  offensive 
pcriJ  to  expoie  it  to.**  Tranasctioiis  der  ttocial  tiaenee  Aasociatioii  von 
1868  S.  458. 

*)  Vgl.  auch  Johu  Holmes  im  Beehive  vom  14.  Jäept  8.  2. 

^)  Vgl.  aneh  Mesas.  Briggs'  Memorandtun  bei  8.  Taylor  S.  122:  »It 

wa.«*  hn))ed  that,  a.s  industrial  partnerehip  gave  all  that  trades  Uniunism, 
could  fairly  demand.  the  workmen  woulcf  gradually  Substitute  combination 
with  tUeir  cmployert)  for  combiuation  against  them.^ 
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Briggs  nun  jedes  sich  ihnen  bietende  Mittel,  um  ihr  neue» 

Unternehmen  auch  finanziell  erfolgreich  zu  machen.  Wie  die 
Fabrikanten  von  Malzextrakt  und  die  Versender  von  Apollinaris- 
wasser der  Atteste  hoher  und  berühmter  Abnehmer  sich 
brüsten,  so  verbreiteten  sie  in  geschickter  Reklame  die  Zu- 
stimmungsäusserungen der  damals  populärsten  Öozialreformery 
und  jeder  neue  SonalkongresB  briushte  dem  Unternehmen 
grössere  Notorietät. 

Und  die  Klugheit  blieb  nicht  ohne  Erfolg.  Das  Ver- 
hältniss  zu  den  Arbeitern  wurde  ein  gttnstigcs,  während  die 
(icschäftserträgnisse  bedeutend  stiegen.  Die  Ge  werk  vereinler 
betreundctt'n  sich  mit  dem  Industrial  Partnership,  und  was 
mehr  wertli  war,  der  Präsident  des  Gewerk Vereins  der  eng- 
lischen Grubenarbeiter,  Herr  Macdonald,  ^ewäln  te  den  Herren 
Briggs  seine  Unterstützung  bei  Verbreitung  desselben  Die 
ökonomischen  Resultate  des  Briggsschen  Systems  zeigten  sich 
glftnzend. 

Hätte  Herr  Briggs  eich  mit  diesen  begnügt,  der  Erfolg 
wäre  ein  dauernder  gewesen.  Allein  in  der  Seele  des  Herrn 
Briggs  war  der  Wunsch,  seinen  alten  Gegner,  die  Gewerk- 
vereinsorganisation,  zu  vernichten,  nur  verschleiert,  nicht  aber 
erstorben,  nnd  je  grösser  die  Erfolge  seines  Systems  bei  den 
Arbeitern  waren ,  desto  näher  glaubte  er  sieh  der  Verwirk- 
lichung dieses  Wunsches.  Der  erste  Versuch  dazu  war  das 
an  seine  Arbeiter  erlassene  Verbot,  die  Gewerkvereinsdemon- 
stration  in  Leeds  zu  besuchen. 

Auch  dieses  Bestreben  des  Herrn  Briggs  sind  wir  weit 
entfernt  I  au  verurtheiien.  Seine  Berechtigung  zu  diesem 
Verbot  steht  ausser  Zweifel,  und  nur  au  begreiflich  ist  der 
Wunsch  des  Hauptes  eines  Geschäfts,  sich  der  Organisation 
seiner  Arbeiter,  die  ihm  eyentuell  Widerstand  zu  leisten  ver- 
möchte, zu  entledigen.  Aber  nicht  minder  begreiflich,  dass 
die  Arbeiter,  eingedenk  dessen,  was  ihnen  früher  Herr  Briggs 
und  was  ihr  (Tewerkverein  ihnen  gewesen,  diesem  letzteren 
den  Vorzug  ^aben.  Von  Herrn  Briggs  hatten  sie  Lohnherab- 
setzimgen  in  den  verschiedensten  Formen  und  Ausweisung 
aus  ihren  Wohnungen  zu  rauher  Jahreszeit  wiederholt  erlebt. 
Birem  Gewerkverem  verdankten  sie  nicht  nur,  dass  sie  trotz 
alledem  über  Herrn  Briggs  siegten,  sondern  auch  die  Ein- 
führung des  Industrial  Partnership  selbst.  Vor  die  Wahl  ge- 
stellt, sich  zwischen  einer  Betheihgung  am  Gewinn  des  Herrn 
Briggs  unter  völliger  Abhängigkeit  von  dessen  Belieben  und 
ihrem  Gewerkverein  zu  entsciieiden ,  konnte  der  Ausgang 
nicht  zweifelhaft  sein.   Der  Untergang  des  Briggsschen  Ge- 


^)  Vgl.  unten  u.  ßöhmert  Bd.  I  ö.  243. 
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wumbetkeüigQiigSTersttcbes  war  unter  diesen  Umständen  noth- 

wendiß'). 

^^ur  dann  hätte  das  Indiistrial  Partnership  noch  gerettet 
werden  können,  wenn  die  Arbeitgeber  alsbald  und  cndgiltig 
eine  andere  Politik  eingeschlagen  hätten,  Sie  waren  aber 
nicht  ^ewiiit,  einzulenken.  \  ui  iiiiem  konnte  die  Maassregel, 
dass  sie  den  vom  Reingewinn  yorwegzimehmeuden  Kapital- 
nns  von  10  auf  15  Prozent  erhöhten ,  nicht  dasa  beitrageni 
die  Arbeiter  die  Ereignisse  vom  August  1872  yei|;e8sen  zu 
lassen  und  einen  Ausgleich  herbeizuiVinren^). 

Kinige  Arbeitsstreitigkeiten  im  Sommer  1H74  vergrösserten 
den  Riss  noch  mehr  und  brachten  das  Industrial  Partnership 
seinem  Ende  einen  Schritt  näher.  Das  Kiddein,  das  wiederum 
in  Folge  hoher  Kohleupi  eibe  einige  Zeit  vorher  abgeschafft 
worden  war,  sollte  nun  bei  der  geringeren  Kachtrage  wieder 
eingeführt  werden,  und  die  Lohnbedingungen,  zu  denen  es 
geschehen  soUte,  ^^nügten  den  Arbeitern  nicht').  Vergebens 
Bot  Herr  Archibald  Briggs  seine  Beredsamkeit  auf,  vergebens 
drohte  er,  dasB  der  Entschluss,  den  ihr  Oewerkyerein 
gefasat  habe,  sich  den  Anfordeiungen  der  Firma  zu  wider- 
setzen, den  TodesstOBS  für  das  Industriai  Partner- 
ship bedeuten  würde*).  Die  Arbeiter  beharrten  auf 
ihrem  ETitF;c}ihis«e,  und  ein  Schiedsgericht,  dem  sich  beide 
Theilc  unlerwai leii,  entscined  zu  Ungunsten  der  F  i  r  m  a 

Das  Industriai  rartnership  siechte  jetzt  lungsam  dahin. 
Nachdem  im  August  1874  die  Statuten  desselben  abgeändert 
und  theiiweise  verschärft  waren,  wurde  im  Februar  1875  von 
den  Aktionären  seine  förmliche  Aufbebung  beschlossen*),  — 

Nach  der  obigen  Darstellunff  des  Falles  Briggs  dfirfte 
es  möglich  sein,  die  Fangen ,  welche  im  Böhmertschen  Be- 


^)  Zu  einer  gleichen  Ansicht  kommt  8.  Taylor,  der  sicli  wesentlich 
dabei  auf  die  Angaben  der  Herren  Briggs  stützt.  Der  Vorfall  von  1872, 
ichr<'ib*  rr  fS.  14<),  mu.^ste  ErhifttTung  liei  den  Arl)oif<'rn  hervorrufen. 
Sie  mussteu  der  Herren  Hri^a  Verbot  und  die  .Strafe^  die  sich  an  dessen 
MichtbefolKung  knöpfte,  au  eine  gesetzwidrige  Eutniaehiiiig  in  ihre 
^mdlungsireineit  betrachten.  CHe  alte  Feindschaft  muaste  einen  frischen 
Sporn  erhalten  und  die  Gnindlape  gegenseitigen  Vertrauen»,  nuf  welcher 
das  Industriai  Partnership  allein  sicher  ruhen  kann,  war  fortan  unter- 
graben. 

-]  Siehe  S.  Taylor  S.  141.  Herr  Arcliibal*!  ];rigg3  stellt  zwar  in 
einer  Begutachtung  der  Bemerkungen  Taylors  (8.  Taylor  S.  lolj  in  Ab- 
rede, dass  die  Ejraöhmig  des  Kapitalziuses  auf  15  Prozent  -eine  feind- 
selige Oesinnung  bei  den  Arbeitern  hervorgerufen  habe**.  Allein  diese 
Maassregel  konnte  selbstverständlich  nicht  dazu  dienen,  die  Arbeiter 
fr^indlicher  zu  stimmen,  und  Taylor  hält  seine  Ansicht,  mit  der  die 
oben  vorgetragene  Uberäostimmt,  «nireebt 

'<)     Taylor  S.  127  (Mesen.  Biiggs'  Memorandum^ 

•)  Ebenda. 
'^J  Ebenda. 
•)  Ebenda  S.  127  f. 
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richte  offen  geblieben  sind,  zu  beantworten.  Es  ergiebt  sich: 
Das  GewinübetheiliguDgssystem  der  Herren  Bric^prs  funktionirte 
vorzüglich .  so  lange  es  rein  als  Lohiis^'stem  und  ohne  jeg- 
lichen Rückhalt  durchgeführt  wurde  versagte  aber  den 
Dienst,  sobald  die  Herreu  Briggs  bei  seiner  Diuchfuiirung 
einen  Hintergedanken  verfolgten  und  es  als  Hebel  gegen  die 
ihnen  unbequeme  Organisation  des  Qewerkvereins  der  (iruben- 
arbeiter  gebrauchten.  Die  „Enttäuschungen",  von  denen  der 
Brief  des  Herrn  A.  Briggs  an  Geh.  Rath  Böhmert  sprich^ 
dürfte  man  wohl,  ohne  fehlzugehen,  dahin  verstehen,  dass 
die  Herren  Briggs  sieh  in  ihrer  Hoffnung,  durcli  die  Ein- 
führung des  Industrial  Partnership  ihie  Arbeiter  an  sich  zu 
ketten  und  dieselben  dem  West-\  orkshirer  Gewerkvereiu  ab- 
wendig zu  machen,  getäuscht  sahen. 

Die  obige  Darstellung  dürfte  wohl  geeignet  sein,  auch 

über  einen  zweiten  Gewinnbetheiligungsversuch ,  dessen  Dar- 
legung bei  Böhmert  nntor  der  IVlangelhaftigkeit  seiner  Me- 
thode gleichfalls  leidet.  Licht  zu  verbreiten.  Ein  Mitglied  der 
B^amilie  der  Herren  Briggs  hat  nach  dem  Vorbilde  des  eben 
erörterten  Industrial  Partnership  im  Jahre  1870  ein  weiteres 
gegründet:  die  „North  of  England  Industrial  Goal  and  Iron 
Company**  in  Middlesboroa^h.  Böhmert  fuhrt  auch  diesen 
Versuch  unter  seinen  zwölf  Fällen  von  Gewinnbetheiligung 
mit  Antiieil  am  Geschäft  auf,  ohne  indess  Angaben  von  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  machen  zu  können.  Mit  Rücksicht 
auf  das  im  Vorstehenden  Erörterte  sind  jedoch  zwei  Angaben 
bezüglieh  dieses  Indnstri;?!  Partnership  von  Interesse: 

,,Der  Unternehmer,  schreibt  Böhmert,  setzte  sich  vor 
Gründung  des  Industrial  Partnership  in  Beziehungen  zu  den 
Vorständen  der  Arbeilerunionen  und  erhielt  von  dem  Prä- 
sidenten derselben,  Mr.  Macdonald,  die  Zusage  loyaler  Unter- 
stützung.Ueber  einen  Bericht  der  GeseUscbaft  aus  dem 
Jahre  1873  tbeilt  Böhmert  sodann  mit:  „Die  Gewinnantheile 
der  Gesellsehafty  heisst  es,  seien  genau  im  Verhältniss  zu  der 
Grösse  der  Sympathie  der  Arbeiter  für  das  Partnerschafts- 
system und  im  umgekehrten  Verhältniss  zu  der  Macht  des 
Einflüsse?  dci-  Trades'  Unions  auf  dieselben.** 

Böhmert  bemerkt  hierzu:  ^Wir  haben  leider  keine  ueiteie 
Auskunft  über  dieses  Uniernelinien  erhalten  und  vermögen 
daher  auch  nicht  den  Widerspruch  zu  erklären ,  welcher  in 
der  Behauptung  von  der  Unterstützung  des  Mr.  Macdonald 
und  in  dem  Schlusssatze  liegt." 

Vielleicht  Hesse  sich  dieser  Widerspruch,  wie  schon 
angedeutet,  aus  obiger  Darstellung  des  von  den  Herren  Bri^gß 
zu  verschiedenen  Zeiten  «gegenüber  den  Gewerkvereinen  ein- 
gehaltenen Benehmens  erklären.  1870  bei  der  Gründung  des 
neuen  Industrial  Partnership  hatte  Herr  Briggs  das  Kooperativ- 
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System  noch  nicht  in  Gegensatz  zu  dem  Ge  werk  verein  ge- 
bracht und  emptins"  Malier  die  volle  Unterstützung  des  letz- 
teren. kSein  Auftretfii  p:egen  den  Gewerkverein  seit  1872 
musste  auch  in  dessen  Verhalten  eine  eutsprecli' nde  Aeuderung 
hervorrufen.  —  Ob  dies  zweite  Briggssche  Indutiiriai  Partuer- 
ship  noch  besteht,  konnte  Böhmert  nicht  angeben. 

Diese  beiden  Fälle  dürften  wohl  schon  allein  zur  Genüge 
die  Unzulänglichkeit  der  von  Böhmert  gewählten  Erhebungs- 
metbode kennzeichnen.   Indess»  am  nicht  lediglich  mit  den 

Au8B?\<7en  der  Herren  Briggs  zu  argumentiren,  sei  noch  ein 
dritter  Fall,  der  Gewinnbetlieiliirungsversuch  der  Herreu  Fux, 
Head  et  Co.  (Kr.  33  bei  Böhmertj,  einer  genaueren  Prüfung 
unterzogen. 

Böhmerts  Bericht  über  diesen  Fall  ist  etwa  der  folgende: 

Die  Herren  Fox,  Head  &  Co.  besitsen  ein  grosses  Walz- 
werk  8tt  Newport,  Middlesborough,  Yorkshire,  welches  eiserne 
Platten  für  ^chiH'e  und  Dampfkessel  anfertigt.  Der  Werth 
des  Werkes  bebet  sich  im  Jahre  1874  auf  etwa  60000 
Der  Preis  der  Schiffsplatten  hatte  während  des  Jahrzehnts  von 
1804  bis  1874  von  7  bis  14  £  per  Tonne  variirt  und  betrug 
im  »September  1874  9  iC'  10  s  per  Tonne. 

Die  Firma  beschäftigte  etwa  GOU  Arbeiter.  Der  Wocheu- 
loiiii  öcliwaukie  von  1  bis  12  Der  letztere  Satz  wurde  an 
geschiekte  Meiöter,  weiche  einige  andere  Arbeiter  unter  sich 
hatten,  gezahlt  und  zwar  als  l&nertrag,  nachdem  sie  zuvor 
Ihre  Leute  ausgelohnt  hatten.  Der  durchschnittliche  Wochen- 
lohn bezifferte  sich  auf  P  2  es  war  dies  der  im  ganzen 
Distrikte  übliche  Durchschnittssatz.  Der  Gesammtbetrag  der 
ausgezahlten  Löhne  und  Qeh&lter  kam  einem  Viertel  des  Ver- 
kaufspreises der  produzirten  Waaren  gleich. 

In  dieser  Fabrik  wiird<^  ebenso  wie  bei  der  Firma  Henry- 
Briggs  Son  &  Co.  die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  (lewinn 
des  Unternehmens  nach  grossen  Arljcitseinstellun^^en  der 
Kiseuarbeiter  zu  dem  Zweck ,  um  sololio  in  Zukunft  zu  ver- 
hüten, im  November  1866  eingeführt  Die  Ärbeiteri  die  davon 
Nutzen  ziehen  wollten ,  dur&n  keinem  Gewerkverein  ange- 
hören'), und  ebenso  versprachen  die  Unternehmer,  an  keiner 
gegen  die  Arbeiter  gerichteten  Verbindung  theilnehmen  zu 
vollen. 

Nachdem  diese  erste  vorlänfiL^'-  Einrichtung  während 
dreier  Jahre  zur  gegenseitigen  Zutiiedenheit  von  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  bestanden  hatte,  schritt  man  zur  Errich- 
tung eines  für  beide  Theile  verbindlichen  Reglements. 

')  Vgl.  darüber  auch  Trades'  Unions'  Comm.  Keport  (ju.  12  72??  und 
J.  M.  Ludlow  in  Good  Words  von  1867  S.  244.  Vgl.  auch  Bulletin  de 
la  partidpatioD  sitz  b^nifices  tome  V»  Paris  1883,  S.  169. 
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Hiernach  sollten  die  sämmtlichen  in  dem  Werke  Be- 
schäftigten, vom  gewöhnlichen  Handarbeiter  bis  hinauf  zum 
Direktor  und  Geschäftsinhaber,  für  ihre  Arbeit  „die  in  dem 
Distrikte  übliche  Vergütung  in  Form  von  L^hnon  und  Ge- 
hältern beziehen",  der  Lohn-  oder  Gehaltssatz  derselben  sich 
nach  dem  in  der  Eisen l'abrikation  üblichen  Tarif  richten.  Das 
allgemeine  Steigen  oder  Fallen  der  Lohnäütze  im  Distrikt 
soUte  maassgebend  sein,  sobald  die  eingetretene  Veränderung 
von  dem  fiisengewerbe  des  Distrikts  angenommen  sei;  während 
die  Entscheidung  noch  sehwebe,  sollten  die  alten  Löhne  fort- 
bezahlt  werden.  Die  in  der  Firma  arbeitenden  Geschäfts- 
inhaber sollten  iiir  ihre  persönlichen  Dienstleistungen  einen 
angemessenen  und  im  Distrikte  üblichen  Gehalt  beziehen, 
dessen  Höhe  von  der  Zustimmung  eines  oti'entlichen  Rech- 
nungsftihrers  (public  accountant)  abhängig  wäre.  Den  in  dem 
Geschäft  an-i  1(  gten  Kapitalien  wurde  ein  Zins  von  10  Prozent 
bestimmt,  während  höchstens  6  Prozent  jährlich  iür  Er- 
neuerung und  Entwerthung  der  Werke  abgeschrieben  werden 
sollten.  Für  schlechte  Schulden  war  ein  Reservefonds  zu 
errichten,  welchem  alljährlich  Via  Prozent  des  Bmttoertrages 
zu  überweisen  waren. 

Der  nach  Abzug  der  Ausgaben  für  JL«öhne,  Gehälter  und 
Kapitalien  verbleibende  Reingewinn  sollte  in  zwei  gleiche 
Theile  getheiit  werden,  von  denen  dei'  ^^ine  den  Geschätts- 
inhabern,  der  andere  den  Arijeitern  zuirebilligt  wurde.  Die 
Unternehmer  verpflichteten  sich,  die  Rechnung^en  einem  au- 
erkannt  tüchtigen  Rechuungsführer  (public  accountant)  vorzu- 
legen. Derselbe  sollte  entscheiden,  ob  und  in  welcher  Höhe 
auf  Grund  des  Vertrages  m.  Gewinn  an  die  Arbeiter  Tertheilt 
werden  könne.  Antheilsberechtigt  war  jeder  Arbeitei'i  An- 
gestellte u.  B.  w.y  der  wenigstens  100  Tage  dem  Geichäft  an- 
gehört hatte. 

Gemäss  den  vorstehenden  Bestimmungen  betrug  der  an 
die  Arbeiter  vertheilte  Bonus  im  Jahre  lB70  4  Prozent  der 
im  Jahre  verdienten  Löhne,  1871  3^  4  Prozent,  1872  3^2  Pro- 
zent. Tra  Jahre  1873  trelangte  jiit^ht?!  zur  Vertheilung.  Die 
Gewinnbetheiligung  wuixie  am  31.  Dezember  1874  von  der 
Firma  wieder  aufgegeben. 

Eine  Vermehrung  des  Fleisses  war  von  der  Gewinn- 
betheiligung wohl  kaum  zu  erwarten,  da  die  Arbeiter  der 
Walzwerke  schon  seit  langer  Zeit  im  Stücklohn  bezahlt 
wurden  und  diese  Lohnmethode  weit  mehr  als  die  Aussicht 
auf  einen  immerhin  zweifelhaften  Gewinn,  und  zumal  wenn 
derselbe  sich  noch  als  so  geriuf^  iicraus^tolh  wie  hier,  irreipnet 
ist,  die  Arbeiter  zu  ritViirerer  Thätigkeit  anzuspornen,  indess 
glauben  die  Unternehmer  im  ganzen  von  der  Gewinnbethei- 
ligung Vortheil  gehabt  zu  haben.  Als  Hauptvortheil  be- 
zeichnen sie  den  Umstand,  dass  die  Fabrik  dadurch  der 
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sonst  iüiorall  fiihlbaren  Herrschaft  der  Gewerkvereine  ent- 
zogen und  öie  selbst  iii  Folge  dessen  uiclit  gezvv  ungeu  worden 
seien,  uch  dem  Unternalunenrereiii  ansuachlieBsen  und  sich 
der  Politik  anderer  Eisenindustrieller  unterwerfen. 

Als  Ursache  des  Scheitems  der  Gewinnbetheili^ung  fiih- 
ren  die  Unternehmer  an,  sie  wären  zu  ihrem  ßeoauern  zu 
der  Ueberzeugung  gekommen,  dass  der  Durchschnitt  der- 
jenigen Arberter,  welche  sie  zu  p:ewinnen  vermocht,  nicht 
genügend  gebildet  wäre,  um  zu  dem  \'er8tiindniss  des 
tortgeschritteueu  »Systems,  das  sie  ins  Werk  zu  setzen  ver- 
sucht liätitjü,  befiinigt  zu  sein.  ^Wir  müssten",  beisst  es  so- 
dann in  ihrer  Erklärung,  „weitere  Verbreitung  moralischer 
und  intellektneller  Ensiehung  abwart«^,  ehe  die  arbeit«iden 
Klassen  durch  einen  Appell  an  ihre  Vorsicht,  ihren  gesunden 
Menschenverstand  und  ihre  Treue  geleitet  werden  können: 
bis  jetat  fiissen  dieselben  nur  ihre  nächstliegenden  Bedürf- 
nisse ins  Auge." 

Diese  Erklärung  lässt  viel  zu  wünschen  übrig.  Sie 
ist,  wie  ßühmert  selbst  sagtV),  .,um  so  auffallender,  weil 
sich  aus  den  Berichten  Uber  die  jaiirlicheu  Versammlungen 
der  Unternehmer  und  Arbeiter  des  Hauses  Fox,  Hcad  Sc  Co. 
seit  1870  eine  höchst  ertreuliche  Harmonie  des  ganzen  Per- 
sonals zu  ergeben  schien*^. 

£rwägt  man  indes«,  dass  die  Firma  Fox,  Head  &  Co., 
ähnlich  wie  die  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  die  Gewinn* 
betheiligung  „nach  grossen  Arbeitseinstellungen  der  Eisen- 
arbeiter" einführte,  „um  solche  in  Zukunft  zu  vermeiden**'), 
dass  „Arbeiter,  die  davon  Nutzen  ziehen  wollten,  keinem  Ge- 
werkverein angeiniren  durtten,  weicher  den  Zweck  hatte,  die 
Luhne  festzustellen  und  in  die  Beziehungen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbt  itnehmern  einzugreifen",  und  dass  die  Firma 
in  ihrer  EikUiiung  bezuglich  des  Öcheiterns  der  Gewinn- 
bctheiligung  klagt,  „dass  die  Arbeiter  nur  ihre  nächst- 
liegenden Bedürfnisse  ins  Auge  fassten*^:  so  liegt  der 
Oeobnke  nahe,  dass  die  Bemerkung,  die  Firma  sei  zu  ihrem 
Bedauern  zu  der  Erkenntniss  gelangt,  dass  der  Durchschnitt 
der  Arbeiter  nicht  genügend  gebildet  sei,  um  das  von  ihr 
eingeführte  System  gebührend  werth  zu  schätzen,  dahin  aus- 
zulegen ist,  dass  die  Firma  zu  der  Einsicht  kam,  die  Mehr- 
zahl der  Arbeiter  schätze  ihren  Gewerkverein  immer  noch 
höher  als  die  Gewinnbetheilitjung,  und  daher  sei  ihr  Ver- 
such, die  grosse  Masse  ihrer  Arbeiter  dem  Gewerk verein 
durch  die  Gewinn  betheiligung  abspenstig  zu  machen,  ver- 
geblich. 

Was  aber  ist  die  Ursache  hiervon?  Besteht  sie  etwa  in 


Bd,  U  i>.  III. 
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der  geringen  Bildung  der  Arbeiter  und  lässt  sich  wirklich 
annehmen ,  dass  eine  „weitere  Verbreitung  moralischer  und 
iutellektueiier  Biiduiig''  eine  Wandelung  in  den  VerhältnisseD 
hervorrufen  werde?  Böbmert  scheint  oeinahe  dieser  Ansicht 
sazuneigen,  indem  er  anknüpfend  an  seine  Betrachtangen 
über  das  Scheitern  des  Gcwinnhetheiligungsversuches  einen 
Abschnitt  aus  dera  10.  Kapitel  von  Herbert  Spencers  „The 
Study  of  Soeiology"  ^ )  abdruckt,  in  welchem  dieser  als  Ursache 
dafür,  dass  in  England  das  Autii  ei  System  so  geringen  Erfolg 
aufzuweisen  habe,  das  Klassenvorurtiio?!  der  Arbeit<^'eber  und 
Arheiter  bezeichnet  und  dem  Antheilsy stem  eine  bessere  Zu- 
kiuitt  verspricht,  wenn  erst  beide  Theile  die  nöthige  niora- 
lisciiti  und  intellektuelle  Biidungsstule  erreicht  haben.  Es  er- 
scheint dies  problematisch  und  es  dürften  vielleicht  die  eigen- 
thümlichen  Arbeiterverh&ltnisse  im  englischen  Eisengewerbe 
eine  einfachere  und  näherliegendo  Erklärung  fiir  das  Miss- 
glücken  des  hier  in  Frage  kommenden  Versuches  bieten  als 
Klagen  Uber  mangelhafte  Bildung  und  Klasse nvomrth eile. 
Stehen  doch  d'if  Arbeiter  vieler  anderer  Firmen,  in  denen 
Gewmnbctheiligunnjsvereuclif  dauernd  gut  ausHelen  ,  Mas  Bil- 
dung und  Kla.ssenvorurtlieile  anlangt,  auf  keiner  höheren 
»Stufe  als  die  Arbeiter  der  Herren  Fux,  Ilead  <fe  Co. 

im  englischen  Eisengeweroe  sind  die  Lohnstreitigkeiten 
ah^  Datums^).  Die  £r&hrimg  lehrte  die  Arbeiter,  dasa 
Arbeitseinstellungen,  um  LohnerhSbungen  zu  ersielen,  nur  bei 
aufblühendem  Geschäfte  erfolgreich  waren,  und  dass  Arbeits- 
einstellungen, um  Lohnherabsetzungen  bei  eintretendem  Nieder- 
gange des  Geschäfts  entgegenzuwirken,  regelmässig  fehl- 
schlugen^). Dem  entsprechend  richteten  die  Gewerkvereine 
ihre  Politik  ein.  Blühte  das  Gewerbe  auf,  so  fordorten  sie 
höhere  Löhne,  und  waren  ihre  Forderungen  einigerniaassen 
vernünftig,  so  wurden  sie  WniLn  von  den  Arbeitf^ebern,  welche 
in  dieser  Zeit  alles,  nur  keinen  ArbeitsstilLstaud  ertragen 
konnten,  bewilligt.  Sollten  beim  Niedergang  der  Oesch&e 
die  Löhne  herabgesetzt  werden,  so  fügten  sich  die  Oewerk- 
Tereine  dem  Verlangen  der  Arbeitgeber^).  Als  Zeichen  dea 


<)  Deutsch  vou  H.  Maiqnardsen,  Bd.  XIV  u.  XV  der  internationalen 

wiseenschaftl.  Bibliothek. 

*)  Fiftb  Keport  of  tiie  Trades  Uuiouä  t'ommiasioners.  Heniy  Crompton, 
Indostrlal  Conciliation,  London  1876,  S.  54  oder  anch  Brentanos  Heferat 
tlbcr  das  Buch  in  seinem  und  Holtzendorßs  Jahrb.  1877  S.  256. 

^)  Brentano,  Arbeitergiiden  Bd.  II  &  2ö7;  ArbeitsverhUtnisB  S.  144  f. 
und  S.  122. 

*)  Ebi'iula.  —  Noch  kürzlich,  Endo  lsx4,  meldeten  die  Zeituui^eu 
eino  gleiche  Politik  der  Schiffbauer:  die  Sclnffsbauherrcn  dos  Dij-rrikts 
des  Tees  hätten  ihren  Arbeitern  eiue  Lohuherabsctzung  von  7'  i  IVozeut 
angekündigt,  diese  hätten  aber  »mit  Kücksicht  auf  die  besseren 
Gesch&ftsaassichten  im  Distrikt''  beschlossen,  sich  dieser  Maase» 
regel  ssu  widersetzen. 
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Aut-  und  Niederganges  des  Gewerbes  dienten  ihnen  jetieönial 
die  Eisenpreise*).  Dies  führte  clalnn,  duss  im  Eiaengewerbe 
eine  „gleitende  ISkala"  (sliding  scale)  vereinbart  wurde^,  d.  b. 
es  wurde  Usance  im  Geweroe,  daas  die  Löhne  mit  dem 
Steigen  und  Fallen  der  Eisenpreise,  wie  sie  von  den  Unter* 
nebmern  durch  Uebereinkommen  festgesetzt  wurden,  auf-  und 
abschwankten Eine  solche  gleitende  »Skala,  deren  Vor> 
kommen  in  Staffordshire  Brentano  bericlitet^)  und  über  deren 
Einführung  in  öouth-  und  North- Ötattbrdshire,  East-Worccster- 
shire,  im  Norden  von  England,  in  Northumberiand  und  Cleve- 
land Kleinwächtcr  einige  Daten  criebt*),  besteht  nach  Böh- 
merts  eigenen  Mittheilungen ''j  auch  in  iui  knhire,  in  welcher 
Grafschaft  Newport,  der  Sitz  der  Finna  Fox,  Head  &>  Co. 
liegt.  Bdhmert  sa^:  „Die  Höhe  des  Gewinns  (des  Geschiftes) 
wird  durch  die  in  Yorkshire  übliche  Methode  der  Lohnaahlung 
nach  dem  schwankenden  Stande  der  Eisenpreise  stark  beein- 
flusst**  u.  s*  w.  Darauf  deuten  auch  die  oben  erwähnten  Be- 
stimmunfi^en  des  1870  von  der  Firma  mit  den  Arbeitern  ab- 
geschlossenen Vertrages  hin,  wonach  die  Löhne  bezw.  Gehälter 
sätumtlichcr  im  Geschäft  Angestellter  durc  h  den  im  Distrikte 
herrschenden  Durchschnittssatz  bestimmt  si  in  und  die  Lohn- 
sätze der  Arbeiter  mit  den  im  ganzen  DiäUikto  üblichen  Eiscu- 
preisen  steigen  oder  fallen  sollten. 

Mit  dieser  Einrichtung  der  gleitenden  Skala  allein  waren 
aber  die  Arbeitsstreitigkeiten  noch  nicht  beseitigt.  Es  kam 
nämlich  vor,  dass  die  Eisenpreise  eben  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Bedeutung  als  Lohnre|tulator  von  den  Unternehmern 
..gemacht"  wurden,  cl.  Ii.  dass  andere  Eisenpreise  als  diejenigen, 
zu  denen  wirklieji  verkauft  wurde,  angegeben  wurden*^).  Seit- 
dem das  tiefste  Misstrauen  auf  Seite  der  Arbeiter,  seitdem 
die  bittersten  Streiti^^keiten ,  diu  zu  Ausständen  und  Aus- 
sperrungen führten  und  bei  denen  es  sich  ibrmell  nur 
darum  drehte,  was  denn  wirklich  der  Eisenpreis  sei.  Erst 
die  Schiedsgerichte  und  Einigungskammem  haben  hier  Abhilfe 
gebracht  Ihre  Angabe  im  Eisengewerbe  besteht  vornehm- 
Reh  darin,  wenn  der  Ausbruch  solcher  Streitigkeiten  droht^ 
die  Thatsachen  zu  untersuchen  und  nach  Ermittelung  der- 
selben festzustellen,  was  der  Eisenprds  ist.   Hierauf  besieht 

>)  l^retitana,  Arbeitergilden  Bd.  U  8.  39.  40.  214. 

^)  Arbeitergilden  Bd.  II  S.  JU  f. 

*i  llildehnnids  Jahrb.  hd.  XXIV  S.  3;!  fV.  ff.  Vpl.  auch  Klein- 
wächter, Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  in  den  Jah- 
len  187S  und  1874,  m  Conrads  Jahrb.  Supplementheft  Bd.  I,  Jena  187& 
S.  30~,S3. 

••j  Bd.  ri  S.  112. 

«)  qu.  9  579—88. 

^)  B.  Crompton  B.  59  fi.  67.  Auch  Brentano  in  HoltaendorfT  und 
BreDt«ii09  Jahrb.  1677  S.  256. 
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sicii  auch  die  oben  angeführte  Bestimmung  des  Reglements 
von  Fox,  Head  &  Co.,  dass,  so  lange  die  Lntsclieidung  über 
den  im  Distrikt  zu  sahlenden  Lohn  noch  schwebe,  die  alten 
Löhne  fortbenhlt  werden  sollten. 

Es  erhellt:  die  Arbeiter  im  englischen  Eisengewerbe 
haben  durch  ihre  Gewerkvereine  bereits  eine  Art  Gewinn- 

hetheiligung  erzielt  M,  die  vor  derifMiigen  der  Firma  Fox, 
Head  &  Co.  für  sie  den  Vorzug  hatte,  dass  sie  ihnen  die 
Freiheit,  ihre  Arbeit  bei  jedem  beliebigen  (jeschäftsherrn  an- 
zubieten, und  somit  ihre  Veriügungsfreiheit  über  sich  selbst  un- 
beschrankt liess,  während  die  Gewinnbetheiiiguug  der  Herren 
Fox,  Head  &  Co.  sie  an  das  Geschäft  derselben  fesselte.  Er- 
klärternuiaBsei]  beabsichtifi^  die  Firma  Fox,  Head  &  Co.,  diesen 
Eiinfluss  der  Gewerkvereine  zu  brechen  —  ein  Beginnen,  das 
der  schon  mehrfach  erwähnte  Vorkämpfer  des  Qewinnbethei- 
lignngssystems,  G.  J.  Uoljoake,  vor  den  Mitgliedern  der  ^Social 
Science  Association  als  einen  ,,Missbi-.'uicli  des  Industrial 
Partnership"  bezeichnete-).  Um  also  die  Arbeiter  von  ihrem 
Gewerkverein  abzuziehen ,  stellte  die  Firma  ihnen  für  den 
Fall,  dass  sie  sich  von  dem  Gewerkvereiu  fernhielten,  eine 
weitere  Gewinnbetheiliguug  in  Aussicht,  sobald  der  Gewinn 
einen  bestimmten  Betrag  erreicht  habe.  Sollte  dies  Anerbieten 
den  gewünschten  Erfolg  haben,  so  musste  das,  was  die  Herren 
Fox,  Head  &  Co.  boten,  ofiFenbar  mehr  Vortheil  gewähren  als 
das,  von  dem  es  die  Arbeiter  abbringen  sollte.  Liisst  sich 
aber  sagen,  dass  das,  was  die  Firma  in  Aassicht  stellte,  hin- 
reichte, um  die  Arbeiter  dem  Gewerkvercin ,  dem  sie  so  viel 
und  eigentlich  auch  den  Gowinnbetheiligungsvertrag  mit  der 
Firma  verdankten,  zu  crrureniden ?  Man  bedenke,  dass  der 
Zins,  der  nach  dem  Koorleinrnt  von  1870  von  dem  Jahres- 
ertrage  in  Abzug  kununen  «ulite,  bevor  Gewinn  vertheilt 
wurde,  nicht  etwa  sich  in  der  Höhe  des  gewöhnlichen  Leih- 
zinses hielt,  sondern  10  Prozent  des  Kapitus  betrog  und  dass 
die  GeschStbinhaber  daneben  noch  den  üblichen  Direktorial- 
gehalt als  Arbeitslohn  erhielten.  Allzuviel  gaben  also  die 
Geschäftsinhaber  nicht  auf  Eine  Theilung  des  Reingewinns 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  ist  dies  daher  auch  nicht  zu 
nennen.  Hier  wird  in  der  Regel  nicht  allzuviel  übrig  bleiben, 
eine  Schlussfoigcrung,  die  in  den  Jahresabschlüssen  der  Firma 
Fox,  Head  Sc  Co  Bestätigung  findet:  drei  bis  vier  Prozent 
des  Lohnes  betrugen  die  Gewinnaniheile  der  Arbeiter  in  den 
Jahren  1870—72  und  1873  kam  sogar  überhaupt  kein  Bonus 
zur  Vertheilung.   Dabei  ist  noch  zu  bedenken,  dass,  um  diese 


')  Vffl.  auch  qu.  10  726:  |) rncticaUj  a  partnorsbip  between 
the  woFKinan  and  the  cmpluyer. 

^Thie  is  the  inßolence  of  raa&tei-^hip,  the  abuse  of  industrial 
partneiship.''  Transactions  der  Soc.  Sc.  Assoc.  von  1872  S.  458. 
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Antheiie  am  Gewinn  zu  erlangen,  die  Arbeiter  an  die  Firma 

febunden  waren,  die  Firjiia  aber  nicht  an  die  Arbeiter,  da  sie 
ieselben  jederzeit  entlassen  konnte.  Es  entsprach  also  der 
FesseloDg  der  Arbeiter  an  die  Firma  keine  Gewähr  der  fie- 
ichäftigaDg  leitens  dieser.  Die  Gewerkyereioe  dagegen ,  vou 
deaeo  jene  Gewinnbetbeiligung  die  Arbeiter  abziehen  sollte, 
garantirten  ihren  Mitgliedern  bei  voller  Verfüguugsfiretheit 
aber  ihre  Arbeit  und  ihre  Person  im  Falle  der  Beechät'tigangs- 
loeigkeit  den  Unterhalt 

Nicht  alsu  aus  Mangel  an  wirthschattlicher  Biiduncr  dci 
Arbeiter  ist  es  zu  erklären,  wenn  die  Arbeiter  ihren  Ge\\  erk- 
verein  dem  AntheiUy.stem  der  Firma  Fox,  Head  &  Co.  \-nr- 
zogen.  Es  wäre  gegen  ihr  wirthschaltliches  Interesse  geweseu, 
hätten  sie  anders  gehandelt.  Und  wenn  die  Arbeiter^  ebenso 
wie  die  bei  weitem  grösste  Anzahl  der  Arbeitgeher,  das 

V)  Die  Anp^nfTf-n.  welche  der  Chef  der  Firma  Fox.  Hcud  Sc  Co.  über 
die  Erfolge  eeines  Versuchea  uud  die  Ursachen  des  Aufgebens  desselben 
ta  renKuedenen  Ztiteu  gemadit  bat,  sind  übrigens  idneswcgs  ohne 
Widerspruch.  Während  ooen  im  Text  das  wiedergegeben  ist,  was  Herr 
Jeremias  Head  Geh.  Kath  Üöhmert  mitlheilte.  schrieb  Herr  Jeremias  Head 
am  26.  November  l^o  uu  die  Societe  de  la  ijarticijjatiou  aux  b^öfices 
in  Paris  (vgl.  BoUetin  de  la  part.  aux  briu't.  tome  V,  i^aris  1jnS3,  S.  168  ff.) 
einen  Brief,  wonacli  der  Reitritt  der  Paddler  des  Wal'/n-cik.s  /um  Ge- 
werkverein nur  als  der  Anlass  zum  Aufgeben  des  Versuchs  erscheint. 
Als  -wahre  Ui'sache''  dieses  Aufgebens  wira  zwar  auch  hier  der  Maugel 
an  aer  nöthigen  moraliaeben  und  intellektuellen  Bildan^  der  Arbeiter 
bezeichnet;  allein  was  hier  unter  dieser  va^eii  Hedcweise  verstanden 
wird,  geht  aus  dem  gleich  darauf  folgenden  hervor.  Jener  Mangel  an 
fiildmig.  heiMt  es  nftmlich.  habe  die  Arbeiter  gehindert,  das  Prinzip  der 
Gewinn betheiligiing  1,'anz  7Ai  verstehen  und  gewissenhaft  zu  verwirklichen. 
Die  Arbeiter  päheu  sehr  wenig,  wenn  überhaupt  etwas,  für  den  -/owiihrten 
Gewinuantheil ;  iu  Folge  dessen  seien  die  Leistungen  der  beiden  i^arteien 
zu  ungleich  gewesen.  Während  also  früher  der  Mangel  an  Bildung  der 
Arbeiter  in  der  Zugehörigkeit  zum  Gewerkverein  ernliekt  wurde,  wird 
jet^st  als  £esttltat  aesselben  biugestellt,  dass  die  Arbeiter  entsprechend 
dem  Bonus  nicht  bhurdcbend  mehr  Idsteten.  Welche  der  baden  Aus- 
legungen ist  die  richtige?  Die  Nothwondigkeit  dieser  Frage  ist  eij)  neuer 
Beleg  für  die  Werthlosigkeit  der  mittels  tragebogen  geführten  Knqu^ten. 
Mir  scheint,  dass  die  ältere,  ei-ste  Auslegung  die  richtige  ist,  dass  die 
Gegenleistung,  die  man  von  den  Arbeiten)  bei  Einführung  der  Gewinn- 
betheiligimg  erwartete,  nicht  in  einer  Steigemng  der  Arbeitsleistungen, 
sondern  in  der  Nichtzugebörugkeit  zum  Gewerkverein  bestand.  Denn 
1.  eine  Stdgerune^  der  Arbeitsteistungen  konnte  man  bei  der  Niedrigkeit 
des  Gewinnanthcus,  der  den  Arbeitern  versprochen  wurde,  um  so  weniger 
erwarten,  als  dieselben  durch  das  Stücklohnsystem  bereits  '/.u  priösst- 
niSglichen  Jueistuugen  angespornt  Avaren;  2.  fcdgte  der  Gewiuubethei- 
ligungs^enuch  auf  eine  Arbeitsemetellung  mit  der  ausgesprocheneu  'i'en- 
denz.  deren  Wiederkehr  durch  Feinhaltnng  der  Arbeiter  vom  Gewerk- 
verein zu  verhindern;  6.  haben  die  Unternehmer  früher,  wie  im  Text 
dargelegt,  selbst  gesagt,  dass  sie  von  dem  Versuch,  so  lange  er  )>estaud, 
glaubten  Vortfaeil  gehabt  zu  haben;  4.  der  Versuch  wurde  aufgegeben, 
ßol>nIr!  pich  zeigte,  dass  das  Ziel,  die  Arbeiter  dem  Gewerkverem  zu 
entfremden,  nicht  erreicht  wurde.  Dem  entsprechend  geht  der  Text  oben 
Ton  den  Aufklänmgen  tus,  wie  die  Herren  Fox,  Head  &  Co.  me  früher 
gegeben  haben. 
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Antheilsystem  vom  geschättlichen  Standpunkte  «aus  beurtheilen, 
so  lässt  sich  gegen  sie  der  Vorwurf  wenigstens  eines  Mangel» 
an  wirtiisehaftlicher  Bildung  gewiss  nicht  erheben')! 

Es  würde,  nachdem  wir  so  die  Zuverlässigkeit  der  in 
der  Böhmertschen  Enquete  enthaltenen  Berichte  mit  Hilfe 
▼on  anderweitigem  Material  in  swei  F&llen  geprüft  haben, 
noch  erübrigen,  dieselbe  auch  mit  Hilfe  der  in  der  französischen 
Enquete  enthaltenen  Angaben  zu  prüfen,  und  umgekehrt  die 
Angaben  dieser  Enquete  mit  Hilfe  des  von  Böhmert  Ge- 
botenen. 

Eine  derartige  Prüfung  würde  indess  ganz  nutzlos  sein. 
Es  zei^rt  sich  nämlich  —  abgesehen  von  wenigen  untpr;^!  ord- 
neten rankten^),  die  an  ihrer  Stelle  Berücksichtiirin  u  liiukn 
werden  —  in  allem  Wesentlichen  eine  Uebereiustiiamung  zwi- 
schen den  Angaben  beider  Enqueten.  Aber  nichts  verkehrter  als 
den  SchluBB  cbraus  ziehen  zu  wollen,  dass  diese  Angaben  des- 
halb richtig  seien.  Die  Uebereinstimmung  ergiebt  sich  näm- 
lich als  Folge  davon,  dass  beide  Gnqudten  dieselben  Personen 
befragt  haben  und  diese  naturgeraäss  in  beiden  Fällen  den 
Fragestellern  dieselbe  Antwort  gegeben  haben.  Das  Ergeb- 
nis» unserer  Untersuchung  der  Fälle  Briggs  und  Fox, 
Head  &  Co.  hat  aber  gezeigt^  was  von  solchen  einseitigen 


Xach  obigen  Korrekturen  /erfallen  auch  die  AusfuIiruDgeu  Bdh- 
merfs  in  (lein  Aiifsatze  „Die  Steliunfj  der  englischen  Gewerkvereine  zur 
Lohnt'rage  und  zum  Antheilsystem  '  iui  Arbeiterfreuud ,  16.  Jah^.  1878, 
sowie  diejenigen  in  seiner  Enqu§te  J3d.  I  S.  47 — 55,  nach  denen  Böhmert 
die  eneliscben  Gewerkvereine  fiir  las  Schritrrn  der  Gewinnln  theiligungs- 
versucne  von  Briggs  und  t'ox,  Head  ä  Co.  und  überhaupt  für  die  gerinpe 
Ausbreitung  des  ^theilsystems  verantwortlich  macht,  in  sich.  Jucht  in 
Folge  prinzipieller  Antipathien  der  GtewerkTereiue  sind,  wie  oben  gezeigt, 
die  Gewinnbetheiligungsvemiche  der  g^Tunmten  beiden  Firmen  geschei- 
tert|  sondern  vielmehr  in  Folge  der  Politik  der  Geschäftsinhaber.  Diese 
haben  eist  kfinstlich  im  konKreten  Fall  einen  Ge^eoflats  xwisehen  Ge- 
werkverein Ull  i  f ^ (>winnbelbeillfrung  liorvoip;erufen.  I)ftös  die  Gewerk- 
vereine  überhjiupt  nicht  dem  industriellen  Partncrsehafttisystcm  feindlich 
sind,  dariÜKT  vgl.  G.  J.  Holyoake,  Fartnership  of  Industry,  London  1865, 
S.  iJ.  Koebuck  in  H.  C.  Bnggs,  Industrial  rartnerships ,  London  Ib*}'^, 
S.  13.  Lloyd  Jones  bei  S.  Taylor,  The  Participation  of  Labour  in  tue 
Frotits  of  Enteiprise,  London  Iböl,  S.  8.  S.  Taylor,  Profit- IS haring  between 
Capital  and  Labour,  London  1884,  S.  72  f.  und  die  dort  angerufenen 
Autoritäten:  Bart,  M.  P.  for  Morpeth,  Geowe  Ho  well,  Llo^  Jones, 
sowie  insbesondere  Macdonalds  Verhalten  (s.  ohen  S.  34). 

AuffalJendci  ist  nur,  dass  im  Falle  Lenoir  (Böhmert  Nr.  63,  En- 
quSte  Bd.  II  8.  8D— 94)  die  Angaben  bttiflididi  der  den  Arbeitem  iMiar 
au<!£rezahlten  Gewinnnntheilc  nicht  Uljereinsammen.  Die  Summen,  welche 
Lenoirs  Arbeiter  empilneen,  waren 

nsch  Böbnert  Bd.  II  8.  257   nach  der  Enquete  Bd.  II  8.  92 
ün  Jahre  187  1  2730  Fr.  86  C.  2007  Fr.  03  0. 

„      „    1S72  3672   „    9«  „  2043       92  - 

„      n    1873  7146   „   -  n  7665   „  06  - 

,     ,    1874  4248  ,  80  „  4980  ^  -  J 
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Antworten^  mögeu  sie  auch  noch  so  Ott  wiederholt  sein,  zu 
halten  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  sur  Prüfung  der  franzöBischen 

Enquete ! 

Auf  einen  Bericht  des  Chefs  der  professionellen  Gesell- 
schcilien  im  französischen  Ministerium  des  Innern,  Barbaret, 
setzte  der  Minister  des  Innern,  Waldeck- Rousseau,  durch  Er- 
iabä  vom  20.  März  1883  eine  „ausscruarlamentarische  Kom- 
mission'^ nieder  und  beaufu*agte  dieselbe:  1.  zu  erforschen, 
auf  welche  Weise  den  Arbeiter^enoaienscbaften  (aseodationB 
ouvri^res)  die  Betheiligung  an  den  Submissionen  der  öffent- 
lichen Arbeiten  erleichtert  werden  könne,  und  2.  zu  unter- 
suchen, mit  welchen  Mitteln  es  möglich  sei^  die  Unternehmer 
zur  Betheiligung  ihrer  Arbeiter  am  Gewinn  des  Geschftüs 
anzuhalten. 

Kurze  Zeit  vorher  —  im  Jahre  1882  —  hatte  der  Ma- 

f istrat  von  Paris  eine  ähnliche  Erhebung  veranstaltet.  Dabei 
atte  die  mit  dieser  Erhebung  betraute  städtische  Kommission 
es  u.  a.  für  zulässig  erklärt,  denjenigen  Unternehmern,  welche 
sich  bei  der  Uebernahme  st&dtiscber  Arbeiten  verpflichteten, 
ihre  Arbeiter  am  Gewinn  zu  betheiligen,  eine  Prämie  zu  ge- 
währen. Ursache  und  Zweck  der  städtischen  Enquete  war 
die  Absicht  des  Pariser  Gemeinderathes,  sein  Entgegenkommen 
und  seine  Fürsorge  für  das  Wohl  der  arbeiteDOen  Klassen 
an  den  Tag  zu  le^on 

Aehnliche  Beweggründe  leiteton  den  Minister  des  Innern 
bei  der  Xiedersetznng  (^cr  genannton  Erhebungsl^onnnissiou. 
Er  beabsichtigte  daniit  eine  Förderung  des  Kooperalivsystems^). 

Die  ministerielle  Kommission  bestand  aus  24  Mitgliedern. 
Es  waren  dies  sämmtlich  höhere  Beamte  aus  den  Ministerien 
des  Innern,  der  öffentlichen  Arbeiten,  des  öffentlichen  Untere 
richts,  dem  Justiz-,  Finanz-,  Kriegs-,  Marine-,  Handels-, 
Ackerbau-,  Post-  und  Tdegrapheuministerium.  Präsident  der 
Kommission  war  der  Minister  des  Innern,  Vizepräsident  der 
Unterstaatssekretär  im  ^linisteriura  des  Innern,  tiekretär  der 
oben  erwähnte  Biirr''inehet'  Barbaret 

Iho  Kommission  ix  jann  ihre  Tiiäiigkeit  im  April  1888. 
Sie  theilte  sich  in  zwei  .")ckuonen,  eine  technische  und  eine 
juristiöche.  Erstere  sollte  die  Abgesandten  der  Arbeiter- 
genossenscbalten,  sowie  die  bezüglich  der  Gewinnbethei- 
ligung  vorzuladenden  Sachverständigen,  die  Vertreter  der 

M  ^^rl.  Hullerin  de  la  part.  anx  bonef.  S.  20^— 21o.  214  f.; 

li^2  S.  ^  t"  20  -28;  188.3  S.  1—87.  94  f.  LavoII6e  m  der  Kevue  des 
2  mondes  vom  15.  Febr.  1^84  S.  788  f.  Hubert -Valleroax  im  Jouniiil  dss 
Economistes  1884  tome  27  8.  386-84a  Arbeiterfkeand  20.  Jabig.  1882 

S.  281-287. 

')  Siehe  die  Hede  des  Ministers,  £nüut>te  Bd.  1  S.  25  ü'.  Vgl.  Huch 
Bnlletiii  de  la  part.  kox  b^otf.  1883  S.  110—128.  157  ff. 
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Firiiien  mit  Gewinnbetheiligung ,  verhöiun,  letztere  hatte  die 
Aufgabe^  sich  mit  der  gesetzgeberischen  Seite  der  fraglichen 
Angelegenheiteii  asu  besdiäftiffeii  lud  zvl  UDterBacben,  inwie- 
weit das  Gesetz  vom  24. 'Juli  1867.  betreffend  die  »Gesell- 
schaften mit  veränderlichem  Kapital*,  eine  Abänderung,  er- 
beiBcbe.  Eine  Subkommission  wurde  beauftiagt,  Fragebogen 
zu  entwerien,  auf  Grund  welcher  die  Vernehmungen  der  Aus- 
kunftspersonen stattfinden  sollten. 

Die  juristische  Sektion  hat,  soweit  bekannt,  ihre  Thätig- 
keit  nocn  nicht  abgeschlossen.  Dagegen  hat  die  technische 
Abtheilung,  welche  wahrend  des  Sommers  1883  unausgesetzt 
tagte^  bereits  im  Herbst  desselben  Jahres  die  Ergebnisse  ihrer 
Arbeiten  in  nwei  FoHobänden  verOffentlieht  unter  dem  Titel: 
£nqudte  de  la  commission  extraparlementaire  des  associations 
ouvri^res^  2  vol.  Paris  1883.  Der  erste  Band  behandelt  die 
Arbeitergenossenschaften,  der  zweite  die  Gewinnbetbeiligung. 
Hier  ist  also  allein  der  zweite  Band  von  Interesse. 

Die  Methode,  welche  dieser  offiziellen  französischen  En- 

3ueti  zu  Grunde  liegt,  ist,  wie  aus  V^orstehendcra  ersichtlich, 
ie  nuuidliche  Erhebungsmethode.  Die  französische  Regierung 
hat  somit  diejenige  Enquetenmethode  gewählt,  welche  sich  nach 
den  obigen  Ausführungen  über  Enqueten  als  bei  Untersuchungen 
Aber  ibrer  Natur  und  ihrem  inneren  Zusammenhanse  nach 
unbekannte  wirtbscbaftliche  Erscbeinun^en  allein  swedunSssig 
herausstellt.  Allerdings  ist  man  in  sieben  Fällen  von  diesem 
Prinzip  abgewichen  und  hat  sich  mit  einer  schrifUichen  Be- 
antwortung des  Fragebogens  begnügt.  Aber  auch  in  den 
andern  ist  die  französische  Enquete  nicht  mit  technischer 
Vollkommenheit  durchgeführt.  Man  hat  nämÜch  bei  ihrer 
Einrichtung  die  nach  den  früheren  Ausfülirungen  fiir  die  Rich- 
tigkeit der  Resultate  einer  mimd liehen  Enquete  als  unbedingt 
erforderlich  sich  ergebenden  Vorsichtsmaassregeln  anzuwenden 
unterlassen.  Auszusetsen  ist  danach  an  der  französischen 
£nqtt6te  Folsendes: 

1.  Die  Untersuchungskommission  setste  sich,  wie  schon 
erwfthnt,  lediglich  aus  Staatsbeamten  zusammen,  während  die 
Gründlichkeit  der  Untersuchung  es  erheischte,  dass  ausserdem 
sowohl  Arbeitgeber  wie  Arbeiter,  als  auch  Dritte  uikI  zwar 
besonders  unabhUngige  und  kenntnissreiche  Männer,  wie  i^Iit- 
glieder  des  Senats  und  der  Kammer,  Richter,  Professoren, 
Nationalökonomen ,  in  der  Kommission  vertreten  gewesen 
wären  Die  Folge  dieser  Versäumniss  zeigt  si^h  darin,  dass 
wenig  gefragt  wurde,  was  im  Interesse  einer  um&seiBnden 
und  zugleich  exakten  Forschung  bedauerlich  ist.  Viel  ist 
daher  bei  der  französischen  Enquete  unter  den  Tisch  gefallen. 
Wirft  man  vergleichsweise  einen  Blick  in  eine  der  muster- 

^)  Vgl  auch  Alban  F»»ter,  Arbeiterfreund  21.  Jshig.  1883  B.  467. 
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giltigen  englischen  £nnndten,  so  lehrt  derselbe,  wie  viel  zahl- 
reicher,  vielseitiger  und  eingehender  die  dort  gestellten  Fragen 
sind.  Ihnen  geeenübei*  erscheint  die  französische  Ülnqu^te 
oberflächlich  und  ärmlich  an  wirklichem  Material. 

2.  Die  von  der  französischen  Kommission  angewandte 
Art  und  Weise  des  Fragens  ist  nicht  die  richtige  i^ewesen: 
man  hat  bei  der  Untersuchung,  wie  schon  bemerkt,  einen 
Fragebogen  zur  A nw  <  iwiung  gebracht  —  im  Wideraprueii 
zu  den  oben  dagegen  äuc^gesprochenen  Bedenkei^i  Können 
unsere  Ausführungen  über  die  Unzweckmfissigkeit  eines 
Fragebogens  in  solchen  Fftllen  eine  bessere  Bestätigung  finden 
als  in  der  fiemerkung^  welche  ein  Kommissionsmitglied  auf 
eine  Aussage  des  Herrn  Lenoir  über  die  Betheiligung  der 
Arbeiter  am  Verlust  des  Geschäfts  machte?  Sie  lautet:  ,,Je 
dois  faire  obseiver  que,  lortque  nous  avons  diabore  le  question- 
naire,  on  nc  coraprenait  pas  bien  cette  questiun  de 
la  participatiun  des  pertes."  Es  lässt  sieh  eben  nicht  im  voraus 
sagen,  was  zu  tragen  ist.  Das  zeigt  sich  aber  nicht  blos  m 
dieser  Aeusserung,  sondern  überhaupt  in  dem  wenig  speziali- 
flirten  und  nur  wenige  allgemeine  Punkte  berühren&n  Frage- 
bogen*). In  dieser  allgemeinen,  mehr  logischen  Unrichtigkeit 
des  Fkagebogena  erschöpfen  sich  indess  keineswegs  die  gegen 
seine  Anwendung  vorzubringenden  Einwände,  vielmehr  hat 
er  erhebliche  praktische  Nachtheile  zur  Folge  gehabt.  Wäh- 
rend mau  doch  (hMikcn  sollte,  dass  die  Anwendung  des  Frage- 
bogens die  Zeugen  nöthigte,  streng  bei  der  Sache  zu  bleiben, 
hat  dieselbe,  wie  die  Enqu§te  lehrt,  die  Auökuntispersonen 
keineswegs  von  mannigfachen  Abschweifung<;n  abgehalten.  Ver- 
schiedene der  Zeugen  haben  sich  nicht  damit  begnügt,  die 
thaisftchlichen  Yerbttltnisee  zu  berichten,  sondern  haben  in 
langen  EigQssen  ihren  Prinzipien  und  Weltansdbauun^en, 
ihren  Wünschen  und  Fi  i  (l<3rungen  Ausdruck  gegeben.  Kann 
der  Leser  auch  diesem  Uebelstande  dadurch  oegegnen ,  dass 
er  derartige  Stellen  überspringt,  so  giebt  es  andere  Mängel, 
die  sich  nicht  ausmerzen  lassen.   £s  teblen  vielfach  Angaben 


'i  I)iia  den  Auskunttspersonen  mitgetheilte  Fragefonnular  enthidt 
folgende  P'ragen  {vgl.  Enquete  Bd.  I  S.  52): 

1  ^.  8ou8  quelle  forme  vo8  ouvriers  participent-iU  aux  beuetices  de 
votre  entrepriser  Et  dans  quelles  conditions  prendraient-iU  part  aoz 
pertee,  si  vons  en  subissiez? 

2^.  De  (luellt'  manuTe  etablipsez'vons  votre  rt'partitiou V  Par  nn 
contrat  de  ioaage  d  ouvrage  special?  Par  fentree  de  fouvrier  en  mso- 
ciatum  avec  toqs?  Par  les  ben^eee  ealcalte  au  prorata  de  la  somme 
et  de  la  valeur  de  son  travail? 

'.j^.  Vo8  ouvriers  ont-ils  le  droit  et  le  moven  de  contrüler  les  gaius 
DU  lc8  pertes  par  vous  declar^s,  ou  doivent-ils  s'en  rapporter  &  votre 
d^elaration? 

4*^.  Queis  rt-sultats  avez^Yons  obtenns  dans  TOtre  nuüsQii  par  le 
syst^e  de  la  participation  ? 
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über  sehr  wiMenswerthe  Punkte.  Denn  da  Alle  dasselbe 
gefragt  wurden,  so  tritt  nicht  selten  die  Individualität  der 
einzelnen  Fälle  (des  einzelnen  Geschäfts,  seines  Betriebs,  seiner 
Gewinn betheiligungj  nicht  deutlich  genug  hervor.  Der  Gang 
der  Untersuchung  war  eben  ein  durch  den  Fragebogen  im 
allgemeinen  gegebener ,  nicht  ein  in  jedem  einzelneu  Fall  be- 
sonderer. Was  bei  einer  schrittweise  vorschreitenden  Fra^e- 
methode  möglich  gewesen  wftre,  nämlich  durch  sotbrt  em* 
greifende  Fragen  der  Kommission  und  die  darauf  erfolgenden 
Antworten  die  Lücken  in  den  Angaben  der  Zeugen  ausza- 
füllen  und  die  der  Aufklärung  bedürftigen  Punkte  in  den* 
selben  klarzustellen,  das  ging  hier  nicht  gut  an.  Ein  Zurück- 
greifen auf  früher  berührte, '  aber  dunkele  oder  unklare 
Punkte  war  im  allgemc nu  n  schwer  möglich. 

3.  Betreffs  der  Ausi^unftspersonen  hat  man  sich  auf  die 
Arbeitgeber  beschränkt.  IVIan  hat  es  verabsäuiul,  noch  andere 
Personen,  wie  vor  allem  die  Arbeiter,  zum  Verhöre  heran- 
suziehen.  Demgemäss  ist  die  französische  Enqudte  nur  ein 
Spiegelbild  der  einseitigen  Anschauungen  der  Arbeitgeber; 
die  Auffassung  der  Arbeiter  von  dem  Wirken  und  den  Er- 
folgen der  Gewinnbetheiiigung  bleibt  dem  Leser  unbekannt. 
Daneben  dürfte  es  in  manchen  Fällen  angemessen  gewesen 
sein,  Werkmeister  oder  Aufseher  des  betreffenden  Geschäfts 
zu  vernehmen,  da  diese  in  der  Kegel  noch  mehr  Fühlung 
mit  den  Arbeitern  haben  als  die  Chefs  und  daher  auch  aus 
näherer  Anschauung  und  mit  grösserer  Zuverlässigkeit  als 
diese  die  Wirkungen  der  Gewinnbetheiligung  auf  die  Arbeiter 
im  einzelnen  hätten  berichten  können. 

4.  hat  man  dem  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  des  Ver- 
fahrens nicht  in  genügender  Weise  Rechnung  getragen.  \\  eder 
ist  dem  Publikum  oder  der  Presse  freier  Zutritt  zu  den  Ver- 
handlungen gewährt,  noch  hat  eine  sofortige  Veröffentlichung 
der  Stenogramme  durch  die  Tagesblätter  stattgefunden.  Es 
ist  also  auch  nicht  einmal  auf  diese  Weise  ein  <Tep:engewicht 
gegen  die  nothwendige  li^inäeitigkeit  der  Zeugnisse  hergestellt 
worden. 

Um  nun  auch  hier,  ähnlich  wie  bei  der  Böhmertscheu 
Enquete,  an  einem  Beispiel  zu  zeigen,  wie  unbefriedigend  die 
französische  ausserparlamentariscne  Kommission  ihre  Auf- 
gabe gelöst  hat,  sei  zunächst  die  Vernehmung  des  Herrn 
Lenoir  >)  über  den  bei  ihm  stattgehabten  Gewinnbetheiligungs- 
versuch  kurz  ins  Auge  gefasst 

Herr  Lenoir  wird  über  die  Erfolge  seines  Versuches  be- 
fragt. Gewiss  eine  der  wichtigsten  Fragen,  die  an  ihn  zu 
richten  waren!  In  Bea!ll^^l  rtung  derselben  erklärt  sich  Lenoir 
mit  seinen  i:-rfolgen  kusauröt  befriedigt.    Was  er  aber  zum 


£nqo§te  Bd.  II  S.  89-94. 
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Beleg  dieser  seiDer  Antwort  des  näheren  beibringt,  ist  einer- 
«eits  thells  vag,  Üieils  offenbar  unerheblich,  andererseits  sind 
ernste  Zweifel  an  einer  objektiven  Grundlage  dieser  Befrie- 
•diguug  am  Platz. 

Zum  Belejj^  seiner  Befriedigung  führt  Herr  Lenoir  nämlich 
au,  daas  die  Gewinnbetheiligung  ihm  gute  Beziehungen  zu 
«einem  Personal  verschafft  habe.  Mit  dieser  Aeusserung  ist 
der  PbanUsie  des  Lesers  ein  weiter  Spiebatun  gegeben,  Man 
kann  sich  ebenso  gut  darunter  vorstellen ,  dass  die  Arbeiter 
ihren  Prinsipal  nur  höflicher  grüssen  u.  dergl.,  wie  etwa^  dass 
sie  sich  von  Arbeitseinstellungen  ferngehalten  haben  u.  a.  m. 
In  Folge  dieser  Unklarheit  ist  die  Aussage  völlig  werthlos 
und  ebenso  wenig  bedeutsam  ist  es,  wenn  Herr  Lenoir  rülimt, 
dass  manche  Arbeilur  schon  seit  den  Jahren  1853,  1854, 
1857,  1859,  1802,  1868,  1860.  1870,  1874,  1875,  1877,  1879, 
1880  und  1881  seinem  Geschäft  anfi:L'hörten  Dass  Arbeiter 
noch  aus  den  fünfziger  und  sechzigur  Jahren  im  Leuoirschen 
Oeschäft  sind,  kann  unm^ich  mr  die  Gewinnbetbidligung 
sprechen,  da  diese  erst  1B70  eingeftihrt  wurde.  Eber  enielfi 
daraus  umgekehrt,  dass  auch  ohne  Qewinnbetheiligung  die 
Arbeiter  an  das  Unternehmen  gefesselt  wurden.  Weiter  oietet 
der  Bericht  des  Herrn  Lenoir  Uber  die  Erfolge  seines  Ge- 
winnbetheil ifrungsversuches  nichts:  er  spricht  weder  von  einer 
Steigerung  des  Fleisses  der  Arbeiter ^  noch  von  einer  Ver- 
mehrung ihrer  Leistungen. 

Bleibt  somit  unaufgeklärt,  was  zur  geäusserten  Befrie- 
digung Anlass  geben  könnte,  so  ist  andererseits  Ursache  zu 
Zweifeln  vorbanden,  ob  wirklich  eine  solche  Befriedigung  be- 
gründet war.  Herr  Lenoir  äussert  nttmlicb,  sein  Sohn  wolle, 
wenn  er  ans  Ruder  käme,  die  Gewinnbctheiligung  nicht  fort- 
setseUy  denn  nach  dessen  Ansicht  verursache  dieselbe  zu  viel 
Schererei  beim  Rechnungsabschluss.  Dieses  Motiv  muss  aber 
als  unzureichend  bezeichnet  werden,  wenn  die  Gewinnbethei- 
ligung wirklich  vortheilbaft  war.  Fast  scheint  f*s  also,  als 
ob  reelle  günstige  Erfolge  nicht  zu  verzeichnen  sind,  als  ob 
es  sich  vielmehr  nur  um  ein  Steckenpferd  des  alten  Lenoir 
handelt,  der  ja  erzählt,  dass  er  Assoziiiungcn  mit  hochan^e- 
«ehenen  Firmen  ausgeschlaffen  babe,  wenn  dieselben  sidh 
nicht  zar  EinfthruBg  der  dUinnbeO^eUiguiig  b«reH  erklftrt 
hätten.  Die  Befriedigung  des  Herrn  Lenoir  scheint  demnach 
€iie  rein  subjektive  über  seine  gute  That,  nicht  aber  eine 
durch  objektive  Erfolge  derselben  gerechtfertigte  gewesen 
m  sein. 


')  Wie  kritiklos  die  Agitatoren  für  Gewiuiibetheiligung  zu  Werke 
gehen,  zeigt,  dass  in  einem  sok-lien  nfritat« »riechen  Aufsatzf.  ^inem  lob- 
spendenden  Bericht  über  die  französische  Enquete,  sogar  diese  Aussage 
nachgedruckt  wird.   Vgl.  Arbeiterfreund  Idü'S  S.  480. 
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Hätte  mm  die  Kommission  ihre  Aufgabe  richtig  erfasst, 
80  hätte  sie  einerseits  durch  geeignete  Fragen  den  alten  Lenoir 
gezwungen,  seine  Bef'riediguni];'  zu  substanziiren ,  andererseits 
den  jungen  Lenoir  zitirt,  um  über  die  Ursaclien  seiner  Ab- 
sichten Aufschiuss  zu  erhalten.  Dazu  lag  um  so  mein  Anlass 
vor,  als  es  von  Interesse  sein  musste,  zu  untersuchen,  inwie- 
weit sieh  die  bei  Leclaire  erzielten  günstigen  Besultate  hier 
in  dem  kleineren  Geecbxft  derselben  Branche  wiederfanden 
und  aus  welchen  Gründen  event.  sich  eine  Abweichung  ergab. 

Aehnlichee  gilt  auch,  um  noch  ein  Beispiel  anzuführen,  für 
die  Untersuchung  des  Gewinnbetheiligungsversuches  der  Aktien- 
gesellschaft zur  Versicherung  gegen  Fenersgefahr  .Union" 
Nur  ist  es  hier  nicht  der  Erfolg,  der  im  Dunkel  bleibt,  s(»n- 
dern  die  elementare  Frage,  in  weicher  Weise  die  Gewinn- 
betheiligung organibirt  ist. 

Es  iässt  sich  nämlich  aus  den  Mittheilungen  des  Direktors 
dieser  Oesellscbafit|  des  Staatsraths  Charles  Robert,  vor  der 
ministeriellen  Kommission  keine  ausreicliend  brauchoare  Vor- 
stellung gewinnen,  wie  die  Gesellschaft  ihre  Gewinnbethei- 
ligang  geregelt  hat.  Fünf  Prozent  des  Reingewinns,  heisst 
es,  werden  alljährlich  von  der  Firma  fUr  ihre  Angestellten 
ausgesetzt.  Ein  Prozent  fiiesst  in  sich  ungesondert  in  eine 
für  die  Beamten  eingerichtete  VersorgungsKasse  (Caisse  de 
Ketraite ).  Von  den  übrigen  4  Prozent ,  heisst  es  weiter, 
wird  zunächst  eine  gewisse  Summe,  deren  Betrag  nicht 
genannt  ist,  für  die  Versicherungsinspektoren  vorweg  ge- 
nommen. Der  Kest  wird  zu  einem  Theil  nach  MaassgaM  der 
Qebälter,  aum  andern  nach  Qutd&nken  des  Direktors  unter 
die  übrigen  Beamten  vertheilt.  Hier  ist  also  einmal  nicht 
gesagt,  ob  die  für  die  Versicherungsinspektorcn  enthobene 
Summe  objektiv  feststeht,  und  sodann,  ob  das  Verhältniss 
der  in  zweifacher  Weise  den  sonstigen  Beamten  zuzuwendenden 
Graiilikationen  durch  einen  objektiv  bestimmten  Maassstab 
gegeben  ist.  Normirt  sich  die  Extravergütung  der  Ver- 
sicherungsinspektoren nach  dem  Belieben  der  Direktion,  so 
haben  wir  es  bei  der  Union  nur  mit  einer  kollektiven  Ge« 
winnbetheiligung  zu  1  Ptosent  des  Reingewinns  zu  tiiun. 
AndemfallB  findet  sich  hier  auch  nur  dann  das  Gewinn- 
betheiligungsprinzip  in  weiterer  Ausdehnung  in  Anwendunj;'^ 
wenn  das  Verhältniss  der  beiden  Gratifikationen  für  die 
Bureaubeamten  ein  festes  ist:  nur  dann  bildet  die  nach  Maass- 
gäbe  der  Ochälter  unter  die  einzelnen  Beamten  zu  vertheilende 
Summe  einen  objektiv  feststehenden  l^rozentsatz  des  gesaramten 
Reingewinns,  und  nur  dann  erhalten  die  Beamten  in  den  pro- 
portional ihrem  Gehalt  auf  sie  entfallenden  Beträgen  noch 


I)  Vgl.  Enqudte  Bd.  H  S.  1-89. 
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ifidividuell  einen  Gewinnantheil  Da  die  Euqu^te  über  diese 
wichtigen  Punkte  schweigt,  so  muss  auch  der  Fall  „Union** 
von  einer  weiteren  wisaonschat'tiicheu  Behandlung  ausgeschlossen 
bleiben. 

Uebrigens  erklären  sieh  diese  i\Iiiiigül  der  franzfisi sehen 
Enquete  sehr  leicht,  wenn  man  erwägt,  um  was  vor  allem  ea 
sich  bei  ihr  handelte.  Ist  doch  die  Forderung  nach  Gewinn- 
betheiligung eine  populftre  unter  den  Demokraten  der  pariser 
Bevölkerung  und  insbesondere  eine  Panazee  des  bekannten 

Sariser  Munizipalrathes'}.  Es  kam  dem  entsprecht  nd  weniger 
arauf  an,  die  Frage  von  Grund  aus  zu  erscnöpfen,  als  demo- 
kratische Postulate  durch  eine  Enquete  zu  beschwichtigen*). 
EnquAteu  werden  jn  nicht  blos  gemacht  zur  Feststellung  von 
Thatrta(  lien,  sondern  sind  häutig  nur  moderne  Mittel,  um  nichts 
zu  thun,  wo  ein  Handeln  verlangt  wird. 

Als  auffallend  ist  noch  zu  bezeichnen^  dass  die  franzosische 
Enquete  nur  einen  Theil  der  aus  anderen  Quellen  (Böhmcrt; 
BnUetin  de  la  participation  anz  b^^fices;  Fougerousse^  Patrons 
et  ouvriers  de  Paris,  Paris  1880,  u.  s.  w.)  bekannten  Qewinn- 
betheilignngsTersnche  aufzuweisen  hat.  Darüber  könnte  man 
sich  indess  schon  clier  hinwegsetzen,  wenn  nur  die  behau* 
delten  Fälle  exakter  untersucht  wären. 

Hiernach  ergiebt  sich,  dass  die  französische  Enquete  über 
Gewinnbetheiiigung  ebenfalls,  wie  die  Böhmertsclie,  unter  der 
Einseitigkeit  und  Lückenhaftigkeit  der  Aussagen  leidet.  Na- 
mentlich macht  sich  letzterer  Mangel  schwer  bei  ihr  iuiii- 
bar.  Angaben  über  beobachtete  Thatsachen  sind  äusserst 
selten.  Dagegen  findet  sich  in  der  £nqu6te  eine  wahre 
Flut  von  Phrasen,  Gefahlsttusserungen ,  Theorien  und  Welt- 
beglückungsplänen, in  denen  sich  nicht  wenige  Zeugen  von 
besonders  lebhaftem  Temperament  ergehen,  so  dass  es  für 
den  nüchternen  Beobachter  eine  wenig  erquickliche  und  wenig 
lohnende  Aufgabe  ist,  aus  diesem  Wortschwall  die  spärlichen 
brauchbaren  Brocken  herauszulesen. 

Die  vorstehende  Prüfung  sowohl  der  von  Böhmcrt  als 
auch  der  von  der  französischen  Regierung  verunsiulteteu 
Enquete  führt  zu  folgendem  Ergebniss: 

Beide  Enqueten  leiden  an  zwei  grossen  FVhlcrn. 
I.    An  grosser  Lückenhaftigkeit.    In  ein*  r    rossen  Anzahl 
der  von  den  £nqu6ten  behandelten  Fälle  wird  so  ungenügend 


M  Vgl.  unten  S.  r,\  . 

»)  Vgl.  oben  H.  4a. 

*)  Vgl.  besonders  auch  die  oben  (S.  4i  Anm.  2)  zitirte  KeUe  Uea 
Ministers.  VL  Block  meint,  die  Enquetekommission  sei  eine  von  den 
periodisch  ernannten  Kommisi'ionen ,  welche  dazu  bestimmt  Rcicn,  die 
Leute  gltickUch  zu  machen  und  zwar  ohne  daas  dieselben  sich  darum  zu 
bemfiheii  hraachten.  Wils*  VierteljahTsschrift,  22.  Jahrg.  Bd.  IV  158. 
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über  VerliäJ Inisse  oder  Vorgänge  berichtet,  dass  es  ganz  un- 
möglich ist,  sich  über  dieselben  eine  ausreichende  Vorstellung 
zu  öilr^en.  Alle  diese  Fälle  müssen  von  v'dem  Versuche  wissen- 
schaltiicber  Verwerthung  selbstvcrstäudlich  ausgeschiosBen 
bleiben. 

Diese  Fälle  sind: 

A.    Bei  der  Böhmei'tt,chLii  Knquete. 

a.  Ju  Folge  zu  mangelhafter  Nachrichten  über  die  Orga- 
nisation de»  Cieschäfts  oder  der  Gewinnbetheiligung: 

1.  Nr.  3.  North  oF  England  Industrial  Coal  and  Iron 
Company  in  Middlesborough. 

2,  Nr.  22.  Gutsbesitzer  Wüliain  Lawson  zu  lilenner- 
hasset  in  Curoberland. 

8.   Nr.  32.   Eisenwerk  Aadals  Brug  in  Norwegen. 
4.   Nr.  43.  Kammgarnspinnerei  von  Schöller  &  Lang  in 
Schaffhausen. 

b.  Hauptsächlich  wegen  zu  mangelhafter  oder  gänzlich 
fehlender  Nachrichten  fiber  die  erziehen  Resultate: 

1.  Nr.  5.  Maschinenfabrik,  Kesselschmiede  und  Eisen- 
nesserei  von  K.  &  Th.  Möller  zu  Kupferhammer  in  Brack wede, 
Prov.  Westfalen. 

2.  Nr.  8.  Die  mechanischen  Baumwollspinnereien  zu  Hasel 

und  Altmatt  im  Grossherzogthum  Baden. 

3.  Nr.  IG.  Gutsbesitzer  R.  Böhm  zu  Brunne  bei  Febr- 
bellin. 

4.  Nr.  19.  Gutsbesitzer  Eugen  Kisler  zu  Cal^ves  im 
Kanton  A\  audt 

5.  Nr.  19.    Schweizerischer  Weinbau. 

6.  Nr.  24.  Transportgesellschaft  auf  der  Seine. 

7.  Nr.  25.  Züricher  DampfschifFfahrtsgcsellschaft. 

8.  Nr.  26.  Bseder  HUtte  zu  Gross  «Ilsede,  Landdrostei 
HUdesheim. 

9.  Nr.  29.   Eisenwerk  Kaiserslautem  in  Kaiserslautem 

in  der  bayerischen  Rheinpfalz. 

10.  Nr.  33.  Walzwerke  von  Fox,  Read  &  Co.  in 
Newport. 

11.  Nr.  42.    Lunificio  Rossi  zu  Hchio  in  Italien. 

12.  Nr.  43.  Kammgarnspinnerei  von  SchöUer  &  Lang 
in  Scbaffhausen. 

13.  Nr.  46.  Baumwollspinnerei,  Bleicherei  und  Färberei 
von  G.  Steinheily  Dieterlen  &  Cie.  zu  Rothau  im  Elsass. 

14.  Nr.  49.  Kattundruckerei  der  Gebr.  Geilinger  in 
Winterthur. 

15.  Nr.  50.  Druckerei  von  F.  Schindler  zu  Mollis, 
Kanton  Glarus. 
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16.  Nr.  51.  Thodesche  Papierfabrik  zu  Hainsberg  bei 
Dresden,  Aktie ügeaellschaft, 

17.  Nr.  55.  Zigarettenpapierfabrik  von  Abadie  &  Cie.  in 
Paris. 

18.  Nr.  57.   Lederfabrik  von  Webeter  &  Co.  in  Maiden 

und  Boston,  Massachusetts. 

19.  Nr.  63.    Lenoir,  Malergeechäft  in  Paris. 

20.  Nr.  64.   C.  Keiipflug  &  Co.,  Zigai-renfabrik  in  Berlin. 

21.  Nr.  66.   Tabaks£Abrik  von  Job.  Pet.  Rauiino  &  Co. 

in  Bamberg. 

22.  Nr.  67.  Stiefel  -  und  Scliuhwaarenfabrik  von  Bige- 
low  &  Co.  in  Worcester,  Maasuchesetts. 

23.  Nr.  68.  Paul  Dupont,  Buchdruckerei  und  BucL- 
liandlung  in  Paris. 

24.  Nr.  78«  Hessische  LudwigB-fikenbahn^esellschaft. 

25.  Nr.  77.  Preussische  Boden-Eredit-AktjengesellBchaft 
in  Berlin. 

26.  Nr   78.    Le  Uoyd  Beige,  See>  and  UnMver* 

sicheruDgsgesellsch  aft . 

27.  Nr.  81.   Magazin  „Au  bon  Marchä"  in  Paris. 

Ausaerdem  wären  hier  noch  aahhreiche  andere  Fälle  der 

Bdhmertschen  Enauöte  wegen  unzulänglicher  Angaben  aus- 
zuscheiden.   Dieseloen  werden  indess  in  der  zweiten  Unter- 

abtheüung  aufgezählt  und  au?2:psandert  werden,  da  bei  ihnen 
eine  Gewinnbetheil iguug  überhaupt  gar  nicht  vorli^t. 

B.  Bei  der  französischen  £nquete  fallen  fort  wegen  un- 
genügender Berichte  sei  es  über  die  Organisation  des  Ge- 
schäfts oder  der  GewinnbetheUigang,  sei  es  über  die  erzielten 

Erfolge: 

Einmal  drei  schon  von  Böhmert  mitgetbeilte  und  soeben 

zurückgewiesene  Fälle: 

1.  Malergeschüft  von  Lenoir  (h.  89). 

2.  Manufakturwaarengeschäft  „Au  bon  March^%  Aristide 
Boucicaut  Vve.,  in  Paris  (8.  122  u.  540). 

3.  Buchdruckerei  und  Buchhandlung  von  Paul  Dupont 
in  Paris  (S.  161). 

ISodann  folgende  neue  Fälle: 

4.  Möbelfabrik  von  Fourdinois  in  Paris  (S.  130  u,  541). 

5.  Schlosserei  von  Paul  MuuLier  in  Paris  (S.  140^. 

6.  JSue/kaiialgesellschaft  (jS.  143  u.  543). 

7.  Depositen  •  und  Kontokorrentgesellschaft  in  Paris 
(S.  161). 

8.  Sägenfabrik  von  Edouard  Mongin  &  Cie.  in  Paris 
(8.  225). 

9.  Transatlantische  Gesellschaft  in  Paris  (6.  818). 

4* 
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Im  Aoschluss  hieran  aind  noch  besonders  folgende  be- 
kanntere in  anderen  Quellen  aufgeführte  Fälle,  welche  gleich- 
falls wegen  der  Unzulänglichkeit  der  über  sie  vorhandenen 
Berichte  sich  nicht  verwenden  lassen,  zu  nennen: 

1.  Noderlandsche  Gist-  en  Spiritusfabrik,  Aktiengesellschaft 

zu  Deltt.  (Quelle:  J.  C.  van  Marken,  La  question  ouvricre 
h  la  labriquo  Neerlandaise  de  levure  et  d'alcool,  Paris  1881  : 
auch  Arbeiterfreund  1883  S.  26  flf. ;  Bulletin  de  la  participation 
aux  ben^fices,  tome  IV  1882  S.  29—46,  tomu  VI  1884 
S.  89-92.) 

2.  Weinberg  des  Herrn  Mathiea  Dolfos  zu  Chateau- 
Montrose.  (Bulletin  de  la  participation  aux  b^n^ticeSi  tome  III 
1881  S.  123-128;  Arbeiterfreund  1882  S.  144.) 

3.  Landgut  des  Lord  G.  Manners  bei  Newmarket.  (H. 
Fawcett,  Travail  et  salaires,  traduit  par  A.  ßaffaloTicby  Paris 
1885,  S.  63.) 

4.  Feuerversicherungsgesellschaft  „La  France"  in  Paris. 
(Fougeroußse,  Patrons  et  ouvriers  de  la  France,  Paris  1880; 
Bulletin  de  la  participation  aux  bdndfices,  tome  IV  1882 
S.  187  ff.) 

5.  A.  Gaiffe^  Fabrik  für  Messinstruniente  und  galvanische 
Vernickelung  in  Paris.  (Bulletin  de  la  participation  aux  b^n^ 
fices,  tome  III  1881  S.  30.) 

II.  Die  beiden  £nqu6ten  leiden  ferner  an  grosser  Ein- 
seitigkeit, indem  sie  sieh  fast  ausschliesslich  auf  das  Zeugniss 

nur  eines  der  am  Arbeitsverhältniss  interessirten  Heile 
stutzen.  Die  Folge  haben  wir  in  den  obeu  erörterten  Bei- 
suielen  kennen  gelernt    Wo  immer  soaiale  Gegensätze  als 

ITrsaclie  des  Scheiterns  eines  Falles  der  OewinnbethciUgunp^ 
dars^-estellt  werden,  sind  die  Berichte,  wofern  sie  nicht  aus 
auderem  Material  ergHnzt  werden  k(>imeu,  für  jede  weitere 
wissenschaftliche  Betrachtung  unbrauchbar. 

Demgemäss  werden  in  den  folgenden  Erörterungen  die 
nachstehenden  FftUe  der  Böhmertschen  Enquete  keine  weitere 
Berilcksicbtigung  finden: 

1.  Nr.  60.  Albert  Niess,  Werkstätte  für  Zimmer-, 
Tischler^  und  Brunnenarbeiten  in  Braunschweig, 

2.  Nr.  61.  Baur  &  Nabbolz ,  Bauunternehmer  su  See^ 
feid  bei  Zürich. 

8.   Nr.  64.    C.  Keilpflug  &  Co.,  Zigarrenfabrik  in  Berlin. 

Glücklieber  Weise  enthalten  die  beiden  Enqueten  indess 
aucli  Fälle,  welche  an  den  eben  genannten  beiden  Fehlern 

nicht  leiden. 

In  vielen  i'  äüeii,  über  die  ausreichende  Berichte  vorliegen, 
spielen  stjziale  Gegensätze  gar  keiue  Rolle. 

In  anderen  Fällen,  welche,  sei  es  bei  Böhmert,  sei  es  in 
der  französischen  Fnqudtc,  nur  ungenügend  aufgeklärt  sind, 
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war  es  glich,  die  Lückeiiiialtigkeit  der  Angaben  der  einen 
Kiit^ueLe  durch  die  der  zweiten  oder  durch  sonstiges  Material 
ausreichend  zu  ergänzen.    So  insbesondere  im  Fall  Dorg4- 

Ebenso  iat  t»,  wie  gezeigt,  m^lich  gewesen,  die  £10- 
aeitigkeit  der  Angaben  in  dem  Falle  Briges  und  im  Falle 
FoZy  Head  &  Co  aus  anderen  Quellen  zu  beheben.  L^terer 

muss  freilich,  wie  schon  oben  (S  50)  bemerkt,  wegen  anzu» 
reicbondor  Mittheilungen  über  die  Art  des  Erlbiges  ausser 
Betracht  bleiben. 

Es  bleibt  also  auch  nach  Fortlassung  alles  ungenügenden 
und  mangelhaften  Materials  noch  genug  des  Brauchbaren  für 
unsere  weitere  Untersuchung.  Una  nunmehr  gilt  es  zunächst 
festeustellen,  in  welchen  der  Fälle,  über  die  Berichte  vor* 
liefen,  eine  Gewinnbetheiligung  wirklich  besteht,  in  welchen 
nicht. 

IL   Die  Sichtung  des  geprüften  Materials. 

In  der  ersten  Unterabtheilung  dieses  ersten  Theiles  wurden 
die  beiden  wichtigsten  Quellenwerke  tlber  Gewinnbetheiligung 
einer  genaueren  Prüfung  unterzogen.    Hier  in  der  zweiten 

filt  es,  das  geprüfte  Material  zu  sichten,  d.  h.  es  sind  alle 
iejenigen  in  den  Quellen  enthaltenen  Fälle,  welche  keine 
Beispiele  der  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  sindi 
ausz  Ilse  beiden. 

Vor  allem  ist  es  nöthig,  diejenigen  Fälle,  bei  denen  gar 
kein  Arbeitsverhältniss  vorliegt,  abzuweisen.  Die  Böh- 
mertaohe  Enqudte  fUhrt  nftmlich  auch  blosse  Pachhrerhiütnisse 
unter  ihren  81  Fftlien  von  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter 
auf,  und  zwar 

L  Pachtverhältnisse,  in  denen  statt  der  Belheiligung  der 
Arbeiter  am  Geschäibgewinn  eine  Betheiligung  von  Gutseigen- 
thümern  am  Pächteigewinn ,  d.  i.  der  gewöhnliche  Theilbatt 
(Halbbau,  Sackbau;  m^tayage;  mezzadria)  vorliegt. 

1.  Das  Landgut  Pfalzhill  im  Kreise  Bittburg,  Reg.-Bes. 
Trier.    (Böhmert  Nr.  17.) 

Der  Besitzer,  Herr  Limburger,  und  der  Pnehter  des 
Gutes  theilen  sich  in  den  Kohertrag  und  in  die  Ausgaben 


1)  (;plc»n.(>ntKch  dieses  Falles  führt  Höhmert  noch  eine  der  Noth  und 
dem  Wucher  entspringende  Halbpartwirthschaft  in  der  Eifelsegeiid  auf. 
Dieselbe  bestellt  urin,  daes  der  Lsndinann  mit  dem  Speknumten ,  der 
ihm  das  zur  Dfmgei^ewinnung  nöthige  Vieh  leiht^  sich  in  den  Rohcrtn^ 
der  Wirthschaft  theilt  Ob  BöhTnei-t  diese  auf  niedriger  Kulturstnß 
stehende  Theil wirthschaft  gleichfalls  als  Gewiuubetheili^ung  betrachtet 
oder  ob  er  sie  nur  als  uine  Karioeität  nüttheilt.  iBt  nieht  ersichtlich. 
GewianbetheUiginig  ist  sie  keineswegs,  da  es  ueh  hier  gar  nieht  um  ein 
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2.  Das  Landgut  Altenhof  im  Kreise  Bittburg,  Reg.-Bes. 
Trier.   (Böhmert  Nr.  18.) 

Der  Bruttoertrag  fUUt  sur  Hälfte  an  den  Eigenthümer, 
zur  Hälfte  an  den  Pächter^ 

II.  PachtverhältniBee,  die  sich  von  den  gewöhnlichen 
Pachtverträgen  nur  dadurch  unterscheiden,  daw  der  Gate- 
eigenthümer  sein  Land  statt  an  einen  einzelnen  Pächter  an 
eine  Genossenschaft  von  Pächtern  vergiebt 

1.  Die  Assington  Cooperative  Farm  zu  Assington  Hall 
bei  Sndbure  in  der  Grafschaft  Sutiolk  in  England.  (Böhmert 
Nr.  1;  H.  Fawcett,  Travail  et  salnires,  traduit  par  Arthur 
Raffalovich;  S.  94;  Paul  Leroy-Beaulieu,  Le  coliectivisuie  S.  157.) 

Der  Gutsbesitzer  Gurdon  auf  Assintrton  Hall  verpach- 
tete im  Jahre  1850  ein  Ötück  Land  an  geuossenschafilick 
organisirte  Arbiter. 

2.  Die  Oenoflsenschaftflwirlhschafit  zu  Balahine  in  der 
Grafschaft  Cläre  in  Irland.  (Böhmert  Nr.  21;  S.  Taylor, 
Profit-Sharing  S.  99.) 

Das  Gut  Kalahine  war  in  den  Jahren  18SI — 18dd  an 
eine  Genossenachaft  von  Arbeitern  verpachtet. 

In  einer  grossen  Reihe  anderer  Fälle,  in  denen  allerdingt 
ein  Arbeitsvertiältnif's  in  Frage  kommt,  liegt  nieht  eine  Oe- 
winnbet Heiligung  der  Arbeiter  vor,  sondern  ein  anderes 
Prämien-  oder  Lohnsystem.  Um  diese  Fälle  mit  Sicherheit 
bestimmen  zu  können,  kommt  es  zunächst  darauf  an,  den 
Begriff  der  Gewinnbetheiliguug  festzustellen. 

Als  Betheiiigung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn  ist 
eine  solche  Prämiirnng  der  Arbeiter  zu  bezeichnen,  wi  welcher 
die  Summe y  die  dem  einzelnen  Antheilsbereohtigten  zu  be- 
stimmten Zeiten,  d.  i.  gewöhnlich  alljährlich,  zu  Theil  wird, 
mit  dem  Ertrage  des  Geschäfts  steigt  oder  iuiit  und  zwar 
stets  in  demsf-Iben  Maasse^). 

Eh  ist  (laii:u  h  zweierlei  erforderlich:  Erstens,  die  Summe, 
welche  den  berechtigten  Arbeitern  oder  Angestellten  alljährlich 
zugewiesen  wird,  muss  einen  objektiv  feststehenden  Prozent- 
batz  des  Keingewimis  —  der  übrigens  auch  nach  stets  gleichen 

Arbeitsverhältniss  handelt.  Als  Merkwürdigkeit  jedoch  steht  sie  keines- 
wegs vereinzelt  da.   Im  17.  Jahrh.  schon  kam  in  der  Mtak  Brandenburg 

das  m^.  „halbe  Säen"  vor:  ein  Wucherer  streckte  dem  unvermögenden 
Landwirthe  das  Saatkorn  gogfon  die  U'AH't'^  d'  s  Rohertrages  vor.  Vgl.  die 
revidirte  Bauer-  etc.  Ordnung  für  die  sieben  neumärkiichea  Kreise  und 
die  Lande  Steroberg  vom  14.  September  1685,  durch  welche  der  Grosse 
Kurfürst,  iinj  dem  ^Vn^lier  und  der  damit  verbmulenon  Seliädipung  üc» 
I^andraannes  zu  steuern,  das  halbe  öiitn  zu  verbieten  bezw.  einzu- 
fccliränkeu  .suclite.  Mylius,  Corpus  Constit.  March.  Bd.  V  Th  III  S.  206. 
^)  Vgl.  auch  Lavol'i^e  in  der  Revue  des  2  mondes  vom  15.  Febr. 

1884  S.  SOG:  „I>a  participation  aux  b^n^fices     une  r^mun^ratioD  qui  

varie  chaque  annde  aelon  Ics  resultats  de  riaventaire.'' 
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bestimmten  Cirundsätztii  zu  ermitteln  lai  —  darstellen,  und 
zweitens,  diese  Krumme  muss  nach  feststehenden  Prinzipien 
unter  die  einzelnen  Berechtigten  vertbeilt  werden. 

In  der  Regel  findet  sich  bei  den  Fällen  der  Gewinn- 
bethciligung  die  erstere  Piedingung  in  der  Weise  verwirklicht, 
dass  der  uewinnantheil  der  sämmtlichen  Arbeiter  einen  in 
konstanten  Zahlen  fixirten  Prozentsatz  des  Reint^ewinns  bildet. 
In  einij^en  Fällen  ist  indess  dieser  Prozentsatz  kein  ein  für 
ailenial  in  festen  Ziffern  gegebener,  sondern  bemisst  sich  nach 
dem  V^erhältniss  säinintlicher  an  die  Arbeiter  während  des 
jeweiligen  Rechnungsjahres  ^ezaliiteu  Löhne  zu  dem  Geschäfts- 
kapital. Dann  freuich  ist  der  Prozentsatz  Je  nach  der  H5he 
der  Löhne  nnd  des  Oeschftftsfcapitals  vanabdi  aber  er  ist 
immer  ein  objektiv  teststefaender. 

Die  sweite  Bedingung  wird  gewöhnlich  derart  erfUllt,  dass 
der  sich  so  nach  festen  Regeln  ergebende  Bonus  unter  die 
einzelnen  Antheilsbcrechtigten  naeh  Maassgabe  Ihvor  im  Laufe 
des  Jahres  verdienten  Löhne  oder  nacli  Maassgabe  ihrer 
Dienstjahre  und  ihrer  Jahresltihne  vertht-iit  wird*). 

Ausser  dieser  strengen  Form  der  Gewinnbetlieiligung  lässt 
sich  auch  noch  eine  andere  Prämienmethode  als  Gewiun- 
betheiligung  bezeichnen.  Es  kommt  nftmJich  vor,  dass  der 
Gewinnantheil,  der  den  berechtigten  Arbeitern  zufliesst^  zwar 
gleidifalls  einen  objektiv  feststehenden  Prozentsatz  des  Rein- 
^winnes  darstellt,  derselbe  aber  der  Arbeiterschaft  als  einem 
Ganzen  zukommt,  während  der  Gennss,  welchen  der  einzelne 
berechtigte  Arbeiter  davon  hat.  genau  geregelt  ist. 

Hierunter  fallen  einmal  alle  diejenigen  F:ille,  in  denen 
der  (iesciiatisiniiaber  alljährlich  gewisse  Prozente  des  Rein- 
gewinns für  die  Gründung,  Krliaitung  uder  Erweiterung  all- 
gemeiner Wohitahrtäeiurielituugen,  wie  Bibliotheken ,  Lese- 
zimmer, Badeeinrichtungeui  Fach-  und  Fortbildungsschulen, 
Kinderkrippen  u.  dergl.,  verwendet,  deren  Benutzung  seitens 
der  Arbeiter  gewissen  Reglements  unterliegt.  Insbesondere 

fehören  aber  hierher  die  Fälle,  in  welchen  die  den  Arbeitern 
estimmte  objektiv  feststehende  Gewinnquote  zur  Erhaltung, 
Unterstützung  oder  Förderung  gewisser  Kassen  dient  und 
wobei  der  Vortheil,  welchen  der  einzelne  Arbeiter  davon  hat, 
sowohl  überhaupt  als  aueli  seinem  Umtange  nach  an  den  Ein- 
tritt gewisser  äusserlieh  erkennbarer  Redin>j^ungen  geknüpft, 
nicht  aber  jedesmal  von  dem  subjektiven  Lrujcssen  des  Arbeit- 
gebers abhängig  ist.  Unter  diesen  Kassen  sind  ganz  besonders 
zu  nennen  Pensions-  oder  Versorgungskassen  und  Krauken- 


')  Eine  andere  Art  der  Vertheilung  findet  sicli  in  der  Eisongiesserei 
und  NIasebinenfabrik  von  Windlioff,  Deeters  &  Co.  zu  Liügen  an  der 
Ems.   (Böhmen  Nr.  28.) 
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kassen,  aber  auch  Sparkasaen,  UnterstützungskasBeu ,  Yor- 
schoBskameii. 

Die  erstgenannte  Art  von  Oewinnbethciligung,  bei  welcher 
der  Gewinnantheil  unter  die  einzelnen  Arbeiter  nach  bestimmten 
Normen  vertheilt  wird,  könnte  man  „Individualgewinnbethei- 
ligung"  nennen.  Die  zweite,  bei  welcher  die  Gewinnquote 
der  Arbeiterschaft  als  einem  Ganzen  zu  ^nia  kommt^  ISaat 
sich  als  „Kolloktivgewinnhf'thfilignng"  bezeichnen. 

Hiernacli  kann  man  zusammenfasBend  sagen:  das  Charak- 
teristische der  Oewinnbetheiligung  besteht  darin,  daas  die  den 
Airbeitern  alljiihriich  zuiallendc  Prämie  einen  objektiv  fcst- 
etehenden  Prozentsatz  des  Qeschfti'tagewinna  bildet  und  dasB 
eine  feststehende  Vertheilung  oder  Verwendung  den  einselnen 
Arbeitern  gewährleistet  ist.  Negativ  würde  dies  hassen:  das- 
jenige Prämiensystem  ist  keine  Gewinnbetheiligung,  bei  wel> 
chem  das  subjektive  Ermessen  des  Arbeitgebers  auf  irgend 
eine  Weise  einen  Einfluss  auf  die  Normirung  des  Gewinn- 
antheils  oder  seine  \  ertheilung  bezw.  Verwendung  ilir  die  ein- 
zehien  Arbeiter  hat. 

Auf  Grund  dieser  Begriffsbestimmung  ist  einer  ganzen 
itcihe  der  in  uiitieien  Quellen  in  Folge  einer  höchst  unseliarfeu 
Auffassung  oder  Ausdrucksweise  als  Gewinnbetheiligung  auf- 

gezählten  Fftlle  die  Eigenschaft  einer  solchen  abzuerkennen» 
^eselben  sind  daher  von  vornherein  für  unsere  sjiätere 
Untersuchung  abzuweisen.  Es  sind  das  die  folgenden  FäUci 
welche  sich  etwa  in  nachstehenden  Gruppen  aunühren  lassen: 
I.  (Icwinnbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  die  Sumine, 
welelie  den  Arbeitern  nach  Rechnungsabschluss  zu  Tlicil  wird, 
nicht  einen  leststehenden  Prozentsatz  des  Geschiiftsgewinns 
bildet,  sondern  Icdiirlieli  durcli  das  subjektive  Ermessen  des 
Geschäftsleiters  iiuimiil  wjrd,  einerlei  ob  die  Vertheilung 
derselben  unter  die  einzelnen  Arbeiter  sich  nach  festen  Regeln 
oder  nach  GutdQnken  vollzieht 

In  diese  Rubrik  sind  zu  zählen: 

1.  Die  Telegraphenwerkstätte  zu  Neuenbürg  in  der  Schweiz, 
(Böhmert  Nr.  30.) 

Alljährlicli  wird  ..eine  gewisse,  im  Verhältniss  zum  Ge- 
winn des  Gesc'hiiftH  stellende  Öumme"  für  die  drei  Jahre 
lang  in  der  \\'erk8tätte  beschäftigten  Personen  aus^csety.t. 
Dass  die  »Summe  «ich  ungefähr  nach  dem  Jaliresertrage 
richtet,  ist  selbstverständlich;  feststehend  scheint  über  das 
Verhältniss  nicht  zu  sein.  —  Ueberdies  sind  die  Angaben 
so  mangelhaft,  dass  man  sich  keinen  Begriff  von  der  Or- 
ganisation des  Geschäfts  und  dieser  Gratifikationseinrichtnng 
und   noch  weniger  von  dem  Erfolg  letzterer  maehen  kann. 

2.  Die  Werkzeugfabrik  von  Reishauer  &  Bluntschli  in  Zürich. 
(Böhmert  Nr.  31.) 
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Die  Fabrik  sicherte  im  Jahre  1872  auf  Grund  eines 
Vertrages  ihren  älteren  Arbeitern  eine  „Betheiligung  am 
Reingewinn"  zu.  Wie  viel  Prozente  des  Keingewinns  den 
Arbeitern  zulalien,  ist  nicht  angegeben.  Es  heisst  viehnchr 
nur,  die  Zuwendung  habe  „einen  ganz  freiwilligen  Charakter'*. 
Danach  scheint  es  sieb  lediglich  um  DienstprämieD  zu  han* 
dein,  die  in  keinem  festen  Verh&ltniss  zum  Reingewinn 
stehen. 

8*  Die  Seifenfabrik  von  Friedrich  8teinfels  in  Zürich.  (Böh- 
mert  Nr.  39.) 

Ob  ein  fester  Prozentsatz  des  (icwinns  unter  die  Ar- 
beiter vertheilt  wind,  ist  nicht  angegeben.  Indees  selbst 
wenn  derselbe  bestimmt  wäre,  so  wäre  das  Prinzip  der 
Gewinubetheiligung  schon  dadurch  durchbrochen,  dass  die 
Art  der  Vertheilung  dieser  Summe  ganz  in  dem  Belieben 
des  Herrn  Steinfels  steht.  Allem  Anscheine  nach  handelt 
es  sich  hier  um  blosse  Keujahrsgratitikationen,  deren  Höhe 
ganz  und  gar  von  dem  Gutdünken  des  Arbeiteebers  abhängt. 

4.  Die  Wachskerzenfabrik  des  Kaufmanns  Frotopopow  bei 
Moskau.    (Böhniert  Nr.  40.) 

Der  Besitzer  v  »m  tlii  ilt  alljährlich  ,,einf  dem  r4eschäfts- 
ertrage  entsprccli<  ii'le  Summe''  unter  die  Arbeiter  „ganz 
nach  seinem  Belieben'*.  In  welchem  Maasse  diese  Summe 
dem  Gcschäftsei trage  entsjuieht,  citadri  man  nicht.  Dass 
der  Besitzer  weniger  schenkt,  wenn  er  weniger  einnimmt, 
ist  selbstverständlich.  £s  handelt  sich  hier  augenscheinlich 
nur  um  ganz  beliebige  Zuwendungen ,  keineswegs  aber  um 
Gewinnbethciligung. 

5.  Die  Kammgarnspinnerei  von  Chessex  &  Hössly  in  Schaff- 
hausen.    ( Böhme rt  Nr.  44.) 

Allerdings  heisst  es,  die  Firma  lege  alljährlich  einen 
festen  Prozentantheil  des  Gewinns  zum  I^csten  ihrer  Ar- 
beiter zurück.  Trotzdem  handelt  es  sich  in  Wahrheit  hier 
niclit  uru  Gewinnbethciligung.  Denn  dieser  Prozentantheil 
wird  nicl»t  unter  die  Arbeiter  des  betreffenden  Jahres 
vertheilt,  sondern  nach  dem  Ermessen  der  Firma  wird  in 
enten  Jahren  ein  Gewisses  reservirt,  um  in  schlechteren 
Perioden  die  Leute  nicht  völlig  leer  ausgehen  zu  lassen.  Damit 
wird  das  Prinzip  der  Gewinnbetheiligung  total  negirt  und 
das  fragliche  Lonnsjstem  erscheint  aU  blosses  Lohnzuschuss- 
system. 

6.  Die  Bleicherei,  Färberei,  Baumwollen-  und  W  uilendruckerei 
von  Schäfl'er,  Lalance  i^'  Co.  in  Lutterbach  bei  Mülhausen 
im  Elsass.    (  Böhmert  Nr.  48.) 

Gewissen  Arbeitern  wird  „ein  gewisser  Theil**  des 
Reingewinns  zugewiesen.  IKe  Nachrichten  über  diesen  Fall 
sind  nicht  klar;  soweit  sie  aber  gehen,  fuhren  sie  noth- 
wendig  zu  dem  Schluss,  dass  hier  keine  Gewinnbetheiligungi 


Digitized  by  Google 


58 


VI.  2. 


sondern  eine  Yertheilnng  von  beUebigen  Summen  vorliefft. 
Heisst  ee  doch  S.  190:  ^ie  jedes  Jahr  haar  2U  heaahlende 

Summe  bleibt  ungefähr  gleich;  grosse  Differensen  würden 

wohl  ein  IJebelstand  sein." 

7.  Die  Thodesche  Papierfabrik,  Aktiengesellschaft  au  Hiuns- 
berg  bei  Dresden.    (Böhmert  Xr  51  ) 

Hier  besteht  Gewinubetheiiigung  nur  für  gewisse  tech- 
nische Beamten.  Die  übrigen  von  Böhmert  hier  aufgeführten 
Prämiensysteme,  wie  die  Gratifikationen  von  50—500  Mark 
und  die  rroduktionsprämieu  für  andere  Angestellte,  sind 
keine  Gewinnbetheiligung.  Da  Angaben  über  die  Wir- 
kungen der  Einrichtoi^n  gänzlich  fehlen,  so  kann^  wie 
schon  in  der  ersten  Ünterabdieilung  (S.  50)  angedeutet^ 
auch  nicht  die  Gewinnbetheiligung  jener  wenigen  Beamten 
für  unsere  weitere  Untersuchung  in  Betracht  kommen. 

8.  Die  Papierfabrik  zu  Schlöglmühl  in  Nieder  •  Oesterreich, 
AktiengesfÜscljaft     (Böhmeit  Nr.  52.) 

Der  V  erwaltunii;srath  „bestimmt  alljährÜcl!  je  nach  der 
Höhe  der  Bilanz  aas  den  Erträgen  der  Fabrik  einen 
Betrag,  der  au  die  Angestellten  und  solche  Arbeiter,  die 
einen  fiinfiuss  auf  die  Produktion  hab^n,  als  Tantitoe  ver- 
theilt  wird**.  Diese  sog.  Tantitoe  hängt  also  lediglich  von 
dem  Belieben  des  Verwaltungsrathes  ab;  sie  ist  daher  eine 
blosse  Gratifikation. 

9.  Die  Kartonnagefabrik  von  Georg  Adier  in  BuchhoiZi 
Königr''i(*h  Sachsen.    (Bfihinert  Nr.  53.) 

„Der  Besitzer  gewälirt  seinen  Leuten  alijährlich  eine 
je  nitch  den  Ergebnissen  der  jährlichen  Gesohäftsinventur 
oeniffcscne  »Summe."  Hiernach  scheint  es  t^ieh  nur  um  ein 
Gratifikationssvätem  zu  handeln.  Es  gebt  auö  dem  Bericlit 
nur  hervor»  dass  der  Geschäftsinhaber  Prämien  selbstver- 
ständlich nur  dann  vertheilt,  wenn  er  einen  Gewinn  ge- 
macht hat. 

10.  Die  Lederfabrik  von  Heinrich  Reymond  in  Moiges» 

Kanton  Waadt.    (nr)hmert  Nr.  56.) 

Der  Ges'  h'iftseigenthümer  vertheilt  eine  beliebige  Summe 
des  Reint^ewinns  an  die  Arbeiter,  welche  zwei  Jahre  im 
Dienste  der  Fabi  ili  sind,  nach  Gutdünken. 

11.  Die  Holzhaiidlung  von  Adolf  Kröber  in  München,  ver- 
bunden mit  Damptsägen-Etablissements  in  der  Oberpialz  und 
Galizien.   (Böhmert  Kr.  58.) 

Von  Gewinnbetheiligung  ist  hier  gar  keine  Rede.  Herr 
Rröber  vertheilte  eine  Zeit  lang  am  Jahresschluss  an  die 
Arbeiter  der  verschiedenen  Kategorien  Geschenke  von  ver- 
ichiedenem  Betrage,  die  zusammen  durchschnitthch  20  bis 
80  Prozent  des  Kettoertrages  ausmachten.  Ueber  Erfolg 
zudem  gar  keine  Angabe. 
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12.  Wechselageotur  vuu  Louia  KulaDci  Goesseliii  iu  Paris. 
(Bdbmert  Nr.  79.) 

Ob  die  unter  die  80  Angestellten  des  Qeschälts  alljälir^ 

lieh  zu  vertheilende  Summe  einen  feststellenden  ProzentsatB 
des  Reingewinns  bildet,  ist  nicht  gesajg^  Nach  Fougerousse, 
Patrons  et  ouvriers  de  Paris  S.  82,  ist  dies  nicht  der  Fall. 
Ebenso  Bulletin  do  la  participation  aux  b^riefice'^  1R85: 
tabeile  synoptique  des  Etablissements  qui  pratiquent  la  par* 
ticipatlon. 

13.  Haimppier  &  Cie.,  Weingeschäft  in  Bordeaux.  (Böbmert 
Nr.  80.) 

Die  unter  die  berechtigten,  Arbeiter  alljährlich  su  ver- 
theilende  Quote  des  Gewinns  sclieint  lediglich  von  dem 
jedesmaligen  Ermessen  des  Geschäftsinhabers  abzuhängen. 
Wenigstens  heisst  es  in  dem  diesbezüglichen  Reglement  der 
Firma:  „Bei  jedem  Rcchnungsabschluss  werden  die  Herren 
Haimppier  &  Cie.  im  V(  rhältniss  zum  ersielten  Gewinn  Mne 
Öuinme  aussetzen,  welche  .  .  . 

14.  Die  Manufakturwaaren- Handlung  „Au  Bon  Marchö", 
Aris^tide  Boucicaut  Vve.  in  Paris.  (Böhmert  Nr.  81 ;  En- 
quete Bd.  II  S.  122  ff.;  üulictm  de  la  participation  au^ 
b^nöfices  1881  S.  1—80.) 

Die  als  Gewinnbetheiligung  aufgeführte  Dotirung  der 
Versorgungskasse  der  Firma  Au  Bon  Marchs'  ist  Keine 
Gewinm>etheiligung.  Dieselbe  erfolgt  nämlich  durch  die 
Vorwegnahme  einer  Summe  vom  Jahreegewinn  des  Hauses, 
deren  Höhe  die  Firma  beim  Rechnungsabschluss  nach  den 
Fr<4ebTiissen  der  Inventur  bestimmt:  Böhmert  Bd.  11  S  330; 
Knqueie  Bd.  II  S.  124.  —  Gewinnbetheiligung  ist  da^ej^en 
die  ferner  bei  dieser  Firma  bestehende  Tantienieli^Lnung 
des  verkaufenden,  beaufsicluigenden  und  verwaltenden  Per- 
sonals. Hierüber  sind  aber,  wie  bereits  oben  (S.  51)  be- 
merkt, die  Berichte  zu  geringftigig ,  um  im  »weiten  Theil 
unserer  Untei-suchun^  Berfloksichtigung  finden  zu  kdnnen. 

15.  Hochöfen  und  Schififsbauwerk statten  der  Socidtö  anonyme 
de  Mazieres  (Direktor:  Marquis  de  Vogfi^).  (Enquete  Bd.  II 
Ö.  101  ff.) 

Die  Gesellschalt  setzt  alljährlich  imch  freiem  Ermessen 
eine  8umme  für  ihre  Ail  iu  r  zu  Versorgungsz wecken  aus» 
Also  keine  Gewinnbeilieiligung! 

16.  Maächiuenfulirik  der  Gebr.  Caillard  m  llavrc.  (Enquete 
Bd.  U  S.  279;  Arbeiterfreund  von  1882  S.  141;  BuUeün 
de  hl  participation  aux  b^n^fices  1881  S.  113—122.) 

Alljährlich  nimmt  die  Firma  vom  Ileingewinn  eine 
Summe  nach  Belieben  —  gewöhnlich  5  Prozent  der  ^e- 
sammten  Ausgaben  für  Ldhne  —  vorweg  und  vertheilt  die- 
selbe unter  ihre  Arbeiter  naeh  ^[aassrrabe  der  Jahreslöhne 
derselben.  Es  handelt  sich  hier  also  nur  um  Lohnzuschüsse. 
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17.  Eisen ffiesperei  von  Piat  in  Paris.  (Kiiquete  Bd.  II  S.  64 
uud  522;  JiuUetiu  de  la  uarticipatioii  aux  böii^tices  1881 
S.  94  f.,  1882  S.  73^  ff.) 

Herr  Piat  bestimmt  alljährlich  nach  Gutdünken  dne 
Summe  vom  Reingewinn  f&r  die  Arbeiter  und  vertheilt  die- 
selbe unter  die  eineeinen  nach  festen  Prinzipien.  Also 
blosses  GratifikationsBjstem. 

18.  Kattunfabrik  von  Bessclievre  zu  Maromme.  (Enqußte 
Bd.  II  S.  189;  Bulletin  de  la  participation  aux  bönöfices  1^^5: 
tabelie  synoptique  des  etablissements  qui  pratiqueut  la  par- 
ticipation etc.) 

Der  Chef  enthebt  alljalulicli  nach  dem  Keöultate  der 
Inventur  einen  beliebigen  Betrag  vom  Reingewinn  und  ver- 
theilt denselben  unter  die  einzelnen  berechtigten  Arbeiter 
nach  MaasBgabe  ihrer  Löhne. 

19.  Baumwollspinnerei  zu  Oissel  bei  Reuen,  Departement 
Ünter-Seine.  (EnquÄte  Bd.  II  S.  305—315.  5G1  f.;  Bulletin 
de  la  participation  aux  ben<^fices  1882  S.  53.) 

Unbestimmte  Gratifikationen  werden  alljährlich  einer 
Arbeiterversorguugskasae  überwiesen. 

II.  Gewinnbetbdligung  liegt  nicht  vor,  wo  zwar  der 
Prozentsatz  des  Reingewinns,  der  unter  die  Arbeiter  vertheilt 
werden  soll,  feststellt,  wo  aber  die  Art  der  Vertheiluiifr  dieser 
Summe  sieb  nicht  nach  festen  Regeln  vollzieht,  sundern  bei 
der  Vertheilung  derselben  allein  das  subjektive  Ermessen  des 
Geschäftslei ters  entscheidet.  Durch  die  willkürliche  Verthei- 
lung nämlich  wird  das  Prinzi|^  der  Gewinnbetheiligung  völlig 
durchbrochen.  Es  handelt  sich  somit  hier  um  ein  blosses 
Gratifikationssystem  mit  der  £igenthümlicbkeit,  dass  der  Ge- 
sammtbetrag  der  Gratifikationen  von  der  Höhe  des  Gesch&fts- 
gewinnes  beidingt  ist. 

Hierunter  fällt: 

Die  ehemalige  Beriin^Anhaltische  fiisenbahngesellschafU  (Böh- 
mert  Nr.  72.) 

In  den  Jalircn  1870 — 1873  inkl.  vertheilte  die  Direktion 
einen  fixen  Prozentsatz  des  Remertra^es  unter  ihre  An- 
gestellten nach  jeweiligem  Ermessen.  iSacli  der  1874  er- 
folgten Neuregulirung  der  Diensteinkommeu  wurden  nur 
noä  ^ereile  Beträ^  als  Gratifikationen  unter  die  Arbeiter 
yertbeilt.  Ueber  den  Erfolg  weder  der  einen  noch  der 
anderen  Gratifikationsmetliode  finden  sich  Angaben. 

III.  Gewinnbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  blosse  Ver- 
theilung von  feststehenden  GratiAationen^  ohne  Rücksicht  auf 
den  Reingewinn,  stattfindet 

In  diese  Kategorie  fallen: 
1.   Die  Eokosnussölmtthle  von  James  Samuelson  in  Uverpooh 
(Böhmert  Kr.  12.) 
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DeD  Arbeitern  wurden  bei  gutem  Verhalten  alljährlich 

Loh  II  Zuschüsse  im  Betrage  von  10  Prozent  des  in  dem  be- 
treffenden Jahre  verdienten  Lohnes  gutgeschrieben. 

2.  Die  mechanische  Baumwollspinnerei  und  -Weberei  in  Kauf- 
beuren, Königreich  Bayern.    (Höhmert  Nr.  45.) 

Die  Arbeiter  bekommen  Lohnzusehüsse  von  10  Pfuzeiit, 
die  alle  14  Tage  als  sog.  „Theuerungszulage"  vertheilt  werden. 

3.  Die  Baumwollspinnerei  von  Gebr.  Keiler  in  Fischenthai, 
Kauton  Zürich.    (Böhmert  Nr.  47.) 

Alljährlich  wurde  die  gleiche  Summe  yon  1200  Thalem 
unter  die  Arbeiter  vertheilt. 
4*    Die  Zigarrent'abrik  Rülzheim  von  L.  Moekel  &  Kollmar 
in  Rülzheim  bei  Germersheim.    (Böhnurt  Nr.  65.) 

Den  Arbeitern  wurden  während  dreier  Jahre  regel- 
mässige r.olnr/uschlä^«;  von  5  Prozent  gewährt;  die  Aus- 
zahlung derselben  ertolgte  am  En'le  jedes  .Jahres. 
5.  Die  Paris-Orleans-Eisenbalinn-est  llbciiatt.  (Böhmert  Nr.  74; 
Luquele  Bd.  Ii  Ö.  152  Ü'.;  l>uiiütiu  de  la  participatiou  aux 
bindfices  1881  S.  181—208.) 

Die  alljährlich  den  Arbeitern  sufallende  Gratifikation 
steht  zwar  in  einem  festen  Verhältniss  zum  rechnungs- 
mftssigen  konstanten  Ertrage  des  Unternehmens,  nicht  aber 
zum  thatsächlichen.  Sie  richtet  sich  nämlich  nach  der 
Dividende  der  Aktionäre  der  Gesellschaft  und  diese  ist  in 
Foltre  besonderer  Konventionen  der  Gesellschaft  mit  dem 
fetaate  aut'  jährlich  5ö  Fr,  unveränderlich  testgesetzt.  Dem- 
gemäss  ist  aneh  der  sicli  nach  der  Aktiendividende  be- 
messemle  Gt-winnantheil  der  Arbeiter  zu  einem  teststehen- 
den geworden.  Die  Arbeiter  haben  daher,  wie  auch  der 
Direktor  der  Gesellschaft  vor  der  französischen  ausser- 
parlamentarischen  Kommission  erklärt  (S.  158),  kein  Inter- 
esse daran,  ob  die  Gesellschaft  grössere  oder  geringere 
Gewinne  macht, 

IV,  Gewiimbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  nicht  die 
Arbeiter  als  solche  am  Gescbllftsgcwinn  Betheiligung  finden, 
sondern  den  Arbeitern  nur  gestattet  wird,  ebenso  wie  das 
Publikum  —  event.  unter  KiMeichteriin^^  der  Einzahlung  der 
Beträge  in  Raten  —  Aktien  des  Geschäfts  zu  erwerben. 

In  diese  Klasse  gehören: 
1.   Die  Teppichfabrik  von  John  Crossley     Sons,  Limited, 
in  Halifax.  (Böhmert  Nr.  7;  H.  Fawcett,  Travail  et  salaires 
S.  61.) 

Die  Firma  gewälirt  ihren  Arbeitern  auf  Wunsch  ein 
Darlehn  von  10  :P  beluit's  Ankauf  einer  Aktie.  Dabei  gehen 
die  Arbeiter  die  Verjjtiiehtuug  ein,  mit  Hille  der  ihnen  z\\- 
fuiienden  DivKU  nd».'  das  Darlehen  zu  5  Prozent  zu  verzinsen 
und  zu  amortisiren. 
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2.   Die  Dampfsägerei  von  Ströman  Sc  Laraon  in  Gotfaenburg. 
(Böhmert  Nr.  9.) 

Die  ChefSs  der  Fabrik  bestimmen ,  ob  ein  Arbeiter 
würdig  ist,  Aktien  zu  erhalten  oder  nicht.  Ist  aber  einmal 
einem  Arbeiter  das  Recht  pewlihrty  Aktien  zu  erwerben,  so 
kann  er  beliebig  viele  Aktien  in  seinen  Besitz  bringen. 

V.  Gewinnbetkeiligung  liegt  nicht  vor,  wo  es  sich  blos 
um  eine  Durchtilhrung  des  StttdLlohnsyatems  bandelt. 

Dieser  Rubrik  sind  znzutheilcn: 

1.  Hofbaurath  G.  H.  Demmler  in  Schwerin.  (Bdhmert  Nr.  59.) 

Herr  Demmler  machte  einen  sehr  interessanten  und  wie 
es  scheint,  recht  gelungenen  Versuch  mit  dem  Grnppen- 
akkord  im  Baugewerbe,  iihnlich  der  Anwendung  dieses 
Systems,  welche  nach  Brentano,  Arbeitergilden  Bd.  II 
S.  7^5 — 79,  im  londoner  Schiffbau  herrscht,  und  derjenigen, 
welche,  wie  Böhmert  im  3.  Hauptabschnitt  seines  speziellen 
Thcils  berichtet,  im  freiburgcr  Berg-  und  Hütteuwesen  wie 
in  den  Schieferbrüchen  des  nördlichen  Wales  üblich  ist. 

2.  Eidgenössische  Post-  nnd  Telegraphenverwaltane.  (Böhmert 
Nr.  75.) 

Die  unteren  schweiBer  P o s t -  und  Telegraphen» 
beamten  sind  keineswegs,  wie  Böhmert  meint,  am  Gewinn 
der  betr.  Verwaltungen  betheiligl.   Vielmehr  handelt  es  sich 
bei  ihnen  nur  um  eine  mit  Erfolg  gekrönte  Anwendung  des 
StUcklohnsystenis.   —  Wohl  aber  sind  die  höheren  Be- 
amten der  eidgenössischen  Postverwaltung  eine  Zeit- 
lang am  Gewinn  derselben  betheiligt  gewesen.    Dieser  Ver- 
sncn  wird  im  2.  Theile  Berücksichtigung  Huden. 
In  beiden  Fttllen  ist  die  ßeseichnung  „Gewinnbetheüigung^ 
sn  verwerfen,  wenn  anders  nidit  alles,  was  nicht  Zeitlöhnung 
ist,  als  Gewinnbetheiligung  beseichnet  werden  soll.  Böhmert 
bedient  sich,  indem  er  hier  von  „Betheiligung  am  Brutto- 
ertrage" spricht'),  einer  allerdings  nur  allzu  häutigen  un- 
Bcliarfen  Ausdrucksweise.    Allein  wem  wird  es  einfallen ,  zu 
sagen,  der  Gutsherr,  welcher  von  einem  Arbeiter  eine  Wiese 
im  Akkord  (morgenweise)  mühen  Lässt,  betheilige  denselben 
am  Bruttogewinn  seiner  landwirthschaftlichen  Unternehmung. 
Will  man  die  Stücklöhnung  als  eine  Betheiligung  am  Brutto- 
ertrage bezeichnen,  so  Hesse  sich  mit  demselben  Rechte  sa^en, 
der  Maschinen&brikant ,  der  mit  dnem  Kohlmhändler  einen 
Vertrag  abgeschlossen  hat,  wonach  er  demselben  für  den 
Zentner  Kohlen  x  Pfennige  2u  zahlen  verspricht»  lasse  den 
Kohlenhändler  am  Bruttoerträge  seiner  Maschinenproduktion 
theilnehnieu.    In  allen  diesen  Fällen  wird,  statt  wie  bei  der 
Zeitiöhnung  die  für  die  Herstellung  einer  Waare  zu  ver- 


1)  Vgl.  z.  B.  Bd.  U  S.  2d2. 
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wendende  Zeit,  die  zu  liefernde  Waare  selbst  bei  Berecliiiung 
des  Lohnes  in  Anschlag  gebracht.    Oder  mit  andern  Worten, 

es  wird  nicht  für  eine  annKhemd  feststehende,  sondern  fiir 
eine  genau  bestimmte  Menge  von  Waaren  ein  Preis  verab- 
redet und  gezahlt.  Dies  ist  ebenso  wenig  Betiieili^iing  am 
Bruttoertrag,  wie  wenn  ein  Fabrikant  den  Kammerjäger,  der 
ausi  seinem  VVaareiibcluiüpen  die  Batten  vertreiben  soll  und  pro 
Stück  der  getödteten  Ratten  einen  vereinbarten  Preis  erhält^ 
«m  Bruttoerträge  seiner  Fabrik  betheiligt  — 

Endlich  sind  ausserhalb  der  vorgeführten  fünf  Gruppen 
vor  unserer  weiteren  Untersuchung  auszuscheiden: 

1.  Die  k^chiffswerfte  von  Celestin  Sdartin  zu  Verviers  in  Belgien. 
(Böhraert  Nr.  62.) 

Die  Oewinnbetheiligung  blieb  nur  Projekt. 

2.  Die  Zentralvolkskasse  zu  Paris.  (Enoudte  Bd.  II  S.  161.) 

Hier  besteht  gar  keine  Gewinnbetneiligung  oder  ver- 
wandte Löhnungsmethode,  sondern  es  ist  nur  die  Einführung 
einer  Gewinnbetheiligung  nach  Verlauf  einiger  Jahre  in 
Aussicht  genommen,  wie  man  am  Schluss  fJer  Iaugat}itniG:en 
Anseinanderfetzun^ren  des  Herrn  Donon ,  des  Präsidenten 
des  Vervvaltungeraths  dieser  Gesellschaft,  zu  nicht  gelindem 
Erstaunen  erfahrt.  — 

Es  ergiebt  sich:  35  der  in  den  (Quellen  aufgeführten  Fälle 
k(Snnen  ftlr  unsere  wdtere  Untersucbung  nicht  in  Betracht 
kommen,  weil  bei  ihnen  gar  keine  Gewinnbetheiligung  besteht 
Ebenso  sind,  wie  aus  der  ersten  Unterabtheilung  dieses  Theils 
henrorgeht,  38  fernere  Fälle  fortsulassen,  da  die  Angaben  be- 
sttglich  derselben  nogenUgend  bezw.  unbrauchbar  sind. 

Es  bleiben  somit  27  Fälle  für  unsere  weitere  TTnter- 
Buchung  übrig.  An  der  Hand  derselben  gilt  es  nunmehr,  die 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiliguug  testzustellen. 
Wir  gehen  damit  zum  zweiten  Theile  unserer  Untersuchung 
über. 
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Zweiter  TheiL 
Die  praktische  Anwendbarkeit  der  Oewinnbetheiligung. 


I.  OewinnbethetlignngsTersuclie  In  der  Laudwlrthsehift. 

1.    Gutsbesitzer  J.  Jahnke  zu  Bredow  bei  ^auen  im  Havel- 
lande,   (Boll inert  Nr.  15.) 

Horr  J.  Jaliuk'^  ist  Besitzer  des  kleinen  Gute?«  liredow  im  Havei- 
lande.  Dasselbe  uuiljisst  265  Morgen  oder  ÜT,64  Hektar  Lxind.  darunter 
S2  Morgen  Weizenboden  zweiter  Klasse,  40  Morgen  Koju'genboden. 
68  Morgen  niedrig  gelegene^  erst  zur  HSlfto  urbar  gemachte  Weiden  und 
75  Morgen  Wicseu.  Das  lebende  Inventar  besteht  aus  5  Pferden.  6  Mast- 
Schweinen  mid  20  Milchkühen.  TJw  Kuhe  werden  nur  zum  Alnnilcheii 
^kauft  Alle  Anizacht  von  Vieh  und  damit  verwickelte  Züchtungsfrageu 
sind  au^eschlossen.  Die  von  den  Kühen  gewonnene  Milch  wird  ver- 
kauft  Un  übrigen  wird  Kombau  getrieben. 

Der  Wirthschaftsbetrieb  ist  möglichst  einfach.  Es  kommt  hier  we* 
niger  ^auf  >;('idale  Leitung  als  auf  enie  8<^)rgfültige  Auef&hnmg  einet  ait- 
hergebraehten  fest  bestimmten  Wirthschaftsplanes  an". 

Im  Januar  des  Jahres  1872  schloss  Herr  Jahuke,  veranlasst  durch 
den  in  Folge  des  starken  Zuzuges  nach  Berlin  und  der  blühenden  Zi^pel- 
und  Torffabrikation  des  benacljbnrtcTt  Havclluchs  im  HaveUande  herr- 
schenden Arbeitcnnangel  wie  durch  die  .Schwierigkeit  des  geschäftlichen 
Verkelnni  mit  seinen  Arbeitern,  mit  filnf  Arbeitern  ans  NauMi  dnen  Ver- 
trag  ab,  wona«'li  er  dieselben  gegen  Gewäbnuig  der  Hälfte  d(^  Rein- 
ertrages zur  Leiistung  der  durch  den  bredow  er  Wirthschaft.^plan  bedinprtcn 
und  im  allgemeinen  im  Kontrakte  vorgesehenen  Arbeiten  auf  fünf  .lalire 
verpflichtete.  Erforderte  der  Wirthschaftsbetrieb  zeitwose  noch  weitere 
Arbeitskiriftp .  so  waren  ilie  fdnf  Arbeiter  zur  Stellung  geeigneter  Hilfs- 
arbeiter aut  eigene  Kosten  verpflichtet  Die  Naturalemommeute  wie  die 
Geldsummen ,  welche  Herr  Jahnke  sowohl  ab  die  Arbeiter  wShrend  des 
laufenden  Rechnun^iahr^  als  unmittelbare  Nutzung  des  Gutes  bezw. 
aus  der  Wirthsehaff^kasse  zu  beziehen  hatten,  waren  im  Vertrage  genau 
bestimmt.  Uunacb  bezog  Herr  Jahnke  ungefähr  die  gleiche  Summe 
Geldes  und  die  gleiche  Quantitftt  Produkte  wie  die  fünf  Arbeiter  zu- 
sammen. Ebenso  waren  die  Vergiitun<;en  \^  lebe  die  Einzelnen  für  die 
Benutjsung  gewisser  Wirthschaftseinricntuugcu  au  die  Wirthschaftskasse 
zu  leisten  hatten,  geregelt.  Am  Schluss  des  Rechnungsjahres  wurde  der 
nach  Abzu^  der  kontraktlich  festgesetzten  Bezüge  sowie  aller  sonstigea 
Unkosten  Bich  erirel)ende  (^utsgewinn  zwisehen  Herrn  Jahnke  einerseits 
und  den  fünf  Arbeiterfamilien  andererseits  getheilt 
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In  Folge  dieser  Gewinnbethciligtmg  stellte  sich  das  Jahreseinkommen 
der  fünf  Jänkeschen  Arbeiter  in  den  drei  Jahren  1872 — 1875  durch- 
achirittUeh  auf  1178  Mark  81  Pf.,  während  nach  v.  d.  Goltz  der  jährliche 
Durchschnittslohn  des  ländlichen  ArbdtetB  in  NorddentieblAud  nicht  viel 
Uber  700  Mark  beträgt. 

Dabei  war  die  Reute  des  Gutsherrn  nicht  geringer  als  IrUher  und 
ftQseevdein  erwachsen  ihm  noch  fernere  wichtige  vortbeUc,  die  nicht  im 
G«  soluiftsertrage  zum  Ausdruck  gelaugten.  Im  einselncn  waren  die 
Wirkungen  der  Gewinnbctheiligung  die  folgenden: 

1.  Grösserer  Fleiss  der  Aroeiter.  Es  wurde  schneller  gearbeitet  und 
daher  mehr  in  derselben  Zeit  bewSltigt  als  vordem.  WiUunnMl  "Ben 
J  iluike  früher  14  Arbeiter  im  Sommer  bescliüftigte ,  verrichteten  nun 
10  dieselbe  Arbeit,  Ja  noch  grössere.  Seit  lb72  waren  nach  den  Be- 
richten Yon  1875  w  PiroBent  Ackeriand  mehr  urbar  gemacht  „unter 
freudiger  Zustimmung  der  Arbeiter*^  Die  Arbeiter  strengten  sien  au, 
niöglicnst  alle  Arbeit  Rolljst  zu  verrichten,  um  nicht  oolb^^t  fremde  Arbeits- 
kräne miethen  zu  miisseu.  Ja,  als  zwei  der  fünf  Arbeiterfamilien  von 
dem  Abkommen  zurücktraten*),  fibemahmen  die  übrigen  drei  Arhriter, 
statt  zwei  neue  Faiiilüfii  in  den  Vertrag  aufnehmen  zu  lassen,  die 
PÜiehten  und  Hechte  der  ausgetretenen  und  wurden  so,  indem  sie  nun 
stetig  mit  fremden  Hil&krttften  arbeiteten,  gewiseermaaseen  zn  Aftenmter- 
nehmem. 

2.  Die  Arbeit  wnrdf  he^cfr  und  sorgfältiger  verrichtest,  hisofpni 
seij  wird  ausdrücklich  bemerkt,  die  Gewinnbetheiligung  der  Akkordarbeit 
bm  weitem  ▼ofnughBhen.  denn  der  Akkordarbeiter  eetae  edbet  bd  guter 
Kontrole  nur  auf  die  >Ias8enarbeit  sein  Ziel.  Speziell  v  ar  die  Wartang 
ond  Ptiege  des  Nutz-  und  Zugviehes  eine  bessere  als  früher. 

3.  Eine  Kontrole  über  den  Fleiss  der  Arbeiter  uud  die  Güte  ihrer 
Arbeit  wurde  unnütlii^.   Sie  beaufsichtigten  eich  gegenseitig. 

1.  Die  Arbeiter  gmgen  mit  dem  Material  sparsamer  om.  Insbesondere 
wurden  von  den  zerbrecblichen  thönemeu  MUchsatten  im  Jahre  genau 
so  viel  Ehiaelexemplare  gebraaeht  als  frSher  Datcmde. 

5.  bei  den  Arbeitern  herrschte  das  GefUhl  der  Solidarität.  Ein 
Streit  entstand  gewf^hnlich  nur  durch  den  [Tebereifer,  mit  dorn  einer  den 
andern  zur  Arbeit  anhielt.  Diese  Zerwürfnisse  waren  aber  nur  vorüber- 
gehrad;  das  allgemeine  Wirtbschallstnteresae  versOlmte  sie  schnell  wieder. 

6.  Der  frähere  Arbeitcrmangel  war  beseitigt.  Herr  Jahnke  ver- 
fugte über  einen  festen  Stamm  williger  Arbeitskräfte. 

7.  Es  wurde  Herrn  Jahnke  viel  verdrosB,  der  ihm  vordem  aus  seinem 
Verhältniss  zu  Arbeitern  und  Gesinde  erwachsen  war,  erspart  — 

IMe  Jahnke.'^che  (4('winnbetheiHgu«g  hat  nach  fTinfjährigem  Bestehen 
am  1.  April  löll  aulgchort;  sie  dauerte  also  gerade  so  lauge,  als  im 
Kontrakte  vorgesehen  war.  Herr  Jalmke  verkaufte  nämlich  um  dieee 
Zeit  sein  Gut,  und  sein  Nachfulger  konnte,  wie  Herr  J.  berichtot.  sicli 
nicht  entsch Hessen,  die  Gewiuubetheiligung  fortzuführen.  Als  Grund  des 
Gutiiverkaufes  giebt  Herr  Jahnke  an,  dass  er  sich  durch  Einführung  der 
Gtowionbetheiligung  unter  den  Besitzern  der  Gegend  viele  Fchide  zugezogen 
habe  nnd  dadunsh  vefanlasst  worden  wtre,  sein  Gut  foitxugeben.  Meisten^ 

^)  Bi.hmert  Bd.  U  S.  2R.  Vgl.  v.  d.  Goltz,  Die  Lage  der  ländlichen 
Arbeiter  im  Deutschen  Kelche,  Berlin  lä75,  S.  20  u.  472;  Ländliche  Ar- 
beiterfrage, 2.  AufL  Danzig  1874,  S.  19. 

-)  Der  Gnuul  des  Ausscheidens  der  beiden  Arbeitrr  uus  dem  Ver- 
tragsverhältni.^.s  ist  bei  Böhmert  nicht  angegeben.  Dr.  Uttoraar  Victor 
Leo,  Lehrer  au  der  früheren  laudwirthschaftlichen  Akademie  in  Froskau, 
berichtet  in  seiner  Schrift  „Zur  Arbeiterfrage  in  der  Landwirthschaft", 
Oppeln  IST?),  S.  89  f.  darüber,  eine  Familie  sei  privater  Verhältnisse  halber, 
die  andere  wegen  mangelnder  Uebereiustimmung  mit  den  übrigen  Arbeiter- 
£unilien  ausgetreten. 

Fwtdmgm  (2&)  VI.  S,  —  ProBmer.  5 


Digitized  by  Google 


66 


VI.  2. 


theils  wjlren  es  Gropsp^nindbesitzer  gewesen ,  welche  gegen  sein  Unter- 
nehmeu  unü  zwar  theilweise  mit  Erftlg  agitirt  hatten. 

Also:  So  lange  die  Bredower  Gewirinlxjtheiligung  bestand, 
fuuktiouirte  sie  vorzüglicL.  Die  Arbeiter  leisteten  mehr 
und  Besseres;  Material  wurde  erspart ^  Kontrole  flberflfissig, 
Verdniss  Termieden;  Herr  Jabnke  gebot  Uber  eine  sichere 
Zahl  i/cilliger  und  von  Gen)eiDgeführ  beseelter  Arbeiter.  — 
Das  Ende  des  Versuches  hatte  seine  Ursache  weder  in  wirth- 
schaftlichen  Gründen  noch  in  den  Besiehangen  des  Gutsherrn 
zu  seinen  Arbeitern. 

2.   Lebnsbaron  G.  F.  O.  Zytplien-Adeler  auf  DragshoJm,  Insel 

Seeland.    (Böhraert  Nr.  20.) 

Das  (lein  (läiiiiH^'hen  Lehnsherrn  Zytnhen-Adcler  gehiirige  Horrengrut 
Dragsliolm  bildet  den  grössten  W'irtbächattäbetrieb  der  Insel  i^eeland. 
Etwa  100  Personen  sind  in  demselben  beschäftigt 

Ilrrr  Zytphen-Adelri  betheiligt  au!*s<  r  den  herkömmlichen  Lolni- 
zahiuugen  seit  1873  sein  Personal  am  Nettoertrag  der  Wirth^ohaft  in  folgen- 
der Weise:  Alljährlich  wird  der  Reingewinn  des  Gutes  Dragähulm  nach  Ije- 
stimmten  hergebrachten  Regeln  berechnet.  Von  demselben  wird  zunächst 
als  normale  ifente  eine  Summe  im  Werth  von  3000  Tonnen  Gerste  für  den 
Gutsherrn  uiui  ein  Betrag  von  400  Kronen  |460  Mark),  welcher  zu  Auf- 
munteruii^'sjjränüen  fOr  Angestellte  und  Arbeiter  des  (tutes,  insbesondere 
in  der  Viehhaltun«; ,  verwendet  wird^  in  Abzug  gebracht.  Der  sonach 
verbleibende  Kest  wird  in  zwei  gleiche  Theilc  zerlegt,  von  denen  der 
eine  dem  Gutsherrn,  der  andere  den  lauten  zufällt.  Letzterer  wird  an 
die  Einzelnen  auf  Grund  von  bestimmten  Verhältnissen  je  nach  der  Ver* 
antwortlichkeit  ihrer  Stellung  vertheilt').  Von  der  jedem  Einzelnen  zu- 
fallenden Summe  kann  ein  Viertel  auf  den  Namen  des  ßetreffendeu 
in  eine  Spar-  und  Altersversorgungskasse  gethan  werden,  wXbrend  die 
anderen  drei  Viertel  sofort  auszuzahlen  sind 

Die  Leitung  des  Ganzen  steht  Herrn  Zytphen-Adeler  in  unbeschränkter 
Freiheit  zu  und  auch  in  Bezug  auf  die  fiechnangsfuhmng  findet  keine 
Kontrole  durch  das  Personal  statt. 

Als  Bonus  wurden  an  das  Gntspersonal  vertheilt  im  lietriebsjahr 
1073,74  4210  Kronen  (4735  Mark),  lö7  i  T.'i  1358V«  Kronen  (1521  Mark), 
187*5/76  55^0  Kronen  (G250  Mark).  Im  Jahre  1876/77  konnte  in  Folge 
ungünstiger  Ernte  k<'in  l'onn.«!  vertheilt  werden 

Ueber  den  Erfolg  seines  Gewiuubetbei%ungäver8uches  schreibt  der 
Benteer  äusaerst  befriedigt: 

Die  S<»]^lt  der  Arbeiter  wurde  gesteigert  und  vor  allem  ihr  Fleiss 
und  ihr  Arbeitseifer  gemehrt.  Diese  ^^  irkun(]jen  nahmen  mit  jedem  Jahre 
zu.    im  Jahre  1875/ < 6  gelaug  e»  «ogar,  die  Ernte  acht  l  äge  früher  als 


Es  eibftlt  an  Bonns:  „der  Meiereiverwalter  10 Prozent,  derReohnongs- 

fiihrer  und  Maga/inverwalter  )V  ,  die  beiden  Untcrvcrwalter  je  2  Pro 
zent,  also  4  Prozent,  die  Haushälterin  5  Prozent,  die  Meierin  2  Prozent, 
der  Meiereiführer  2'  Prozent,  der  Aufseher  auf  dem  Vorwerk  Vejrhöjgaard 
1  Prozent,  der  Schmied,  der  Ha  i  m  i  her  und  der  Stallknecht  je  noaent, 
6  Knechte  und  10  Mägde  je  '  4  l'r<>/eiit.  /.usamnvn  4  IVnzent,  4  Jnn^ren 
je  gleich  '/ss  Prozent,  21  Tagoi<.>liner  und  30  Hofkäther  je  1  Prozent, 
zusammen  51  Prozent,  die  Pranen  in  der  Ernte  und  Im  der  Bfibenbear^ 
britung^  mit  ihren  Kindern  inst^esammt  10  Prozent,  ferner  der  Verwalter 
auf  dem  V'orwerk  Näsgaard  2'  -.'  Prozent,  2  Mägde  daselbst  je  '  4  Pro- 
zent, also  '    Prozent,  und  die  dortigen  Knechte,  Tagelöhner  und  Jungen 

femeinsam  2  Prozent".   Nach  späteren  Vorsehcü^ten  wird  bei  Be.-'timmunj' 
er  Antheile  iler  llofkäther.  Junpren,  Frauen  und  Kinder  anch  die  Zahl 
der  Arbeitstage  derselben  in  Anschlag  gebracht. 
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auf  den  meisten  Bauernhöfen  der  Umgegend  einzubringen  —  ein  £rfolg, 
den  man  nie  zuvor  errdchte  und  der  ra  dieeem  Jahre  nur  dadoräh  er- 
zielt wurde,  „dass  von  Allen  flei  und  andanern  !  iT'  irbeitot  wurde". 
.Wae  es  heissen  will",  sehreibt  tleir  Zvtphen- Adeler,  ..trüh/eitifr  mit  der 
Ernte  fertig  zu  werden,  welchen  Schaden  die  Saat  schnn  in  acht  Tagen 
nehmen  luuin  nnd  was  es  bedeutet,  acht  Tage  zeitiger  die  Herbstbestellung 
beginnen  zn  können:  weis-^  jeder  Liindiiiiinn."  ^Neben  diesem  mehr  ulT 
gemein  gUltigcn  Beweise"  —  so  fährt  der  Besitzer  in  seinem  Berichte 
fort  -  >t  ee  mich  gefrent,  aneli  im  einzelnen  wahrznnehnen ,  wie  das 
Svstem  \  II  meinen  I  ntergebenen  begriffen  wirti.  Ich  niöchte  in  dieser 
^finsicbt  eiu  kurzes  Beikel  erwähnen.  E»  wurde  eincH  Tages  Koggen 
gesäct.  Als  ich  Abends  Vit  Uhr  die  Leute  noch  in  voller  Thätigkeit  traf, 
äusserte  ich,  dass  es  an  dein  Tage  doch  nicht  gelingen  werde,  die  noch 
zurückgebliebenen  ■  Acker  zu  i)e8tellen.  Die  Arneiter  waren  indess 
sofort  m  der  Antwort  einig,  dass  das  erreicht  werden  mtisse,  und  es 
wurde  erreicht.''  Derselbe  Eifer  setgte  sich  auch  im  Jahre  187$/77. 
Auch  da  wurde  die  Ernte  friiher  alf  auf  den  ineistcu  Bauernhöfen  der 
Umgegend  eingebracht.  Und  Herr  Zytphen- Adeler  konstatirt,  dass  der 
AusTaU  des  Bonus  dieses  Jahre«?  kein  Miss  vergnügen  bei  den  Arbeitern 
hervorgerufen  habe,  sondern  ist  d  :  I 'eberzeugiing,  dass  der  Eifer  und  die 
Sorgfalt  der  Arbeiter  in  Folge  dieses  Ereigni^s  nicht  erlahmen  werde. 

Faaaen  wir  zusammen:  Wir  haben  es  zu  tlnni  mit  einem 
landwirthschaftliclicn  U rossbetrieb.  Die  Arbeiter  sind  in  der 
Hauptsaehe  im  Zeitlohn,  zum  Theil  auch  im  Akkord  beschäf- 
tigt. Ein  jeder  Arbeiter  hat  Antheil  am  Gewinn  nach  fest- 
stehenden Grands^tzen  und  zwar  nach  Maassgabo  seines  Ein- 
flusses auf  die  Produktion.  Falls  nicht ,  wie  in  einem  Jahre, 
die  Ernte  sehr  unglücklich  ausfiel,  War  der  Bonus  beträchtlich 
und  sofort  disponibel.  Folge:  Steigerung  des  Fleisses  undEifers 
der  Arbeiter.   Demgemäss  Steigerung  des  Gutsertrages. 

3.  Rittergutsbesitzer  J.  Neumann  auf  Posegnick  in  Ostpreussen. 
(Böhmert  Nr.  14.;  Tb.  y.  d.  Gölte,  Die  Iftndliche  Arbeiter- 
frage und  ihre  Losung,  2.  Aufl.  Dauzig  1874.) 

Auf  dem  im  Besitxe  des  Herrn  Neuinann  bl^ndlichen  Bittergute 
Poi<e^iiick  nebst  den  dazu  freliörip  n  Vorwerken  Luisenwerth  und  Hetty- 
hof  in  Ostpreussen  sind  die  ständigen  Gutstagelöhnor  seit  den  fünfziger 
hezw.  sechziger  Jahren  am  Ertrage  der  Wirtluehaft  betheiligt  und  zwar 
seit  1866  onter  folgenden  Regeln: 

Von  den  fre«animten  Geldeinnahmen  des  Gutes  werden  alle  Aua- 
gaben in  .\l»/ug  gebracht,  8«iwie  4  Prozent  des  Kaufschillings  und  ."<  Pro- 
zent der  tVir  Wirthschaftsmeliorationen  verwendeten  Summen.  Acht  Pro- 
Trvf  (hiiiiber  hinausgebenden  Reinertrages  werden  illjihrlich  für  die 
Gutstageiüiincr,  welche  regelmässig  zur  Arbeit  gekommen  sind,  ausge- 
wotfen.  Je  ein  Arbeiter  oder  eine  Arbeiterin  erhSlt  einen  Antheil.  Der 
Aufseher  bezieht  einen  doppelten  Bonus.  Auch  die  Sücleute  pflegen  einen 
viertel  oder  luilhcn  Antlied  mehr  zu  bekommen  AiH^cschlosscn  sind 
von  dieser  Tantieme  die  Vieh^värter,  Schäfer  und  iiirten,  welche  beson- 
dere Produktionsprftmien  beziehen. 

Die  Oewinnantheile  werden  nicht  sofort  gfmz  nusp^ezalilt .  pondem 
nur  zum  Theil.  Ein  Drittel  jedes  Antheüs  wird  niimUch  als  eiserner 
Bestand  in  einer  Ghitwparkasse,  welehe  ausserdem  freiwillige  Einladen 
der  Leute  sowie  vom  Gu(.«lierrn  zu  zahlende  Sparprämien  für  solche 
aufnimmt,  ti!ei!erfrele2:t,  dem  Berechtigten  auf  sein  Senaratkonto  gut- 
geschrieben und  mit  41  Ii  Prozent  verzinst  Jeder  Kontoinnaber  kann  von 
seinem  55.  Lebensjahre  fiber  die  Zinsen  gans  frei  und  vom  60.  Lebens- 

5* 
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jabre  über  den  eisernen  Bestaiul  in  der  Weise  TerfttgttD,  deas  er  bis  am 
^nem  Zehntel  Jährlich  herausziehen  darf. 

in  der  Zeit  vom  Beginn  der  Gewinnhetheiliguug  bis  1866  inkl. 
achwankte  die  Tantieme  jährlich  zwiselien  20  bis  40  Mark.  Seit  1867/68 
stellten  '^irli  die  Reinerträge  und  die  Gewincantheile  auf  Pos^jnick  und 
den  beiden  damit  verbundenen  Vorwerken  folgendennaasaen: 


Rein- 
ertrag 

Mark 

Tantieme 
za8Froz. 

Mark 

Zahl  der 
Antheüe 

Betrag 

der  ein- 
zelnen 
Antheile*) 
Hark 

1887—68  i 

1  Pos^^ick  .... 

Bett^of  

iLoieenwerth  .  .  . 

l774 

158 

18Vs 

9 

1868—69  • 

1  uäegnicK   ...  * 

liettvliof  

Luisenwerth   .  .  . 

8670 

1338 

738 
108 

42 
9 

IS 

2 

186Ö-70  i 

,  l'osegnick  ...» 

Bettyliof  

1  Loisenwerth  .  .  . 

6  000 
689 
8000 

480 
54 
240 

36 
9 
20 

13,60 

6 
12 

1870-71  ^ 

Posepnick  .... 

Betty  h..f  t 

Luisen  Werth    .  .  . 

9  975 
3168 
;    4  725 

798 

253,60 

378 

38 
8 
21 

21 

31,w 
18 

1871—72  ^ 

i  Poseguiük  .... 

Bettyliof  

1  Luisenwertb  .  .  . 

15325 
1854 
6  750 

1242 
148,60 
540 

46 
11 
20 

27 

13,60 

27 

1872—73  . 

'  PoBegnick    .  .  ,  , 

BettylKjf  

[Luisenwerth    .  .  .  i 

18  093 
5  601 
12  651 

1446 
447 

1012 

40 
11 

20 

86 
39 
48 

1878-74  1 

PoseKuick  .... 

Bett^hof  

Laisenwerth  .  .  . 

16,809 
4,386 
18,533 

1344 
851,60 
1083 

40Vi 
9Vt 
20*/4 

33 
87 
64 

1874-75  i 

Posegnlck  .... 

Pcttvhof  

LuisLin  Werth    .  .  . 

12  033 
2  400 

5  505 

1008 
192 
440 

42 

10 

20V/2 

24 

19 

21 

1875—76  1 

Posegnick  .... 

Bettjrhof  

1  Luisenwerth  .  .  . 

S810 
2862 

264 
189 

lo" 

21 

26" 
9 

I?ei  rlcr  obigen  Tabelle  ist  noch  zu  bemerken,  dass  das  Jahr  1>T)7  GS 
daa  für  üstpreoesen  so  vcrhäxignissvolle  Nothatandsjahr  war  und  auch 
in  Beinen  Nachwirkungen  auf  die  Jahre  1868/69  und  1869.70  sehr  föhlbar 
blieb.  Das  Fehlen  eines  Keinertrages  in  Posegnick  im  Jahre  1875/76  hingegen 
wird  aus  folgenden  Gründen  erklärt:  Zu  den  im  allgemeinen  ungünstigen 
Jandwirthschaftlichou  Verhältnissen  der  Genend  sei  für  den  gedachten 
Besitz  noch  besonders  hinzugekommen ,  dass  m  den  vorhergehenden  Jahren 
dort  det  Getreidebau  beschilnkt  wurde  und  dafür  Viebhalmng  und  Wdde- 


V)  Die  einzelnen  Summen  entsprechen  nicht  inmin-  genau  der  Summe 
der  Tantiemen.  In  manchen  Jahren  hat  V»(  zii;^lic  li  der  Vertheilung  eine 
Abruudung  stattgefunden,  in  andern  sind  Gratitikationeu  für  besondere 
gut  geleistete  wichtige  Arbeiten  in  der  Hauptsumme  mit  einbegriffisn* 
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-wirÜMehaft  groMeve  Aasdehnung  g^ewonnen  h&tte.  Und  hierauf  habe  der 
«ehr  trockene  Sommer  1876,  der  mibe  Herbst  und  Winter  1875  und  der 
«pAte  oogünstige  FrUbling  lä7t>  nachtheil^  einwirken  müssen. 

Anwerdem  ist      den  yorgefllhTten  Zahlen  zu  beachten,  ^dass  jeder 

Dienstmann  für  sieb  und  seinen  Scbarweiker  je  einen  Gcwinnantbcil 
empfängt,  so  dass  also  auf  die  einzelne  Infitenfamiiie  zwei  Antbeile 
Icommen'** 

Bezüglich  des  Erfolges  der  Gewinnbetiieiligung  für  die  Gutswirth- 

scbaft  berichtet  Herr  Ncnmnnn,  dass  die  von  ihm  gebirtcbten  Geldn))t>r 
Torl&ufig  durch  bessere  ihszipliu  und  tüchtigere  Arbeit  nur  theiiweiBe 
verstttet  sind.  Bei  diesem  Besnltate  sei  iudess  —  fShrt  er  aus  —  der 
verhältnissniässig:  sehr  niedrige  Bildungsgrad  des  ostineuNsiscben  Arbeitei-3 
zu  berücksi(  htigcn.  In  Hinsicht  hierauf  habe  er  auch  keineswegs  eine 
schnelle,  soadem  nur  eine  langsam  und  alimählich  fortschreitende  Ein- 
wirkung seines  Systems  crwaitet  Immerhin  seien  die  Erfolge  ermutbigend 
und  er  wisse  noch  kv'm  hosseres  und  -^virksnmere?«  Mittel,  den  Arbeiter 
zu  Fleiss  und  guter  AustuLrung  der  ihm  übertragenen  Arbeit  anzuregen. 
<3iem  gebe  er  zn,  dass  es»  nm  diesen  länfluss  zu  verstärken,  wünschens- 
weith  wiire,  den  Prozentsatz  der  Tantieme  erheblich  zu  erhöhen.  Er  sei 
aber  noch  nicht  sicher,  ob  bei  der  EigentbUmlichkeit  des  ostpreussischeii 
Arlieiterstandes  die  grösseren  Opfer,  die  damit  verbunden  seien,  einen 
-entsprocboiden  Ei-folg  haben  würden.  Er  ho£Fe,  mit  der  Zeit  noch  grössere 
Erfol  Ige  zu  erzielen,  und  erwarte  Fördenmg  von  einer  fortsciureitenden 
intellektuellen  und  wirthschafilichen  Ausbildung  der  Arbeiter. 

Einen  ferneren  Vortheü  seiner  Gowinnbetheiligung  siebt  Herr  Neu- 
mann darin,  dass  seine  Arbeiter  i^Ich  schwerlich  zu  cuier  gemeinsamen 
Arbeitseinstellung  entschliessen  würden,  was  in  der  Erntezeit  für  den 
Landwirth  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  sei.  Wenn  die  Arbeiter  auf 
einem  Gute,  wo  Gewinnbetheiligung  bestehe,  sich  von  einem  gemeinsamen 
Ausstande  zur  Zeit  der  Rübsen-,  Weizen-  oder  Erbsenemte  fernhielten, 
so  sei  es  möglich,  dass  der  Arbeitgeber  in  wenigen  Tagen  volle  materielle 
EntsebSdigung  für  die  eine  Reihe  von  Jahren  zum  Zweck  der  Gewinn« 
betheiligung  atattgebabten  Anfwendongen  erbalte. 

Um  zusammenzufassen:  Grosses  Rittergut  in  Ost- 

rreiissen,  Individuelle  Gewinnbetheiligung.  Gewinnquote  niclit 
noch  bemessen  Vortbeilung  derselben  nach  festen  Keppeln  und 
zwar  im  Verliältiiibö  zur  Bedeutung  der  Thätigkeit  d*  r  ein- 
zelnen Arbeiter  iu  dem  Betrieb.  Die  den  Einzelnen  zuiallen- 
deu  Beträge  sehr  schwankendy  je  nach  den  Konjunkturen  der 
I^ndwirthsehal^i  wie  sie  durch  Witterung  und  Stand  der 
Preise  bedingt  werden.  Doch  als  Regel  im  Vergleich  zu  der 
Verbesserung,  die  der  ländliche  Arbeiter  bei  Zuzug  zur  Stadt 
zu  finden  träumt  und  thatsächlich  dort  findet,  nicht  sehr  er^ 
heblich  und  zwar  auch  in  den  Jahren ,  in  denen  sie  anschei- 
nend grosso  Reträge  erreichen,  wie  zu  Anfang  der  70er  Jahre: 
da  damals  die  sehr  gestiegenen  Lohne  in  den  Städten  die 
landwii  tiiöchaftlichen  Arbeiter  besonders  anlockten.  Dabei 
wird  der  ganze  Bonus  dem  Einzelnen  nicht  sofort  zur  Ver- 
fügung gestellt,  sondern  ein  Drittel  desselben  alljährlioh  als 
obligatorische  Spareinlage  zurückbehalten:  Reizmittel  ftir  den 
als  besonders  gering  bezeichneten  Bildungsstand  der  Arbeiter 
also  nicht  stark  genug,  wie  Herr  Neumann  selbst  zugiebt. 
Folge  dem  entsprechend  bis  jetzt  nur  tbeilweise  Verbesserung 
der  Disziplin  und  des  Fleisses. 
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4.     Gutsbesitzer  von   Thünen  zu  Tellow  bei  Teterow  in 

MekU'nburg-Schwerin.    (Böhmert  Nr.  13.) 

Der  bekannte  Nationalökonom  Joh.  Heinrich  von  Thunen,  der  Ver- 
fasaer  des  „leolirten  Staates",  führte  im  Jahre  1847  für  alle  auf  seinem 
Gute  beschäftigten  Bewohner  des  Dorfes  Tellow  QewinnbctheiligUDg^ 
ein  Dieselbe  besteht  noch  heute  in  im  wesentlichen  unveriinderter  Ge- 
stalt. 

Wenn  der  Reinertrag  des  Gates«)  16000  Mark  (Anfangs  16  500  lAark) 

Ubersteifft,  80  erhält  jeder  Auf  heilsberechtigte  ''s  Prozent  vom  Mchrertrage- 
gutgeacnrieben.  Berechtigt  zum  Empfang  eines  solchen  Antheils  sind, 
wie  schon  angedeutet,  alle  arbeitsfähigen  mit  Mann  nnd  Frau,  event. 
IXenstboten,  für  das  Gut  arbeitenden  Bewohner  des  Dorfes  Tellow,  sofera 
sie  sich  im  Besitze  einer  Wohnung:  l  <  findon.  Es  sind  dies  die  Dejmta- 
tisten  (Statthalter,  Vorhäker,  holzwkrtor,  Stellmacher,  Kuhhirten),  der 
Scbullehrer,  der  SchSfer,  der  Weber,  der  Schmied  (BetheiliL^utig  an 
der  Ernte  voi-ausgesetzt)  und  die  Knfolite.  deren  Frauen  lin  Jlaus  im 
Dorfe  bewolmcn,  zusammen  22  Personen.  Der  Gutsherr  giebt  also  bei 
dicjer  Anzahl  von  Leuten  11  Prozent  feines  UeberBcbusses  auf.  Wird 
in  einem  Jahre  die  Einnahme  von  180()0  Mark  nicht  erreicht,  ho  wird 
das  Fehlende  von  den  nächst  jfihrij^en  Ueh(-isclinp<»en  zunächst  abg^czojir^'n. 

Die  Antheile  werden  utni  hinzelncn  iiiidit  sofort  banr  ausgezahlt, 
sondern  in  einem  Sparkassenbuche  gntgeschricben.  Die  Sparguthaben. 
Tendnst  der  Gutsherr  mit  4'  <.  Prozent  und  händigt  die  Zinsbeträge  zu 
Weihnachten  jedes  Jahres  den  Inhabern  der  Sparbücher  aus.  Das  Ka- 
pital ist  beiderseits  nnkOndbar,  so  lange  nieht  der  Eigenthtimor  desselben, 
das  60.  lAdten^jähr  zurttckgel^  hat  Für  den  Fall  des  fruhertti  AIk 
iebens  erbt  dif  Wittwe. 

An  Gewiuuantheilen  wurden  uberwiesen  an  jetle  Familie  in  den 
Jahren: 

1847-48:  81  Mark  80  Pf. 

184^^  -49:  29  « 

1^<49_.«>0:  56 

1S50-51  :  63  . 

l!Söl-o2:  42  „ 

18:)2-r>3:  34  - 

1853-  54:  70  „ 

1854-  65:187  „ 

1855—  56:  82  „ 

1856—  57  :  103  . 

1857—  58:  8Ö  _ 

1858-  59:  86  _ 
18'>9-60:  87  , 
IBtiO-Gl:  92  , 
1861—62  :  88  , 

Bd  Tielen  Sparbnehinhabem.  die  sich  lange  Zät  auf  dem  Qnte 
befinden,  sind  jetzt  in  mUssigeu  Jahren  die  ansauxahleoden  Sinsen  höher 
als  der  Bonus,  welcher  gutgeschrieben  wird. 


80 

Pf.       \  1862—68: 

151  Mark  56 

16 

1  l^|j;i_64: 

155 

r> 

52 

62 

!  i 

1         1864—65 : 

97 

0« 

84 

1805-66 : 

5 

n 

70 

48 

9 

1866—07  : 

30 

» 

82 

84 

n 

86 

74 

"  1 

*         1868—69 : 

79 

» 

68 

22 

j  1869—70: 

73 

n 

98 

92 

:  i 

1        1870-71 : 

81 

n 

42 

08 

1871-72: 

89 

rj 

58 

IG 

1872-73 : 

80 

n 

58 

64 

M  1 

1K73— 74  : 

39 

1» 

54 

48 

„         f         1874-75 : 

89 

n 

64 

28 

1  1875—76: 

i 

16 

» 

08 

4H 

')  Als  Gutsein  nahmen  gelten  die  Erträge  1.  von  allen  Früchten  (Rom 
aller  Art,  Oelfrüchte,  Kleesamen,  Kartoffeln),  2.  v(m  dvin  verkauften  Holzo, 
S.  von  der  Schäferei,  4.  von  der  HollUuderei  tKuhbuitungj  und  Schweine- 
sucht sowie  dem  event.  ^Iehrwerth  des  todten  und  lebenden  Inventars 
fTcponliber  dem  Vorjahr.  AI?-  Au.^gahe  knmrnon  ausser  den  Löhnen  zur 
kechnung:  die  Baarausgabeu  für  den  Ankauf  von  Produkten  oder  Vieh, 
f3r  Krafmitter  und  ktiiuitlicben  Dünger,  die  Kriegssteuero  oder  Ericgs- 
kosten,  der  Mehrbetrag  über  die  erhaltene  Entschädigung  bei  etwaigem 
Brandunglfick,  die  event.  Verminderung  des  inventarwermes. 
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Die  GewimibetheUiguiur  bat  dcfa  aucli  fHr  den  Gutshenn  be- 
währt". 

1.  Der  Antbeil  fesselt  die  Leute  an  das  Gut,  da  dieselben  beim 
Fortamge  das  Kapital  niebt  erbiüten,  Bondern  nur  nach  wie  vor  die 
Zinsen. 

2.  Die  Arbeiter  werden  von  Diebetäblen  a.  dgl.  Betrügereien  ab- 
gehalten. 

8.  Die  gesparten  Gewinnantheile  sichern  dem  Arbeiter  ein  BOfgen- 
fireies  Alter,  wodurch  die  Armenlast  des  Gutes  Terrinpert  wird. 

4.  Das  Antheilsjstem  schafi't  gemeinsame  Interesben  und  fuhrt 
daher  m  dnem  beewren  VerhMItnisB  zwischen  Gutsherrn  und  6ntB> 
lenteu. 

Es  ergiebt  «ich:  Oewinubetheiligoog.  Bonus  nicht  aus- 
gezahlt, sondern  Gutschriften  erst  nach  Vollendung  des 
60  Lebensjahres  erhebbar,  bis  daiiiu  relativ  hoch  verzinst 
Iluhe  der  Gutschriften  sehr  schwankend,  wie  die  Tabelle 
zeigt,  je  nach  den  landwirthschaftlichen  Konjunkturen,  dem 
Ausfall  der  Ernten  und  dem  Staude  der  Getreidepreise, 
d.  b.  je  nach  VerbältniBsen,  auf  welche  die  Arbeiter  von  un- 
mittelbaTem  Einflnss  nicht  sind.  ReBultat  demgemäss  nicht  in 
einer  Stei|perung  des  Fleiasee  oder  der  Sorgfalt  der  Arbeiter, 
sondern  m  einer  Minderung  der  durch  die  Arbeiter  ver* 
ursachten  Verluste  und  dem  Vortheil  für  den  Gutsherrn,  dass 
ihm  die  nöthige  Arbeiterzahl  gesichert  ist. 

Fassen  wir  nun  zusammen ,  was  sich  aus  den  vier  be- 
trachteten Versuchen  der  Betheiliguug  von  Arbeitern  am 
Reinertrage  landwirthschaftlicher  Betriebe  für  die  praktische 
Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung  in  der  Landwirthschaft 
ergiebt ! 

Vor  allem  tritt  uns  entgegen,  dass  in  keinem  der  vier 
Versuche  die  gewinnbetheiligten  Arbeiter  irgend  welche 
Funktionen  dos  Unternehmers  übernommen  haben.  Die- 
selben bestehen  nach  den  AusfiiliruHgen  von  l^rof.  Bren- 
tano m  meinen  Vorlesungen^)  1.  duiiii,  dass  der  Produzent 
das  Verfügungbrecht  über  sämmtiche  zur  Produktion  nöthigen 
Prodnktionseiemente  in  seiner  Hand  vereine.  Diese  Funktion 
wird  hier  ausschliesslich  vom  Arbeitgeber  erfüllt.  2.  £r  muss 
den  so  vereinten  Produktionselementen  die  Bestimmung  geben, 
einem  bestimmten  konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen.  Auch 
diese  Funktion  liegt  bei  den  vier  Versuchen  ausschliesslich  in 
der  Hand  des  Arbeitgebers.  3.  Er  muss  durch  Uebernahme  von 
Gewinn  und  Verlust  die  Verantwortung"  tragen  daftlr,  dass  die 
von  ihm  vereinten  ProduktioiibclemeDte  in  der  Bestimmung, 
die  er  ihnen  giebt,  dem  vorhandenen  Bedürfnisse  mindestens 
ebenso  sehr  entsprechen  wie  vor  dieser  Verfügung.  Aach 
diese  Fanktion  Bnaet  sich  in  den  vorliegenden  vier  Versuchen 


1)  Vgl.  auch  Brentano  in  Schönbergs  Handbuch  der  polit.  Oekon. 
1.  Ana  £l  I  8.  946. 
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lediglich  beim  Arbeitj^eT>er ;  die  Arbeiter  erhalten  zwar  An- 
theil  am  Gewinn,  niclit  aber  am  Verhist.  Die  Folge  ist:  ia 
den  vier  vorgötuhrten  Versudion  tritt  die  Gewinnbetheiiigung 
nicht  als  eine  neue  UnterneliTnungsfoi  ni  auf,  die  sich  neben 
die  Einzelunternehmung,  offene  HandelsgeseUfichait,  Konunan- 
di^;««6Uschafty  AktieiigeseUachaflt^  GenoBaenschaft  oder  Eoope* 
rationsunternehmung  etwa  ebenbürtig  hioBteUte.  Denn  aae 
Charakterifitische,  was  dieae  TerBcbiedenen  Arten  und  Weisen 
des  GeBchäftsbetriebes  zu  besonderen  Unternehmungsformen 
maclit.  be??toht  el)en  darin,  das«  in  jeder  dersell>pn  die  ge- 
nannten Funktionen  des  Unternehmers  von  vcröchicdenen 
Personen  in  eigenthümlicher  Weise  erftillt  werden.  In  den 
vorgeführten  vier  Fällen  der  Gewiunbetheilieung  dagegen  ist 
eine  Besonderheit  hinsichtlich  der  Erftlllang  dieser  Funktionen 
in  keiner  Weise  vorhanden.  Eb  sind  dieselben  Personen, 
welche  sie  innehaben,  die  auch  ohne  Gewinnbetheiiigung  der 
Arbeiter  sie  erfüllen  würden.  Und  es  ist  klar,  dass  die  Ge- 
winnbetheiiigung, wie  in  den  vier  vorgeführten  Fällen  mit  der 
Einzelunternehmung,  so  mit  jeder  anderen  der  soeben  genannten 
Unternehmungsforraen  verknüpft  sein  könnte,  und  wie  wir  im 
weiteren  Verlauf  der  Untersuchung  sehen  werden,  thatsächlich 
oft  verknüpft  ist,  ohne  dass  damit  in  der  Tiiatsaciie,  wer  die 
Funktionen  des  Unternehmers  erflÜlt,  etwas  verändert  würde. 
Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Geschftfbgewinn  ist  ako 
nichts  weniger  als  eine  neue  Unternehmungsform.  Sie  ist 
nichts  weiter  ab  ein  Lohnsystem,  das  mit  jedweder  Form  der 
Unternehmung  verbunden  sein  kann. 

Ferner  zeigt  «ifh  in  den  vorgeführten  Berioliten  die 
Landwirthschaft  als  ein  (bewerbe,  dessen  Ertrag  abhängt  ein- 
mal von  allgemeinen  Konjunkturen,  auf  die  der  Einzelne  nicht 
von  Eintluss  ist,  wie  Witterung  und  Öüoid  der  Getreidepreise, 
und  sodann  von  der  Leitung  des  ganzen  Betriebes  und  den 
positiven  und  negativen  Leistungen  der  Arbeiter. 

Nicht  in  je£r  Art  von  landwirthschaftlicben  Betrieben 
haben  diese  Momente  die  eldche  Bedeutung;  einige  sind  noch 
mehr  als  andere  von  der  Jahres  wittening  abhängig;  in  manchen 
beruht  der  Erfolg  hervorragend  auf  der  Tüchtigkeit  d^  r  r.oi- 
tung,  während  bei  anderen  die  Betriebsroutine  des  Landes 
völlig  ausreicht;  in  einigen  kommt  es  vor  allem  auf  die  Güte 
der  Arbeit  und  den  Fleiss  der  Arbeiter  aiij  unter  Umständen 
gilt  es  hauptsächlich  sogar  nur,  sich  die  nöthige  Arbeiter- 
menge  su  sichern. 

Es  zeigt  sich  in  Folge  dessen,  dass  die  Gewinnbetheiiigung 
nicht  in  jeder  Art  von  Landwirthschaft  und  vor  allem  nicht 
in  jeder  Art  von  Landwirthschaft  gleichmässig  anwendbar 
ist.  Es  zeifrt  sich,  dass  sie,  nicht  nur  weit  entfernt,  eine  neue 
Untemehmungsiorm  zu  sein,  der^  wie  oft  behauptet  wird,  die 
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Zukunit  gehört,  nicht  eiumal  ein  unter  allen  Umständen  gleich- 
mfissiff  anwendbarefl  LohnBystem  ist. 

£b  erbellt  nfimlich,  dass  in  allen  Betrieben,  deren  Erfolg 
Tor  allem  grossen  Schwankungen  in  Folge  der  besonderen  Be- 
deutung der  Witterung  oder  grossen  Schwankungen  der  Preise 
ausgesetzt  ist,  die  Aussicht  auf  eine  Betheiligung  an  dieaem 
unsicheren  Gewinn  kein  auprf-ichcndes  Reizmittel  ist,  um  (lie 
Arbeiter  sowohl  dauernd  dem  Betrieb  zu  erhalten  als  auch 
sie  zu  qualitativ  oder  Quantitativ  besseren  Leistungen  anzu- 
treiben, bo  zeigt  die  üoer  die  Gutsertrüge  zu  Tellow  mit- 
getbeilte  Tabelle  sehr  erhebliche  Schwankungen  im  Gutsertrage, 
nn*bhftngig  von  dem,  was  die  Arbeiter  leisteten,  und  noMn 
anderen  noch  zu  erwähnenden  Momenten  ist  wohl  auch  hierin 
eine  Ursache  der  Abwesenheit  wirthschaftlicher  Resultate  in 
dem  dortigen  Gewinnbetheiligungsversuche  zu  sehen. 

Aber  aueh  abgesehen  von  den  Einflüssen  der  Witterung 
und  des  Standes  der  Getreidepreise  auf  den  Gutsertrag  zeigt 
sich  die  Gewinnbetheiligung  nicht  gleich  erfolgi t ic  h  in  jed- 
weder An  vuu  Jandwirthschaftlichem  Betrieb.  Am  erfolg- 
reichsten erscheint  sie  da,  wo,  wie  bei  Jahnke  in  Bredow,  die 
Leistungen  der  Arbeiter  f&r  den  Erfolff  des  gesammten  Unter- 
nehmens weit  schwerer  in  die  Waeschale  fallen,  als  die  Leitung 
des  Ganzen:  denn  hier  wird  eben  dem  Arbeiter  von  jeder 
Mehrleistung  auch  der  adäquate  Mehrerfolg. 

Erscheint  die  Gewinnbetheiligung  somit  lediglich  in 
der  Eigenschaft  eines  Reizmittels,  so  lassen  sich  auch  die 
weiteren  Ergebnisse  der  vorgeföhrten  vier  Versuche  leicht 
begreifen.  Dieselben  bekunden  nämlich  positiv  wie  negativ, 
dass  auf  den  Erfole  oder  Misserfolg  der  Gewinnbetheiligung 
in  der  Landwirthscnaft  aunSchst  von  fiSnfluss  ist  das  Maass, 
in  dem  die  Gewinnbetheiligung  als  Reizmittel  auf  die  Arbeiter 
wirkt  Dieses  Maass  aber  ist  verschieden  einmal  nach  der 
Grösse  des  Gewinnantheils,  der  dem  Einzelnen  zu  Theil  wird, 
andererseits  nach  der  Unmittelbarkeit,  mit  der  ihm  derselbe 
zuÜieB<it. 

\\  as  die  Griisse  der  Gewinnnntlieile  angeht,  so  ergeben  die 
vorgeführten  vier  Versuche  eiu  Doppeltes: 

Die  £r&hrungen  in  Dragsholm  wie  auch  in  Posegnick 
zeigen  vor  allem  als  eine  ftlr  den  Erfolg  sehr  bedeutsame 
Maassnahme  eine  Abstufung  der  Prozentsätze  der  Betheiligung 
je  nach  der  Verantwortlichkeit  der  Stellung  des  einzelnen 
Arbeiters  in  dem  gesammten  Betriebe.  Je  grösser  die  Be- 
deutung der  Stellung  des  Einzelnen  für  den  Erfolg  des  Ganzen, 
desto  höher  an  sicli  schon  sein  regelmässiger  Lohn.  Je  hoher 
aber  dieser  Lohn  an  sich  schon  ist ,  desto  grösser  muss  der 
Anreiz  sein,  um  zu  einer  weiteren  Steigerung  zu  veranlassen. 
Dem  entsprechend  erweist  sich  umgekehrt  die  m  Tellow  übliche 
glachmftssige  Vertheilnng  des  Bonus  pro  Kopf  weniger  wirksam. 
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Sodann  erweist  sich  in  den  vier  Versuchen  bei  allen  Ar- 
beitern, UDftbhftngig  von  ihrer  Stellaog  in  dem  Betrieb ,  die 
Steigerung  der  Tüchtigkeit  ihrer  Leistungen  ak  abhüngig  von 
der  GrdsBe  dee  Bonns,  der  unter  sie  vertheilt,  und  der  Mehr* 
einnähme,  die  ihnen  dadurch  zu  Theil  wird.  So  in  Bredow 
und  Dragsholm,  wo  die  Gewinnquote  eine  hohe:  sehr  günstige 
Resultate  in  Steifrern^p:  von  Flciss  und  Sorgfalt  der  Arbeiter; 
in  Posegnick  dagegen  in  dieser  Hinsicht  nur  theilweise  Er- 
folge. 

Die  Unmittelbarkeit  anlangend,  mit  welcher  den  Ar- 
beitern die  durdi  die  Gewinnbeäeiligung  bewirkte  Steigemng 
ilirer  Einnahmen  sn  Theil  wird,  so  lassen  die  angeföhrten 
vier  Versuche  die  grosse  Bedeutung  derselben  fiir  den  wirth- 
schaftlichen  £rfolg  erkennen.  In  Bredow  und  Dragsholm,  wo 
der  Arbeiter  sofort  über  seinen  gesammten  Antheil  verfiigen 
kann,  ungemeine  Steigerung  von  FieiB«  und  Sorfrtalt;  in  Po- 
se^nick ,  wo  der  Arbeiter  nur  zwei  Drittel  seines  Aniiieils  zu 
sofortiger  Verfügung  erhält,  das  übrige  Drittel  in  eine  Spar- 
kasse abgeführt  werden  muss,  aus  der  es  nur  mit  Zustimmung 
des  Gutaherrn  zurückgenommen  w«den  kann^  nur  theiC 
weiser  Erfolg;  in  TeUow,  wo  die  Arbeiter  erst  vom  61.  Lebens- 
jahre ab  Veriiii^Ming  ftber  ihren  Antheil^  bis  dahin  aber  nur 
dessen  Zinsen  erhalten,  wird  von  einer  Steigerung  der  Leistungen 
gar  nichts  berichtet. 

Und  es  ist  dies  begreiflich.  Je  näher  die  Aussicht  auf 
einen  Vortheil  ist,  je  unmittelbarer  und  kräftiger  wirkt  die- 
selbe. Gerade  aber,  je  tiefer  die  Bildungsstufe  der  Arbeiter 
is^  eine  desto  stärkere  Unmittelbarkeit  der  Belohnung  ist  nö- 
thig,  wenn  die  Arbeiter  su  naoh  Umfang  und  Inhaß  werth^ 
volleren  Leistungen  vermocht  werden  sollen.  Der  Gebildete 
begreift  den  Vortheil,  den  ihm  eine  Spareinlage  und  eine  da- 
durch begründete  Sicherung  seines  Alters  bietet,  und  die 
Rücksicht  auf  dieselbe  ist  ihm  viel  eher  ein, Reizmittel,  das 
ihn  zu  Gröspcrom  und  Besserem  anspornt.  Wenn  Herr  Neu- 
mann -  Poaegnick  dem  Manfrel  an  Bildung  seiner  Arbeiter  den 
nur  theilweisen  Erfolg  b'uies  Versuches  zuschreibt,  so  hat 
er  gewiss  Recht,  nur  wäre  es  bei  diesem  ßildungszustand  der 
Arbeiter  am  Platze  gewesen,  denselben  ihre  durch  die  Oo- 
winnbetheiligung  hervorgerufenen  Mehreinnahmen  unmittel- 
barer zufallen  zu  lassen. 

Begreiflich  femer,  das»  für  Tellow  als  Hauptresultat  der 
GewinnDetheiligung  angegeben  wird,  es  sei  durch  dieselbe  dem 
Gutsherrn  die  nc)tliiL»'e  Arbeit  er?;  ali!  p:o8ichert  worden.  Gewiss 
ein  erheblicher  Vortheil  in  Gegenden,  in  denen  zur  Zeit  die 
Gutsherren  unter  Arbeiternmngel  leiden.  AUeiu  dieser  Vortheil 
ist  nur  indirekt  als  Folge  der  Gewinnbetheiligung  anzusehen, 
nlUnlich  nur  insofern,  als  der  Arbeiter  in  Folge  dersdlm  eine 
Einlage  in  der  Sparkasse  hat.  Die  direkte  Ürsache  des  Blei- 
bens ist  diese  Blinlage  des  Arbeiters  in  der  Outssparkassei 
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da,  wie  es  in  dem  Bericht  Ober  Teilow  wörtlich  heisst;  .die 
Arbeiter  beim  Fortzn^  da«  Kapitid  nicht  erhalten,  sondern 
nur,  nach  wie  vor,  die  Zinsen'*.  Eben  daraufhin  deutet  die  Zn- 
yersicht  des  Herrn  Keuniann,  dass  seine  Arbeiter  sich  von 
einer  gemeinsamen  Arbeitaeinstellung  fernhalten  würden:  denn 
diese  bedürfen  seiner  Zustimmung,  ehe  sie  ihre  Spargutlinben 
erheben  können.  Wer  aber  weiss,  wie  sehr  der  Tändiiche 
Arbeiter  selbst  nur  durch  geringen  Besitz  an  einen  Ort  ge- 
fesselt wird,  wird  die  Erhaltung  der  Arbeiter  in  Teilow  somit 
nicht  als  unmittelbare,  sondern  ntir  als  mittelbare  Wirkung 
der  Gewinnbetheiligung  erkennen,  die  gan£  ebenso  durc£ 
jedes  in  die  Gutssparkasse  ähnlich  festlegte  Weihnächte^ 
geechenk  erzielt  werden  könnte. 

Ja,  auch  die  Minderung  der  Diebstähle,  von  der  in  Teilow 
als  Folge  der  Gewinnbetheiligung  berichtet  wird,  erscheint 
nun  weniger  als  unmittelbare  Folge  der  letztei  tu  denn  vielmelir 
als  Folge  jenes  im  Besitz  und  in  der  Verwaitiing  des  Guts- 
iierru  Letindlichen  Guthabens  des  Arbeiters,  ^lur  insofern 
die  Qewinnbetheiligung  dem  Ontsherm  das  Mittel  gewährt^ 
von  seinem  Arbeiter  diese  Kaution  sich  au  verachaffen^ 
kann  die  Minderung  der  Diebet&hle  als  Folge  der  Gewinn* 
betheiligung  selbst  hingestellt  werden.  — 

Um  indess  über  die  Ergebnisse  der  vorstehend  behandelten 
Krfiihrungen  über  die  praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinn- 
betlieiligung  in  der  Landwirthschaft  völlig  ins  klare  zu 
kommen,  ist  die  Zusammenfassung  dessen,  was  die  vier 
Versuche  una  itiueu,  noch  keineswegs  ausreichend.  Es  er- 
übrigt dazu,  dasB  wir  diese  Erfahrungen  bei  der  Betheiligunff 
der  Arbeiter  am  Reingewinn  mit  anderen  verwandten  bnf 
wirthschaftlichen  Löhnungssystemen  vergl  i'  Ken. 

Vorher  aber  sei  es  gestattet,  einen  ÜUchtigen  Blick  auf 
einige  auf  dem  gleichen  Grundgedanken  beruhende  Wirth- 
schaftseinrichtungen,  wie  die  Paelit  tnid  speziell  den  Theilbau, 
zu  werfen.  Zwar  handelt  es  sich  bei  der  gewöhnlichen  Tacbt 
wie  beim  Theilbau,  wie  oben  im  ersten  Theile  schon  aus- 
drücklich betont)  um  keine  Lohnsysteme,  sondern  um  beson- 
dere Methoden  der  Bewirthscbaftung.  Da  sich  indess  bei 
ihnen  dn  XlinUcher  Grundzug  findet,  so  dürfte  diese  Parallele 
einiges  Bemerkenswerthe  bieten. 

Es  sei  daher  angeführt ,  dass  bereits  Columclla  in  seiner 
Schrift  De  re  rustica^)  den  Rath  ertheilt,  Gnuidstücke ,  bei 
deren  Bearbeitung,  wegen  der  weiten  Entternung  der  Höfe, 
die  Aufsicht  schwierig  sei,  lieber  durch  Koloneu  als  durch 
Sklaven  unter  einem  Vogt  bebauen  zu  lassen.  Denn  die  Ab- 
gaben, die  der  Kolone  dem  Herrn  für  Ueberlassung  de» 
Grundstücks  zahlen  konnte  und  zahlte,  waren,  da  er  aurch 


>)  L.  I  e.  7,  ed.  Bip.  1787,  S.  44. 
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sein  ägenes  Interesse  vam  grdsstmOeliclien  Fleisse  und  Sorg- 
&lt  angespornt  warde,  grösser  als  das^  was  die  Fuchtel  des 
Vogts  aus  dem  Sklaven  bei  mangelhafter  Aufsicht  erpressen 
konnte.  Also  hier  bereits  die  BeoWhtung,  dass  das  Kigen- 

interessc  des  Arbeiters  in  wirksamerer  Weise  da  angewendet 
werde,  wo  fortwährende  Aufsicht  zwar  nöthig,  aber  nicht 

möglich  sei. 

Indess  dürfte  es  doch  unzulässig  sein,  bei  Pacht  und  Kolonat, 
als  streng  genommen  nicht  hierher  gehörig,  länger  zu  verweilen. 
Und  ebenso  ist  der  Theilbaui  eine  spesidle  Form  der  Pacht, 
elier,  wie  schon  oben  hervoigehoben.  als  eine  Betheilisung  des 
Grundeigenthümers,  der  einen  Theii  des  Betriebskapitals  liefert, 
am  Gewinn  des  Bauern,  denn  als  eine  Betheiligung  des  letz- 
teren  am  Gewinn  des  Gutsherrn  zu  betrachten  Immerhin 
sei  hier  liorvorp^-ehoben,  dass  die  weite  Verbreitung  des  Theil- 
baues  im  xil ittelalter  darauf  hinweist,  dass  man  auch  damals 
mit  der  Erfahrung,  der  Columella  Ausdruck  gab,  vidlig  vei- 
traut  war.  Und  auf  dieselbe  Erfahrung  gründet  sicli  die 
bis  heute  Übliche  Anwendung  dieses  Pachtsystems  in  weniger 
fortgeschrittenen  Ländern  und  Gegenden,  in  denen  auf 
dem  Lande  wesentlich  noch  Naturaiwirthschaft  vorherrscht 
und  kleine  Gutsbetriebe  stark  vertreten  sind^).  So  ist  die 
Mezzadria  noch  heute  in  Italien  sehr  gebräuchlich")  und 
in  Amerika  nehmen  die  Share-farmings  eine  prrosse  Aus- 
dehnung ein^).  Insbesondere  bemerkenswerth  aber  ist,  dass 
wir  den  Theilbau  hier  vorzüglich  da  in  Gebrauch  finden,  wo 
es  sich  um  Pflanzen  handelt,  in  denen  ein  grosser  Kapital- 
werth steckt  und  die  eine  besonders  sorgfältige  Kultur  er- 
fordern: so  bei  01iven])flanzunffen,  beim  Obst-  und  Weinlmu 
in  Italien^),  so  auch  beim  Weinbau  in  der  Schweis');  so  auch 
beim  Rebbau  in  Kleinasien®). 

Allein  so   werthvoU  diese  Beobachtungen  für  unsere 


^  Vgl.  z.  B.  Roscher,  System  13d.  II  ^  09  u.  G*.».  Vgl.  auch  Ar- 
beiterßeund  1885  8.  55  n.  56. 

-)  Ro.-^clier,  System  ^  50  Aiim.  2  u.  7.  Rnhmcrt  Tk\  I  S.  s2  f.  Pietn. 
Maufredi,  Deila  participazione  deli'  opcrato  al  protitto  dell'  iiupresa,  Fadua 
1877.  H.  Dietzel,  Ueber  Wesen  nna  Bedeatnng  des  Theilbaues  in  Italien, 
Tfib.  Zeitschr.  1HS4  u.  1885.  K.  Iii.  Eheherg,  Agrarische  Zustünde  in 
Italien,  Schriften  des  Vereins  iOr  BodalpoUtUc  Bd.  XXIX,  Ldpsig  1886^ 
S.  124  ff. 

A.  V.  Stndnit»,  Nordamerikanische  Arbeiterverhftltnisse  S.  127  bis 
181»  Leiwiff  1870.    Bühmert  Bd.  I  S.  8n*-92. 

*)  H.  Dietzel,  Tüb.  Zeitschr.  1884  «.  239.  Eheberg  a.  O.  S.  2b,  126. 

»)  B^^hmert  Bd.  I  8.  69  f.;  Bd.  II  8.  45  ff.  Arbeitea^und  1872 
8.  472i.  Wie  weit  hiernach  Theilbau  uud  wie  weit  Uewinnbctheiligang 
in  der  Schweiz  vorbreitot,  lässt  sich  nach  den  Angaben  Höhmerts  nicht 
unterscheiden.  Augenscheinlich  baodeU  es  sich  mehrfach  daselbst  am 
Theilbau. 

•)  Arbeiterfraand  1885  S.  56. 


Digitized  by  Google 


VI.  2. 


77 


wettere  fietrachtuDg,  so  handelt  es  uch  doch,  wie  Mhon  be- 
merkt, ba  ihnen  um  kein  eigentliches  Lonnsystem. 

Von  Lohnsy Siemen  nun,  weiche  gewiaee  Verwandtschaft 

mit  der  Gewinnbctheiligung  haben,  sind  zu  nennen  die  ver- 
schiedenen in  der  I^audwirthschatt  üblichen  Einzel- Briitto- 
tantiemen,  die  verschiedenen  Prämiensysteme  sowie  aucii  die 
Stucklöhnung. 

Wenden  wir  uns  zunächst  zum  StUcklohnsystem. 

Der  Stacklohn  findet  Anwendung  bei  der  IXlngung  und 
Vorbereitung  zur  S3aat^),  inabesondere  h&ofig  beim  Dünger- 
wenden^),  beim  Umgraben  von  Land  mit  dem  Spaten^),  bei 
der  Feldbestellung,  beim  Körner-  und  Futterbau*)  und  zwar 
da  hauptsäclilich  bei  den  Erntearheiten ,  beim  Mähen  und 
Binden  des  Getreides*')  wie  beim  (iras-  und  Klecniähen "),  beim 
Bau  der  Hackfrüchte®),  vei lu hnilich  beim  ?Steckeu,  beim 
Hacken  und  Behäufeln,  beim  Ausnehmen  der  Kartoffeln  und 
Rüben®),  beim  Hopfen-  und  beim  Obstbau^).  Sodann  wird 
bei  vielen  HofiEurbeiten wie  in  vielen  iandwirthechaft- 
lichen  Nebenbeschäftigungen  der  Stficklohn  verwendet,  vor- 
zQgiich  bei  £rd-  und  Strassenarbeiten^^),  beim  Ziehen  und 
Bäumen  der  Gräben  ^^),  bei  Dränagearbeiten  ,  beim  Toif- 
stechen  und  der  Torfbereitung^'*),  beim  Mergeln''^),  Modern 
und  Moderkarren  ^•'') ,  bei  der  Ziegelei'")  und  Brennerei''*), 
in  der  Forstwirthschaft  bein)  Roden**),  Holzfällen,  Bretter- 
schneiden ^^)  u.  8.  w.  Ebenso  geschieht  in  der  Viehhaltung  das 


1)  Guido  Kraiit,  £tn  GrooBgrandbeisite  der  Gegenwart,  Wien  1872, 

8.  70  f. 

>j  ;:)chmoUer,  TQb.  Zeitachr.  1866  S.  194. 
*)  T.  d.  GoHas.  Konkoidfa  Jahigf.  1878  S.  115. 

*)  Knifft  S.  71  f. 

Meitzen,  Der  Boden  und  die  landwirthschaftlicheu  Verhiiitninsc 
des  preussischen  Staates,  Berlm  186U,  ö.  97—114.  Schmoller  S.  194  u.  lUÖ. 
AI.  V.  Lencerke,  Die  ländliche  Arbeiterfrage,  1849,  S.  105.  O.  V.  Leo 
s  31.  Caün^rla.  Dio  Löhnung  nach  der  i^beitsleistang  in  eiDer  ^hri- 
sehen  Laudwii-thäcbaft,  1875,  8.  15. 

«)  V.  Lengcrke  S.  129.   Meitzen  8.  97,  102,  107,  112,  114. 

')  V.  Lengerko  S.  89  u.  120.    Moitzen  S.  101,  106,  107,  112,  114. 

«)  V.  Lengerke  S.  91.  Schinollor  S.  194  f.  Meitzen  S.  97,  102,  107. 
ArbeitertVeund  1884  S.  447.  KmÜt  S.  71  t.  L,eo  S.  33.  CalberlaS.  11-13. 

»)  Krafft  S.  72  f.   Calberta  S.  11. 

JO)  CaUxTiii  S.  8  u.  9. 
Calberlü  ö  14  f. 

»)  T.  Lengerke  8.  89,  105,  168-165  f.  SclmaoUer  S.  194.  Skitien 

8.  97.    Arbeiterfreatid  1885  S.  47. 

»*)  Schmoller  Ö.  195.    Arbeitertremid  Imb  8.  47. 
")  V.  Lengerke  S.  81,  91,  105,  109,  139  f.  Meitzen  S.  97.  v.  d.  Goltz, 
Konkordia  1873  Nr.  lö  S.  115;  Ländliche  ArbeitertViige  S.  177. 
V.  Uugerke  8.  109,  168-165.   Meitzen  97. 
»«)  Meitzen  S.  97.  *  ' 

y.  Lengerke  8.  109.  v.  d.  Goltz,  LHndliehe  ArbateifragQ  S.  177. 
1")  Calberhi      0  u.  10. 

V.  Lengerke  S.  91.    Meitzen  ts.  97.    Kmtft  S.  74. 
««>  V.  Lengerke  S.  91  u.  109.   Krafft  S.  73  f.   Calberla  S.  11. 
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Melken  der  Ktthe^)  wie  das  Soheeren  der  Schafe')  im  AUord. 
In  Elsass-Lothringen  werden  die  Arbeiten  dee  Bebmannee  hin 

and  wieder  im  Akkord  vergeben 

So  zeigt  sich  heute  die  Anwendbarkeit  des  Stücklohnsystems 
bei  einer  sehr  bedeutenden  Anzahl  landwirthschaftlicher  Arbeiten, 

ITand  in  Hand  mit  dieser  Ausdeimung  der  Sphäre  des 
.Siuckluliijsystems  sehen  wir  seine  territoriale  Herraehaft  sich 
erweitern.  Die  Ausbreitung  desselben  geht  in  Deutschland 
mit  dem  Gange  der  Kultur  Überhaupt  von  Westen  nach  Osten. 
So  hat  bereite  Schmoller  1866  herroi^hoben^),  dass,  je  weiter 
man  nach  Osten  kommt,  je  weniger  entwickelt  der  Arbeiter- 
stand ist;  desto  seltener  die  Akkordarbeit  sich  findet.  Und 
damit  stimmt  die  Mittheihmg  Jacobis*^!  überein,  dass  in  der 
Rheinprovinz  die  Akkordarbeit  länger  ziemlich  üblich  sei  als 
in  Korddeutsehland.  Damit  übereinstimmend  ferner  die  Be- 
merkung von  V.  d.  CToltz®),  dass  der  Fortschritt  der  Akkordarbeit 
vom  Westen  Deutschlands  nucli  Osten  stattgefunden  habe, 
im  Westen  sei  sie  früher  im  Gebranch  gewesen  und  sei  noch 
heute  ausgedehnter  in  Anwendung.  Und  eben  dasselbe  be- 
sagt es,  wenn  v.  Lengerke  in  seiner  Knquete  von  1840  berichtet''), 
dass  in  den  Kreisen  Memel  und  Chimbinnen  die  Einführung 
von  Akkordarbeit  meist  an  der  „Indolenz"  oder  dem  „Mangel 
an  Intellijr:;enz"  der  dortigen  Arbeiter  gescheitert  sei.  Und  es 
ist  dies  begreiflich  denn  wenn  es  Thatsaehe  ist,  was  v.  d.  Goltz 
betont,  dass  die  intelligentesten,  fleissigsten  und  geschicktesten 
Arbeiter  utu  meisten  auf  Stücklohn  dringen,  so  betont  er 
andererseits  gleichfdls.  dass  ein  gewisser  Grad  geistiger  und 
sittlicher  Bildung  nötnig  sei,  um  die  Vorzüge  der  StUck- 
lölmung  zu  erkennen  und  auszunutaen^). 

Die  Stücklöhnung  bietet  dem  Arbeiter  nicht  geringen 
Vorthei).  Sie  steigert  sein  Einkommen  in  d^m  Maassc,  in 
dem  er  tleissiger  ist.  Diese  Vermehrung  ist  mitunter  eine  recht 
beträchtliche.  JSo  berichtet  v.  d.  Goltz'*),  dass  in  Pmussen 
der  Verdienst  der  freien  ländlichen  Arbeiter  bei  Akkordarbeit 
sich  um  20 — 25  l'rozent  und  selbst  noch  mehr  erhöhe. 

Ebenso  ist  die  StQcklöhnung  aber  auch  für  den  Arbeit- 
geber 7on  wesentlichem  Nutzen.  Sie  erspart  ihm  die  Kosten 
für  die  Aufsicht,  die  sonst  nöthig  ist,  um  die  Arbeiter  aum 


1)  Schmnllcr  S.  194.    Calbeila  S.  VX 

2j  Meitzcn  b.  102.  Öchmolier  S.  löö.  v.  tl.  GolU,  Jionkordia  lb73 
8.  115.  Vgl.  noch  besiondeiB  Enfit  8.  78. 

s)  Statist.  Mittli.  iL  von  Elaass-LotfariDgen  Heft  XVI  1880  S.  54  f. 

*)  Tiih.  Zeitschr.  8.  195. 

Xiederrheinische  Studien,  S.  06. 

«)  Konkordia  1873  S.  115. 

S.  3()  u.  101. 
»)  Konkoidiu  1Ö73  S.  115. 

')  LMndUcbe  Arbeiterfrage  S.  55-59,  69,  73,  75,  77,  80,  176.  Kon- 
koidia  1873  S.  114  u.  133. 
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Fleiss  anzutreiben,  und  verschafft  ihm  eine  selbst  bei  dem 
höheren  Lohne  noch  wprthvollere,  weil  grössere,  Arbeitsleistung 
der  Leute.  Der  ländliche  Arbeiter  leistet,  sagt  v.  d.  Goltz*), 
bei  Stiickluim  V4 — mehr  als  im  1'afrelühn,  Und  ÖchmoUer 
schreibt,  dass  zwei  Männer  im  Akkurd  wenigstens  dasselbe  ver- 
richteten, was  drei  im  Tagelohn  zu  Wege  brächten.  —  In 
maBchen  Fftllen  indeM  ist  die  Anwendung  des  Stttcklohnfi  zweifel- 
los mit  Nachtheil  für  den  Arbei^eber  verbunden.  Leicht  werden 
nftmlich  die  Arbeiter  zu  hastiger  und  darum  flüchtiger  Arbeit 
angetrieben,  was  eine  schlechtere  Beschaffenheit  ihrer  Leistungen 
hervorruft So  z.  B.  ist,  wie  Roscher  mittheilt^),  Gefalir 
vorhanden,  dass  die  Stücklöhner  bei  der  Ernte  „etwa  trotz  der 
Nässe  fortarbeiten,  fortbinden  u.  s.  w. ,  worauf  die  Garben 
alsdann  verfaulen „In  England  ferner  hält  man  es  beinahe 
fUr  unmöglich,  Akkordarbeiter  dahin  zn  bringen,  dasa  aie  das 
Oetreide  ganz  niedrig  abmähen^).**  Eben  darauf  bin  weist  die 
oben  angeführte  Bemerkung  Jahnkes,  dass  Akkordarbeit  zu 
Zeiten  sehr  theuer  zu  stehen  komme,  da  der  Akkordarbeiter 
selbst  bei  guter  Kontrole  nur  auf  die  Massenarbeit  sein  Ziel 
riclife  Es  wird  also  nicht  jede  Aufsicht  bei  der  Stücklöhnung 
erspart.  Ein  Antreiben  der  Arbeiter  zum  Fleiss  durch  den 
Aufseher  ist  allerdings  nicht  nöthig,  wohl  aber  unter  Um- 
ständen eine  Beaufsichtigung  der  Qualität  uucrlässlich.  Es 
bleibt  also  trotz  der  Ansicht  einiger  Landwirthe  ^) ,  dass  hat 
alle  Art  landwirthsehafUioher  Handarbeit  sich  im  Akkord  Ter- 
richten  lasse,  immer  noch  eine  Reihe  von  Verrichtungen 
übrig,  in  denen  die  Anwendung  des  Stücklohnes  mit  Gefahren 
verbunden  ist. 

Schmoller  empfiehlt®)  für  solche  ThfitiG^keiten  den  Gruppen- 
akkord;  hei  diesem  würden  die  Arbeiter,  weil  zusammen  für 
die  rUitc  der  Arbeit  verantwortlieh  gemacht,  zu  gegenseitierer 
JDeaulbiciitiguiig  veranlasst.  Und  in  der  That  ist  der  Gruupen- 
akkord  ausser  in  den  von  Schmoller  zitirten  Beispielen  noch  be- 
sonders heim  Mfthen,  Dreschen,  Kartoffelausmaehen  wie  ba  Gra^ 
henarbeiten  vielfach  mit  Glück  angewandt  worden^). 

1)  Ländliche  Arbeiterfrage  8.  176  und  Koukurdia  lö73  S.  115.  in  der 
von  V.  d.  Goltz  unter  Mitwirkung  von  Bichter  und  ▼.  Langsdorff  ver* 

auBtalteteD  Enqudte:  Die  Laee  der  ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen 
Reieh  (Rerirht,  erstattet  nn  aie  vom  Konp^css  deutscher  I^andwirtho 
niedergesetzte  Kommission  zur  EruiitteluD^  der  Lage  der  lündlichea  Ar- 
beiter in  Deutscbliud),  1875,  8.  470  f.  heisst  es  sogar,  -der  Akkordlohn 
überragt  d«>n  Sommertagelohn  noch  um  49  Prozent,  den  Durchschnitt  voa 
Sommer-  und  Wintejrtagelohn  um  7ü  Prozent**. 

>)  TObmger  ZeitBohrift  fOr  die  gesammte  Staatawiaaenachait  1866 

s.  m. 

»)  8chmoller,  Tub.  Zeitachr.  1866  S.  196.  y.  d.  Goltz »  Ländliche 
Arbeiterfrage  8.  178. 

*)  Koscher,  System  Bd.  I  §  39  Anm.  6. 

Ebenda.   Sinclair,  Gmndgeaetze  des  Ackerbauea  S.  102. 

S.  196  f. 

^)  T.  d.  Goltz,  Konkonüa  187d  S.  ISa 
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Ein  roodifizirtcs  Stücklohnsystera  ist  die  Betheiiigun<2f  ara 
Bruttoertrage,  wie  sie  bei  Ernte-  uud  Drescharbeit  senr  bäulig 
vorkommt. 

£in  Tbeil  dcä  Eriiteluiiueä  oder  unter  Umstäuden  der 

Sanze  wird  nMh  dem  Stüek  in  der  Weise  gesahlt  dass  je  nach 
en  abeelieiwten  Quantitftten  ein  entoprechender  Theil  der 

Ernte  den  Arbeitern  in  natura  überwiesen  wird.  So  erzählt 
schon  Albr.  v,  Thaer^),  dass  es  in  Schlesien  gebräuchlich  sei, 
den  Emtelohn  in  einem  Tlieil  des  Ernteertrages  auszuzahlen. 
iHe  Bchlesischen  sog.  „Dreschgärtner'*  erhielten  bei  der  Ernte 
die  10,  11.,  12.  oder  13.  Mandel^)  des  ceeruteteu  Getreides. 
Den  gleichen  Brauch  berichtet,  wenn  auch  mit  theilweise  ver- 
änderten Zablenverhältuiösen  uud  Modalitäten,  Alex.  v.  Leugerke 
für  ^  Getreideernte  in  der  ProTina  Posen  und  im  Reg.-Bez. 
Frankfurt  a.  O.^);  in  letzterem  hatten  die  Dienstleute  auch 
hie  und  da  Antheü  am  £rtrape  der  Kartoffelernte^).  Hoch 
heute  besteht  im  Posenschen  die  Ablöhnung  in  der  so  und  so- 
vielten  Mandel  bei  der  Ernte  der  verschiedensten  Mehlfrüchte  ®). 

Noch  gebräuchlicher  und  älter  und  heute  fast  durchweg 
gang  und  gebe  ist  die  Erdruschquote.  In  der  Xeumark 
wurde  schon  im  17.  Jahrliundert  um  den  18.  Scheffel  ge- 
droschen*'). Und  in  Pommern Ostpreusben  und  Litthauea  ^  j, 
Westpreuseen  *)  und  Schienen  erhidten  die  Drescher  be> 
reits  am  Ausgange  des  18.  JahrnundertB|  wahrscheinlich  aber 


>)  Annalen  dee  Ackerbaus  1.  Jahrg.  1805  Bd.  I  S.  787.  Vd.  auch 
A.v.Thaer,  Grundsätze  der  rationellen  Luidwifthschaft,  1809,  Bd.  f  S.  146. 

2)  Eine  „Mandel"  Getreide  ist  eine  aus  15  Garben  bestehende 
„Stiege",  wie  sie  bei  der  Ernte  auf  deui  Felde  errichtet  werden.  »Un- 
eigentlich vcanteht  man  im  Oesterreiehischen  unter  Mandel  einen  Qe> 
treidebaufen  von  10  Garben,  wovon  9  in  einem  Kti  hrmmst  'lien  und 
die  10.  die  Deckgarbe  auämacht^  (sog.  „  Hutmandeln **  a.  KraÜ't).  Vgl. 
Alex.  Lengerke,  Landw.  Konvers.-Lex.,  Prag  183S,  Bd.  III  S.  89.  — 
Die  Bes^ichnun^'  „Mandel"  für  eine  Stiege  von  15  Garben  ist  sehr  alt. 
Sehou  im  Laudbui  h  der  Mark  Brandenburg  von  1375  (ed.  von  1781  S.  49) 
wird  erwähnt,  dasä  50  Ilut'en  des  Durt'es  Tempelhof  bei  Berlin  die  10. 
Handel  von  allem  Korn  als  Pachtgeld  zu  entrichten  hatten. 

V.  Lengerke.  Liindlicbe  Arbeiteifiage,  1849,  &  128  n.  160. 

*)  Ebenda  S.  148  u.  8^ 

^)  H.  y.  Cbttanowski,  Die  Lohnsysteme  da*  ländlichen  Arbiter  usw.» 
Posen  1877,  S.  54,  51. 

«)  Mylius,  Corpus  Coußl.  Miireh.  Bd.  V  Th.  III  8.  205. 

M  Insbesondere  im  Gebiete  der  Stadt  Auklam.  Vgl.  Gcsindeofd- 
nung  mr  das  Herzogtbnin  Vor-nndHinterpommern.  De  Dato  Beilin  den 

20.  Aug,  nm. 

Die  Insten  auf  den  Adelsgütem  droschen  gegen  den  10.  oder 
II.  Scneffel.   Vgl.  GesmdeordmiDff  vom  10.  September  1784. 

Die  auf  den  Domänen  befindlichen  Insten  ^pflogen  während  des 
Winters  gegen  einen  bestimmten  Anthcil  das  Getreide  anszndreschen**. 
Vjgl.  die  wcstpreussische  Instruktion  vom  oit.  Oktober  17^9,  welche  am 
27.  Oktober  1801  auch  in  Ostpreusscn  nnd  Litthauen  eingeführt  wurde. 

1'')  Die  rfchlesischen  Dreschgärtner  erhielten  den  18.  bis  20.  Sebeftisl* 
VgL  Tbaer,  Annalen  des  Ackerbaues  1.  Jahrg.  Bd.  I  i».  787. 
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schon  viel  früher,  eineu  Autiieii  am  Erdrusch  —  je  nach 
Ortsgebraneh  den  10.  bis  20.  ScbefieL  A.  y.  Thaer  nennt  diesen 
Quotallofan  i^Drescaerbebe''  Heute  findet  dieee  Lohnun^s- 
weise  bei  den  meisten  Gntstogelöhnern  und  auch  bei  freien 
Arbeitern  Anwendung').  Der  Prozentsato  des  Erdrusch  es 
ist  in  den  einzelnen  Gegenden  verschieden  und  innerhalb  der- 
Rf'lben  richtet  er  sich  speziell  danach,  ob  mit  der  Hand  oder 
ob  mit  der  Maschine  gedroschen  wird,  sowie  meist  nach  der 
Getreideart  und  der  Ergiebigkeit  derselben. 

in  Nordfrankreich  ist  ein  Zwanzigstel  des  Erdruscheä 
als  Drescheiiohn  ftblicfa*). 

In  Palästina  empfangen  die  ,^ager",  d.  fa.  die  auf  neun 
bis  zehn  Monate  während  der  Zeit  vom  Beginn  der  Feld- 
bestellung bis  zu  Yollendetem  Ausdrusch  des  Getreides  ge- 
mietheten  Arbeiter,  neben  anderem  Naturallohn  auch  einen 
Antheil  am  Körnerertrage'*). 

Auch  hier  zeigt  sich  als  Folge  eine  Steigerung  im  Fieisse 
des  Arbeiters.  Indess  ist  ji^leichzeitig  grcisst  re  Sorgfalt  gewähr- 
leistet; indem  bei  schicciiler  Leistung  auch  der  Antheil^  den 
der  Arbeiter  erfaftlt,  ndndenmtbig  irird/  der  Arbeiter  also 
selbst  unter  der  schlechteren  Arbeit  mit  leidet 

Noch  mehr  garantirt  neben  dem  Fieisse  die  ndthige  Sorg- 
falt jene  Kombination  von  Stücklohn  und  Prämie,  die  in  der 
Landwirthschaft  vorwiegend  bei  der  Viehhaltung  sich  findet. 
Die  Öchfifer,  VirliwKrter  und  Hirten  nämlich  bekommen,  wie 
in  Posegnick,  abgesehen  von  ihrem  festen  Lohn  in  der  Kegel 
für  jedes  JStück  Vieh,  das  ihrer  Obhut  anvertraut  ist,  und 
inbbeijondere  für  jedes,  das  »io  aufziehen,  eine  Belohnung; 
dagegen  müssen  sie  sieh  Abzüge  gefallen  lassen  für  jedes 
geliallene  oder  krank  geschlachtete  Thier.  Der  Schäfer  be- 
zieht fern ( 1  öfters  eine  gewisse  Prttmie  fttr  ein  bestimmtes 
Quantum  Wolle '^).  Der  Jäger  auf  grösseren  Gütern  erhält 
gewöhnlich  Schuss-  oder  Pangprämien  von  bestimmten  Sätzen. 

Ein  Vcrf^lcich  der  eben  vorgeführten  Lohnsysteme  mit 
der  Gewinnb(  theiliguug  zeigt,  dass,  wo  es  vorzüglich  auf  deu 
Fieiss  ankommt,  der  Stücklohn  ein  weit  mächtigerer  Sporn 


>)  Grundsätze  Bd.  T  S.  14fi. 

Aug.  V.  Haxthausen,  Die  liindliche  Vcrtassiing  in  Ost-  und  Wc3t- 
preuseen,  Königsberg  1889,  8.  lütt -llö.  Alex.  v.  LeiifitTke,  Die  liindliche 
Arbeiterfrage,  1^49.  Meifzon  Bd.  II  8.  97-114.  Th.  v.  d.  Goltz,  Länd- 
liche Arbeiterfrage,  2.  Autl.  Ib74,  8. 14.  16.  18  und  SchÖnbei^s  Handbuch 
1.  Anf  1.  Bd.  I  S.  588.  H.  t.  CbTsaiioweki  a.  O.  S.  54.  48.  58.  Seifert, 
lieber  genossenschafth'che  Gutbl)e\\  irthscliaftung  und  Antheilswirthsehaft, 
Leipi}^  1M73.  8.  120.  Arbeiterfreund  1885.  E.  Gens,  Ländliche  Arbeiter- 
verhältuisse  iu  Hinterpommem  S.  41.  4i3. 

»)  Schmoller,  Tüb.  Zeitachr.  ls«;6  S.  200. 

*)  Dr.  Leo  Anderlind,  .Arbeiterfreund  1884  S.  202. 

*J  V.  d.  Golta,  Koukordia  von  1873  S.  115.  J>r.  Ottomar  Victor  Leo 
S.  85.  Seifert  &  117  f. 

F«irMbw««n  (S5)  Tl.  2.  —  Frommer.  6 
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ist  als  diese,  da  er  viel  nniiiittolbarer  wirkt  und  von  Kon- 
junkturen unabhängig  ist.  .  Wo  es  sich  besonders  um  die  £r- 
xielung  höherer.  SorgiEalt  handelt,  da  erweisen  sich,  die  Einzel* 
Bruttotantiemen  und  die  Produktions-  oder  Güteprämien  als 
stärkerer  Antrieb  aus  den  gleichen  Gründen.  Danach  wUrde 
im  allfremeinen  als  Wirkung  der  Gewinnbetheiligung  in  der 
Landwirthschaft  nur  die  bleiben,  die  Arbeiter  bei  Arbeiter- 
mangel zu  fesseln.  Es  wurde  aber  oben  schon  angedeutet, 
dass  festgelegte  Geschenke  augenscheinlich  daäselbe  und  viel- 
leicht gar  noch  mehr  vermöchten,  da  sie  dem  Arbeiter  sicherer 
aU  Gewinnantheile  sind. 

Es  bleibt  also  nur  eine  sanz  beschränkte  Sphäre  der 
Gewinnbetheiligung  übrig,  nänilich  für  die  Personen  in  ver- 
antwortlicher leitender  Stellung,  die  einerseits  weder  nach 
8tück  noch  nach  Piämien  gelolmt  werden  können,  anderer- 
seits ITeberbiick  und  Bildung  genujr  besitzen,  um  zu  erkennen, 
das8  der  Ertrag  des  Ganzen  von  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
beeintiusst  wird. 

Daraus  erklärt  sich  denn  auch,  dass,  wenn  wir  von  der 
Betheiiigung  dieser  verantwortlichen  Personen  am  Reingewinn, 
die  in  der  Landwirthschaft  ziemlich  gebräuchlich  ist,  und  von 
den  Fällen,  die,  weil  ungenügend  berichtet,  von  der  weiteren 
Betrachtung  ausgeschlossen  werden  mussten,  absehen,  Gewinn'- 
betheilignr<;  nur  in  den  oben  angefiihrten  Fällen  und  nur  in 
zweien  derselben  eigentlich  erfolgreich  vorkommt. 


IL  CüewinnbetheiliguugsTersnche  iui  ütewerbe,  Handel 

und  Yerkelir* 

1.   Familisterium  zu  Guise  (Departement  Aisne),  Fabrik  für 
Heizvorrichtungen,  Haus*  und  Küchengerfithe. 

(Enquete  de  la  commission  extrapaHementaire  Bd.  II  S.  244—279; 
Arbeiterfreund  1884  S.  423 — 484');  Bulletin  de  la  participation  aux  hhm- 
fioes  tome  II  IböU  S.  150—197,  tome  iV  1882  178-187;  vgl.  auch 
Eeonomitte  fnn^ais  21  levr.  1885  8.  238  ff.) 

Die  Fabrik  für  gusselseme  Waarfii  (Heizvorrichtungen,  HuuB'  und 
K(lchen<?'er&the)  zu  Guise  —  das  heute  »og.  Familisterium  zu  Guise  — 
wurde  Mitte  der  vierziger  Jahre  von  dem  Industriellen  Godin  gegründet. 
Im  Laufe  der  Jahre  ist  die-  Fabrik  zu  bedeutendem  Tinfange  heran- 
gewachsen; verschipdeno  Ililtsiudiistrieu  haben  sich  ausgebildet.  Im  Jahre 
1883  beschäftigte  die  Fabrik  1400  Arbeiter,  wälirend  sie  Anfangs  deren 
nur  20  EftMt«.  Ansserdem  hesitst  sie  eine  Filiale  za  Laeken  in  Belgien 
mit  300  Arbeitern. 

Im  Jabrf^  1^'SO  wurde  die  Fabrik  in  eint*  Kommanditge?icllschaft" 
verwandelt.  Herr  Godin  brachte  dabei  ein  Kapital  von  4  GOÖ  00<)  Fr. 
mit  Dieees  i«t  mittlerweile  auf  6000000  Fr.  erh$ht  Hiervon  befanden 


^)  Die  Nachrichteu  iia  ArbeitertVeuud  beruhen  auf  daselbst  zitirten 
Schriften  des  Herrn  Oodin. 
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eieb  188S  1900000  Fr.  in  den  Hftnden  der  Angestellten  und  Arbeiter  des 
Ifonscs. 

Am  Geschäi'tsgcvriun  können  nur  dLejenigen  Arbeiter  tbeilnebmeu, 
velcbe  G^hKftsantheile  besitzen. 

Qewümbedwiligung  wurde  im  Jahre  1877  eingeführt.  Vom  Rein- 
gewinn werden  zunächst  Prozent  des  Werthes  der  Materialien  und 
ö  Prozent  cietj  Werthcs  der  Immobilien,  sodann  5  Prozent  Zinsen  des  Kapitals, 
femer  gewisse  Summen  für  Erziebungs-  und  Unterrichtazwecke  nna  end- 
lich ein  Beitrag  fnr  eine  Arbeiterpensionskasse  in  der  Höhe  von  2  Pro- 
zent der  im  Laufe  des  Jabres  ausbezahlten  Lübue  und  Crehälter  abgezogen. 
Der  Rest  vertheilt  eidi  in  folgender  Weise:  25  Prozent  ttiessen  in  den 
Res^Tvefnnds,  2")  weitere  Prozent  fallen  der  Ldton^  zu')  und  50  Prozent 
werden  theils  als  Dividende  für  <\nii  Kapital,  thnh  als  Romis  für 
antbeilsberechtii^ten  Arbeiter  Verwender.  Die  Höhe  der  Dividende  und 
des  Bonus  bestimmt  eich  nach  dem  Verhältniss  der  Kapitalanneen  zu  der 
an  die  Angestelltf  n  und  Arbeiter  als  Gehälter  oder  Löhne  ausbezahlten 
Stamme.  Im  Jahre  löäO  betrugen  z.  B.  die  Kapitalzinsen  230000  Fr.  und 
die  Arbeitslöhne  1888000  Fr.  Der  Bonns  yon  1880  war  daher  etwa 
acht  Mal  grösser  als  die  SupenJivMende. 

Die  antheilsberechtifTteii  Arfjeitor  beziehen  demnach  oino  Dividemle 
nach  Maassgabe  ihrer  Kapitaleiulage  uud  einen  Bonus  uacli  Maass^abe 
ihres  Arbeitslohnes.  Die  (^ewinnantheile  der  Arbeiter  werden  nicht  baar 
ausgezahlt,  sondern  kapitalisirt  und  zum  Ankanf  von  GeflcbüflsanÜieileQ 
verwendet. 

Herr  GocBn  beabsichtigt  nSmlicb,  die  Fabrik  ganz  in  die  HSnde 
seiner  Arbeiter  übergehen  zu  lassen  und  sich  nur  die  Leitung  derselben 
vorzubebaUen  Um  aber  die  Fabrik  auch  dauernd  in  den  Händen  der 
jeweiligen  Arbeiterschaft  zu  erhalten,  ist  folgende  Bestimmung  getroffen. 
Tsachdem  €k>din  sein  Kapital  vollständig  zurückbezahlt  erhalten  hat.  solion 
die  ältesten  Atitheilsclieine,  welche  selhstvcrstäiidlirli  in  de«  Händen  der 
ältesten  Arbeiter  oder  ihrer  Rechtsnachfolger  sich  bcHaden,  eingelöst  uud 
dafUr  neue  anm  Erwerb  für  die  jüngeren  Arbeiter  ausgegeben  werden.  Anf 
diese  Weise  soll  der  Besitz  der  Fabrik  von  Generation  zu  Generation  der 
Arbeiter  übergehen  und  diese  dauernd  eine  Produktivgenossenschaft  bilden. 

Der  Reservefonds  de^  Gescbäfta  beträgt  460  OlH)  Fr.  Die  Arbeiter- 
pensionskasse beätzt  ein  Kapital  von  670000  Fr.  und  geniezst  einen 
jährlichen  Zin=?  e/ug  von  5  Prozent 

Die  antheiisberechtigten  Arbeiter  zerfallen  in  drei  Gruppen:  associea, 
sod^tures  und  participants.  Die  amoei^  mtfssen  vor  altem  mindestens 
25  Jahre  alt  sein  und  .">  Jahre  in  der  Fabrik  gearbeitet  haben.  Die  socie- 
taires  und  participants  müssen  im  Alter  von  weniprstens  21  Jahren  stehen 
und  erstere  u,  letztere  1  Jahr  der  Fabrik  angehört  haben.  Sudanii  müssen, 
wie  sebon  oben  bemerkt,  all  diese  Arbeiter  Geschäftsantheile  besitzen^ 
und  zwar  die  a8SOci<5s  solche  von  muidf  ?t  ris  ",00  Fr.  An=^?enipm  ist  für 
die  associes  und  soci^taires  uoch  besonders  VV  obuunc  im  S4»g.  tamilistcre^) 
oder  palaiz  social,  einem  Biesengebäude,  das  1200  Personen  (Direktor, 
Beamten,  Arbeiter)  beherbergt  und  neuerdlng.s  noch  eine  Erweiterung 
durch  einen  Anbau  erfahren  iiat,  erfordert.  l)ie  associes  ergänzen  sich 
reibst  durch  ivooptation,  iSozietäre  und  Fartizipauten  werden  durch  den 
Dbe^tor  (Oodin)  und  den  Yerwaltangsrath  ernannt   Auz  der  Mitte  der 


1)  Diese  25  Prozent  vertheüen  sich  so,  dass  der  Direktor  (Gtodin)  12, 

der  Verwaltnngsrath  9.  der  Aufsiehtsrath  2  Prozent  erhtllt  und  2  Prozent 
dem  Aufsichtaratbe  zur  Belohnung  für  auwergewöbnlicbe  DiensÜeiBtuugen 
zur  VerfUgunc  gestellt  werden.  .  -  . 

^  ^  Das  Amilisterium  wurde  1859  gebaut  und  1860  bezogen.  Es  ist 
ffewissermaassen  die  Verwirkliehunf?  der  Fourierseben  Tndn.Rtriekasemc, 
des  Piialansterium.  Ein  Pendant  dazu  bildet  das  für  die  Ikamten  der 
Finna  Aiistide  Boucicaut  Vre  (An  bon  Han^£)  errichtete  Wohngebande. 

6* 
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UBOcife  soll  nach  Godins  Tode  der  neue  Direktor  gewählt  werden. 
Die  associ^s  nehmen  im  Verhiiltniss  mit  dem  doppolten,  die  Sozietäre 
mit  dem  anderthalbfachen,  die  Partizipanteu  mit  dem  einlacben  Betrage 
ihres  Lohnes  am  Gesammtbonvis  Theil. 

Assoei^  gab  es  1883  68,  Sozietäre  05  und  Partizipanten  573.  Im 

ganzen  betrag  also  die  Zahl  der  Antheilsberechtigten  unter  den  Ar- 
eitern  73t). 

Die  ttbrigen  Arbeiter,  welehe  nieht  am  Gewinne  theünebmen,  heissen 

amiliaires. 

Eine  fünfte  Gruppe  von  zu  der  Fabrik  in  JBeziehung  stehenden  Per- 
sonen sind  die  sog.  inMress^  Das  Nnd  Leute,  welche  dnreb  Edbadiafl^ 
Kauf  u.  8.  w.  Geschäftsantheile  erlangt  haben,  sonst  aber  in  keiner  Ver- 

bindunpr  mit  der  Fabrik  Ptehen. 

Die  Arbeit  wird  uiuist  im  Stück  verrichtet.  Die  Lolmtarife  werden 
in  der  Regel  unter  Mitwirkung  der  Arbeiter  aufgestellt 

Die  Kesultate  der  Gowinnbetheiligung  waren  folgende : 
In  den  Jahren  iBiT— 1&79  wurden  den  Arbeitern  172  266  Fr.  als 
Gewinnantfaeile  baar  sngewiesen.  Von  Anftng  1880  bis  Ende  188S  wurden 
zum  Ankauf  von  GescTiäft.santliellen  für  die  Arbeiter  Gowinnquoten  im 
iietrage  von  1969  0Ü0  Fr.  M  verwendet.  Ausserdem  tielen  den  berech- 
tigten Arbeitern  während  die^icr  vier  Jahre  IböOOO  Vv,  als  Zinsen  und 
Dividende  für  ihre  Geschiiftsantheile  zu.  üebcr  die  Zahl,  die  Geaammt- 
rnul  rlir  thirchschnittliche  Höhe  der  Geschäftsantheile  der  Arbeiter  naeh 
dem  Stande  vom  3u.  Juni  1883  giebt  folgende  Tabelle  Aufischluss. 


Antbeile  im  Betrage 

von 

1       Zrilil  dnr 

Aiithi'ili- 

Oo<^nTT!intwr>rth 

(1-r  AiitliLMlr- 

Durchschnitts- 
werth eines 

100  Fr.  und  weniger 
101—    500  IV. 
501—  1000  „ 
XOOl—  5  000  „ 
5001—10000  „ 
10  001—15  000  „ 
25001-50000  „ 
ttber  50000  „ 

133 

188 

167  1 
318  ' 

1  , 

1 

10426  Fr. 

52  H4t»  „ 
132  Ü62  „ 
706  010  „ 

83  681  „ 

22231 
131941  „ 
829  508')„ 

78  Fr. 
281  , 
794  , 
2220  „ 
6969  „ 
11115  „ 
32  985  „ 

1 

Dabei  bezog  Herr  Godin  im  Jahre  1H83  ein  Einkommen  von 
259339  Fr.  und  zwar  l'l  '^l  Fr.  als  SprOTientipe  Zinsen  eeities  Kaj)ital3 
von  3  090  420  .Fr.,  lOOOU  Fr.  an  Gehalt  ab  Direktor,  4  785  Fr.  Dividende 
fOr  seine  Arbeit  als  assoei^,  24646  IV.  Snpeidiyidende  für  sein  Kapital 

und  60  387  Fr.  Dividende  als  Direktor. 

Für  das  Ge.-^clmft  hat  diti  (iewinubetheiligun/j^  nehst  Kapitalbethci- 
ligunjg  eine  wesentliche  Verbesscnnif^  der  Aroeitsleitstungen  z\ix  Folge 
irehabt.  Herr  (lodin  rühmt  in.'^besonderc,  dass  die  Arbeiter  eifrig  auf  £e 
Verbf  «'^«■rnnp  d»'r  l*roduktion  bedacht  seien.  Sie  lehren  «?ieh  darauf,  die 
IJrsMcbeu  der  Verluste  und  des  Alisarathens  von  Produkten  herauszufinden 
imd  anzuzeigen.  Bie  sind  bemüht,  neue,  die  Pividuktion  verbessernde 
Mittel  zu  ersinnen.    Die  Finna  ist  dalier  öfters  genöthigt,  Erfindungs- 

?iatente  zu  nehmen.  Gegenwärtig  arbeitet  sie  mit  IbÜ  meist  von  Herrn 
jrodin  selbst  penonnnenen  Patenten. 

»Souacb  ergiebt  sich:  Es  handelt  sich  hier  um  eiue  Fabrik 
gröSBten  Stiis,  in  welcher  Gegenstände  des  täglichen  Bedarf« 


^)  Hierin  sind  mit  einb^riffen  die  Antheile  des  Keservefonds  und 
der  Pensionskasse. 
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Ii6rge8tellt  werden.  Daher  eine  regelmtaige  Nachfrage ;  keine 

oder  höchstens  geringe  Schwankoiigeti  im  Absatz.  Die  Ar- 
beiter durch  Grösse  ilirea  P^leisses  und  ihrer  Soi]?falt  von 
Eintiuss  auf  den  Erfolg  des  T.^nternehni<*ns.  Zum  Fleiss  an- 
gespornt durch  Stückln  Ii  iiiuig,  zur  riöthigen  Sorgfalt  bei  der 
Arbeit  durch  Gewinn betheiligung.  Die  Art  und  Weise  der 
Durchtuhrung  dieses  lieiziuittels  muss  dasselbe  im  Löcbsteu 
Orade  wirkeam  machen.  Es  handelt  sich  nftmlich  um  nichts 
seriijgeres  als  um  die  Verwandlang  der  Fabrik  in  eine  Pro- 
dnktivpenOBsenflchafty  um  einen  Versuch,  mitteis  der  Gewinn* 
betheihgung  das  gesammte  Eigenthum  der  Fabrik  in  den 
Besitz  der  Arbeiter  hinüberzufuhren.  Folge  grösstmöglicher 
Sporn  Tiir  die  Arbeiter,  ihr  Bestes  zu  leisten.  Resultat  sehr 
Ixdeutend:  Fürsorge  filr  Venncidiniri:  von  Verlusten  und 
Verbesserung  der  Produktion  seitens  des  einzelnen  Arbeiters. 

2.   Billon  &  Isaac,  Fabrik  fUr  Spieldosenbestandtheile  in  Gknf, 
Aktiengesellschaft. 

(Böhmert  Nr.  6;  Arbeiterfrennd  1882  8.  138').) 

Das  Haus  KxUou  &  l^aac  verfertigt  R^  staiidtheile  von  Spieldosen, 
Ualbtabrikate.  Seine  Abnehmer  sind  Fabrikanten  von  Mu^kstuckenj 
welche  die  rm  Billon  A  Isaac  sefertigteD  Dosen  mit  mehr  oder  weniger 
vollkommen  aupgestatteton  Spleiwerken  vorsohen  und  für  diese  iHe  Aus- 
wahl der  Tonstücke  trorten.  Die  Fabrikation  von  Billon  «Je  Isaac  er<<treckt 
sich  beöouders  demnach  auf  die  Walzen  und  Käderwerkc  zu  den  S])ieldo8en, 
die  Klaviere,  welche  den  Ton  hervorbringen  und  die  Treibfedem.  Ausser« 
dem  werden  in  einer  zur  Fabrik  ;,'ehöngen  Werkstatt  filr  mochanisi  he 
Uschlerei  Di^en  oder  Büchsen  aus  hartem  Holz  herffestelit,  welche  zur 
BekleidQng  der  sog.  Bianca  ftnonveinents  oder  ^benenes)  d.  k  der  Wulm 
flSlQint  dem  Räderwerke  dienen. 

Fast  die  <;anze  Fabrikation  beruht  auf  mechanischen  Prozessen;  die 
eigentliche  Handarbeit  ist  beschränkt.  Immerhin  sind  aber  die  sämmt- 
Weh  en  von  der  Fabrik  Besi  häftigten  oualifizirte  Arbeiter.  Die  gelernten 
Arbeiter,  welche  eine  formliche  Lehrzeit  durchj^^emaelit  haben,  sind 
Mechaniker,  Schmiedet  Öcblosscr,  Tischler,  Uhrmacher.  Auch  die  uu- 
^lernten  Arbeiter,  die  tn  leichteren  Thfitigkeiten  verwendet  werden, 
jSSSen  sich  nicht  als  einfache  TLni  i.irbciter  D»  zru  linen. 

Die  Arbeiter  sind  theilweise  iin  Stücklohn  angestellt. .  Letzterer  ist 
vielfach  mit  Produktionsprfimien  nach  Gewicht  der  abgelieferten  Arbeit 
.eder  nach  Zahl  der  abgelieferten  StUcke  verbunden. 

Die  Zahl  cler  Arbeiter  beträgt  normaler  Weise  etwa  100. 

Der  Arbeitäluhu  repräsentirt  ein  Drittel  des  Preises  der  Produkte 
und  swei  Drittel  des  Gfefleh&Aakapitals,  welches  232300  Fr.  betraf. 

In  die^rr  Fabrik  wurde  mit  dem  1.  Juli  1871  GewinnbethaligOllg 
der  Arbeiter  in  folgender  Weise  durchgeführt: 

Der  jährliche  Reinertrag  des  Geschäfts,  welcher  nach  Abzug  der 
Kapitalzinsen  und  eines  Beitrages  für  den  Reeervefonds  und  für  die 
Amortisation  der  Gebäude,  der  Werkzeuge  und  de^  Kapital."  verV)leil)t. 
wird  in  zwei  gleiche  Hälften  zerlegt  Die  eine  Hälfte  eroält  das  Kapital 
und  die  Leitung,  und  zwar  25  Prozent  die  Akflonftre  and  25  Prozent  die 
Adnüniitntorea  (diei  an  der  Zahl  nebet  dnem  üigenieorX  weiche  anaaer' 


DwKeiie,  das  die  DareteOantf  im  Arheiteifreand  bringt,  bembt 
«nf  dlieltten  Hittbdlungen  dea  Herrn  oiUod. 
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dem  ein  festes  Jahresgehalt  beziehen.    Die  andere  Hälfte  des  Rein- 

fewinns,  also  50  F^roeokt,  wird  unter  die  übrigen  AngesteUteu  imd  Ar- 
eiter  nach  VcrhttltniBB  des  Ton  llinen  im  Jahre  beasoganen  Gehalts  oder 

Lohnen  vertbcilt. 

I'in  Antht'il  am  Geschäft  zu  erhalten,  ist  nüthip,  da^s  die  Arbeiter 
und  licamten  ausschliesslich  für  Bechnun^^  i  r  Firma  gearbeitet  haben 
und  mindestens  drei  auf  einander  fo1<:;:ende  Monate  des  Kechnung^alires- 
in  den  Werkstätten  derselben  beschäftigt  waren. 

Der  auf  die  betheiligten  AngeetelTten  und  Arbeiter  entftdleode  Ge- 
winnantlieil  wird  jedoch  nur  zur  ilälfto  baar  au^ixe/.aldt.  zur  andern  Hälfte 
als  obligatorische  Einlage  fiir  das  Geschäft  /.uriiekbehalten  und  in  eine 
Geschattsaktie  ven\'andelt,  üoijald  er  den  iJetrag  vun  je  100  Fr.  erreicht. 

Diejenigen  Arbeiter,  welche  Aktien  besitzen,  können  durch  Dele- 
eirte  bei  der  .Jahresversammlung  der  Aktionftre  eine  Kontroie  Uber  die 
XtechnungsfUhrung  ausüben. 

Die  Aktien,  welche  die  Arbeiter  erwerben,  sind  luehtfrei  verautterlieh. 
Beim  Tode  oder  Fortgang  eines  Arbeiters  oder  Angestellten  müssen  die 
Aktien,  welche  derselbe  erworben  hatte,  an  das  Geschäft  zurück  verkauft 
werden.  Ein  Angestellter  oder  Arbeiter,  welcher  den  Dienst  des  Hauses 
verlisst,  verliert  seine  Ans))rtichc  auf  den  Gewinnantheil  für  die  drei 
lety.ten  .Monate  zu  Gunsten  seiner  Mitarl>eitcr.  Von  dieser  Kinbusse  sind 
diejenigen  ausgenommen  ^  welche  im  Dienste  des  Hauses  versterben  oder 
ohne  ihre  Schuld  wegen  Verminderung  des  PerBonals  oder  wegen  scblecbten 
Gest  h^iftsganges  entlassen  werden.  ^^  er  aber  ohne  eine  wenigstens  14  Tage 
vorausgehende  Kündigung  die  Fabrik  verlässt,  geht  des  Kechts  an  der 
Gewinnbetheiligung  im  laufenden  Jahre  verlustig. 

Die  (ökonomischen  Vortheile,  welche  die  Arbeiter  und  Angestellten 
de^  Hauses  aus  der  Gewinnbetheiiigung  zogen,  sind  ans  folgendem  Tabelle 
ersichthch: 


Durch- 
schuitts- 
untheil  jedes 
Arbeiters 


rr-'l  täglicher 
antheil  m!  p^^^^^ 

T«     1  schnittslobu 
Lohnes  •^•) 


1871-721 

108 

21 154 

Pr.  45  C. 

201  Pr.  75  C. 

18V»  »/o 

4  fV.  42  C. 

1872-73; 

109 

38  877 

r 

55  „ 

347  „ 

40  „ 

28Va 

4  „  78 

n 

1«78— 74| 

92 

2f>  Oo4 

4^  ■, 

276  „ 

15  ., 

20  V  s 

5  „  05 

1874-75' 

102 

82  401 

!7 

65  - 

3U8  - 

S  " 

23Vä 

4  „  91 

n 

1875 — Ttj 

140 

27  943 

>» 

90  , 

80  „ 

17 

4  „  98 

n 

1876—77 

98 

4  588 

n 

56  „ 

4 

4 ;  ^ 

» 

1877-78, 

» 

iü 

n 

n 

V 

4  „  72 

n 

1878-79' 

1  89 

9959 

» 

167  „ 

85  „ 

8 

n 

4  „  64 

n 

1879—8(1 

12  258 

1» 

137  „ 

75  ., 

10 

n 

4  „  70 

» 

1880-81 

1 

J 

1  lüi 

21432 

1t 

n 

212  , 

1»  n 

15 

ff 

4  „  88 

» 

Im  ganzen  flössen  dem  Personal  des  Hauses  194  259  Fr.  40  C.  zu. 
Die  Wirkungen  der  Gewinnbetheiligung  fUr  das  Geschäft  waren 
sehr  erfreulich.    Insbesondere  lassen  sich  als  solche  hervorbeben : 

1.  Erhöhung  des  Arbeitseifers  des  Personals.  Die  Arbeiter  seigteih 
„grössere  FrendigT.f^it  und  Lust  beim  Sr  haffen". 

2.  Ersparuiss  an  Zeit,  Stoff  und  Werkzeugen. 


>)  Bnisisdi-türkiBeher  Kri^:  8.  Taylor  3.  84. 
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3.  Qegenfldtige  Kontrole  der  Arbeiter  über  ihre  Thätigkeit;  gute 
Dieziplin.  Dadnreb  ist  „den  Untemehmern  viel  Sorge  der  Vwerwwtamg 

und  Aerger  üIm  r  dn?  Verhalten  der  Arbeiter  ori*|>arf  ^'eblieben". 

4.  Die  Jb'abrik  blieb  von  Arbeitseinstelluneen  versobont  und  Ar- 
beitsetreitigkeiten  hörtos  auf.  Arbeitgeber  und  Arbeiter  stehen  nunmehr 
auf  gutem  Fuese. 

Bemerkenswerth  igt  schliesslich  folgender  Passus  aus  einem  Briefe, 
den  die  deutschen  Arbeiter  der  Fabrik  im  Jahre  1877  an  Greh.  Rath 
Böhmert  richteten.  Es  wird  daselbst  hervorgehoben,  dass  die  gldchen 
Kesultate  sich  nicht  durch  Stücklohn  oder  eine  andere  I.öhminfi^fonn 
erzielen  Hessen,  und  es  heisst  s^idann  wörtHch:  ..Hei  Stücklohn  sucht  der 
Arbeiter  so  schnell  als  eben  möglich  anzufertigen,  um  recht  viel  zu  ver- 
dieneD|  nnd  bedürfte  es  einer  sehr  scharfen  Kontrole  seitens  der  Meister, 
dass  nicht  schlechte  Arbeit  geliefert  und  somit  das  Geschäft  in  Misskredit 
gebracht  würde.  Bei  der  hier  eingeführten  Methode  jedoch  liegt  es  im 
uteressc  jedes  Ejnselnen,  die  Arbeit  immer  mehr  sn  ▼«rvoükonunnen,  um 
dem  Hause  immer  mehr  BestelluiiLron  dadurch  zu  ^eii'inneTi,  und  aus 
diesem  Grund  wird  der  Arbeiter  bemüht  sein,  die  Uiliswerkzeuge  zu  vex^ 
Tollkommnen,  um  Zeit  zu  ersparen  und  die  Arbeit  besser  machen  zu  können,'' 

FaBsen  wir  zusammen:  Herstellung  von  feinen  Arb«iten^ 
die  mehr  oder  weniger  kleine  Kunstwerke  sind.  Hierbei  mehr 
oder  minder  qualifizirte  Arbeiter  besch&ftigt.  Der  Arbeitslohn 
gleich  einem  Jjrittel  des  Preises  der  Produkte  und  gleich  zwei 
Drittel  des  Geschäftskapitals.  Demzufolge  ziemlich  grosse 
BwleiitHnir  der  Arbeit  Theils  Stücklohn,  theils  Zeitlohn  in 
Verbindung  mit  Quantumspraniien,  Dadurch  also  scharter 
Antrieb,  möglichst  viel  zu  ]nüduziren.  Individuelle  Gewinn- 
betheiligung. Betrag  des  Jiunuö,  abgesehen  von  den  schlechten 
Konjunkturen  weniger  Jahre,  gross.  Der  jährliche  Bonus  «ir 
Hftlne  sofort  ausgezahlt,  die  andere  Hälm  erst  iUllig,  wenn 
der  Arbeiter  die  Fabrik  verlftsst,  allein  in  der  Zwischenzeit 
nicht  etwa  in  einer  Sparkasse  oder  dergl.,  sondern  im  Geschäfte 
selbst  auf  den  Namen  des  betreffenden  Arbeiters  angelegt. 
Al?n  auch  für  diesen  Theil  niciit  Abscbwäcliun^,  sondern  Ver- 
Kciiärt'ung  des  Anreize?,  den  die  (Tewinnbetheiligung  bietet. 
Entsprechend  diesem,  sowohl  was  Hohe  des  Bonus  als  auch 
Unmittelbarkeit  seiner  Wirkung  angeht,  lebhaften  Sporne  die 
Resultate:  die  Gewinnbetheiligung  führte  zu  besserer  Arbeit^ 
grösserer  Sparsamkeit  nnd  gegenseitiger  Ueberwaehong  der 
Arbeiter  y  also  zu  Verbesserung  und  Verbilligung  der  Pro- 
duktion; dabei  Fernhaltung  von  Arbeitsstreitigkeiten  und 
freundliches  Verhültniss  awisohen  Arbeitern  und  Leitung. 

3.  Ledaire,  jetzt  Redouly  &  Gie.,  Geschäft  für  Gebftndemalerei 
in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  10;  Enqurte  Bd.  TT  S.  r,r^~64.  494—521;  S.  Taylor, 
Profit-Sharing  betwceii  Capital  and  Labour  S.  1 — 25*);  Bulletin  de  ia 
participation  aux  bdn^fices  1882  S.  101—178,  1883  S.  136,  1885  S.  2—6.) 


')  S.  Taylor  lernte  die  Einrich taugen  des  Hauses  Leclaire  im  IVtth* 
jähr  1880  aus  eigener  Anschaaung  kemieD:  Profit>SbariDg  S.  2. 
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Das  Haus  L<eclaire  betreibt  das  Gewerbe  der  Gebäude-  und  Stuben- 
malerei  im  gröesten  MaMwImbe.  In  kleinem  Umfange  im  Jahre  1^6  von 

dem  inzwischen  (1872)  vnr^torbenen  Gebäudemaler  Leclaire  gegründet, 
ist  das  Geechüft  nach  und  nach  zu  einem  bedeutenden  Etablissement 
herangewachsen  nnd  ifthlt  jetzt  durchschnittlich  400  ständige  und  ausser- 
dem noch  zahlreiche  Hil&arbeiter. 

Die  Arbeit  wird  immer  ausser  dem  Enme  und  zwar  an  70 — 80  Ge- 
bäuden täglich  durch  Gruppen  von  8 — lü  Arbeitern  unter  Leitung  je  eines 
WerkfUhrera  vemcbtet  unter  den  Arbeitera  mnd  hauptsächlich  folgende 
Kategorien  vertreten:  Arbeiter  zum  letzen  und  Reiriz* n  der  ifjiuH.r 
und  mt  glatte  Malerei,  Austreicheri  Dekorateure  verschicdouer  Art,  Maier, 
welche  das  Genmse  nachahmen «  Buchstabenmaler ,  Vergolder,  Tapeten- 
aii£zit'lier,  Bohner,  Glaser. 

Die  Arbeiter  sind  fast  durchweg  im  Tagelohn  angestellt,  nur  die 
Tapezierer  und  Dekorateure  empfaii^eu  Stücklohn. 

Die  Arbeitslrihue  machen  70  Prozent  der  Cteschäftskosten  aus, 
während  auf  die  Farben.  ^'pr;itlio  mit!  der,rl.  gehen;  die  geriugfiigigen 
Werkzeuge,  welche  die  Arbeiter  brauchen,  halten  sie  aich  selbst M.  Alles 
ist  Handariieit;  nur  das  Parbereibra  wird  durch  dne  Dampfiaaaachine  besorgt. 

Das  Geschäft,  bis  1869  Herrn  Leclaire  allein  gehörig,  wunie  in 
diesem  Jahre  in  eine  Rnmmanditgept'll.'?*  liaft  verwandelt.  Dcis  Betrieb.s- 
kapital  beträgt  4oOO(tO  Fr.  Die  Hiilfte  davon,  also  20iiO<!<>  Fr.,  geliort 
einer  aus  den  Elitearbeitem  des  Hause*»  bestehenden  Hills-  und  Pensions- 
gesellschat't.  welche  die  K')mmnnditistiii  d-»?  Geschäfts  bildet.  Je  100000  Fr. 

f ehören  stalutengemäss  den  beiden  jeweiligen  Direktoren  des  Hauses,  jetzt 
en  Herren  Bedouly  und  Ifarquol  Die  Urektoren  werden  auf  Lebens- 
zeit von  den  Elitearbeitem  des  Geschäfts  gewählt.  Ist  der  neugewählte 
Direktor  bei  seinem  Geschäft  ^antritt  nicht  im  Besitze  eines  Vermögens 
von  100  000  Fr.,  so  ist  sein  aus^Hclieidcnder  Vorgänger  bezw.  de&sen  Fa- 
milie verpflichtet,  das  Kapital  von  100  00<^  IV.  nach  Bedarf  ganz  oder 
theihvei.'*e  im  Geschäft  /u  belassen,  bis  der  neue  Direktor  sicli  ein  Ka- 

Siital  bis  zu  dieser  Höhe  erworben  hat.  Die  Direktoren,  wenn  auch  von 
en  EUtearbeitem  erwMhlt,  besitaeen  die  nneingescbrftokte  Leitung  des 
Geschäftes. 

Die  Arbeiterelite  setzt  pich  zusammen  aus  den  tüchtigsten  und  besten 
Arbeitera  des  Hauses.  Lud  zwar  k'iuuen  Mitglieder  der  EUite  nur  die- 
ienigen  Arbeiter  werden,  welche  fUnf  Jahre  dem  Geschäft  treu  (gedient 
haben,  sich  durch  Tüchtigkeit  mid  sitllichen  Lebenswandel  an=7CH  hnen, 
im  Alter  von  2ü — 10  Jahren  stehen  und  —  nach  einer  neuerlichen  Be- 
stinunung  FnouBOeen  nnd.  Die  Aufnahme  erfolgt  auf  Beschluss  der 
bereit.s  zur  Elite  gehörigen  Arbeiter.  Vorauf  geht  dersell>en  eine  genaue 
Prüfung  der  Qualität  und  insbesondere  der  Moralitilt  der  Bewerber  seitens 
jener.  Die  alten  Mitglieder  teolleu  dabei  sehr  streng  verlährcu  und  mit 
'Neuaufnahmen  recht  sparsam  zu  Weriie  gehen ;  die  Mitglieder  der  Elite 
wählcTi  aus  ihrer  Mitte  cnim  An=«t  hn88.  Dieser  übt  eine  strenge  Kon- 
trole  über  die  Arbeiteräcbatt  des  Hauses  und  ist  befugt,  bei  unordent- 
lichem Lebenswandel  oder  ungehörigem  Verhalten  von  Arbeitan  die  Ent- 
lassung dei"selhen  mit  Verlust  aller  Kechte  zu  verlangen.  Die  Entlassung 
wird  sodann  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  der  EiitemitgUeder 
verfügt. 

Die  Zahl  der  Elitearbeiter  betrug  im  Jahre  1883  126. 

I>io  Hauptbedeutung  der  Elite  besteht  gegenwärtig  darin,  dass  nur 
Mitglieder  derselben  in  die  oben  erwähnte  gegenseitige  Hilfs-  und  Peu- 
siomgesellscbaft*)  Aufiaahme  finden  kOnnen.  iXeee  gewShrt  ihren  Mit- 

')  Economisle  tian^ais  11  juillet  li^b  S.  48. 

Präsident  dieser  Gesellschaft  ist  der  Staatsrath  Charles  Robert, 
bekannt  durch  seine  Schriften :  .,La  suppression  des  gr6ves  par  Tassociatkni 

aux  beiu'ficc.<",  ,.Le  partage  des  fniits  dii  travaiV'  und  ..Etüde  sur  la  parti- 
cipation  des  empioyes  et  ouvriers  dans  les  benefices"  1-573.  Vgl.  oben  S.  2. 
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gliedern  insbesondere  Unterstützung  m  Krankheitsfällen  und  zahlt  ihnen 
nach  Erreichung  des  50.  JLebensjanreH  hazw.  des  20.  DienstiaUres  eine 
jüliriiclie  Rente  von  1200  Fr.  bezv^.  ihren  Wittwen  eine  solche  von  600  FV. 
Ausserdem  halu n  ilie  Elitemitglicder  das  Recht ,  alljährlich  die  Werk- 
meister aus  einer  ihnen  von  den  beiden  Direktoren  vorgelegten  Liste  aus- 
»iwXhleii,  mid  wie  schon  erwSfaDt,  bei  eintretender  Vakanz  steht  ihnen 
die  Ernennung  der  Direktoren  des  Hauses  zu. 

Früher,  ois  zum  Jahre  1870,  genossen  die  Elitearbeiter  noch  den  be- 
sonderen Vorzug  vor  den  übrigen  Arbeitern,  das»  sie  allein  am  Gewinn 
des  GeachSfts  betheiligt  waxen.  1870  wurde  aber  die  von  Leclaire  1843 
eingefiihrte  und  seitdem  in  rerseliiedenf n  Formen  bestehende  Gewinn- 
betneiügung  aui'  sämmtUohe  Arbeiter  erstreckt  Dieselbe  hat  nunmehr 
lad  Grund  mdnerer  notarieller  Akte  folgeode  Oeetalt  «rhalteo : 

25  Prozent  des  Reingewinns  entfallen  auf  die  Direktoren»  25  auf  die 
frffrensoifitr''  Flllfsgese  II  Schaft  und  50  auf  die  sämmtliehen  innerhalb  des 
KechimngHjahrcs  vom  iiause  beschäftigten  Arbeiter  mit  Ausnahme  der 
Akkordarbeiter.  Der  Reingewinn  ergiebt  sich  nach  Abzug  aller  ünkosten 
einschliesslich  der  Grehälter  für  die  Direktoren  und  eiue^  KapitalziTises 
von  5  Prozent  Eventuell  werden  auch  Abzüge  von  lü  Prozent  tüs  den 
Beaervefonds  gemacht,  weldier  eich  gegenwärtig  aaf  100  ODO  Fr.  belänft  und, 
&11b  einmal  angegriffen,  bis  zu  diesem  Betrage  ergänzt  werden  muss. 

Jene  Sri  rro/.ent  werden  an  die  einzelnen  Arbeiter  nach  MaHs^^gabe 
ihrer  während  des  Jalires  verdienten  Löhne  vertheilt  Bei  der  äunimining 
des  in  dem  Kechmin^'sjahre  von  dem  Einzelnen  erworbenen  Lohnes  wira 
aber  nur  der  für  eine  Taeesarbeit  von  10  Stunder  fr'^'-ahlte  Lohn  anc-p 
rechnet,  Ueberstuuden  und  Nachtarbeit  werden  dabei  nicht  in  Ansclilag 
gebneht 

Die  Elitearbeiter  geniessen  ausser  dem  Bonus  noch  die  oben  er- 
w-ähnten  Vortheile  der  Hilfs-  und  Pensionsgesellschaft,  welche  durch  die 
Kapitalzinsen  von  5  Prozent  und  durch  die  weitere  Dividende  (25  Pro- 
atent  des  Reingewinns)  geschaffen      l  Ucu. 

7>ic  Tlilfs-  und  Pen.^ions|:^rseli.^ -haft  kontroUrt  die  ordniingimitaBige 
Kechnuugsiührung  durch  Delegirte. 

Die  H^Hie  der  LShne,  der  Betrag  der  Gewumanäieile  und  d«a  Yer- 
hältiiiss  des  Bonus  /.u  den  Löhnen  während  der  Jahre  1870—^  wild 
durch  folgende  Tabelle*)  venuwchaalicht: 


Gesainmtsuinine 

Bonos 

Verhältniss 

des 

Bonus  im 

der  Lohne 

j  Vergleich  zu  den  Löhnen 

1S70 

406414  Fr. 

61  625  Fr. 

etwa 

14 

1871 

.5oG49.i  „ 

67  500 

n 

12 

» 

1872 

69^42^  „ 

88  250 

j? 

12 

n 

1878 

508167  „ 

64500 

n 

n 

12Vs 

»  n 

1874 

600293  „ 

79  000 

n 

tt 

18 

9 

1R75 

696  569  „ 

100  000 

j> 

n 

14 

n 

1876 

689  575  „ 

112  500 

n 

V 

16 

n 

1877 

645  500  „ 

105  000 

n 

n 

18 

n 

1878 

713  6.50  „ 

im  000 

n 

» 

18 

» 

1879 

»77  875  „ 

160  000 

n 

n 

18 

n 

1880 

»72  425  „ 

190000 

n 

it 

19 

n 

1881 

lor^SßOO  , 

215  000 

n 

r> 

20 

« 

1882 

1069  975  » 

240750 

n 

m 

22 

' )  Die  Zahlen  bis  1876  inkL  nach  Böhmert  Bd.  1  S.  829»  die  enfiteien 
nach  S.  Taylor  S.  15. 
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Die  Resultate,  welche  das  Geschäft  aus  der  Gewinnbetheiligtin^ 
seiner  Arbeiter  wie  aus  der  Assoziation  eines  Theils  derselben  zog,  sind 
in  der  Hauptsache  folgende: 

1.  Der  Besuch  der  Werkstätten  winde  viel  regelmässiger.  Früher 
machten  40  Prozent  der  Arbeiter  blauen  Montag.  Seit  den  60er  Jahren 
indem  TermiDridecte  rieh  diese  Zahl  beträchtlich  und  seit  10  Jahren  feiert 
nicht  mehr  1  Prozent.  Seit  über  '»  Jahren  haben  tlie  Direktoren  nie 
Grund  gehabt,  in  dieser  Beziehung  unzufrieden  zu  sein. 

2.  Der  Fleise  und  die  Auftnerlcsamkeit  der  Arbeiter  wnrde  anse- 
epomt.  Sie  schaflften  schnell  und  sorgfältig,  möglichst  viel  und  ni<;<;liehst 
gut.  Ihr  Eifer  wird  dadurch  noch  erhöht,  nnps  eine  Kontrole  ilirer  l'hatig- 
keit  leicht  i^t.  Sowie  nämlich  eine  Arbeit  ausgetuliit  ist,  komuit  der 
Vermesser  des  Haus^,  nimmt  eine  Ausmeaeunir  der  Arbeiten  vor  und 
stellt  tlie  Rechnnng  auf.  Auf  diese  Weise  ergiei)t  sich  sofort  der  in  der 
betretl'enden  ambulaaten  Werkstatt  erzielte  Gewinn  und  das  feuert  die 
Arbeiter  besondeis  an.  —  in  Zeiten,  in  denen  die  Arbeiten  sieh  stark 
häufen,  lassen  die  Arbeiter  sich  auch  ohne  Murren  eine  Verlängerung  der 
Arbeitszeit  gefallen.  Bei  der  pariser  Weltausstellung  von  187«  z.  B. 
waren  Arbeiten  im  Rückstände  und  es  ^It,  dieselben  möglichst  rasch 
asu  erledigen.  Dnmnis  haben  nun  die  Arbeiter  6  Woch^m  lang  14  Stunden 
täglich  und  2  Nächte  -v^  ochcntlirli  ;3e;trbeitet .  ohne  auch  nur  ein  Wort 
darüber  zu  verlieren.  Erst  nach  Beendigung  der  Arbeiten  lii(»8  es:  „Daa 
ist  auch  ^anz  gut,  wir  fangen  gerade  an,  davon  genug  zu  hahen.''  —  Dabei 
wurden  ihnen  keine  besonderen  Gratifikationen  zu  Theil;  tte  erhielten 
nur  fUr  die  Ueberstunden  die  gewöhnliche  Verpntnng. 

3.  Die  Arbeiter  üben  gegenseitig  eine  scharfe  Koutrole  über  ihre 
Thätigkeit  aus.  Im  Berichte  des  IKiektors  Itf arquot  vor  der  franzIMsefaen 
Kommission  he^^Ht  es  n.  a. :  ,,Wenn ,  wie  es  manchmal  vorkommt,  ein 
schwarzes  Schaf  sich  in  unsere  Heerde  verirrt,  so  bleibt  es  nie  länger 
als  48  Stunden  darin,  es  wird  sofort  angezeigt."  Wenn  ein  MTefkfiShrer 
seine  Pflicht  vernachlässigt,  so  wird  die  Direktion  sofnrt  davon  brieflich 
in  Kenntnifs  p^cfjotzt.    Jede  Unregelm}lHSi<:;keit.  ancli  die  kleinste,  wird 

femeldet').  —  Diese  gegenseitige  Ueberwaehnng  und  diese  tltnmüthigkeit 
er  Arbeiter  ist  hier  von  besonderem  Interest^e  darum,  weil  Arbeiter  dee 
TTanscs  unter  Führung  eines  einfael  ii  Werkmeisters  öfters  weit  fort  von 
Paris  in  die  Provinzen  wie  ins  Ausland  auf  Schlösser  geschickt  werden, 
wo  sie  ISngere  Zeit  Arbdten  ausanftthren  haben. 

4.  Arbeitsstreitigkeiten.  Ausstände  wurden  vermieden.  Bei  Eröfi- 
nung  der  Weltausstellung  von  1878  haben  die  Arbeiter  im  Malergewerbe 
zu  Paris  fast  sämmtlich  die  Arbeit  einge.<?tellt  und  eine  Lohnerhöhung 
gefordert,  welche  man  ihnen  auch  hat  liewillim-ii  müssen.  Bei  Lecljüre 
hat  keine  Lohn.stei^ening  stattgefunden.  Vieini!  lu  haben  die  Arbeiter 
gerade  in  jener  Zeit,  wie  erzählt,  durch  einen  besonderen  Aufwand 
von  Arbdtsenerffie  ihre  Willffthrigkeit  an  den  Tag  gelegt 

o.  Die  Aroeiter  wissen,  dass  sie  durch  ihr  Benehmen  und  ihre  Höf- 
lichkeit ein  Haus  zu  vertreten  haben,  mit  dessen  Gedeihen  ihr  Interesse 
stark  verknüpft  ist.  Ii»  wurden  daher  der  Firma  hiiuliger  Zufriedenheits- 
erklärungen  der  Kunden  nicht  nur  wegen  der  tretiiicheu  Ausführung  der 
Arbeiten,  sondern  auch  wegen  des  guten  Verhaltens  der  Arbeiter  zu  TheiL 

Kurz  zuBammengefasst :  Gewerbebetiieb  im  Baufach  in 
einer  Weltstadt,  in  der  eine  stetiere  n^rosse  Nachfrage;  relativ 
geringer  Einfluss  sowohl  allgemeiner  Konjunkturen  als  auch 
besonders  geschickter  Leitung*,  ferner  gering-es  Oeschäftskapital ; 
dagegen  gi^osse  Wichtigkeit  der  Arbeit  aiä  l'ruduktionselemeDt^ 
sowohl  was  den  Anthäl  der  Arbeitilöhne  an  den  Geschäfts- 


1)  Vgl.  noch  £nqugte  Bd.  U  a  58. 
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tmkoBten  angeht  —  die  Arbeitslöhne  betragen  70  Prozent  der 
letzterMi  — ,  als  auch  mit  Kücksicht  auf  die  besondere  Be- 
deutung der  Qualität  der  Arbeit  für  den  Erfolg  des  Ganzen. 
Der  Geschältsgewinn  demgemäss  wesentlich  von  der  Güte  und 
Schnelligkeit  der  Arbeit  bedingt.  Sehr  hohe  Gewinnbetheili- 
gung der  Arbeiter.  Resultat:  grössere  Arbeitsenergie,  regel- 
mässiger Besuch  der  Weikätatteu,  gegenseitige  Koutrole  der 
Arbeiter  unter  einander,  Vermeidang  von  Arbeitestreitigkeiten, 
gutes  Verhalten  der  Arbeiter  gegenüber  der  Kundschfut 

4.  Henry  Briggs  8on  <fe  Co.,  Kohlenbergwerke  in  Whitwood 
und  Methley  bei  Normanton  in  Yorkshire. 

Dieser  Versuch  der  Betheiligung  am  Reingewinn  hat  be- 
reits oben  im  ersten  Theile  (S.  15  o.)  eine  Angehende  Dar- 
stellung erfahren.  £&  handelt  sich  hier  nur  darum ,  das  zu- 
sammenanfassen, was  sich  aus  der  obigen  Darlegung  für  die 
Frage  nach  der  praktischen  Anwendbaäeit  der  Qewinnbethei- 
ligung  erjjicbt. 

Der  Kohlenbergbau  ist  häutiger  Schwankungen  im  A])satz 
und  in  den  Preisen  ausgesetzt,  welche  durch  allgemeine  Kon- 
junkturen veranlagst  werden.  Indess  da  die  Aufgaben  für 
Arbeitslöhne  allein  70  rrozent  der  Geschäftsunkosten  betragen 
und  weitere  15  Prozent  der  letzteren  auf  Materialien  kommen^ 
zu  deren  Erspamiss  die  Arbeiter  in  hohem  Maasse  beitragen 
können,  sind  diese  von  ganz  hervorragendem  £influs8  auf  den 
Gleschäftsgewinn.  Die  Höhe  desselben  hängt  wesentlich  yon 
dem  Fleissc  der  Arbeiter,  von  ihrer  Sorgfalt  in  J^»ehandlung 
des  Matrri:^ils  und  von  der  Qualität  der  Arbeit  ab.  Ist  es  doch 
Herrn  Briggs  gelungen,  durch  Steigerung  der  letzteren  (Aus- 
bringen grosser  Kohlenstücke  statt  kleiner)  bei  sinkender 
Konjunktur  sogar  den  Nachtheilen  dieser  theilweise  zu  be- 
gegnen. Bei  Wiederbeginn  des  Steigens  der  Nachfrage  ist  es 
Sir  das  Geschäft  von  nicht  zu  unterschätzendem  Werth,  die 
ndthige  tüchtige  Arbeiterzahl  willig  zur  Verfiigung  zu  haben. 

Nachdem  die  Arbeiter  durch  wiederholte  Arbeitsein- 
stellungen theils  in  Folge  von  LoIiMstrt  iti<j;kf'itfn,  theils  ans 
Anlass  gedachter  Versuclie,  die  ^^^ualitut  iluer  Arbeit  zu  stei- 
gern, sowie  durch  Materialvergeudung  der  Firma  grossen 
Schaden  zugefügt  hatten,  iulirte  diese  die  ücwiimbetheiligung 
ein.  Die  Gewinnantheile  waren  im  Verhältniss  zum  Lohn  der 
einzelnen  Arbeiter  bemessen  und  wurden  sofort  ausgezahlt:  die 
Beträge,  die  auf  die  Einzelnen  kamen,  waren  nicht  unerheblich. 
Auch  konnten  die  Arbeiter  Geschäftsantheile  erwerben,  was 
indess  verhältnissmässig  nur  Wenige  thaten.  Der  £rfolg  war 
glnnzend.  Steigerung  der  Produktion  in  Menge  und  Güte, 
Krsparnisse  an  Material,  Fesselung  der  Arbeiter  an  die  Firma, 
A]l^vesenheit  der  früher  so  häutigen  Arbeitsstreitigkeiten  und 
Arbeitseinstellungen. 
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Der  Versuch  scheitert,  sobald  die  Firma,  mit  diesen  öko- 
nomischen Resultaten  nielit  zufrieden,  das  Lohnsystem  benutzen 
will,  um  ihre  Arbeiter  den  Gewerkvereinen  abwendig  zu 
machen,  in  denen  die  englischen  Arbeiter  diejenige  Organisa- 
tion sehen,  auf  welche  sie  für  die  Besserung  ihrer  Lage  und 
Sicherung  ihrer  wirthschaftlichen  Unabhängigkeit  zu  blicken 
haben  I  und  der  die  BriggsBchen  Arbeiter  speziell  wieder- 
holten Schatz  gegenüber  friineren  Angriffen  ihrer  Arbeitgeber 
und  in  letzter  Linie  sogar  die  Einf&hrusg  der  Gewinnbe&eili- 
gang  zu  danken  haben. 

5.  La  Frovidence.  Aktsenverein  für  Gerberei  und  Fllrberei  zu 
Oottlommiers  (früher  Dorg^-Heuz^). 

1^ "hmert  Nr.  11;  EnquSte  Bd.  II  S.  118-122  u.  '3^  f.) 
Herr  Dorg<^  führte  die  Gewinnbotliciügung  in  den  60er  Jaljren  in 
seiner  Gerberei  und  Färberei  zu  Coulouiuüers  ein,  weseutlich  aus  dem 
Grande,  am      Arbeiter  an  das  Geschäft  zu  fesseln  und  von  AnsstSnden 

abzuh^üten. 

Die  Gewinnbctheilifjung  bcf^teht  heute  in  fnlpender  Form.  l>iG  Ai*- 
beiter  nelmieu  im  VerhiiltiiiöS  der  8uuime  ihrer  Lohne  zu  dem  Aktien- 
kapital am  Reingewinn  des  Gesehäfts  Tlieil;  sie  erhalten  pro  rata  ihrer 
Lojine  die  pleiche  I>!v:!ifMTlp  ^vie  die  Aktionäre  auf  Orund  der  Aktien. 

Die  Bedingungen  der  1  heilnahme  am  Geschäftsgewinn  besteben  vor 
allen  Dbgen  darin,  dass  der  betreffende  Arbater  mindefttens  1  Jabr  in 
der  FabriK  thätig  gewesen  und  Aktionär  der  Firma  ist.  Entweder  muas 
er  den  Freis  einer  Aktie  sofort  erlegen  oder  er  l:i.«ist  sich  Lohnabzüge 
von  6  l'rozent  gefallen,  welche  in  eine  Kasse  fliessen,  aus  der  die  nöthigen 
GdBCbSABaktien  angekauft  werden.  Fernere  Krfordemi^e  sind:  gute  Füh- 
rong  und  Zula»v^ang  durch  einen  mit  Zweidrittel- M^joritiit  gefaasten 
BeechluBS  der  am  Gewinn  bereits  BetbeiUgten. 

Von  den  120  Arbeitern,  welobe  die  Providentia  besehiiftigt,  erfUllen 
nur  .SO  cbige  Bedinp^unj^en  und  diese  30  nehmen  daher  allein  am  Gejichäfts- 
gewinn  Theil.  Die  Geringfügigkeit  dieser  Ziffer  begreift  »ich  aus  der 
Lästigkeit  der  Bedingung  einer  liapitaleinzahlung;  sodann  hat  die  Geoeral- 
TeiBammlnng  der  Antheilhaber  es  in  der  Hand,  die  Zulassung  anasaqNrecben 
oder  zu  versajren,  und  begreitlicherweise  liegt  es  in  dem  Interesse  dieser, 
nur  wenige  und  tüchtige  Arbeiter  aufzunehmen. 

Die  90  betheilifrten  Arbeiter,  die  sog.  Kooperateure,  beritaen  zu- 
samnu  u  mit  dem  Direktor,  Herrn  Doigi,  etwa  die  fi&lfte  des  gß- 
sammten  Aktienkapitals. 

Der  Bonus  der  30  Arbeiter  betrag  im  Jahre  1Hm2  6  Prozent  ihrer 
Löhne;  da  diese  die  ättmme  von  00940  Ft.  eneichtcn,  bezifferte  er  sieh 
aof  86e56  Vt.    Auf  den  Finzclnen  kamen  pomit  121  Fr.  90  C. 

Die  Gkswinnbetbeiligung  hat  in  dem  beschränkten  Umfange,  in  dem 
eie  dnidigefttbrt  ist,  vortr^Uch  gewirlct  Die  Arbeiter  bringen  viel 
grösseren  JEifer  zur  Arbeit  mit.  Und  daraus  entspringt  eine  Steigerung 
des  Ertrages  sowie  erleichterte  Beziehungen  zwischen  der  Leitung  und 
den  Arbeitern.  Die  Arbeiter  sind  darani  bedacht  Mittel  zu  ersmnen, 
welche  die  Arbeit  abkürzen.  Auch  unterstützen  sie  einander  mit  Rath 
und  That.  Ein  Wcrkmei.ster  sagt  z.  B.  znm  andern:  ,Wenn  du  schlechte 
Arbeiter  in  deiner  Werkstatt  hast,  so  werde  ich  dir  welche  aus  meiner 
Grupne  abeeben,  om  deine  zu  verbeesOTi.''  SehliesBlich  träj^t  die  Ge- 
winnbethei^giuig  da/u  bei,  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  zu  fesseln. 

Also:  Geworbebetrieb  mit  qualifizirter  Arbeit.  Eine  Zabl 
anserwälilter  Arbeiter,  welche  ausserdem  Geschäftsakticn  be- 
sitzen |  hat  Antheü  am  Gewinn,  ein  jeder  im  Verhältniss  zu 
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seinem  Lohn.  Der  dadurch  erzielte  Lohnzuschuss  von  mitt- 
lerem Betrag,  dabei  aber  alle  Jahre  Bofortige  Yertheiluu^  des 
Bonus.  Also  groBse  Uiiniittelbarkeit  des  dadurch  emelten 
Reises.  Eifolff:  VermefaruDg  der  Arbeitsenergie  und  Um- 
sicht, insbesondere  der  Werkmeister.  Die  Arbeiter  angetrieben, 
selbst  für  gute  Mitarbeiter  zu  sorgen.  Dabei  Fessäung  der 
Arbeiter  ans  Geschäft. 

0.  Papeterie  coop^rative  d  Aiiguuieiue  (^früher  Laroche- Joubert, 
Lacroix  &  Cte). 

(Böhmert  Nr.  64 ;  Enquete  Bd.  H  8.  39  ff.  485  fi". ;  Bulletin  de  la 
partidiiation  aux  b^n^ces  1880  8.  103-127,  1882  S.  11—13,  1884:  ta- 
belle  sjnoptique  des  ^tablinementB  qoi  pnitiqnent  la  participation. 

Zur  Papierfabrik  von  ATifroulonio  pehört  ein  Dutzend  Etablissements. 
Mehrere  Werkstätten  haben  die  VoriV-rtigujijg  von  Papier  ^  der  ver- 
schiedensten Art  und  Feinheit  zum  GcgeustRnaT  In  andern  wild  das  in 
jenen  hefsostellte  Papier  geglättet  nnd  fa^onnirt  und  zu  Schulheften, 

kegistem,  N'otizbüchcrn,  Zi«;arett<»npa|>ier.  Visitenkarten,  Briofiimechnigen, 
Briefpapier  von  jeder  Stärke  und  b  ormat  und  von  jeder  Art,  wie  äolches 
mit  Trauerrand,  mit  Wappenschildern  n.  s.  w.,  verarbeitet  Ungefähr 
lOofin  vcrscliicdene  Zubereitungen  werden  an  jr  1^ m  Tngc  verrichtet  Ks 
sind  dazu  1200 — 1500  Arbeiter  in  den  verschiedenen  Werkstätten  er- 
forderiich. 

Die  Arbeitslöhne  machen  ein  Sechstel  der  gesammten  Produktions- 
kosten ans.    Fast  ^^Immtliche  Arbeiter  sind  im  Stücklohn  angestellt 

Angestellte  und  Arbeiter  des  Hauses  dürfen  ihre  Kapitalien  oder 
Ersparnisse  im  Geschäft  anlegen  und  Geschäftsantheile  erwerben.  So 
lange  alf<  die  Einlage  des  Einzelnen  nicht  2**00  Fr.  orreicht,  bezieht  der 
Inlmber  einen  Zins  von  d  Prozent,  mag  der  Geschäftsgewinu  sein  wie 
er  wolle.  Sobald  aber  das  Depcmtnm  den  Betmg  von  SOOO  Fr.  fiber- 
steigt, nimmt  der  Inhaber  in  jeder  Beziehung  die  Stellung  eines  Korn- 
manditärs  ein.  ^2  Angestellte  und  Arbeiter  l:)e8itzen  bereits  Einlagen, 
welche  ein  Drittel  des  sich  auf  i^H  Millionen  bezifiemdcu  G^hMts- 
kapitals  betragen. 

5^pit  <]rrn  Jahre  werden  die  Arbeiter  am  Gewinn  d^p  Unter- 

nehmens betheiligt  Die  Gewinnquote  derselben  berechnet  sich  aber  nicht 
nach  dem  Gesanuntreinffewinn,  sondern  jeder  Arbeiter  erhült  eine»  Bonus 
entsprechend  dem  Ueborschuss  der  Werkstätte,  welcher  er  zugehört. 
Alliälu'lich  wird  nämlich  zuvi'.rderst  tUr  jede  Werkstnttc  der  Nettoertrag, 
welcher  in  ihrem  Betriebe  erzielt  ist,  festgestellt  und  hestinmite  IVozeutc 
desselben  unter  die  einzelnen  Arbeiter,  Werkmeister  u.  w.  der  betreffen- 
den Wf  i  k  tatt  pro  rata  ihrer  Löhne  vertheilt  Die  (  m  v.  iiinquote  geht  in 
einzelnen  Werkstätten  bis  zu  60  i'rozent  des  Ucber^^cliut^^es.  Die  resti- 
renden  Thdie  der  Üeberschtisse  bilden  den  Gesammtreingewmn. 

Die  höheren  Beamten  sind  nicht  am  Gewinn  betheiligt,  wie  die 
Arbeiter  Sie  erhalten  Gratifikationen.  10  Prozent  de^  Oesammtrein- 
gewinus  werden  unter  sie  nach  Ermessen  der  Ge.schaft.sleiter,  nicht 
nacli  einem  ftMBten  Maassstabe  vertheilt. 

Die  Gewinnantheile  der  Arbeiter  betrugen  im  Jahre  1879  61  463  Fr. 
2  C.,  1880  68078  Fr.  74  C.  1881  710Ä3  Fr.  t>8C.,  1882  109868  Fr.  96  0. 
Im  ffansen  kamen  wlthrend  dieser  4  Jahre  809  %4  Fr.  S2  C.  als  Bonns 
«ur  Vertheilung 

Da?  Resultat  der  Gewinnbetheiligung  ist  ein  nusserBt  günstiges: 
l.  Der  Arbeitäeiler  wurde  gesteigert:  Vermehrung  und  Verbesserung 
der  Produktion  war  die  Folge.    Die  Gewinnbethciligung  ermöglichte 
die  wdtere  Dorclifahmng  des  Stttcklobnsjstems,  da  sie  eine  Verschlechte- 
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der  Qualität  der  Erzengniaae  ▼erhinderte.  Die  VermehruDg  der  Produk- 
tion ist  detnnacli  hier  nnr  mittelbiir  der  Gewinnbethcilipun^.  uinnittelbar 
der  nunmehr  tast  durchgängigeu  Anwendung  des  Stücklohns  zuzuschreibeu, 

2.  Die  Arbeiter  wunten  von  Vergeudung  der  Materialien  abgehalten. 
In  Folgo  dessen  verring(>rn  sich  die  Defekte  und  die  HenteliongflkoBten. 

3.  Die  Arbeiter  überwachten  sich  gegenseitig. 

4.  Das  Tersonal  wurde  stabiler  und  liess  sich  nicht  auf  Arbeits- 
einstdlongen  ein. 

Um  zasammenzu fassen:  EÜii  Gewerbebetrieb,  der  Schwan- 
koDgeu  im  Absatz  in  Folge  wechselnder  Konjunkturen  wenig 
ausgesetzt  ist.  Erheblicher  Einfluss  der  Arbeit  auf  die  Grösse 
und  Güte  der  Produktion  und  auf  den  Geschäftsgewinn.  Be- 
theiligung der  Arbeiter  am  (iewinn,  eines  jeden  nach  Ver- 
hUltuiss  des  von  ihm  verdienten  Lohns.  Gewinnantheile  der 
Arbeiter  beträchtlich  und  ailjälirlich  ausgezahlt.  Ke^ultut 
glänzend.  ^  Vermehrung  der  LdBtungen,  so  dass  erst  in  Folge 
aer  Gtewinnbetheiligung  allgemeine  Anwendung  der  Stttck- 
löhnung  möglich  und  in  Folge  dieser  eine  Steigerung  des 
Fieisses  erzielt  wurde.  Ferner  sparsamerer  Gebrauch  der 
^laterialien,  gegenseitige  Ueberwachung  der  Arbeiter,  Fesselung 
derselben  ans  Geschäft. 

7.  Bourreiff,  Fabrikant  für  Gaeanlagen  in  Paris. 
(EnqnSte  Bd.  U  S.  815.) 

Herr  Bourreiff  wendet  in  seinon  Geschäft  für  Gasaniagen  eine  sehr 
interessante  und  cifx'  nnrtir:  F  rm  von  Gewirnbethciligung  an.  Dieselbe 
hat  eine  gewisse  Aelmlichkeit  mit  dem  Lohnsystem,  welches  nach  üreutano, 
Arbateii^den  Bd.  I  S.  214  u.  215,  bei  den  londoner  Schiffbauern  Oblleh 
ist  und  das  derselbe  als  Akkordmcisterlohn  mit  Gewinnbetheiligung  be- 
zeichnet. Ks  unterscheidet  f*!oh  von  diesem  nur  dadurch,  dasa  rierr 
Bourreiff  direkt  mit  dem  Publikum,  der  Akkord meister  dagegen  mit  einem 
Betriebsunternehmer  kontrahirt. 

Herr  Hourreitf  lässt  sicli  von  seinem  Auftraggeber  die  SuiTirnen. 
welche  er  zur  Bezahlung  der  Materialien,  wie  Gasuhren,  Eisenrühren, 
Bld  n.  s.  w.,  und  sur  fiestrntung  der  Arbeitslohne  braaeht,  vorschleMen. 
Nach  Beendigunfx  der  Arlieiten  stellt  er  eine  Rechnung  gemäss  dem 
Tarife  der  Stndt  l*aris  auf  und  eewlihrt  von  der  Difterenz  zwischen  dem 
Betrage  der  iieehnung  und  der  Höhe  seiner  faktischen  Unkosten  50  Pro- 
zent lUbatt  als  Entsehädiffong  för  das  voigestreckte  Kapital.  Die  Übrigen 
50  Pr  -t' nt  des  Uebtn-schusses  theilt  er  zur  Hälfte  zwischen  sich  und 
seinen  Arbeitern.  Die  üebcrweiaung  der  den  Arbeitern  zufalleudou  Ge- 
winnquote an  die  Binseinen  findet  nach  festen  Prinzipien,  wie  es  scheint 
pro  rata  der  Lölme,  statt. 

Die  Arbeiter  stehen  sich  bei  dieser  Präniieumethode  sehr  gut  Herr 
Bourreiff  erwähnt  beiapi  eis  weise  einen  Fall,  in  welchem  der  Bonus  lür 
^e  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung  von  80  Prozent  auBinachle. 

Auch  der  Unternehmer  ist  von  ßeint'm  I.olnisysteme  sehr  befriedigt 
und  betrachtet  dasselbe,  das  überdies  den  Vorzug  der  Einfischheit  hat, 
als  das  einsige  Mittel,  s^ne  Industrie  ans  dem*  wenig  erfreulichen  Zu> 
Stande,  in  dem  sie  sieh  beHinde,  zu  heben.  In  den  20  Jahren,  während 
welcher  er  das  System  an/,'ewendct.  hat  sich  daswelbe  vortrefflich  liewährt: 
1-  In  Folge  desbelbcn  arbeiten  die  Arbeiter  öowidil  rascli  als  auch  gut. 
Letzteres  besondere,  um  spätere  Ausbesaemngen,  die  umstündlich,  zu  ver- 
meiden. Arbeiter,  welche  Herr  Bourreiff  ftu??erhalb  der  Gewinnbethei- 
Itgung  beschäi'tigt,  leisten  dreimal  weniger  als  jene. 
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2.  IXe  Arbdter,  gut  gestellt,  lassen  sich  mebt  auf  Arbeitseitt« 
ftaUumpen  ein. 

Herr  Bourreifi'  liat.  durch  seine  Erfolge  animirt,  in  den  Bureaus  der 
pariser  Onmibusgesellscliait  zur  Anjjreisung  seines  Oescliäfts  Plakate  au- 
nrii^n  lassen  mit  der  Auüschnft:  ^ Augmentation  des  sahures,  (^miiiiition 
4eB  prix  de  revient,  suppressioti  d»^-  ^rAves!" 

Es  erhellt:  Geschät^b-tiiol) ,  bei  dem  es,  abgesehen  von 
der  Thütigkeit  des  Betriebauntcrnehmers,  lediglich  auf  Hand- 
arbeit ankommt.  Für  die  Qrösse  des  Gewinns  maassgebend : 
«rstens,  die  Schnelligkeit  der  Arbeit:  je  schneller  sie  lertig, 
doste  geringer  der  Betrag  der  au  sahlenden  Löhne,  desto 
grösser  der  verbleibende  Gewinn;  zweitens,  die  Güte  der 
Arbeit:  je  besser  die  Arbeit,  desto  weniger  Ausbesserungen, 
desto  geringere  Abzüge  und  Zeitverlust  für  diese.  Betbeili- 
gung  der  Arbeiter  am  Gewinn  nach  Maassgabe  des  von  jedem 
verdienten  Lohns.  Der  Sporn,  den  diese  auf  die  Arbeiter 
ausübt,  wird  dadurch  erhöht,  daas  der  Gewinn  auf  Grund 
jeder  einzelnen  übeniominenen  und  ausgeführten  Arbeit  1)6- 
rechnet  und  sofort  nach  Beendigung  derselben  vertbeilt  wird. 
Grosser  ürfolg:  Bescbleunigung  und  Verbesserung  der  Pro- 
dnktlon;  Arbeitseinstellungen  ausgeschlossen. 

8.  Braun  &  Bloem,  Fabrik  itir  ZündbütcLeu,  Jagd-  und  Metall- 
patronen in  Düsseldorf. 
(BShmert  Nr.  86.) 

Die  Fabrik  von  Braun  &  Blocm  in  Düsseldorf,  welche  Zündhütchen, 
Jagd-  und  Metallpatron cn  fertig^t  bn^^flr'ftii^tr  im  Juhre  1H76  1&)  Arbeiter. 
Die  grössere  Zahl  dieser  ist  ini  Stitcklohu  angeäteUt,  andere  im  Uruppen« 
aUcord  und  wieder  andere  empfangen  Tagelohn.  JDer  ij-beitdohn  er- 
nucht  ein  Achtel  In-  rin  Siebentel  des  Anlan;e-  und  Betriebskapitals. 

Die  Herren  Braun  &,  Bloem  führten  im  Jahre  1872  Gewinnhethei- 
ligung  ihrer  Arbeiter  ein.  üio  bezweckten  damit  vor  allem,  die  Piinkt- 
liebkeit  und  Ordnung  der  Arbeiter  su  heben  nnd  hoffiten  nigleicb,  die* 
selben  zu  grSsperor  vSorgfalt  anzuapomen. 

Die  T heilnahme  am  Gewinn  ist  bedingt  durch  eine  dreimonatücbe 
Thätigkeit  im  Geschäft  Die  den  Arbdteni  si^ülende  Gewinnquote  be- 
rcehnet  sich  allinonatlich  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  zu  dem 
Ertrage  der  in  dem  betretfenden  Monat  zur  Versendung  gekommenen 
ZflbidBütchc»!  und  Patronen.  Dies  Verhftltniss  ist  verschieden  normirt 
je  nach  den  einzelnen  Arten  der  Fabrikate.  Die  Höhe  der  verschie- 
denen Sätze  für  die  Betheiligung  ist  durch  Anschlag  in  den  Arbeits- 
f&umen  der  Fabrik  bekannt  gegeben.  Die  Vertheilunff  des  sich  sonach 
ergebenden  Bonus  unter  die  l^iecbtigten  Arbeiter  gescmeht  naeb  Maass- 

falw  r](  r  von  denselben  in  dem  betreft'enden  Monat  bezogenen  Löhne, 
^ie  Uewiunantheile  werden  nicht  sofort  den  Arbeitern  überwiesen,  viel- 
mebr  gelangt  die  eine  Hälfte  am  E^de  des  nächstfolgenden  Monats,  die 
andere  am  l.  August  zur  Auszahlung. 

Wer  am  1,  August  noch  nicht  ein  volles  Jahr  in  der  Fabrik  be- 
schäftigt gewesen,  erhält  die  rückständigen  Hälften  seiner  Anthcile  erst 
am  Ende  des  13.  Monats  ausgehändigt  „Wer  früher  austritt,  einerlei  aus 
welchem  Grunde,  oder  wer  zeitweise  die  F.'ibrik  verlässt,  Krankheit  aus- 
genommen, verliert  seinen  Anspruch  sowohl  auf  den  noch  nicht  ausbe- 
sablten,  am  ^de  des  folgenden  Monats  fälligen  Glewinnantheil  als  auch 
auf  die  smrfickbehaltenen  Hälften.  Wer  ganze  oder  halbe  Tage  ohne 
Genehmigung  oder  ohne  begründete  Entschuldigmig  von  der  Arbeit  weg- 
bleibt oder  letztere  ohne  Erlaubuiss  verlaset,  geht  fUr  den  laufenden 
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Monat  seines  Anrechts  verlustig.  Kommt  dies  fan  Rechnungsjahr  vom 
1.  August  bis  Ende  Juli  dreimal  vor,  so  vorlii^rt  rlr i  l'rti eih  lulo  nicht 
nur  die  rückständigen  Hälften,  eonUem  er  wird  von  der  JBetheiliguug  zeit» 
weue  od&t  gaiix  anegesdilMMit.'' 

Um  also  einen  Tbeil  des  Bonus  zu  erhalten,  muss  der  Arbeiter 
4  Monate,  und  um  ihn  gnn/  m  erhalten,  12  hczw.  13  Monate  in  der 
labrikgearbeitet  und  sich  ordenTlich  und  pünktlicli  geführt  haben. 

„Wne  Kontrole  über  die  KechnungBrahnm^  ist  den  Arbettem  im. 
benomniPTi  •    ^^''if'  sie  dil  selbe  ausiibon  Können,  ißt  nicht  gesagt 

Die  Uewinnautheiie  der  Arbeiter  betrugen  zwischen  5  und  10  Pro- 
zeot  der  ausbezahlten  Löhne. 

Der  Erwla  der  Gewinnbetheiligun^  offenbarte  sich  im  pünktlicheren 
Kommen  und  dunh  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Arbeiter  unter  sich 
ihrer  Leistungsfähigkeit  zuwenden.  Faule  Gresellen  dulden  sie  nicht. 
Femer  bemerken  sie  es  sehr  bald,  wenn  die  Fal  rik  schwierigere  Zeiten 
durchzumachen  hat,  und  fühlen,  dass  eine  solche  l^risis  vor  allem  dureh 
erhöhte  Arbeitsleistung  überwunden  werden  müsse.  Man  forscht  den 
Unaeben  des  geringen  Abwtses  des  Fabrikats  nach,  diese  Ufsaehen 
werden  von  den  Leuten  mehr  als  sonet  besprochen  uud  jeder  wird  sit.h 
bewusst,  düS9  sein  Wohl  und  Wehe  mit  <ler  Fabrik  zusammenhangt." 
Es  schien  dies  gerade  in  der  äusserst  tiauen  Geschultäzeit  des  Jahres 
1877,  ans  dem  die  letstan  Nachrichten  sfand,  berronmlnten. 

Kurz  BusammenffefasBt:  Arbeitslöhne  gleich  ^7— Vs  de» 
Geschäftskapitals.  Nur  wenige  Arbeiter  im  Zeitlohn  be- 
schäftigt.  Betheiligung  am  Gewinn  nach  Maass^abe  des  von 

eniem  jeden  verdienten  Lohnes;  Arbeiter,  die  oone  Berechti- 
gung den  Dienst  versäumen  oder  unpünktlich  erscheinen,  ver- 
lieren zur  Strafe  den  Lonus  ^anz  oder  theilweise,  event.  so- 
gar das  Antheilrecht  für  innner  oder  fUr  einige  Zeit.  Bonus 
ausgezahlt  theils  allmonaUich,  theils  nach  Schiusa  des 
ReobnuDgfilahres.  Also:  Uiumtteibarkeit,  mit  welcher  der 
Arbeiter  den  Lohn  dar  erhöhte  Leistungen  emptängt,  sehr 
gross.  Mittlere  Höhe  des  Bunas.  Da  Stücklöhnung,  Wirkung 
weniger  in  Steigerung  des  FleisBeB,  als  in  Steigerung  der 
PüriktliVbkpit  und  p:epi;en8eitigen  Kontrole  der  Arboitcr.  rjebri- 

fens  auch  Steigerung  des  Eifers  und  der  Hingebung  an  das 
luternehmen  bei  schwierigen  Verhältnissen. 

9.  Brewster  &  Cio,,  Wagenfabrik  in  New» York. 
(BObmert  Nr.  84.) 

Die  Firma  Brewster  &  Co.  führte  in  ihrer  grossen  Wagenfabrik  zu 
New-York.  in  welcher  200  Arbeit<'r  iHv^chäftigt  sind,  im  Jahre  iy7Ö  Ge- 
wiunbetheiiigung  ein.  Der  Gewinn  ward  festgestellt  durch  Abzug  der 
Lohne  und  der  aufgewendeten  Materialien  vom  HmCtoertrae;  dagegen 
kamen  keine  Kapitalzin^en  von  diesem  in  Abrechnung.  dem  so 

ermittelten  Gewinn  erhielt  die  Arbeiterschaft  10  Prozent.  Die  zur  Antheil- 
nähme  an  diesen  10  Prozent  berechtigten  Personen  sollt«!  von  der  Ar> 
beiterschaff  f^elbst  bezeichnet  werden.  Die  Vcrtheiluug  der  alljährlich 
fälligen  Gewinnquote  unter  die  Einzelnen  fand  nach  Slaasagabe  ihrer 
Löhne  aVdtt. 

Das  die  Gewinnbetheiligung  regelnde  Statut  war  von  der  Firma 
unter  ^*ereinbarung  mit  ihren  Angestellten  und  Arbeitern  abgefasst. 
Letzteren  war  dabei  noch  insbesondere  ein  weitgehender  Kinflns«  auf  die 
Nomuiung  der  LobneRtro  wie  auf  die  Gestaltung  der  guizen  Aribdts- 
Ordnung  eingeräumt.  Ebenso  stand  dea  Arbeitern  dne  necbnungskon-* 
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trole  zu.   Die  jg;flachäftliche  Lätnng  indets  behielten  die  Unterneliiiier 

OTeechlieaalich  sicli  aelbet  vor. 

Die  Firma  führte  nanmehr  auf  Grund  des  Statuts  von  IbTU  die  Be- 
zeichnung „Industrielle  Assoziation'*. 

]  >ir  no'vinnbetheiligung  funktioniite  Tortrefflieh  eowohl  xa  Chuurten 
der  Arbeiter  wie  des  Gescliäfts. 

Die  Arbeiter  erfreuten  sich  für  die  ersten  6  Monate  des  Jahres  IbTO 
eines  Bonus  von  3600  Dollars,  im  Jahre  1871  eines  eolclien  von  8200 
Dollars.  Die  einzelnen  Antheile  in  den  6  Monaten  von  LSTO  gingen  bis 
zu  52  Dollars  und  keiner  betrug  unter  5-,  der  Durchächnitt  war  20  bis 
40  DoUan.  Inageeunnit  bedeutete  der  Bonus  dieses  halben  Jalures  ehie 
Lohnsteigemng  von  3Vs  Prozeat^X  Noch  bessere  Beenltate  erwarteten 
die  Chefs  für  das  Jahr  1872. 

In  dieses  Jahr  fiel  jedoch  die  AchtBtnndenbewegung  in  Nordamerika, 
und  ein  dadurch  hervorgerufener  Arbeitsstrdt  im  Juni  desselben  Jahres 
brachte  dem  Brewsterschen  Industrial  Partnership  nacli  2'  i-jährig-em  Be- 
stehen ein  rasches  Ende.  Die  Arbeiter  der  Firma  wünschten  aufs  leb- 
hafteste die  Einfuhrung  des  achtstündigen  Arbeitstages  anstatt  des  zebn- 
stünrliL'en ;  die  Unternehmer  aber  waren  cntsi  hieden  dagegen.  Als  nan 
die  Aibeiter  durch  einen  Ausstand  die  Einführung  der  kürzeren  Arbeit- 
zeit za  erzwingen  sachten,  kOndigte  die  Firma  das  Gewiunbethcili^^un^^- 
verhältniss.  Sie  theilte  den  Arbeitern  mit,  dass  sie  dnreh  die  Arbeits- 
einstellung  den  Jahresbonus  verwirkt  hätten;  diese  Summe  mfiA'ite  der 
flrma  zur  Deckung  des  Verlustes,  den  ilir  der  Ausstand  verursacht  hätte, 
dienen.  —  Seinem  erhalten  die  Arbeiter  nur  den  einfacheu  Tagelohn. 

Die  Herren  Bre^vster  &  Co.  bemorken  ausdrnrkli(  Ii .  dass  sie  das 
▼on  ihnen  angenommene  jSvstem  trotz  seines  Öcheiterus  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  fBr  gnt  hielten.  Sie  yanri<dieni,  ilir  GesehSft  unter  dem 
Beetehen  des  Industnal  Partnership  sowohl  mit  weniger  Mühe  und  mehr 
VeTpnügeii  als  auch  mit  mehr  Gewinn  wie  in  irgend  einer  andern  Gc- 
echäitsperiode  betrieben  zu  haben.  Denn  die  Grewinnbetheiligiiug  wirkte 
ausgezeichnet 

1.  Trotz'leni  es  formell  fast  unbedingt  in  die  Hau  l  Icr  .Arbeiter 
gegeben  war,  eine  Lohnerhöhung  herbcizulühren,  machten  dieselben  nie 
von  ihrer  Befogniss  Ctebranch;  niemals  traten  unmSssige  Ansprudie  an 
die  Firma  heran. 

2.  Es  wurden  bo  strenge  Reglements  betreffeiul  die  Disziplin  in 
der  Fabrik  von  den  Arbeitern  aufgestellt,  wie  die  l'  abrik  sie  zu  erlassen 
▼orher  nie  gewagt  hätte. 

'S.  Die  Arbeit  wurde  besser  ansgeHihrt  und  die  Produkte  hatten 
httheren  Werth. 

4.  Die  Verluste  jeder  Art  waren  in  Folge  der  grösseren  Soigsam« 
keit  der  Arbeiter  geringer. 

„Die  Verbesserung  war  in>«'nill  notorisch." 

Kr^'fbniss:  Gewerbebetrieb,  bei  dem  die  Geschickliehkeit 
der  Arbeiter  von  erheblicher  J^edeutuug  ist,  in  einem  Industrie- 
zentrum, das  als  einer  der  Mittelpunkte  der  modernen  sozialen 
Bewegung  anzusehen  ist,  in  dem  Lohnstieitigkeiten  etwas  Ge- 
wiibnBcbes  sind  uod  in  welchem  xudem  das  Streben  der  Ar- 
beiter naeh  Selbständigkeit  und  ihre  Abneigung  gegen  Unter- 
ordnung entwicicelter  sind  ab  an  irgend  einem  Punkte  der 
übrigen  Welt.  BetheiÜgung  einer  von  den  Arbeitern  selbst 
bestimmten  Anzahl  von  Ar&tem  am  Gewinn  nach  Maaaogabe 


1)  Die  detaillirten  Zahlen  Uber  die  ü  Monate  des  Jahres  1^10  nach 
A.  T.  Studnitz,  Nordamerikanische  ArbeiterverhSltnisse  (1879)  ä.  125,  der 
sie  ans  Mittheüungen  von  New-York  schöpft. 

Feneliaiife«  (2S)  Tl.  2.     Frommer.  7 
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des  von  einem  jeden  verdienten  Lohnes.  Bonus  von  mittlerem 
Betrag  und  sofort  anazahib&r.  Erfolg  sehr  befriedigend.  Die 
Betheiligung  am  Gewinn  verhütet  Lohiistreitigkeiten ,  veran- 
lasst die  Arbeiter  zur  Disziplin,  führt  zur  Verbesserung  der 
Arbeits!  ist ungen  und  zu  Erspamissen  am  Material.  Der  Ver- 
such scheitert  indess,  sobald  die  Firma  das  Lohnsystem  be- 
nutzen will,  um  ihre  Arbeiter  emcr  Bewegung  abspenstig  zu 
machen,  in  der  die  ganze  ArbdterklaMe  des  FlatzeB  sar  Zeit 
ihr  Heil  Bieht  (Bewegung  für  Reduktion  der  Arbeitszeit,  sog. 
Achtstundenhewe^ng  in  Nordamerika). 

10.  Walfischfang  und  Stockfisch-  und  Makrdenfang  in  den 

Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

(Böhmert  Nr.  23;  v.  Stadnits,  Noidamerikaiiiadke  ArbeiterrerfaältniBse 
1879  S.  120»).) 

Dif>  Go\vinnbetlH'il!uun<r  ist  in  der  Secfisclieroi  weit  verhroitet.  Sie 
findet  taat  überaii.  in  der  Ost-  und  Nordsee,  in  England  ujiü  Schott- 
land, in  Frankreich,  am  Kanal  wie  am  Ozean  und  dem  Mittelmeer,  in 
Al^ärr-i,  in  Italien,  in  Oriet-fuMiluncl,  in  Dänemark,  in  Guinea,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  iu  Neufundland  u.  a.  w.  Leider  sind 
die  Nachrichten  Uber  dieselbe  in  den  meistOT  miien  nicht  anstelchend 
genug,  um  eine  wlssenHehaftliche  Ausbeutung  zuzulassen. 

Eingehendere  Berichte  liegen  nur  üljer  den  Walfischfau^^  n  ici  über 
den  Stocktisch-  und  Makrelenfang  im  Cape -Distrikt  in  den  V'ei  einigten 
Staaten  von  Nordamerika  vor. 

Dir  "W  ;i  1  fi  hf  ahrer,  welche  einen  Hehalt  von  70 — 150  Tonnen 
haben,  kosten  ö— lüOOU  Dollars  mit  vollständiger  Ausrüstung^  die  Aus- 
rtlgtungskosten  alldn  betragen  8—10000  Dollars.  Die  Walfieehfiihier  sind 
7  bis  24  Monate  unterwogs  und  kreuzen  im  Atiuntischen  Ozean,  IftngB 
der  Westküste  von  Afrika,  bei  Westindien  und  Südamerika. 

Kanitiin  und  Mannschaft  sind  in  der  liegel,  sei  es  dass  sie  ausser- 
dem nocn  S  liiiFsparten  besitzen  bezw.  zu  den  Ausrustungskosten  beige- 
tragen haben  oder  nieht,  am  Gewinn  der  Heise  betheiligt.  Der  Antheil 
der  JEänzelnen  wechselt  nach  dem  iiange.  Der  Kapitän  erhält  meist 
20  Mal  mehr  als  einige  der  mitbetheiligten  Seeleute.  ^Die  Bildong  des 
KajiitänB  mid  der  Mannschaften  ditTerirt  aber  auch  meistens  nicht  wetiiger. 
Der  Kapitän  Btammt  in  der  liegel  aus  den  Neu-England-Staaten  und  die 
Mannschaft  besteht  meistens  aus  Portugiesen  oder  westindischen  Negern. 
Nach  Vertheiluug  der  Antheile  an  den  Kapitltn  und  die  ItlmnnschafI 
bleibt  der  Rest  rn  n  Etpenthümem  des  Schiffes.'' 

Die  dem  Stockfisch-  und  Makrelenfange  dienenden  Ealir- 
zenge  kosten  bei  einem  Gehalt  von  40—120  (gewöhnlich  70)  Tonnen  neu 
,5-12000  Doli.,  alt  ;3 -51)00  Doli.  Der  Stockfischfanp  h,  (!arf:3  5  Monate. 
Er  beginnt  in  der  liegel  im  Mai  oder  Juni  und  endigt  im  September 
oder  Oktober.  Die  Makrelenfischerei  nimmt  ihren  Anfang  im  Mai  oder 
Juni  und  dauert  bis  zum  November.  Die  Fahrzeuge  kehren  häufig  in 
den  Hafen  znniek,  um  ihren  Fang  zu  landen  und  sich  zu  neuen  Reisen 
zu  rüsten.  Es  linden  etwa  4—6  liciseu  statt,  welche  je  3-6  Wochen 
daueiB. 


Dem  Berichte  von  v.  Studnitz  liei^en  Mittheil uugen  des  BQreaus  für 

Arbeitsstatistik  zu  Boston  zu  Grunde. 

^)  V^l.  in<besoudcre  Uber  Frankreich  noch  Bulletin  de  la  participation 
aux  benehees  1884  S.  157—190. 

»)  Vgl.  Böhmert  Bd.  II  S.  75—86;  lluseher,  System  Bd.  1  §  S9 
Anm.  9;  Alfred  de  Courcjr  in  der  Enquete  Bd.  II  S.  79. 
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Die  Bemannung,  welche  aus  1'?  20  pei-soiien  besteht,  wird  heim 
Stockfi^chfang  und  oft  auch  bei  der  Makrelentiseherei  für  die  ^an^e  Raison 
cedungen.  Der  Kapitän  ist.  der  einzige  Offizier.  Er  vereinigt  sich  mit 
23—6  Leuten,  di«  mu  Grund  ihrer  lOncrgie  und  Erfahrung  von  aen  Schiffe* 
cif^cnthüinem  ausgewählt  werden.  Diese  werden  wie  er  am  Ertrage  der 
Keise  betheiligt  und  zwar  in  gleichem  Maassc.  ^ie  haben  die  übrige  Mann- 
schaft (die  sog.  half-lineitt)  aussawfthlen  und  sind  f&r  die  VorrSthe  venint» 
wmtlicli.  Der  Kapitän  trügt  die  AnsrUstungskosten  und  verkauft  den  Er- 
trag; zuweilen  wird  iiim  auch  van  den  Eigentiiümem  des  Fahrzeuges 
•ein  £xtraantheil  gewährt.  „Dicjcuigcu  Fische,  welche  von  den  am  Ge- 
winn Betheiligten  gefangen  worden,  werden  von  dem  Übrigen  Fange  ge- 
trennt. Jeder  half-Iiner  salzt  die  von  ihm  g^efaiigrenen  Fische  ein  und 
bezeichnet  das  Fuss  uiit  seinem  eigenen  Zeichen.  Nach  der  Landung 
werden  die  von  den  am  Gewinn  l^etheiligten  gefangenen  Fische  zuerst 
V(  r{iarkt.  Der  Inspektor  übergiebt  dem  Eigenth  imoi  des  Schiffes  oder 
Agenten  desselben  eine  Laste,  in  welcher  die  Quantität  Stockfisch,  die 
von  jedem  haJf-liner  gefangen  wurde,  eingetragen  ist  Am  Ende  der 
Saison  werden  die  einzelnen  Erträge  zusammengezählt  Von  dem  Ge- 
sammtcrtrage  werden  die  allgemeinen  Unkosten  abgezogen,  von  dem  Rest 
die  25 — 2«  Prozent,  welche  dem  Besitzer  des  Fahrzeuges  gehören.  Hierauf 
wird  das  Uebri^e  unter  die  zu  einem  Anth^  Berechtigten  und  die  Mann- 
schaften vertheilt.  Dif»  P'innahmen  drr  am  Antlieil  Berechtigten  stpFirii 
in  direktem  Verhältuiäs  zum  aligcmeiueu  Erfolg  der  Keise,  diejenigen 
der  half-Iiner  in  dirdctem  VerhftltnisB  su  seinen  dienen  Erfolgen.*^  Nur 
die  ersteren  scheinen  somit  einen  Antheil  am  Reinertrage  wn  beriehen, 
während  die  letzteren  eine  Stüekpr-imie  »»rhalten. 

Die  Gewinnbetheiligung  im  V\  uliib-c  iitang  wie  im  Stockfisch-  und 
Makrelenfang  gewährt  den  betheiligten  Fischern  ein  reichliciies  Ein- 
kommen. In  der  Stockfisi  li  lunl  VJjikrplpnfischerei  beläuft  sich  im  Durch- 
schnitt die  Einnahme  eines  am  Gewinn  Bctheiligten  auf  4ÜÜ  Dollars, 
.  raitonter  auf  weniger  ,  mitunter  auf  bedetitend  mehr.  In  Folge  ihree 
guten  Einkommens  wird  den  Leuten  das  Emporkommen  wesentlich  er- 
leichtert. In  den  Stödten  Wellfleet,  Truro,  Provincotown,  in  welchen  die 
Antheilfischerei  besonders  heimisch  ist,  giebt  es  eine  bedeutende  Anzahl 
von  Männern,  welche  als  halt'-liner  beg^nen,  dann  Antheilshaber, 
]<:a|)it;in  und  zuletzt  gar  Befehlshaber  ansehnlicher  Küstenfahrer  ge- 
worden sind.  In  Orten  jedoch ,  in  welchen  die  Fischerei  nach  dem  ee- 
wöfanliehen  Ii0hnnng8s> steme  betrieben  wird,  kommen  deiartige  Be« 
sultate  nicht  vor.  Da'  wcnh'u  die  Eigenthümer  und  Ausrüster  reich, 
während  die  Mannschaften  sich  mit  ihrem  kärglichen  Solde  bpirnügen 
müssen.  Die  Antheilslöhnung  wird  daher  insbesondere  von  ehrgeizigen 
jmdgcn  Leuten  der  einfachen  Heuer  vorgezogen. 

Die  KrfolLr  der  Gewinnbetheiligung  für  das  ganze  Unternehmen 
treten  hauptsächiich  in  folgenden  Erscheinungen  zu  TsMei 

1.  Ine  ganse  Mannschaft  ist  in  Hinsicht  anf  oen  gem^nsamen 
Vortheil  mit  den  Keisevorräthen  sparsam. 

2.  Schnelligkeit  der  Arbeit;  die  Leute  nutasen  die  Zeit  ßorg- 
fältig  aus. 

3.  Stete  Dienstbereitsehaft 

4.  Eifer  utkI  Anstrengnnp'  bfim  Fang  der  Fischp. 

5.  Fleiss  und  »Sorgfalt  bei  der  Behsjvllong  der  t  ische  nach  dem 
Fange. 

(■).  Gegenseitige  Kontrole.  Disziplin  und  EinmUthigkeit  der  Mannschaft. 

In  der  letzten  Zeit  wurde  die  Antheilslohnung  weniger  angewendet, 
was  einen  schädlichen  Einfluss  auf  die  Lage  derer  hatte ,  die  sich  dem 
Fischergewerbe  ergeben.  Heute  sind  nocn  diejenigen  j^iadierorte  die 
blflhenosten,  welche  am  AnthdlsTStem  festgehalten  mtben. 

Also:   In  diesem  Unternehmen  wird  ein  gros«?es  Kapital 

den  Bedchäftigteu  Monate  lang  ohne  irgend  mögliche  Aufsicht 

7* 
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seitens  des  EigenthÜmerB  anvertraut.  Da»  Gelicgen  des  Unter- 
nebniens  hängt  ferner  —  abgesehen  von  dem  Fischreichthum 

der  Gewässer  —  ansschliessHch  von  den  Leistungen  der  Be- 
scliäftigten  ab  M.  Folge  der  Gewinnbetheilignng:  sorgsamo 
Behandlung-  des  anvertrauten  Materials,  Steigerung  des  Fleissea^ 
des  Eifers  und  iler  borgtalt,  endlich  Erleichterung  der  Kon- 
trole  und  Disziplin. 

11.  Eidgenössische  Post  Verwaltung, 

(Böhmert  Nr.  7Ö  S.  305  ff.) 

Wälueiul  die  uuteren  An^estellteu  der  eidgtMiü.^ischen  Po8t-  uod 
TelegrapbenvLTWHlttmg  ihr  EiDKommen,  wie  oben  (Theil  I  S.  62)  bo^ 
merkt,  eiue  Z<  it  I  niL'  /um  Theil  nach  dem  Stücklohnprinzip  hcT^aea 
bezw.  noch  beziehen,  wurde  für  die  höheren  Beamten  der  eidgenössischen 
Postverwaltung  im  Jahre  1869  da«  System  der  Betfaeiligung  am  Er- 
trapf  des  UiiteniehmenB  eingeführt.  Durcii  Bundesbescliluss  vom  19.  .Fuli 
1869  ^  urdeii  den  Beamten  der  Zeutraldirektion  und  der  Kreisdirektionea 
gewisse  'J'auti^men  von  den  Ucberschüssen  der  Postverwaltung  bewilligt. 

I>a8  System  wurde  indess  schon  im  Jahre  1872  wieder  aufgegeben. 
Die  Aufhebung  wird  von  l*ieiten  des  schweizerischen  Postdepartement» 
damit  motivirt,  dass  das  System  der  Tantiemen  das  Bechnungsweseo 
Sbermäang  komplicirt  aod  aof  das  höhere  Pestpenonal  allem  aiwewaaidetr 
zu  ungünstigen  v^crgleichunfren  von  Seiten  des  PerHonals  der  anderen  eid- 
genössischen Verv^'altungen  gefuhrt  habe.  Der  Bundesrath  habe  es  daher 
voi^ezogen,  bei  Anlass  der  allgemeinen  Besoldungsrevision  auf  alle  das 
gleiche  Maass  anzuwenden. 

Dabei  wird  aber  bemerkt:  ,.\Venn  die  Postverwaltung  die  Frage 
nur  vom  Standpunkt  ihrer  eigenen  Interessen  beurtheiieD  wollte,  so 
kSimte  sie  leicht  sni  dem  Schlüsse  gelangen,  die  Tantiemen  «liTeehtzii-  . 
erhalten,  indem  fVst.'^teht,  da«.'^  die  oberen  Direktion.'^beamti  n  auf  die 
Eiunahmeveriuchruiig  und  besonders  auch  auf  die  Ausgabenvermiuderung 
einen  wesentlichen  Einfluäs  ausüben  können  und  dass  es  gut  wäre,  wenn 
dieselben  in  dieser  doppelten  Richtung  nicht  nur  durch  ihren  Dienst^ftr, 
welchen  Niemand  verkennt,  sondern  auch  durch  ihr  persönliehes  Interesse 
angeroomt  würden.'^ 

memaoh  ergiebt  sich,  dass  die  Gemnnbetbmligung  der  höheren 
I'  amten  der  schweizerischen  Po.st Verwaltung  nicht  eines  Miseerfidges 
we^cn,  sondern  aus  äusseren  Gründen  aufgehoben  wurde  und  dass  sie» 
so  mnffe  sie  bestand,  gut  wirkte. 

Bertütigt  wird  (fies  durch  folgende  Mittheilungen,  welche  Böhmert 
von  anderer,  nicht  offizieller,  aber,  wie  er  berichtet  .sachkundiger  Seite 
empfangen  hat:  „Die  Betheiligung  des  Postperaonaiä  am  Gewinn  ist  dea- 
haU)  ausser  Kraft  gesetzt  wonlen,  weil  die  Büreaakratie  fiind,  dass  man 
nicht  (ur  einen  einzelnen  Zweig  der  Staatsverwaltung  solche  abnorme 
Bestimmungen  treffen  könne  una  weil  es  den  Kontroibeamten  lästig  war, 
die  Recfannng  übor  diese  kleinen  Einniüimen  zu  f&hren.  Diese  »Rdfoim* 
hat  nicht  auf  sich  warten  lassen.*'  Während  nämlich  die  Jahre  1869 
bis  1872  eine  Steigerung  de?  Keinertrageg  der  Postverwaltung  aufzuweisen 
hatten,  sank  fortan  der  Jahre^überscuuss  stetig.  Denn  einmal  mussten, 
wie  welter  ausgeführt  wird,  die  Gehälter  der  höheren  Postbeamten  in 


..Die  nordaraerikani?«che  Walfipcherei,  bemerkt  Roseher  (Ansichten 
der  Volkswirthschaft  aus  dem  geschichtlichen  Standpunkt,  1878,  Bd.  U 
8. 279X  erfordert  von  jedem  Matrosen,  selbst  Schifisjungen,  ungewOhnlidie 
An8trenf,'ungen,  Aufopferung,  mituntear  sogar  Muth  und  Geistesgegenwart" 
Und  Böhmert  und  v.  btudnitz  beriehten,  dn^a  beim  IStockfiseb-  und  Ma- 
krelenfangc  „der  Erfolg  der  Reise  ziun  grossen  Theil  von  der  Harmonie 
unter  der  Bemaonnng  des  Schiffes  abhibigt*'. 
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Entschädigunc;  für  die  fortfallenden  GowinTiHntheile  erhöht  wprden  und 
zweitens  stellte  nick  nunmehr  die  Nothweudigkeit  einer  Veniiehrimg  des 
Beamtenperaonals  heraus. 

Ob  die  Aufhebung  der  Gewinnbetheiligung:  bej^ründet  oder  ob  die- 
selbe, wie  Böhnierts  Gewährsmann  meint,  ein  Missgrift'  der  eidgenössischen 
BUreankratie  gewesen,  das  zu  entscheiden  itt  nicht  unsere  Sache.  Zweifel- 
los berechtigt  eracbeint  aber  die  Annahme,  daas  die  1872  berdta  ange- 
stellten Beamten  bei  Fortsetzung  der  Oowinnbetheiligung  des  zu  er- 
wartenden Gre Winnes  halber  lieber  den  vermehrten  Geschäfteumfang  auf 
«ich  genommen ,  als  eine  Mehnmff  der  Beamtcmzahl ,  die  ihroi  Gewinn^ 
fintlif  Tl  bt  rtutriichtipt  hatte,  zufreTassen  haben  würden.  So  aber  liatten 
■die  Beamten  kein  Interesse,  sich  viele  Arbeit  aufkabäiden.  Es  konnte 
ihnen  Yielmehr  eher  daran  gelegen  sein,  ihre  GeeehHftalaet  stt  rerringem. 
Es  stiegen  daher  die  Besoldungen  verglichen  mit  den  Roheinnahmen  seit 
1872  unverhültnissmässig:  trotzdem  überdies  noch  dor  W<'!ty>ostvertrag  die 
Einnahmen  der  letzten  Periode  günstig  beeinflusst  hat  und  ubschon  in  den 
Jahren  1875  und  1876  verschiedene  ll^cerhöhungen  stattgefonden  haben. 
Die  Besoldungen  bildeten  Prosente  der  ^Uixliehen  BnittoeÜMige  der  PoBt- 
irerwaltung; 

1869 : 84,5  Prosent       1       1878 : 88,8  Prozent 

1870:r),n      ,  1874:39,0  „ 

1871  :  ;52,6       „  1875 : 41,4 

1872:82,0       -  1876  :  43.5  „ 

Fassen  wir  zusamnieu,  was  sich  aus  dem  \  orbtehenden 
l&r  uns  crgicbt.  Wir  haben  es  zu  thun  mit  einer  staatlichen 
WirthscliaitsTerwaltang  grossen  Stiki.  Die  unteren  Beamten 
derselben  sind  meist  im  Stuck  gelohnt  und  so  su  grösstcm 
Fleiss  und  Eifer  angespornt.  Bei  den  höheren  Beamten  ist  da.s 
nach  der  Natur  der  von  ihnen  geforderten  Dienste  nicht  mög- 
Jich.  Hier  Versuch,  durch  B^tlifiligung  am  Keinertra«^^  der 
Verwaltung  den  Fleiss,  Eifer  und  die  Fürsorge  für  Ert»pariii.sso 
anzuspornen.  Glänzendes  Resultat.  Versueh  aufgegeben,  eben 
weil  die  glänzenden  Resultate  Neid  und  Missstimmung  der 
Beamten  anderer  Verwaitungszweige  erregten  oder  erregen 
konnten; 

12.  A.  Bord,  Pianofort^fabrik  in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  35;  Bulletin  de  la  participatlon  au.x  b^nefices  1882 
04  f.;  Fougerousöc.  Patnuis  et  Ouvricrs  de  Paris,  1880,  S.  in:  Enquete 
Bd.  II  S.  211)— 220.  r>\l  f.:  auch  S.  Taylor,  l^rofit-Sharing  S.  30  f.  157  f.').,) 

Herr  Bord  besitzt  eine  Pianofortefabrik  in  Paris  mit  tMnern  (te.«ch;ifts- 
Icapital  vor»  2  Millionen  Fr.  Die  Fabrikation  ist  {aaI  ausschliesslich  auf  den 
Export  berechnet.  TägÜch  wurden  12,  im  Jahre  1883  in  Folge  der  starkeo 
<leutschen  Konkurrenz  nur  10  Piinios  beigestellt.  Der  Vorrath  an  fertigen 
loatrumenten  bezifferte  sich  in  der  Kegel  aut  7uO,  1883  auf  3~4uu.  Im 
Jahre  1882  hat  die  Fabrik  ihr  SOOOOstes  Pianoforte  Tollendel. 

Die  Fabrik  beschäftigt  320-800  Arbeifer,  die  Lelirlinge  und  Hilfs- 
arbeiter mit  einbegritfen.  Unter  der  Arbeiterschaft  behuden  sich  viele 
gelernte  Arbeiter.  Die  besten  sind  diejenigen,  welche  die  Tisclilerei  er- 
lernt haben.  Diese  werden  anfangs  damit  beschäftigt,  die  Bekleidung 
(Ciii^se)  des  Pianoforte  her/iistellen .  und  erst  allmählich  werden  ihnen 
«ehwierigere  Arbeiten  übertragen.  Es  gicbt  indessen  auch  Arbeiter,  welche 


^)  S.  Trtylor  gründet  seine  Darstellung  vesentlich  auf  die  Übrigen 

oben  genannten  Quellen. 
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vüu  Haus€  aus  in  der  Piasofortcfabrikatioii  gearbeitet  haiben,  und  so  bat 
Herr  Bord  auch  Lehrlinge,  dif  Söhne  soiner  Arbeiter. 

Die  Arbeiter  sind  rast  durchwog  im  iSl^icklohn  angestellt.  Der  ge> 
iv^Sfanliehe  StfieklObaer  verdient  5-7  FV.  den  lag,  der  aasgeeeichnete- 
bringt  es  bis  auf  10  Fr. 

„Sofern  bei  der  Veränderung  der  Fabrikation  Veränderung  der  Löhnc- 
eintrcteii  sollte,  werden  5  Arbeiter  zur  Berathuna;  über  die  Lohnhöhe 
gewählt.  Sonst  baben  die  Arbeiter  keine  Einwirkung  auf  Leitung  de» 
Etablissements." 

Im  Jahre  l^u.j  wurde  Gewionbetheiligung^  eingeführt  und  zwar  ur- 
sprüngUcb  in  folgender  Form.  Herr  Bord  Terztnate  sieb  sein  Kapital  mit 

10  Prozent  und  vertheilte  den  dann  verbleibenden  Ucberschuss  zwiacbe» 
pich  und  seinen  Arbeitern  nach  dem  Verhältniss  der  von  ihm  bezogenen- 
Zinsen  zu  den  lui  diese  gezahlten  Löhnen.  Mitte  der  Tuer  .fahre  jedoch^ 
als  die  Geschiifte  nicht  eben  glänzende  waren,  verxiclitete  Herr  Bord 
auf  seinen  Gewinnantheil  und  behielt  j^ich  nur  einen  Kapifal/.ins  von 
10  Prozent  vor.  im  Jahre  ltib2  endlich  setzte  er,  unter  dem  Drucke  der 
deutseben  Konkurrenz,  sdnen  Kapitalzins  auf  5  Prozent  herab  and  be- 
anspruchte  weiter  nuhtp.  Diese  Reduktion  zu  Gunsten  des  Personals- 
geschnh  aup:;enjichpinlich  deshalb,  um  den  Anf*pnm,  den  die  Grewinn- 
bctheiligung  auf  die  Arbeiter  ausübte,  nii  ht  /.ii  mindern. 

Die  vcrtheilunp  des  Gewinnes  unter  die  berechtigten  Arbeiter  erfolgt 
nach  Maassgabe  ihrer  Jahreslühne.  Berechtigt  zum  Empfang  eines  solchen 
QewiunantbeUs  ist  jeder,  der  ü  Monate  vor  lieclmungsabficbluas,  das  ist 
in  der  Zeit  TOm  1.  Oktober  bis  zum  1.  Mfirz,  im  GeacnSfl  gearbeitet  bat. 

Eine  Tveebnun^ontrole  findet  durch  die  6 — ^7  Werkmeister  dea- 
Hauses  statt. 

Die  Höhe  der  Gewiimautheile  während  der  Jahre  1866 — 1882  und 
die  Lohnsteigerung,  welche  dieselben  aUJiihilich  rqprXaentirten,  zeigt  di» 
nachstehende  Tabelle: 


Jahr 


Bonus 


Verbält- 

niss  des 
Bonus  zu 
<k'n 


Jahr 


Bonus 


Verhält- 
niss  des 
Bonus  zu 

Löhnen 


1M66 

16  186  Fr. 

14  C. 

9,40 

»0 

1875 

121  209  Fr. 

so 

22  o/o 

1867 

38  237  „ 

10  ., 

17 

n 

1876 

112  460  . 

4'. 

20  . 

1868 

29  286  „ 

40  „ 

12,86 
20 

n 

1N77 

103  529  „ 

55 

n 

it: 

1869 

47  299  „ 

n 

1878, 

j   94  619  . 

10 

n 

lo  „ 

1870  j 

47  170  „ 

0.5 : 

18 

ii 

'  18791 

71855  „ 

95 

?» 

12  . 

1872 

ö5  367 

60  „ 

15 

n 

1>S0 

80  703  „ 

45 

n 

16  „ 

1873 

es  494 

40  „ 

20 

!  101  355 

« 

1^  n 

1574 

i 

?<8  084  „ 

1 

9S  „ 

20 

fi 

1 

1882, 

1  1 

1  130  123  „ 

95 

n 

20  „ 

1218082  Fr.  00  C. 


ilerr  Bord  erklärt  sich  mit  den  Wirkungen  seiner  Gewinnbetheilignng^ 
zufrieden.    Dieselbe  habe 

1.  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  gefesselt  und 
2*  von  Ausständen  abgehalten. 

In  Kürze:  Exportgewerbe,  in  welchem  die  Geschicklich- 
keit der  beschliftiglcn  Arbeiter  von  grosser  Bedeutung  ist. 
Der  Fleiss  derselben  ist  durch  Stiieklöliriung  bereits  irp'^iebort: 
Veränderung  der  btUcksätzo  bei  Veränderung  der  KonjunJitur 
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nur  unter  Zuziehung  von  Delegirten  der  Arbeiter.  Gewinn- 
betheiliguDg  eines  jeden  Arbeiters  nach  Maassgabe  des  von  ihm 
bezogenen  Lohnes.  Der  Bonus  steht  einem  Jeden  sofort  am 
JahresRchluss  zur  Verfügung.  Die  ausgezahlten  Gewinnan- 
theiic  waren  beträchtlicii.  Resultat :  SloTi<'ninfr  der  n(>t!ntrcn 
Anzahl  geschickter  Arbeiter  und  Jd  uuhaitung  derselben  von 
Ausstünden. 

13.  Manutucture  de  Poteries  de  Nyon,  societe  anonyme,  Kan- 
ton Waadt. 

(Bühmert  Nr,  27.) 

„Die  Poreellanfkbnk  zu  Nyon  in  der  Schwds  hatte  im  ÄB&ngo 

dieses  Jalirlmudcrte  einen  gewissen  Ruf.  Einige  der  besten  Arbeiter  von 
Sevres  hatton  bich  1793  nach  Nyon  geflüchtet  und  hatten  au^gezeiclinet 
leine  W  aiire  gefertigt,  welche  noch  jetzt  von  Kunstkennern  sein:  gesucht 
ist.  Aber  nach  gin^'  das  GescAüft  in  Folge  venchiedener  Ursachen 
zurück.  Um  O  häiKlc,  Uefen  u.  s.  w.  tu  licimtzen,  machte  man  von 
nun  an  nur  Huii>porzeilaD.  Bis  lööO  wurde  das  Geschäft  in  kleinem 
MaasBStabe  heCrieben.  Damals  wollte  der  Chef  es  ver^ösaem.  Er  bildete 
daher  eine  Aktienj.,'o.'*cll8chaft,  nm  die  nöthigen  Kapitalien  zu  erhalten, 
und  verschuldete  überdies  noch  stark  die  Fabrik.  Die  Mulilen  zum 
Mahlen  der  Stoße,  die  Oeleu  und  der  sonstige  ßetrieb  wurde  ftusgezeichnet 
gnt  und  schön  eingerichtet  aber  es  fehlte  an  Ordnung  und  praktischem 
Sinn  in  der  Direktton.  Der  Chef  starb  und  non  kam  die  Fabrik  noch 
mehr  zurück.*' 

In  Folge  dieser  Ereignisse  war  der  Kors  der  Aktien  sehr  ffseanken 

und  man  war  Im  Jalire  ls'69  nahe  daran,  zur  Lifiuidafion  dc^  Geschäfts 
zu  schreiten.  Diesem  Vorhaben  widerriet  Ii  aber  energisch  einer  der 
Aktionäre,  der  Gutsbesitzer  Eu^'tn  Kisler.  Herr  Risler  wurde  daraufhin 
zum  Mitglied  und  dann  sogar  zum  l'räsidenten  des  Vevwaltnngsraths  ge* 
wählt.  Es  gelang  zunSchst.  der  Fabrik  Kredit  zu  verschafi'en.  Sodann 
suchte  Herr  Kisler  sowohl  auf  andere  Weise,  als  dadurch  die  Geschäfts- 
kosten zu  verringern,  daas  er  den  in  der  Fabrik  beschäftigten  Stfiekarbdtem 
eine  Vermindennig  ihres  Lufmr  tun  Prozent  vorschlug.  DafUr  sollten 
dieselben  von  jedem  lausend  Frauken  Keingewinn  über  4  Prozent  Zins 
dea  Aktienkapitals  30  C.  mehr  für  je  100  Fr.,  die  sie  iu  Zahlung  erhalten 
h&tten,  beziehen.  Die  Arbeitsr  mnssten  wold  oder  übel  daiein  willigen, 
da  sie  sonst  ihre  Arbeit  ganz  verloren  hätten. 

Dies  ff^hah  indess  nicht  zu  ihrem  ödtuuien.  Denn  m^hon  am  Ende 
des  ersten  Jahres  1870/71  konnten  ihnen  im  Bcmos  ongeffthr  jene  5  Pro- 
zent wiederer?t;itt'-t  werden  und  im  Jahre  1878  besogea  sie  bereits  um 
10  Frojsent  hühcre  Löhne  als  früher. 

Die  Fabrik  blühte  wieder  auf. 

Im  Jahre  1877,  au^  weichem  die  letzten  Naclmehten  datiren^  be- 
schäftigte tWv  Firma  10  Arlu  itcr  und  zwar  20  Arbeiter  bezw.  Arbeitennnen 
im  Taglohn  und  12  Arbeiter  im  iStUcklohn  nebst  8  Gehilfen;  eine  jede 
Gruppe  von  8  Btfiduurbdtem  hatte  2  Gehilfen.  IXe  Arb^tsUfline  maenten 
ein  Drittel  des  Gesammtwerthes  der  Produktion  ans  and  stdlten  den 
sechsten  Theil  des  Anlagekapitals  dar. 

Berechtigt  zur  Theilnahme  am  Reingewinn  sind  alle  Stficklöhner 
imd  alle  Tagearbeiter,  welche  mehr  als  ein  Jahr  in  der  Fabrik  thätig 
gewesen  sino.  Eine  Ausnahme  davon  machen  die  jungen  Leute  imd  die- 
jenigen Arbeiter,  welche  je  nach  der  Qualität  der  fabrizirten  Waare  eine 
wöchentliche  Gratifikation  beriehen.  Der  Gewinnantheil  der  Arbeiter 
berechnet  sich  in  der  oben  angegebenen  Weise. 

Bis  W6  inkl.  wurden  den  Arbeitern  13 136  Fr.  als  lionus  vertheilt. 
1870  betrag  deiselbe  10  Prosent  des  Remgewinns  und  7  Prosent  der  Ar- 
beitsldbne; 
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Seine  nunmehrige  Blüte  hat  das  Geschäft  vor  allen  IHngen  der 
tfichtigen  Leitung  zu  danken,  sodann  aber  anch,  wie  Herr  Rialer  oemerkti 
dem  Gewinnbethciligungssysteme. 

1.  Dasselbe  erwies  eii-h  als  ein  wichtig  Enriehungs-  und  Sehnte- 
mittel  L^pp-onühor  einar  nndisjsijilinirten  und  intere??;pln^en  Arbeiterschaft. 
„Eä  bildete  sich  eine  OrdmiDg  und  Disziplin,  die  in  der  Fabhk  noch  nie 
gesehen  war  und  die  im  Waadtlande  eehr  «elt«i  sein  soll.^ 

2.  Die  Gcwinnbcthetligung  hat  das  gänzliche  Aufhören  der  früher 
regolrnä>*<*!f,'('n  und  bedeut«^iiafa  Waarendiebetähie  bewirkt,  in  Folge  der 
Mitwirkung  der  Arbeiter  bei  der  Kontrole. 

3.  Die  Arbdter  hal)en  sich  anch  in  Zeiten  von  ArbeilBeinstellitngen 
in  der  ünigegend  von  Ausständen  femgehalten. 

Es  erhellt :  Eine  früher  blühenrle  kunstgewerbliche  An- 
stalt ist  in  Folge  schleclitpr  Leitung  und  Di8ziplinlosiii:kcit  der 
Arbeiter  hemntergekonjuiun.  Um  fortbestehen  zu  können, 
ist  eine  gutwillige  Zustiniinung  der  Arl)eiter  zur  Herabsetzung 
ihres  Stiicklobus  notiiweudig.  Ein  neuer  Leiter  führt  üewinn- 
betheiligung  ein.  Folge:  Die  geringeren  Stückatttee  werden 
gutwillig  angenommen,  Ordnung  und  Disziplin  wird  Jieigestellt, 
die  Veruntreuungen  nehmen  ein  Ende,  ArDeitaeinatellnngen  zu 
Zwecken  der  Lohnsteigerung  bleiben  aus.  Vermehrung  von 
Fleins  und  Sorgfalt  nicht  berichtet:  dabei  ist  aber  nicnt  zu 
vejQ/Psen,  dass  da,  wo  es  besonders  auf  die  Quantität  der 
Arbeit  ankommt,  Stücklöhnun^  besteht  und  dass,  wo  die  Qua- 
lität der  Produkte  vorzüglicii  in  Frage  steht,  hieriUr  schon 
durch  Güteprämien  ausreichend  gesorgt  ist. 

14.    Buchdruckerei  und  Buchhandlung  von  A.  Chaix  &  Cie. 

in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  69;  ünquöte  Bd.  11  S.  04— ICM).  535;  S.  Taylor  8.  50. 
164^);  Arbeitfltfreund  von  1879  S.  827-845.*);  Bolletin  de  la  participation 
aux  bi^n^fices  1880  8.  149,  1881  8.  56-61,  18^2  6,  66-70,  1888  S.  81  f., 

Ibö4  S.  IV-VI.) 

Die  Zentralbuchdruckerei  und  -  bQehbanüiuug  für  die  Eisenbahnen 
von  A  Chaix  &  Cie.  in  Paris  I>esteht  eeit  1845  >).  Sie  beeehftftigle  im 
Jahre  1S^4  ungefähr  1200  Arbeiter,  djirunter  120  Frauen  im  Kro^ehiren 
und  150  Kinder.  In  der  Buchhandlung  sind  verhältnissmäseig  nur  wenige 
Personen  beschäftigt;  der  Uaoptabeatc  findet  im  grossen  statt. 

In  diesem  HiesenetabUssement  —  das  sich  übrigens  durch  eine  Reihe 
musterhafter  Wohlfiabrtseiniichtungen  auaaeicbnet  —  sind  seit  dem  Jahre 


*)  S.  Taylor  hat  im  Frühjahr  1*<'^2  dem  Hause  Chaix  einen  Besuch 
abgestattet  und  kenut  daher  dessen  Einrichtaugeu  au8  eigener  Anschauung. 

*)  Die  Darstellung  der  Einrichtungen  des  Haoses  Chaix  im  Arbeiter^ 
freund  beruht  theils  auf  den  eigenen  Anr^chauungen  des  unter  der 
Chi^  Ii.  i^chrcibcudeu  Keferenten,  theils  auf  der  von  Herrn  Chaix  1878 
henmsgegebenen  Schrift:  ^Historiqne  de  Tlminrimerie  et  de  la  Librairie 
centrale  des  chcmins  de  fer;  oiguusalion  indnstxieUe  et  teonomiqae  de 
cet  Ätablissenient.  Paris.' 

")  Herr  Napoleuu  Chaix,  der  Begründer  des  Geschäfts  und  Vater 
des  ietzigen  Besitzers,  versuchte  bereits  im  Jahre  1848,  zur  Zeit,  da  mater 
Louis  Bmncs  Leitung  das  „Arb<  it  rparlanient"  im  Palais  du  Liixembourg 
tagte,  seine  Arbeiter  mit  10  Prozent  am  Keincewinn  zu  betbeiiiKen.  Der 
Versuch  scheiterte  indess,  da  die  Arbeiter  anmonatliche  Anssablung  des 
Bonus  veriangten,  Herr  «.  Chaix  aber  hierein  nicht  willigte. 


Digitized  by  Google 


VI.  2.  105 

1872  gewisse  Arbeiter  am  Reingewinn  betheiligt.  Es  können  nämlich 
nur  diejeni^u  theiluelimen ,  ^vo|ehe  3  Jahre,  oder  wenn  sie  aus  einem 
'Qeflchäit  mit  GewinDbetheihguun^  kommen,  3  Monate  bei  Chaix  gearbeitet 
^aben.  0ifiMe  Dionstalter  verleiht  indess  kein  abflointes  Recht  auf  Thdl- 
nähme,  sondern  zur  Zulassung  bedarf  es  noeli  dfr  besonderen  Zustimmunfr 
des  Heim  Chats  und  eines  aue  Beamten  und  Arbeitern  gebUdetea  Aut- 
^richtdcoinitees. 

Dieser  ArbeifpTplifr'  werden  allj'ilirli*  Ii  den  Statuten  gemäss  15  Pro- 
ssent  des  Reingewinns  zugewendet  und  unter  die  einzelnen  Berechtigten 
|>T0  rata  ihrer  Lahne  Gehälter  vertheilt.  Die  einzelnen  Antbeile 
4Buid  nicht  sofort  voll  erhebbor.  Vielmehr  greifen  folgende  Regeln  Platz: 

1.  Ein  Drittel  der  Summen  wird  den  Berechtigten  aus  der  Stelte 
baaL'  ausgehändigt. 

2.  Das  zweite  Drittel  wird  auf  Zmtessins  in  einer  fan  Statat  vor- 
gesehenen  Weise  deponirt.  Zum  Geru^^  dieses  Guthabens  gelangen  die 
Einzelnen  erst  bei  ihrem  Austritt  aus  dem  Geschäft,  gleichviel  was  die 
VeraolasRmg  davon  iti 

8.  Das  letzte  Drittel  flieast  in  eine  bei  ihrer  Gründung  im  Jahre 
1^72  mit  oinem  Stiftungsfonds  von  52000  Fr.  verselirno  Altersvcrsorgungs- 
kasse.  Aus  dieser  Kasse  erhält  der  Berechtigte,  sobald  er  «ein  20.  Dienst- 
Jahr  (»der  tbis  60.  Lebensjahr  vollendet  hat,  eine  Jahresrente. 

T>i0  Posten  nd  *2  und  3  werd(;n  bis  zu  ihrer  Liquidation  n)it  4  Pro- 
zent verzinst  Von  beiden  haben  die  Arbeiter  selbst  nur  den  Niessbraucb, 
wllhrend  die  Kapitalien  iliren  Familien  zufallen.  Sind  sie  indess  unrer- 
iieinithet,  so  erhalten  sie  eine  Leibrente. 

Im  Jahre  1884  waren  3(5'^  Angestellte  und  Arbeiter  antheilsberechtigt. 

Die  während  der  12  Jahre  des  Bestehens  der  Gewinnbetheiligung 
für  die  Arbeiter  vom  Reingewinn  enthobenen  Antbeile  errdebten  am 
81.  Dezember  188S  die  Summe  vfn  719589  Fr.  90  C.  Dieser  Betrap-  ^^tellt 
«ine  durchschnittliche  Lohnerhöhung  von  7Vt  Prozent  för  die  Bethei- 
ligten  dar^). 

Ueber  die  wirtb.HcbaftHcben  Resultate  der  Gewinnbetheiligung  fUr 
das  Geschäft  ejmcht  sich  der  Inhaber  sehr  befriedigt  aus.    Er  rühmt 
den  grösseren  iüfcr  und  das  lebhaftere  Interesse  der  Arbeiter  und  hebt 
.  beivor: 

1.  die  schnellere  und 

2.  die  sorgfaltigere  AuslUhruug  der  Arbeiten, 

8.  die  grossere  Spanamkeit  des  Personals,  welche  allerdings  manch- 
mal in  einer  etwas  Kleinliehen  und  phunpen  Weise  Ausdruck  findet. 
Einem  Verleger  hatte  num  z.  B.  mehrmals  Probedrucke  in  demselben 
Umschlage  zugestellt,  und  ab  die&er  iderübcr  eine  Bemerkung  machte, 
antwortete  ihm  der  b«4reffende  Besinte:  »Aber,  wir  haben  ja  Gewinn* 
betheiligun^." 

4.  Die  Arbeiter  wurden  an  das  Geschäft  n^efaaselt  und  von  Aus- 
ständen abgehalten.  Bm  einer  Arbcätselnstellnng  im  Bncbdruckergewerbe 
behufs  Lohnerhöhung  ira  Mär-'  l'^T'-  .  (  i  lies-en  02  Setzer  das  Cnaixsche 
Etablissement.  Aber  darunter  war  nicht  einer  der  am  Gewinn  bethei- 
ligten Arbeiter. 

5.  Endlich  findet  die  Firma  „ihre  €teoacthannff  und  ihren  Vor- 
theil darin,  lang  gedienten  Arbeitern  gegenüber  nicht  mehr  vor  die 
Alternative  gestdlt  zu  sein,  entweder  Pensionen  aus  einem  Fonds,  der 
nicht  Torges^ieii  war,  so  zahlen,  oder  dieLeate  ihre  Lanfbabn  im  Elend 
endigen  zn  sehen*'. 


In  manchen  Jahren  bedeutete  der  Bonus  eine  Lohnerhöhung  von 
10  Prozent;  1882  nur  IV'a  Prozent  in  Folge  der  starken  Konk^rrfiiz, 
welche  insbesondere  die  mit  Monopolrechten  ausgestattete  stautiicüe 
Nationaldrufitoei  (ttber  diese  vgl.  Enqndte  Bd.  U  174  £)  der  Finna 
bereitet  hatte. 
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Also :  Grosses  Unternehmen  mit  qualifizirten  Arbeitern. 
Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  gross.    Höbe  des  Bonus,  der 

vertheilt  wird,  von  mittleroni  Hetrag.  Bonus  zu  ''3  sofort,  zu 
*  3  zwar  nicht  sofort  ausgezahlt,  aber  beim  Austritt  unter  allen 
Umständen  in  Rentenform  disponibel;  das  letzte  Drittel  ia 
eine  Altersrentenkasse  gelegt  und  folglich  nur  zum  Vortheil 
der  Bleibenden.  Das  Kapital  fällt  allein  der  Familie  zu. 
Folglich  Unmittelbarkeit  des  Anreizes,  wenn  auch  nidit  so 
gross  wie  bei  sofortiger  Auszahlung  des  ganzen  Bonus,  so  doch 
grösser  als  da,  wo  beim  Austritt  aus  dem  Geschäft  der  zurtlok- 
behaltene  Bonus  ganz  verfallt.  Die  Aussicht  auf  Altersver- 
sor^nnp:  für  diejenigen,  die  bis  zum  Alter  beschäftigt  werden, 
Beweggrund  zum  Bleiben.  Erfolg :  Steigerunp:  von  Pleiss  und 
Güte  der  Arbeit;  grössere  Sparsamkeit  bei  Verwendung  des 
Materials;  die  Arbeiter  ans  Gescliäft  gefesselt 

15.  K.  Büttner-Thierrry,  Lithograph  in  Paris. 

(EiKiuAte  M.  II  S.  322.1 

üerr  tiiittner^Thierry  gewährt  seit  dem  Jahre  1879  aeiueu  Beamten, 
Werkmeistern  und  Arbeitern  einen  Anfbeil  am  Gewinn.  Derselbe  betrtgt 

1  Prozent  des  IJetrages,  der  sich  nach  Al>zup  der  erlittenen  Verluste,  der 
Zinsen,  der  Kosten  der  Fehlprodukte  und  der  Eiubuspen  am  Material  vom 
Bruttogewinn  ergiebt.  Die  für  Artjeitalöhne  verausgabte  Summe  scheint 
demnac  h  von  dem  Erlös  der  Verlcftiife  bei  der  Berechnung  des  Gewinnes 
für  die  Arbeiter  nicht  in  Abzug  zu  kommen.  Der  Antheil  von  l  Prozent, 
der  den  Arbeitern  zu  Theil  wird,  stellt  sich  demnach  höher,  als  bei  Zu- 
gnmdelegnng  des  rite  bereebneten  Reinertrages. 

Nach  Angaben  des  Herrn  Biittner-Thierr}-  sind  auf  die  Grösse  seines 
Gewinns  nicht  blos  die  Leistungen  der  Arbeiter  von  Eiufluss.  sondern 
auch  wesentlich  die  mehr  oder  minder  glticklichen  Terträge,  welche  die 
flnna  absebHent,  sowie  insbesondere  die  Schwankungen  im  Diskont  der 
von  ihr  aufgenommenen  Kapitalien  und  die  Werthscli wankungen  der  auf 
Lager  betindÜchen  Produkte.  Die  Bedeutung  der  Arbeit  für  die  Höhe 
des  Gewinns  erscheint  demnaeb  als  eine  beschrtolcte,  und  mit  Rücksiebt 
hierauf  wächst  noch  die  Bedeutung  des,  wie  oben  angegeben,  bereebneten 
Gewinns,  der  den  Arbeitern  amährlicb  zu  Tbetl  wird. 

Die  Vertheilnng  der  Gewinnc|QOte  unter  die  Efnselnen  volbsieht 
sich  naeh  festen  Prinzipien  V.'m  Drittel  des  einem  Jeden  zukommenden 
Betrages  wird  ihm  auf  der  Stelle  überantwortet.  Die  übrigen  2  Drittel 
werden  alljährlich  auf  Zinseszius  bei  der  Versichenmgsgepellschatt  „Union" 
niedergelegt  nnd  dienen  dann  als  Kapitalversicherung  auf  Lebensfall.  Sie 
werden  tauig,  wenn  der  Arbeiter  .«^t  in  2i>.  Dienstjahr  bei  Büttner-Thierry 
bezw.  sein  GU.  Leben^ahr  erreicht,  oder  kommen  unmittelbar  nach  seinem 
Tode  seiner  Fran  nnd  seinen  Kindern  zu  gute.  Wer  das  ante  Drittel 
mit  diesen  beiden  verbindet,  irliält  von  der  Firma  eine  Spaifffftmie  von 
5  Prozent.    Nur  4  Leute  haben  hiervon  Gcbrancb  gemacht. 

Die  Zahl  der  Theilnehmer  beträgt  27. 

Der  Qewinnantheil  eneicbte: 

im  Jabie  1880  eine  HObe  von  1  595  Fr.  —  a 

»      »  »      »      »    1206    ,  20  , 

n  »  Jg|2  „  „  »  läSi  »  ^  » 
8        »     *öö8     „        „        n     *■  0*0    *  » 

Summa  .  .   .  6  595  IV.  60  C. 

Als  Wirkungen  der  Gewhmbetbeiligang  fiOr  das  Geaebllft  beMiebnet 
Herr  Büttner-Thieny : 
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1.  Die  Gewinnbetheili^'iuig  hat  ihm  eine  Elite  tüchtiger  Beamten 
und  Arbeiter  verschafft,  welche  mehr  aU  früher  bestrebt  sind,  gut  zu 
produziren.   Demzufolge  ergaben  sich 

2.  beaeere  Ldstongen  nod  sorgfältige  Behandlung  des  anyertrauten 
Hateriale  und 

3.  gute  Beziehunpren  zwischen  Chef  und  Arbeiterschaft;  mterem 
viel  Aerger  und  Arbeitsstreitigkeiten  erspart 

Es  erhellt:  Qualitiziitc  Arbeit  und  werthvolles  Material 
iu  Händen  der  Arbeiter,  Dabei  ein  Geschäftsbetrieb,  fiir 
dessen  Gedeihen  neben  der  Arbdt  Momente ^  auf  welche  der 
Arbeiter  ohne  Einfluss  ist,  grosse  Bedeutung  haben.  Bonns 
theils  sofort»  theils  später  ausgesablt.  Kcsultat:  StcigeruDg 
der  Qualität  und  grössere  Somamkeit  in  Behandlung  des 
Materials.  Femer  Fesselung  der  gewünschten  Arbeiterzahl 
ans  Geschäft. 

16.  Goffinon  &  Barbas,  neuerdings  Barbas,  Tassart  &  Balas, 
Bleigiesserei  und  Dachdeckerei  in  Paris. 

(Enquete  Bd.  n  204.  546;  Balletin  de  la  particlpatiou  aux  bentfces 
tome  III  1881  S.  146,  tome  VI  1884  S.  U7— ld6,  tome  VII  premi&re 
UviaiBou  1885  33.) 

Die  Finna  Goffinon  &  Barbas  in  Paris  hat  eine  Fabrik  ftir  Bleiar- 
beiten, Dachdeckerei  und  eine  besondere  Werkstätte  fiir  hygienische  Ap- 
parate. Die  Zahl  ihrer  Arbeiter  beträgt  120,  darunter  betindeu  sich  fol- 
gende Spezialitäten:  Dachdecker,  Zinn-  und  Bleipiesser,  Drechsler,  Hahn- 
mnelinr  Justirer  u.  s.  w.  IMe  Arbeiter  wenl'  u  tliriis  im  Tageluhii,  theils  im 
Akkordlohn  beschäftigt.  An  Lohn  empfangen  sie,  je  nach  ihrer  Fähig- 
keit, 8,75  FV.  bis  9,50  Fr.  Die  Lehrlinee  erhalten  za  Anfang  2  Fr. 

Seit  dem  Jahre  1872  werden  die  Arbeiter  des  Geschäfts  am  Gewinn 
betheiligt.  5  Prozent  des  alljährlichen  Reinertrages  —  nach  Vorweg- 
nahme v«in  10  Prozent  für  den  Reservefonds  (seit  1880)  —  werden  für 
das  Personal  ausgesetzt  und  unter  die  einzelnen  Berechtigten  h  k  Ii  Maass» 

fabe  ihrer  Löhne  bezw.  Gehälter  vertheilt;  dabei  i'rlialten  die  Akkordar- 
eiter  den  Betrag  eines  gewöhnlichen  Ta^elohns  angerechnet,  da  sie 
anderenfalls  noch  die  Arbeit,  welche  sie  oareh  HiUsnrb^ter  Terrichten 
lassen,  in  ihrem  Luhne  in  Anschlag  brin<;en  und  ttch  so  änen  ungebuhr* 
Uch  grossen  Gewinnantheil  verschätzen  könnten. 

Die  Gewinnantheile  werden  nicht  voll,  sondem  nur  zur  Hälfte  un- 
mittelbar nach  Reehnungsabschluss  auegezahlt  Die  anderen  Hälften 
werden  jedem  einzelnen  Tterechti|^ten  auf  ein  Separatkonto  gutgeschrieben 
und  mit  5  Prozent  verzinst.  Die  so  kapitalisirten  Beträge  sind  unüber- 
tragbar imd  nnantastbar.  Sie  können  erst  dann  erhoben  werden,  wenn 
der  Kontoinhaber  .«ein  20.  Dienst  jähr  in  der  Fabrik  oder  sein  ."0.  Lebens- 
jahr erreicht  hat  Bis  dahin  verbleiben  die  Summen  im  Geschäft  ange- 
legt, können  aber  auch  nach  Beschluss  der  Generalversammlung  bei 
einer  Versicherunf^gesellschaft,  bei  einer  Kredit^esellsehaft  oder  bei  einer 
öftentlichen  Staatskasse  auf  Verlangen  der  Arbeiter  deponirt  werden.  Die 
Liquidation  hudet  in  einer  durch  aas  Statut  vorgeschriebenen  Weis«  statt 
Die  Guthaben  dienen  dasn»  dem  Kontoinhaber  nnd  evenl  seiner  Frau 
leben?l;irigHche  Renten  zu  gewähren;  .'^ind  Kinder  vorhanden,  so  hat  der- 
selbe nur  den  Ziusbezug  und  das  Kapital  verbleibt  seiner  Familie. 

Zur  Theilnahme  am  Ucwian  sind  diejenigen  Angestellten  und  Ar- 
beiter berechtigt,  weiche  folgende  Bedingungen  erfaUen: 

1.  Sie  müssen  8  Jahre  im  Geschäft  thätig  gewesen  sein  und  Beweise 
ihres  £ifex8  und  ihrer  QeschieUiehkeit  gegeben  haben. 
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2.  ^^io  ni(i«?pn  lioi  firm  fln  f  ein  gchiiftliches  Gesuch  um  Zulaama^ 
«iiureicheu,  dem  eine  Abechrüt  des  caaier  judiciaire  beiii^ea  mufls. 

8.  Die  PrSfimif  der  moimKflclieB  und  materiell«oi  veirhSItiiiBw  «nd 

insbesondere  der  gewerblichen  BefUhigunff  des  Bewerbers  durch  2  von 
dem  berathenden  Arbeiteraneicluis«  fr  omite  consultatif,  gebildet  durch  die 
beiden  ältesten  Beamten  und  die  5  ältesten  Arbeiter)  emaimte  „Pathen" 
mofls  glücklich  bestanden  sein. 

4.  Auf  V<  bin dos  Arbeitninn^^i  hu-^c-  -juirlit  der  Chff  des  Hau- 
ses alsdann  die  iiewiUigimg  oder  Verweigerung  dt»  Gesuches  bezw.  die  Ver« 
taguog  der  Aufeahme  ans. 

5.  Die  Lehrlinge  des  Hauses  werden  vom  1.  Januar  desjenigen  Jah- 
res an,  in  welchem  sie  ihre  Lehrzeit  beendet  haben,  zur  Theiüiahme  an 
dem  iiouus  zugclasseu. 

Die  sKmmtliehen  Antheilsberechtigten  heissen  participants.  Ausser- 
dem e\fhf  Ph-  noch  sog.  aspirants  participanfc»  '/n  i  inpm  rt-jiimnr  ]i;iitici- 
pant  Kann  mau  auf  Erauchen  nach  liiimouatlicher  1  häügkeit  im  Geschäft 
von  dem  Chef  ernannt  werden.  INe  Vonsüge,  die  ans  dieser  Bniennnnff 
tiiegsen,  bestehen  in  dnii  Ketht  der  Theilnalnne  an  einer  in  der  FabriE 
bestehenden  gegenseitigen  Ullis-  und  Unfall  Versicherungsgesellschaft  und 
in  dem  Bezüge  einer  vuni  Arbeiterausschuss  aus  der  Gewinnanote  be- 
willigten Gratifikation.  Die  aipirants  participants  werden  nach  ErflUlung 
der  oben  genannten  Bedingungen  in  der  Regel  participants. 

Im  Jahre  1883  befanden  sich  unter  den  12U  Beamten  und  Arbeitern 
des  Hanses  58  participants  und  a^irants  participants. 

^Ver  vor  Erreichung  des  20.  Dienstjalires  he/w.  des  50.  Lebensjahres 
die  Fabrik  verlässt  oder  wegen  schwerer  Vergehen  eutlaseieu  wird ,  geht 
des  Anspruchs  auf  sein  Gutnaben  verlustig.  Dieses  wird  dann  unter  die 
übrigen  Posten  vertheilt.  Eine  Ausnahme  hiervon  wird  seit  1880  für  die 
Lehrlinge  gemacht;  ihnen  kann  statutenir'niiäRs  gestattet  werden,  auf  höch- 
stens ein  Jahr  die  Arbeit  in  der  Fabrik  zu  quittiren,  ohne  ihrer  erwor- 
1>enen  Anrechte  Teriustiff  sni  gehen.  Es  hatte  sich  n&nHeh  hwansgesteilt. 
dass  es  ebenso  im  Interep?n  der  Lehrlinge  wie  der  Firma  lag,  das8  jene 
auf  eine  Zeitlang  die  Fabrik  verliessen,  um  ibre  tour  de  France  zu 
machen  und  so  mre  Kenntnisse  zu  vervollständigen  und  ausserdem  aus 
ihrer  Stellung  als  ^gamina"  beranszatieten. 

Eine  Kontrole  über  die  Rechnung?frdirnng  besitzen  die  betheiligten 
Arbeiter  thatsächlich  nicht,  denn  wenn  aucli,  wie  Herr  Barbas  hervor- 
hebt, der  Buchhalter  und  der  Kassirer,  welchen  die  Reehnongsableguug 
obliegt,  gleiclifalls  am  Gewinn  betheiligt  sind,  so  ist  es  doi  h  weni^  wahr- 
scheinlich, dass  diese  den  Arbeitern  einen  Einblick  in  die  Geschäftsver- 
hältnissc  und  die  Rechnimgsfiihrung  gestatten  werden. 

Geniiiss  der  Gewinnbetheiligung  entfielen  während  der  Jahre  1872 
bis  187.'.  700  Fr.  auf  die  berechtigten  Arbeiter.  Dii'  Löhne  beliefen 
sich  in  diesem  Zeitraum  auf  Fr.  65  C.    Demnach  bedeutete  der 

Bonus  durehflehnittlich  eine  Lohnerhöhung  von  10'  ■.>  Prozent  und  der 
zu  sofortiger  Ansasahlung  gelangende  Theil  deaaelben  eine  loleho  von 
5,25  Prozent. 

Der  Erfolg  der  Gewinn  betheilignng  für  das  Unternehmen  ioMert 
«ch  vor  aUem  darin,  dass  dieselbe 

1.  ein  stabiles  Personal  geschaffen  —  ein  Umstand,  welchem  die 
Geschäftsleiter  gros.sen  Werth  beilegen  —  und 

2.  die  Arbiter  von  Ausständen  sarttckffehalten  hat; 

3.  Südann  aber  wurde  aucli  grössere  Sparsamkeit  an  Material  und 
Werkzeugen  bemerkt  Während  man  früher  00—10  UOO  Fr.  jährlich 
anf  die  Abnutsung  nnd  Verlaste  an  Tanwerk,  Leitern  und  Schweüs- 
eisen  rechnete,  ist  dieser  Defekt  auf  5000  gesunken.  .Statt  z.  B.  w'io 
ehedem  ein  kleines  8tUck  Zink  aus  einer  ganzen  Platte  auszusclmeiden, 
suchen  die  Arbeiter  nunmehr  dasselbe  aus  den  Abfällen  zu  gewinuen. 

4.  Endlich  wiid  fiber  gx^Jeaefen  Fleiaa  nnd  groseere  Soigfalt  be- 
vichtet 
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Um  susammensiifassen:  Die  ganze  Art  und  Weise ,  wie 

die  Gkwinnbetheiligung  urganisirt  ist,  ist  darauf  berechnet, 
den  Unternehmern  die  gewünschte  Arbeiteizalil  zu  sichern. 
Jeder  Betheiügte  erhält  Antheil  am  Gewinn  nach  Maassgabe 
seines  Lohns;  aber  nicht  jeder  Arbeiter  wird  betheilif^,  son- 
dern nur  eine  Auswahl  zu?-  Bt-lohnun;^  lür  längere  ausge- 
zeichnete Dienstzeit.  Die  Höhe  des  Bonus  ist  nicht  unerhebhch. 
Kur  die  Hüllte  des  Bonus  wird  unmittelbar  ausgezahlt,  die 
andere  kann  erst  nach  zwanzigjähriger  Dienstzeit  oder  nach 
VoUendung  des  50.  Lebensjahres  ernoben  werden  und  dient 
der  Altersversorgung  wie  event  zur  Ansammlung  eines  Erbes 
ftir  die  Kinder.  Verläset  ein  Arbeiter  vor  zwanzigjähriger 
Dienstzeit  bezw.  vor  Vollendung  des  50.  Lebensjanres  die 
Fabrik,  so  verfallt  «»ein  Guthaben  zu  Gunsten  der  bleibenden 
Arbeiter.  Als  Wirkungen  flcm  entsprechend  in  erster  Linie: 
Fesselung  der  gewünschten  Arbeiterzahl  au  die  Fabrik  und 
Verhütung  von  Arbeitseinstellungen;  ausserdem  werden  ent- 
sprechend der  Höhe  des  unmittelbar  ausgezahlten  Gewinn- 
anthei]s  grdssere  Ersparnisse  an  Idaterial  nnd  Werkzeugen 
und  Steigerung  der  Grösse  nnd  Güte  der  Leistungen  gerUlunt 

17.  Aug.  Godchaux  <fc  Cie.,  Buchdruckerei  und  Verlagsgeschäft 
in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  70;  £nqQ^  Bd.  II  S.  186—139.) 

Das  Gwebifl  rim  Auf;.  GK>dehaiix  ft  Cie.  verfertigt  Schmb-  und 

Zeichfiihucht-r  für  den  Sclmlfrcbraudi  mit  Hilfe  besonderer,  von  Herrn 
Godchaux  erfundener  Ma^cliiuen.  L>ie  Finna  bp?chnftigt  50  Angestellte 
und  Arbeiter  im  Hause ').  Die  TageUihnc  der  Arbeiter  steigen  von  2,50  Fr. 
bis  8  Fr.  Die  Summe  der  Arbeitslöhne  stellt  ungefähr  T'-a  Prozent,  d.  i. 
ein  Dreizehntel,  des  Wcrthes  der  Produkte  dar.  Der  Mascbinenbetrieb 
niuiDit  einen  bedeutenden  Spielraum  eio^;. 

Die  Ffims  führte  am  1.  Januar  1872  Oeinnnbetheiligung  ftir  ihre 
Peainton,  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und  Lelirlin^je  ein.  Als  Hciiingung  für 
die  Theilnahme  am  Gewinn  forderte  sie  nur  einjährige  'l  liiitickeit  im  Ge- 
schäft und  Zugehörigkeit  zu  einer  von  Herrn  Godchaux  gestifteten  gegen- 
sdtigen  tiilfsgesellschaft,  irelehe  ihren  Mitgliedern  insbesondere  Untere 
Stützung  in  Krankheitsfällen  gewährt.  Die  Mitgrliedsehaft  bei  letzterer 
wird  dureh  monatliche  Beiträge  von  8  Fr.  für  Arbeiter,  von  1,50  Fr.  für 
Arbeiterinnen  erworben  AntbdIsbeTeebtiirt  waren  im  Jahre  1888  89 
unter  den       Arln  itni),  also  etwa  *  -  dos  Personals. 

Die  den  Arbeitern  zufallende  Quote  des  Nettogewinns  beträgt  o  Pro- 
zent. Hiervon  wird  die  Hälfte  alljährlich  unter  die  einzelnen  Arbeiter 
nach  Maassgabe  der  bezogenen  Löhne  und  Besoldungen  verthcilt  und  baar 
ausgezahlt.  Die  andere  HfUtte  tliesst  in  sich  ungesondert  In  eine  Alters- 
versorgnngskasse.  Diese  Kasse  dient  dazu,  den  Arbeitern  nach  i:jTeichuug 
eines  Lebensalters  von  55  Jahren  und  einer  Dienstseit  von  20  Jahren 
lebeiJ.-läTiL'^ücliö  Pensif^Tirn  y.u  gewähren.  Die  IV'n.'^ionen  s^ind  fef<t  normirt 
und  betrafen  für  Arbeiter,  die  55  Jahre  alt  sind  und  20  Jahre  im  üc- 
seliäft  gedient  haben,  1000  Fr.   Deijenige  Arbeiter,  welcher  durch  einen 


Ausserdem  werden  noch  200—250  Personen  in  Geilngnissen  im 
Broschüren  verwendet 

*)  »Une  grande  partie  des  afiUres  se  faisant  m^caniquement* 
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im  Geschäft  erlittenen  Unfall  arbeitsunfähig  geworden  ist,  empfangt  gleich- 
falls eine  lehcn^üinff liehe  Ppnsinn,  xmd  zwar  werden  ilnn  je  W  Fr.  für 
iedes  Dienstjahr  als  Pensiou  ungerechnet.  Die  sämmtliehcn  Kenten- 
bezüge  sind  /,u  einem  Viertel  übertragbar  aof  die  Wittwe  und  die  inindei^ 
jährigen  Kinder.  Die  Pensionen  werd^Mi  vun  der  Fii-mn,  welclie  li^rigens 
die  PenaioQakaaae  mit  einem  Stiftungetonda  von  50U0  Fr.  vergehen  uat, 
garantirt 

Während  der  Jahre  1S72  bis  1882  haben  die  antheilabereehtigteu 
Arbeiter  als  Bonns  64  219  Fr.  75  C.  in  Baar  empfangen  und  die  Alters- 
versorgungskassc  besabö  lö83  eiueu  Fonds  von  <s4  34il  Fr.  45  C.  Damit 
haben  die  betheiligten  Arbeiter  während  der  11  Jabre  eine  Lohnstei^emng 
von  durchsehnittlich  21,48  Prozent  erfahren,  die  SummeDt  welelie  in  den  | 
Keservefonds  flössen,  miteinbegriffen. 

IMe  Ibibaber  der  Firma  erl^lftien  ineh  ven  der  ZweckmXsmffkeit  nnd 
Vortheilliaftigkeit  des  {Systems  nbej-zeu^t  und  liehen  als  Wirkung  des- 
selben eine  grössere  Stabilität  der  Arbeiterschaft  hervor.  ICine  Vermeh- 
rung  oder  Verbesserung  der  Produktion  wird  nicht  beriihtet,  ist  aber 
auch  nicht  wahrscheinlich ,  da  der  maschinelle  Betrieb  im  Geschäft  eine 
üiierwiei^nde ,  die  Arbeit  eine  untergeonltiete  Kollc  zu  spielen  scheint 

Es  ergiebt  sich:  Einduss  der  Arbeit  auf  die  Produktion 
nicht  bedeutend.  <  Tf»winnbetheiHgun«jj.  ih«A[s  individuelle  mit  so- 
fortiger Auszahlung  des  Bonus ,  theiis  kollektive  zum  Zweck 
der  Altersversorgung^  die  Altersversorgung  wird  aber  nur  bei 
sehr  langen  Diensten  und  zugleich  hohem  Alter  gewährt. 
GesammtDoniu  ziemlich  booh.  Demzufolge  weder  Steigerang 
des  Fleisaes  noch  der  Qualität  berichtet,  wohl  aber  Fesselung 
der  Arbeiter  an  das  Geschäft. 

18.  L.  Oastd,  Eupferstecherei  und  lithographische  Druckerei  ' 
in  Paris. 

(BBhmert  Nr.  69;  Fougerousae  S.  89.) 

Das  Gesehäft  von  L.  Gastö  betreibt  Kupferstecherei  nnd  lithogra- 

Ehiwhen  Driiek  und  sfellt  Kegister  her.  Es  ist  also  ein  Betrieb  mit  Ar- 
eiteni,  die  auf  einer  Bildungsstufe  steheu,  welche  weit  höher  ist,  als  die 
der  meisten  übrigen  Arbeiterklassen.  In  Folge  dessen  besitzen  dieselben 
Vcratandniss  auch  ftir  fernerli'  l  T  rle  Vortheiie,  wie  sie  Altersversorgung 
und  dergl.  bieten,  ein  Verstandniss,  das  bei  anderen  Arbeitern  eehi  oft  fehlt 
Das  Geseb&ft  alUilt  25-80  Angesteilte,  Arbeiter,  Lehrlinge,  Ge- 
hilfen u.  8.  w.  Die  Arbeitslöhne  ergeben  40  Prosent  des  Werthea  des 
Produktes. 

Die  Eintiihrung  der  Gewinnbetheiligung  datiri  vom  11.  September  | 
1871.   Der  dritte  Theil  des  nach  Abzug  von  lu  Prozent  für  den  Reserve-  i 
fonds  verbleibenden  Hoingewinns  wird  für  die  luM-fchtigten  He.Heiiiiftigten 
des  Hauses  ausgeschieden.    Die  Vcrtheilung  dieses  Drittels  geschieht 
unter  Beriickaichtigung  a)  des  bezogenen  Lohnes  oder  Gehaltee,  b)  der 
Stellung  des  Herechtigten  nach  festen  Xornien.    So  bat  der  Prokurist  | 
des  Hauses  drei  ThcUe,  der  Buchhalter  und  die  Vorsteher  der  Werk- 
stätten Je  zwei,  die  übrigen  Theilnehmer  je  einen  Theil. 

Die  Antheile  werden  nicht  sofort  baar  auagesahlt,  sondern  auf 
Hoparatguthaben  bei  der  Aligfmpinen  VerBieherungsgesellsohaft  in  Paris 
niedcrgel^L  Die  so  kapitahsirten  Beträge  können  von  den  Konto- 
inhabern in  der  Regel  erst  nach  20jährig(u-  Dienatasttt  erbeben  werden. 
Vorlii'r  ist,  abgesehen  von  Todesfall.  F.ntlassung  ndcv  Einziehung  /un\ 
Militär,  eine  gänzliche  oder  theilweise  Liquidirung  der  .Summen  nur 
bei  Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  mit  Genehmigung  des  Herrn  Gastd 
statthaft.  B&.  freiwilligem  Verlaaeen  dea  Dienstes  tntt  mithui  Verlost 
des  Gathabens  ein. 
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Antheilsberecbtigung  verleiht  einjährige  Thfttigkeit  im  Gaet^achen 
Geschäft.    Ausgeschlossen  ?ind  die  Lelirlinge. 

Ein  aua  fiinf  Angeäteiiteu  zuaammengeaetzter ,  theiU  vom  Prinzipal 
«mannter,  theils  v<m  dem  Personal  gewählter  Ausechtiss  soll  den  Cnef 
in  der  Anwendung  nivl  Ausfiilirui)^  der  Betricbsoi  ilmnig  unterstiitzen. 
Auch  soll  jedes  Jahr  dreien  der  .Mitglieder  der  Kechuuugsabeclüuss  zur 
Einsicht  und  Prüfung  vorgelegt  werden. 

An  Gewinnantheilen  fielen  dea  Arbeitern  in  den  5  Jahren  1871—76 
20175  Fr  5  0  zu.    Sie  bedeuteten 

im  Jahre  1871 72  eine  Lobuerböhung  von  7,3^  Prozent 

n  n  1872/73  n  n  n  ^i^^  » 

n  »  1^73 '74  n  n  »  ^^-^'^  n 

^  „  1874/75  „  „  „  9,37  „ 

„  „  187576  „  „  „  7,Ü4  „ 

I..iquidirt  sind  (Ihvou  uur  2  916  Fr.  90  C.  für  solche  Theilnehmer,  welche 
gestorben  oder  entlassen  oder  zum  Militärdienst  eingezogen  sind.  Es 
verliliob  al^  Ende  1876  bei  der  Allgemeinen  VenBicbersDgegeeeUschaft 
eiu  Guthaben  von  17  25S  Fr.  15  C. 

Du  sind  bedeutende  Beträge,  wenn  man  erwägt,  dass  ^eselben 
Einzahlungen  fUr  Altersversorgung  aaratellen. 

Die  Wirkunfreu  der  «Towinnbetheili^unc  blieben  in  diesem  GesdiBft, 
in  dem  es  sich  wesentlich  um  feine  Arbeit.  Lithographie  und  Kupfer* 
stecherei,  liandelt  und  in  dem  die  Kosten  für  die  Arbeitslöhne  einen  80 
beträchtUchen  Theil  1<  -  Wprtlfs  der  Produkte  darstellen,  nicht  aus: 

1.  Die  Gewinubetheiiisung  verschaffte  Herrn  Gastd  tm  tüchtij^es, 
anserlesenes  Personal  und  ueherte  ihm  dessen  StabilitSt.  IMe  weniger 
guten  Elemente  wurden  nach  und  nach  ohne  Anstrengungen  von  Seiten 
des  (^oscbiiftsinhabers,  durch  blosses  natürliches  Drängen  der  ttbrigen 
Arbeiter  auägestossen 

2.  Die  Arbeiter  leisteten  mehr  als  früher;  sie'Jarbeiteten  beeser  and 
«chneller. 

Durch  diese  Erfolge  wurde  Herr  Gast^  in  den  Stand  gesetzt,  Ar- 
b^ten,  4^6  friiber  zu  schwierig  gewesen,  zu  ttbetnehmen  und  mit  Ldcbtig- 
keit  durchzuführen. 

3.  Die  Arbeiter  bewiesen  weit  grC^sserc  Sparsamkeit  bei  Verwen- 
-dung  und  Handhabung  des  Materials.  Ein  recht  drastisches  freispiel 
hiemir  weiss  Herr  A.  ae  Courcj  gelegentlich  seiner  Auasagen  vor  der 
französischen  ausserparlamentansehen  Koramission  zu  berichten").  Vor 
Einführung  der  Glewinnbetheiligung  zerbrachen  die  Gast<^hen  Arbeiter 
Tide  litfac^raphische  Stilne,  von  denen  ein  jeder  etwa  24  Fr.  kostete. 
8eit  1871  kam  eine  soU  he  Nachlässigkeit  nicht  mehr  vor  und  Herr  Gast6 
hörte  eines  Tages,  wie  ein  Arbeiter  den  andern  zurief:  „Zerbrecht  nur 
ja  keine  Steine  mehr,  ein  jeder  kostet  uns  8  (^ranken.'* 

In  Folge  dieser  Wirkungen  ist  die  Arbeit  wohlfdler  geworden  und 
H^  Gast^  vertiert  bei  der  (Jew&hrung  des  Bonus  nicht  nur  nichts,  son- 
'dem  gewinnt  nueh. 

I^e  Besnebungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmeni,  welche 
lange  schwierig  waren,  und  in  Folge  der  Gewinnbetheilignng  v5l%  be- 
friedigende geworden. 

Fassen  -wir  zusammen :  Geschäft,  in  welchem  die  Arl)eiter 
besonderrn  Einflii'??  auf  (hm  Erfolg  haben.  Dabei  stehen  die- 
selben aul  einer  Uiiduugsstufe,  welche  weit  höher  ist,  als  die 

')  Vgl.  auch  die  Mittheilungen  des  Herrn  Alfred  de  Courey:  Ent^m'te 
Bd.  II  8.  77.  Ebenso  das  Bulletin  de  la  paiücipation  aux  b«ueüces 
1881  S.  147. 

s)  Bnqudte  Bd.  II  S.  70. 


Digitized  by  Google 


112 


VI.  2. 


der  mekten  übrigen  ArbeiterklaMen.  In  Folge  dessen  bei 
ihnen  VentiindDiBS  auch  für  fernerli^ende  Yortheile,  wie  sie 
Altersversorgung  und  dergl.  bieten,  ein  Verständniss,  das  bei 
anderen  Arbeitern  oft  fehlt.  Die  Arbeiter  erhalten  Antbeil 
am  Oewinn,  ein  jeder  nack  Maassgabe  des  von  ihm  verdienten 
Lohns;  allein  der  Bonus  wird  nicht  einem  Jeden  sofort  aus- 
gezahlt, sondern  zur  biciiei  uu-i  einer  Aiteraversorguug  für  ihn 
verwendet.  Die  hiezn  flüs&igeu  BetrSge  sind  relativ  bedeu- 
tend. Nach  swanzigjähriger  Dienstedt,  unter  Genehmigung 
der  Firma  auch  frimer,  können  die  bei  der  VerBieherungs- 

feselbohaft  lUr  einen  Jeden  kapitalisirten  Beträfe  baar  er- 
oben  werden,  selbstveistiindlicli  alsdann  unter  \  erzieht  auf 
eine  Altersrente.  Wirkungen:  Vermehrun«^  der  Quantität, 
Steigerung  der  Qualität  der  Produkte,  Verbilligung  der  Pro- 
duktion, Sicherung  eines  Bestandes  tüchtiger  Arbeiter,  gutes 
Einvernehmen  zwischen  Firma  und  Arbeitern. 

19.   Deberny  &  Cie.,  Schriftgiesserei  in  Paris. 

(Enqudte  Bd.  U  S.  112  fi.  537  f.:  Fougeiouase  S.  95  Ü'.;  BulietiD 
de  la  partidpation  anx  b&i^ceB  1880  S.  77.) 

Die  Firma  Deberny  &  Cie.  bescbüttigt  160  Personen,  danmier  70 
Frauen.  Die  Frauen  w  "rden  bauptBÜchlich  in  folgen dpn  Arl>eiten  ange- 
stellt, welche  in  Deutschland  gewobnlich  von  Knaben  verseben  werden: 
IHe  alten  Fhmen,  deren  Aogen  nicht  mdir  schaif  und  deren  Fineper 
nicht  mehr  gelenkig  sind,  besorgen  das  sog.  „Abbrechen'^,  d.  L  ein  Ver- 
fahren, welches  darin  besteht,  die  gegO!*'=one!i  Schriftzpiebon  von  dem 
„AngusB^  oder  „Gusszapt'eu"  zu  befreien.  Aul  diese  Maiupulation  erlulgt 
des  „Abvieren'*  oder  „Abschleifen^  der  Typen  snr  Entfernung  der  „(Jus»« 
nath''  (des  ^Gratlie.s").  Dabei  ist  nöthi^,  dass  mai)  für  ein/.ehie  Letter 
mit  2  Findern  anfasst  und  einen  Schleifsteiu  ungeheuer  rasch  darunter 
vorQbergienen  liast:  es  ist  dies  die  feinste  Arlieit,  die  daram  auch  toh 
jüngeren  Frauen  besorgt  wird.  Die  Bedeutung  der  Maschinenkraft  ivat 
die  Produktion  ist  gering,  die  der  Handarbeit  gross'). 

Die  Arbeitslöhne  werden  alle  ö— Ü  Alouate  durch  eine  Verständigung 
swiscben  Arbeitgehern  und  Arbeitern  festgesetzt 

Der  j;iln!icli»  I'oingewinn  des  Geschäfts  wird  unter  die  Beamten 
und  Arbeiter  einen^eitö  und  die  Firma  andereraeita  nach  dem  Verhältnis 
der  Summe  der  wübrend  des  betreflPenden  Rechnonffsjahrea  ausgezahlten 
O^älter  und  T^hne  zu  dem  Gesohnftskapital  gctheut. 

Die  Gewinnquote  der  Angestellten  und  Arbeiter  wird  pclt  1872  den 
Einzelnen  nii  lit  mehr  sofort  baar  ausfrezahlt.  eondeni  llieaät  nunmehr  in 
gegenseiti;xe  l'nterstätznngskasse.  Miui  bezweckte  damit,  die  Arbeiter 
gegen  die  Folgen  der  Arbeitsunfähigkeit  in  Krankheit  und  im  Alter  zu 
versichern,  was  sie  von  selbst  nicht  thaten.  Diese  Kasse  wird  auaserdcui 
noch  dnreh  r^lmüssige  Lohnabzuge  im  Betrage  von  2  Proxent  gespeist. 
Die  Kasse  ist  das  gemeinsame  und  lebcnslüngfiche  Ki^enthum  ihrer  Mit- 
glieder. Jeder  Beamte  und  Arbeiter  hat  sein  Separatkonto  in  derselben 
und  alljährlich  wird  dein  Guthaben  nach  Maassgabe  seines  seit  Eintritt 
in  das  Geschäft  erworbenen  Lohnes  festgestellt,  d.  h.  alljährlich  wird 
der  Ka^-senhestand  unter  die  f  in  einen  Guthaben  nach  Auuusgabe  der 
von  ihren  Inhabern  verdienten  Löhne  aufgctheilt. 


M  M.  Deberny :  „Chez  nous  il  v  a  peu  de  machiliea  et  beauconp  do 
main>d'oenTTe  partie  preoante.'*  Bulletin  de  la  partidpation  anx  b^neoces 
1881  S.  77. 
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Die  Kaase  erfüllt  folgende  Funktionen: 

1.  Sie  leistet  den  Arbeitem  Yonehtiwe  bis  za  einem  Drittel  ihree 

Guthabens  zu  6  Prozent  Zinsen. 

2.  8ie  gewährt  ihnen  und  ihren  bin t erlassenen  Familien  Unter- 
ftlltznngen  jeder  Art. 

3.  Sir  liefert  den  Arbeitern  eine  Pension  von  ihrem  Ö»j.  Lebensjahre 
ab  nach  7  5uO  ArbeitstAgen  bei  Männern  und  6200  Arbeitstagen  bei 
IVanen.  IMe  EShe  der  Fenrion  richtet  aieh  naeh  dem  Betrage  des  betreffen- 
den Guthabens.  Ee  steht  den  Arbeitern  nach  Erreiehung  des  genannten  2jdft- 
punktes  frei,  aus  dem  Geschäft  auszutreten  und  volle  Pension  zu  ver- 
langen oder  fortzuarbeiten,  eventuell  mit  geringerer  Arbeitazdt,  und  eine 
Tbeilpension  zu  bezieben.  Sobald  pensionirt,  hat  der  Arbeiter  niur  An- 
spruch finf  rlon  I'rzug  der  Penai  ii  im  l  vrrl"  rt  sc'iw  Anrecht  auf  das 
Kapital;  der  TheUpenaion&r  verliert  daß  Anrecht  aui  sein  Guthaben  zu 
der  Qaote,  za  welcher  er  die  Peiuioii  b^eht.  Die  Vollpensionen 
schwanken  bei  d^  Männern  zwischen  1800  und  1800  Franken  und  bei 
den  Frauen  zwischen  500  und  900  Franken.  Arbeiterwittwen  haben  keine 
Ansprüche  auf  eine  Penston,  erhalten  aber  in  der  Kegel  eine  freiwillijg 
gewalirte  Rente.  £in  theils  von  der  Geechäftsleitung  beatoUter»  Üniia 
TOB  den  Arbeitern  orwiihlter  Ausschuss  verwnlfct  dieTvusse. 

Verläset  ein  Beamter  oder  Arbeiter  den  Dienst  des  Hattses,  bevor 
er  das  genannte  Lebens-  und  Dienttaltar  erreidht  hat,  so  verliert  er  je 
nach  der  Länge  seiner  Dienstzeit  sein  Guthaben  entweder  ganz  oder 
zum  Theil.  Der  Abzug,  den  er  erleidet,  schwankt  vow  der  Gesammt- 
sumine,  wenn  er  noch  nicht  900  Arbeitstage  iu  der  Fabnk  zugebracht 
hat,  bis  zu  zwei  Zehntal,  wenn  er  mehr  als  8000  AribeHstage  gearbeitet 
hat.  Da-;  heisst  also:  der  Arbeiter  muss,  um  auch  nur  einen  ^-r'rin2:en 
Theil  seines  Bonus  ausgezahlt  zu  erhalten,  mindestens  Ü  Jahre  dem  Ge- 
aehlift  an^hOrt  haben. 

AuT diese  Weise  waren  1^83  119  der  150  Arbeiter  antheilsberechtigt 

In  der  Zeit  von  1848  bis  l'^72,  bis  zur  Gründung  der  UnterPtntzunps- 
kasse,  wurden  106  509  Fr.  als  Gewinnquote  vertheilt.  Von  1872  bis  1^H2 
hetroff  der  Bonus,  welcher  in  die  Kasse  floss,  im  ganzen  79281  Fr.  4u  C. 
Der  Konus  drr  drei  Jahre  1>'^"'0 — 82  bedeutete  im  Durchschnitt  17  Pro- 
zent des  Keingevranns  and  VI*  Prozent  der  ArbeitBlühne. 

Die  Firma  eABIrt  tob  der  Gewiimhetheiligun^  VorHieile  gezogen 
zu  haben,  die  weit  beträchtlicher  atien ,  ala  die  damit  yerbmidene»  Am- 
gaben.  Hervoxgehoben  wixd; 


Die  Unterstütznugakasae  hatte  am  81.  Deoember  1872 

einen  Fonds  von   68080  65  C. 

Einnahmen  seit  1872:  ' 

Einlagen  d^  Hemi  Deberay   10  588  „  —  „ 

Lohnabzüge   86  593  „  05  „ 

Leihzinsen                                                 S  894  „  40  , 

Zhisen  der  deponirten  Kapitalien   27  440  „  85  „ 

verschie^ane  «Annahmen                             2  354  „  05  . 

Bonus                                             .  .  79  281  „  40  „ 


Sa.:   210241  Fr.  40  C. 

Anwaben  sdt  1872: 

Krankenhilfe   26  792  Vr.  30  C. 

Pensionen   49  805    „   45  „ 

Begräbnisskosten  ...  1  933   „    30  „ 

verschiedene  Ausgaben  3 155    ^   25  ^ 

liqiddirte  Guthaben     .  12445   ^   55  ^ 

94181  Fr.  85  C. 

94181  >  85  , 

Aktiva  am  Sl.  Dwember  1888:  HO  105^.55  0. 
(S5)  Tl.  9.  —  Froassr.  8 
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1.  Die  Gewiunbetheili^uD^  habe  dem  Geschäft  die  besten  Arbeiter 
»■geführt  und  halte  dieselben  fest. 

2.  Die  Arbeiter  würden  zu  sorgfältifferen  Arbeitsletstmigen  auge- 
spornt  —  ein  wichtiges  Moment  „in  emer  Industrie,  in  welcher  es  sehr 
auf  die  Genauigkeit  der  Formen  ankonunf*.  Fehlerhafte  Formen  abid 
in  Folge  dessen  selten. 

9.  Die  Arbeiter  wMen  von  Atustünden  abgehalten.  Sie  liaben 
an  der  lebhaften  ArbeiteeineteUangBbew^gang  von  1882  nicht  Theil  ge- 
nommen. 

Also:  Gewerbel>etrieb,  für  dessen  Gedeilien  es  von  be- 
ßonderer  Wiciitigkeit  ist,  sich  die  nöthige  Zahl  qualifizirter 
Arbeiter  zu  sichern  und  diese  zu  sorgtaltigen  Arbeitsleistun- 
gen zu  veranlassen.  Dem  entsprechend  die  Orfi^anisation  der 
Gewinnbetbeiligung.  Die  Löhne  werden  jedes  haloe  Jahr  durch 
Verständigung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  festgestellt; 
ein  jeder  Arbeiter  erhält  Antheil  am  Gewinn  nach  Maassgabe 
seines  Lohnes.  Allein  der  ihm  zugetbeilte  Bonus  wird  ihm 
nicht  auf  der  Stelle  ausgezahlt.  Er  gelangt  zum  Genuas  des- 
selben nicht  früher,  als  bis  er  das  56.  Lebensjahr  und  zu- 
gleich das  20.  bis  25.  Dieristjahr  erreicht  hat.  Hohe  Straf- 
abzü^e  bei  früherem  Wegzuge.  Auf  diese  Weise  wird  es  er- 
möglicht, den  Arbeitern  im  ^ter  hohe  Pensionen  zu  gewähren. 
Wirkung:  Sicherung  einer  bestimmten  Zahl  t&cbtiger  Arbeiter, 
Fenihaltung  von  Ausständen,  Verbesserung  der  Leistungen. 

20.  Chemische  Fabrik  von  Scheurer  •  Kestner  zu  Thann  im 

Elsass,  Aktiengesellschaft. 

(Böhmert  Nr.  37;  Enquete  II  8.  295  und  S.  558 <);  Ch.  Grad,  L'hi- 
dostrie  de  l'Alsace,  1880,  Bd.  II  S.  311  £«)t) 

Die  chemische  Fabrik  von  S(  heiirfr-Kestner  in  Thann,  MiiUmiisen 
und  Jiellevue  wird  mit  einem  Aktienkapital  von  2500  000  Ft.  betrieben. 
Sie  beschäftigt  350—400  Arbeiter.  Stückarbeit  und  Oruppenakkord  sind 
möglichst  verbreitet.    Die  Arbeitslöhne  betracron  etwa  8(>0  00<'  Fr 

i^eit  1^72  werden  gewisse  Arbeiter  am  (gewinn  betheili^,  nachdem 
sehen  yorher,  vom  Jahre  1858  an,  regelmässig  Dienstpiibnien  m  der  Form 
▼on  bestimmten  Lohnxuschüasen  gestählt  waren.  Alljährlich  werden  nun- 
mehr 10  Prozent  des  Reinertrages  für  diejonipfMi  Arbeiter  ausgesetzt, 
welche  ein  Jahr  ununterbrochen  der  Fabrik  augehurt  haben.  Der  Rein- 
gewinn ergiebt  sich  nach  Abzug  aller  Unkosten,  sowie  von  IG  Prozent  f&r 
den  RcservefoiKis  und  Pro/.nnt  Kapitalzinsen.  Der  Bonu?  von  10  Pro- 
zent dieses  Nettogewinns  wird  unter  die  einzelnen  lierechtigteu  nach  Maasa- 
gäbe  ihrer  JahrwlÖhne  und  ihrer  Dienstzeit  naeh  bestimmten  Piinsijpien 
Tertheilt*)  und  gutgeschrieben.  Die  Betrige,  aof  welche  die  Gntschnften 

')  Die  Fabrik  des  Herrn  Scheuror-Kestner  ist  deutsch,  Herr  Scheurer- 
Kestner  selbst,  der  Schwiegervater  des  Herrn  Jules  Ferr^',  abejr  Franzose. 
Dies  der  Gmnd,  warum  die  Fabrik  zu  Thann  als  einzige  nicht  ftanaO- 
sische  Firma  von  der  französischen  EnquctekommisBion,  gleich  als  wire 
sie  noch  heute  französisch,  vernommen  wird. 

*)  Die  Angaben  des  bekannten  elsässischen  Publizisten  nnd  Fabrik- 
beamten in  Lf^elbach,  Charles  Grad,  bezüglich  der  Fabrik  zu  Thann, 
können,  insofom  üie  die  eines  Kennen  der  eLsSssischen  Industrie  sind,  als 
zuverlässig  gelten. 

*)  Nach  Böhmerts  Ausdrucksweise  8.  13o  u.  1H6  hat  es  den  Aifii*liff{n 
als  ob  der  Bonos,  welchen  die  Arbeiter  alljährlich  erhalten,  fix  wäre  ona 
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lauten»  können  in  der  Re^el  erst  nach  je  drei  Jahrcu  flüssig  gemacht 
werden.  Ausnahmsweise  ist  die  Aiiszalthmq'  v-t  AMnnf  <Heser  Frist  ge- 
stattet, 1)  wenn  der  Betheiligtc  mit  dem  i  tuie  abgeht  oder  das  Etablisse- 
ment verliisät,  2)  wenn  die  delegirten  Verwaltungsräthe  der  GkoeUaehaft 
Ol! er  der  Direktor  die  betreffende  Ausgabe  ab  nütsUch  oder  nothwend^ 
ansehen. 

Im  Zeitraum  von  1872  bis  1882  bat  der  jährliche  Bonos  des  einzelnen 
Arbeiters  durchschnittlich  42,80  Fr.  betragen.  Im  Jahre  1882  erhielten 
45  Arbeiter  Gewinnantheile  von  101 — 350  Fr.,  87  Gewmnantheile  von  51 
bis  100  Fr.  und  die  übrigen  solche  von  25—50  Fr. 

Die  Gewinnbetbeiligmig  hat  wesentlich  dahin  gewirkt,  die  Arbeiter 
an  das  Etablissement  zu  fes&t  In  ind  gute  Beziehungen  der  Firma  zu 
denselben  zu  schaffen.  Herr  Scheurer-Kestner  l^t  auf  dieses  Resultat 
vielen  Werth;  eine  grSisere  StabOitIt  des  Personals  hefbäsalQhreu,  war 
der  Hauptgesicbtspunkt,  welcher  ihn  zur  Anwendung  des  Oratifikations- 
systems  von  1H53— 72  und  zu  der  des  Gewinn Kotheiligiingsprinzips  seit 
1872  leitete.  Die  Gewinnbetbeiligung.  wie  sie  von  Herrn  fecheurer- 
Restner  dnrchg^hrt  wurde,  hatte  den  Vortheil.  die  Arbeiter  zum  Sparen 
anzuhalten;  wenn  der  Arbeiter  aber  erst  ein  ]iri  r  liuiifl-^rt  Franken  ge- 
spart  hat,  so  äussert  sich  Herr  Seheurer-Kestuer,  wird  er  sehr  sparsam, 
und  vielfSsch  sacht  er  dann,  das  Kapital  im  Ankanf  dnes  eigenen  Hauses 
oder  Feldes  anzulegen.  So  ergab  eme  1880  veranstaltete  Erhebung,  dass 
44  Proz^üt  <lor  Arbeiter  Grundeigenthümer  waren.  War  der  Arbeiter 
aber  einuial  Par/.ellenbesitzer,  so  war  er  damit  der  Fabrik  zu  Thann  last 
ebensosehr  gesichert,  wie  durch  das  Mülhänser  System,  welches  Herr 
Scbeurer  Kostner  ;ih  eine  Frtnheitsberaubung  v  nlnnimt. 

Eine  V  ermehrung  des  Fleisses  wie  der  Surgtait  ist  nicht  koustatirt 
w(nden;  auch  wurde  die  HeibeifuhrUDg  Huer  solchen  wenigst«»  nielit  in 
erster  Linie  erstrebt.  Zudem  ist  zu  bedenken,  dass  Einzel-  wie  Grupnen- 
akkord  sehr  verbreitet  imd  eine  Kontrole  der  liorLTcstellten  Fabrikate 
leicht  ist.  Auch  waren  die  Gewinnaniheile ,  wie  aus  Ubi^aMn  erhellt, 
fUr  den  einfachen  Arbeiter  nicht  bedeutend.  .»Höheres  Verstündniss" 
für  dir- ' TfMvnnihf  tliriliLninp.  das  soll  doch  wohl  heissen :  bessore  Wirkung 
der  (iewinnbetheiiiguug  auf  den  Arbeitseifer,  wurde  daher  auch  nur  bei 
den  Werbneisteni  und  eisten  Arbeitern,  welche  höhere  Antbeile  erhielten, 
«tsiett 

Kurz  BosamiDengefiMat:  Vor  allem  von  Wichtigkeit,  einem 

f rossen  und  raschen  Wechsel  des  Arbeiterpersonals  vorzu- 
eugen.  Dabei  meist  Stürklrdinimg.  Pem  entsprechend  Ge- 
winnbetheiiigung  erst  tiir  Arbeiter,  welche  l  Jahr  der  Fabrik 
angehört  haben;  ein  jeder  Arbeiter  erhält  Antheil  nach  MaÄSs- 

tabe  des  von  ihm  verdienten  Luiuiä  und  seiner  Dienstzeit.  In 
er  Reerel  Bonus  erst  nach  dreijähriger  Deponirunfi^  in  der 
Geaehämkawe  fiülig.  WIrknnff:  Die  beabsichtigte  Feeselung 
der  Arbeiter  ans  Oesohäft  wird  erreicht. 


der  für  die  Pramiirung  der  Arbeiter  ausgesetzte  Betrag  von  10  Prozent 
des  jährlichen  Reingewinns  eine  Erhöhung  bezw.  Herabsetzung  erführe, 
je  nachdem  die  durch  jene  festm  Sätse  bcNmepmchte  Summe  den  Betrag 
von  10  Prozent  iih(  rsripj;e  bezw.  nicht  erreichte.  Dann  läge  freilich 
keine  Gewinnbetheiligung  vor,  sondern  das  alte  Gratitikationssvstem  von 
1858—73  wäre  noch  in  Uebung.  Allein  wenn  man  auf  die  Quellen 
B5hmerts,  das  Bulletin  de  la  Soci^tt^  de  Mulhouse  Aoüt  1874  und  den  Ar- 
bciterfreund  1873  S.  103  zurückpreht,  so  erhellt,  dass  diese  Auffassimg 
onriehtig  ist  imd  dass  es  sich  daher,  nur  um  eine  allerdings  unzutrefieude 
Ausdmckswdse  Böhmerts  an  der  genannten  Stelle  handelt  Dies  bestätigt 
£aquMe  Bd.  U  S.  298  u.  800  a.  E. 

8* 
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21.  Allgemeine  VeraicheruDgsgesellsclwft  in  Paris  (Direktor: 
Alfred  de  Conrcy). 

(Bohmert  Nr.  76;  Enqutte  Bd.  II  8.  69  n.  584;  FoogeronsM  S.  71.) 

IXe  Allgemeine  Veraicherungogesellidiaft  i&  FuiB  (Goiqpagnie  d'as- 

surances  gönerales)  umfasst  4  Versicnerungszweige :  See-,  Feuer-,  Lebens- 
und  Uageiversicherunc;.  Sie  besteht  seit  dem  Jahre  1818  und  zählt 
gegenwärtig  ungefähr  250  Anffestellta 

Nachdem  sie  schon  in  (fen  ersten  80  Jahren  ihres  Bestehens  ihren 
Beamten  regelmässig  Gratifikationen  gewährt  hatte,  führte  sie  im  Jahre 
1850  Gewinnbetheihgung  fUr  dieselben  du.  Es  wurde  festgesetzt,  daas 
5  I^sent  des  Reingewmoi  alljährlich  am  31.  Dez.  in  eine  zu  diesem 
Behuf  gegründet<'i  Versorp^ungnKasse  fliessen  sollten.  Die  betreffenden 
Summen  waren  unter  diejenigen  Beamten,  welche  ein  volles  Jahr,  vom 
1,  Januar  bis  zum  81.  Dezenooer,  dem  Oeecbäft  angehörten,  nach  Maass- 
gabe ihres  Jahrcsgehalts  aufzutheilen  und  in  einem  }>parheft  den  Ein- 
zahlen gutzuschreiben.  Ausserdem  empfing  die  Kasse  bei  ihrer  Gründung 
efaie  einmalige  Dotation  von  150  000  fV.,  welche  auf  die  Guthaben  der 
zum  Bonnsemp&ng  ciualifizirten  Beamten  reportirt  wurde.  Die  Gut- 
sdiriften  werden  mit  4  Prozent  verzinst. 

Die  Beamten  sind  zum  Genuss  ihrer  Guthaben  berufen,  wenn  sie 
das  25.  IMenstjahr  oder  ihr  65.  Leben^^r  erreicht  haben,  sei  es  daas 
sie  alsdann  aus  dem  Geschäft  austreten  oder  in  demselben  verbleihen. 
Alsdann  kann  der  Angestellte  verlangen,  entweder,  dass  die  disponible 
Summe  znr  Beerfindung  einet  Rente  —  mit  oder  ohne  Uebergang  an 
seine  Wittwe  o^r  eine  andere  der  Verwaltung  genehme  Person  —  oder  zum 
Ankauf  französischer  Rententitel  oder  französischor  Eisenbahnobligationen 
verwandt  werde.  Diese,  auf  den  Namen  des  betreüenden  Beamten  lauten- 
den Werthpapiere  werden  in  der  Kasse  der  Gesellschaft  bis  zu  seinem  Tode 
aufbewahrt,  um  alsdann  auf  seine  rechtmässigen  Erben  überzugehen.  Eine 
andere  Yerwendune,  insbesondere  Baarauszanlung  des  Guthal^s,  ist  nur 
ausnahmsweise  undf  nur  mit  Genehmigvmg  des  TerwaltungsraUiB  statäiaft, 
und  der  Beamte,  dessen  Konto  liquidirt  wird,  muss  sein  schriftliclics 
Ehrenwort  abgeben,  seine  Dienste  ohne  die  ausdrückliche  und  schriftliche 
Genehmigung  der  Gesellschaft  keiner  anderen  Versicherungsgesellschaft 
widmen  so  wollen.  VerstSast  er  gegen  diese  Verpflichtung,  so  kennen  alle 
Summen,  die  er  empfangen,  mit  den  dafür  auft:;olaufenett  ^»n'WW  m  Gnn> 
steu  der  VersorgungslcalBe  zurückverlangt  werden. 

Stirbt  der  Beiunte  yorErrdchun^  jenes  Termins,  so  wiid  sein  Gut- 
haben erhoben  und  seiner  Wittwe,  semen  Kindern  oder  Verwandten  in 
aufsteigender  Linie  ausgehHndigt.  Im  Falle  völliger  Auflösung  oder 
Liquidation  der  Gesellschaft  <»Uer  wenn  Beamte  ohne  ihr  Verscnulden 
wegen  Yennindemng  des  Personals  oder  wegen  schlechten  Geschifta- 
ganges  entlassen  werden,  sind  die  Konti  der  ortr^^rtenden  Beamten  am 
Tage  ihres  Austritts  zu  reguiiren  und  die  entfallenden  Guthaben  baar  zu 
ihrer  Verftigung  zu  stellen,  welches  aneh  die  Zahl  ihrer  Diens^hre  sdn 
miige. 

In  allen  sonstigen  Fällen  des  früheren  Ausscheidens  cinef  Beamten,  sei 
es  dass  er  freiwillig  austritt  oder  verschuldeter  Weise  seine  Entlassmi^  er- 
hSlt,  verliert  er  jeden  Anspruch  auf  sein  Guthaben  zu  Gunsten  der  ubri- 

fen  ein  Konto  besitzenden  „treuen"  Beamten  Nur  wenn  der  Beamte  in 
ülge  von  Krankheit  vorzeitig  arbeitsunfähig  wird,  kann  der  Yerwaltimgs- 
rath  SU  seinen  Gunsten  über  das  Ganze  oder  über  einen  Theil  aeinea 
Guthabens  verfugen. 

Der  Verwaltungsrath  besitzt  das  Recht,  jederzeit  die  Bestimmungen 
des  in  der  Hauutsache  die  erwähnten  Normen  enthaltenden  Reglements 
umzuändern,  onne  dass  jedoch  die  Veränderungen  rückwirkende  Kraft 
haben  dürfen.  Ans^^erdem  hat  derselbe  sich  ausarückli«  h  die  volle  Frei- 
heit der  Aktion  uud  volle  Autorität  über  sämmtliche  Beamte  der  Gesell- 
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fichaft  vorbehalten,  wie  sie  in  den  i^tatuten  ausgesprochen  ist,  insbeson* 
dere  hinsichtliclt  der  Entla««nnr:^,  ohne  dasa  er  jemau  gebunden  ist,  Motive 
für  seine  Entscbeidimgen  auzugeben. 

Dicf^o  Einrichtungen  hatten  folgende  Wirkungen: 

Den  Heamten  der  Gesellschaft  sind  in  der  Zeit  von  1850  bis  1876 
4  697749  Fr.  gutgeschrieben  worden,  wovon  2  747  116  Fr.  im  Laufe 
•dieser  26  Jahre  zur  Ausfheilang  gelaugten;  1  950  633  Fr.  verblieben  also 
in  der  Kasse. 

Ein  einfacher  Beamter,  dessen  Jahresgehalt  1  500  Fr.  betrug,  bezog 
«ine  aus  den  Gewinnanthcilen  gebildete  Rente  von  1  250  Fr.  Em  Buch- 
lialter,  welcher  nach  Hiähriger  DIensteeit  starb,  hinterHess  ein  Guthaben 
von  12  0'*'^  Fr.  Mit  Hilfe  diese?  sirliortc  ilor  Vrrwt Uuiigsratb  der  Gesell- 
schaft dem  mindeijährigeu  iSohue  des  Buchlialters  eine  Staatsreute  von 
500  Fr.,  deren  NntEniessung  die  Wittwe  erhielt,  und  tibennittette  dieeer 
zur  Deckung  des  grösseren  Theiles  der  Nachlassschnlden  einen  Betrag 
von  ;^'>o<>  Fr,  Einem  höheren  Beamten  wurtie  nach  25  Dienstjahren 
ein  Kapital  von  65  000  Fr.  überwiesen,  so  dass  er  sich  eine  Rente 
Ton  3500  Ft.  sichern  konnte.  Ein  unterer  Kassenbeamter  erwarl)  sich 
nach  25jähriger  Dienstzeit  ein  Vomn"'fr'''ii  vrni  mvhr  als  2  i'OO  Vy.  und 
blieb  im  Dienste,  um  ferner  noch  neben  seinem  ^ewöhnÜcheu  Gehalt 
eine  ErhöIiuiMr  dessellien  um  etwa  20  Prosent  su  bestehen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Die  Erfolge,  welche  der  Gesellschaft  aus  dem  Gewinnbetheiligungs- 
^ttem  7M  TheiT  wurden,  bezeichnet  Herr  Alfred  de  Ooorcy  als  glänsende: 

1.   Die  Beamten  arbeiten  besser. 

8.  Sie  1)e8chweren  sich  nicht  über  UeberbUrdung  und  klagen  nicht, 

-das-  ihrer  zu  wenige  seien.  Im  Geprontheil  wünschen  sie  gar  nir!it  rine 
Yenuehrung  des  Personals,  weiche  eine  Verminderung  der  einzelnen 
Anflicäle  dies  Jahreslwnus  znr  Folge  haben  würde.  Hie  Iconunen  daher 
auch  bei  lebhaften  Ge«?chaft.szeiten  lieber  des  Abends  auf  das  Burean 
und  arbeiten  noch  spät  gegen  eine  kbiine  Entscliädigung. 

8.  Vor  lülem  aber  wenien  die  Angestellten  ans  Geschäft  gefesselt 
Ehedem  kamen  Entlassungsgesuche  häufig  vor,  jetzt  haben  £esell>en 
ÄUfgehort.  Wiilirenc!  f(>nier  frfilier  andere  Gesellschaften,  namentlich  neu 
entstandene,  öfters  der  ail^meineu  Versicherungsgesellschaft  bewährte 
Beamte  durch  das  Verspreenen  höherer  Oeh&lter  abwendig  machten,  er- 
wies sich  das  von  der  Finna  ilurchgefdhrte  GewinnbetheiUgimgssygtem, 
nach  welchem  ein  austretender  Beamter  sein  Guthal>en  verlor,  jus  Damm 
gegen  solche  der  Fmna  uidiebsamen  Vorkomnmisse.  Nur  thatkräfti^a^,  unter- 
nehmende Naturen  seien,  wenn  bessere  Aussichten  lockten,  nicht  in  engeren 
Verliältnissen  bei  iler  Gesellschaft  zurückgehalten,  während  die  „beschei- 
deneren'* und  „furchtsameren"  Leute  blieben.  Herr  Alfred  de  (Jourcy 
«rsShlt  einen  FSall,  in  welchem  tm  ehrgeiziger  junger  Mann  ein  Gutiiab^ 
von  20  0<X)  Fr.  aufgab,  um  den  mit  1-^  OuO  1' r.  d  ithrpii  Divektorposten 
in  einer  anderen  Vei-sichemns^sgesellschaft  zu  ül)emehmen. 

Fassen  wir  zusamnien:  Es  handelt  sich  um  ein  Unter- 
nehmen, das  unter  der  Konkurrenz  anderer  gleichartiger  stark 
zu  leiden  hat.  Diese  Kuukurreuz  machte  »ich  iusbesoudere 
dadurch  geltend,  dass  die  konkurrirenden  Gesellschaften  die 
tüchtigen  Beamten  der  Allgemeinen  Versicfaerangsgeselbcbaft 
an  sich  zo^en.  Damit  aber  entzogen  sie  eineBtheils  dieser  ihr 

SiBchulteB  Personal  und  sicherten  sich  selbst  ein  solches,  ohne 
rerseits  erhebliche  Opfer  zu  bringen,  sodann  gewannen 
sie  mit  dem  Personal  auch  eine  Kenntniss  der  Kund- 
schaft der  Aüfr^iiu  111t  n  Versicherungsgesellschaft  und  damit 
die  Möglichkeit,  durch  günstigere  Versprechungen  die  Kund- 
achaft  von  dieser  weg  zu  sich  hinzulocken.    Die  Gewinnbe- 
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theiligung  ist  eingeführt,  um  diesen  Nachiheilen  zu  beirrnnen. 
Hierzu  war  unentbehrlich,  dass,  wie  hier  durchgetührt ,  der 
Berechtigte  bei  Lebzeiten  über  seinen  Gewinnautheil  über- 
haupt nicht  veriligt,  sondern  nur  über  dessen  Zinsen,  und  das» 
erst  die  Erben  des  Berechtigten  in  den  Vollgenuss  des  An- 
theils  treten.  Dieser  Erfolg  im  grossen  und  ganzen  erreicht» 
Nur  die  tüchtigsten  Naturen  dadurch  nicht  gefesselt;  sie  ga- 
ben ihren  Antbeil  Preis ,  wo  bessere  Aussicht  auf  Vorwärts- 
kommen sich  h'>t.  Dagegen  die  Leute  vom  Mittelschlag  der 
GesellHcltaft  gesichert.  Da  die  Beamten  einer  Versiclierun«:::^- 
gesellöchait  zudem  eine  gewisse  Bildung  besitzen  und  daher 
auch  den  ferner  liegenden  Vortheil  einer  Versorgung  ihres^ 
Alters,  ihrer  Wittwen  und  Waisen  wohl  zu  würdigen  wissen, 
ausserdem  noch  ein  weiterer  Vortheil:  dieser  Sittelsdilafir 
nicht  blos  vom  Uebertritt  zu  Ronkurrenten  abgehalten  und 
der  G^esellschaft  erhalten,  sondern  auch  noch  zur  Steigerung 
seiner  Sorgfalt,  seines  Fleisses  und  seiner  Arbeitsfreudigkeit 
durcli  die  Aussicht  auf  die  zu  erwartende  Gewinnquote  ver- 
mocht. 

22.  H.  vom  Bruck  Söhne:  Seiden-,  Sammt*  und  Sammtband- 

fabrik  in  Krefeld. 

(Böhmert  Nr.  41 

Die  Seidtill-.  ^Huiint-  und  bauuutbandfabrik  von  H.  vom  Brack 
Sohne  in  Krefeld  Whäftigte  in  den  Jahren  1867—74  260O--SO00  Web- 
stühle.   Die  Weber  arbeiten  sämmtllch  in  ihren  eignen  Wohnungen  und 

m\<\  —  dit'  h(n  dioser  haasindustriellen  Fabriknfionsweise  einzig  möfrliche 
LöijnuiiL'smethode  —  im  StUcklohn  angesteUt.  Hiltsindustrien  bctioigen 
das  Fiirl  t>etj,  .Scheeren,  Winden,  Appretiren  u.  s.  w.  der  Stoffe. 

In  diesor  Fabrik  wurde  die  Gcwiiinbetheilignn^;  der  Arliriti^r  im  Jaliro 
lö67  auf  Anrathen  eines  Geächäitstheilbabers,  des  bekannten  preussi- 
sehen  Abgeordneten  L.  F.  Heyffardt,  eingeführt  Die  veisehiedenen  Ge> 
BcbäftBtheilhaber  kamen  unter  sicn  überein,  die  Arbeiter  mir  einem  be- 
8timmtf*ii  Prozentsatz  am  lieingewimi  zu  betheiligen.  Den  Arbeitern  aber 
wurde  von  jenem  l'rozentsatz  inni  der  von  den  Associt^s  unter  einander 
ehlgegangenen  Verbindlichkeit  nichts  Gewisses  bekannt. 

Die  Vertheilnnj^  dieser  Hewinnquote  unter  die  einzelnen  hereiditigteD 
Arbeiter  geschab  gleiclunässig,  ohne  KUcksicht  auf  die  Diens^ahre  und 
die  bezogenen  L0&ie  —  also  pro  Kopf.  Ein  Recht  auf  einen  Antheil 
hatte  jeder  W^ebstuhl,  der  in  dem  betretenden  Kecbnungsjahre  mindestens^ 
8  Monate  lang  für  die  Fabrik  in  'l'hätigkeit  f^ewesen  war-  I  He  Aus- 
zahlung der  (lewinuanthcile  t'aml  indess  erst  am  30.  September  des  fol- 
genden Jahres  statt,  sofern  die  Arbeiter  dann  noch  für  die  Fabrik  be- 
gchäftigt  waren.  I'emnach  mn?sten  die  Arbeiter,  wenn  sie  einen  Gewinn- 
antheil  ausbezahlt  erhalten  wollten,  nicht  blos  sondern  20  Monate  für 
die  Fabrik  arb«tra. 

Diese  Löhnungsmethode  hat  sich  nicht  bewährt.  Herr  Seyffardt  i-^t 
in  seinen  Hofibungen  enttäuscht  und  betrachtet  aut'  Gnmd  peiner  Er- 
fahrungen das  Gewinnbetheiligunt:s.svr^ltin  aJs*  einen  Luxus.  Die  Fort- 
setanng  des  Systems  erscheint  zweifelhaft. 

Per  Misserfolg  erhellt  aus  Folgendem: 

l.  Zwar  spielt  in  dem  Geschäft  der  Herren  H.  vom  Bruck  Söhne 
die  Arbeit  an  und  f&r  sieh  keine  unbedeutende  Kolle,  denn  der  Webe> 

lohn  allt  in  macht  24  Prozent  von  dem  Bnittoeitrücrni-s  d«r  verkiuiftea 
Waaren  au«.   Allein  der  Uescbäftsertrag  wird  iu  diesem  „an  dem  inter- 
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nationalen  Austausch  betheiligten  Fabriketablissement  der  Hausindustrie" 
ganz  wesentlich  von  den  Konjunktaren  des  Weltmarktes,  von  der  ganzen 
La^e  des  Oeeebifftwtandee,  ron  der  Höhe  der  Lebensmittelpreise,  von 
der  Veränderliihkclt  der  M<>d(\  von  dem  schwankenden  Preise  der  Roh- 
btotle  und  Aeluiliehcin  beeintlusst.  Es  ist  daher  leicht  rnögh'ch,  dasf?  in 
Jahren  besonders  tüchtiger  Arbeitsleistungen  der  Ausfall  ein  sehr  unbe- 
friedigender ist,  ja  dass  die  Firma  bedeutende  Verlnste  erleidet;  vfthrend 
umgeKehrt  In  Jahren,  in  denen  die  Arbeitsleist un^^en  wenig  hervorrngende 
waren f  in  Foli;e  günstiger  Verhältnisse  der  Geschäftsgewinn  recht  be- 
trScbtlieb  edn  lann. 

2.  Die  Weber  emjtfingeu  Stucklohn  und  wurden  duif  Ii  ili(  ='  ri  schon 
zum  grösstmöglichen  Fieisse  angesporat.  Eine  Jjtei^eruug  Ihres  Arbeits- 
eifers war  daher  ausgeschlossen  und  dies  um  so  uiehr,  als  sie  nicht  nach 
Maassgabe  ihres  Lohnes  (d.  i.  ihrer  Leistung)  an  der  für  me  ausgesetzten 
Gewinnquote  Antheil  erhielten,  sondern  pro  Kojif. 

8.  Der  den  Arbeitern  bestimmte  i^ozeutsatz  war  kein  bedeutender, 
wie  Herr  SeyfBudt  selbrt  aussagt  £Ke  den  £inselnen  gewSbrten  An- 
theile  konnten  daher  auch  nnr  gering  sein.  Es  gelangten  zur  Ver> 
theilnng 

im  Jahre  1S6>!  als  Bonus    8  625  Mark  bei  \'^S2  Tbcühabem 
„       „     mo  ,      ,      21987     „      ,  2170 
n      n     1^'"         n      1^020     ,      ,   2252  „ 
,      ,     1871  13  536     ,      ,  2391 

.     1'^72  ^      „      4:^oas     ^      ,  ? 

In  den  Jahren  1873 — 77  wurde  nichts  vertheilt,  da  in  den  3  ersten  Jahr«k 
rieh  Kajntalveriuste  ei^ben  und  in  den  bdden  letzteren  der  Gewinn  zur 

Deckung  dieser  Verluste  Verwendung  finden  musste.  —  Auf  den  Einzel- 
nen kamen  also,  wenn  überhaupt  etwas,  nur  wenige  Mark.  Im  Jahre  1^70 
bedeutete  der  Bouus  eine  Lonnerhühung  von  1,2  Prozent,  1871  eine 
solche  von  1  Prozent  und  in  dem  günstigsten  Jahr  1 872  —  zur  Zeit  des 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Aufschwungs  —  eine  Lohnsteigerung  von 
blos  2,7  f^zent.  Dass  die  Aussicht  auf^  solche  gerin^it%igea  Summen 
^e  Arbeiter  nidtt  so  höherem  Fieiss  oder  m  grSsswer  Sorgalt  an^tomen 
oder  zum  Ausharren  beim  Geschäft,  auch  nur  während  20  Monate  — 
d:  r  V^>rHnsf:etzung  zum  Erwerb  des  Bonus  — ,  veranlassen  konnte,  Hegt 
aui  der  iiand. 

•;.  Schliesslich  ist  zu  bemerken,  allein  die  Thatsache,  dass  den  Ar- 
beitern überhaupt  nicht  mitgetlitnlt  wurde,  es  solle  eine  reguläre  Bettif  i- 
ligttug  der  Arbeiter  am  Reingewinn  nach  feststehenden  Prozentsätzen  statt- 
finden, hStte  ansgerdcbt;  dieses  Lohnsystem  sdner  Bedentnng  als  Reiz- 
mittel zu  berauben. 

Nach  alledem  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Gewinn- 
betheiligungsversuch  zu  Enttäuschungen  führte  und  Herr  Seyifardt  von 
dem  unglücklichen  Ausfall  desselben  abstrahixend,  die  Oewinnbetheilignng 
als  einen  „Lujcus"  betrachtet. 

In  Kürze:  Gewerbebetrieb,  au?'  des'^en  Erfolg  wechselnde 
Konjunkturen,  denen  der  Arbeiter  iremd  ist,  den  hervorragend- 
sten Einfluss  haben.  Ausserdem  Gewinnbetheiiigung  in  einer 
Weiße  durchgeführt,  dass  sie  jeder  Wirkung  als  Keizmittel 
entbehren  musste:  die  Arbeiter  wissen  nicht  einmal,  dass  eine 
Gewinnbetheiiigung  nach  featen  Prosenteätsen  stattfindet;  sie 
eind  durch  Stücklöhnnog  bereits  zum  grösstniöglichen  Fieiss 
angespornt,  während  der  Bonuä  nicht  nach  Maassgabe  des 
Verdienstes,  sondern  unter  alle  gleichmässig  vertheilt  wird; 
der  Bonus  endlich  ist  unbedeutend  und  verhttitnissmässig  sehr 
spät  fallig. 
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23.  Mossinofwerke  von  W.  Borchert  jun.  in  Berlin. 

(ßülimert  Nr.  4  ;  Arboiterfrennd  lsg9  S.  l:«  tf. ').) 

Herr  Wilhelm  Burehert  führte  im  Jalure  l.>f>7  iu  sciuer  groäbea 
Hessin grfabrik  zu  Berlin  Gewiimljetheilig^ung  seiner  etwa  70  ilST2  waren 
es  130)  Iteamten  und  Arl  '  it-  r  ein.  Dieselben  sollten  50  Prozent  des 
imch  Abziu;  aller  Uukobteu  sowie  eines  Kapitalzinaee  von  6  Prozent 
vefbletb«Mßn  ReingewIiiiiM  erludtmi. 

Diese  Einrichtung  wurde  nach  fünfjährlpeiu  Bestehen,  nachdem 
70  992  -Mark  imtpv  die  in  der  Fabrik  Jteschiiftigten  während  der  Jahre 
186&— 72  zui  \  ertheiiunc  gelangt  waren,  Aniang"  1672  wieder  aulgehoben. 

Als  Grund  dieser  Ma&ssnahme  giebt  Herr  W.  Borchert  au ,  daas  der 
Bonus  der  Arbeiter  an  Umstände  gc^Knüpft  gewesen  sei ,  auf  welche  sie 
keinen  Kinflum  gehabt  hätten.  £s  sei  sieher  nicht  der  Fehler  der  Arbeit, 
wenigstens  nidif  der  teehnischen ,  wenn  Kupfer,  Zink  oder  Kohlen  m. 
theuer  gekauft,  die  gefertigten  Waaren  zu  wohlfeil  verkauft  und  in  sol- 
chen Fällen  Ucbergchiisse  oder  Gewinne  nicht  erzielt  würden.  Obachon 
jeder  der  nicht  beim  Ein-  oder  Verkauf  bethciligten  Beamten  und  Ar- 
beiter seine  Schuldigkeit  im  Tnllgtcu  Maasae  gethwi  nahen  kOone,  ^o  würde 
er  doch  we^pn  des  mangehiden  Produktionagewinnes  (wovon  auf  den  Bo- 
nos die  Haltte  entialien  solle)  leer  ausgeben  mttssen.  Die  Arbeitslöhne 
betrugen  flbodieSf  wie  Herr  Wölbling  ro  berichten  weiss*),  nnr  8  Ptoaent 
der  belb.stkosten  des  Fabrikates. 

Demgemäss  konnte  Herr  Borchert  nicht  ^eiueu  in  Zitl'eni  erkenn- 
baren vermehrten  Fleis.«,  Sorgfalt  oder  Eifer  der  Arbeiter  konstatiren"". 
Vidmehr  berichtet  derselbe,  -dass  ein  grosser  Theil  namentlich  der  nur 
kürzere  Zeit  im  Geschäft  verbleibenden  .Arbeiter  die  Bonusvertheilung  als 
etwas  in  so  fera^  Zukunft  Liegeudes  und  so  Unbestimmtes  betrachtete, 
daas  aie  ihm  kein  hinlänglicher  Antrieb  war  Entfaltong  eines  Maxinimns 
von  Flei.HS  und  Sorgfalt  wahrend  einct^  i^nnzi  n  ,f.ilir  s  war'\ 

Die  Wirkung  der  Gewinnbetheiliguug  beschränkte  sich  demnach 
darauf,  „dass  Schwierigkeiten ,  Arbeitseinstellungen  ttnd  der^U  vermieden 
wurden  und  dass  ferner  der  Zahl  und  Häufigkeit  nach  weniger  Wechsel 
im  Arbeiternerfonal  einirnt,  als  dies  sonst  geschehen  wäre". 

Diese  Kesultate  allein  aber  entschädigten  Herrn  Borchert  fUr  den 
kostepieligen  Apparat  der  Gewinn betheiligung  nicht  hinlänglich.  Er  gab 
daluT  las-  J^oTin  .«^yRtrtn  auf  und  führte  .^tatt  dessen  Gruppenakkoid  nc\)^t 
Quantuuisprämien  ein.  Eä  werden  jetzt  einer  Anzahl  von  Giessem  am  Ende 
jedes  Monats  die  im  Laufe  desselben  hergestdlten  Gusswaaren,  einer  zwei- 
ten Gmppc  von  Arbeitern  in  gleieher  Weise  die  f<'rtig  gewalzten,  in  das 
Magazin  nl'gfdieferten  Bleche  u.  8.  w.  mit  einem  festen  Einheitspreise  pro 
100  Kilo  bczuhlt.  Wenn  aber  in  den  einzelnen  Grupnen  eue  tixirte 
Pkodnktion  uberschritten  wird,  so  werden  für  das  Mehr  ndhere  Einheits« 
sätzr  gezahlt.  Diese  Prämienmethode  scheint  viel  mehr  geci^iot,  auf  den 
Arbeitaeifer  der  Borchertschen  Arbeiter  zu  wirken,  da  bei  ihr  die  Be- 
rechnung der  Prämie  wie  des  Arbeitslohnes  direkt  nach  den  Leistungen 
der  Arl>eiter  sich  bemisst,  und  Heir  Beschert  scheint  sehr  befriedigt  von 
den  Erfolgen  dieses  Systems. 

Also:  Grosso  Anzahl  der  Arbeiter  im  Stücklohn  ange- 
stellt, Beschäftigung  der  übrigen  im  Gruupenakkord  neost 
Quantiimsprämien  möglieh.  Gewerhebetrieb,  dessen  Erfolg 
überwiegend  von  der  Gestaltung  gewisser  Konjunkturen  ab- 

' !  Den  MittheUungen  im  Arbeiterireund  dienen  ausser  Böhmerta  Ge- 
winnbetheiligung als  Quellen  ein  Geschättszirkular  des  Hemi  Borchert 
vom  15.  August  lülH  und  ein  an  den  Herausgeber  des  Arbeiterireund^ 
gerichteter  Brief  desselben  yom  25.  Januar  lää2. 

-)  LandwirthschafUiche  Jahrbüclier,  herausgegeben  von  v.  Nathtnitifl 
und  Thiel  lölQ  ü.  6. 
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liängig  ist,  auf  welche  die  Arbeiter  ohne  Einfluss  sind.  Dem 
entspricht  das  Resultat  der  Betheiligung  der  Arbeiter  am 
Reinertrage  des  Gesammtgeschäftf^  fiach  Maassgabe  des  von 
jpfipm  Einzelnen  bezogenen  Lohnes:  Fleiss  und  Sorgfalt  der 
Ai'beiter  wurden  nicht  in  erwarteter  ^^'eise  gesteigert.  Ais 
einzige  Wirkung  zeigt  aich  ein  geringerer  Wechsel  im  Arbeiter- 
personal.  Dieser  scheint  dem  Fabrikeigenthümer  als  nicht 
ausreichender  firsats  der  gebrachten  Opfer.  Folge:  Aufge- 
ben der  Gewinnbetheiligung  und  Ersetzung  derselben  dnrdi 
Oruppenakkord  und  Qnantumsprftmien. 

Nachdem  im  V'orhei-gehenden  in  23  Fallt a  die  Urauuhen 
des  Erfolges  oder  Misserßlges  der  Betheiiigung  yon  Arbeitern 
am  Reinertrag  gewerblicher  Unternehmungen  festzostellen  ver- 
sucht worden  smd.  gilt  es  nunmehr,  das,  was  sich  aus  diesen 
Erfahrungen  für  die  Frage  der  Anwendbarkeit  der  Gewinn- 
betheiligung ergiebt,  zusammenzufassen. 

Hierbei  tritt  uns ,  ebenso  wie  bei  der  früheren  Betrach- 
tung der  4  landwirthschaftliehen  Fälle,  als  erstes  entgegen, 
dass  in  keinem  der  23  Fälle  die  Arbeiter  irgend  welche  Funk- 
tionen, in  denen  das  Weesen  des  Unternehmers  besteht  (vgl. 
oben  S«  71)  Ubemommen  haben.  Einerlei,  welches  die  Unter- 
nehmnngsform  in  den  28  betrachteten  Geschllften,  die  es  mit 
der  QewinnbetheiliguDg  versucht  haben,  ist:  es  sind  dieselben 
Personen,  welche  die  Funktionen  des  Unternehmers  erfüllen, 
die  auch  ohne  GeT^nnnbetheiligung  der  Arbeiter  sie  erttlllt 
haben  würden.  Das  gilt  auch  lür  die  Fälle,  wo,  wie  zu  Guise 
oder  bei  Briggs,  bei  Laroche- Joubert,  bei  Dorg^-Heuzö 
oder  Billon  et  Isaac,  den  Arbeitern  gestattet  wird ,  sich  als 
Aktionäre  oder  Kommanditisten  am  Geschält  zu  betheiligen. 
Denn  selbstversULndlich  wird  der  Untemehmungscharakter  der 
Aktien-  oder  der  EommanditgeseUscbafb  kein  anderer  dadurch, 
dass  zu  den  Aktionären  beaw.  Eommanditären  Arbeiter  ge- 
boren; die  in  dem  Unternehmen  beschäftigt  werden,  wie  auch 
dieses  Aktien-  oder  Komraanditverhaltniss  mit  der  Gewährung 
von  Gewinnantheilen  au  die  Arbeiter  überhaupt  in  keinerlei 
nothwendigem  Zusammenhang  steht.  Eben  dasselbe  gilt  für 
den  Fall  Leelaire,  wo  eine  Genossenschaft  von  Arbeitern  die 
Kommanditistin  des  Geschäfts  bildet  In  allen  23  Fällen  tritt 
uns  die  Gewinnbetheiligung  nicht  als  eine  neue  Untemehmnngs- 
form  gegenüber,  sondern  nur  als  ein  bei  den  verschiedensten 
Unternehmungsformen  mögliches  Lohnsystem. 

Fragen  wir  nun  nach  der  Anwendbarkeit  dieses  Lohn- 
sjstems,  so  ist  vor  allem  darauf  hinzuweisen,  dass  sich  in 
aeo.  28  Fällen,  die  an  uns  Torüberzogen,  der  Einflnss  der  Ar- 
beiter auf  den  Erfolg  oder  Misserfolg  der  Unternehmungen 
als  ein  sehr  verschiedener  zeigte.  Wir  haben  Fälle  gesehen, 
in  denen  das  Verhalten  der  Arbeiter  fast  ausschliesslich  über 
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den  Erfolg  des  UnterDehmens  entscheidet:  so,  abgesehen  von 
der  Ergieoigkoit  der  Fischgründe,  im  Walfisch-,  Ötockfisch- 
und  Makrelentang',  hier  finden  wir  die  G^winnbetheiligUDg  als 
eine  Einriehtung  von  altem  Datum  mit  bestem  Ermlg.  E» 
kamen  Fälle  vor,  in  denen  das  Verhalten  der  Arbeiter 
von  so  grossem  Einfluss  ist,  dass  es  einzelnen  Unternehmun- 
gen,  die  sich  ein  entsprechendes  Verhalten  ihrer  Arbeiter  si- 
chern, sogar  gelingt,  die  Nachtheile  schlechter  Konjunkturen^ 
unter  denen  alle  ihre  Konkurrenten  leiden,  wenigstens  theil- 
weise  zu  paralysiren.  So  im  Falle  Briggs  und  Büttner-Thierry; 
und  hier  war  die  Gewinnbetheilin;'ung  das  5Iittel,  um  die  Ar- 
beiter zu  dem  entsprechenden  Verhalten  zu  bewegen.  In  der 
grossen  Mehrzahl  der  erfolgreichen  Fälle  von  Gewinnbetheili- 
gung sind  der  Eluiss  und  die  Sorgfalt  der  Arbeiter  für  das 
Gelingen  oder  Misslin^en  des  Unternehmens  von  grosser  Be- 
deutung ,  und  die  Gewinnbetheiligun^  zeigte  sich  hier  als  daa 
beste  and  billigste  Mittel,  diesen  FIciss  und  diese  Sorgfalt  zu 
erzielen,  wie  zu  Guise,  wie  bei  Billon  Isaac*  Leclaire,  Dorgö- 
Heuze,  Laroche  -  Joubert ,  Bourreiff,  ßrewster,  Chaix,  Givstö^ 
bei  der  eidgenössischen  Poötv^^rwaltung  *),  In  andern  Fällen 
dagegen  kam  es  wesentlich  darauf  an,  sich  üherhaupt  die  nü- 
thicre  Zahl  tüchtiger  und  ordentlicher  Arbeiter  zu  sichern, 
während  für  den  Fleiss  und  die  nöthige  Sorgfalt  mehr  oder 
weniger  durch  andere  Maassregcln  gesorgt  war.  So  8.  B.  bei 
A.  Bord,  Scheurer^Kestner ,  in  der  Porzellanfabrik  zu  JSyon 
u.  a.  Es  liegt  übrigens  auf  der  Hand,  dass  die  Aussiebt  auf 
einen  Gewinnantheil  diesen  £rfolg  einer  Sicherung  der  nöthi- 
gen  Arbeiterzahl  nur  so  lange  hervorrufen  kann,  als  der  Ar- 
beiter nicht  auch  in  anderen  Fabriken  die  Gewinnbetheiliguug 
findet:  so  lange  diese  also  nicht  allgemein  ist.  Uebri^ens 
wird  in  den  meisten  Fällen  dieser  Art  dieser  Erfolg  weniger 
durch  die  Aussicht  auf  die  Gewinubetheiligung,  als  durch  die 
Furcht  vor  Verlusten  bereits  erworbener  Ansprüche,  wenn 
der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitsordnung  verstösst  oder  wenn 
er  das  Unternenmcn  verlässt,  herbeigeffihrt ,  so  z.  B.  bei 
Braun  &  Bloem  ,  Goffinon  &  Barbas,  Godchaux  u.  a  Doch 
hierüber  gleich  unten  ^)  noch  mehr.  In  dem  Falle  der  Allge- 
meinen VersicheriMi'j-sgesellschaft  zu  Paris  kam  es  liauptsäch- 
lich  sogar  nur  darauf  an,  die  Rfsehäftigten  davon  abzuhalten, 
zu  anderen,  koiikurrirenden  Gesellschalten  überzugehen,  und 
auch  iiier  war  es  weniger  die  Gewinnbetlieihguog,  als  die 

Aehnlicheg  berichtet  A.  v.  Stodnitz  (Nordamerikanische  Arbeiter- 
verhältnisse S  ]'2\)  Anm.)  von  einen»  amcrikani«ch»  u  Etablissement  dor 
Baumwollfabrikation.  Hier  beruhte  häufig  der  Uew-iun  des  Fabrikanten 
in  Folge  der  starken  KoDkurrenz  lediglich  anf  einer  vorthcSlhsften  Ver> 
Wendung  <ler  Abfiillp  (waste),  und  die  ficw  innhfthoillLrung  erwies  öich  als 
xweckmässiges  Mittel,  die  Arbeiter  von  der  Vcrschieuderung  dieser  ab- 
zuhalten. 

»)  S.  125  f.  Dazu  S.  131  u.  182. 
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Furcht  vor  dem  Verlust  festgelegter  Kapitalien  und  erworbe- 
ner AnspTfiche  auf  AltersTersorgung,  was  diesen  Erfolg 
hervorbrachte*).  In  anderen  Fällen  wieder,  wie  z.  B.  bei  Le- 
dbure,  Billon  &  Isaac,  Bourreiff,  Bord^  Dorg^-Heus^,  GoiH- 
non  &  Barbas  u.  s.  w.,  kam  es  u.  a.  auch  darauf  an,  die  Arbeiter 
davon  abzuhalten,  he\  steioronder  Koiijunktur  fli*^  Arbeit  ein- 
zustellen, um  Lolmerliuhungen  zu  erzielen.  Die  Gewinnbe- 
theiligun^  hat  dieses  in  den  genannten  Fällen  erreicht;  in 
anderen  dagegen,  wie  bei  Briggs  und  Fox,  Head  <fc  Co.  zogen 
die  Arbeiter  es  vor,  sich  eine  dieser  steigenden  Konjunktur 
entsprechende  Steigemnc  ihrer  Einnahmen  durch  eine  in 
8chied8-  und  Einigungskamroern  gipfelnde  Gewerkvereins- 
Organisation  zu  sichern.  Bei  H.  vom  Bruck  SohiK  und 
bei  Borchert  endlich  standen  Momente,  auf  welche  die  Ar- 
beiter f'influsslos  sind,  beim  Gelingen  oder  Misslingen  des 
Unternehmens  so  sehr  im  Vordergrund ,  dass  die  Gewiunbe- 
theiligung  sich  als  gänzlich  unwirksam  erwies. 

SSo  zeigt  sich  auch  hier,  das»  die  üewinnbetheiliguug,  um 
▼on  dersel&n  als  einer  besonderen  Untemehmungstbrm  ^ana 
au  schweigen,  auch  als  blosses  Lohnsystem  nur  unter  gewissen 
Bedingungen  erfolgrnch  ist. 

Diese  Bedingungen  sind  zweifacher  Art.  F«  sind  einmal, 
wie  soeben  gezeigt  worden  ist,  Bedingungen  der  Beschaffenheit 
und  VfrlifUtniPso  dor  ünteruehn>nngpii.  in  denen  die  Gewinn- 
betheiligung Anwendung  findet ;  es  sind  dies  ferner  Bedingungen 
in  der  Art  und  Weise  der  Ordnung  der  Gewinnbctheilipung. 

Was  die  Ordnung  der  Gewinnbetheiliguug  angeht,  ao 
zeigen  sich  die  verschiedenen  Arten  derselben  verschieden 
wirksam^  je  nach  dem  Zweck,  den  es  gilt,  mittels  der  Gewinn- 
betheiUffung  zu  erreichen.  Es  sind  da  wohl  auseinanderau- 
halten  <fie  Fälle,  in  denen  es  galt,  mittels  der  Gewinnbetheiligung 
grösseren  Fleiss  oder  grössere  Sorgfalt  der  Arbeiter  zu  erzielen, 
und  die  F.Hlle,  in  denen  es  sich  wesentlich  darum  handelte,  sich 
die  nötliige  Arbeiterzahl  zu  sichern,  sie  vom  Uebergaug  zu  l\iin- 
kurrentin  abzuhalten,  sie  zur  Beachtung  der  Arbeitsordnung  zu 
veranlassen  und  an  Arbeitseinstellungen  zu  iiindern. 

In  den  ersten  Fällen,  in  denen  es  vornehmlich  auf  eine 
Steigerung  des  Fleisses  und  der  Sorgfalt  ankam,  erweisen  sich 
vor  allem  von  Einiluss  die  Höhe  des  Bonus,  der  einem  Jeden 
au  Theil  wird,  und  die  Unmittelbarkeit,  mit  welcher  der  Ein- 
eeine über  den  ihm  gewordenen  Antheil  verfügt. 

Die  Grösse  des  Bonus  wird  durch  zwei  Momente  bestimmt. 

Einmal  zeigen  last  alle  2H  Fälle  (  ine  Abstufung  der  An- 
theilsrechte  der  einzelnen  am  Gewinn  betheiligten  Arbeiter  je 
nach  der  Höhe  der  von  ihnen  bezogenen  Löhne  und  Gehälter, 


Siehe  unten  S.  125  f. 
*)  Vgl.  oben  Theil  I  8.  85-42. 
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d.  h.  Hfl  eil  der  Bedeutung  des  "Wirkungskreises  der  Einzelnen 
in  der  Produktion.  Je  hoher  der  einzelne  Aueestellte  oder 
Arbeiter  steht,  je  grösser  sein  Gehalt  oder  Lohn  ist,  desto 
stärker  musB  auch  der  Auspurn  sein,  den  er  durch  die 
Gewmnbetheiliguug  ei-fahron  soll.  In  einem  Falle,  bei  Gastä, 
findet  die  Stellung  der  einzelnen  Arbeiter  in  dem  Betriebe  bei 
Berechnung  der  Gewinnantheile  sogar  ganz  besondere  Be- 
rücksichtigung, und  zwar  mit  besonderem  £rfolg.  Umgekehrt 
erscheint  die  bei  H.  vom  Bruck  Söhne  gebräuchliche  Ver- 
theilimg  des  Gesammtbonus,  welche  pro  Kopf  der  berechtigten 
Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Lohn  stattfindet ,  wohl  als 
einer  unter  den  allerdings  zahlreichen  Gründen,  warum  der 
Buuus  gänzlich  seine  Wirkung  auf  die  Arbeiter  verfehlt  hat. 

Sodann  zeifft  sich  in  allen  23  Versuchen,  ganz  unabhän- 
gig von  der  Stdlong  der  einzelnen  berechtigten  Arbeiter  im 
Betrieb,  der  Erfolg  der  Gewinnbetheiligung  bei  den  Arbeitern 
ganz  wesentlich  beding^  durch  die  zitfermässige  Höhe  der  Ge- 
winnquote, welche  ihnen  zu  Theil  wird,  und  der  Mehreinuahme, 
welche  ihnen  daraus  erwächst.  Bei  Leclaire,  Godin,  Bourreiff, 
Billon  <fe  Isaac  u.  A. ,  wo  der  Bonus  besonders  hoch,  ganz 
besonders  gunstige  Resultate.  Da^^^eg«  n  lui  H.  vom  Bruck 
Söhne,  wo  die  Bedeutung  der  Gewi  nuan  Iii  eile  ganz  mmimai, 
ydlhger  Mangel  an  Erfolg. 

Was  femer  die  Unmittelbarkeit  anbetrifft,  mit  welcher 
die  Gewinnantheile  den  Arbeitern  zufallen,  so  erweist  sich  in 
den  Fällen,  in  welchen  der  Bonus  den  Arbeitern  sofort  nach 
Rechnungsabschluss  zu  Theil  wird,  die  Wirkung  der  Gewinn- 
betheiligung für  Steigerung  von  Fleiss  oder  Sorgfalt  relativ  am 
stärksten.  So  ganz  besonders  intensiv  bei  Bourreiff,  wo  die 
Arbeiter  unmittelbar  nach  Austührung  jeder  Arbeit  ihren  An- 
theil  an  dem  bei  derselben  erzielten  Gewinn  erhalten.  So 
femer  bei  Leclaire,  Laroche -Joubert,  Dorg^^Heuzä,  Briggs, 
Brewster,  wie  im  nordamerikanischen  Wamsch-,  Stockfiscä* 
und  Makrelenfan^  und  in  der  eidgenössischen  Fostverwaitung, 
80  auch  bei  Gofhnon  &  Barbas,  wo  der  Betrag  der  Quote  des 
Bonus,  der  den  Arbeitern  sofort  zur  Verfügung  steht,  sehr  be- 
trächtlich ist.  Umgekehrt  treten  in  den  Berichten  über  den 
Erfolg  tier  Gewinnbetheiiigung  die  Naclirichten  über  gestei* 
gerteii  l'leiss  und  vermehrte  Sorgfalt  umsoniehr  in  den  Hin- 
tergrund, je  entfernter  die  freie  V  erfUgun^  der  Arbeiter  über 
die  versprochenen  Gewinnantheile  ist  So  wird  bei  Chaix  &  Cie., 
wie  ancn  bei  Büttner-Thierry,  noch  von  gesteigertem  Fleiss 
und  vermehrter  Sorgfalt  berichtet,  bei  Godchaux  ist  daron 
nicht  mehr  die  Hede.  Auch  in  dem  fehlgeschlagenen  Ver- 
such von  H.  vom  Bruck  Söhne  Auszahlung  des  Bonus  erst 
nach  Ablauf  eines  verhältnissmässig  grossen  Zeitraums.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  nur  da,  wo,  wie  bei  Gast4  und 
in  der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft  in  Paris,  die  be- 
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scbäftigten  Leute  von  ausreichender  Bildung  sind,  um  auch 
den  ferner  liegenden  Vorthei]  einer  Versorgung  ihres  Alters, 
ihrer  Wittwen  und  Waisen  so  sehr  würdigen  au  können,  dass 
sie  darin  einen  Antrieb  zu  grösseren  oder  besseren  Leistungen 
finden. 

Den  grössten  Antrieb  aber  zu  Fleiss  und  Sorgfalt  zeigen 
die  FäUe,  in  denen,  wie  in  Giiise  und  bei  Bülon  tt  Isaae,  die 
Gewinnbetheiligung  zu  einem  unmittelbaren  üebergang  eines 
Theib  des  Geschaitseigenthums  in  die  Hände  der  Arbeiter 
fuhrt.  Steht  hier  der  erzielte  Bonus  dem  Arbeiter  auch  nicht 
zu  unmittelbarer  Verfügung,  so  liegt  in  diesem  System  dooh 
ein  doppelter  Sporn  des  Arbeiters  zu  grösserer  Tüchtigkeit: 
denn  durch  seine  Leistungen  wird  hier  nicht  blos  die  jeweilige 
Jahreshöhe  des  in  Aussicht  gestellten  Bonus,  sondern  auch  die 
Dividende  des  dem  Arbeiter  mittels  des  Bonussjstems  zufal* 
lenden  Kapitals  bedingt. 

In  den  Fällen,  in  denen  es  bich  wesentlich  um  die  Siche- 
rung der  nötliigen  Anzahl  gefüciger  Arbeiter  handelt,  zeigt 
sich  in  mancher  Beziehung  gerade  das  Gegentheil  der  soeben 
angedeuteten  Erscheinung.  Nicht  als  ob  nicht  auch  hier  die 
Höne  des  Bonus  von  Einflass  auf  den  £rfolg  wäre:  allein 
während  ein  entferntes  Verfügungsrecht  über  den  Gewinn- 
antheil  bei  den  ersteren  Fällen  als  Ursache  eines  gewissen 
Misserfolgs  auftritt,  zeigt  sie  sich  hier  als  Ursache  eines 

frösseren  Erfolges.  So  insbesondere  bei  Tloffinon  de  Barbas, 
ei  Godcbaux,  bei  Deberny  &  Cie.,  bei  der  /Ulgemeinen  Ver- 
sicherungsgesellbcimtt  in  Faris;  so  ferner  auch  bei  Gastö, 
Büttner-Thierry,  Chaiz  &  Cie. 

Aber  auch  in  diesen  Fällen  zeigt  sich  der  Erfolg  nicht 
als  eine  unmittelbare,  sondern  als  eine  mittelbare  Wirkung 
der  Gewinnbetheiligung.  Denn  nur  in  ganz  wenigen  Versuchen 
hat  die  Aussicht  auf  einen  Antheil  am  Gewinn  allein  es  ver- 
mocht, die  Arbeiter  an  das  Geschäft  zu  fesseln;  es  sind  dies 
einmal  die  Fülle  von  Laroche- Joubert  und  Bord,  in  denen  die 
den  Arbeitern  ausgezahlten  Gewinnantheile  beträchtliche 
waren,  und  der  Fall  der  Porzellaiilabrik  von  Nyon,  in  dem, 
wie  die  gewordenen  Mittheiiungcn  zeigen,  es  weniger  darauf 
ankam,  die  Arbeiter  dem  G^escMfit  zu  erhalten ,  als  Tielmdir 
darauf^  Arbeiter,  die  durch  die  Auflösung  des  Geschäfts  brod- 
los geworden  wären,  zu  einer  gutwilligen  Reduktion  des  Stück- 
lohns zu  bewegen ,  die  zum  Fortbestand  des  Geschäfts  unent- 
behrlich war.  Es  handelt  sich  hier  also  um  Fälle  mit 
Ausnahmeverhältnissen,  welche  die  Abweichung  von  der  Kegel 
erklären.  In  den  vorher  genannten  Fällen  von  Gotliiioii  c('  Bar- 
bae, Godchaux  u.  s.  w.  dagegen  war  die  Gewinn  betheilig  ung 
insodfom  die  Ursache  der  Fesselung  der  Arbeiter  an  das  Ge- 
schäftals  sie  das  Mittd  war^  den  Arbeitern  kleine  Kapita- 
lien, die  seitens  der  Fhrma  festgelegt  wurden,  oder  Ansprüche 
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auf  Altersversorgung  y  die  beim  Verlassen  der  Firma  verloren 
gingen,  zu  verschaffen.  Jede  andere  Einrichtung,  wie  Ge- 
schenke oder  Priiinien,  die  ähnlich  festgelegt  worden  Aväreu, 
oder  wie  nach  dem  Muster  gewisser  Knappschattskassen  ein- 
geru  htete  Altersversorijungskassen  der  Aroeiter,  würde  die- 
selben Erfolge  ei  zielt  hüben 

Was  die  Fiirdit  vor  Arbeitadnstdlangen  angeht^  so  zeigt 
sich,  daae  dieselbe  in  einer  Reihe  von  F&Qen  zur  Einfähmng 
der  Gewinnbetheiligung  den  Anlass  gab,  so  insbesondere  in 
Paris,  in  England  and  Amerika,  und  in  Deatsdüand  zur  Zeit 
des  wirthschaftlichen  Aufschwungs.  80  lange  es  sich  dabei 
nur  darum  handelte,  das  plumpe  und  küstsi)ie]ijre  Mittel  der 
Arbeitseinstellung,  um  bei  steigender  Konjunktui'  eine  Lohn- 
erhöhung zu  erzielen,  durcli  eiu  vr)n  selbst  und  gewissermaasseu 
mechanisch  iauktiumrendes  Mittel  der  Steigerung  des  Arbeiter- 
einkommenB  so  ersetzen,  hat  die  Gewinnbetheiliguug,  sowohl 
die  mit  unmittelbarer,  als  auch  die  mit  späterer  Auszahlung 
des  Bonus,  sich  wohl  bewärt.  So  bei  Gofdnon  &  ßarbas,  De> 
berny  &  Cie.,  Leclaire,  Biüon  &  Isaac^  Laroche-Joubert,  Bour- 
reiff,  Bord,  Kieler,  Chaix. 

Wo  man  dagegen  dieses  Lohnsystem  dazu  zu  benutzen 
versuchte,  um  die  Arbeiter  von  der  Tlieilnahme  an  errossen 
eozial'  ii  Bewegungen,  in  denen  jeweilic:  die  l)etretieijden  Ar- 
beiterklassen ihr  ganzes  Heil  sahen,  abzuiialteii,  sind  die  Ver- 
suche kläglich  gescheitert.  So  im  Falls  Briggs,  Fox,  Uead  &  Od., 
Brewster.  Hierher  dürfen  wir  ferner  wohl  die  Fälle  bei  Böh- 
mer! zählen,  in  denen  einfach  die  Sozialdemokratie  als  Ur- 
sache des  Scheiterns  der  Gewinnbetheiligungsversuche  genannt 
wird,  die  hier  aber  wegen  Finseiiigkeit  und  Unzulänglichkeit 
der  Angaben  aussei-  Betracht  bleiben  mussten,  wie  /  B.  die 
Versuche  von  C.  Keilpriug  &  Co.^)  und  von  Albert  ISiess^), 

Dies  die  Hauptergebnisse  unserer  Betrachtung  der  prak- 
tischen Erfolge  der  Gewinnbetheiliguug  in  den  2'6  d<iiu  Han- 
del und  Gewerbe  angehörisen  FäUeoi  die  im  Vorhergehenden 
untersucht  wurden.  Um  die  praktische  Bedeutung  der  Ge- 
winnbetheili^ung  genau  festzustellen,  mfissen  indess  anch  hier 
diese  Ergebnisse  im  Zusammenhang  mit  anderen  Lohn- 
mcthoden,  welche  die  gleichen  Erfolg  erstreben,  betrachtet 
werden. 

Vor  allem  bandelt  es  sich  auch  hier  um  die  Stück- 
löhnung. 

Die  Stücklöhnung  dndet,  wie  aUbekanut,  im  Gewerbe  die 
weiteste  Anwmdung  und  hat  sich,  weil  sie  dem  Arbeiter  dne 
unmittelbar  mit  der  Steigerung  seines  Fleisses  Hand  in  Hand 


»)  Vgl.  unten  S.  131.  1:32. 
2)  Böhmert  Nr.  64. 
*)  Böhmert  Nr.  60. 
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ffehende  Steigenmg  sdner  Einnalimoii  schaffi^  von  jeher  als 
das  wirksamste  Mittel  erwiesen,  ihn  zu  grösseren  Anstrenguu- 
gen  anauspomen.  Diese  alte  £r&hrang  findet  ihre  neue  Be- 
stäti^Dg  in  denjenigen  der  Torgefuhrten  Fälle,  in  denen  die 

Oewinnbetheili^ung  mit  der  Stücklöhnunp^  in  Konkurrenz  trat 
So  hat  z.  B.  in  den  Geschäften  von  Bord,  Kisler,  Godin  u.  a., 
in  denen  Stticklöhnung  vorherrschte,  die  Gewinnbetheiligimg 
eine  Steigerung  des  Fleisses  nicht  lierbeizufiihren  vermocht. 
Wo  immer  also  eine  Steigerung  des  i  ieisscb  zu  erzielen  ge- 
auoht  wird  und  die  Stücklfihnung  anwendbar  ist,  wird  sie 
wirksamer  sein,  als  die  Gewinnbetheiligung. 

Indess  die  Stücklöhnung  ist  nicht  überall  anwendbar.  In 
vielen  Fällen  ist  es  technisch  nicht  mögÜch,  die  Arbeiter  nach 
deTii  Stück  zu  bezahlen,  da  die  zu  leistende  Arbeit  sich  nicht 
in  Stiickli'istunpren  7.erlegen  lässt,  z.  R.  wo  es  sicfi  um  das 
Montireri  enier  Lokomotive,  um  die  Arbeit  an  einem  Schiffs- 
körper handelt;  ebenso  bei  vielen  Arbeiten  im  Baugewerbe. 

In  anderen  Fällen  wiederum  ist  die  Stücklöhnung  zwar 
anwendbar,  aber  ihre  Anwendung  nicht  rathsam,  da  nämlich, 
wo  es  sich  vor  allem  darum  handelt,  dass  die  Arbeit  ein  be- 
sonderes Maass  der  Gute  erlange.  Denn  eben  das  Streben, 
seine  Einnahmen  möglichst  zu  steigern,  tiihrt  den  Arbeiter  bei 
Stucklöhnung  leicht  zu  einer  IJeberhastung  der  Arbeit  und  im 
Gefolge  zu  einer  ►Schiidiiruug  des  Materials  oder  der  Güte  der 
Leistung.  So  berichtet  Koscher  V),  dass  in  Kussland,  wo  das 
Abhäuten  desVielics  stückweise  erfolgt,  die  Arbeiter  zahllose 
Häute  verletzen,  um  schneller  fertig  zu  werden.  Eine  ganz 
bekannte  Thatsacbe  ist  femer ,  dass  im  Drucker^werbe,  wo 
die  gewöhnlichen  Schriftsetaer  im  Stücklohn  arbeiten,  beson- 
ders schwierige  Sitae,  welche  viele  Sorefalt  und  Genauigkeit 
erheischen,  wie  mathematische  Abhanolungen ,  orientalische 
Schriften,  FacsimileSj  Inschriften,  Kurszettel  u.  dergl.,  im  Tage- 
lolm  besorgt  zu  werden  pflegen-).  Im  frpiber^fn*  ßerghan, 
in  welchem  die  Akkordaroeit  (Ge<lii)u(  i  eine  sehr  ausgiebige 
Anwendung  findet,  gescliielit  der  Grubenausbau,  d.  i.  die  Ver- 
wahrung der  Gruben  an  brüchigen  Stellen  mitteb  Zimmerung 
oder  Mauerung,  die  Herstellonff  der  WasserhaUungpB-  und 
Förderungseinnchton^en,  der  Fahrung  u.  s.  w.  nicht  im 
Stücklohn,  sondern  im  Schichtlohn,  also  im  Tagelohn;  auf 
diese  Arbeiten  muss  nämlich  im  Interesse  der  Mannschalt  dia 
grösste  Sorg&lt  verwendet  werden*).  Diese  £rfahrang;  dass 

1)  System  Bd.  I  §  89  Anm.  6. 

«)  Vgl.  auch  Roscher,  Syetem  Bd.  I  §  89  S.  72. 

«)  Bohmert  Nr.  84,  Bd.  II  S.  853.  Böhmert  berichtet  femer,  daae 
in  der  Spinnerei  an  der  Lorze  im  Kantou  Glanis  in  den  Jahren,  in 
welchen  dor  missliche  Geschäftsgang  ganz  besonders  gate  Produkte  er- 
heis*lite,  fH.  Akkordarbeit  in  gewissen  Hantiranfjen  ganz  Iiahr  nbgr- 
schafit  werden  müssen,  da  sonst  die  Arbeiter  zu  nachlässige  Waare  iieterten. 
Vgl.  Nr.  104|  Bd.  n  8.  421. 
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der  Stttcklobn  leicht  mit  Nacbtheüen  fiir  die  Güte  der  Pro- 
duktion verknüpft  ist,  datirt  Bchon  lange  zurfick;  wie  n.  a, 
folgendes  Beispiel  zeigt  In  der  i.  J.  1563  zu  Basel  verabre- 
deten Ordnung  der  Steinmetzenbruderachaft  war  vorgeschrie- 
ben, dass  bei  grossen  Bauten  im  Tagelobn,  nicht  irn  C(  dinfre 

tearbcitet  werden  solle,  da  mau  dieses  für  die  Gediegenheit 
er  Arbeit  für  unentbehrlich  hielt'). 

In  den  ersteren  Fällen,  in  denen  die  ötücklühnung  tech- 
nisch nicht  anwendbar  isti  giebt  es  aber  verwandte  Systeme^ 
die  sn  der  gewünschten  Steimung  der  Leistongen  fUhren. 

Dazu  gehört  vor  allem  das  iuckordmeietersystem  mit  Be- 
theiÜgttng  der  Arbeiter  am  Gewinn  des  Akkordmeisters.  Die  aus- 
zuführende Arbeit  wird  an  einen  tüchtigen  Arbeiter,  den  Akkord- 
DieiBter,  verdungen;  dieser  lässt  die  Arlieit  durch  andero  Ar- 
beiter ausfuhren,  die  er  im  Tagelohn  bezahlt;  ausserdem  legt 
er  selbst  mit  Hand  an  und  beaufsichtigt  das  Ganze.  Je  ge- 
ringer die  Zahl  der  Tage,  in  denen  die  Arbeit  vollendet  wird, 
desto  weiiigcr  Tagelöhne  brauchen  aus  der  vom  Akkordmeister 
bedungenen  Summe  gezahlt  zu  werden:  desto  grosser  also  der 
übrig  bleibende  Gewinn.  Um  die  Arbeiter  au  gutwilliger 
Steigerung  des  Meisses  zu  veranlassen,  berechnet  der  Akkord« 
meister  sich  nun  selbst  einen  Tagelobn  und  vertheilt  den  etwa 
erzielten  Gewinnüberschuss  unter  sämmtliche  bei  der  Arbeit 
Bethciiigte,  sich  selbst  inbegriffen,  nach  Maassgabe  der  ver- 
dienten Löhne.  Die«  System  ist  z.  B.  in  der  englischen  Ma- 
Bchinenindustrie  sehr  in  Gebrauch^.  Selbstverständlich  ist 
dieses  Akkordmeistersystem  mit  Oewinnbetheiligun^  nicht 
mit  dem  einfachen  Akkordmeistersystem  zu  verwechseln;  die 
Ausbeutungen  der  Arbeiter  durch  den  Akkordmeister,  welche 
das  letztere  häufig  zur  Folge  hat^),  werden  durch  die  Ver- 
bindung desselben  mit  Gewinnbetheiligung  eben  vermieden^). 

Damit  verwandt  ist  das  System  des  öruppenakkords,  wie 
es  nach  Brentano*^)  im  englischen  SchiffsbRu  zur  Anwendung 
kommt.  Statt  an  einen  Arbeiter,  verdingt  der  Arbeitgeber  die 
zu  leistende  Arbeit  an  eine  Gruppe  von  Arbeitern  fUr  eine 
bestimmte  Summe.  Auch  hier  berechnen  die  Arbeiter  sich 
einen  Tagelohn,  einem  Jeden  nach  Maassgabe  seiner  Leistun- 
gen. Auch  hier  wird  der  etwa  verbleibende  Ueb^rschuss  pro 

^)  Eberhard  OnthoiTi  Pn  f.  in  Karlsruhe),  Bilder  aus  der  Geseliichte 
des  Handwerks  in  Baden,  Karlsruhe  lbö5,  24.  —  So  wurde  auch  den 
Webern  In  Ulm  1492  durch  Rathsbeschluss  die  Arbeit  auf  Stücklohn  auf 
Grund  eber  Klage  der  dortigen  Kaufleute  Uber  das  SchlechterweideD 
dea  ulmer  Gewebes,  das  sich  bis  dahin  eines  Rns^e/eichneten  Rnfe?  er- 
freute, verboten.  Vgl.  F.  W.  Stahl,  Da«  deutsche  Handwerk  lid.  !„ 
Gieseeo  1874,  8.  831  f 

-)  Brentano,  Arbcitergilden  Bd.  I  S.  214  ff. 

»i  V.  d.  Goltz,  Konkordia  1871  Ni.  6  S.  69. 

*)  Brentano  a.  a.  0. 

•)  Arbeiteigilden  Bd.  U  8.  76. 
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ratÄ  der  verdienten  Lölnie  unter  die  Einzelnen  vertheilt  Mit 
grossem  Glück  ist  diese  Löhnungsmethode  ferner  z.  B.  in  der 
Schnellpressenübrik  von  Köni^  iV  Bauer  zu  Oberzell  in  Haiern 
durchgeluhrt.  »Die  Ablohnuug  geschieht  hier  nach  Ijestiiam- 
ten  Gruppen  (Schmner,  Schmiede^  Eisengiesser  u.  s.  w.)  und 
nach  den  beBtehenden  Tarifen  unter  Eratiieilung  der  Arbeiter 
in  18  Klassen,  je  nach  der  Leistung,  so  dass  jeder  Arbeiter 
mit  der  seiner  Klasse  zukommenden  Verhältnisszahl  am  Ge- 
sammtverdienste  partizipirt"  u.  s.  w.  Auch  das  Buch  von  Böh- 
mert  enthält  zahlreiche  Beispiele  Roleber  Gruppenakkorde.  Im 
freiberger  Bergbau  und  lirittenwesen  - 1 ,  im  königl.  sächsi- 
schen SteinkohlenberfTwerk  im  Plauenschen  Grunde  bei  Dres- 
den^), im  Kupterbergbau  zu  Cornwali  *),  in  den  Schieierbrüchen 
des  nördlichen  Wales')  hat  sieh  derselbe  seit  längerer  Zeit 
bewährt.  Atisgezeichnete  Erfolge  hat  sodann  der  Hofbanratii 
G.  H.  Demmler  in  Schwerin  mit  der  Anwendung  des  Gruppen- 
akkords  erzielt,  insbesondere  beim  Bau  des  s(£weriner  Kesi- 
denzschlosses.  Nach  den  Erfahrungen  des  Herrn  Demmler 
stellte  sich  grössere  BilHfrkeit,  Tüchtigkeit  und  Gediegenheit  der 
Arbeiten  beim  Vergeben  derselben  im  Gruppen akkord  her- 
aus*). Auch  bei  W.  Borchert  iiat  der,  wie  oben  erwähnt'^), 
nach  Aulgabe  der  üewinubetheiligung  eingeführte  Gruppuu- 
akkord  gute  Frilchte  getragen^). 

Wo  eines  der  beiden  Systeme,  Akkordmeisterlohn  ^mit 
Bethefligung  der  Arbeiter  am  Gewinn  des  Akkordmeisters 
oder  Gruppenakkord,  angewendet  wird,  wird  die  nöthige  Gfüte 
der  Leistung  durch  die  Kontrole  des  GescbäfUuntemehmers 
oder  seiner  Beamten  garantirt. 

Da,  wo  das  eine  oder  andere  dieser  Lohnsyateme  technisch 
zur  Anwendung  kommen  kann ,  erweist  sich  dasselbe  gleich- 
falls weit  wirksamer  in  ^Steigerung  des  Fleisses  der  Arbeiter, 
als  die  Betheiligung  des  Arbeiters  am  Gewinn  des  ganaen 
Unternehmens,  denn  der  Arbeiter  hat  unmittelbarer  den  von 
seiner  vermehrten  Anstrengung  für  ihn  abfallenden  Vortheil 
vor  Augen  und  dieser  £rlblg  wird  nicht  etwa  durch  Ver- 
haltnisse, auf  welche  er  einnussios  ist,  wie  Konjunkturen, 
beeinträchtigt. 

Und  dasselbe  gilt  da,  wo  weder  Stücklöhnung,  Akkord- 
meistersystem mit  GewinnbetheiÜguDg  uoch  Gbuppeuakkord 

')  Amtliche  Mittheilungen  ans  den  Jabresberichten  der  mit  Be&uf- 
sichtignng  der  Fabriken  betrauten  Beamten,  Ja^a^.  1879,  fid.  U  &  40; 
T.  <L  Goltz,  Konkoidia  1871  Nr.  15  S.  70. 

*)  BSbmert  Nr.  84. 

'»)  Böhmert  Nr.  85. 

Böhmert  Nr.  86. 
•■•)  BüUmert  Nr.  88. 
»)  Böhmert  Nr.  59. 

')  Vgl.  oben  S.  120  f. 

«i  Arbeiterfreuud  18^2  S.  Vol. 

Forschungen  (25)  YI.  2.  —  Frommer.  9 
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angewendet  wird,  fär  die  StückprftmieD,  die  einzelnen  Arbeitern 
oder  Gruppen  derselben  häufip:  in  der  Weise  gezahlt  werden, 
dass  den  im  Tagelolui  Beschättißjten  Graiitikationen  in  Aussicht 
gestellt  worden,  sei  es  je  nach  der  Anzahl  der  ab<i;eiietert"n  Fa- 
brikate uberliaiipt,  sei  es  je  nach  der  Anzahl  der  Produkte, 
welche  über  ein  gewisses  8og.  „theoretischea'"  oder  „Normal- 
quantum*^  Mnauft  innerlialb  gewisser  Zeit  angefertigt  sind.  £in 
erfolgreicher  Fall  von  Stiickprämien ,  die  den  einseinen  Ar- 
heitern  gezahlt  worden,  liegt  z  B.  in  der  Spinnerei  und  We- 
berei des  Herrn  Jenny  zur  Ziegelhrücke  im  Kanton  Glarus  ^) 
vor.  Günstige  Resultate  einer  Vertheilun^  von  StUckprümien 
an  Gruppen  von  Arbeitn-ii  melden  B'?richte  aus  den  'Glas- 
hütten von  Friedrich  Siemens  in  Dresden  und  Döhlen  im 
Plauenschen  Grunde-),  aus  der  Papierfabrik  in  KögHn  und 
den  varziuer  Holzsohloitereien  von  Georg  Behrend'^),  au8  der 
Bierbrauerei  zum  Spaten  von  Gabriel  Sedlmtr^r  in  München^), 
ans  der  Sägenfabrik  von  Edouard  Mongin  &  Cie.  in  Paris'). 

Wo  aber  die  StUcklr>hnung  zwar  anwendbar,  die  Anwen- 
dung derselben  mit  Ril  sieht  auf  die  zu  erzielende  Güte  der 
Leistung:  jodoch  nielit  ratlisam  ist,  führen  oft  Güteprämien  zo. 
dem  erwünschten  Resultat  Als  Beispiele  mr.geu  dienen  die 
oben  erwähnten  in  der  l^orzellantabrik  zu  ^'on  üblichen 
Qualität<sprümien*),  sowie  diejenigen,  welche  die  Tao:earbeiter  in 
der  Sninnerei  an  der  Lorze  (Kanton  Zug)  erhalten")^  in  bei- 
den Fällen  wurde  die  Qualität  der  Fabrikate  in  Folge  der 
Güteprämien  auf  der  nöthigen  Höhe  erhalten.  Und  auch  wo 
solche  Güteprämien  techuiscli  möglich  sind  (sie  setzen  z.  B. 
eine  leichte  Kontrolirbarkeit  der  Produkte  voraus),  ist  die 
Betheiligunp;  der  Arbeiter  am  Geschäftsi^ewinr!  das  minder 
gute  Lohnsysto?-»!,  um  die  gewünschte  Güte  zu  erreichen,  und 
zwar  aus  densel!>eu  Gründen,  aus  deueii  Stücklohn,  Akkord- 
meisterlohn mit  Betheiligung  am  ijewinn  des  Akkordmeisters, 
Gruppenakkord  und  Stückprämien  da  den  Vorzug  verdienten, 
wo  es  sich  um  die  Steigerung  des  Fleisses  der  Arbeiter  han- 
delt: nämlich  die  grössere  Durchsichtigkeit  des  Zusammen- 
hangs der  Mehreinnahme  mit  der  besseren  Arbeitsleistung  und 
die  grössere  Sicherheit,  dass  die  Vortheile  der  besseren  Lei- 
stung dem  Arbeiter  wirklieh  zu  Theil  werden. 

Aehnlich  verhält  es  sich  da,  wo  es  sieb  darum  handelt, 
Materialersparnisse  seitens  der  Arbeiter  herbeizuführen.  Iiier 
kommen  Ersparnissprämien  in  Anwendung.    Namentlich  sind 


Böhmert  Nr.  lOG. 
2)  Böhir.ert  Nr.  Ol. 
")  Böhmert  Nr.  112. 
*)  Böhmert  üt.  115. 

Enqudte  extraparleineiitüre  Bd.  II  8.  22o  ff. 
•)  Vgl.  oben  S.  10:'.  a  E.    Böhmert  II  S.  91. 
^)  Böhmert  Nr.  104,  Bd.  II  8.  421. 
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ßilche  im  Gebrauch  für  Er  renn-  und  Schinier- 

niaterial  zu  Guustea  von  LokouiütivfüiuLMu,  Heizern  und  Ma- 
aohimsten  auf  Eisenbahnen  und  Dampt'schiifen ,  und  zwar 
haben  sich  dieselben  laut  Bericht  als  senr  er  tu  lg  reich  heraus- 

§estellt  bei  der  Beriin-Anhaltischen  Eisen bahngesellschaft  bei 
er  Kaiser  Ferdinands-Nordbalm,  Direktion  in  Wien^j,  bei  der 
Bchweizerischen  Nordostbahugesellsehafi,  Direktion  in  Züi'ich'*), 
auf  den  Dampfschiflfen  der  Compagnie  generale  transatlanti(jue, 
Direktion  (Isaac  Pereiro)  in  Paris  Auch  hier  führen  diese 
Ersparnissprämien  siclieror  zum  Ziel,  als  die  Betheiligung 
der  Arbeiter  am  Ueincrtra^e  deö  Unternehmens ,  uud  auch 
hier,  weil  die  grössere  Unmittelbarkeit  und  Sicherheit  der  Be- 
lohnung ein  weit  mächtigerer  Sporn  sind. 

Ist  das  Ziel,  das  ein  Geschäftsunternehmen  erreichen  will, 
vor  allem  die  Sicherung  eines  Stammes  tüchtiger  und  gefügi- 
ger Arbeiter,  so  giebt  es  ausser  der  Betheiligung  der  Arbeiter 
am  Ge8chätt>i:  winn  gleichfalls  noch  eine  gansM»  üeibe  anderer 
und  grossentheils  wirksamerer  Mittel. 

Das  einfachste  Mittel  zur  Sicherung  tüchtiger  Arbeiter  ist 
die  Auszahlung  von  Dienstpriimien.  Arbeitern,  welche  sich 
treu  und  tüchtig  gehalten  haben,  werden  nach  Ablauf  einer 
grosseren  oder  geringeren  Anzahl  von  Jahren  Gratifikationen 
in  Aussicht  gestellt.  Mit  diesem  System  wurden  oft  gute  Er- 
folge ersielt,  so  z.  B.  in  der  Papierfabrik  Biberist  bei  Solo- 
thurn'^)  oder  in  der  mechanischen  Seiierwaarenüsibrik  in 
i'udsen  •'•). 

Mitunter  wird  auch  bestimmt,  dass  Gratifikationen,  Kasseu- 
zaschüöse,  Spai  ]  i  uiuen,  welche  den  Arbeitern  in  gewissen 
Zeiträumen  uud  unter  bestimmten  Umständen  gewährt  werden, 
erst  nach  längerem  Verweilen  im  Dienst  erhoben  werden 
kdnnen,  und  auf  diese  Weise  hat  man  häufig  mit  Erfolg  tüchtige 
Arbeiter  an  das  Unternehmen  gefesselt.  Dies  lehren  z.  B.  die 
Versuche  in  der  Baumwollspinnerei  von  Meyer  Kauffmann  in 
Breslau in  der  mechanischen  Bindfadenfabrik  und  Spinnerei 
für  Hanf-,  "^^'erg-,  Schlauch-,  Segel-  mid  Schuhgarne  zu  Im- 
menstadt im  Kgr.  l^ayern^),  in  der  Kothgarntlirberei  von  Gu- 
stav Römer  zu  Lübau  im  Kgr.  Sachsen*),  in  der  Seidenftlr- 
berei  von  Josef  Schetty  in  BaseP^). 


Böhm.-rt  Nr.  72. 
«)  Böhniert  Nr.  118. 
»)  Böhmert  Nr.  119. 
*)  Enquete  Bd.  U  S.  320. 
»j  Böhmert  Kr.  112,  Bd.  U  ö.  449  . 
•)  ROhmert  Nr.  III,  Bd.  U  S.  448  u.  445. 
")  Böhmert  Nr.  108. 
R)  Br,liinert  Nr.  102. 

Bohoiert  Nr.  101. 

Böhmert  Nr.  98. 

9» 
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Hierbei  kommt  es  offenbar  nur  auf  das  Verhältniss  dieser 
Bleibeprämie  zu  den  Vortheilen,  welche  die  Arbeiter  durch  ein 
Verlassen  des  Dienstes  zu  erzielen  hotien,  an,  ob  dieselbe  ihren 
Zweck  erreicht.  Ist  die  Höhe  dieser  Bleibcpräuiie  ausreichend, 
so  ist  keiu  Zweifel,  dass  auch  hier  durch  sie  der  beabsich- 
tig Zweck  weit  besser  als  dardi  Gewinnbetheili^ung  erreiobi 
wird,  nnd  zwar  aus  den  schon  oft  genannten  Ursachen  der. 
grösseren  Durchsichtigkeit  und  Sicherheit.  Hat  doch  auch  un- 
sere Betrachtung  der  23  Fälle  gezeigt,  dass  nur  in  zwei 
Fällen,  in  denen  der  Bonus  ein  sehr  hoher  warM,  die  blosse 
Oewinnbetheiligunf>:  ein  stärkeres  Verbleiben  der  Arbeiter  beim 
Geschäft  zur  Folge  hatte.  In  allen  anderen  Fällen,  in  denen 
dies  erreicht  wurde,  musste  zu  der  Gewinnbetheiligung  ein 
derartiges  Festlegen  des  Bonus  seitens  des  Geschäftsinhabers 
hinzukommeD,  dass  der  Arbeiter  nicht  ohne  ganzen  oder  theil- 
weisen  Verlast  des  Bonus  das  (Geschäft  verlassen  konnte.  Ein 
deutliches  Zeichen,  dass  nicht  die  Aussicht  auf  Gewinnbethei- 
ligung, sondern  die  Furcht  vor  Verlust  bereits  erworbener  An- 
sprüche die  Ursache  des  Bleibens  und  der  (iefügigkeit  der 
Arbeiter  war  und  dass  jede  andere  Methode,  wie  Gratifika- 
tionen u.  8.  w.,  bei  der  in  ähnlicher  Weise  den  Arbeitern  zuj^estan- 
dene  Ansprüche  mit  dem  Bleiben  und  der  Gefügigkeit  dersel- 
ben verknüpft  werden,  dieselbe  Wirkung  haben  wurde. 

Dies  tritt  ganz  besonders  herror,  wenn  man  die  Gewinn- 
betheiligung mit  den  Altersversorgnngskassen ,  die  mit  einem 
Geschän  verbunden  sind-),  oder  mit  dem  mülhauser  Vorschuss- 
system  vergleicht.  Die  Fesselung  der  Arbeiter,  die  dadurch 
bewirkt  wird,  ist  eine  weit  intensivere.  Und  die  Gewinnbethei- 
ligung kann  ähnliche  Erfolge  nur  dann  aufweisen,  wenn  mit 
ihr  eben  Altersversicherunfr  oiler  ähnliche  Einrichtungen,  de- 
ren Vortheile  in  Folge  des  Verlassens  des  Dienstes  erlöschen, 
verknüpft  sind.  £s  sind  also  wesentlich  diese  mit  der  Gewinn- 
betheiligung verbundenen  Einrichtungen,  nicht  die  Gewinnbe- 
theiiigUDg,  welche  das  Bleiben  und  die  Gefügigkeit  der  Arbei- 
ter zur  (ol^e  haben. 

Und  eoenso  Jässt,  wie  das  pünktlichere  Erscheinen  der 

»)  Vgl.  übeu  b.  125. 

^)  Vgl.  z.  B.  den  KDap|>9chaft8vereiii  der  Berg-  und  Hottenwerke 

der  (>ebr.  Stumm  zu  Xeunkirchen.  Derselbe  verlangt,  abgesehen  von 
den  üblichen  Aufnahmebfniineungen  in  Kna{»p8ch!ift8vprf'inen,  von  den  Ar- 
beitern, welche  Invaliden-,  Wittwen-  und  \Vai.>»enpcnsi()nen  erhalten  wollen, 
dass  sie  auf  rinoni  Werke  des  Herrn  Stumm  8  bezw.  7  Jahre  lang  ohne 
selh-itverschuldetc  Unterbrechung  zur  Zufriedenheit  (le?  Wrrklx  «it/er^  f^c- 
arbeitct  haben;  Beurlaubte  haben  zur  Wahrung  ihrer  Unterstützungs- 
ansprUche  ihre  bisherigen  Beiträge  fortsaheiah&n;  alle,  welehe  ohne 
Urlaub  die  Werksarbeit  anfp:e1)en,  verlieren  die  Mitgliedschaft.  Eine  der- 
artige OrdnunjL^  der  Arbeiterversicherung  fesselt  die  Arbeiter  augenschein- 
lich noch  weit  uiehr  an  den  Betrieb,  als  es  eine  Gewinnbetheiligung  thun 
kann.  Siehe  Brentano,  Der  Arbeiterv-er^icherungszwang,  8^e  Vorsne* 
Setzungen  und  seine  Folgen,  Berlin  1881,  S.  55—^7. 
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Arbeiter  sur  Arbeit  durch  Gewinnbetheiligung  hervorgerufen 
werden  sollte,  dieses  Resultat  sich  weit  wirksamer  erziden, 

wenn  wöchentlich  ertheilte  Gratifikationen  bis  zum  Jahres- 
schluBS  festgelegt  werden  und  bei  Versäumnissen  ganz  oder 
theilweise  verfallen;  denn  Prämie  wie  Strafe  sind  hier  weit 
unmittelbarer  und  sicherer.  Kin  Belojr  datVir  ist  der  von  dem 
Fabriken-lnöpektor  des  Inspektions- iieznkeä  Lübau  im  Jahre 
1879  mit^eiite  FallM. 

Somit  >®iRt  eich)  aase  Ton  den  Fällen,  in  denen  es  gilt, 
den  grösstmÖgüchen  Fleiss  und  die  grÖsatmögliche  Sorgfalt  der 
Arbeiter,  sowie  PilnktÜchkeit,  Treue  und  Ergebenheit  fUr  daa 
Geschäft  zu  garantiren,  der  Gewinnbetheiligung  nur  diejenigen 
als  ausschliessliches  Gebift  übrig  bleiben,  in  denen  aus  irgend 
einem  technischen  Grunde  oder  wegen  der  Stellung  der  be- 
treffenden Arbeiter  in  dem  Betrieb  keines  der  vorgenauutou 
weit  wirksameren  Lohusystemo  anwendbar  ist. 

Da,  wo  OB  Bich  um  gewöhnliche  Arbeiter  handelt,  trift 
«ber  dieser  Fall  nur  als  Ausnahme  su.  So  gehört  Ton  den 
28  betrachteten  Fällen  allein  der  Seefischfang  dahin;  und  hier 
ist  diese  Ausnahme  aus  der  Stellung  der  Aroeiter  zum  Unter* 
nehmen  leicht  erklärlich.  Hier  gilt  es,  Monate  liindurch  die 
äusserste  Willigkeit  zur  Arbeit,  die  grösste  Sorgfalt  und  ab- 
solute Disziplin  zu  sichern,  wenn  nicht  grosser  Schaden  er- 
wachsen, ja  daa  ganze  Unternehmen  fehlsclnagen  soll,  während 
weder  Stücklohn,  noch  Prämieii,  noch  Versicherungskassen  eiii 
ähnliches  Interesse  der  Arbeiter  nach  allen  Riditun^n  hin  fib* 
das  Gelingen  des  ganzen  Unternehmens  hervorrufen  könnten, 
wie  die  Tantieme. 

Hingegen  da,  wo  ee  sich  um  Arbeitskräfte  handelt,  welche 
nicht  mit  der  Vornahme  dieser  oder  jener  einzelnen  Arbeits- 
leistungen,  sonderu  bei  der  Leitung  oder  mit  Arbeiten,  die  sieh 
auf  das  Ganze  beziehen,  liescljäftigt  sind,  und  die  vermugo 
ihrer  höheren  Stellung  im  Betrieb  die  nÖthige  Bildung  und 
Uebersicht  haben,  um  den  Zusammenhang  zwischen  dem 
Eifer,  den  sie  dem  Geschäft  widmen,  und  der  Tantieme  am 
Gesehäftsgewinn,  die  ihnen  sufilUt,  su  begreifen,  da  ist  die 
eigentliche  Domäne  der  Gewinnbetheiligung.  Hier  kann  sie 
durch  kein  besseres  Lohnsystem  ersetzt  werden,  wie  s.  fi.  bei 
Prokuristen,  Disponenten,  Direktoren,  Technikern,  Ingenieuren, 

Kassirern,  Schriftführern  u.  s.  w. 

So  zeigt  unsere  Betrachtung,  dtim  das  eigentÜLlie  Gebiet 
der  Ge^^  lImbetht'iligung  dasjenige  ibt,  auf  dem  sie  schon  längst 
zur  Auw cuduuc:  gekommen  istj  in  allen  Fällen  dag^en,  wo  sie 
mit  eröBserer  Reklame  in  den  lotsten  40  Jahren  neu  zur  An- 
wendung kam,  haben,  wenn  es  gilt,  grösseren  Fleiss  su  er- 


>)  Amtliche  MittbeUungan  aus  den  Jabresbericbten  der  mit  Beauf- 
ächtignng  der  Fabiiken  behaaten  Beamten,  Jahig.  1879  Bd.  Ii  8.  160. 
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zielen,  irgend  ein  Akkordlohnbystem,  wo  es  ffilt,  grössere  Gute 
herbeizn&hreD,  Gntepritimen,  wo  es  gilt,  Lrsparniste  h^or- 
zurufen,  firsparniMprSmieiiy  wo  es  gilt,  die  Arbeiter  an  das 
Geschäft  zu  fesseln,  Altersversorgungskassen  und  andere  ähn- 
liche BOff.  Wolilfahrtseinricbtimgen,  d.  h.  Einrichtungen,  die 
den  Arbeiter  bei  Lößung  des  Arbeitsverhältnisses  mit  Ver^ 
lasten  bedrohen,  eirte  wfit  irr<"tssere  Wirksamkeit. 

Nur  wo  man  es  mit  einer  Ai  ij^ltoi  bevölkerung  zu  thun 
hatte,  die  geneigt  war,  steigende  Konjunkturen  zu  Arbeitsein- 
stellungen zu  benutzen,  um  Lohnerhöhungen  zu  erzielen,  hat 
die  6ewinnl>ethei]igung  eine  eigenthfimliche  Bedeutung  er- 
langty  indem  die  Firmen,  die  sie  einftihrten  und  damit  den  Ar* 
beitem  eine  mit  steigender  Konjunktur  steigende  Einnahme 

faben«  von  Arbeitseinstellungen  trei  blieben.  Aber  auch  diese 
Jedeutiing  ist  keine  allgemeine,  indem  in  einer  Anzab!  von 
Fällen  in  Enprlf^nd  die  auf  Oework  vereine  gegriindete  <  )]  gani- 
sation  in  S<  lii ds-  und  Einigungskarnmern ,  vermute  welcher 
den  Arbeitern  diese  Steigerungen  unmittelbar  und  unabliiin|^jg 
von  allen  sonstigen  Zutlillen  des  Qeschäfts  zukommen ,  die 
Oberhand  über  die  Gewinnbetheiligung  erlangt  hat,  nicht  aber 
umgekehrt. 

Gesammtergebniss» 

Kekapituliren  wir  nun  in  wenigen  Sätzen  die  Haupter- 
gebnisse sowohl  der  in  der  Landwirtlischaft ,  als  auch  der  im 
Gewerbe  und  Handel  mit  der  Gewinnbetheiligung  bisher  ge- 
machten Erfohrungen. 

1.  Nirgends  tritt  die  Gewinnbetheiligung  uns  ak  eine 
neue  oder  eigenthümliche  Untemehmunffsform  entgegen ;  überall 
nur  als  ein  besonderes  Lohnsystem ,  das  mit  jedweder  Unter- 
nehmungsform verknüpft  werden  kann,  und  zwar  als  ein 
Lohnsystem  von  arisrtoKratischem  GeprJt^^f ,  indem  fast  durch- 
weg nur  die  besten  Arbeiter  desselben  theilhaltig  werden. 

2.  Auch  ah  Lohnsystem  hat  die  Gewinnbetheiligung 
sich  nur  da  bewaiirt,  wu  die  Arbeiter  einen  mehr  oder  we- 
niger grossen  Einfluss  auf  das  Gedeihen  eines  Geschäfts  haben; 
wo  dagegen  eine  ausserordentliche  Geschicklichkeit  der  Lei- 
tung oder  Schwankungen  der  Konjunktur  ftir  das  Gelingen 
der  Unternehmung  nahezu  alles  sind,  haben  die  Gewinnbe- 
tbeiligungsversuche,  als  wirkungslos,  sich  nicht  halten  können. 

3.  Als  erfolgreiches  L  -hnsystem  zeif^te  sieh  die  Gewina- 
betheiligUDg  unter  den  eben  genannten  Umstünden,  insofern  sio 
zu  einer  Steigemng  der  Qualität  der  Arbeitsleistung  oder  zu 
einer  Mehrung  ihrer  Mence  oder  daliia  führte,  dem  Arbeit- 
geber die  regelmässige  und  dauernde  Verftigung  tlber  willige 
Arbeitskräfte;  welche  sonst  in  Frage  gestellt  gewesen  wäre,  zu 
sichern. 
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4.  Alä  LoliDi>y8tem  wird  die  GewinnbetbeiliguDg  an 
Wirkeamkeit  übertroffeu  in  der  Erzielung  einer  Steigerung 
der  Grösse  der  Arbeitsleistun^n  durch  die  yerscbiedenen  Sy- 
steme der  Akkordlöhnimg,  m  der  Erzielung  grösserer  Güte 
der  Leistungen  durch  GüteorfimieO;  in  der  Erzielung  Ton  Ma- 
terialersparnissen durch  Erspamissprämien,  wo  diese  ver- 
schiedenen  Systeme  technisch  anwenrlbar  sind.  Die  Herbei- 
führung eines  regchnässigen  Werkstal tenbesuches  lässt  sich 
fbensognt,  weim  nicht  besser,  durch  festgelegte  üralitika- 
tiouen  als  durch  Gewinn belheiligung  erreichen.  Betreff»  der 
Sicherung  der  gewtinschten  Arbeiterzahl  hat  die  einlache  Ge- 
winnbetheiligung  Erfolg  nur  in  einem  ganz  vereinzelten  Fall 
aufzuweisen,  in  dem  der  Bonus  sehr  hoch  war.  Im  übrigen 
vermochte  die  Gewinnbetheiligung  auch  diesen  Erfolg  nur 
zu  erreichen  durch  Festlegung  des  den  Arbeitern  zugetheilten 
Bonus  in  sog.  Wohlfahrtseinrichtimgen,  die  mit  dem  Geschäft 
vei  knüpft  wurden.  Ueberall  hat  sich  gezflßt,  dass  diese  an 
bich  dasselbe  Resultat  auch  ohne  Gewinnbeiheiligung  zu  er- 
zielen verniue  Ilten.  Nur  wo  diese  verschiedenen  theils  inten- 
siver, theiib  gleichartig  wirkenden  Lohnsysteme  aus  technischen 
Gründen  niät  anwendbar  sind^  erscheint  die  Gewinnbetheili- 
gung als  zweckmässig. 

5.  Wo  die  Gewinnbeiheiligung  Erfolge  in  einer  der  eben 
gedachten  Richtungen  erzielt  h&t,  waren  die  Erfolge  in  Erzie- 
lung grösserer  Menge  und  Güte  der  Leistungen  um  so  grosser, 
fe  unmittelbarer  den  Arbeitern  der  zugethoilte  Bonus  zur  Ver- 
fügung gestellt  \vurde,  die  Erfolge  in  Erzielung  einer  grösseren 
Stetigkeit  und  Gefügigkeit  der  Arbeiter  dagegen  waren  um  so 
bedeutender,  je  schwieriger  es  den  Arbeitern  gemacht  wurde, 
den  zugetheilten  Gewinnantfaeii  zu  realisiren. 

6.  Wo  Lohnstreitigkeiten  und  im  Gefolge  derselben  Arbeits- 
einstelluugen  häuäg  sind,  hat  sich  die  Gewinnbetheiligung  oft 
als  Mittel  bewährt,  um  durch  die  von  ihr  verursachte,  mit  der 
Besserung  der  Konjunktur  Hand  in  Hand  gehende  Steigerung 
der  Einnahmen  der  Arbeiter  diese  Missstände  zu  vermeiden, 
wo  nicht j  wie  in  England,  die  Arbeiter  auch  hier  der  auf 
Gewerkvereine  beider  Parteien  gegründeten  Organisation  in 
ächieds-  und  Einigungskammern,  oie  ihnen  diese  Steigerung 
unmittelbar  durch  Lohnerhöhungen  zu  gute  kommen  Ifisst,  den 
Vorzug  gaben. 

7  Nirgends  hat  die  Gewinnbetheiligung  sich  ikhi^  gezeigt, 
die  Arbeiter  von  der  Theilnahme  an  grossen  sozialen  Be- 
wegungen, in  denen  die  Arbeiterwelt  jeweilig  ihr  Heil  nali, 
abzuhalten.  Wo  immer  sie  zu  Versuchen  in  dieser  Richtung 
führte,  sind  dieselben  zusammengebrochen. 

8.  AJb  einziges  Gebiet,  auf  dem  die  Gewinnbetheiligung 
als  Lohnsystem  vor  allen  andern  den  Vorzug  verdient,  haben 
sich  die  F&Ile  gezeigt,  in  denen  sich  das  Verhalten  der  ge- 
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winnbetheiliglen  Arbeiter  weniger  fiir  das  Gelingen  dieser  oder 
jener  Ar  bei  taleis  tung  als  fiir  das  Ganze  nach  jeder  Ricluiiug 
Bin  von  durohBchlagender  Bedeutung  zeigt  und  andereneita 
die  Arbeiter  entweder  die  Bildung  haben  ^e  bei  den  höheren 
Aneeetellten  eines  Geschäfts)  oder  nach  der  Natur  des  Geschäfts 
lei(St  erkennen  (wie  beim  Seefischfang),  daea  ihr  Verhalten 
in  engem  Zusammenhang  mit  der  Steigerung  ihrer  Einnahmen 
durch  das  Gelingen  des  Unternehmens  stehe:  also  in  den  Fällen, 
in  denen  sie,  man  möchte  beinahe  sa^ea,  von  jeher  in  An- 
wenduner  kam. 

Uaa  Ergebniss  ist  demnach,  da:>ä  die  Gewinubethciiiguixg 
nur  da  anwendbar  ist,  wo  die  Arbiter  überhaupt  einen  ent- 
sprechenden EinfluBs  auf  die  Gestaltung  des  Gesehäfbertrages 
besitzen  und  ein  anderes,  an  sich  sweckmäesigeres  Lohnsystem 
nicht  möglich  ist,  also  abgesehen  von  jenen  Fällen ,  in  denen 
sie  von  Arbeitseinstellungen  abzuhalten  vermochte,  insbesondere 
in  eben  den  letzterwähnten  Fullen,  in  denen  sie  fast  zu  etwas 
Selbstverständlichem  geworden  ist. 
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Die  tlieoretische  Bereclitiguug  der  tiewinnbetkeiligung. 


Die  bisherige  Untersucliinig  über  die  praktische  Anwend- 
barkeit der  Gewinnbetheihguug  führt  mit  Leichtigkeit  zur 
Beantwortung  auch  der  Frage  nach  ihrer  theoretischen  Be- 
rechtigung. Denn  mit  der  Darlegung,  dass  die  Gewinn- 
betheili^iiug  unter  Umständen  mit  Erfolg  angewendet  weiden 
kann,  und  mit  Feststellung  der  Grenzen,  innerhalb  deren  dies 
der  Fall  ist,  ist  auch  über  das  Ob  una  das  liaass  ihrer  Be- 
rechtigung entschieden. 

Es  bedürfte  sonach  kaum  noch  einer  besonderen  Dar- 
legung, ob  und  wie  die  Gevs  imibetheiligung  sich  auch  theo- 
retisch rechtfertigen  lasse,  gälte  es  nicht,  einerseits  den  vagen 
Vorötellungeu  derer  entgegcnzutieten ,  welche  im  Namen  der 
Gerechtigkeit  die  Einführung  der  Gewinnbetheiligung  in  aUe 
TJntemeunnngen  fordern^  andererseits  diejenigen  zvl  bekämpfen, 
welche,  ebenso  extrem,  die  Berechtignng  einer  C^innbethei- 
Hgnng  völlig  surückweisen. 

Prüfen  wir  zuerst  die  Anschauung  derjenigen,  welche  der 
GewinnbetheiÜi^ung  die  Vorherrschaft  im  zukünftigen  Erwerbs- 
leben prophezeien  und  dieselbe  herbeizuführen  bestrebt  sind. 

Zu  innen  gehört  vor  allem  eine  grosse  Anzahl  franzö- 
sischer Schriftsteller,  Geschäftsleute  und  Politiker.  Bereits  in 
dem  ersten  Theile  dieser  Arbeit  wurde  wiederholt  der  gefühl- 
vollen und  energischen  Propaganda  dw  pariser  Sodötd  de  la 
participation  aux  bönefices  gedacht.  £s  Ueibt  hier  noch 
nervorzuheben ,  dass  die  Gewinn betheiÜgung  da,  wo  sie  ein- 
geführt ist,  zwar  regelmässig  als  blosses  Geschenk  (lib^ralit^) 
und  als  juristisch  imverbindlich  anerkannt  wird  —  nur 
in  wenigen  Fällen  besteht  r  ine  vei  trag8massiii;e  Verptiichtung 
der  Geschäftsinhaber,  Gewinnaiitheile  zu  gewähren  — ,  dass 
aber,  wo  es  sich  um  die  Propaganda  haudelt,  die  Mitglieder 
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besagter  Gesellschaft  nicht  etwa  aus  praktischen  Gründen  für 
ihre  Forderung  eintreten,  sondern  sie  eine  weiteres  einen 
Akt  der  Gerechtigkeit  nennen.    Auch  beruhen  auf  dieser 


nur  als  eine  Forderung  der  Moral  anerkannt,  sondern  der 
Verwirklichung  dieser  Forderung  auch  dadurch  Vorschub  zu 
leisten  versucht  hat,  dass  er  bei  Submissionen  städtischer  Ar- 
beiten denjenigen  Vergünstigungeu  ertheilt,  welche  sich  zur 
Gewinnbetheiligung  ihrer  Arbeiter  verpflichten^).  Und  ähn- 
lich sind  nicht  nur  französische  Deputirte,  sondern  sogar  ein 
Minister  des  Innern,  dieser  in  einer  olfiziellen  Kede,  zu 
Gunsten  der  Gewinnbethciligung  aufgetreten^). 

Verwandt  mit  diesen  französischen  Bestrebungen  sind  di^ 
jenigen,  welche  in  Deutschland  in  der  tSozial-Korrespondens 
und  im  Arbeiterfireund  mehHacb  zum  Ausdruck  gelangt  sind  *), 
Diese  fordern  dasselbe,  nur  nicht  im  Namen  der  Gerechtigkeit, 
sondern  des  sozialen  Fortschritts. 

Fragt  man  nach  den  Gedanken,  welche  diesen  Postulaten 
zu  Grunde  Hegen,  so  stösst  nmn  allenthalben  auf  irrige  Vor- 
stellungen von  dem  Hogriff  der  Produktivität  und  dem  Her- 
gange des  Pruduzirenö  in  der  heutigen  Organisation  der 
Volkswirtlischaft.  Insbesondere  iriti't  man  viell'ach  auf  die 
Irrlehre,  welche  seit  Ricardo  sowohl  eine  grosse  Anzahl  von 
Oekonomisten  als  auch  sämmttiche  Sozialisten  beherrscht  bat: 
die  Vorstellung  von  der  Arbeit  als  dem  Werth-schaffenden 
Produktions&ktor;  und  huldigt  man  dieser  Autfassung,  dass 
es  die  Arbeiter  seien,  welche  den  Mehrwerth  des  Produkts 
über  die  Kosten  schüfen,  dann  ist  es  in  der  That  nur  eine 
geringe  Abfindung,  wenn  man  lür  sie  einen  Antheii  am  ünter- 
nelimergewinn  verlangt.  Andere  aber,  deren  Autfassung  der 
Arbeit  nicht  so  weit  geht,  dass  sie  in  ihr  den  alleinigen  Pro- 
duktionsfaktor sehen,  sondern  die  in  derselben  nur  einen  Pro- 
duktionsfaktor neben  anderen  erblicken,  verlangen  eben£Uls 


')  Vgl.  oben  S.  2  Am«.;  ferner  Economibte  iVaucaiti  du  11  juillet 
18^  S.  44. 

^1  Vgl.  auch  Bulletin  de  la  participatiou  aux  benefices  1881  S.  208 
bis  210.  214  f.,  im  S.  6.  20-28,  1883  S.  i—ül.  94  f. 

M.  Block  in  Wies'  VierteljahxMchrift  22.  Jahrg.  Bd.  4.  Vgl.  auch 
Bulletin  de  l.i  participation  :iux  Wiiefices  IböO  S.  127—140. 

*)  So  wurde  in  der  r^o/.-Korresp.  18^53  Nr.  49  die  Aufnahme  rinea 
l^aragraphen  iu  die  Aktieuiiovelle  von  1884  gefordert,  welcher  daraui 
abzielte,  Ar  Aktienverdne  die  GewinnbetheiligQDg  der  Arbeiter  obliga^ 
t^'risch  zu  u)nr)'j-n  Dieser  Vorschlatr  "urde  noch  wiederholt  w  <\<-in- 
Btlbeu  blatte  veilüchten,  Jahrg.  \^  St.  2,  Nr.  8^  Nr.  21.  Im  Arb^iter- 
frcnnd  von  1888  S.  493  ff.  euipfabi  Böhmert  den  »ent  erwähnten  Ar- 
tikel der  Bosial-KorreBpondenz.  Vgl.  auch  Arbeiterfreand  1884. 
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für  sie  einen  ihrer  MitwirkuDg  bei  Herstellung  drs  Produkts 
entsprechenden  Antheil  an  dem  Gewinne. 

Aber  sind  es  in  der  That  die  Arbeiter,  welche  das  Pro- 
dukt, (InrcVi  (lessen  Verkauf  dem  Arbeitgeber  der  Gewinn 
zaiUllt,  ganz  oder  tlicilwriae  herstellen? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  erheischt  ein  kurzes 
Eingehen  auf  die  heutige  Organisation  der  V'olkswirthschaft. 

Sehen  wir  ganz  davon  ab,  was  unsere  Volkswirthschaft  in 
der  Vergangenheit  wai\  oder  was  sie  in  Zukunft  vielleicht  sein 
wird,  fassen  wir  nur  das  ins  Auge,  was  sie  heute  thatsächlich 
ist,  so  müssen  wir  sie  bezeichnen  als  „eine  Summe  auf  der 
persönlichen  Freiheit  und  dem  £igenthum  beruhender  Sonder* 
wirthscbaften  von  Volksgenossen,  zu  einem  Ganzen  verbunden 
durch  gewisse  gemeinsame  historische  Grundbedingungen  und 
durch  Arbeitstheilung  und  Tausch 

Es  giebt  also  zwei  Arten  von  Bindemitteln,  welche  heute 
die  innerhalb  eines  Volkes  bestehenden  Sonderwirthschaftea 
sowohl  der  physischen  als  auch  der  joristisohen  Personen  zu 
einem  Ganzen  vereinen; 

1.  die  Einheit  der  konkreten  Grundbedingungen,  welche, 
wie  Territorium,  Rasse  und  Nationalität,  Staat,  Kulturstufe,  Ar- 
beitskraft, Vermögen,  Op]d-  und  Kreditorganisation,  die  Son- 
derwirthschaften  innerhalb  eines  Volkes  im  Gegensatz  zu  den 
Sonderwutii^chaften  der  Augehörigen  anderer  Völker  beein- 
tiussen  —  und 

2.  die  Thatsache,  welche  das  ganze  wirthschaftliche  Le- 
ben der  Gegenwart  in  allen  seinen  ^nzelheiten  beherrscht  und 
mdir  als  alles  Andere  seinen  Charakter  und  seine  Entwiche- 
lane  bestimmt:  die  gesellschaftliche  OrganiBation  der  Volks- 
wiitjischaft  durch  Arbeitstheilung  und  Tausch. 

Den  Einfluss  jener  gemeinsamen  konkreten  Grundbedin- 

fungen  lassen  wir  hifr  unerörtert,  da  er  un«  zunächst  nicht 
erührt.  Wenn  wir  aber  die  heutige  Vulkawii  thschatt  be- 
zeichnen als  eine  gesellschaftliche  Wirthschaftsorganisution  durch 
Arbeitstheilnng  und  Tausch  auf  Grundlage  von  Freiheit  und 
Eigentbam,  so  ist  damit  gesagt: 

1.  ^Jedweder  wirtbschaftenden  Person  gehört  heute  die 
Nutzung  ihrer  Arbeitskraft;  es  giebt  keinerlei  rechtliche  Schran- 
ken zu  Gunsten  Anderer,  welche  sie  in  der  bestmöglichen  Ver- 
werthun^  (derselben  im  Au^^tausch  behindern.  Eine  jede  der 
Aneignung  physisch  f^ihige  Sache  steht  sowohl  selbst  als  auch 
was  ihren  Werthzuwaclis  angeht  im  Eigenthum  einer  Sonder- 
wirthscbaft  sei  es  einer  physischen  sei  es  einer  Juristischen  Per- 
son, wie  auch  ihr  Untergang  und  ihre  Werthminderung  eine 
Sonderwirthscbaft  trifft.** 


BrcDtano,  Dniekbogen  zur  Vorlesung  Uber  Allgemeiiie  Xattonal« 
Ökonomie,  Sommer  1885  8^  1. 
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2.  „Ein  jeder  Arbeiter  oder  Kigeiitliümer,  oder  Jeder,  der 
beides  zusammen  ist,  kurzum  Jedweder,  der  eine  selbständige 
Wirthschaft  lühit  —  sei  es  nun  eine  physische  oder  juristi- 
sche Person  — ,  benutzt  das  oder  die  ihm  zur  Verfügung  ste- 
henden rroduktionseiemeute;  um  uur  eine  oder  wenige  Arten 
von  Gütern  denen  dmubieten,  welche  ihm  dafür  die  Güter, 
die  er  bedarf,  hinasugeben  bereit  eind.^ 

3«  ^In  Folge  dessen  hängen,  was  die  Arten  der  Guter 
betrifl^ ,  welche  eine  jede  tSonderwirthschaft  zur  Befriedigung 
ihrer  Bedürfnisse  erhiih ,  dieselben  heute  nicht  von  ihr  selbst 
ab;  vielmehr  ist  ein  Jeder  für  die  Befriedigung  seiner  Bedürf- 
uisae  davon  abhängig,  daes  die  Gesanimtlieit  der  Uebrigen  ihm 
die  Güter,  die  er  begehrt,  liefere.  Ebenso  hängt  jede  Honder- 
wirthschaft  hinsichthch  der  Gütermenge,  die  ihr  zur  Verfügung 
Btehty  nicht  blea  davon  ab,  wie  viel  aie  selbst  herstellt,  son- 
dern nicht  minder,  wie  sehr  das  von  ihr  Hergestellte  dem  fie- 
dürfiiisBc  der  Anderen  entspricht  und  diese  ihr  dafür  an  geben 
geneigt  sind  V).** 

Es  war  nothig,  diesen  Grimdcharakter  der  heutigen  Wirth- 
^rliaft  SU  nachdrücklich  zu  betonen;  denn,  wie  wir  sehen  wer- 
den, in  dieser  Organisation  der  Volkswirthschaft  ist  e&  weder 
die  Arbeit,  die  produzirt,  noch  ist  es  der  Produzent,  welcher 
den  Werth  scliaffi. 

Um  das  erstere  zu  zeigen,  gilt  es  vor  allem,  den  Begritf 
des  Produzirens  in  der  heutigen  Wirthschalboiganisation  fest- 
zustellen. 

Schon  Hermann')  bat  betont,  dass  in  der  heutigen  Wirth* 

Schaftsorganisation  keineswegs  jede  Zunalime  der  Güter  der 
bonderwirthschaften  auf  Produktion  l)eruhe.  Er  unterschied 
von  der  Produktion  oder  der  Herstellung  neuer  Erzeugnisse: 
die  Okkupation,  den  unentgeldichen  Güterempfang  von  Ande- 
ren und  die  Wertherhöhung  von  VermögensbestandtheUen, 
weiche  in  einer  ganzen  Art  bereits  vorhandener  Gilter  zu- 
gleich und  zwar  zum  Vorthdl  aller  Besitzer  dieser  GtUerartt 
selbst  ohne  ihr  Zuthnn,  stattfindet.  An  diesen  Begriff  der 
Wertherhöhung  schliesst  sich,  wie  Brentano  hervorhebt,  aufii 
engste  der  Begriff  der  Spekulation.  „Dieselbe  bestellt  in  der 
Erwerbung  des  Eigeiithumsrechts  an  Gütern  in  der  Hoffnung, 
durch  eine  Wertheriioiiuug  derselben  Gewinn  zu  zirlicn^).* 

Will  man  nun  im  Gegensatz  zu  den  eben  genannten  Ar- 
ten der  Güterzunahme  den  Begriff  der  Produktion  klarstellen, 
so  muss  man,  wie  schon  Mill*)  bemerkt  hat,  vor  allem  den 
Fehler  Tenneiden,  unter  der  Herstellung  neuer  Erzeugnisse 

M  Brentano,  DniekbogpTi  S.  2  u.  3. 

Hennaim,  8taat8wirtb6i:bHftUcbe  Unterauchungai,  2.  Aufl.  Mün- 
eben  1870*  S.  1S9  ff.  599  ff. 

Brentano,  Druckbogen  S.  4. 

John  IStuart  Mill,  mtioal  Economy  Bd.  I  1  §  2. 
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die  Herstellung  derselben  aus  Nichts  zu  verstehen.  Dies  wäre 
ErachatiuD^.  Das,  was  durch  die  Produktion  hervorgebracht 
wird,  ist  niemals  der  Stoff,  aus  dem  die  £rzeu^nis8e  bestehen. 
Die  gesammte  Arbeit  aller  Menschen  ist  nicht  im  Stande,  den 
allergeringsten  Theil  eines  Stoffes  hervorzubringen.  Die  Men- 
schen thun  weiter  nichts  und  können  weiter  nichts  thun,  als 
Stoffe  in  Bewegung  set7en,  als  einen  Stoff  dem  anderen  nahe- 
bringen und  ihn  davon  entfernen.  Alle  Produktion  besteht 
nur  in  der  einen  Verrichtung,  Stoti'e  in  die  rechte  Lage  zu 
bringen,  so  dass  die  ihnen  beiwohnenden  eif^enthiunliciien 
Kräfte,  sowie  die  bei  anderen  Naturgegenständen  eich  vortin- 
denden  Kritfte  auf  sie  einwirken  können.  Indem  die  Menschen 
dies  thun,  können  sie  es  dahin  bringen,  dass  bereits  vorhan- 
dener Stoff  Eigenschaften  annimmt^  wodurch  er  für  sie  nfttz- 
lieh  wird,  während  er  vordem  für  sie  nutzlos  gewesen. 

Statt  in  der  Schaffung  von  Stoffen  besteht  die  Produktion 
also  in  der  Verwirklichung  eines  Gedankens  der  BrauchViar- 
keit  in  dem  bereits  vorhandenen  Stoff,  wodurch  dieser  einem 
Bedürfnisse  in  höherem  Maasse  dienstbar  gemacht  werden  soll, 
als  er  es  vorher  war.  Mit  anderen  Worten :  Produktion  ist 
die  anf  die  Anpassung  gewisser  vorhandener 
Elemente  an  die  Befriedigung  von  Bedürfnissen 
gerichtete  Thätigkeit. 

Welches  aber  sind  diese  Produktionselemente  und  wer  ist 
es,  der  produzirt? 

Von  Versc}nedenen  werden  Natur,  Kapital,  Arheit  und 
der  Staat  entweder  alle  zusammieii  oder  nur  das  Eine  oder 
Andere  der  (renannten  als  Produktionsfaktoren  bezeichnet. 
Dabei  wird  dann  das  Wort  Produktionstaktor  so  verstanden, 
als  ob  die  Oenannten  es  seien,  von  denen  die  produktive 
Th&tigkeit  ausgehe.  Und  begreiflicher  Weise  haben  sich 
daran  allerlei  unfruchtbare  Kontroversen  geknttpfk^  indem 
bald  dem  Einen,  bald  dem  Anderen  der  Genannten  die  pro- 
duktive Thätigkeit  abgesprochen  wurde. 

Und  in  der  That,  gehen  wir  von  dem  Froduktionsbf^p:riff 
aus,  zu  dem  wir  in  dem  Vorstehenden  jrelantjt  sind,  so  müssen 
wir  sagen:  weder  Natur,  uucli  Kapital,  noch  der  Staat  — 
wo  er  nicht  selbst  Unternehmer  ist  —  produziren,  d.  h.  passen 
selbst  ihre  Gaben,  Eigenschaften  und  Nutzungen  an  die  menach- 
lichen  Bedürfnisse  an.  Und  ebenso  ist  es,  wie  Brentano  be- 
reits 1878  ausgeführt  hat^),  auch  die  Arbeit  an  sich  nicht»  die 
produzirt,  d.  h.  Gedanken  der  Brauchbarkeit  in  Anpassung  an 
ein  vorhandenes  Bedürfniss  verwirklicht,  und  folglich  ist  es 
insliesondere  ganz  falsch  zu  sagen,  Hasa  der  Tauschwerth  der 
Erzeugnisse  im  Verbältniss  stehe  zu  der  auf  ihre  Herstellung 


^)  VgL  Brentano  im  Jahrbuch  fUr  Gesetaseebang,  Yerwaituug  uud 
Volkswirtbsehaft  im  Dentsehen  Beich  2.  JahigTk  509  ff. 
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verwandten  gesellscbafilichen  Arbeitszeit.  „Die  Arbeit  an  sieb 
vermag  nur  technische  Resultate  zu  schaffen,  keine  wirth- 
BchafUichen.  Der  Preis  eines  Erzeugnisses  und  damit  sein 
Tauschwerth  —  d.  h.  die  Bedeutung,  welche  ihm  beigelegt  wird 
für  den  Zweck,  einen  Preis  zu  erlangen  —  wird  aber  nicht 
durch  die  Kosten  bedingt,  die  auf  seine  Herstellung  verwendet 
wurden,  sondern  durch  das  Mafiss,  in  dem  es  dem  vorhandenen 
konkreten  Bedürfuisse  entspricht.  Die  Thatsache,  ob  ein  Er- 
zeugniäs  wirthschaftliches  Gut  iäi,  uud  das  Maass,  in  dem  es 
Gut  ist,  ob  es  Tausch werth  hat  und  wie  gross  dieser  Tausch- 
werth ist,  hängt  also  nicht  ab  von  dem  Quantum  Arbeitszeit, 
die  auf  seine  Herstellung  verwendet  wurde,  sondern  davon, 
daas  die  Arbeitszeit  auf  die  Herstellung  des  richtigen  Er- 
zeugnisses verwendet  wurde.  Sonach  ist  die  blosse  Verwen- 
dung von  Arbeitszeit  an  sich  ebenso  unfHhi^,  zu  produziren, 
d.  h.  vorhandene  Kleraente  den  vorhandenen  Bedürfnissen 
dienstbar  zu  niachen  ,  -wie  Natur,  Kapital  und  die  Xutzunp^en 
der  siaatlieiieu  Uidiiung.  Die  Arbeit  an  sich  ist  ebenso  un- 
produktiv, wie  diese  letzteren/ 

„Der  Faktor,  welcher  produzirt,  ist  vielmehr  einzig  und 
allein  der  menschliche  Geist,  durch  dessen  Verstandesuifttig* 
keit  und  Willen  alle  oder  mehrere  Produktionselemente  ver- 
eint einem  vorhandenen  konkreten  Bedürfnisse  in  höherem 
Maa«se  (1i<^nBtbar  gemacht  und  zu  seiner  BefriGdignnir  darge- 
boten werden  Natur,  Kapital  und  Arljeit  sind  ebenso  wie 
die  Nutzungen  der  staatliclien  Ordnung  und  wie  alle  übri- 
gen oben  genannten  konkreten  Grundbedingungen  der  Volks* 
wirthschan  für  sich  allein  nicht  produktiv,  sie  sind  nor  die 
Produktionselemente«  deren  der  menschliche  Geist  bei  seiner 
produktiven  Thfttiffkeit  sich  bedient. 

Die  Person  aner,  deren  Verstandesthätigkeit  und  Wille 
die  Produktionselemente  einem  vorhandenen  Bedürfnisse  dienst- 
bar machen,  mit  anderen  Worten:  die  Person,  welche  produ- 
zirt und  bestimmt,  was  produzirt  wird,  heisst  Unternehmer. 
„Er  ist  es,  welcher  die  Funktionen  erfüllt,  die  erfüllt  werden 
müssen,  wenn  produzirt  werden  soll.  Diese  Funktionen  aber 
sind:  —  1.  Der  Produzent  muss,  um  zu  produziren,  das  Yer- 
fügungsrecht  Über  das  oder  die  Produkttonselemente,  die  der 
Bmürfnissbefriedigung  dienstbar  gemacht  werden  sollen,  selb- 
ständig besitzen  oder  kontraktlich  erworben  haben.  —  2.  Er 
muss  diesem  oder  diesen  Produktionselementen  die  Bestimmung 
geben,  einem  gewissen  konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen.  — 
3.  Er  muss  durch  Uebernahuie  von  Gewinn  und  V'erhist  der 
Produktion  die  Verantwortung  tragen  dafür,  dass  das  oder 
die  Produktionseleiuente  in  der  Bestimmung,  die  er  ihnen  gicbt, 


Brentano,  Druckbogen  Ü.  1  vl.  Ü. 
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dem  vorhandenen  Bedürfnisse  mindestens  ebensosehr  ent- 
sprechen, wie  vor  dieser  Verfiigung." 

„Dieses  sind  die  drei  Funktionea  des  Produzenten;  dieses 

die  drei  Funktionen,  mit  deren  Vorhandensein  der  Begriff'  des 
Unternelimera  verknüptt  ist.  Diese  drei  Funktionen  können 
aber  nicht  blos  von  physisehen ,  sondern  ebenso  von  juristi- 
schen Personen  erfüllt  werden.  Auch  juristische  Personen 
können  Unternehmer  sein*)." 

Sehen  wir  somit,  dass  es  nicht  die  Arbeit  an  sich,  son- 
dern der  Unternehmer,  durch  dessen  Verstandesthätigkeit  und 
Wille  die  genannten  drei  Funktionen  erfüllt  werden,  ist,  wel- 
cher produzirt,  so  ist  damit  doch  keineswegs  gesagt,  dass  es 
der  Ünternehmer  sei,  welcher  den  ^\'or^h  schafft.  Denn 
ebenso  WO]  1  i  .  wie  Produziren  gleich  Schatien  von  fStotf', 
ebensowenig  ist  es  gleich  JSchaffen  von  Gütern  oder  Schaffen 
von  Tauscliwerth  2). 

Unter  Gut  ist  nämlich  nicht  das  zu  verstehen,  was  wirk- 
lich geeignet  ist,  ein  Bedfirfniss  zu  befriedigen.  Talismaue  und 
Reliquien  z.  B.  werden  von  Vielen  als  grosse  Güter  geschätztf 
ohne  dass  ihnen  die  Eigenschaften,  die  ihnen  beigelegt  werden, 
wirklich  zukommen.  Gut  ist  vielmehr  Alles,  was  der  Mensch 
für  geeignet  hält;  einem  Hedürfniss  7.n  dienen.  Werth  i'^t 
die  Üedeutungj  die  einem  Gute  für  die  Heciurfuissbefriediguiig 
beigelegt  wird,  also  das  Maass ,  in  dem  etwas  Gut  ist. 
Tauschwerth  ist  die  Bedeutung,  die  einem  Gute  beigelegt 
wird  mit  Rücksicht  auf  seine  Fähigkeit,  andere  Güter  einzu- 
tauschen, d.  h.  einen  Preis  zu  erzielen.  Indem  der  Produzent 
einen  Gedanken  in  einem  Stoffe  verwurklicht,  um  diesen 
einem  Bedürfnisse  in  höherem  Maasse  dienstbar  zu  machen, 
ist  —  es  ist  dies,  worauf  schon  oben  (S.  189  f.)  vorbereitet 
wurde,  eine  Folge  unserer  durch  Arbeitstheilung  und  Tausch 
bewirk t'^n  gesellschaftlichen  Organisation  der  Voikswirthschuft 
—  also  noch  nicht  gesagt,  dass  er  das  Ziel  erreicht;  dazu  ist 
ferner  nöthig,  dass  sein  Gedanke  von  Brauchbarkeit  von  den 
Menschen  anerkannt  werde.  Ob  dies  der  Fall  ist,  ob  sein 
Produkt  wirklich  Gut  ist,  und  in  welchem  Maasse  es  Gut  ist, 
hSngt  also  davon  ab,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  Men- 
schen ein  Bedürfiiiss  nach  seinem  Produkte  empfinden,  und 
dies  wird  nicht  blos  durch  die  Eigenschaften  seines  Produktes 
bedingt,  sondern  durch  die  Verhältnisse,  unter  denen  das,  was 
er  bietet,  den  Monsclien  gegenüberlritt.  Die  Fähigkeit,  an- 
dere Güter  einzutauschen,  die  einem  Gute  beigelegt  wird,  oder 
sein  Tauschwertb  hängt  ab  von  den  Bestinunungsgründeu  des 
Preises  -). 

yAlso :  der  Produzent  schafft  nicht  Güter  oder  Werthe, 


>)  Brentano,  Druckbogen  S.  8  n.  9 
<)  Ebeuda  8.  4  u.  5. 
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sondern  Produkte;  eine  Tabaksmanufaktar  mcibt  Güter  oder 
WerChe,  sondern  Zigarren;  ob  diese  als  Ghit  anerkannt 
werden  und  das  Maass,  in  dem  sie  als  Gut  anerkannt 
werden,  d.  h.  ihr  Werth,  wird  bedingt  durch  die  VerbiUtnissey 

untor  dcnf'n  die  Zigarren  den  Menschen  dargeboten  werden." 
^Ub  (  III  l'rodukt  Out  ist  und  wie  ^ross  sein  Werth  ist,  wird 
in  der  heutigen  Organisation  der  Volkswirthschaft  also  nicht 
durch  die  Produzenten,  die  Unternehmer,  bestimmt,  sondern 
durch  die  Umstände  (Konjunktur),  die  das  Verhältnis»  der 
in  Frage  stehenden  Sache  oder  der  in  Frage  stehenden  Nutzung 
von  iu*beitskraft  oder  Vermögen  zu  den  Bedürfnissen  der 
Menschen  bestiintiien  ^)." 

Wenn  aber  der  Unternehmer  auch  nicht  den  Werth  schaff^ 
so  ist  er  es  doch,  von  dem  es  wesentlich  abhängt,  ob  dem, 
was  er  den  übrigen  Sonderwirthschaften  bietet,  von  diesen 
eine  höhere  liedeiitung  für  die  Befriedigung  iiirer  Bedürfnisse 
beigelegt  wird  als  den  Elementen,  aus  denen  es  besteht,  vor 
seinem  Angebot;  mit  andern  Worten:  zu  den  Umständen, 
welche  das  v  erhältniss  eines  Produkts  su  den  Bedarfnisaen  der 
Menschen  oder  seinen  Werth  bestimmen,  gehört  auch  die 
Thätigkeit  seines  Erzeugers,  des  Unternehmers.  Denn  er  ist 
es,  welcher  den  Produktionselementen,  wie  wir  sahen,  die  Be- 
stimmung giebt,  einem  bestimmten  konkreten  Bedürfnisse  zu 
dienen,  und  das  Produkt  zu  dessen  Befriedigung  darbietet 

Je  vollkoniniener  der  Untei  tiehmer  diese  seine  Funktion 
erfüllt,  d.  h.  je  mehr  die  Bestinunung,  welche  er  den  ihm  ver- 
fügbaren Produktionselementen  giebt,  den  in  der  Volkswirth- 
s<£aft  vorhandenen  konkreten  Bedürfnissen  entgegenkommt 
um  so  mehr  ftbertriift  das,  was  er  bietet,  die  einzelnen  Pro- 
duktionaelemente,  ana  denen  es  besteht,  an  konkretem  Gte- 
brauchswerth:  um  so  grösser  der  Ueberschuss  des  Preises  des 
Produkts  über  den  Preis  der  Produktionselemente  oder  die 
Kosten.  Je  weniger  sein  Prniinkt  den  vorhandenen  kon- 
kreten Bedürfnissen  entgegenkoninii,  um  so  geringer  der  Ueber- 
schuss. Entspricht  das  neue  Produkt  den  vorhandenen  kon- 
kreten Bedürfnissen  in  geringerem  Maasse  als  die  einzelnen 
Produktionaelemente,  aua  denen  ea  beateht^  so  blabt  der  Preis 
hinter  den  aufgewendeten  Rosten  zurtlck^). 

„Der  Ueberschuss  des  Preiaea  über  die  aufgewendeten 
Kosten  oder  der  Unternebmergewinn  stellt  sich  also  dar  als 
•  der  volkswirthschaftliche  Lohn  ffir  die  unter  den  gegebenen 
konkreten  Verhältnissen  wirtlischiiitlicliste,  d.  h.  den  Bedürf- 
nissen am  meisten  entsprechende,  Verwendung  der  Produktiona- 
elemente. Die  Grösse  des  Ueberschusses  drückt  das  Maass 
dieaea  Verdienstea  aua.  Das  Zurückbleiben  des  Preises  hinter 
den  Kosten  ist  die  volkswirthschaftliche  Strafe  fUr  eine  Ver- 

^)  Brentano,  I>ruckbogen  S.  5. 
Vgl.  Brentano,  Druckbogen  S.  47. 
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wenduDg  von  Produktionselementen,  welche  unter  den  kon- 
kreten Verhältnissen  den  vorhandenen  Bedürfnissen  nicht  ent- 
spricht. Die  Grösse  des  Verlustes  drückt  daa  Maass  dieser 
unwirthöcliaUlichen  Verwendung  aus*)." 

Der  Uuternehmergewinn  gehürt  äunach  mit  i:  ug  und 
Recht  ausschliesslicK  und  allain  dem  Unternehmer.  Der  Ar- 
beiter, dessen  Arbeit  der  Unteraelimer  (zusammen)  mit  anderen 
Produktionselementen,  wie  z.  B.  der  Nutzung  von  Fabrik- 
gebäuden und  Maschinen,  mit  Erzen,  Kohlen  u.  8.  w.,  zu  dem 
neuen  Produkt  verbunden  hat,  hat  an  sich  so  wenig  Anspruch 
auf  einen  Anthnil  dfirnn,  wie  etwa  der  Lieferant  der  von  ihm 
verwandten  Kohlen  und  Erze.  Dieser  Arbeiter  hat  das  Pro- 
dukt, das  der  Unternehmer  zur  Befriedigunjg-  der  Bedürfnisse 
bietet,  mcbt  geäciiatfen.  Das  Produkt,  weiciieb  der  Arbeiter 
bietet,  besteht  nur  in  der  Nutzung  seiner  Arbeitskraft,  in 
seiner  Arbeitsleistung,  und  diese  ist  für  den  Unternehmer  ein 
Produktionselement  wie  andere  Produkte,  wie  z.  B.  Kohlen 
und  Erze,  die  er  gekauft  und  mit  der  gekauften  Nutzung  der 
Arbeitskraft  des  Arbeiters-)  und  anderen  Produktionselementen 
zur  Herstellnno;  des  neuen  Produkts  verwendet  hat. 

Demnach  erscheint  es  als  etwas  völlig  Haltloses,  wenn 
iijiui ,  wie  jene  oben  erwähnten  Franzosen,  ira  Namen  der 
Gerechtigkeit  den  Anspruch  aut  Betheiliguug  doi*  Arbeiter 
am  Untemehmergewinn  erhebt,  oder  wenn  man,  wie  die  Sozial- 
Korrespondenz»  befürwortet ^  allen  Aktie ngesellsdhaften  die 
BetheiliguDg  der  Arbeiter  am  Untemehmergewinn  durch  Oe- 
setz zu  befehlen. 

Unter  Umständen  dagegen  lässt  sich  die  Betheiligung  der 
Arbeiter  am  Untemehmergewinn  sehr  wohl  theoretisch  recht- 
fertigen. Und  ebenso  wie  gegen  Jene^  weiche  die  Einführung 


^)  Vgl.  Brentano,  Druckbogen  S.  47. 

*)  Ich  Inn  mir  völlig  bewnsst,  dass  da,  wo  hier  von  einem  Kauf 
vnn  NutzunfT^'n  dio  TJrrlo  i-^t.  flie  Juristen  Tiicht  von  Kauf  der  Nutzung, 
soudem  von  Mlethe  des  Nutzung  Gebenden  sprechen.  Indem  der  Text 
TOD  emem  Kanfe  too  ArfodtBlostongeB  oder  von  eanem  Kauf«  von  Ka;ntal- 
nutzungen  spricht,  folgt  er  aber  nicht  nur  dem  Vorj^ange  nreiitaiios.  son- 
dern auch  dem  aller  mlheren  Nationalokonoinen.  So  spricht  z.  B.  Adam 
Smith  von  der  Rente  als  dem  „priee  paid  für  thc  utjc  of  the  land", 
und  ebenso  haben  die  NatioiMÜtfkolumien  iegüche  andere  Art  von  Miethe 
stets  als  Kauf  von  Nutzungen  behandelt,  sif  rinfntb  unter  den  all- 
gemeineren  wirtbechi^itlicheu  BegriS  des  Kauls  subsumirt.  Und  sie 
mnasten  dies  fbnn.  Gült  es  docn,  der  Vontellimg  Baun  sa  sehaffen, 
dass  es  sich  bei  der  Ueberlassunc;  jedweder  Art  von  Nutzung  nni  die 
Hingabe  .«elbständiger  Güter  handie,  die  ebenso  wie  die  jedweder  an- 
derer Guter  auf  vollen  Entgelt  Anspruch  habe.  Kamen  doch  dio  allge- 
meinen  Preisbestimmungegrunde  für  diese  Natsimgen  ebenso  wie  fitr 
andere  Güter  zur  Anwendung.  Und  war  die  rechtliche  Vernif^unee- 
freiheit  (oder  die  rechthche  Beschränkung  in  der  Verfügung)  des  Ver> 


freiheit  foder  der  rechtlichen  Beschr.'inkung  in  der  VeifBgling)  des  Ver- 
Mufers  gegenüber  seiner  .Sache  verschieden. 


FonohBngen  (25)  VI.  2.  —  Frommer. 
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der  Gewinnbetheiligung  in  alle  Unternehmungen  fordern, 
niüsBen  wir  uns  ^egen  dieienif^on  erklären,  welcEe  ihr  aUohI* 
halben  jedwede  Berechtigung  abstreiten 

Betrachten  wir  nämlich  die  Stellung  des  Arbeiters  in 
unserer  heutigen  Orgauigation  der  Volk^wirthschaft 

Wir  haben  diese  oben  bezeichnet  als  eine  auf  der  per- 
sdnlicheu  Freiheit  und  dem  Eigenthum,  der  Arbeitetheilung 
und  dem  Tausche  beruhende  gesellschaftliche  Wirthschafte- 
organisation.  Wie  dabei  bereits  oemerkt  wurde,  bedeutet  dies 
für  die  Arbeiter  ein  Doppeltes:  1.  dass  der  Arbeiter,  weit  ent- 
fernt, alle  Güter,  deren  er  bedarf,  unmittelbar  herzustellen, 
die  Nutzung  seiner  Arbeitskraft,  die  Arbeitsleistung,  denen 
zum  Kauf  anbietet,  seitens  deren  er  eine  Naehfra^e  naeh  der- 
selben vorhanden  glaubt,  um  seitens  dieser  die  Guter,  die  er 
bedarf,  daiftr  au  erhalten;  2.  dm  der  Arbeiter  es  ist,  dem 
heute  die  Kuining  seiner  Arbeitskraft  gana  und  uneetheilt 
angehört;  es  giebt  heute  keinerlei  rechtliohe  Schranken  su 
Gunsten  Anderer,  welche  ihn  an  der  bestmöglichen  Verwer- 
thung  derselben  im  Austausch  verhindern.  Mit  andern  Worten : 
gesellschaftliebe  Organisation  der  Volkswirthschafl  auf  Grund- 
lage der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  heisst  für 
die  Arbeiter:  der  Arbeiter  ist  zum  freien  Unternehmer  ge 
worden.  Und  betrachten  wir  die  ganze  gescliichtliche  Ent- 
wicklung der  Stellung  des  Arbeiters  in  der  Wirthschafts- 
organisation  seit  dem  Beginn  der  germanischen  Welt,  so  sehen 
wir,  dass  gerade  die  Entwicklung  der  persönlichen  fVeiheit 
des  Arbeiters  in  einer  aUmiUilicheD  Entwicklung  aus  einem 
blossen  Arbeitsinstrumente  zum  selbständigen  Unternehmer 
von  Arbeitsleistungen  besteht Odev  suchen  wir  bei  dem 
heutigen  Lohnarbeiter  nach  den  Funktionen,  deren  Vorhanden- 
sein wir  als  das  Kriterion  des  Begriffs  des  Unternehmers 
kennen  gelernt  haben,  so  finden  wir,  da&s  1.  der  heutige 
Lohnarbäter  in  Folge  der  persönlichen  Freiheit  das  Ver- 
fügungsreeht  besitzt  ttber  das  Produktionselement,  das  der 
Bäürfnissbefnedigung  dienstbar  gemacht  werden  soll,  nämlich 
die  Nutaung  seiner  Arbeitskraft;  2.  dass  er  es  ist,  der  diesem 
Produktionsclement  die  Bestimmung  giebt,  einem  bestimmten 
konkreten  Bedürl'nisse  zu  dienen,  indem  er  e«*  ist,  der  die 
Nutzung  seiner  Arbeitskraft  einem  bestimmten  Arbeitgeber 
zum  Kauf  anbietet;  3.  dass  er  es  ist,  der  dafiu  die  wirth- 
schafiliche  Verantwortung  trägt,  da  es  ihn  tnüt,  ob  der 
Preis,  den  der  Arbeitgeber  ihm  rar  seine  Arbeitsleistung  sahlt. 


V)  Vp].  unter  den  vmi  llölimert  ver"'ft*ontlichtei)  Frtheilen  gecen  die 
ivewinnbetbeiligung  insbe^oudei«  das  des  genfer  Protesdors  Dr.  Brocher, 
Böhmert  Bd.  I  S.  112. 

-)  V<y\.  Brfntann,  Der  Arbeltenrersichenujgszwaug,  seine  Vorans- 
aetzungen  und  seine  Folgen  S.  69.  —  Druckbogen  S.  9—12. 
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lunter  den  Produktioiitkosteii  seiner  Arbeit  xarttckbleibt  oder 
dieselben  übersteigt 

So  sehen  wir  denn:  der  Begriff  des  Unternehmers  ist 
keineswegs  identisch  mit  dem  Begriff  des  Arbeitgebers.  Viel- 
mehr giebt  es  verschiedene  Arten  von  Unternehmern ,  so  viel 
Arten,  als  es  Kategorien  von  Produkten  giebt,  welche  von 
denjenigen,  die  darüber  das  Verfügungsrecht  haben,  für  eigene 
Rechnung  und  Gefahr  zur  Befriedigung  bestimmter  kon- 
kreter Bedürfnisse  dnigeboten  werden.  Der  Arbeitgeber,  der 
die  Arbeitsleistang  des  Arbeiters  mit  anderen  Prodnktions- 
elementen  au  einem  neuen  Produkte  vereint,  ist  nur  eine 
dieser  Arten.  Der  Lohnarbeiter,  der  die  Nutzung  seiner  Ar- 
beitskraft, die  Arbeitsleistung,  dem  Arbeitgeber  Bom  Kauf 
anbietet,  ist  eine  andere  unter  diesen  Arten. 

Wenn  wir  ferner  den  Beeriff  des  Produzenten  an  den 
des  Unternehmers  geknüpft  sahen,  so  ergiebt  sich  des  wei- 
teren, dass  damit  keineswegs  gesa^  ist,  dass  etwa  blos  der 
Arbeitgeber  ein  Prodnient  sei.  Viebnclir  ist  ancb  der  Iiohn- 
arbeiter  ein  Frodnsent.  Nor  dass  sein  Produkt  nicht  etwa 
das  isty  was  der  Arbeitgeber  durch  Verbindung  der  Arbeits- 
leistung des  Arbeiters,  die  er  gekauft  hat,  mit  anderen  Pro- 
duktionselementen, über  die  er  das  Verfügungsrecht  hat,  neu 
herstellt;  dies  ist  das  Produkt  des  Arbeitgeoers.  Das  Pro- 
dukt des  Lohnarbeiters  ist  seine  Arbeitsleistung.  Nur  die 
Nutzung  seiner  Arbeitskraft  ist  ea,  welche,  indem  er  sie  einem 
bestimmten  Arbeitgeber  zum  Kauf  anbietet,  durch  seine  Ver- 
ttasdestkätigkeit  und  seinen  Willen  einem  vorbandenen  Be- 
dürfnisse dienstbar  gemacht  wird. 

Nun  liegt  der  Einwand  nahe,  dass  gerade,  weil  der  Lohn- 
arbeiter in  aer  heutigen  Organisation  der  Volkswirthschaft  als 
selbständiger  Unternehmer  und  die  Arbeitsleistung  als  selb- 
ständiges Produkt  sich  darstelle,  unter  allen  Uniständen  dem 
Arbeiter  ebenso  ein  Antheil  am  Unternehmergewinn  des  Arbeit- 
gebers zu  verweigern  sei  wie  etwa  einem  Produzenten  von 
Kobprodukten  oder  Halbfabrikaten,  welche  der  Arbeitgeber 
in  seiner  Produktion  Terwendet  habe. 

AUein  wenn  wir  auch  selbst  oben  diese  Analogie  ge-  ' 
braoohten,  um  den  im  Namen  der  Gerechtigkeit  erhobenen 
Ansprach  der  Arbat  auf  Betheilignng  am  Untemehmergewinn 
des  Arbeitgebers  zurückzuweisen,  so  ist  damit  keineswegs 
gesagt,  dass  eine  solche  Betheiiigung  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen unter  Umständen  nicht  auch  theoretisch  ^gerechtfertigt 
erscheine.  Denn  ebenso  Hesse  es  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
sich  theoretisch  sehr  wohl  rechtfertigen,  wenn  oeispielsweise 
ein  Hüttenbesitser  oder  MaschinenuDrikant  die  Liefenuaten 
seines  Rohmaterials  oder  gewisser  Halbfabrikate^  deren  er  be- 
darf, an  seinem  Untemehmergewinn  betheiligen  würde. 

Nehmen  wir  an,  dass  £e  Qualität  der  Produkte  eines 

10* 
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Hüttenbesitzers  oder  MaflduiieiifiBibrikanten  UDgemem  erhöht 

oder  die  Produktionsmenge  ungemein  gesteigert  würde,  wenn 
die  Möglichkeit  wäre,  dem  AYerke  dauernd  die  Kohlen  oder 
Koaks  gewisser  Gruben  zu  siehern.  Möglicher  Weise  konnte 
di(  s  nur  geschehen,  indem  der  betretfende  Iluttenbesitzer  oder 
J\Jus<  hiiiLiit'abrikant  dem  Eiirdithünier  jener  Gruben  durch 
eine  Bctliexligung  au  seinem  Unternehmergewinn  das  lebhaf- 
teste Interesse  an  seiner  regelmSsalgen  «uireichenden  Ver- 
sorgung mit  den  bebre£fenden  Kohlen  erreffte.  Gewiss  wttrde 
eine  solche  Betheiligang  auch  theoretiscn  zu  rechtfertigen 
sein.  Denn  dieselbe  scheint  nur  als  das  sicherste  Mittel^ 
dem  Hüttenbesitzer  oder  Maschinenfabrikanten  das  Verfügungs- 
recht  über  gewisse  Produktionselemente,  deren  er  bedarf,  zu 
verschaffen.  Dunli  Anwendung  dieses  Mittels  gelingt  es  den- 
selben also,  ihre  Funktionen  als  Unternehmer  weit  voll- 
kommener zu  eriullon.  Der  Antheil  am  Unternehmergewinn, 
der  dem  GrulMhesitier  gewährt  wird»  wird  Ihm  daher  nidit 
auf  Kotten  des  HftttenbesitBers  oder  MMchinenfabrikanten  ge- 
währt. EiT  wird  ihm  vielmehr  aus  dem  Betrag  gewährt,  um 
den  der  Ueberschuss  des  Preises  des  fertigen,  neu  hergesteliten 
Produkts  über  die  Produktionskosten  in  Folge  der  Gewinn- 
betheiligung grösser  ist  als  vorher. 

Ganz  ebenso  ist  das  Verhältniss  des  Arbeitgebers  zum 
Lohnarbeiter.  Das  Interesse  des  Arbeitgebers  kann  dahin 
gehen,  sich  1.  eine  Arbeitsleistung  von  aussergewöhniicher 
technischer  Gttte  an  sichern ,  oder  2.  die  Men^e  der  Arbeits- 
leistungen mögliehst  an  steigern,  oder  3.  sich  die  regelmässige 
und  dauernde  Verfügung  über  die  Nutaong  williger  Arbeits- 
kräfte au  sichern.  Es  ist  möglich,  dass  er  nur,  wenn  ihm  dies 
gelingt,  seine  Produktion  überhaupt  betreiben  kann.  Es  ist 
möglich,  dass  er  seinen  Unternehraergen  inn  beträchtlich  stei- 
gern kann,  wenn  ihm  dim  gelingt.  Und  es  ist  möglich,  dass 
nur  die  Betheiligung  der  Arbeiter  an  seinem  Unternehmerge- 
winn ihm  die  aussergewöhnliche  Qualität  oder  das  erforder- 
liche Maass  der  Arbeitsleistungen  oder  die  onentbehrliche  regel- 
mässige und  dauernde  Verfügung  Uber  willige  Arbeitskräfte  zu 
sichern  im  Stande  ist.  In  diesem  Falle  fUhrt  also  die  Gewinn- 
betheiligung zu  einem  Ueberschuss  des  Preises  des  vom  Arbeit- 
geber hergestellten  Produkts  über  die  Produktionskosten,  der 
ohne  sie  entweder  ear  nicht  oder  nicht  in  gleicher  Höhe  vor- 
handen wäre.  Una  ohne  Zweifel  ist  sie  hier  theoretisch  ge- 
rechtfertigt. Denn  sie  findet  keineswegs  auf  Kosten  des  Arbeit- 
gebers statt,  sondern  der  Antheil  der  Arbeiter  wird  bestritten 
aus  einem  Ertrag,  der  erst  in  Folge  der  Gkwinnbeftheiligong 
Qberhaupt  entstanaen  ist. 

Wo  dagegen  eine  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  nicht 
zu  solcher  Steigerung  der  Qualität  oder  der  Menge  der  Ar^ 
beitsleistnngen  föhren  kann  oder  ttthrt,  oder  wo  die  er- 
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wünschte  regelmSaaiffe  und  danernde  Verfugung  Uber  willige 

Arbeitakcifte  nicht  ihre  Folee  ist,  lasst  die  QewinnbethcIHgaiig 
sich  Ökonomisch  nicht  rechtfertigen.   Hier  encheint  sie  nur 

entweder  als  unberechti^e  Verkürzung  des  Untemehmer- 
gewinns  des  Arl)eitg:ebers  oder  als  t'reivnlliges  Geschenk  des- 
selben an  seine  Arbeiter. 

Blicken  wir  nun  auf  die  Ergebnisse  de»  zweiten  Theüs 
unäerer  Unteräucbung  zurück,  so  finden  wir  dort,  d&s>ä  die 
Ctowinnbetheiligung  sieh  nur  d*  als  praktisch  ,  anwendbar  ge- 
sagt und  dem  entsprechend  da,  wo  praktisch  durchseführt,  be- 
währt habe,  wo  sie  entweder  an  einer  Steigerung  der  Qualität 
der  Arbeitsleistung  oder  zu  einer  Mehrung  ihrer  Men^e  den 
Anlass  ^^ab  oder  wo  sie  die  Wirkung  battp,  dem  Arbeitgeber 
die  regelmässige  und  dauernde  \  ertugung  über  willige  Aroeits* 
kräfte,  welche  vorher  in  Frage  gestellt  war,  zu  sichern. 

So  zeigt  sich  denn,  dass  aie  Ergebniöse  unserer  empi- 
riaciieu  Unteräuciiung  mit  dem,  was  auf  Grund  der  heutigen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  sich  apriorisch  begreifen  und 
redtfertigen  lässt,  genau  flbereinstlmmen.  Wir  haben  somit 
den  Fordemngen  entsprochen,  welche  Brentano  in  seiner  Dar- 
legung über  die  Metbode  volkswirthschaftlicher  Forschung^) 
an  diese  stellt:  Zuerst  Feststellung  der  Tbatsachen  und  empi- 
rische Beobachtung  der  in  ihrem  Auftreten  sich  ergebenden 
Regelmäs9ig:keitcii  und  sodann  Erklärung  und  iiechtterti<rung 
des  Beol)achtiuig8re8ultat8  auf  dem  Wege  der  Deduktion  Da 
beide  Wege  uns  zu  demüeibeu  Ziele  geiülirt  iiabeu,  glaubeu 
wir  daher  als  feststehend  nunmehr  formnliren  8U  dBnen: 

Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn 
des  Arbeitgebers  ist  da,  aber  auch  nur  da,  am  Platze,  wo  sie 

zu  einer  Steigerung  der  Güte  oder  Menge  der  Arbeitsleistun- 
gen oder  zu  der  sonst  fehlenden  sicheren  Vertugung  über  die 
gewtlnschte  AnrAhl  williger  Arbeitskräfte  fuhrt. 

1)  ficantuic»,  Der  Aibeitamnieliflniiigsswsag,  seine  VoiaoMetzungen 
und  seine  Folgen  8.  17—24. 


Beriektlgugen  und  Ziuitie* 

Zeile  15  und  16  auf  S.  50:  „4.  Xr.  43.  Kammgarnspinnerei 
von  Schöller      Laug  in  Schafi'hausen"^,  fallen  fort. 

Auf  S.  60  ist  den  in  der  Gruppe  I  bereits  aufgezählten 
FlUen  noch  hinausuftigen: 

20.  Nationaldruekerei  in  Paris  (Enqudte  Bd.  II  S.  174}. 

^  TheU  der  jährlichen  Ueberschfisse,  welche  in  der 
Staatadruokerei  enielt  werden,  wird  sur  Subyentionimng 
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einer  Kranken-  und  Ponsionskatia  für  die  Arbeiter  ver» 
wendet.  Dieser  Betrag  steht  augenscheinlich  in  keinem 
festen  Verhältniss  zum  Ueberschuss  des  betreffenden  .Tab res, 
sondern  bemisst  sich  lediglich  nach  dem  Gutdünken  der 
Ve^^valtllrl^^  Selbst  wenn  mdess  derselbe  einen  bestimmten 
Prüz.eiitäa.tz  deä  Ueberßciiusbeö  bilden  würde,  so  könnte  man 
swdfeOiaft  eeiiiy  du  fragliche  GratifikationssyBtem  Gtewinn- 
betheiligimg  zu  nennen,  aenn  bei  diesem  StAataiiurtitat  kommt 
es  weniger  darauf  an,  möglichst  §;roBse  Gewinne  sn  erzielen^ 
als  die  Bedürfnisse  des  Staates  an  Drucksachen  so  gat  nna 
so  billig  wie  möglich  zu  befriedigen. 
S.  63  Zeile  23  v.  o.  ist  m  lesen  36  staU  35  und  Zeile  27 
das.  39  statt  38. 
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Durch  das  Ueichagesetz  Uber  den  Feingehalt  der  Guld- 
und  Silber waaren  vom  16.  Juli  1884  und  die  Ausflihrungs- 
bekanntmachuDg  des  ReichskanzJero  vom  7.  Januar  188ü  ist 
endlich  eine  Angelegenheit  geregelt  worden^  über  welche  in 
Deatschlftnd  unter  den  Regierungen  seit  dreimig  Jahren,  und 
mit  dem  Reichstag  seit  dem  Jahre  1878  wiederholt  ver- 
handelt worden  war. 

Da  dieselbe  iiiclit  nur  zahlreiche  Fabrikanten  und  mehrere 
Tausend  kleinere  Gewerbetreibende,  aonderu  die  ganze  Nation 
angeht,  ineofem  diese  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  in 
einem  von  Jahr  su  Jahr  steigenden  Maass  einen  Theil  ihres 
Vermögens  in  fidelmetallgegenstllnden  dauernd  anlegt  —  der 
Werth  der  Jahresproduktion  an  Edelmetallwaaren  übersteigt 
in  iJeulschland  weitaus  100  Mjllitiucii  .Maik,  wovon  allerdin^^s 
ein  grotiöer  llieil  exportirt  wird — ,  so  dürlte  eine  Darstellung 
des  Ganges  und  des  Abschlusses  der  über  diesen  schwierigen 
Gegenstand  so  lange  gepflogenen  Verhandlungen  Manchem 
erwünscht  sein. 

Von  dem  Verfasser,  welcher  als  Kommissarius  des  Bundes- 
raths  den  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1884  vor  dem  Ueiehstag 
vertreten  hat,  ist  tiir  jenen  Zweck  schon  damals  das  in  mancherlei 
Quellen  zerstreute  Material  gesammelt  und  gesichtet  worden. 
£r  erachtete  ob  deshalb  nach  dem  inzwischen  ertblgten  firlaas 
der  vorerwähnten  abschliessenden  Bekanntmachung  fdr  seine 
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Pflicht,  im  Interesse  derer,  welche  das  am  1.  Januar  1888  in 

Kraft  tretende  neue  Gesetz  unmittelbar  berührt,  sowie  derer, 
welche  sieh  später  mit  dieser  Materie  als  Richter,  Volkswirthe 
oder  Gesetzgeber  befassen  werden,  jenes  Material  entsprechend 
zu  verwerthen  und  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu  machen. 
Unter  dem  gleichen  Gesichtspunkt  zieht  die  nachfolgende 
Schrift  auch  die  Gesetzgebung  der  auf  diesem  Gebiete  för 
uns  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Nachbarländer 
(Belgieu,  Frankreich,  Schweiz  und  Oesterreich)  in  den  Kreis 
der  Erörterungen. 

Berlin,  im  Juli  1886. 

Der  Terfasser. 
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Die  f.;Läetzliche  Regelung  des  Feingehalts  der  GoM-  und 
Silberwaaren  hat  die  Gesetzgebung  des  Auslandes  und  des 
Inlaudca  ächon  seit  sehr  langer  Zeit  beschäftigt^). 


*)Fein  ist  iu  Beziehuus;  auf  Gold  und  Silber  der  tecliuiache  Ausdruck 
für  ,,rein*'.  Feingehalt  oder  Feinheit  bedeutet  das  Verhältalss  der 
Oewichtsmenge  des  in  einer  Edelmetallwaare  oder  Mttnae  enthaltenen 
Edelmetalls  zu  der  Gewichtsmeuge  des  in  der  Waare  nr^or  Münze  ent- 
haltenen Zusatzes  an  unedlem  Metall  (zu  der  Legirung).  Ein  ällbergenith 
Ist  2.  &  80O  Taineodtheile  ^^fein**,  wenn  die  Gewichtawengc  des  in  ihm 
enthaltenen  Sflbers  **^'i«m  oder  *'t,  des  Ganzen  ausmacht.  Während 
«omit  der  Feingehalt  oder  die  Feinheit  etwas  Relatives  ansdrüekeu,  be- 
deutet Feingewicht  die  absolute  Menge  des  in  einem  bestimmten  Edel* 
metall^egenstande  mthaltenen  Goldes  oder  Silbers.  80  stellt  eieh  s.  B. 
nach  dem  Gesetze  vom  4.  Dezember  L^71,  betreü'end  die  Ausprägung  von 
Beichsgoldmüuzen,  das  Feingewicht  des  deutschen  Zwanzigmarkstücks  — 
der  sogenannten  Do^pelkrone  —  anf  7,1685  g,  wahrend  das  Rauheewicht 
der  Doppelkrone  bei  100  Tausendtheilen  Kui)lerzii8atz  7,9650  g  Deträgt 
(Bekanntmachung  vom  21.  Januar  1S72).  Nach  dem  richtigen  Sprach- 
gebrauch ist  bei  Münzen  der  Ausdruck  Korn  (von  den  Gerstenkörnern, 
mit  denen  man  GoldmUny.en  wog)  gleichbedeutend  mit  Feingewicht,  nad 
der  Ausdnick  Schrot  gleichbedeutend  mit  dem  Unedelmetalizusatx 
oder  der  Legirung:  beides  sind  indess  Bezeichnungen,  welche  mehr  und 
mdirauMer  Anwendung  kommen. 

Beim  Golde  drückte  man  frülier  den  Fein^ehaltsgrad  durch  Karate, 
}jeim  Silber  durch  Lothe  aus,  Karat  (franzö.sisch  carat,  italienisch  curato, 
gpaui.sch  quiläte)  stammt  von  dem  arubidcben  kirit,  welches  wiedtiiua  ' 
aus  dem  griechischen  xt^atiov,  getrockneter  Johanniabntkem,  hergeleitet 
ist  In  Deutschland  wurden  2i  Karat  eine  Mark  genannt,  das  i&rat  in 
12  Gzün  getheilt.  — 

Bebn  Silber  wurde  die  Mark  (kSbiaehe  Mark)  fai  16  Lotii  getheilt, 
jedes  I>oth  in  18  Grün,  .sodass  sowohl  beim  Golde  als  aui  h  beim  Silber 
jedes  Grün  V/sah  Mark  wog.  24-karätiges  Gold  und  16-löthiges  Silber  Ist 
absolut  reines  Gold  und  absolut  reines  Silber.  In  neuerer  Zeit,  iu  Deutlich- 
land  eeit  dem  Jahre  1S72.  wird  der  Feingehalt  der  Gold-  und  Silber- 
waaren. dem  Dezimnlirewif  htasystem  entsprechend,  mehr  und  mehr  nach 
Tausendtheilen  ausgedrückt. 

Was  die  Ermittelung  des  Feingehaltes  angeht,  so  möge  noch 
die  Bemerkung  Platz  finden,  dass  es  fUr  dieselbe  haupt ■sächlich  drei  Ver- 
fahrensarteu  giebt:  die  sogenannte  Nadel-  oder  Strichprobe,  di^. 

Fonchtiogvn  (26)  VI.  a,  -  Uödiker.  1 
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Die  Schwierigkeit,  bei  dem  Kaufe  von  Gold-  und  Silber- 
waaren  den  wahren  Gehalt  derseliHMi  an  Edelmetall  zu  er- 
keiiiifMi,  Jiess  das  Bedürfniss  liervortiuLen,  den  Käufern  solcher 
Waareu  gegen  Uebervortheiluu^eii  einen  obrigk eillichen  Schutz^ 
zu  gewähren^  und  eine  Sieberheit  dafllr  sa  bieten,  daes  in  den 
von  ihnen  gekauften  Waaren  der  angegebene  Feingehalt 
wirklich  enthalten  sei.  Die  Eu  diesem  Zwecke  von  den  Geseta- 
gebem  ergriffenen  Maassregeln  lassen,  mit  grösseren  oder 
geringeren  Schattiriingen,  zwei  wesentlich  verschiedene  Systeme 
erkennen:  das  Kepressivsyetora ,  welches  die  Bezeichnung 
des  Feingehalts  dem  dafür  verantwortlichen  und  deshalb  in 
^eeic;neter  Weise  hcaiifBiclitigton  Verfertiger  überlässt,  und  da» 
P  r  it  V  ü nti  vsy  b  tc  iu,  iiach  welchem  die  Bezeicimung  aus- 
schliesslich durch  vom  Staate  hierzu  besouders  berufene  Be» 
amte  zu  geschehen  hat  Nebenher  geben  Bestimmungen,  nach 
welchen  nur  gewisse  Mischungsverhältnisse  für  zulässig  erklärt 
werden  (Legirungszwang). 

Gesetzgebungen  über  diese  Materie  bestanden  schon  Ii  üher 
namentlich  in  England.  Frankroicli,  Belgien,  Italien,  HoUaody 
Oesterreich  und  vor  ailem  iii  Deutschland. 

Hier  war  schon  zur  Zeit  der  Ottonen  das  Goldschmiede- 
haiidwerk  zur  gröbsten  Blüthe  gelangt.  Die  Edelroetallbestände, 
welche  in  früheren  JahrhundeHen  als  Tributbeträge  an  die 
drohenden  germanischen  Grenzstämme  gelangt  waren,  römische 
Beutestücke  und  später  die  Erzeugnisse  der  rheinischen  Gold- 
wäschereien und  der  böhmischen  Bergwerke  u.  s.  w.  bildeten  die 
Unterlage  jenes  namentlich  in  den  Klöstern  und  Frohnhöfea 
der  Grossen  gepf!"irt*'n  Handwerks.  „Die  Werk^tiitte  von  Hildes- 
heiin.  wo  Bischoi  Kernward  selbst  werkthätig  war,  die  Gold- 
schmiede von  raderborn, Münster,  Minden u. s.w.  fertigten  Wunder 
des  deutschen  Kunsthandwerks  M/*  —  Mit  der  Bildung  der 
Städte  und  deren  wachsendem  Wohlstande  von  der  Zeit  der 
Staufen  an  gelang  die  Goldschmiedekunst,  vielfach  vereint 
mit  der  Mttnzerei  und  Malerei,  zu  immer  allgemeinerer  Ver- 
breitung und  höherer  Blüthe.  Gleichzeitig  aber  wurden  von 
Seiten  der  Städte  strenge  Vorschriften  in  Bezug  auf  die  Aus- 
übunc^  jeiKT  Gewerbe  erlassen,  welche  sich  neoen  der  allge- 
meinen Ordnung  der  Zmiftverhältnissc  namentlicli  auch  mit 
den  Legirungsverhältnissen  befassten.  Das  strassburger  Gold- 
schmiedezunitarükclbucii,  aus  der  Glitte  des  vierzehnten  bi^ 
zum  fünfzehnten  Jahrhundert,  bestimmte  als  Minimalgrenze 


Feuerprohe  (Abtreibwi  auf  der  „Kapelle")  und  die  sogenannte  Titrir- 
methode  oder  oasse  Probe  (ehenuBche  Behandlung  des  labere  mit 
Salj^ctersÄure  u.  s.  w.).  Die  beiden  ersten  Proben  geben  nur  annr»hnrnfi 
richtige  liesultate,  die  dritte  Metkode,  von  Gay-Luasac  erfunden,  iat  die 
hl  aUen  Mfimswentstlttteii  übliche. 

M  Haiia  Meyer,   Dir    Sir:i!^sbiirger  Goldsclimiedezunft  von  ihrem 
Entstehen  bis  1681,  Hand  Iii  Uctt  2  dieser  Foi-schuugen. 
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beim  Gold  3  Gulden  Feingold  und  1  Gulden  Zusatz  (d.  i. 

lüoo  Feingehalt)  und  beim  Silber  die  weisse  Farbe  des 
Strichs  als  roaaKSgebendes  Kriterium.  In  Wien  (um  1360)  war 
beim  Gold  20  Karat  das  Afim'mum,  in  Goslar  (1350)  24  Karat. 
In  Küin  durfte  nur  reines  einsilber  verarbeitet  werden  (daher 
die  ,,k(ilni8che  Mark").  —  Kbenso  bestanden  genaue  Vor- 
bciu  iilea  über  die  Stempelung  u.  ö.  w.  ;  ja  sogar  die  Miöchiuig  der 
Edelmetalle  wurde  unter  besonderer  Kontrole  bewirkt.  Das 
Verbot,  im  Wohnhaus  Silberschmdaen  einzurichten,  und  die 
Zusammenlegung  der  Werkstätten  aller  in  der  Stadt  wohnenden 
Üold-  und  äilberarbeiter  kehrt  in  fast  allen  Städten  wieder^). 

Es  war  somit  bereits  überall  im  Reiche  vorgearbeitet 
worden,  als  der  Titel  30  der  Reichspolizeiordnung  vom  Jahre 
1577  und  später  ein  Keichsgesetz  vom  Jahre  in  diese 

Materie  regelnd  eingrifien. 

Diese  beiden  Gesetze  sind  indessen  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen. Die  Landesgesetzgebung  trat  in  einzelnen  Lftndern 
an  ihre  Stelle :  so  in  Bayern  die  Verordnungen  vom  25.  Januar 
und  1.  August  1741,  später  in  Hannover  das  Gesets  vom 
15.  Juli  1836. 

Ein  Versuchi  zu  einer  umfassenderen,  einheitlichen  Regelung 
zu  gelangen,  wurde  zuerst  wieder  im  Jahre  1845  auf  der 
Vll.  Genera-lkonferenz  der  Iipvolimächtigten  der  Zolivereins- 
staaten  (§  42  des  Ilauptprutokoiis  über  diese  Konferenz^  ge- 
macht, indem  hier  von  dem  wUrttembergischen  Bevollmächtigten 
die  Einführung  eines  gleichen  Gehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waaren  in  sftromtlicben  Staaten  des  Zollvereins  und  eine  Ver- 
einbarung ftber  die  anir  Einhaltung  eines  gesetzmässigen  Zu- 
Standes  su  ergreifenden  Maassregeln  als  höchst  wünschenswerth 
in  Anregung  gebracht  wurde.  Der  preussiscbe  Bevollmächtigte 
erklärte  damals  die  Bereitlieit  seiner  Regierung,  dem  Antrage 
entgegenzukommen,  legte  aber  zugleich  die  Verschiedenheit 
der  bestehenden  Ansichten,  die  Schwierij^keiten  einer  Verein- 
barung und  die  Unmöglichkeit  einer  soioriigen  Berathung  dar. 
Die  Angelegenheit  ist  damals  nicht  weiter  verfolgt  worden. 

Gelegenheit  und  Veranlassung,  dem  Gegenstande  wieder 
nahe  zu  treten,  boten  die  dem  Ab^hlnsse  der  Münakonvention 
mit  Oesterreich  vom  24.  Januar  1857  vorausgegangenen  Ver- 
handlungen, indem  diese  nach  einer  au  Artikel  19  des  Handels- 
und  Zoll  Vertrags  zwischen  Prcnssen  und  Oesterreich  vom 
19.  Februar  IR")'^  f]!:etroft'enen  besonderen  Verabredunp:  auch 
auf  ;L;t  III  einsame  Bestimmungen  über  den  Feingehalt  vong  jltUnen 
und  sill fernen  Gerät hschaften  sich  erstrecken  sollten.  Vou  dem 
österreichioclieu  Bevoümächtigten   wurde    liaaiaia  ausweislich 

Näheres  lüeruber  bei  iiaus  Meyer  a.  a.  0.;  Ii.  Bucher,  üeschichte 
der  techoisehen  Künste  II  (18b0j:  Die  Goldsehroiedekunst;  8oetil>eer, 
Beitrige  sur  Oesehicbte  des  Münswesens. 
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des  11.  Protokolls  vom  15.  Januar  1855  eine  ZusammenstelluDg 
der  Hauptgrundaätze  eines  Vertrages,  jedoch  mit  dem  Bemerken 
vorgelegt,  dass  er  dieselbe  nicht  als  eine  definitive  Propoeition 
der  (»jiterreichischen  Kegierung,  an  welche  diese  gebunden  sein 
wolle,  sondern  als  eine  Vorlage,  über  welche  von  der  Konferenz 
berathen  worden  wolle,  zu  betrachten  bitte.  Jene  Hauptgrund - 
Züge  waren  aut  daa  in  Oesterreich  wie  iu  F  rankreich  geltende 
Präyentivsystem  mit  Legirungszwang  gebaut. 

Preuflsen  hatte  schon  zuvor  eine  etwaige  leciBlative  Be- 
handlung der  Sache  in  das  Auge  gefasst,  die  dabei  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  nach  Ver* 
aehmung  der  Organe  des  Handelsstandes  und  einzelner  Sach- 
verständiger in  einer  Denkschrift  zusammengestellt  und  letztere 
der  Konferenz  mitgetheilt.  Nunmehr  brachte  es  unter  gleichem 
Vorbehalte,  wie  von  dem  österreichischen  Bevollntäehti^ten 
geschehen  war,  einen  Gegenentwurf  ein,  in  welchem  das  \'erbot 
des  Feilbieteus  und  des  Verkauft  von  Waaren  gcriugcren  als 
des  nach  dem  Vertrage  zulftssigen  Feingehalts  oder  von  solchen 
Waaren,  welche  mit  einem,  den  Vorschriften  des  Vertrags  ent- 
sprechenden Stempel  nicht  versehen  sind;  an  die  Spitze  gestellt, 
ferner  über  den  geringsten  zulässigen  Feingehalt,  über  Be- 
Bchnffenlicit  des  Stempels  u.  s.  w.  Bestimmung  getroffen,  dagegen 
jedem  der  kontrahirenden  Theiie  überlassen  war,  ob  er  die 
Stempelung  entweder  Beamten,  welche  die  Waare  vorher  auf 
den  FeingehuiL  zu  prüfeu  hätten,  übertragen  oder  dem  Ver- 
fertiger der  Waare  unter  dessen  eigener  Verantwortlichkeit 
sur  Pflicht  machen  wolle.  Der  österreichische  Bevollmächtigte 
erkannte  die  Möglichkeit  einer  Vereinbarung  auf  der  Basis 
dieses,  beide  erwähnten  Systeme  neben  einander  stellenden 
Gegenentwurfs  an  und  machte  deren  Zustandekommen  nur 
von  der  Vereinbarung  ausreichender  Bestimmungen  über  die 
beabsirhtiii^te  Ueberwachung  und  über  die  Strafen  abhäncrii^. 

Bei  der  hierauf  iu  einer  Keihe  von  Sitzungen  gepiiogencn 
Berathung  wurde  der  Entwurf  in  mehrfacher  Beziehung  amen- 
dirt  und  es  einQ  hieraus  ein  dem  4.  Protokolle  vom  9.  bis 
16.  Mai  1856  beigefügter  Vertragsentwurf  hervor,  welcher 
vorläuiig  unter  allseitigem  Vorbehalt  späterer  Abänderungen 
und  Ergänzungen  festgestellt  wurde. 

Zu  einer  definitiven  Einigung  kam  es  nicht.  Mehrere 
Regierungen,  insbesondere  die  von  Preussen,  Bayern  und 
Sachsen,  liatten  mancherlei  Bedenken  gegen  den  vorläuhg  ioi- 
gestellten  Entwurf.  Vor  allem  aber  wurde  von  der  preussischen 
Regierung,  welche  bei  der  Aufstellung  ihres  Entwurfs  v(in  der 
Absicht,  in  ihrem  Lande  das  Repressivsystem  einzutuhren, 
und  von  der  Voraussetzung,  dass  die  übrigen  ZoUvereinsstaaten 
für  dasselbe  System  sksh  entscheiden  und  demzufolge  nur  im 
Zollverein  einerseits  und  in  Oesterreich  andererseits  zwei 
verschiedene  Systeme  sich  gegenüberstehen  würdeUi  geleitet 
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worden  war,  in  Erwäcnng  gezogen,  dasB  das  Zutreffen  dieser 
VoransBetzuog  erst  sieber  zu  Btel&n  sei.  Dasn  kam  in  Betracht, 
dase  es  sich  nm  Bestimmungen  handelte,  welche  tief  in  die 
innere  gewerbepolizeiliche  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten 

eingreifen  wfirrlen,  und  deren  Hediirfniss  im  allgemeinen  oder 
derrn  Zweck mässigkeit  im  eiri/eln<  n  wohl  bestritten  werden 
koniito,  tenier,  daps  diese  Bestimmungen  für  fast  alle  Staaten 
neu  waren,  dass  sie  in  den  Kreis  der  eigentlichen  Zollvereins- 
Angelegenheiten  nicht  gehörten  und  dass  zwei  wesentlich  be- 
thetiigte  Re|rieranj^n  Baden  und  Korhessen  —  bei  der 
Konferem  m  Wien  nicht  vertreten  geweien  waren.  Die 
preussische  Regierung  erachtete  es  daher  für  angemessen,  vor 
einer  Fortsetzang  der  Verhandlungen  vorerst  sftmmtlichen  Zoll* 
vereinsregieningen  Oelegenheit  zu  einer  Prüfung  und  Aenssernng 
über  den  Kntv\  urf  zu  geben,  und  liess  denselben  den  Entwurf 
mit  einer  Denkschrift  zugehen,  in  wekliei  /.u£:;leich  auf  einige 
we.sentliche  Bedenken  gegen  den  Inhalt  des  Entwurl's  auf- 
merksam gemacht  wurde. 

Inzwischen  war  von  dem  Bevollnittcbtigten  fftr  Sachaen 
der  wiener  Konferenz  ein  Entwurf  zu  einem  Vertrage  wegen 
des  Feingehalts  der  Gold*  und  Silberwaaren,  wie  er  naeh 
Ansicht  seiner  Regierung  den  bisher  über  diesen  Gegenstand 
stattgefundenen  Erörterungen  zu  entsprechen  scheine,  über- 
reicht worden.  Dies  r  Entwurf  befindet  sich  als  Beilage  bei 
dem  9.  Protokolle  vom  29.  September  1856. 

Rückäusserungen  an  die  preussische  Regierung  erfolgten 
von  15  deutschen  Kegieiungen  in  der  Zeit  bis  zum  Monat 
Mai  1857. 

Wenn  auch  die  Ansichten  nicht  darchgehend  überein- 
stimmten, in  einzelnen  Punkten  sogar  grundsätzlich  von  einander 

abwichen,  gewährten  die  Aensserungen  doch  im  allgemeinen 
Hoffnung  auf  eine  Verständigung.  Niclit  so  auch  die  württem- 
bergische Erklärung,  welche  zu  den  wesentlichsten  Prinzipien 
des  auf  der  wiener  Münzkonferenz  vereinbarten  Vertrags- 
entwurfs, insbesondere  zu  dem  Stempelungs-  und  Legirungs- 
zwange  die  Zustimmung  versagte. 

UnterdesB  war  die  MUnzkonTention  vom  24.  Jannar  1B57 
zum  Abschluss  gelangt  Bei  den  in  Artikel  8  des  Handels- 
und ZollTertrags  vom  19.  Februar  1853  vorgesehenen  Ver- 
handlungen über  weitere  Frleichterungen  des  Verkehrs  zwischen 
dem  Zollvereine  und  Oesterreich,  zu  welchen  im  März  1857 
zu  Berlin  eine  Konferenz  zusammentrat,  wurde  zwar  die  Er- 
ledigung jener  nicht  zum  Austrag  gebrachten  Sache  von  der 
österreichischen  Regierung  wieder  angeregt  (Punkt  II  des 
Protokolls  vom  27.  März  1857).  Die  Angelegeniieit  ist  aber 
später  nicht  wieder  anigenommen  worden,  and  namentlich  auch 
bd  dem  Abicblnsse  der  Handels-  und  Zollverträge  mit  Oester* 
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reich  vom  11.  April  1865  und  Tom  9.  März  1868  unerledigt 

geblieben. 

Inswischen  wurde  die  Materie  in  Oesterreich  durch  das 
Gesetz  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren 
und  dessen  Ueberwachung  vom  19.  August  1865  (S.  181 
des  ööterreichischen  Reichsjjfsftzhlattes  vom  Jalire  1866) 

und  bald  darauf  in  Bayern  durch  diu 

Verordnung,  den  Feingelialt  und  die  Pjobe  von  Gold- 
und  Silberwaaren  betreffend,  vom  28.  Oktober  1868 
(Regierungsblatt  vom  Jahre  1868  S.  2281  ff.) 

geregelt. 

Die  Angelegenheit  ruhte  sodann,  bis  im  Herbst  des  Jahres 
1872  die  Fabrikanten  Wilkens  und  Söhne  in  Bremen  im 

Verein  mit  154  Fabrikanten  und  Verkäufern  von  Silberwaaren 
aus  Nord-  und  Süddeutschland  beim  Bundesrath  um  die  gesetz- 
Jiche  Rc^^ehing  drs  Feingelialts  der  im  Deutschen  Reiche  zum 
Vcrkaul  ausgebotencn  bilberwaaren  petitionirten. 


Die  Petition  von  AMlkens  und  Söhne  zu  Bremen  und 
GeuoBsen,  Tom  Jahre  1872. 

Die  vorgenannte  Petition  gab  den  unmittelbaren  Anlass 
zu  der  nunmehr  erfolgten  Regelung  des  Feingehalts  der  Gold- 
und  Silberwaaren  im  Doutschen  Reich.  Es  waren  namentlich 
drei  Momente,  welche  der  Petition  zu  statten  kamen: 

die  Errichtung  des  Deutschen  Reichs  und  der  Uebergaug 

der  Gewerbegesetzgebung  auf  das  Reich, 
die  F^inführung  eines  neuen  GewichUsystems,  endiicii 
der  Liebergang  Deutsclilaiidä  zur  Goldwährung. 

Die  Petoaten  hoben  hervor,  dass  fast  sftmmtliche  Staaten 
von  jeher  durch  geaetsliche  Bestimmungen  die  in  ihren  Gebieten 
befindlichen  Edelmetalle  gegen  willkürliche  Vermischung  und 
Unbestimnibarkeit  ihres  Werthes  sichergestellt  haben,  um  auf 
diese  Weise  einen  nicht  unbedeutenden  1  heil  ihres  in  gewissem 
Sinne  haaren  oder  allzeit  disponiblen  Vermögens  gegen  Ent- 
wertiiung  zu  schützen.  Audi  in  Deutschland  haoe  es  an  solchen 
gesetzlichen  Vorschriften  nicht  gefehlt,  nur  haben  sich  dieselben 
bei  der  politischen  Zerrissenheit  so  buuL  gestaltet,  dubä  sie  in 
dem  neuen  Reich,  welches  seine  gesetzliche  und  wirthschaft- 
liehe  Einheit  so  glücklich  anstrebe,  nur  noch  als  Unordnung 
und  Henininiss  für  freie  geschäftliche  Bewegung  und  vortheiC 
hafte  Fabrikation  bestehen.  Dazu  werde  die  Menge  des 
Silbers,  welches  Deutschland  bei  seinem  wachsenden  Wohl- 
stand zu  den  verschiedensten  Gebrauchs-  und  Luxusgegen- 
ständen in  seinen  Besitz  bringe,  eine  immer  grossere,  und 
deshalb  eine  einheitliche  gesetzliche  Bestimmung  wegen  seiner 
l-.egirung  entschieden  wUnscheuswerth. 
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Es  wild  daüu  in  der  Petition  wcUer  ausgeführt,  dass  zur 
Zeit  in  Deutschland  drei  Ter&chiedene  öilbergehalte  verarbeitet 
werden:  der  elflOthigein  Schleswig-HolBteiDy  Posen  und  Schlesien, 
der  zwölflöthige  in  den  nördlichen  und  Östlichen,  der  dreizehn* 
löthige  in  den  südlichen  und  westlichen  Theilen.  Dazu  hätten 
aber  Preiskonkurrenz  und  inissbräuchliche  Benutzung  eines 
^»■esetzlich  eingeräumten  Remodiums  filr  verzeihliclio  Ungenauig- 
keit  die  wirklichen  Legirungen  an  die  untersten  Grenzen  dieses 
iiemediume  lierabgedrückt,  so  dass  thatsächlich  obige  Gehalte 
«elten  voll  gefunden  würden  und  eine  Erhöhung  dringend 
geboten  erscheine,  d^unit  nicht  ferner  im  Auslände  die  ße- 
nennung  „deutsches  Silber"  gleichbedeutend  sei  mit  „schlechtes 
«nd  unechtee  Silber". 

Hinsichtlicfa  der  Einführung  eines  neuen  Gbwichtssysteins 
•wurde  hervorgehoben,  dass  die  kölnische  Mark  zu  16  Loth, 
das  Loth  zu  18  Grün,  abzuschaffen  und  die  Uebertragung  der 
41UB  i'ir  oiitnoimnenen  Verhältnis?*^*  für  Feinfrefialt  und  Romedium 
auf  Üeznnalöleilen  unpraktiscli,  (ieshalb  eine  Bezeichnung  der 
künftigen  Legirung  nach  einfachen  dezimalen  Verhältnissen 
Avünschenswerth  sei. 

£ndUch  wurde  mit  Kttcksicht  auf  den  Uebergang  Deutsch- 
lands zur  Goldwährung  hervorgehoben,  dass  nach  dem  Ver- 
abwinden  der  groben  Silbermünzen  dem  Fabrikanten  nicht 
mehr  wie  bisher  in  je  30  Thalern  ein  Pfund  fein  Silber 
zur  Verfügung  stehen  werde,  sondern  er  werde  sein  Arbeits- 
«über  nach  einer  Valuta,  die  auf  Gold  })asirt  pei,  also  zu  schwanken- 
derem Preise  einkauten  müssen,  und  wenn  dann  keine  gesetz- 
liche Vorsclirift  über  Feingehalt  seiner  Silberwaaren  ihm  zur 
^eite  stehe,  werde  ein  allmtihliches  Heruntergehen  der  Legirung 
nicht  ausbleiben. 

Die  Petition  schloss  mit  dem  vSatze: 

Fabrikanten  wie  Verkäufer  von  JSilberwaaren  sehnen  sich 
darnach,  durch  ganz  Deutschland  in  einen  freien,  niclit 
mehr  durch  widersprechende  Verordnungen  erschwerten 
Verkehr  unter  einander  treten  zu  können,  und  wünschen 
Ihren  Kunden  gegenüber  ein  offenes.  Allen  bekanntes  Werth- 
Yerhältuiss  des  Arbeitssilbers  und  seiner  Legirung  herbei- 
geführt  zu  sehen/ 

Der  Petition  war  ein  Gesetzentwurf  beigefügt,  welcher 
<lle  Anfertigung  geringhaltiger  Silberwaaren  (unter  •••/looo 
Feingelialt)  verbot  und  die  Stempelung  aller  Silberwaaren  mit 
«inem  einheitlichen  vStrmpel  (Kaiserkrone,  Adler  oder  dergl.) 
unter  F^eidrückung  der  Ueschäftsfirma  durch  den  Verkäufer 
voraclu'ieb. 

Von  einer  Regelung  des  Feingehalts  der  Goldwaaren 
sahen  die  Petenten  ab,  weil  es  ihnen  nicht  gelungen  war,  von 
den  grösseren  Fabrikanten  derselben  in  Pforzheim,  Stuttgart 
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%VL  erhalten,  indem  eine  geeets- 
Industrienweiges  Tiel  g^Mere 


Bnndesrathsbeschliisso  vom  17.  Februar  1873 
nnd  4.  Febrnar  1875. 

Unter  dem  17.  Februar  1873  beechloss  der  Bundeeratb^ 

die  vorstehend  wiedergegebene  Eingabe  den  Regierungen  der 
deutschen  Bundesstaaten  mit  dem  Anhfim^cben  mitzutheilen, 
innerhalb  der  nächsten  drei  Monate  darüber  eine  Ansichts- 
äusserung  au  das  Reichskanzleramt  gelangen  zu  lassen. 

Wie  aus  einem  dem  Bundesrath  erstatteteu  Vorbericht 
des  AuBSchnssee  für  Handel  und  Verkehr  vom  14.  Desember 
1872  hervorgeht,  erschien  es  nicht  angemessen,  schon  damals 
mit  einer  materiellen  Prüfung  der  durch  die  Petition  wieder 
in  den  Vordergrund  gestellten  Frage  sich  au  befiMsen,  Die 
Verhältnisse  seien  nicht  mehr  dieselben  wie  zu  jener  Zeit, 
da  die  deutschen  liegierungen  über  die  Frage  verhandelt  und 
zu  derselben  bteiiung  genommen  hätten.  Der  theilweise  üeber- 
gang  der  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  auf  das  Reich,  das 
durch  die  Gewerbeordnung  proklamirte  i'rinzip  der  Gewerbe- 
freiheit, der  Aufschwung,  den  die  In^reffende  Industrie  in  der 
Zwischenzeit  genommen  habe,  und  die  grössere  KompHzirtheit 
derselben,  der  im  Waarenverkehr  steigende  Verbrauch  von 
Surrogaten  itir  Gold  und  Silber,  der  in  der  Petition  hervor- 
gehobene, namentlich  in  Bezug  auf  den  Export  bestehende 
unterschied  der  Verhältnisse  bei  Gold-  und  bei  Silberwaaren, 
der  von  dem  Uebergange  zur  Goldwährung  zu  erwartende 
Eintluss  auf  den  Preis  des  Arbeitssilbers:  alles  das  biete  neue 
Ge&icht8j)unkte  dar  und  lasse  die  Frage  nicht  mehr  in  dem» 
selben  lacht  erscheinen  wie  vor  15  Jahren.  Es  sei  bedenklich 
ohne  weiteres  au  den  Prinzipien  des  damab  aufgestellten,  einer 
Vereinbarung  nahegebrachten  Vertragsentwurfs  zurück  zu 
greifen,  nicht  minder  bedenklich,  eine  neue  Basis  au  suchen, 
ohne  dass  den  Regierungen  zuvor  Gelegenheit  geboten  worden, 
mit  Berücksichtigung  der  neuen  Gestaltung  der  politischen  und 
industriellen  Verhältnisse  die  Frage,  in  Ansehung  sowohl  des 
Bedürfnisses  einer  gesetzlichen  Regelung  überhaupt  als  der 
dabei  zu  befolgenden  Prinzipien  insbesondere,  einer  erneuten 
Erwägung  zu  unterziehen. 

In  Folge  jenes  Beschlusses  gelangten  von  fast  sämmtlichen 
Regierungen  minder  oder  mehr  eingehende  Aensserungen  an 
das  Reichskanzleramt 
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Dieselben  waren  der  gesetzlichen  Regelung  der  An- 
gelegenheit im  aflg|em6men  günstig,  lieber  die  hierbei  zu 
befo^;endett  Prinzipien  gingen  die  Ansichten  indessen  noch 
ans  einander. 

Bei  dieser  Sachlage  beschloss  der  Bundesrath,  dem  das 

Mnterifil  vom  Reirhskan/ler  unterbreitet  M'urde,  den  letzteren 
zu  ersuchen,  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Feststellung 
des  Feingehalts  der  zum  ^  erkauf  gestellten  Silberwaaren,  soweit 
nöthig,  nach  Vemeiinuuig  von  Sachverständigen^  aufstellen  zu 
lassen  und  dem  Bundesrath  vorzulegen  (Beschluss  vom  4.  Febr. 
1875,  §  93  der  ProtokoUe). 


Die  gesetzgeberischeu  üauptfrageu. 

Die  Hauptfragen,  auf  welche  es  bei  der  Regelung  der 
Angelegenheit  ankain,  betrafen  die  Legirung,  die  Ausführung 
der  Stempelung  und  die  Behandkuig  der  Iiuportwaaren. 

I.  In  ersterer  Beziehung  war  zwischen  drei  verschiedenen 

Systemen  zu  wählen: 

1,  die  Verarbeitmif::  der  edlen  Metalle  nur  in  bestimmten 
Mischungsvci  ludtiiisscn  zu/ulassen (Legi ru  ngs z  w  ang), 

2.  alle  Mischun^.sverliäiiniääc  zuzulassen,  die  Bezeichnung 
des  Feingehalts  jedoch  TOrzuschrdben  (Stempelungs- 
zwang), 

8.  die  Verarbeitani;  in  jedem  Mischun^sverhfiltnisse  zwar 
zu  gestatten,  die  Bezeichnung  als  Waare  ans  edlem 

Metalle,  beziehungsweise  die  Aufdrückung  eines  den 
Feingehalt  bezeichnenden  Stempels  aber  auf  bestimmte 
feinere  Legirungen  zu  beschränken  (S  t  e  m  p  e  1  u  n  g  s  - 
verbot  für  die  nicht  normalgehaltigen  Le- 
gi r  u  nge  n). 

II,  In  betreff  der  Durchführung  der  Stempelung,  mochte 
dieselbe  nun  im  Sinne  des  unter  1.  2  oder  3  vorbe- 
zeichneten Systems  beliebt  werden,  kam  es  darauf  au, 
zu  entscheiden,  ob  die  Stempelung  zweckmässiger  amt- 
lich durch  staatlich  angestellte  Beamte  zu  geschehen  hat 
(Präventirsystem)  oder  den  dafttr yerantwortlicfaen 
Produzenten  zu  überlassen  ist  (Repressivsystem). 

m.  Hinsichtlich  der  Importwaaren  musste  festgestellt  werden, 
ob  man  den  mit  auslftndischen  obriskeitlidien  Stempeln 
yersehenen  Waaren  eine  privileeirte  Behandlung  zu  Theil 
werden  lassen,  oder  ob  man  ausländische  Waaren  nur  zu- 
lassen wollte,  wenn  dieselben  entweder  nicht  gestempelt 
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oder  durch  die  inländiBchen  Verkäufer  mit  dem  Reichs- 
stempel und  ihrer  Firma  versehcD  sind. 

ländlich  kam 

IV.  in  Frage,  ob  die  etwa  zu  erlaaeenden  BeBtimmungea  auf 
die  Goldwaaren  ausgedehnt  werden  sollten. 


Enquete  vom  Jahre  1875. 

In  Ausführung  des  Bundesrathsbeschlusses  vom  4.  Februar 
1875  veranlasste  das  Reichskanzleramt  eine  umfassende  £n* 
alte,  indem  es  einen  vorläufigen  Gesetzentwurf  aufstellte  und 
enselben  durch  Vermittelung  der  Landesbehörden  zahlreichen 
Fabrikant^^n  und  Kaufleuten,  sowohl  aus  den  Kreisen  des 
kleinen  als  auch  des  grossen  Gewerbes,  und  insbesondorf»  auch 
aus  dem  Bereiche  der  Kunstindustrie^  zur  sachverbtaudigen 
Prüfung  mittheilte. 

Der  in  solcher  Wdse  der  fachmännischen  Beurtheilung 
unterstellte  Entwurf  war  dem  Beschlüsse  des  Bundesratiis 
gemäss  zwar  auf  Silberwaaren  beschränkt  geblieben.  Da 
indess  bei  jener  Beschlussfassung  von  einer  Seite  bereits  der 
Wunsch  Ausdruck  gefunden  hatte,  dass  die  gesetsliclie  Regelung 
anf  die  Goldwaaren  adsgedehnt  werden  möge,  so  wurde  den 
Sachverständigen  auch  die  Frage  vorgelegt,  ob  sich  eine  Aus- 
dehnung des  Entwurfs  auf  die  Goldwaaren  empfehle. 

Die  Bestimmungen  des  Entwurl's  beruhten  aul  folgenden 
Grundsätzen : 

1.  dass  gewisäu  Grade  dcö  Feingelialts  auf  den  Waaren  durch 
eine  bestimmte  in  ganz  Deuischiand  gleiche  Stempelung 
sollten  bezeichnet  werden  dürfen; 

2.  dass  andere  als  diese  Qehaltsbezeichnungen  unzulässig 
sein  sollten; 

8.  dass  den  Betheiligten  Gelegenheit  gegeben  werden  sollte, 
die  Richtigkeit  der  Gehaltsbezeichnungen  in  glaubwürdiger 
Weise  feststellen  zu  lassen. 

Der  Entwurf  wurde  zur  Aensserung  vorgelegt:  in  Preussen 
insbesondere  Sachverständigen  aus  Frankfurt  a.  M.,  Hanau^ 
Kassel,  Köln,  Aachen,  Altona,  Dortniund,  Hannover,  Berlin, 
Kö!ii2:«berg,  Breslau  u.  a. ;  in  Bayern  zahlreichen  Handels- 
kammern und  einzelnen  Sachverständigen,  desgleichen  in 
Württemberg  (JStuttgart,  Gmünd)  und  Baden  (Pforzlieim,  Karls- 
ruhe, Freiburg,  Heidelberg),  ferner  bachverständigen  in  Darm- 
Stadl^  Lübeck,  Bremen,  Hamburg  u.  s.  w. 

Der  Standpunkt  des  Entwurfs  fand  bei  dem  weit  über* 
wiegenden  Theil  der  gewerblichen  Kreise  Zustimmung.  Mehrfach 
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wurde  der  Zustand,  wonach  bezüglich  des  Feingehaito  der 
fideknetallwaaren  nicht  nur  in  d«A  verschiedenen  Tfaetlen 

Deutschlands  ein  verschiedenes  Recht  galt,  sondern  auch 
Fnbrikatiott  und  Handel  von  verschiedenen  Gewohnheiten  be- 
herrscht wurden,  als  unhaltbar  bezeichnet.  Es  wurde  zugegeben, 
dass  Täuschung;en  des  Pnl)Hkum8  über  den  Foingehalt  der 
Waaren  häufig  vorkorumeu,  dass  eine  grosse  Menfi;e  von 
Waaren  im  Verkehr  sei,  welche  einen  geringeren  als  flen  nll- 
gcmein  gebräuehlicheii  und  selbst  ala  den  ausdriickiich  ange- 
gebenen Feingehalt  besitzen.  Ks  wurde  behauptet,  dass  unter 
den  gegenwärtigen  Verkehrsverhältnissen  der  Feingehalt  der 
Waaren  immer  mehr  sich  verringern  mttsse  und  aucli  that- 
sächlich  in  stetiger  Abnahme  begrinen  sei.  Es  wurde  beklact, 
dass  hiednrch  die  Technik,  namentlich  nach  der  kuustgewero- 
lichen  Seite  hin.  in  sehr  nachtheiliirpr  Weise  berührt  werde 
und  dass  der  Absatz  deutscher  AVaare,  insbesondere  in  das 
Ausland  —  wenn  auch  vielleicht  durch  die  Billigkcii  der  gering- 
haltigen Waure  vorübergehend  gehoben  -  auf  die  Dauer  jeden- 
falls zurückgehen  müsse.  In  den  gewerblichen  Kreisen  ztigte 
flich  die  Ueberseugung  verbreitet^  dass  diesen  Uebelstünden 
und  Ge&hren  mit  Enolg  entgegengearbeitet  werden  könne, 
wenn^  wie  der  zur  Beurtheilung  gestellte  Entwurf  dies  beab- 
sichtige, den  Fabrikanten  und  Kaufleuten  die  Möglichkeit  ge- 
boten werde,  ilire  ])en<iere  Waare  in  allgemein  gültiger  und 
allgemein  verstHndlicher  Weise  kenntlich  zu  machen. 

Die  Gegner  des  Entwurfs  thcilten  sich  in  zwei  Lacrer. 
Kur  sehr  wenige  Stimmen  waren  Cd,  welche  sich  überhaupt 
gegen  eine  Intervention  der  Gesetzgebung  aussprachen,  sei  es 
weil  sie  solche  fftr  unnütz,  stt  es  weil  sie  dieselbe  (Hr  schädlich 
hielten.  Zahlreichere  Qegner  fand  der  Entwurf  deshalb,  weil 
er  nicht  scl  ari'  genug  gegen  die  bestehenden  Mi^sstände 
vorgehe.  Einig  mit  der  vorherrschenden  Anschauung  in  der 
Vcrurtheilung  des  Bestellenden,  theilten  diese  Gegner  doch  nicht 
die  Hoffnung,  dass  ein  auf  der  Grundlage  des  Entwurfs  er- 
lassenem (.TCHetz  nachhaltige  Wirkiuif^fn  haben  werde.  Ihre 
\Vün8che  waren  deshalb  auf  die  Einfülirung  eines  8tempelungs- 
zwanges  und  theils  sogar  eines  Legirungszwanges  gerichtet. 
In  Norddeutschland  nur  wenig  vertreten,  hatten  diese  Ansichten 
in  Sttddeutschland  weitverbreiteten  Ausdruck  gefunden. 

Die  Frage,  ob  auch  die  Goldwaarenindustric  eine  gesetS' 
liehe  Regelung  in  der  Richtung  des  Entwurfs  wünschenswerth 
erscheinen  lasse,  war  in  den  sachverständigen  Kreisen  eben- 
falls eingehend  erwogen  worden.  Eine  besonders  lebhafte, 
über  den  Bereich  der  amtlichen  Erhebungen  weit  hinausgehende 
Erörterung  erfuhr  sie  an  den  IJauptsitzen  der  deutschen  Gold- 
waarenindustrie :  in  Hanau,  Stuttgart,  Schwäbisch-Gmünd  und 
Pforzheim.  Während,  von  letateren  Orten  abgesehen,  in  SUd- 
deutschland  fiwt  einstlmniigi  in  Norddeutschiana  und  namentlich 
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in  Berlin  einstimniig  die  Ausdehnung  des  Entwurfs  auf  die 
Goldwaaren  gewünflcht  wurde,  bildeten  sie  Ii  in  den  genannten 
Städten  unter  der  Einwirkung  lebhafter  Agitationen  zwei 

Parteien,  von  welchen  die  eine  ebenso  entschieden  für  cHes& 
Ausdehnung  war,  wie  die  andere  dieselbe  verwarf.  In  Stutt- 
gart und  Gmünd  schien  wie  von  der  letzteren  vertretene  Auf- 
fassung nur  wenig  Anhänger  zu  besitzen,  in  J'turzheim  war 
sie  anscheinend  die  überwiegende,  in  Hanau  waren  beide 
Meinungen  stark  Tertreten, 


(lesetzeutwoil'  vom  Jahre  1878, 

Das  Ergebnis^  der  Krhebungen  vom  Jahre  1875  durfte 
im  ganzen  als  eine  Bürgschaft  datur  angesehen  werden,  dasa 
mit  den  Grundsätzen  des  aufgestellten  Entwurfs,  von  Einzel- 
heiten abgesehen,  der  richtige  Weg  f&r  die  Lösung  der 
schwebenden  Frage  eingeschlagen  war.  Während  FabriKation 
und  Handel  in  ihrer  freien  Bewegung  dadurch  nicht  beschränkt 
wurden,  wurde  doch  den  betheiiigten  Kreisen  die  Möglichkeit 
geboten,  aus  eigener  Initiative  einfncliere  und  solidere  Ver- 
hältnisse in  das  Edeiraetallgewerbe  einziüÜhren.  So  gewährte 
der  Entwurf  einen  beachtenswerthen  Vortheil,  ohne  anderer- 
seits Gefahren  zu  erzeugen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
rnnsste  es  sachgemiss  erscheinen,  auch  die  Goldwaaren  unter 
das  Gesetz  zu  stellen.  Die  Grundlagen  des  Entwürfe  konnten 
demnach  bei  den  weiteren  Vorarbeiten  umsoniehr  festhalten 
werden,  als  dieselben,  und  zwar  auch  in  der  Anwendung  auf 
die  Goldwaarenindustrie,  der  Auffassung  der  meisten,  aurch 
die  Industrie  iln  er  Länder  au  der  Frage  betheiligten  Bundes- 
regierungen entsprachen. 

Demgeroäss  gelangte  nach  weiteren  eingehenden  Be- 
rathungen im  Bundesrath  unter  dem  6.  Alarz  1878  der  nach- 
stehende „Entwurf  eines  Gesetzes  Uber  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  ^berwaaren'  an  den  Reichstag. 

§  1. 

Eine  Angabe  des  Feingehalts  auf  Gold-  und  Silberwaaren 
ist  nur  nach  idaassgabe  der  folgenden  Bestimmungen  gestattet. 

§2- 

Auf  Silberwaaren  darf  der  Feingeliail  nur  in  800  oder 
mehr  Tansendtheilen,  auf  Goldwaaren  nur  in  580  oder  mehr 
Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  BestandtheÜen  bei 
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Silberwaaren  mehr  als  8,  beiGoMwaaren  um  mehrals  STansend- 

theile  unter  dem  angegebenen  Feingehalt  bleiben.  Bei  Er- 
mittelung dee  FeiDgehaite  bleibt  die  Löthung  auaser  Betracht 

§  3. 

Die  An2;abe  des  Feingehaita  geschieht  durch  ein  Stempel- 
zeichen, weiches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma 
des  Geschäfts,  für  welches  die  iSteuipeiung  bewirkt  ist, 
kenntlich  macnt.  Die  Form  des  Stempelzeichens  wird  durch 
den  Reichskanzler  bestimmt. 

§  *• 

Ausländische  Waaren,  deren  Feingehalt  durch  eine  diesem 
Gesetze  nicht  entsprechende  Bezeichnung  angegeben  ist, 

dürfen  feilgehalten  werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem 
Stempeizeichen  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§  5. 

Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waare.  Ist  deren  StempeluDg  im  In- 
lande  erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber 
des  Geschäfts,  fUr  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist 

§  6. 

Gold-  oder  Silberwaaren.  auf  welchen  der  Feingehalt 
angegeben  ist,  dürfen  mit  anderen  metallischen  Stoffen  nicht 
ausgefüllt  sein:  Verstärkungsvorrichtungen,  welche  im  Innern 
der  Waare  angebracht  sind,  dürfen  mit  der  letzteren  metallisch 
nicht  verbun&n  sein, 

§  7. 

Mit  Geidatrafe  bis  zu  Eintausend  Mark  oder  mit  Ge- 
ikngniss  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  nicht  versehen  sein 

dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Oesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  versehen  sein  dürfen, 
mit  einer  anderen  als  der  nach  diesem  Gesetz  zulässigen 

Feingehaltgangabe  versieht: 

3.  wer  andere  Waaren  als  Gold-  und  Silberwaaren  mit 
einer  nach  diesem  Gesetz  für  den  Feingehalt  von  Gold- 
und  Silberwaaren  zulässigen  oder  einer  ähnlichen  An- 
gabe versieht; 

4.  wer  Waaren  feilhält;  welche  mit  einer  diesem  Gesetze 
nicht  entsprechenden  Angabe  versehen  sind. 

Mit  der  Verurtheilung  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen  Bezeichnung  oder,  wenn  diese  in  anderer 
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Wdse  nicht  möglich  ist,  auf  ZentÖrnng  der  Waare  sa 
erkennen. 

§  8* 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1879  in  Kraft.  An  dem* 
selben  Tage  treten  alle  landes rechtlichen  Bestimmungen  über 
den  Feingehalt  der  Gold-  und  Öilherwaaren  ausser  Geltung, 

Der  vorstehende  Entwurf  lioss  somit  die  volle  Freiheit 
bestehen,  Waaren  in  jedem  Feiugt  lialte  herzustellen,  und  zwang 
NiemuuU,  den  Feingehalt  aut  der  Waure  anzugeben.  Dagegen 
sollten  gewisse  Grade  des  Feingehalts  auf  den  Waaren  durch 
eine  bestimmte,  in  ganz  Deutschland  gleiche  Stempelung  be- 
zeichnet werden  können  und  andere  als  diese  Gehaltsbe- 
zcichnungen  überhaupt  nicht  zulässig  sein.  Die  maassgebenden 
Gesichtspunkte  waren  dabei  aut  ein  zwiefaches  Ziel  gerichtet: 
zunächst  sollte  das  Publikum  im  Handel  und  Verkehr  mehr 
als  bisher  ^^e{];«Mj  TiiiTSchung  gesichert  werden;  sodann  sollte 
die  Fabrikation  in  ihren  aut"  die  Vereinlacliunp;  der  hestehenden 
Legirungsverhältoisse  gerichteten  Bemuimngendurcii  das  Gesetz 
unterstützt  werden. 

,,Auch  in  dieser  zweiten  Beziehune**,  sagen  die  lilotiye  des 
Entwurfs,  „ist  das  Interesse  des  Publikums  betheiiigt,  weil 
Tauschungen  um  so  eher  möglich  sind,  je  mannigfaltiger 
die  Legirung  der  auf  dem  deutschen  Klarkt  angebotenen 
Waaren  ist.  Aber  vorwie^^end  wird  dadurch  doch  den  Interessen 
des  Gewerbes  Kechnunf::  getragen,  insotern  fiir  fliescs  die 
Kosten  und  die  Schwierigkeiten  der  Fabrikatiuü  sich  steigern, 
je  verschiedener  der  (jlelialt  des  auf  dem  Markt  verkäuflichen 
rohen  und  BruchraetaJls  und  je  mannigfaltiger  der  Feinheits* 
grad  der  von  dem  Publikum  verlangten  Waore  ist. 

„Nach  beiden  Richtungen  hin  sucht  der  Entwurf  nicht 
durch  Zwang  und  Verbote,  sondern  dadurch  zu  wirken,  dass 
er  Waaren,  welche  eine  in  technischer  und  wirthschkitlicher 
Riieksiclit  vortlieilliafte  Legirung  enthalten,  durch  «rewisse  Be- 
günstigungen aiiszeicliiK  t :  das  Publikum  soll  darauf  hinge- 
wiesen werden,  vorzugsweise  Waaren  eines  bestimmten  Fein- 
gehalts zu  verlangen,  und  andererseits  das  Gewerbe  angereet 
werden,  vorzugsweise  auf  die  Anfertigung  solcher  Waaren  sich 
zu  verlegen.  Wfthrend  damit  Fabrikation  und  Handel  in  ihrer 
freien  Bewegung  nicht  bescbrftnkt  werden,  ist  doch  den  be- 
theiligten Kreisen  die  Möglichkeit  geboten,  aus  eigener  Initiative 
einfachere  und  solidere  Verhältnisse  in  das  Edelmetallgewerbe 
einzuführen.  So  gewährt  der  Entwurf  einen  beaclitenswer(fiei\ 
Vortlieil,  ohne  andererseits  Gefahren  zu  erzeugen.  Es  ist  zu- 
zugestehen, dass  seine  Bestimmungen  insofern  an  emein  Mangel 
leiden,  als  sie  eine  unmittelbare  und  sichere  Wirkung  in  der 
von  ihnen  begünstigten  Richtung  nicht  zu  äussern  vermögen. 
£rst  allmfthlich  wird  die  Erfahrung  ergeben,  ob  die  betheihgtea 
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Kreise  —  die  Gewerbetreibenden  ebensowolil  wie  die  Käufer  — 

geneigt  sied,  flen  ihnen  gcüffiic?ten  Weg  mit  Krnst  zu  be- 
schreiten. Krtüllt  sich  diese  Aussicht  niclit,  so  kann  immer 
noch  erwogen  werden,  ob  die  Gesetzgebung  mit  strengeren 
Bestimmungen  vorangehen  soll.  ErlüUt  sie  sich  aber,  so 
werden  erhebliche  wirtiischat'tliche  Vortheile  erreicht  werden, 
ohne  die  Fabrikation  und  den  Handel  in  irgendwie  empfind- 
Jicher  Weise  einzuengen.*^ 

Die  geeetaliche  Hegelung  sollte  somit  nicht  auf  der  Basis 
des  „Legirungszwanges"  (vergl.  oben  S  9)  erfolgen.  Zwar  be- 
ruhte und  beruht  noch  heute  die  Gesetzgebung  in  den  grossen 
Nachbarländern  Deutschlands,  insbesondere  England,  Frank- 
reich \uu\  <  Oesterreich- Ungarn,  auf  dem  sogenannten  Legirungs- 
zwange,  wobei  die  Verarbeitung  von  Gold  und  Silber  nur  in 
wenigen  bestimmten,  meist  hohen  Fcingehaiiastut'en  zugelassen 
wird,  „Eine  eolcheiy  sehr  empfindliche  Beschrfinkung  des 
Gewerbes*^,  sagen  die  Motive,  „ist  fUr  Deutschland  aus  keinem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Wohles  .zu  begründen.  Im 
Gegentheil  liegt  es  durchaus  im  Interesse  unserer  Industrie^ 
dass  Niemandem  verwehrt  wird,  in  jeglicher  Metallmischung, 
wie  es  dem  augenblicklichen  Begehr  entspricht,  zu  arbeiten» 
Je  mehr  die  Fortschritte  in  der  Technik  des  Vergoldeu?,  Ver- 
silberns  und  Plattirens,  sowie  in  dem  Anfertigen  und  Austülieu 
hohler  Waareu  die  Darstellung  von  Gegenständen  mit  einer 
mehr  oder  weniger  starken  Hülle  aus  edlem  Metall  in  Auf- 
nahme gebracht  bben,  um  so  nachtheilige]'  muss  das  Gewerbe 
durch  eine  Beschränkung  in  der  Legirungsweise  berührt 
werden.  Ganz  besonders  empfindlich  sind  in  dieser  Beziehung 
das  Kunstgewerbe  und  der  Austuhrhandel.  Jenes  wie  dieser 
Verlan fjen  die  möglichste  Freiheit  in  der  Anwendung  des  Ztt 
den  verschiedenen  Waaren  zu  verwendenden  Materials." 

Andererseits  verwirft  der  Entwurf  auch  den  btempelungs- 
zwang  (oben  6.  9),  aus  den  vorhin  angeführten  Gründen. 
Dersdbe  adoptirt  vielmehr  das  oben  als  drittes  aufffefiihrto 
Svstem  des  Stempelungsverbots  für  die  nicht  normalgehaltigen 
(die  niedrigen)  Legirungen. 

Hinsichtlich  der  Durchführung  der  Stempelung  wird  von 
der  Einführung  amtlicher  Punzirnng  Umgang  genommen,  da- 
gegen das  Repressivsystem  (oben  S.  9)  eingeführt,  und  zwar 
auch  hinsichtlich  der  vom  Auslande  eingeführten  Waaren. 


Berathung  des  Gesetzentwurfs  im  Reichstag. 

Am  21.  M&rz  1878  &nd  im  Reichstag  die  erste  Berathung 
des  Gesetzentwurfs  statt,  wobei  sich  drei  Redner  im  ganzen 
fttr,  ein  Redner  gegen  die  beabsichtigte  Regelung  aussprachen 
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und  Bchliesftlich  die  Verweisung  an  eine  Vierzehner>Komnuiiüon 

beschlösse  wurde. 

Ausweislich  des  Kommissionsberichts  vom  Mai  1878, 
Nr.  281  der  Drucksachen  des  Reichstags,  war  die  iiberwiegeiide 
Mehrheit  der  Kommission  für  die  Voriaffe.  Von  der  Kommisaion 
wurde  im  ^  1  der  GedaDke,  dass  Gold-  uud  Silberwaareu 
züL  jedem  Feingehalt  angefertigt  and  feilgehalten  werden  dürfen, 
Aosdracklich  ausgesprochen,  im  g  2  der  stempelfiilu^  Fein- 
gehalt bei  Gold  von  580  auf  585  Tausendtheile  erhöht,  und 
zu  §  4  der  Zusatz  beschlossen,  dass  Waaren,  welche  ftir  den 
Absatz  im  Inlande  nicht  bestimmt  sind,  den  Beschränkungen 
der       2  und  3  nicht  unterÜe^en  sollen. 

W^egeu  »Sciilusses  der  Reichstagsscssiou  fand  eine  zweite 
BerathuDg  der  Vorlage  im  Plenum  nicht  statt. 


fieichstags-Fetitioueii  aus  den  Jahren  1880  uud  1881. 

Im  Jahre  1Ö8U  petitionirten  l'i nciimunn  und  Sölme  in 
Heilbronn  und  im  Jahre  1881  Wiikens  und  Sühne  in  Bk  jnen 
und  Genossen  beim  Keichstag  um  gesetzliche  Regelung  des 
Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren. 

I>ie  PetUionskommissibn  erstattete  au  diesen  Petitionen 
im  Jahre  1880  einen  mUndlichen  Berieht  und  im  Jahre  1881 
einen  schriftlichen  Bericht,  jedesmal  mit  dem  Antrage, 

dem  Herrn  Beichskanaier  die  Petitionen  zur  Erw^ung  zu 
überweisen. 

(Drucksachen  des  Reichstags  1880  Nr.  110,  1881  Kr.  235.) 
Beide  ]\Iale  gelangten  die  Kommissionsberichte  indessen  w^eu 
Öessi'>Dss*chhi9ses  nicht  zur  Verhandlunp^  im  Plenum. 

Auö  dem  Uer Achte  vom  Jahre  1881  ist  die  m  denselben 
aufgenommene  y  im  Jahre  1880  abgegebene  Erklftrung  des 
Bundesratbskommissars  Gtoheimraths  Ifieberding  bemerkens* 
^?erth : 

die  Reicbsregierung  habe  sich  keineswegs  schlüssig  gemacht; 
das  Oesetz  fallen  zulassen,  es  sei  vielmehr  dessen  Wieder - 
einbringung  nur  durch  die  Fülle  anderer^  wichtigerer  Auf- 
gaben verschoben  worden. 

Die  Kommission  selbst  sprach  ihre  Ueberzeugung  dahin  aus, 
„dass  der  Erlass  eines  Gesetzes  nach  dem  mehrfach  er- 
wähnten Entwurf  über  die  Festsetzung  des  Fein-ehalts 
dazu  beitragen  wird,  die  Bestrebungen  unserer  Pa^uikanten 
zur  Hebung  unserer  Kunstgewerbe  und  zur  Wiedereriaugung 
des  Vertrauens  zu  deutschen  Gold-  und  Silberwaaren  zu 
unterstützen**. 
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Oesetzgeberische  Maassregeln  in  der  Sekweiv  und 

in  Frankreich. 

Während  in  der  vorangegebenen  Weise  sich  die  geseta- 

febeoden  Faktoren  in  Deutechland  mit  der  Regelung  des 
'eingebalts  der  Gold*  nnd  Silberwaaren  abmühten,  ohne  zu 
einem  Resultat  sn  gelangen,  erliess  die  Schweiz  unter  dem 
23.  Dezember  1880  ein  BuudesgeBctz,  betreflfend  die  Kontro- 
lirung  und  Garantie  des  Feingehalte  der  Gold-  und  Silber- 
waaren, dem  eine  VoUzichungsverordnunfr  vom  17.  Mai  1881 
folgte.  Andererseits  bnichten  in  der  iranzösischen  Deputii  len- 
kanuner  die  i>eputirten  Viette,  Lockroy  und  Genossen  einen 
auf  die  Materie  bezüglichen  Gesetzentwurf  im  Februar  1882 
ein  (Doeoments  parlementaires:  Ohambre  8.  840). 

Das schweizerieohe Gesetz fUkrte für  1 8-  und i4karätige 
Uhrgehäuse  ("^*^/iooo  und  •••/looo  Goldgehalt),  sowie  für  ®^'^/ioo« 
und  ^^^  1000  haltige  Silberwaaren,  sofern  sie  als  solche  be- 
zeiehn<^t  sind,  eine  obligatorische  KontrnÜrung  und  Stem}>elung 
ein,  für  andere  Gold-  und  iSilberwaaren  eine  üakultatiye 
Kontroliruug. 

Sollte  durch  dieses  Gesetz  der  amtlich  gestempelten 
scbweizerißcheu  Waare  im  Ausland  ein  erhöhter  Werth  ver- 
liehen und  deren  Absatz  dadurch  erleichtert  werden,  so  lag 
das  gleiche  Motiy  dem  vorerwähnten  französischen  Gesetz- 
entwurf zum  Grunde.  Die  Motive  zu  diesem  Gesetzentwurf 
sagen  in  dieser  Beziehung: 

j,Mit  Rücksicht  darauf,  dass  seit  der  Veröffentlichung  des 
Gesetzes  votn  10.  Rrnmaire  des  Jahres  VI  dor  innere 
Werth  der  zur  Juwelier-  und  Goldschmiedearbeit  im 
Auslände  vtrwendeten  edlen  Metalle  beständig  in  der 
Abiiaiuue  begrifleu  ist; 
dass  jenseits  unserer  Grenzen  goldene  und  silberne  Waaren 
von  jedem  Q ehalt  gefertigt  werdeu,  während  französische 
Produzenten  selbst  zur  Ausfuhr  kein  Gold  unter  750  und 
kein  Silber  unter  800  Tausendsteln  verwenden  können; 
dass  unter  diesen  nachtheiligen  Umständen  die  Konkurrcmz 

auf  den  fremden  Märkten  ihnen  fast  unniTiglich  ist; 
dass  es  leiclit  sein  würde,  durch  Festsetzunp:  r-infs  vk-rteu 
Gehalts  (titre)  und  eines  demselben  entspuclienden 
Stempels  (poinyon,  Punze)  dieser  Lage  der  Dingt;  abzu- 
helfen, ohne  die  Interessen  des  Schatzes  und  den  Ruf 
der  Bachtlichkeit  unserer  Fabrikation  zu  schädigen  und 
den  konventionellen  Tarifen  zu  nahe  zu  treten  — 

aus  diesen  Gründen  ist  es  angemessen,  das  Gesetz 
vom  Jahre  VI  auf  die  nachstehende  Weise  zu  verbessern 

Fomkutia  (98)  Tl.  S.  ~  B»diker.  2 
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Gesetzentwurf. 

Art.  1.    Mit  Aufhebung  des  Artikels  4  des  Gesetzes  vom 
19.  Brumaire  dei?  Jahres  VI  sind  die  Goldseljmiede, 
Juweliere,  Juweienhändier  und  Fabrikanten  von  goicienen 
UhrjS^ehitusen  befugt,  unter  Kontrole  und  Bürgscliaft  des 
Suiais  ausschliesslich  zur  Ausfuhr  bestimmte  Arbeiten 
aus  Gold  zum  Gehalt  von  584  Tausendstehi  und  aus 
Silber  von  600  Tatisendsteln  zu  fertigen, 
^n  besonderer  den  Gehalt  angebender  Stempel  und  ein 
e^enthfimliches;  die  Bestimmung  der  Waare  bot  Aasfuhr 
ausweisendes  GeprSge  werden  durch  das  Departements- 
stempelanit  auf  diesen  Gegenständen  angebracht. 
Art.  2.     Jedem    Fabrikanten,    Kaufmann,    Händler  und 
Kommissionär  ist  verboten,  unter  irgend  einem  Vorwande 
goldene  oder  silberne  Waaren,  welche  mit  geiingereni 
aU  dem  durch  das  (Jesetz  vom  19.  Bruniaire  beätimmten 
Gehalte  verfertigt  sind,  sum  inn^n  Verbrauch  zu  liefern. 
Art.  8.   Bezüglich  aller  übrigen  Bestimmungen  unterliegen 
die  in  Re£  stehenden  Gegenstände  den  Vorschriften  des 
Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI.'' 
Der  Oesetzentwurf  ist  sodann  in  sehr  erweiterter  Form 
und  10  Artikel  enthaltend  am  3.  Juli  1882  von  der  Kammer 
der  Abgeordneten  angenommen  worden  (Debats  parlementaires: 
Chambre  1882  6.  1130)  und  unter  dem  25.  Januar  1884  als 
Gesetz  pul>iizirt  (Journal  ofliciel  ISr.  25  vom  26.  Januar  1884). 

Der  Wortlaut  dieses  Gesetzes  nebst  der  dazu  erlassenen 
Ausführungsverordnung,  sowie  des  vorerwähnten  schweizerischen 
Gesetzes  nebst  Ausftifarungsverordnungen  ist  wegen  der  Be- 
deutung,  welche  dieselben  besonders  iiir  Deutschland  haben, 
weiter  unten  mitgetheilt  werden.  —  Dort  finden  sich  auch  die 
uns  nahe  angehenden  belgischen  und  österreichischen  Gesetzes- 
bestinnnunj^en  zusammfngestellt,  AvJihrf'ud  von  einer  weiteren  Be- 
handlung der  (jiesetz[iebunr:;en  von  ^]>anien,  England,  Russland. 
Schweden  und  Norwegen  —  bännntlich  mit  obligatorischer 
Feingehaltsbestimmung  und  Le|o;irung8zwang  — ,  sowie  von 
Holland  und  Italien  —  mit  fakultativer  Feingehaltsbestimmung  — 
abgesehen  worden  ist 


RegiernngSTorlage  yom  Jahre  1884. 

ÄJusste  durch  die  vorerwähnten  legislativen  Maassnahmcn 
in  den  Nachbarländern  die  Aulmerksamkcit  der  auf  die 
Förderung  der  nationalen  Arbeit  bedachten  Reichsregierung 
erweckt  werden,  so  unterliessen  auch  einzelne  Handeiskammem 
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fOsnahrück  u.  a.)  es  nicht,  auf  die  Nothweiidigkeit  der  ßegeluug 
des  FeingelialtB  der  Gold-  und  biiberw  aareu  hinzuweisen,  una 
wurde  in  der  für  die  Berathung  der  1883er  Gewerbeordnungs- 
NoTelie  eingesetzten  Beichstagäommisaion  an  den  diese  Vor- 
lage vertretenden  Kegierungttkonunissar  die  Anfrage  gerichtet, 
ob  nicht  jene  Regelung  wieder  in  Angriff  genommen 
werden  solle. 

Die  verbündeten  Regierungen  nahmen  unter  diesen  Um- 
ständen den  Ges'  tzeiitwiirf  vom  Jahre  1878  wieder  auf,  trugen 
den  von  der  Ueichbtagskommission  s.  Z.  beschlossenen,  vor- 
wiegend redaktionellen  Aenderungcn  im  wesentlichen  Rechnung 
und  beschlossen  ausserdem  noch  einzehje  die  Hauptprinzipien 
des  ahen  Entwurfs  unberührt  lassende  Abweichungen  von  dem 
letstem.  Insbesondere  wurden  die  Hauptgrundsätze  der  ürüheren 
Vorlage, 

dass  Gold-  und  Silberwaaren  zwar  zu  jedem  Feingehalt  an- 
gefertigt, mit  einem  Zeichen  des  Feingehalts  aber  nur 
dann  bezeichnet  werden  dürfen,  wenn  sie  einen  bestimmten 
Gehalt  an  Edelmetall  besitzen, 

dass  das  Peingehaltszeichen  im  ganzen  Reich  ein  einheit- 
lioltps  sein  und  in  unzweiteliialter  Weise  den  wirklieben 
i  eingeiialt  erkennen  iubseu  soll, 

dass  endlich  jeder  Verkäufer  der  Waare,  und  sofern  dtieu 
»Stempeluug  im  lulande  erfolgt  ist,  auch  der  Inhaber  des 
Geschäfts,  für  welches  dieselbe  erfolgte,  für  die  Richtigkeit 
des  angegebenen  Feingehalts  haftet, 

unverändert  aufrecht  erhalten. 

Unter  dem  6.  März  1884  gelangte  der  Gesetzentwurf  an 
den  Reichstag  (Nr.  6  der  Drucksachen). 

Zu  demselben  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken. 

Der  Gesetzentwui*f  bezog  sich,  wie  insbesondere  aus  der 
Fassung  des  4  hervorging  —  vergl.  den  Gesetzentwurf 
in  dem  Anhang  zum  Konnnissionsbericht  unten  Seite  46  — 
nur  auf  den  iuiäudischen  Verkehr;  er  sollte  nur  auf  solche 
Fabrikationsgegenstände  Anwendung  finden,  welche  im  in- 
ländischen Handel  feil  gehalten  werden.  Ebenso  wurden  solche 
Gegenstände,  welche  ausserhalb  des  gewerblichen  Verkehrs 
durch  Verkauf  von  Hand  zu  Hand  gehen,  durch  den  Entwurf 
nicht  getroffen.  Mit  Rücksicht  aut  den  derart  beschränkten 
Geltungsbereich  des  Entwurfs  erschien  es  nicht  nöthig,  Aus- 
nahmen von  einzelnen  Bestimmungen  zu  machen.  Insbesondere 
unterblieb  dies  in  Ansehung  älterer  Gold-  oder  Silbergeräthe, 
welche  einen  besonderen  Kunst-  oder  Altertliuinswerth  be- 
baunten,  zumal  sieli  an  diesen  Geriilheu  eigentliche  Feinheits- 
zeicnen,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  als 
unzulässig  i;«-lien  mussten,  nur  selten  vorfinden  werden. 

Der  Entwurf  ging  davon  aus,  dass  nur  bessere  Metall- 
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mischnngen  mit  der  BezeichnuDg  des  Feingehalts  vergehen 
werden  dürfen.  Dass  für  die  sogenaunte  kurrente  Waare  Sick 
mehrere  Legirungen  in  Deutschumd  eingebärgert  hatten,  und 
zwar  för  Silberwaaren  in  Süddeutschland  eine  schwerere  als  in 

Korddeutechland,  und  in  Norddeatschland  selbst  noch  ver- 
schiedene, wurde  je  länger  desto  mehr  in  weiten  Kreisen  ala 
ein  Uebelstand  empftinden.  Derselbe  konnte  nur  dadurch  be- 
«^eiticft  werden,  class  der  besseren  Legirnn^r  ein  prewisser  Vorzug 
eiijcri  aiunt  wurde,  indem  die  HervorhebuDg  des  Feingehalts 
nur  tür  sie  gestattet  blieb.  In  den  gewerblichen  Kreisen  war 
die  Zahl  derjenigen  Stimmen,  welche,  diesem  Grundsatze  ent- 
gegen, für  jede  Mischung  die  Angabe  des  Feingehalts  gestattet 
wissen  wollten,  eine  verschwindend  kleine  gewesen.  Kein  er- 
hebliches Interesse  wurde  ▼erletzt,  wenn  die  Beaeichnune  dea 
Feingehalts  für  die  niedrigen  Fein  hei  tsstafen  ausgeschlossen 
wurde;  die  Folge  konnte  lediglich  die  sein,  dass  in  manchen 
Kreisen  mehr  Werth  als  bisher  auf  den  Besitz  gestempelter 
Geräthe  gelenkt,  dass  damit  die  Nachfrage  nach  solcher  Waare 
gesteigert  und,  wie  dies  in  der  Absicht  lag,,  die  Verbreitung 
schlechterer  Waare  eingeschränkt  wurde. 

Die  Augabe  des  Feingehalts  soille  nach  dem  Entwürfe 
durch  den  Fabrikanten  Säer  durch  den  Hftndler  erfolgen 
können.  Eine  amtliche  Prüfung  der  Richtigkeit  des  Zeichens 
solke  nicht  stattfinden.  Die  Einzeichnung  sollte  unter  der 
Verantwortlichkeit  der  Fabrikanten  und  Händler  geschehen 
und  lediglich  unter  ihre  und  der  Käufer  Kontrole  gestellt  werden. 

Gegen  die  Einfuhrung  einer  fakultativen  Kontrole  durch 
öffentliche  Beamte  hatten  nicht  nur  zahlreiche  Sachvcrständip'e 
sich  ausgesprochen,  sondern  auch  die  in  Bnyern  gesammelten 
Erfahrungen  sprachen  dagegen.  Denn  dort  bildete  diese 
fakultative  behördliche  Kontrole  geltendes  liecht^  thatsächlich 
war  aber  von  derselben  nur  äusserst  selten  Gebrauch  gemacht 
worden.  Der  Entwurf  nahm  deshalb  jene  fakultative  Kontrole, 
für  welche  ein  allgemeines  Interesse  nicht  anerkannt  werden 
konnte,  nicht  auf*  Die  Motive  au  §  1  (S.  10  a.  a.  O.)  sagen 
in  dieser  Beziehung: 

„Soweit  an  ^Mtizolnen  Orten  das  Bedürfniss  nach  ent- 
sprechenden Einrichtungen  hervortreten  sollte,  sind  die 
betheiligten  gewerblichen  Kreise  in  der  Lage,  sich  selbst 
zu  iiüUeu,  und  sie  haben  dies  bereits  mehrfach  gethan, 
indem  sie  sich  einer  Kontrole  durch  gewählte  Sachverständige 
unterwerfen.  Auch  ist  die  Gesetzgebung  hier  schon  insofern 
entgegengekommen,  als  durch  §  86  der  Gewerbeordnung 
ein  Weg  gegeben  ist,  um  den  kontrolirenden  Sachverstän- 
digen mittels  der  Berufung  durch  die  verfassungsmässig 
dazu  befugten  Staats-  oder  Kommunalbehörden  oder  Kor- 
porationen das  allL-^'-nipine  Vertrauen  zu  sichern.  Eine 
weitere  gesetzliche  Begünstigung  der  Kontrole  würde  nicht 
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nur  über  da«  Bedürfnias  hinaufgehen^  «ondern  auch  mit 
vielfachen  Unbequemlichkeiten,  mit  unverhältoiatmiUiigen 

Kosten  für  die  Gewerbetreibenden  verbunden  sein.  Sie 
würde  endlich  noch  die  Gefahr  crzeup^on,  dass  die  Fabrikation 
in  den  grösseren  Orten,  weiciie  eine  Kuiitrolstelle  besitzen, 
begünstigt  wird  zum  Nachtheile  der  kluiiieren  Orte,  welche 
den  Kontrolstellen  mehr  oder  weniger  fern  gelegen,  nur 
mit  Zeilverlust,  mit  Unbequemlichkeiten  aller  Art  und  mit 
erhöhten  Kosten  deren  Dienste  in  Anspruch  nehmen  könnten. 
Die  Eleinindustrie,  die  gerade  in  der  Gold-  und  Silber- 
waarenfabrikation  noch  emen  gesunden  Boden  hat,  würde 
somit  au  Gunsten  der  Grossindostrie  beeinträchtigt  werden.  *^  — 

Im  §  2  wurde  der  stempelungsfilhige  Femgehalt  bei  Gold- 
waaren  von  580  auf  585  Tausendtheile,  d.  h.  2  Tausendtheile 
mehr  als  14  Karat,  erhöht.  Damit  sind  die  nacli  den  oben  Seite 
17  u.  18  angeführten  schweizerischen  und'französischen  Gesetzen 
zu  14  Karat  für  den  Export  angefertigten  Waaren  in  L)entsclil:nHl 
nicht  stempelunfrstahig.  Jenp  Wjiaren  dürfen  in  Detitsei  land 
mit  einem  Feinf^ehaltsstempei  ütjerhaupt  nicht  verkauit  werden. 

Die  Stempelung  des  r2karäti^en  Goldes  konnte  nicht  in 
Frage  kommen,  da  eine  Waare,  die  nur  zur  Hälfte  von  Gold 
ist,  nicht  als  .Gold"  gestempelt  werden  kann.  Beim  Silber 
ging  man  nicht  unter  ^^^/looo  hinunter,  weil  dieses  Mischungs- 
vernältniss  der  Leyeirung  zu  13  Loth  am  nächsten  lag.  Diesü 
letztere  L^irung  verdiente  aber  in  technischer  Beziehung  den 
VorTinc"  vor  ^erin^lialtigoren  Mischungen:  dieselbe  herrschte 
nicht  nur  in  einem  grossen  Theile  des  Heifhs  bereits  that- 
sächlich,  sondern  war  in  Bayern  auch  gesetzUch  als  normaler 
Feingehalt  der  vSilbLiwaaren  anerkannt;  endlich  Hess  sich  die 
60  wüDschenöwertlic  Einiülirung  einer  ^leicliinassigeu  Legirun^ 
nur  auf  dieser  Fein^ehaltsstnle  ermchen,  da  wohl  gehofft 
werden  durfte,  dass  die  damals  noch  mit  weniger  feinem  Silber 
arbeitenden  Gewerbetreibenden  demnächst  zu  einer  höheren 
Gehaltsstufe  übergehen  würden,  aber  keine  Aussicht  vorhanden 
war,  dass  dort,  wo  das  131öthige  Silber  gebräuchlich  war, 
Oewer)»etreibende  und  Konsumenten  sich  bestimmen  lassen 
würden,  eine  niedrigere  Mischung  anzunehmen. 

Für  die  585,  bezw.  800  Tausendtheile  übersteigenden 
Mischungen  enthielt  der  Entwurf  keine  Beschränkungen.  Er 

gestattete  jeden  über  den  bezeichneten  Stufen  stehenden  Fein- 
eitsgrad  auf  den  Waaren  anzugeben.  Eine  gesetzliche  Be- 
edirftnkung  htttto  hier  nur  den  Zweck  haben  können,  auch 
für  die  feineren  Legimngen  der  Edelmetallwaaren  die  Zalil 
der  Gehaltsabstufungen  möglichst  zu  verringern.  Allein  an 
dieses  Ziel  knüpfte  sich  weder  für  die  Fabrikation,  noch  auch 
fiir  das  grössere  Publikum  ein  erhebliches  Interesse.  Der 
Markt  fUr  feiner  legirte  Waaren  ist  in  Deutschland  ein  sehr 
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beschrfinkter,  der  Verbrauch  iDnerhalb  der  Bevdlkenmg  wird 

immer  überwiegend  auf  Waaren  des  niedrigsten  sar  Be- 
zeichnung des  Gehalts  zugelassenen  Feinheitsgrades  gerichtet 
sein,  eines  {''einheitsgrades,  welcher  nach  unseren  wirthschat't- 
lichen  Verhältnissen  die  Wfiaren  nicht  zu  sehr  vertheuert  und 
welcher  in  technischer  Beziehuncr  ein  tüciitiges  Fabrikat  re- 
priisentirt.  Auf  der  anderen  Seite  \\  urde  eine  Vorschrift,  nach 
welcher  nur  einzelne  bestimmte  Legiruu^eu  mit  dem  Fein- 
gehalt bezeichnet  werden  dürfen,  nicht  nur  die  Gefahr  erzeugen^ 
dass  der  Absatz  nach  dem  AuBlande,  das  vielleicht  sehr  Ter* 
schiedene  LegirungeUi  und  zwar  unter  der  fJ  irantie  eines 
Feinheitsstempels  verlangt,  empfindlich  beschränkt  wird,  sondern 
auch  die  Entwiekelunp:  der  Knnstin<lustrie  hemmen,  die  in  der 
Wahl  der  feineren  Legirungcn  eine  freie  Bewef^unp  beansprucht. 
Dem  sehr  fragwürdigen  xMutzen  irgend  welcher  iieschränkung 
standen  also  sehr  beachtenswerthe  Nachtheile  ge^j^enüber. 

liinsichtlicli  der  zwischen  deni  wirklichen  und  dem  an- 
gegebenen Feingehalt  zuütosig^  Abweichung  (Fehlergrenze^ 
Kemedium)  bestimmte  der  Entwurf»  dass  dieselbe  bei  Silber* 
waaren  8,  bei  Goldwaaren  5  Tausendtheile  an  den  lothfreien 
Stellen  betragen  dürfe.  Die  Löthung  solle  ausser  Betracht 
bleiben.  Der  Entwurf  folgte  darin  nicht  dem  Vorschlag  der 
1878er  Reichstagskommission,  welcher  <li''  t.ötliung  mit  in  Be- 
tracht ziehen,  dafür  ai)er  das  Gesamnuremediiun  (bei  der 
sammt  der  Löthnnp:  eingeschmolzenen  Waarcj  in  beiden  Fällen 
auf  10  Tausendtheile  erhöhen  wollte. 

Eine  Unterscheidung  zwischen  gelötheten  und  nicht  ge* 
löiheten  Waaren  und  die  Bestimmung  eines  höheren  Gesamrat- 
remediums  Air  erstere  wurde  für  nicht  zweckmässig  erachtet^ 
weil,  je  mehr  Unterscheidungen  in  die  Materie  hineingetragen 
würden,  desto  schwieriger  die  Kontrole  der  Waare  und  desto 
fraglicher  der  Nutzen  des  <^anzen  Gesetzes  werden  müase. 

Die  Stempelung  der  Waaren  eriolf^t  dureli  die  Betheiligten 
mittels  eines  Stempels,  welcher  von  jedem  Einzelnen  zu  be- 
schaffen und  der  vom  Bundesrath  bestimmten  Form  irenau 
nachzubilden  istj  ausserdem  soll  die  Finna  des  Geschäiu,  lUr 
welches  die  Stempelung  bewirkt  wird,  sowie  die  Zahl  der 
Tausendtheile  durch  Stempelung  ersichtlich  gemacht  werden. 

Hinsichtlich  der  Exportwaaren  bestimmte  der  Entwurf 
(§  4),  dass  dieselben  den  Beschränkungen  des  Gesetzes  nicht 
unterliegen  sollen.  Es  sollte  also  zulässig  sein,  die  Export- 
waaren  mit  den  an  den  Bestimmungsorten  geltenden  oder 
sonsti^^en  Stempeln  zu  versehen,  und  ebenso  die  Waaren, 
die  anderes,  als  im  §  2  vorgesehen,  legirt  oder  gelüthet 
worden,  ani  einer  dem  vorhandenen  Feingehalt  entspreclienden 
Feingehaltsmarke  zu  bezeichnen.  Dagegen  sollte  es  nicht  ge- 
duldet werdeUi  Ezportwaaren  mit  einem  Zeichen  nach  Maass- 
gabe der  §§  2  und  3  zu  versehen,  obgleich  die  Waaren 
den  Anforderungen  des  S  2  nicht  entsprechen,  also  schlechten 
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Exportwaaren  den  durch  das  Gesetz  zu  schaffenden  Stempel 
für  gute  Waaren  aufzuflrücken.  Eirif  Strafsanktion  hierfür 
fand  sich  in  §  7  Ziffer  2 — 4  in  Verbindung  mit  §  5. 

Auf  den  Handel  mit  den  vom  Auslande  eingeführten 
aaiuii  bezog  sich  der  Absatz  2  des  §  4.  Wurde  die  Aus- 
landswaare  bedingungslos  unter  die  allgemeinen  Bestimmungen 
des  £ntwarfB  gestellt,  so  mussto  die  Einführung  solcher  Waare 
in  hohem  Maasse  erschwert  werden,  da  dieselbe  regelmilssig 
bereits  bei  der  Fabrikation  die  durch  die  Gesetzgebung  des 
Fabrikationsortes  vorgesehene  Bezeichnung  erhält.  Wurden 
umgekehrt  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  die  im  Inlande 
hori'estellten  Waaren  beschränkt,  so  wrirrle  rhirin  eine  Be- 
gimsliguüg  der  ausländischen  Waare  gelegen  haben.  Der 
einzige  Weg,  um  diese  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  war 
der  in  dem  Entwurf  gewählLc;  wonach  die  Importwaaren,  deren 
Feingehalt  durch  eine  dem  Gesetze  nicht  entsprechende  Be- 
zeichnung angegeben  ist,  im  Inlande  nur  dann  feilji^halten 
werden  dürfen,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelzeichen 
nach  Maassgabe  des  Gesetzes  versehen  sind«  Wenn  dieser  Weg 
für  den  Einfuhrhandel  immerhin  noch  eine  gewisse  Belästigung 
mit  sich  brachte,  s  »  konnte  dies  um  so  weniger  Bedenken 
erregen,  als  die  deutsche  Waare  im  ausländischen  Verkehr 
im  allgemeinen  nicht  günstiger  gestellt  ist. 

Nach  dem  Worttaut  und  iSinne  der  Bestinunungen  des 
§  4  Absatz  2  sollte  deutsche  Exportwaare,  welche  zum  Verkauf 
im  Inland  wieder  importirt  wurde,  der  Auslandswaare  gleich 
geachtet  werden. 

Die  §§  5  und  7  regelten  die  zivilrechtlichen  und  straf- 
rechtlichen Folgen,  welche  sich  an  den  Verkauf  einer  mit 
einem  unrichtigen  Feingebalte  bezeichneten  Waare  knüpfen 
sollten;  §  0  bezog  sich  auf  dio  sofr^«nannt'^n  Kittwaaren  und 
die  im  Innern  der  Waaren  angebrachten  Verstärkungsvor- 
richtuniren;  §  8  endlich  schob  die  Gesetzeskraft  bis  zum 
1.  Januar  1886  hinaus. 


BeratkEng  des  tiesetzentwurfs  im  Relekstag. 

Unter  dem  12.  März  1884  fand  die  erste  Berathung  der 
Vorlage  im  Reichstage  statt.  Mit  Ausnahme  eines  Redners 
snrachen  sich  die  Vertreter  der  Terschiedenen  Fraktionen  im 
allgemeinen  zu  Gunsten  der  Vorlage  aus,  welche  an  eine  aus 
14  Mitgliedern  bestehende  Kommission  verwiesen  wurde.  Die 
letztere  hielt  ihre  erste  Sitzung  am  18.  März,  die  ferneren 
Sitzungen  vom  23.  April  1884  an  ab. 

War  die  Stimmung  der  Kommission  dem  Entwurf  in  der 
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eisten  Sitsung  durduuis  günstig  gewesen,  ho  hatte  sieh  in 
der  Zwiflchenseit  hinsicfatiich  der  Schmacksacfaen  (im 
Gegensatz  zu  drn  Gerftthen^  bei  manchen  EommiBnonamit* 
gliedern  ein  Umschwung  ToUxogen. 

Der  Grund  für  diesen  Stimmungswechsel  lag  darin,  dass 
von  den  Fabrikanten  fr'TinL'lialtiger  Schmucksachen  eine  hef- 
tige Agitation  ^egen  die  Stempelung  der  besseren  Schmuck- 
sachen ins  Leben  gerufen  wurde.  Dieselben  befürchteten,  dass 
ihre  Fabrikate,  welche  nur  zu  V  i  bis  */a  aus  Gold  bestehen, 
demnächst  so  gut  wie  unverkäuflich  sein  würden,  wenn  die- 
adben  den  Stempel  nicht  trügen.  Das  PaWkiim  werde  nur 
die  gestempelten  feinbaltigen  bchmncksachen  kaufen,  die  un- 
gestempelten, auch  wenn  sie  eine  noch  so  schöne  Form  htttten, 
als  „unechte**,  als  ^^Schund**  ansehen.  Zum  Verschenken  werde 
sich  eine  unccf^tempelte  Waare  auf  die  Dauer  gar  nicht  mehr 
eignen  Damirch  würde  eine  empfindHche  ScliUdieruri^^  znhl- 
reicli(-r  Betriebe,  welche  mit  der  Herstellung  geringhaltigtär 
feciiniucksachen  sich  befassen,  herbeigeführt  werden. 

Dem  gegenüber  unterliessen  die  ir'abi ikuntcu  fciuLalüger 
Sdmiucksaehen  zwar  nicht  herrorsuheben,  es  liege  doch  kein 
Grund  vor,  ihnen  um  iener  geringhaltigen  Waare  willen  die 
Möglichkeit  vorzuenthalten,  unter  gesetzlichem  Schutze  den 
Feingehalt  auf  ihren  Waaren  anzugeben.  £s  sei  unrecht,  die 
Schmucksachen  von  jedwedem  Feingehalt  gleich  zu  behandein 
und  dem  Publikum  es  unmöglich  zu  machen,  sich  vor  Tftuschung 
und  Betrug  in  einfacher  Weise  wirksam  zu  sichern. 

Die  Kommission  hielt  in  ihrer  Mehrheit  angesichts  jener 
auch  in  die  Kreise  der  Kleinindustrie  überti*agenen  Agitatiuu 
an  dem  Kntwurf  hinsichtlich  der  Schmucksachen  nicht  in 
voUem  Umfange  fest.  Vielmehr  eab  sie  —  nicht  ohne  leb- 
halten  Widerspruch  der  Minderheit  —  die  ausschliessliche 
Stempelung  feinhaltiger  Schmucksachen  preis,  verbot  überhaupt 
die  Anbringung  des  vom  Bundesrath  zu  bestimmenden  Sttimpei- 
zeichens  auf  irgend  welchen  Sehmucksachen,  gestattete  dagegen 
die  einfache  Angabe  des  Feinfreb?ilt-*  mittels  eines  Zalilen- 
stempels  in  Tausendtheilen  (ohne  jenes  bundesriitblichc  Stempel- 
zeichen) auf  allen,  auch  den  geringhaltigen  Kdelmetallsclimuck- 
sachen  und  machte  den  Veikiiufer  für  die  Kichtigkeit  des 
angegebenen  Feingehalts  zivil-  und  strafrechtlich  verant- 
wortlich. 

So^nit  kann  also  auch  bei  Schmucksachen  das  Publikum 

sieh  dagegen  sichern,  Waaren  von  geringerem  Gehalte  zu  er- 
halten, als  es  zu  kaufen  meint,  indem  es  den  Feingehaits- 

Btempel  sich  nachweisen  h'lsst.  Dngegen  ist  die  Auszeichnung 
feinhaltiger  Schmiu  ki^fp^^nstiinde  dui  (  h  das  vom  Jiuudesratii 
b^tinnnte  Stempeizeiciien  ausgeschlossen. 

Goldene  und  silberne  Lliigehäuse  wurden  von  der  Kum- 
mibäiuii  den  Geräthen  gleichguätellt. 
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Inbetreff  der  letzteren  wurde  sodann,  nach  Ausscheidung 
der  Schmucksachen,  die  Verschärfung  eingeführt,  dass  der 
Gegenstand,  im  Ganzen  und  mit  der  I.othung  eingeschmolzen, 
die  Fehlergrenze  von  fünf  (bei  silbernen  (leräthen  von  acht) 
Tausendth eilen  nicht  überschreiten  darf.  Andererseits  wurde 
mit  Rücksicht  aut  die  Ausscheidung  der  Schmucksachen  die 
▼on  d«ii  Exportwaaren  handelnde  AuBiialimdieBtimmung  des 
§  4  AbsatB  1,  weil  von  keinem  Bedflrfhias  sn  Gunsten  der 
Geräthe  und  Uhrgehäuee  getragen^  beseitigt 

Endlich  beschloas  die  Kommission  hinsichtlich  der  £itt^ 
waaren  und  im  Innern  verstärkten  Waaren  eine  im  wesent- 
lichen redaktionelle  Aenderung  des  Entwurfs,  durch  welche 
die  in  der  Praxis  vorkommenden  Fälle  bestimmt  bezeichnet 
werden. 

Als  Termin  für  die  Gesetzeskraft  wurde  der  1.  Januar 
1888  festgesetzt 

Bei  der  ScblusBabstimmnng  Uber  den  also  abgeänderten 
Gesetzentwarf  ergab  sich  dessen  einstimmige  Annahme  seitens 

der  Kommission.  —  Da  der  Bericht  der  Kommission  inbetreff 
der  wirtbschaftlichcn  Bedeutung  der  deutschen  Gold-  und 

»Silbenvaarenindustrie  interessante  Angaben  enthält,  für  die 
Interpretation  des  Gesetzes  werthvolles  Material  bietet  und  am 
Schlüsse  Fassung  der  Kegieruncsvorlage  derjenigen  der 
Konimissionsbesc.hlüsse  gegenüberstellt  ist  ein  Auszug  aus 
jenem  Bericht  unter  JSeite  62  ti.  zum  Abdruck  gebracht  worden. 

Für  die  zweite  Berathuug  des  Gesetzentwurfs  im  Plenum 
des  Reichstags  (2.  Mai  1884)  nahm  die  Minderheit  der  Kom- 
mission den  Kampf  um  die  ausschUessliche  xStcmpelung  der 
feineren  Schmucksachen   nochmals  auf.     Die  Abgeordneten 
f^reiherr  von  Goler,  Haerlc,  Reiniger  undStötzel  beantragten^ 
I.    dem  tj  :3b  die  folgende  FasBunL*"  7.n  rrchcü : 
„Aut  goldenen  Schmucksachen  darl  der  Feingehalt  nur  in 
330  oder  mehr  Taus*  n  ltlieilen,  auf  silbernen  Schmuck- 
sachen nur  in  0(50  oder  mehr  Tausendtheilen  angegeben 
werden. 

Das  Tom  Bundesrath  gemäss  §  3  bestimmte  Stempelzeicben 
darf  auf  goldenen  Schmucksachen  nur  bei  einem  Fein- 
gehalte von  585o  l<  i  mehr  Tausendtheilen,  auf  silbernen 
Schmucksachen  bei  einem  Feingehalte  von  800  oder 
mehr  Tausendtheilen  angebracht  werden."  — 

Absatz  3  wie  Absatz  2  der  Kommissionsbeschlüsse 
(siehe  unten  Seite  45  vorletzter  Absatz); 
II.    ftir  den  Fall  der  Annahme  von  §  3b  Absatz  2  nach 
der  üben  beantragten  Fassung  in  ^dem  Strafparagraphen) 
§  7  nach  Ziffer  2  einzuschalten: 

2  a.  „wer  Gold*  oder  Silberwaaren  [welche  einen  ge- 
ringeren als  den  in  §  Sb  Absatz  2  beseichneten  Fein- 
gehalt haben]  mit  einem  dem  vom  Bundesrathe  gemüss 
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§  3  bestimmten  Stempelzeichen  ähnlichen  Zeichen  ver- 
sieht;" — 

(Drucksachen  des  Reichstaga  1884  Nr.  76). 

Es  sollte  also  m  (Jebereinstimmuiig  mit  der  Kegierunga- 
vorläge  der  bundesräihliche  Stempel  nur  auf  Schmucksachen 
von  mindestens  585  bezw.  800  Taasendtheilen  Feingehalt  an- 

fibracht  werden  dürfen;  für  Schmucksachen  von  niedrigerem 
eingehalt  wurde  die  Angabe  des  Feingehalts  mit  einem 
Zahlenstempel  nur  dann  konzedirt,  wenn  sie  mindestens  330 
bezw.  660  Tausendtheile  Feingehalt  hätten. 

Die  Antra j^steller  vertheidigten  diese  Anträge  mit  einem 
Aufgebot  grosser  Kräfte  und  erklärten  dabei,  die  Anregung 
zu  der  gegen  die  Regierungsvorlage  iuszenirten  Agitation  sei 
keineswegs  von  den  Fabrikanten  subst,  sondern  von  Grossisten 
und  Detaillisten  ausgegangen. 

Von  der  anderen  Seite  fanden  dieselben  jedoch  ebenso 
entschiedene  Gegner,  welche  die  Diskreditirung  der  „guten 
Mittelwaaren"  in  Folge  'lor  Stempelung  der  feineren  Waaren 
mittels  eines  Bundesrathsstempels  voraussahen  und  für  die 
Mittelwaarn  selbst  einen  Unterschied,  ob  Stempolung  mit 
Zahlenstempel  oder  Niehtstempelung,  unter  keinen  Umständen 
wollten.  Die  Abstimmung  ergab  eine  geringe  Majorität  für 
die  Kommissionsvorlage,  welche  schliesslich  im  Ganzen  unver- 
ändert angenommen  wurde. 

Das  Öleiche  fand  bei  der  am  13.  Mai  1884  voi^nommenen 
dritten  Berathung  statt. 

Zwar  hatten  die  Abgeordneten  Freiherr  von  0dler.  Haerle, 
Keiniger  und  Genossen  ihren  Antrag  auf  ausschliessliche 
Stem])elung  der  Schmnrksaehen  von  585  bezw.  800  Tausend- 
theiieu  Feingehalt  mittels  des  bundesräthlichen  Stempels  — 
diesmal  ohne  die  Zulassung  eines  Zahlenstempels  für  Öciimuck- 
sachen  von  330  bezw.  660  Tausendtheilen  Feingehalt  —  wieder 
eingebracht  (Drucksache  Nr.  93),  denselben  indessen  bei  der 
mündlichen  Berathung  wieder  zurückgezogen.  So  erfolgte  die 
Annahme  der  ersten  raragraphen  ohne  wesentliche  Debatte. 

Nur  zum  §  7  (jetzt  §  9)  rief  ein  Abänderungsantrag  des 
Abgcoidneten  Lensmann,  welcher  für  das  fahrlässige  Feil- 
halten von  Waaren  mit  einer  gegen  dns  Oesetz  verstossenden 
Bezeichnung  eine  niedrigere  iStrafandrohung  (Geldstrafe  bis 
zu  150  Mark)  in  das  Gesetz  autgenommen  wissen  wollte,  eine 
längere  Auseinandersetzung  zwisehen  ihm  und  dem  Vertreter 
der  verbündeten  Regierungen  hervor.  Der  letztere  hatte  schon 
bei  der  zweiten  Berathung  jene  Idee  bekämpft,  worauf  die- 
selbe von  dem  Abgeordneten  Lenzmann  einstweilen  fallen 
gelassen  wurde.  Jetzt  bei  der  dritten  Berathung  nahm  dieser 
dieselbe  wieder  auf  und  b^ründete  seinen  Antrag  mit  dem 
Hinweis  darauf,  dass  die  Fahrlässigkeit  anders  bestraft  werden 
müsse  rtU  der  dolus  malus.  Ihm  wurde  erwidert,  es  sei  nicht 
nothwenüig  iur  den  Hichter  einen  näher  umgrenzten  Tarif 
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eiiUBiifÜliren.  Der  Bichter  werde  unschwer  clas  rechte  Straf- 
maass  finden.  Der  Antrag  entspreche  im  allgemeinen  nicht  den 
in  vielen  anderen  analogen  Uesetzen,  namentlich  Gewerbe- 

fesetzen  angewandten  Prinzipien;  derselbe  beschränke  die 
l^irkun^  des  §  7  —  welcher  in  Ermangelung  einer  behörd- 
lichen Kontrole  den  Rückhalt  des  Gesetzes  bilde  —  in  einer 
ausserordentlichen  Weise,  da  Jedcrmnnn  sich  hinter  der  Fahr- 
lässigkeit verstecken  und  den  j]eweis  des  dolus  abwarten 
werde;  das  Maxiraum  des  Stratniaassos  von  150  Mark  aei  auch 
zu  gering  angesichts  der  Umständlichkeit,  die  damit  verbunden 
sei,  eine  unrichtige  Stempelung  nachzuweisen;  b^  so  geringem 
Strafbiaass  könne  ein  gewissenloser  Händler  getrost  lange  Zeit 
falsch  gestempelte  Waaren  mit  grossem  Vortheii  verkaufen; 
endlich  gereiche  der  Antrag,  der  dem  Vorstehenden  nach 
einer  Anforderung  der  Gerechtigkeit  gewiss  nicht  entspreche, 
der  finslHndisehon  Ffi1>rikation  zu  Nutzen  auf  Kosten  der  in- 
ländi3L]icii,  da  der  ausländische  Fabrikant  mit  der  höheren 
doius-btrato  diesseits  niemals  erreicht  werden  könne  und 
der  inländische  Importeur  bei  der  Schwierigkeit,  den  dolus  ihm 
nachzuweisen,  nur  die  niedrigere  Fahrlässigkeitsstrafe  zu  ris- 
kiren  habe,  so  dass  auf  ausländische  falsche  Stempelung  that- 
sächlich  eine  niedrigere  Strafe  gesetzt  sei  als  auf  die  inlän- 
dische. —  Die  Mehrheit  des  Reichstags  yerwarf  hiernach  den 
Antrag  I> enzmann  und  nahm  sodann  das  ganze  Gesetz  mit 
grosser  Mehrheit  an. 

Was  dabei  die  zu  ij  3b  (jetzt  sj  5)  vom  Reichstag  be- 
schlossene Stcmpelungsuniähigkeit  aller  ..Sclimucksachen  von 
Gold  und  Silber''  anlanp^t,  so  möge  bei  der  Wichtigkeit  der 
Sache  hier  schliesslich  nocli  die  von  dem  Kommissar  des 
Bundesraths  bei  der  zweiten  Berathung  dieserhalb  abgegebene 
Erklärung  mitgetheilt  werden : 

j^E^  würde  also  auch  im  Zusammenhalt  mit  §  7  Ziffer  3 
Hetzt  §  9  Ziffer  3)  Töllig  au^n^eschlossen  sein,  dass  die  TOn 
dem  Herrn  Freiherrn  von  Göler  erwähnte  Aluminiumbronze, 
welche  17^/2  Tausendtheile  Gold  enthält,  mit  irprend  einem 
Feingehaltsstempel  versehen  würde.    Das  war  auch  nicht 
die  Meinung  der  Kommission,  so  geringhaltige  Metalle  mit 
einem  Feingehaltsstempel  versehen  zu  lassen.  Es  ist  event 
Sache  des  Richters,  zu  entscheiden,  ob  die  gestempelte 
Schmucksache  nach  dem  Wortlaut  des  §  Sb  noch  als 
»Schmucksache  von  Gold  oder  Silber«  anxusehen  ist,  oder 
ob  sie  unter  §  7  Ziffer  3  Hillt,  wo  Ton  »gold-  und  silber- 
ähnlichen« Sachen  die  Rede  ist." 
Eine  ähnliche  Erklärung  findet  sich  im  Kommissionsbericht 
unten  Seite  40:    Zu  Nr.  3"  u.  s.  w.   Ein  Widerspruch  hier- 
gegen ist  nicht  erhoben  worden^). 


1)  Vergl.  §  21  des  östemichischen  Gesetses  vom  19.  Augnst  1866, 
unten  Seite  80. 


26 


VI.  8. 


Die  TOm  Beichstag  hinaiobtlich  der  Schmucksachen  vor- 

ffcnommenen  Abschwächun^en  der  ursprünglichen  Vorlage 
bildeten  für  den  Bundesram  keinen  Gruud,  dem  also  ver- 
änderten Gesetzentwurf  nicht  zuzustimmen.  Der  letztere  ge- 
langte Hüiiiit  unter  dem  16.  Juli  1884  zur  Vollziehung  durch 
den  Kaiser  und  lät  wie  folgt  im  Keichsgesetzblatt  1S84  S.  120 
▼erkundet  worden: 


OesetdE  über  den  Feingehalt  der  Oold-  and  Silherwaaren. 

Vom  IG.  Juli  1884 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Dentscber  Kaiser^ 
König  von  Preussen  n.  s.  w.  verordnen  im  Namen  des  Reichi| 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundearaths  und  des  Reichs- 
tags, was  folgt: 

§  1. 

Gold-  und  Siiberwaaren  dürfen  au  jedem  Feingehalte  an- 
gefertigt und  feilgehalten  werden.  Die  Angabe  des  Fein- 
gehalts auf  denselben  ist  nur  nach  Maassgabe  der  folgenden 
ßcstimmungen  gestattet. 

§2. 

Auf  goldenen  Geräthen  darf  der  Feingehalt  nur  in  585 
oder  mehr  Tausendtbeilen,  auf  silbernen  Geräthen  nur  in 
800  oder  mehr  Tausendtbeilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliehe  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestand th eilen  bei 
goldenen  Geräthen  mehr  als  frinf,  bei  silbernen  Gerfttben 
mehr  als  acht  Tausendtheile  unter  dorn  angegebenen  l'ein- 
gehalte  bleiben.  Vorbehaltlich  dieser  Abweichung  muss 
der  Gegenstaüd  im  Ganzen  und  mit  der  Löthung  ein- 
geöcbmoken  den  angegebeneu  Feingebalt  haben. 

§8. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  auf  goldenen  und  ßilberuen 
Geräthen  geschieht  durcn  ein  Stempelzeichen,  welches  die 
Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma  des  Gesdbäfb,  &at 
welches  die  Stempelune  bewirkt  ist,  kenntlich  macht  Die 
Form  des  Stempelzeicbens  wird  durch  den  Bundesratb 
bestimmt. 

§  4. 

Goldene  und  silberne  Uhrgehäuse  unterli^n  den  Be- 
stimmungen der  §§  2  und  3. 

§  5. 

Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  dUrfen  in  jedem 
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Feingehalte  gestempelt  werden  und  ist  in  dieaem  Falle  der 
letztere  in  Tauseiidtheilen  anzugeben. 

Die  Fehlergrenze  darf  zehn  Tausendtheile  nicht  über- 
schreiten^ wenn  der  Gegenstand  im  Ganzen  einge- 
schmolzen wird. 

Das  vom  Bundesrsth  gemäss  §  2  bestixumte  Stempel- 
zeichen  darf  auf  Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  mcht 
angebracht  werden. 

§«• 

Aus  dem  Auslände  eingeführte  6K)ld-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  ent* 
sprechende  Bezeichnung  ang^eben  ist^  dürfen  nur  dann 
feilgehalten  werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempel- 
seiäien  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§  7. 

Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waare.  Ist  deren  Stempelung  im  In- 
lande  erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber 
des  Geschäfts,  für  welches  die  »Stempelung  erfolgt  ist. 

§  8. 

Auf  Gold-  und  Silber waaren,  welche  mit  anderen  metal- 
lischen Stoä'en  ausgefüllt  sind,  darf  der  Feingehalt  nicht 
angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  ron  Gold*  und  Silberwaaren,  mit  welchen 
aus  anderen  Metallen  bestehende  Verstärkungsvorrichtungen 
metallisch  verbunden  sind. 

Bei  Ermittelung  des  Feingehalts  bleiben  alle  von  dem 
zu  stempelnden  Äietalle  verschiedenen,  äusserlich  als  solche 
erkennbaren  Metalle  ausser  Betraclit,  welche: 

1.  zur  Verzierung  der  Waare  dienen: 

2.  zur  Herstellung  mechanischer  Vorrichtungen  er- 
forderlich sind; 

8.  als  Verstärkungsvorrichtungen  ohne  metallische  Ver- 
bindung sich  diurstellen. 

§  9. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  oder  mit  Ge< 
fibigniss  bis  zu  sechs  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem 
Gesetze  mit  einer  Angabe  des  FeinETphaltH  nicht  ver- 
sehen sein  dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem 
Gesetze  mit  einer  Angabe  des  Feingehaita  versehen 
sein  dürfen,  mit  einer  anderen,  als-  der  nach  diesem 
Gesetze  zulässigen  Feingehaltsangabe  versieht; 
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3.  wer  gold-  oder  ailberähnliche  Waaren  mit  einem  durch 
dlfiMS  Gesetz  voieesehenen  Stempelzeichen  oder  mit 
einem  Stempelzeichen  Tersieht.  welches  nach  diesem 
Gesetze  als  Fein:,  l  altsbezeichnong  ftUr  Gold-  und 
Silberwaaren  nicht  zulässig  ist; 

4.  wer  Waaren  feilhält,  welche  mit  einer  gep^en  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  verstossenden  Bezeichnung 
versehen  sind. 

Mit  der  Verurtheilunp^  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzvvidi  igeu  Bezeichnuug  oder,  wenn  diese  in  anderer 
Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Zerstörung  der  Waaren  zu 
erkennen. 

§  10. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1888  in  Kraft  An 
demselben  Tage  treten  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen 
über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser 

Geltung, 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unter- 
schrift und  beigedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 
Gegeben  ßad  Gastein,  den  16.  Juli  18S4. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

•TOB  Boetticher. 


Form  des  Stempelzeiehens. 

Um  für  die  dem  Stempelzeichen       3  des  Gesetzes;  zu 
gebende  Fonn  einen  Vorschlag  von  technischer  Seite  zu  er- 
halteU;  ersuchte  der  Keicliskanzlei-  den  königlich  preussischeu 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  um  die  Einziehung  eines  ent* 
sprechenden  Gutachtens  von  der  demselben  unterstellten  könig* 
Lehen  technischen  Deputation  für  Gewerhe.  Die  genannte  Depu- 
tation legte  mehrere  Versuchsfiguren  vor  und  bemerkte  dazu  er- 
läuternd, wie  es  ihr  auf  möglichste  Einfachheit  der  Marke, 
nol)pn  welcher  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  noch  eine 
dreistellige   Zahl   und    die   Firnja  des  die  Stempelung  vor- 
nehmenden Geschätts  auf  dem  (ieräth  Platz  finaeii  unissen, 
anzukomiuen  scheine.    Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  achlug 
die  Deputation  ia  erster  Linie  vor,  die  alten  metallurgischen 
Zeichen  fUr  Gold,  O  i  und  Silber,  ([  oder  C ,  zur  Bezeichnung 
des  Metalls  zu  wählen,  und  unter  oder  in  diesdben  die  Tausend- 
theilzahl,  dartlher  aher  das  Firmenzeichen  zu  setzen,  z.  B. 


Finna 


Firma 

590  blO 
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Dieser  Vorschlag  erscliien  jedoch  um  deswillen  wenig 
empfehlenswerth,  weil  drniach  nicht  zum  Ausdruck  kam,  dnss 
es  sich  um  eine  vom  Reich  angeordnete  Stempelung  hamieite. 
Um  diesem  Erfordernisse  zu  genügten,  hätte  es  nahe  gelegen, 
den  Reichsadler  als  Zeichen  zu  >väliltii.  Indessen  sprach  da- 
gegen der  Umstand,  dass  das  Zeichen  auch  auf  klfimen  Gre- 
rätheii;  im  kleinsten  MaasBtiabe  angebracht,  noch  erkennbar 
sein  muBste,  was  bei  dem  Adler  kaum  zu  ermöglichen  war. 

Der  Reichskanzler  stellte  deshalb  zur  Erwägung,  von  den 
Emblemen  des  Reichs  die  Krone  mit  ihrer  auch  im  kleinsten 
Maassstabe  wohl  erkennbaren  Form  als  Zeichen  zu  wählen 
und  zur  Unterscheidung  von  (^old  und  Silber  die  metallur- 
gischen Zeiclien,  Sonne  und  Mond,  mit  der  Krone  zu  ver- 
binden. Die  Verbindung  würde  in  der  Weise  bewirkt  werden 
kuuiieo,  dass  die  Krone  in  das  Innere  der  Sonne  bezw.  rechts 
neben  die  Mondsichel  gesetat  würde. 

Der  Bandesrath  trat  diesen  AnsfUhrongenbei  und  beachloss 
demgemäss,  dass  das  Stempelzeichen  für  Sie  Gold*  und  Silber^ 
geräthe  enthalten  müsse: 

1.  die  Reichskrone, 

2.  das  Sonnenzeichen   Q  für  Gold  oder  das  Mondsichel- 

zeichcn  (£  £ur  Silber, 

3.  die  Angabe  des  Feingehalts  in  Tausendtheilen  und 

4.  die  Finna  oder  die  in  Gemässheit  des  Gesetases  vom 
30.  November  1874  eingetragene  Schutamarke  des  Ge- 
schällB,  fUr  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist. 

Die  Krone  muss 

bei  Goldgeräthen  in  dem  Sonnenzeichen  (3  > 
bei  Silbergerftthen  rechts  neben  dem  Mondsichelzeichen 
sich  befinden. 


Der  vorstehende  Beschluss  wurde  durch  das  Reiohsgesetz- 
blatt  1886  S.  1  wie  folgt  bekannt  gemacht. 

Bekamitmachuiig,  heti  effeud  die  Bestimmiing  der  Form  des 
Stempelzeichens  zur  Angabe  des  Fciugehalts  auf  goldenen 
und  silbernen  GerUthen.   Vom  7.  Januar  188ü. 

Auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silbcrwaaren  vom  16.  Juli  1884  (Reichsgcsetzblatt 
120)  hat  der  Bundesrath  folgende  Bestimmung  getrogen: 
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Das  Stempelzeiohen  fiur  die  Gold-  und  läiibergeräthe  muss 

enthalten : 

1.  die  Reicliskrone, 

2.  das  Sonnenzeichen  Q  für  Gold  oder  das  Moudsichel- 

zeichen  (X  Silber, 

3.  die  Angabe  des  Feingehalts  in  Tausendth eilen  und 

4.  die  Firma  oder  die  in  Qemässheit  des  Gesetzes  vom 

30.  Novpmbor  1874  pin^retragene  Schutzmarke  des  Ge- 
schäften, tih  weiches  die  »Stempelung  bewirkt  ist. 

Die  Krone  muss 

bei  Goldgerktlien  in  dem  Sonnenzeichen  O  , 

bei  Silbergerätlien  rechts  neben  dem  Mondsicbelzeiohen  ^ 

Bieli  befinden. 

Gold 

Berlin,  den  7.  Jannar  1886. 

Der  Öteilvertreter  des  Reichskanzlers, 
von  Boetticher. 


Ans2iig  aus  dem  Berickt  der  VI.  Kommission 

bedefiend 

den  Entwarf  eines  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der  Gold- 
und  Silberwaaren  —  Nr.  5  der  Drucksachen  — . 

Berichterstatter  Abg.  Dr.  Karsten. 
Nc.  70  der  Druckaacben  des  Beichstags  1884. 

Durch  Beschluss  des  Reichstages  in  der  3.  Plenarsitzung 
▼om  12.  März  d.  J«  wurde  der  unterzeichneten  Kommission 
der  obige  Gesetzentwurf  zur  Vorberatbung  überwiesen. 

Die  Kommission  hat  diesen  Auftrag  in  6  Sitzungen  aus- 

g^fUbit.  An  den  Berathungen  hat  der  Kaiserliche  Geheime 
egierungsrath  Herr  Bödiker  als  Vertreter  des  Bundesrathes 

Theil  genommen. 

Die  or^tf  Kouimissionssitzung  fand  am  18.  März  d.  J. 
statt  und  wurde  in  derselben  zunächst  zur  Feststclhms:  der 
Sachlage,  wie  sich  solche  aus  den  früheren  V  erhandlungen, 
namentlich  des  Jahres  1878,  und  den  bis  dahin  vorliegenden 
neueren  Mittheilungen  zu  ergeben  schien,  Bericht  erstattet 

In  Folge  des  nierdurch  ermittelten  Thatbestandes  ergab 
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sich,  vorbehaltlich  einzelner  Bestimmungen,  eine  der  Vorlage 
im  aUffemeiDen  günstige  Stimmung  der  Kommission. .... 

£6  erschien  angemessen,  zumal  ein  Abschluss  der  Kom- 
missionsberathungen  vor  dem  Osterfeste  doch  nicht  2U  ermög- 
lichen war,  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  bis  zum  Wieder- 
beginn der  Reichstagssitzungen  zu  verschieben,  theiis  um  die 
Betheiligten  in  den  Stand  zu  setzen  ihre  Wünsche  zu  äussern, 
theiU  den  Mitgliedern  der  Kommission  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  selbst  näher  über  die  schwierigen  tpcnnisehcn  Fraj^en, 
welche  bei  tleui  vorgelegten  Gesetze  zur  Erörterung  kommen 
mussten,  zu  unterrichten. 

So  fand  denn  die  zweite  Eommissionssitzang  erst  am 
23.  April  statt  und  hatte  sich  inzwischen  in  betreff  der  Hin- 
einzienung  der  Schmuoksachen  neben  den  Gold-  und  Silber- 
^eräthen  in  den  Gesetzentwurf  ein  so  erheblicher  Umschwung 
in  den  Ansichten  der  Kommission  vollzo^i^en,  sowohl  tlurcli  die 
in  überraschendem  Umfange  einlaufend m  Erklärungen  von 
den  Betheiligten,  als  durch  die  aus  eigenen  Anschauungen 
seitens  der  KomnuKhionsmilglieder  gewonnene  Tleberzeueunp. 
dass  von  der  Mehrheit  der  Kommission  die  ^«uthwendigkeit 
einer  Abänderung  des  Geseüses  anerkannt  wurde  

Das  Gesetz  trifft  in  seinen  Wirkungen  zwei  ganz  ver- 
schiedene Interessentenkreise:  1.  die  Grosstabrikationy  2.  das 
kleine  und  mittlere  Gold-  und  ISilberschmiedegewerbe.  Für 
das  letztere  felilt  jeder  zuverlässige  statistische  Anhalt,  um  den 
Werth  s'-iri'T  Produktion  zu  bestimmen.  Dass  derselbe  ein 
sehr  beträchtlicher  sein  muss,  ist  aber  selbstverständlich,  denn 
es  sind  ja  viele  Hunderte  von  Existenzen,  die  ausser  von  dem 
nebenher  betriebenen  Handel  mit  Gold-  und  Silberwaaren  von 
der  gewerbsmässigen  Bearbeitung  der  Edelmetalle  leben  müssen. 

Fttr  die  Oros&fiibrikation  in  Deutschland  liegen  aber 
wenigstens  einige  Angaben  vor,  welche  einigermaassen  den  ge- 
waltigen Umfang  dieser  Industrie  erkennen  lassen.  Dr. 
Soetbeer  in  seiner  bekannten  Schrift  über  die  Verwendung 
des  Goldes  und  Silbers  (Jena  1881)  kommt  zu  dem  Resultate, 
dass  in  Deutschhmd  der  gesammte  industrielh*  »Silbervorbrauch 
etwa  100000  kg  beträ^jt  (Werth  16  000  (lOO  ),  wovon  auf  die 
8  i  1  b  e  r  w  a a  r  e  n  f  a  b  r  i  k  n  t  i  o  n  etwa  72  OOO  kg  ( 1 1  520  000  M ) 
fallen  (S.  06  ti'.j.  i*  ür  die  Goldwaarenlabrikation  berechnet 
Dr.  öoetbeer  12000  kg  (Werth  83750000  Jl)  (S.  36;.  Von 
letzterem  Betrage  fS\\%  *ii  auf  die  konsentrirte  Fabrikation  zu 
Hanau,  Pforzheim  und  Scbwäbisch-Gmünd  und  nur  etwa  V«  auf 
das  ganze  übrige  Deutschland.  Dass  diese  Berechnungen  sehr 
nahe  zutreffend  sind,  erweisen  die  folgenden  möglichst  sorg- 
faltigen Ermittelungen  aus  den  genannten  drei  Orten. 

roiieinman  (aß)  VI.  9.  -  Bödiker.  8 
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Ln  Jahre  1888  verarbeitete  Edelmetalle: 

Gold  Silber 

kp  etwa  Werth               kg  etwa  Werth 
Pforzheim     .    .    .    4078    14  MiU.          0  250    1  MiU. 
Öchwftbisch-Gmünd     1422     4    „            12  500    2  „ 
Hanau  .    .    .    .    .    3200     9    „  1400    0,225  „ 

im  ganzen    9600    27    „  20150    8,2^5  „ 

Der  jährliche  Gesammtverbrauch  beider  Edelmetolie  zum 
Zwedke  der  Fabrikation  von  Gold*  und  Silberwaaren  in 
Deutschland  erreicht  nach  demselben  Gelehrten  etwa  50  Millionen 
Mark,  wovon  auf  die  genannten  drei  Orlo  volle      fidlen. .  .  . 

Der  Werth  des  verarbeiteten  Materials  ist  nun  an  sich 
noch  nicht  entscheidend,  um  flie  wirthschaflliche  Bffleutung 
klarzustellen;  es  wird  auch  zu  fVaircn  sein,  um  wie  viel  sich 
der  Werth  dca  Materials  (hirch  tiie  Bearbeitung  steigert,  wie 
viele  Menschen  ihre  Versorgung  in  der  Indubti'ie  finden  und 
unter  welel»en  Bedingungen. 

Hierüber  ist  aus  den  genannten  Orten  nach  der  Petition 
des  Stadtrathes  zu  Pforzheim  und  nach  den  Mittheiluneen 
der  Handelskammern  zu  Pforzheim  und  Hanau  Folgendes 
vorzuführen : 

Die  Werth vermehrunpj  des  Stoffes  im  Fabrikat  darf  fast 
genau  als  oma  Verdoppelung  des  Materialwerthcs  berechnet 
werden,  Ijetriigt  also  rund  30  Millionen  Mark.  Diese  Werth- 
vermehrung setzt  sich  zusammen  aus  den  Lrdmen,  der  Ver- 
zinsung des  Betriebskapitals  und  dem  Fabi  ikatiousgcwinn. 

Die  Zahl  der  in  der  Kdelmetallfabrikation  au  den  drei 
Orten  beschäftigten  Personen  beträgt: 

Firmen  Arbeiter 
ohne  HUils^jeschäftc 

Pforzheim   450  lOOOO 

Schwäbisch-Gmttnd  ....      110  2000 

Hanau   ,      1  10  ^nrni 

im  ganzen    ...      700  14000. 

Der  Verkaufswerth  der  Waare  erhöht  sich  dann  noch 
durch  die  Edelsteine  u.  s,  w.  und  ebenso  erhöht  sich  die  Zahl 
der  beschäftigten  Personen  durch  die  Hülfsgescbäfie. 

Der  Gesammtverkaufs Werth  von  den  Fabriken  der  drei 
Orte  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  viel  höheren  Werthe  des 
Detailverkaufs)  beziffert  sich  auf  rund  77  AlÜlionen  Mark 
jährlich  

Etwa  die  Hälfte  der  \^'aare  findet  in  Deutschland  Ver- 
wendung, die  andere  Hälfte  wird  exportirt. 

Die  offizielle  Statistik  läöst  eine  genaue  Vergleichung  nicht 
zu,  bestätigt  aber  im  ganzen  vorstehende  Berechnung.  Denn 
als  Export  für  Waaren  ganz  oder  theüweise  aus  edlen 
Metallen  ist  für  1882  der  Werth  auf  29^/8  Millionen  angegeben» 
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wozu  noch  Werth e  ans  anderen  Rubriken  kommen  würden. 
Diesem  ^V^erthe  steht  eia  Importwerth  von  6^/«  Millionen 
gegenüber  

Man  bat  die  Zahl  diji  kleineren  Betriebsstätten  in  I^eutsch- 
Jaud  nacii  der  Bcrul'bstatistik  auf  etwa  6000  zu  verHnbcllla^^en 

Schon  oben  wurde  bemerkt^  dass  bereits  in  der  zweiten 
und  dritten  Sitzung  der  Eommuaion  am  23.  und  24.  April 
die  Mehnahl  der  Konunissionsmitglieder  sich  in  der  Ansicht 
bestimmter  Grandsätzs^  welche  in  dem  Gesetze  sum  Ausdruck 
kommen  sollten,  zusammenfanden. 

Die  Grundsätze  waren: 

1.  Trennung  in  der  Behandlung  von  goldenen  und  silbernen 
Gerathen,  von  den  Schmucksablien ; 

2.  Anwüüdbarkeit  eines  besonderen,  vom  Buudesrathe  zu 
besümmeudeu  Stempels  zur  Bezeichnung  eines  Minimal- 
feini^altes  Itlr  die  goldenen  und  nlbenien  Geräthe  und 
Verbot  der  Feingehaltsstempelune  minderhaltiger  Geräthe; 

3.  Zulässigkeit,  aber  nicht  Verbindlichkeit  der  Angabe  des 
wirkhchen  Feino;ehaltes  bei  Schmucksachen  von  Gold 
und  Silber  für  jeden  Feingehalt; 

4.  Ausfuhninp:  der  Stempelung  durch  d^n  Fabrikanten 
beziehungsweise  Verkäufer  und  Abweisung  einer  staat- 
lichen Stempelung; 

5.  Verantwortlichkeit  des  Verkäufers  sowie  desjenigen, 
welcher  die  Stempelung  ausführte,  fiir  die  Richtigkeit 
der  Anirabe  nach  Maassgabe  der  strengen  Strafbestim« 
mmi^en^es  Gesetzes. 

Die  Verhandlung  in  den  ersten  beiden  Sitzungen  nalmi 
folgenden  Verlauf. 

Nachdem  der  Referent  über  die  8eit  der  ersten  Sitzung 
veränderte  Sachlage  berichtet  hatte,  sprachen  sich  verschiedene 
Mitglieder  dahin  aus,  dass  auch  sie  zn  einer  Aenderung  ihrer 
Ansicht  gelangt  seien.  In  den  AubluLrungen  der  Mitglieder 
kamen  die  vorangestellten  Punkte  ohne  Widerspruch  zu  ünden 
nun  Ausdrudc.  Nur  von  Tereluzelten  Mitgliedern  der  Kom* 
mission  wurde  ausgefUhrti  dass  sie  zwar  die  freie  Stempelung 
der  Schmucksachen  jedes  Feuigehaltes  billigen,  aber  den  fein- 
haltigen  Gegenständen  einen  dieselben  auszeichnenden  Stempel; 
wie  dies  für  die  Geräthe  von  £delmetaU  in  Aussicht  genommen 
sei,  zubilligen  wollen. 

in  einer  die  Debatte  zusammentassenden  Ausführung  des 
Herrn  Vertreters  des  Bundesrathes  ergab  es  sich,  das.^ 
auf  der  Grundlage  der  oben  verzeichneten  Punkte  eine  den 

>)  Die  Zahl  der  grosseren  Gold-  und  Silbfirwaaren-Fabrikatioiia- 
betriebe  (Fabriken)  botnij;  ]m  Dcntf^cbon  Tieiche  am  1  Juli  IPsr,  ans- 
weidlich  der  Kataster  der  aut'  Urund  des  Uufallversicheruugägesetzes  vom 
6.  JuU  1884  gebadeten  beiden  Edel-  and  UnedehnetsHmdtutrie-Bemfr* 
genoflsenachamn  (noiddentacfae  und  sfiddeutBehe)  649  mit  16934  ArbeitenL 

8* 
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Ansichten  der  Mehrheit  f  ritspret  liLiuie  Fassung  des  H^esetz- 
entwurfes  zu  finden  sein  werde,  zu  welchem  die  ZusiinimuDg 
der  verbündeten  Regierungen  erwartet  werden  könne,  wenn 
die  unveränderte  AufrechterhaltUDg  der  Vorlage,  die  er  selbst- 
verständlich  in  erster  Linie  beantrage,  sich  nicht  sollte  er- 
reichen lassen. 

Der  Herr  Vertreter  des  Bundesrathes  fährte  nftmlieh 

Folgendes  aus: 

Wenn  das  Gesetz  nach  den  unter  1  —  5  oben  bezeichneten 
Gesichtspunkten  redigirt  werde,  so  werde  daf;sf'Ibo  in  seinem 
vollen  Umfange  aufrecht  erhalten  für  die  goldenen  und  silbernen 
Geräthe,  insbesondere  also  für  Tafel-,  Haus-  umi  ivirchen- 
geräthe  u.  s.  w.,  mit  der  —  von  den  Betheiligten  beantragten  — 
Verschftrfiing^  dass  aneh  die  zum  Export  bestimmten  £del- 
metallgeräthe  den  Bestimmungen  des  Gesetses  anterltesen 
sollen.  Abgeschwächt  werde  das  Qesets  nur  inbetreff  der 
goldenen  und  silbernen  Schmucksachen.  Während  somit 
der  Wirkungskreis  des  Gesetzes  auf  einen  Theil  der  von  dem 
Entwürfe  betroffenen  Opn^pnstiinc^e  beschränkt  werde,  komme 
doch  für  diese  das  kSytslem  (!>  s  J^nlwurfs  durchaus  zur  Geltung; 
ftir  den  anderen  Theil  (die  belmuieksachcn)  wihilen  immerhin 
noch  Werth  volle  Bestimmungen  getrotfeu,  welciu^  sich  gegen  die 
auf  diesem  Gebiete  nicht  seltene  und  zur  Zeit  schwer  ver- 
folgbare Tänschunff  des  Publikums  richten;  auch  für  diesen 
Theil  träte  eine  Verbesserung  des  gegenwärtigen  Zustandes 
ein.  Es  sei  zu  erwarten,  dass  die  vorgesehenen  schweren 
Strafbestimmungen  in  der  That  den  Erfolg  haben  würden,  dass 
Ruf  Schmucksachen  fernerhin  keine  Feingehaltsangabe  sich 
rinden  werde,  welche  über  den  vorhandenen  wirklichen  Fein- 
gehalt hinausgehe 

Erläuternd  fügte  der  Herr  Vertreter  des  Bundesraths 
hinzu,  dass  der  im  Keichskanzleramt  im  Jaiire  1875  ausge- 
arbeitete ursprüngliche  Gesetzentwurf  sich  ebenfalls  nur  auf 
die  Silberwaaren  Mzogen  habe,  dass  erst  in  Folge  der  Anträge, 
welche  von  den  über  den  Gesetzentwurf  damals  vernommenen 
Sachverständigen  gestellt  seien,  die  Ausdehnung  des  Entwürfe 
auf  die  Goldwaaren  erfolgt  sei.  Bei  den  S  i  1  b  e  r  waaren  kommen 

1*a  die  Schmucksachen  nur  in  geringem  Maasse,  hauptsächlich 
tonnnen  nur  die  Geräthe  in  I3etracht.  Die  letzteren  sollen 
aber  dem  Gesetze  auch  jetzt  unterworfen  werden.  —  InbeLieff 
des  neuesten  französischen  Gesetzes  vom  25.  »lanuar  1884  sei 
zu  bemerken,  dass  bei  Annahme  obiger  Grundsätze  französische 

gestempelte  Schmucksachen  von  Gold  und  ^Iber  in  Deutsch- 
md  mi  zuffelassen  werden  müssten,  wenn  der  Feingehalt  in 
Tausendtheilen  angegeben  sei,  und  dass  dieselben  keiner  Nach- 
stemnelung  unterliegen. 

Nach  diesen  Aensserungen  wurde  konstatirt,  dass  die  Ab- 
fassung des  Gesetzes  auf  Grund  der  gewonnenen  Gemein- 
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samkeit  der  Anschauungen  von  allen  Xommissionsmitgliedeni 

gewünscht  werde  

§  1  des  Gesetzentwurfes  der  verbiindeteu  Kegieruugen 
wurde  uQTerändert  ohne  Debatte  angenommen. 

^  Dieser  Paragraph  hAit  die  bestehende  Freiheit  der  Fabri- 
kation von  Gold-  und  Silberwaaren  aufrecht  und  bestimmt 
nur  noch,  dass  die  Angabe  des  Feingehaltes  der  Waaregesetalich 
geregelt  werden  solle,  wie  es  die  folgenden  Gesetzparagraphen 
ieststellen. 

Im  §  2  wurde  im  ersten  Alinea  die  Scheidung  zwischen 
den  Oeräthen  und  den  Schmucksachen  eingeführt  für  weiche 
öich  die  Mehrheit  der  Kommission  erklärt  hatte. 

Für  Geräthe  von  Gold  und  Silber  soll  also  in  Zukunft 
der  Feingehalt  nur  angegeben  werden  dOrfen,  wenn  derselbe 
eine  bestimmte  Minimalgrense  erreicht  Minderhaliige  Waare 
dieser  Art  soll  Isfinftig  eine  Feingehaltsangaoe  nicht 
tragen  dürfen. 

Dieses  erste  AlinoR  des  Paragraphen  gab  zunächst  keinen 
Anhiss  zur  Verhandlung,  da  indessen  in  Folge  eines  späteren 
Paragraphen  auf  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „Geräthe" 
zurückgekommen  wurde,  so  ist  es  zweckmässig,  hier  sogleich 
das  Resultat  der  Besprechung  einzufügen. 

Es  mnsste  zugegeben  werden,  dass  es  schwierig  ist,  eine 
strenge  Definition  der  Dinge  zu  geben,  welche  man  als  Ge- 
räthe hier  bezeichnen  wollte.  Die  Mehrzahl  der  Kommission 
war  aber  darin  einig,  dass  erstens  in  der  Gegenüberstellung 
von  „Geräthen"  gegen  „Schmucksachen"  bereits  die  Mehrzahl 
der  Gegenstände  genii'j-end  gekennzeichnet  sei  und  dass 
zweitens  unter  Geräthen  im  Sinne  des  Gesetzes  Tischgeräth 
alier  Art,  wie  Löffel,  Gabein,  Aiesser,  Teller,  Platten  u.  s.  w.. 
Tafelau Isatze,  Hausgeräth,  wie  Leuchter  u.  dergl.,  endlich 
Kircheugeräthe  und  Prunkgeräthe  u.  s.  w.  zu  verstehen  sei. 
Die  von  einer  Seite  in  Vorschlag  gebrachte  Spezialisirnng  im 
Gesetae  wurde  Ton  der  Kommission  abgelehnt. 

Das  zweite  Alinea  des  §  2  ändert  den  Gesetzentwurf 
dahin  ab,  dass  bei  den  Geräthen  fUr  die  Feiogehaltsbestinmrang 
die  Löthung  mit  hineinziirechnen  ist. 

Es  wurde  kein  Bedenkon  dagegen  erhoben,  für  die  Ge- 
räthe diese  strengere  Bestimmung  unter  Beibehaltung  des 
Kemediums  einzuführen,  und  eriblgte  die  Annahme  dieser  Ab- 
änderung einstimmig. 

Der  §  S  des  AbSnderungsTorsehlapes  der  Referenten 
lautete  wie  die  Regierungsvorlage,  nur  mit  der  Beschränkung, 
dass  der  den  Feingehalt  auszeichnende,  vom  Bondesrath  zu 
bestimmende  Stempel  auf  die  goldenen  und  silbernen  Geräthe 
und  nicht  auf  Gold-  und  Silberwaaren  überhaupt  beaügUch 
sein  sollte. 

Hierzu  war  iblgender  Abänderungsantrag  gestellt: 
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Die  Angabe  des  Feingelmitä  geschieht  durch  ein  Stempel- 
zeicben,  welches  die  Za^  der  Tausendtheiie  und  die  Firma 
des  QfMBclUUkeg,  für  welches  die  Stempeluiig  bewirkt  ist^ 
kennlUck  macht* 

Silberwaaren  yon  800  oder  mehr  Tausendtheflen  Fein- 
gehalt dürfen  ausserdem  mit  einer  fUr  das  ganze  Reich 
einheitlich  zu  bestimmenden  Marke  (Reichsstempei)  Ter* 
sehen  werdon. 

Die  Form  der  ötempelzeichen  wird  durcii  den  Bundes- 
ralh  bestimmt. 

Der  Sinn  dieses  Antrages  ist,  für  die  Gold-  und  Silber- 
waaren überhaupt  einen  Untendiied  feiner  und  weniger  feiner 
Waare  einzofiihren;  also  aaeh  wieder  bei  den  Sehmucksachen 
zwei  Gattungen  von  Waaren  zu  schaffen. 

Gegen  diesen  Antrag  wurde  Folgendes  eingewendet: 

Gerade  die  Ueberaengungi  dass  die  Bezeichnung  der  kost- 
haron  Rchmucksachen  durch  einen  auszeichnende ii  Stempel 
die  unvermeidliche  Folge  haben  müsse,  die  gute  Mitte I^raare 
herabzudrücken,  habe  die  Mehrzahl  der  Kümmissionsmitglieder 
veranlasst,  die  Trennung  der  Geräthe  von  den  Schmucksachen 
vorzunehmen;  für  jene  den  besonderen  Stempel  als  von  der 
Mehrzahl  der  Interessenten  ^ewUnscht  zuzulassen,  für  diese 
als  den  Wünschen  der  Mehrzahl  der  Interessenten  entsprechend 
und  der  Industrie  nachthinlig  abzulehnen. 

Bei  der  Abstimmung  wird  der  Antrag  mit  8  gegen  4 
Stimmen  abgeiehnty  dagegen  die  Fassung  der  Referenten  an- 
genommen. 

In  dem  Abiinderungsentwurfe  der  Referenten  folgte  nun 
der  dem  Gesetze  wegen  der  Trennung  der  Geräthe  von  den 
Schmucksachen  erforderlich  gewordene  neue  Paragraph,  welcher 
jetzt  mit  §  3b  bezeichnet  ist,  und  zwar  waren  zunächst  nur 
die  beiden  ersten  Alinea  vorgelegt  Diese  wurden  ohne  weitere 
Debatte  angenommen. 

In  Folge  des  vorgenannten  Abänderungsantrages  erschien 
es  rathsam,  um  jedes  Mtssverständniss  auszuschliessen  und  fiir 
die  Schmucksachen  eine  gleicliraässige,  nur  den  Feingehalt 
ausdrückende  Bezoiplnnmi::  zuzulassen,  die  Anwendung  des 
besonderen  Stempeizeiciiens  des  §  3  bei  Schmucksachen  aus- 
drücklich zu  untersagen. 

Hieuach  wurde  das  dritte  Alinea  des  §  3b  beantragt 
und  mit  8  gegen  4  Stimmen  angenommen. 

Von  einer  Seite  wurde  der  Antrag  gestellt,  dass  eine 
Bestimmung  in  das  Gesetz  aufgenommen  werde»  wonach  goldene 
und  silberne  U  hrgehäuse  zu  den  Geräthen  zu  rechnen  seien. 

Die  Anwendbarkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Zulassung 
des  auszeichnendfn  Stempels  ftlr  die  Uhrgehäuse,  für  welche 
sich  die  bethciligten  Fabrikanten  ausgesprochen  haben,  \\ m  df» 
allgemein  anerkannt.   Es  wurde  jedoch  von  der  Konuuissioa 
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für  richtig  gehalteD,  da  es  zweifelhaft  sein  könne,  ob  Uhr- 
gehftitBe  a%emem  sa  den  »Gerttthen'^  gerechnet  werden  wUrden^ 

dieselben  in  einem  besonderen  Paragraphen  den  Geräthen 
gleichzustellen.    Dieser  §  3a  wurde  einstimmig  angenommen. 

Zu  §  4  hatte  der  Abändernnj^svorschlag  der  Referenten 
das  erste  Alinea  der  Regierungsvorlage  zu  streichen  vor- 
geschlagen. Dieses  Aiinea  nahm  die  zum  Export  bestimmten 
Gold-  und  Silberwaaren  von  den  Beschränkungen  der  §§  2 
und  3  des  Entwurfes  aus,  verbot  jedoch  die  Anwendung  des 
ausaeiehnenden  Stempels  bei  sa  exportirenden  Qold-  und 
Silberwaaren  von  geringerem  als  dem  rar  dieeen  Stempel  fest- 
gestellten Minimalt'eingehalte.  Da  dieser  Stempel  nach  der 
Annahme  des  §  3b  bei  den  Schmucksachen  überhaupt  nicht 
anzuwenden  ist,  so  war  das  Alinea  für  diese  gegenstandslos 
geworden.  Dagegen  wurde  nicht  das  Bedürfniss  Rnorknnnt, 
inbetreff  der  Or  räthe  jene  Ausnahme  für  die  Exportwaare 
bestehen  zu  lubben. 

Das  zweite  Alinea  musste  dagegen  stehen  bleiben,  um 
nicht  Bezeichnungen  bei  Ausbin dswaaren  zuzulassen,  deren  sich 
zu  bedienen  der  inländischen  Industrie  nicht  gestattet  ist,  z.  B. 
der  Feingehaltsangaben  nach  Karaten  oder  Lothen,  oder  einer 
höheren  als  der  wirklichen  Feingehaltsangabe  (vergl.  §  3  b). 

Der  so  gestaltete  §  4,  ebenso  wie  der  §  5  nach  der 
BeglerungsTonage,  dieser  ohne  Diskussion^  warden  einstimmig 
angenommen. 

Eine  etwas  eingehendere  Erörterung  wurde  durch  den 
6  hervorgerufen,  welcher  technische  Bestimmungen  enthält, 
die  dfir.Mnt*  Bezug  haben,  auf  wplchen  Waaren  entweder  der 
Feingeliait  überhaupt  nicht  angegeben  werden  darf,  oder 
welche  Umstände  bei  der  Ermittelung  des  Feingehaltes  zu  be- 
rücksichtigen bind.  IJeber  die  Absicht,  welche  durch  den  §  6 
der  Regierungsvorlage  erzielt  werden  sollte,  bestand  kein 
Zweifel,  vielmehr  handelte  es  sich  nur  darum^  die  in  der 
Praxis  vorkommenden  Fälle  bestimmt  ea  bearaicbnen.  Die 
jetaige  Fassung  ist  aus  der  Besprechung  mit  Sachverständigen 
hervorgegangen  und  entspricht  den  in  mehreren  Petittonen 
ausgesprochenen  Wünschen. 

Zum  §  7,  welcher  die  Strafbestimmungen  enthält,  war 

7A1  der  Nr  2  ein  Abilnderungsvorschlag  von  den  Referenten 
gemacht  worden.    Der  Ausdruck  der  Kegierun<^svorlage: 

„wer  Gold-  und  Silberwaaren  mit  eirirr  anderen 

als  der  nach  diesem  Uesets  zulässigen  Feingehaitsangabe 
versieht", 

schien  nämlich  den  Referenten  deutlicher  gewählt  werden  zu 
können,  wenn  die  in  dieser  Beziehung  möglichen  Fälle  spezi- 
tizirt  würden.  Diese  Fälle  würden  insbesondere  sein:  1.  wenn 
der  ansaseichnende  Stempel  (§  3  und  §  3  b)  für  Waaren  benutat 


i^yj^ud  by  Google 


40 


VI.  3. 


würde,  für  welche  derselbe  ausgescidosBen  ist;  2.  wenn  Fein- 
gehaltsbezeichnungen  anf^cwcndot  würden,  welche  deii  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  |^  2  und  §  3b)  entgegen  sind,  also 
z.  II  Karat  und  Lotli ;  3,  wenn  die  zulässi^o  Keinji^ehalts- 
bezeichnunfj  niclit  dem  wirkliehen  Peiiigelialte,  wie  derselbe 
durch  die  2  \xiid  3  b  geregelt  wird,  entspräche,  wenn  z.  B. 
Jemand  eine  OoldBchmudcea/äe  von  560  Tausendtheilen  Fein- 

fßhalt  mit  einem  Stempel  580  Tersiebt.  Die  beiden  ersten 
älle  beziehen  sich  auf  die  Form  des  Stempels,  der  letzte 
Fall  auf  den  Inhalt  der  Stempelangabe.  Um  diese  Punkte 
festxustellen,  hatten  die  Referenten  beantragt^  8u  sagen:  „mit 
einer  der  Form  nach  unr!chti«^en  oder  einer 
htilicreii  als  der  wirklichen  Feingehaitsanga be 
versieht". 

Die  Kommission  entschied  sich  indessen  dafür,  dass  die 
Regierungbvorlage  diese  Fälle  genügend  decke,  wie  dies  auch 
von  dem  Herrn  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  aus» 
geführt  worden  war. 

Zu  Nr.  3  führte  der  Vertreter  der  Regierungen 
aus,  dass  durcli  diese  Bestimmung  —  in  Verbindung  mit 
§6  —  es  ausgeschlossen  sei,  Metallschmucksachen  mit  einem 
Minimalfein^ehalt  und  einem  i^delmetallüberzug  mit  einem 
Feingehaltsstempel  zu  versehen. 

Nach  §  3b  sei  die  Feingelialtsstempulung  nur  von  iSchmuck- 
sacheu  von  (Jold  und  Üilber  zulässig.  Nach  §  7  Ziffer  3  sei 
die  Stempelung  von  gold-  und  silberähnlichen  Waaren  un- 
zulässig. Ob  eine  gestempelte  Waare  noch  als  goldene  oder 
silberne  (§  3  b)  oder  als  gold-  oder  silberfihnlich  (§  7  Ziffer  3) 
anzusehen  sei,  sei  im  einzelnen  Falle  quaestio  facti  und  even- 
tuell vom  Eichter  (und  Sachverständigen)  zu  entscheiden. 

Der  ganze  §  h>  wurde  in  der  Fassung  der  Regierungs- 
vorlage angenommen. 

Bei  dem  SchluHsparagraphcii  war  die  Kommission  darin 
einig,  dass  eine  IJinausschiebung  des  Termins,  an  weichem  das 
Gesetz  in  Kraft  treten  solle,  nothwemiii:  sei.  Die  grossen 
Bestände  fertiger  Waaren,  sowohl  von  Schmucksachen  als 
von  Geräthen,  z.  B.  Bestecksilber,  welche  mit  Stempeln  ver- 
sehen sind,  die  nach  dem  Gesetze  nicht  mehr  gebraucht  werden 
dürften y  haben  alle  Betheiligten,  ohne  Unterschied  ihrer 
Stellung  zu  dem  Gesetze,  veranlasst,  die  Ansetzung  eines 
späteren  T^rniins  zu  erbitten.  Die  Kommission  einigte  sich 
für  diesen  Termin  auf  den  1.  Januar  1888. 

In  der  Sehlnsssitzung  am  '28.  April  wurde  von  der  Kom- 
mission die  Abstimmung  über  das  Oesetz  vorgenommen,  wie 
sich  dasselbe  nach  den  Beschlüssen  der  Kommission  gestaltet 
hatte.  Die  Annahme  erfolgt»  durch  die  10  anwesenden  Eom- 
misnonsmitglieder  einstimmig;  für  3  Mitglieder,  welche  zu  er- 
scheinen verbindert  waren,  wurde  die  ausdrückliche  Zustim- 
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mun^serkiaruBg  durch  anwesende  Mitglieder  abgegeben.  Ein 
Mitglied  der  Kommission  hatte  überhaupt  den  Berathungen 
meht  beiwohnen  können.  Der  Gesetzentwurf  ist  ako  von  aer 
KommiBsion  einstimmig  angenommen  worden,  und  bean- 
tragt dieselbe: 

der  Reichstag  wolle  beschliessen : 

dem  Gesetze  über  den  Feingehalt  von  Gold- 
und  Silberwaaren  in  der  beschlossenenFassnng 
seine  Zustimmung  au  ertheilen. 

Berlin,  den  28.  April  1884. 

Die  VI.  Kümmission. 

Freiherr   v.    Wöllwarth   (Vorsitzender).     Dr.  Karsten 
(Berichterbtatter ) .   Baron  v.  A  r  n  s  w  a  1  dt  -  B  ö  h  m  e.  Freiherr 
V.  Göler.    liaorle.   Klump p.  Kochhann  (Landsberg). 
Dr.  Lingens.    Lüders  (wrKtz).    Dr.  Pape  liier. 
Dr.  Perrot   Dr.  Schläger.  St5tzel. 


Anhang  aum  yorstehenden  Bericht  S.  4d— 49. 
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Anhang 


zum 

Bericht  der  VI.  Kommission  des  Reichstags: 

Zusammeustellung; 

des 

Entwerfe  eines  Gesetzes  Über  den  Feingehalt  der  Gold- 
und  Silberwaaren  —  Nr.  5  der  Drucksachen  — 

mit 

den  Beschlüssen  der  VI.  Kommission. 
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VI.  3. 


Vorlage. 


£atwiirf  eines  Gesetzes  über  dea  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silberwftaren. 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher 
Kaiser,  König  von  P  r  e  u  0  s  e  ii  u.  s.  w. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesraths  und  des  lieichstags,  was  folgt: 


^ehalts  auf  denselDen  ist  nur  nach  Maassgabe  der  folgenden 
fiestimmangen  gestattet 

§  2. 

Auf  Süberwaaren  darf  der  Feingehalt  nur  in  800 
oder  mehr  Tausundtheilcu,  auf  Guidw aaren  nur  in  585  oder 
mehr  Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Gänsen  der 
Waare  noch  anch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  bei 
Süberwaaren  mehr  als  aoht|  bei  Goldwaar  en  mehr  als  fünf 
Tausendtheile  unter  dem  angegebenen  Feingehalt  bleiben. 
J3el  Ermittelung  des  Feingehalts  bleibt  die  L(^- 
thung  ausser  Betracht 


zeichen,  welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma 

des  Geschäfts,  für  welches  die  Stempehnig  bewirkt  ist,  kenntlich 
niacht  Die  Form  des  Stempeizeichens  wird  durch  den 
Bundesrath  beötimmt 
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Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der 
äold-  und  Silberwaaren. 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Q-naden  Deutscher 
Kaiser,  König  von  Preussen  u.  s.  w. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs^  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesratiis  und  des  Keiehstags,  was  folgt: 

§  1. 

Unverändert 

§  2. 

Auf  goldenen  O  erüthen  darf  der  Feingehalt  nur  in  585 
oder  mehr  Tausendtiieiien,  auf  sillj^  rncn  Geräthen  nur  in 
800  oder  mehr  Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzekien  Bestandtheilen  bei  goldenen 
Gerftthen  mehr  als  fönf,  bei  silbernen  Gerät hen  mehr  als 
acht  Tausendtheile  unter  dem  angegebenen  Feingebalt  bleiben. 
Vorbehaltlich  dieser  Abweichung  muss  der  Gegen* 
stand  im  Gänsen  und  mit  der  Löthung  einge- 
schmolzen den  angegebenen  Feingehalt  haben. 

§»• 

Die  Angabe  des  Feingehalts  auf  goldenen  und  sil- 
bernen Geräthen  geschieht  durch  ein  Stempelzeichen^ 
welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma  des  Geschäfts» 
fiir  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich  macht.  Die 
Form  des  Stempelseicnens  wird  durch  den  Bandesrath  bestinmit, 

$  3  R. 

Goldene  und  silberne  U  h  rgehäuse  unterliegen 
den  Bestimmungen  der  §§  2  und  3. 

§  8b. 

Sek  macksachen  von  Gold  nnd  Silber  dürfen 
in  jedem  Feineebalte  gestempelt  werdennnd  ist  in 
diesem  Falle  aer  letztere  in  Tausendtheilen  anzu* 

geben.  • 

Die  Fehlergrenze  darf  zehn  Tausendtheile 
nicht  überschreiten,  wenn  der  Gegenstand  im 
Ganzen  eingeschmolzen  wird. 

Das  vom  Bundesratlie  gemäss  §  3  bestimmte 
S  lern  uelz  eichen  darfaufÖchmueksachen  von  Gold 
nnd  Silber  nicht  angebracht  werden. 
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Vorlage^ 


§  4. 

Waaren,  welche  für  den  Absatz  im  Inlande 
nicht  bestinnut  sind,  unterliegen  den  Beschrän- 
kungen der  2  und  3  nicht.  Es  ist  jedoch  nicht 
gestattet,  dieselben  miteinem  Zeichen  nachMaass- 
ffabe  der  §§  2  und  3  su  versehen,  wenn  sie  den 
Anforderungen  des  §  2  nicht  entsprechen. 

Ans  dem  Auslande  eingeführte  Gold-  und  SUberwaarenf 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  entsprechende 
Bezeiclmung  angegeben  ist,  dürfen  nur  dann  feilgebalten 
Werd(  11,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelzeichen  nach 
Maasögabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§5. 

Fttr  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waare.  Ist  deren  Stempdang  im  Inlande 

erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaner  des  Gre- 
schäftsy  Air  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist 

§  6. 

Gold-  oder  Silherwaaren,  auf  welchen  der 
Feingehalt  angegeben  ist,  dürfen  mit  anderen 
metallischen  ^Stoffen  nicht  ausgefülit  seinj  Ver- 
stärkungsvorricktungen;  welche  im  Innern  der 
Waare  angebracht  sind,  dtlrfen  mit  der  letzteren 
metallisch  nicht  verbunden  sein. 
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BeschlÜBse  der  Kommission. 


§4. 

Alinea  1  fillit  weg. 


Aus  dem  Ausiaude  eingeführte  Gold-  und  Silberwanren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  entapi  ecliende 
Beseicbniing  angegeben  u/t,  dttrfen  nur  daim  feilgehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einein  Stempekelchen  nach 
Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§  5- 

Unverändert 


§  6- 

Auf  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  mit 
anderen  metallischen  Stoffen  ausgefüllt  sind^darf 

der  Feingehalt  nicht  angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  von  Gold-  undSilberwaaren,mit 
welchen  aus  andercuMetallcn  besteh  endeVcrKti  i- 
ku  iigsvorriclitungen  metallisch  verbunden  sind. 

Bei  Ermittelung  des  Feingehaltes  bleiben  alle 
von  dem  zu  stempelnden  Metalle  verschiedenen, 
ftuBserlich  als  solche  erkennbaren  Metalle  ausser 
Betracht,  welche: 

1.  isur  Verzierung  der  Waare  dienen; 

2.  zur  Herstellung  mechanischer  Vorrichtungen 
erforderlich  sind; 

8.  als    Verstärkungsvorrichtungen     ohne  me- 
tallische Verbindung  sich  darstellen. 
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Vorlage. 

§  7. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  Eintattaend  Mark  oder  mit  G-e» 
fitngnias  bis  an  6  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Geseta 
mit  einer  Angabe  des  FeingehaltB  nicht  yersehen  sein 
dürfen,  imt  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingebalts  versehen  sein  dürfen, 
mit  einer  anderen  als  der  nach  diesem  Gesetz  zulässigen 
Feingehaltsangabe  versieht; 

3.  wer  gold-  oder  silberähnliche  \\  aarcu  mit  einem  durch 
dieses  Gesetz  vorgesehenen  Stempelzeichen  oder  mit 
einem  Stemjpelzeichen  versieht,  welches  nach  diesem 
Gesetse  als  Feingehaltsbezeichnung  für  Gold-  und  Silber- 
waaren  nicht  zulässig  ist; 

4  wer  Waarra  feilhält,  welche  mit  einer  gegen  die  fie- 
Stimmungen  dieses  Gesetzes  yerstossenden  Bezeichnung 
versehen  sind. 

Mit  der  Verurtlieiluug  ist  zugleich  auf  Vernichtunff  der 
gesetzwidrigen  Bezeicimung  oder,  wenn  diese  in  anderer  Weise 
nicht  möglich  ist,  auf  Zerstörung  der  Waare  zu  erkennen. 

S  8. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  188ü  in  Kraft  Aq 
demselben  Tage  treten  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen 
Uber  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser 
Geltung. 

Lrkundhch  u.  s.  w. 
Gegeben  u.  s.  w. 
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BeachlttSBe  der  Kommiaaion« 

§7. 

UnmKndext 


§  8- 

Dieaes  Gmts  tritt  am  1.  Januar  1888  in  Kraft.  An 
demaelben  Tage  treten  alle  landevechtlichen  Beatimmtmgen 
aber  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  anaaer 
Geltang. 

ürkiindlicli  u.  b.  w. 

G^ben  u.  s.  w. 


Fomhaosea  (96)  VI.  8.  —  B«dik«r. 
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Die  Gesetzi^ehnn^  der  Nachbarstaaten:  Belgien, 
Frankreich,  SchweiE  and  Oesterreich^). 


I.  Belgien. 

In  Folge  des  »Sieges  der  Franzosen  bei  Fleurus  (26.  Juni 
1794)  in  Frankreich  einverleibt,  hat  Belgien  mit  der  gerammten 
firanzösischen  Gesetzgebung  auch  das  Gesetz  vom  19.  Bmmaire 
des  Jahres  VI  (1797)  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und 

Silberwaaren  überkommen.    Letzteres  blieb  bis  zum  Jahre 

1861^  in  (Tcltung,  nachdem  es  durch  ein  Dekret  vom  14.  ISep- 
ternber  1S14  nur  in  wenigen  Piinktcri  abgeändert  worden  war. 
Im  Jahre  18ü8  erging  das  folgende  noch  jetzt  geltende: 

(jiesetz  vom  5.  Juni  1868.  Iietreffond  die  Erlaubnis»  zur 
Anferti^^ung  von  (jlold-  und  Silberwaaren. 

Leopold  II,  König  der  Belgier 
Allen  Ge|renwärtif:^en  und  Zukünftigen  Oruss: 
Die  Kammern  haben  angenommen  und  Wir  bestätigen 
was  iolgt: 

Art.  1.  Die  llerstolhing  von  Gold-  und  JSilberwaaren  zu 
jedem  Feingehalt  ist  gestattet.  Die  obiigatorische  staatliche 
ISIontrole  wird  deshalb  eingestellt 

Art  2.  Gold-  und  Silberwaaren  zu  dem  hiemnter  fol* 
genden  Feingehalt  können  jedoch  von  dem  Veitäufer  oder 
Käufer  der  Prüfung  und  Stempelung  durch  den  von  der  Begi^ 
rung  ernannten  Probirer  unterzogen  werden. 

Für  Gold   1.  Feingehalt  800  Tausendtheile 
2.        „        750  . 
„    Silber  1.        „        900  « 
2.        „  800 


1)  Vergleiche  v.  Studnitef  Die  gesctsHche  Regelung  des  Feingehalti 

vm  Hold-  uiitl  Silhcrwanrnn,  nebst  oinor  Sammlung  der  Bestimuiunfjen 
sammtiieher  zivilisirtcu  .Staatco  und  einer  tabeUariflchen  Uebersicht  über 
die  FebgebaltegeBetzgebmig,  Pforzheim  1875. 
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Art  S.  Die  Gold*  und  Süberwaaren^  welche  swar  keinen 

feringeren  Feingehalt  als  den  niedrigsten  dnroh  das  Geseti 
estimmten,  jedoch  nicht  genau  einen  soldhen  haben ,  werden 
nach  demjenigen  gesetzlicnen  Feingehalt  gestempelt,  welcher 
unmitteibur  hmter  dem  durch  die  Prüfong  festgestellten  folgt 

Art  4.  Bei  jedem  Verkaufe  von  Gold-  oder  Silberwaaren 
ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käufer  auf  dessen  Ver- 
langen eine  die  Gattung,  das  Gewicht,  den  Feingehalt  und  den 
Preis  der  verkauften  Gegenstände  enthaltende  Bechnung  aus- 
zuhändigen. 

Art.  5.  Die  Regierung  schreibt  die  Form  der  staatlichen 
btempel  vor,  sie  bestimmt  die  Beschatteuheit,  welche  die  Gold- 
und  Silberwaaren  haben  müssen ,  um  zur  Prüfung  des  Fein- 
gehalts zugelassen  zu  werden,  sowie  die  gestattete  Abweichung 
von  dem  im  Artikel  2  vorgeschriebeneu  Feingehalt.  Sie  be- 
stimnit  gleichfalls  die  für  Rechnung  des  Staats  einzuziehenden 
Kosten  der  Probe  und  ertheilt  die  ttbrigen  Vorscbriften  för 
das  Verfahren« 

Art  6.  Die  Bestunmungen  der  ▼orstehenden  Artikel  treten 
mit  dem  1.  Juli  1869  in  Kraft.  Von  diesem  Tage  an  sind 
das  Gesetz  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI  und  die  Verord- 
nung vom  14.  September  1814  sowie  alle  übrigen ,  den  Fein- 
gehalt der  Gold-  und  Silberwaaren  betrelTeTiden  I>i:stimmungen, 
mit  Ausnahme  derjenigen  des  ätratgesotzbuchs^  auigehoben. 

Vorübergehende  Bestimmungen. 

Art.  7.  Mit  dem  elften  auf  die  Verkündigung  dieses  Ge- 
setzes folgenden  Tage  und  bis  zu  demjenigen,  an  welchem 
die  Artikel  1  bis  6  in  Kraft  treten,  wird  der  zweite  Fein- 
gehalt des  Silbers  auf  800  Tausendtheile  herabgesetzt  und  die 

vom  Auslande  lierstammende  Silberwaare  zu  diesem  Feingehalte 
zur  Kontrole  des  Gehalts  zugelassen. 

Zur  Ausfuhr  bestimmte  Gold-  und  Silberwaaren  können 
zu  jedem  Feingehalte  frei  von  der  Stempelgebühr  antrefertigt 
werden.  Eine  könierliehe  VerordnunLr  wird  die  Bedingungen 
vorsciireiben ,  an  welche  diese  doppelte  Ausnahme  geknüpft 
wird.  Jedoch  werden  Gegenstände  von  geringerem  Fein- 
gehalte als  750  Tausendtheileu  für  Gold  und  800  Tauseud- 
äeilen  für  Silber  nicht  mit  dem  Staatsstempei  gezeidinet. 

Vorn  1.  Juli  18Gb  an  wird  dieStempelgcbühr  auf  10  i  ranken 
per  Hektogramm  Gold  und  auf  50  Centimes  per  Uektogramm 
Silber  ermftssigt. 

Die  Ilunderttheile  des  ßelrageb  der  btempelgebühr  werden 
jetzt  und 'künftig  nicht  gerechnet. 

Wir  verkündigeu  dieses  Gesetz,  befehlen  dasselbe  mit 
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dem  Staatssiegel  zu  versehen  und  im  Moniteur  zu  veröffent- 
lichen. 

Gegeben  zu  Brüssel  am  5.  Juni  1868. 

Leopold. 

Im  Namen  des  Königs: 

der  Finanzminister        Gesehen  und  mit  dem  Staata- 
Frire-Orban.  negel  gesiegelt: 

der  Jttstizminister 
Jules  fiara. 


Zur  Ausföhmng  des  vorstehenden  Gesetses  wiirdm  die 
folgenden  Verordnungen  erlassen: 

KSniglielie  Verordnung 
betreffend  das  (ieprHge  der  3Iatrizen  uud  die  Form  der  Kon- 
trolstempel  für  Gold-  und  Silberwaaren.   Vom  1.  Juli  18tö. 

Leopold  IL  Kdnig  der  Belgier 

Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Gross. 

Nach  Eiiuicht  des  Artikek  5  des  Gesetaes  vom  5.  Jnni 

1868,  welcher  so  lautet: 

Die  Regierang  schreibt  die  Form  der  staatlichen  ötempeL 

vor  — f 

in  der  Absicht: 

das  Gepräge  der  Matrizen  und  die  Form  der  Stempel  zu 
der  Angabe  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Süberwaarea 
zu  rogoln; 

die  BOT  Abnahme  dieser  Stempel  nothwendjgen  MalruBen 

zu  genehmigen^ 
auf  den  Bericht  unseres  Finansministers, 
haben  wir  verordnet  und  verordnen: 

Art  1.  Die  Matrizen  der  Stempel  trafen  entweder  den 
Anfangsbuchstaben  des  Wortes  Or  oder  den  AnfauL^sbuch- 
Stäben  des  Wortes  Argent  zur  Bezeichnung  der  Beschaffenheit 
deb  Metalls  und  die  Zahl  1  oder  2  zur  Bezeichnung  des  Fein- 
gehalte der  Le^-ung.  Bei  Qeprägon  von  geringer  Grösse 
fiült  indess  das  %ennsdchen  des  Feincehalts  tort. 

Art.  2.  Die  Matriae  des  Stempels  für  Goldwaaren  zum 
ersten  Feingehalt  trägt  ein  O  in  gothischer  Kleinsohrift,  in 
dessen  Mitte  sich  die  Zahl  1  befindet  Die  äussere  Form  des 
Stempelzeichens  ist  die  eines  Bechtecks  mit  abgestumpflen 
Ecken. 

Die  Matrize  des  Stempels  iür  duldwaaren  zum  zweiten 
Feingehalt  trägt  ein  O  in  gothisciier  Kapitalschrift,  weiches 
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isx  der  Mitte  die  Zahl  2  enthält.  Die  äussere  Form  des 
Stempels  ist  rund. 

Art  8.  Die  Matrize  des  Stempels  für  Silberwaarea  sum 
ersten  FeiDgehalt  trftet  efn  A  in  gothisoher  Kapitakcfarift, 
welches  die  Zahl  einschliesst. 

Die  äussere  Form  des  Stempels  ist  ein  Dreieek  mit  ab- 
gestumpften Ecken. 

Die  Matrize  des  Stempels  fiir  Öilberwaaren  zum  zweiten 
Feingehalt  hat  gleichfalls  ein  A  in  gotiuscher  Kujiiüilschrift, 
welches  oben  und  rechts  die  Zahl  2  trägt.  Die  äusRere  Form 
dieses  Stempels  ist  eiu  (^uadiat  mit  abgestumpittiu  Ecken. 

Art  4.  Die  mit  dem  in  den  Torhergeoenden  Artikeln 
ansegebenen  Gepräge  gravirten  Hatriaen.  welche  die  Stempel 
geu^rt  haben,  deren  Abdruck  dieser  Verordnung  beigefügt 
m,  werden  genehmigt. 

Art  5.  Die  von  diesen  Matrizen  abgenommenen  Stempel 
werden  zur  Bezeichnung  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waareu  benutzt. 

Unser  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieser  Ver- 
ordnung beauftragt. 

Gegeben  zu  Laeken  am  1.  Juli  1868. 

Leopold. 

Im  Namen  des  Königs: 
der  Finansminister 
Fr^re-Orban. 


(TM  der  FeiBgdudtMtenipel  siebe  Seite  54.) 


Königliche  Verordnung, 
betrdremd  den  Feüigehalt  der  Gold-  nid  Silberwaara. 

vom  10.  Jini  1869. 

Leopold  II.  König  der  Belgier 

Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Grues. 

Nach  Einsicht  des  Artikels  5  des  Gesetzes  vom  5.  Juni, 

welcher  so  lautet: 

i^Die  Resieruug  schreibt  die  Form  der  staatUehen  Stempel 
▼er,  sie  bestinnnt  die  Beschaffenheit^  welche  die  Gold*  und 
Silberwaaren  haben  müssen^  um  sur  Prüfung  des  Fein- 
gehalts angelassen  au  werden,  so  wie  die  gestattete  Ab- 
weichung von  dem  im  Artikel  2  vorgeschriebenen  Fein- 
^ohalt.  Sie  bestimmt  gleichfalls  die  f\ir  Rechnung  des 
iStaats  einzuziehenden  Kosten  der  J-^robe  und  ertheut  die 
übrigen  Vorschriften  für  das  Verlahren.*"  — j 
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nach    wiederholter  Einsicht   unserer  Verordnung  vom 
1.  Juli  1838,  betreffend  die  Form  der  Stempel, 
auf  den  Vonichkg  unurai  Fiiiaii2iiiiiiiBter8, 
liaben  wir  yerordnet  and  veroHrdnen: 

Art.  1.  Zur  Prüfung  ihres  Feingehalts  werden  zogelassen: 
a.  Qold-  und  Süberwaaren  yon  gleichartiger  Masse  und 
massiv, 

h.  Gold-  und  Süberwaaren  von  gleie)iartiirer  Masse  und 
hohl,  jedoch  ganz  oder  theilweise  und  ohne  Beschädi- 
gung so  zu  öffnen,  dass  sie  gestatten  sich  zu  überzeugen, 
dass  sie  weder  Metall  noch  Legirungen  oder  fremde 
Körper  enthalten. 

Ais  Gold-  nnd  Süberwaaren  von  gleichartiger  Masse  werden 
di^'enigen  angesehn,  deren  Legirung  in  allen  ihren  Theilen 
gleiche  Bestandtheile  enthftlt,  bis  auf  das  Bemediom  des  Fein- 
gehalts. 

Art.  2.  Das  Remedium  des  Feinrreli;ilt3  der  Gold-  und 
Süberwaaren  ohne  Löthuiig  beträ^rt  drei  Tausendtheüo  für 
Gold  und  fünf  Tausendtheile  für  Silber. 

Das  Kemedium  des  Feingehalts  der  Hauptmasse  der  Gold- 
und  Süberwaaren  ohne  Löthung  ist  gieichlalis  drei  Tausend- 
theile fbr  Gold  und  fünf  Tausendth^e  Ott  Silber.  Das  ge- 
sammle  Remedium  des  Feingehalts  gelötheter  Gold-  und  Süber- 
waaren betrigt  jedoch  swanxig  Tausendtheile  mit  Inbegriff 
der  Löthung. 

Art.  3.  Der  Mü'nzmeister  entscheidet  die  Streitigkeiten 
inbetreff  der  ZnlasiRung  der  Oold-  und  Süberwaaren  zur 
Probe  und  zur  Zeichnung  mit  dem  Staatssterapel. 

Art.  4.  Die  Kosten  der  Probe  werden  bestimmt  wie  folgt: 

1)  10  i'iankün  per  llektogramm  Goldwaare; 

2)  50  Centimes  per  Hektogramm  SUberwaare. 
Goldwaaren,  welche  weniger  idc^n  als  ein  Gnunm^  werden 

für  ein  Graoun  gerechnet 

Süberwaaren,  welche  weniger  wiegen  als  10  Gramm,  werden 
für  10  Gramm  gerechnet. 

Das  Gewicht  wird  nacli  Dezigrammen  bei  Goldwaaren 
und  nach  Grammen  bei  Süberwaaren  berecimet. 

Art.  5.  Die  Klassifikation  und  die  Gehälter  der  Pcobirer 
enthält  die  folgende  Tabelle: 


Zahl  der  AmtwteUen 

Gehalt 

3 
3 
4 
4 

1 

2 
3 
4 

3500 
3000 
2500 
2000 
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Art  6.  Die  Probirar  werden  vom  Könige  emaimt  und 
«Dtlnssen. 

Art  7.  Probirer  werden  engestelit  in  den  folgenden 
Stftdten: 


Antwerpen    ....  2  Möns  . 

BrÜBsel   2  Doornik 

Löwen   1  Lüttich 

Brügge   1  Hassdt. 

Kortryk   l  Arl  .  . 

Gent   1  Namur . 


Art.  8.  Die  Probirer  sind  ftir  die  Gold-  und  Silberwaaren, 
welche  ihnen  zur  Prüfung  ihres  Fein8:ehalts  übergeben  werden, 
verantwortlich.  Sie  tragen  diestillten  imverzüglirh  in  ein 
iSlaiumregister  ein.  Der  Generaliriö])ektür  der  Probiranstalten 
der  Müaz Verwaltung  überwacht  das  Verfahren  bei  den  Proben 
und  die  dieselben  bietre£fende  Buchführung. 

Art  9.  Die  Kosten  der  Proben  werden  durch  die  Ein* 
nahmesteilen  för  direkte  Stenern,  Zölle  nnd  Akzisen,  welche 
der  Finanzministcr  dazu  bestimmt,  eingezogen. 

Art  10.  Die  Miethe  iiir  die  zur  Ausfuhrung  der  Proben 
dienenden  Räume,  die  zu  den  Proben  erforderlichen  Materialien 
und  chemischen  Hülfsmittel,  die  Beschallung  der  »Stempel  und 
die  übrigen  Yerwaltungskosten  fallen  dem  Staatsschätze  zur 
Last 

Unser  Finanzministcr  iät  mit  der  Ausfuhrung  dieser  Ver- 
ordnung beauftragt 

Gegeben  zu  Laeken  am  10.  Juni  1869. 

Leopold. 

Im  Namen  des  Königs: 
der  Finansmimster 
Fröre-Orban. 


n.  Frankreioh. 

Das  mit  der  weiter  unten  zu  erörternden  Ausnahme  noch 
gegenwärtig  geltende  Gesetz  Tom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI 
enthält  in  140  Artikeln  strenge  und  weit  im  Detail  durch- 

fefiihrte  Bestimmungen  über  die  Rep:ebmr;;  des  Feincrehalts 
er  Gold-  und  Silberwaaren.  Die  Fundamentalvoröchriften 
Bind  auf  den  Prinzipien  des  Legirungszwanges,  des  Stempelungs- 
Ewanges  und  des  Präventivsystems  (Staatsstempelung)  auf- 
gebaut. Für  Gold-  und  Silberwaaren  sind  drei,  beziehungs- 
weise zwei  Feingehaltsgrade  gestattet: 
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920  Tauseudtlieile 

840 

750 


mit  S  Tausendtheüen 
Kemodiam 


ftr  Gold 

mit  5  Tausendtheileii 


950         _         \  ^,         ^  1  mit  5  Tausendth 
;         )  fllr  biiber  j  ßemedittm. 

Jede  £delmetallwaare  ist  drelÜMsh  an  stempeln: 

1)  mit  dem  Stempel  der  Feiogehaltsan^be, 

2)  „     „        „      des  Fabrikanten, 

3)  «     0       „       ,  Kontrolbnreaiui* 

Die  —  nicht  unerheblichen  —  Stempelgebtthren  trägt  der 
Fabrikant;  sind  dieWaaren  zom  Export  bestimmt;  so  werdm 
xwei  Drittel  der  gezahlten  Stempelgebübren  rückvergütet. 

Dr  r  TTmatand,  dass  diese  Bestimmungen  nun  bereits  fast 
ein  Jahrhundert  gelten  und  jeden  Regierungswechsel  in  Frank- 
reich überdauert  haben ,  dürite  beweisen,  dass  dieselben  dem 
Volksbewusstsein  entspieclieu.  Wer  in  Frankreich  Gold-  und 
bilbersachen  kauft,  will  neben  der  geiäüigeu  jb'urm  auch  den 
reellen  Inhalt 

Diese  den  inneren  Konsum  beherrschende  solide  Biofatung 
konnte  indess  nicht  verhindern,  dass  von  Jahr  zu  Jahr 
dringender,  im  Interesse  der  KonkurrenafUiigkeit  der  fran- 
zösischen Fabrikate  im  Auslande,  eine  grössere  LatitUde  gegen- 
über  rlen  Bestimmiingen  des  Gesetaes  vom  19.  Bramaire  ver- 
langt wurde. 

So  kam  denn  das  bereits  oben  Seite  18  erwäiinte  (icsetz 
vom  25.  Januar  1884  zu  Stande.  Dasselbe  gilt  lediglieh  für 
die  Exportwaaren.  Für  den  inländisciieu  Konsum  bewendet 
es  bei  dem  Gtesetae  vom  10.  Bmmaire. 

Der  Wortlaut  jenes  Gesetzes  und  der  dasu  erlassenen 
Verordnung  vom  6«  Jnni  1884^  deren  strenge  Straf-  und  Kon- 
trolbestimmungen  bemerkenswerth  sind,  ist  folgender: 


<ieset£  vom  25.  Januar  1884,  betreffend  die  EinfUhi  uitg  eines 
vierten  Feingehalts  (titre)  für  die  %ur  Ausfuhr  bestimmten 
goldeneH  ind  ffflbernen  Waarei. 

Der  Senat  und  die  Kammer  der  Abgeordneten  haben  an- 
genommen^ 

der  Pr&sideDt  der  Republik  verkftndet  das  Geseta  folgenden 
Inhalts: 

Art.  1.  Nachtrftglicb  zum  Artikel  4  des  Gesetzes  vonii 
19.  Brumaire  des  Jahres  VI  wird  für  die  Fabrikation  der  aur 
Ausfuhr  bestimmten,  nur  aus  Gold  bestehenden  Uhrgehäuse 
ein  vierter  s^esetzlicher  Feingeliait  (titre)  von  ^/looo  eingeiUhrt, 
welcher  rechtsp^ültig  ist. 

Diese  Geliäuöc  werden  durch  das  Stempelamt  mit  einem 
den  Feingehalt  angebenden  besonderen  Stempel  und  eiueui 
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ihre  Bestimmung  zur  Ausfuhr  nachweisenden  besonderen  Ge- 
präge Teneken. 

Art  2.  Abweichend  von  den  Bestimmungeo  des  genannten 
Artikels  4  und  ausser  den  im  TOretehenden  Artikel  1  ent> 
haltten  Bind  nur  die  Fabrikanten  von  Goldschmiedearbeit, 
Juwelierwaarcn ,  Schmucksachen  und  Uhrgehäusen  bercditig^ 
ausschliesslich  zur  Ausfuhr  bestimmmte  eroldene 
und  silberne  GegenBtände  von  jedem  anderen  Fein- 
gehalte zu  fertigen. 

Die  80  gefertigten  Gegenstände  jeden  Gehalts  erhalten  in 
keinem  Falle  das  Gepräge  der  Stempel  des  Staats;  sie  müssen 
jedoch  sofort  nach  ihrer  Vollendung  mit  einem  Meisterstempel 
gezeidinet  werden,  dessen  Form  durch  spätere  Verordnung 
der  öffentlichen  Verwaltung  bestimmt  wird  und  welcher  den 
auf  der  FalUur  anzugebenden  Feingehalt  der  Legirung  in 
Zahlen  nachweist. 

Art,  3.  Die  Fabrikanten,  welche  von  den  durch  dieses 
Gesetz  ertheiltea  ßetugnissen  Gebrauch  machen  wollen ,  die 
mit  der  Ausfuhr  beschäftigten  Kaufleute  und  Kommissionäre, 
welche  mit  goldenen  und  silbernen  Waaren  von  jedem  Feiu- 

Shalt  Ins  AusUind  Handel  treiben  wollen^  haben  der  Prätektur 
res  Departements  und  der  Mairie  ihrer  Gemeinde  davon 
Anzeige  zu  machen. 

In  Paris  erfolgt  diese  Anzeige  bei  der  Polizeipräfektur 
und  auf  dem  Stempelamte. 

Art,  4.  Die  Fabrikanten  und  Kaufleute,  welche  diese 
Gegenstände  austlibroiK  sind  den  Besichtigungen  und  Visi- 
tationen der  Beamten  der  itidin  kten  Steuern  nach  den  Be- 
atimmungen der  Artikel  230,  2o7,  2;i8  und  245  des 
Gesetzes  vom  28.  April  1816  unterworfen.  Sie  liefern  er- 
forderlichenfalls die  zur  Ausführung  der  Untersuchungen  noth- 
wendigen  Wagen  und  Gewichte. 

Art^  5.  Auf  diese  Fabrikanten  und  Kaufleute  finden  alle 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  Anwendung,  welche  den 
Handel  mit  Gold-  und  Silberbarren  ordnf^tj  insofern  diese 
Bestimmungen  denjemgen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht 
widersprechen. 

Art.  6.  Die  durch  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  ge- 
forderten Nachtragsbestimmungen  werden  durch  ein  Reglement 
der  öffentlichen  Verwaltung  getroffen  werden. 

Art.  7.  Die  goldenen  und  silbernen  Waaren,  deren  Fabrik 
katlon  dieses  Gesetz  ausschliesslich  zum  Zwecke  der  Ausfuhr 
gestattet,  dürfen  unter  keinem  Verwände  fttr  den  inneren  Ver- 
brauch geliefert  werden. 

Art  ^,  Diejenigen  von  diesen  Wnaren,  welche  bei  Fabri- 
kanten, Kaut  Jr Uten  oder  Rnmmissionären,  weiche  die  im  vor- 
stehenden Artikel  3  vorgtochriehene  Anzeige  nicht  gemacht 
haben,  angetroffen  werden,  oder  deren  Feilbieten  zum  inneren 
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Veibraiu'h  nachgewiesen  ist,  werden  mit  Beschlag  belegt  und 
zielien  die  Verfoiguii<:;  vor  dem  Strafgericht  nach  sich.  Die 
Inhaber  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  erleiden  deren 
Konüäkation  unbeschadet  der  in  dem  iblguudeu  Artikel  ver- 
liftngten  anderen  Strafen. 

Art.  9.  Im  Falle  der  Uebertretung  der  BeBtimmanffen 
dieses  Gesetzes  und  derjenigen  des  gemäss  dem  vorstehenden 
Artikel  6  erlassenen  JSleglements  der  öffentlichen  Verwaltung 
werden  die  von  der  Uebertretung  betroffenen  Gegenstände 
konfiszirt  und  ausserdem  der  üebertreter  zu  einer  Geldstrafe 
vernrtheilt,  welche  das  erste  Mal  den  zehn  lachen  Werth  der 
kontiszirten  Gegenstände,  das  zweite  Mal  das  Doppelte  der 
ersten  Strafe  nebst  Verkündigung  der  Verurtheilung  auf  Kosten 
des  Uebertreters  beträgt ;  das  dritte  Mal  wird  endlich  die  erste 
Strafe  vervierfacht  und  dem  Üebertreter  der  Handel  mit  und 
die  Fabrikation  von  goldenen  und  silbernen  Waaren  bei  Strafe 
der  Konfiskation  aller  Geeenstftnde  seines  Betriebes  untersagt. 

Im  Falle  von  AnsfHllen  gelegentlich  der  Inventare  oder 
nicht  nachgewiesener  Ausfuhren  beträgt  die  Strafe  75  Frauken 
per  Hfktofri  imTTi  für  goldene  und  4  Franken  per  Hektogramm 
iiir  silberne  Gegenstände. 

Art.  10.  Die  mit  dem  durch  das  Gesetz  vom  19.  Bru- 
maire  des  Jahres  VI  festgesetzten  Feingehalt  gefertigten  und 
cur  Ansfiilir  oder  aum  inneren  Verbraudi  bestimmten  goldenen 
und  silbemen  Waaren  unterliegen  ferner  der  bestehenden 
Qesetagebung. 

Dasselbe  gilt  in  jeder  diesem  Gesetze  nicht  widersprechenden 
Beziehung  fiir  die  zur  Ausfuhr  bestimmten  goldenen  Uhr- 
gehäuse vom  vierten  Feingehalt. 

Dieses  vom  Senate  und  von  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten berathenc  und  angenommene  Gesetz  wird  als  Ötaats- 
gesetz  ausgeführt. 

Geschehen  zu  Paris  am  25.  Januar 

gea.:  Jules  Gr^vy. 

Im  Auftrag  des  Prisidenten 
der  Republik 

der  Finanzminister  der  Handelsminister 

,  gea.:  P.  Tirard.  gea.:  Gh.  H^risson. 


AnflfllhriiBgsverordiiniig  sn  Torstehendem  Gesets. 

Der  President  der  französischen  Republik  verordnety 
auf  den  Bericht  des  Finanzministers, 
nach  Einsieht  des  Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  und 
namentlich  der  Artikel  2  und  6; 

nach  Einsicht  des  Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI 
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nach  Eindeht  des  Aiükds  2  des  GeaetzeB  vom  90.  ll&brs 
1872; 

nach  Einsicht  der  Artikel  235,  2d6,  287,  238  und  245 

d«  Gesetzes  vom  28.  April  1816; 
nach  Anhörung  des  Staatsraths, 

was  folprt: 

Art.  1.  Die  gemäss  deu  Bestimmungen  des  Artikels  1 
des  Gesetzes  vom  25.  Jauaar  1884  zu  dem  4.  Feingelialt  zur 
Auöfuiir  iabriüirten  goldenen  Uhrgehäuse  werden  der  Trübe 
und  Stempelung  nach  den  Vorschnften  der  OcBCtzgebung  Ar 
den  Mttnzgehalt  unterworfen. 

Dieses  doppelte  Ver&hren  ist  befreit  von  Stempelabgabe. 

Die  Kosten  der  Probe  werden  vom  Fabrikanten  getragen. 

Der  den  Feingehalt  anseigende  besondere  Stempel  stellt 
einen  ägyptischen  Kopf  dar. 

Das  besondere  Gepräge  hat  die  Form  einer  Ellipse  mit 
der  Inschriit:  Exp.  und  darunter  583  M.  Derselbe  wird  in 
der  Mitte  des  Bodens  der  Gehäuse  angebracht. 

Die  Abbildungen  dieser  beiden  Stempel  befinden  sich  bei 
dem  Originale  dieser  Verordnung. 

Art.  2.  Der  Abdnu  k  des  Stempels  jedes  Fabrikanten 
von  Gold-  und  bilberwaaren,  welche  gemäss  den 
Vorschriften  des  Artikels  2  des  Gesetees  vom 
25.  Januar  1884  gefertigt  sind,  muss  die  Gestelt 

eines  unr^elmässigen  Fünfecks  mit  gleichen  Seiten 
haben,  welches  ein  Quadrat  mit  einem  darauf 
stehenden  Dreieck  nach  der  hierneben  befindlichen 
Figur  darstellt. 
Die  Grössen  Verhältnisse  dieses  Stempels  bestimmt  der 
Fabrikant  nach  der  Gattung  der  von  ihm  gefertigten  Waaren. 

Der  obere  Theil  des  Stempels  enthalt  den  Anfangsbuch- 
staben des  Namens  des  Fabrikanten  und  das  durch  den  Ar- 
tikel 9  des  Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI  vor- 

S»schriebene  Sinnbild,  und  der  untere  Theil  die  Angabe  des 
ehalts  der  Legirung  in  Zahlen.  Dieselbe  kann  je  nach  den 
Anforderungen  des  Ausfuhrhandels  entweder  in  Tausendtheilen 
oder  in  Karaten  erfolgen,  jedoch  muss  sich  hinter  der  die 
Karate  anzeigenden  Zahl  ein  K  und  hinler  den  Tausendtheilen 
ein  M  befinden. 

Jede  andere  Angabe  des  Feingehalts  von  Gold  und  ^^ilber 
ist  verboten.  Sobald  die  Verwaltungsbearaten  die  Abdrücke 
des  Stempels  nicht  mehr  tur  hinreichend  deutlich  halten,  darf 
der  Stempel  nicht  länger  benutzt  werden  und  ist  er  durch 
einen  neuen  su  ersetaen. 

Art.  8.  Vor  dem  Beginn  der  Fabrikation  von  Gold-  und 
Silberwaaren  zu  jedem  Feingehalt  ist  der  Fabrikant  verpflichtet, 
den  zur  Zeichnung  dieser  Gegenstände  bestimmten  Stempel 
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aui  der  Präfektur  seines  Departements  und  auf  dem  Bürger- 
meuteramt  seiaer  Gemeiiide  ttedien  m  laaaen. 

In  Paris  geschieht  das  Stachen  auf  der  Poliieiprifektiir 
lind  auf  dem  Stempelamt 

Art.  4.  Groldr  und  Silberwaaren  jeden  Feingehalts  mfissen, 
sobald  ihre  Fabrikation  beendet  ist  und  vor  jedem  Poliren 
oder  Glätten,  mit  dem  Stempel  von  der  im  Artikel  2  dieser 
Verordnung  vorgeschriebenen  Form  gestcmpeit  werden. 

Nach  Maassgabe  ihrer  Stempel unf!;  liat  aer  Fabrikant  diese 
Waaren  in  ein  Register  einzutragen,  welches  von  der  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern  ihm  unentgeltlich  geliefert 
wird  und  auf  jedes  Verlangen  der  Aaftichtsheamten  TOige- 
wiesen  werden  mtiss. 

In  das  Register  werden  die  Beschaffenheit  der  Ge^n- 
Btände  nach  der  Gattung  des  Metalls  (Gold  oder  Silber),  ihre 
Zahl,  ihr  Feingehalt,  ihr  Bruttogewicht  und  bei  Gcgenstlinden, 
welche  uns  verschiedene  Metalle  enthaltenden  Stücken  bestehn^ 
das  Gewicht  jeder  Gattung  von  Metall  ein<^etraj^en. 

Der  Fabrikant  ist  auch  verpflichtet,  narh  dem  Puliren  das 
Nettogewicht  derselben  Gegenstände  einzutragen,  damit  es  als 
Grnnabge  f&r  die  Belastung  diene. 

Am  ersten  jeden  Monats  hat  der  Fabrikant  dem  Stempel- 
amte ein  von  ihm  bescheinigtes  Verzeichniss  der  während  des 
vorhergehenden  Monats  in  jenes  Register  eingetragenen  Gegen- 
stftnde  einzureichen. 

Anstatt  dieses  Verzeichnisses  erfolgt  eine  Vakatanzeige, 
wenn  im  Laufe  des  ietztvergangenen  Monats  kein  Gegenstand 
gefertigt  worden  ist. 

Art  5.  Goldene  Uhrgehäuse  vom  4.  Feingehalt  und  Gold- 
und  Silberwaaren  von  jedem  Feingehalt  dürfen  in  den  Maga- 
vbnen  ideht  mit  fUr  den  innern  Handel  bestimmten  goldenen 
und  silbemen  Kleinodien  yermengt  werden. 

Sowohl  bei  den  Fabrikanten  als  bei  den  Kommissionären 
oder  Kanflenten,  welche  ezportireni  sind  ihnen  gesonderte 
Lagerplätze  anzuweisen. 

Diese  Plätze  müssen  mit  den  nachstelu  tKien  Inschrifien 
in  festen  und  deutlichen  Buchstaben  versehn  sein: 

Ausfuhr.  —  Goldene  Uhrgehäuse  vom  vierten  Feingehalt. 

Auöiuhr.  —  Goldene  oder  silberne  Gegenstände  jeden 
Feingehalts. 

Art  6.  Mit  Ansnahme  der  Master,  deren  zeitweiser  Ans- 
tritt aus  den  Fabriken  nothwendig  sein  kann,  ist  der  freie 
Verkehr  goldener  Uhrgehättie  vom  4.  Feingehalt  und  goldener 
und  silberner  Glegenstände  von  jedem  Feingehalt  verboten. 

Sendungen  von  einem  Fabrikanten  an  den  andern  oder 
an  den  exportirenden  Händler  und  umgekehrt  sind  jedoch  erlaubt. 

Diese  Sendungen,  sowie  die  ins  Ausland  bestimmten  er- 
folgen auf  Grund  eines  auf  der  Deklaration  der  sich  zu  ihrer 
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RückDalimeirmerliall)  derFrist  von  drei  Monaten  verpflichtenden 
Versender  abgegebenen  und  je  nach  den  Umständen  mit  einer 
Beweheinigung  der  Eintragung  in  das  Konto  des  Einptangers 
oder  mit  eiuer  Bescheinigung  des  Zollamts  über  den  Ausgang 
aus  dem  französischen  Gebiete  versehenen  Anerbietens  zur 
Zahlung. 

Die  Versenduc^n  ins  Ausland  können  nur  in  Tersieplten 
und  piombirten  Kisten  nach  der  Durcheuchung  durch  die 
Beamten  der  indirekten  Steuern  erfolgen.  Zu  dem  Ende  müssen 
die  Kisten  auf  Veranlassung  und  Kosten  der  Verseuder  tm 

Öteropelamte  vorgeführt  werden. 

Im  Falle  ihrer  Wicdereiuiuhr  nach  Frankreich  sind  G<  ir  m- 
stände,  welche  im  Aualande  nicht  abgesetzt  wurden,  üacli 
Feststellung  ihrer  Identität  voiu  exportireudeu  Fabrikautou 
oder  Händtör  wieder  zu  vereinnahmen  und  in  sein  Konto  von 
neuem  einzutragen. 

Art.  7.  Die  Verwaltung  eröffnet  jedem  exnortirenden 
Fabrikanten  oder  Händler  sowohl  für  goldene  Ühigehäuse 
vom  4.  Feingehalt  als  für  goldene  und  silberne  Gegenstände 
von  jedem  Fcing<'hHlt  ein  Eingangs-  und  Ausgangskonto. 

Dieses  Konto  enthält  einerseits  die  am  (h-tr  fnbrizirten 
Gegenstände,  andererseits  die  gemHös  den  regehuäägigen  Zu- 
sendungen von  ausserhalb  eingegan Irenen. 

Jeder  in  Folge  einer  Besichtigung  festgestellte  Ueberschuss 
wird  zu  Protokoll  genommen  und  in  Bechnung  gestellt. 

Das  Konto  wird  nach  und  nach  entlastet: 

1)  von  den  regelmässig  entweder  ins  Ausland  oder  ins  In- 
land versendeten  Gegenständen; 

2)  von  den  Gegenständen,  welche  der  Fabrikant  umarbeiten 
zu  wollen  erklärt  und  welche  in  Gegenwart  der  Ver- 
waltungsbeamten  vorher  vernichtet  wurden; 

8)  YOn  den  Ausfitllen,  welche  mittels  Inventars  gemäss  den 
Bestimmungen  des  letzten  Paragraphen  im  Artikel  9  des 
Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  festgestellt  wurden. 

Art  8.  Die  Uebertretungen  dieser  Verordnung  werden 
gemäss  den  Artikeln  5  und  9  des  Gesetzes  Tom  25.  Januar 
1884  festgestellt,  verfolgt  und  bestraft. 

Art  9.  Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieser 
Verordnung  beauftr;iL'-t .  welche  im  Journal  olticiel  veröffent- 
licht und  in  die  Gesetzsammlung  aufgenommen  wird. 

Geschehen  zu  Paris  am  6.  Juni  1884. 

gez.:  Jules  Gr^vy. 

Im  Auttrag  des  Präsidenten  der  Kepublik 
der  Finansmtniater 
gez.:  P.  Tirard. 
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in.  Die  Schweis. 

Eine  groädc  Anzahl  von  schweizur  Kantonen  besagt»  aus 
frftherer  &t  —  Qenf  z.  B.  seit  Jahrhunderten  —  Bestim- 
mungen über  den  Fdneefaalt  der  Gold-  und  Silberwaaren^ 
wobei  18  Karat  bei  Gold  und  12—13  Loth  bei  Silber  die 
unterste  Feingehaltsgrenze  zu  bilden  pflegten. 

In  anderen  Kantonen  fehlte  es  inaessen  an  derartigen 
Bestimmungen^  und  im  «^^rossen  und  ganzen  herrschte  in  Folge 
dessen  innerhalb  ck  i  Ki  lgonossenschaft  die  grösste  Verschieden- 
heit. Diesem  Zustande  wurde  durch  die  nachstehend  mit- 
getheiite  Gesetzgebung  ein  Ende  gemacht 


Boudesgesi  tx  Im  ii  t  ili'iid  Kontrolirun^  nnd  (Garantie  des 
Feingehalts  der  Gold-  nnd  Silherwaaren. 
(Vom  23.  Christmonat  1880.) 

Die  Bundesyersammlung  der  scbweiBeriBohen 

£idgeno8Bensehaft| 

in  Anwendung  der  Artikel  31  lit.  c  und  64  der  Bandes* 
▼erfiwsung, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bondesrathes  vom 
28.  Wintermonat  1879, 

1  >  o^^ch  liegst: 
Art.  1.    Die  Anfert)i:ung  und  der  Verkauf  von  Oold- 
unH  Silborwauren  zu  allen  Foingehaltsgraden  unterliegen  den 
foigeiideii  Bestimmungen : 

A.  Für  Uhrengehäusc ,  welche  in  irgend  einer  Sprache 
oder  Ziffer,  vollständig  oder  abgekürzt,  eine  der  folgenden 
BeEeidmungra  oder  eine  diesen  »tsprechende  iUhren,  nämlich: 

för  das  Gold:     18  Karat  oder  750  Tausendtheile  und 

darüber, 

14  Karat  oder  583  Tausendtheile; 
für  das  äilber:  875  Tausendtlieile  und  darüber, 

8nO  Tausendtheile, 
ist  die  Kuiitrolirung  obligatorisch;  dieselben  müssen  gemäss 
den  Vorschriften  der  eidgenössischen  Vollzieh ungö Verordnung 
mit  dem  eidgenössischen  Kontrobtempel  versenen  sein,  es 
sei  denn  dass  sie  das  als  gleichwerthig  anerkannte  amtuche 
Stemnelzeichen  eines  andern  Staates  tragen. 

B.  Für  die  andern  Gold-  und  Silberwaaren  ist  die 
Kontrolirung  fakultativ.  Von  diesen  Waaren  können  die  mit 
höherem  Feingehalt,  nämlich:  18  Karat  oder  750  Tausend- 
theile und  darüber  in  Gold ,  875  Tausendtheile  und  darüber 
in  Silber,  amtlieh  geatempclt  werden,  selbst  wenn  sie  eine 
Angabe  des  Feingehalts  nicht  enthalten. 

Art.  2.    Uhrengehäusc  und  andere  Gold-  imd  Silber- 
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waaren,  welche  nicht  amtlich  kontrolirt  sind,  dürfen,  was  ihr 
Mischungsverhältniss  oder  ihre  Leprirnn^  betrifft,  mit  keiner 
andern  Bezeichnung  als  derjenigen  ihres  \\  irklichen  Feingehalts 
versehen  werden.  Wenn  sie  diese  Bezeiclmung  autweisen,  »o 
sollen  sie  ausserdem  gemäss  der  Voliziehungsverordnung  mit 
der  Marke  oder  dem  &icheti  des  Fabrikanten  gestempelt  sein. 

Bei  den  Proben  ist  eine  Feblergrense  von  8  Tausend- 
theilen  für  das  Gold  und  5  Tausendtheilen  für  das  Silber  ge- 
statte^ welches  auch  der  Feingehalt  der  betreffenden  Waare  sei. 

Kein  Theil  der  ührengehäuse  oder  andern  Gold-  und  Silber- 
waaren  darf  einen  niedrigeren  Feine^ehalt  haben,  als  derjenige 
ist,  den  das  aufgedriickte  Stempeizeichf  n  oder  eine  andere 
Bezeichnung  angiebt.  Die  Vollziehunirs Verordnung  wird  die 
nähern  Bestimmungen  hierüber  und  die  nöthigen  Ausnahmen 
enthalten. 

£s  ist  verboten  y  an!  Waaren  von  anderem  Metall  oder 
auf  plakirten  Giegenständen  Bezeichnungen  aniabringen,  welohe 
auf  Tftuschung  des  Käufers  abzielen. 

Art  8.  Die  Errichtung  von  Kontroiämtern  ist  Sache  der 
Kantone,  unter  Vorbehalt  der  folgenden  Bestimmungen  Uber 
die  Off^anisation: 

Die  beeidigten  Probirer  müssen  im  Besitz  eines  eidgenös- 
sischen Diploms  sein.  Sie  sind  in  Bezug  auf  den  technischen 
Theil  ihrer  Aulgabe  den  Anleitungen  und  der  Oberauisicht 
der  Bundesbehörde  untennwien. 

Die  Bureaus  mttssen  den  Bundesvorscbriflen  gemlss  mit 
einer  genügenden  Anaahl  von  Probirem  und  andern  Beamten, 
sowie  mit  den  su  den  Proben  eiforderliohen  £inrichtungen 
und  Materialien  versehen  sein. 

Sie  sind  vorpfliclitet,  die  ilmen  eingesandten  Waaren,  ans 
welchem  Theile  der  Schweiz  sie  auch  kommen,  in  der  iieihen- 
folge,  in  der  sie  einlaufen,  zu  probiren  und  zu  stempeln,  sowie 
dieselben  ohne  Berechnung  von  Verpackungskosten  wieder 
zurückzusenden.  Die  eidgenössische  Vollziehungs Verordnung 
kann  Vorsdbriften  aufrteUen,  um  der  Anhäufung  solcher  Gegen- 
stände  auf  den  Bureaus  yorzubeugen. 

Die  ftir  Proben  und  Stempelung  zu  erhebenden  Gebühren 
werden  durch  die  eidgenössische  Vollziehungsverordnung  fast- 
gesetzt. Dieselben  dürfen  keinen  iiskalischen  Charakter  haben. 

Die  Einnahmen  gehören  den  Kantonen,  beziehungsweise 
den  Gemeinden,  welche  für  den  Unterhalt  der  Boreaux  zu 
sorgen  und  die  Kosten  titi  selben  zu  tragen  haben. 

Die  Koiitrolämter  siud  iur  ihre  Proben  und  Stempelungen, 
so>vrie  mit  den  Kantonen  oder  Gemeinden^  denen  sie  nnter- 
steik  sind,  für  die  ihnen  fibergebenen  Gegenstände  verant- 
wortlich. 

Art.  4.  Am  eidgenössischen  Polytechnikum  wird  ein 
eidgenössisches  Kontrolamt  eingerichtet,  welches  spezieil  dazu 
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beetimmt  ist^  hinliiielicfa  befilhigto  Probirer  auszubilden,  Bowie 
in  Streitfidlen  die  Proben  anderer  Kontrolämter  zu  revidiren. 

Die  Einnabmen  und  Ausgaben  dieses  Eontrolamteg  bilden 
einen  Bestandtheil  des  Budgets  des  eidgenössischen  Handels- 

departements. 

Art.  5  Das  schweizerische  Haudels-  nnd  Landwirtli- 
schaftsdepartement  übt  die  der  Bundesbehörde  im  Art,  3  vor- 
belialt*  ne  Oberaufsicht  aus.  . 

Ii^b  iictcrt  den  Küntrolämtern  gegen  Wiedererstattung  der 
Kosten  £e  eidgendssischen  Stempel. 

Art  6.  Wer  Uhrengehäuse  mit  Bezeichnung  der  gesetz- 
lichen Feingehaltsgrade  ohne  das  amtliche  Stempelzeichen 
angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  ist  gehalten,  den 
fünffachen  Betraff  des  Stempelungstarifs  zu  bezahlen ,  wenn 
cUp  amtliche  Prooe  beweist ,  dass  die  BezcichnuDg  keine  be- 
trügerische ist.  In  diesem  i^'alle  wird  das  Stempeizeicheu  von 
Amts  wegen  und  ohne  weitere  Kosten  beigefügt. 

Wer  L'hreiigehäuse  in  andern  als  den  gesetzlichen  Fein- 
gehaltsgraden oder  andere  nicht  amtlich  koiitrolirte  Gold-  und 
Silberwaaren  mit  Bezeichnung  des  Feingehaltes,  jedoch  ohne 
dass  zugleich  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Produzenten 
heigesetzt  ist^  angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  TOrfilUt 
in  eine  Busse,  welche  im  vierfachen  Betrage  der  för  Stempe- 
lung der  gesetzlichen  Feingehalte  festgesetzten  Taxe  besteht, 
sofern  die  amtliche  Probe  beweist^  dass  die  Bezeichnung  keine 
betrügeri seilt'  ist. 

In  den  beiden  oben  genannten  Füllen  darf  der  Gesammt- 
betrag  der  Busse  indessen  die  JSuiuine  von  500  Franken  nicht 
überstellt  tn. 

Wer  in  betrügerischer  Absicht  mit  Uebertretung  gegen- 
wärtigen Gesetzes  Gegenstände  angefertigt,  verkauft  oder 
feilgeboten  hat,  wird  mit  einer  Geldbusse  im  Betrage  von 
80 — 2000  Franken  oder  mit  Gefanguiss  von  drei  Tagen  bis 
zu  einem  Jahre  oder  mit  Of  Idbussc  und  Ge&ngniss  innerhalb 
der  angegebenen  Begren;^ug  bestraft. 

Als  betrügerisch  gilt: 

a)  was  die  Uhrengehäuse  and  andern  Gold-  und  Silber- 
waaren betrifft: 

1)  in  BezMf^:  auf  Mischungsverhältnisse  oder  Legirung 
jede  andere  Bezeichnung  als  diejenige  des  wirklichen 

Feinp:ehalts,  dieselbe  möge  auf  der  Waare  selbst  an- 
gebracht, oder  bei  Gelef^enheit  des  Verkaufs  oder  des 
Feilgebots  geschehen  sein; 

2)  wenn  bei  einer  Waare  einzelne  Theile  rlerselben  von 
niedrigerem  Feingehalte  sind,  als  das  anitliche  bteuipel- 
zeichen  oder  eine  sonstige  Bezeichnung  augiebt,  untei' 
Vorbehalt  der  durch  die  VoUziehungsverordnung  fest- 

f«nrlraiitr«n  (26)  VI.  3.  -  Bidik^r.  5 
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fwetxten  Bestimmungeii   and  Aosnahmen  (Art.  2 
linea  3  des  Gesetzes); 
b)  was  Waaren  aus  anderem  Metali  oder  plakirte  Gegen- 
stände betritTt: 

jede  Bezeichnung,  welche  auf  Täuschung  des  Käufers 
abzielt,  sei  es  das»  diese  Bezeichnung  auf  den  Waaren 
»elböt  augebraclit  oder  bei  Golegenlieit  des  Verkaufs 
qder  des  Feilgebots  geschehen  ist. 

Art  7.  Wer  die  amtlichen  Stempelzeichen  ganz  oder 
theilweise  nachgemacht  oder  nachgemachter  Stempelzeichen 
in  betrügerischer  Absicht  sich  bedient,  oder  in  gleicher  Ab- 
sicht die  amtlichen  Stempelzeicben  entstellt  hat  oder  hat  ent- 
stellen lassen,  wird  mit  GefiLngniss  von  einem  Monat  bis  zu 
einem  Jahre  und  mit  einer  Bosse  von  100*-1000  Franken 
bestraft. 

Wer  wissentlich  einen  unerlaubten  lirauch  von  ^V't; 
amtlichen  Stempeln  gemacht  hat,  wird  mit  (xet^lngniss  von 
zwei  Wochen  bis  zu  einem  »Jahre  und  einer  Busse  von 
50 — 1000  Frank(!n  bestraft.  Ist  der  Schuldige  ein  Kontrol- 
boamter,  so  trifft  ihn  ausserdem  Absetzung  und  Verlust  des 
eidgenössischen  Diploms. 

Sollte  ein  Mitglied  des  Eontrolamtes  oder  ein  Angestellter 
desselben  Waaren,  welche  auf  dem  Kontrolamte  abgegeben 
worden  sind,  kopireu  oder  kopiren  lassen,  so  verfölit  der 
Fehlbare  in  eine  Busse  von  20 — 200  Franken;  sofern  eine 
briswillige  Absticht  oder  gro])e  Fahrlässigkeit  vorliegt,  so  erfolgt 
aiisscrdetn  AnitB-  oder  Dienstentlassung  und  gegebenen  Falles 
Verlast  des  jJiuiümes. 

Art.  8.  Der  Bundesratli  ist  jederzeit  berechtigt,  den 
Gebrauch  von  Marken  oder  Zeichen  zu  untersagen,  welche 
Veranlassung  zu  einer  Verwechselung  mit  dem  amtlichen 
Stempel  geben  könnten. 

Art.  9.  Gegen  Rückföllige  können  diese  Strafen  bis  auf 
das  Doppelte  erhöht  werden. 

Der  Ertrag  der  Bussen  und  der  konfiszirten  Gegenstände 
fkilt  in  die  vom  Kanton  bezeichnete  Kasse. 

Bei  Auslalhuig  einer  Geldstrafe  hat  der  Richter  für  den 
Fall  der  Niehterliebbarkeit  derselben  eine  entsprechende  (xe- 
läugniöbsirale  festzusetzen,  weiche  an  deren  Stelle  zu  treten  hat. 

Immerhin  bleibt  in  den  in  Art  6  und  7  yoigesehenen 
FlUlen  die  ZivilentschAdigun^  vorbehalten. 

Art.  10.  Die  Strafverfolgung  geschieht  auf  Antrag  der 
lokalen,  kantonalen  oder  cidgenOssisciien  zuständigen  Behörden 
oder  der  beschädigten  Partei. 

Die  Gcrlrlife  werden  nacli  Maassgabe  der  Gesetze  über 
das  Trozessvertahren  die  l.'ntersuclmngen  anordnen  und  die 
nöthigen  vorsorglichen  Vcrlugungen  treffen.   »Sic  können  bia 
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auf  den  Belauf  des  der  beschädigten  Partei  zu  entrichtenden 
vollständigen  Schadenersatzes  und  der  schuldigen  Bussen  die 
Konfiskation  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  anordnen. 
Sie  können  ebenfalls  auf  Kosten  der  Verurtheillen  die  Ein- 
rücknncr  des  Urtlicils  in  die  öffentlichen  Bliittcr  veranstiilten. 

In  allen  Fällen  werden  die  falschen  iStempel  koiiHszirt 
und  zerstört,  und  die  mit  beti  ugeu scheu  Stempeizeichen  ver- 
sehenen Gegenstände  werden  zerschnitten. 

Art.  11.  Gegen wärtifijes  Gesetz  tritt  am  1.  Jänner  1882 
in  Kraft.  Vom  gleichen  Tage  an  sind  die  einschlägigen  Vor- 
schriften kantoniuer  Gesetze  und  Verordnungen  autgehoben. 

Während  der  diesem  Zeitpunkte  vorangehenden  vier 
Monate  können  von  den  Kontrolämtem  mit  einem  Stempel 
ad  hoc  alle  diejenigen  Waaren  versehen  oder  auch  plombirt 
werden ,  welche  zwar  keine  auf  Betrug  abgesehene  Bezeich- 
nung iüiiren,  aber  auch  nicht  den  Bestinunungen  gegenwärtigen 
Gesetzes  und  den  VoUziehungsverordnungen  entsprechen. 

JSobald  das  Gesetz  in  Kraft  getreten  ist,  wird  jede  nicht 
plombirte  oder  nicht  mit  dem  Stempel  ad  hoc  bezeichnete 
Waare  den  Bestimmungen  der  Art  1,  2,  6  bis  10  gemäss  be- 
bandelt Die  Gegenstände  indessen,  welche  sich  zur  Zeit  der 
Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  im  Auslande  befinden,  aber 
Bpäter  nach  der  Schweiz  zurückgeschickt  werden,  können  zur 
l>fzeichnung  mit  dem  Stempel  (id  hoc  oder  zur  Plomhirung 
zugelassen  werden,  wenn  der  Beweis  l)eigebracht  wird,  dass 
der  Iniiaher  der  betreffenden  Wanre  verhindert  war,  zu  rechter 
Zeit  dem  Gesetze  nachzukuauiicu.  Diese  ausnahmsweise  Er- 
leichterung hurt  nuch  Ablauf  von  liiuf  Jahreu  nach  Inkratt- 
treten  des  Gesetzes  auf. 

Art.  12.  Der  Bnndesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetses  vom  17.  Bracfamonat 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  Uber  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntma^ung  dieses  Gesetzes 
zu  veranstalten. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den       Christmonat  1880. 

Der  Präsident:  Dr.  C.  Burckhardt 
Der  Protokollführer:  Schiess. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  28.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:  Sah  Ii. 
Der  Protokollführer:  Gisi, 
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Der  schweizerische  Bundesrath  heschJiesst: 

Aufnahme  des  vorstehenden  Bundesgesetzes  in  das  Bttndes- 
hlatt. 

Bern^  den  4.  Jänner  1881. 

Im  Namen  des  sclnveizerischen  Bundesrathes^ 
Der  Vizepräsident: 
Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Schiess. 

Datum  der  Publikation:  8.  Januar  1881. 
Ablauf  der  Einspmcbsfirist:  8.  Apiü  1881. 


Zur  Ausführung  des  vorstehenden  Gesetzes  wurden  folgende 
Verordnungen  erlawen. 

1.  VoUziehnugjsverordnung  betreffend  Koutrolirnng 
und  Cfarantie  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Süberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 
Der  schweizerische  Bundesrath, 

in  Ausführung  des  Bundesgesetzes  vom  23.  Christmonat 
1880;  betreffend  die  Kontrolirong  und  Garantie  des  Feingehaltes 
der  Gold*  nnd  Silberwaaren; 

auf  den  \^orschlag  des  eidgenössischen  Handels-  nnd  Land- 
wirthschaftsdepartements, 

beschliesst: 

I.  Proben  u  ud  Steni  pe  1  u  n  gen. 

Art.  1.  Die  Stempelzeichen  für  di^  Kontrolimng  der 
verschiedenen  Feingehalte  sind  folgende: 

(Bild  siebe  Seite  69.) 

Art  2.  Die  einem  Eontrohunte  zur  Probiruns  und  Kon- 
trolirun^  eingesandten  Waaren  müssen  nach  dem  Feingehalte 
klassifizirt  und  von  einander  getrennt  gehalten  sein.  Jede 
Partie  mnss  von  einer  mit  der  Unterschrift  des  Produzenten 
versehenen  Deklaration  begleitet  sein,  welche  die  Zahl  und 
Besclmfienheit  der  Gegenstände,  den  Feingehalt  und  die 
Nummern  niigiebt. 

Die  Bijouteriearbeiten,  Gold-  und  8ilberarbeiteu,  Uhren- 
gehäuse und  alle  nicht  numerirten  Stücke  müssen,  um  kontro- 
ivt  zu  werden,  die  Marke  des  Fabrikanten  oder  ein  von  dem 
Kontrolarote  anerkanntes  ünterscheidnngszeichen  tragen. 
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18  Karat  orlor 
750  Tausendstel  und  darüber. 

»Id. 

14  Karat 
oder  Ö83  Xansendstel. 

mn 

H75  Tausendstel  und  darüber. 

So(>  Tausendstel. 

Art.  3.   Die  zur  Eontrolirung  eingereichten  Gold-  oder 

Silberwaaren  werden  in  allen  ihren  Theilen  urobirl  Um  eine 
Beschädi^ong  durch  die  Entnahme  der  Probe  zu  vermeiden, 
müssen  sie  vollständig  montirt,  nicht  ganz  fertig,  aber  so  weit 
in  f1(  r  Fabrikation  vorgeriK  kt  eingereicht  werden,  dass  beim 
Fertjt^stellcu  die  eingesclilaguiien  MarkeUi  sowie  die  Waaren 
keine  Acnderung  erfahren  können. 

Eine  spezielle  Verordnung  deö  eidgenübhischen  iiaiideiö- 
und  L&ndwirUiBchaftsdepiirtements  wird  soweit  nöthig  und  mit 
Berücksichtigung  der  verschiedenen  Klassen  von  Waaren  diese 
Vorschrift  noeh  mehr  ins  Einzahle  ausführen. 

Art.  4.  Keiner  der  eine  Gold-  oder  Silbe rwaare  zusammen- 
setzenden Theile  darf  von  geringerem  Feingehalte  als  die 
Waa^^^  im  Hanzen  sf'in  was  auch  immer  die  Farbe  der  für 
seine  Fabrikation  oder  Dekoration  angewcndetf»n  Leginingen 
sei.  Ausgeuomuien  sind  die  Einla}::en  und  Urnumente  von 
Piatina  und  Silber,  welche  äuääerlich  angebracht  sind,  sowie 
auch  die  Charniere  von  silbernen  Uhrengehäuseu,  soweit  dies 
nicht  durch  die  Bestimmungen  des  Art  8  beschrftnkt  ist 

Art.  5.  Der  Stempel  wird  auf  allen  wesentlichen  Theilen 
der  Waare  angebracht,  nämlich: 
1)  bei  den  Uhrengehäusen: 

a)  auf  den  Deckeln; 

b)  auf  dem  Staubdeckcl  (cuvette^; 

c)  auf  den  Rändern  (^carrures); 

d)  aut  dem  Bügel. 

Auf  Verlangen  des  Fabrikanten  kann  der  Stempel 
auch  auf  dem  Bfigehnng  angebracht  werden. 
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Stempel  mit  denselben  Zeichen  wie  die  oben  angeführten, 
aber  kleiner,  dienen  zum  Stempeln  der  Gh>id-  und  Silber- 
arbeiten,  der  Ränder  (carrures)  und  Bügel  von  Uhren- 
gehäusen u.  8.  w. 

Wenn  der  Staubdeckel  von  einem  andern  Metall  als 
dem  durch  den  St('m])el  bezeichneten  ist,  so  muss  er  die 
genaue  Bezeichnung  dieses  Metalles  mit  allen  Bachstaben 

enthalten. 

2)  Bei  den  Gold-,  Silber-  und  Bijouteriearbeiten  wird  der 
Stempel  auf  dem  Haupttheil  der  Waare  angebracht. 
Dies  wird  an  dem  Orte  geachehen,  welcher  am  passendsten 
und  solidesten  ist,  um  den  Eindruck  des  StempelB  zu 
ertragen. 

Zusätze  zur  Angabe  des  Feingehaltes  von  18  Karat  für 
Gold  und  875  Tausendstel  liir  Silber,  wie:  prcraier  titre,  tirst 
eilvcr,  iirst  gold,  erster  Feingehalt  und  damit  identische  Ueber- 
setzu  Ilgen  in  andere  Sprachen  werden  zur  eidgenössischen 
Stenipehmo;  zugelassen. 

Art.  G.  Wenn  Gold-  und  Silberwaareu  ausserliuii  uder 
inneriich  Theile  von  geringerem  Fein|^halt  als  dem  in  der 
Deklaration  oder  den  an|eedrückten  Zeichen  angegebenen  ent^ 
halten,  so  werden  diese  Theile  durch  den  beeidigten  Probirer 
in  Gegenwart  eines  Mitgliedes  der  Au&ichtsbehi^rde  zer* 
schnitten,  unbeschadet  der  durch  das  Gesetz  Torgesehenen 
Strafen. 

Art.  7.  Für  täuschuugsweise  ausgefüllt  erklärt  werden 
die  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  im  Inneren  Theile  von 

feringerem  Feingehalt,  ein  Ueberniaass  von  Loth,  oder  Metalle, 
«egirungen  und  andere  Substanzen,  verschieden  von  den  die 
Hauptmasse  der  Waare  bildenden,  enthalten. 

Die  für  täuschungsweise  ausgefüllt  erkannten  Oegenstibide 
werden  von  dem  beeidigten  Probirer  in  Gegenwart  eines  Mit- 
gliedes der  Außiichtsbehörde  zerschnitten,  unbeschadet  der 
durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Strafen. 

Art.  8.  Wenn  die  zur  Stempelung  vorgelegten  Waaren 
ffer  ein  I>and  bestimmt  sind,  welches  verlangt,  dass  die  Fein- 
gehalte v<»ll  oder  ein  wenig  hcJher  seien,  als  die  durch  das 
Bundesgesetz  bestimmten,  oder  welches  die  im  Art  4  ange- 
fahrten Ausnahmen  nicht  zulässt,  so  Ist  es  Sache  des  Pro- 
duzenten,  die  in  dieser  Beziehung  nöthigen  Vorsichtsmaass- 
regeln  zu  treffen.  Das  schweizerische  Kontrolamt  trifft  keine 
Verantwortlichkeit,  wenn«  nachdem  es  das  eidgenössische 
Stempelzeichen,  unter  Berücksiclitigung  der  gesetzniUsBigen 
Fehlergrenze  oder  der  im  Art.  4  vorgesehenen  Ausnahmen, 
angebracht  hat,  die  fj  aiilit^hm  Waaren  spiiter  von  dem  niin- 
Wärtigeu  Kontrolamt  zerschnitten  oder  zurückgewiesen  werden. 

Art.  9.  Der  Tarif  flir  die  Stempelung  wird  festgesetzt 
wie  folgt: 
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a)  für      galdenes  Uhrengehäuse  mit  Glas     .  Fr.  0.  15 

b)  „     „         «                n              n  Doppel- 
schale  „    0.  20 

c)  für  ein  silberneB  UhrengehftOBe  mit  Glas         „   0.  05 

d)  n  «  ,  n  Doppel. 

schale   „  0.  10 

e)  für  die  Bijouterie  pro  Stück  bis  zu  10  gr.  .  „  0.  05 

f)  »     »         »          I»       .1      von  10  gr.  und 
darüber   „  0.  15 

;)  iUr  Goldschmiedarbeit  pro  Stflck  bis  zu  150  gr.     „   0.  05 
für  Goldscbmiedarbeit  pro  Stück  von  150 

bis  300  gr  „    0.  15 

i)  für  Goldschmiedarbeit  pro  Stftck  von  300  gr. 

ttnd  darüber  „   0.  50 

Diese  Taxen  müssen  genau  beobachtet  werden.  Jedoch 
darf  der  Bundesrath  eine  kleine  Erhöhung  zu  Gunsten  der> 
jenigen  Kontrolämter  bewilligen,  welche  ihre  Jahreskosten 
nicht  einbrinp^en. 

Die  Hiicksciidung  der  Waareu  muss  ohne  Verpackungs- 
kosten statt  Huden. 

Für  Gegenstände,  welche  nicht  gestempelt  werden  kuunen^ 
wird  als  Busse  die  doppelte  Probirtaxe  erhoben. 

Art  10.  Jeder  iStempel  wird  ein  besonderes  Zeichen 
haben,  ans  welchem  man  erkennen  kann,  in  welchem  Eontrol- 
amt  die  Gegenstände  gestempelt  worden  sind. 

II.  Organisation  der  Kontrolämter. 

Art.  11.  Die  Elantone  bestimmen  die  Art  und  Weise 
d^  Verwaltungsorganisation  der  Kontrolämter.  Für  jedes  Amt 
wird  eine  Aufsichtskommission  eingesetzt 

Die  Kantone  müssen  dafür  sorgen,  dass  den  Kontroi- 

iimtern  passende  Lokalitäten  überwiesen  werden,  damit  die 
Beamten  bequem  Rrbeiton  können  und  das  Publikum  keinen 
Zutritt  zu  den  Labui  alm  icn  und  Arbeitszimm'Tn  der  Probirer  hat. 

Das  eidgciKissische  Handels-  und  ivamlwirthschaftsdeparte- 
ment  wird  den  Kantonen  die  erforderlichen  Instruktionen  über 
die  Einrichtungen,  Materialien,  Register  und  Formulare« 
Apparate,  Werkzeuge,  Chemikalien  u.  s.  w.,  deren  die  Kontrol- 
ämter bedürfen,  erthcilen. 

Art.  12.  Die  Kantone  müssen  die  Bewilli^^unf]:  zur  Er- 
öffnung eines  Kontrolarates  jeder  Gemeinde  oder  jeder  Ver- 
einij^unp^  von  Gemeinden  ert heilen,  welche  den  Beweis  liefert, 
dass  sie  in  der  Lage  ist,  dem  Gesetze  und  den  Verordrmngen 
in  dieser  Sache  zu  entsprechen,  und  welche  sich  verptiichtet, 
ein  eveatuelles  Defizit  des  Amtes  zu  tragen. 

Wenn  in  einer  oder  mehreren  Lokalitäten,  wo  es  keine 
Kontrolämter  giebt,  sich  Gemeinden  befinden,  welche  nicht  ge- 
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neigt  sind,  die  Verantwortlichkeit  eincp  Kontrulaiutes  zu  über- 
nehmen, und  sich  dagegen  ein  Konsortium  oder  eine  Ver- 
einigung von  Interessenten  bildet,  um  ein  Probuuuit  in  Ueber- 
eiustimmung  mit  den  Vorschriften  des  BuDdesgesetzeB  und  der 
VollziehungsverordnuDg  zu  errichten'^  so  müssen  sie  hiesu  die 
Bewilligung  ihrer  bezüglichen  Eantonsregierungen  nachsuchen. 
Ihre  Statuten  unterliegen  der  Genehmigung  durch  die  Kantons- 
behörde. 

Die  Bundesbehörde  kann  sich  der  Eröffnungeines  Kontrul- 
amtcs  widersetzen  oder  die  Schliessung  eines  solchen  aniu  dnen, 
welclics  nicht  in  der  Weise  organisirt  ist,  um  hinreichende 
(xarantien  zu  bieten. 

Art.  13.  Die  Kantone,  Gemeinden  oder  Vereinigungen, 
welche  zu  der  Unterhaltung  und  den  Lasten  der  Aemter  oei- 
sutragen  haben,  bestimmen  nach  Gutfinden  die  Verwendung 
eines  allialligen  bei  den  Aemtern  entstehenden  UeberschusseSy 
immerhin  in  erster  Linie  zur  Verbesserung  der  Einrichtungen 
des  Amtes  und  zur  Errichtung  eines  Reservefonds. 

Art.  14.  Die  Aemter  übersenden  jedes  Vierteljahr  dem 
eidgenössischen  Handels-  und  Landwirtlischaltsdepartenient 
einen  Bericht  über  d'w-  Anzahl  der  koutrolirten  Gegenstände, 
über  die  Kinnaimien  und  Ausgaben  des  Amtes,  sowie  im 
allgemeinen  über  die  Art,  in  welcher  das  Gesetz  im  Industrie- 
bezirke ausgeführt  wird,  fUr  welchen  das  Amt  hauptsftchlich 
arbeitet. 

Art.  15.  Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwirth- 
Bchaftsdepartenient  hat  die  Befugniss,  zu  ihm  passend  er- 
scheinenden Zeiten  eine  Inspektion  der  Kontrotämter  vor- 
nehmen zu  lassen. 

Art  16.  In  Gemässiieit  des  Art.  4  des  Bundes^esetzes 
über  die  Kontrole  und  Garantie  dei-  <  Jold-  und  Silberwaaren 
wird  ein  eidgenössisches  Kontrolanil  errichtet. 

£s  ist  dazu  bestimmt: 

1)  Probirer  auszubilden,  welche  die  nöthigen  theoretischen 
und  praktischen  Kenntnisse  besitsen; 

2)  Prüfungen  fUr  die  Erlangung   eines  eidgenössischen 
Diploms  vorzunehmen; 

3)  in  StreitfalicQ  die  Proben  der  kantonalen  Kontrolämter 
zu  revitiiren. 

Die  beiden  Alinea  unter  Nr.  1  und  2  bilden  den  Gegen- 
stand spezieller  Inslruktionaertheilung  acitcns  des  eidgenös- 
sischen Handels-  und  Landwirthschaftsdepartements. 

Art  17.  In  Streitfällen  ist  die  Revision  der  Proben, 
welche  im  eidgenössischen  Kontrolamte  geschieht,  eine  end- 
gültige ohne  App<  llation.  Die  Waaren  werden  folglich  ent- 
weder  gestempelt  oder  zerschnitten. 

Art.  18.  Für  die  Revision  wird  das  Vierfache  des  von 
den  Kantonen  festgesetzten  Tarifs  bezahlt. 


.  ly  j^ud  by  Google 


VI,  3.  73 

Die  Kosten  werden  7011  derjenigen  Seite  bezahlt^  welche 
den  Irrthtim  begangen  hat.  Wenn  der  Streit  zwisohen  einem 
Amte  und  einer  Privatperson  stattfindet  und  die  letztere  Recht 
beh&lt,  so  werden  ihr  keine  Kosten  oder  Stempelnngstaxe 

berechnet. 

Art.  19.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  eidgenös- 
sischen Kontrolamts  bilden  einen  Bestandtlieil  des  Budgets  des 
eidgenössischen  Handels-  und  Landwirthscha^departements. 

III.  Beeidigte  Probirer. 

Art  20.  Der  Titel  eines  beeidigten  Probirers  kommt 
ausscbliesälich  den  Probirern  zu,  weicHe  im  Besitze  des  eid- 
genössischen Diploms  sind. 

Das  eidgenössische  Diplom  wird  nach  bestiindener  Prüfung 
ertheilt  Ausnahmsweise  kann  es  auch  auf  andere  Beweis- 
mittel hin  ertheilt  werden,  nach  entsprechendem  Berichte  der 
Prüfungskommission. 

Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwirthsehaftsdeparte* 
ment  ernennt  diese  Kommission  und  setat  das  Prüfangsregle- 
ment  und  Pr^L^mmm  fest. 

Die  Diplome  werden  im  ISamen  des  Departements  aus> 
gestellt. 

Art.  21.  Die  Aemter  müss(ni  eine  hinreichende  Anzahl 
Probirer  und  anderer  Angestellten  besitzen,  damit  der  Dienst 
in  passender  Weise  ausgeübt  werden  kann  und  niemals  unter- 
brochen wird. 

Die  Ernennung  der  Probirer  und  anderen  Beamten  findet 
nach  den  durch  den  Kanton  festgesetzten  Regeln  statt  und 
wird  sofort  zur  Kcnntniss  des  eidgenössischen  Handels-  und 

Landwirthschaftsdepartements  gebracht. 

Der  Kanton  bestimmt  auch  die  Besuldang  der  Probirer 
und  An<.'f'stellten,  die  vt)n  ilmen  zu  leistende  Kaution  und  die 
ihnen  /nkomnu  n  len  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  Dauer  und 
Vertheiiung  der  Arbeit. 

Die  Probirer  und  Angesteliten  des  Eontrolamtes  dürfen 
auf  kem^  Fall  Handel  mit  Waaren  oder  Material  aus  Gold- 
und  Silber  treiben. 

Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwirthschaftsdenarte- 
*  ment  kann  die  Suspension  oder  Absetsung  eines  Probirers 
oder  Angestellten  verlangen,  welcher  seine  Verrichtungen 
nicht  ordnungsmässig  ausübt.  Im  Falle  ernstlicher  Narli- 
lässigkcit  eines  beeidigten  Probirers  hat  das  Departrmt  ui  die 
Befugnis?,  ihm  sein  Diplom  zu  entziehen^  mit  Vorbehalt  eines 
Kekurscfl  an  den  Buudesrath. 

Art.  22.  Es  ist  den  Probirern  und  Angestellten,  so  wie 
den  Mitgliedern  der  Aufsichtskommissiouen  ausdrücklich 
untersagt,  von  den  dem  Amte  zum  Probiren  allein  oder  zum 
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Pkvbiren  und  Kontroliren  eiDgesandteii  Waaren  Nacbzeich* 
nimgeDy  mfindliche  oder  schriftliche  Beschreibungen  su  nehmen 
und  zu  ^eben,  ^JP^n,  Desains  nnd  Dekorationen  zu  kopiren 
oder  kopiren  zu  lassen. 

IV.  Verschiedene  Bes  ti m m  u  iigen. 

Art.  23.  In  jedem  Kontrolamt  werden  zwei  Metallplatten 
deponirt,  welche  die  Bestimm uii^  liabeii,  nach  einer  Ordnun/^s- 
nummer  den  Abdni'  k  der  Marken  oder  Zeichen  der  in  den 
Bezirk  dieses  Amtes  fallenden  Troduzenten  von  Gold-  und 
Silberwaaren  zu  eranlangen  (Artikel  2  des  Gesetzes).  Das 
eidgenössiache  Handels-  und  LandwirthschafUdepartement  wird 
die  Umstftnde  nSher  bezeichnen,  unter  welchen  diese  Marken 
zugelassen  werden. 

Jeder  zur  Deponirung  seiner  Marke  eiii*;eladene  Produ- 
zent ist  gehalten,  zugleich  seinen  Wohnort  und  seinen  Industrie- 
zweig anzugeben.  Diese  Angabe  wird  in  einem  sjx'ziell  dazu 
bestimmten  Register  eingetragen,  welches  auch  die  Urdnungs- 
nunmier  des  Abdrucks  anzeigt. 

Art.  24.  Wenn  ein  Kontrolamt  eine  Gesetzeaübertietung 
zu  rügen  hat,  so  muss  es  darüber  sofort  Bericht  an  die  lokale 
Aufsichtskommission  erstatten,  welche  der  gerichtlichen  Be- 
hörde des  Kantons  darüber  zu  referiren  hat,  damit  dem  Ge- 
setze GenugthuuDg  gegeben  werde. 

Art.  25.  Die  Ivantone  können  bestimmen,  dass  die  so- 
genannten Haiulelsproben  (von  Barren  u.  s.  w.)  in  den  Knutrol- 
ämtern  stattfinden,  aber  es  darf  daraus  kein  Verzug  lür  das 
Probiren  und  Stempeln  der  Gold-  und  Silberwaaren  entstehen. 
Die  Kautone  beätiumien  den  Tarif  für  diese  Troben  nach 
freiem  Ermessen, 

Bern,  den  17.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes. 
Der  Bandespräsident: 
D  r  oz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
iSchiess. 


2.  VoU/i^  iniii;;s\ erordiiung  zuui  Artikel  11  des  Uuudesgesetzes 
Uber  die  Koutrole  von  (toIü-  niid  Silberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 

Der  s  c  h  \v  e  i  z  e  r  i  8  e  h  c  1>  u  n  d  e  s  r  a  t  h , 

in  Ausführung  vom  Artikel  11  des  Bundesgesetzes  über 
die  Kontrole  und  Garantie  von  Gold-  und  Silberwaaren: 

auf  den  Antrag  seines  Handels-  und  Landwirthschafta- 
departements, 

beschliesst: 
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Art.  1.  Vom  1.  Herbstmonat  1881  ab  können  die  kanto- 
nalen Kontrolämter  Gold-  und  Siiberwaaren  zur  Stempelung 
aä  hoe  oder  zur  Plomblrang  mit  folgendem  Stempel  tuiter 
den  nachstehenden  Bedingungen  zolassen. 

Art  2.  Uhrengebänae,  welche  eine  oder  die  andere  der 
im  Art  1  litt  A  des  Bundesgesetzes  erwähnten  Bezeichnungen 
ffihren,  und  welche  nicht  mit  dem  Kontrolzeichen  eines 
schweizerischen  Kantons  oder  irgend  eines  anderen  Staates, 

dessen  Stempel  als  gleicliwerthig  anerkannt  ist,  versehen  sind, 
können  entweder  den  dem  angezei<i:ten  Feingehalte  entsprechen- 
den Stempel  empfangen  oder,  wenn  dessen  Anhringung  niclit 
möglich  ist,  ad  hoc  plombirt  werden,  in  (ieniäasheit  der  den 
Kontrolämtern  zu  ertheilenden  Anweisungen. 

Art  8.  Waaren,  welche  die  Bezei<£nune  anderer  Fein- 
gehalte führen,  ohne  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Er- 
zeugers zu  tragen,  werden  znr  Anbringung  eines  Stempels 
ad  hoe  oder  zur  Plombirung  zugelassen,  um  den  Beweis  zu 
liefern,  dass  sie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes 
fertig  gestellt  worden  sind. 

Art.  4.  In  den  durch  Art.  2  und  3  dievser  Verordnung 
vorgeselienen  Fällen  muss  die  anitliehe  Prohe  zeigen,  dass  die 
Bezeichnung  des  Feingehaltes  der  Wirklichkeit  entspricht. 

Art  5.  Wenn  Gold-  oder  Siiberwaaren,  deren  Zusammen- 
setzung den  Bedingungen  der  VoUziehungsverordnung  nicht 
vollständig  entspricht,  zur  Stempelung  ad  hoc  oder  zur 
Plombirung  eingereicht  werden,  so  haben  die  Kontrolämter 
darüber  an  das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement 
Berieht  zu  erstatten,  welches  ihnen  weitere  Anweisungen  er- 
tbeilen  wird. 

Art.  6.  Ein  spezieller  Tarif  wird  für  die  Stempelung  ad 
Jioc  oder  Plombirung  der  in  die  oben  bezeichneten  Kategorien 
gehörigen  Gold-  und  Siiberwaaren  aufgestellt  werden. 

Bern,  den  17.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathcs. 
Der  Bundespräsident: 

D  roz. 

Der  Kauzler  der  Eidgenossenschaft: 
S  c  h  i  e  s  8. 
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Eine  Reibe  yoq  weiteren  Instruktionen  und  2iirknl«r- 

verfügungen,  deren  Mittheilung  indessen  zu  weit  ftÜiren  würde, 
findet  sich  in  dem  amtlichen  Werke:  Reoueil  des  dispositions 

actuellement  en  vigueur  concernant  la  garantie  et  le  controle 
officiels  du  titre  des  oiivr.if^es  d  or  et  dWgent  en  buisse. 
Berne,  Imprimerie  lö.  Coiim.  18Ö5. 


IV.  Oesterreich. 

In  den  österreichischen  Kronlündern  Lestanden  während 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  in  Hezup:  auf  den  Fein- 

f ehalt  der  Grold-  und  Silbervvaaren  sehr  ab^^  eichende  Gesetzes- 
estimmunj^en.  Mit  dem  zunehmenden  Verkehr  wurde  das 
Bestreben,  zu  einer  einheitlichen  Regelung  zu  gciangtu,  immer 
Stärker.  Der  mit  dem  deutschen  Zollvereine  in  den  fünf- 
ziger Jahren  dieserhalb  gepflogenen  Verhandlungen  wurde  oben 
Seite  8  bereits  gedacht  Als  diese  nicht  zum  Abschluss  ge- 
langten, schritt  Oesterreich  zur  autonomen  Regelung  der  An* 
gelenheit  mittels  1  noch  jetzt  für  das  ganze  Reich  geltenden 
Gesetzes  vom  lit.  August  1865. 

Nach  diesem  Gesetze  besteht  zur  Zeit  in  Oesterreich  der 
Stempeluügs-  und  Süiatskontrolzwanf]^  fiir  die  im  Inlande  zum 
Jinndcl  verfertigten  Gold-  und  Silberbarren,  für  Gold-  und 
iSilbergeräthe ,  zu  denen  auch  die  öchmucksachen  gehören, 
sowie  tlir  Gold-  und  Siiberdraht.  Ffir  Geräthe  und  Draht 
besteht  ausserdem  ein  Legirungs-  (Feingehalts-)  Zwang. 

Das  erwähnte  Gesetz  nebst  der  Inkraftsetzungs-Yerordnung 
hat  folgenden  Wortlaut:  * 


K«iiserliche  Verordnung  vom  26.  Mai  1866, 
womit  ein  liesetz  über  den  Feinjrehalt  der  Gold-  und  Silber- 
waaren  and  dessen  Ueber  wachung  in  Wirksamkeit  gesetzt  wird* 

Gültig  ftlr  das  ganze  Reich« 
(Reichs-Oeaets-Blatt  S.  181.) 

Auf  Grund  Meines  Patentes  vom  20.  September  1865 
(Reichs-Gesetz-Blatt  Kr.  89)  finde  Ich,  nach  Annörung  Meines 
MinisterratheS)  zu  verordnen: 

I. 

Das  folgende,  mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  Meines 
Reiclisrathes  7.u  Stande  jj^ekommene,  von  Mir  bereits  unterm 
19.  August  18G5  sanktionirte  Gesetz  über  den  Feingeiiaii  der 
Gold-  und  Silberwaaren  und  dessen  Ueberwachung  hat  mit 
erstem  August  1866  in  Wirksamkeit  zu  treten. 
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Alle  hinsichtlich  des  Feiiu^ekaltes  der  6oI  1  uud  Silber» 
waaroD  und  dessen  Ueberwacnnng  bisher  geltenden  Bestiiii- 
mungen  haben  mit  der  Wirksamkeit  des  neuen  Oesetzee  anf- 
zuhören. 

Mein  Finanzminister  ist  mit  dem  Vollange  dieser  Verord- 
nung beauftragt. 

Schönbrnnn,  26.  Mai  1866. 

•        FranzJosephm.  p. 

Graf  Belcredi  m.  p.    Graf  Larisch-Moenich  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Bernhard  Ritter  von  Meyer  m.  p. 

Gesetx  Uber  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaareu 
und  dessen  Ueberwachung. 

Wirksam  für  das  ganae  Reich, 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  Meines  Reichsrathes  finde 
Ich  zu  erlassen  wie  folgt: 

1.  Abbclinitt. 
Allpremeln«  BeBtinimiiiiieren. 

§  1.  Die  im  iuknde  vedertigten,  sowie  die  vom  Aus- 
lande eingeführten  Gold»  und  Silberwaaren  unterliegen  hin- 
sichtlich ihres  Feingehaltes  der  amtlichen  Kontrole. 

§  2.  Diese  Kontrole  wird  durch  eigene  Kontrolftmter 
ausgeübt,  welche  dem  Finanzministerium  unterstehen. 

§  3.  Für  die  amtliche  Kontrole  der  Gold-  und  Silber- 
waaren wird  eine  OeKiihr  erhoben. 

§  4.    Der  Feingehalt  cier  Gold-  und  SüIk  rwaai  cn  wird 

durchgcheuds  in  tausendsten  Theüen  {i^)  ihres  Gewichtes  aus- 
gedrückt. 

§  5.  Die  Gewichtseinheit  bei  Gold-  und  Silberwaaren 
ist  das  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  19.  September  1857 
(R.-G.-BL  vom  Jahre  1857  Nr.  169)  der  Ausmünzung  zu  Grunde 
gelegte  Pfund,  im  Gewichte  von  500  Grammen  mit  der  Unter- 
abtheilunrr  in  10  000  Aas. 

l  Pfund  ist  gleich  1  Mark,  12  Loth,  2  Quintel,  0.093824 
Denar. 

1  As8  gleich  0.0450093824  Denar  des  bestandenen  wiener 

Markgewicbtes. 

^  6.  In  Absicht  auf  die  ivuntrole  und  Bestätigung  werden 
die  Gold-  und  Silberwaaren  unterschiedeu  in 

a)  Barren, 

b)  Gerlithe  (mit  Einschluss  der  Geschmeide), 

c)  Draht  und  aus  Draht  verfertigfte  Gegenstände. 
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II.  Abschnitt 
Gold-  iia4  SUtobarnn. 

§  7.  Die  im  Jnlande  zum  Hände!  verfertigten  Gold-  und 
SilUprbairen  müssen  mit  dem  Namen  des  Verfertigers  versehen 
sein,  und  sind  dem  betrcflPenden  Punzirungsamte  zur  Uater- 
suchung  des  Feingehaltes  vorzulegen. 

§  8.  Bei  ßestimmuliff  des  Feingeiiallcs  der  Güid-  und 
Silberbarren  hat  das  den  fianzstätten  vargeachriebene  Frobir- 
ver&hren  und  insbesondere  beim  Silber  die  Probe  auf  nassem 
Wege  stattsufinden.  , 

§  9.  Findet  die  Partei  gegen  den  amtlichen  Probebefund 
einen  Anstand  zu  erheben,  so  ist  ein  in  deren  Gegenwart  dem 
Barren  entnommenf^s  und  iremehischaftlich  versiegeltes  Stückchen, 
behufs  der  nochmaligen  Feingelialtsuntersuchung,  an  das  k.  k. 
Generalprobiramt  in  Wien  zu  leiten.  Der  Probebefund  des 
letzteren  Amtes  bleibt  maassgebend. 

Wenn  durch  diese  EatJicheidungsprobe  die  von  der  Partei 
gegen  den  Befand  des  Punzirungsamtes  erhobenen  Anstände 
nicht  als  begründet  erkannt  worden  sind,  ist  von  derselben 
für  die  wiederholte  Probe  die  tarifmftssige  Probegebflhr  sammt 
den  Einsendungskosten  zu  entrichten. 

|5  10.  Nach  Feststellung  des  Feingehaltes  wird  der  Barren 
mit  dem  Stempel  des  betreifenden  Punzirungsamtes,  der  fort- 
laufenden Nummer  und  dem  in  Ziffern  ausgedrückton  Fein- 
gehalte bezeichnet. 

§  11.  Die  KüuLrolgebühr  ist  bei' Goldbarren  aul  einen 
Gulden,  bei  Silberbarren  auf  fünfzig  Neukreuzer  fttr 
das  Pfund  fes^esetzt. 

Für  Barren  über  dem  Gewichte  von  flUif  Pfund  ist  ffelr 
das  Mehrgewicht  nur  die  halbe  Gebühr  zu  entrichten. 

§  12.  Die  Ton  einer  k.  k.  Münzstätte  ausgebenden  Gold- 
und  Silberbarren  sind  mit  dem  Stempel  derselben,  einer  fort- 
laulcnden  Nummer  und  dem  in  Ziftern  ausgedrückten  Fein« 
gehalte  zu  verseheu. 

§  13.  Vom  Auslande  eingeführte,  mit  dem  Pr(jbezeichen 
einer  ausländischen  öffentlichen  Behörde  versehene  Barren 
unterliegen  der  Kontrolbebandlung  und  Gehührenentrichtung 
nicht 

Eingeführte ;  mit  einem  solchen  Probezeichen  nicht  ver- 
sehene Barren  sind  dagegen  dem  in  diesem  Abschnitte  vor- 
geschriebenen Verfahren  zu  unterziehen,  wenn  nicht  die  Partei 
deren  Wiederausfuhr  vorzieht 

III.  Abschnitt 
Cleldo  und  SUberserlthe* 

§  14.  £s  dürfen  nur  solche  Gold-  und  Silberger&die  vor» 
fertigt  werden,  welche  keinen  geringeren,  als  deo  im  §  20 
fest^setzten  niedersten  Feingehalt  beutien. 
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I  15.  Jedes  neu  verfertigte  Gold-  oder  Silbergeräthe  ist 
der  kontrolamtlichcn  Untersuchung  des  Feingehaltes  und  Be- 
zeichnung desselben  (Punzirung)  8U  linterziehen. 

^16.  Zu  diesem  Behuf e  muss  das  zur  Punzirung  über- 
brachte Geräthe  mit  (irr  Namenspunze  des  Verlertigers  (§  35) 
oder  dem  von  der  Hcliördc  genehmigten  Fabrikszeichen  des- 
selben versehen  und  in  seiner  Ausfertigung  so  weit  vorgeschritten 
sein,  dai>6  dasselbe  nach  erfolgter  amtlicher  l'rube  und  Fimzü  uug 
bei  der  Vollendung  nicht  yerilnd^  werden  kann^  und  das« 
die  amtliche  Punze  nicht  beschädigt  werde. 

§  17.  Jeder  abnehmbare  (d.  i.  mittels  Anschrauben,  An« 
nieten  oder  mittels  Charnier  verbundene),  sowie  jeder  ange- 
lötbete Bestandtheil  eines  Geräthes  ist  einer  besonderen  Fein- 
gfthaltsuntcrsuchung,  und,  wo  es  ohne  Beschädigung  geschehen 
kann,  der  Bezeichnung  des  Feingehaltes  zu  unterzielien 

§  18.    Der  amtlichen  Kontrole  sind  nicht  unterworfen: 

a)  chirurgische,  ] physikalische  und  mathematische  Instrumente 
und  deren  Fassungen  j 

b)  Denkmünzen;  welche  in  den  k,  k.  Anstalten  geprägt 
werden; 

c)  mit  Schmelz  vollständig  überzogene  Arbeiten; 

d)  blosse  Fassungen  von  Steinen,  Mosaik  oder  Perlen  u.  dgl.^ 
bei  welchen  das  Gewicht  des  Goldes  und  Silbers  von 
nntcrtreordnetcr  Bedeutung  ist; 

ej  Gegenstände,  weiche  im  Ganzen  beim  Gold  nicht  mehr 
als  40  Ass  oder  0  004  Müuzpfund,  und  beim  Silber  nicht 
mehr  als  als  60  Ass  oder  0.006  Münzpfund  wiegen. 
§  19.  Zur  Ausfuhr  ausser  das  Zollgebiet  bestimmte  Gold- 
und  Silbetgeräthe  können  von  der  amuichen  Punzirung  und 
der  Entrichtung  der  Gebühr  ausnahmsweise  enthoben  werden, 
wenn  dem  Punzirungsamte  vorerst  von  der  Erzeugung  solcher 
Geräthe  zum  Zwecke  der  Ausfuhr  unter  Angabe  der  Anzahl, 
Gattung  und  des  (lewichtes  der  Stücke  die  Anzeige  erstattet^ 
die  fertige  Waare  demselben  vorgewiesen  und  ohne  Namens- 
punze befunden,  endlich  unter  der  Kontrole  desselben  die 
Ausfuhr  bewirkt  wird, 

§  20.    Die  gesetzlichen  Feingehaltsgrade  sind: 

für  inländische  Goldgeräthe: 

1  92Ö  Tausendsttheile  (22  Karat  0.96  Grän) 

2.  840  „  (20     ,      1.92  « 

3.  750  ,  (18     ,       -  „ 

4.  580  „  (13     „     11.04     „  : 

für  inländische  Silbergeräthe: 

1.  950  Tausendsttheile  (15  Leih  3.6  Giäa) 

2.  900           „           (14    „  7.2     ^  ) 

3.  800           ,   .        (12    .  14.4    „  ) 

4.  750           «           (12    ,  -     ,  ). 
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Nur  die  entspreclionde  Nummer  dieser  Feingolmltsgrade 
wird  auf  den  Geräthen  aiiitlic}i  be^^'ichnct,  Andere  Fninsi^ehalte 
werden  gleich  dem  nächst  niedrigeren  gesetzlichen  l^'tuugebalts- 
grade  behandelt. 

Vergoldete  oder  mit  Gold  überzogene  (plattirte)  Silber- 
geräthe  werden  als  Sübergeräthe  punzirt. 

§  21.  Unter  Gold-  und  Silbergerätben  werden  solche  Qe* 
rftthe  ans  anderen  Metallen  nicht  verstanden,  welche  nur  ver- 
goldet, versilbert,  ])lattirt,  oder  welche  mit  Gold  oder  Silber 
80  verbunden  (legirt)  sind,  dass  das  edle  Metall  nicht  über  ein 
Viertheil  f250  Tausendsttheile)  von  dem  Gesammtgewichte  des 
Geräthes  bildet 

Solche  Gerüthe  dürfen  nicht  als  Gold-  und  Silberwaaren 
feilgeboten  und  verkauft  werden. 

§  22.  Gold-  and  SilbeiKeräthe,  deren  Bestandtheile  durch 
Löthung  verbunden  eind,  ottrfen  weder  im  Ganzen  mit  £in- 
BchluBS  des  Schlaglothe,  noch  in  einem  der  ^nzelnen  Bestand- 
theile einen  geringeren,  als  den  durch  die  Punze  auszu- 
drückenden Feingehalt  besitzen. 

§  23.  Das  zur  L<''tlning  eines  Gold-  oder  Silb'Tgeräthes 
verwendete  Hchlagloth  muss  wenigstens  zur  HäÜte  aus  dem- 
selben edlen  Metalle  bf-stehen. 

Das  iSchlagloth  dar!  die  zur  Lüthung  unumgänglich  notli- 
wendige  Menge  nicht  überschreiten. 

§  24.  Ahl  Beisatz  (Legirung)  des  Goldes  darf  nur  Silber 
oder  Kupfer,  oder  Silber  und  Kupfer,  als  Beisatz  des  Silbers 
mit  Kupfer  verwendet  werden. 

Andere  Metalle  oder  Metallgemisch c  nind  ausgeschlossen. 

§  2').  Die  Bestimmung  des  Feingehaltes  der  Gold-  und 
SilT)er<:::r'r;ithe  ertolirt  in  der  Regel  mittels  der  Nadel-  oder 
Sirichprobe.  In  rlii  Fällen  aber,  in  welchen  eine  grossere 
Genauigkeit  nothwendig  ersclieint,  ist  das  in  dem  kaiserlichen 
Patente  vom  19.  Sejjtember  1857  (R.  G.-Bi.  XXIU.  Stück, 
Nr.  169,  1857),  Artikel  3,  für  die  Ausmünzung  vorge- 
schriebene Probirrerfahren  anzuwenden  und  entscheidend. 

§  26.  Ergiebt  sich  bei  der  Probe,  dass  das  Geräthe  den 
serinffsten  gesetzlichen  Feingehalt  (§  20)  nicht  hat,  so  ist 
cksseiDe,  wenn  die  Partei  gegen  den  Probebefund  keine  Ein- 
wendung ei  h^^ht,  zu  zerschlagen  und  derselben  zurückzustellen. 

^  27.  1^'indet  jedoch  die  Partei  den  Feingehaltsbefund 
des  Kontrolamtes  zu  beanstanden,  so  steht  es  ihr  frei,  die 
Wiederholung  der  Probe  zu  verlangen.  Ist  die  Partei  auch 
durch  den  zweiten  Befund  nicht  zulriedengestelh,  so  ist  das 
Qeräthe,  gemeinschaftlich  gesiegelt,  an  das  Generalprobiramt 
in  Wien  zur  Vornahme  einer  neuen  genauen  Probe  zu  leiten, 
deren  Ergelmiss  für  das  weitere  Verfahren  (5;  20  oder  26) 
maassgebend  bleibt.  Wenn  durch  diese  Entscheidungsprobe 
die  yon  der  Partei  gegen  den  Befund  des  Punzirungsamtes 
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erhobeneu  Austiinde  nicht  als  begrundei  erkannt  worden  sind, 
iht  von  derselben  für  die  wiederholte  Probe  die  tarifmässige 
Probegebttfar  flammt  den  EinsendungBkoflten  zu  entrichten. 

§  28.  Verfertig  oder  Verkftuier  Ton  Gold-  und  SUbeiv 
waaren  sind  verpflichtet,  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen 
Vorriithe  an  derlei  noch  nicht  pnnzirten  Waaren  —  sofeme 
solche  mehr  als  ein  Viertheil  von  dem  Gesammtgewichte  an 
0(1  |pm  iMetalle  enthalten  —  binnen  einem  Jahre  nach  ein- 
getretener Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  der  amtliclii n  Be- 
zeichnung (A^orrathspunzirung,  §  39)  zu  unterziehen^  weiche 
gebührenfrei  zu  erlulgen  hat. 

Diese  Amtshandlung  wird  sich  aber  nur  darauf  be- 
schränken,  nach  gepiiugcner  Untersuchung  und  richtigem 
Befunde  durch  eine  besondere  Punze  anzuzeigen,  dass  das 
Gewicht  des  in  dieser  Waare  enthaltenen  edlen  Metalles  mehr- 
als  ein  Viertheil  von  dem  Gesammtgewichte  derselben  betrage. 

Die  nacli  Ablauf  obiger  Frist  bei  jenen  Personen  vor- 
gefundenen kontroipHiehtigen,  aber  nicht  amtlifli  Isezeichneten 
(punzirten)  Gold-  und  Silberwaaren  unterliegen  dem  in  diesem 
Gesetze  vorgezeichneten  StratV«  rfahren. 

§29.  Es  bleibt  jeduch  den  Verfertigem  und  Verkäufern 
von  &old-  und  Silbergerfithen  freigestellt,  ihre  Vorrftthe  an 
Alteren  Elrzeugnissen  w&hrend  des  freigelassenen  Zeitraumes 
von  einem  Jahre  auch  der  amtlichen  Bezeichnung  des  Fein- 
gehaltes, nach  freier  Wahl,  entweder  nach  den  Bestimmungen 
dieses  oder  des  vor  diesem  in  Wirksamkeit  bestandenen  Ge- 
setzes, gegen  Entricfitung  der  dem  bezüglichen  Gesetze  ent- 
sprechenden Gebühr,  unterzielieii  zu  lassen,  insofern  der  Fein- 
gebalt den  Bestimmungen  entöpiiciit. 

ij  30.  Ausländische  Gold-  und  Silbergeräthe .  welche  in 
das  Zollgebiet  eingeführt  werden,  unterliegen  der  Feingehalts- 
kontrole. 

In  den  Zollausschlüssen  müssen  derlei  Qer&the  nur  dann 
dieser  Kontrole  unterzogen  werden,  wenn  sie  zum  Handels- 
verkehre  bestimmt  sind* 

31.    Ansj]^ennmmen  von  dieser  Bestimmung  sind: 

a)  die  im      18  genannten  Gegenstände, 

b)  jene  Gold-  und  Silbergeräthe ,  welche,  wie  z.  B.  Reise- 
etlekten,  bei  der  Kinfuhr  über  die  ZoiUinie  vom  Ein- 
gangszolle gesetzlich  befreit  sind. 

§  32.  Das  Zollamt  hat  nach  geschlossenem  Verfahren 
die  kontrolpflicbtige  Waare  sammt  der  zollamtlichen  Aus- 
fertigung im  amtlichen  Wege  an  das  nächste ,  oder  auf  Ver- 
langen der  Partei  an  das  tou  ihr  bezeichnete  Punzirungsamt 

zu  leiten. 

i;  33.  Pei  den  aus  dem  Auslande  eingeführten  Gold- 
und  ♦Silberuei  athen  hat  sich  die  Kontrole  auf  die  Er- 
hebung zu  beschränken,  ob  dieselben  wenigstens  den  gering- 

FofBcliangcii  (26)  VI.  3.  —  Bödi  k«r.  6 


Digitized  by  Google 


82 


VI.  3. 


sten    für    das  Inland   bestimmten  Feingehaltsgrad    (j;  20) 
besitzen. 

Ergiebt  sich  bei  der  Probe,  dass  die  eingeföhrte  Waare 
diesen  Feingehaltsgrad  nicht  erreicht,  so  ist  dieselbe,  wenn 
der  Eigenthümer  einwilligt,  zu  zerschlagen  und  an  denselben 

zurückzustellen,  im  entgegen presetzten  Falle  aber  auf  dessen 
Kosten  über  die  Grenze  zurückzuschatien,  was  in  dem  Falle, 
wo  die  Einfuhr  über  ein  Zollamt  erfolgte,  im  Wege  desselben 
zu  gesehelien  liat. 

Hat  aber  die  Waare  den  geforderten  Feingehalt,  so 
ist  sie  udt  der  Bezachnung  des  aualändischen  Ursprunges 
zu  versehen  (§  40)  und  zum  inländischen  Verkdire  zuzu- 
lassen, 

§  84.  Die  aus  dem  Auslande  in  das  Zollgebiet  oder  in 
Zollausschlüsse  eingeführten  kontrolpfliehtigen  ausländischen 
Geld-  und  Öilbergeräthe  unterliegen  der  im  §  44  festgesetzten 
Gebühr. 

i;  35.  Jedes  im  Iniande  neu  verfertigte  und  zur  amt- 
iichun  Kontrulbehandlung  überbrachte  Guld-  und  Silber- 
geräthe  muss  mit  der  Kamenspunze  des  Verfertigers  oder  dem 
▼on  der  Behörde  genehmigten  Fabrikszeichen  desselben  ver- 
sehen sein. 

Die  Kamenspunze  hat  den  Vor-  und  Zunamen  des  Oe^ 
werbsmannes  oder  wenigstens  deren  Anfangsbuchstaben  zu 

enthalten  und  ist  von  dem  betreflV  nden  Punzirungsamte  gegen 
Vergütung  der  Ansr];atfuii;4skusten  zu  beziehen. 

Die  Form  musb  bei  allfiilliger  üebereinstimmung  der 
Namensbuehstaben  zweier  oder  mehrerer  Gewcrbetreil»enden 
verfjchi«;den  sein,  worüber  das  Xontrolamt  zu  wachen  liau 

§  36.  Die  bei  der  vorgenommenen  Untersuchung  probe- 
hältig  befandenen  Gold-  und  jSilbeiger&the  werden  mit  iblgen- 
den  amtlichen  Punzen  bezeichnet: 

a)  mit  der  Feingehaltspunze, 

b)  mit  dem  Kontroiamtszeichen. 

37.  Die  FeingehaUs))ini'/e  für  Oolfl-  und  Silber- 
geräthe  wird  die  Feinp:ehaltsnutiiinor  und  ein  von  dem  Finanz- 
ministerium zu  bestimmendes  und  kundzumacheodes  Zeichen 
enthalten. 

§  38.  Ebenso  werden  auch  die  Zeichen  der  Kontrol- 
ämter  besonders  bekannt  gemacht  werden. 

§  39.  Die  fUr  die  im  §  28  bezeichneten  Qeräthe  vor- 
geschriebene Vorrathspunse  besteht  aus  den  vereinigten  Buch- 
staben und  wird,  wo  es  ohne  Beschädigung  geschehea 
kann,  mit  dem  Kontrolamtezeichen  38)  auf  die  Waare  auf- 
gedrückt. 

§  40,'J  »Die  den  ausländischen  Ursprung:  einer  Gold-  und 
K5iiberwaare  _  bezeichnenden  Punzen  werden  die  vereinigten 
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Buchstäbeii  A/*  (Ausland)  eutbalteu  uud  bind  vereint  mit  deiu 
KoDtrolamtszeicheii  (§  38)  aaftttdrflckeD. 

§  41.  Gold'  ttnd  Silbergeräthe ;  welche  wegen  ihrer 
Kleinheit  oder  sonstigen  Beschaffenheit  mit  den  Kontroi- 
Btämpeln  auf  ihrem  Haupttheile  selbst  nicht  bezeichnet  wei- 
den könnten^  sollen  zu  diesem  Behüte  entweder  mit  einem 
kleinen  Hlrittcheii  aus  dem  tStoffe  des  Geräthes  verbellen 
sPin ,  oder  dieselben  erhalten  einen  angebängten  amtlichen 
Stämpel. 

Die  Art  und  Weise  dieser  amtlichen  BezeiciiiiLing  wird 
im  Verordnungswege  bestimmt  und  kundgemacht 

§  42.  Die  Beurtheilung,  ob  die  Bez^chnune  des  probe- 
bältig  befundenen  Gold-  und  iSilbergeräthes  in  der  im  §  36 
Ulier  in  der  im  §  41  vorgeschriebenen  Weise  zu  geschehen 
habe^  steht  dem  betreffenden  Kontrolamte  zu. 

^  43.  Die  den  Verfertigern  der  im  §  21  benannten 
]VletalIf]^eräthe  oblinironde  Bezoiclniunf^  derselben  nuiss  Hie 
Fabnkb-  oder  Gewei  l>smarke  des  Veriertigers  und  die  Natur 
des  kStoffes,  woraus  ein  solcheft  Metallgeräthc  besteht  (z.  B. 
Bronze,  Packtbug,  Neusilber,  Chinaailber,  iUpacca  u.  dergk), 
deutlich  ausdrücken,  darf  jedoch  mit  den  in  den  §§  37^41 
ftir  Gold'  und  Silbergerifcthe  vorgeschriebenen  amtlichen  Funsen 
keinerlei  Aehnlichkeit  haben, 

§  44.  Die  Gebühr  filr  die  Kontrole  des  Feingehaltes  ist 
bei  Goldgeräthen  auf  zwölf  Gulden,  bei  Silbergeräthen 
auf  ein  Gulden  fünfzi«;  Kreuzer  für  das  Pfund  rauh 
bemessen.  Für  Gerät  he  unter  dem  Gewichte  von  100  Ass 
(^^/looo)  des  Pfundes  ist  die  Gebühr  iur  dieses  Mindestgewicht 
zu  entrichten. 

§  45.  Die  Kontroigebühr  ist  vor  der  Vornahme  der 
amtlichen  Bezetchuun^  zu  erlegen. 

§  46.  Für  Vornahme  einer  wiederholten  Probe  (§  27)  ist 
eine  abermalige  Gebühr  nicht  zu  entrichten. 

§  47.  Die  Gewerbsleute,  welche  sich  mit  der  Verfer- 
tigung]^ oder  dem  Umsätze  von  Gold-  und  Silber^-eräthen  be- 
schäftigen, Rinri  vpi  ptlichtet,  vor  dem  Antritte  ihres  Gewerbes 
dem  betreffenden  Kontrolamte  hievon  die  Anzeige  zu  erstatten 
unter  Angabe  der  Gewerbstätte. 

Jeder  Wechsel  derselben  ist  gleichfalls  längstens  binnen 
acht  Tagen  anzuzelgm. 

§  Jedem  der  in  dem  §  47  genannten  Gewerbe* 
treibenden  liegt  ob,  das  gegenwärtige  Gesets  in  den  Verkauf- 
Stätten  an  einem  leicht  zugänglichen  Orte  anzuheften  und 
dessen  Einsicht  Jedermann  zu  gestatten. 

§  49,  Jeder  Verkäufer  von  Gold-  oder  JSilbero:erathen 
ist  verpflichtet,  dem  K mter  auf  dessen  Verlangen  beim  Ver- 
kaufe der  Waare  eine  iSote  zu  übergeben,  welche  enthalten 
muss: 

6* 
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a)  den  Namen  des  Verkäufers  und  die  genaue  Beeeichnung 
der  Verkaufttätte; 

b)  den  Namen  des  Käufers,  wenn  er  es  verlangt; 

c)  die  Beschreibung  des  verkauften  Gegenstandes  und 

dessen  Bczeichnunp;  als  Gold-  oder  Silberwaare; 

d)  diiü  Rauhgewicht  desselben  an  Gold  oder  aa  Silber; 

e)  den  Feingehalt  des  Goldes  oder  Silbers; 

f)  (Jrt  und  Zeit  der  Ausstellung; 

g)  die   iS'amensfertigung    der    den    Verkauf  besorgeaden 
PerBon. 

§  50.  Die  im  §  21  bezeichneten  Waaren  müssen  in  den 
Verkaufstätten,  sowie  in  deren  Auslagen  in  abgesonderten, 
durch  eine  deutliche  Aufschrift  kenntlich  gemachten  Bäumen 
aufbewahrt  und  dürfen  nicht  vermengt  mit  Gold*  und  Silber- 
waaren  feilgeboten  werden. 

§  51.  Wenn  ein  Gold-  oder  Silberarbeiter  oder  Händler 
sein  Gewerbe  aufgiebt,  so  hat  er  gleichzeitig  oder  längstens 
binnen  acht  Tagen  dem  Kontrolamte  dies  anzuzeigen,  und 
ersterer  seine  Namenspunzen  oder  sonstigen  Fabrikszeichen 

abzugeben.  Erlischt  das  Gewerbe  dnreh  den  Tod  des  Oe- 
werbetreibenden,  so  liegt  die  Anzeige,  sowie  die  Abgabe  der 
Punzen  oder  Fabrikszeichen  dem  Vorstände  der  Gewerbs- 
genossenschaft  oder,  wo  eine  solche  nicht  besteht,  dem  Orts- 
vorstande ob. 

§  52.  Die  Gkwerbsleute^  welche  sich  mit  der  Verfertif;ang 
oder  dem  Umsatse  von  Gold-  und  Silbergeräthen  beschäftigen^ 
stehen  unter  Aufsicht  des  Kontrolamtcs. 

§  53.  Den  Punzirungsämtern  liegt  ob,  bei  den  vorer- 
wähnten Gewerbetreibenden,  so  oft  hiesu  eine  Veranlassung 
g-erroben  ist,  genaue  Nachschau  pflegen  zu  lassen.  Der  Ab- 
geordnete des  Amtes  hat  sich  die  T'eberzpugung  zu  ver- 
BchatFen,  ob  die  gesetzlichen  Vorschrilteu  gehörig  beobachtet 
werden. 

Bei  Vollziehung  dieser  Nachschau  ist  sich  nach  den  ge- 
setalidieii  Bestimmungen  för  gefJlllsamtUche  Untersuchungen 
(§  271  —286  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  vom  Jahre 

1885)  zu  benehmen. 

§  54.  Die  Nachschau  (§  53)  bei  Gewerbetreibenden^ 
welche  nach  diesem  Gesetze  der  Kontrole  (§  52)  unterliegen, 
die  sich  aber  nicht  am  Standorte  eines  Pnnzirungsanites  be- 
findeU;  obliegt ,  insofeme  sie  nicht  von  diesem  Amte  selbst 
durch  Aussenduug  eines  seiner  Beamten  gepflogen  werden 
kann,  der  kompetenten  (lewerbsbchürdc,  welche  das  betretfende 
Punzirungsamt  über  das  Ergebniss  der  Nachschau  in  Kennt- 
niss  zu  setzen  hat. 

§  55.  Bei  vorkommenden  Anständen  ist  Über  die  Kach- 
schau ein  amtlicher  Befund  aufzunehmen. 


.  ly  j^ud  by  Google 


VI.  3. 


85 


Beanständete  Waaren  sind  abzunehmen  und  mit  dem 
Befunde  dem  Eontroiamte  zum  weiteren  Verfahren  zu  über- 
geben. 

IV.  Abschnitt. 
Gold-  mid  Süberdrabt. 

§  56.  Das  zu  Dralit  zu  verarbeitend«'  Gold  uud  Silber 
unterliegt  der  kuntrolamtlichen  FeingehaltBprobe. 

§  57.  [Das  »Silber  soll  die  Feine  von  wenigstens  985  Tau- 
sendottbeilen,  da»  Gold  von  wenigstens  975  Tausendsttheilen 
besitzen.]   (Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

§  58.  Die  Goldblättchen,  welche  zur  Vergoldung  der  zu 
Draht  auszuziehenden  bilberstange  bestimmt  sind  (§  59  und 
<50),  müssen  bei  der  (im  ^  57)  vurgescbriebenen  Ifeine  das 
Gewicht  von  mindestens  17  Ass  haben. 

j5  59.  Die*  Vergoldung  der  Silberstangen  findet  nach  drei 
Al»stut*ungen  statt.  Ks  werden  nämhch  auf  eine  »Stange  im 
Gewichte  von  1.4000  bis  1.4300  Piund  entweder  28  Gold- 
blättchen oder  20  Goldblättchen  oder  12  Goldblättchen  auf- 
gelegt, so  dass  der  Gehalt  des  aus  der  lätange  ausgezogenen 
Golddrathes  an  feinem  Golde  bei  der  ersten  Sorte  Golddraht 
von  33  bis  mindestens  30  Tausendsttheilen,  bei  der  zweiten 
Sorte  Goiddraht  von  24  bis  mindestens  21.5  Tausendsttheilen, 
bei  der  dritten  SorU-  CVolddraht  von  14  bis  mindestens 
13  Tausendöttheilen  betragt. 

v;  60.  [Die  Anfertigung  einer  vierten  Golddrahtserte  ist 
gestattet,  wobei  auf  eine  biiberstange  im  Gewichte  von  1.4000 
bis  1.4300  Pfund  (§59)  sechs  Goldblättchen  aufjgelegt  werden 
und  darnach  der  Gold^balt  des  solchergestalt  ausgezogenen 
Golddrahtes  7  bis  mindestens  6.5  Tausendsttheile  beträgt. 
(Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

§  61.  Das  Vergolden  der  Silberstangen,  sowie  das  Aus* 
ziehen  des  Drahtes  bis  zur  Dicke  von  4'  2  Pinien  darf  nur 
bei  einem  Koniroiamte  o  ler  bei  einem  unter  amtUehem  Ver- 
schluss beiindücheu  Privatdrahtzuge  unter  amtlicher  Auisicht 
gesciiehen. 

Bei  dem  Kontrulamle  ist  die  Ausziehung  des  Drahius 
nicht  weiter  als  bis  zur  Dicke  von  einer  Idnie  fortsuaetzen. 

Die  weitere  Verarbeitung  des  Drahtes  ist  den  Gewerbe- 
treibenden überlassen. 

§  02.  Bei  Kinfiihr  von  Gold-  und  Silberdraht  aus  dem 
Auslande  ündet  das  in  den  30,  31  und  32  iür  Gold-  und 
Siibergeräthe  angeordnete  V^erfaiiren  statt. 

Die  Kuntroie  des  Feingelialtes  liat  sich  hierbei  auf  die 
Prüfung  zu  beschränken,  ob  der  üoiddraht  wenigstens  den 
dritten  für  inläadiociien  Draht  vorgeschriebenen  Grad  57 
und  59j  erreicht. 

Ergiebt  sich,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist,  so  ist  die 
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Waare  auf  Kosten  des  Eigenthümers  nach  ^  33  über  die  Grenze 
snrCkslcsiiaebaffaD, 

§  63.  [Die  Kontrolgebflhr  ist  für  Silberdraht  auf  einen 
Qnlden^  für  Golddraht  ohne  Cnterscbied  der  Sorte*  auf 
einen  Gulden  zolin  Kreuzer  för  das  PAind  rauh  iestgesetst] 
(Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

Bpi  Rpino-isung  der  Gr  hühr  wird  das  Gewicht  der  als 
Draht  unbraiiclibaren  Enden,  sowie  der  Untermarken,  d.  i. 
der  unvergoldeten  Zwischentheile  eines  ausgezogenen  Goid- 
drahtes,  UDberücksichtigt  gelassen. 

§  64.  Ausländische  Golddrähte  sind  bei  der  GebÜhren- 
bemessnng  mit  Rücksicht  anf  die  Bestimmung  im  zweiten 
Absätze  des  §  62  als  Golddraht  dritter  Sorte,  die  ausländischen 
Silberdrälite  avIo  die  inländischen  zn  behandeln. 

§  65,  Die  Gewerbsleutc ,  welche  sich  mit  der  Verfer- 
ti^'inp^,  der  Znrichtnng  oder  dem  Umsätze  von  Gold-  und 
Sill)erdrahtwaarnii,  nh  :  Borten,  Gallonen,  sonstigen  Gos]>innston, 
gold-  und  silbergewebien  Stoffen  n.  dgi.,  beschäftigen,  steiien 
unter  Aufsicht  des  Punzimnfi^samteö. 

§  66.  Diese  Gewerbsleute  sind  verpflichtet,  das  g^en- 
wärtigc  Gesetz  in  ihren  Verkaofstätten  an  einem  leicht  sn- 
gänglichen  Orte  anzohefien  nnd  dessen  Einsicht  Jedermann 
zu  gestatten. 

§  67.  In  Beziehung  anf  die  Pflicht  de  r  Anmeldung  des 
Gewerbebetriebes  oder  des  Erlöschens  desselben  gelten  auch 
für  die  Gold-  und  Silberdrahtzieher  und  Händler  die  üestim" 
mungen  der  §ij  47  und  51. 

§  68.  Den  Spulen,  auf  welehen  der  feilgebotene  Gold- 
draht  der  ersten  drei  Sorten  und  der  Silberdraht  autgewunden 
isty  muss  der  Name  des  Verfertigers  und  die  Nummer  der 
Drahtsorte  eingebrannt,  und  das  Ende  des  aufgewundenen 
Drahtes  mit  dem  Lacksiegel  des  Verfertigers  an  der  Spule 
befestigt  sein.  (Die  lediglich  für  die  Ausfuhr  gestattete  vierte 
Golddrahtsorte  darf  kein  Zeichen  ihres  Ursprunges  an  der 
Spule  zeigen.) 

60.  Die  zum  Verknufo  im  Iniande  bestimmten  Gold- 
oder Silberpfespinnste,  Gewebe  und  derlei  A\  anren  dürien 
keinerlei  Beimengung  von  unechtem  (leonischeni j  Drahte  ent- 
halten. 

§  70.  Jeder  Verkäufer  von  Gold^  oder  Silberdraht  und 
▼on  daraus  Terfertigten  Waaren  ist  verpflichtet,  dem  Käufer 

auf  dessen  Verlangen  eine  Note  auszustellen,  welche  ausser 
den  Erfordernissen  §  40  lit.  a,  b,  c,  f,  g  noch  die  Angabe 
der  Sorte  des  verarbeiteten  Golddrahtes  zu  enthalten  hat. 

§  71.  In  den  Verkanfstättf^n  müssen  Gold-  und  Silber- 
drithte,  sowie  die  daraus  vei l'ertij;teri  tiespinnste,  Gewebe  oder 
andere  derlei  Waaren  von  den  unechten  (IfODischen)  Drähten 
und  daraus  verfertigten  Waaren   abgesondert  in  durch  eine 
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deatUche  Auiichrift  kenntlich  gemachten  Räumen  aufbewahrt, 
und  dürfen  die  letzteren  nicht  Termengt  mit  den  ersteren  feil- 
geboten werden. 

§  72.  In  Betreft*  der  Ausübung  der  amtlichen  Aufsicht 
(§  gelten  die  in  den  §§  53 — 55  festgesetzten  Bestim- 
mungen. 

V.  Abschnitt 
Üebertretmifen  md  Strafen. 

§  73.  Jeder  Gold-  und  2Siiberscheider  (§  7)  oder  Han- 
delsmann,  welcher  einen  zum  Haudelsverkfthre  Ix'stimmton 
Barreu  oline  koiitruliuatliche  Bezeichnung  oder  uhne  ein  aus- 
ländisches Öffentliches  Probezeichen  (§  13)  feilbietet  oder 
hintangiebt,  verfUllt  in  eine  Geldstrafe  von  zwanzig  bis  ein- 
hundert Gulden,  im  Wiederholungsfälle  nach  vorausgegangener 
ßestrafung  in  eine  Geldstrafe  bis  zweihundert  Gulden. 

§  74.  Der  Verfertiger  von  Gold-  und  Silbergeräthen, 
welcher  es  iinterlUsst,  ein  kontrolpflichtifres  Oeräthe  noch 
vor  dem  Färben,  bpziehungsweise  Sir-doii  und  Poliren,  zur 
kontrolanitlichen  Bezeichnung  vorzulehnen  (§  16),  oder  die 
Aiizeit^e  von  d<.*r  Erzeug un<?  zur  Ausfuhr  bestimmter,  von  der 
Pflicht  zur  Bezeichnung  ausgenommeuer  Gold-  und  iSilbcr- 
geräthe  dem  Punzirungsamte  zu  erstatten  (§  19),  unterUegt 
einer  Geldstrafe  von  fünf  bis  zwanzig  Gulden  {  wenn  aber 
der  innere  Werth  der  Waare  geringer  ist  als  fünf  Gulden,  dem 
Verfalle  derselben. 

V?  75.  Der  Verfertiger  oder  Verkäufer,  welcher  ein  nicht 
punzirtes  Tfohl-  oder  Silbergeräthe  feilbietet,  verUussert  oder 
verschickt,  hrit  den  Betrag  des  inneren  Werthes  der  Waarc 
und  die  Kontrol^^ebUhr  zu  erleiren. 

76.  Besitzt  ein  solches  unpunzirtcs  Geräthe  überdies 
nicht  wenigstens  den  gesetzlichen  Feingehaltsgrad  (>i  20,  22, 
23),  oder  ist  es  nicht  nach  Vorschrift  des  §  24  legirt,  so  bat 
nicht  nur  das  in  den  §§  26  und  27  vorgeschriebene  Verfidiren 
Platz  zu  greifen,  sondern  der  Verfertiger,  beziehungsweise  der 
Verkäufer,  hat  ausser  der  Kontrolgebühr  und  nebst  der  allen- 
falls in  Anwendung  kommenden  Strafe  des  ^  To  noeli  das 
Fünftache  jenes  Werthes  zu  erlegen,  weicher  an  dem  miode- 
Bten  gesetzliehen  Feingehalte  ab<^^eljt. 

5;  77.    Gold-  oder  Silbergeräthe,  welche 

a)  mit  einer   nachgeahmten  oder   verfälschten  Amtspunze 

(s  37    41)  bezeichnet  sind,  oder  welche 

b)  ein  echtes  Punzzeichen  auf-  oder  eingelüthet  tragen, 
oder  welche 

c)  fremdartige  Körper,  als:  Eisen,  Kupfer,  Blei,  minder- 
haltiges  Schlagloth  (§  28),  Harzkitt  u.  dgl.  mit  Ausnahme 
der  zur  Erhaltung  der  Form  des  Geräthes  nothwendigen 
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Unterlage  (Contre-Email),  in  nicht  sichtlicher  und  leicht 
trennbarer  Weise  cingeBchlosBen  enthalten, 

unterliegen  dem  Verfalle  ^  unabhängig  yon  den  etwa  nach 
§  75  und  7G  zu  verhängenden  Straten.  Die  Verfeiliger  und 
deren  Mitschuldige  sind  dem  Besitzer  der  verfallenen  Waare 

ersatzpfliclitifr. 

§  78.  i)a8  \'er^olden  der  Silberstan^M'ii,  sowie  das  Aus- 
ziehen derbolbcii  zum  Drahte  bis  zur  Dicke  von  4V'2  Linien 
herab  mit  Ucbergehung  der  amtlichen  Kontruie  zieht  den 
Ver£EÜl  der  Waare  nach  sich.  Mangelt  überdies  dem  Drahte 
die  Torgeschriebene  Feine  (§  57  und  59),  oder  wird  im  In- 
lande  die  vierte  Golddrahtsorte  f§  00)  feilgeboten,  so  ist  mit 
dem  Verfalle  der  Waare  noch  überdies  eine  Geldstrafe  ven 
einhundert  bis  fünfhundert  Gulden  verbunden. 

^  79.  Gold-  und  Silbe  rch  alitzieher,  welclif  ^irh  nicht  üac'i 
Vorschrift  des  68  bezeiciuieter  Spulen  bedicueQ,  veriaiien 
in  eine  Geldstrafe!  von  zehn  bis  fiiulzi«;  (lulden. 

^  80.  Gewerbetreibende,  welche  diu  Auurduuugen  der 
50  und  71  in  Betreff  der  abgesonderten  Aufbewahrung 
unechter  Gold-  und  Silberwaaren  im  Verkaufslokale  über- 
treten, unterliegen  einer  Geldstrafe  von  zehn  bis  fünfzig  Gulden. 

§  81.  Verfertiger  un  I  Verkäufer  von  Gold-  und  Silber- 
gespinnsten,  Geweben  und  derlei  Waaren,  welclie  der  Bestini- 
munor  dos  09  cntp^e;:^en  handeln,  werden  mit  dem  Verfalle 
der  \\  nruc  und  einer  Geldbusse  von  zehn  bis  zweihundert 
Gulden  bestraft. 

§  82.  Gewerbsleute,  welche  die  ihnen  nach  den  ij!:;  48 
und  G6  obliegende  Anheftung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  in 
ihren  Verkaufetätten  unterlassen,  unterliegen  einer  Geldstrafe 
von  fünf  bis  zwanzig  Gulden. 

§  88.  Bei  unterlassener  Anzeige  des  Antrittes  oder  Kr- 
löschens  eines  Gewerbes  verfiUit  der  zu  dieser  Anzeige  Vcr- 
pflichtete  (§  47,  51  und  67)  in  eine  Geldstrafe  von  fünf  bis 
zwanzig  Gulden. 

§  84.  Die  V('r\voi<]rennig  oder  munj^M'lhafte  Ausstellung 
einer  Verkaufsnote  über  (lold-  oder  SillxM'waaren  {>;  49 
und  70)  ist  mit  einer  Geldbusse  von  fünt  bis  zwanzig  Gulden 
zu  strafen. 

Wenn  aber  die  Verkaufsnote  eine  falsche  Angabe  des 
Feingehaltes  bei  Gold-  und  Sil  berge  rät  hen  oder  der  Sorte  beim 
Golddraht  enthält,  so  zieht  diese  Uebertretung  eine  Geldstrafe 

von  zwanzig  bis  zweihundert  Gulden  nach  sich. 

>;  85.  In  IVzug  auf  das  Verfulireu,  durch  Avelches  die 
im  gegenwärtigen  Abschnitte  festfj^csetztcn  Strafen  in  Anwendung 
<j;ebra('lit  werden,  und  die  zur  Vollziehung'  dieses  Verfahrens 
berufenen  Behörden,  sowie  in  Absiciit  ;iuf  die  gesetzlichen 
Kechiö-  und  Gnadennlittel,  die  Umwandlung  uneinbringlicher 
Geldstrafen  in  Arrest  u. s.w.  ist  sich  nach  den  Bestimmungen  des 
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Ge&llsBtrafgesetBeB  vom  IL  Juli  1885,  in  den  Eronlüadem 
aber,  wo  jenes  Gesetz  noch  nicht  eingeführt  ist,  nadi  den 
Yorschriften  zu  benehmen,  welche  über  die  Bestrafiuig  der 
ZollgeföUsübertrctungen  in  Wirksamkeit  stehen. 

Ueber  das  Ansuclicn  um  Ablassung  vom  Strafverfahren 
p;p^'en  ein  Straf'pausclialo  im  j>inue  des  >;  541  des  (Tcfälls- 
slrafgesetzes  entscheidet  die  Finaiizlandesbchörde,  gegen  deren 
Beschluss  der  Ketvurs  an  das  Finanzministerium  ergriffen 
werden  kann. 

Hinsichtlich  der  Belohnung  der  Anzd^r  und  Ergreifer 
Yon  Uebertretungen  der  Punzirungsvorschnften  kommen  die 

fiirZoUgefiUlsüber tretungen  bestehenden  Normen  in  Anwendung. 

Angestellte  der  Punzirungsämter  sind  von  der  Betheilung 
mit  solchen  Belohnungen  ausgeschlossen. 

Die  nach  BcstreitunL'"  f^'r  Kosten  des  Verfahrens  und  der 
erwähnten  Beluhnungeii  erübrigenden  Strafgelder  fliesseu  dem 
Lokalarmenfonde  jener  Gemeinde  zu,  wo  das  Kontrolamt,  in 
dcäson  Amtsbezirke  die  Ucbertrctung  entdeckt  wurde,  seinen 
Standort  bat. 

§  86.  Für  die  Veijährun|^  der  in  diesem  Abschnitte  fest- 
gesetzten Strafen  wird  der  Zeitraum  eines  Jahres  bestimmt. 

§  87.  Insoferne  Uebertretungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes auch  andere  Straf behandlungen  nach  sich  ziehen  können^ 
werden  durch  die  vorstehenden  Anordnungen  weder  die  Ötraf- 

bestimmungen  über  Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertretungeü, 
noch  jene  der  (Gewerbeordnung,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Kutziehung  der  Oewerbeberechtigung,  berührt. 

§  88.  Mit  der  Vuliziehuüg  dieses  Gesetzes  ist  der  Finanz- 
minister  beauftragt. 

balz  bürg,  am  19.  August  1865. 

F  r  a  n  z  J  o  8  c  p  h  m.  p. 

Graf  B  e  1  c  r  e  d  i  m.  p.    G i  ai  L  a  r  i  s  c  h  -     o  e  n  i  e  Ii  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Kitter  von  bchurda  m.  p. 


Znr  Ausführung  des  vorstehenden  Gesetzes  sind  Bahhreiohe 
Ausföhrungsverordnungen  ergangen,  welche  sich  in  der  „offi- 
ziellen Handausgabe  acr  österreichischen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen" 46.  Heft,  Wien,  Druck  und  Verlag  der  k.  k.  Bef- 
und Staatsdruckerei,  zusammengestellt  finden,  zu  denen  aus 
neuerer  Zeit  noch  einige  weitere  hinzugekommen  «Ind.  die 
indessen  nur  ein  internes  Interesse  haben.  Diese  sämmtiichen 
Verordnungen  und  Erlasse  berühren  di(  W  i  senheit  der  gesetz- 
lichen Bestimnmngen  nicht.  Von  besündtrcr  Bedeutung  sind 
die  folgenden  durch  das  Keichs-Gcsetz-Blatt  veröffentlichten 
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FmanznumsteEialerlawe  Tom  30.  November  1866  und  yom 
10.  Män  1872. 


Erlass  des  Fiiianzministeriniiis  vom  30.  November  1866,  we^en 
Yolkiehonir       Gesctzf  s  über  den  Fein/j^ehalt  der  Oold-  and 
Silberwaareu  und  dessen  lieber wachung. 

Wirksam  für  das  pranze  Reich, 
(Reicbs-Gesetz-Blatt  S.  423.) 

In  Ausführung  des  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom 

26.  Mai  1860  kundgemachten  Gesetzes  über  den  Feinji^ehalt 
der  (jrold-  und  Silberwaarcn  und  dessen  l"c'hi'rwae!nin'„^  f  Hr^ichs« 
Gesetz-Blatt  Nr.  75)  werden  nachstehende  Verfüiiiniu*  n.  welche 
gleichzeitig  mit  jenem  Gesetze  am  1.  Jänner  1^07  (Iv  ichs- 
Gesetz-Blatt  Nr.  94)  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben,  zur  all- 
gemeinen Kenntniss  gebracht. 

1.  Kontrol&mter. 

Zur  Prüfung  und  Ueberwacbung  des  Feingehaltes  der 
Gold-  und  Silberwaaren  sind  folgende  Eontrolämter  berufen: 

Das  Hauptpunzirungsamt  in  Wien; 

Punzirungsttmter,  in  den  einzelnen  Ländern,  welche  in 
Ausübung  jener  Kontrole  dem  Hauptpunzimngsamte  unter- 
geordnet sind ; 

Punzirunjj^sstiitteTi,  welrlie  bei  anderen  landesfürstlichen 
Aenitern  aufgestellt  sind,  und  dem  Punzirungsamte  unterstehen, 
in  dessen  Bezirke  sie  sich  befinden. 

Die  Amtswirksamkeit  des  Hauplpuuzirungsanites  und  der 
Funsdrungsämter  erstreckt  sich  in  ihrem  Bezirke  auf  alle 
Gattungen  Gold-  und  Silberwaaren  (Barren,  Geräthe  mit  £in- 
schluss  der  Geschmeide,  Draht  und  Draht waaren).  Sie  sind 
auch  berufen,  ilire  Kontr  l<  auf  die  Amtsbezirke  der  ihnen 
unterstehenden  Funzirungsstätten  auszudehnen. 

Dem  Hauptpunzirungsamte  wird  der  bisher  dem  Haupt- 
münzamte untergeordnete  Aerarial-Drahtzujx  in  Wien  einver- 
leibt. Ueberdies  wird  dem  Hauptpunzirungsamte  ausnaliniÄ- 
weise  auch  die  Kuntrule  der  im  Amtsbezirke  anderer  Punziruugs- 
ämter,  jedoch  von  dem  Standorte  derselben  entfernter  als  von 
Wien  gelegenen  Privat^Gold-  und  Siiberdrahtzttge  übertragen. 

Die  üb  rigen  Punzirungsämter  haben  nebst  den  oben  er- 
wähnten Obliegenheiten  auch  die  Einlösung  des  Goldes  und 
Silbers  nach  den. hierüber  bestehenden  Bestimmungen  zu  besorgen. 

Den  Funzirungsstätten  ist  die  Kontrole  der  Gold-  und 
öilbergeräthe,  sowie  der  Gold-  und  Silberdrahtwaaren  über- 
wiesen. Die  Kontrole  der  Barren  und  der  Verfertigung  des 
Drahtes,  sowie  die  Gold-  und  Öilbereinlösung  gehören  niciit 
zu  ihrer  Amt^iwirksamkeit. 
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Die  Standorte  der  Kontrolämter  und  deren  Aunsbezirke 
Bind  in  der  beiliegenden  Ueberaicht  A  angegeben^  desgleichen 
auch  die  AmtueidieD,  mit  welchen  die  von  innen  untersuchten 
Gold-  imd  Silbergerätbe  bezeichnet  werden« 

Veränderungen  des  Standortes  oder  des  Amtsbezirkes» 
Aufliebun«;  od(  r  neue  Errichtung  von  Kontrolämtem  werden 
amtlich  kundgemacht  werden. 

2.  Jiezeiclinuug  der  Barren. 

Der  Stämpel  der  Punzirunirsämter,  ii^it  wolchein  die  von 
ihnen  geprüften   dold-   und  Silberbarren  unter  Anp^abe 
Feingehaiteö  in   Tauaendllieilen    bezeicbnet   werden,  bestellt 
aus  dem  kaiserlichen  Adler  und  träe^t  als  Umschrii't  die  Be* 
Zeichnung  des  Punzirungsamtes. 

8.  Uebernahme  der  Geräthe  zur  Punsirung. 

Die  zu  prüfenden  Goldgerfttbe  und  SSilbergeräthe  sind 
nach  Feingehaltsgraden  gesondert  zur  Untersuchung  und 
Punzirung  zu  Obemehmen. 

Die  Gewerbetreibenden  haben  zu  diesem  Behufe  fiir  jeden 
Feiugehaltsgrad  der  (lold^^eräthe  und  der  8ilberp;eräthe  ein 
Verzeiehniss  mit  An<:al)e  des  Gewichtes,  der  Gattunp^  der 
Geriitiie,  siiwie  der  Gewerbestätte,  mit  ihrer  Kameusfertiguog 
beizubringen. 

Sind  hielür  bei  einem  Koutrolanite  zur  schnelleren  Vor- 
nahme der  Amtshandlung  Drucksorten  eingeführt,  so  haben 
die  Gewerbetreibenden  sich  ausschliesslich  dieser  Drucksorten, 
welche  ihnen  vom  Kontrolamte  gegen  Vergütung  der  Kosten 
erfolgt  werden,  unter  Ausfüllung  alier  Daten  zu  oedienen. 

»  4.  Punzen. 

Die  allen  Kontroiämtern  gemeinschaftlichen  Punzen  für 
Gold-  und  Silbergerätbe,  nämlich:  die  Feingehaltspunzen,  die 
Vorratlispnnze  für  ältere  Erzeugnisse  (d.  i.  für  solche,  die  vor 
Eintritt  der  W  irksainkeit  des  neuen  Gesetzes  verfertigt  wurden  ), 
und  die  den  ausläudibchen  L  rspi  iing  eines  Gold-  oder  Silber- 
geräthes  bezeichnende  Punze,  sind  in  der  Beilage  B  abgebildet. 

Die  Feingehaltspunzen  für  grössere  inländische  Ge^ 
räthe  enthalten  mythologische  Figuren,  und  zwar  jene  f!ir 
Goldgerfttbe  den  Ivopf  des  Phöbus-Apollo  mit  den  Sonnen- 
strahlen, und  j.'iie  für  Silbergerätbe  den  Kopf  der  Diana  mit 
der  Mondessichel,  nebst  der  Nummer  des  Feingehaltes  der 
Waare  (§  20  des  Gesetzes).  Die  Punzen  der  verschiedenen 
Feingehaitsgrade  unterscheiden  sich  durch  die  Feingehalts- 
nummer und  deren  Stellung,  sowie  durch  die  Form  der  äussern 
Einfassunir. 

Zur  Bezeichnung  kleinerer  iulandibcher  Geräthe  der  häu- 
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£ger  Yorkommenden  oiedrigeren  Femgeh»ltsgrade  dienen 
lu«nm  Punzen.   Dieselben  enthalten: 

für  Gold  Nr.  3  den  Kopl  einer  Gemse, 
fUr  Gk>ld  Kr,  4  den  Kopf  eines  Fuchses, 
für  Silber  Kr.  3  den  Kopf  eines  Windspiels, 
fUr  Silber  Kr.  4  den  Kopf  eines  Löwen, 

mit  der  betreffenden  Feingehaltsnumnier  und  knapperer  Ein» 
fassang. 

Die  Vorrathspunze  und  die  Punze  für  ausländische 
Gold-  und  Silberger&the  enthalten  die  im  Gesetze  (§  39  und 

40)  vnrtreschri ebenen  Zeichen  mit  unterschiedener  Einfassung. 

Künncu  die  amtHchen  Punzen  nicht  auf  die  Waare  selbst 
autgesclilagcn  werden,  so  werden  sie  in  einer  kleinen  Blei- 
scheibe ant^edriickt ,  und  es  wird  dieser  amtliche  Stämpel 
(§41  des  Gebotzes)  an  einem  feinen  Drahte,  mit  welchem  das 
Gerftthe  mehrfach  durchzogen  ist,  so  befestigt,  dass  die  Ab- 
nahme des  Stämpels  und  dessen  Uebertragung  auf  ein  anderes 
Geräthe  nicht  vorgenommen  werden  kann» 

5.    Ausfuhr  von  Gold-  und  Silber waaren ,  deren 
Feilbietung  im  Inlande  nicht  gestattet  ist 

Die  zur  Auj^fuhr  bestimmten  unpunzirten  Gold-  und  Silbesr- 
gerftthc  r;:^  10  des  Gesetzes),  welche  seibstverstftndlich  im  Sinne 

des  14  keinen  frorinrrern  als  den  niedersten  gesetzlichen 
Feingehalt  besitz^  n  darfen,  sind  unter  der  unmittelbaren  Auf- 
sicht des  Ktuitrolaiiites  zu  verpacken.  Dasselbe  hat  di<^  Pack- 
stücke 7A\  versiegeln,  mit  der  laulenden  Nununer  zu  veibclien, 
und  an  das  nächstgelegene  Zollamt  zu  leiten.  Dieses  hat  den 
zollamtlichen  Verschluss  anzulegen,  und  die  Waare  mit  einem 
Begleitschein  der  Partei  zu  übergeben,  welche  die  Ausfuhr 
zu  oewirkcn  bat.  Dem  Grenzzollamte,  bei  welchem  der  Aus- 
tritt der  Waare  erfolgt,  liegt  ob,  den  Begleitschein  mit  der 
Bestätigung  dieses  Austrittes  zu  versehen,  und  an  das  Zollamt, 
weiches  denselben  ausgefertigt  Imt,  zurückzusenden  Letzteres 
hat  das  Kontrolamt  von  der  stattgefuudeuen  Auafuhr  zu  ver- 
standigen. 

Ein  gleicher  Vorgang  ist  hinsichtlich  des  Golddrahtes 
vierter  Sorte  (§  60  des  Gesetzes),  welcher  nur  für  das  Aus- 
land verfertigt  und  im  Inlande  nieht  feilgeboten  oder  weiter 
verarbeitet  werden  darf,  und  hinsichtlich  der  aus  Gold*  oder 

Silberdralit  mit  Beimengung  unechten  (leonischen)  Drahtes  für 
das  Ausland  verfertigten   Gespinnste,  Gewebe  und  derlei 

Waaren  (j^  69)  zu  beobachten. 

Wenn  Waaren,  df»reu  Verfertigung  nur  mit  der  Bestim- 
mung zur  Ausfuhr  gest^Utct  ist,  bei  den  Verfertigern  oder  bei 
Verkäufern  m  fertigem  Zustande  getrofien  werden,  tritt  das 
gesetzliche  Strafveriahren  ein. 
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Gold-  und  Silbe rwaaron,  die  auf  obige  Weise  ausgeführt 
wurdeü,  aijucl  bei  etwaiger  Wiedeiemtuhr  gleich  ausländischen 
Qerftthen  zu  behandeln. 

6.  Anslftndlzche  Gold-  und  Silbergeräthe. 

Bei  den  aus  dem  Aualande  eingeführten  Gold-  und  Silber- 
gerftthen  ist  au  erheben,  ob  dieselben  weni^tens  den  geringsten 
nir  das  Inland  bestimmten  Feingehalt  mit  der  yom  Gesetze 

geforderten  Beschaffenheit  der  Metallmischung  besitzen,  und 
nicht  etwa  zur  Täuschung  des  Käuiers  fremdartige  Körper  ein- 
geschlossen enthalten. 

Auslandische  Geräthc,  welche  in  diesen  HezipluTn!:::pn  nicht 
anstandslos  befunden  werden ,  sind  nach  den  iiesiiiniiiuugen 
der      33  und  beziehungsweise  77  des  Gesetzes  zu  behandeln. 

7.  Drahtzug. 

Bei  Privatdrahtztigen  ist  der  amtliche  Verschluss  ( Gl 
des  (Tesetzeöj  au  die  Grobdraiitzugövorriciitungen,  d.  i.  die- 
jenigen, die  zur  Ausziehung  des  Drahtes  bis  zur  Dicke  von 
4^/9  Linien  herab  dienen,  derart  anzulegen,  dass  die  Verwen- 
dting  derselben  ohne  Verletzung  des  Verschlusses  nicht  mög- 
lich ist. 

Der  Inhaber  eines  Drahtzuges  ist  gehalten,  das  betreffende 

Punzirungsamt  von  der  beabsichtigten  Vergoldung  der  Sühf^r- 
stangeii  und  Aiis/.ichung  des  Grobdrahte«  mindestens  24  Stunden 
vor  jenem  Zeitüunkte  in  Kenntniss  zu  setzen,  an  welchem  der 
zur  Kontrole  anzuordnende  Beamte  abzugehen  hnt 

Dießem  lieamlcn  sind  die  iSilberstangen  und  Goldblättchen 
zur  £imittLunff  des  Gewichtes  und  zur  Abnahme  von  Probe- 
stückchen, weushe  zur  Untersuchung  des  Feingehaltes  dienen» 
zu  tU>ergeben. 

Von  den  zu  untersuchenden  Gegenständen  sind  je  swei 

Probestückchen  zu  nrlimcn,  und  abgesondert  unter  gemein- 
schaftlielies  Siegel  des  Amtes  und  der  Partei  zu  legen.  Die 
Untersuchung  des  Feingehaltes  wird  bei  dem  Punzinuifr'^f^n^te 
vorgenommen ,  und  nach  dem  Richtigbefunde  desselben  das 
Materiale  der  Partei  zurückgestellt. 

Der  amtliche  Verschluss  des  Drahtzuges  wird  von  dem 
Beamten  nacJi  Uebernahme  der  ProbestQckchen  abgenommen 
und  wieder  angelegt,  sobald  cUe  kontrolpflichtige  Auaziehnng 
dee  Drahtes,  weicher  er  beizuwohnen  hat,  beendigt  ist 

8.  Eontrolgebtlhr. 

Die  Kontroigebühr  für  Barren  und  Geräthe  ist  vor  der 
Vornahme  der  amtlichen  Bezeichnung,  jene  für  Draht  un- 
mittelbar nach  Beendigung  der  kontrolpmchtigen  Ausziehung 
desselben  zu  erlegen. 
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Beim  Drahte  bis  zum  Gewichte  von  18  Pfund  kann  der 
gebühreBfreie  Gewichtaabsug  der  als  Draht  unbrauchbaren 

Kuden  und  der  Unteruiarken  ohne  wirkliches  Al)8chneiden 
und  Abwägen  derselben  mit  6  Uuuderttheilen  tur  jedes  Pfimd 

bemessen  werden, 

Üeber  die  liir  die  Piiiiuii^j:  von  ( lold-  und  Silberwaaren 
berichtigte  KontrolgebuLr  wird  der  Partei  von  dem  Koutrol- 
amte  eine  Empfangsbestätigung  ausgestellt. 

9.  G  c  w  e  r  b  s  b  ii  c  h  e  r. 
Die  nach  dem  (lesetzp  untor  an)tlicher  Aufsicht  stehen  du 
Verfertiger  und  V  erkäufer  von  Gold-  und  Silberwaaren  Miid 
verbunden,  ilire  (Juwerbabücher  dem  Kontrolamte  oder  dem 
von  demselben  abgeordneten  Beamten  auf  Verlangen  2ur  Ein- 
sicht vorzulegen.  q^^^  L  a  r  i  s  c  h  -  M  o  e  n  i  c  h  m.  p. 

Bellare  A. 

(Vergleiche  Beilage  A  zu  dem  folgenden  £rlaas  vom  10.  Mttrz  1872.) 

Bellaffe  B. 

(Vergleiche  Beilage  B  su  dem  iolgeudeu  Ei'laaä  vom  lü.  März  1872.)j 


Erlaus  des  Finauzminii^teriumi»  vom  10.  31ärz  1872,  wegeu 
Vereinigung  der  Kontrolamtszeiehen  mit  den  Fein^ehalts- 

pnnzen. 

Mit  Bezug  auf  die  36,  37  und  38  des  Gesetzes  über 
den  Feingehalt  der  Gold>  und  SSilberwaaren  und  dessen  Ueber- 
wachuug  vom  19.  August  1865  (R.-Q.-Bl.  Nr.  75  vom  Jahre 
1866),  und  die  zum  Vollzuge  desselben  erlassenen  Vorschrifiten 
vom  30.  November  1866  (U.-G.-ßl.  Nr.  149)  und  vom  30.  Mai 
1868  (K.  G.-Bl.  Nr.  55),  wird  bekannt  gemacht,  dass  zur  Be- 
seitigun«^  der  bisherigen  abgesonderten  Bezeichnung  der  Gold- 
und  k5ilber<::eriithe  mit  dem  Kontrolamtszeiehen  neben  der 
Feingehalts-  und  Aut>lauils|)unze  künftig  diese  Punzen  zugleich 
Hucii  dab  Kontrolanitszeiciieu  dergestalt  enthalten  werden,  djisjs 
auf  den  Feingehaltspunzen  unter  vollständiger  Beibehaltung 
ihrer  bisherigen  Form,  Grösse  und  Zeichnnne  das  betreffende 
Kontrolamtszeiehen  an  jener  Stelle  angebnuSit  wird,  welche 
der  Feingehaltsnummer  gegenüberliegt. 

Sämmtliche  dermalen  bestehende  Kontrolämter  sind  mit 
ihren  Amtszeichen  in  der  Beilage  A  übersichtlieh  zusammen- 
gestellt und  sind  überdies  an  den  auf  der  Beilage  B  dar- 
gestellten Abbildungen  der  verschiedenen  Feingehaltspuuzen 
]cne  Stellen  mit  einem  Sternehen  bezeichnet,  ;iuf  welchen  das 
AmtazciciiLU  augebracht  sein  wird.  Auf  den  Auslaudbpunzen 
wird  der  Buchstabe  des  Pnnzirongsamtes  auf  der  linken,  die 
Ziffer  der  Stätte  aber  auf  der  rechten  Seite  erscheinen. 

Kleinere  Nebenbestandtheile  eines  G-eräthes,  welche  die 
>  Bezeichnung  mit  der  kleinen  Feingehaltaponze  ohne  Verun- 
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ßtaltuDg  nicht  zulassen ,  oder  bei  denen  ein  IMiöbbiauch  der 
Feingehaltüpuuze  zu  beiürchten  wäre,  wie  z.  B.  jSadelstifte 
der  Brochen,  Au&ätze  zu  Ohrgehängen  a.  dgl.^  werden  mit 
dem  bisher  in  Anwendang  gestandenen  Amtaseichen  allein 
zum  Beweise  der  stattgefundenen  Kontrole  bezeichnet  werden. 
Dabei  hat  als  Regel  zu  dienen,  dass  bei  Gold-  und  Silber- 
geräthen  mit  dem  Feingehaltsgrade  Nr.  3  oder  darüber  das 
Amtszeichen  doppelt,  bei  dem  Feingehaltsgrade  Nr.  4  dagegen 
blos  einfach  autjgeschlagcn  wird. 

Wenn  aber  auch  die  Anbringung  des  Amtszeichens  allein 
auf  solchen  Nebenbestandllieilen  wegen  ihrer  Zartheit  nicht 
thunlich  wäre,  so  wird  dasselbe  auf  den  Hauptbestandtheil 
des  Oeräthee  neben  der  mit  dem  Amtszeichen  Tereinigteu 
Feinsehaitspunze  besonders,  jedoch  stets  ein&ch  angeschlagen 
um  dadurch  derlei  Gerüthe  von  solchen  zu  unterscheiden, 
welche  ohne  den  betreffenden  Nebenbestandtheil  (Aufsatz  ti.s.w.) 
zur  Kontrole  gelangten.  Mit  der  Einführung  der  neuen  ver- 
einigten Punzen  treten  die  bislier  in  Anwendunpj  gestandenen 
eini*achen  Feingehaltspunzcn  ^.;unz  ausser  Gebrauch. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  April  1872  in  Wirk- 
samkeit. 

  Pretis  m.  p. 


U  e  l>  e  r  .s  i  c  Ii  t 

der  zur  Prüfuiff  ud  Ueberwaehmg  des  Peingeha1t«6  der  Gold-  ud 
Silberwaaren  benifenen  k.  k.  Ksntrolämter. 


Fuiizirungs- 
ämter 

Pnnzirungss  tätten 
nebigen  PunzimngsSrntem  untcnteheud 

Amts- 
zeichen 

Standort 

Amt 

Wien' 

M  J     .  .               ...  A 

A 

Ai  bis  Ali 

Folgexk  11  PuiiziniiigriEmter  mit  d( 

an  AmtBzeichen 

B 

BibisB» 

Desgi.  5  Pimzirungeämter  mit  den  Amtszeichen 

Png 

C 

CibisCt 

Desgl.  7  jPuiuiruugsämter  mit  den  Amtsseiehen 

Krakau 

£ 

El  bis  Es 

Desgl.  5  Panzirangaftmler  mit  den  Ämtaseichen 

Lemberg 

P 

FibisFr 

Desgl.  7  Pimstnmgsfimt^  mit  den  Amtszeichen 

iiratis 

O 

GiUsGe 

Desgl.  3  PdnärangtibDter  mit  den  Ämtezaehen 

Bregenz 

H 

Hl  bis  H» 

De^gi.  9  Ponzinmgslimter  mit  den  Amtradehen 

Triest 

M 

Mt  bis  Iis 

DeägL  9  PmudiungBiunter  ndt  den  Amtsseichen 
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ier  Pnuen  iir  Beseiehniig  der  OoM-  uA  SilbergerSlhe. 
Im  ISftchen  Lfaüeninaaase  der  natfiriichen  GMtese. 


1.  Fein^ehaltspunzeii  iiir  ^^rOssere  inläiHlischt^  Geräthe. 

Die  £iii£u8ung  des  -Kopfes,  bei  welcher 

eine  gerade  Linie  15  Handerttheile 

eine  eingezof^ene  Linie    14  „ 

eine  aufgebogene  Linie  16 
andeutet,  bezeichnet  zugleich  selbst  unmittelbar  den  Feingehalt 
in  Hunderttheilen. 
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0,75 


0,58 
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Iii,  Punze  lür  ältere  Erzeu^rinsso. 


IV.   Punze  Itir  auslHudische  «eräthe. 
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Vor w  ort 


Die  äussere  Veranlassung  zu  der  nachfolgenden  Arbeit 
wurde  dem  Verfasser  durch  seine  amtliche  Thtttigkeit  in  der 
Armenverwaltung  der  Stadt  BerHn  geboten.  Namentlich  war 
es  die  ihm  übertragene  Leitung  der  vom  Reiche  dir  das  Jahr 
1885  angeordneten  Armenstatistik,  welche  ihn  nötigte^  den 
Wert  und  die  Aufgubp  der  Arinonstatistik  nishor  zu  unter- 
suchen. Von  selbst  ergab  sich  hieraus  die  Beziehung  zu  allen 
denjenigen  Fragen,  ftir  deren  Beantwortung  die  Amionstatistik 
Material  zu  liefern  bestrebt  ist  oder  w^enigstcus  bebtrebt  sein 
soll:  zu  den  Fragen  der  Armengesetzgebung  und  der  ihr 
verwandten  Einrichtungen  im  Bereiche  der  vorbeugenden  und 
der  freiwilligen  Armenpflege. 

Das  Bemühen,  in  diese  Fragen  tiefer  einzudringen,  wird 
aber  weder  durch  die  Literatur  noch  durch  die  Statistik  in 
hinreichendem  Masse  unterstützt.  Kielit  dass  es  an  theoreti- 
schen Darleg'ungeii  oder  Versuchen  zaIileiinüUsiger  Ermittelung 


zustande  so  rdch  gewesen  ist,  wie  die  unsere,  dass  keine  die 
diesbezüglichen  thatsächlichen  Yerhiütnisse  zu  untersuchen 
eifriger  bemüht  war.  Aber  dieser  Vorzug  wird  zu  einem 
grossen  Teile  wieder  ausgeglichen  durch  zwei  Uebelstünde, 

deren  einer  zu  allen  Zeiten  hat  beobaelitet  worden  können, 
wälirf'nd  der  andere  gerade  der  neueren  Zeit  eigentümlich  ist : 
Cö  ist  dies  einerseits  die  altgewohnte  Verr|uiekung  der  Fragen 
der  Annen-  und  Wirtschaftsgesetzgebung  mit  der  Politik  und 
dem  Parteiwesen  und  auf  der  anderen  Seite  die  gegenwärtig 
so  sehr  starke  Zersplitterung  der  diesbezligliehen  Thätigkeiten, 
welche  teils  nur  der  Theorie  oder  nur  der  Praxis ,  teils  nur 
der  öffentlichen  oder  nur  der  privaten  Annennflege  zugewen- 
det sind.  Hindert  jene  Verquickung  vielfacli  die  sachliche, 
vonirteilslose  Würdigung  der  gegnerischen  Meinung,  so  hat 
diese  Zers])litterung  in  den  meisten  Fällen  eine  höchst  s(  hJid- 
liche  Einseitigkeit  zur  Folge.    Und  so  geschieht  es,  dass  ein 
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ungeheueres,  in  den  Verhandlungen  der  Parlamente  und  G-e- 
meindevertretungen,  der  Kongresse  und  Vereine,  in  Zeitungen 
und  Broschüren,  in  den  statistiachen  Pubh'kationen  des  Reichs, 
dor  Bundesstaaten  und  der  einzelnen  Ver^va^tunL,^sl)('z^rke  auf- 
^espoichortes,  überaus  vielseitig'es  Material  zum  rossen  Teile 
ungenutzt  bleibt,  Avr'il  es  entweder  am  guten  \\  ilien  oder  an 
der  Gelegenheit  fehlt,  cö  kennen  zu  lernen.  Man  will  von 
vielen  Ausführungen  keine  Kenntniss  nehmen,  weil  sie  einen 
feststehenden  Bestandteil  des  gegnerischen  Parteiprogramms 
bilden,  und  man  kann  von  yieien  Darlegungen,  Nachwetsun- 
gen  und  Zahlenangaben  keine  Kenntnbs  nehmen,  weil  ihr 
Umfang  kaum  die  Beherrschung  eines  einzelnen  in  sich  ge- 
sehlDs.sonen  Teiles,  geschweige  denn  ein  JEUndringen  in  aas 
gcsammtc  Material  eniiöirliclit. 

Unter  diesen  ümsiaHil*  !!  dürfte  nicht  sowohl  ein  Bedürf- 
niös  nach  Auffindung  neuer  Reformpläne,  nach  Parteinahme 
und  Verschärfung  der  bestehenden  Gegensätze  voriianden  amn, 
als  wie  es  notwendig  erscheint,  Umschau  zu  halten,  das  Vor- 
handene unparteiisch  zu  betrachten,  das  Zerstreute  zu  sammeln. 
Völlig  wird  man  die  beaseichneten  Uebelstände  auch  dann  noch 
nicht  überwinden  können;  nhov  wird  möglich  sein^  ihre 
Wirkungen  einigermassen  abzubcliwäehen. 

Und  hieran  an  ihrem  Teile  beizutragen  ist  der  vor- 
nehmste Zweck  der  vorliegenden  Arbeit.  Sie  will  weder  den 
mannigfach  laut  gewordeneu  Wünschen  und  Vorschlägen  wegen 
Besserung  oder  Aenderung  der  Armengesetzgebung  neue 
Wünsche,  neue  Vorschläge  hinzufügen;  noch  auch  will  sie 
das  eine  «»der  das  andere  Reformprojekt  vom  ParteisUmdpunkt 
aus  empfehlen  od(n-  bekämpfen.  Sie  will  vielmehr  den  Versuch 
machen,  niö^'liehst  unparteiisch  und  möglichst  allseitig  zu 
untersuchen,  was  v(»n  den  herrschenden  Zustunden  in  der 
Meinung  der  Menschen  Bedenken  erre^rt  hat,  was  über  die- 
selben von  verschiedenen  Seiten  geäussert  worden,  welche 
Thatsachen  in  Bezug  auf  dieselben  mehr  oder  weniger  zu- 
verlässig festgestellt  werden  kttnnen.  Es  ist  die  Absiät,  den 
zur  Armengesetzgebung  berufenen  und  den  mit  ihrer  Aus- 
führung betrauten  Organen  über  die  wichtigsten  Fragen  Aus- 
kunft zu  geben,  ihnen  eine  Art  Sieherheit  zu  gewiiliren,  dass 
sie  an  einer  Stelle  beisammen  finden,  was  in  Beziehung  auf 
die  einzelnen  Fragen  ^o^sa^t ,  geselirielx'ii  und  nachgewiesen 
ist,  bezw.  wo  die  Literatur  und  die  Statistik  im  Stiche  lassen. 

Dennoch  soll  die  vorliegende  Arbeit  nicht  lediglich  eine 
Materialien-Sammlung  dantdlen.  War  meine  Awicht  ur- 
sprünglich auch  in  erster  Linie  daraufgerichtet,  so  musste 
ich  mich  doch  bald  davon  überzeugen,  dass  es  an  einer  blos^t  n 
Kompilation  nicht  genug  sein  könne.  Denn  erst  bei  dem  Be- 
mühen .  die  einT^elnen  Thatsachen  und  Zahlen  in  bestimmter 
Reihenfolge  und  nach  systcmatischon  Gesichtspunkten  zu  ord- 
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nen,  empfand  ich,  was  der  Mangol  systematischer  und  ge- 
Bcliiclitlicner  Grundlagen  zu  bedeuten  liat,  und  wie  gross  dieser 
Mangel  gerade  Muf  dem  Gebiete  des  Armen wesens  und  der 
Armengesetzji^Gbung  ist.  Noch  fehlt  os  —  abgesehen  von  eini- 
gen kUrzeruu  Darstellungen  in  E]iryklopä(]?*Mi  sowie  in  Lehr- 
büchern der  Staatswiösenschaft  and  der  \  ülkswirtsuhaft  — 
an  einer  auf  tieferem  Grunde  aulgebauten,  das  ganze  (Jebiet 
umfassenden  Systematik  der  Offenüidien  Annenpfiege;  und 
noch  besitzen  wir  mit  Ausnahme  des  verdienstvollen,  aber 
doch  sehr  lückenhaften  Sammelwerkes  von  Emminghaus  keine 
Oeschichte  dieser  Disziplin'). 

Nur  aus  dioscm  Mangel  in  Verbindung  mit  den  oben  ge- 
nannten Ucbclständen  wird  die  überaus  unhistorische  und 
unsystematiöche  Behanillung  erklart  worden  können,  welche 
in  der  Tagesprcüse  —  wozu  namentlich  auch  die  Broachüren- 
literatur,  die  gegenwärtig  den  literarischen  Markt  behoiTscht, 
zu  rechnen  ist  —  den  meisten  hierher  gehörigen  Fragen  zu 
Teil  wird.  Denn  wie  eben  diese  Presse  in  der  unvergleich- 
lichsten Weise  £Ur  Ausbreitung  und  Verallgemeinerung  von 
Ideen  zu  wirken  vermag,  wenn  sie  sich  an  ein  durchgebil- 
detes Hvstem  anschliesst,  so  verwirrt  nie  andererseits  die 
riftV-ntliche  ^leinung,  wenn  sie  dieses  festen  Haltes  entbehren 
muss.    Wühl  bin  ich  weit  entfernt  zu  glauben,   dass  mit  be- 

f rifflicher  Klarstellung,  mit  geschieh tiicher  Ergründung  das 
leste  auf  unserem  Gebiete  gethan  sd:  das  Beste,  was  hier 
geleistet  werden  kann,  li^t  vor  allem  in  gegenwärtigem  ntttz- 
Uchen  und  hülfreichen  Thun.  Aber  dieses  ist  doch  die  nicht 
ssu  bezweifelnde  Wirkung,  dass  die  BegrifFsbiMun^  die  Er- 
kenntniss  sowie  die  Verbindung  zweckmässiger  Tliiiti^^keiten 
befördert,  nnd  dass  die  geseliichtliche  ErkenTitni.ss,  wenn  niehts 
mehr,  doch  wenigstens  vor  der  Einbildung  bewahrt,  die  gegen- 
wärtigen Zustände  seien  ohne  Beispiel,  die  gegenwärtig  vor- 
geschlagenen Heilmittel  ohne  Vorbild.  Wie  viel  Beglückimgs-, 
wie  viel  WeltverbesserungspUlne  blieben  ungesagt  und  uner- 
^rterty  wenn  man  jederzeit  den  unwiderleglichen  Nachweis  zur 
Stdle  hätte,  dass  keiner  derselben  noch  irgend  unversucht  ge- 
blieben ist 

Wenn  es  nun  [uieh  nicht  möglich  ist,  dem  bezeichneten 
Mangel  in  kurzer  Zeit  abzuhelfen  —  ein  solches  Unteniehmen, 
in  gntndlicher  Weise  durchgeführt,  würde  eine  Lebensarbeit 
erfordern  — ,  so  mochte  es  doch  des  Versuchs  verlohnen,  dies 
bei  den  wesentlichsten  Punkten  zu  thun,  neben  den  that- 
sächlichen  auch  die  begrifflichen  und  geschicht- 
lichen Grundlagen  au&usuchen  und  die  g(  fundenen  Resul- 
tate systematisch  zu  verarbeiten.   In  welcher  Weise  dies  mei- 


^)  VgL  das  Nähere  hierüber  in  den  §§  1—3  dea  ersten  Kapitels. 
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neibvitb  nun  im  Einzelnen  geschehen  ist,  braucht  hier  nicht 
näher  ausgeführt  zu  werden;  ein  Blick  in  das  der  Arbeit 
vorangeschickte  systematische  Infaaltsverzeichniss  giebt  hierüber 
gentigenden  Aufschhiss.  Nur  das  möchte  noch  hervorzuheben 

nein,  dass  neben  der  Beaclitung  der  angedeuteten  theoretischen 
Gesichtspunkte  auch  der  Rücksicht  auf  die  })raktische  Brauch- 
barkoit  und  Benutzbarkeit  der  Arboit  Rechnung  zu  tragen 
war.  DiMin  wie  sehr  es  auch  bei  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Annengcöetzgeiiiing  und  der  ihr  geltenden  Keforinlx  .stre- 
bungen  wünschenswert  erscheinen  musste,  die  vielfhlüg  ver- 
streuten Meinungen  und  Betrachtungen,  Wunsche  und  Vor- 
schlttge,  Zahlen  und  Thatsachen  an  einem  Orte  und  mit  Bezug 
auf  jede  einzelne  Frage  zusammenzufassen,  so  schien  es  gleich- 
wollt  zweckmässiger,  auf  Vollständigkeit  im  Ganzen,  d.  h.  auf 
TieliaiidlunjL^  aller  Frn^xcTi  zu  Gunsten  der  Vollständigkeit  im 
Einzelnen  zu  verzichten  und  lieher  einige  Punkte,  über  welche- 
eine  Meinungsverschiedenheit  iiielit  besteht,  ganz  bei  Seite  zu 
lassen  oder  nur  voridjergehend  zu  erwähnen,  um  die  wich- 
tigeren —  die  sog.  brennenden  Fragen  —  auf  breiterer  Grund- 
lage und  erschOnfend  zu  erörtern. 

Aus  eben  aiesem  Grunde  habe  ich  es  auch  vorgezogen^ 
die  Reihenfolge  der  Erörteningen  nicht  der  Legalordnung,  d.  h. 
den  einzelnen  Paragraphen  der  geltenden  Armengesetzgebung 
anzuschliessen,  sriiuleni  möglichst  der  sinngemässen,  natfirlfchen 
Kiitstelmn^^  einer  Frage  aus  der  anderen  nachzufolj^^en.  Wie 
i>r  es  ueworden?  Was  ist  geworden?  Was  soll  anders  werden  ? 
A\  aiiuu  soll  es  anders  werden?  Hierauf  wünschte  ich  Aus- 
kunft zu  geben. 

In  diesem  Sinne  ist  die  Arbeit  in  drei  Bttcher  eingeteilt. 
Der  erste  Abschnitt  des  ersten  Buches  enthält  eine  Uebersicht 
der  Literatur  und  Statistik,  um  zunächst  darüber  zu  orien* 
tiren,  wo  die  Quellen  für  die  behandelten  Gegenstände  zu 
finden  sind.  Sodann  sind  die  allj^emeinen  Vorau*<setznngen 
der  Armengoset/p<'l»uii^%  ihr  Verhältniss  zur  Versicherung, 
sowie  zur  freiwilligen  Annenpflege  untersucht.  Es  folgt  eine 
Uebersicht  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Armengesetz- 
gebung in  Deutschland.  Den  Beschluss  bildet  eine  kurze  Dar- 
stellung des  gegenwärtigen  Standes  derselben  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  bezüglichen  Verhandlungen  des  norcl- 
deutschen  Reichstages,  deren  Tnhalt  meist  viel  zu  weni^  be- 
achtet wird.  Ueberhanjit  ist  ein  historischer  Zusammeiihang 
an  vielen  8t<*llen  betont  worden.  Eis  schien  dies  um  so  wün- 
schenswerter, als  gegenwärtig  eine  lebhafte  Neigung  wahr- 
nehmbar ist,  die  herrschenden  Zustände  nur  zu  (ler  jiingsten 
Vergangenheit  in  Beziehung  zu  setzen ,  insbesondere  auch  die 
Annengesetzgebung  selbst  aus  ihrer  wirtschaftsgeschichtlichen 
Entwicklung  loszulösen  und  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  einer 
willkttrlichen  theoretischen  Konstruktion  zu  behandeln. 
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In  dem  «weiten  Buche  wird  der  bestehende  Zustand  zu 
schildern  versucht  und  mitgeteilt,  welche  iinansieillen  und  so- 
zialen Wirkungen  der  geltenden  Gesetzgebung  zugeschrieben 
werden.  Namontlieh  ist  die  in  den  Wanderungen  zum  Aus- 
druck kommende  Jievölkeriingsbcwegung  in  ihrer  Beziehung  zur 
Wirtsehafta-  und  Armengesetzgi-bung  Gej^eiistand  der  Betrach- 
tung. Daneben  nimmt  die  üntcrauehung  des  Standes  der 
kommunalen  Finanzen  und  seiner  Rückwirkung  auf  die  Zu- 
stände der  Armenpflege  und  den  Armenaufwand  einen  brei- 
teren Raum  ein.  Auch  auf  den  Rechtsgruiid  der  armenrecht- 
lichen Verpflichtung  seitens  der  Orts-  und  der  Landarmenver- 
bände (das  wirtschaftliche  Aecjuivalent).  auf  die  sittlichen  Wir^ 
kungen  des  Landarmenwesens  wird  näher  eingepin^cn. 

Das  dritte  Buch  enthält  die  Darstelhmg  der  gegenwärti- 
gen Keformbestrebungen  und  zwar  in  der  Reihenfolge,  dass 
Vorschläge,  welche  auf  eine  vollständige  Aenderung  der  Gesetz- 
gebung abzielen,  vorangestellt  sind,  und  die  ttbrigcn  mehr  oder 
weniger  umfassenden  Einzel  Vorschläge  folgen.  Dass  diesen 
drei  Gegenständen :  Rückkehr  zur  Heimatgesetzgebung  —  Bil-  * 
dung  bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  äs  Träger  der 
Annenlast  —  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und  gegen  Armen- 
verwaltungen —  der  verhältnissmässig  breiteste  Kaum  gegönnt 
ist,  wird  bei  der  praktisclien  Wichtigkeit  gerade  dieser  Fragen 
keiner  weiteren  Rechtfertigung  bedürfen.  Aus  dem  entgegen- 
gesetzten Grunde  ist  urogäcdut  die  E^rterung  der  Vorsdiläge, 
welche  die  Einfährung  der  Staatsarmenpflege,  die  Verlltngerung 
'  besBw.  Verkürzung  der  Fristen  für  Erwerb  und  Verlust  des 
Unterstützungswohnsitzes  zum  Oegenstande  haben  u.  a.  m., 
in  engeren  Grenzen  gehalten  worden. 

Kritischer  Aeusserungen  habt;  icli  niich  nicht  vcdlig  ent- 
halten können,  obwohl  ich  in  erster  Linie  nichts  Anderes  zu 
sein  wünschte,  als  ein  Bericliterstiitter,  welcher  die  Gegen- 
stände nach  gewissen  Gesichtspunkten  zusammenfasst  und  ver- 
bindet   Aber  eben  mit  dieser  Thfttigkeit  ist  die  Notwendig- 


ausdrücklich versichern  zu  sollen,  dass  es  mein  emsthaftes 
Bestreben  gewesen  ist,  mich  hierbei  von  dem  Einflüsse  irgend- 
welchen Parteistandpunktes  freizuhalten. 

Die  Sammlung  des  Materials  ist  bis  zum  Mai  1886  fort- 

feführt  Doch  sind  einzelne  wichtige  Arbeiten,  welche  iMsh 
ieser  Zeit  erschienen,  noch,  soweit  thunlich,  berücksichtigt 
worden.  Ein  definitiver  Abschluss  ist  für  diese  Dinge  gerade 
auf  unserem  Gebiete  niemals  zu  finden;  nur  die  ])raktische 
Nötigung  ein  Ende  zu  machen,  fiUirt  ihn  herbei.  Uo])rigens 
darf  Wold  angenonnnen  werden,  dass  für  die  nUchsten  Jahre 
wesentlich  neue  und  andere  Keformvurbchläge,  als  die  bisher 
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bekannt  gewordenen  nicht  zu  erwarten  stehen,  weil  schon  die 
letzteren  &st  alle  denkbaren  Möglichkeiten  erschöpfen. 


Zum  Schlüsse  habe  ich  oiner  jj^roösen  Zahl  von  T^f^ndes- 
behörden,  Gemeindeverwaltungen,  Vereinen  und  Privatpersonen 
fttr  die  l)ercitwilligste  Unterstützung  meiner  Arbeit  durch 
üebersendung  gedruckten  und  handschriftlichen  Materials  auch 
an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  und  herzlichen  Dank  aus- 
zusprechen. 

Namentlich  aber  ist  es  mir  BedUrfniss,  dies  dem  Heraus- 
geber dieser  Forschungen,  Herrn  Professor  Schmoller 
gegenüber  zu  thun,  der  mit  freundlichstem  Anteil  den  Beginn 
und  das  Fortschreiten  der  Arbeit  begleitet  hat. 
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1.  Kapitel. 

Literatur  und  Statistik  der  öffentlichen  Armenpflege. 


Yorbemerkong. 

Die  folgende  Ueberaieht  soll  nach  den  drei  Gebieten:  Wisseu- 
scbaft,  Pablüiaük,  Statistik  geordnet  in  groseen  Zttgen  fiber  die 

literarische  Behaudlung  des  Annenrechts  md  die  Armenstatistik 
Orientiren.  Bezüglich  der  beiden  ersteren  verweise  ich  noch  anf 
das  der  T>bei  sieht  an<?eschlossene  alphabetische  Verzeichniss  der 
gesainmteii  unnenrni  lit lirben  Literatur,  in  welches  nneb  ilirionigeii 
ällereu  Arbeiten  autgeiiommen  sind,  welche  mehr  als  blos  historische 
Bedeutung  haben.  Wo  im  Verlanfe  der  Arbeit  ein  Schriftsteller 
ohne  n&here  Bezeichnung  angeführt  ist,  bezieht  sich  die  Anftthmng 
anf  das  genannte  YerseichmsB,  welches  Tollst&ndige  Angaben  ent- 
hält. In  Besag  anf  die  Statistik  sind  die  in  der  Uebersicht  ent- 
haltenen Angaben  erschöpfend. 

I.  Wissenschaft. 

1.  0ie  0raBdzU^e  der  Systematik. 

§  1. 

Die  Systematik  des  deutschen  Armenreclits  ist  verhältniss- 
määsig  jung.  Die  ultere  Literatur  behandelt^  vomehmiich  im 
Anschluss  an  die  Untersuchungen  von  Adam  Smith  und 
Robert  Malthus,  di("  Fr.vir<m  nach  Notwendigkeit  und  Inhalt 
der  öffentlichen  Arin»'n]>lle^^c  im  Zusammenhange  mit  allen 
Fnigon  der  WirtHcliafts-  und  Handelspolitik  auf  der  einen, 
der  Organisation  und  den  Zwecken  der  Armenpflege  auf  der 
anderen  Seite.  Weit  ausholende  Untersuchungen  über  die 
Natur  des  Arbeitslohnes,  Uber  Wert  von  Freihandä  und  Schuta- 
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zoll,  von  J^iederlassuugsfreihcit  und  Aufenthaltsbeschränkung 
II.  8.  w.  führen  zur  Erkenntniss  der  Ursachen  der  Armut^ 
diese  KrkeDntniss  zur  Krwägung  geeigneter  Hülfsmittel »  in 
deren  Verfolg  zwischen  freiwilliger  und  öffentlicher  Armen- 
ToAege  geschieden  wird.  Aber  der  Hauptnachdniek  liegt  hier- 
uei  auf  der  Untersiulmng,  ob  die  Natur  und  die  Zwecke  der 
Armenpflege  ein  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  gestatten 
oder  rechtfertigen;  ein  tiefere«  Eingehen  auf  die  Fragen,  durch 
wen,  wem  gegenüber  und  in  welcher  Weise  die  öffentliche 
Armenpflege  zu  tlben  ist,  falls  ihre  Zulässigkeit  oder  Not- 
wendigkeit bejaht  wird,  findet  nicht  statt  Die  dem  älteren 
Heimatrecht  entsprechende  Veinpflichtung  der  Heimatgemeinde 
zur  Armenfiirsorge  gilt  als  schlechthin  identisch  mit  der  Ver- 
pflichtung zur  öfl'entlichen  Annenjtflege.  Die  Feststellung  ihrer 
VonuiPsetzuTigen  und  näheren  Massgaben  wird  nicht  als 
Gegenstand  der  Annengesetzgelmng',  sondern  der  Gesetzgebung 
über  das  Gemeindebürgerrecht  betraclitet.  Dies  Undert  kicIi. 
seitdem  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  und  Pruduktions- 
verhftltnis&e  hei  gleichzeitigem  Erstarken  der  Staatsgewalt  zu 
stärkerer  Betonung  des  Staatsbürgerrechts  gegenüber  dem 
Gemeindebttrgerrecht  flihrt  und  die  dem  Heimatrecht  »  igen- 
tttmlichen  Beschränkungen  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
nnvereinbnr  erscheinen  mit  den  dem  Staatsbürger  als  solchem 
zustehenden  Hechten.  Die  Gegensätze  —  von  denen  weiter 
unten  austuhrlicher  zu  handeln  sein  wird  ■ —  des  Staates  als 
des  obersten  und  der  Gemeinde  als  des  untersten  verfa.ssuugs- 
mässigen  Bezirkes  treffen  auf  einander ^  dem  Staatsinteresse, 
welches  auf  £rO0hung  des  ganzen  Staatsgebietes  für  die  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  aller  seiner  Einwohner  gerichtet  ist, 
tritt  das  Gemeindeinteresse  gegenüber,  welches  dem  Beginn, 
der  Fortsetzung,  d«:  Ausdehnung  dieser  wirtschaftlichen 
Thiitigkeit  ohne  oder  gegen  den  Willen  der  Gemeinde  wider- 
strebt, weil  und  soweit  die  Gemeinde  gleichzeitig  zur  Armen- 
fiirsorge  verpflichtet  werden  soll.  Und  nun  nötigt  der  von 
den  Inhabern  der  Staatsgewalt  im  wesentlichen  in  Ueber- 
eiustimmung  mit  der  Theorie  anerkannte  Grundsatz,  dass 
eine  öffentliclie  Armenpflege  nicht  entbehrt  werden  könne,  zur 
vielfältigsten  Erwägung,  wie  ihre  Durchführung  möglich  sei, 
ohne  das  eine  oder  das  andere  Interesse  zu  schwer  zu  ver- 
letzen, wie  es  ztmi  mindesten  möglich  sei,  diese  Interessen 
einigermassen  auszngleiclien.  Es  muss  untersucht  wertlen, 
ob  die  Gemeinden  oder  wer  sonst  die  Organe  der  öffentlichen 
Armenpflege  bilden  sollen,  wer  die  zu  i lirer  Uebung  notwen- 
digen Mittel  auf/ubringcn  hat,  wem  gegenüber  die  zu  be- 
zeichnenden Organe  sich  zu  bethutigen  haben.  Es  muta 
untersucht  werden,  welche  Beziehung  zwischen  dem  einzelnen 
bedürftigen  Individuum  und  den  Trägern  der  öffentlichen 
Gewalt,  den  Gemeinden,  dem  Staat  und  den  etwa  dazwischen 
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liegenden  mittleren  Verwaltungsbezirkeii  besteht,  und  wie  weit 

diese  Beziehung  die  Auferlegung  der  Armenhust  rechtfertigt, 
welcli«'  Scliutzniittel  den  (xcmeindcn  als  Trägern  der  Amien- 
last  ^i^cf^e))»'!!  werden  köiiaen,  um  eine  sokh«-  Beziehung  nicht 
gänzlich  unabliaugig  von  ihrem  Willen  oiitstehon  zu  lassen. 
Dio  althergebrachte  Verpflichtung  zur  Arnieniurüürge  seitens 
der  lleimatgemeinde  als  derjenigen,  welcher  ein  Individuum 
in  der  Gesammtheit  seiner  wirtschafilichen  und  politischen  Be- 
siehungen  angehörte,  geht  allmählich  in  die  spezifisch  armen* 
rechtliche  Verpflichtung  über.  Die  Erinnerung  an  die  erstcre 
erhält  sich  in  dem  Namen  Heimat^  der  selbst  da,  wo  ledig* 
lieh  die  armenreclitllelie  Verpflichtung  zur  Fmir*^  steht,  zur 
Bezeiehnung  dieser  einen  Seite  des  Heimatverii.ilTni.sses  zu- 
nächst beibehalten  wird,  um,  bei  allmählicher  Ausseheiduni; 
aller  übrigen  Beziehungen,  geradezu  der  technische  Ausdruck 
für  die  Angehörigkeit  eines  Individuums  zu  einer  Gemeinde 
in  Bezug  auf  die  Öffentliche  Armenpflege  zu  werden.  Heimat- 
recht,  E&imatgemeinde  werden  identisch  mit  Armenrecht  und 
Armengemeinae.  Durch  die  Untersuchungen,  welche  dies 
wesentlich  modiflzirte  Ileimatverhältniss  zum  Gegenstande 
haben,  empfängt  die  Literatur  über  das  Armenwesen  einen 
neuen  und  eigentümlichen  Inhalt;  es  sondert  sich  von  ihr 
als  ein  wesentlicher,  aber  in  <]fewis.sem  Sinne  selbständi^^^r 
Bestandteil  die  Literatur  Uber  eben  diese  Fragen  ab  und 
wird  zur  Spezialliteratar  des  Heimat-  oder  des  Armenrechts 
als  des  Inbegriffs  aller  auf  die  Öffentliche  Armenpflege  bezüg- 
lichen Normen, 

2.  Die  Literatur  über  das  Armenwesen  im  allgeineiuen. 

§  2. 

Eine  umfassende  systematische  Darstellung  aller  auf  das 
Armenwesen  bezüglichen  Momente  ist  in  Deutschbnd  bisher 
nicht  unternommen  worden.  Die  einsige  in  grösserem  Mass- 
stabe angelegte  Arbeit  ist  die  von  v.  Öerando,  Die  öffent- 
liche Armenpflege,  in  der  guten  deutschen  Bearbeitung  von 
F.  J.  Buss,  4  Bünde.  1843—46.  Dieselbe  steht  auf  dem  oben 
angedeuteten  Standpunkt,  das  Armenwesen  als  ein  rfanzes 
zu  allen  Erscluiinungen  des  wirtschaftlichen,  tioziahn  und 
politischen  Lebend  in  Beziehung  zu  setzen,  und  begreilt  unter 
öffentlicher  Armenpflege  die  Armenpflege  im  weiteren  Sinne; 
ein  Eingehen  aut  die  eigentflmlietien  Interessengegcnstttze, 
welche  später  in  den  Voäergrund  der  eigentlichen  annen- 
rechtlichen Literatur  treten,  liegt  ihr  fem.  Dagegen  werden 
alle  näheren  und  ferneren  Veranstaltungen  der  Armenpflege, 
Vorbeugun.i^  durch  I^cihhäuser,  Sparkassen  u.  s.  w,,  TlfÜfeloi- 
stuug  au  ArbeitätUhige  uud  Arbeitsunfähige,  Fürsorge  tUr  Ge- 
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brechliche  und  Kranke  u.  s.  w.,  nach  dem  damaligen  Stande 
der  Wissenschaft  in  den  Bereich  der  Betrachtung  gezogen. 
Das  umfangreiche  Werk  ist  sowohl  wegen  seiner  Tendenz 
auch  heute  noch  in  hohem  Grade  beaclitenswert ,  als  auch 
wegen  der  eigentümlichen,  im  Grunde  unter  allen  Verhält- 
nissen sich  gleichbleibenden  Natur  der  Armut  und  der  Armen- 
pflege noch  durchaus  praktiBch  brauchbar. 

Am  nächsten  stehen  dem  Gerandoschen  Werke  zwei 
gleichfalls  nicht  deutsche  und  gleichfalls  Ende  der  dreissiger 
Jahre  erschienene  Arbeiten,  die  von  D  u  c  h  a  t  e  1  und  N  a  v  i  1 1  e  ^ 
von  einem  nngmannten  Bearbeiter  1842  znsammengefasst  und 
in  deutscher  üebertragung  bearbeitet.  Amh  diese  Autoren 
setzen  sieh  die  Untersuchung  des  ganzen  Gebiets  zur  Auf- 
gabe und  legen  den  Hauptnachdruck  auf  den  Gegensatz  von 
freiwilliger  und  Öffentlicher  Aiinenpfle^e,  die  letztere  verur- 
theilend.  Auch  diese  Arbeiten  sind  wegen  der  grossen 
Sachkenntniss  ihrer  Verfasser  noch  heute  vollständig  brauch- 
bar; das  mit  ausserordentlichem  Fleiss  von  Naville  zusammen- 
getragene, zwar  etwas  bunt  und  zuweilen  sogar  tendenziös 
zusammengestellte  Material  darf  als  geradezu  unentbehrlich 
bc'zoic  linet  werden. 

Die  deutschen  Arbeiten  ähnlicher  Art  gehen  nicht  über 
das  Handbuchmässige  hinaus.  Hierher  gehören  vor  allem 
die  sehr  gut  geschriebenen  Artikel  von  Stahl  über  Annen- 

fflege  imd  Armenpolizei  und  von  Brater,  Oeffentliche  und 
^rivatarmenpflege,  in  Bluutschli  und  Brater,  St.-W.-B.  Na- 
mentlich geht  Stahl  auf  das  eigentliche  armenrechtliche  Ver- 
hältniss  ein  und  bespricht  im  liberalen  Sinne  das  Verhältniss 
von  öffentlicher,  den  Gemeinden  zu  iibertrriL''f'nder  Annen- 
pflege zur  FreizügijLckeit  und  Niederlasnung.  ^spezieller  auf 
dieses  Verhiiltuiss  und  mit  derselben  Tendenz  gent^Icdicus 
ebenda  s.  v.  Heimat  und  Niederlassung  ein.  Siehe  ferner  die 
Artikel  Uber  FVeiztIgigkeit  von  Lette  im  Staatslexikon  von 
Rotteck  und  Welcker;  von  M  ei  er  in  v.  HoltzendorffiB  Cn- 
cyklopädie  der  Rechtswissenschaft. 

Die  weitaus  wichtigste  mid  bis  zu  diesem  Augenblicke 
noch  als  ausgiebigste  Quelle  am  meisten  benutzte  Arbeit  bildet 
das  Sammelwerk  von  E  ni  m  i  n  g  h  a  u  s ,  welches  zunächst  be- 
stimmt war,  den  Verhandhingen  des  Volkswirtschaftlichen 
Kongressea  von  1869  Uber  das  Armenwesen  thatsnchliehes 
Material  an  die  Hand  zu  geben.  Dasselbe  enthält  aus  der 
Feder  verschiedener  Autoren  Darstellungen  des  Annenwesens 
der  meisten  europäischen  Staaten,  darunter  alier  grossen  und 
einiger  kleiner  deutschen  Staaten  und  ein»Kr  deutschen  Städte 
(Berlin,  Frankfurt  a.  If^  Elberfeld,  Kiol,  Braunschweig).  Von 
den  zu  Prenssen  gehörenden  Gebieten  sind  Hannover,  Hessen. 
Nassau,  sowie  di^  Klbherzogtümer  Gegenstand  ab<^^esondorter 
Darstellung.   ¥iXr  Ueiichichte  und  Dogmatik  des  Armenrechts 
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sind  diese  Arbeiten  insofern  besonders  wichtig,  als  die  Armen- 
gesetzgebung in  jeder  derselben  an  bevorzugter  Stelle  behan- 
delt und  in  Beziij?  auf  iliroii  Wert  beurteilt  ist.  Doch  ist 
Unifang  und  Wert  der  Arbeit<'Ti  ein  sehr  ungleicher.  Neben 
den  Ausführungen  idter  Baiern ,  ^^'iirt('nlberg,  Baden  und 
iS;uiäau,  die  von  Makuwitza,  Bitzer,  Kuuuinghaus  und  öcliolz 
herrfihren  und  namentlich  durch  die  Darlegung  des  Einflusses 
der  wirtschaftlichen  Zustände  auf  das  Armenwesen  von  blei- 
bendem Werte  sind,  befinden  sich  andere,  die  notdürfiag 
einiges  statistische  Material  nebst  eini^^i  u  Oesetzen  und  Ver- 
ordnungen zuBammenstclIen ,  ohne  dasselbe  nfich  wichtigeren 
Oesi(  lit.s|ninkton  zu  verarbeiten.  Uebrigens  darf  hieraus  kein 
Vorwurf  erlioben  werden,  da  das  Wc^rk  in  sehr  knrzor  Zeit 
licrzustf'llcii  war.  Für  das  KcichHarrnenrecht  ist  dasf?eibi'j  da 
es  vor  Emanation  des  Gesetzes  über  den  U.-W .  erschien, 
selbstverstSndlich  nur  von  mittelbarer  Bedeutung. 

Dies  letztere  gilt  auch  fUr  Katzinger,  Geschichte  der 
kirehliclien  AnnenpHege,  die  aber  gleichwohl  fiir  die  Erkenntp 
niss  des  historischen  Zusammenhanges  sehr  wichtig  ist,  nament^ 
lieh  da,  wo  es  sich  tun  den  U«djergang  von  der  Armenpflege  der 
kirchlichen  zu  der  der  bürgerlichen  Gemeinde  handelt.  Doch 
beeinträchtigt  der  Standpunkt  des  Verfassers  filr  die  Zeit 
nach  der  Reformation  insofern  den  Wert  seiner  Arbeit,  als 
er  unter  kirclilich  immer  nur  kaüiolisch  versteht  und  die  sehr 
bedeutenden  Leistungen  der  kirchlichen  Gmandeaimenpflege 
in  protestantischen  lilndem  gans  ignorirt  Im  tlbrigen  scheint 
mir  der  Vonvurf,  der  gegen  R.  erhoben  wird,  dass  sein  Buch 
einseitig  und  im  katholisch-hierarchischen  Interesse  geschrieben 
sei,  nicht  ganz  begrtindet.  Weder  sucht  Ratzing^er  die  Entartung 
der  kirchlichen  Annenpflege  in  den  Hilnden  der  liohen  Geist- 
lichkeit irgendwie  zu  beschönig«  n  ,  noeii  will  er  in  seinen  am 
»Schluss  gegebenen  Refonnvorsch lagen  die  weltliche  Verwaltung 
von  der  Armenpflege  ausschli essen ;  vielmehr  soll  dieselbe 
nach  wie  vor  die  Leitung  behalten  und  den  Klerus  angemessen 
M  der  üebung  der  Armenpfl^  beteiligen.  Protestantischer^ 
seits  wird  die  kirchliche  Annenpflege  in  dem  gründlichen 
Werke  von  Uhlhorn,  Die  christliche  Liebesthätigkeit,  be- 
handt  lt.  Für  das  eigentlielie  Arnionrecht  bietet  dasselbe  noch 
geringere  Ausbeute,  als  liatzingers  Gcseliiehte,  da  die  Dar- 
stellung sich  auf  die  Zeit  bis  zum  Beginn  der  Reformation 
beschränkt  und  nur  in  einem  Schlusskapitel  der  Uebergang 
Ton  den  damaligen  Zuständen  zu  der  Armenpflege  der  bürger- 
lichen Gemeinde  angedeutet  wird. 

Als  letsste  hierher  gehörige  Arbeit  ist  die  von  Loening, 
Das  Armenwesen,  in  SchOnbergs  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie,  zu  nennen.  Derselbe  giebt  in  sehr  guter  Anord- 
nung einen  Ueberblick  über  die  Ursachen  der  Armut,  über 
die  Geschichte  und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Armen- 
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gesetzgohun^?,  über  die  sog.  bronn'Miflen  Fra,!?<^ii  der  Reform, 
über  Organisation  und  Ausübung:  dor  Armcnplicge  sowohl 
nach  der  präventiven  wie  der  repr  <;.s8iven  »Seite.  Wenngleirh 
die  Arbeit,  cntspreehcnd  der  HtcUe,  an  der  sie  erschienen 
ist,  auf  die  einzelnen  Punkte  nicht  tief  und  erschöpfend  ein- 
geht, so  bietet  sie  doch  ein  ausreichendes  und  zuverlässiges 
Bild  des  gesammten  Armenwesens,  wie  es  dem  heutigen  Stande 
der  Wissenschaft  und  namentlich  auch  der  Verwaltungspraxis 
entspricht 

3.  Di^  armenreehtliclie  Literatar  im  engmn  Sinne. 

I.  ßis  zu  d o n  geg cu  war t ige n  Ret'o r m.b es tr eb u iig  cu. 

§3. 

ft.  Was  die  eigentlich  armenrechtliche  Literatur  betrifft,  so 
Ittsst  sich  nicht  wohl  ein  genauer  Zeitpunkt  angeben,  in  wel- 
chem die  diesbezüglichen  Untersuchungen  begonnen  haben. 
Es  wird  unten  darzulegen  sein,  wie  sich  dio  rjcsctzgebung 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  und  später  des  Norddeiitsdicn 
Bundes  in  vSachen  der  Wirtachnfts-  und  Armengesetzgebung 
verhalten,  in  welchen  Jahren  dioshozugliclic  wichtige  und  ent- 
scheidende Gesetze  erlassen  worden  sind.  Hier  zu  be- 
merken, dass  die  Literatur  mit  der  Gesetzgebung  gleichen 
Schritt  gehalten  hat,  dieselbe  beurteilend,  Neuerungen  im 
Sinne  voller  wirtschaftlicher  Freiheit,  Aenderungcn  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  fordernd,  je  nachdem  die  Gesetzgebung 
nicht  weit  genug  oder  zu  weit  gegangen  zu  sein  schien.  Will 
man  Zahlenangaben  machen,  so  mag  os  das  Jahr  1815  sein, 
in  wekliem  die  Voroinbarung  der  deutschen  Bundesakte  auch 
die  Freiheit  der  Niederlassung,  des  Gewerbebetriebs  u.  s.  w. 
in  allerdings  sehr  massigen  Grenzen  tUr  alle  AngL-hörigen  des 
Deutschen  Bundes  statuirte,  und  das  Jahr  1848,  in  welchem 
die  grosse  Kundgebung  der  deutschen  Nationalversammlung 
von  1848  diese  Freiheiten  als  Grundrechte  des  doutselien  Volkes 
forderte*).  In  dem  Menschenalter,  welches  durch  diese  beiden 
Jahre  als  Endpunkte  bezeiolin<>t  wird,  fj:o!Hn^<'n  fast  alle  grös- 
seren Staaten  dazu,  nach  viellaclicn  V^'rhaiidluTigen  mit  den 
gtÄndisehen  Vertretungen,  die  ihnen  angemessen  erschciiMn  ifii 
Grundsätze  des  Armenrechts  gcsetyJich  zu  forrauliren.  lind 
aus  dieser  Epoche  stammen  auch  die  Arbeiten,  in  welchen 
das  Armenwesen  in  seiner  engen  Besiehung  zum  Glemeindo- 
leben  und  die  Rückwirkung  der  Wirt8chaflts>  und  der  Armen- 
gesetzgebung auf  das  letztere  zum  erstem  Male  abgesondert 
und  wirklich  gründlich  untersucht  worden  ist.  Es  sind  dies 
namentlich   die  Schriften  von  Wernher,  Beisler  und 

Vgl.  unten  ä  2y. 
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Valdk.impf,  die  auch  noch  gegenwÄrtig  von  grossem  Werte 
sind.  Ferner  Mohl,  der  in  seinem  Lolirbiicli  der  Polizei- 
wissonscliaft  dem  Annenrecht  seine  Stellung  im  System  des 
üöeiitlichen  Rechts  unter  den  im  öt^entlicheii  Interesse  not- 
wendigen Moijsregeiu  gegenüber  wirtsehat'tlichen  Notständen 
aavveisty  und  Rau,  welcher  in  seinem  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomie  das  Ärmenwesen  in  dem  AbscHnitt  Beförderung 
der  Verteilung  des  Gutererzeugniaftes  behandelt  und  spezieU 
das  Verhttltniss  der  poHtiachen  G-emeinde  zur  Armenversor- 
gung  betrachtet  V). 

b.  In  der  folgenden  Epoche,  welche  man  dureh  die  Jahre  184'^ 
und  1867  begrenzen  kann,  nimmt  die  literari.sehe  Behandlung 
der  Angelegenheit  insofern  eine  etwa.s  andere  (iestalt  an,  als 
die  einzelnen  8taat»Mi  zu  oiueui  vorläutigen  Absehloäö  ihrer 
Gesetzgebung  gelangt  sind,  und  nun  die  Forderung  nachdrück- 
licher erhoben  wird,  ganz  Deutschland  nach  einheitlichen 
Grundsfttzen  zu  behandeln.  Es  sind  hier  in  erster  Linie 
B  i  t  z  e  r  und  F 1  o  1 1  w  e  1 1  zu  nennen,  welche  in  Terschiedenen 
Schriften  über  das  Heimatwesen  diese  Fortlerung  vertreten 
und  begründen.  Neben  ihnen  kommen  die  \  }»hanalungen  von 
Schüz,  Kries,  Medieus,  Stahl,  H  rat  er  u.  a.  in  Be- 
tracht, welche  überwiegend  im  Sinne  von  Bitzer  und  Flott- 
well sich  ausiöureclien.  Nur  Kries  ist  stärkerer  üeschränkung 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  geneigt,  entwickelt  aber,  was 
sehr  bemerkenswert  ist^  gleichzeitig  im  Anschluss  an  die  Ver- 

S flichtung  der  Gemeinde  zur  Armenpflege  energisch  den  Ge< 
<inken  des  N't  rsicherungszwanges  am  Arbeitsorte.  Schüz' 
Abhandlung  ist  bemerkenswert  durch  die  gute  Uebersicht  über 
die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten.  Namentlich  sind 
seine  tabellarischeri  Zusammenstellungen  (S.  80 — 86)  über  Um- 
fang und  Inhalt  der  gemeindebürgerlichen  Gesetzgebung  in 
Ansehung  der  Beschränkungen  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
Äusserst  brauchbar. 

im  aligemeinen  darf  in  Bezug  auf  die  Literatur  dieses 
Zeitabschnitts  bemerkt  werden,  dass  sie  die  in  Betracht 
kommenden  Fragen  gründlicher  und  vorurteilsloser  behau* 
delt,  als  es  jemals  in  der  folgenden  Zeit  geschehen  ist  T^i»« 
Kenntniss  derselben  ist  flir  jede  eingehendere  Betrachtung  doü 
Annenrechtd  uncrläöJslich,  Namentlich  gilt  dies  von  der  Schrift 
Bitzers  „Das  Recht  auf  Armen  Unterstützung  und  die  Frei- 
zügigkeit",  und  der  Flottwells  „Armenrecht  und  Armen- 

Sotizei'*.  Beide  Arbeiten  tmtersuchen  in  grundlegender  Weise 
ie  Voraussetzungen  des  sog.  Heimatrechts,  wobei  Bitzer  Yor- 
zOglich  die  historische  Seite  dieses  Verhältnisses,  Flottwell 


1)  Bei  beiden  (Mobl  S.  317,  Rsu  S.  866)  finden  sich  gate  LiteiaUir- 

an^brn.  iu  j.  I  i  Ii  jwhr  In?  Annenwesen  im  allgemeinen  als  speziell 

die  Ueimatveiiiaituisse  betieüeu. 
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di*"  (logniati solle  Ix  tnnt.  ]j)eitle  gelangen  im  wosentlichon  zu 
denselben  8chiusst'olgeruii,u<'ii.  Bit'/or  ciatliT'-t  die  immer 
kräftigere  Beförderung  der  wirtscliattiicht  ii  Fr<  ilieit  als  die 
natürliche  Kunsecjucuz  der  wirtscliaidichen  und  ijolitiselien  Knt- 
wickelimg  und  wttrdigt  namentlich  den  veränderten  Charakter 
des  Gemeinde-  und  Staatslebens;  Flottwell  scheidet  streng 
zwischen  der  Verpflichtung  zur  AmienfÜrsorge  und  dem  an 
und  für  sich  hiervon  völlig  unabhängigen  Hechte  der  freien 
Selbstbestimmung  bei  Aufenthalt  und  Niederlassung.  Für 
die  Systematik  des  Armenreclit»  ist  insl>cs<>ndere  die  dem- 
entsi)iechen(li-  Klarstellung  des  Verliiiitms.ses  der  vemiögeiis- 
reehtlielien  Verpiltchtung  zur  Tragung  der  Amiriilast  uml  der 
im  polizeilichen  Interesse  zu  ioidernden  örtlichen  ^^ürsorge 
von  nleibendem  Werte. 

Mit  Bücksicht  darauf,  dass  die  Reichsgesetzgebung  sich 
eng  an  die  preussische  anschliessti  sind  hier  auch  noch  die 
systematischen  Darstellungen  der  letzteren  zu  nennen ,  so 
nanientlicli  Roch  oll,  System  des  preuss.  Amienpflegcrechts, 
Hatnni  186i;  Döhl,  Die  Armenpflege  des  preuss.  Staates, 
Berlin  18liÜ;  Oppen  ho  ff,  Die  preuss.  Gesetze  über  die 
Ressortverhältiiisse,  Berlin  1863,  u.  a.  Ebenso  gehört  lnerher 
die  Systematik  des  bair.  Hcimati'echts  als  desjenigen ,  wel- 
ches noch  gegenwärtig  neben  der  Kmchsgesetzgebung  in 
Kraft  ist,  nam^tlich  die  Kommentare  von  Riedel  (gegen* 
wärtig  bair.  Finanzminister),  in  neuer  Aufl.  von  v.  ]\Ulller^ 
welche  mit  der  Auslegung  der  einzelnen  Artikel  sehr  um- 
fassende geschichtliche  und  dogmatisclie  Darlegungen  ver- 
binden und  i\\v  das  Verstand nisä  der  Grundlagen  dos  iieimat- 
rechts  unentbehrlich  sind.  — 

C.  Die  dritte  Epoche  umtasst  die  Zeit  von  Gründung  des 
Norddeutschen  Bundes  bis  in  die  Mitte  der  siebziger  Jahre. 
Sie  b^nnt  mit  Emanation  des  Freizügigkeits- Gesetzes  vom 
1.  November  1867,  das  nach  1870  auf  das  nmze  Deutsche 
Reich  erstreckt  wird,  und  des  Gesetzes  über  den  Unterst.-Wohn- 
sitz  vom  6.  Juni  1870,  welches  fUr  Deutschland  mit  Ausnahme 
von  Baiem  und  Elsass  -  Lothingen  gilt.  Eine  systematische 
Darstellnn^r  des  gosanimten  deutschen  Armenrcclits  nach 
dem  Sütiid  von  1873  (in  welchem  Jalire  der  Anschluss  von 
Würtemberg  und  Baden  an  das  Ges.  v.  1870  erfolgte)  giebt 
RochoU  in  seinem  System  des  deutschen  Armenpflegerechts, 
weldies  auch  die  armenrechüichen  VerhältniBse  in  Baiem 
mit  umfasst  Ausser  der  Zeichnung  der  Grundziige  des  durch 
jene  Gesetze  geschafifenen  Zustandes  wird  auch  die  Ausführung 
des  Gesetzes  über  den  U.-W.  in  den  einzelnen  Staaten  ausführlich 
dargestellt.  Für  die  Zeit  bis  1873  bietet  die  Arbeit  das  voll- 
ständige diesbezügliche  Material.  Doch  ist  gerade  fiie  Urgaiii- 
sation  der  Armenverbiinde  iiaclitrilglieli  mannigfachen  Ver- 
änderungen unterworfen   worden,  so  dass  die  Arbeit  nacii 
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dieser  Richtung  hin  nicht  mehr  genügt.  Auch  leidet  sie  an 
einer  gewissen  Breite,  die  sie  mehr  als  Qucllenwerk  denn  als 
praktisches  Handbuch  erscheinen  lässt  In  dieser  ersteren 
Eigenschaft  ist  sie  noch  gegenwärtig  von  grosser  Bedentunpr. 
Aufs  gliicklic'hste  erreicht  den  Zweck  des  letzteren  die  Aus- 
gabe der  bezüglichen  Gesetze  von  Kreeh.  Obwohl  nur 
eine  Zusammenstellung  der  einzelnen  reiciib-  und  landesgesetz- 
lichen  Vorschriften,  darf  sie  doch  beanspruchen,  als  syste- 
matische Darstellung  zu  gelten^  weil  sie  nach  sehr  zweck- 
mässig gewählten  Rubriken  —  A.  Umfang  der  Unterstlltzungs- 

ß'hVht,  B.  Organe  der  öffendichen  Unterstützung,  C.  Tarife, 
.  Unterstützung  a.  d.  Auslände  tibernommener  u.  s.  w.,  E.  Be- 
hörflon  und  Verfahren  in  Streitsaohoii  der  Armen  verbände, 
F,  Verhältniss  der  Armertverbiinilc  zu  audervveit  Verpflich- 
teten —  alle  auf  das  gehende  AninMirceht  bezüglichen  Be- 
stimmungen, wenn  auch  ohne  verbindenden  Text,  zusammeu- 
fasst  und  eine  vorzUgliche  systematische  Uebersicht  ermög- 
licht. Die  Arbeit  von  Sejdel  „Das  Reichsarmenrecht"  stellt 
sich  als  ein  Mittelding  zwischen  systematischer  Darstellung 
und  Kommentar  zu  dem  Reichsgesetze  dar.  Die  Zweifel  sind 
nach  dem  Stande  der  damaligen  Literatur  und  sehr  ausführlich 
behandelt;  da  die  Arbeit  aber  bereits  1877  erschienen  ist  und 
inzwischen  die  Judikatur  des  Hundesamts  flir  das  Hcimatwesc^n 
eine  sehr  erhebliche  Vennehrung  erhalten  hat,  so  i.st  sie  gegen- 
wärtig nur  noch  von  bedingtem  Wert.  Dagegen  entsprechen 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Rechtsprechung  die  Kommentare 
von  £ger  und  Wohl  er  s.  Doch  gilt  von  dem  ersteren  Aehn- 
liches  wie  Ton  Rocholl;  durch  die  ausführliche  Bertlcksichti- 
gung  der  gesammten  Judikatur  und  Literatur,  deren  Be- 
sprechung ooTi  pinzelnen  §5?  des  Oos.  über  den  U.-W.  an- 
geschlossen ist,  wird  die  Uebersielit  erschwert.  Im  iilirigen 
ist  das  äusserst  gründliche  uutl  —  speziell  mit  Kezu;;  auf 
Preusscn  —  sehr  inhaltreiche  Werk  für  die  Dogmatik  des 
Armenrechts  unentbehrlich.  Der  von  Wohlers  herrührende 
Kommentar  beschränkt  sich  auf  Mittheilung  des  wesentlichen 
Inhalts  der  bundesamtlichen  Entscheidungen ;  neben  dem  Um- 
stände, dass  sein  Verfasser  an  der  Reichsgesetegebung  als 
Regierungübevollmflchtigtor  beteiligt  war  und  gegenwärtig 
dem  Bundesamt  f.  d.  II.  als  Mitglied  aufr^'hort,  bilden  prägnant« 
Kürze  und  äusserst  zwoekniässige  Stotieinteilung  den  Haupt- 
vorzug  dieser  Arbeit,  welche  ebensosehr  die  praktische  An- 
wendung, wie  die  wissenschattiiche  Erkenntniss  des  Keichs- 
gesetzes  erleichtert  Der  Kommentar  von  v.  Rönne  bildet 
einen  Teil  der  bekannten  Ergänzungen  und  Erläuterungen 
zum  preusB.  Recht;  er  giebt  vollständige  Nachweisungen  der 
Literatur  und  Judikatur,  die  aber,  dem  Erscheinungsjahr  1879 
entsprechend,  nur  bis  1878  reichen. 

Von  wissenschaftlichem  Werte  sind  auch  einige  Kommen- 
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tare  zu  dem  Keichfj^o.sütz  mit  he.soudfrer  Beziehung  auf  eiiieii 
einzelnen  Staate  00  namentlich  diejenigen  von  Bätzner  für 
Würtemberg,  von  Wittgenstein  für  Sachsen  u.  a. 

Einigo  andere,  wie  die  yon  Ebert  und  KleibOmer,  sind 
lediglich  dem  praktischen  BedUrfoiss  dienende  Glesetzes' 
ausgaben  mit  Anmerkungen,  die  »war  keinen  wiasenschaft- 
lichen  Wert  haben,  ihren  praktischen  Zweck  aber  gut  erfüllen. 

F  rüor  goliört  hierher  die  Studie  von  Böhlau  über  das 
ni^^ckleii burgische  Armenroeht,  die  in  Ansehung  des  letzteren 
weiilij  Ausbeute  bietet,  dagegen  als  Untersuchung'  des  Begrirt's 
des  ileimatrechts  in  seinem  Verhältniss  zum  Staats-  und 
Reichsrecht  eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  Dogmatik 
des  deutschen  Armenrechts  beansprucht  Dasselbe  gilt  Ton 
der  Untersuchung  von  Jolly  über  die  "Verteilung  der  öffent- 
lichen Armenlast  Endlich  sind  noch  in  diesem  Zusammen- 
hange die  systematischen  Dar.st(^llungen  in  den  LelirbiUhern 
des  V<M  wa1tun<?srochts,  der  Polizeiwissenschaft  und  der  Volks- 
wirtschutt  zu  nennen.  Von  ersteren  nnnientlieh  die  knaj)])e, 
aber  Jiusserst  konzise,  der  Vorrede  onts})reeheud  nicht  kritisehe 
Dar»Leiiung  von  Meyer,  während  die  in  dem  neuerdings  er- 


sprechend nur  die  dürftigsten  Umrisse  zeichnet  Dagegen  aus- 
führlich mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Oiganisation  der 
ArinenpHege  v.  Rönne  im  Preuss.  Staatsrecht  unter  den  Gegen- 
ständen der  Polizeiverwaltung ;  ebenso  in  anderen  Spezialdarstel- 
lungon  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  der  einzelnen  Staaten. 

Von  volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  ist  vor  allem  A  d  o  1  f 
Wagner  zu  nennen,  der  in  seiner  Grundlegung  zwar  nicht  das 
Armenrecht,  aber  doch  die  sozialen,  mit  ersterem  iii  engster  Ver- 
bindung stehood^  Freiheitsredite  (Eheschliessung,  Fretsügig- 
keit  u.  s.  w.)  unt3r8ucht  und  auch  in  Ansehung  des  Armen- 
rechts zu  wichtigen  Schlussfolgerungen  gelangt.  Von  Seiten 
der  Gegner  der  Freizüprijrkt  it  unstreitig'  die  dogmatisch  wert- 
vollste Untersuchnnc;-.  Aueli  sind  die  Literaturangaben  S.  447 
und  477  in  Bezug  auf  diese  Fr  i'hoitsrechte  sehr  gut  und 
ziemlich  vollständig,  da;;egen  für  das  Armenrecht  unzureichend. 
Die  Untersuchungen  von  Mario.  Schäffle,  Gamp  u.  a. 
gehen  noch  woniger  auf  die  eigcudich  armenrechtlichen  Be- 
grififo  ein  und  sind  überwiegend  sozialpolitischer  Natur.  Ihre 
wesentliche  Bedeutung  Hegt  in  der  nachdrücklichen  Betonung 
umfassender  sozialer  SelbsthUlfe  durch  Versiclierung,  durch 
welche  die  Uebung  der  öffentlichen  Armenpflege  überflüssig  ge- 
macht werden  soll. 

II.   Die  neueste  Literatur  zur  Reform  des 

Armenrechts. 

Die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Annenrechts  brachte 
zuQilch3t  eine  Art  Abschluss  der  mannigfaltigen  Bestrebungen 


Handbuch  seinem  Zwecke  ent- 
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der  vurliergehenden  Jahre.  Dü  aber  dor  Gegensatz  zwi>elieii 
Gemeinde-  und  »Staatsiiiteressen  auf  der  einen,  zwischen 
JStaats-  und  Beichsinteressen  auf  der  anderen  Seite  in  der 
Natur  der  Stellung  h'egt,  welche  Q-emetnde,  Staat  und  Keich 
jedes  Air  sich  und  im  Verhältniss  2U  einander  einnehmen^  so 
durfte  von  vornherein  erwartet  werden,  dass  die  Reichsgesets- 
gebung  keinen  Fricdensschluss ,  sondern  nur  einen  AVaften- 
Ktillstand  zwischen  den  widerstreitenden  Infrresscn  bedeuten 
würde.  Derselbe  dauerte  in  der  Thnt  nur  wenige  Jahre,  weil 
die  junge  Reiehsbihlung  durch  wirhti^'ere  Interessen  in  An- 


AIs  dagegen  der  Rflckschlag  eingetreten,  und  angesichts  des 

Niederganges  von  Handel  und  Industrie  das  Angebot  von 
Arbeitskräften  nicht  gh'ichen  Seliritt  mit  der  Nachfrage  hielt, 
als  dementsprechend  die  allein  auf  Verwertung  ihrer  Arbeits- 
kraft angewiesenen  Klassen,  namentlich  die  Fnbrik-  und  Htand- 
arbeiter.  man;xeU  genügender  Arbeit  das  Proletiiriat  derjenigen 
()rt(^  zu  bilden  begannen,  weklie  ihnen  bis  dahin  Arbeit  ge- 
^\äilrl  liatten,  —  da  üng  man  un,  sieh  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung desReichs  als  derjenigen  zu  erinnern,  welche 
das  freie  Ab-  und  ZustH$men  für  das  ganze  Reich  gestattete 
und  den  Gemeinden  die  Verantwortlichkeit  hieriUr  in  Gestalt 
der  Armenlast  auferlegte.  Man  b^ann  von  neuem  Mass  und 
Art  der  öffentlichen  ArmeTi])flec^e ,  dl«-  Voraussetzungen  für 
ihre  Anknüpfung  an  die  einzelnen  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  zu  erörtern.  Ein<'  Reihe  von  Sehrift.stelU?rn  —  es  sind 
dies  nanientlieli  Lutliardt,  \\  a entig,  v.  MarscJiall,  de 
la  Chevalleric  u.  a.  —  gelangt  dazu,  eine  Umbildung  der 
Reichsgesetzgebung  im  Sinne  des  Alteren  Heimatrechts  zu 
fordern;  soweit  dieses  der  Fall  ist,  bietet  die  bezügliche 
Literatur  schlechterdings  keine  neuen  Gesichtspunkte.  Ja  sie 
bleibt  hinter  den  tiefen,  pllndlichen  üntarsuchungen  von 
8chüz,  Kries,  Flottwell,  I^itzer  und  andern  Schriftstellern 
der  fiinfzi^'T  und  seeliziger  Jahre  in  Form  und  Inhalt  so  weit 
zurüek,  dass  sie  in  keinem  Falle  es  zu  einer  Leistung  von 
bleibendem  Wert  gebracht  hat.  Die  bezüglichen  Erzeugnisse, 
durchweg  Mittelbilduugen  zwischen  Zeitungsartikel  und  Ab- 
handlung, besprechen  meist  einseitig  nur  einige  Gegenstände 
des  AnnenwesenS)  namentlich  auch  die  Mittel  der  SelbsthOlfe 
und  Vorbeugung,  im  Einblick  auf  die  herrschenden  Zustände* 
Ihre  Hauptbedeutung  ist  nicht  so  sehr  in  ihrem  matenellen 
Inhalt  als  in  dem  Umstände  zu  suchen,  dass  sie  unzweideuti^Jie 
Kennzeichen  von  Missstininiung  und  von  Miss  stünden  ^ind. 
Kine  andere  Richtung  nehmen  diejenigen  Arbeiten,  welche 
von  der  Kuckbildung  zu  den  älteren  Verhältnissen  nichts  oder 
venig  halten  und  das  giindÜche  oder  teilweise  Brechen  mit 
der  hergebrachten  Verplichtung  der  Gemeinden  zur  Armen- 
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pflege  wünschen  und  näher  begründen.  Auch  hier  sind 
einige  flttchtigef  schnell  hingeworfene  Darlegungen  zu  yer- 
zeichnen.  Ut^lx  rwiegend  sind  aber  tiefergehende  Arbeiten, 
welche  Art  und  Mass  der  Beteiligung  des  Reichs,  der  Staaten 

bezw.  fler  f^rössoren  Venvaltuii^sbozirke  an  der  öffentlirhfn 
AriiK'iiptlejL;;»'  ziuii  (lO^i'ciistaiKlo  ihrer  Untersuchung  machen. 
St'itt  die  Kek<)ü«truktii)ii  des  I Icimatverhältnissos  in  irtrend 
einer  Form  in  den  Vordergrund  zu.  stellen,  unterducheu  sie 
zunächst,  ob  die  Gemeinde  nach  Lage  der  geltenden  Gemeiude- 
yerfassung  überhaupt  geeignet  ist,  die  Trägerin  eines  solchen 
Verhältnisses  zu.  sein,  hezw.  welche  Art  von  neu  su  schaffen- 
der Gemeinwirtschaft  an  ihre  Stelle  zu  setzen  sein  würde, 
welche  der  vorhandenen  Bildungen  ganz  oder  zum  Teil  für 
die  ötfentliclic  Armen])flo«^o  in  Betracht  gezogen  werden  kfhmto. 
Von  diesem  Gesiciitä]Minkte  aus  erlangen  diese  zum  grossi-n 
Teil  durch.aus  neuen  Untersuchungen  eine  über  die  Rt  iorni 
der  Armengesetzgebuug  noch  hinausgehende  Bedeutung,  iiideui 
sie  in  unmittelbare  Beziehung  treten  zu  den  wichtigsten 
Fragen  der  staatlichen  Grundverfassung,  zu  den  Fragen  des 
Kommunal  Wesens  und  der  kommunalen  Reform. 

Das  Verdienst,  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Armeiüast  von  grösseren  Gesichtspunkten  aus,  vor  allem  auf 
der  Grundlage  iimfassejuh^n,  ans  vielen  Quellen  geschöpften 
Iklaterials  zuerst  eingehender  Untersuchung  unterzoLreii  zu  haben, 
gebührt  Adickes,  der  seine  bezüglichen  Ansicliien  in  der 
Zeitüchrift  für  die  gosaimnte  Staatswissenschaft  1881  und  später 
an  mehreren  anderen  Stellen  noch  publizirte.  Nächst  ihm  ist 
V.  Reitzenstein  zu  nennen,  der  diese  Fragen  in  Zusammen- 
hang mit  den  Angaben  der  kommunalen  Reform  aufs  grtind- 
lichste  ebenfalls  an  verschiedenen  Stellen  hiOiaudelte.  Ausser 
ihm  vor  allem  noch  Gneist  in  der  Sehritt  über:  Die  Kreis- 
ordniüTj  und  ül)er  die  deutsche  Finanzreforra,  und  Jolly  in 
der  oben  erwähnten  Abhaudhmpr.  Neuenlings  noch  Aschrott 
in  seinem  Werke  über  englisches  Arnienwesun.  Hierzu  treten 
die  an  andrer  Stelle  (unten  §  137)  genauer  bezeichneten  Ar- 
beiten über  die  Vereinigung  von  Armenverbänden  zu  gemein* 
schädlichen  Armenpflegezwecken.  Auch  sind  hier  diejenigen 
zu  nennen,  welche,  wieElvers  und  Germershausen,  die 
Fnigen  bezttglich  Schaifung  von  leistungsfilhigen  Verbänden  in 
Verbindung  mit  der  auch  von  ihnen  gewihischtou  Rückkehr 
zur  Heiniatgegetzgcbun^'  ^rüiulUcher  untersuelien. 

Gleiehzeiti;^'  tauclien  Vorschlä^^e  auf,  welche  den  gewohnten 
Boden  des  Armen  rechts  gänzlich  verlassen  und  unter  Betonung 
der  Notwendigkeit  vollkommenster  Freizügigkeit  die  Loslösuiig 
der  Armenlaat  von  den  Gemeinden  und  Uebertr^igung  der- 
selben auf  das  Reich  bezw.  die  Staaten  fordern.  In  diesem 
Sinne  sprechen  sich  namentlich  Wittgenstein  und 
Rocholl  aus. 
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8elbstvcidtäiidlicli  fehlt  es  nicht  au  einer  Zahl  von  ver- 
mittelnden Vorschlägen,  deren  Urheber  prinzipiell  an  der 
Reichsgesetzgebung  festzuhalteD  oder  prinzipiell  zu  dem  Hei- 
matrecnt  zurückzukehren  Air  richtig  halten,  jedoch  aus  prak- 
tischen oder  sonstigen  Opportunittttsgrttnden  sich  schon  Ton 
einzelnen  Aenderungen  der  Gesetzgebung  Erfolg  versprechen. 
Auch  sind  dipjonT'^en  hier  zu  nennen,  welche  den  wesent- 
lichsten Naelidruck  auf  die  Organisation  der  Armonpflei^e 
legen  und  der  Gestaltung  des  Arnienrechts  Uberhaupt  k»^ine 
sonderliche  Bedeutung  beimessen:  so  namentlich  Seyffardt, 
Lammersy  Böhmert,  Doell,  Rutzinger,  Ehrle 
u.  a.  m. 

Eine  Kritik  und  übersichtliche  Zusammenfassung  der 
wesentlichsten  Refonnwiinsche  findet  man  bei  Adickes  I  und 
V.  Reitzenstein  I  und  II.  —  Eine  von  Conrad  herrührende 
Zusaiiiinonstellung,  Dut  noiK  sto  Literatur  Uber  Anneuweaen  in 
Deutöciilund,  in  seinen  Jalirb.  N.  F.  Bd.  5  S.  32  wiW  Uber 
das  neueste  Material  in  Bezug  auf  die  darin  erörterten  Fragen : 
1.  Woduich  ist  die  Zunahme  des  Bcttelwesens  und  der  Armen- 
laat  herbeigeführt?  2.  Wie  hat  sich  die  deutsche  Gesetzgebung 
über  den  UnterstUtzungswohnsitz  bewährt?  3.  Wie  ist  die 
private  und  öffentliche  Armenpflege  zu  organisiren,  um  bes.si  re 
Resultate  als  bisher  zu  erzielen?  —  orientiren.  Doch  sind  die 
Angaben  nur  kurz  und  auf  ein  verhältnissmässi^  sehr  preringes 
und  sehr  ungleichartiges  Material  p;:e8tützt.  am  ausführlichsten 
noch  Uber  die  Vorbinduug  der  ötfentlichen  mit  der  Privat- 
armenpflege. 

4.  IHe  Literatur  des  ansliiidiseheii  Armenwesens. 

§  4. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Darstellung  fl^  r  Reform- 
bestrebungen ist  dif»  An<^abe  einiger  wichtiger  Werke  iiber  aus- 
ländisches Amienweseu  un<u*lnsslich,  weil  von  jeher  und  auch 
gegenwärtig  die  vielftichen  iiaeliahmenswerten  öowic  andererseits 
auch  warnenden  Beispiele,  welche  das  Ausland  gegeben  hat,  in 
henrorragendem  Masse  auf  die  Gesetzgebung  und  Literatur  des 
deutschen  Armenrechts  zurückgewirkt  haben.  Dies  gilt  nament* 
lieh  von  England,  der  Schweiz  und  Frankreich.  Ersteres 
sowie  die  Mehrzahl  der  schweizerischen  Kantone  haben  ein  den 
deutschen  Verhältnissen  sehr  nahe  stehendes  Heimatreclit  in 
melir  oder  minder  von  fliescu  abweichender  Weise  ausgebildet, 
während  in  Frankreich  und  der  Minderzahl  der  schweizerischen 
Kantone  das  System  der  frciwilligon  verbunden  mit  departe- 
mentaler  bexw.  kantonaler  Öffentlicher  Armenpflege  herrscht. 

Naohriditen  ttber  das  gesammte  ausländische  Armenwesen 
finden  sich  in  kurzer ,  handbuchmässiger  Form  bei  Stahl, 
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Bitzer,  Loeniiig,  Emminghaus  a.  a.  0.;  doch  dienen 
dieselben  ini  ganzen  mehr  zur  allgemeinen  Orientinm^  als  zur 
speziellen  Belehrung;  die  ausführlicheren  Angaben  oei  Ge- 
rando  und  Duchatel-Kaville  sind  für  die  neuere  Zeit 
unzureichend, 

a.  Speziell  England  hatte  sich  von  jeher  das  besondere 
Interesse  zugewendet.  Ausser  einer  älteren  Arbeit  von 
K  1  ein  sehr  od  t  besitzen  wir  in  dem  18G3  aus  dem  Nachlass 
von  Krics  herausgegebenen  Werke  „Die  englische  Armen- 
priege"  eine  vortreflfliche  Arbeit,  die  bislang  als  liaupts{lchli<'l!Ste 
Quelle  firediHut  hat;  aus  ihr  hat  wesentlich  auch  der  Boarlxjiter 
des  Abscliuittes  über  Grossbritiinnieu  in  Emminghauü  kSuiimiel- 
werk  —  Meier  —  geschöpft.  Von  anderen  Arbeiten  durften 
nur  noch  die  von  Gneist.  der  das  englische  Armenwesen  im 
systematischen  Zusammenhange  seines  Verwaltungsrechts  be- 
handelt, zu  nennen  sein. 

An  einer  neueren  umfassenden  Darstellung,  welche  die 

wichtigen ,  zum  Teil  umgestaltenden  Aenderungen ,  wie  sie 
gerade  die  Gesetzp^ebung  nach  1865  brachte,  die  praktischen 
Erfahrungen,  die  mit  der  jüngsten  Kefonnthfltigkeit  gcmaeht 
worden,  mit  l)eriu  ksiehtigte,  fehlte  es  bisher  gän/.lich.  Diesem 
Maiij^el  hat  Aschrott  iu  seinem  jüngst  erschienenen  Werke 
^Das  englische  Armenwesen"  abgeholfen.  Dasselbe  zerfUUt  in 
zwei  Hauptabschnitte,  deren  einer  die  Darstellung  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung,  deren  anderer  die  gegenwärtig 
geltenden  Ein  rieh  tungen  behandelt;  als  Anhang  sind  einige 
Nachrichten  über  die  Ergänzung  der  öllentlichen  Annenfürsorge 
durch  di<^  Privatwohlthittigkeit  und  eine  Uebersicht  über  die 
Lag(;  der  englischen  ArnienstUistik  beigefügt.  Mit  einem 
kurzen  Hinweis  auf  die  deutschen  Einrichtungen  im  Verhält- 
niss  zu  den  englischen  sclüicast  das  Buch.  Doch  sind  nur 
die  Einrichtungen  (Ur  England  und  Wales  dargestellt,  so  dass 
wir  bezüglich  Irlands  und  Schottlands  noch  auf  Kries  und 
Meier  angewiesen  bleiben.  —  Einzelne  Mitteilungen ,  nament- 
lich über  das  englische  Workhouse,  finden  sich  bei  ver^ 
schiedenen  Schriftstellern,  die  an  anderem  Orte  genannt  sind. 

h.  D  i  e  S  c  h  w  e  i  z.  Speziell  ftlr  die  Schweiz  sind  die  Nach- 
richten Ton  Kaville  (aus  Genf)  sehr  umfassende.  Von 

neueren  Arbeiten  sind  drei  p^leich  giite  zu  nennen:  die  von 
Böhmert  bei  Plnnm'n^liaus ;  die  von  Kambli,  welch«  r  na- 
mentlich das  Verhiiltniss  der  freiwilligen  zur  iitientlii  hen 
Armenpflege,  des  Heimatprinzips  zum  Territorialprinzip  or- 
schöj)fend  auf  Grund  vollständigen  Materials  für  sämmtliche 
Kantone  crOrtert;  drittens  Niederer,  Das  Armenwesen 
der  Schweiz,  eine  im  Auftrage  der  schweizerischen  statisti- 
schen Gesellschaft  und  auf  Rosten  des  Bundes  veröffent' 
lichte  Armenstatistik  fUr  sämmdiche  Kantone  mit  ausführlichen 
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erlftutemden  Bemerkungen.  Für  das  Offendiche  Armenrecht 
von  groasem  Wert  und  In  ihrer  Art  bisher  einzig  ist  die  im 
Eingänge  gegebene  Zusammenstellung  d  rjenigen  Antworten, 
welche  von  sämmtlichen  Kantonen  auf  17  denselben  gestellte 

Frno^on  oiTitjegangen  sind.  Diese  Frajren  betreffen  Art  und 
Umtaiig  der  Unterstützung,',  Auibriiitfuni;  der  Mittel,  Mass- 
regeln gegen  arbeitälaliige  und  arbeitsscheue  Anne,  namentlich 
aber  das  Bestellen  oder  Nichtbestehen  einer  Verpdichtung  zur 
öffentlichen  Armenpflege,  das  Vorkommen  des  Heimat-  und 
des  Territorialprinzips,  die  in  der  einen  oder  anderen  Rich- 
tung damit  gemachten  Erfahrungen. 

C.  Frankreich.  Hierfür  sind,  zumal  sich  die  wesentlichen 
Orundsfitze  der  Armenpflege  in  Frankreich  seit  Anfang  des  Jahr- 
hunderts nicht  geändert  haben,  die  ausftllirlichon  Mitteiluniiff^n 
von  Geraudo  und  Duchatei  noch  durchaus  braue libur, 
ebenso  die  Mitteilungen  bei  Bitzer.  Der  von  M.  Block 
herrührende  Abschnitt  bei  Eniminghaus  orientirt  nur  ganz 
obenhin'  und  ist  namentlieh  für  die  EikenntnisB  der  fttr  die 
französische  Armengesetsgebung  ftusserst  wichtigen  historischen 
Entwickelung  unzureichend.  Dagegen  behandeln  die  umfang- 
reichen Studien  von  v.  Reitzenstein,  zuerst  in  Schmollers 
Jahrbuch  (1881),  später  in  besonderem  Abdruck  erschienen, 
das  französi-^elie  Annenwesen  in  or^fhöpiViuier  Weise.  Vor 
allem  wird  die  Entwickelung  der  eiuzeinen  Veranstaltungen 
nach  ihrer  theoretischen  und  praktischen  Seite  aufs  sorgftll- 
tigste  und  mit  genauer  Quellenangabe  bis  zur  Gegenwart 
nachgewiesen.  Für  das  deutsche  Annenrecht  hat  diese  Arbeit 
einem  seit  dem  Eintritt  Elsass-Lothringens  in  den  Reichsver- 
band besonders  lebhaft  empfundenen  Mangel  abgeholfen. 

In  Ansehung  der  übrigen  Staaten  verweise  ich  auf  die 
ArbP!t.  in  deren  Verlauf  an  verschiedenen  Stellen  Vorschriften 
der  ausländischen  Arniengesetzgebung  angezogen  sind.  So 
namentlich  in  §  107  diejenigen  Belgiens. 

n.  Psbllsstottk. 

§  5. 

Es  ist  nicht  ganz  leicht,  die  Grenze  zu  bestimmen,  an 
welcher  eine  Aeus^r-rimg  aufhört,  den  Charakter  wissenschaft- 
licher Arbeit  zu  behaupten  und  den  einer  Tagesmeinung  anzu- 
nehmen beginnt  Die  gegenwärtige  Zeit,  welche  kurzen,  ge- 
legentlichen Aeusscrungen  in  Parlamenten,  Kongressen,  Ver- 
einen und  in  der  Tagespresse  so  vielfach  eine  Stätte  bietet,  hat 
diesen  Dienst  auch  der  Diskussion  Uber  die  öffentliche  Armen- 
pflege erwiesen.  Ja  man  geht  mit  der  Behauptung  nicht  zu  weit, 
dass  die  Erörterung  der  letzteren  in  dem  vergangenen  Jahrzehnt 
mehr  und  mehr  einen  publizistischen  Charakter  angenommen 
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Iiat  und,  wie  schon  oben  angedeutet,  selbst  in  Buchfonu  er- 
Bcheiiient]*^  Erörtern rvsren  diesen  Charakter  nicht  verleugnen. 
Wenn  Iii«  i  1  ui  rh  nun  auch  die  natürliche  Neigung  zu  einseitigem,, 
von  Partei iuierossen  sehr  wesentlich  Imeinflussteu  Ürtheilen 
gefördert  wird,  eine  Keigung,  die  auf  politischem  und  volks- 
wirtschaftlichem Gebiete  von  jeher  unbesieglich  gewesen  ist^ 
so  darf  doch  die  Bedeutung  dieser  Aeusserungen  nicht  unter- 
schätzt werden.  Abgesehen  von  wirklich  ernsthaften  und 
gründlichen  Berichten  und  Diskussionen,  die  hierbei  zu  Tage 
getreten  sind  und  lediglich  in  der  äusseren  Form  den  publi- 
zistischen  Charakter  tragen,  bilden  diese  filr  sich  allein  nicht 
sehr  wertv(jllen  Aeus^serungen  doch  in  ihrer  Gesanimtheit  ein 
unentbehrliches  Material  zur  Beurteilung  der  Zustände  und 
mehr  noch  der  Stimmung,  welche  die  letzteren  erzeugt  haben. 

1.   Parlamentarische  Körperschalteu. 

a.  Reichsta/;^  Dieser  bildet  die  bedeutendste  und  am 
meisten  wahrnelimbare  Stelle  zur  gelegentlichen  Vorbringung 
von  Klagen  und  Wünsehen  aus  dem  Gebiet«^  »les  p:iTizen 
Keiclis.  Seit  1880  ist  da.-i  Reichs- Armenrecht  wiederholt  Gegen- 
stand der  Verhandlung  gewesen.  1880  berichtete  die  Petitions- 
Kommission  des  Reichstages  über  mehrere  Petitionen,  welche 
di^  Herabsetzung  der  Aufenthaltafristen  und  der  Altersgrenze 
zum  Erwerbe  des  Unterstützungswohnsitzes  wflnschten  —  vgl. 
Drucks.  Nr.  183  —  ;  1881  stellt  ti  die  Abgeordneten  v.  Vam- 
büler  und  Gen.  Anträge  aui  Wiedereinführung  der  Heimat 
und  Aenderung  der  Fristen,  welchen  von  anderer  Seite  (Graf 
Stulberg  u.  Gen.)  mit  dem  Antrage  uui'  llcrabsctzun^r  dieser 
Fristen  erwidert  wurde.  Seit  Erlaus  des  Gesetze«  über  den 
Unterstützungs Wohnsitz  land  damals  zum  ersten  Male  wieder 
eine  gründliche  Erörterung  der  fUr  das  Armenrecht  mass- 
gebenden Gesichtspunkte  statt ,  wobei  ein  bemerkenswerter 
Gegensatz  nicht  sowohl  zwischen  den  konservativen  und  libe- 
ralen Parteien,  als  zwischen  Sttd-mud  Norddeutschland,  zwischen 
Westen  und  Osten  der  preussischen  Monarchie  hervortrat. 
Zum  ersten  Male  wurde  dort  aueh  das  Bcdürfniss  einer  gründ- 
lichen Enquete  über  das  Annenwesen  erörtert  und  die  Er- 
hebung einer  solelion  beantragt.  Die  Diskussion  endete  mit 
der  üeberweiöung  aller  Anträge  an  den  Reichskanzler.  — 
Vgl.  Drucks.  Nr.  124.  137.  166.  170.  171.  193;  stenogr.  Ber. 
S.  1291.  Anfang  1885  gab  die  Petition  des  Verbands- 
direktors der  städtischen  Haus-  und  Grundbesitzervereine  in 
Berlin  auf  Abändern ul:  des  Unters tUtzungswohnsitzgesetzes  zu 
einer  längeren  Diskussion  Anlas«.  Seitens  eines  Regierungs- 
kommissars ward  die  Erklärung  abgef^eben ,  daas  in  Anla.s."4 
der  vom  ReielisUige  i.ii  Jahre  1881  ^'■(dassten  bezii^liehen  Be- 
schlüsse die   verbündeten  Regierungen  mit  der  Bearbeitung 
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dieser  Angelegenheit  beschftfitigt,  die  betreffend eii  Arl>eiten  aber 
noch  nicht  zum  Abschliuse  gediehen  seien.  Man  musste  hier- 
nach die  Petition  als  zur  Zeit  zur  PI'Min?- Vorhandlung  für  un- 
jreeignet  erklären.  —  1885  8 (>  wurdt^  der  Gej^enstand  zweimal 
erörtert.  Einmal  bei  Oeligenlieit  der  Bonithuiigen  des  Etats 
des  Reicliwanitd  d.  Innern  bei  Tit.  ü:  Statistik  der  ött'entlichen 
Armeapflege.  Doch  ging  die  Diskussion  nicht  Ubei*  eine 
Plänkelei  zwischen  den  Abgeordneten  v.  Ow  und  Dirichlet 
ttber  den  Wert  der  Reichagesetzgebung  hinaus.  —  Vgl.  Stenogr. 
Ber.  S.  362,  —  Dage^-en  wurde  aus  Anlass  einer  Petition  des 
Kreises  Mohrungen,  welche  die  Ausdehnung  des  Reichsgesetzes 
auf  Elsass-Lothringen  wünschte,  die  l'rage  eingeh<Mider  erörtert 
und  nanK'ntlich  der  Gegensatz  von  tVeiwilligor  und  öft'eTitliclier 
Annen]jd«'ge,  von  Heimat  und  Unterstützungswolmsitz  von 
verschiedenen  Seiten  betrachtet.  Auch  hier  endeten  die  Ver- 
handlungen mit  Ueberweisung  des  Materials  an  den  Reichs- 
kansler.      Vgl.  Stenogr.  "Ber.  S.  2046;  Drucks.  Nr.  223. 

b.  Landtage  der  einzelnen  Staaten.  Auch  in  den 
£inzeUandtagen  sind  die  grundlegenden  Fragen  zunächst  bei 
Beratung  der  Ausfuhrungsgesetze  zum  ReicTisgesetz  erörtert 
wfirdeii.  Später  sind  dieselben  ebenfalls  Oo^renstand  von  Tnter- 
pellationen  und  Pt'titiunen  geworden.  In  der  Literatur  werden 
am  häufigsten  die  Verhandlunprf'n  der  sächsischen  II.  Kammer 
vom  2.  Dezember  1881  und  der  1.  würt  Kammer  vom  1.  Juni 
1883  zitirt  Den  Versuch,  dies  im  einzelnen  zu  verfolgen, 
haben  wir  nicht  unternommen. 

C.  Vertretungen  kommunaler  Selbstverwal' 
t  u  n  ^  s  k  ö  r p e r.  Hierher  gehören  die  ausserordentlich  mannig» 
faelien  Aeussenmp^en  in  den  stilndisehen  VertretiingeTi :  der 
Provinziallandtaj^e ,  der  Städtetsjf^e ,  der  eiTt^.eliien  Gemeinde- 
Vertretungen.  Eine  Uebersirlit  derselben  liisst  sich  hier  nicht 
wohl  geben.  Eine  grosse  Zaid  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit 
angezogen. 

2.  Kongresse  und  Vereine. 

a.  Es  bestehen  sowohl  für  den  Bezirk  einer  einzelnen  Ge- 
meinde, wif  «grösserer  Ver^\!»]tnngsbezirke  ganz  oder  Imll)« 
amtliche,  uder  auch  ganz  ireiwiliige  Vereinigungen  zu  Zwecken 
der  freiwilligen  und  Offen tlielien ,  der  ])rävenliven  und  re- 
pressiven Armenpflege.  Es  mag  auf  die  Antibettelvereine, 
«uf  die  Vereinigungen  zur  Herstellung  eines  Netzes  von  Natural- 
verpflegungsstationen,  auf  die  sächsischen  Bezirksvereine  u.  s.w. 
hingewiesen  werden.  Von  den  zahllosen  an  die  Oeffentlich- 
keit  gelangenden  Aeusserungen  derselben  in  Bezug  auf  die 
öffentliche  Armenpflege  wird  ebenfalls  eine  grosse  Zahl  im 
Verlaute  der  Arbeit  mitgeteilt  werden,  namentlich  in  Ansehung 
der  letztgenannten  Bezirksvereine. 

2* 
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AuBSerdem  werden  alljährlich  in  Wanderversammluiigen 
und  Kongressen  aller  Art,  welche  Gegenstände  des  öffent- 
lichen Lebens  oder  uuch  öpeziell  des  Armen wrsens  in  den 
Bereich  ihrer  Betrachtung  ziehen,  vielfache  Meinungen  über 
die  öffentliche  Armenpflege  laut  In  dieser  Beziehung  sind 
zu  nennen:  der  Zentralverein  für  deutsche  Arbeiterkolonien 
und  2itr  Bdcämpfung  der  Wandorbettelei,  der  Kongress  fUr 
innere  Miesion,  der  Kongress  flir  Geßbignisswesen^  flir  Ferien- 
kolonien, flir  Sparkassen  u.  s.  w.;  namentlich  auch  die 
grossen  Vereinigungen  der  Anhänger  der  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Strönninp^en ,  der  Kongress  deutscher  Volkswirte 
und  der  Ver«'i]i  für  Sozialpolitik.  Abpresoheii  von  den  Ver- 
haii'Huntjen ,  weiche,  wie  die  üh<'r  das  K  anmunalstcuerwesen 
und  ähnliche,  in  mittelbarem  Zusanunenhange  mit  der  öffent- 
lichen Armenpflege  stehen,  haben  beide,  der  erstere  vor  1870 
auf  dem  XI.  Kongress  1869  zu  Maina,  der  zweite  in  der 
7.  Gkneraiversammiung  1882  zu  Frankfurt  a.  M.  die  Frage 
der  öfFentHchen  Armenpflege  zum  Gegenstande  eingehender 
Erörterung  gemacht;  in  dem  ersteren  wurde  vomehmHch 
diis  Verhältniss  von  freiwilli^'-^'r  und  öffentlicher  Armen pfloo-»? 
untersucht,  während  in  d«mi  an  l  rn  das  Verhältniss  vm  Annen- 
üHoilCo  und  Versicherung  im  Vordergrunde  der  Diskus.-^ion  stiind. 
Vgl.  die  Referate  und  Verhandlungen,  welche  zu  1  in  der 
V.'J.-Sehr.  f.  Volkaw.  Bd.  XXVU  S.  149  ff.,  zu  2  in  Bd.  XXI 
der  Sehr.  d.  V.  für  Sozialpolitik  S.  82  ff.  abgedruckt  sind* 

Von  den  anderen  vielfachen  und  an  yerschicdenen  Stellen 
der  Arbeit  mitzuteilenden  Aeusserungen  möchte  hier  eine 
Kundgebung  besonders  hervorzuheben  sein,  welche  auf  Wieder- 
einftllirung  des  TT«'?niatrecht8  gerichtet  ist.  Es  ist  dies  die 
Petition  der  Versammlung'  der  Vertrauensmänner  des  christ- 
lich-konservativen Vereins  in  Würtend)erg  vom  Januar  1885. 
Dieselbe  besitzt  inhaltlich  und  im  Hinblick  auf  die  Stelle,  von 
der  sie  ausgeht,  an  und  fUr  steh  keine  grössere  Bedeutung 
als  die  Aeussemng  irgend  eines  anderen  Vereins.  Sovid 
aber  bekannt,  hat  sie  in  Deutschland  bei  mehreren  Hundert 
grösseren  und  kleineren  politischen  Körperschaften,  lebhaften 
Anklang  gefunden;  sie  scheint  hiernach  mehr  als  eine  blos 
einseitige  Aeusserung  und  darf  als  eine  in  crrössfren  !>imen- 
sionen  verlaufende  Kundgebung  der  suddeuuscln  n  l  »»  völke- 
rung  überhaupt  betrachtet  werden.  Die  Petition  ist  auch  in 
Nom-  und  Mitteldeutschland ,  hier  aber  mit  geringem  Erfolge 
verbreitet  worden.  Der  thttringisohe  Städtetag  vom  26.  Sept 
1885  hat  sie  mittek  motivirter  Tagesordnung  abgelehnt 

b»  Speziell:  Der  Deutsche  Verein  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit.  Trols  ihrer  Menge  ver- 
mochten die  bestehenden  Vereinignnj^en  niannigfaclier  Art 
das  Bfilürfniss  nach  vielseiti^'cm  Meinungsaustausch  ge- 
rade  über  die   t'ragen  der  Armenpflege  nicht  zu  befrie- 
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digen.  Eb  fehlte  an  einer  ZentralflteUe,  an  welcher  Kla- 
gen und  Wunsche  y  Erfafamngen  und  Beseerungsvorschlllge 

gerade  in  Besug  auf  die  Armenpflege  EusammenatrOmen 
onnten,  um  von  dort  zu  den  einaelnen  Armenverwal- 
tungcn  zurückgeif  itet  zu  werden ,  um  auf  die  öffentliche 
Meinung  aufklärend,  {\\t  den  Gang  der  Gesetzgebung  vor- 
bereitend zu  wirken.  Es  ist  das  ausserordentlich  grosse  Ver- 
dienst <l<  s  Senators  Doell,  diesem  Bedtirfniss  Ausdniek  ge- 
geben, in  seiner  Schrift  „Die  Keform  der  Armenpflege**  die 
Wichtigkeit  einer  solchen  Zentralateile  für  die  Zusammenfaa* 
8ung  und  den  Austausch  der  die  Armenpflege  leitenden  Ideen 
tiberzeugend  dargelej^t  zu  haben.  Seiner  Anregung  dankt 
der  Deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  die 
EntstehunfT.  Derselbe  ist  im  Jnliro  1880  unter  M^t^^irknng 
einer  Anzahl  gemeinnütziger  Miinner,  unter  TeihuthTii''  einer 
Anzahl  von  AnnenverwaltuiiL:< n  gegründet  worden  und  hat 
sieitdem  im  Herbst  jeden  Jahres  und  zwar  in  Berlin,  Weimar, 
Dresden,  D^uinstadl^  Bremen  Versammlungen  abgehalten.  Die- 
selben wurden  durch  gedruckte  Referate  Torbereitet;  ebenso 
werden  die  stenographischen  Berichte  Uber  die  Verhandlungen 
durch  Druck  vervie  Ifältigt. 

Ueber  die  Thätigkeit  des  Vereins  und  den  Inhalt  seiner 
Verhandlungen  lässt  sieh  nicht  wohl  in  kurzen  Worten  be- 
richten. Man  wird  im  Verlaufe  der  Arbeit  keine  nennens- 
werte Frage  berUhrt  tinilen.  zu  welcher  nicht  der  Verein  viel- 
faches, oft  das  beste,  ott  auch  das  einzige  Material  an  die 
Ii  and  gegeben  hätte.  Was  speziell  das  Armenrecht  betrifft 
so  nahm  zunttchst  Adickes  Veranlassung,  seine  Ansichten  und 
Vorschläge,  welche  er  a.  a.  O.  veröffentlicht  hatte,  dem  Ver- 
ein zu  unterbreiten.  Es  fand  die  erste  grosse  öffentliche  Dis- 
kussion der  wichtigsten,  das  Armenrecht  betreffenden  Punkte 
ini  Schosse  einer  Versammlung  statt,  welche  von  vornherein 
durch  ihre  Zusanimensetzung  die  Garantie  allseitiger  und  er- 
schöpfender Bt'handlung  bot.  Im  nächsten  Jahre  —  1882  — 
stand  die  Frage  des  UntcratUtzungswohnsitzes  von  neuem 
auf  der  Tagesordnung  des  Vereins,  eingeleitet  durch  die  Re- 
ferate Ton  ElTers  und  Gennershausen.  Und  als  wenn  es  nur 
des  Anstosses  bedurft  huttc,  um  an  der  Stelle  rein  theoretischer 
Konstruktionen  die  praktischen  Forderungen  des  Lebens  zu 
erwflgen ,  trat  nun  im  Anseliluss  an  diese  Fragen  zunächst 
das  Bestreben  in  den  Vordergrund,  in  d;is  Woson  der  Armen- 
zustände  einzudringen  und  Aufschhiss  ulicr  die  thati^ÄcIdiehen 
Verhültnisöu  zu  erlangen,  iSo  wurde  der  Versuch  einer  Armen- 
statistik gemacht,  welche  später  der  Erhebung  des  Reichs  zum 
Vorbild  diente  (vgl.  hierflbcr  unter  Statistik).  Vor  allem 
wurde  nun  auch  neben  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der 
Organe  der  Armenpflege  ihrer  persönlichen  (verwaltungstech- 
nisehen)  Leistungstahigkeit  die  Aufmerksamkeit  zugewendet. 
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In  diesem  Sinne  wurde  die  ländliche  Armciiüflegc,  die  Frage 
der  Besirksarmenbttuser  Q-egenfitand  besonders  « ingehender 
Verhandlungen.  Uiul  ebenso  wie  der  Persönlichkeit  des 
Gebende'ii  wninlto  der  Verein  dcnenigen  fies  Nehninuloin  ein 
besonders  reges  Interesse  zu.  Die  Miiglichkeit,  ptlichtver- 
g('S8«  ii(\  ilire  Angehörigen  der  Armenpflege  überlasstiiidc  Per- 
öoncii  zur  1^'iirsorge  fiir  diene  zu  zwingen,  die  BekUmpt'ung 
des  Bettel-  und  Va^abundenwesens ,  das  Einschreiten  gegen 
die  Verwahrlosung  jugendlicher  Personen  und  ähnliches  wiude 
wiederholt  zum  Gk^enstande  der  Erörterung  gemacht 

Der£i)dliis8,  welchen  der  Verein  auf  das  Armenweaen  geübt 
hat,  lässt  sicii  nicht  so  genau  yerfolgen,  um  behaupten  zu  können, 
dass  alle  diese  Punkte  ohne  seine  Anrepmg  nicht  zur  iSprachc 
gekouuncu  wären.  Aber  soviel  lasst  sich  nneliweisen ,  dass 
ebenso  wie  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  die  W'iuisclie  nach  Aen- 
derung  der  Gesetzgebung  im  wesentlichen  von  dem  Gedanken 
an  die  Rückkehr  zur  Hetmatgesctzgebung  beherrscht  sind,  die 
Periode  von  1880  bis  zur  Gegenwart  vorzugsweise  von  Be- 
strebungen in  Ansehung  jener  Punkte  erfiillt  ist^  welche  der 
Deutsche  Verein  in  den  Bereich  seiner  Verhandlungen  gezogen 
hat.  In  seinen  Berichten  und  Verhandlungen  spiegelt  sich  am 
getreuesten  der  ^^-nig,  welchen  die  Bestrebungen  für  Reform 
der  Armengesctz.irebuna"  irenrnnnicn  haben.  Das  dort  auf- 
geliiinttc  ^Taterial  ist  sciiicciitenb'nfjs  unentbehrlich  t'iir  jede 
Untersuchung  der  Fragen  des  Armen wesens.  Dasselbe  speziell 
nachzuweisen,  wäre  zu  umständlich.  An  den  einzelnen  Stellen 
der  Arbeit  sind  die  entsprechenden  Anführungen  gemacht  «— 
Ueber  die  Grundgedanken  und  die  Entstehung  findet  mau 
Näheres  vornehmlich  in  der  angeführten  Schrift  von  Doell^ 
in  der  von  Lammers  herausgegebenen  Wochenschrift  Nord- 
west 1870  S.  .'^0.  in  den  Nr.  550.  553.  558.  560  der  Nordd. 
AUg.  Z.  .lahiTT.  1880  und  in  don  stenogr.  Berichten  des  Ver- 
eins 1880  S.  ö8  tr. 

3.  Die  Presse. 

Man  wird  unter  Aeusserungen  der  Presse  im  weiteren 
Sinne  alle  diejenigen  Druckerzeugnisse  zu  vent^en  haben, 
die  nicht  unter  das  anderweit  cliarakterisirte  wissenschaftliche 
und  jniblizTstisclie  Material  fallen.  Ihre  Eigentümlichkeit  ist 
es,  der  eigentlichen  Tag(\snieinnng  Ausdruck  zu  geben,  wobei 
es  keinen  wesentlichen  Unterschied  macht,  ob  dies  in  Form 
einer  Broschüre  oder  eines  Leitartikeb  in  Wochen-  und 
Tageszeitungen  geschieht,  obwohl  dies  letztere  selbstverständ* 
lieh  bei  weitem  überwiegt  Die  einzelnen  Aeusserungen  sind, 
wie  schon  bemerkt,  fUr  sich  ohne  sonderlichen  Wert.  Aber 
besser  als  an  irgend  einer  andern  Stellen  konmit  in  der  Ge- 
sammtheit  derselben  die  politische  und  wirtschaftliche  Grund- 
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«nachauung  der  Parteien  auch  in  Bezug  auf  das  Armenwesen 
zum  Ausdruck.  Aehnlleh  wie  Freihandel  und  Schutzzoll^ 
GewerbetVeiheit  und  Imiungsweseii,  drücken  auch  die  indi- 
viduelle wirtschaftliche  Fr**! hoit  hezw.  die  Beschränkungen 
derselben  Gegensätze  der  liberalt  n  und  der  konservativen 
Parteien  aus:  und  wie  in  eigeuttimlichcr  Verkennung  des 
UrBprungoB  der  Reichsgesetzgebung  (aus  der  preussiachen  Ge- 
setzgebung von  184S)  das  GesetE  von  1870  als  Erzeugniss  des 
Liberalismus  erachtet  wird,  so  werden  auch  die  Wort«-  „Uiiter- 
sttttzuugswohn^sits"  und  „Ueimat**  zu  Schlagworten  der  libera- 
len bezw.  der  konservativen  Parteien,  unter  denen  sich  die 
be'zofchneten  Gegensätze  verberiren.  Dies  im  !  „inziliieu  zu 
verfolgen,  ist  wold  nicht  nötig  und  sehr  schwer  mogiieli.  Doch 
möchte  ich,  um  einige  positive  Beispiele  zu  geben,  auf  die 
Artikel  der  bekannteren  Blätter  hinweisen,  welche  zur  Zeit, 
ab  die  Vamblüerschen  Antrüge  verhandelt  wurden,  oder 
kurz  vorher  erschienen.  Man  vei^l.  Voss.  Ztg.  vom  18.  Mftrz 
1881  Nr.  129:  Die  Reaktion  und  das  Gesetz  betr.  den  Unter- 
stützungswohnsitz. —  Berliner  Tageblatt  vom  14.  April  1881 
Nr.  177:  Armenhist  und  Freizügigkeit,  —  dagegen  Nordd. 
Allg.  Ztg.  vom  3.  Febr.  1881  Nr.  56  und  Germania  vom 
8.  April  1S81  Nr.  50:  Unterstiitzungswoluisitz  u(b'r  II(>iniaty 
Doch  hält  sich  die  letztere  etwa.-s  re^ervirt  und  hebt  nament- 
lich auch  die  Bedenken  hervor,  die  mit  dem  ihr  an  und  fttr 
sich  sympathischen  Heimatprinzip  verbunden  sein  können. 

Auf  die  Broschürenliteratur  glaube  ich  ebenfalls  nicht  ge- 
nauer  eingehen  zu  sollen.  Was  hiervon  in  den  letzten  zenn 
Jahren  erschienen  ist,  ist  in  das  unten  folgende  Verzeichniss 
aufgenommen  und  an  seinem  Orte  angezogen  worden. 

Besonders  hervorzuheben  ist  hier  aber  noch  die  Deutsche 
Gemei  n  d  e- Zei  tung,  >\ekhe  seit  mehr  als  25  Jahren  er- 
scheint und  bei  dem  engen  Zuaanimcnhang  des  Armenwesens 
mit  der  Gemeindeverwaltung  am  httufigston  Gd^genheit  hatte, 
auf  Fragen  des  Annenrechts  einzugehen.  Sie  selbst  ninunt 
einen  mitderen  Standpunkt  ein,  der  als  sozialistischer  besetch- 
net  werden  kann;  sie  ist  heftige  Gegnerin  des  ünterstützunga- 
wohnsitzes,  nicht  aber  der  Freiziigigk<Mt ;  sie  wünscht  die 
Einführung  der  Heimat,  aber  nicltt  in  dem  alten  Sinne,  son- 
dern als  den  örtlichen  Mittelpunkt  eines  allseitig  auszubildenden 
Hulfskassenwüsens.  Diesen  Standpunkt  verteidigt  sie  mit 
nicht  zu  leugnender  Konsequenz;  doch  schadet  sie  ihren  in 
vielen  Punkten  zutreffenden  Ausführungen  durch  eine  oft 
ebenso  takt-  wie  geschmacklose  Ausdrucksweise.  Dagegen 
hat  sie  sich  ein  unleugbar  sehr  grossi^s  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  sie  in  durchaus  ol)J«^ktiver  Weise  auch  wider- 
streitenden Meinimgen  sehr  häutig  Aufnahme  in  ihren  Spalten 
gewHhrt  und  aufs  sorgfHltigste  alle  auf  das  Arnionrecfit  be- 
züglichen literarischen  und  publizistischen  Aeustserungen  ver- 
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folgt  und  vielfach  statistiBche  Angaben,  namentlich  aus  den 

Verwaltungsberichten  der  Gemeinden,  Kreise  und  Provinzen^ 
mitgeteilt  hat.  Auf  diese  Weise  bietet  sie  ein  ^laterial  in 
Bezug  auf  die  Keformbestrebungen,  wie  es  nirgends  anders 
in  dieser  Mannigfaltigkeit  und  Vollständigkeit  zu  linden  ist. 

—  Die  näheren  Angaben  äind  ebeut'alls  am  betreffenden  Orte 
gemacht 

An  einem  besonderen  literarischen  O^gan  fllr  das  Armen- 
wesen fehlt  es  noch  zur  Zeit.  Ein  Zentralorgan,  welches  Rocholl 
I  £inl.  S.  y  in  Aussicht  gestellt  hatte,  ist  nicht  erschienen. 

—  Ein  Anzeiger  für  Deutsche  A rra enbehörd en, 
herausgegeben  seit  Anünig  1885  von  Stadtrat  Ludwig- Wolf 
in  Leipzig,  verfolgt  in  erster  Linie  die  Aufgabe,  den  Anuen- 
verbäuden  durch  laufende  Personalverzeichnisse  die  Ermitte- 
lung bedürftiger  Personen  zu  erleichtern,  im  Anhange  sind 
kleinere  Notizen,  Mitteilungen  von  bundesamtlichen  Entschei- 
dungen u.  B.  w.  enthalten. 

Das  Zentralblatt  des  Deutschen  Reichs  teilt 
fortlaufend  Entscheid,  d.  B.  f.  d.  H.  mit;  vgl.  Generalreg.  zu 
den  Jahrg.  1873— B2  8.  78  ff.  In  Jalirg.  1888  liPÜnden  «ich 
vornobinlich  Entscheid,  betr.  die  arnu  iir<  i  liiliclie  Familien- 
gemeinschaft. In  den  .lahigftngen  1883  u.  iöb4  sind  kein© 
Entscheidungen  mitgeteilt. 

In  WiU^mberg  dienen  die  Blätter  fUr  öffentliches  Armen- 
wesen als  Oigan  der  2ientralleitung  (vgl  unten  §  220). 

Von  andern  periodisch  erscheinenden  Blättern  sind  na« 
mßntÜch  der  von  Lanimers  herausgegebene  „Nordwest*'  und 
das  von  Böhmert  in  Dresden  herausgegebene  „Volkswohl" 
als  solche  zu  bezeichnen,  welche  vielfache  Mitteilungen  Uber 
Armenwesen  und  Armenrecht  bringen. 

Die  Sehaft'ung  eines  eigentlichen  Z«*ntralorgan.s  für  die 
öffentliche  iVrmenpflege  darf  alb  ein  Betlürfnibb  bezeichnet 
werden. 
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lasten  erleichtem  V  Bericht  für  dei)  Deutschen  Verein  1881 
l>iucks.  S.  237  ff.    (Ausgabe  in  Buchfonnat.) 

—  in.  Die  Armeuldßien  in  der  Provinz  Hannover,  in  „Nord- 
west*' Jahrgang  1880  Nr.  10—19. 

ArniMSteaery  Die.  Ton  dnem  preDssiadieii  Fedumume.  In 
Conrads  Jabrb.  f.  Kat  n.  Stat  1881  K.  F.  Bd.  2  Heft  6 
S.  567  ff. 

Arnoldt,  Friedrich  Die  FreizQgigkeit  und  der  Untersitttzangii- 
wohnsitz.    Berlin  1872. 

Aachrott,  P.  F.  Das  englische  AriMeiiwesen  lu  seiner  historischen 
Entwicklung  und  in  seiner  heutigen  Gestalt.  Bd.  V  Heft  4 
der  Staats-  und  socialwissensch.  Forschungen,  herausg.  von 
SelmioUer.   Leipzig  1886. 

Bfttmer,  W.  Handbuch  der  neuen  Gesetigebnng  ttber  die  Öffent- 
liche Armenpflege  nach  denteehem  nnd  wflrttembergiBefaeni 
Recht    Stuttgart  1873. 

Baialer,  Hermann.  Betrachtungen  über  Gemeindeverfasf?nng  nnd 
Gewerbwesen  mit  beeonderer  Bezugnahme  auf  Bauern.  Augs- 
burg 1831. 

Berthold,  G.  Annenlast  und  Freizügigkeit  niit  besonderer  Bezug- 
nahme anf  die  Armenpflege  der  Stadt  Berlin.  1881. 

Bautnornnd  Henilirth.  ReichegeeetK  ober  den  Unteret-Wohnaits. 
Aue  den  gesammten  amtlichen  Materialien  anafinhrlich  er- 
läutert.  Berlin  1872. 

BNzOfy  Friedrich.  I.  Da.s  Rocht  auf  Armenunterstützong  nnd  die 
Freizüpif^keit.    StiUt^'art  uml  Oehringen  1H63. 

—  II.  Die  Bezirks- Armenarbeitsbäuser  im  Königreich  Sachsen. 
Stuttgart  und  Oehringen  1864. 

—  in.  Armenweseu  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Württemberg,  in  A.  Emnugbans,  Bas  Armenweaen  n.  e.  w. 
S.  358  ff. 

Boohlau.  Die  Wandelung  des  Heimatrechts  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  in  den  Jahrb.  für  Nat.  nnd  Sut.  1872  Bd.  10 
S.  321. 
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B5hill9rt|  Y.  AnneDW6Ben  und  Annragesetzgelmiig  in  der  Schweis, 
In  A.  EmmiDghans,  Das  Armenwesen  n.  s.  w,   8.  456. 

Brater.  Oeffentliche  und  Privatarmenpflege,  in  Blnntsehli  nnd 
Brater,  StaatswOrterb.  I  S.  399. 

BrUChy  Emst.  Armenwesen  und  Annengesetzgebung  im  Königreich 
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de  ia  Chevalierie,  A.    ArmeDgesetzgebiing  und  Armenpflege» 

Düsseldorf  1884. 

Cohn,  G.  Arbeit  und  Armat,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetz- 
gebung, Yerwaltun?  und  Volkswirthschaft  1881  Heft  4  S.  1. 
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in  Conr.  Jahrb.  f.  Nat.  und  Stat.    N.  F.  Bd.  5  S.  32. 

Deutscher  Verein.  \  gl.  die  Mitteilungen  auf  S.  20  ff.  —  Die 
einzelnen  Referate  sind  teils  mit  dem  Namen  ihrer  Ter- 
fiueer  in  dieeem  Terzeichniss  an^ieftthrt  oder  im  Yerlanfe 
der  Arbeit  nebst  den  anf  ae  beKlIglichen  Yerhandlnngen 
näher  bezeichnet. 

Buchatel  und  Naville.  Das  Armenwesen  nach  allen  seinen  Rich- 
tungen als  Rtaatpnnstalt  und  Privatwerk.  Im  Auszuge  (nach 
der  Preisschrift  von  Duchatel ,  Considöration  d'Economie 
politique  sur  la  bienfaisance ,  1830,  und  Naville,  De  la 
Charit^  legale,  de  ses  eö'ets  et  ses  causes,  bearbeitet 
von  einem  deutschen  Staatsbeamten.   Weimar  1842. 

Boell,  A.   Die  Reform  der  Armenpflege.  Bremen  1880. 

Ebers,  Johann  Jacob  Heinrich.  Das  Armenwesen  der  Stadt  Breslau. 
Breslau  1828. 

Ebert,  h.  Die  Armengesetzgebung,  die  Freizügigkeit,  sowie  die 
Erwerbung  und  der  Verlust  der  Reirb?-  und  Staatsangehörig- 
keit im  Deutschen  Reiche.    Breslau  1875. 

Eger.  I.  Das  R.-G.  über  den  Unterst.- Wohnsitz ,  erläutert  u.  s.  w. 
Kebst  einem  Anhange  aller  wiciiugeren  bezüglichen  Gesetze, 
Verordnungen  nnd  Keskripte.  2.  Amfl.  Breslau  1884. 

—  II.   BeitrAge  rar  Erlftaterang  des  dentschen  Armenpflege- 
rechts, in  Gnichota  Beitragen  Bd.  18  S.  719  ff. 

Ebrie,  Franz  8.  J.  Beiträge  zur  Geschichte  und  Reform  der 
Armenpflege.  (Ergänzungshefte  m  den  „Stimmen  ans  Marii^ 
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Elvers,  I,  Das  ünteretützungswesen  und  das  Landarraeuwesen 
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—  II.  Die  Beseitigung  der  Landarmenthnms,  in  Dentach.  Gem,- 
Z.  1882  S.  209. 

Emmlnghaus,  A.  I.  Das  Armenwesen  nnd  die  Armengesetzgebung 
in  europ   S^taateo.    Heransgcgeben  von  £.    Berlin  1870. 

(Sammelwerk.) 
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Emminghaus ,  A.  II.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im 
Grossberzogthum  Baden,  in  Emminghaus,  Das  Armeuweseu 
n.  B.  w.  S.  380. 
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1866. 

II.  Die  Grundsätze  des  ersten  Senats  des  Königl.  Ober* 
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1867. 
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Buchforraat.) 
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UL  Statistik 


§  ö- 

Die  Klagen  über  den  Mangel  an  genflgenclom  statistischea 
^laterial  kehren  fast  bei  allen  Erörterungen  über  die  Reform 
der  Armeugesetzgebung  wieder.  Dieselben  sind  insoweit  be- 
rechtigt, als  in  der  That  gewissen  Punkten  der  Retbrm 
schlechterdings  nicht  ohne  thatsächliches  Material  näher  ge- 
treten werden  kann.  Zum  andern  Teil  wird  freilich  vielfach 
der  Wert  von  Zahlen  ttberschfttity  wo  hinreielieiide  £]r£ah- 
rungen  vorliegen  und  Thatsacken  anderer  Art  bekannt  sind, 
die  Bureichende  ScliltU»e  auf  dieee  oder  jene  ErBcheinungen 
des  Armenwesens  gestatten^). 

Will  man  die  Aufgabe  der  Armenstatistik  schärfer  um- 
grenzen, so  ist  entsprechend  der  Mannigfaltigkeit  der  Be- 
ziehungen, welche  da*j  Annenwesen  zu  allen  Erscheinungen 
des  wirtschaftlichen,  sozialen  und  politiaclien  Lebens  hat, 
zwischen  ihrem  notwendigen  und  ihrem  möglichen  Inhalt  zu 
unterscheiden.  .  Als  notwendig  darf  derjenige  beseichnet 
werden,  der  alles  lunfiisst,  was  mit  den  Untersttttsung  bedürfen- 
den Personen  unmittellMur  znsaounenhäiigt,  als  m  ö  gl  i  c  h  jeder 
andere,  der  in  grösserer  oder  geringerer  Nähe  mittelbar  auf 
den  Stand  der  fiedlirfiügkeit  und  die  Mittel,  ihr  abzuhelfen, 
einwirkt. 

Notwendig  gehört  der  Armenstatistik  daher 
an  die  Darstellung  1.  des  Systems,  2.  der  Verwalt unga- 
organisation,  8.  der  Mittel  zur  Bestreitung,  4  der  Ein- 
richtungen und  Anstalten,  S.  des  Personenkreises 
der  Armenpflege.  Eine  Annenstatisttk,  die  es  auch  nur  be- 
züglich eines  der  bcz(Mchneten  Gegenstände  an  Nachricliten 
fernen  IJtsst,  ist  unvollständip:. 

Dem  ni  ü  g  1  i  c  h  (Mi  Inhalt  kann  der  Natur  der 
Sache  nach  keine  Grenze  gezogen  werden;  man 
muss  sich  beschränken,  die  nächstliegenden  Gegen« tände  her- 
vorzuheben :  dahin  gehören  die  Kenntniss  des  Standes  der 
Bevölkerung,  der  innerhalb  derselben  betriebenen  Nahrung»* 
zweige  unci  ihrer  Erträge  (Lohnverhältnisse),  dahin  gehört 
vor  allem  die  Kenntniss  dessen,  was  die  Bevölkerung  seibat 
zum  Schutz  gegen  Armut  durch  Alters-,   Ijebens-  und 


^)  Das  f'xponmentelle  Verfahren  ist  rhrn  nicht  nur  nicht  immer  der 
Beobachtung  und  Induktion  überlegen,  aondem  in  weitem  Umfange 
irnrnnglich" :  vgl.  Schäif le.  Baa  and  Leben  d.  8.  K.  1  8.  125,  wo  ttber- 
lumpt  »ehr  feine  Unterscheidangen  bezüglich  Anwendbfurk«it  und  Nicht* 
Anwendbarkeit  der  statistiaohen  Metboden  gemacht  sind. 
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Scliadensrmicberung  tu  a.  ihut  und  was  wir  ganz  allgemein 
^sogstale  Selbsthttlfe*^  zu  nennen  pflegen. 

Mit  einem  zuHammenfassenden  Ausdruck  kann  man  die 

Gesamintheit  der  Nachrichten,  soweit  sie  jenen  notwendigen 
Inhalt  hetreffen,  als  das  unmittelbar  arnionstatistische 
Material,  soweit  sie  auf  den  möglichen  Inhalt  Bezug  haben, 
als  das  mittelbar  armenstatistisciie  Material  be- 
zeichnen. 


1.  Das  nninittelbar  armenstatiitiselie  MateriaL 

§  7. 

Für  die  Erfüllung  ihrer  Autgube  stehen  der  Armenstiitiatik 
dieselben  beiden  Mittel  zu  Gebote,  Uber  w.  lche  die  Sfcitistik 
überhaupt  verfugt:  das  Wort  und  die  Zuhi.  Die  Möglich- 
keit ihrer  Anwendung  kängt  von  der  Beschaffenheit  des  dar- 
zustellenden Gegenstandes  ab. 

Der  Beschreibung  durch  Worte  zugänglich  und  ihrer  vor^ 
nehmlich  bedürftig  sind  das  System,  die  Verwaltung,  die 
Veranstaltungen,  während  bei  den  Mitteln  der  Armenpflt^go 
und  des  von  ihr  umfasston  Personenkreises  die  Beschreibung 
hint'M-  die  Zahl  zurücktreten  nniss.  Aus  diesem  Gesichts- 
punkte vollzieht  sich  nun  eine  methodologische  Scheidung  iu 
beschreibende  und  zählende  Armenstatistik  in  der 
Weise,  dass  die  letztere  als  Armenstattstik  i.  e.  S.  verstanden 
nnd  oiine  weiteren  Zusatz  als  Armenstatisttk  schlechthin  be- 
zeichnet wird.  Als  solche  zerfilllt  sie  in  di(5  zahlenmässige 
Darstellung  der  Armenmittel,  ihrer  Aufbringung  und  Ver- 
wendung —  A  TMnon  finanzs  tat  i  sti  k  —  und  in  diejenige 
der  von  der  Anm  in»tj.igo  betroffenen  Personen  —  Persoual- 
armenstatisti  k  — ;  soweit  die  letztere  Uber  die  summa- 
rische Zahlung  liuiaus  individuelle  Eigenschaften  der  zu 
zählende  Personen  feststellt ,  wird  sie  zur  ludiridual- 
armenstatistik. 

Einer  grossen  fundamentalen,  in  gewisser  Beziehung  fast 
unüberwindlichen  Schwierigkeit  begegnet  jede  Armenstatistik 
in  der  Unbestimmtheit  des  Be;4'riff8  der  Armut  und  der  viol- 
fiichen  Vermischung  von  freiwilliger  und  öffentlicher  Armen- 
pflejre.  Aber  wenn  selbst  der  Begriff  der  Aruuit  unter  Aus- 
scheidung aller  theoretischen  Merkmale  auf  das  praktiseli 
einzig  brauchbare  Merkmal  der  Gewähruug  von  Beihülfe  aus 
fremden  Mitteln  zurückgeführt  wird,  so  ist  diese  an  sich 
lediglich  thatsttchliche  Erscheinung  doch  in  sehr  verschiedenem 
Masse  dem  verwaltungstechnischen  ApiKuat  zugänglich, 
Begelmässig  entzieht  sich  der  Öffentlichen  Renntuiss  der  ein- 
zelne Akt  d»'r  Tu'cht  oriranisirten ,  meist  auch  die  orpranisirte 
Privatwehlthatigkeit.    In  sehr  ungleicher  Weise,  in  einzelnen 
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Orten  und  Ländern  allerdings  nahezu  vollstftndig  bekannt 
sind  die  aus  kirchlichen  und  weltlichen  Stiftungamitteln  unter- 
stützten Personen,  sowie  der  aus  ihnen  geübte  Aufwand. 

Wirklicli  vollkommen  offen  li'\L'^»Mi  aber  meist  nur  diejenigen 
Unti>rstützungen,  die»  aus  öffcmiii'hcii  Mitteln  auf  Orund  öffent- 
lich-rechtlichen Zwanp^s  gewUlirt  werden,  ^'^IciehgUltig,  ob 
dieser  Zwang  durch  Gesetz  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist, 
oder  thatBächlich  gettbt  wird. 

So  zeigt  sich  der  Weg,  den  die  armenstatistische  Praxi» 
einzuschlagen  hat^  gleichsam  von  selbst.  Bezüglich  der  Privat- 
annenpflege  ist  sie  auf  sehr  ungleiche,  je  nach  dem  guten 
Willen  der  Betei]i;j,ten  fliessende  Erkenutnissqnellen  angewiesen; 
dif  Stiftuiigsannenpflegc  kann  sie  in  den  Bereich  ihrer  Er- 
helniug  ziehen,  wo  oinc  genügende  Kontrole  derselben  vor- 
haiidcn  ist.  Aber  duö  eigenth't  lH'  Fold  ihrer  Tliatigkeit  wird 
sie  im  Bereich  der  öffentliclien  Armenpflege  erblicken. 
Gerade  ihre  Kenntnisa  ist  auch  vom  sozialpolitischen  Gesichts- 
punkte deswegen  besonders  wichtig,  weil  die  Unterstützung 
aus  öffentlichen  Mittehi  im  allgemeinen  als  Beweis  der  Er- 
schöpfung aller  übrigen  Hülfsquellen  zu  betrachten  ist.  Hält 
man  hierbei  fest  im  Auge,  da?s  eine  solche  Er.scliö))fiing  nicht 
in  gl(M\'lier  Weise  ülierail  eintritt,  dass  .sie  vdriielnnlicli  durch 
die  allgr'meine  Lebensh.'dtung  fler  Bevölkerung'"  wie  durcli  das 
Vorhandensein  anderweiter  vorher  zu  erschöpfender  Mittel, 
durch  die  Organisation  und  die  Mittel  der  öffentlichen  Armen- 
pflege örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden  bedingt  ist,  so 
wird  man  einer  Statistik,  welche  die  Zahl  der  unterstützten 
Personen  und  den  Umfang  des  zu  ihrer  Unterstützung  er- 
forderlichen Aufwandes  darstellt,  einen  gewissen  Wert  und 
eine  gewisse  Ver;^lcichbarkeit  nicht  absprechen  können. 

Die  Statistik  der  öfl^entliehen  Aniienpflege  hat  die  Zahl 
der  Unterstützten  anzugeben,  sie  nacli   der  Art  der  Unter- 
stützung in  dauernd  und  vurübcrgeliend  Unterstützte,  in  Haus- 
arme und  Anstaltsanne  zu  scheiden.    Von  Wert  sind  femer 
Angaben  über  Alter,  Geschlecht,  Familienstand,  sowie  mit 
besonderer  Beziehung  auf  das  armen  rechtliche  Verhilltniss  die 
über  Geburtsort,  Dauer  des  Aufenthalts  am  Orte  der  Unter- 
stützung,   Staatsangehörigkeit    und  Unterstützungswohnsitz. 
Namentlich  diese  letzton  zweckmässig'"  mit  den  Angaben  über 
das  Nationale  kombinirt,  müssen  wu  litigo  Schlüsse  auf  die 
Wirkung  der  Annenircsetzgebung  gestritten.  Welche  Schwierig- 
keiten die  Erhebung  auch  in  dieser  Beziehung  vorfindet,  kann 
hier  nicht  näher  dargelegt  werden. 

Die  Armenfinanzstatistik  ist  hinsichtlich  ihrer  be- 
grifflichen  Grenzen  an  dieselben  Voraussetzungen  gebunden, 
wie  die  Personalstatistik.  Auch  ftlr  sie  gilt  die  Schwierigkeit 
festzustellen.  w(^lcho  jNIitte]  Rin<l ,  die  einer  Gnbe  deTi 
Charakter  der  öffentlichen  ArmenstUtzung  im  Gegensatz  zur 


Digitized  by  Google 


VI.  4.  35 

stiftnngsgemässen  und  priyaten  verieiheu;  auch  fUr  sie  ist 
dringend  zu  beachten,  dass  diese  Mittd  keineswegs  den  ge- 
sammten  Aufwand  der  Annenpflege  darstellen.  Gleichwohl 
ist  ihre  Aufgabe  eine  leichtere,  weil  es  sich  um  Verhältnisse 
mässig  einfache,  grosse  Zahlen  handelt,  deren  Kenntniss,  so- 
weit es  niöglieh,  meist  auch  ohne  die  Nötii^Tm^  einer  Armen- 
statistik  vorhanden  und,  wo  dies  nicht  der  Fall,  mit  einem 
verhältniHbuiii.stiig  geringen  Autwund  von  Mühe  und  Kosten 
zu  erlangen  ist. 

FUr  die  Fragen  des  Annenrechts ,  zu  deren  Lösung  die 
Kenntnis«  der  Belastung  notwendig  ist,  welcher  der  einzelne 
Armenverband  ausgesetzt  ist,  genügt  aber  die  Annenflnanz- 
statistik  als  solche  noch  nicht.  Hierbei  ist  ein  meistens  nicht 
genügend  beachteter  Punkt  von  grundlegender  systematischer 
Bedeutung*).  Eh  ist  unmöglieh,  silltst  ruis  der  pMianesten 
Kenntniss  des  Aufwandes  für  das  öttenilic  iic  Armenwesen,  er 
sei  im  Ganzen  oder  nach  einzelnen  Kategorien  dar^elej^t.  die 
Kenntniss  der  Armenlast  zu  schöpfen,  weil  Armen  labt  im 
Sinne  etwaiger  Reform  nicht  identisch  mit  dem 
Aufwand  ist,  weil  ein  Armenverband,  der  aus  be- 
sonderen Mitteln  ohne  ZuhiUfenahme  des  Q-e" 
meind esückeis  die  Kosten  der  Armenpflege  be- 
streitet, keinf  Armen  last  hat. 

Und  weiter,  wenn  man  selbst  die  Ainienlast  zuv«a'lässig 
ermittelte,  so  }»rane}ite  man  einen  Mass^tiib,  um  ihren  Druck 
mit  dem  Druek  der  andern  Lasten  zu  vergleichen,  weil  ein 
spezielles  Keformbedtlrfniss  nicht  als  vorliegend  erachtet 
werden  kann,  wo  der  Aufnrand  für  Armenzwecke  erheblich 
hinter  andern  Aufwandszwecken:  Schul-,  Verkehrs-,  Gesund- 
heitswesen, zurücktritt.  Kurz:  die  einseitige  Kenntniss  eines 
Punktes,  wo  es  um  feinvi-rzweigte  und  mannigfach  bedingte 
Verhliltnis.se  sich  handelt,  ist  von  gcrinp:er  Bedt-utnnj:^,  und 
insbesondere  die  Kenntniss  der  ArmenausgalM-n  olnie  <liü- 
jenige  der  entsprechenden  Einnahmen  von  fast  \ crsrliw  indcn- 
dem  Wert.  Ks  handelt  sich  m.  a.  W.  nicht  aIhMn  um  Armen- 
finanzstatistik ,  sondern  vor  allem  auch  um  Kommunal- 
finanzstatistik.  Denn  es  giebt  mit  geringen  Ausnahmen 
in  Deutschland  keinen  Staat,  dessen  Armenwesen  nicht 
oi^ganisch  in  das  Gemeindewesen  eini,n^fllgt  witre,  so  dass  eine 
mehr  als  äusserliche  Scheidung  der  Verwaltungsergebnisse 
beider  krinm  möglich  ist. 

Aueli  mf  die  hierbei  obwaltenden  Scliwierigkeiten  kann 
an  tlieser  »Sit  lle  nicht  näher  eingegangen  werd<'!i.  Selbstver- 
stäudlich  müssen  die  Angaben  die  einzelnen  Aufwandszwecke 
d«itlich  ericennen  lassen,  die  je  nach  der  Qualität  des  Armen- 


^)  Vgl.  Uerra  die  treffenden  Bemerkungen  bei  L.  von  Stein, 
FnianswissenBchaft,  5.  Aufl.,  I  S.  92. 
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.Verbandes  als  Orts-  oder  LandarmenTerband  spesifisch  yer- 

schiedone  sind* 

Die  Armenstatistik  ist  eine  einmalige  oder  eine  periodische; 

sie  erstreckt  sich  auf  einen,  auf  mehrere,  auf  lüle  Armen- 
verbände desselben  Vcn^'altuii!_''s^<^/5irk8,  des  Staats,  des  Uoidis. 
Jede  periodische  und  jede  über  einen  Verband  hinausgehende 
Erhebung  setzt  gleiehmässi^e  Aufzeichnungen  in  den  ver- 
schiedenen Zeiträumen,  innerhalb  der  verschiedenen  Bezirke 
▼oraus,  um  den  wichtigsten  Gebrauch,  den  man  von  einer 
Statistik  machen  kann,  die  Vergleichbarkeit  zu  ermöglichen. 
Die  gleichmässigen  An&eichnungen  haben  gleichmässige  Grund- 
sätze zur  Voraussetzung,  die  auf  Grundhige  freier  Vereinbarung 
möglich,  in  der  Regel  aber  nur  mit  Hiilfo  der  AutoritiU  der 
voru^esetzt^n  HehörHe  ernsthaft  durchführbar  siiul.  Die  h(*- 
züglichen  Anordiiiin^fii  linben  die  EinrifliliiiiiL(  der  Buch- 
führung, sowie  die  Lieferung  von  Nach  Weisungen  aus  den 
Ergebnissen  derselben  zu  umfassen. 

Es  liegt  auf  der  Hand»  dass  Verwaltungen,  die  regel- 
mässiger Aufzeichnungen  entbehren  und  in  Würdigung  der 
ihnen  gesetzton  Grenzen  die  Anordnung  regehniissiger  Samm* 
lung  und  Nachweisung  di<  s]>('zii;^'li(  lier  Thatsachen  imter- 
lassen  wollen  oder  müssen,  aut"  den  Weg  einmaliger  oder 
periodischer  Ki  n  zr  1  e  r  h  ebn  ng  angewiesen  sind.  Iii 
solchem  Falle  ist  aber  der  W  ertuiiterscliii'd  zwiselien  den 
liesultaten  des  einen  und  denen  des  andern  Verfahrens  kein 
blos  quantitativer.  WerterhOhcnd  kommt  vor  allem  ein 
Moment  bei  den  regelmUssigen  Aufeeiohnungen  in  Betracht: 
das  ist  die  Nötigung  zu  genauer  und  gleichmäs8ig(>r  Bueli- 
führungy  welche  genaue  und  vor  allem  gleichmässige  Ergel>- 
nisse  sichert,  während  für  die  einzelne  Erhebung  —  besonders 
wenn  sie  in  weit  von  einander  abliegenden  Zeiträumen  ver- 
anstaltet wird  —  immer  wieder  neue  Einzelanwrisun^'en  fr- 
forderlich  sind,  innner  wieder  von  neuem  Uebung  und  Erfahrung 
erworben  werden  muss,  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  nicht 
von  sehr  langer  Hand  vorbereitete  Erhebung  meist  auch  das 
Material  in  ungenügend  vorbereitetem  Zustande  antrifft 

(  ileichwohl  ist  auch  die  einmalige  Erhebung  nicht  ohne 
jede  Bedeutung.  Es  unt(irliegt  kein^  Bedenken,  d^u^s  über 
eine  gewis.^e  Tlölie  hinaus  alle  Zahlenangaben,  die  auf  nicht  ganz 
sinnl'tsfM'  P'rlielMinu  beruhen,  eine  gewisse  typische  Bedeutung 
anspreeiien  keine  n  und  unter  Ileranziehunu^  verwandter  Wahr- 
nehnmngen  bei  andern  Erscheinungen  »ehr  wohl  für  die  Er- 
kenntniss  der  beschri(;benen  Zustände  verwertbar  sind.  Wenn 
eine  Annenstatistik  das  Verhältniss  von  Stadt  und  Land,  die 
Einflüsse  der  örtlichen  Lage,  den  Anteil  der  Geschlechter 
an  dt  r  Zahl  der  ünt-  isuit/.t  n  u.  a.  durch  grosse  Zahlen  er- 
sichtlich nuiclit,  s<j  sind  das  Wahrnehmungen,  die  unter  a11<>n 
Umständen  als  typische  zu  gelten  haben  und  einer  wesent- 
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liehen  Verändentng  kaum  je  unterliegen  werden.  Nnr  ist 
eben  dabei  zu  beachten,  das»  es  nur  Andeutungen,  Ergänzungen 
der  ErfaliniTig  m-nd,  nicht  feste  Grundlagen,  an  die  bestimmte 

finanzielle  Massnalimen .  wie  etwa  Aiifbringung  von  Amen- 
steuern  u.  dgl.,  angeschlossen  worden  könnon.  Hier  innss 
man  sehr  genau  unterncheiden  —  es  wird  dies  im  Verl.iuto 
der  Arbeit  an  verschiedenen  Stellen  geschehen  — ,  für  welclie 
Punkte  des*  Annenrechts  man  sich  an  einmaligen  Andeutungen 
genügen  lassen  darf,  und  für  welche  eine  periodische,  min- 
destens Uber  mehr  als  einen  Zeitabschnitt  sich  erstreckende, 
eine  mehr  als  einen  Armenverband  umfassende  Armenstatistik 
unerlasslich  ist 

§  8. 

Obwohl   armenstatistische   Versuche    schon   sehr    früh  ge- 

macht  worden  sind,  fehlt  es  dennoch  fast  ganz  an  einer  systema- 
tis(  lieii  Grundlegung'  für  die  Aruienstatistik.  Einiges  über  Methode 
und  Inhalt  bei  Lanimers,  lieber  Armenstatistik,  in  V.-.T.-S.  für 
Volksw.  und  Kuliurgesch.  Bd.  XXVIII  und  Emminghaus  am 
Schluss  des  Sammelwerkes  S.  720  ff.  Kach  vielen  Seiten  hin  sind 
die  bezüglichen  Fragen  zum  ersten  Male  im  Deatsehen  Verein  ei'- 
Ortert  worden,  der  sofort  unter  dar  energischen  Foiirang  von  Böh- 
mert  eine  armeDStatistische  Kommission  niedersetzte  und  sie  mit 
den  Yorbereitungen  zn  einer  Vereinsstatistik  betraotO)  von  welcher 
weiter  nnten  zu  sprechen  sein  wird.  Zunächst  nur  so  viel,  dass 
seil  rler  (iriindung  jede  Aersamnihmg  Vereins  mit  den  Be- 
richten und  Verhandlungen  über  Ai  nienstiinsiik  begonnen  hat.  Man 
findet  in  allen  Jahrgängen,  namentlich  aber  in  deneu  von  1881 
und  von  bis  1885  ein  ausserordentlich  reichhaltiges  und  wert- 
volles Material,  in  dem  alle  die  Personalstatistik  betreffenden  Fragen 
aufs  grflndlichste  und  zugleich  aufs  vorsichtigste  erörtert  sind.  — 
Ein  Versuch  systematischer  Grundlegung  bei  Münsterberg,  Die 
Annenstatistik,  in  Conr.  Jahrb.  188G  Heft  5  S.  377  ff.,  vergl. 
auch  Loening  S.  897  ff.:  Adickes  T  S.  244;  namentlich  auch 
Einleitung  und  Schluss  der  unten  näher  zu  bezeichnenden  preuss. 
Amenstatistik  von  1849. 

Ueber  die  einzelnen  ^Irlieljungeu  bis  einschlie.ssiich  188<i  orien- 
tirt  vollständig  K  oll  mann  in  seiner  sogleich  zu  nennenden  Armen- 
statistik S.  2  ff.;  bis  einschliesslich  1882  Böhmert  in  Zeitschr. 
des  sftchs.  stat.  Bur.  Jabig.  28  8.  14;  bis  einscbliesslicb  1885 
Loening  a.  a.  0.  — 

Sieht  man  von  denjenigen  Zahlenangaben  ab,  die  zunächst  nur 
im  Hinblick  auf  Artliche  Verwaltungszwedce  als  Grundlage  des  Vor- 
anschlages zu  dienen  bestimmt  sind  oder  dem  Verwaltungsberichte 
über  einen  abgelaufenen  Zeitraum  einpreffict  worden,  so  ist  die  Zahl 
der  eigentlich  armenstaÜEtischen  Erhebungen  in  Deutschland  keine 
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erhebliehe.  Immerhin  ist  die  Bedeutung  der  Verwaltongsberidite 
für  die  Erkeantnias  der  ArmenTerhAltnisse  des  engeren  Verwaltungs- 
bezirkes nicht  zo  nntenchätzen ;  mehrere  derselben,  nach  MasBgabe 

gleichartiger  Verwaltungsbezirke  und  für  gleichartige  Zeitränme  zu- 
sammengelialten.  vermögen  unter  Umständen  sogar  eine  weiter  sich 
erstreckende  spezielle  Armeuötatiätik  zu  ersetzen,  ja  zu  übertreöeo. 

§9. 

Im  einzelnen: 

a.    Periodische  Erhebungen. 

1.  Oldenburg,  in  erster  Linie  ist  heute  und  wird  wohl  für 
lange  Zeit  noch  im  Gebiete  iler  eigentlichen  Annenstatisiik  die  Ar- 
beit zu  nennen  sein,  in  weicher  Kollmann  <lie  Armen  Verhältnisse 
des  Grohsherzügtums  Oldenburg  zi»r  Darstellung  bringt. 
Das,  was  oben  der  notwendige  Inhalt  der  Armenstatistik  genannt 
wurde,  wird  vollkommen  erschöpft:  System.  Verwaltung ^  Ver^ 
anstaltongen  der  Armenpflege  so  gut  wie  Mittel  und  Personenkreis 
derselben.  Aber  darüber  hinaus  fügt  Kullmann  von  ihrem  möglichen 
Inhalt  noch  unendlich  wichtige  Feststellungen  hinzu,  von  denen  be- 
sonders Bodenbesclialicnheit ,  Verhältniss  der  industriellen  und 
ackerbautreibenden  Bevölkerung,  die  Kinkommensverhultnisjse  zu 
nennen  sind.  Die  Mittel  der  AriuenpHege  gliedert  er  sorgfältig  nach 
Ausgaben  und  Einnahmen,  Vermögens-  und  Schuldenstand ;  er  giebt 
an,  aus  welchen  Quellen  die  Einkünfte  fliessen  and  welche  einzelnen 
Aufwandszweckc  aus  denselben  bestritten  werden.  Durch  Mit- 
teilungen Uber  die  weltlichen  und  kirchlichen  Stiftungen  und  Uber 
Privat wohlthätigkeit  sucht  er  das  entworfene  Bild  zu  ergänzen. 
Die  Zahl  der  unterstützten  Personen,  üir  Geschlecht,  ihr  Alter, 
iliren  I 'atnilienstand,  die  Art  ihrer  ünlerötülzung  und  den  GratI  ihrer 
Bedürftigkeit  brinct  er  suniinarisch  und  individuell  zur  Darstellung. 

In  zeitlicher  Beziehung  unitasst  er  bezüglich  der  älteren  Landes- 
teile die  letzten  25  Jahre  (von  1853  bis  1878),  bezüglich  der  nen 
erworbenen  den  Zeitraum  von  ihrer  Erwerbung  an  bis  1878.  Oert* 
lieh  scheidet  er  die  drei  Gebietsteile  des  Herzogtums  Oldenburg 
(Marsch,  oldenburgische,  münsterische  Geest)  und  die  Fürstentümer 
Lübeck  und  Birkenfeld;  tiefer  in  das  individuelle  Detail  dringt  er 
ein,  indem  er  für  die  einzelnen  Gemeinden  (be/w.  Bürgermeistereien) 
die  vorgedachten  Nachweisuniien  giebt;  erst  nus  ihrer  Summirung 
zieht  er  das  Fazit  für  die  crrösseren  Gebietsabachnitte.  (ieM  iidert 
endlich  werden  die  Angaben  bezüglich  der  Orts-  und  der  Laad- 
armenverbände. 

Ueber  diese  Mitteilungen  hinaus  hat  Kollmann  sodann  durch 
Erl&ttterung  und  ansfllhrliche  Berechnung  von  Verbftltnissziffem  inner- 
halb der  behandoltcM  Zeitabschnitte  und  für  die  einzelnen  Bezirke 
das  Material  nach  allen  Richtungen  zugänglich  gemacht  und  mflhe«- 
los-irttchtbarer  Forschung  erschlossen. 
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Zieht  man  bei  näherem  Eingehen  noch  die  ttbrigen  KoUmann- 
schen*  Arbeiten  über  Oldenburgs  BeTdlkerangs-,  Wirtschafts-  imd 

Einkommensverh&ltnisse  zu  Rate,  so  erhillt  man  bezüglich  dieses 
kleinen,  aber  durch  seine  eigentümlichen  Verhältnisse  sehr  grosse 
Verschiedenheiten  aufweisenden  I  indes  ein  fast  allseitig  erschöpfen- 
des Bild .  dessen  Einzelheiten  nicht  minder  sorgfältig  gezeichnet 
sind ,  wie  die  grossen  rmrisse.  —  Das  oldenburgische  Material 
iät  immer  ein  sehr  gutes  gewesen ,  wie  die  Mitteilungen  von 
Straekerjan  (bei  Emmini^iaBS  8.  280  ff.)  beweisen.  —  Die  Arbeiten 
von  Kollmann  gehen  Ireilicb  viel  tiefer.  Es  sind  dies:  Stat  Nachr. 
Uber  das  Ghgt  Oldenburg,  Heft  18:  Das  Armenwesen.  1881* 
—  Heft  19:  Der  Stand  der  Bevölkerung.  1882.  —  Das 
Hect.  Oldenburg  in  seiner  wirtschaftl.  Entwicklung 
während  der  letzten  25  .1  a h r e.  1878.  —  Die  Kommunal- 
besteuerung im  Ghgt.  Oldenburg,  In  Schanz' Finanzarchiv. 
1884  II  S.  192. 

iSpezieil  Uber  das  Armenweseu  iiut  Oldenburg  seit  jener  grossen 
Arbeit  noch  nicht  wieder  etwas  pabUzirt.  Es  hat  aber  seit  1880 
statt  der  sammarischen  Nachweisnngen  Listen  eingeführt,  in  welche 
die  Unterstützten  individoell  einsntragen  sind.  Vgl.  KoUntann 
a.  a.  0.  S.  16. 

2  Baiern.  Oldenburg  zunit(iist  ist  Baiern  zu  nennen,  das 
r  e  g  e  1  ni  a  s  s  i  g  (>  N  a  c  h  w  e  i  s  u  n  g  c  n  über  das  Armen  w  e  s  e  n 
bringt.  In  Bezug  auf  Personalien  sind  dieselben  unvollständiger, 
da  dieselben  nur  die  Gesammtzalil  der  aus  öileutlichen  Mitteln  unter- 
stützten Personen,  mit  der  Unterscheidung  in  dauernd  und  vorüber- 
gehend nnd  aosserdem  mit  Hervorhebung  der  jugendlichen  Personen 
angeben.  Bei  den  YermOgensyerhältnissen ,  die  im  ttbrigen  eben- 
falls weniger  reich  gegliedert  sind,  ist  eine  ständige  Rubrik  für  Art, 
Zahl  und  Gesammteinkünfte  der  Krankenkassen  geöffnet. 

Die  Leistungen  der  Distrikts-  und  Kreisarmenpflege  sind  nach 
den  ilmen  eigentümlichen  Zwecken  der  BHhillfe  zur  Gemeinde- 
armeiiptlege  ersichtlich  gemacht,  während  bezüglicli  der  Privatwohl- 
thätigkeitsvereinc  Nachrichten  Uber  Gegenstand,  Mitgliederzahl,  Ein- 
künfte (vollständiger  erst  seit  1881)  gegeben  werden.  In  Beziehung 
anf  die  Artlichen  Grenzen  sind  die  grösseren  Verwaltungsbezirke 
(Bezirksämter,  Kreise)  massgebend;  nnr  für  die  unmittelbaren 
Städte  (38)  sin<i  die  Angaben  individuell. 

Verhältnisszahlen  werden  in  geringerem  Umfange  und  nur  für 
die  grossen  Bezirke  (Kreise  und  Königreich)  bcreclmet  und  einer 
die  Zahlen  weniger  erklärenden,  als  sie  betrachtenden  Darstellung 
eingefugt.  Die  Nachrichten  über  das  Arnicnwesen  sind  kurze;  eine 
erschöpfende  Darstellung  des  Systems  üudet  sich  nicht;  sie  liegt 
anch  nfeht  in  dem  Charakter  der  periodischen  Pablikationent  was 
im  Gegensatz  za  Oldenburg  zu  beachten  ist,  für  welches  das  ganze 
Material  von  25  Jahren  in  einem  verarbeitet  wurde.  —  Die  gegen- 
wärtig bis  158  )  fortgcfidirten  Publikationen  sind  in  der  Zeitschr. 
des  bair.  sUt.  Bar.  Bd.  4  S.  229  (fttr  1870),  14  S.  2t)0  (1871—80), 
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15  8.  265  (1881),  16  8.  184  (1882),  17  8.  214  (1888)  m 
finden. 

Die  vortrefflichen,  die  Armenstatistik  erst  ermöglichenden  An- 
ordnungen betr.  Führnng  des  Ktats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
in  Baiem  beruhen  auf  der  Kntsehl  des  k.  Staatsmin.  d.  Innern 
Y.  14.  Mai  1870  und  sind  abgedruckt  bei  Riedel,  Aimenges.  S.  242. 
—  Desgl.  die  Entschliessung  betr.  Armenstatisük  v.  1.  Juli  1882, 
ebenda  S.  269. 

Yon  ergänzenden  Arbeiten  besondere:  Stiftaingen  nnd  StiftnngB- 
zaschlllBae  in  Baiem  a.  a.  0.,  regelmlssig  seit  1881.  —  Ferner  die 

1878  begonnenen  Beiträge  z.  Stat.  d.  Gemeindebesteuerung  a.  a.  0. 
Bd.  10  S.  268  (1878),  Bd.  15  S.  G9  (1883)  und  Seydel,  Znr 
FinaiT^'-Stat.  der  grösseren  StSdte  a.  a.  0.  1'^'  S.  600. 

Line  sehr  gute  und  uwifassende  Bearbeitung  der  bair.  Statistik, 
die  gleichzeitig  liber  den  Stand  der  Ge^tzgebuDg  und  der  Ver- 
'waltung  urientirt  und  die  Zablenergebnisse  kritisch  betrachtet,  rührt 
▼on  Tb.  La  ves  ber:  Die  bairiscbe  Armenpflege  von  1847  bis  1880. 
In  Scbmollers  Jabrb.  1884  H.  2  8.  196—250.  — 

3.  Derartig  regelmftsaige  Angaben,  %vie  in  den  beiden  genannten, 
fehlen  in  den  übrigen  grösseren  Staaten.  Nur  noch  die  Hansestädte 
bringen  regelmässige  Nachrichten,  die  aber  im  ganzen  keine  weiter- 
reichende Bedeutung  liahcn,  als  die  Verv.alttirii!?^bericlite  der  grossen 
deutschen  Städte  und  anderer  komniuiuiln  Kiirpcr,  auf  deren  unter 
Umständen  sehr  lelirreichen  Inhalt  schon  i  lugangs  hingewiesen  wurde. 
Bremen  macht  insofern  eine  Ausnahme,  als  es  in  seiner  allgemeinen 
VerwaltangBstatistik  einen  besonderen  Abschnitt  der„Oeffentlicbeii 
Wohlthftttgkeit  und  der  Armenpflege*^  widmet,  nnd  inner- 
halb desselben  1882  eine  Darstellung  des  gesammten  Annenwesena 
für  einen  zehnjährigen  Zeitraum  (1873 — 82)  unter  Kennzeichnung 
des  Systems,  der  Verwaltung  n,  s.  w.  gebrncht  ));(t,  die  besonders 
für  die  drei  Stadlrjebirte  des  bremischen  Staates  (Bremen,  Vegesack, 
Bremerbaven)  von  grossein  Wert  ist.  Neben  summarisclie  Anuaben 
der  Armenmittel  und  der  untersltiizlen  Personen  treten  solclie  über 
milde  Stiftnngen  imd  Privatwohltbätigkeit.  Die  massgebenden  Ver- 
bUtnisse  sind  durch  Berechnung  der  Kopfbeträge  bei  den  einzelnen 
Kategorien  ersichtlich  gemacht.  Vgl.  Jahrb.  f.  brem.  Stat.  1882 
S.  295  ff.  (Abschn.  XI).  —  Ftlr  Hamburg  in  der  Stat.  de» 
Hamb.  Stiiates  lieft  'A  S.  93  tf. ,  H.  11  S.  178  ff.  üeberblicke 
über  die  Wirksamkeit  der  Allgem.  Armenanstalt.  —  Für  Tiübeck 
die  allgem.  Berichte  der  Zentralarmendeputation,  von  denen  der  9. 
die  Jahre  1873  bis  1^77,  der  in.  die  von  1878  bis  1882  umfasst.  — 

Der  Vollständigkeit  halber  muss  hier  noch  Würtemberg  ge- 
nannt «erden,  mit  einer  Uebersieht  ttber  den  Umfang  der  öffent^ 
lieben  Armenontersttttsungen  im  KOnigr.  Wflrtemb.  vor  und  nach 
der  Einführung  des  R.-G.  über  den  Unterstützungs-'Wohnsitz,  herausg, 
vom  K.  Ministerium  des  Innern,  43  S.  4*,  Stuttgart  1883.  Dieselbe 
ist  mir  im  Bnchbandel  nicht  zugänglich  geworden.  Wie  aber  die 
Mitteilungen,  welche  die  Gem.-Z.  1Ö83  S.  115  macht,  ergeben«  sind 
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nur  ganz  summarisch  die  daaernd  Untentfitzten  gezählt,  and  die 
Oesammt-Avfweiidnogeii,  sowie  die  oaf  den  Kopf  entfaUendeo  Be- 
trage ftr  die  Zeit  von  1871/72  Iris  1879/80  angegebeii. 

Uebiigens  findet  man  eine  grosse  Anzahl  allerdings  nicht  gleicb* 
wertiger  statistischer  Angaben  ffir  einzelne  Länder  in  den  verecbie- 
denen  dem  Werke  von  Emmingbaos  einverleibten  Arbeiten. 

§  10. 

b.   Einmalige  Erhebnngen. 

L    Deutsches  Reich. 

a.  Erbebung  von  1881*  Diese,  durch  die  VarnbOlerschen 
Anträge  auf  Revision  der  Arm  enges  et  zficbiinp  und  durch  den  "Wnnsch, 
für  die  Unfallvcrpiclierunfz  besi;ere  Grundlagen  ni  schaffen,  hervor- 
gerufen .  beschrankte  äich  auf  die  ErniiUelui)^.'  der  Ursaclien  der 
Unterst titzuDgsbedtlrftigkeit,  die  iu  vier  Hauptgruppen  gegliedert 
vrarden :  l)  Verletzung   oder  Tödtung   durch  Unfall, 

II)  Arbeitsunfähigkeit  (die  weder  unter  I  oder  III  ftllt); 

III)  geistige  oder  körperliche  Gebreeben,  lY)  andere 
Gründe,  —  auf  die  Feststellung  des  VerbAltninea  der  TöUig  und 
teilweise  unterhaltenen  dauernd  unterstützten  Personen,  sowie  des 
Wertes  der  Unterstützung  in  Geld  bei  völligem  Unterhalt.  Von 
den  im  ganzen  35  Fragen  wurden  die  nnf  Unfall  ah  Ursache  be- 
züglichen noch  in  Iliiililick  anf  die  A  erunlassiing  des  Unfalls  in 
solche,  die  in  industriellen,  in  lorst-  und  landwirtschaftlichen  Betrieben 
und  bei  anderen  Anlässen  sich  ereignet  babeu,  unterschiedi  n.  Die 
Personenzahl  sollte  nach  Alter  und  Geschlecht  geschieden  dargestellt 
werden,  wobei  den  Unf&llen  wiederum  eine  hervorragendere  Stellung 
eingeräumt  und  die  Sondemachweisung  derjenigen  Wittwen  und  der- 
jenigen  Kinder  gefordert  wurde,  deren  Krnährcr  infolge  des  Unfalls 
verstorben  waren.  Ausgeschlossen  von  der  Erhebung  wurden  die  in 
Staat?-,  Proviiizial-  u.  s.  w.  Anstalten,  sowie  die  von  Seiten  der 
Uaiidanncnverliilnde  unterhaltenen  Per?:onen.  Die  Machweisnngen 
hatten  durcli  Ausfüllung  der  vorgeschriclicncn  Formulare  seitens  der 
Einzelstaaten  zu  erfolgen,  denen  im  übrigen  das  Detul  der  Er- 
hebung flberlassen  blieb. 

Wie  man  sieht,  bandelt  es  sieb  mehr  um  eine  Unfall-Armen- 
stÄtistik,  als  nni  eine  eigentliche  Armenstatistik;  die  Veröffent- 
lichniig  eines  Ergebnisses  fttr  das  Reich  als  solches  hat  nicht  statt- 
gefunden '  I. 

h.  Die  Bern fsstatistik  vom  5.  Juni  1  882.  Anlässlich 
der  Berufsstatistik  wurden  unter  PersoDcn  „ohne  Beruf  oder  Berufs- 

M  Nicht  m  verwechseln  mit  dieser  Armcnstatietik  ist  die  Reiebs- 
Unfallstatistik  von  demselben  Jahre,  deren  Ergebnisse  dunh  Krhrbniig 
in  den  einzelnen  Betrieben  gewonuen  und  direkt  für  die  Zwecke  der 
tJnfallverflicbening  von  BSdifer  bearbeitet  worden  sind.  Vffl.  Enr.»Heft 
cor  Stat  d.  D.  R.  Bd.  LVIU. 
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angäbe"  zu  2:  von  Unterstützung  lebende,  zu  4 — 6:  Insassen  von 
Armen-,  Kranken-  und  ähnlichen  Anstalten,  sowie  deren  Angehörige 
gezählt  —  vgl.  Stat.  d.  D-  K.  N.  F.  Bd.  2.  —  Leider  sind  die 
Ergebnisse  is  der  Weise  pnblizirt,  dass  die  stomtlieheD  Personen» 
die  ohne  Beruf  sind,  in  derselben  Uebersieht  snsamraeDgefasst  werden, 
so  dass  also  die  von  eigenem  Vermdgen  oder  von  Pensionen  lebenden 
mit  den  aus  fremden  Mitteln  lebenden  zusammen  eine  Grappe  bilden. 
Hierdurch  wird  das  Krge'iniss  für  die  Zwecke  des  Armenwesens  fast 
illu*!ori«^ch.  —  üebrigens  iässt  sich  niclit  verkennen,  dass  die  derart 
«rmitteite  Zahl  der  Almoscnempt'äuger  und  Anstaltsinsassen  das  Ver- 
hältniss  von  Wohlstand  und  Armut  nach  mancher  Richtung  hin 
besser  andeuten  kann,  als  eine  eigentliche  Armeustatistik ,  weil  bei 
der  VoUss*  oder  Berafsz&hlung  der  von  fremden  Mitteln  liebende  als 
solcher  ohne  Rflcksicht  daraaf,  ob  er  aus  öffentlichen  oder  privaten 
Mitteln  Beihftlfe  erhUt,  gesfthlt  wird.  iVeilich  fehlen  die  vorüber^ 
gebend  Unterstützten! 

V.  Die  Armenstatistik  von  1?^^5.  Dem  dringenden  He- 
dürfniss  nach  statistischem  "Mnterial  für  ciwaigc  Reform  nat-ligcljend 
hat  der  Bundesrat  durch  Besciiluss  vom  24.  Juiu  1884  eine  neuelieichs- 
erhebung  und  zwar  für  das  Kalenderjahr  1885  angeordnet,  welche 
die  innerhalb  dieses  Zeitraoras  von  dar  öffentlichen  ArmeupÜege 
nnterstutzten  Personen,  sowie  die  hierfür  in  Betracht  kommenden 
Aosgaben  and  Einnahmen  erforschen  will.  Ancb  hierbei  kommen 
wiedemm  mehrere  Formulare  zur  Anwendung,  in  welche  die  einzelnen 
Bundesstaaten  das  Krgebniss  ihrer  Sonderzählung,  und  zwar  diesmal 
nach  Orts-  und  narli  Landarmen  vorbänden  geschieden,  einzntraiicn 
haben.  Der  Umfang  der  h ragen,  deren  iieuntwortung  das  Keich 
verlangt,  ist  ein  sehr  geringer.  Es  werden  in  Bezug  auf  die  Per- 
son a  1  s  t  a  t  i  s  t  i  k  nur  folgende  Fragen  gestellt ;  \)  Name  des  Unter- 
stützten, 2)  hat  der  Untersttttzte  mit  ihm  znsammenlebende 
Angehörige,  und  zwar  a)  eine  Ehefraa,  b)noch  nicht  14  Jahre 
alte  Kinder  und  Kindeskinder,  wie  viele?  8)  Art  der  Unter- 
stützung, ob  dauernd  —  vorübergehend,  ob  Anstaltspflege  — 
offene  Pflege,  4)  Ursache  der  Unterstützungsbedtlrftigkeit  V 

^>hne  die  Negative  erschöpfen  zu  wollen,  sei  hier  noch  bemerkt, 
dass  unter  anderem  nicht  gefragt  wird  nach:  Alter  —  (ieburisort 
—  Aufenthaltsdauer  —  Unterstützungswohnsitz;  Fragen,  die  zur 
Erkenntniss  der  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  ü.  Juni  1870  un- 
erlässlicb  sind. 

In  Bezug  anf  die  Finanzstatistik  umfasst  die  Reichs* 

erhebung  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben«  wobei 
1)  Erstattungen  verausgabter  Metriige;  2)  Unterstützungen  a)  in 
bnarem  (leide,  b)  in  Naturalien;  3)  Ausgaben  für  a)  Suppenanstalten, 

b)  für  Zehr-  und  Reisegeld :  4)  die  ausserordentlichen  (für  Repara- 
turen u.  (hl].)  unterschieden  werden,  sowie  die  Frstattnn  L^e  n  mit 
Unterscheidung  der  von  a)  deutschen  Orts-  1>)  Luudarmenverbänden, 

c)  von  anderen  Seiten  zur  direkten  Yerabfolgung  an  Untersttttzte 
bezw.  als  Erstattung  eingegangenen  Beträge.   Posten,  welche,  wie 
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zurückgezahlte  Kapitalanleihen  and  ausgeliehene  Kapitalien,  nur  für 
die  Buchführung  als  Ausgaben  oder  Einnahmen  erscheinen  und  alt 

solche  nur  kassenmässig  durchlaufende,  ni()it  wirkliche  Einuahmen 
und  Ausgaben  -ind,  sollen  ausser  Betracht  bleiben.  JDie  nicht  be- 
sonders hervorgehobenen  Ausgabekategorien  sind  in  die  Gesammt- 
suiiime  einzustellen. 

T.eificr  darf  das  von  dieser  Erln  bung  zu  erhoffende  Resultat 
als  kein  günstiges  bezeichnet  werden.  Es  fehlt  tür  sie  durchaus  au 
den  oben  als  erforderlieh  Ijez^eliiieten  gleichm&ssigen  YorauBBetniiigen 
und  an  begrifflicher  Durcbbildnng.  Fflr  die  brennenden  Fragen 
der  Reform  könnte  sie,  selbst  eine  andere  Zuverlässigkeit  vorans- 
gesetzt,  als  de  besitzt,  nnr  in  geringem  Masse  Aufschlnss  geben. 
Namentlich  wird  durch  tlic  unterschiedslose  Gleichstellung  der  Orts- 
und der  I^andarnicnverbände  in  den  tiiinn/^*utistisehen  ]''onnularen  die 
wesentliche  und  eigentümliche  Versi  hiedenlieit  ihrer  Aufwandszwecke 
völlig  verwischt.  Gerade  hierauf  und  auf  eine  feinere  Differenziining 
muss  es  aber  ankommen.  Ausserdem  entbehrt  sie  als  einmalige  Er- 
hebung gerade  in  Ansehung  der  vielfach  wechselnden  ErscbeiniiDgen 
des  Ab-  and  Zoströmens  in  den  ärmeren  Bev5lkerungsklassen,  der 
Zn-  und  Abnahme  des  Armenanfwandes  der  Vergleichbarkeit  mit 
anderen  Feststellungen.  Als  Andeutung  über  die  Armenznstftnde  im 
allgemeinen ,  wie  dies  durch  einmalige  F>mittelunc  mö^ilich  ist, 
wird  sie  nicht  ohne  Wert  sein,  aber  In  der  Hauptsache  wenig  Neues 
bieteti. 

Die  Veröffentlii  liuii^^en  des  Resultats  haben  für  das  Reich  noch 
ui<  hl  iiQgonnen  ;  Preusseu  liat  einige  Hauptergebnisse  bereits  publi/irt : 
s.  unten.  —  Vergl.  über  daa  Detail  raeinen  Bericht  über  den  Stand 
der  Individnal-Armenstatistik  mit  Beziehung  auf  die  seitens  des 
Reichs  veranlasste  Erhebung  fflr  das  Kalenderjahr  1885,  in  Drucks, 
des  1).  V.  1885  Nr.  2  und  meine  Abhandhmt;  über  Armenstat  a.  a.  0. 
Dieselbe  knüpft  unmittelbar  an  diese  Erhebung  an. 

Jl  Bundesstaaten. 

1.  Preussen.  a.  L>it' Armenstat  ist ik  von  18^9.  Ein 
in  i?rösserem  Massstabe  angelegter  Versuch,  der  namentlich  auf 
üuunzstatistische  Nachweisnnuen  der  gesaramten  Ariuen)>llege,  ein- 
schliesslich der  kirchlichen  und  Stiftungsarmenpflege,  abzielt.  Die 
Angaben  sind  auch  beute  noch,  soweit  sie  städtische  Verwaltungen 
betreffen,  durchaus  brauchbar,  fftr  das  Land  allerdings  ganz 
unzureichend.  Den  wertvollsten  Bestandteil  der  Publikation  bilden 
die  vortrefflichen,  noch  gegenwärtig  völlig  zutreffenden  Bemerkungettf 
mit  welchen  D  i  e  t  e  r  i  c  \  die  Zahlenangaben  begleitet.  —  Preuss. 
Stat.  1849  Bd.  IV  S.  421)  ff. 

h.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1869.  — 
Dieselbe  i'-t  oine  Finair/statistik  im  weiteren  Sinne  und  weist  unter 
den  Eiunahmeu  und  Ausgaben  auch  unter  IV  die  Ausgaben  lOr 
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Wohltliätigkeits-  und  Armenanstalten,  sowie  ftir  Wolilthätigkeit  und 
Arnjeupflege  überhaupt  nach.  l)ie  in  I'reuss  Stüt  1875  Bd.  XXXV 
publizirten  Uebersichten  betreten  die  kreis-  und  kuuiinunalständibcheD 
Terbände.  —  Tgl.  bierzu  das  £rg.-H.  YI  mt  Ztschr.  des  preoss. 
8tot.  Bor.  Tab.  III  8.  82  ff.,  woselbst  die  Resolute  der  Erhebung 
für  56  St&dte  ftber  20000  £.  genauer  verfolgt  werden. 

V.  Die  finanzstatistiscbe  Erhebung  von  187  0.  Eine 
Gemeindefinanzstatistik  im  weiteren  Sinne  für  die  damals  17<»  preuss. 
Städte  mit  mehr  als  KiOOd  K.  Die  Uebersicht  1  enthalt  unter  IV 
Au.sj.'aben  ftir  Wohlth  -  und  Arnienanstalten ,  für  >V.  und  A.  über- 
haupt, unterschieden  in  1.  lui  W  - und  Arnieiianstalten  unter  Gemeinde- 
verwaltung, 2.  Zuächüs^e  an  andere  nicht  unter  Geuieindeverwalluiig 
Stehende  Wohlthätigkeits-  und  Annenanstalten,  8.  sonstige  Aas^ 
gaben  fttr  A.  und  W.  mit  Einscblnss  der  Annenkrankenpflege  und 
Aufwendungen  für  anne  Schulkinder,  4.  Summe.  —  In  Tab.  V 
und  VI  sind  die  Gesammtausgnben,  hierbei  unter  d  die  für  Armen- 
wescn,  sowie  der  auf  den  Kopf  der  Hevölkernnp  entfallende  Betrag 
angegeben,  und  zwar  tür  die  Städte  mit  mehr  als  20  0nn  E. 
gleichzeitig  unter  Vergkichuiig  mit  den  uehnissen  von  IbÜU.  — 
Erg.-H.  VI  zur  Zeitsclir.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1879. 

d.  Die  finanzstatistiscbe  Erhebung  von  1S77  78. 
Eine  Kreistinanzstatistik.  In  Tab.  A  sind  unter  A  III  anch  die 
Ausgaben  fflr  Wohlthfttigkeits-,  Armen-  und  Besserungsanstalten  und 
Armenpflege  nachgewiesen,  unter  B  III  die  Kinnahmen  aus  den 
\N  ohlthätigkeitsanstalten  und  gemeinnützigen  Einrichtungen.  —  Krg,- 
H.  Vll  der  Ztschr.  des  prenss.  stat.  Bnr.  l^s'^ 

Die  f  i  na  n  z  st  a  t  i  s  t  i r  h  e  l' r  Ii  c  h  u  n  g  vo  n  is^ij.hl. 
Eine  (mneinde-  und  Kreisfinanzütati.Ntik  im  ongeien  Sinne,  die  sich 
aui  die  allerdings  sehr  dctaillirle  Nach  Weisung  des  Aulkornniens  an 
direkten  Staatssteuem.  Gemeindcabgaben  hezw.  an  Schul-,  Kirchen-, 
Armen-,  Kreis-  nnd  Provinzialsteuem  erstreckt  Speziell  für  die 
Fragen  des  Armcnreclits  Sp.  25  bemerkenswert :  Nachweis  der  neben 
den  GMneindeabgaben  besonders  zur  Erhebung  gelangenden  Armen- 
steuern. Die  L'ebersichten  betreflen  1.  sämmllichc  Städte  —  d.  h. 
alle  Gemeinden  mit  stiidtischer  Verfa'^'^nnp:  —  einzeln,  2.  die  Land- 
gemeinden nach  Kreisen  l>ezw.  Bürgermeistereien,  —  £rg.-U.  IX 
der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bur.  1882. 

I.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1883  84. 
Eine  Gemeindefinanzstatistik  im  weitesten  Sinne,  veiebe  alle  Aus- 
gaben und  Einnahmen  der  Gemeinden  nach  sehr  fein  gegliederten 
Kategorien  nachweist,  flberall  bei  der  betreffenden  Rubrik  neben 
der  Ausgabe  etwaige  direkte  ErtrüLO  aus  den  betreflionden  Ver« 
anstaltunpen  vermerk*"ii1  die  Ausgaben  in  ordentliche  nnd  aus.ser- 
ordentlichp  scheidend  In  lUibr.  V  weiden  die  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen für  Wohlthiiiigkeils-  und  Arnienanstalten,  für  W.  und  A. 
Überhaupt  nachgewiesen.  Die  Uebersichten  betreffen  1.  sämmtliche 
Städte  einzeln,  2.  die  Landgemeinden  nach  Kreisen.  —  Im  Ein- 
gange befindet  sich  ein  Ueberbiick  Aber  die  Geschichte  der  preuss. 
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Finanzstatistik.  —  Erg.-H.  XVI  zur  Ztschr.  d.  preusö.  stat.  Bur.1884. 

PreusMD  bentit  in  den  Yorbeceicbneteii  Arbeiten  ein  ane* 
geseicbDetes,  von  keinem  anderen  Staate  fibertrolfenee  armenfinans* 

statistisches  Material.  Dasselbe  ist  am  so  wertvoller,  als  die  be- 
züglichen Nachweisangen  in  engstem  Zusammenhang  mit  dem  übrigen 
Gempin(!ehaushalt  gegeben  sirul,  und  daher  nicht  blos  zeitlich  wie 
örtlich,  sondern  namcDHirh  auch  mit  den  übrigen  Auseabon  «nd 
Einnahmen  vergleichbar  sind.  —  Allerdings  ist  hervorzuheben,  dass 
die  für  den  Osten  Freussens  äusserst  wichtige  Kategorie  der  Guts- 
bezirke ausser  Betracht  geblieben  ist ,  weil  die  ihnen  eigentümliche 
YenDischnng  von  privater  nnd  öffentlich  «recbtlicher  Wirtschaft 
«ine  Scbeidnng  der  bezüglichen  Ansgaben,  ja  selbst  eine  blos  über- 
schllgliche  Schätzung  unmöglich  macht.  —  Vgl.  a.  a.  0.  8,  261.  — 
Ausserdem  die  Schrift  von  (ierstfeldt,  Städtefinanzen  in  Preussen 
(Leipzig  1882 ,  Bd.  IV  Ii.  1  der  von  Schmoller  herausg.  staats- 
und  socialwiss.  Forschungen),  der  das  Material  }>is  einschliesslich 
1881  zum  Gegenstande  mannigfaltiger  Bearbeitung  und  Vergleichung 
macht.  —  Ferner  v.  izchoppe,  Vergleichende  Darstellungen  aus 
der  Finanzstat.  der  preoss.  Stat  für  d.  J.  1883 '84,  in  Ztschr.  d. 
prenss.  etat.  Bnr.  1884  S.  208  ff.  —  In  beid^  Arbeiten  ist  auch 
das  Verb&ltDiss  des  Annenanfwandes  zn  den  Mitteln  nnd  den  übrigen 
Anfwands/iweeken  der  Gemeinden  gut  berücksichtigt.  —  Vgl.  über- 
haupt über  den  Stand  der  Kommiinalfinanzstat.  Kollmann,  Die  Kom- 
munal beiastung  im  GroBsh.  OldenburL^  in  Schanz^  Archiv  1884 
II  S.  192;  v.  Kcitzenstein  in  Schönbergs  Uandb.  d.  poliU  Oekon* 
2'  Aufl.  S.  667;  Loening  ebenda  S.  b'Jö. 

Die  Armenstatistik  von  1885.  Von  den  für  die 
Reichserhebnng  zn  liefernden  Nachweisangen  sind  die  Hauptergeb* 
nisse  knre  nnd  simmarisch  in  Nr.  25  der  Stat  Korr.  des  prenas.  stat.  Bnr. 
vom  8.  Juli  1886  veröffentlicht  worden.  Sie  betreffen  namentlich  die 
Zahl  der  Armen,  den  Gesammtbetrag  der  Aafwendnngen  seitens  der 
Orts-  und  der  Landarmen  verbände*). 

h.  Die  Volkszählungen.  1852  wurden  bei  der  Volks- 
zählung' „diejenigen  Personen,  welche  lediglich  von  Almosen  leben 
imd  zwar  ohne  zu  den  Familienangehörigen  zu  zählen/  besonders 
anfgencHmnien.  In  dem  älteren  Qoellenwerk  der  Prenas.  Stat 
Bd.  T  8.  1023.  —  Bei  der  Volksz&hlnng  von  1861  wurden  unter 
den  BerniiiUasseo  in  Sp.  13^  »ans  fremden  Mitteln  lebende  Familien* 
hinpter  und  Alleinstehende  (Almosenempfänger)"  nachgewiosrn. 
Prenss.  Stat.  Bd.  V  S.  148.  —  Bei  der  Volkszählung  von  1867 
wnrden  nachgewiesen:  „aus  fremden  resp.  öffentlichen  Mitteln  Le- 
bcDde  a)  Almosenempfänger ,  Insassen  von  Heil-  etc.  Anstalten, 


Inzwischen  .sind  auöführliehere  Nachweisungeii  iu  der  Zeitschr.  des 
preu88.  stat  Hut.  1880  S.  42—64  erschienen;  dieselben  erstrecken  sich 
auf  r|tp  einzelnen  RegirrtiTiirsbezirke.  Eine  nähere  Pnifunjr  ^^^ifser  Publi- 
kation, Bowie  die  Verwertung  ihrer  Ergeboisse  in  dieser  Arbeit  ist  mir 
nieht  mshr  möglich  gewesen,  da  dieselbe  eist  wahrend  der  Kondctur 
herauqgekommflD  ist 
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Detinirte  in  Gefängnissen  aller  Art :  b)  etwaige  Angehörige  der 
von  tVemUeu  Mitleln  Lebenden".  Freuss.  Stat.  Bd.  XVI  S.  II*).  — 
Debgl.  1871,  Preubä.  Stat.  Bd.  XXX  iiubr.  70.  70.  ö6.  8«i.  — 
Seit  1875  ist  von  solcher  Sonderzählung  im  Hinblick  aof  eine  spätere 
Gewerbestalistik  Abstand  genommen  worden.  — Die  Ergebnisse  der 
Berafssfiblnng  von  1882  sind  in  Bd.  LXXVI  vert^ffentlicht  worden; 
dort  sind  entsprechend  den  ftr  das  Reich  beseichneten  Kategorien 
unter  den  berufslosen  Personen  auch  die  von  Untersttttznng  Leben- 
den und  die  Anstaltsinsasscn  nachgewiesen;  in  brauchbarer  l»etail- 
lii'nne  aber  nur  für  den  get^ainnUcn  Staat,  während  für  die  Keg.-lie- 
ziike  und  Kreise  die  Angaben  über  diese  l'erbüueu  mit  den  über 
die  anderen  bemfslo&eu,  worunter  namentlich  solche,  die  von  eigenem 
Vermögen  oder  Pensionen  leben,  tasammengeworfen  sind-  —  Vgl. 
hicnm  die  Bern,  oben  S.  42  zu  b.  —  Diese,  wie  der  erste  Blick 
ergiebt,  sehr  nngleichwertigen  ZiiTern  sind  jedenfalls  mit  allergrösster 
Vorsicht  zu  benutzen. 

2.  Sachsen.  Die  Reichserhebung  von  18R1  war  für  Sarh^^en 
die  Veranlassung  im  Anschluss  an  sie  das  Formular  des  Reiches  er- 
heblich zu  erweitern,  die  einzelnen  Daten  durch  Individuulzählkarten 
zu  ermitteln,  und  die  Resultate  seiner  Nachforschungen  in  umfassen- 
der Weise  zu  verüfientliclieu.  Die  Fragen,  die  weiter  gehen,  als 
die  des  Reichs,  betreffen  das  genanere  Nationale  nnd  den 
Untersttttningswohnsitz.  Nur  für  Leipsig  und  Dresden  wurde  nocb 
weiter  gegangen  und  filr  jeden  der  Unterstfltzten  die  Angabe  des 
vollen  Kationale  (Name,  Geburtstag,  Geburtsort,  Religion  u.  s.  w.), 
df'v  Aufenthaltsdauer  und  des  Unterstntznngswohnsitzcs.  des  Leu- 
mundes und  der  Art  der  l'ntersttltzung ,  letzere  bis  ins  Einzelne 
gegliedert,  geforiUrf  l'cberdies  unterschied  sich  Sachsen  noch  da- 
durch vom  Reich,  da&s  es  die  Erhebung  auch  auf  die  Landarmen 
erstreckte.  Die  Veröffentlichungen  sind  sehr  umfassende  und  geben 
die  Besnltate  gesondert  nach  Amts-  nnd  Kreishanptmannschaften  in 
Verbindung  mit  einem  kurzen  Ueberblick  Uber  System  und  Organi- 
sation des  Armenweseii^  in  Sachsen  und  unter  Klarltgung  des  Ver- 
hältnisses der  einzelnen  Kategorien  durch  Prozentberechnangen.  Die 
Publikationen  bezüglich  Leipzigs  und  Dresdens  sind  umfangreiche 
Monographien  der  in  jenen  Städten  aus  öffentlichen  Miltein  g»'iil'reu 
Armenptief?e.  Am  Eingange  der  ganzen  VeruÜtiitlichung  sind  An- 
gaben und  üetrachtungen  enthalten,  die  über  das  Wesen  der  Armen- 
statistik und  den  Stand  der  betreffenden  Arbeiten  orientiren  sollen. 
Da  Sachsen  durch  seine  zentrale  Lage  und  die  vorwiegend  industrielle 
Beschäftigung  seiner  Bewohner  ein  ganz  besonders  wiciitiges  Gebiet 
ftr  die  Fragen  des  Armenrechts  bietet,  so  sind  die  Feststellungen, 
namentlich  bezügl.  des  Unterst.-Wohnsitzes,  von  allgemeinerer  Be- 
deutung. Auch  bewirkt  der  Umstand,  dass  Sachsen  viele  intelligente, 
in  Verwaltnnprsgeschäften  geübte  Genit  indeverwaltnngen  besitzt,  eine 
grössere  Zuverlässigkeit  dieser  Statibtik,  als  sie  ^'inmaligcn  Erhebunct  n 
au  und  für  sich  zukomuit.  —  Zeitschr.  des  suchs.  ätat.  Rur.  Juhr^. 
28  imd  29. 
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3.  WArtemberg.  Ausser  der  schon  erwähnten  dfirftigcu 
ZnsaaiiBeDBteUiiDg  bedtit  W.  noch  eine  soinfiUtlge  mid  wertTO]!» 
Aimenstatistik  in  der  tob  Gunerer  bearbeiteteo  Stat.  der  Fflnoig» 

fttr  Arme  und  Notleidende:  WUrtemberg.  Jahrb.  für  Statistik  und 
Landeek.  1876  H.  III.  —  Doch  handelt  es  sich  in  der  Hauptsache 
um  Anstalten,  StiftnnL'en  und  Vereine  zu  ArmenpflecrezMecken,  deren 
Entstehung,  Zweck,  8ach-  und  \  crmöRensstaml  sowohl  einzeln  wie 
unter  folgfruion  Kategorien:  a)  für  Kinder  h)  im  lie  heraowachsende 
Jugend  c)  lür  Arbeiter  d)  Kranke  e)  Alte  und  Gebrechliche 
f)  Arme  ftberhanpt  —  nachgewiesen  werden.  Uiiter  f)  sind  nament- 
lich auch  alle  Stiftongen  begriffiBn»  die  aosschUesslich  den  Zwecken 
der  öffentl.  Armenpflege  gewidmet  sind.  Doch  ist  eine  Sondemng 
zwischen  den  Gebieten  der  öffentlichen  nnd  der  Stiftungsarmenptlege 
im  enteren  Sinne  nirht  durchgeftlhrt,  so  dass  die  Arbeit  ftlr  die 
Beurteilung  der  ersteren  nur  von  nüttelbarem  Werte  ist.  —  In 
der  an  anderer  Stelle  (vgl.  unten  §  87)  m  nennenden  Gemeinde- 
finanzstatistik sind  nur  Nachrichten  über  Abgaben.  Nutzungen  u.  s.  w. 
im  allgemeinen  enthaUen,  der  besondere  Uaushak  der  Armenptlege 
nicht  ersichtlich  gemacht. 

4.  Baden.  Einige  Ergebnisse  der  Beicbserhelning  Ton  1881 
sind  in  der  Karismher  offiziellen  Zeitnng  mitgeteilt;  doch  handelt 
es  sich  nur  um  ganz  summarische  Angaben  der  Zahl  der  Unter- 
ptrit/tpn  nnd  des  Aufwandes  für  dieselben.  -  Mau  findet  dieselben 
abgedruckt  in  I).  Geni.-Z.  1881  S.  2:52  und  in  SchnioUers  Jahrb. 
f.  G.  u.  s.  w.  1882  H.  4  S-  200.  —  Ausserdem  sind  auch  in  den 
Nach  Weisungen  betr.  das  Gemeiuderechiiungswe&en  in  Baden  die 
ArmenauBgaben,  soweit  sie  aus  Gememdemitteln  gedeckt  werden,  er- 
sichtlich gemacht  nnd  zwar  s^t  1878  als  „besondere  Armennmlagen**. 
In  den  Nachwetsongen  betr.  den  Yormögensstand  der  Stadtgemdnden 
Uber  3000  und  der  Landgemeinden  über  4000  Einw.  sind  die  AnS' 
gaben  fttr  „ Armen polizei"  besonders  hervorgehoben.  —  Vgl.  Stat. 
Jahrb.  für  d.  Grossh.  Baden  regelmässig  in  Tab.  19;  spesiell  noch 
Bd.  15  8.  240. 

5.  Andere  Staaten.  Die  ErgcbnivM  der  Reif  ll^el  liebung 
sind,  soviel  bekannt,  nur  noch  von  S.-Meiuiugeu  und  zvsar  ebeutalls 
sehr  sammariadi  TCrttlfentlli^  worden.  Die  Angaben  fiber  die  ür^ 
Sachen  ifaid  nnbraacbbar,  dagegen  die  Armendier,  der  Gessmmt- 
hetng  nnd  der  Kopibetrag  des  Armeoaufwandes,  nach  den  4  Kreisen 
gegliedert,  von  einigem  Wert.  —  Stat.  d.  Hgt.  S.-Meiningen  Bd.  1 
S.  858  ff. 

III.  Andere  Yerwaltnngshesirke. 

a.  Die  Armenstatistik  der  Provinz  Hannover  f&r 
1872f  1877,  1879.  Obwohl  alle  grösseren  Verwaltungen, 
namentiich  auch  die  provinsialBt&ndischen,  in  ihren  Berichten  An- 
galben Uber  das  Armen wesen  YCröffentlichen,  die,  wie  schon  bemerkt, 
vnter  UmstSnden  sehr  wertyoU  sind,  so  kttenen  doch  anmöglich  alle 
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diese  hier  einzeln  anfgezililt  werden.  Eine  Aasnahme  ist  besOglich 
der  Provinz  Hannover  zu  machen,  welche  drei  Mal  eigentlich  armen- 

statistisclic  Erhobiingen  veranstaltet  und  als  Beilagen  zu  ihren  Ver- 
waltungs berichten  tur  1874,  1878  und  1881  publizirt  hat.  In  den 
beiden  erstgenannten  sind  die  Einnahmen  der  Armenverwaltungen 
nach  ihren  einzelnen  (.Quellen,  die  Zahl  der  Unterätuuieu  uacU  Art 
nnd  Dauer  unterschieden.  Die  Naehweisiingen  badeheii  sieh  anf  die 
Mlbetibidigen  St&dte  and  die  Amtsverbftnde.  Desgleichen  die  Er- 
hebung dr  1879,  die  aber  sehr  viel  weiter  geht  imd  sehr  viel  sorg- 
fältiger veranstaltet  ist  als  die  frOheren.  Ks  wird  nachgewiesen: 
1.  Die  Staatssteuerkraft  im  Ganzen  und  pro  Kopf.  2.  Die  Art  der 
Unterstützung:  -  in  genauer  Scheidung  zwischen  Anstalts-,  Kost- 
und  Hausarmenptiege.  Auch  ist  bei  ersterer  die  näliere  Eigenschaft 
der  Anstalt,  als  Siechen-,  Irren-  etc.  Anstalt,  bei  letzterer  Geschlecht 
und  Familienstand  der  Unteistützteu ,  sowie  ihre  Zugehörigkeit  zu 
einem  Orts-  oder  sam  Laadarmenverband  angegeben.  8«  £r8tattnngen. 
4.  Der  Aufwand,  mit  genauester  Scheidung  der  Quellen  desselben, 
namentlich  a)  ob  ans  eigentlichen  Armensteuern  oder  Gemeinde* 
mtttein»  b)  aus  Ersatzleistungen  des  L.-A.- Verbandes  oder  anderer 
Armenverbände,  c)  aus  Stiftungen,  freiwilligen  Beitrügen,  Armen- 
gebilhron.  d  \  ;in>  Amtsnebenanlagekassen.  —  Die  Ikuleutung  für  die 
Frai:»  ;i  les  Arraenrechts  liegt  bei  dieser  Statistik  vor  allem  iu  der 
Scheidung  der  Aufwandszwecke  und  der  Eiuuahmequellen,  nament- 
lich auch  in  der  sorgfältigen  Auseinanderhaltung  und  Nebeneinander- 
atellang  der  auf  die  Qrtsarmenverb&nde  nnd  den  Laadarmenverband 
bezttglichen  Nachwelaongen.  Da  Hannover  eine  Bev<yikening  von 
2^2  Mill.  Einw.  hat,  also  in  der  Bevftlkerungsrangordnong  Wfirtem- 
berg  vorangeht,  so  leuchtet  ein,  dass  diese  Erhebungen  einen  grösseren 
als  einen  rein  lokalen  Werl  haben,  obwohl  gewisse  Veranstaltungen 
(namentlich  die  Aratsneben  uilau'cn )  Hannover  eigentümlich  sind. 

b.  Die  Indi  vidualst  atistik  des  D  eu  t  s  c  ii  e  n  Y  e  r  eins 
▼  DU  188  3.  Wie  schon  erwähnt,  wurde  das  ßedurlmss  einer 
Armenstatistik  im  Schosse  des  D.  V.  sehr  lebhaft  empfanden.  Der- 
selbe veranstaltete  daher  18B8  eine  Erhebung,  die  in  Inhalt  und 
Methode  der  sftchsischen  Statistik  gaaa  fthnUch  war  und  nur  darin 
sich  von  ihr  unterschied,  dass  sie  statt  eines  ganzen  Landes  eine 
Anzahl  deutscher,  dem  Verein  angehörender  Städte  umfasste  und 
statt  auf  amtlicher  Anordnung  seitens  einer  Zentralstelle  auf  der 
Initiative  der  einzelnen  Beteiligten  beruhte.  Die  Aehnlichkeit  rührte 
vor  allem  daiier,  dass  Hohraert,  der  Leiter  der  amtlichen  sächs.  Stat., 
die  Seele  dieser  Vereinsstal.  wurde.  Die  Erhebung  umfasst  77  dem 
Vereine  als  Mitglieder  angehdrige  Ortsarmenverbftnde  (Stftdte)  nnd 
geht  ebenfalls  auf  die  annenrechtlich  ftosserst  wichtigen  Fragen  der 
Aufenthaltsdauer,  des  Unterst. -Wehns,  u.  s.  w.  ein.  Bis  jetzt  sind 
in  den  Yereinspublikationen  die  wichtigsten  Resultate,  teils  speziell, 
teils  zusammenfassend,  mitgeteilt ;  vgl,  a.  a.  0.  Eine  Bearbeitung  in 
grösserem  Stile,  bei  welcher  das  Annenwesen  der  eiir/clnen  Armen- 
verbände  auf  Grund  der  Erhebung  eingehender  dargesteiii  werden 
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soll,  ist  angekftBdigt,  aber  bisher  noch  aieht  erschienen*  Hit  RQck- 
sicht  darauf,  dass  diese  Erhebung  einen  sehr  anerkeBDenswerten, 
aber  unstreitig  noch  sehr  Ifickenhaften  Versuch  darstellt,  hat  eine 
derartige  grössere  Publikation  ihre  erheblichen  Berlofiken,  weil  sie 
leicht  den  Charakter  eines  eigentliclicn  Qnellenwerkes  annehmen  und 
zu  vielfach  irriger  Benutzung  verleilen  kann.  i»er  Hauptwert  der 
Vereinsstat.  liegt  in  der  schon  oben  hervorgehobenen  Vielseitigkeit 
und  GrQndlichkeit  der  über  sie  geführten  Verhandluni;en.  Die  Er- 
gebnisse  sind,  so  weit  sie  sich  aaf  grosse  Zahlen  grandeo,  für  emige 
Erscheinungen  der  öfifentliehen  Armenpflege  verwendbar.  —  Ob  S» 
Statistik  fortgesetzt  werden  wird,  soll  von  dem  AnsfisU  der 
Iteichserhebnng  fftr  1885  abhängen. 

C  Armenpflegestatistik  dentscher  Stftdte  fttr  die 
Jahre  187  2  bis  18  76.  Eine  von  der  Gemeinde-Zeituog  ver- 
anstaltete Privatarbeit,  welche  185  deutsche  Städte  umfasst  und 
namentlich  das  Verhältniss  der  ortseingeborenen  und  nicht  orts- 
eingeborenen Armen,  den  Aufwand  für  ötlentlifhe  Armenpflege,  das 
Erstattung»-  und  Arraenstreitwesen  in  24  ilubiiken  geschickt  be- 
handelt. Doch  sind  die  Zahlen  offenbar  äusserst  ungenau  und  eben- 
fislls  nor  andeutungsweise  und  mit  grosser  Vorsicht  zu  beuntzen.  — 
Deutsch.  Ctem.-Z.  1878  Beilage  zu  Nr.  22. 

d.  Die  Anforderungen  für  öffentliche  Unter- 
stützungen in51  deutschen  Stftdten  während  d.  J.  18  7  6 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Stadt  Aachen  aus  amtlichen 
Quellen  mitgeteilt  durch  die  Aachener  Armenverwaltnng.  Aachen 
1879.  —  Die  Bevölkerungszahl,  Beträge  an  Staats-  und  Gemeinde» 
steuern  insgesammt  und  pro  Kopf,  die  Zahl  der  dauernd  Unter- 
stützten und  die  einzelnen  Veranstaltungen  für  letztere  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  geschieden,  sind  neben  einander  ge* 
stellt. 

e.  Die  Verteilung  der  Arraenlasten  in  51  preus- 
sischen  Slädteu.  Von  A dickes,  als  Beilage  zu  seiner  genannten 
Abhandlung,  Tnb.  Ztschr.  1^81  S.  419  ff.  —  Es  ist  eine  Ueber- 
sichl  über  den  Betrag  der  Grund-  und  Gebäude-,  der  direkten 
Staatsstenern,  der  Kommunalstem,  der  Zwangsbeitrftge  fttr  die 
Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  insgesammt  und  pro  Kopf  ge- 
geben und  eine  Berechnung  hinzugefügt,  welche  das  TerbSltniss  der- 
selben zu  einander  ersichtUch  macht  — 

Hiermit  dürfte  die  Zahl  der  über  mehr  als  einen  Verwaltungs- 
bezirk sich  erstreckenden  bezw.  den  üblichen  Inhalt  eines  Verwaltungs- 
berichts  tiberschreitenden  Zusammenstellungen  und  Frbehnngen  er- 
schöpft sein.  Von  den  für  die  Untersuchung  annenrechtlicher  Fragen 
verwendbaren  Einzelangaben  aus  einzelnen  Verwaltungsberichteu  wird 
im  V  erlaufe  der  Arbeil  maiinigiacher  Gebrauch  gemacht  werden. 

FoTBcbimgaB  (21)  VL  4.  —  Hünaterberg.  4 
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2.  Du  nittelbar  armeBstatlBtiselie  Material. 

§11. 

Eine  Aufzählung  aller  derjenigen  Ang;iT)en,  welelio  für 
die  Keniitniss  der  Erscheinungen  des  Armenwesens  mittelbare 
Bedeutung  haben,  ist  nicht  wold  möglich.  Dieselben  sind  in 
allen  grösbercu,  zum  Teil  auch  in  den  kleineren  (voniehmlich 
in  den  thüringischen)  Staaten  sehr  erheblich,  fiut  unerschöpf- 
lich. Von  der  grunolegenden,  Air  alle  Verhältnisse  wichtiMi 
Bevölkerungs-  und  Wanderungsstatistik  bis  herab  zu  der  das 
Gebiet  des  Arnienwesens  hart  streifenden  Betdei^  und  Arbeits- 
hausstatistik auf  der  einen,  der  Unfall-,  Kranken- Versicherungs- 
stiitistik  und  ähnlichen  auf  der  andern  Seite  giebt  es  eine 
Keiln  von  Spezialerhebungen,  welche  ftlr  die  Erkenntniss  des 
Arm«  IHN  esen»  als  unendlit  h  wichtig,  ja  als  schlechthin  unent- 
behrlich zu  bezeichnen  sind. 

Es  erschien  Angesichts  der  Sc ii Gierigkeit  erschupfeuder  Auf- 
zähltmg  zweckmässig,  über  das  einschlägige  Material  an  seinem  Orte 
nAhere  Aogaben  zu  machen.  So  wird  man  in  §  17  Angaben  Ober 
KrankenTenicherang  —  In  §  67  ff.  über  die  BeTölkenmgs*,  speradl 
Wanderbewegungen  —  in  §  87  flf.  über  Kommnnalfinanzen  —  in 
§  102  über  Bettlerwesen  —  in  §  151  ff.  über  Gebrechliche  —  in 
§  180  aber  Krankenanstalten  a,  a.  m.  finden. 
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2.  Kapitel. 

Notwendigkeit  der  Armengesetzgebung. 


1.  Die  tirandzttge. 
§  12. 

Von  dem  gesetzlich  geregelten  Znstand  nnteracheidet  sich 
der  gesetzUch  nicht  geregelte  nicht  dadurch,  dass  der  Inhalt 
des  inn  betreffenden  Thuns  und  Unterlaasens  in  beiden  Fällen 

ein  notwendig  verschiedener  ist.  Unter  übrigens  gleichen 
Verhältnissen  wird  an  der  einen  Stelle  ohne  Gesetz  thatsUch- 
Heli  dasselbe  g^ethan  und  unterlassen,  was  an  einer  anderen 
Stelle  auf  Grund  des  Gesetzes  getlian  oder  unterlassen  wird. 
Der  wesentliche  Unterschied  liegt  vielmehr  darin,  dass  im 
ersten  Falle  etwas  gethan  oder  nnterlassen  werden  kann  und 
im  zweiten  Falle  etwas  getban  oder  unterlassen  werden 
muss.  Daas  die  auf  das  Verhalten  der  Menschen  bessttglichen 
Vorschriften,  wenn  nötig,  itn  Wego  des  Zwanges  verwirklicht 
werden  können,  charakterisirt  den  gesetzlich  geregelten  Zu- 
stand gegenüber  dem  gesetzlich  nicht  geregelten. 

Weil  nun  das  freie  Walten  der  den  Mensebeii  und  den 
sie  umgebenden  Dingen  innewoliuenden  Kräfte  das  Natürliche 
und  daher  überall  das  Primäre  ist,  so  bedarf  es  einer  sekun- 
dären Thätigkeity  eines  besonderen  Aktes,  um  dies  freie  Wal* 
ten  zu  einem  notwendigen  und  gesetzmftsaigen  umzugestalten. 
Als  selbstverstllDdliche  Voraussetzung  darf  hierbei  ei1i einen, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  anders  zu  solcher  Thtttigkeit 
schreiten  wird,  als  wenn  er  die  Ueberzengnng  erlangt  hat,  es 
mtlsse  etwas  geschehen,  mn  R«?sserun;::  uinl  Abhülfe  herbei- 
zuftlhren,  und  es  würde  di«'s  nicht  gescliclien,  wenn  es  nicht 
unter  Zwangsandrohung  geboten  oder  verboten  würde. 

Wendet  man  diese  allgemeinen  Sätze  auf  die  Fragen  de» 

4* 
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Armcnwesens  an,  so  gelangt  man  zu  dcrojenigen  Punkte,  von 


Ausgang  nimmt,  indem  die  Fernhaltung  bezw.  die  Beseitigung 
des  gesetzlichen  Zwanges  in  Bezug  auf  das  Armenwesen  ge- 
fordert wird. 

Diese  Fordoriing  ist  an  erster  Stelle  (l(;shalb  zu  betrach- 
ten, weil  im  Fall«'  ihrer  Erfüllung  das  Sekundäre,  die  Armen- 
ge.sctz^^chuiig,  liinfUllig,  die  Erwägung  ihrer  Regelung  über- 
iiüssig  erscheinen  würde.  Andererseits  gewährt  gerade  die 
Betrachtung  der  bezüglichen,  diesen  Punkt  bestimmenden 
Gegensätze  die  geeignete  Grundlage  fUr  die  weitere  Dar- 
Steuung,  die,  von  dem  Boden  der  natttrlfchcn  Thatsaehen 
ausgehend,  zu  denjenigen  Gestaltungen  zu  gelangen  hat, 
welche  bisher  geschaffen  worden  sind,  oder  deren  Schaffung 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  beehrt  wird. 


armut  —  ist  nicht  an  und  für  sich  in  der  Besclialfcnheit 
dfr  menschlichen  Natur  begründet;  es  lassen  sieh  Zustände 
deiik»iu,  in  denen  ein  niedrigeb  Mass  der  Bedürfnisse  im  all- 
gemeinen Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Einwohnern 
eines  Bezirks,  also  den  Gegensatz  von  Wohlstand  und  Armut 
nicht  hervortreten  Iftsst,  oder  in  denen  einem  jeden  Ein- 
wohner ein  angemessener,  zu  seinem  Unterhalt  ausreichender 
Fr\v<  rb  7MV  Snite  steht.  Aber  wenn  es  fiir  solche  Zusülnde 
auch  nicht  an  Beis^)ielen  tehlt,  sn  beziehen  sich  dieselben 
doch  immer  nur  aut  einzelne  B«'zirke,  in  denen  eigentüm- 
liche Verhältnisse  einen  meist  nicht  lange  dauernden  eigen- 
tümlichen EiiiHuss  zu  üben  und,  nur  für  kurz»»  Zeit,  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  von  allen  Einwohnern  femzunalten 
vermochten. 

Vgl.  z.  Ii.  die  interessant  eil  Angaben  über  die  Gemein*  leti 
Kornthal  und  Wilhelmsdorf  in  WQrtemberg,  welche  dtnreh  ein  System 
vollständigster  Abschliessang  nach  anssen  anf  der  einen,  durch  vor- 

zügliclie  ZuclU  und  Ordnung  im  Innern  von  bedürftigen  Einwohnern 
frei  blieben,  !)ei  Schübler  S.  93  und  102.  —  lieber  Zustände, 
in  denen  die  allcrnneine  Armut  das  Hervortreten  individueller  He- 
dtirftigkeii  beinahe  unmöglich  ina«  ht.  sind  wiederholt  Wahrnehmungen 
gemacht.  So  von  Kries  liezügliili  der  oberschlesischen  Bezirke 
II  S.  8  Anm.  1  ;  in  der  preussischen  Armenstatistik  von  1840 
bezüglich  der  Kreise  Wittgenstein,  Brilon,  Laasphe;  in  Kollmanns 
Armenstatistik  bezttglich  der  mllnsterischen  Geest  (Oldenburg).  Ein 
ganz  vortreffliches  Bild  des  Gemeindelebens  in  kleinsten  und 
engsten  Verhältnissen  entrollt  Schnapper-Arndt  in  seinem 
Boche:  5  Dorfgemeinden  anf  dem  hoben  Taonus,  in  den  Staats- 


welchem  ein  Teil  der  neueren 


seinen 
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und  Bodalwissenschaftlicheii  Foncbungeii,  heraubgegeben  von  G. 
Schmoller,  Bd.  IV  Heft  2;  auch  StUye,  Wesen  nnd  Verfusung 

der  lADdgemeinden  and  des  ländlichen  Grandbesitzes  In  Nieder^ 
Sachsen  nnd  Westfalen,  1851,  besonders  S.  150. 

In  Wahrheit  ist  die  Armut  von  jolier  eine  Thatsaclu-  ^'<?- 
wesen.  Von  jeher  hat  es  Zustände  gegeben,  in  welchen 
einzelne  Personen  oder  ganze  Klassen  von  Personen  ausser 
Suiiide  «)der  nicht  Willens  waren,  sich  das  zu  ihrem  Unter- 
halt Erforderliche  durch  eigene  Arbeit  zu  erwerlx  u  und  für 
den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  aus  eigenen  Mitteln  .Vbhülfe  zu 
Schaan,  und  ebenso  hat  es  keine  Zeit  gegeben,  in  wel- 
cher die  Thatsache  der  Armut  nicht  Gegenstand  der  Wahr- 
nehmung, der  Beurteilung  und  der  Fürsorge  gewesen  wäre, 
keiiH!  Z(?it,  welcher  es  an  Erwftgun^^en  und  Massregeln  ge- 
fehlt hiitte,  rlioselbo  zu  verhüten  und  zu  beseitigen.  Art  und 
Mass  ihrer  lJe])ung  «ind  freilich  immer  verschieden  jj^cwesen. 
Von  d(^n  hierauf  im  einzelnen  einwirkenden  Faktoren  wird 
im  folgenden  VKltaeh  zu  handeln  sein;  hier  bedarf  C8  nur 
der  Hervorhebung  der  wichtigsten  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkte. 

Soweit  von  Armut  als  Gegenstand  verhütender  oder  he- 
sei  tilgen  (Irr  Massrogeln  die  Kode  int,  hat  man  darunter  immer 
denjeiii^^eii  Zustand  der  Bedürftigkeit  zu  verstflien,  in  welchem 
das  liKÜvidiiimi  wenijrer  besitzt  oder  erwirbt,  als  es  notwendig 
zu  seiner  Krliaitung  bedarf  —  also  den  äussersten  Zustand 
des  Mangel»  an  den  zum  Leben  absolut  erforderlichen  ünter- 
haltsniittcln. 

Die  Armut  ist  verschuldet  oder  unverschuldet.  Ver- 
schuldet ist  Armut,  wenn  das  Erwerben  des  Unterhalts 
versttumt  (Müssiggang)  oder  das  Erworbene  über  den  gegen^ 
wärtt^en  Bedarf  hinaus  (»hne  Rücksicht  auf  die  Zukunft  ver- 
W(mdet  Wijrden  ist  (Verschwendung).  Unverschuldet  ist 
sie,  wenn  nicht  voraussehbar* '  Kreignisse  die  Möglielikeit  des 
Erwerbes  überhaupt  oder  zouucilig  hindern.  Hicse  Hinde- 
rungen sind  allgemeine  (ubjtiktivc)  oder  individmllc  ^subjek- 
tive).  Zu  den  ersteren  gehören  vornehmlich  gewerbliche 
Krisen,  mangelhaile  Staatseinrichtungen  und  ithnlicne  als  Pro- 
dukte menschlicher  Veranstaltungen,  —  Brand-,  Wasser-, 
Hagelschäden,  Epidemien  und  ähnliche  als  Folgen  von  Natur- 
erscheinungen. In  subjektiver  Beziehung  hindernd  sind  vor- 
nehmlich Krankheit,  Gebrechen,  jugendliches  Alter,  Greiscnaltrar, 

Aufzählungen  der  möglichen  Armatsursachen  finden  sich  vor- 
nehmlich in  den  Lehrbüchern  der  politischen  Wissenschaft  und  Volks- 
wirtschaft, wo  dieselben  den  Ausgangspunkt  für  Krörterung  all- 
gemeiner sicherheitspolizeilicher  uml  wirtschait.-^jioliUsclier  Massregeln 
bilden.  Am  besten  noch  immer ;  Muhl  SS.  280  11*.  und  Kau  §326 
n.  327.  — Nevo'dings  sind  die  Versiiche,  die  ArmntsiirsacheD  im  Wege 
der  statistischen  Erfaebnng  m  erforschen,  sehr  zahlreiche.  Die 
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BeiehssUtistik  von  1885  bal  aUerdingB  eine  NomenUatnr  von 

Unechen  aufgestellt,  die  ganz  ftosserlich  and  unznlftnglich  ist.  Da- 
gegen haben  Sachsen  und  Bremen  im  Anschluss  an  die  letztere  die 
Ursachen  sehr  eingehend  behandelt  und  besonders  dem  Auftreten 
der  individuellen  T  jsachen :  Krankheit,  Alter,  Verlassen  seitens  des 
Ernährers,  Arbeitslosigkeit,  Trunksucht  u.  a.,  besuailere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt.  —  Ueber  das  Detail  vgl.  Böhm  er  t  in  den 
Berichten  an  den  Deutschen  Verein  Ar  A.  und  W.  1883—85, 
anch  oben  §  10  ^  AneBerdem  Mftnsterberg,  Die  Armen- 
BtaüBtik,  in  Gonr.  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat  1886  Heft  5  S.  408. 

Doch  wirken  die  einzdnen  Ursachen  der  Armut  nichts 
wie  ein  einzelnes  Naturgesetz  wirkt,  d.  h.  in  deutlich  erkenn- 
barem Zusammen  hang  von  Ursache  und  Wirkung,  sondom 
08  handelt  sich  immer  um  mehr  oder  weniger  kom]>Iizirte 
Vorgänge:  MUssiggang  kann  die  Verminderung  des  Lebens- 
unterhalts, dieser  Krankheil,  Krankheit  Gebrechen  zur  Folge 
haben.  Jugendliches  Alter,  fiir  sich  immer  ein  Zustand  der 
Hülflosigkoit,  wird  zum  Zustand  der  Armut,  wenn  die  zur 
Unterhaltung  des  Kindes  vorpflichteten  Eltern  verstorben,  ab- 
wesend oder  sonst  unrermOgend  oder  nicht  Willens  sind,  den 
Unterhalt  zu  gewähren.  Greisenalter,  das  als  natürliche  Er- 
scheinung nie  unerwartet  auftreten  kann,  führt  zur  Armut, 
wenn  der  zum  Greise  Gewordene  es  versäumt  hat,  in  den 
Tagen  der  vollen  Erwerbstahigkeit  für  die  Sicherung  seiner 
Znktmft  Sorgo  zu  trafen,  hezw.  wenn  andere  Ursaihen,  bo- 
^i»n<lt*rK  j^eringf!  Lolmluilic,  die  Krübrigunp;'  oiiKM-  Altersver^5r)r- 
gung  unmöglich  gemacht  haben.  8o  schlicüst  .sich  eins  au  das 
andere  mit  trauriger  Notwendigkeit  an :  ein  oft  undui'chdriug- 
WiAkeA  Dunkel  hüllt  die  ersten  Ursachen  ein,  aus  denen  die 
folgenden  sich  ergeben.  Mit  Sicherheit  ist  eben  nur  eines  er- 
kennbar: die  endliche  Wirkung,  die  in  der  äusseren  Erschei' 
nung  der  Armut  zu  Tage  tritt  und,  woher  immer  kommend, 
immer  ein  und  dass<  lbo  bcdiMiti-t:  Mangel  an  dem  zum  not- 
wendigen Lebensunterhalt  Kri'ordorlichen. 

Die  Massregeln,  welche  auf  Verhütung  bezw.  Beseitigung 
der  Armut  abzielen,  gliedern  sich  in  natürlicher  Reihen- 
folge, sobald  man  vom  Ferneren  zum  Näheren  und  Näclisten 

vorscli  reitet. 

in  erster  Linie  steht  die  allgemeine  Wohltkhri^priige, 
welche  Wohlstand,  d.  h.  das  Gegenteil  von  Armut,  positiv  zu 
erzeugen  und  zu  fördern  sucht  Sie  steht  mit  den  objektiven 
Ursachen  im  engsten  Zusammenhang,  indem  sie  durch  Aende- 
rung  schädlicher  Stfuitseinrichtungen,  wie  etwa  der  Zollgesetz- 
gebung, durrh  Bi  h  bung  des  Verkehrs  und  der  Industrie  und 
Anderes  Erwerbsquellen  eröffnet  oder  allgemein  zugänglich 
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macht.  Ihr  zunächst  stehen  die  auf  Unschjullichmachung 
schädlicher  Naturereignisse  eericht-eten  Bemühungen .  Vor- 
kehrungen gegen  Feuers-  und  Wassersnot,  gegen  Epidemien 
und  dergl.  Dieser  Thatigkeit  ist  cliaraktcristisch,  dass  sie  es 
mit  keiudm  Einzelnen  zu  tfaan  hat,  Bondern,  gans  aUgmein 
allen  Teilen  der  BevOlkerang  zu  ^te  kommend,  das  Ver- 
ainken  in  Armut  verhindern  will. 

Ihr  gegentther  stehen  diejenigen  Bestrebungen,  welche 
den  sttbiäLtiven  Ursachen  der  Verarmung  nachfolgen.  Sie 
wollen  diejenigen  Folgen  unschädlich  machen,  welche  durch 
die  Bestrebungen  der  er8t<Mi  Art  nicht  haben  verhütet  werden 
können;  sie  wollen  diejcui^^en,  die  trotzdem  in  den  Zustand 
der  Armut  verfallen  sind,  aus  denis(^lben  wieder  befreien ;  sie 
sind  daher  gerichtet  auf  Beschatfung  von  Mitteln,  welche  den 
in  Armut  geratenen  Individuen  den  zeitweilig  oder  dauernd 
fehlenden  Lebensunterhalt  zu  gewähren  vermögen.  Die  Be- 
schaffung der  Mittel  <^'eschleht  durch  das  Individuum  selbst, 
indem  es  zur  Zeit  des  Erwerbes  soviel  erspart,  um  in  der  Zeit 
der  Erwerbslosit^^keit  oder  der  Erwerbsunfiihigkeit  sich  aus  den 
Ersparnissen  zu  unterhalten  - —  odor  sie  j^eschieht  durch  andere 
Personen,  welche  zu  (b;m  Individuum  in  irgendwelcher  Be- 
ziehung stehen.  Es  können  das  die  Angehöri^jren,  die  Dienst- 
oder Arbeitgeber,  die  näheren  Gemeinschatten  —  Korpora- 
tionen, kirchliche^  bttigerliche  Gemeinden  u.  s.  w.  —  sein;  in 
Ermangelung  solcher  Personen,  oder  auch  vor  ihnen,  kOnnen 
es  diejenigen  sein,  welche  nur  im  Verhältniss  der  Mitmenschen 
zu  ihnen  stehen  und  als  solche  sich  verpflichtet  oder  sonst 
veranlasst  frihlon,  (hm  Zustand  der  Armut  zu  beseitigen.  So- 
Aveit  die  Ifülte  von  Personen  geleistet  wird,  deiK^n  eine  per- 
sönliche Verprtichtung  (Familie,  Dienstherr,  Arbeitgeber)  nicht 
obliegt,  heisst  die  Hülfeloistung  Armenpflege*). 

So  bewegen  sich  die  auf  Verhiituuf^  und  Bcsciti^^ung  der 
Armut  gerichteten  Thätigkeitcn  in  konzentrischen ,  nach  dem 
Mittelpunkt  hin  sich  verengenden  Krdsen;  während  Wohl- 
fahrtspflege und  SchutsBveranstaltungen  ins  Allgemeine  gehen, 
treten  die  beiden  anderen,  die  Veranstaltungen  zur  Selbsthiilfe 
und  die  eigentliche  Armenpflege  dicht  an  das  betreffende  In- 


^Dic  PHicht  der  Unterstätstuig  einzelner  Mitglieder  der  Gesell- 
acbaft  durch  andere  entspring  ans  fünf  verschiedenen  Qaellen,  die  ihier 
inneren  Natur  nach  "  ('"cnthch  von  oinander  abwoichon  und  in  ihfer 
staatsmrtschaftUcheu  Bedeatmig  scharf  von  einander  zu  trennen  sind. 
Diese  Qaellen  sind  erstens  der  Ghnindastz  der  Gegenseitigkeit  oder  Ver^ 
einignng  der  Kräfte  zu  gemeinsamer  Verfolj^ung  eines  Zieles;  zweitens 
das  Dionstverhältniss  oder  dif^  VorhUltnisse  des  Lohnes;  drittens  das  Ver- 
hältnis» der  Familie  oder  die  imtiirlichen  Bedingungen  der  menschlichen 
Existenz  und  Entwicklung;  viertens  die  Gebote  unserer  Religion  und 
fünftens  die  Rücksichten  der  dtfentUchen  Sicherheit  and  Wohimlurt.''  — 
Kries  II  S.  30. 
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(lividuum  heran,  um  den,  der  trotz  alledem  bedürftig  geworden 

18^  dem  Zustand  der  Armut  wieder  zu  entziehen. 

Der  ursHchliche  Zusammenhang  aller  dieser  Bemühungen 
und  Veranstaltungen  leuchtet  ein.  Man  darf  behaupten,  dass, 
wenn  die  Ix  iden  ersten  von  erheblichem  Erfolg  gekrchit  wür- 
den, die  dritte  wesentlich  verringert  werden  könnte,  und  dass 
mit  Tollkonmiener  Erföllung  auch  der  an  die  SelbsthuUe  zu 
stellenden  Forderungen  es  der  Armenpflege  Überhaupt  nicht 
bedttrfen  würde. 

Dass  ein  Zustand,  in  welchem  die  Armut  gänzlich  aus  der 
Welt  verschwindet,  nicht  walirscheinlidi ,  ja ,  an  dem  Masse 
menschlicher  Unvollkommen  Ii  eil  gemessen,  w(»hl  schlechterdings 
unmöglich  ist,  bedarf  keiner  näheren  Begründung;  vielmehr 
lässt  sich  die  Besorgnis«  nicht  unterdrücken,  dass  die  kom- 
plizirteu  Produktions-  und  Lohuverhältuisse  der  modernen 
Zeit  eher  eine  Steigerung  der  Annat  als  ein  Sinken  der- 
selben erwarten  lassen.  Was  Menschen  thun  können^  ist  eben 
nur :  vorbeugen,  auf  sittliche  Veredlung  hinwirken;  ttussersten 
Falls  helfen. 

Mit  Bezug  auf  das  Helfen  möchte  es  von  voniherein 
ebenso  unwahrscheinlich,  ja  selbst  unmöglich  erscheinen,  anf 
die  Herbeiführung  eines  J^justindes  zu  hoffen,  in  welchem  die 
Hülfe  nur  von  dem  hülfsbeilürftigen  Individuum  selbst  ausgelit, 
eine  Htilfe  von  anderer  Seite  ttberflttssig  wird.  Gleichwohl 
kann  gegenwärtig  eine  kurze  Betrachtung  dieser  Hoffnung 
und  der  Umstände,  auf  welche  sie  gegründet  wird,  nicht 
unterlassen  werden,  weil  nicht  blos  die  auf  Beförderung 
der  iSelbsthülfe  gerichteten  Bestrebungen  den  vornehmsten 
Rang  unter  den  nnf  I^etbrdernn«^  der  allgemeinen  Wohlfuhrt 
gerichteten  Bestrelningen  überhaupt  <  innelimen,  sondern  weil 
gerade  in  neuerer  Zeit  positive  Vorschlüge  gemacht,  po^itivi» 
Gesetze  erlassen  worden  sind,  welche  die  Hoffnung,  dass  mau 
die  Armenpflege  durch  Veranstaltungen  der  SelbsthUlfe  Über- 
flüssig machen  kann,  zu  verwirklichen  versuchen. 

2.  Das  Verbäituiss  der  Armenpflege  und  der  Selbsthüile, 

Vul.  die  grondlegenden  Arbeiten  von  BTe  n  tan  o :  Die  Arbelier- 

versichsrung  gem&es   der  heutigen  Wirtschaftsordnung.   —  Der 

Arbeiterversicherungszwang  und  seine  Folgen.  —  Die  gewerbliche 
Arbeiterfrage,  in  Schönber^s  Handbuch  42  ti'.  —  S  'haffle, 
Gesellsch  System,  8.  Aufl.,  S.  483  flF.  —  Wagner,  Theoret.  \ 
"W.-I^ehre.  i.  Teil:  Gruiullegung.  S.  475.  —  Ganip.  Die  wirt- 
schaftlichen sozialen  Aufgaben  unserer  Zeit  auf  iniiubtriellem  und 
laadwirtscbaftlichem  Gebiete.  Berlin  1881.  —  Hirschberg,  Die 
Selbsthttlfe  des  Arbeiterstandes  als  Grundlage  seiner  Versiebet  ung, 
In  Deutsehe  Zeit-  und  Streitfragen,  herausgegeben  von  v.  fioltzen* 
dorff.  Berlin  1883.  —  T.  Bei ts enstein,  Inwieweit  ist  von  der 
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Aosbildang  der  ArbeitenraniclMnag  eine  Minderaitg  der  Amtenlast 
zQ  erwarten?  In  Conr.  Jabrb.  1882  S.  491  ff.  ~  Die  Frage  dea 

Yerhältnisses  von  Yersicherang  und  Armenpflege  ist  ausführlicher 
Affentlich  erörtert  in  dem  Verein  für  Socialpolitik ,  Verhandlungen 
vom  0.  nnd  10.  Oktober  1882.  Das  Referat  hatte  v.  R  e  i  t  z  e  n  s  t  e  i  n , 
das  Korreferat  Lamm  er  s  und  Ad  ick  es.  Von  den  übrigen 
Rednern  ist  namentlich  Schmoller  zti  nennen.  \^\.  Bd.  XXI  der 
Schritten  d.  V.  f.  S.  S.  82  ff.  -  Ebeubo  im  D.  V.  f.  A.  u.  W. 
Beferat  yon  Lamm  er  s,  Die  UnfallYeraicheraiig  in  Ibrer  Bück- 
wirkang  anf  die  Armenpflege.  (Drucks,  nnd  Verbandl.  von  1881.) 
Sehr  viele  l^acbveisongen ,  sowie  Entwürfe  findet  man  in  der 
Dentschen  Oem. -Z.,  welche  seit  langen  Jahren  die  Ersetzung 
der  Armenpflege  durch  Yersicherang  öffentlich  verteidigt  nnd  be- 
gründet bat.   Vgl.  besonders  Jahrg.  1877  ^ür.  31—34. 

8  15. 

Die  Gründe,  welche  Air  die  Notwendigkeit  der  Selbst- 
hülfe  durch  Versicherung  epreciien,  sind  hier  so  wenig  wie 
die  Frage,  ob  freie  Kassen  oder  Kassenzwang  zweckmilssiger, 

zu  uiitorsuchen.  Nur  des  Zusammenhanges  wegen  möf^en 
in  Kürze  die  massgebenden  Gesichtspunkte  hervorgehoben 
werden. 

GrundsUtzlicIi  hat  jeder  erwachsene  und  arbeitswillige 
3Iensch  ftir  seinen  eigenen  Unterhalt  sowie  für  den  seiner 
nflchsten  Angehörigen  zu  sorgen.  Soweit  diese  Sorge  keine 
gegenwärtige  ist,  weil  sie  durch  g(  genwftrtigen  Arbeitsverdienst 
ihre  Erledigung  findet,  betrifft  sie  die  zukünftige  Lebens- 
möglichkeit,  als  welche  zeitweilijuc  Erwerbslosigkeit  wegen 
Arbeitsniangel  oder  Krankheit,  dauernde  Enverbsunlahigkeit 
wegen  Kranklieit,  Invalidität  Alter  oder  durch  Versterben 
mit  Hinterlassung  von  An|crf'li<'i  i^^(  n  —  in  Betracht  zu  ziehen 
sind.  Die  aus  den  vtabchiedcneu  ^löglichkeiten  sich  ergehen- 
den P^'olgen  sind  zeitweilige  oder  dauernde,  sie  treffen  den  Ein- 
zelnen, sofern  er  ohne  Angehörige  ist,  allein,  oder  ihn  ztisammen 
mit  seinen  Angehörigen,  oder  seine  Angehörigen  allein.  Will  er 
sich  gegen  die  Folgen  sicher  stellen,  so  niuss  er  von  dem, 
was  er  im  Zustand  der  Arbeitsfähigkeit  erwirbt,  soviel  erübri- 
gen, um  seinen  Uiiti-rlialt  und  otwniirc  besondere  Aufwendun- 
gen, wie  Krai)k<Mi])fl<';i:('k< 'steii  t'iir  die  Zeit  seines  Lebens,  die 
Erziehung  und  den  Untcrlialt  öeiner  vr>ii  ilnu  abhängenden 
Angehörigen  (Ehefrau  und  unselbstiindige  Kinder)  auf  den 
Fall  seines  Todes  sicherzustellen.  Die  Sicherstellung  soll  regel- 
rottssig  in  Gestalt  der  Kranken-,  Unfall-,  Alters-,  Lebensver- 
sicherung erfolgen. 

G<  s<>tzt  nun,  dass  die  natürliche  Indolenz  der  meisten 
Menschen,  in  guten  Tagf»n  die  möglichen  schlechten  ausser 
Acht  zu  lassen,  durch  Erziehung  Uberwunden  oder  durch  all- 
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gemeinen  Versicherungszwang  unschädlich  gemacht  werden 
könnte,  so  wäre  noch  ein  zweites  Krfordemiss  zu  ''rfiillen, 
diiss  njimlieh  der  Erwerb  in  der  Zeit  der  ArbeitstUiugkeit 
nicht  bloö  zum  gegeüwärtig(!n  Unterhalt  ausreichend  sei,  son- 
dern einen  Ucberschuss  enthalte,  auö  welchem  die  V'erbiche- 
rungsbeiträge  gedeckt  werden  k(}iiiien.  Wttrde  «ach  dieses 
Erfordernisa  erfUUt»  so  hfttte  der  Arbeitslohn  diejenige  Höhe 
erreicht,  welche  er  ans  volkswirtschaftlichen  Gründen  not- 
wendig haben  muss,  um  dem  Arbeitenden  und  seinen  Ange* 
hörigen  mindestens  dlo  Existenz  zu  sichern.  Das  Eingreifen 
der  Armenpflege  würde  in  diesem  Fall  überlliissig  sein.  Er- 
reicht der  Arbeitslohn  diese  Höhe  nicht  und  wird  iiuiinichr 
ftir  den  Unterhalt  fler  nicht  versicherten  Personen  durch 
AniiciipHege  Sor^e  getragen,  so  treten  die  Mittel  der  Armen- 
pflege an  die  Stdle  des  Arbeitslohns;  und  geht  man  von  dem 
volkswirtschaftlich  wohl  kaum  anfechtbaren  Satse  aus,  dass 
der  Ailjeitslohn  einen,  und  meist  dtti  wichtigsten,  Teil  der 
Produktionskosten  bildet,  so  ^2:elangt  man  zu  dem  Folgesatz, 
dass  die  .in  die  Stell«*  des  Arbeitslohns  getretenen  Mittel  der 
AriDfnpHi'ge  einen  Teil  der  Produktionskosten  bilden  uud 
dasö  um  ebensoviel  da.s  Produkt  bilH^'^er  hergestellt  werden 
kann,  als  der  Arbeitslohn  durch  die  Zuschüsse  der  Armen- 
pflege zu  seiner  notwendigen,  d.  h.  die  Versicherungsprämie 
mitbegreifenden  Hohe  ergänzt  ist.  Mit  anderen  Worten:  die- 
jenigen, welche  von  der  Produktion  unmittelbar  Vorteil 
nahen  —  die  Produzenten  bezw.  die  Konsumenten  — ,  erhalten 
diesen  Vorteil  auf  Kosten  derjenigen,  welche  die  Mittel  der 
Armenpflege  aufbringen,  also  je  nach  den  Umständen  auf 
Kosten  von  Privatpersonen ,  auf  Kosten  der  Gemeinde,  des 
iStaates  u.  s.  w. 

Dies  ist  der  unleugbare  Zusanmienhang  der  Armenpflege 
mit  der  Versicherung,  aus  welchem  die  theoretische  Berech- 
tigung der  Forderung,  dass  erstore  durch  die  letztere  voU- 
kunnnt'U  ersetzt  werde,  unzweifelhaft  hervorgeht*).  Die  Frage^ 
ob  diese  Forderung  in  absehbarer  Zeit,  d.  h.  so  schnell  ver- 
wirklicht werden  kann  oder  wird,  um  die  Reform  in  Bezug 
auf  die  Armenpflege  selbst  schon  jetzt  übcrHüssig  erscheinen 
zu  lassen,  ist  dem  gegenüber  eine  thatsächliche,  wenngleich 
auf  muimigfaeheu  Voraussetzungen  beruhende. 

Was  den  Versuch  der  Verwirklichung  betrifi't,  so  ist  kein 
Projekt  bekannt^  welches  den  ganzen  Kreis  der  Versicherungs- 
pflichtigen zu  umspannen  gewagt  und  dem  Wunsch  nach  all- 
seitiger Versicherung  vollkommen  Form  zu  geben  versucht 
hätte;  dagegen  ist  dies  in  Bezug  auf  diejenigen  Personen, 
welche  aus  körpcrlidicu  Ursachen  bcdürtti.i;  werden  kdnnen, 
seitens  dor    Deutschen  Gemeinde-Zeitung'*  geschehen. 


>)  Sehr  gut  und  klar  bei  Uirschberg  a.  a.  0.  S.  HS. 
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Deutsche  6em.-Z.  Jahrg.  1877  Nr.  31 — ^34.  —  Am  nlehsten 
stehen  dleBem  Gedanheogange  Wagner  und  Schiffle,  obwohl  die- 
selben  keine  positiven  VorBdüäge  machen,  aaoh  Rocholl  II 
S.  27  ff.  ausfthrllcher,  Q.a.  ni.,  wie  denn  der  Gedanke  der  Selbst- 
hülfe in  der  ganzen  neueren  T>iteratur  die  ausdrückiiclie  oder  still- 
schweigende VoraussetÄung  der  öffentlichen  Armenpflege  bildet.  Es 
ist  hierauf  noch  an  verschiedenen  Steilen  zurückzukommen.  —  Doch 
mag  hier  noch  darauf  hingewiesen  werden ,  dass  die  Frage  meist 
aus  dem  theoretisch  unriciitigeii  Gesichtspunkte  des  Ersatzes  der 
Armenpflege  durch  Yersichertmg  behandelt  wird.  So  führt  Wagner 
ans,  daas  die  Erschwemng  der  Spekulation  am  besten  durch  Ueber- 
wälzung  der  Lasten,  welche  die  FreizQgigkeit  mit  sich  bringe,  auf 
die  Schultern  derjenigen  stattfinde,  »wddie  zumeist  die  wirklichen 
oder  (üp  ihrer  individuellen  Meinung  nach  vorhandenen  Torteile  von 
der  Freizügigkeit  haben :  die  Arbeitgeber  und  die  Arbeiter  Zu 
diesem  Zwecke  muss  namentlich  die  Armenlast  in  den  beteiligten 
Kreisen  von  der  Gemeinde  fort  genommen  und  auf  die  in  einem  um- 
fassenden HOlfskassenwesen  mittels  des  Prinzips  des  Eassenzwangs 
verbundenen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  fibertragen  werden.**  —  Die 
Ausbildung  des  HOlfokassenweeens  ist  selbstverst&i^ich  das  nie 
ausser  Augen  zu  lassende  Ziel;  von  Ueberwälzung  der  Armenlast 
auf  Arbeiter  und  Arbeitgeber  reden,  heisst  aber  das  Sachverhältniss 
geradezu  umkehren.  Eine  Ueberwälzung  findet  nur  von  Seiten  der 
letzteren  statt;  die  Selbst  Versicherung  muss  an  und  für  sich  immer 
das  Primare  sein.  Die  Gründe ,  welche  zur  Armenpflege  bezüglich 
derjenigen  führen,  welche  nicht  verhicheit  uud  auch  soubi  iuitieiios 
sind,  sind  ganz  andere« 


Die  Gcmeinde-Zoitung  unterscheidet  drei  Kategorien  von 
Persöniichkeiton  dio  -wegen  der  verschiedenen  Ursache  ihrer 
Fiirsorgebedürftigkeit  oine  i,^anz  verschiedenarti^^e  gesetzgebe« 
rische  Behandlung  cri'ordera;  die  au«  wirtschaftlichen 
Ursachen  (Arbeits-  und  Erwerbsmangel),  die  aus  mora- 
lischen Ursachen  (Faulheit,  Ludertichkeit).  die  aus  kö  rucr- 
lichen  (gesundheitlichen)  Ursachen  htÜfsbedQrftig  gewordenen 
Personen.  Die  Fürsorge  ftlr  die  beiden  ersten  Kategorien 
scheidet  si<'  aus  den»  Gebiet  der  eigentlichen  Armenfiirsorge 
aus,  weil  dieselben  der  polizeilichen  bezw.  der  wirtachafts- 
politischen  Thätiürkoit   des  Staates  untcrläir'Mi.    Nur  die  dritte 


und  erwerblicher  Arbeitsuniahigkeit  herbeigeführten  Bedürftig- 
keit gerecht  zu  werden,  empfiehlt  die  Qemetnde-Zeitung  eine 
eigentttmliche   Organisation  des  Httlfskassenwesens ,  dessen 


§  16. 
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Grandzüge  zunächst  in  14  Artikeln^)  formulirt  und  deiimlicbst 
in  etwas  knapper  Weise  begründet*)  werden.   Art.  1  lautet: 

„ Joficr  Staats  a  n  tr  o  ]i  ö  r  i  fr  ,  welcher  das  1 1).  Lebens- 
jahr ziirückii^eleii^t  hat,  ist  v<'ri>ilii  lit<'t,  in  der  f iniK'indt'  seines 
durch  AufViithalt  oder  Verehelicluiug  erwurbenen  Unter- 
ötützuiii^swohuöitzes,  und  wenn  er  solchen  niclit  besitzt,  in  der 
Gemeinde  seiner  Geburtsheimat  einer  Hülfskasse 
(Kranken-  und  UnterstUtzungskasse)  beizutreten,  welche  im 
Falle  der  Erkrankung  oder  Arbeitsunfähigkeit  desselben  ihm 
eine  baare  Unterstützung  von  1  Mark  ttiglich  oder  stjitt  der- 
selben eine  entsprecliende  Naturalv^^rpflegung  zu  gewähren  hat. 
Stirbt  ein  hidfskasseiipflielitiirfr  \';<ti  r  .idfr  eine  hülfskassen- 

f)flichtige  verwittwete  (mI^  t  unverheiratete  Mutter  mit  Hinter- 
assung  von  Kindern,  sd  wird  auch  nacli  dem  Tode  derselben 
im  Interesse  der  Kinder  die  baare  Unterstützung  bis  zu  deren 
16.  Lebensjahr  ebenso  gewährt,  als  wenn  ihre  £ltem  zur 
Todeszeit  unterototzungsberechtigt  aus  der  Hülfskasse  gewesen 
wären.** 

Art.  2.  i^Jede  Gemeinde,  besonders  oder  in  Gemeinschaft 
mit  Kachbargemeinden,  ist  verpflichtet,  eine  Hülfskasse  zu  er- 
ric!it<ni ,  durch  welclie  die  innerhalb  ihres  Bezirks  unter- 
8tüt/.un;;>lMMT'chtif^ten  Kinwolui'r  und  beziehungsweise  deren 
Hinterbliebene  im  Fädle  der  Erkrankung  und  Arbeitsunrahig- 
keit  unterstützt  werden." 

Nachdem  sodann  in  den  Artikeln  3  und  4  das  Nähere 
wegen  eventueller  Haftbarkeit  der  Eltern,  Lehrherren,  und 
wegen  Einziehung  der  Betrage  im  Zwangswege  (Htiltskassen- 
steuer)  verordnet  ist,  wird  in  den  Artikeln  4—  7  vorgeschrieben, 
dass  ein  Kassen pfl ich tiger,  der  einen  noiun  Ihitorstütziings- 
wuhnsitz  erwirbt,  der  bisherigen  Verpfliclituni;  t'ntljundcn  und 
an  dem  letzteren  Orte  beitragspflichtig  wird,  dass  jfdocli  bis 
zum  Neuerwerb  die  Kasse  di  s  früheren  Unter8tützungsw<»lin- 
sitzes  bezw.  der  Geburtsheimat  insoweit  b(;teiligt  bleibt,  als 
sie  alle  Beitiiige  zu  erstatten  hat,  welche  über  die  schon  ge- 
leisteten Beträge  des  Neuangezogenen  hinaus  von  der  Hüm- 
kasse  des  Aufenthaltsortes  zum  Zwecke  vorlnufiger  Unter- 
stfltzung  aufgewendet  werden  müssen.    Srxlann  Innsst  es  in 

Art.  8.  „Oemeinden ,  deren  Hülfskasse  durch  die?  regel- 
mässigen Leistungen  derselben  erschöpft  ist,  sind  zur  Deckung 
der  ihre  Ka.^seneinnahmen  überschreitenden  fornercn  kashcn- 
mässigen  Leistungen  die  Aushülfe  des  Staates  (Provinz, 
Landarmenverband)  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt.  Des- 
gleichen können  sie  Ersatz  ftr  di<  jenigcn  Kassenbeiträge  ver- 
langen, welche  sie  ftlr  lebenslänglich  kr.mkr,  erwerbs-  und 
arbeitsunfilhige  Personen  als  mittelbar  Haftpflichtige  zu  leisten 


1)  Nr.  3i. 
2J  Nr.  34. 
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haben,  sofern  nicht  diese  Personen  in  besonderen  öffentlichen 
Anstalten  oder  durch  besondere  milde  Stiftungen  selbstiUidig 
Tcrsoigt  werden." 

In  der  Begründung  wird  betont,  dass  es  wttnschensweil: 

sei,  wcnnjeder  Staatsangehörige  yon  dem  erwerbsfithigen  Alter 
ab  einer  Htilfskasse  angehöre,  da.  jeder  einmal  in  dürftige  Ver- 
hältnisse geraten  und  der  öffentliclien  Fürsorge  anheimfallen 
könne,  und  dann  die  zu  j^ewUhrende  Gabe  den  Charakter  des 
Onadpri^nsclionks  '^nn?.  'iW'^nnoln  v<Tli<»rc.  Ausserdem  lege 
die  allj^emeine  Kas.senplliclit  eigentlich  keinem  SUmtsbürger 
eine  neue,  sondern  nur  eine  andere  Last  auf.  „Denn  schon 
j«'tzt  ist  iu  .den  für  die  Armenpflege  aufeubriugenden  iSteuern 
jedermann  zur  Beitragsleistung  fQr  die  Kosten  derselben  ver- 
pflichtet, während  diese  Steuern  bei  Durchführung  eines  all- 
gemeinen Uulfskassensystems  im  wesentlichen  fortfiiUen  wflrden. 
Die  Uuifskassen  bei  träge  treten  also  im  grossen  und  ganzen  für 
den  jetzigen  Annen  steuerzahl  er  nur  an  die  Stelle  rior  Annen- 
steuern/ Fiii"  die  liettuligung  des  8t;iat(\s  wird  Folgendes 
geltend  geniacht:  „Behält  man  die  matei  iellc  Futi  rstützungb- 
fursorge  der  Gemeinden  auf  Gniiidlage  des  liidtskassenwesens 
durchgangig  bei,  maelit  man  ferner  dieselbeu  allgemein  für  die 
Aus&lle  ihrer  Httliskassen  haftbar  und  setzt  man  endlich  fUr 
die  letzteren  einen  im  ganzen  Lande  gleich  hohen  Betrag  fest, 
so  musH  die  in  einzelnen  Gemeinden  erfolgte  Erseliöpfung  der 
Hülfskassen  den  Zeitpunkt  angeben,  wo  alle  Gemeinden  gleich- 
inttssig  eine  f>f'ihfdfc  des  Staates  werden  beanspruchen 
können.  P'-iui  allc^  'l;»sji!nii;e .  was  sir  ii])er  dir  Leistungen 
ihrer  er.>rli»ijd*ten  Uuit.skassc  hinaus  nucli  aus  der  Gcmeinde- 
kasse  gewähren  müssen,  übersteigt  alsdann  die  vollkommen 
gleichmüssigen  Leistungen  aller  anderen  Gemeinden  und  be- 
rechtigt die  aberbttrdeten  Gemeinden  zu  einer  Staatshttlfe, 
welche  gegenwärtig  völlig  irrationell  und  willkürlich  erfolgt" 

Ob  dieses  Projekt  dem  der  nicht  genannte  Verfiisser  die 
Fähigkeit  nachrtlhmt,  das  Problem  der  öffentlichen  ArmenpÜege 
mit  einem  Schlage  zu  lösen,  allen  Anforderungen  genttfft,  läset 
sich  1  )i  11  ijLT  'r weise  bezweifeln.   Man  wird  einwenden  können, 

dass  der  Beitrag  von  12  Mark  jährlich  nicht  ganz  gering  ist 
und  das^  Verhältnisse,  mi  welchen  der  Arbeitslohn  diesen  Uf^ber- 
schiis-  Ireilästst.  nicht  immer  zu  erwarten  siiifl.  Vor  allem 
wird  die  Beteiligung  der  G<^meinden  und  des  Staates  gerechtes 
Bedenken  erregen,  da  eben  jede  andere  Deckung  der  Ver- 
sicherungsprämie flls  die  aus  dem  Arbeitslohn  nicht  mehr  die 
Katur  der  Versicherung,  sondern  diejenige  der  Armenpflege 
hat  Dieses,  wie  gesagt,  am  weitesten  gehende  Projekt  ist  f&r 
imsere  Frage  deshalb  besonders  bemerkenswert,  weil  es  in  ge- 
wissem Sinne  dem  Wunsche  nach  allseitiger  Ver.siehernnL'"  Ge- 
stalt leibt  und  in  diesem  Bestreben  zu  keinem  andern  i^geb- 


üigiiized  by  Google 


62 


VL 


11  ins  kommt  als  ZU  dem^  welchem  es  eigentlich  aus  dem  Wege 
gehen  will. 

§  17. 

Wieweit  von  den  bestehenden  Gesetzen  betreffend  die 
Krunken-  und  Unt'allversicheningM  ein  EinÜiusö  auf  die  Armen- 
pllege  zu  erwarten  sttjht,  lässst  sich  vorläufig  noch  nicht  mit 
Uewissheit  sagen.  Jedenfalls  kann  er  vorlftii%  nur  ein  ge- 
ringer seiiii  weil  von  vornherein  die  Versicherung  nur  auf 
bestimmte  Personenkhissen  beschränkt  ist  und  in  keinem  Falle 
andere  Arten  der  Versicherung»  vor  allem  Alters-  und  Lebens- 
versicherung,  zum  Gegenstande  eines  Zwanges  gemacht  sind. 
Ja  selbst  wenn  in  absehbarer  Zeit  di"  Kin-  und  Durchführung 
der  Altersversorgung  zu  erwarten  wäre,  so  könnten  srUystver- 
ständlich  nur  erst  die  jüngeren  Elemente  der  Hi'vulk(»rung 
herangezogen  werden,  welche  die  Früchte  der  Versicherung 
erst  nach  einem  Menschenalter  geniessen  würden'). 

Eü  hat  alüo  zunilchst  bei  deuij<  ni;ren  sein  Bewenden,  was 
die  neugeordneten  und  die  bisher  cingt  gangcnen  Versicherungen 
thatsäcnlich  leisten. 

Auch   die  Hctraclitun^  dieser   thatsUchlichen  Leistungen 

fewährt  nicht  die  Aussicht  auf  eiuigermassen  ausreichendeu 
Irsatz  der  Armenpflege.  In  Baiem,  wo  lan^e  vor  dem  Retchs- 
gesetE  die  Ghmeindekrankenversicherung  nicht  blos  zulUssig, 
sondern  auch  wirklich  in  sehr  erheblichem  Masse  durchgeführt 
war,  sind  gleichzeitig  mit  den  LtM'stungen  der  Krankenver- 
sielierung  die  Aufwendungen  für  Armenkrankenpflege  gestiegen 
und  erreichen  eine  sehr  beträchtliche  Höhe. 


V)  Ges.  betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeit»T  vom  15.  Jmü 
1883.  U.-G.-B1.  S.  73.  -  acmtA  betr.  die  Abändenuif,'  des  Ges.  vom 
15.  Juni  18öa;  vom  28.  Januar  18ö5.  R.-G.-B1.  ä.  5.  —  Unfallversiche- 
iimgBgesete  vom  6.  Juli  1884.  R-G.-Bl.  S.  69.  —  Geaets  über  die  Avuh 
dehnwng  der  Unfall-  und  Krankenversichening  vom  28.  Mw  1885.  K.- 
G.-Bl.  h.  169.  —  Ges.  betr.  die  Ffireorge  lur  Heamte  und  Personen  des 
Soldatenstandes  in  Folpe  von  Hetrielisunriillen  vom  15.  Miirz  R.- 
G.-Bl.  S.  53.  —  Ges.  betr.  die  Unfall-  und  KrankenversicherUBf^  der  in 
Und-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Pnr=nnfTi  vom 
5.  Mai  1886.  ii.-G.-BL  136.  —  lieber  die  AuaföErung  dtn  Krankea- 
▼enieheruuc  orientirt  gut  Lewald  in  SchmoUeis  Jftbrb.  I8<s5  8.  1103  ff» 

*)  y.  Keitsen stein  a.  a.  O.  S.  SfU\, 
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Krankenkassen 


gemeindliche 
ZaU 


I 


inUuB  tri  eile 


Höhe  der  Bei-  ' 

ir,.  Zahl 

in  lÜOO  Mark  . 


H«he  der  Bei- 

trwge 
ia  1000  Mark 


Et  betm^en  die 
Oesammtaufgaben 
dar  titUebeii 


Anssordem 
wurden  für 
AniitaltakrankuD- 


la  MUUOBMI  Mark 


1871 

3049 

710 

187 

8«8 

1875 

3290 

914 

177 

473 

1879 

3567 

1168 

176 

512 

1881 

4199 

1832 

239 

708 

1883 

4579 

M70 

264 

706 

4.6 
5.1 
6.3 
6.9 
7.5 


.ben 


3.9 
4.4 


Die  Zahlen  sind  ans  den  bezflgL  oben  näher  beieichnetea 

bairischen  PuibUkationen  zosammengestellt.  BezOglich  der  Anstalts- 
krankenpflege sind  die  Angaben  erst  seit  1881  vollständige.  —  Die 
Verwendungen  für  Anstaltskrankenptiege  gliederten  sirh  in  den 
Jahren  1881  ond  1888  folgendermassen.  £s  worden  aufgewendet 
dnrch: 


1881 

1888 

in  Tausend  Mark 

a)  Gemei?ideanstalten  

1280 

1230 

b)  StiftuDL'di  unter  GemeindeTerwaltoug 

346 

1259 

682 

699 

dj  Kreisanstalten:  für  Taubstumme  .  . 

142 

74 

11 

11 

795 

809 

sonstige  

207 

219 

480 

840 

8948 

4441 

In  Fnmkfdch  sind  die  Yennstaltmigen  der  Selbstbttlfe  sehr 
erhebliche.  1881  bestanden  dort  4958  soei^  approav^  mit 
799  097  und  2058  soci^t^  antorisöes  mit  298437  Mitgliedern, 
welche  2.9  bezw.  1.4  MüL  Yerpflegongstage  (journ^es  de  maladie) 

gewährten,  und  eine  Gesamratcinnahme  von  14.8  bezw.  12.5,  eine 
(resRmmtausgabe  von  7.4  bezw.  6.1  Mill.  Franken  hatten.  Der  ^'cr- 
mögensstand  betrug  83.9  bezw.  23.6  Mill.  Franken.  —  Die  Angaben 
sind  dem  znletzt  1885  erschienenen  Jahrgang  1884  des  Annoaire 
stat.  de  la  France  entnommen;  sie  reichen  nur  bis  1881.  Diese 
Pnblikitjonai  seichnen  sich  dadnrch  ans,  dass  sie  jedesmal  dio 
Hanptresnltate  der  frOheien  JahrgBnge  mit  anfiishmen  nnd  so  einen 
sehr  bequemen  Ueberblid^  über  die  Entwicidnng  dieser  Einrich- 
langen  gewftbxen.  — 

Bei  den  caiases  d'^pafgae,  welche  am  81.  Dezember  1881 
eine  Oesammteinlage  von  1409  Hill.  Franken  hatten,  waren  nen  be^ 
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teiligt  188  891  ouvriers,  61  748  domestiques,  25  924  employ^ 
166  000  personnes  diverses,  214  237  aa  nom  d'enfants  roineurs ;  ebenda 
8  234.  -  Dio  Tnhplle  S   237  zeigt  die  EntwicUling  seit  1835 

in  daueriulcr  Zunahme  bejzriffen. 

Sehr  bemerkenswert  ist  der  Entwicklungsgang  der  caisses  de 
retraite  pour  la  vieillessc,  a.  a.  0.  Tabelle  S.  24Ö  von  1852  bis 
1881.   £s  waren  beteiligt: 

Penonen  mit  Kenten 
lb52          1176  0.61 
1870         27  473  S.ol         _  . 

1876        53010  8.3|  ""^^•™™^- 

1881       106098  17.2) 

Trotz  alledem  sind  die  Leistungen  der  freiwilligen  and  der 
öffentlichen  Arnipni)t1oE!0  ausserordentlich  grosse  L^eblieben,  zum  Teil 
in  den  letzt exi  Jahren  eibeblich  gewachsen.  Liu  nur  zwei  der  wich- 
tigsten EinnahmeqnelleD  hervorzuheben,  so  betrugen  in  Frankreich 
die  SnbTentionen  an: 


•)  oidwtHdM  { 

\H  MMMNHlMtUdM 

Ditf  freiwilViKPn 
LeiftODgen  an  offentlieh« 

in  MiUionen  Frankes 

1872 

1T.6 

4.9 

28 

1875 

17.2 

8.2 

82 

1877 

16.8 

0.4 

29 

1880 

19.6 

0.9 

27 

1881 

2$.7 

1.0 

25 

1882 

21.7 

1.0 

28 

Vgl.  Stat.  de  la  France,  nouvelle  stfrid  tome  XII,  annte  1882 
(erschienen  1885)  S.  LK  ff.  und  XCl  ff. 

Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  auch  eine  Aenssemng 
in  dem  Verwnltungsbericht  von  Burtscheid  fttr  1884  85,  einer  Stadt 
von  rund  11000  Einwohnern,  in  welrbem  es  heisst :  „Eine  wohl- 
geordnete Kranken-  und  Unfallversicherung,  wie  sie  nenerdings  für 
das  ganze  Deutsche  Reich  angeordnet  worden  ist,  hat  hier  zum  Teil 
von  alters  her  bestanden  und  der  Armenkasse  alljährlich  gewiss 
viele  Tausend  Mark  erspart;  aber  ae  hat  es  nicht  verhindern 
können,  dass  die  lanf enden  Armenansgahen  von  17480  Mark  Im 
Jahn  1873  auf  38200  Mark  im  Jahre  1885  herangewachsen  sind, 
während  die  Bevülkemngaanmahme  in  dieser  Zeit  kaom  12^/o  he* 
tragen  hat/ 
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Man  wird  nach  allem  den  Ausfülirangen  v.  Rdtsensteins 
beistimmen  müssen,  welcher  seine  mehr  enrähnte  Abhandlung 
mit  folgenden  Worten  schliesst'): 

„Hieraus  folgt  meines  Erachtens ,  dass,  soweit  innerhalb 
des  Gebietes  der  öffentliclien  Armenpflege  und  der  Verteilung 
der  Armenlast  iüsbesondere  das  Bedürfniss  einer  Reform  der 
<jt's<!tz;;ebung  bestellt,  dieses  Bedürtniss  nicht  durch  die  blosse 
Hinweisuag  auf  jene,  der  Armenpflege  durch  die  Versicherung 
bevorstehende  Organisation  beseitigt  werden  kann.  Die  Heil- 
mittel werden  vielmehr  vorläufig  nur  bis  dahin,  dass  der 
£rfolg  der  neuen  Oiganisation  zu  übersehen  eeiii  wird^ 
innerhalb  der  Organisation  der  Armenpflege  selbst  zu 
suchen  sein." 

3.  YerMItniss  der  freiwilligen  und  der  öffentlichen 

Armenpflege. 

8  18. 

Die  Armenpflege  will,  ^^•as  schon  ihr  Name  besagt,  Anne 
pflegen;  sie  will  Personen,  die  bedürfti;^  sind,  aus  dem  Stande 
der  Reilürftifj::keit  befreien,  sie  will  den  Hungrigen  speisen,  den 
Nackten  kleiden,  den  Obdaclilosen  belierbergen.  Darin  besteht 
ihrer  innersten  Natur  nach  der  wesentliche  und  charakteristisch«! 
Unterschied  gegenüber  den  Veranstaltungen  der  Wohlfalirt 
und  des  Schutzes.  Diese  wollen  Allen  zu  gute  komm«;n ;  kein 
Einwohner  des  Gebiets,  für  welches  sie  getroffen  sind,  soll 
von  ihnen  ausgeschlossen  bleiben.   Die  Armenpflege  will  da- 

fegen  nicht  allen,  sondern  nur  denjenigen  Persont^n  zu  Ilillfe 
ommen,  die  arm  sind,  denen  die  Nahrung,  Kleidung,  Ob- 
dach f'!it1)ehrtm ,  wenn  und  soweit  sie  dies  entbehren;  sie  hat 
immer  nur  mit  Individuen  zu  tliun.  Diesen  ihren  ei^^n^ntiim- 
lichon  Oliarakter  ändert  der  Umstand  weni^^  dass  sulelier 
Individuen  eine  grosse  Zahl  vorhanden  ist,  wie  der  andere, 
dass  nicht  allen  diesen  geholfen  werden  kann.  Die  Tendenz 
der  Armenpflege  ist  Hülfe  und  zwar  individuelle  Hülfe. 

Noch  ein  anderer  Unterschied  ist  wesentlich.  Die  ^^'oll1• 
fahrtspflege  kann,  ja  muss  unter  Umständen  sich  auf  die  Ne- 
gative, auf  die  blosse  Beseitigung  von  Hemmnissen  beschränken, 
wie  etwa  Aufliebung  von  Zöllen ,  Erleichterung  der  Ehe- 
schliessungen u.  s.  w. ;  auch  ist  in  ^jre wisser  Beziehung  Passivi- 
tät, blosses  Gehenlassen  denkbar,  vielleicht  erwünscht.  Die 
eigentliche  Armenpflege  würde  sich  selbst  aufheben,  wenn  sie 


A.  a.  ().  S.  "j^o. — Ganz  ähnlich  Rcitzenstein  und  Adickes  in 
den  Verhandluugen  des  Vereins  fUr  Socialpolitik  a.  a.  0.  und  Adickes  in 
Tüb.  Zettachr.  1879  8.  599.  —  Vgl  anch  m  den  Annaleu  des  Deutschen 
Beiehs  1883  S.  572  und  die  Aeufisermigen  von  Se  jffardt  im  D.  V.  a.  a.  0. 

FaiMhw«n  (27)  VL  4.  —  UftmUrNqr •  5 
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passiv  oder  negativ  sich  bethfttigte  oder  viehnehr  nicht  be- 
thätigte;  ihre  Existenz  ist  auf  positive  Leistungen  basirt;  sio 
muss  pflegend  und  gebend  positiv  thätig  sein.   Hieraus  folgt 

zweierlei : 

"W'alirf'iul  (\\o  otwaigc  Passivität  der  W(*lilt;ilirts|if1o<re 
^"geiiübtM-  (l<'iii  Thun  der  Menschen  nichts  weiter  als  ein 
Nichtsthiiii  i.st,  also  weder  Personen  fordert,  die  etwas  thun, 
noch  Mittel,  durch  welche  gcthau  wird,  braucht  die  Armeu- 

i>tlege  unter  allen  Umständen  Personen ,  welche  p tilgen,  und 
kLittel,  durch  welche  ^c^fiegt  i^ird. 

Auf  die  Gründe,  weiche  zur  Uebunj:^  der  Armenpfl^e 
veranlassen  können,  soll  hier  nicht  austnhrlicher  eingegangen 
werd«'n .  nis  es  der  unniitte1]>nre  Zweck  der  Khirstellun^r  'T- 
lor<l«  rt.  1  )if' Gesichtspunkte,  wek-lic  den jf'iii,L'"''n.  der  mehr  als 
seinen  iiotdürttigen  Unterhalt  besitzt,  bestinmien  können,  (hinein 
andern,  der  weniger  hat,  von  seinem  Ucbertiuss  abzugeben, 
dürfen  hier  im  allgemeinen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 
Man  nenne  es  religiöse  oder  menschliche  Pflicht,  die  That« 
Sache  b<'steht,  dass  (»ine  solche  Pflicht  anerkannt  und  eine 
unendliche  Fülle  von  Tliätigkeit  und  Vermögen  von  jeher 
freiwillig  aufgewendet  word*Mi  ist,  um  dieser  PHicht  zu  ge- 
nügen. Hier  ist  vielmehr  ;^*erade  der  Punkt  ins  Auge  zu 
fassen,  dessen  Anorkemiung  eine  so  allseitige  nicht  ist:  der 
Punkt  luunlicli.  an  den»  die  Erfüllung  dieser  Ptiicht  ihre  will- 
kürliche oder  natürliche  Grenze  tindet,  das  ist  der  Mangel  an 
Personen,  welche  Armen  pH  ege  üben  können  oder  wollen,  der 
Mangel  an  Mitteln,  aus  denen  Armen pHege  geübt  werden  kann 
oder  soll.  Und  in  Hinblick  auf  diese  Punkte  wird  freilich 
eine  kurze  Betrachtung  nicht  unterlassen  werden  können,  nicht 
ob,  sondern  bis  wieweit  die  Pflicht  zur  Armenpflege  zu  be- 
gründen ist. 

iVIan  hat  sich  zu  diesem  H»'iiufe  auf  der  einen  Seit--  einen  Zu- 
stand zu  vergegenwärtigen,  in  welchem  thalsächlich  eine  Anzahl 
Mi  nschen  weniger  erwerben  oder  besitzen,  als  sie  zur  notdürt- 
tigen  Fristung  ihres  Lebens  gebrauchen,  und  auf  der  andern  Seite 
die  Möglichkeit  zu  erwägen,  dass  dieser  Zustand  durch  die 
vorhandenen  Ilelt'  r  und  ITülfsniittel  nicht  gänzlich  beseitigt 
wird.  Es  bliebe  dann  ein  Rest  von  Personen,  welche  mangds 
fMo*»nen  Erwerbs  (»der  fi-emder  Ihilte  m'elit  «ich  kleiden  oder 
nicht  liinreichiMidc  Nahrung  o(I<  r  nicht  ( )l)(lacli  oder  tiberhaupt 
weder  «las  tiiin«  noch  das  nTidere  ci-iiaht  ii  würden. 

Die  unerbittliche  Koiisc<pienz  hieraus  lautet:  dieser  Rest 
muss  nackt,  hungernd,  obdachlos  bleiben,  mit  anderen  Worten, 
er  muss,  da  er  diesen  Zustand  nicht  zu  ertragen  fähig  iat^ 
leiblich  untergehen,  erfrieren  und  verhungern.  Es  handelt 
sich  nur  (btruro,  ob  man  diese  Konsequenz  wirklich  ziehen 
oder  ihr  Eintreten  verhindern  will,  oder,  wenn  letztere«,  um 
die  Erwägung:  wie  ist  sie  zu  verhindern?  und  weiter:  durch 
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welche  Personen  und  durch  welche  Mittel  ist  Bte  zu  verhin- 
dern? und  damit  g>  laiiirt  man  /u  flcm  oigcntlfclKiii  Iv- mpunkt 
der  Frage:  darf  für  den  Fall,  datsn  Jon«  allgenicinc  Mi  iisdien- 

]tflfelit  nicht  oder  nicht  in  hinrcicliciiclcm  Masse  friMwilli^-  cr- 
tldlt  wird  oder  •  rtulit  werden  kann,  I {idfelciätunj^*  und  Bercit- 
stellun«r  von  Mitteln  erzwungen  werden? 

Es  ist  dies,  wie  am  Sehluss  des  vij  12  hervor<ielioljen,  die 
gross«;  prinzipielle  Frage,  von  deren  Beantwortung  die  Be- 
rechtigung (\vr  Arniengesetzgebung  selbst  abhängig  ist.  Wird 
sie  verneint,  so  hat  hinaichtlich  der  Amienptlegc  bei  dem 
freien  Walten  der  natürlichen  und  sittHcIien  J^räfte  zu  be- 
wenden; wird  bejaht,  so  bedarf  es  des  Eingreifens  der 
Ge.setzgchung,  welche?  allein  befugt  ist,  Handlungen  und 
Unt(Tlas8ungcn  im  Kähmen  der  aligemetnon  Kcchtsordnung 
mit  Zwang  auszustatten. 

Die  L<Ksung  <ler  Fra^c  ist  kein  blosses  Hecli<jnexenipe!, 
Ks  lässt  sich  zwar  denk«  i;.  dass  in  kleinsten  Bezirken  bei  ge- 
iiniifM'  KenntTiiss  der  Zalil  und  des  Zust'iiuh's  der  Bedürftigen 
benichnei  werden  kann,  welcJit's  Mass  von  persönlichen  Hidfs- 
ieistungen,  von  Oeld-  oder  Naturalgaben  ausreichend  sein  wird, 
um  allen  Bedürftigen  zu  helfen,  und  dass  ebenfalls  mit  eLin'ger 
Sicherheit  im  voraus  festgestellt  werden  kann,  dass  die  Ein- 
wohner eines  solchen  Bezirks  die  als  notwendig  erachteten 
jMitt'l  freiwillig  beschaffen  werden.  Aber  ebenso,  wie  das 
Freibleiben  oinztilner  Bezirke  von  Armut  eine  Ausnahme- 
erscheinung ist.  eb(^nsowenig  geniigt  eine  s^d'di'^  —  übrigens 
in  kleinert'ii  Bezirken  nf>ch  geucnw.irtig  selir  hautig<"  -  that- 
siicitlicii'  iH-reclinung  und  Fesistclltni;,''  d<'n  Forderungen  des 
wirkliclieii  Ijcbens.  »SfMuer  unendlichen  ^lannigfidtigkeit  gegen- 
über vorsagt  von  vondierein  je<ler  Versuch,  sich  über  den 
wahrscheinlichen  Umfang  der  Armut  und  der  zu  ihrer  Be- 
seitigung notwendigen  Mittel  zu  vergewissem.  An  Stelle  der 
BiTt'chnung  der  Annenzahl  kann  daluir  mir  eine  gewisse 
Wahrx  heiidicldx<''tsannahme,  an  Stelle  der  Feststellung  der  zu 
erwMiteiirlen  Mittel  nur  ein<^  mehr  oder  weniger  gegründete 
Ib  tTiinni;  lrel«ai.  Die  Tiiatsache  etwa,  dass  eine  gewisse  Zeit 
liiiidurch  es  an  Mitteln  nie  gefehlt  hat.  kann  zu  der  Annahme 
bereclitigeu,  diiss  es  auch  fernerhin  nicht  daran  fehlen  wird; 
die  Thatsache,  dass  die  Mittel  oft  unzulänglich  gewesen  sind, 
erregt  das  berechtigte  Bedenken,  dass  diese  niemals  ganz  zu- 
reichend sein  werden. 

Ohne  Bedeutung  sind  diese  Thatsachcn  fUr  die  Entschei- 
dung der  Frage  dennoch  nicht;'  sie  bilden  den  äusseren  An- 
lass,  derselben  näher  zu  treten  und  sich  prinzii)iell  zu  ent- 
scheiden, ob  es  mit  dem  Wesen  und  <lem  Zweck  (\ov  Armenpflege 

vereinbar  sei,  ]»ersöid'che  und  jiekuniäro  llülfoleistungen  zun» 
Gegenstande  eines  Zwanges  zu  nmchen. 
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Wie  vers(.-lii«'(l<Mi  nun  auch  diese  Fra;^»'  beantwortet  wor- 
den, 80  darf  doch  vorai)  als  die  übercin.stiminende  Meinung 
festgebtellt  werden,  dass  man  die  äusaerste  Konsequenz  des 
Mangels  an  Unterhaltsmitteln ,  den  leiblichen  Untergang  be* 
dttrftiger  Personen,  in  keinem  Falle  sulassen  dttrfe,  weil  eine 
Zulassung  in  Widerspruch  mit  den  Anforderungen  der  zivilt- 
sirten  Gesellschaft  Stehen  und  Gefahren  heraufbeschwören 
würde,  deren  Tragweite,  über  das  Schicksal  der  untergehenden 
Individuen  hinausroichend,  die  allgemeinen  Zustände  erheblich 
bedrohen  würde. 

Auf  der  andt'.ru  Soite  besteht  aueli  darin  Uebcreinstim- 
niung,  dass  die  Armeni)riege  in  keinem  Falle  den  Bedürftigen 
besser  stellen  dtlrfe  als  denjenigen,  der  sich  durch  seiner 
Hände  Arbeit  erhält,  dass  also  die  Htllfo  immer  nur  das  Kot- 
wendige, nie  das  Ueberflüssige  gewähren  dürfe. 

Im  übrigen  sind  die  Ansiciiten  Uber  das  Verhältniss  der 
jöreiwilligcn  und  ZwangsarmenpHni^^o  imnior  solir  weit  aus- 
einandr'r;::('Iien<lc  gewesen.  Jede  (h'v  drei  inö^liclicii  Ivondiina- 
tionen:  1)  \'orl)Ot  der  freiwilligen  ArnR!n|jd»'ge,  2)  Verbot  der 
Zwangsarmciipdege,  3)  Zulassung  der  Zwangsarmen  pflege  zur 
ErgUnzung  der  freiwilligen  ArmenpHege  hat  ihre- Vertreter 
gefunden.  Es  mag  gleich  hier  bemerkt  werden,  dass  die 
erste  Möglichkeit  nur  zeitweise  Billigung  gehabt  und  gegen- 
wärtig von  keiner  8eitc  mehr  verteidigt  wird^),  dass  der 
zweiten  oinn  im  VerliHltniss  nicht  grosse  Zahl  von  Verteidi- 
gern zur  »Seite  steht,  und  dass  die  dritte  Kombination  ^••opren- 
wärtig  vnti  der  überwi^endeii  Mehrheit  in  Theorie  und  Praxis 
acccptirt  wird. 

20. 

Die  charakteristische  Verschiedenheit  der  freiwilligen 
Armenpflege  gegenüber  der  Zwang'^armnnpHege  liegt  in  der 
Verschiedenheit  von  Persönlichkeit  und  Allgemeinheit.  l>er 
keinem  Zwange  unterworfene  Wille  zur  Hülfeleistung  liört 
da  auf  zu  wollen,  wo  da*»  persönliche  Gefühl  für  rlen 
Bedürftigen  aufliört  oder  wo  der  für  den  Bedürftigen  zu 
machende  Aufwand  ilinv  ausser  Verhältniss  zu  treten  scheint 
mit  den  iPdr  andere  Zwecke  zu  machenden  Aufwendungen; 
das  Mass  der  freiwilligen  Armenpflege  hängt  also  von  zwei 
rein  pi^rsönlichen  Momenten  ab:  von  der  Individualität  des 
Oebcnden  auf  der  einen,  von  der  des  Nehmenden  auf  der 
anderen  Seite.  Beide  Momente  kommen  angesichts  des  Zwanges 


1)  Vgl.  Mohl  8.  319  Anm.  8  mit  Besag  auf  Godeffroy,  Theorie 
der  Aimat. 
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m  Fortfall;  die  Mittel  müssen  beschafft  und  aufgewendet 
werden,  wenn  und  solange  bedürftige  Personen  vorhanden 
sind. 

Immerhin  fallen  diese  Verschieden li  itfri  dncli  nur  inso- 
weit in  Betracht,  als  selbstverständlich  aiu  ii  dun  Zwangsgesetz 
sich  uiclit  entschlagen  kann,  diejenigen  zu  bestimmen,  welche 
geben  sollen,  und  diejenigen ,  welchen  zu  geben  ist,  und  als 
es  sinnlos  wttre,  bei  diesen  Bestimmungen  wesentlich  andere 
Momente  als  die  der  LeiBtungsfiÜiigkeit  des  Gebenden  und  der 
Bedürftigkeit  des  Nehmenden  entscheidend  sein  zu  lassen. 

So  sind  es  denn  auch  vorzugsweise  diese  ]Mr)nicnte,  von 
welchen  die  Anhänger  des  Prinzips  der  freiwilligen  Armen- 
pflege aus^^elien.  In  Ansehung  der  Person  des  Gebenden 
ffihren  sie  v(tr  allem  an,  dass  das  Wesen  der  Annenpflege  in 
natürlichem  Widerspruch  mit  irgend  welclieni  Zwange  stehe. 
Solle  ernsthaft  von  einer  Menschenpflicht  zum  Helfen  ge- 
sprochen werden,  so  dürfe  diese  nicht  anders  als  auf  Menschen- 
liebe gegründet  sein,  und  Liebe  könne  nicht  erzwungen  wer- 
den. Man  niii  vielmehr  dieser  Liebe  vertrauen,  die  an- 
gesichts der  Not  der  Mitmenschen  sich  nicht  versagen,  ja  ge- 
rade durch  das  Bewusstsein,  dass  ohne  ihre  BethUtigung  Mit- 
menschen dem  Elend  verfallen  nilissten.  zu  höchster  Lcistnii;;* 
anfresjiiirut  wenlen  wiirrle.  Umgekehrt  würde  der  Zwan^?  die 
Liehe  nicht  nur  erlüdten,  sondern  geradezu  Härte  und  Un- 
barniherzigkeit  zur  Folge  haben.  Würden  alle  dem  Gesetz 
Unterworfenen,  also  etwa  alle  Angehörigen  einer  Gemeinwirt- 
schaft  gezwungen,  aus  Mitteln  der  Gemeinwirtschaft  den  Armen 


begründete  Anreizung  für  die  einzelne  Gemeinwirtschaft,  sich 
der  Zwanjrspflej^'e  zu  entschlagen  und  mit  der  Ausübung  der- 
selben eine  andere  Gemeinwirtsehaft  zu  bescliweren.  Dies 
habe  dann  vor  allen»  grosse  Iliirten  j^e^fen  den  Bedürftigen 
selbst  zur  Folge,  den  man  nicht  blu.s  luszuwerdeii  suche,  wenn 
er  bereits  im  Zustande  der  Bedürftigkeit  sei,  sondern  vor 
allem  dann,  wenn  er  noch  nicht  darin  befindlich,  aber  in  den- 
selben zu  geraten  drohe. 

Andererseits  verkenne  eine  erzwungene  Armenpflege  den 
Charakter  der  Liebespflicht  in  Ansehung  der  Persönlichkeit 
des  Nehmenden.  Werde  der  Zwang  zur  ünterstützuni!"  an- 
erkannt, so  werde  damit  jiuch  ein  Recht  des  Be(liirttig<  n  an- 
erkannt, dieselbe  zu  fordern ;  ein  Bedürftiger  habe  aber  keinen 
anderen  Anspruch  —  wenn  man  dies  einen  Anspruch  nennen 
könne  —  als  den  auf  die  Barmherzigkeit  der  Mitmenschen.  Die 
Ausserachtlassung  dieses  Gesichtspunktes  habe  zur  notwendigen 
Folge,  dass  auch  der  Nehmende  alsbald  den  Urs}>rung  der 
Gabe  verkenne  und  im  Vertrauen  auf  die  Notwendigkeit,  die- 
selbe im  Fall  der  Bedürftigkeit  gewährt  zu  erhalten ,  es  ver- 
säume, seine  Kräfte  zur  Abwehr  der  Armut  anzuspannen,  und 
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(lass  Personen,  wolclie  aus  natiirli  Ij  u  Gründen  zur  Hülfe- 
leistung verpflichtet  wären  -  Angehörige,  Dienstlierron,  Ar- 
l)oitgol)er  u.  s.  w.  — ,  dieser  rriicUt  sich  im  Vertrauen  auf 

die  Zwangsarnionpriogo  entzogen. 

Und  cndlieli  könne  (Ve  Zwang.sarnienpliege,  die  ihrer 
Natur  naeli  auf  gesetzlich  geordnetem  Wege  als  öffentliche 
und  durch  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  geübt  werden  müsse, 
nicht  leisten,  was  guter  Wille,  verständige  Einsicht  hülfs- 
bereiter  Menschen  leiste;  sie  mäfise,  statt  auf  das  Elend  des 
Einzelnen  einzui;( -hm  und  tief  in  die  Individualität  des  ein» 
zelnen  Pfl(^efalle.s  einzudringen,  sich  mit  (uner  V<M'sorgung 
nach  allgemeinen  Imreaukratischen  Gesiclitspunktcm  begnüg<;n, 
wobei  dann  vor  allem  getragt  werde,  ob  jemand  heilTirftiu"  sei^ 
nicht,  W(5shalb  er  e.s  sei.  JiefJirdort  wt'rde  diese;  bureaukra- 
tische  Neigung  durch  die  Unerschöjjflichkeit  der  im  Wege 
des  Zwanges  /ur  Vert'ügnng  gestellt<'n  Mittel. 

Am  eiii}:ehen"i&tt ij  in  der  äUeren  Literatur  bei  Ducliatel- 
Navillc  S.  31  ff.  dargelegt.  Die  im  Text  angegebenen  llt'^iclus- 
punkte  sind  im  webeutlicben  diejenigen,  welche  in  den  \  uhand- 
lunueii  des  XI.  Kuiigrc^ses  deutscher  Volkswirte  von 
Seiten  der  Anhänger  des  Systems  der  freiwilligen  Arinenpflej^e 
geltend  gemacht  wurden.  NamenUich  das  Referat  von  Itölnnfrt 
und  die  Ausführungen  vou  Dom,  R  Icker  t,  Em  in  in  g  hau  s, 
Paocher,  abg-'druckt  in  der  V -J.-Schr.  f.  Volksw.  18<ill  IM  27 
S.  14V*  li.  Ausserdem  /.u  vgl.  Kries  Ii  S.  4.">  —  Rickert 
.S.  fuhrt  au-:  „ i  iiiebt  tiir  uns  alle  nie  zu  vergesscmle  heilige 
rtliehten  der  MenseidicUkeit  und  Näehstenliehe,  aber  sie  liegen  auf 
einem  Gebiete,  auf  dem  der  Staat  nicht  Gesetzgebor  ist. 
Die  Hülfe,  welche  wir  den  Darbcndeu  bringen,  soll  ein  Werk 
freien  Entschlusses  sein.  Nicht  das  Macbtgebot  des  Staates«  sondern 
nor  lu^t  1  ei'iinfi  i'rieb  und  Wille,  unsere  freiwillige,  em^te 
Thiitiikeil  kann  wirklich  lielieu.  Daher  hat  alle  amtliche  Armen- 
ptlege  die  PrivatthätiLrkeit  niemals  ersetzen  können,  und  die  letztrre 
wird  sich  erst  dann  in  n  »  l»ler  Wpi-;e  t  niw  ickehi  kennen,  wenn  der 
Staat  davon  alisielit.  Werke  der  iJaruüierzigkeit  und  Nächstenliebe 
im  Z Wangs we.u'e  durchzufuiiren." 

Für  alh'  difse  B  •hani)tung<!n  wird  nun  tcMls  die  Natur 
d'?r  S:iehe  mi^-etiilirt,  teils  auf  diejcu'gi'n  Lander  exemplifi'/.irt, 
in  »h'neu  man  mit  tVei williger  und  mit  Z'.vnnir^  iniieiijdiei^o. 
hinreichende  ErfMhrungen  gemacht,  um  di«^  Wirkiiag  des  einen 
oder  andern  iS^^ii-ms  beurteilen  /.u  können,  insbesondere 
sind  CS  Kngland  und  Frankreich ,  die  immor  wi<Hler  hterftlr 
in  Bezuf?  ^^enomnien  wenlen. 

In  Wiinligiiiig  di  -ses  Zusammenhanges  gelangen  die  Ver- 
tcMiger  der  freiwilligen  .VrinonpHpge  im  wesciulichen  zu 
folgcuden  Schlüssen:  auszuscblicssen  von  der  Amienj>tlege  seii'u 
solche,  die  erwerben  können^  aber  nicht  woUeu  und  »ich  so- 
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mit  willkürlich  in  den  Zustand  der  Armut  versotzeu.  Mit 
ilicsen  habe  nielit  die  Armenpflege,  soiuleni  die  iSicherheite- 
polizci  zu  thim ,  wclflie  Mü.ssigpiii«^  und  Vorschwendung  aus 
GnindHi!  >  ötlViitlic-lieu  \\'o1j!.s  nicht  dulden  dürfe.  Aus- 
zusclilius.seü  rtcicii  t'ernor  solche,  die  erwerben  wollen,  aber 
niclit  können,  weil  ungünstige  allgemeine  N'erhiiltnisöe  wirt- 
sclialtlHdier  j  politischer  und  sozialer  Natur  sie  daran  verhin- 
dern. Mit  ihnen  habe  nicht  die  Ann<MipHeg(> ,  sondern  die 
W  )hlfahrt8-  und  Wirtschaftspflege  zu  thun,  welche  die  Hemtn- 
nisse  des  Erwerbs  bescMti;?»'"  iHüsse 

Der  Annenprie;L:;e  bedürftig  seien  vielmelir  nur  solche,  die 
erw  'rbsmitahig  ^ind  und  für  die  niemand  die  Für.sorii:*^  iiber- 
iiinnnt:  allein  ihnen  gegenüber  habe  sich  die  menschliche 
Barndicr/i^^'kclt  zu  b  •tliätijj^en ,  weil  iiir  Scliicksal  ein  nnvcr- 
scliuldetf's ,  in  der  allj^emeineu  Unzuhtnj^lichkeit  mensclilide  r 
Ding  •  b(^grtlndetcs  sei. 

Die  Erreichung  des  Zieles  der  Armenpflege  wird  erwartet 
von  der  genauen  I  )u!  cliführung  rationeller,  d.  h.  vor  allem 
indi\ i'lii  tl:-ii'  ider  (irundsätjsc  und  von  dem  ausdrücklichen 
Aussciduss  jedwetlen  lieclites  auf  Unterstützung,  besonders 
aber  v  der  fest(ju  Organisation  der  freiwillig  sieh  darbieten- 
den llultskräfte -J. 

§  21. 

l  )ci-  ]i;mpts<äehliciiste  Einwand,  der  gegen  die  ansschliess- 
licü  freiwillige  Annenpflege  <'rh(d)en  winl ,  lässt  sich  in  die 
kurzen  Wort  -  zusamne'iifassen :  Unzuliiiiglielikeit  d«'rselben, 
sofern  wirklicli  der  leibliche  Untergang  'ini'r  niehr  oder  nn'nder 
grossen  Zahl  von  lndividu<'n  verhindert  werden  soll.  P^reilich 
darf  man,  wenn  aus  diejjem  Grunde  die  Ergänzung  der  frei- 
willigen Armenpfl 'g,.  gefordert  wird,  nicht  übersehen,  dass 
damit  nur  ein  Ausserliehes  Moment  betont  und  dem  Prinzip 
der  freiwilligen  Armenpflege  —  der  freien  Liebosthätigkeit  — 
kei?i  Prinzip,  sondern  *'\uo  Thatsache  gegenübergestellt  wird, 
wf'hHie  eine  tiefere  Begründung  in  Bezug  auf  das  Prinzip  der 
(Hl'  Htlichen  Anneuptlege  nicht  idiei'flüssig  macht.  Hierbei  kann 
man  imn  die  sein'  charakteristiscdie  Wahrnehnmug  m.nchen, 
dass,  während  über  das  Prinzi]>  dt>r  freiwilligen  i\niUMipll';ge 
gar  keine  MeinungsverschiedeuJieit  besteht,  der  Streit  vieK 

J)i-  .-cm  Standpunkt  entsprechen  die  anf  dem  volksw.  Kongreae 
von  dotn  Kct*  ivnton  Höhinert  zur  Annahme  emy>fohlt'iipn  Thfson,  a.  n.  0. 
5>.  151.  171.  liii  übrif^eu  ist  dies  die  übliche,  tür  dw  Vi  rwultuiigspraxis 
sehr  wertvolle  Einteilung, 

'-)  Ein  riitf  r.^clii-  (!  Iics'ehf  hisofcrn  noch  zwischen  d(Mi  Anliiiniiom 
dieser  GrunUsät^ie,  als  je  nach  dem  StHudpunkt  deraelbeu  die  Organisation 
als  weltUehc  oder  kirchliche  beahdcbtigt  iet.  An  dieser  Stelle  ist  UeEanf 
nicht  niilior  oiiizup'hen.  Vgl.  Kützinper  S.  .-.^S'.  Ehrle  S.  12^ 
jSchuuk     ü2,  Öchmidthenuer      lö,  Kainbli  S.  133. 
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mehr  nur  um  das  Mass  ihrer  Leistungsfähigkeit  geführt  wird, 
umgekehrt  über  die  thatsächh'chen  ZusUinrle,  wokhon  dio  öffent- 
liche Armonpflogc  beg(^güeii  soll,  Uebereinstimmuiig  iH  rrscht, 
dagegen  das  Priiizi}»  derBelben  viel  umstritten  und  in  veröchie- 
dener  Weise  zu  btigründcu  versucht  worden  ist.  Diese  Ver- 
suche können  auch  hier,  wo  zwar  im  allgemeinen  mehr  prak- 
tische als  theoretische  Gesichtspunkte  in  den  VordeTgrund  ge- 
stellt  werden  sollen,  doch  nicht  ganz  tibergangen  werden,  weil, 
wie  sich  wiederholt  ergeben  wird,  die  praktische  Gestaltung 
doch  sehr  wesentlich  davon  abhängt,  wie  ihre  theoretische 
Örundln^'f  bo?:clinffen  ist*). 

Die  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  wird  nun 

vrm  <lrei  inriovlirh  verschiodonon  Stnndpnnktpn  aus  zu  bo- 
gruiidcii  versucht:  vom  po  1  i z  r i  1  i  Ii  c n,  vom  wirtsühatt- 
lichen,  vom  f^thischen  Standpunkt 

Der  p  (>  1  i  z  e  i  1  i  (  !i  o  schliesst  sieh  am  engsten  an  d^n 
Zwang  der  Thatisachrn  an.  Seine  Vertreter  folgern,  dass  der 
natürliche  Trieb  des  Menneheu  zur  Selbsterhaltung  gewaltsame 
Befriedigung  fordern  würde,  wenn  ihm  von  keiner  Seite  sonst 
Befriedigung  zu  Teil  würde;  es  würde  also  zunftchst  mit  der 
an  Privatpersonen  gerichteten  Bitte  um  Unterstützung  begon- 
nen werden ,  um  von  dieser  zum  öffentlichen  Betteln  und, 
sofern  auch  dieses  fruchtlos  sein  sollte,  zu  eigenmftchtiger 
Bofricdigun«r  des  Erhaltungstriebe.s  vrrnli^tel^5t  der  Aneignung 
fremder  Güter  (Diebstahl,  Rfiub,  Erpre.ssung  u.  s.  w.)  zu 
schreiten.  Da  nun  der  Staat  als  Träger  der  allge- 
uieiueu  Keeht«jordnung  zum  Schutz  des  Eigentums  seiner 
Angehörigen  berufen  sei,  so  habe  er  die  Verpflichtung,  Ver- 
letzung des  Eigentums  zu  strafen.  Er  könne  das  aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  kein  Grund  vorliege,  welcher 
die  Strafljarkeit  aus^chliesst;  ein  solcher  Grund  sei  derjenige 
Notstand,  durcli  welchen  die  Existenz  einzelner  seiner  Ange- 
hörigen durch  Mangel  wirklich  bedr<  lit  ist.  „Xur  wenn  für 
die  Jtusserste  Not  (wo  also  sowohl  jedes  eigene  Mittel  als  auch 
Privatwohltliätigkeit  völlig  fehl8chlnp:en  sollte)  eine  Zusiche- 
rung öffentlicher  Hülfe  gegeben  ist;  kann  der  Staat  unbedingt 
Eigentumsverletzung  verbieten  und  bestrafen,  und  nur  gegen 


')  im  ganzen  besteht  freilieh  gegenwärtig  die  Tendenz,  den  That- 
Sachen  omnittelbw  zn  Ldbe  zu  gehen,  ohne  den  dogmatischen  Gründen 

tiefer  nachziTppUren.  Mit  geringen  noch  zn  erwähnenden  An?iiahtncn  hat 
die  neuere  Literatur  in  dieser  Besiehung  fast  nichts  zu.  Tage  gefördert^ 
ein  Umstancl,  der  HbrigeiMi  ebensowohl  oewdsen  kann  ^  dan  dS  Sltereft 

Untersuchungen  eine  ausrt'ichende  Qmndlage  bieten,  als  auch,  dass  die 
allher^hraclitf'  Verknüpfung  der  Armenpflpn'p  mit  den  Organen  der 
Öftentlicheii  (nwalt  eine  iu  der  ijtiVntliclitii  ANJtMuung  tief  cewurzelte  ist. 
Dies  koiistntirt  bereits  Naville  a.  ii.  0.  S.  266  ff.  —  Die  Versuche,  die 
öffrntliil.r-  ArrrfnivHrpn  tbroretiscli  /u  bcp finden,  behandelt  Cobn  in 
seinem  sehr  leseua werten  Aufsatz:  Arbeit  und  Armut. 
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den,  dessen  Leben  erträglich  wi,  kann  ein  physisches  fühl- 
bares Uebel  erkannt  werden." 

So  Torosbmlich  Mohl,  P.-W.  I  8.  274,  Gerando  III  S.  6t0, 
Stahl  8.  891,  Haber  S.  5  imd  die  in  den  folgenden  Anmerkungen 

genannten.  Montesquiea,  auf  dessen  S&tze  noch  vielfach  zarOck- 
gegriffen  wird,  sagt:  »Quelques  aumönes  qne  Von  fait  h  un  homme 
dans  les  rues  ne  reniplissent  point  les  obligatioDs  de  l'Etat,  qui 
doit  k  tous  les  citoyeDs  une  subsistance  assnr^e ,  la  ncurriture .  un 
Vi  temcnt  convenable,  et  un  genre  de  vie  que  soit  poiut  coutraire 
\k  Iii  ^ant6.  .  .  .  C'est  pour  lois  que  l'Etat  a  besoin  d'apporter  nn 
prompt  secoors,  soit  ponr  enp^cber  le  peuple  de  sonffirir,  soit  ponr 
6?iter  qn'ü  ne  se  r^volte.*'  Vgl.  Esprit  des  lois  Buch  28  Kap.  29. 
Uebrigäis  schliesst  das  Vorwiegen  des  poUzeilicben  GeBichtsponktes 
das  Mitwirken  der  anderen  nicht  aus,  wie  die  AasfÜhrongen  aller 
hier  in  Betracht  kommenden  Schriftsteller  beweisen. 

Die  Begründung  der  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armen- 
pflege aus  wi  rtschaftl  iclicn  Gesichtspunkten  geht  von 
dem  ZuSfimmfrihnTig-o  ans,  der  zwischen  dem  Arbeite^produkt 
und  dem  ArVu  itserträgniss  besteht.  Es  wird  aus  dem  oben 
(§  15)  näher  dargelegten  Verhältniss,  dass  der  unzurpichondo 
Arbeitsertrag  das  Arbeitsprodukt  um  den  Fehlbetiag  luiliger 
mache,  gefolgert,  dass  dieser  Fehlbetrag  yon  denjenigen  er- 
gänzt werden  mUsse,  welche  den  Vorteil  des  billigeren  Pro- 
dukts genössen;  dies  sei  die  GesammtlK-it  der  Konsumenten, 
als  deren  Repräsentant  der  Staat  erscheine.  Oder  aber  der 
geringere  Arbeitsertrag  rüliro  von  mangelhaftr^n  allgemeinen 
kStaatseinrichtnnp'en  her,  ftir  weleh«'  wiedcriun  die  Gesanimt- 
heit  verantwortlieh  sei,  in  deren  Vertretung  der  kStaat  solciie 
Kinrichtungen  angeordnet  oder  die  Beseitigung  lieininender, 
die  Einführung  schützender  Massregelii  unterlassen  habe.  Ins- 
besondere gelte  dies  von  freihfindlerischen  oder  schutzjsöUneri- 
schen  Massnahmen,  von  Zulassung  oder  Beschränkung  der 
FreizQgigkeity  von  Gestattung  oder  Ausschliessung  der  Gewerbe- 
freiheit. 

Namentlich  der  interessante  Versuch  von  J.  G.  Hoff  mann, 
„Das  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Vorstellungen  ihrer  Unter- 
gebenen", Berlin  1842,  wo  der  Anspruch  auf  Lohnzuschnss  mit  der 
Notwendigkeit  der  Unterhaltung  des  nnenibehrlichen  Staniinp«  von 
Handarbeitern  begründet  wird.  —  Gamp  meint,  dass  die  l-ürsorge 
für  die  in  Folge  von  Arbeitsstockungen  und  industriellen  Krisen  in 
ihrer  Existenz  bedruhtea  Arbeiter  Sache  des  btaates  sei,  der  es 
dorch  seine  Zollpolitik  in  der  Hand  habe,  die  Verwertung  der 
Taterlündischen  Arbeitskräfte  zu  fördern.  Vgl.  a.  a.  0,  3.  284. 
Uebrigens  gehört  die  Arbeit  von  Gamp  nur  zum  «Teil  hierher;  seine 
Vorschläge  sind  überwiegend  sozialpoliliseher  Natur.  —  e y  er  führte 
auf  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress  aus.  dass  ein  Teil  des  all- 
gemeinen Lohnfonds  von  vornherein  zurückgehalten  und  in  der 
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irrationelleD  Form  des  Almosens  verteilt  wird.  Da  dies  sowohl  zum 
Schaden  des  fleissiprcn  Arbeiters,  der  hierdurch  in  seinem  Erwerbe 
zui ückgehalteti  werde,  wie  des  Produzenten  gereiche,  „so  sei  es 
die  Autgabe  der  Gest  llseliaft .  die  Arbeiter  zu  iirösserer  wirtsehaft- 
lioher  Kinsielil ,  zu  Tüchtigkeit  und  l-'iirsorge  lieranzuzichen, 
daiiüt  eiiiü  iinmer  geringere  Summe  des  auszuzuhleadeii  Arbeilaluhus 
in  der  Form  des  Almosens  znrflckgehalten  werdeit  muss.  Es  ist 
die  Aufgabe  der  gesitteten  Klassen,  diese  wirtschafUiclLe  Einsiebt 
berbei;rufuhren,  and  um  ihnen  diese  Aufgabe  fühlbarer  zu  machen, 
h\  eine  Zwaimsaniunsteucr  nötig."  S.  a.  a.  0.  S.  166.  —  Vgl.  auch 
Cohn  a.  a.  0.  Ganz  nackt  ist  diese  Tlionrir  des  Lohnzuschusses, 
der  ja  zweifellos  ein  Element  jeder  Ai incnptle^c  ist,  in  England 
unter  der  llerrscliaft  der  sog.  Gilberts-Act  vou  1782  verwirklicht 
worden.    Vgl.  unten  >^  200. 

Vom  et  h  i  s  (•  Ii  p  Ti  riosichtsjmnkt  wird  din  Vorpfliclitung 
zur  öfl\^ntliciRMi  Arnienidl«  diirrh  don  Hinweis  auf  d.is  all- 
geniLdne  Moii8ch(Mi8el)ick^.il  Ijc^riiiidet;  in  doni  P]iiij>liiulcii,  da^s 
den  einou  morgen  trctlen  könne,  was  den  audoru  heute  ge- 
troffen hat,  in  dem  Gefühl  „von  der  Zii^lltglceit  dessen,  was 
der  eine  hat  und  der  andere  nicht  hat^  warzelt  die  Verpflich- 
tung, welche  d<T  Stiiat  mit  seinem  Zwange  durehsetzt,  die  Vor- 
ptlieiitung,  für  die  Mcnsclion  zu  sorgen,  die  etniual  da  sind 
und  für  sich  s(  n)t'r  Tiielit  sorp'ii  können ;  das  Gefühl  der 
Bedingtheit  nienbclilicheii  LeluMus  durch  ein  Tausenderlei  von 
Ilemniungen.  (lefahren,  Unlalb/n  gestaltet  sieh  für  das  (t<'- 
sannntl)ewu.s.stsein  zu  der  Ueberzeugung  von  d^iu  \\  alten  eines 
Glückes  oder  Unglückes,  dessen  Beziehungen  zu  dem  Einzelnen 
so  unb{^rechenbar  sind,  dass  mehr  oder  weniger  bowusst  die 
Verpflichtung  zu  einer  Gesammtbttrgschafit  empfunden  wird 


Hetrael)t<»t  man  <lie  hier  n!U'"deutet<ii  Tlioorien  in  Bezug 
auf  ihre  praktisfdvn  K  'iiscrjufnzen,  so  wirfl  inan  linden,  dass 
der  wirtsehaltiielie  und  der  ethiselH'  '  i i  !it>j)unkt  nicht  ganz 
zuii  ielienfl  sind.  \\  (;nn  d*M*  vermin«b^rte  Arbeitsertrag  die 
billigere  Herstellung  des  Pr  odukts  ermöglicht,  so  wäre  e.s  uu- 

ferochtt  die  Gesammthcit  fllr  den  Fehlbetrag  zu  belasten,  da 
er  Vorteil  nur  den  einzelnen  Produzenten  und  Konsumenten 
dos  billigeren  Produktes  zu  gute  kommt 

' )  Dies  ist  der  Xandpunkt ,  den  Cohn  einiiimnU ,  vgl,  a.  a.  0. 
»S.  2-t.  2').  —  lieber  die  ähere  Literatur  vjjjl  namentlich  Mo  hl  .S.  J77 
Anm.  H>.  Mohl  selbst  bemerkt  in  Aiiaehuup  dieses  SUindpunktes,  dsiM 
das  sittliche  und  cliristliche  Gebot  der  r.;inulirr7;i;ikott  nicht  a!<?  nnnutf<^l- 
bares  Zwangsgesetz  für  den  Kechtf^taat  erklärt  werden  k<)nne,  da  nur 
die  ErtOlInng  des  fiecbtssehutses  und  der  polizeiliche  HQIfe  Zwang»' 
oblie^'enheit  des  letstcren  sei«  unter  welchen  Begriff  jenes  nicht  lule: 
a.  a.  0.  272. 
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Auf  der  anderen  Seite  ist  es,  wie  man  es  auch  wendeu 
mag,  doch  ein  AJinf»sen,  was  %xa  Ei^nzung  des  Fehlbetrages 
gereicht  wird,  nicht  Arbeitslohn.  Dieser  kann  in  seiner  eigent- 
lichen Gestalt  unmittelbar  nur  aus  dem  Produkt  selbst  gewährt 
werden,  dessen  Erträ^j^e  zur  g^ogt^nwUrtigen  und  künftigen  Sicher« 
sti^lliing  gegen  Mangel  ausrciclion  niUssen.  Und  endlich  ver- 
sagt die  konscquoiite  Darelituliruiig  des  Gedank<Mi8  die  Of- 
wäbrmi;^  dv.s  i'V'lilbetrages  an  S"lclie,  welcln^  dem  Stande  iln'es 
Erwerlj.sz\veig''s  und  ihrer  jK»rsönliclien  Erwurb^taliigkeit  nacii 
desselben  an  und  tur  .sich  nicht  bedürfen  würden  und  nur, 
weil  sie  Mttssi.^gänger  und  Verschwender  sind,  der  Ünter- 
baltsmittel  entbehren ,  welche  sie  erwerben  konnten  und 
nicht  erworben  haben,  oder  erworben  aber  nicht  aufgespart 
haben. 

P2l)en  d'Tselhen  Kategorie  von  Personen  gegenid)er  vi'r- 
sagt  aneli  d  'r  scIiötk;  (ifulanke  vom  Ausgleich  zwischen  den 
Ziir:iliigk<Mti'ii  (Ii  s  Lid)ens.    Nie  wird  erwarten  können, 

dass  das  Gefidil  <ler  r»arndierzigkeit  IMatz  greiten  kann,  wo 
von  Seiten  des  Individuums  alles  versäumt  worden  ist,  um 
selbst  diesen  Zufklligkoiten  zu  b(^gegnen.  Das  will  ja  auch 
die  freiwillige  Armenpflege:  Barmherzigkeit  üben  an  denen, 
welche  dersrlhen  wert  sintl. 

So  wichtig  daher  alle  jene  ^Vlument"  .sind,  um  den  Zu- 
sammenh.njL''  d"s  AnnenAVcsen.s  mit  den  wirtschaftlichen  und 
uiMraliseh'Mi  (^rnndlagen  (h's  meiusehliehen  Lelxiis  aufzuhellcMi 
und  .-in  die  Üeachtung  dieses  ZusainiiM^nliangs  aiii'c  ern.stlit  li.- 1 ; 
zu  niahnen,  sie  erschöpfen  dotdi  nur  einen  Teil  der  Frage, 
derm  Lösung  sie  versuchen.  Gerade  die  Lücke,  um  deren 
willen  die  Fra^^e  vornehmlich  gestellt  ist,  vermögen  sie  nicht 
auszufüllen:  die  Lücke,  wclcho  hinsiclitlich  derjcniuin  ent- 
stellt, denen,  i^lcieiivie]  ausweichen!  ( i  runde,  das  zur  Krhjdtung 
des  L"V)ens  Notwendigst«*  f'hlt.  So  ist  man  denn  m'chi  Mt»s 
aus  praktischen  soiidcrti  auch  aus  I  irisrhen  rrründen  gefiöfigt, 
der  AnscliMunng  den  Vorzug  7.n  u  Im  m.  woldie  aus  (hnii  Zu- 
«anmienhang  d^r  allgenioincu  Ui;i  hl.->*>rtluuug  mit  der  Stellung 
des  Individuums  die  Vcrptiiclitung  folgert,  kein  Individuiun  im 
Interesse  der  Rechtsordnung  von  dem  Schutz  gegen  äusseren 
Mangel  auszunehmen. 

Treffend  heim-rkt  hiornljer  ^I  o  h  1  S.  325:  „Der  hes<»ndere 
Grund,  aus  weichten  der  Kin/.elne  in  Mittellosigkeit  verfallen 
i>t.  hat  zwar  auf  die  Art  der  llidfe,  we1rli<*  ihm  2"ew;lhrt  wird, 
und  auf  (his  ^^M•h.'l!t'"^^  d*'s  St^iatcs  zu  ihm  in  anderen  Be- 
ziehungen den  eiit>chiedcn.stt.n  Einfluss;  allein  in  keinem  Fnlle 
befreit  er  den  Staat  oder  die  (jcmeinde  von  der  Verj)fliclitung 
zur  Gewährung  des  absolut  Notwendigen.  Die  Folgen  einer 
völlig  sellistverschuldeten  Armut  sind  zum  mindesten  ebenso 
nachteilig  fiir  das  Allgemeine,  wie  die  der  unverschuldeten. 
Auch  der  Massiggänger  und  Schlemmer  konnte  nicht  einfach 
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dem  Hungertode  preisgegeben  werden  ohne  Oefohr,  wcni^stons 
ohne  Nachteil  für  das  allgemeine  Wohl.  Ein  solcher  wird 
nicht  unterstützt,  woil  er  os  sittlich  verdient,  sondern  woil  es 
rechtlich  und  polltisch  notwendig  ist,  dass  er  nicht  ausserhalb 
des  Rechtskreise.s  stthi»/ 

In  charakteristischer  Weise  wird  diese  Meinung  von  den 
Anhängern  der  ausschiiesslich  freiwilligen  Armenpflege  unter- 
stutzt  Die  schon  erwähnte,  auf  dem  Volkswirtschaftlichen 
Kongress  zur  Annahme  empfohlene  zweite  These  lautete'): 
„Eine  gesetzliche  Annenunterstützung  ist  nur  aus  sicherheits- 
und  gesundheitspolizeilichen  Rücksichten  zulässig." 

Kickcrt  kommt  jrleichtalls -)  zu  dem  Resultat,  dass  nicht 
weitergelieiuh^  Verptlichlungen  im  Wege  des  Zwanges  ;;e- 
schaiien  werden  dürften,  als  sie  durch  allgemeine  Sicherheits- 
interessen und  polizeiliche  Rücksichten  bedingt  sind. 

Heisst  denn  das  etwas  anderes  als  eine  Klausel  setzen, 
unter  welcher  auf  einem  Umwege  eben  dieselben  Personen 
wieder  zugelassen  werden,  die  man  direkt  von  der  Armen- 
pflege ausschliessen  wollte?  Es  beruht  diese  Verklausulirung 
auf  der  Verkennunp:  des  Unterschiedes  /wiscIicTi  d(;r  Organi- 
sation der  Armenplici^e  und  der  Aut'hringuii^^  der  zu  ihr 
nöti^;eti  Mittel.  Dass  die  erste  weder  bei  der  ticiwilligen 
nocJi  bei  der  öffentlichen  Annenpflege  entbehrt  werden  kann, 
dass  es  ein  selbstverständliches  Ziel  beider  sein  muss,  an 
der  wirtschaftlichen  Hebung  der  Bedürftigen  mit-,  auf  Be- 
strafung der  Müssiggänger  hinzuwirken  —  wird  denn  das  von 
irjrenf]  oin«  r  Srltr-  verkannt?  Es  handelt  sich  da  eben  um 
den  Fall,  dass  arbeitsfähigen  Personen  verschuldeterweise  sich 
im  Znstanfle  der  Bedürfti^^k«  it  liefinden  uiul  dem  drohenden 
Untergangcj  entrissen  oder  von  den  Folgen  des  in  Kechtsvcr- 
lotzung  sich  kundgebenden  Selbsierlialtungstriebes  zurückge- 
iialten  werden  müss(m.  Man  nenne  das  nun  Armenunter- 
stUtzung  oder  polizeiliche  Massrcgel,  die  Hauptsache  ist  docb^ 
dass  die  Unterstützung  ebenfalls  aus  den  Mitteln  der  Gemetn- 
wirtschaft  bestritten  werden  muss,  dass  die  TJeher  in  dem  einen 
wie  in  dem  andern  Falle  dieselben  sind.  Widerstreitet  die 
Gewährung  der  Unterstützung  in  der  That  den  wirtschaftlichen 
und  moralischen  OrundsUtzen ,  so  widerstreiti  t  sie  ihnen  in 
dieser  wie  in  jener  Oestalt.    Gan/  ebenso  veriialt  es  si(  Ii  mit 


Aufwände,  der  in  ihrem  Interesse  für  bedürftige  Kranke  zu 
machen  ist  Man  wird  hierbei  vor  allem  auch  beachten  müssen, 
dass  es  sich  doch  nicht  um  Gebiete  handelt,  die  scharf  und 
bestimmt  von  einander  abgegrenzt  werden  können.  Gerade 


A.  fl.  O.  8.  151.  171. 

S  ^r,.    y^].  auch  Emminghans  S.  28,  Dochatel  S.  839, 

Deutsche  Gem.-Z.  a.  a.  O.  , 
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bei  der  Armenpflege  handelt  es  sich  um  so  feine  Uebergänge 
Yon  Arbeitofilhigkeit  zur  Unfilhigkeit,  von  Arbeitslosigkeit  zur 
Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  dass  eine  Scheidung  zwischen  den  Fällen, 

welche  polizeiliche  oder  welche  freiwillige  Unterstützung  er- 
heischen, in  vielen  Fällen  schlechterdings  unmöglich  ist^). 

Auch  Iftsst  sich  gewiss  nicht  leugnen,  dnss ,  wenn  aus 
angeblich  unbegrenzten  öffentlichen  Mitteln  leicht  zu  viel  ge- 
than  und  Vr^r^chwr^ndung  getrieben  werden  sollte,  Hez''ieh- 
Dung  dei"  Mittel  aLs  Arnicu-  oder  als  Polizeifoiidö  hieran  nichts 
Andern  wiirde.  Uebrigens  wird  gerade  in  Beziehung  auf  diesen 
Punkt  ganz  zutreffend  ausgeführt,  dass  vor  Verschwendung 
und  unrichtiger  Verwendung  auch  die  freiwillige  Armenpflege 
nicht  an  und  für  sich  geschützt  ist 

Unzweckniässige  Stiftungen,  persönliche  Interessen  sind 
bekainttli'  l!  ftir  die  freiwilliL'c  Armenpflege  sehr  häufige  und 
sehr  (;rli<'l)li(hp  Ver.inlassungen  schlechter  Verwaltung-). 

Ks  handelt  sich  vor  allem  um  die  riclitige  Organisation. 
Die  Untei*sclieidung  zwischen  verschuldeter  und  unverscliuldeter 
Armut,  zwischen  erwerbs&higen  und  erwerbsunfllhigen  Be- 
dürftigen ist  auch  der  öffentlichen  Armenpflege  möglich.  Und 
der  Umstand,  dass  die  Mittel  zwangsweise  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden,  verhindert  nicht  ihre  richtige  Verwendung.  Das 
Gefühl  der  Verantwortlichkeit  kann  und  muss  e,in  Staats- 
beamter ebensogut  haben  wie  ein  Verwalter  freiwilliger  Mittel^). 

V'or  allem  aber  können  'iie  Vertei.Iiger  der  öffentlichen 
Armenpflege  ein  Argument  geltend  machen,  das  sich  gleich- 
sam von  selbst  crgicbt,  dass  nämlich  die  Anordnung  eines 
Zwanges  nur  eventuell  und  zwar  nur  eben  dann  und  nur 
ebensoweit  wirksam  werden  soll,  als  die  freiwillige  Armenpflege 
Mittel  nicht  bereitstellt  Nur  das  von  der  letzteren  unbesetzte 
Oebiet  soll  besetzt  gehalten  werden,  aber  nicht,  um  es  für 
immer  zu  behalten,  sondern  um  es  ganz  oder  znm  Teil  zu 
räumen,  j^ohald  es  die  froiwiiligo  Armenpflege  wieder  ein- 
nehmen will. 

Die»  hcheu  auch  schon  Uucbatel-Naville  hervor,  die  im 
übrigen  heftige  Gegner  jeder  gesetslichen  Armenpflege  sind;  S.  280.  Vgl. 
auch  KricK  I  8.  324. 

Man  vgl.  von  deu  sehr  zahlreichen  Belegen  in  der  Literatur  be- 
eondera  Rstsinger,  der  die  bdspiellose  Entartung  der  kirehUchen  und 
Stiftunf^sarrnemineeo  in  den  Händen  der  hohen  Gelstlichkoit  an  vielen 
Stellen  seiner  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflej^e  nachweist,  besonders 
8.  77.  124.  237.  2S7.  319.  Dies  Zeugnias  verdient  bei  dem  ausgesprochen 
katholischen  Standpunkt  Ratzingers  gewiss  besondere  Beachtung.  —  Ganz 
neuerdinjjs  bietet  die  Verwaltimrr  des  Hospitals  Santo  Spirlto  in  Rom  ein 
Bild  unglaublicher  Misswirtschatt.  Vgl.  die  Zuschrift  an  die  Nat.-Zeit 
in  Nr.  551  Jahrgang  1885. 

")  Gneist  b  in  rkti^  im  Volkswirtachaftlu-hen  KonL^rrs?:  ,Man  wird 
bei  ans  das  Gefühl  K  r  VerantwortUchkeit  stets  schaSeu,  wenn  man  an 
dffentUche  Einrichtuni^eu  anknüpft"  Aehnlieh  Bamberg  er  a.  a.  O. 
S.  192.  197.  -  VgL  Nkherea  antea  §  216  ff. 
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Stahl  bemerkt  sehr  £atreffend  S.  891:  „Es  ist  bemerkens- 
wert, wie  allenthalben  in  den  christlichen  Staaten  auf  dem  Bodea 

der  Armenpflege  die  Freiheit  des  Individuams  zn  Grunde  lai<  und 
mir  allmählich  mit  der  Eni\vi<'kelung  aller  misslichen  Fohjen ,  die 
wir  bezeifiinot  liahni,  die  ötientlirhn  Armenpfiegc  cinjzriti.  immer 
nur  sich  dicht  an  die  Xotwendi^zkeit  hallend,  wie  die  (ie^chiciite  so 
deutlich  iiachwuif-t  und  wir  oben  bt-iünt  haben.  Die  Staats- 
armeupflege  erkenn  i  sich  damit  selbst  als  nur  sub- 
sidiär an."  —  AehnUch  auch  Dnchatel  S.  307: 

„Der  Staat  soll  also,  selbst  wenn  er  es  ohne  Gefahr  zn  thun 
vermöchte,  nar  insoweit  der  Anncimot  abznheUeii  suchen,  als  die 
Besonnenheit  der  Armen  und  die  Frivatmiidthätigkeit  noch  nicht 
Anfschwnng  genug  bekommen  hat  und  daher  siin  Einschreiten  notig 
■wird  ...  Die  Ausübung  der  Wohlthätifrkeit  ist  eine  von  den 
OblicLTüheittMi.  womit  sich  der  Staat  nur  mit  dem  Voi&atz  uud  dem 
^V Irnich,  diese  Hiirde  wieder  ab/uwerlen.  befassen  mu&s  ....  Im 
natürlichen  Furlsclireiten  der  Gesellsriiaft  mu.ss  alle  vom  Staate 
ausgehende  Sorge  für  die  ArnicMk  endlich  verschwinden,  wie  die 
Staatsreligionen  und  offiziellen  Wahrheiten.**  —  Sehr  ausfQhrlieh  über 
diese  Frage  im  Anschlnss  an  die  Armenpflege  des  Kantons  Basel- 
Stadt  bei  Kambli  S.  63  IT.  namentlich  die  dort  mitgeteilten 
Aenssemngen  des  Referenten  Pfarrer  Breiten  stein.  Derselbe 
bemerkt  unter  anderem:  .,Die  Besorgung  der  Armenpflege  kann  zur 
Zeit  noch  niclit  völlig  der  Freiwillig: keit  aiheitncc/rhen  werden; 
amtliche  und  iieiwilliiie  Thäligkeit  müssen  neben  einander,  einnnder 
erffänzend  wirken.  Der  Staat  kann  und  dart  die  Aufsicht  über 
daä  Armenwesen  und  die  unter  Uni-tänden  »lotwendige  Organisation 
desselben  nicht  aas  den  Händen  gehen,  da  dies  zu  den  Kultur- 
zwecken des  modernen  Staats  gehört."  *—  Und  Kambli  selbst 
S.  98:  „Nach  allem  Gesagten  sprerhe  ich  daher  als  meine  Uebor- 
Zeugung  ans:  die  staatlich*  ,  'p'  ligatorische  Armenpflege  ist,  wo  sie 
besteht,  beizubehalten,  es  soll  aber  auf  stete  Reduzimnu  ihrer  Auf- 
gabe hincrcai  beitet  worden,  bis  endlicJi  die  völlig  freiwillige  Armen- 
pflege nn  ilire  Stelle  treten  kann.  Diese  letztere  Eventualität  sehe 
ich  aber  noch  in  unendlich  weiter  Ferne." 

WfihrfMid  sich  also  nach  der  ei-st<'n  Ansieht  t"r«'i\\  illi^i'  iiiul 
Zwanji^surmeupllt'gr  wie  (4<'iiiu'r  gc'«rijHiib<?rsteh«'ii  wiml'  ii,  s.-ll.  u 
sie,  der  anderen  zufnl«re,  wie  liültVeiehe  Genossen  n»jl)*-i)ein- 
aniierwirkeu.  Ja  mehr  uocdi,  (\s  wird  vielfach  ein  guter  Kiu- 
fluss  von  diesem  Nebcneinandergidien  der  frei  willigen  und 
der  gesetzlichen  Armenpflege  erwartet,  insofern  als  bei  etwai^'^m 
Nacldasson  der  freiwilligen  Armenjiflege  die  Zwnn*j:sloistur.jj:eu 
erheblicher  werden  müsston  und  dieser  Tlmstand  in  dauernder 
'\V<^chselwirkung  dazu  fiiliren  würde,  den  Druck  der  gesetz- 
lichen Lasten  zu  erleichtern  und  die  freiwillige  Liebcsthätig> 
keit  zu  belob(Mi. 

Meyer,  Volkswirtschaftlicher  Kongress  S.  177.  —  Linsingen 
S.  87  bemerkt:  .  .  .  „nur  dadurch,  dass  jede  Verwendung  ans 
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öffentlichen  Armenmitteln  unter  anderen  als  jenen  harten  Bedingungen 
den  Gemeindeii  vorwebrt  wird,  nur  dadurch,  dass  eben  die  polizd* 
liehe  Armetipflege  als  eine  strenge,  fast  grausame  auftritt,  Iftsst 
sich  in  den  Gemütern  der  Besitzenden  kraft  der  iiatfirlichen  Reaktion 
der  gänzlich  entschwundene  Sinn  für  Privatwohlthätigkeit  gegen*  die 
Armen  wieder  wecken  und  so  allmählich  ein  Zustand  herbeifülircn. 
in  welchem  das,  was  seiner  Natnr  nach  getrennt  sein  soll  ,  auch 
wirklich  getrennt  ist:  d.  h.  dass  iieipt  der  polizeilichen,  lediglich 
auf  Abstellung  aböuiuten  Notstandes  gerichteten,  nur  Sns  ere  be- 
stimmt erkennbare  Momente  berücksichtigenden  Annenpflege  sich 
die  christliche  oder  allgemeine  menschliche  Privatwohlthätigkeit  in 
fest  organirirter  Weise  der  ArmenpHege  in  der  Art  annimmt,  dass 
thunlichst  Notständen  vorgebeugt  nnd  je  nach  der  subjektiven  Wür- 
digkeit des  ßittsteUers  auch  weniger  Bedürftige  mit  Liebesgaben 
veraehen  werden.*^ 

§  2a 

UiKi  s(»  kelirt  die  Betrachtung  zu  ihn'in  Ausgangspunkt 
zurück.  Wird  uut  der  gIuqu  Seite  anerkannt,  «luss  die  öflent- 
liche  Annenpli<-ge  einzutreten  habe,  wo  die  Mittel  der  frei- 
willigen Armen ])Hege  nicht  zureichen,  so  bleibt  dies  letztere 
^T'  inent  ebenso  wie  gegenüber  der  theoretischi^n  Fonlerung 
der  Selbsthiilf«'  von  der  Untin-suchung  abhfingfg,  ob  dieser 
Ersatz  durch  die  freiwillige  Armenpflege  tliatsächlieh  vor- 
handen ist  oder  thatsächlieh  in  s »  nalier  Z'-it  zu  »erwarten 
steht,  dass  fine  Rofbrni  in  Bezug  auf  dir*  öft' •ntliclic  Anix  u- 
jdleii*-  überHüssi^-  rrsehoint.  Älit  der  Beliau|Uu!ig,  dass  dit'ses 
der  Fall  sein  werde,  i»t  *>  hierbei  treilieh  nielit  gethan;  das 
ist  nur  eine  Ansicht,  wcKlicr  die  Ansicht  vom  Gegenteil  mit 
demselben  Recht  entgegengestellt  werden  kann.  Nur  dass  jene 
lediglich  die  Zukunft  zum  Zengniss  ihrer  Richtigkeit  anruft, 
Av  ilii  ud  diese  aus  einer  traurigen,  aber  die  bittere  Spraehe 
der  Wahrheit  redenden  Vergaiii^«  iilieit  ihre  Beweise  8chö]d't 

Nichts  ist  hierfür  lelirreieher  als  die  Betrachtung  der  Um- 
stände, nütf'r  deiK'n  dir»  öffentliehe  Ann»'n])Hege  zu  ausg«*brei- 
teter  Kntfaltunu  -rlaii;_^t  ist.  Nirgends  hat  si«-  als  fertige 
Bildung  <'inges(^tzt,  nirgends  lindet  sie  sich  al»  primäre  Form 
der  Gewülirung  von  Unterstützungen. 

In  allen  Ländern  abendländischer  Kultur  begann  die 
ArmenpHege  als  werkthätige  Liebesübung  der  chrisüichen 
Gemeinden,  und  in  allen  Ländern  f)Üirte  die  sittliche  oder  die 
finanzielle  Leistungsunfkhigkeit  der  kircldichen  Armenpflege 
zu  Kolstttnden,  welche  in  ungeheuerer  Ueberhantl nähme  des 
Betteins  und  der  Zuchtlosigkeit  ihren  Ausdruck  fanden. 

Diese  Zustfindo.  unerträglieli  für  die  Bevölkerung,  un- 
v<»reinbar  mit  einem  geordneten  Regiment,  veranlassten  die 
öticntiichen  Gewalten,  zunächst  nur  die  äussere  Erscheinung 
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dersdben  sa  bekämpfen  und  in  zahllosen  Bettelyerordnungen 
das  Betteln  und  Vagabondiren  zu  verbieten  und  mit  harten 
Strafen  zu  bedrohen^;. 

Aber  weder  veränderte  sieh  der  Zustand  der  Aimut,  noch 
verringerte  sich  die  Zahl  der  Bottier  und  Landstreicher,  viel- 
mnhr  wuchs  das  Uebel  zeitweilij:^  nacli  dem  Dreissip^fthri^en 
Kriege  iu  Deutochland  ausserordeutlieli.  Auf  das  Eintreten 
dieser  Tiiatsachen  hatten  die  territorialen  Gewalten  freilich 
nicht  gewartet,  weil  sie  einen  untrüglichen  Beweis  für  die 
UnzoliUigtichkeit  der  freiwilligen  Armenpflege  zn  haben 
wünschten,  sondern  weil  man  glaubte^  von  Amtswegen  mit  Bottel- 
▼erboten  genug  gethan  zu  haben,  und  weil  man  von  einer 
bessmn  Einsicht  in  den  Zusammenhang  dieser  £raoheinungen 
mit  wirtschaftlichen  und  moralischen  Ursachen  mnist  weit  ent- 
fernt war.  So  gab  es  seit  der  Zeit  der  Reformati  ni  im  Be- 
reich der  Armenpflege  eine  Art  Interregnum,  dessen  Herrschaft 
in  einzelnen  Gebieten  schon  frUh,  in  den  me  isten  erst  sehr 
Spat,  zu.  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  diescb  Jahriiunderts, 
zu  brechen  gesucht  wurde  vermittelst  Ein-  und  Durchführung 
der  öffentlichen  Armenpflege'). 

Am  zutreffendsten  kommt  dies  Verhältniss  in  dem 
Gutachten  der  Sorbonne  zum  Ausdruck,  welches  sie 
aus  Anlass  einer  Anfrage  abgab;  welche  der  Magistrat  von 
Ypern  nach  Kinfiihrung  seiner  bekannten  Armenordnung  von 
1525  au  sie  gerielitet  hatte.  E-^  handelte  sich  namentlich  um 
die  Frage,  ob  es  zulässig  sei,  das  Betteln  zu  verbieten,  was 
jene  Armenord nunjE^  bei  gleichzeitiger  Neuordnung  der  Armen- 
pflege nach  individualisirenden  Grundsätzen  gethan  hatte^). 
,,Der  Bescheid  der  Sorbonne,  vom  16;  Jan,  1531  datirt,  be- 
seichnet  die  ypemer  Armenordnung  als  ein  ebenso  schwieriges, 
wie  nützliches  und  heilsames  Werk,  welches  mit  der  Heiligen 
Schrift,  den  Anordnungen  der  Apostel  und  der  Kirche  der 
Vorzeit  im  Einklänge  sei,  wenn  folgende  Punkte  beachtet 
würden:  1.  Es  müsse  die  adoptirte  Armenpflege  mit  soleher 
«Sorgfalt  gehandhabt  werden,  dass  in  Eoige  der  gänzlichen 


»)  YjDrl. hierilber  Rat  z/mger  8.  445,  Stahl  S.  379,  Loening  S.  864 
U.  a.  Bei  allen  (H'^'^en  mehr  oder  minder  ausführliche  Nach  Weisungen  ftir 
lUle  zivilisirten  .Staaten.  Auf  Detail  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

^)  Ratzinger  verkeniit  den  aUgemeineii Charakter aieser Zustände, 
wenn  «^r  EnghirKi  speziell  den  Vorwarf  m  ichr  dip^  [ntnrrnpnum  durch 
Slikulariaation  der  geistlichen  rjuter  herbcigetüiirt  und  damit  das  Ein- 
treten der  fiffentlichen  Annenpfiefje  notwendig  gemacht  zu  haben.  Deutsch- 
land zeigt  um  dieso  Zeit  ganz  dieselbe  Erscheinung.  Vgl.  bei  Bänke, 
Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Kefonaatioii  BcL  S  an  veriQUe- 
denen  Steilem  z.  B.  S.  314.  317.  338. 

*)  Ratssinger  S.  448.  —  Die  Grandidltze  der  A.-O.  tob  Tpeni  dnd 
die  von  J.  L.  Vivis  in  der  Schrift  De  aubventione  paupemm  ?ive  de 
hutnani'^  nece^^imtihus  Ubri  2  aufgoateliten.  Hierüber  gut  und  ao^hr- 
lich  iühric  S.  27  ü. 
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Unterdrückung  des  Betleliu  kein  einkeimiiclier  oder  auswärtiger 
Armer  der  äuuersten^  oder  auch  nur  sehr  sdiwerer  Kot  an- 

heiinfalln.  2.  Wenn  die  geilieinsame  Armenkasse  fUr  eine 
solche  Versorgung  aller  Armen  nicht  auBreiche^  dUrfe  letzteren 
das  Betteln  nicht  einfachhin  verboten  werden.    3.  Es  dürften 

die  R^'i<'lien  durch  dif»  Beiträge,  welche  sie  der  !j:<^nnnnt(»n 
Kasso  verabtolgeUj  sich  nicht  von  der  Verpflichtung  entbunden 
erachten,  Armen,  die  sie  von  allen  oder  beinahe  von  allen 
Subsistenzmitteln  entblösst  wissen ,  beizuapringen.  4.  Es 
könne  durch  diese  Verordnung  niemand  behindert  werden, 
auf  jede  ihm  beliebige  Weise  Werke  der  Baimherzigkeit  su 
ttben/ 

Diese  Sätze  bilden,  ohne  als  solche  förmlich  adoptirt  oder 
mich  nur  in  der  Gestalt  jenes  Gutachtens  hinreichend  bekannt 

geworden  zu  sein,  regelmässig  das  Programm  für  die  Stellung- 
nahme der  öti'eutlichen  Gewalten  zu  dem  Armenwesen,  nach* 
dem  die  Vergeblichkeit  des  blosspii  Bettelverbots  erkannt  war: 
Unterdrückung  dcö  liettelns  im  Interesse  der  allgemeinen 
Rechtsordnung  —  positive  Fürsorge  für  die  zum  Betteln  ge- 
drängten Personen  in  Anerkennung  einer  allgemeinen  Rechts- 
pflicht. 

Nun  berufen  sich  die  Anhänger  der  freiwilligen  Armen- 
idege  auf  das  Beisitiel  Frankreichs,  welchem  gesetzlicher 
Zwang  zur  Armenpflege  unbekannt  sei.   Zunächst  ist  hier^ 

gegen  zu  bemerkeri.  dass  in  Frankreich  ein  Teil  der  Armen- 
fursorge,  diejenige  für  Geisteskranke  und  verlajssene  Kinder, 
obligatorisch  ist^). 

Wenn  im  übrigcin  nur  die  Anordnung  besteht,  dasa  Wohl- 
thätigkeitäauääclitisse  (bureaux  de  bicnfaisauce)  in  den  einzelnen 
Gemeinden  eingerichtet  werden  und  aus  freiwilligen  Gaben 
Annenpflege  ttben  sollen,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
trotz  ausserordentlicher  Leistungen  der  Stiftungs-  und  Privat- 
aimenpflege  und  trots  sehr  grosser  Aufwendungen  der  bu- 
reaux de  bienfaisance  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Gemeinden 
sich  veranlasst  sieht,  }»etr;iehtliche  Zuscliüsse  (subventions  de 
la  commune)  zu  der  örtlichen  Armenpflege  zu  leisten. 

Vgl.  die  oben  S.  64  gegebenen  Naehweisongen.    Im  Jahre 
für  welches  die  letzten  Angaben  vorliegen,  veraosgabten  bei 
einer  Bevölkerung  von  rund  87.7  Mill.  die 

Etablissements  hospit.     127.34  1         ^  , 
boreau  de  bien&is.        33.07  /  Franken. 

Abgesehen  von  den  a.  a.  0.  anfgefilhrten  Ssbventionen  gewährten 

die  Gemeinden  zn  den  Leistungen  der  bureaux  de  hienfaisance,  die 
unserer  örtlichen  Armenpüege  entsprechen,  1882  folgende  Subven- 
tiooeo  in  Mill.  Fr.: 


»)  Vgl.  unten  §  63. 
Fonchuafen  (27)  YL  4.  —  ]l&ii«t«rbetg.  6 
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Seine- 

dcnartement 
iriKl.  Paris 


ordeiitliclie  Subventioueu 
ansserordentl.  SubventioneD 


4.97t> 
0.008 


4.914  9.891 
0.958  0.962 


in  Prozenten  der  Gosammt- 
einnahmen  der  bureanx  de 

bienf. 


67.8 


20.8 


29.9 


Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  S.  LV. 

Nichts  vermöchte  schlagender  darzuthun,  was  eine  Zwangs- 
lage gegenüber  ZustSnden  der  Armut  bedeutet 

£s  lässt  sich  umgekehrt  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  von 
Gemeinden  an  Ii  'n  Deutschland  nennen^  welche  trotz  des  all^ 

geniein  durchgeführten  Systems  rior  Zwangsarmenpflege  eine 
solche  thntsächlich  nicht  getibt,  thatsJiclilich  die  oft  liberreich- 
lichen Aufwciidim^'eu  aus  freiwillig»'!!  (iaben,  vor  albern  aus 
8tiftuiif<>inittehi,  ganz  oder  zum  gröbsten  Teile  bestritten  haben 
und  noch  bestreiten 

Uebrigens  hängt  das  Mass  der  Leistungen,  wie  in  dem 
Abschnitt  über  die  finanzielle  Leistungsfthigkeit  der  Armen« 
verbände  (unten  $80  ff.)  ntther  darzulegen  sein  wird,  von  un- 
endlich vielen  in<lividuellen  Momenten  ab.  Hier  möchte  ich 
noch  auf  einen  Punkt  hinweisen,  der  bei  der  Erörterung  dieser 
Frage  von  keiner  Seite  berührt  worden  ist,  dass  nämlich  für 
violo  kleine  ländliche  Gemeinden  die  Frage  überhaupt  nicht 
lautet,  ()\)  freiwillige  oder  Zwangsarmenpflege ,  sondern  ob 
Armenpflege  überhaupt.  Wo  alle  Eiinv(diner  so  arm  sind, 
dass  sie  stet^  auf  der  Grenze  zwischen  nottlürftiger  Erhaltung 
und  Armut  sich  bewegen,  ist  auch  die  G^emeinde  selbst  gänz- 
lich ausser  Stande  für  bedürftige  Mitglieder  selbst  mit  Auf- 
bietung aller  Kräfte  hinreichend  zu  sorgen;  was  sie  ihnen 
gegenüber  thut,  behält  in  der  Regel  den  Charakter  der  Mild- 
thätigkeit,  so  dass  dort  die  Aufhebung  der  gesetzlichen  Armen- 
pflege eine  VerUndenmg  fies  bestehenden  Zustande«  kaum 
herbeifiiltrr  Ti  würde.  —  Aehnlich  Krics,  m.  W.  der  einzige, 
der  diesen  (ie.^ichtspunkt  her\'orhebt;  vgl.  II  S.  357.  An 
einer  andern  Stelle  8.  22  bemerkt  derselbe: 

-Wie  kann  eine  aus  lauter  Handwerkern  bestehende  Ge- 
meinde im  Bchlesischen  Gebirge  ihren  unbeschitftigten  Mit- 
gliedern eine  wirksame  Hülfe  gewähren ,  da  fast  sämmüich» 
Einwohner  auch  in  den  besseren  Tagen  nur  ein  kfimmerlichea 
Brot  essen  und  jede  eintretende  Handelskrisis  schwer  auf  ihnen 
allen  lastet?  In  ähnlicher  Weise  bringt  eine  Fehlernte  der 
Kartofl'eln,  eine  jinhaltend  regnerisclie  Witterung,  welche  Feld- 
arbeit<'n  unthunlieli  und  die  Wege  grundl"«  macht,  alle  P2in- 
wohner  einer  o.stpreussisehen  Kolonie  oder  eines  oberschlesi- 
scheu  Bauerndorfcs  an  den  Rand  einer  Hungersnot" 

*^  Vffl.  die  Naebweiflingai  unten  §  87. 
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Im  übrigen  bewährt  sich  in  Frankreitii  an  ilou  Gemeinden, 
wdclie  ZusenOsTO  leisten,  und  in  Deutschland  an  Gemeinden, 
welche  derselben  entbehren,  die  fast  selbstverständliche  Natur 

der  öffentlichen  Annenpflege:  die  Subsidiarität.  Sie  soll  und 
sie  will  nie  mehr  sein  als  letzte  Zuflucht,  wenn  alle  anderen 
Hülfsmittel  versiegt  sind  Wen  die  Bestrebungen  der  allge- 
meinen Wohlfahrtspflege  vor  Armut  zu  behüten  nicht  im  Stande 
wareUj  w(»r  sich  nicht  selbnt  vor  Not  zu  schützen  gesucht  hat, 
wer  nicht  die  TTlinde  der  nächsten  Angehörigen  oder  dit  jonigen 
seiner  Mitmenschen  oftcn  sieht,  den  nur  nimmt  die  ölVentliche 
Armenpflege  auf.  Eine  traurige  Notwendigkeit  ist  es  gewiss, 
zu  deren  Femhaltung  beizutra^n  keiner  versäumen  dttrite.  — 
aber  eine  Notwendigkeit  so  lange,  als  die  Wahrscheinliclikeit 
eines  anderweitcn  l'rsatzeB  nicht  besteht.  Ein  solcher  Ersatz 
erscheint  für  absehbare  Zeit  in  Deutschland  ein  unerreichbares 
Ideal. 


*)  Das  Im  It_'Ipc1io  GppH:!  vom  14.  März  IRTH  trägt  diesem  tliatsKch- 
Uehen  Verhäituiöe  iiechuuug,  indem  es  in  Art.  19  bestimmt,  dass  die 
Kosten  der  fiffimtUdien  Afmenpflege  von  den  flosi^tilem  and  WoblUiit- 
Bur.  aufzubifauim  sind,  wozu  die  Gemeinden  bä  UnEnlÜngllcbkeit  der 
Uittel  die  nOogen  ZnsehuBse  zu  gewähren  haben. 
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3.  Kapitel. 


Die  Aufgabe  der  Armengeeetzgebung. 


§  24. 


Der  UniBtandy  cUbs  das  Annenwesen  mehr  als  jede  andere 

wirtschaftliche  und  soziale  Erscheinung  mit  allen  Iniktoren  des 

wirtschaftlichen  und  des  sozialen  Lebens  in  innigster  Verbindung 
steht,  hat  von  jeher  einige  Verwirrung::  in  die  Theorie  und  Praxis 

der  Armenfj^osetz^ebung  gobraclit.  AN'cil  Wohlfahrtspflege  tind 
JSchiitzveraiibtaltuügcn  flor  Anmit  vorbeugen  und  SelbsthüUe 
sowie  die  Fürsorge  der  Fauiilie  und  der  Arb<'itgeber  die 
eigentliche  ^Vriiiüiiuticge  möglichst  überÜüb.sig  machen  wollen, 


andern  Punkt  im  Zusammenhang  der  Lehre  vom  Armenwesen^ 
und  die  Praxis  der  Gesetzgebung  ist  ihr  insofern  nachgefolgt, 
als  sie  httufig  Vorbeugungsmassregeln  und  privatrech tli che 
Verpflichtungen  gleichzeitig  in  demselben  Gesetz  vorschreibt, 
in  welchem  sie  die  Verpflichtung  zur  Öffentlichen  Armenpflege 
näher  regelt. 

Nicht  vom  Standpunkt  dürrer  Systematik  ist  hiergegen 
Widerspruch  zu  erheben;  wenn  die  Vorscliriften  an  und  i\lr 
sich  nur  von  Nutzen  für  das  Gemein wesen  sind  und  ihren 
Zweck  erfüllen,  möchte  es  am  Ende  gleichgültig  sein,  an 
welcher  Stelle  sie  erscheinen,  vorausgesetzt,  dass  sie  überhaupt 
erscheinen.  Wohl  aber  ist  Scheidung  und  Abgrenzung  der 
verschiedenen  Gebiete  wünschenswert,  ja  notwendig,  wäl  die 
Vermischung  der  verschiedenen  Mat<  ri<>u  zur  Verkennung  des 
Begriffs  und  vor  allein  ries  Zwecke«  der  verordneten  Mass- 
regeln führt.  Oerade  weil  der  strenge  und  so  viel  nnrl  mit 
Recht  umstrittene  Gegensatz  zwischen  freiwilliger  und  <Mt<  nt- 
licher  Armenpflege  bestellt,  ist  es  höchst  notwendig,  sich  klar 
zu  machen,  was  von  den  dahin  gehörigen  Dingen  durch  Gesetz 
geregelt  werden  kann  und  muss  imd  was  nicht;  gerade  weil 


oder  den  einen  oder  den 
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die  dffientliche  Armenpflege  nichts  weiter  ab  die  letzte,  ledig- 
licli  im  Intereflee  der  aUgemeinen  Rechtsordnung  errichtete 
Zuflucht  bieten  will  und  darf ,  muss  dieser  ihr  Charakter  als 
einer  öffentlich  -  rechtlichen  Institution  zum  Uarsten,  unzwei- 
deutigsten Ausdruck  kommen. 

§86. 

Will  maii  also  die  Grenze  zwischen  den  verschiedenen 
Gebieten  ziehen,  so  hat  man  anszusch^den,  was  nur  Voraus- 
setzung der  (Sffentiichen  Armenpflege  ist  und  seiner  Natur 
nach  einer  anderen  Kechtssphäre  angehört.  Auszuschli essen 
siihI  also  die  privatrechtlichen  Ansprüche,  die  Ordnung  des 
Versicherungswesens;  auszuschliessen  sind  ferner  die  Einrich- 
tungen zur  Verhütung  der  Amint,  wie  Leihhäuser,  S|)Hrkassen 
und  ähnliche;  auszusi-hliessen  sind  cndlicli  die  Verfinstaltimgon 
der  freiwilligen  Arinenpflc^^e.  Das  Aniicn^^esetz  hat  ako  da- 
mit einzusetzen,  dass  es  auss]jricht:  sofern  eine  Person  nicht 
durch  eigene  Mittel  oder  durch  Mittel  der  Angehörigen  oder 
der  freiwilligen  Armenpflege  ihren  Lebensunterhalt  emptUngt, 
tritt  die  öffentliche  Unterstützung  ein.  Und  nun  hat  es  über 
zweierlei  zu  bestimmen :  Uber  die  Persönlichkeit  des  Gebers 
und  über  die  des  Kehmers;  es  hat  auszusprechen,  wer  zu 
geben  hat  und  wem  gegeben  werden  muss. 

Im  Eingang  des  vorip^en  Kapitels  wurde  dargelpjrt, 
das«  nicht  der  Inhalt  des  Thuns  und  Unterlassens  das  gesetz- 
lich geregelte  von  dem  gesetzlich  nicht  gercj^dten  unterscheidet, 
sondern  lediglich  das  eine  Moment,  dass  dort  etwas  geschehen 
muss,  hier  etwas  geschehen  kann.  Es  ist  zweckmässig, 
darauf  wiederholt  hinzuweisen,  um  bei  Beginn  der  Betrach- 
tung, welche  Aufgabe  der  Armengeeelzgebung  zufkUt,  den 
richtigen  Standpunkt  zu  gewinnen.  Die  öfi^entliche  Armen- 
pflege will  dasselbe,  was  Selbsthülfe  und  freiw^illige  Armen- 
pflege wollen:  Gewfthrnng  des  Unterhalts.  Der  Umstand,  dass 
sie  leisten  muss,  was  jene  beiden  nur  freiwillig  leisten  wollen 
oder  können,  ändert  die  Grundsätze,  die  in  Bezug  auf  Geben 
und  Nelimen  an  und  für  sich  sachgemäss  sind,  in  keiner 
Weiöc.  Auch  bei  der  öfl^entlichen  Armenplit?ge  sollen  Leistungen 
nur  demjenigen  zugemutet  werden,  der  hierzu  filhtg  und  nach 
gewissen  MasBgaben  verpflichtet  ist.  und  Gaben  nur  dem- 
ienigen  zufliessen,  der  ihrer  wirklich  oedarf,  —  nur  dass  frei- 
lich der  hinzutretende  Zwang  insofern  ändernd  einwirkt,  als 
die  beiden  ersteren  Momente  nur  mitbestimmend,  nicht  end- 
^niltii,''  f»ntschp?dend  soin  können,  weil  im  Interesse  der  (Iffent- 
lichen  Ordnung  nicht  das  Mass  der  vorhandenen  Mittel,  son- 
dern der  Umfang  der  vorhandenen  Bedürftigkeit  in  Betracht 
kommt.  Der  vollen  Berücksicliti^rnn^  jener  Momente  wird 
femer  eine  Schranke  dadurch  gesetzt,  dass  der  Umfang  der 
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Leistungen  nicht  auiwer  Zusammenluing  mit  der  Gutervcrteilung 
gebracht  werden  kann  wie  bei  den  freiwilligen  LicbeBwerknn, 
an  welchen  der  Einzelne  nach  eigener  Willkür  teilnimmt.  Die 
öffentliche  ArraciipUftrc  kann  nur  gegründ'^t  soiii  auf  di»;  Mittol 
der  Gemeinwirtsc'hatt  und  kann  in  f?fvu::-  auf  die  Heran- 
ziehung des  Eiuzeluon  nicht  in«dir  thuii,  ali  was  die  Geni'Mn- 
schaft  selbst  thut,  also  bestenfalls  ein  eiuigcrmassen  gerechtes 
Steuersystem  anwenden.  • 

Ebenso  vermag  auch  die  Armengeaetzgebung  in  Bezug 
auf  die  Persönlichkeit  des  Gebers  nicht  willkarliche  Bildungen 
zu  schaffen  oder  von  solchen  auszugehen.  Es  ist  vielmehr 
das  wesentlichste  Merkmal  dieser  Persönliciikcit,  dass  sie  nicht 

grivater  Natur  ist,  sondern  dass  sie  im  Rahmen  der  allgemeinen 
-ochtsordnung  Mitträj[j;cr  der  öffentlichen  Gewalt  ist  und  aus 
öffentlichen  Mitteln  den  Aufwand  flir  die  Armeni)H(^;^^«'  zu  be- 
schaffen befuf^t  ist.  Hierbei  kann  ns  denn  zwrjckmäs.sig  er- 
scheinen, an  die  Bildungen  der  bcstchcndeu  offen tliclicn  Gruud- 
verfassung  (Reich,  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde,  Gutsbezirk 
u.  s.  w.)  oder  an  Bildungen  zu  Sonderzwecken  (Deichgemeinde, 
vSchulgemeinde,  Feuersozietät  u.  s.  w.)  anzuknüpfen  ^er  auch 
Neubildungen  zum  Zweck  der  Armenpflege  zu  schaffen  (eigent- 
liche Armengemeinde).  Ebenso  können  die  Leistungen  der 
öffentlichen  Armenpflego  auf  diejenigen  ^^littr«]  angewiesen 
werden,  aus  welchen  jen«^  Tniger  der  «Ufontlichen  Gewalt  den 
für  ihr(!  Zwocke  notwendii^ou  Aufwand  überhaupt  bestreiten 
(Reichs-,  Staiits-,  Provinzial-,  (jcnieiiidehaushalt) ,  odrir  es 
werden  besondere,  nur  Armenz  wecken  dienende  Mittel  (Arnien- 
«tteuem)  au^ebracht.  Im  ersten  Falle  bilden  die  bezüglichen 
Vorschriften  der  Reichs-,  Staats-,  Gemeinde-  soMrie  der  Steuer- 
rfassung  die  ausserhalb  der  Sphäre  des  Armenrechts  liegende 
Voraussetzung  der  Armengasetzgebung ,  während  im  andern 
Falle  die  Schaffung  neuer  Bildungen  als  integrirender  Bestand- 
teil ihrer  Aufgabe  zu  erachten  ist. 

Und  endlich  macht  sich  ein  wesentlicher  Unterschied 
gegenüber  der  freiwilligen  Armenpflege  darin  geltend,  dass 
derjenige,  der  die  Mittel  aufbringt,  nicht  notwendig  auch  die 
Mittel  verwendet.  Wer  zu  ihrer  Aufbringung  an  und  fiLr  sich 
geschickt  ist,  kann  unter  Umständen  zu  ihrer  Verwendung 
thatsächlich  ausser  Stande  sein.  Die  unbezweifelte  Natur  der 
Armenpflege  lässt  (jin  Handeln  ins  Allgemeine  nicht  zu,  son- 
dern erfordert  die  Sonderbehandlung  des  Einzelfdlos  da,  wo 
sich  derselbe  ereignet,  die  Beseitigung  der  Hülfsbedürfti;4;keit 
an  dem  Ort,  wo  dieselbe  eingetreten  ist.  Es  liegt  <<^in\t  im 
selbstverständliclicn  Interesse  der  öffentlichen  Annenptiego 
so  gut  wie  ficr  tVeiwilligen,  die  einzelnon  Fülle  der  Bedürftig- 
keit evident  zu  halten,  keinen  Fall  unberücksiclitigt  zu  lassen  und 
dementsprechend  innerhalb  des  Gebietes,  fUr  welches  die  Annen- 
gesetzgebung gelten  soll,  auch  den  kleinsten  örtlichen  Bezirk 
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mit  einem  Oi:gan  «ussustatten,  welches  irorkommendenfalls  den 
Einzelakt  der  Armenpflege  ausü])eii  kann.   Mttssen  diese  Or- 

fane  nun  zwar  wieder  öffentliche  sein,  so  sind  ftlr  ihre 
<cistungsfahigkeit  dennoch  ganz  andere  Momente  massf^obond 
als  für  die  TrHger  der  Armcnlast;  bei  diesen  müssen  tinanzielle 
Gesichtspunkte,  bei  jenen  lediglich  persönliche  (verwaltnngs- 
technische)  entscheiden.  Es  ist  denkbar,  dass,  w^nn  df'r  Staat 
die  Armeula-st  auf  seine  Schultern  nimmt,  er  direkt  Beamte 
besoldet,  die  in  seinem-  Namen  au  Ort  und  Stelle  den  Be- 
dttrftigkeitsfall  untersuchen  und  Unterstützung  gewllhren,  wie 
es  umgekehrt  möglich  ist,  dass  Gemeinden ,  welche  den  Auf- 
wand flir  eine  Untcrsttttsung  zu  tragen  gehalten  sind,  die 
Unterstützungen  durch  den  Staat  als  Inhaber  einer  dem  Be- 
dUrfniss  dieses  Falles  besser  dienenden  Anstalt  p::('W.l}iren 
lassen.  Mit  anderen  Worten;  die  Organe  der  örtentliclu'n 
Armeniirit.'^e  können  mit  den  Trrt^ern  der  Anncnlast  identisch 
sein,  aber  sin  brauchen  nicht  mit  ihnen  identisch  zu  sein. 

Aus  den  möglichen  Verschiedenheiten  zwischen  diesen 
beiden  ergiebt  sich  aber»  dass  die  Organe  der  öffentlichen 
Armenpflege  in  die  Lage  kommen  können,  Untersttttzungen  zu 
gewähren  ftlr  Fälle,  bezüglich  deren  ihnen  eine  finanzielle 
Verpflichtung  nicht  obliegt.  Denn  die  öffentliche  Gewalt  hat 
an  und  für  sich  zunächst  nur  ein  Interesse  an  der  Uebung 
der  Armenpflege  tiberhaupt  und  ordnet  diese  zunächst  unab- 
hängig von  den  dafllr  erforderlichen  Mitteln;  aber  die  That- 
sache,  dii^ö  die  ( )r^^  me  der  Armen])tlt'ge  und  die  Träger  der 
Armenlast  unter  Umständen  nicht  identisch  sind,  nötigt  dazu, 
die  ersteren  durch  Aufwendungen,  die  ausserhalb  ihrer  Ver- 
pflichtung liegen,  nicht  Verlaste  erleiden  zu  lassen,  und  ferner, 
das  Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  dagegen  sicherzu- 
stellen, dass  die  Organe  der  Armennflege  aus  Furcht  ror  der^ 
artigen  Verlusten  die  Gewährung  der  Unterstützung  in  dein 
einen  oder  andern  Falle  überhaupt  unterlassen.  So  erwächst 
der  Arniengesotzgt'bung  die  fernere  Aufgabe,  Bestimmungen 
zu  tretr<;n,  wann  und  in  welchem  Umfange  öffentliche  Unt(»r- 
stutzungen  zu  erstatten  sind.  Sie  hat  zu  unterscheiden  zwiselien 
der  vorläufigen  Unterstützung  im  Interesse  d<^r  öft'entlichen 
Armenuflege,  die  unter  allen  Umständen  am  Orte  der  Be- 
dürftigkeit durch  die  verordneten  öffentlichen  Organe  zu  er- 
folgen hat,  und  der  endgiütigen  Verpflichtimg  zur  Unterstützung, 
welche  dem  Träger  der  Armenlast  obliegt  und  ihn  da,  wo  er 
mit  dem  Organ  der  Arnum  pflege  nicht  identisch  ist,  zur  Er- 
stattung des  vorläufigen  Aufwandes  an  das  letztere  nötigt. 

Die  Gesichtspunkt«',  aus  welchen  die  endgültige  Verpflich- 
tung^ zu  regeln  ist,  kiinnen  verschiedene  sein.  Mit  einem  uni- 
fasscndcu  Ausdruck  kann  man  das  regelmässig  entscheidende 
Moment  ala  , Angehörigkeit"  bezeichnen;  soweit  ein  Individuum 
einem  Bezirk  nach  gewissen  Massgaben  angehört  oder  ange- 
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hOng  erachtet  wird,  ist  der  Träger  der  itffenÜicheD  Gewalt  in 
diesem  Bezirk  zu  seiner  Unterstützung  bezw.  zur  Erstattong- 

etwa  vorlftufip^  gf'Tn fachten  Aufwandes  verpflichtet.  Die  Ange- 
Ilörifrkoit  in  Bezug  auf  die  Annenpflegr'  kann  in  dio  An^re- 
hüngkeit  in  Bezug  auf  andere  Verhältnisse  cingeÄchlos^en  seni, 
wie  in  die  Gemeinde-  oder  StaatHangeliorigkeit,  sodass  die 
Gemeinde  oder  der  Staat,  welchem  das  Individuum  angehört, 
als  solche  auch  die  Verpflicktang  amr  Ärmenfttrsoi^e  haben. 
In  diesem  Falle  bilden  das  GemeindebUrgerrecht  (Heimatrecht) 
und  das  Staatsbüigerrecht  eine  notwendige  Voraussetzung  der 
Armengesetzgebung.  Oder  die  Angehörigkeit  wird  led^lich 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  begründet,  wobei 
gpwisse  TTaiKllnnL'ei!  des  Individuums  —  Niederlassung,  Aufent- 
lialt,  Vcrcliclichung  —  als  entsclieidend  t^raelitet  werden 
können.  In  diesem  Falle  bildet  die  Feststellung  der  hierftir 
massgebenden  Momente  ebenfalls  einen  integrirenden  Bestand- 
teil der  Aufgaben  der  Armengesetzgebung.  Auch  ob  diese 
Verpflichtung  des  Öffentlichen  Oigans  eine  lediglich  Öffentlich- 
rechtliche  sein  oder  ob  dem  Individuum  ein  persönlicher  An- 
spruch, bezw.  in  welch  r  l^orm  Rechtens,  zustehen  soU^  bedarf 
der  gesetzlichen  Feststellung. 

Endlieli  muss  auch  das  Verfahren  geordnet  werden,  mit- 
tels dessen  die  Ansprüche  der  Organe  der  Annenpflege  unter 
einander  in  den  Fällen  der  vorlKufi^en  Unterstützung  verfolgt 
werden  können.  Es  bedarf  der  Regelung  des  Instiinzenzugeö 
des  Beschwerde-  und  KJagerechts,  denen  die  Eigenschaft  dieser 
Organe  als  Vertreter  der  Öffentlichen  Gewalt  ein  cbarakte- 
ristisches  Gepräge  giebt. 

Was  die  Persönlichkeit  des  Nehmenden,  also  den  Be- 
dürftigen, angeht,  so  besteht  hier  die  wesendiche  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  darin,  das  Kriterium  der  Bedürftigkeit  und  die 
Mittel,  rlnreli  welelie  derselben  im  elnzelni-Ti  Falle  ahgeliolfen 
werden  kann,  anzugeben;  insbesondere  wird  !iierl)ei  auf  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  und  die  Ursachen  derselben  Rück- 
sielit  zu  nehmen  sein.  Die  Momente  der  Arbeitsfähigkeit  und 
der  ArbeitsuntUhigkeit,  der  voiübergehenden  oder  der  dauern- 
den  Erwerhslosi^eit  werden  in  Betracht  fallen.  Dennoch 
wird  sich  die  Annengesetzgebung  hier  mit  der  Zeichnung  der 
Grund  Züge  im  allgemeinen  begnügen  müssen ;  der  unendlichen 
Mannigfaltigkeit  der  äusseren  Erscheinung  der  Armut  kann 
sie  unter  keinen  Umständen  gercelit  werden.  Das  Beste  haben 
hierftir  die  OrL'une  rier  ArmeTi])rtege  dnreli  einsichtige  Be- 
urteilung des  einzelnen  Falles  zu  thun.  Die  (iesetzgebung  wird 
hier  vor  allem  gut  thun,  diejenigen  Grundsätze  im  Auge  zu 
behalten,  welche  ihr  und  der  freiwilligen  Armenpflege  in  Be- 
zug auf  die  Individualisirung  der  Bedürftigkeitsf^lle  gemein- 
sam sind. 

Nicht  Gegenstand  der  Annengeset^ebung,  aber  mit  ihr 
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im  engsten  Zusammenhang  stehend^  sind  Bestimmungen  über 
die  Behandlung  von  Personen,  die  sich  mutwillig  in  den  Stimd 
der  Bedürftigkeit  vorsetzend  oder  in  demsol^en  Rhsiclitlich  ver- 
harrend entweder  die  Privatinildtliätigkeit  oder  die  öffentliche 
Armenpflege  in  Anspruch  nelimen:  MüssiggÄnger ,  Bettler, 
Landstreicher.  Soweit  die  iStrat^cbetze  sich  hierauf  ersti'eckeu, 
bilden  dieselben  Ergänzungen  besw.  Vomnflsetaungen  der  Annen- 
gesetzgebnng;  soweit  dies  nidit  der  Fall  ist,  wird  die  letztere 
selbst  der  Aufiialune  derjenigen  Yorflchriileii  sich  nicht  ent- 
ziehen können,  welche  die  Armenpflege  gegen  Missbranch 
sicherstellen. 

Mit  den  nälieren  Bestimmungen  über  die  Persönlichkeit 
des  Grebenden  und  des  Nehmenden  ist  die  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung in  Bezug  auf  die  Öffentliche  Armenpflege  erschöpft. 
Alles  Uebrigc  ist  Beiwerk,  Ausflihrung  des  Gesetzes,  nicht 
sein  notwendiger  und  unentb«.:brlicher  Inhalt. 

Wie  alle  Gesetzgebungen  wird  auch  die  Armengesetz- 
gebnng  dann  am  ToffiEommensten  sein,  wenn  sie  knapp  ist, 
ohne  unklar,  kurz,  ohne  unToUständig  zu  sein  und,  indem  sie 
sich  mit  der  Au&tellung  unzweideutiger  Prinzipien  bezüglich 
ihres  notwendigen  Inhalts  begnügt,  es  den  ansfJihrenden 
Orgauen  ermöglicht,  die  off  etliche  Armenpflege  mit  lebendigem, 
der  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungswelt  angepasstem  In- 
halt zu  erfüllen. 
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4.  Kapitel. 

Ueberblick  Ober  die  geschichtliche  Entwicldung  und 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Armengesetzgebung  in 

Deutschland. 


I.  Die  (jl|r  and  Züge. 
§  26. 

Im  Gegensatz  zu  den  Aiiibideruiigen,  welche  die  syste- 
matische Erkenntniss  menschlicher  Zustände  an  die  gesetz- 
gebende Gewalt  zu  stellen  hat,  wird  die  gesetzgeberische 
Thätigkeit  im  wirklichen  Leben  hauptsttchlich  von  zwei  Fak- 
toren bedingt:  einmal  von  der  SuinLe  des  Drucks ,  welcheni 
die  herrschenden  Zustände  auf  die  von  denselben  betroffenen 
Personen  und  Personenklassen  ausUb«!n,  und  zweitens  von  der 
Fähigkeit  und  dem  Willen,  die  Zustände  zu  erkennen,  zu  be- 
urteilen und  zu  verbessern  seitens  derjenigen  Organe,  welche 
zum  Erkennen,  Beurteilen  und  Bessern  ihrer  Stellung  oder 
der  Natur  der  Sache  nach  berufen  sind,  lu  der  Regel  ist 
die  Stärke  der  Drackempfindung  um  ebensoviel  gesteigert, 
als  Fähigkeit  und  Wille  vermindert  sind.  Und  wie  das  Nicht- 
Torhandensein  solcher  Fähigkeit  bezw.  die  Unlust  von  ihr  Ge- 
brauch zu  nuielion  immer  und  Uberall  im  Staats-  und 
seilschaftsieben  den  Anstoss  zu  Umwälzungen  und  tiefgrmfen- 
den  Veränderungen  «regeben  haben,  so  knüpfen  sich  auch 
fi\v  das  Armeuweseu  an  dieses  Moment  entscheidende  Wen- 
dungen. 

Die  Lösung  der  grossen  Fragen  naeh  Vorrang  der  frei- 
willigen vor  der  öffentlichen,  der  staatliclion  vor  der  gemeind- 
lichen Armenuflege,  der  Aufenthaltsfreiheit  vor  der  heimat- 
lichen Gebunaenheit  wird  unter  solchen  Umständen  versucht. 
Aber  nicht  immer  ist  der  Druck  so  nachhaltig  wie  stark,  nicht 
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immer  die  Ftthigkett  so  gross  wie  der  WiUe,  der  Wille  so 
bereit  wie  die  Fähigkeit  Wohl  gtebt  o»  auch  hier  das,  was 
man  Fortschritt  und  Besserung  nennt,  doch  selten  ist  die  Ein- 
führung neuer  Einrichtungen,  die  Anschauung  Uber  ihre  Hand- 
habung von  Bestand.  Moinungon  lösen  die  Meinungen  ab, 
Verhältaiäöo  die  Verhältnidae.  IdealistiiU  Ix  Tuiihen  sich  ver- 
geblich die  Natur  der  Sache  als  Richtschnur  der  Gesetzge- 
bung, ein  den  Dingen  inuewohnendos  Mass  als  unwandelbaro 
Wahrheit  hinzusteUen.  Nicht  die  Natur  der  Sache^  nicht  das 
Mass  der  Dinge  ist  es,  welche  vor  allem  bestimmend  wirken, 
sondern  eine  Reihe  von  thatsttchlichen  Verhnltnissen,  die  mit 
den  Zuständen  des  Armenwesens  meist  in  keiner  unmittel- 
baren Beziehung  stehen.  Die  vornehmste  Bedeutung  kommt 
nacli  dicsnr  Richtung  hin  dem  Verhältniss  der  Gewalton  zu, 
die  einen  Einfluss  ;iuf  öffentliche  Dinge  zu  üben  vermögen, 
dem  Verhältniss  der  Kirche  zum  St;iate,  des  Staates  zu  den 
in  seinem  Gebiete  beHndliuhen  k<jrpurativen  und  ständischen 
Gliederungen,  und  endlich  der  Staaten  unter  einander  —  Vor* 
hältnisse,  deren  Gestaltung  vor  allem  auf  thatsächlichen  Vor- 
aussetaungen  au  beruhen  und  in  erster  Linie  eine  Frage 
des  Machtbesitzes  und  der  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit zu  sein  pflegt.  Die  Gesichtspunkte,  aus  denen  die 
kirchliche  Armenpflege  geübt  wird,  sind  andere  als  die  für  die 
Genieindearmenpn<'gf'  massgebenden;  die  Mittel,  die  für  diese  zu 
Gebote  steheMi,  fliessen  zum  grossen  Teile  aus  andfjren  (Quellen, 
als  «liejciiigen ,  welche  jene  zur  Verfügung  liiit.  Anders  ge- 
staltet sich  Umfang  und  Inhalt  der  Armcnpilege,  wenn  sie 
von  Staatswegen  gebaten  und  nachdrücklich  im  Bereiche  des 
ganzen  Staatsgebietes  durchgeführt  wird,  anders,  wenn  sie 
Migltch  in  das  Beli(;ben  der  einzelnen  Bürger  oder  einzelner 
Gemeinden  für  das  Gebiet  des  einzelnen  demeindebezirkes 
gestellt  ist.  Zu  keiner  Zeit  —  mit  Ausnahme  etwa  der  ersten 
nnehchristllelien  Epoehe  — ■  existlrt  nur  die  eine  oder  die 
andere  Form  der  AnneupHege,  die  eine  oder  die  andere  Art, 
die  für  sie  erforderlichen  Mittel  aufzubringen;  niemals  be- 
herrscht ein  einziger  Gesichtspunkt  die  Uobung  derselben. 
Neben  der  Kirche  sind  Gemeinden  und  Korporationen  sowie 
die  Inhaber  der  grundherrlichen  Gewalt  bestrebt^  die  in  nächster 
Verbindung  mit  ihnen  stehenden  Personen  im  Falle  der  Be^ 
dttrftjgkeit  zu  unterstützen,  und  wo  die  Staatsgewalt  die  Ge- 
wfthrung  von  Unterstützungen  gebietet,  knüpft  sie  an  vor- 
handene Bildungen  an,  verpflichtet  sie  hierzu  die  kirchliche 
Gemeinde,  die  pr>Hrische  Gemeinde,  den  Grundherrn. 

Aber  so  uiinierklich  meist  die  Uebergänge  und  Wand- 
lungen gewesen  sind,  wclelir?i  die  Idee  der  Armenpflege  und 
mit  ihr  die  Ansichten  über  die  ihr  zweckdienlichsten  Mittel 
und  Organe  unterworfen  waren:  für  den  Rückwärtsschauenden 
heben  sich  drei  Epochen  scharf  von  einander  ab,  welchen 
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diese  drei  Gewalten:  die  Kirche  —  die  Gemeinde  —  de^ 
Staat,  vom^mlich  ihren  Stempel  aufgedrückt  haben,  drei 
Epochen,  Air  welche  auch  in  Bezug  auf  d&s  Armenwesen 
mehr  als  alles  andere  der  Machtbesitz  und  die  finanzidlo 
Leistiingöftlhigkeit  jener  Gewalten  entscheidend  ^ewe^vtu  .sind. 
Nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  die  Geschichte  des  Arnien- 
wesens  und  der  Armengesetzgebung  verständlich;  in  diesem 
Zusanmieahauge  ist  die  Gescliichte  der  kirchlichen,  der  kor- 

S>ratiTen  und  der  öffen^chen  Armenpflege  ein  Beitrag  zur 
eschichte  der  Eirchenherrschaf^  der  Gemeindebildungen,  der 
Staatsidee. 

§  27. 

Davon,  was  die  Kirche  für  das  Armenwesen  geleistet  hat 
und  noch  leistet,  ist  hier,  wo  die  neuere  Annengesetzgebung 
in  Deutschland  aur  Frage  steht,  so  wenig  zu  handeln,  wie 
von  dem  prinzipiellen  Streit  üljer  die  ;ir(5ssere  Zweckmässig- 
keit der  kirchlichen  oder  der  staatlichen  Armenpflege.  Au 
dieser  Stelle  ist  hidigiich  thatsächlieh  fcstzustt  lleii .  dass  die 
Kirche  seit  der  Reformation  einen  din  ktcn  Eintiiiös  auf  die 
gesetzliche  Regelung  des  Armen wesens  nicht  mehr  ausgeübt  hat^). 

Seit  jenem  Zeitpunkte  setzen  die  Gemdnden,  Korporationen 
und  Grtindherren  die  Werke  der  Armenpflege,  die  sie  neben 
oder  zusammen  mit  der  Kirche  schon  vorher  geübt  hatten, 
auf  Grund  autonomen  Beliebens  fort,  bis  der  Staat  in 
diese  Thätigkeit  eingreift  und  kraft  seiner  oberherrlichcin  Ge- 
walt im  Anschluss  an  jene  Autonomie  oder  im  Gegensätze  zu 
ihr  das  Armen wesen  für  sein  «ranzes  Gebiet  regelt. 

Die  Gründe,  welche  ein  soklies  Eingreifen  rechtfertigen, 
sind  oben  näher  erürteri.  liier  ist  nur  die  thatsllchliche  Ge- 
staltung zu  verfolgen,  für  welche  seit  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts fast  ausnahmslos  die  folgenden  Grundsätze  mass- 

febend  sind:  1)  Die  Verhinderung  des  Betteins  und 
ie  Fürsorge  ftlr  den  notdürftigen  Unterhalt 
bedürftiger  Personen  ist  Gegenstand  der  sicher- 
heits-  und  sittlichkeitspolizeilichen  Verwaltung; 
2)  als  s  o  l  e  Ii  e  unterliegen  diese  T  h  fi  t  i  g  k  e  i  t  e  n  der 
Aufsicht  und  Exekutive  der  Staatsfi:ewalt;  3)  zur 
(eventuell  v  o  r  1  ä  u  f  i  g  o  n)  G  e  w  ä  h  r  u  n  g  des  Unterhalts 
ist  jede  Gemeinde  oder  Gjundher rschaft  ver- 
pflichtet, in  deren  Bezirk  sich  eine  bedürftige 
Person  aufhält;  4)  die  Aufbringung  der  zur  Ge- 
währung des  Unterhalts  bezw.  zur  Erstattung  bei 
vorläufiger  Gewährung  erforderlichen  Mittel  liegt 
derjenigen  Gemeinde  oder  Grundherrschaft(Orts- 

^)  Vgl.  Uber  die  Ursachen  namentUcli  bei  K  atz  ine  er  S.  3d6  und 
Uhlhorn  Bd  2  8.  448  € 
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obrigkeit)  ob,  welcher  die  bedürftige  Person  an- 
gehört oder  nach  gewissen  gesetzlichen  Merk- 
malen fttr  angehttrig  erachtet  wird. 

An  und  fUr  sich  waren  diese  Grundsätee  im  Hinblick 
auf  die  leitenden  Gesichtspunkte  weder  neu  noch  auch  der 
Sachlage  widersprechend.  8(;hoTi  der  bekannte  Beschluss  des 
Konzils  Tnurs  im  Jahre  567  hatte  eine  derartige  Ver- 

pflichtung der  Gemeinden  aiisp^eaprochen;  dem  englischen  und 
skandinavischen  Recht  war  sie  geliiufi^j;-  und  in  Deutschland  hatte 
mau  es  mehr  als  einmal  verordnet  und  eingeschärft,  dass 
jede  Kommnne  und  Ortsobrigkett  ihre  Armen  selbst  zu  ver- 
sorgen gehalten  sein  soUte'). 

Biese  Verpflichtang  lag  in  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung des  Glenieindewesens  nnd  der  älterc;n  grundherrlichen 
Verfassung  selbst  tief  begründet.  Ursprünglich  eine  Genossen- 
schaft selbständiger  Famih'enliäuiiter  zu  ire^renseitigem  Schutz 
und  gemeinsamer  Verfolgung  wirtschaftlicher  Zwecke,  im  Be- 
sitze gemeinsanH^n  \ Crmögeas  und  gemeinsamer  Anstalten,  trug 
die  Gemeinde  den  diarakter  einer  erweiterten  Familie,  in 
welcher  familienähnlichen  Rechten  familienähnliche  Flüchten 
gegenüberstanden,  in  welcher  Rechte  und  Pflichten  der  ein- 
zelnen Mitglieder  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  Gemeinschaft 
flössen;  und  eben  deshalb  hatte  diese  Gemeinschaft  mit  der 
Familie  eine  der  letzteren  selbstverständliche  Eigentümlichkeit 
gemein:  die  Bcfugniss,  den  Kreis  ihrer  Angehörigen  selb- 
ständig zu  bestimmen ,  nicht  blos  ihn  beliebig  zu  ^rw^Mtern, 
aoii  li  rn  vor  allem  iiin  gegen  nicht  erwünschte  Erweiterung 
abz  Usch  Hessen  —  und  den  zu  ihr  gehörigen  Gliedern  im  In- 
teresse des  Gemeinwesens  gewisse  Beschränkungen  der  per- 
sönlichen Freiheit  aufzuerlegen. 

Das  Recht  des  Aufenthalts  und  der  Wohnsitznahme,  der 
Verehelichung  und  des  Gewerbebetriebes  wurden  abhängig 
gemacht  Ton  der  Erfüllung  gewisser  ins  Belieben  der  Gemeinde 
gestellter  Voraussetzungen:  der  Zahlung  eines  £inzug^ideS| 
deni  Besitze  eines  gewissen  Vermögens,  der  nachweisbaren 
Fähigkeit  sieh  seinen  Unterhalt  zu  erwerben,  der  teehnisehen 
Ge^^cTiicklielikeit  u.  a.  m.  —  aber  demjenigen,  wciclier  die 
Zahlungen  geleistet,  welclu  r  die  Nachweise  geliefert  und  als 
Glied  der  Gemeinde  mehr  oder  minder  fömdich  aufgenommen 
-war,  dem  räumte  sie  auch  Teilnahme  an  ihrer  G^ewalt  und 
ihrem  Besitz  ein,  den  Terstattete  sie  zur  Teilnahme  am  poli- 
tischen Wahlrecht  an  den  Nutzungen  des  GemeindevermOgeDS 


*)  Vgl.  aber  liior/.ti  die  wichtigen  Bemerkungen  von  Ratzinger  S.  185, 
der  gegen  die  Autfossung  protestirt,  ab  sei  in  dem  Satze:  .ut  unaciuae- 
que  civitas  pauperca  .  .  .  secundum  vires  pascat"  .  .  .  das  Wort  civitas 

fleushbodeutend  mit  ^bürgerlicher''  Gemeinde,  vielmehr  bezeichne  es  die 
irchliche  und  zwar  dif>  „  i'nrrx  lnalgeittetiule"  im  Gegensatz  SU  der  ganzen 
Gemeinde  des  „Bischotaepreugeis''. 
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und  gewährioistete  ihm  Versorgung  im  Falle  der  Verarmung. 
Nicht  im  strikten,  wohl  aber  im  Sinne  einer  natürlichen  Aus- 
gleichung standen  so  Rechte  und  Pflichten  auf  Seiten  der 
Gemeinde  und  ihrer  Angehörigen  als  Leistung  und  Gegenleis- 
tung sich  ^rogenUber ;  insbesondere  war  die  letztgenannte,  zweifel- 
los wiehti^^sto  Verpflichtung  zur  Versorgung'  l<;iinii  (itwas  anderes 
als  Erfüllung  eines  aus  der  Gemeinschaft  ciitüprijigenden  An- 
spruchs des  Gemeindegenossen,  da  Hülfe  in  isot,  Versor^jrung 
im  Alter  zu  finden ,  wo  er  in  guten  und  gesunden  Tagen 
selbst  zur  Blüte  und  wirtschaftlichen  Kraft  des  Gemeinde- 
lebens beigetragm  hatte. 

Die  Beziehung  des  Grundherren  zur  Armenpflege  beruhte 
auf  wesentlich  anaeren  Vorauss(^tzungen ;  sein  Verhältniss  zu 
den  auf  seinem  Gebiete  befindlichen  Personen  war  kein  pari- 
tätisches, wie  das  der  Gemeindegenossen  unter  einander,  sondern 
CH  war  das  Verhältniss  des  Lehnsherrn  zum  Lehnsmanne,  des 
Bodfiihesitzers  zu  dem  hörigen  Gosinde,  des  Inhabers  der 
patriiiKniialcn  Gewalt  zu  den  li('/irks('in;,''<!sess(Mi('n  —  kurz 
ein  X'erhältniss  der  Uebcronliiuiig  und  ljnt<irordnung,  aus 
welchem  die  natürliche  oder  gesetzliche  Verpflichtung  des  Ge- 
walthabers zum  Unterhalte  der  Gewaltuntergebenen  folgte. 
Diese  Verpflichtung  unterschied  sich  aber  sehr  wesentlich  von 
derjeiiigcn,  welche  den  Gemeinden  oblag,  dadurch,  dass  bei 
dem  Zusfamde  der  Hörigkeit  der  Unterhalt  unabhttngig  von 
der  porsönlichen  Leistungsfithigkcit  des  einzelnen  Gewaltunter- 
gebenen im  Zustande  der  JuLrond  wie  des  Alters,  der  r4<'snnd- 
heit  wie  der  Krankheit  zu  ^''«'währen  war,  w-lhrond  «Irr  Vrr- 
sorgungsan.sj)rueh  an  die  (itni<-inde  das  Vt»r})andi'iisein  von 
Krankheit  oder  Bedürftigkeit  zur  Voraussetzung  liatte. 

§  88. 

Die  Heranziehung  der  Gemeinden  und  selbständiger  grund- 
herrlicher Bezirke  zur  Annenfürsorge  war  es  also  an  sich 
nicht,  was  die  eben  genannten  Grundsiltze  als  neue  kennzeich- 
nete und  sie  in  merkbaren  G^nsatss  zu  den  die  vergangene 
Zeit  beherrschenden  Prinzipien  setzte.  Neu  und  zwar  schlecht- 
hin, ohne  jeden  Vorgang  neu  waren  viehnehr  zwei  Momente: 
auf  der  einen  Seite  das  Vorlia  iid  (mi  sein  einer  starken 
Staatsgewalt,  und  auf  der  andern  die  Veränderung 
der  wirtschaftlichen  Verkehrs-  u  n  d  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  - 
bedingungen  im  Sinne  wirtschaftlicher  Freilieit. 

Das  Charakteristische  der  neuen  Ei>oche  liegt  zum  ge- 
ringeren Teile  darin ,  dass  eine  bessere  Einsicht  in  das  Wesen 
der  Armengesetzgebung  seitens  der  Staatsgewalt  gewonnen 
wurde;  dass  vielmehr  die  einer  solchen  Einsicht  entsprechen- 
den Anordnungen  getroffen  und  im  Gegensatz  zu  den  vielfach 
nur  auf  dem  Papier  verbliebenen  Edikten  und  Bettel  Ordnungen 
der  früheren  Zeit  kräftig  und  allseitig  durchgeflihrt  w^en 
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konnten,  kennzeichnet  die  Stellung,  welche  die  Staatsgewalt 
Beit  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Annenpflege  einge- 
nommen hat 

Um  so  mehr  aber  bedurfte  es  einer  ^^'i^k8aI^eIl  Exeku- 
tive, als  jene  andere  Veränderung  im  wirtschaftlichen  Leben 
wesentlich  im  Sinne  der  Durch brecnung  der  bisherigen  engeren 
Gemeinschaften  sich  geltend  machen  und  den  Widerstand  der 
letzteren  fast  mit  Notwendigkeit  herausfordern  musste.  Der 
bisherigen  Autonomie  der  (icnieinden  in  Bezug  auf  ZulasBung 
fremden  Zuzuges  und  Bescliränkuug  ihrer  Angehörigen  stellte 
man  im  allgemmnen  staatlichen  und  wirtscharaichen  Interesse 
den  Grundsatz  der  freien  Selbstbestimmung  des  Individuums 
gegenüber,  in  welchem  das  Recht  der  unbeschränkten  Nieder- 
fessung,  der  Verehelichungsfreiheit,  der  Gewerbefreiheit  inbe- 
griffen war.  Die  Rechte,  welche  die  Gemeindegenossen  bis  dahin 
als  Mitglieder  der  Gemeinde  hatten  in  Anspruch  nehmen  dürfVii, 
sollten  ihnen  nunmehr  als  ^litgliedem  des  Staates,  zu  welchem 
die  Gemeinde  gehörte,  zustehen;  was  ihnen  bis  dahin  allein 
als  verbrieftes  Recht  gogeu  Entgelt  oder  durch  Geburt  oder 
durch  Gunst  eingeräumt  gewesen  war,  das  sollten  alle  anderen 
Staatsbllnrer  auch  verlangen  dürfen,  nur  weil  sie  Staatsbürger 
waren.  Es  handelte  sich  also  um  nichts  Geringeres,  als  der 
Autonomie  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  ihren '  wichtigsten 
Inhalt  den  Staatswillen  en^egenzusetzen ,  der  Gemeindeange- 
hörigkeit die  Staatsangehörigkeit  überzuordnen,  Anzug  und 
Abzug  der  Staatsbtirger  von  und  zu  den  Gemeinden  von  der 
Willkür  der  letzteren  loszulösen  und  in  dm  lediglich  indivi- 
duelle, allentalls  von  Staatsgesetzen  abhängige  Belieben  der 
ersteren  zu  stellen. 

Die  Extreme,  zwischen  denen  die  Gesetzgebung  sich  hier- 
bei bewegen  konnte,  sind  gegeben,  wenn  man  die  Staatsidee 
und  die  Idee  wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  dnen  Seite,  die 
AbsclJiessung  der  Gemeinden  auf  der  andern  Seite  bis  an 
die  Grenze  l.  s  Möglichen  verfolgt:  vollkommene  Freiheit  des 
Aufenthalts,  der  Niederlassung,  der  Verehelicliung .  des  Ge- 
werbebetriebes innerhalb  des  gesammten  Staatea  hier,  absolutes 
Einspruchsrecht  der  Gemeinden  gegen  eben  dieselben  vier 
Freiheiten  dort  ,  sobald  sie  von  einem  andern  als  einem  Ge- 
meiudeangehörigeu  beansprucht  werden.  Für  die  Entschei- 
dung in  der  einen  oder  andwn  Richtung,  in  der  An- 
ntthemng  an  extreme  Freiheit  oder  extreme  AbscUiessung 
mochten  mancherlei  Motive  massgebend  sein,  sittliche  und 
wirtschaftliche,  gemeinnützige  oder  partikularistische.  Durch- 
schlagend aber  konnte,  der  Eigentümlichkeit  menschlicher 
Natur  und  ilir^r  Existenzbedingungen  entsprechend,  nur  eines 
wirken :  das  wirtschattliche.  oder  deutlicher,  das  finanzielle  Motiv, 
Unter  den  Befugnissen  des  (Tonieindcigenossen  gab  es  einige, 
die,  wie  das  Aufenthalts-  und  Vorehelichungsrecht,  das  Recht 
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freien  GewerbebetrieboB  und  der  Teilnahme  am  poUtuohen 
Leben y  aucli  dem  Fremden  zugestanden  werden  mochten;  in 
Beziehung  auf  sie  hatte  die  Gemeinde  nichts  weiter  zu  thun, 

als  die  Thore  zu  öffnen,  Fremde  Iniicin-,  Einlieimische  hGraM^^- 
ziilassen  und  den  (^rstrreii  filmo  Entgelt  TJcht  und  Luft  zu 
gewähren.  Auch  du«  Recht  den  Gemeinde biirgera  auf  Teil- 
nahme an  den  Nutzungen  des  Of^memdevermögens  mochte 
nicht  allzuviel  Schwierigkeit  machen,  wenn  man  für  diese 
materielle  Leietung  der  Gemeinde  das  frühere  Aeq^nivalent 
eines  Einsog»-  oder  Bttigeigeldes  beibehielt^  im  übrigen  aber 
es  ausser  Zusammenhang  mit  der  NiedeilaSBung  stellte,  so  dasB 
jeder  in  jeder  Gemeinde  sich  niederlassen  durfte  und  ausser- 
dem je  nach  Umständen  gegen  Zahlung  von  allgemeinen  oder 
besonderen  Abgaben  in  den  geschlnssenen  Kreis  der  Nutzungs- 
teihi  'limer  eintrete?)  konnte.  80  niocliten  die  wesentlichsten 
i)i>  lahin  geraeindebiirgerliehen  Befugnisse  in  die  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Rechte  gleiclisam  veiflUchtigt  werden.  Aber 
ein  Recht  gab  es,  das  einer  Vcrfltlchtigung  in  die  neue  wirt- 
schaftliche Freiheit  nicht  &hig  mit  irdischer  Schwere  zunächst 
am  Boden  der  Gemeindegenossenschaft  hängen  blieb,  jenes 
Becht  des  Heimatgenossen  au f  ünterstfltzung,  weil 
ihm  allein  eine  Pflicht  der  Gemeinde  gegenüberstand,  welche 
nicht  nur  durch  freie  Gewährung  von  Luft  und  Liclit  erfüllt 
werden,  nicht  durch  eine  bestimmte  Geldzahlung  von  vorn- 
herein vergolten  werden  konnte,  —  die  Pflicht  zurÜnter- 
öttitzung,  die  Armenlast. 

Und  öo  schwer  wog  diese  eine  Piiicht,  «laas  sie  in  der  Folge 
vornehmlich  bestimmend  wurde  fUr  alle  gesetzgeberische  Thätig- 
keit  auf  dem  Gebiete  des  Gmeindebtligerrechti  und  der  Wirt- 
schaftsgesetzgebung und  dass  da,  wo  die  Staatsgewalt  dem 
Extrem  der  Freiheit  sich  zu  nähern  suchte,  sie  das  einzige 
Moment  blieb,  welches  der  vollkommenen  Verwirklichung  der 
BVeiheitstendenz  entgegenzuwirken  vermochte. 

Gegen  d<Mi  Vorlnst  bedürftiger  Heimatgenossen  durch  Ab- 
zug hatten  (iie  (iemeind<'n  fr-Mlicl)  so  wenig  einzuwenden,  wie 
gegen  den  Gewinn  ort*<-  (uK  r  lamltremder  Personen  durch 
Anzug,  wenn  die  letzteren  nur  mit  irdischen  Glücksgüteru 
ausgestattet  waren.  Aber  die  Pflieht  zu  hab^,  ftlr  AbzQg* 
linge,  auf  deren  Lebensführung  ein  Einflnss  nicht  mehr  geQbt 
wenden  konnte,  im  Falle  der  Verarmung  sorgen  und  unver- 
mögende Anzttglinge,  die  man  nicht  abwehren  durfte,  unter- 
stützen  zu  müssen,  das  schien  selbst  den  im  übrigen  des 
Zwanges  überdrüssigen  Gern  ein  debürgem  ungerecht  zu  sein. 
Soweit  die  wirtschaftliche  Freiheit  eingeführt  und  gleich- 
woiil  die  Verpflichtung  der  Armonfürsorge  auf  der  Grundlage 
der  Gemeindeverfassung  im  ganzen  Staatsgebiet  vollständig 
durchgeführt  werden  sollte,  soweit  erhob  sich  auch  das  Vei^ 
langen  der  Gemeinden,  ihnen  diese  Verpflichtung  zu  erleich- 
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tern  oder  vollständig  absunehmeni  andernfidls  aber  ihnen  die 
fiefiigniss  des  Scluitzcs  and  der  Abwehr  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  früher  der  Fall  gewesen,  zu  belassen  oder  wiederher- 

zustollcn.  So  wurde  an  die  Staatsgewalt  der  Anspruch  ge- 
stellt, der  einen  (5<'m<Mnde  keinen  Vorteil  auf  Kosten  der  an- 
dern zuzuwenden,  nicht  hier  zu  entlasten  und  dort  zu  be- 
lasten, vor  allem  aber  nicht  den  Gemeinden  durch  einen 
Zwangsakt  diejenigen  Massregeln  zu  verbieten,  die  ein  Korrelat 
der  Verpflichttmg  zur  ArmemÜrsorge  bilden,  eben  jene  Ein- 
spruchs- und  Widerspruchsrechte  gegen  Niederlassung,  (Ge- 
werbebetrieb und  Verehelichung,  welche  das  Widerspiel  der 
extremen  Freiheit  sind. 

Für  eine  Staatsgewalt,  welche  die  Staatsidee  von  einem 
h(^heren  Standpunkte  aus  ernsthaft  ins  Auge  zu  fassen  gewillt 
war,  konnte  das  freilich  niciits  anderes  heissen,  als  die  Frei- 
heiten, nn'ttels  deren  sie  Lokalinteressen,  die  ihr  schildlich  er- 
schienen, beseitigen  wollte,  im  (tleichgewicht  zu  erhalten  — 
eben  mit  den  lokalen  Interessen:  d.  h.  mit  der  einen  Hand 
zu  geben,  was  sie  mit  der  andern  genommen. 

Sie  konnte  daher,  um  den  Ruf  nach  Gwechtigkeit  nicht 
ganz  ungehOrt  verhallen  zu  lassen,  bestenfalls  zugleich  mit 
der  Einführung  wirtschaftlicher  Freiheiten,  gewisse  ihr  gerecht 
dünkende  Gesichtsimnkte  aufstellen,  nach  denen  die  Verpflich- 
tiing  zur  Armenpfle^^e  p^egenüber  einlieinn'schen  und  frenid- 
bürtigen  Urtsunwesenden  bemessen  werden  sollte;  sie  konnte 
ein  massiges  Elinsjjruchsrecht  in  Bezug  auf  alle  oder  die  eine 
oder  die  andere  jener  Freiheiten  zulassen  bezw.  aufrechter- 
halten. Aber  davon  musste  sie  selbstverständlich  ausgehen, 
das»  die  Yerpftichtung  der  Gemeinde  gegentlber  dem  G^emeinde- 

fenossen  das  historisch  Gegebene  war  und  dass  sie  nur  die 
(Oglichkeit  leichterer  LoslOsung  dieser  Verpflichtung  ins  Auge 
fassen  dürfte,  wenn  sie  (iine  mehr  oder  weniger  vollständige 
Freizügi^'keit  und  Gewerbefreiheit  gestatten  wollte;  sie  konnte 
also  zwischen  Genieindeangehr)np:keit  und  blossem  Aufenthalt 
<'in  Mittelglied  eiiisclii<4)en  und  einen  mehr  oder  minder  lan-^en 
Aufenthalt,  eini'  melir  oder  minder  erleichterte  Aufnahme  in 
den  Gemeiudeverband  mit  der  Wirkung  anordnen,  dass  mit 
solchem  Aufenthalt,  mit  solcher  Aufnahme  die  Verpflichtung 
zur  Unterstatzung  verknttpft  werde,  während  völlige  Freiheit 
hier  und  eine  für  alle  Zeit  der  ursjnrünglichen  Gemeinde  blei- 
bende Unterstatzungspflicht  dort  zwar  denkbar,  aber  im  Sinne 
freierer  Gestaltung  unlogisch  und  zweckwidrig  erschienen 
wäre.  Auch  moc^iten  andere  Arten  der  Ausgleichung,  wie 
etwa  die  Vereinignng  kleinerr-r  Bezirke  zu  einem  grösseren 
und  deren  geineinseli.iftliehe  Belastung,  ebenso  wie  Hülfe- 
leiötungen  durch  den  Staat,  die  Provinzen  und  andere  leistungs- 
fähigere korporative  Verbände,  zweckmässig  erscheinen. 

Worauf  es  ankommen  musste,  das  war  vor  allem  die  Ab- 
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vfä^iu)^  der  staatliehen  pfegen  die  OoiiicindeinteressoTi,  die 
Auftindung  eines  gerechten  MAaastabea  iür  die  Verteilung  der 
Armenlast. 

Und  in  der  That  sind  dies  die  beiden  anderen  Moniente, 
die  gegenliber  jenen  eben  iicrvoreeliobenun;  der  Erstarkung 
der  Staatsgewalt  und  der  Veränderung  der  wirtBcbaMichen 
Verkehnh  und  Produktionsbedingungen,  In  deniBelben  Augen- 
blicke von  den  Vertretern  der  Gemeindeinteressen  in  die  Wag- 
scliale  geworfin  wurden,  in  welchem  diese  dem  Gewicht  der 
•  öffentiichen  Meinung  und  der  Umstände  zu  Qunsten  der  wirt- 
schaftlichen Freiheit  nachzugeben  drohte. 

Freilich  konnte  von  einem  selbst  nur  annähernden  Gleich- 
gewicht kaum  jemals  die  Rede  sein;  die  Aufgabe,  es  allen 
recht  zu  machen  und  auf  alle  Schultern  gleiche  Last  zu  logen^ 
musste  von  vornherein  eine  unlösliehe  erscheinen. 

Die  Geschichte  der  Gesetzgebung  betreffend  das  Bürger- 
recht, die  Einwohnergemeinden  y  das  Heimatwesen »  das  Pass- 
wesen, die  Freiztlgigkeit  und  die  Gkwerbefreiheit  ist  im  we- 
sentlichen nichts  anderes  als  eine  Geschichte  des  Kampfe» 
zwischen  den  genannten  unversöhnlich  erscheinenden  Gegen- 
sätzen und  Interessen,  eines  Kampfes«,  dessen  wechselnde  Ent- 
scheidung abhängig  war  von  Kraft  und  Gewalt  der  streitenden 
Teile.  Seine  endgültige  Scidiehtung  wird  unter  keinen  Ver- 
hältnissen denkbar  suin^  iunner  wieder  würde  eine  Verschie- 
bung in  den  Gewaltverhältnissen  zur  Wiederaufnahme  des 
Kampfes  gegen  den  besitzenden  Teil  drängen. 

Wie  derselbe  vor  und  nach  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Deutschland  ge- 
führt und  entschteclen ,  wieder  aufgenommen  und  wieder  ^ent- 
schieden worden  ist,  sollen  die  folgenden  Abschnitte  dar- 
legen.   Sie  dienen  als  Vorbereitung  der  weiteren  Betrachtung, 

sich  der  Kampf  von  neuem  entzündet  hat  und  über  welche 
Kampfesmittcl  derselbe  gegenwärtig  verftlgt 

2.   Die  Oesetzgebung 
vor  Grttudiiiig  des  Nürddentscheu  Bundes. 

§  29. 

Die  Perioden  vor  und  nach  Gründung  des  Norrhlnitschfm 
Bundes  zeigen  auch  in  Bezug  auf  die  Armen-  und  A\  irt.schat'ts- 
^esetzgebung  denselben  charakteristischen  Unterschied,  wie  er 
tUr  alle  andern  deutschen  Angelegenheiten  wahmeluubar  ist: 
in  der  mten  Periode  staatenbündnerisches  Einzdbelieben ,  in. 
der  «weiten  bundesstaatlicher  Gesammtwille. 

Art.  XVIII  der  deutschen  Bundesakte  vom  8.  Juni 
1815  enthielt  folgende  Bestimmungen: 
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„Die  verbündeten  Pttrsten  und  freien  Stttdte  kommen 
überein,  den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende 

Rechte  zuzuBichem: 

a)  Grund  eigen  tlium  ;iiisserhalV)  dos  Staates,  den  sie  bewohnen, 
zu  erwerben  und  zu  besitzen,  ohne  deshalb  in  dem 
Ircmden  Staate  nielirereii  Abgaben  und  Lasten  unter- 
worfen zu  sein,  ui»  dessen  eigene  Unterthanen. 

b)  Die  Befugniss: 

1.  des  freien  Wegziehens  aus  einem  deutschen  Bundes- 
staat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen 
haben  will;  auch 

2.  in  Zivil-  und  Mditiir-Dienste  desselben  zu  treten. 

c)  Die  Freiheit  von  alier  Nachsteuer  (jus  detractus,  gabella 
emignitionis),  insofern  das  Vermögen  in  einen  andern 
deutsehen  Bundesstaat  (ibergeht,  und  mit  diesem  nicht 
besondere  Verhältnisse  durch  Freizügigkeits- Verträge  be- 
stehen. 

Die  deutsche  verfassungi^ebeude  Nationalversammlung 
setzte  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  dahin  fest: 

Jeder  Deutsche  hat  das  Recht  an  jedem  Orte  des  Reichs- 
gebiets seinen  Aufenthalt  und  Wohnsitz  zu  nehmen,  Liegen- 
schaften jeder  Art  zu  erwerben  und  darüber  zu  verfügen, 
jedf  11  Nahrungszweig   zu  betreiben,  das  Gemeindebürger- 
recht zu  gewinnen.    Die  Bedingungen  flir  den  Aufentlialt 
und  Wohnsitz  werden  durch  ein  Heimatsgesetz,   i»'ne  für 
den  Oewerbe])Ptrieb  durch  eine  Gewerbeordnung  fUr  ganz 
Deutschlund  von  der  lieichsgewalt  festgesetzt  ^j. 
Von  anderer  als  symptomatischer  und  der  zukünftigen 
Gestaltung  den  Weg  weisender  Bedeutung  war  aber  weder 
die  Vereinbarung  jenes  Artikels,  noch  die  Festsetzung  dieser 
Grundrechte.    Die  KJausel  der  Bereitwilligkeit  zur  Aufnahme 
in  den  Unterthanen  verband  schloss  eine  Wirkung  der  zu- 
gestandenen Freiheiten  eben  bis  zu  dem  Momente  aus,  in 
welehein  die  Bereitwilligkeit  erkliirt  wurde,  m.  a.  W.  in  wel- 
chem der  einzelne  Staat  von  seinem  liehCben  Gebrauch  machte. 
Die  einzige  Möglichkeit,  dies  Belieben  hinwegzuräumen,  konnte 
nur  das  in  den   Grundrechten   enthaltene  Reichs-Indigenat 
bieten,  das  aber  mitsanmit  den  flbrigen  fVeiheiten  yorittufig 
nur  auf  dem  Papiere  stehen  blieb.   So  fiel  denn  bis  zu  dem 
Vorhandensein  einer  wahrhaften  Reichsgewalt  die  Ordnung 
dieser  wichtigen  Angelegenheiten  den  territorialen  Gewalten 
zu,  die  im  scnlinimsten  Falle  fremde  Unterthanen  ausschliessen 
und  die  eigenen  in  strenir^r  Gebundenheit  erhalten,  im  besten 
Falle  den   einheimischen   und   frenub'Ti   die  gleichen  Keehto 
gönnen  und  hierüber  mit  den   übrigen  Territorialgewalten 

§  188  der  Deutschen  lieichsveriassune  d.  d.  Frankfurt  a.  M. 
88.  HKis  1849. 

7* 
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separate  Uebereinkünfte  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Gegen- 
seitigkeit treffen  mochten ;  in  keinem  Falle  aber  konnten  IJn- 
gieichmääsigkeiten  und  Ungerechtigkeiti  n  im  Verh&ltaisö  der 
einzelnen  Staaten  zu  einander  vorhütet  werden. 

Das  Detail  der  Vorschriften,  die  in  den  Territorien  seit  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  in  Bezug  auf  wirtschaftliche  Freiheit  und 
Aniienunterstüizung  erlassen  worden,  kann  in  dem  hier  heahsichtig- 
ten  Leberblick  selbstverständlich  nicht  erschopli  werden.  Es  wird 
genügen  die  wichtigsten  Punkte,  das  Gemeinsame,  wie  das  Ver- 
schiedene, hervorzuheben.  Doch  soll  hierbei  die  Berücksichtigung 
des  dnen  oder  des  anderen  Staates  blos  um  seiner  geringen  rftom- 
lichen  Ansdehnimg  willen  nicht  nnterbleiben;  oft  sind  gerade  die 
Yerb&ltnisse  der  kleinsten  Staaten,  in  denen  alle  Beschränkungen 
and  Freiheiten  sichtbarer  einwirken,  lehrreicher,  als  die  von  vielen 
Nebenuraständen  bedingten  Gestaltungen  der  grossen  und  aus- 
gedehnten Territorien  Selbstverständlich  ist  die  Darstelluii}^  der 
für  die  Reichsgej»et/gelnui,i;  grundlegenden  preussischen  uiui  iler 
ausserhalb  der  erstereu  stehenden  bairischen  Gesetzgebung  ausfuhr- 
licher gelialten. 

Scliieehthin  gemeinsam  ist  den  Ge«(jtz^'«'bunic:en  aller  deut- 
schen Staaten,  mit  einigen  später  zu  nennenden  Ausnalmien 
von  ganz  vorübergehender  Bedeutung,  die  Anknüpfung  der 
Armenlast  an  die  Oenicindekörporschaften,  denen  in  einigen 
Staaten  die  selbständigen  GatsDezirke,  Dominien,  Domanial- 
itmter  und  ähnliche  Bildungen  gleichgestellt  sind,  während 
der  wesentlichste  Unterschied  zum  Ausdruck  kommt  in  dem 
mehr  oder  weniger  leichten  Wicderioslösen  der  einmal  über- 
kommenen Verpfiiclitung  und  dem  8ehutza})parat,  mit  dem  die 
Gemeinden  gegenüber  dem  Entstehen  derselben  ausgerüstet 
sind. 

Die  voi-m  limsten  Beispiele  der  tVeiesten  lind  der  ein- 
4»ehräukendsteu  (Jlofititzesbestimmuugen  bieten  Preussen  auf 
der  einen  und  Baiem  auf  der  andern  Seite.  Ueberhaupt  ist 
ein  Gegensatz  zwischen  Norddeutschland  und  Süddeutsch- 
land  unverkennbar;  er  erscheint  vor  allem  in  dem  Umstand 
begründet,  dass  Preussen  in  den  östlichen  und  westlichen 
Provinzen  Gebieti^teile  besass,  zwischen  denen  erhebliche 
GegensHtz»^  ;mszugleichen  waren,  während  die  siiddeut?*<hf»n 
Staaten  auf  kleineren  Territorien  im  wesentlichen  gleicliarti;^en, 
bei  weitem  mehr  geiichlosBcnen  Verhäitniäsou  gegenübor- 
8taa(h'n. 

Jedent'alls  darf  man  den  Standpunkt  Baiern.s  und  Preussens 
dahin  ausdrucken,  das.s  Baieru  grund.sätzlieh  auf  dem  Boden 
der  geschlossenen  Gcmeindegenossenscliaft  stehen  blieb  und 
von  hier  aus  einige  Erleichterungen  der  wirtschafdich  wich- 
tigen Befugnisse  zulicss,  während  Preussen  grundsätadich  von 
•dem  allgemeinen  Staatsbtligerrecht  ausging  und  der  hieraas 
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folgenden  IndMdudlen  Freiheit  im  Interesse  der  Gemeinden 
einige  Beschrftnkimgeii  auferi^tie. 

In  beiden  Staaten  war  die  Uebung  dieser  GmndsitBe 
eine  bereits  altgewohnte^  als  sie  daran  gingen,  die  ihnen  ent- 
sprechenden G^etzesvorschriften  ea  kodifiziren. 

a.  Prenssen« 

§  30. 

Für  Preussen  war  bereits  in  dem  Patent  vom  8.  Sopt(*m- 
hfv  1804  wfc:»'!!  Tn't^K'rer  Beatimmunj):  d'T  Grundsätze  über 
die  Verplli  L^uiig  (ier  Urtsarmen  in  H<  r  Kurmark,  Neumark 
und  Fonimern  ;iut>ges3j)rochen,  dass  (iie  Kommunen  zur  Zurück- 
weisung ortstVemder  Personen  nur  befuf^t  sein  sollten,  wenn 
dieselben  schon  zuvor  an  dem  Orte  ihres  Autenthalts  verarmt 

fewesen,^  und  dass  dieser  Anspruch  auf  Zurückweisung  binnen 
ahresfrist  nach  dem  Zuzüge  geltend  gemacht  werden  musste* 
Das  Allgem.  Landrecht  hatte  in  zusammenliängender  Behand- 
lung der  ganzen  Materie  unter  dem  Titd:  „Von  Amien- 
anstalten  und  andern  milden  Stiftungen"  (Th.  II  Tit  19)  unter 
anderem  in  §  9—13  Folgendes  verordnet: 

5^  9.  Privilegirte  Korporationen,  welche  elDen  besonderen 
Armenfonds  haben,  oder  dergleichen,  ihrer  Verfassung  gemfiss.  durrh 
Beiträge  luiter  sirh  aufbringen,  sind  ihre  an  vermögenden  Mitglieder 
zu  ernähien  vorzuglich  verbundeu. 

§  10-  Auch  Stadt-  und  Dorfgemeinden  luü&äeu  für  die  Er- 
nährung ihrer  verarmten  Mitglieder  und  Einwohner  sorgen. 

§  11.  In  Ansehimg  der  ausdracklich  attfgmoraneiien  Mitglieder 
eotsteht  die  Terhindlichkeit,  sobald  die  Aufbahme  wirklich  ge- 
schehen ist. 

^^  12.  In  Aosefaung  anderer  Einwohner  hingegen  ist  nur  die- 
jenige Stadt-  oder  Dorfgemeinde  znr  Ernährnng  eines  Verarmten 
verpflichtet,  bei  welcher  derselbe  zu  den  gemeinen 
Lasten  zuletzt  beigetragen  hat. 

4J  13.  Nach  el  en  den  Grundsätzen  (t;  9 — 12)  müssen  auch  die 
Kbefrauen,  Wittweu  und  unversorgten  Kinder  des  Verarmten  von 
den  Korporationen  nnd  Gemeinen  erofthrt  werden. 

Hierdurch  war  ein  scharfer  Gegensatz  hervorgehohen 
zwischen  den  eigentlichen  GemeindeangehOrigen  nnd  den 
fremden  Zuzfiglem  nnd  es  war  von  manchen  die  Fttrsoigepfiicht 

zu  b^ründen  geeigneten  Momenten  eines  besonders  betont:  die 
Thatsache  des  Beitrages  zu  den  Gorn eindeabgaben. 

Diesen  Gegensatz,  den  fast  alle  ül>rip:on  Staaten  durch 
8cliatfung  einer  Bürger-  und  Ein  wohn  ergenieinde  mit  ver- 
schiedenen Recliten  und  Ptiiehton  nur  zu  verschärfen  trach- 
teten,  versuchte  Preussen  in  derFol^e  auszugh  iclion  und,  in- 
cicni  cö  jenes  Moment  der  Zahlung  von  GemeindeabgabeQ 
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immer  mehr  in  den  Vordergrund  rückte,  die  Einwoliner- 
gememde  ganz  und  gar  an  die  Stelle  der  Btirgergemeinde  zu 
setaien,  die  gemeindebttigerlichen  Rechte  und  Fnichten  an  den 
blossen  Aufenthalt  und  die  Leistung  von  Gemeindeabgaben 
anzuknüpfen. 

Dieser  AuflEwsung  entsprach  es  auf  der  anderen  Seite  als 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  wenn  ge*^cnüber  der  mit  Tieuon 
Bürgern  ohne  ihr  Zuthun  mul  vor  allein  ohne  die  Möglich- 
keit (h  r  Abwehr  bereicherten  Gemeinde  die  Verjjflichtung  zur 
Aniicnturäorgc  anderweitig  und  im  Sinne  der  möglichsten 
Erleichterung  geregelt  wurde.  Und  dies  geschah  in  zweifacher 
Weise  durch  die  Gesetze  vom  31.  Dezember  1842  Uber  die  Auf- 
nahme neu  anziehender  Personen  und  über  die  Verpflichtung 
zur  Anneii])fleoi  .  Die  1 — 3  des  ersteren  statuircn  un- 
bedingte Freizügigkeit  für  jeden  selbständigen  erwerbsfähigen 
oder  mit  den  Rütteln  zum  Unterhalt  ausgestatteten  preussischen 
Unterthanen.  ISnr  der  Mangel  der  Erwerbsfliliigkeit  oder  der 
Unterhaltsmittel  ben!eli tilgen  zur  Verweigerung  des  Aufent- 
halts seitens  der  fTeiii»  inde,  nicht  schon  die  Besorgniss  künf- 
tiger Venirmung ;  ürt\inbart  sich  aber  binnen  Jahresfrist  nach 
dem  Anzüge  die  Notwendigkeit  einer  öffentlichen  Unterstützung 
und  weiset  die  Gemeinde  nach,  dass  die  Verarmung  schon 
Yor  dem  Anzüge  vorhanden  war,  so  kann  der  Verarmte  an 
die  Gemeinde  seines  frttheren  Aufenthaltsortes  zurttck- 
gewiesen  >vcrden. 

Des  A  u  f  e  n  t  Ii  a  1 1  s  o  r  tes !  und  zwar  des  früheren  und 
weiter  desjenigen  früheren,  der  Ti  ieli  "Massf^^abe  der  ergänzen- 
den Vorschriften  des  Armengesetzes  zur  Fürsorge  vcrpfliclitet 
worden  ist.    Hierüber  verhalten  sich  die  §§  2  —  4, 

§  1.  Die  Fürsorge  für  einen  Armen  hat,  wenn  daza  kein  An- 
derer (Verwandter,  Dienstherrschaft,  Stiftuni^  n.  s.  w.)  verpflichtet 
und  vermögend  ist,  diejenige  Gemeinde  zu  übernehmen,  in  welcher 
derselbe 

1)  als  Mitglied  ausdrücklich  aufgenommen  worden  ist,  oder 

2)  unter  Beobachtung  der  Vorschritten  des  Gesetzes  vom  heutigen 
Tage  Dber  die  Aufnahme  nen  anziehender  Personen  §  8  einen 
Wohnsitz  erworben'),  oder 

3)  nach  erlangter  Grosflj&hrigfceit  während  der  drei  letzten  Jahre 
vor  dem  Zeitpunkte,  wo  seine  Hülfsbedflrftigkeit  herTortritt» 
seinen  gewöhnlichen  Autenthalt  gehabt  hat. 

!:5  2.  Ein  Wohnsitz  im  Sinne  de^  ^  1  Nr.  2  wird  für  Per- 
sonen, welche  als  Dienstboten,  üans-  und  Wirtschaftsbeamte,  Hand- 


M  §  8  lautet  :  Wer  an  «Mnem  Orte  seinen  Aufenthalt  nohmen  will, 
muss  sich  bei  der  Polizeiohrigkeit  dieses  Ortes  melden  und  über  seine 
pewönlichcn  Verhältnisse,  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  der  1 — 6, 
die  erf< nlt  rliche  Auskunft  gehen.  Uebor  die  erfolgte  Meldung  ist  eine 
Bescheinigung  zu  erteilen. 


Digitized  by  Google 


VI.  4. 


103 


werksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.  im  Dienste  eines  Anderen 
stehen,  an  dem  Orte,  wo  sie  im  Dieubie  äich  befinden,  duicii  dieses 
Dieofltverbältiiiss  allein  niemals  begründet 

§  3.  Die  Verpflichtung  zur  Fttrsorge  für  den  Verarmten  be- 
ginnt in  dem  Falle  des  §  1  Nr.  1  mit  dem  Tage  der  Anfnahme, 
und  in  dem  Falle  des  §  1  Nr.  2  mit  dem  Zdtpnnkte  der  Erwerbong 
des  Wohnsitsses. 

Sind  die  in  §  1  nnter  Nr,  1  nnd  2  anfgestellten  Bedingungen 
hei  mehreren  Gemeinden  in  ßeziehang  auf  dieselbe  Person  TOr^ 
banden,  so  entscheidet  deren  gewöhnlicher  Aufenthalt. 

§  4.  Die  durch  die  Vorschriften  des  §  1  bestimmte  Verpflich- 
tung der  Gemeinde  erlischt,  wenn  der  Verarmte  nach  erlangter 
Grossjährigkeit  seit  drei  Jahren  aus  der  Gemeinde  abwesend  ist. 
Eine  Ausnahme  hiervon  findet  statt,  wenn  die  Abwesenheit  durch 
blos  vorübergehende  Verhältnisse,  in  Sonderheit  durch  den  Betrieb 
«ines  nicht  stehenden  Gewerbes,  durch  Erfüllung  der  allgemeinen 
Hilitärptlicht,  durch  Abbüssung  einer  zeitigen  Freiheitsstrafe  u.  s.  w. 
veranlasst  worden  ist. 

Den  Genio Inden  in  Bezug  auf  die  Verpriichtunp;'  zur 
Armenpflege  gleieligestellt  wurden  die  selbständigen  (fiits- 
horrschaftcn,  deren  Guter  sich  nicht  im  Geraeindevcrbaude 
befinden  (§  5),  während  hinsichtlich  einzelner  Besitzungen, 
welche  weder  zu  einer  Gemeinde  gehören,  noch  einen  selb- 
atKndigen  Ghitsbeasirk  bilden,  die  Vereinigung  („in  Beziehung, 
wie  auf  alle  Kommunal  Verhältnisse,  so  auch  auf  die  Armen- 
pflege") mit  einer  Gemeinde  verordnet  wurde.  Kein  noch  so 
kleiner  Gebietsteil  des  Staates  sollte  der  Verpfliclitung^  zur 
ArmenfUrsorge  entzogen  sein.  Rücksichtlieh  dieser  VerpHieh- 
tung  heissen  die  Träger  derselben  „örtliche  Arnicnvör- 
bilnde".  Jedem  derselben  liegt  es  ob,  im  Bedürfnissfalle 
vorläufige  Unterstützung  zu  gewähren      25  Ü\).    Die  §§  1 — 9 

Seben  nur  an,  welcbon  Verbände  die  definitiye  Fttrsorge  zu- 
lllt  Durch  dieee  Bestimmungen  war  eine  ganz  neue  Art 
der  Entlastung  geschaffen.  Im  Interesse  der  Armenpfl^e 
ordnete  das  Gesetz  die  vorläufige  ITürsorge  am  Orte  des  vor- 
handenen Bedtlrfhisses  nn;  im  Interesse  der  örtlichen  Ver- 
bände lif^s-i  es  diß  df^tinitive  Armenlast  wandern,  übertrug  sie 
dem  Aufentiialtsortt^  naeh  irewissen  MHssga1)en  und  nahm  sie 
diesem  nach  Verlauf  ein(?H  gewissen  Zeitraums  wieder  ab. 

Sollte  al)cr  das  Gefuf^e  der  öffentlichen  Fürsorge  filr  alle 
im  Staatsgebiet  biitindliehon  Personen  nicht  durchbrochen  wer- 
den, 81)  bedurfte  es  notwendig  eine»  Zwischengliedes,  welches 
die  Lücken  ausfüllte,  welche  der  zu  kurze  Aufenthalt  an  dem 
einen,  die  zu  lange  Abwesenheit  von  dem  anderen  Orte  ttbrig 
lißss.  Das  preussische  System  wählte  als  ein  derartiges  Zwischen- 
glied —  es  brauchte  aieselben  nicht  erst  zu  schaiTen  —  die 
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kommunalen  Verbllndo  höherer  Ordnung  und  verordnete  in 
den  §§  9  und  12  des  Ges.  v.  1842  grundsätzlich: 

§  9.  Ist  keine  Gemeinde  oder  GntsherrBchaft  (Ortlielier 
ArmenverbaDd)  verbanden,  welcher  ntch  den  Bestuunungen  der 

§§  1 — 7  die  Fürsorge  für  die  Verarmten  obliegt,  so  ist  diese 
Pilxsoige  eine  ProTinsinUast^),  welche  von  Xj«ndarmenverbftnden  ge- 
tragen wird. 

§  12.  Die  Fürsorge  für  den  Verarmten  (§  9)  hat  lerieiilje 
LandariueuverbaDd  zu  (ibemehmeu,  in  dessen  Bezirke  das  liedürloiss 
dazu  hervortritt. 

§  si. 

Es  leuchtet  ein,  dass  der  zuerst  genannte  Grund  der 
Verpflichtung  der  örtlichen  Verbände  nicht  von  grosser  Be- 
deutung sein  konnte,  da  es  sich  flir  die  Armenpflege  doch 

■meist  nur  um  solche  Personen  handelt,  fiir  welche  eine  frei- 
willige Aufnalinie  in  den  Gcmi'iiuleverbaiid  ohnehin  nicht  zu 
erwarten  stnnd,  und  die  Angehörigen  der  niederen  I>r'V()lkeriTng, 
diu  iib-  und  zu.strönit  und  vornehmlich  auf  ihrer  Iländu  Arbeit 
angewiesen  ist,  irgend  eine  Sicherheit  gegen  künftige  Armen- 
last nicht  bieten. 

*  GfinzHch  beseitigt  wurde  dieser  Verpflichtongsgrund  durch 
Beseitigung  des  Erfordernisses  einer  formellen  Aufnahme  als 
Gemeindeglied,  wie  sie  znnttchst  in  der  preuss.  Städteordnung 
▼om  20.  Mai  1853  ausgesprochen  wurde. 

Eine  weitere  Aenderung  fügte  »Ins  Ges.  v.  21.  Mai  1855 
hinzu.  Die  Wohn sitzn ahme,  welche  nur  die  Meldung  bei  der 
Polizeiobrigkeit  zur  Voraussetzung  hatte,  bedeutete  soviel,  wie 
Begründung  der  V'erpÜichtung  zur  Armenfürsorge  unmittelbar 
durch  blosse  Niederlassung.  Man  glaubte  aber  nach  inzwischen 
gemachten  Erfahrungen  im  Sinne  der  Grundsfttze  ttbcr  Frei- 
zfigigkeit  und  Armenlast  eine  gerechtere  Ausgleichung  herbei- 
ÄUttihren,  indem  man  dem  Erforderaiss  der  Wohnsitznahme 
noch  das  eines  einjährigen  Aufenthaltes  zufügte;  in  der  Praxi» 
bedeutete  dies,  da  polizeiliche  Meldung  ohnedies  obligatorisch 
war,  Verpflichtung  zur  Armenftirsorge  in  Folge  tliatsächlichoUi 
im  übrigen  nicht  qualitizirtt^n  einjährigen  Aufenthaltes. 

Gleichzeitig  wurde  eine  neue  Bestimmung  in  Bezug  auf 
jene  in  §  2  des  Ges.  v.  1842  bezeichneten  unselbständigen 
Personen  getroffen,  die  den  Aufenthaltsort  stärker  zur  Armen- 

Der  Ausdruck  des  §  9,  da??^  Hir  Fru?(mrr  für  Verarinft\  mangels 
eines  örtlichen  Ärmenverbandes,  eine  Proviiiziallast  Bein  solle,  ist  hierbei 
nicht  ganz  wörtlich  im  Sinne  der  geltenden  Einteilung  des  Staatsgebietes 
m  Pfovhizen  zn  verstehen:  68  banoelte  sich  rielmehr  nur  um  die  Ueber» 
tTttpriing  der  Last  an  derartige  übergeordnete  Verbände,  die  für  den  Uin- 
iang  Yon  Kreisen,  Kegierungsbeairken  oder  Provinzen  bereits  bestanden 
oder  neu  einsnrichten  waren. 
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last  heraBBOg:  die  Verpflichtoiig  der  Gemeinde  des  Dienst- 
oder Arbeitsortes  nämlich,  in  Kranlcheitsfällon  (wozu  Schwaitf  er- 
Schaft  nicht  gerechnet  werden  soll)  die  Verpflegong  zu^wer- 

nehmen  und  von  dem  nach  Massgabe  des  Uesetzes  anderweit 
verpflichteten  Armenverbande  nur  insoweit  Erstattung  ver- 
lang'cti  zu  dürferi.  als  die  Dauer  der  jbo'aakheit  den  Zeitraum 
von  3  Moiiuteu  überateigt. 

So  Latte  Preussen  nunmehr  drei  Gründe  der  detinitivL^n 
Uebernahme  der  Armenlast:  1)  einjähriger  bczw.  dreijähriger 
nicht  qnalifizirter  Aofenihalt  in  all^  Fällen  der  Holfibedtlrf- 
tigkeity  gegenüber  dem  Aufenüialtsort  —  2)  ein  Dienst-  oder 
Arbeitsverhältniss  in  Krank h ei tsf^lllen  von  weniger  als  drei- 
monatliclit  r  Dauer^  gegenüber  dem  Dienst-  und  Arbeitsort  — 
3)  der  durcli  dreijährige  Abwesenheit  herbeigeftihrte  Maiifrel 
einer  Verpflichtung  in  allen  Fällen  der  Hülfshedlirftiprkeit  mit 
Ausnahme  des  Falles  zu  2;  gegenüber  dem  Landarmeu- 
verbande. 

Bei  diesen  Voröcliritteu  ist  es  bis  zur  Kcichsgesetzgebung 
verblieben. 

I».  Baien. 

a.    Baiern  rechts  des  Kheins. 

§  82. 

Wie  der  preus;>i.selien  Gesetzgebung  eine  gewisse  Ein- 
fachheit und  Kürze  der  Vorschriften  —  in  sehr  bemerkbarem 
Gegensatz  zu  den  weit  ausholenden,  in  vorsorglicher  Kasuistik 
unerschöpflichen  Wendungen  des  Allgemeinen  Landrechts  — 
mit  Rücksicht  auf  die  sehr  einfache  Gestaltung  der  neuen 
Verhältnisse  natürlich  sein  musste,  so  bedurfte  die  süddeutsche 
Gesets^ebung  eines  ziemlich  umfangreichen  Ap}).irAteS;  um 
ein  kunstvolles  System  von  GenuMrideeinspriiehsrechten ,  in- 
dividuellen Befugnissen  und  staatlicher  Auföielit  verständlich 
zu  machen  und  vor  Willkür  sicher  zu  stellen. 

Wiilinaul  in  Preussen  die  Nrederlassnngs-  und  Arnien- 
getjetzgebung  mit  ihren  weni^i;en  i'ura^iaphon  für  die  prak- 
tische Anwendung  keine  anderen  Vorauss^ungen ,  als  etwa 
noch  ein  Gemeindeverzetchniss  erforderte,  im  übrigen  aber 
von  der  Gemeindegesetzgebung  im  engeren  Sinne  unabhängig 
war,  mussten  in  den  süddeutschen  Staaten  die  Armenpfleger 
von  den  Armenpflegegesetzen  auf  die  Heimatsgesetze,  von 
fl'o^on  rnif  die  Bürgerrech ts^'^'^etze  zurtiekgreifen,  um  die  all- 
fHlli^  wichtigsten  Bestimmungen  noch  in  besond<M-en  Gesetzen 
über  Verelielicliungs-  und  Aufeuthaltsfrciheit  wieder  an  anderer 
Stelle  aufzusuchen. 

In  Baiem  sind  in  diesem  Jahrhundert  —  von  einem 
missglückten  Versuche  der  Staatsarmenpflege  im  Jahre  180S 
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abgeöeheu  —  zweimal  die  Gogcnstäude  dcd  iieimaU-  und 
ArmenweseiiB  kodifizirt  worden:  in  der  Mttto  der  zwanziger 
und  am  Ende  der  sechziger  Jahre.  Beide  Male  wurde  zwischen 

dem  rechtsrheinischen  Gebiete  und  der  Pfalz  unterschieden 
und  bezOglich  der  letzteren  den  seit  der  französischen  Okku- 
pation gewohnten  Verhältnissen  möglichst  Rechnung  getragen. 

Die  Gesetzgebung  von  1825.  an  die  sehr  wichtigen  Bettel- 
niandate  von  1770  und  17Ö0  unacbliessoüd ,  umfasste  zwei 
Gesetze : 

1)  Gesetz  tiber  die  Hciiuat, 

2)  Gesetz  Uber  Ansässigmachung  und  Verehelichung 

—  beide  vom  11.  September  1825  — ,  und  wurde  ergänzt  durch 
einige  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  demselben 

T;ige  und  die  Verordnungen  betreffend  das  Armenwesen  vom 
17.  November  1816  und  betreffend  die  Bettler  und  Land- 
streicher und  die  Ernchtun^j:  von  Zwangsarljeitshäusern  vom 
28.  Novoraber  1816.  In  dem  Ilcimatgesotz  wird  der  höhere 
Gesiclitüjjunkt  der  Heimat  betont,  die  nicht  blos  die  siclier- 
heitspolizeilichen  Kunktioneü  der  Armen nntcrütützungsgemeinde 
versehen,  bondern  alb  „die  Wiege  niaiiclifaltiger  schöner  Be- 
ziehungen und  Gefühle,  aus  welcher  der  Sinn  fUr  die  Mit- 
wirkung zu  gemeinsamen  Zwecken  sich  entwickelt ,  und  als 
die  Pflanzschule  bürgerlicher  Tugend  und  Ordnung**)  Wir- 
kungen auf  die  bürgerliche  Gesittung  üben  sollte. 

In  die  mit  der  Heimat  verl)undenen  Rechte  wird  das  des 
bedürftigen  Heimatgenossen  auf  UntnrstiU/nnr^  cin^e.sehlossen. 

Von  der  näheren  Darlegung  der  einzelnen  Titel  des 
Heimaterwerbes  nach  dem  Gesetz  von  1825  kann  hier  füg- 
lich abgesehen  worden,  da  sie  im  wesentlichen  in  die  neue 
Gesetzgebung  übergegangen  und  im  Zusanmieulmnge  der  letz- 
teren darzustellen  sind. 

Nur  ein  Titel  ist  hier  zu  besprechen,  sowohl  weil  er  in 
die  späteren  Gesetze  nicht  mit  tibergegangen,  als  auch  weil  er 
der  wichtigste  von  den  im  Gesetz  von  1825  au%eftthrten  ist: 
die  A  n  s  ä  s  8  i  g  ra  a  c  h  u  n  g. 

Die  Ansässigniachung  ist  nielit.  wie  der  Wortlaut  es  aus- 
zudrücken seln'int,  mit  der  Tli  its  iche  des  Aufenthaltes  oder 
der  Kiederla-ssung  identisch ,  sondern  stellte  für  sich  allein 
einen  neuen,  bis  dahin  nicht  gekannten  formalen  Kechtäinhalt 
dar ;  nändich  die  gesetzlich  zulässige,  dem  Heimatserwerbe  mit 
Bezug  auf  seine  Wirkungen  gleichgestellte  Niederlassung. 

Als  solche  wurde  sie  zunächst  von  gewissen  allgemeinen  Vor- 
aossetzungea  abhängig  gemacht:  1)  Besiu  der  bUaUaDgehörigkeit; 

2)  ErfQllang  der  zi?ilreßhtliehenuBd  nülftSigeselzlichen  Aaforderangea ; 

3)  guter  Leamuad;  4)  vorschriftsmftssiger  Besoch  des  Schnl-  und 


1)  Wortlaut  der  ministenellen  Motive  an  dem  GeteteeatwiirC  VgL 
Biedel  I  iS.  28. 
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Religionsunterrichtes  —  und  beiiii  Vorhandensein  dieser  Voraus- 
setzungen an  die  iiachiolgeuden  speziellen  Gründe  angeknüpft: 

1)  den  Bedte  ein«  Gnmdvennögens,  welches  ein  Steuersimplum 
?<m  45  Kr.  entrichtet  und  bis  znm  Eapitalbetxagc  dieser 
Steuer  sehnldenfrei  ist  (§  2  Ziff.  1); 

2)  den  Besitz  eines  realen,  radizirten  oder  konsessionepflichtigeii 
Gewerbes  (§  2  Ziff.  2); 

3)  den  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  des  Staates,  der  Kirche 
oder  der  Gemeinde  mit  definitiver  Anstellung  (§  4) ; 

4)  einen  auf  andere  Weise  gesicherten  Nahrangsstand  (§  2 
Zift'.  8  und  5). 

Di«'  wichtigste  Aendening  hradite  aber  das  Gesetz  da- 
durcli,  dafs  r>s  im  ausgesprochenen  (.Tcj^ensatze  zu  < ! '  n  Wtlnschen 
der  (jenieintlt  11  di(^  Ansässi^^iuacliunj^:  zum  Teil  mit  einer  von 
dem  Willen  der  letzteren  unabhängigen,  krall  Gebetzes  ein- 
tretenden Wirkung  ausstattete  und  ssum  anderen  Teil  in  den- 
jenigen Fidlen y  die  eine  Entscheidung  erheischten,  dieselbe 
den  Staatsbehörden  ttbertrug  und  der  Öemeindewillktlr  so  auf 
«lle  Weise  entzog. 

§  33. 

Freilicli  vermochte  diese  Gesetzgebung,  die  in  den  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  einen  gleichfalls  sehr  libe- 
ralen Ausdruck  fand  und  bemlllit  war  „das  (t  rundeigen  tum 
und  die  Gewerbe  mebr  und  mehr  zu  entfesseln  und  die  Her- 
stellung eines  ordentliciu;n  Nahrungsst^mdeü  zu  erleichtern"*), 
dem  Andringen  dei*  bikalen  und  partikulären  Interessen  nicht 
lange  Stand  zu  halten.  Durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1834, 
die  AnsKssigmachung  und  Verehelichung  betreffend,  wurden 
alle  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetses  von  1825  im 
Sinne  um&ssenden  Gemeindeetnspmchsrechtes  wieder  abge- 
ändert 

Abgesehen  von  der  Erhdhnng  des  Stenersimpliims  lÄr  den  Titel 
des  Grondbesitzes  enth&lt  §  2  des  Gesetzes  von  1834  noch  folgende 

Aenderangen : 

§  2.    Die  Ansässigmachung  kann  begründet  werden:  .... 

III.  Durch  erlangte  jicrsönliche  Gewerbskonzession,  deren  Er- 
teilung nur  nach  sorgfÄltii;er  Würdigung  des  Nahrungsstandes  d^ 
Bewerbers  und  der  öbrig» n  Gewerbsmeister  zulässig  ist; 

IV.  durch  einen  auf  sonstige  Weise  vollständig  gesicherten 
NahruugssLand,  welcher  —  den  Fall  der  definitiven  Aiibteliung  auage- 
nommen  —  hervorgehen  mnss: 

a)  aas  einem  das  Steaerminimnm  nicht  erreichenden,  aber  Im 
Yereine  mit  sonstigen  Umständen  das  Fortkommen  der  Familie  den- 
noch sichernden  Omndbesitze,  oder 

0  Wortlaut  der  Moüve;  Kiedel  I  S.  32. 
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b)  ans  einer  Bicheren,  den  Bedarf  einer  FamiHe  gew&hrenden 
Rente,  oder 

c)  aus  dem,  die  Znknnft  einer  Familie  vorteilhaft  gestaltenden 
Betrieb  einer  den  Gewerben  nicht  beizoz&hlcnden  Erwerbsart,  oder 
endlich 

d)  aus  dem  I.ohiierworbc,  soferiie  dieser  vermöge  des  örtlichen 
Bedarfs  und  im  Gegenhalte  zu  den  bereits  vorhandenen  Lohn- 
arbeitern als  nachhaltige  Nahrungsquelle  betrachtet  werden  knnn» 
Bei  Erwerbungen  auf  Grund  dieses  lct;£ten  Titels  ist  in  Konkurrenz- 
fiUlen  ausgedienten  Soldaten  nnd  Dienstboten,  welche  15  Jahre  trea 
gedient  haben,  der  Vorsog  zu  geben. 

Und  nicht  genug  hieran,  äoileu  mit  Auüiiaiiaic  der  Titel 
, Anstellung''  und  „Gewerb^onzession^y  bei  welchen  die  An- 
Btellungs-  bezw,  Konzessionsurkunde  schon  die  vorgängige  Zu- 
stimmung der  Gemeinde  voraussetzt^  alle  ttbrigen  Arten  von 
Ansässigmachung  durch  einen  rechtskräftigen  Bcschluss  be- 
dingt sein,  vor  dcson  Erlass  säranitliche  Beteiligte  zu  hören 
sinn ;  zu  den  Beteiligten  ^^oliöron  die  GoTnoind (»Verwaltung,  der 
ArnuMi j)d(';j;.scliaftsratli,  die  f^leiehmajjsi^^cii  Bewerber  um  die- 
selbe Kategorie  der  Ansässig: keit  und  die  (Jriind-  und  Gerichts- 
herren.  Die  Nichteiuvvilligung  der  Gemeinde  gegenüber  den 
zu  IV  a — d  aufgeführten  Titeln  hat  die  Bedeutung  eines  ab- 
solut hindernden  Widerspruchs.  Gleichzeitig  erklarte  §  13  des 
revidirten  Gomeindeedikts  vom  1.  Juli  1834  die  nur  auf  Grund 
der  letztgedachten  Titel  ansilsstg  gemachten  Personen  als  blosse 
In-  und  Beisassen. 


Während  eines  Zeitraumes  von  mehr  als  dreissig  Jahren 
hatte  Baiem  Gelegenheit  und  Veranhissung,  die  Güte  seiner 
neuen  Gesetzgebtmg  zu  erproben.    Einige  kleinere  Gesetze 

und  Verordnungen  änderten  eini^n^  das  Wesen  der  Sache 
nicht  Ijetreffenden  Punkte^),  bis  1868  und  1809  eine  organisclie 
Revision  und  systematisclio  Neuordnung  der  ganzen  Materie 
erfol<rte,  deren  p:(»setzlicher  Ausdruck  mit  einer  im  folgenden 
Absehnitte  näher  darzulegenden  wichtigen  Modifikation  gegeu- 
würtig  noch  in  Kraft  und  Gültigkeit  steht. 
Ks  sind  die  Gesetze: 

1)  über  Heimat,   Verehelichung   und   Aufentluüt  vom 


16.  April  1868  ; 

2)  über  die  öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege  vom 
29.  AprU  1869. 


Gegenteil  angeknüpft  an  bestehende  Einrichtungen  und  mit 


I)  Eine  Uebersicht  dieser  Gesetze  bei  Kiedei  I  S.  39  und  S.  41 
Anm.  1;  Makoi^dczka  S.  349. 


§  34. 


neu;  es  wird  im 
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AuBnahme  des  Begriffs  der  Ansftssigmachung ,  der  in  Fortfall 
kommty  die  Ausdracksweise  und  bi^riffliche  EänteHung  der 
Gesetze  yon  1816,  1825  und  1834  beibehalten.  Nur  ein 
Unterschied  ist  bemerkbar,  der  von  der  Literatur  selten  be- 
achtet oder  wohl  auch  absichtlich  verschwiegen  worden  und 
der  doch  fiir  da«  Vorst.'lndniss  der  Bedeutung  dieser  Gesetse 
ausserordentlich  vvcsfinlich  ist. 

Die  Heimat  in  j<'iiem  gemütvollen  Sinne  der  Motive  von 
1825  büUto  zwar  nicht  beseitigt  werden  ;  aber  man  sali  .siL-h 
genötigt,  von  diesem  iliren  Inhalt  insoweit  zu  abütrahiren,  als 
er  der  Inbegriff  lUlcr  Rechte  und  Pflichten  gewesen  war, 
welche  dem  heimatgohörigea  IndlTiduum  zukamen  und  ob- 
lagen, und  ihn  auf  jene  Minimalforflerung  zu  reduziren,  wt  Icho 
den  preussischen  Gesetzen  cliarakteristisch  war:  auf  das  Recht 
des  Individuums  zum  ungehinderten  Aufenthalt,  auf  die  Pflicht 
der  Gemeinde,  das  ihr  nach  fjfewissen  Massgaben  angehörige  In- 
dividuum zu  unterstützen.  Kiedr!  bemerkt  in  dieser  Beziehung 

„Der  Zweck  des  Heiiiiatgesetzes  beistand  vorznp:swei8e 
darin,  im  Interesöo  der  8taatst>i^nung  eine  sichere  Grundlage 
für  das  Aufenthaltsrecht  und  die  öffentliche  iVrmenpflege  zu 
achaffen.  Um  dieses  zu  erreichen,  bestimmte  das  Gesetz  im 
voraus  eine  Gemeinde,  in  welcher  eine  Person  vom  Stand- 
punkte des  öffentlichen  Rechts  aus  als  zu  Hause  erachtet 
wird  und  im  Notfalle  zu  unterstützen  ist;  das  Verhftlt- 
nfss,  kraft  dessen  Jemand  in  diesen  Beziehungen  einer  be- 
stimmten Gemeinde  angeliört,  wird  Heimat  p^onaniit;  ausser- 
dem bedient  sich  die  (iesetzessprache  de«  Ausdrui  kes  Heimat 
nicht  nur»  um  den  Inbegriff  der  mi^  jenem  Verhältnisse  flies- 
senden Ansprüche  des  Individuums,  sondern  auch  um  die 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  in  welcher  die  Person  heimats- 
berechtigt ist;  das  Wort  Heimat  bedeutet  daher  auch  »Hei- 
matrecht im  subjektiven  Sinne«  und  »Heimatort«.** 

D(;m  Titel  nach  kennt  das  erstgenannte  Gesetz  vier  ver^ 
schiedene  Arten  der  Heimat:  ursprüngliche  —  er  wer«* 
beno  —  verliehene  —  angewiesene,  von  denen  die 
dritt«'  L'änzlich,  die  vierte  in  gewissem  Sinne  Neubildungen 
<lar:jteiiten ;  fort^'efullon  bezw.  ersetzt  durch  jene  ist  der  Titel 
der  „AnsäHsif^niacliung". 

Die  ursprüngliche  Heimat  ist  für  den  bairischen 
Staatsangehörigen  in  derjenigen  politischen  Gemeinde,  in 
welcher  smne  Eltern  heimatberechtigt  waren  (Art  1). 

Erworben  wird  die  Heimat  durch  definitive  An- 
stellung im  Staats-,  Gemeinde-  oder  Kirchendienst,  durch 
Verheiratung  für  Männer,  insofern  sie  hierdurch  die  ur- 
sprüngliche Heimat  als  selbständige  erwerben,  durch  Ehe- 


1)  Riedel  1  8.  06.  —  8.  66  ist  der  Gegensatz  zum  Beiehs-»  Sl«^tl- 
uud  Gemeindebuigorrecbt  scharf  hervoigehoben. 
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Bchli essung  fllr  Frauen,  durch  £rwerb  des  Bürger* 
rechts  (Art.  2—5). 

Einen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat  er- 
wiil>t  ein  vulljährigcr  bairiseher  Staatsangehöriger  durch  frei« 
willigen,  selbständigen,  ununterbrochenen  fünfjährigen 
Aufenthalt,  wenn  er  gleichzeitig  Staats*  und  Gemeinde* 
steuern  entrichtel^  ArmenunterstUtzung  aber  weder  beansprucht 
noch  erhalten  hat  (Art.  6).  Ausgenommen  smd  hiervon  Dienst* 
boten^  Oewerbsgehülfcn  und  Haussöline,  sofern  sie  in  Brot 
des  Dienstherren  oder  des  Familienhauptes  stehen  und  keine 
eigene  Wolmung  Haben*). 

Unter  Fortfall  dos  Erfordernisscö  der  Steuerznlduns^  und 
der  Beschränkung  bezüglich  jener  bcidi;u  Persunenklassen,. 
unter  im  tibrigen  aber  gleichen  Bedingungen  wird  ein  An- 
spruch auf  Verleihung  zweitens  durch  zehnjährigen  Auf- 
enthalt erworben  (Art  7).  Endlich  steht  es  den  Gemeinden 
frei,  unter  Vereinbarung  besonderer  Bedingungen  einseinen 
Personen  das  TTelmatrecnt  zu  verleihen  (Art.  8).  Gegen  die- 
Versagung  der  Verleihung  steht,  selbst\'er8tändlich  nur  in  den 
beidtm  ersten  Füllen,  die  Beschwerde  an  die  Aufsichtsbehörde- 
offen, deren  Gene]»nnirunpf  es  im  übrigen  nicht  bedarf.  Da- 
geji'en  ist  den  GennMiiden  noch  eine  Art  des  Einspruchs  zu- 
gestunden, die,  wenn  scharf  gehandliabt,  nicht  ohne  Bedeutung 
ist  —  das  Recht,  die  Erwerbung  des  Heimatrechtes  von  Be- 
zahlung einer  Gebühr  abhängig  zu  machen,  fUr  die  in  Art  11 
eine  nach  der  Volkssahl  der  Gemeinden  abgestufte  Maximal- 
skala aufgestellt  ist.  Doch  sollen  auch  hiervon  Personen  be- 
freit bleiben,  welche  sieh  als  Dienstboten,  Gewerbsgehülfen^ 
Fabrikarbeiter  oder  Lohnarbeiter  10  Jahre  hindurch  in  der 
Gemeinde  ernährt  liaben  -). 

K;inn  die  Heimat  einer  in  Baiem  betretenen  Person  nicht 
erniitteit  werden,  so  ist  diese  Person  durch  die  zuständige 
Behörde  vorläufig  einer  Oemeinde  zuzuweisen,  welche 
dann  so  lange  als  Heimatgemeinde  gilt,  bis  die  wirkliche 
Heimat  festgestellt  oder  eine  neue  erworben  worden  ist. 
Findelkinder  sollen  hierbei  der  Gemeinde  des  fVmdortes,  an- 
dere Personen  der  Gemeinde  des  in  die  vorhergehenden  ftlnT 
Jahre  ffülenden  letzten  Aufenthaltes  von  mindestens  6  Monaten, 
und  wenn  auch  diese  Vnmussetzungen  nicht  zutreffen,  einer 
Gemeinde  des  Verwaltungsbezirkes,  in  (lom  das  Kind  irefunden^ 
die  !'<Tson  betreten  worden,  als  vtrlaufigi^r  Heimat  zu- 
gc^viesen  werden  (Art.  15).  Diese  Bestimmungen  linden  auch 
Anwendung  auf  Nichtbaiern,  so  lange  sie  nicht  fortgewiesen 

■)  Ala  Wohnimg  80U  «ber  schon  jeder  selbst  ^emiethete  Raum,  aach 
bloflfle  Schlafstelle  angcschon  werden.     Vgl.  Riedrf  I  S.  101  Anm.  17  d. 

*)  Es  ist  zu  beachten,  das  Art  11  in  Bi^zug  auf  die  Persouenkate- 
gofiea  srbflblSdi  wdteigeht  als  Art.  6  und  auch  die  wichtige  KEssss  der 
Fabrik-  und  LolmarbciiQr  mit  «infchlieast 
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werden  können,  und  auf  surttekgrkehrte  ehemalige  bairische 
Staatsangohön'ge,  w'm  auch  auf  die  Frauen  und  Kinder  all 
dieser  Personen  (Art.  16  u.  17). 

In  Bezu^  auf  die  Freilieit  der  Verehelichuiig  hatten  die 
Ansichten  immer  sehr  pescliwankt :  aus  Grilndon,  auf  die 
gleichfalls  in  anderem  Ziit^ammenliaiige  zurückzukommen  ist, 
entschloss  man  sich  zur  Beibehaltung  gewisser  Beschränkungen, 
indem  man  auch  jetzt  wieder  das  llrfordemiss  eines  Ver- 
ehelichungszeugnisses  aufstellte.  Die  Versagung  des* 
selben  soU  nur  aus  oestimmt  formulirten  gesetzlichen  Gmlnden 
in  Folge  Einspruchs  der  Heimatgemeinde  zulässig  sein;  zur  Aus- 
stelbmir  de«  ZeugTii^^^"^  lyr-rutVii  ist  die  Di.striktsverwaltungs- 
behürde.  Von  den  Eiuöpruehs*i;rUnden  bezielieii  sich  die  rrsten 
drei  auf  militürisehe  und  zivilrcehtliehe  hier  nicht  int<>ressireiide 
Verhältnisse  (Art.  34),  während  die  übrigen  fünf  da«  fridiere 
(sehr  in  die  (3^emeindewillkür  gestellte)  Leumundszeuguiss  und  « 
den  Kachwds  gesicherten  Erwerbsstandes  ersetzen  sollen.  In 
erster  Beziehung  darf  nur  eine  erkannte,  aber  noch  nicht  ver- 
btisste  Strafe,  eine  schwebende  Untersuchung,  eine  gerichtliche 
Kuratel  geltend  gemacht  werden,  wfthrend  für  die  letztere  die 
folgenden  Gründe  in  Betracht  fallen:  wenn  ein  Mann  inner- 
halb der  nnniitton>rn'  vf(rhf*njcehendcn  3  Jahre  Öffentliche  Arnicn- 
unterstützung  beauspnu  lit  der  erhalten  hat;  wenn  und  solange 
der  Mann  sich  mit  den  der  Gemcindekasse  oih'v  Armenkasse 
seiner  Heimatgemeinde  gegenüber  ihm  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstände  befindet  (Art.  36).  — 

Neuerdings  ist  durch  KOnigl.  Deklaration  vom  21.  April 
1884  eine  Erschwerung  eingetreten»  indem  Rückstände  auch 
dann  hinderlich  sein  sollen,  wenn  es  sieh  um  Leistungen  der 
Braut  handelt;  auch  ist  unter  die  polizeilichen  Hinderungs- 
Pfründe  Unzueht  der  Braut  aufgenommen  worden.  Das  Ein- 
«{iruelisrecht  der  Gemeinden  ist  ein  absolutes,  d.  h.  die  Staats- 
behörden sind  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  verpHiclitet, 
wenn  der  Linsprueh  thatsächlich  begründet  ist  und  rechtzeitig 
erhoben  wurde 

Abgeschlossen  wurde  das  bairische  System  durch  dnen 
Tit.  m  mit  der  Ueberschrift  „Vom  Aufenthalte",  worunter 
aber  eigentlich  nur  das  Gegenteil,  nitmlich  der  „Nicht-Aufentp 
halt**,  d.  h.  die  Zulässigkeit  der  Ausweisung  seitens  der  Aufent- 
haltsgcmeinde,  abgehandelt  wurde:  insofern  eine  notwendige 
ErgMnzunp^  der  Tit.  I  und  II,  als  in  diesen  das  Nähere  über 
die  Heimat,  d.  h.  denjenif^en  Aufenthaltsort  festgesetzt  \vf irden 
war,  aus  dem  eine  Ausweisung  nicht  zulässig  sein  sollte  (Art. 
43— -50).  Von  den  sehr  eingehenden  und  teilweise  zu  sehr 
willkürlicher  Kasuistik  verführenden*)  Bcätiaimungen  ist  die 


Vgl  die  Bemerkung  bei  Biedel  I  8.  201  Amn.  3. 
*)  VgL  Uecttber  die  warnende  Bemeckmig  bei  Riedel  I  S.  288. 
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IprOssere  Zahl  im  sicherbeito-  und  sittenpoliEeilichen  Interesse 
gegen  bestrafte,  aufrührerische  und  unzüchtige  Personen  ge- 
riclitet.  Die  übrigen  Vorschriften  (Art.  45,  1 — 4)  betreffen 
die  Freizügigkeit  im  engeren  Sinne  und  stehen  als  soklie  in 
unmittelbarer  und  ausgesprochener  Beziehung  zum  Armenwesen* 

Dieselben  lauten: 

Unter  Vorbehalt  der  Vorschrift  des  Art.  21  kann  durch  die  zu- 
ptondige  Poiizei-Ikliörde  der  Aufenthalt  in  einer  fremden  Giemeinde 
nach  Massgabe  folgender  Rp*;t  immun  gen  verboten  werden: 

1)  Personen,  welche  nicht  binnen  4  "Wochea  nach  ergangener  Auf- 
forderung genügenden  Nachweis  Aber  ihre  Heimatberechtigung 
lieteiii,  kann  der  Aufenthalt  iiir  so  laixge  untcrsugi  werden,  als 
Jener  Nachw^  nicht  geliefert  wird. 
2}  Personen,  welche  von  der  Gemeinde  Armen-Untersttttsang 
ansprochen  oder  erhalteui  können  aof  Antrag  der  Gemeinde- 
Terwaltnng  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  aus  der  Gemeinde 
weggewiesen  werden,  wenn  sie  nicht  während  der  zwei  un- 
mittelbar vorhergehenden  Jahre  in  der  Gemeinde  Abgaben  für 
Armenzweckc  bezahlt  oder  Gemeindedienste  geleistet  haben 
und  wenn  seit  dem  Tage,  au  welcliem  sie  zuletzt  Armen- 
Unterstützung  beansprucht  oder  erhalten  haben,  noch  nicht 
volle  6  Monate  verflossen  sind. 

Will  die  ausgewiesene  Person  tot  Ablauf  von  3  Jahren 
ihren  Aufenthalt  wieder  in  der  Gememde  nehmen,  so  hat  sie 
den  Besitz  zureichender  Unterhaltsniittel  darzuthun* 

Die  gesetzliche  Verbindlichkeit  der  Aufenthaltsgemcinde, 
in  Krankheitsfällen  oder  in  sonstigen  Fällen  dringender  Not 
die  unentbehrliche  Hülfe  zu  leisten,  wird  durch  gegen wärUge 
Bestimmung  n  lit  aufgehoben. 

3)  Personen,  wxlclic  mit  ihren  der  Aufenthaltsgemeinde  schuldigen 
Abgaben  länger  als  ein  Jahr,  vom  Verfalltermine  au  gerechnet, 
im  Rflekstande  bleiben,  können  aof  Antrag  der  Gemeinde- Ver- 
waltung ausgewiesen  wcorden,  sind  jedoch  nach  erfolgter  Zahlung 
des  schuldigen  Betrags  zur  Rflckkefar  befugt 

4)  Personen,  welche  sich  in  einer  Gemeinde  aufhalten,  um  daselbst 
Dienst  oder  Arbeit  zu  suchen,  können  ans  der  Gemeinde, 
wenn  sie  innerhalb  der  ihnen  gewährten  angemessenen  Frist 
weder  ein  ständiges  Unterkommen  oder  eine  ihren  Unterhalt 
sichernde  Beschäftigung  finden,  noch  den  Besitz  iiinreicheiulcr 
Unterhaltsmittel  darzuthun  verinugen.  ftkr  die  Dauer  \on 
3  Monaten  weggewiefien  werden,  sind  jedoch  schon  früher  zui 
Btlekk^  befugt,  wenn  fltr  sie  ein  solches  Unterkommen  oder 
eme  solche  Beschäftigung  gefimden  ist 

Auf  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  einen  selfaettodigen 
Gewerbshetrieh  angemeldet  und  innerhalb  der  ihnen  gewährten 
angemessenen  Frist  wirklich  begonnen  haben,  ist  vorstehende 
Bestimmung  nicht  anwendbar. 
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ß,  Bairisohe  Pfalz. 
§  B5. 

In  der  Rheinpfab  war  die  Entwickelung  der  Armengesetz- 
gebung eine  von  dem  rechtsrheiniacfaen  Baiem  grundsäte- 
lieh  vorschicclene.  Unter  französischer  IKirschaHt  war  das 
sog.  domicUe  de  secours  eingeführt  worden,  das  —  wie  schon 
sein  Name  ausdruckt  —  lediglich  die  Tendenz  verfolgte,  die 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  zur  UntersttltzuTiy:  verpflichtete 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  und  überdies  eine  nach  französischen 
Grundsätzen  bei  weitem  mehr  eingeschränkte  Verpflichtung 
zur  Folge  hatte.  Dasselbe  wurde  dem  Gesetz  vom  7.  frimaire  V 
(27.  November  1796)  gemäss  durch  Geburt,  einjährigen  bezw. 
sechsmonatlichen  Aufenthalt  nach  vollendetem  21.  Lebensjahre 
(bei  Dienstboten  zwei  Jahre)  erworben  und  ging  durch  Neu- 
erwerb eines  anderen  verloren. 

Grundsätzlich  bestand  für  jeden  Pfälzer  das  Becht  freier 
Niederlassung  und  Vereliclichung:,  das  abgesehen  von  gewissen 
sicherheitspolizeilichen  H  sr fnvfiikungen  an  die  Zustimmung 
seitens  der  Niederlassungs^cmeinde  nicht  gebunden  war. 

Eine  durch^M*eif<Mi<le  Aendenuig  dieses  Zustandes,  der  im 
ganzen  mehr  ein  faktischer  als  rechtlich  im  einzelnen  durch- 
gebildeter war,  erfolgte  nicht  vor  1868 ;  wohl  aber  wurde  nach 
dem  Uebergange  der  Pfalz  an  Baiem  die  freie  Bewegung 
durch  Zulassung  der  Erhebung  eines  BUrgergeldes  einzu- 
schränken (V.  vom  9.  August  1816)  und  das  Armenwesen 
durch  die  Ministerialinstrnktionen  vom  24.  Dezember  1834  im 
Sinne  des  älteren  iKiinsch-  ]i  Heimatreehtes  zu  refi^eln  versucht. 

Die  bestehenden  rechtlichen  Vcrschiedenlieiten  und  vor 
allem  die  alte  Gewohnheit  ungehinderter  Uebung  der  indi- 
viduellen Freiheitsrechte  Hessen  es  aber  trotzdem  in  der  Pfalz 
zu  einer  Verschmelzung  mit  den  Gesetzen  und  Anschauungen 
des  rechtsrheinischen  Baiem  nicht  kommen,  eine  Thatsache, 
die  bei  der  Neuregelung  der  ganzen  Materie  in  dem  einmütigen 
Widerspruch  der  pßllzischen  Bevölkerung  gegen  die  beab- 
sichtigte Gleichstellung  beider  Landesteüe  in  Bezug  auf  das 
Heimatwesen  zum  Ausdruck  kam*). 

So  entschloss  man  sich  denn  auch,  bei  diese  r  Oelen^enheit 
von  einer  gleichmässigen  Behandhing'  des  j^anzeii  Königreichs 
abzusehen  und  unter  Aufreehterhaltung  berechti^^ter  Eigen- 
tümlichkeiten eine  wenigstens  äusserliche  Annäherung  zu 
versuchen.  Das  gelang  insofern,  als  die  Regelung  in  ein-  und 
demselben  für  ganz  Baiern  geltenden  Gesetz  vom  16.  April  1868 
erfolgte  und  auch  fUr  die  Pfalz  das  System  der  ÖfTentlfchen 
GemeindearmenpBege  und  des  Heimatrechtes  vollkommen  durch- 
geführt wurde.   Aber  diese  Durchführung  bedeutete  zunächst 


')  Vgl.  Riedel  I  S.  1^4  Anm.  1. 
Forschaitgto  (27)  VI.  4.  -  ]il&i»terb«itr.  S 
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nichts  weiter  als  eine  Uebersetzung  des  p(lomicilo>  rie  secours** 
durcli  das  Wort  ^Heimat"  und  d\o  AnknüpfuTiL^  der  Anii»'n- 
fürsorgepriiclit  an  diejenige  Gemeinde,  in  welcher  das  „Heimat"* 
genannte  Rechtsverlialmiss  begründet  worden.  Dies  Keelit^- 
verhältuiöö  selbüt  blieb,  wa^  Umfang  und  Iniialt  seiner  Vor- 
auBsetzutigen  betrifft,  noeh  hinter  den  wenig  strengen  Voraus- 
setsangen  der  preosstschen  Gesetzgebung  surilck. 

Die  Titel  fttr  die  ursprüngliche,  erworbene  und  angewiesene 
Heimat  wurden  auch  ohne  weiteres  auf  die  Pfalz  ausgedehnt; 
der  eine  wichtigste  Titel  aber,  welcher  dem  Aufenthalt  sich 
anzu]>a.Hsen  bestimmt  ist.  der  Titel  der  Verleihung  wurde  in 
der  Pfalz  ersetzt  durch  den  Titel  der  gesetzlichen  Heimat 

Dieser  ist  in  Art  29  folgendermassen  näher  definirt: 

I.  Jeder  selbständige  volljährige  Angehörige  der  Pfalz  ist  be- 
rechtigt,  in  jeder  pfälzischen  Gemeinde,  in  welcher  er  sich  nieder- 
gelassen hat,  die  Hoimat  zu  erwerben 

II.  Dieser  Heimaterwerb  ist  bedingt  durch  die  Abgabe  einer 
hierauf  bezüglichen  Erklärung  bei  dem  Bflrgermeisternmte  der  bis- 
herigen und  der  ueueti  Heiniatgemeinde ,  sowie  durch  Entrichtung 
der  Heima^ebühr,  wenn  eine  solche  in  der  Gemeinde  eingeführt 
ist  and  so  ferne  diese  GehOhr  nicht  aiisdmcklich  nachgäassen 
wurde. 

III.  Kach  Erfailung  dieser  Bedingungen  tritt  die 
Erwerbung  der  neuen  Heimat  kraft  des  Gesetzes  ein. 

lY.  Binnen  Jahresfrist  nach  dem  Eintritte  dieses  Heimat- 
erwerbes kann  durch  den  Gemeinderat  (]pv  neuen  Heimatgemeinde 
die  Wiederaufhebung  des  neuen  Heimatrechts  besclüossen  werden, 
wenn  der  neue  Heiniatai»geiu*nge  während  Jener  Frist  öffentliche 
ArmeuunterstUtzuug  angesprochen  oder  erhaiieu  hui. 

Y.  Gegen  einen  solchen  Beschlnss  steht  sowohl  der  betreffen- 
den Person,  als  sneh  der  froheren  HeUuatgemeinde  innerhalb  vier- 
zebntigiger  Frist  die  Beschwerde  zu,  welche  unter  Anwendung  der 
Art.  23  Ziff.  1,  Art.  24  Ziff.  2  und  Art  25  zu  bescheiden  ist. 
Mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Beschlnss  rechtskräftig  geworden  ist, 
tritt  das  frühere  Heimatrecht  wieder  in  Wirksamkeit  :  in  di^em 
Falle  ist  :ibi  r  die  Gemeinde  zur  Rückzahlung  der  empfangenen 
lieimatgeb Uhren  verpflichtet,  soweit  solche  nicht  zur  Unterstatzung 
der  betreffenden  Person  verwendet  worden  sind. 

Art.  30  setzt  das  Detail  betr.  die  Heimatgebtihr  fest,  wobei 
die  im  Art  8  ausgesprochene  Befreiung  für  Bienetboten  n.  s.  w. 
wiederholt,  das  Mazimnm  gegenflber  der  froheren  BOrgerrechts> 
gehahr  erheblich  herabgesetzt  wird. 

Das  Recht  der  Verefaelichung  soll  hingegen  gar  keiner 
Beschränkung  unterworfen  und  insbeeondere  nicht  an  die  Er- 


wertesten ist  von  den  vorstehenden  Bestimmungen,  daas  der 
Heimaterwerby  sobald  die  Voraussetzungen  der  formellen 
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"Niedcrlassungserklaruiig  und  dor  Entrichtung  der  Heimat- 
gebühr,  wo  solche  gefordert  werden  kann,  erfüllt  ist,  kraft 
Gesetzes  eintritt  und  unter  resolutiver  Bedingung  (Nach- 
suchen oder  Empfangen  einer  Unterstützung)  wieder  aufgehoben 
werden  kann,  während  eben  diese  Thatsache  im  rechtsrheini- 
schen Baiera  durehaiu  sospenaiY  bedingende  Wirkung  ttbt 
Sehr  ei^nartig  ist  die  Vorschrift  des  Art.  28,  der  zufolge  ein 
Ntckt-PnUzer,  der  sich  in  einer  pfulzisehen  Gemeinde  nieder- 
gelassen hat,  einen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat 
nur  nach  Massgabc  der  für  das  übrige  Baiem  geltenden  Be- 
stimmungen besitzt,  während  der  PtMzer  selbstverstlTidlich  die 
erleiehternden  Bestimmungen  des  Art  29  jenseits  des  Rheins 
zurücklassen  muss,  wenn  er  sich  diejsseit^  uiederiaüsen  will. 

G-emeinsame  Grundsätze  für  ganz  Baiern. 


In  letzter  Linie  ist  eine  dem  ganzen  Lande  gemeinsame 
Gesetzesbestimmung  zu  nennen  und  mit  besonderem  Nachdruck 
hervorzuheben ,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  dem  preussischen 
System  stellt,  die  Armenhist  wandern  zu  lassen:  die  Bestimmung 
des»  Art.  14  nämlieh,  wonach  die  Heimat  nur  durch  Er- 
werbung der  Heimat  in  einer  andern  bairischeu 
Gemeinde  oder  durch  Verlust  der  bairischen 
Staatsangehörigkeit  verloren  geht 

l^achdem  in  Baiem  durch  diese  Begdnng  des  Heimat- 
wesens eine  ausreiehende  Grundlage  für  Verteilung  der  Armen- 
last  insofern  geschaffen  worden,  als  es  nun  keine  Person  mehr 


der  Heima^enieinden  zur  ArnienfUrsorge  und  Duldune"  des 
Aufenthaltes  auf.  Von  wesentlich  neurn  Gesichts[tuiikten 
wurde  hierbei  nicht  ausgegangen;  die  PHicht  der  Heimatge- 
meinde war  aJte  Satzung;  aber  es  kam,  abgesehen  von  ver- 
schiedenen sehr  zweckmfissigen ,  nur  die  innere  Organisation 
der  Annenverwaltung  betreffenden  Festsetzungen,  doch  zu 
einer  weitergehenden  Berücksichtigung  der  durch  die  ver- 
Jtnderten  Verkehrsverhältnissc  geschaffenen  Zustände,  in  welcher 
Beziehung  besonders  die  ReL^fbrnir  i]ov  Fürsoi^e  in  Kranken- 
filllen  und  di<'  organisehe  Beteiligung  der  verschiedeuen  höheren 
Verwaltungskön)er  beinerkenswert  sind. 

Eine  Verpflichtung  im  Sinne  der  preussiachen  Vorschrift 
bezüglich  erkrankter  Dienstboten,  Gewerbsgehülfen  u.  s.  w. 
hatte  bereits  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Uber  die  Untere 
BttttzuDg  hOlfebedürftiger  und  erkrankter  Personen^)  ausge- 
sprochen,  indem  es  <ue  Erstattungsforderung  seitens  der  Gc- 


§  36. 


1)  Gesetzblatt  B.  341. 
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meinde  de*»  Autbnthaltö  gegenüber  tler  Heiuiat^^emeiudc  dann 
au88chlo88|  wenn  die  UnterBtlitzong  Dienstboten,  Gewerbslebr- 
lingeu,  G^erbsgehttlfen  und  Fabrikarbeitern  geleistet  wurde, 
welche  ausserhalb  ihrer  Heimatgemeinde  in  Arbeit  stehen. 
Dagegen  sollte  jede  Gemeinde  berechtigt  sein,  von  den  vor- 
genannten Personen  einen  angemessenen  Unterstützungs-  oder 
KrankenvorpHeguni^sbeitrag  bis  zum  Maximum  von  wöchent- 
lich 3  kr   zu  crlielicii. 

Diese  V'orschrii't,  welche  zwei  für  sich  selbständige  Funkle 
umfasste,  die  Vor])flichtung  des  Aufenthaltsortes  auf  der  einen, 
die  Durchfühi  üii^  der  fakultativen  Gemeindckrankenversiehe- 
mng  auf  der  andern  Seite,  bildete  das  Gesetz  von  1869  in 
konseauenter  Weise  und  unter  strenger  Scheidung  der  beiden 
Verhältnisse  fort  In  Art  11  verpflichtet  es  die  Gemeinde 
des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  die  Kosten  der  Krankenhttlfe 
ftir  Dienstboten,  Gewerbsgehülfen ,  Lehrlinge  oder  andere 
Lohnarbeiter,  welche  ausserhalb  ihrer  Heimat  im  Dienste 
oder  in  (;iner  ständigen  Arbeit  stehen,  bis  zu  einer  Krankheits- 
dauer von  90  Ta^cn  endgültig  zu  tragen.  Scliwaii^^cröeliaft 
und  Geisteskrankheit  sind  ausgesclilüssen.  Diese  Kostenüber- 
nahme ist  ein  Akt  der  öffentlichen  ArmenpHege  ^). 

Dagegen  ordnen  Art.  20  und  21  unter  dem  Abschnitt 
.Von  den  Krankenkassen  und  Krankenkassenbei trugen"  an, 
dass  es  den  Gemeinden  freistehen  solle,  die  Personen  der  in 
Art.  11  genannten  Kategorien  zu  regelmässigen  Kranken- 
kassenbeiträgen (nicht  über  15  Pf.  wöclientlich)  heranzuziehen 
und  die  Beiträge  zur  Armenkass«-  xlcr  zu  ciinT  besonderen 
Krankenhauskasse  zu  vereiniiahnit  n.  Auch  ist  die  Gründung 
besonderer  Kassen  seitens  grösserer  Unternehmer  für  zulässig 
erklärt,  in  welchem  Falle  der  zu  solcher  geleistete  Beitrag  von 
den  Gkaneindebeitritgen  entbindet.  Die  auf  Grund  dieser  Bei^ 
tragszahltmgen  gewährte  Krankenhttlfe  gilt  in  keinem  Falle 
als  Armenunterstützung. 

Eine  Ausnahme,  die  in  der  Mitte  zwischen  den  beiden 
genannten  Vorschriften  steht  und  an  die  älteren  preussischen 
Bestimmunp:en  erinnert,  .statufrt  Art.  15,  indem  er  noch  in 
denjeiiij:«'!!  Filllcu  den  Anspruch  auf  Ersatz  seitens  der  Aufent- 
halts- gegenüber  der  Ileimatgcineinde  ausscliliesst ,  in  denen 
KrankenhUlfe  und  Unterstützung  zur  Bestreitung  des  Lebens- 
unterhaltes nicht  über  die  Dauer  von  14  Tagen  hinaus  solchen 
Personen  gewährt  worden  ist,  welche  wälurend  ihres  letzten 
Aufenthalts  in  der  Gemeinde  Umlagen  entrichtet  haben. 

An  der  Tragung  der  Armenlast  neben  der  Gemeinde  oder 
ohne  die  Gemeinde  sind  die  ihnen  Übergeordneten  Verbände 


')  Auch  hier  ist  die  HereiDheziehung  der  Lohnarbeiter,  sowie 
die  Festsetzung  der  Vf  rjiflichtunp:  des  Dienst-  und  Arbeitsortes, 
nicht  des  Autentbaltäorteä,  bemerkenswert. 


Digitized  by  Google 


VI.  4. 


117 


—  Staat,  Kreis,  Distrikt  —  ia  mehrfacher  Hinsicht  beteiligt 
worden. 

Eine  solche  Beteiligung  der  übergeordneten  Verbände  war  auch 
der  früheren  bairischen  Gesetzgebung  nicht  an  sich  fremd.  Schon 
das  BettelmDdat  Ton  1770  und  die  Yerordnnng  von  1816  hatten 
eine  BeihülÜB  an  nnTennOgende  Gemeinden  seitens  der  Bezirka- 
obrigketten  vorgesehen.  Doch  war  ein  nmstftndUcher  Formalismns 
der  Entwickelung  dieser  Institution  nicht  günstig,  so  dass  man 
eine  gänzliche  Neuregelung  beschloss  und  in  dem  Armengesetz  von 
1869  neue  und  pral:ti«ch  anwendbare  Einrichtu?ipen  sclmf,  wie  sie 
im  Text  zur  Darstellung  gelangen.  —  Vgl.  Riedel  II  S.  203. 

Dor  »Staat  ivinvle  uiiiiiittelhar  mir  für  eineKategorio 
von  Filllpn  —  die  der  ziinfwicacnen  Heimat  —  zum  Träger 
der  Aniienlaüt  gemacht.  Für  jene  Heimatgenossen,  die  nur 
aus  fonnalen  Gründen  dazu  gemacht  werden  sollen  ^  aber  in 
der  That  heimatlos  sind  und  ausser  aller  näherer  l^eziehung 
zu  der  Gemeinde  ihrer  angewiesenen  Heimat  stehen ,  wurde 
die  Fttrsoigepflicht  der  Staatskasse  in  demjenigen  Umfange 
übertragen^  in  welchem  sie  sonst  von  der  Heima^^emeinde  zu 
tragen  sein  würde 

Des  weiteren  wurde  rlon  Distrikten  und  Krci.sen  ein 
Teil  der  Aufgaben  der  Annenpllege  zugewiesen,  welche  die 
Oomeinden  nicht  oder  nicht  allein  in  ausreichender  Weise  zu 
erfüllen  im  Stande  waren. 

Als  Gegenstände  der  Distrikisarmenpflege  werden  vor- 
nehmlich bezeichnet: 

1)  die  Unterstützung  überlasteter  Gemeinden; 

2)  die  Unterhaltung  der  beältheudeu  Di&trikts-Wohlthätigkeits- 
und  -Krankenanstalten ; 

8)  die  Errichtang  ?ott  Distrikts- ArmeuhäHBem,  Beschftftigungs- 
anstalten,  Armenkolonien,  Krankenhftnsem»  sowie  Distriktsanstalten 
zur  Eniehnng  armer  Terwahrloster  Kinder:  Art  38  des  Armen* 
Gesetzes. 

Die  Krei«  armen  pflege  soll  umfassen  alle  onf  die  öffent- 
liche Armrnptiege  bezüglichen  Leistungen,  welche  den  Kreisgemeinden 
auf  Grund  gesetzmilssiger  Beschlüsse  ihrer  Vertreter  oder  auf  Grand 
besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  obliegeu,  namentlich: 

1)  die  Unterstützung  Überbürdeter  Distriktsgemeinden; 

2)  die  Unterhaltung  and  BegrOndang  von  Wehlthfttigkeits-  und 
Besch&ftigmigsanstalten ,  Annenkolonien,  Irrenhbisem  und  andren 
Sanitätsanstalten:  Art.  41  des  Ges.  —  Solche  besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  enthält  vornehmlich  das  Kreislastenausscheidungs- 
gesete  vom  23.  Mai  1846,  in  dessen  Art  I  als  Kreislasten  erklart 


^)  Dies  steht  in  Art  IS  des  Heünatgesetzes,  obwohl  es  in  den  orea- 
niflohen  ZnssnuneDhang  des  Annengesetzes  hineingehört.  —  Diese  Yer- 

streuuDff  von  mnteriellon  Vorschriften  auaserhall)  (Ter  sptles  mateiiae  ist 
niigenm  so  häufig,  wie  in  der  Heimat-  tmd  Armeiigesetzgebung. 
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und  anf  die  dafür  zu  bUdoideii  Fonds  det  eiozeliieii  Regienings* 
bezirke  überwiesen  werden: 

a)  allgemeine  Sanitätsanstalten  des  Regierungsbezirks,  nament- 
lich Kranken-,  Gebär-  und  Irrenhäuser; 

b)  Kreis- Armen-  und  Findelhäuser; 

c)  Kreisbeschäftigungsanstalten ; 

d)  alle  Ausgaben,  welche  auf  den  Antrag  des  Landrats  zur  Er- 
leichterung von  Distrikts-  und  Gemeindelasten  mit  Genehmiguug  des 
Klinigs  anf  die  Fonds  Obemommen  werden. 

Hervorzuheben  ist  in  Bezug  auf  diese  Terschiedenen  Arten 
der  Beteiligung,  dass  sie,  mit  Ausnahme  der  Verpflichtung 
der  Staatskasse,  an  und  Air  sich  üakultativ,  nicht  von  den 
Wünschen  der  Gemeinden,  sondern  nur  von  den  gesetzmäs- 
sigen  Beschlüssen  der  massgebenden  Faktoren  abhängig 
ist.  Dies  gilt  vor  allem  von  der  Beihülfe  an  unvermögende 
(»emeinden  wie  von  dem  Mass  der  Erleichterung,  welches 
den  Gemeinden  durch  Mitbenutzung  der  Anst^dten  oder  durch 
freie  oder  nach  geringem  Tarif  zu  vergütende  Verpflegung 
aller  oder  einzelner  Klassen  von  kranken,  irren,  blinden  u.  s.  w. 
Personen  gewährt  werden  kann.  Die  grundsätzlich  Terpflieh- 
tete  Gtemeinde  ist  immer  mit  den  dargelegten  zwei  Ausnahmen 
die  Heimatgemeinde.  Die  einmal  vorhandene  Heimat  wird 
nicht  anders  als  durch  Erwerb  einer  neuen  verloren.  Jenes 
Zwischenglied  der  preussischen  Landarmenverbände  als  un- 
mittelbarer Träger  der  Armenlast  ist  der  bairischen  Gesetz- 
gebung formell  gar  nicht,  materiell  nur  in  Bezug  auf  heimat- 
lose Personen  bekannt. 

e.  Wärtemberg  ind  Baden. 

^  37. 

In  Würtemberg  und  Baden  waren  Pflicht  und  Recht  zur 
Annenfürsorge  ebenfalls  an  das  Gemeindebürgerrecht  ange- 
knüpft, was  insofern  noch  von  besonderer  Bedeutung  ist,  als 
beide  Staaten  bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes 
einer  die  Materie  der  Anuenversoigung  besonders  regelnden 
Gesets^ebung  entbehrten;  es  ist  daher  —  statt  wie  ihr  Baiem 
auf  die  Heimat- ,  für  Preussen  auf  die  Niederlassungs-  und 
Armengesetsgebung  —  ftlr  beide  in  Bezug  auf  die  Pflicht  zur 
Armenfürsorge  unmittelbar  auf  die  Bttigerrechtsgesetzgebung 
zurückzugreifen.  Für  Würtemberg  kommen  dabei  liauptsächlich 
die  Polizeiverordnungen  vom  11.  Sept.  1807,  das  Verw. -Edikt 
vom  I.März  1822,  das  Hiirgerreehtäg(?setz  vom  15.  April  1828, 
revidirt  v.  4.  Dez.  1833,  tlas  Gesetz  betr.  die  zusammengesetzten 
Gemeinden  vom  17.  Sept.  1853  in  Betracht;  für  Baden  das 
Gesetz  ttber  die  Verfiwsung  und  Verwaltung  der  Gemeinden 
und  das  Bürgerrechtsgesetz,  beide  vom  31.  Dez.  1831,  neu 
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gefasst  durch  Verordnung  vom  5.  Nov.  1858  — ,  und  das  Ge- 
setz Uber  Niederlassung  und  Aufenthalt  vom  4.  Okt.  1862. 
Das  Gesetz  vom  15.  Febr.  1851  enthält  einzelne  Bestimmungen 
über  die  Erwerbung  detj  Bürgerrechts. 

In  beiden  Staaten  wird  zwischen  dem  V  o  1 1  b  ii  r  g  e  r  - 
recht  und  einem  minderen  Recht  unterschieden,  das  in  Würtein- 
berg  Bciöitzrecht,  iu  Baden  Einsassenreclit  ^cuaimt 
wira.  Das  Vollbttigerreeht  gewAhrt  einen  Anspruch  auf  An- 
Bässigmachung ,  Verehelichung ,  Gewerbebetrieb,  auf  Teilnahme 
an  den  Is'^utzi  ingen  des  Cfemeindevermögens,  auf  Unterstützung 
im  Falle  der  Dürftigkeit  während  die  Beisitzer  und  Einsassen 
von  den  Nutzungen  und  zum  Teil  von  den  politischen  Rechten 
ausgeschlosspn  sind;  der  Unterstützungsanspruch  hingegen 
stellt  auch  ihnen  zu.  Erworben  wird  das  Bürgerrecht  durch 
(ieburt,  Verheiratung  und  Aufnalime;  die  Aufnahme  niuss 
erfolgen,  sofern  nicht  gewisse  gesetzb'che  Gründe  vorliegen, 
welche  die  Gemeinde  zur  Versagung  berechtigen.  Solche 
Ghrttnde  sind  vor  allem  Mangel  der.Staatsangehörigkeity  ein 
Bchlediter  Leumund,  der  Mangel  persönlicher  Fähigkeit  zur 
Ausübung  einer  Kunst,  eines  Hanawerks  u.  s.  w.,  der  Nicht- 
besitz  eines  bestimmten  VermOgras.  Auf  das  Detail,  das  im 
ganzen  ähnlich  wie  in  Baiern  geordnet  war,  kommt  hierbei 
nicht  viel  an;  doch  verdient  hervorp-ehoben  zu  wcrd^m  .  dass 
die  badische  Gesetzgebung  die  Autnalinie  vor  Genieindewill- 
kttr  sicherer  stellte,  als  Würtemberg,  indem  sie  namentlich  d(?n 
Nachweis  eines  geringeren  Vermögens  forderte  und  den  Nach- 
weis der  persömichen  Fähigkeit  wesentlich  erleichterte.  Die 

den  Begriff  des  schlechten  Leumunds  aufgestellten  Kate- 
gorien sind  in  den  Gesetzgebungen  beider  Staaten  ziemlich 

fletch:  ein  solcher  soll  als  vorliegend  erachtet  werden^  wenn 
emand  entehrende  Strafen  erlitten  hat,  wegen  Eigentumsver- 
gehen oder  T.rindstreichens  in  den  letzten  Jahren  mit  Straf" 
belegt  oder  zur  Zeit  in  Untersuchung  verwickelt  ist,  endlich 
wenn  Jemand  unter  Kuratel  gestellt  oder  ein  notorisch 
schlechter  Hausvater  ist. 

Das  Beibitzrecht  wurde  durch  freiwillige  Aufnahme 
und  Geburt  erworben;  die  erstere  Erwerbungsart  ist  durch 
Oesets  vom  6.  Juli  1849  aufgehoben  worden*). 

Das  badische  Einsassen  recht  setzt  eben&lls  frei- 
willige Aufnahme  und  die  Staatsangehörigkeit  voraus. 

In  Bezug  auf  die  Armenpflege  gehen  beide  Staaten  von 
der  gleichen  Grundlage  wie  ^aiem  aus;  die  Gemeinden,  in 


1)  Gaupp,  Das  Staatneekt  des  Königreichs  Wflitemberg,  in 
Marqaardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  Bd.  3  S.  177  Anm.  8, 

behauptet  cremen  Sarwev.  das«  der  Erwerb  des  Beisitzrechts  durch  Geburt 
nicht  aulgchobcu  sei.  Ihatsäcblich  kann  diese  Erwerbungsart  wohl  nur 
noch  als  Ausnahme  vorkonuasa. 
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welchen  das  Bürger-,  daa  Beisitz-  oder  Einsassenn^cht  besessen 
wird,  siivl  zur  UnterstUtziiniJr  der  bedürftiiren  Bürger,  Bei- 
sitzer oder  Einsassen  verpHiclitt't.  Uinl  «  bi  iisn  wie  in  Baiem 
erlöschen  lii^-cht  und  Pflicht  in  der  Hauptsache  mir  durch 
Autiiahnie  in  eine  andere  Gemeinde,  sowie  durch  Vcrhi.st  der 
Süuitsangehörigkeit.  Die  andern  Erlösciumgsgründe  (in  Würtenj- 
bei^  die  füntjährige  Nichtzahlung  der  Rekognitionsgelder,  aber 
nur  falls  die  betreffende  Person  noch  in  einer  andern  G-e- 
meinde  Bürg(>r-  oder  Beisitzrecht  besitzt;  in  Baden  die  Aaf> 
kiliuli^iung  behufs  Auswanderung)  sind  iTisdfcrn  unerheblich, 
als  beide  Stiaten  Vorsorge  treften,  im  Falle  des  Mangeis  einer 
vrrpfliclitetf'n  Gemeinde  ebenfalls,  der  bairiselien  Vorschrift 
ähnlicli,  heimatlose  Personen  einer  GennMude  zuzuteilen. 

Und  zwar  thut  \\  ürtemberg  dieses,  falls  ein  Bürger-  oder 
Beisitzrecht  derselben  nicht  ermittelt  werden  kann,  durch  Schaf- 
fung einer  dritten  Kategorie  von  heimatberechtigten  Personen, 
welche  nicht  Bürger  noch  Beisitzer  sind,  während  Baden  dei^ 
artig  zugewiesene  Personen  als  Einsassen  bezeichnet  und  sie 
denselben  formell  gleichstellt.  Matf  riell  gestaltet  sich  das  Ver- 
hftltniss  insofern  anders,  als  im  Falle  etwa  nötig  wei'dcnder 
Armenftlrsarge  die  Kosten  nicht  ledi;^lieh  oder  überhaupt  nicht 
von  der  Zuweisungsgemeind<'  p:etra^en  werden.  Die  in  beid<*n 
Staaten  fast  wörtlich  übei-cnistiniTnendeTi  Zuweisiuigs^nMuide 
sind  wiederum  ganz  älinlielie  wie  in  liaieni.  Kur  st<*lit  an 
Stelle  des  dort  massgebenden  letzten  sechsmonatlichen  Aufent- 
halts innerhalb  der  vorhergehenden  fünf  Jahre  hier  die  frühere 
Heimat  und  danach  der  letzte  fün^ährige  Aufenthalt  in  einer 
Gemeinde.  Dann  folgt  der  Ort  der  gesetzlichen  Trauung, 
der  Ort  der  Auffindung  und  endlich  derjenige  der  polizei- 
lichen Betretiing.  Baden  schiebt  zwischen  den  Ort  des  fünf- 
j.'ihri^ien  Aufenthalts  und  den  der  Trauung  noch  den  des 
dreimonatlichen  Aufentlinltes  ein. 

Von  besonderer  liejcutung  für  die  ( l<>sielitspunkte,  von 
denen  die  Arnu  ii^M  serz^'-elmng  gegenüber  der  durch  die  va- 
gircnden  und  heimatlosen  Elemente  geschatfeneu  isotlage  aus- 
zugehen genötigt  ist,  sind  auch  hier  die  Bestimmungen  über 
die  Armenlast  im  Falle  der  Zuweisung.  Ganz  und  gar  soll 
dieselbe  der  Zuweisungsgemeinde  in  den  beiden  Fülhni  des 
Mheren  Heimatbesitzes  und  des  Aufenthaltes  verbleiben  (in 
Würtemberg  auch  in  dem  Falle  der  Trauung),  dagegen  wii*d 
für  die  übrigen  Fälle  in  Baden  der  Staat  zur  Traijung  der 
Kosten  angehalten,  wHhrond  in  \\  ürtemberjr  die  Zuweisungs- 
genieinde  ^  3.  das  Uberamt,  zu  dem  dieselbe  gehört,  de» 
Aufwandes  tragen  soll. 

§  38. 

Die  Gesctzgebuni^  \\  urtembcrfjs  hat  l)is  zu  seinem  Ein- 
tritt in  den  Verband  des  Deutöchen  Reichs  eine  Aendcrung 
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nielit  erfahren').  Baden  Iiat  dagegen  verschiedene  erhebliche 
Wandelungen  dnrchgemacht ,  um  schliesBlich  unmittelbar  vor 
dem  Beginn  des  französischen  Krieges  seine  inzwischen  ver- 
iiivlorte  Wirtschaftsgesetzgebung  durch  *m*7i  Armengospt/  im 
♦Sinnt'  des  preussischen  Systems  zu  ergänzen-).  Zunilchst 
fr<'ilich  bewegte  es  sich  ebenfalls  in  der  Riclitnng  anf  ]^e- 
schränkung  der  freien  Bewegung,  indem  mittels  der  (iei>etzc 
vom  15.  Febr.  u.  25.  April  1851  der  Erwerb  des  Bürgerrechtes 
in  einigen  Beziehungen  nicht  unerheblich  erschwert  wurde. 

Zehn  Jahre  später  erfolgte  dann  eine  völlige  Umkehr  und 
die  Aufhebung  fast  aller  Beschi^nkungen  der  individuellen 
Selbstbestimmung,  welche  bis  dahin  das  streng  geschlossene 
Bürgerrcchtssytem  bedingt  hatte.  Durch  die  Gesetze  vom 
4,  Oktober  1862  Uber  Niederlassung  und  Aufenthalt 
und  betr.  die  Abänrlerung  des  Gesetzes  vom  31.  Dez.  1831 
über  dir  Rechte  der  Genn'indi  biir^^i  r  bezüglich  der  Beschrän- 
kung des  Rechts  zur  Verehelicliung,  in- Verbindung  mit 
dem  Ge Werbegesetz  vom  20.  Sept.  1862,  wurden  die  in 
Preusacn  seit  1842  bestehenden  Grundsätze  «iingeführt.  Die 
Befugniss  jedes  Staatsangehörigen  sich  an  jed^  Orte  des 
Inlandes  vorllbeigehend  oder  dauernd  aufisuhalten  und  daselbst 
jedes  Gewerbe  zu  betreiben,  wurde  gesetäilich  slchei^estellt 

Durch  Zulassung  der  Freizügigkeit  war  nun  eine  dritte 
Kategorie  geschaffen ,  deren  Angehörige  weder  Bürger  noch 
Einsassen,  sondern  nur  Staatsbdiger  zu  sein  brauchten,  um 

die  Gemeinde,  in  der  sie  sich  niedergelassen,  zur  Duldung 
der  Niederlassung  zu  nötigen;  auf  der  an»]  rn  Seite  stund 
ihnen  aber  weder  die  Teilnalmie  an  Gemeindenntziingen,  wie 
den  Vollbürgcrn ,  nocli  der  Ans])ruch  auf  Unterstützung,  wie 
den  Bürgern  und  Einsassen  zu.  So  entbehrte  Baden  zunächbt 
ähnlicher  Bestimmungen,  wie  Preussen  sie  zugleich  mit  seiner 
Freizügigkeitsgesetzgebung  erlassen  hatte:  und  in  der  That 
fehlte  es  für  diese  dritte  Kategorie  der  blossen  Einwohner 
an  einer  zu  ihrer  Versorgung  im  Falle  der  Vcrannung  ver- 
pflichteten Chaneindo,  insofern  als  eine  organische,  alle  G«'- 
meind^^n  zu  mindestens  vorläufiger  Fürsorge  vcr}»flit'litende 
Armengesetzgebuug  nicht  vorhanden  war.   Nur  für  die  Be- 


Doch  war  das  Bedfiifnira  elim  gesetzlichen  Regelung  schon  vor 
1870  anerkannt  und  ein  Entwurf  auspearheitet  worden,  ■welcher  die  Armen- 
lUrsorge  der  Aufenthalts-  an  Stelle  der  Heimatgenicinde  übertrafen  wollte. 
Der  Entwinf  gelangte  nicht  zur  Yerahsehiedung.  \^\.  BKt8neTB.XXXIX. 

Die  Besjjrechuiijr  dieses  Gesetzes,  das  vom  ö.  Mai  1870  datirt  ist,  im 
Zusammenhange  der  ersten  Periode  entspricht  zwar  nicht  ganz  der  Ueber- 
Bchrift  dieses  Abschnitts  (S.  98);  gleichwohl  wird  im  Hinblick  darauf,  dass 
Baden  an  dem  für  den  Norddeutschen  Bund  so  wichtigen  Freiaflsid^etts- 
gesetze  zunächst  keinen  Teil  und  sein  fjanzes  Reformwerk  vor  dem  Einl 
tritt  in  den  Reicbsverband  abgeschlossen  hatte,  diese  Vonvegiiahme  ge- 
rechtfertigt und  aweckmässig  ench^en. 
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Handlung  solcher  Personen,  welche  vorübergehend  an  einem 
anderen  als  ihrem  Heimatorto  erkrankten,  enthielten  die  Ver- 
ordnung wpgen  des  Hett("ls  und  Müssigganges  vom  20.  Mai 
1810  inul  eine  Venn-duung  vom  16.  Febr.  1838,  dii'  Behand- 
lung armer  Dienstboten,  Handwerker  und  anderer  armer  Rei- 
sender im  Falle  ihrer  Erkrankung  ausserhalb  ihres  Heimat- 
ortes betreffend,  —  einige  Bestimmungen,  welche  kranke  Men- 
schen gegen  Vemachlttssigting  und  vor  aUem  gegen  die  ge- 
fHhrdende  Herausschaffung  aus  der  Gemeinde  sicher  stellten. 
Die  Verbindlichkeit  der  letzteren  in  ihrer  Eigenschaft  als  Orts- 
poli/eil)e]iörde  sollte  bis  zur  Möglichkeit  des  Kiicktransports 
in  die  Heimat,  mindestens  aber  4  Wochen  dauern;  die  Kosten 
sollten  zunächst  aus  Kassen,  zu  Avelchen  die  in  der  \'erord- 
mmg  von  1838  genannten  Personen klasseu  })eizustou(a'ü  hatten, 
eventuell  au»  Zuiüt-,  Stittuugs-  oder  sciiiiesslich  aus  den  Ge- 
meindekassen  entnommen  werd^.  Bei  länger  dauernder 
Krankheit  war,  soweit  es  sich  um  badische  Staatsangehörige 
handelt  y  die  Heimatgemeinde  sur  Uebemahme  ihrer  kranken 
Angehörigen  bezw.  zur  Erstattung  der  weiter  entstehenden 
Kosten  vcrijunden;  gegenüber  heimatlosen  Personen  und  Aus- 
ländem trat  das  Amt  an  die  Stelle  der  Heimatgemeinde. 

Die  Lücke  auszufüllen  war  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
18  70  über  die  öffentliche  A  r  ni  e  u  p  f  1  e  g  e  bestimmt, 
welclics  die  Pilicht  zur  vorläufigen  Fürsorge  in  jedem  BedUrftig- 
keitsfalle  allen  Gemeinden  auferlegte  und  gleichzeitig  die  Frage 
der  definitiven  Annenlast  im  Anschluss  an  die  Thatsache  des 
Ittngeren  Aufenthalts  unabhängig  von  der  inneren  Gemeinde- 
verfassung regelte.  Die  weitere  Loslösung  des  Niederlassungs- 
rechte  auf  der  einen,  der  Annenlast  auf  der  andern  Seite  von 
dem  Bürger-  tmd  Einsassenrecht  fand  durch  zwei  audt  re  Ge- 
setze, die  Erleichterung  d  e  r  E  h  e  s  c  h  1  i  e  s  s  u  n  g  betr.  und 
das  Au  fentlial  tsrecht  betr.,  statt,  die  beide  gleichfalls 
vom  5.  ^lai  1870  datirt  sind. 

Träger  der  definitiven  Armcnlast  ist  nun  die  Gemeinde, 
in  weicher  ein  Inländer  den  Unterstütz ungswohnsitz') 


jenigen  Gemeinde,  in  welcher  er  nach  eneichter  Volljährig- 
keit sich  aus  fireicr  Selbstbestimmung  drei  Jahre  lang  aufge- 
halten hat  (§  10).   Durch  ebensolange  dauernde  Abwesenheit 


Für  erkrankte  Dienstboten,  Fabrik-  und  Handarl»(nt<"r, 
Gewerbfegeliiilten  oder  Lehrlinge  hat  der  Dienst-  oder  Ar- 
beitsort aut"  die  Dauer  von  acht  Wochen  die  unentgeltliche 
Verpflegung  zu  Ubernehmen  (§  24), 


I)  X>a8  badi&che  Gesetz  gebraucht  den  Nameo  ,  UnterBtlitzungs- 
wohnslts"  warn  snCen  Male  ia  OeaticlilaBd  im  bewossleii  Gegensätze 
m  Heimat 


er  hat  denselben  in  der- 
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In  donjcnigen  Fällon .  in  denen  der  Untorsttitzunp^swohn- 
sitz  in  der  einen  Oenieinde  verloren  worden  ^  ohne  in  einer 
andern  erworben  zu  öein,  wird  die  Verptiichtung  zur  Armen- 
pflege den  korrwrativen  Verbanden  höherer  Ordnung,  den 
Kreisverbänaen  autgelegt  und  damit  ein  Zwischenglied,  ein- 
geschoben, das  ebenso  wie  in  Preussen  unmittelbar  als 
Triger  der  Annenlast  fungiren  soll.  Zur  Erleichterung  der 
Kreisverbftnde  soll  der  über  einen  gewissen  Betrag  hinaus- 
gehende Aufwand  denselben  von  der  Staatskasse  ersetzt  werden. 

Eine  gewisse  Beziehung  hat  das  Gesetz  gleichwohl  zur 
Bürgergemeinde  durch  die  singulare  Vorschrift  des  §  14  ;uif- 
reeht  erhalten,  indem  es  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Hults- 
bediirftige  das  Bürgerrecht  angetreten  oder  durch  Aufnahme 
erworben  hat,  so  lauge  zur  Unterstützung  verptiichtet,  als  er 
daselbst  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  nimmt.  In  diesem 
Falle  soll  die  nach  §  10  entstandene  Verpflichtung  so  lange 
ruhen,  als  sie  nicht  zufolge  des  §  13  aufhOrt  Ausserdem 
gestattet  §  18  die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  ftir 
Verlust  des  UnterstUtaeungwohnsitzes  seitens  der  Oemeinde,  in 
welcher  derselbe  erworT>on  ist.  Gerade  diese  letztgenannten 
Vorschriften  sind  hesouders  geeignet,  rlon  Entwiekelungsgang 
der  Amiengesetzgebung  verständlich  und  die  im  J^eben  des 
deutschen,  besonders  des  süddeutschen  Volkes  unbesiegbare 
Scheu  vor  der  gänzlichen  Zerstörung  der  ^uachlo8senen  Bürger- 
gemeinde ersichtlich  zu  machen.  Denn  sachlich  kann  jenen 
Bestimmungen  eine  wesentliche  Bedeutung  nicht  beigemessen 
werden;  es  lässt  sich  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dass 
Jemand,  der  in  einer  Gemeinde  Bürger  ist  und  zugleich  sich 
in  ihrem  Gebiete  aufhält,  dies  thut  nicht  obgleich,  sondern 
eben  weil  «m-  ncincindebürger  ist  und  weil  cv  die  Absicht, 
seinen  Wohnsitz  zu  verlegen,  nicht  hegt.  Für  diese  würde 
daher  in  Bezug  auf  Annen))tlege  Bürger-  und  Unterstützungs- 
wohnsitzgenieiude  regülmäüöig  identisch  sein.  Das  Schwer- 
gewicht der  neuen  Bestimmungen  liegt  selbstverständlich  in 
der  Verpflichtung  einer  Gemeinde  gegenüber  ihren  nicht- 
bttmrltchen  Mi^liedem,  die  nur  durch  die  Thatsache  des 
Aufenthalts  mit  ihr  verknüpft  sind. 


d.  Sachsen« 
§  8». 

Nächst  den  bisher  dargestellten  Gesetzgebungen  ist  von 
besonderem  Interesse  diejenige  des  Königreichs  Sachsen,  wel- 
che in  der  Mitte  steht  zwischen  den  Vorschriften  PreussMis 
und  denen  der  süddeutschen  Staaten.  Durch  seine  geo- 
raphische  Lage  im  Herzen  Deutschlands  und  vor  allem  durch 
as  Vorwiegen  industrieller  Thätigkeit  in  seinem  Gebiete 
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mehr  als  der  Osten  und  Siidcn  y.uv  Gestattung  freierer  Be- 
weguu^^  ;L?eiiötip:t,  war  Sachsen  derjenige  Staat,  welcher  zu- 
erst, noch  acht  Jahre  früher  als  Preussen,  den  Zusammenhang 
der  Freiztigigkeit  mit  der  Armenlast  gesetzlich  klarstellte  und 
df»  Reeht  der  Niederlassnng  in  ausgesorochener  Beziehung 
zur  Armenftirsoi^e  regelte.  Die  hierttber  handelnden^  die 
Materie  vollständig  erschöpfenden  Vorschriften  sind  <  rithalten 
in  dem  Heimatsgesetz  vom  26.  November  1834  und  der 
Armen  Ordnung  vom  22.  Oktober  1840  mit  den  Novellen 
vom  18.  September  1850  nnd  5.  Mai  1868.  Das  Ileimat- 
gesetz  stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  jeder  Staats- 
angehörige zu  irgend  einem  Heimatbezirke  im  Verhältniss 
der  Heimatangehörigk  eit  stehen,  und  jedes  Grundstück 
hinsichtlich  des  Armen  Versorgungsverband  es  zu 
einem  Heimatbesirke  gehOren  mQsse  (§  1.  2).  In  der  Begel 
soll  jeder  Gemeindebezirk  sngletch  ein  Heimatbezirk  sein. 

Die  Niederlassung  soll  an  keinem  Orte  versagt  sein, 
sobald  ein  Heimatschein  und  ein  sog-  Verhalteschein  bei- 
gebracht wird.  Der  ITeiniatschein  entli.ält  die  nrkundliclie  Be- 
stHtigung  einer  bestinnnten  Heimatanfjehöi  igkeit  der  Verhalte- 
schein ein  obrigkeitliches  Zeugniss  darüber,  dass  innerhalb 
des  letzten  Jahres  kein  Ausweisungsgrund  vorgekommen  sei. 
Als  Ausweisungsgrund  gilt,  abgesehen  von  polizeilichen  Grün- 
den, nur  das  Nachsnchen  eines  öffenüiehen  Almosens  und 
Betteln  (§  15 — 17)*  Die  Ghrttnde  des  Heimaterwerbes  sind 
ähnliche  wie  in  den  süddeutschen  Staaten.  Heimatlose  Per- 
sonen sollen  einer  Heimat  zugewiesen  werden,  woftir  eben- 
falls  ahnlich  wie  in  jenen  Staaten  eine  Rangordnung  nach 
gewissen  Merkmalen  (letzte  Heimat,  Vereheiichung  und  letz- 
ter Aufenthalt)  t'est;^(\stollt  ist. 

Der  lleimatbezirk  ist  zur  unl>edin;rten  Duldun«;  des 
Aufenthalts,  sowie  zur  annenpolizeilichen  Fürsorge  für  «eine 
Angehörigen  verpflichtet.  Doch  ist  im  Gegensatz  zu  Baiern, 
Wtlrtemberg  und  Baden  bemerkenswert,  dass  die  subsidiäre 
Verpflichtung  grösserer  Verbände  oder  des  Staates  nicht  aus- 
gesprochen ist  Die  Heimat  ist  daher  in  den  Fälh  n  di  i-  Zu- 
teilung nicht  blos  formell,  sondern  auch  materiell  die  allei- 
nige Trägerin  der  Annenlast. 

Die  Annenordnnng  von  1840  hatte  diesen  Bestinnnung^en 
gegenüber  nicht  mehr  die  Aufgabe,  welche  das  bair.  (j«'>etz 
von  1869,  das  badijsche  Gesetz  von  1870  erfüllen  nms.sten : 
die  Verpflichtung  zur  Armenfürsorge  auf  der  Grundlage  der 
Heimatbezirke  neu  zu  schaffen.  Sie  wiederholte  nur  die  Vor- 
schrift des  Heimatgesetzes,  wenn  sie  in  §  8  aussprach:  «Der 
Anspruch  auf  öffentliche  Unterstützung  beruht 
auf  dem  Hei matrecht.**  Im  übrigen  stellte  sie  sehr 
sorgffiltige  Grundsätze  über  die  Handhabung  der  örtlichen 
Armenpflege  und  das  Verfahren  gegen  Bettler  auf.  Eine 
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Verpflichtung  des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  erkennt  Sachsen 
nicht  an.  Doch  ist  in  den  §§39  und  47  die  Verpflichtung 
des  Aufenthaltsortes  zur  Verpflegung  erkrankter  Durchreisen- 
der und  heimatloser  Dienstboten  ausgesprochen. 


e.  Die  kleineren  btattteu. 
§40. 

Der  Gesetzgebung  der  bisher  in  den  Kreis  der  Dar- 
stelluTiir  urt'5!:^genen  Stjiaten  ist  trotz  vieler  und  grosser  Ver- 
schiedenheiten eins  gemeinsam  und  charakteristisch:  die 
Regehing  der  3fat<Tie  aus  dem  Gesichtspunkte  möglichster 
Einlieitlichkeit  lür  das  ganzv;  Staatsgebiet.  In  den  ausgedehnten, 
zum  Teil  mit  sehr  heterogenen  Verwaltungs-  und  Verfassungs- 
einrichtungen ausgestatteten  Bezirken  war  die  Aufrechterhal- 
tung lokaler  Eigentümlichkeiten,  partikulfirer  Bildungen,  die 
Schonung  widerstreitender  Interessen  nur  so  lange  mOglich 
gewesen,  als  sie  einander  mehr  oder  weniger  fremd  gegen- 
üb*  rstanden  und  die  8taatsi2:e\valt  weder  stark  novh  fähig  war, 
ihr  allgemeines  Staats  und  Vcrwaltiingsinti  resse  ihnen  gegi'n- 
über  geltend  zu  machen.  Anders  lag  es  in  den  kleineren 
und  kh  insten  St^uiten,  in  welchen  die  öffentlichen  Gewalten 
von  diesem  grosseren  Staats-  und  wirtschaftspolitischen  Ge- 
sichtspunkte auszugehen  keine  Veranlassung  hatten,  weil  sie 
die  örtlich  wenig  ausgedehnten  Bezirke  bequem  Übersehen 
und  wo  nötig  im  einzelnen  eingreifen  konnten.  So  erklärt  es 
sich  denn,  dass  in  den  kleineren  Staaten  sich  vielfach 
charakteristische  Bildungen  unzerstört  erhalten  konnten,  die 
in  den  grösseren  längst  den  grossen  allgemeinen  Grundsätzen 
zum  Opfer  gefallen  waren,  dass  je  nach  F'ähigkeit  und  Will'  U 
der  Kegicrungsgewalt  die  Ordnung  der  hier  in  Rede  sichen- 
den Angelegenheiten  bald  der  Gemeindeautonomie  Uberlassen 
blieb,  bald  von  Staatswegen  erfolgte  und  das»  viel  mehr  als 
in  Preussen,  Baiem  u.  s.  w.  einzelne  besondere  Umstände  und 
Verhältnisse,  wie  etwa  die  geographische  Lage  eines  Bezirkes^ 
der  Kahrinigsst'iQd  der  Landbesitzer,  das  Vorhandensein 
ausreichender  privater  oder  kirt  hlicher  Armenmittel  u.  a.  m., 
auf  die  Gestaltung:  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung 
im  einzelneu  erheblich  einwirkten. 

Der  allen  gemeinsame  Grundzug  ist  freilich  auch  hier  in 
der  Ver))tlichtung  der  IlL-imntgemeinde  odfM-  der  Grund- 
herrschat't  zu  suchen,  die  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu  ver- 
sorgen, die  Zugehörigkeit  von  einem  mehr  oder  weniger 
qualirizirteu  llcimaterwerbe  abhängig  zu  machen.  Aber  die 
Voraussetzungen  dieses  Erwerbes  sind  ebenso  verschieden, 
wie  der  Ummng  der  Verpflichtung;  letztere  ist  faäuflg  gesetz- 
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lieh  gar  nicht  geregelt,  nur  gewohnheitsrechtlich  dem  Ver- 
mögen der  Verpflichteten  entsprechend  entwickelt. 

Dass  die  erschöpfende  Darstellung  des  hierhergehörigen 
Details  im  Rahmen  dieses  Ueberblicks  weder  möglich  noch 
notwendig  ist,  wurde  bereits  im  Eingange  hervorgehoben.  Es 
dürfte  genügen,  besonders  charakteristische  finoheinungen 
henrorsuheben,  Ton  dem  Vorliandeiuem  auBreiofaender  Ver- 
anstaltungen oder  von  ihrem  Fehlen  zu  berichten. 

§  41. 

Vollständig  jeder  gesetzlichen  Regelung  des  Heimat-  und 
Armenwesens  entbehrte  im  Laute  dieses  Jahrhunderts  nur 
das  Herzogtum  Lauenbm^;,  was  mit  dem  vielt'aclien  llerr- 
schaftswechsel,  welchem  dasselbe  unterworfen  war,  zusammen- 
hing. Je  nach  Ortsgewohnheit  und  Umfang  der  Mittel  thaten 
dort  die  Obrigkeiten  zur  Abwehr  der  Bettler  und  Untersttttzong 
der  Bedürftigen,  was  sie  wollten  oder  konnten.  Im  Gegen- 
satz hierzu  hatten  die  beiden  anderen  Elbherzogtümer  Schles- 
wig und  Holstein  eine  höchst  entwickelte  Gesetzgebung,  die 
im  Beginne  des  Jahrhunderts  von  dem  Grundsatze  weitgelien- 
der  wirtschaftlicher  Freiheit  ausgehend  —  Gesetz  vom  23.  De- 
zember 1808  —  ein  Mensclienalter  später  zu  erlieblicber  Be- 
schränkung der  Aufenthalte-  und  Verehelichuugsfreiheit  über- 
ging und  dem  entsprechend  auch  das  Heimatrecht  r^lte  — 
Aimenordnnng  rom  29.  Dezember  1841  — . 

Auch  in  der  ehemals  freien  Stadt  fVankfurt  a.  M.  gab 
es  keine  eigentliche  Armengesetzgebung.  Doch  bestand  kein 
Zweifel,  dass  die  Stadt  zur  Unterstützung  ihrer  BfUger  ver- 
pflichtet sei. 

Im  Königreich  Hannover  war  das  Niederlassungs-  und 
lleiniatwesen  gesetzlich  geregelt,  während  der  Gestaltung  des 
Armenwesens  nur  in  zwei  Ver<ir(lnuni4:en  (vom  6.  Juli  1827 
und  9.  August  1838),  welche  die  Fürsorge  der  Ortsobrigkeit 
für  obdachlose  Personen  und  erkrankte  nicht  ortsangehOrige 
Personen  anordneten,  Rechnung  getragen  war.  Auch  hier 
entwickelte  sich  nach  Herkommen  und  Vermögen  eine  mehr 
oder  weniger  ausreichende  Armenpflege. 

Im  übrigen  sind  die  hierher  gehörigen  Bestimmungen 
auch  der  einzelnen  kleinen  Staaten,  ebenso  wie  es  in  den 
grösseren  der  Fall  ist,  bald  in  der  Bürgerrechts-  und  demeinde- 
gesetzgebung ,  bald  in  Bettler-  und  Anueuordnuugeu  zu 
flnden. 

Die  fUr  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  wesentlichste 
Frage,  wodurch  die  HeimatangehGrigkeit  erworben  werden 
konnte  und  wie  lange  dieselbe  bewahrt  wurde,  lOsten  die  ein- 
zelnen Staaten  in  sehr  verschiedener  Weise.  Neben  der  immer 
gestatteten  freiwilligen  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  kehrt 
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Gebart  als  ursprünglicher  £rwerbsgrund  fast  überall  wieder; 
dagegen  sind  aie  Bestimmungen  über  die  Zuteilung  heimat- 
loser Personen  nii  Gemeinden  und  über  die  Voraussetzuii'rcn, 
durch  deren  Ertiilluug  die  Heimat  auch  ohne  die  Zustiirnimiig 
der  Gemeinde  erworben  werden  kann  —  die  Bestimmungen  also, 
in  denen  das  Mass  der  wirtschaftlichen  Freiheit  oder  ihrer 
Beschränkung  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  kommt  —  von 
buntester  Mannigfaltigkeit;  vor  allem  wird  auch  hier  dem 
Aufenthalt,  seiner  Dauer  und  setner  Qualifikation  ent- 
scheidendes Gewicht  beigelegt  Wo  der  £rw(M'l)  durch  Aufent- 
halt erschwert  werden  soll,  sind  meist  dem  Erfordemiss  des 
Ablaufes  eines  bestimmten  Zeitraums  noch  einio^e  andere, 
wie  vor  allem  das  der  Zahlung  von  GemeiiKleabirahen,  der 
Führung  eines  eigenen  Haushaltes,  des  ]Siclitemptaii^2:e.s  von 
Anuenunterstützung,  hinzujjreftlgt.  Zuweilen  ist  aucli  einem  kurz 
dauernden  qualifizirten  ein  lang  dauernder  niclit  uualitizirter 
Aufenthalt  gleichgestellt  So  gewährte  Anhalt  die  Heimat 
nach  dreijäiirigem  Aufenthalte,  währenddessen  der  Auf- 
zunehmende sich  und  den  Seinigen  den  notdürftigen  Unter- 
halt auf  ehrliche  Weise  verschafft,  keiner  öffentlichen  Unter- 
Stützung  bedurft  und  nicht  gebettelt  hatte,  dagegen  nach  zehn- 
j,*thnp:em  ohne  F>ftillung  jener  Bedingungen.  Für  Schleswig- 
Holstein  genügte  lediglieh  die  Thatsache  des  AiifViitlialtes, 
dr>:^f'U  in  dem  Gesetze  von  1808  auf  3  Jahre  testge.s»3izte 
Dauer  aber  durch  die  Arnienuidnung  von  1841  auf  15  Jahre 


Wohnen  mit  eigenem  Heerde  oder  Gewerbebetriebe  oder 
Unterhalt  aus  eigenem  Vermögen,  in  Lübeck  dreijähriger  unter 

Beobaehtung  der  polizeilichen  Meldevorschriften  gegründeter 
Wohnsitz  erfordert  In  Braunschweig  erlangte  der  Ortsfremde 
einen  Anspruch  auf  Verleilmng  des  Wohnortsreehtes,  wenn 
er  während  6  Jahren  sich  ununterbrochen  am  Orte  aufir<'hfdten, 
seine  Abgaben  entrichtet,  keine  Uiiterntützung  emptangeu, 
keine  Strafen  wegen  gewisser  Delikte  erliaIt(Mi  hatte,  während 
in  Sachsen -Weimar  und  den  beiden  Schwarzburg  ein  fort- 
gesetzter zehnjähriger,  in  Waldeck  desgleichen  ein  fünigähriger 
Aufenthalt  ohne  weiteres  zum  Heimalerwerb  führen  sollte. 

Verloren  wird  die  einmal  erworbene  Heimat  oder  Orts- 
angehörigkeit fast  durchweg  nur  durch  Erwerb  einer  arideren 
und  durch  Verlust  der  Staatsangehörigkeit.  Lediglich  Waldeck 
und  Mecklenburg- Schwerin  knüpften  den  Verlust  ähnlich  wie 
Preussen  an  '  iiie  besthiimte  Abwesenheitsdauer  (5  und 2  Jahre); 
doch  verlies«  Meckleiibiirg-Schw^'rin  noch  ganz  spät  diese  Auf- 


in Mücklenburg-Strelitz  immer  iu  Geltung  gewesenen  Grund- 
sats  ein,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  nur  durch  Er- 
langung einer  anderen  Terloren  werde. 

War  Heimat  und  Armenversorgung  nun  auch  im  all- 


erhöht wurde.    In  beiden 
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exueiuen  auf  dio  politische  Gemeinde  aufgebaut ,  so  gab  es 
och  hiervon  crheljüche  und  charakteristisclie  Ausnahmen, 
welche  für  die  Erkenutuiss  der  geschiclitliclien,  an  das  Be- 
stehende anknüpfenden  Entwicklung  von  besonderer  Wichtig- 
keit sind. 

Im  Nordwesten  Deutschlands  (Herzogtum  Oldenburg, 
Fürstentum  Lübeck,  Ostfriesland  und  Elbherzogttimer)  bildete 

das  Kirchspiel  von  Alters  her  die  Grundlage  der  Armen- 
versor^iniir ;  an  diese  Bihlung  wurde  an^^oknüpft  und  die 
VerpflieliLuiig  zur  ArmetipHe^e  der  Kirchöj>T»'!'<j^emeinde,  welche 
mit  der  ]»olitisL-lieii  Omieiiide  identisch  sein  kann,  aber  nicht 
zu  sein  braucht,  übertragen.  W<*lhrend  aber  in  Ostfriesland 
bis  zur  reichsgesetzHchen  Regelung  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetasgebung  die  Amen^Hege  den  Kirchspielen  ver- 
blieb) wurde  im  Herzogtum  Olaenburg  durch  die  Qemeinde- 
ordnung  vom  1.  Juli  1855,  h\\  Fürstentum  Lübeck  durch 
die  Gemeindeordnung  vom  22.  Juni  1857  die  politisehe  Ge- 
meinde an  die  Stelle  des  Kirelisj)ic]8  gesetzt,  in  Sclileswig- 
TTolsteiii  durch  die  Amienonlmiii^  vom  2^>.  Dc/cmber  1^41 
die  Armenpiiege  den  Armeiidistrikten  zugeteilt,  als  welcln'  jede 
JStadt  sowie  die  ländlichen,  meist  aus  dem  früheren  Kirchen- 
verbande  hervorgegangenen  Distrikte  zu  gelten  hatten. 

Im  vormaligen  Königreich  Hannover  bestanden  neben  den 
jjolitischen  Gemeindeverbänden  konfessionelle,  lediglich  der 
Unterstütsung  der  Glaubensgenossen  dienende  Armenvcrbttnde. 

Ebenso  wie  die  preussischen  Gutsbezirke  fungirten  in 
Braunschweig  und  Mecklenburg  die  Bezirke  der  ritterschaft- 
lichen Güter  und  der  Dominien  als  unmittelbare  TrHger  der 
Armenlast.  In  jMecklenbur^  wurde  zwischen  diesen  l)eiden 
Arten  von  Grundltesitz  insufcru  ein  Unterschied  gemaclit,  als 
die  Inhaber  der  ritterschaftlichen  Güter  zur  Armenpilege  und 
Armenlast  im  Sinne  der  alten  gruudlierrlichen  Gewalt  ver- 
pdichtet  blieben,  während  für  die  Domanialherrschaften  unter 
dem  9.  Mai  1850  eine  besondere  Armenordnung  edassen  wurde^ 
welche  die  Anneulast  eigenartig  regelte.  Während  bis  dahin 
die  zur  Domanialverwaitong  berufenen  Aemter  unter  Hinsni- 
ziehung  der  Amtseingesessenen  zu  Beitritgen  die  Armenpflege 
geübt  liatten  ,  wurde  durch  die  Armenordniing  der  Grundsatz 
aufgestellt,  dass  jede  der  zum  Amt  jirehöri^^eu  Ortschaften  ihre 
Armen  selbst  verpflegen,  das  Amt  dagegen  gewisse  besondere 
Aufwendungen  ganz  oder  zum  Teil  tragen  sollte:  so  fallt 
dem  Amte  die  Hälfte  der  Arzneimittelkosteu  zur  La«t;  die 
Fürsorge  ftlr  Geisteskranke,  Taubstumme,  fUr  die  Unterhaltung 
von  Krankenanstalten  ,  Besoldung  von  Aerzten  u.  a.  m.  Hegt 
ihm  allein  ob;  auch  soll  es  Uberlasteten  tmvermögenden  Ort- 
Schäften  Beihülfe  gewähren. 

U'  berhaupt  findet  sieh  der  Gedanke,  die  Annenlast  den 
unteren  Organen  der  ArmeupÜegey  namentlich  den  Gemeinden 
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durch  Hornn/ioluing  der  filiergeordneteii  Verbände  oder  Ver- 
walUiiiK^'^^tizirkc  zu  erlt'iclitf'm .  auch  in  Gesetzgebung  und 
Gewolmhcit  der  kleinen  ^Staaten  unter  mancherlei  Formen  und 
in  verschiedenstem  Masse  ausgesprochen  und  durchgeführt. 

So  waren  in  Hannover  die  sogenannten  Amtsneben- 
anlageyerbftnde  zur  Beihttlfe  an  überlastete  Gemeinden 
b er e c h t i gt,  zur  Fürsorge  für  Geisteskranke  v e r p  f  1  i  c  h t e t. 
In  den  drei  Gebietsteilen  des  Grossherzogtums  OMenburg  be- 
standen von  Alters  her  generelle  Fonds,  aus  denen  gewisse 
Kosten  der  Armenpflege  bestritten  "wurden.  Insbesondere  lagen 
dem  G(mcral- Armen  verband  des  Fürntf'ntams  Birkenfeid  sehr 
umtuöbonde  Lei8tung(»n  in  Bezug  auf  Bciliiilfen  an  beschwerte 
Spezialdistrikte  und  direkte  Uebernalime  gewiöser  Armen- 
pnegefälle  ob,  wie  Geisteskrankheit,  Siechtum  u.  s.  w. 

In  Braunschweig  bestanden  Amtsarmenkassen,  aber  nur 
für  die  Landgemeinden,  von  deren  Einkünften  ein  Teil,  jedodh 
nicht  über  ein  Dritte!,  der  Staatskasse  zur  Bewilligung  ausser- 
ordentlicher Unterstützungen  zur  Verfügung  zu  stellen  war. 

Im  vormaligen  Kurfürstentum  Hessen  gab  es  derartige 
Kassen  nicht,  während  in  dem  benachbarten  Herzogtum 
Nassau  aus  dem  sogenannten  ZiMitralwaiHenfonds  die  Waison- 
pflegc  ganz  oder  unter  teilweiser  Heranzieliung  der  vcrpfliclitt n  a 
Gemeinden  geübt  wurde;  auch  btand  dort  ein  LaudanaeiiiuniLs 
ZU,  Zwecken  der  Beikttlfe  an  überlastete  Ghemeinden  und  zur 
Unterstützung  nicht  ortsbeböriger  Fremder  zwar  nicht  effektiv, 
aber  in  Gestalt  eines  Staatskredits  zur  Verfügung.  In  Anhalt 
übernahm  die  iiürstlicbe  Kammerkasse  da,  wo  der  Annen  /u 
viel  waren,  die  Versorgung  dieser  übrigen  Armen  —  bis  die 
von  den  DHrfern  aus  diesem  Grunde  an  nie  p^ewiesenen  AniH-u 
der  Kammerkass«'  selbst  zu  viel  und  die  Grundsätze,  uacli 
denen  landesherrliche  Leistungen  ferner  erfolgen  sollten ,  ge^ 
nauer  und  im  Sinne  rationeller  ArmenpHege  präzisirt  wurden. 

f.  Die  BegeloD^  der  Armenfttrsorge  fttr  l^emde  Staatsangehörige 
zwlscken  den  einzelnea  dentsdien  Staaten. 

§  42. 

Soviel  von  der  Armengesetzgebung  der  deutschen  Staaten 
in  Bezu;r  nu\'  ihre  Angehörigen.  Im  Anschluss  an  die  terri- 
toriale Gemeinde-  und  Grund  Verfassung  gewährleistete  sie  im 
allgemeinen  dem  8tiuitsbürg*  r  imieriialb  seines  engeren  Vater- 
landes ein  mehr  oder  minder  umfassendes  Recht  der  freien  Be- 
wegung zugleich  mit  der  Aussiebt  auf  notdürftige  Versorgung 
im  Verarmungsfalle.  Als  Voraussetzung  für  ihre  Anwendung 
wurde  aljer  der  Besitz  der  inlilndischen  Staatsangehörigkeit  aus- 
drücklich gefordert.  Trotz  Art.  XVHl  der  deutschen  Bundes- 
akte blieb  jeder  einzelne  deutsche  Staat  dem  andern  gegenüber 
Ausland,  jeder  Angehörige  eines  anderen  als  des  Aufent- 
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haltsstaates  Ausländer.    In  Bezug  auf  die  hier  in  Frage 
steiieaden  YerhftltDisse  lii6«8  das  soviel  als  von  dem  Belieben  ' 
des  Aufenthaltsstaates  abhängig  sein,  eine  der  Willkür  des 

letzteren  entrückte  Befugnis»  aum  Kommen,  Gehen  und  Bleiben 
nicht  besitzen.  Gleichwohl  vermochte  auch  der  Aut'entlialts- 
staat  bei  organischer  Regelung  der  Armenfürsorge  in  seinem 
ganzen  Gebiete  irgend  welcher  l^f^stimmungen  über  die  Unter- 
stützung von  Ausländern  nicht  zu  entbehren;  es  musste  auch 
ftir  sie  im  Falle  der  Bedürftigkeit  vorläuHg  gesorgt  werden; 
und  sell>^t  wenn  der  Aufenthaltsstaat  von  seiner  Befugniss  der 
Ausweisung  fremder  Personen  alsbald  Gebrauch  machen  woUte, 
konnte  er  sich  einer  wenn  auch  nur  gana  vorttbei^ehenden 
Hölfeleistung  nicht  entsiehen. 

Die  wichtigsten  Vorschriften,  welche  die  Staaten  aus 
diesem  Grunde  erlassen  haben,  enthielten  die  schon  wieder- 
holt erwHlintt'ii  Verordnungen  über  die  Behandlung  durch- 
iv'iseTiflr  r  und  erkraiikt'^r  Personen,  und  über  die  Pflicht  der 
U  iiK  inden  zur  KrankeiipHege  £:e<];'en1iber  Dienstboten,  (jlewerbe- 
geliüU('n  und  Arheitorn.  Mit  diesen  Vorschriften,  welche  durch- 
weg auf  die  Anordnung  einer  vorläufigen  Fürsorge  hinauslaufen, 
war  dem  oben  hervorgehobenen  dntten  Qrundsatas  der  polizei- 
lichen Armenpflege  Rechnung  getragen,  dass  jeder  bedürftigen 
Person  zunächst  ohne  Rücksicht  auf  die  definitive  Verpflich- 
tung von  der  Ortsobrigkeit  Httlfe  zu  leisten  sei.  Darüber 
hinaus  musste  es  sich  weiter  darum  handeln,  wer  den  vor- 
läuflcr-n  Auf^vand  zu  tra^pu  bezw.  zu  erstatten  verptlielit<'t 
sein  sitllte  und  woliin  der  Bedürftige,  der  eine  Zugehöriirkeit 
zu  iri:;ond  einem  Orte  des  Aufenthaltsstaates  nicht  besass,  zu 
verbrin^o'ii  war.  Der  erste  Punkt  ist  j^egenüber  dem  zweiten 
von  verhältnissmässig  untergeordneter  Bedeutung.  Die  lugel 
war  hier,  dass  in  derselben  Weise  wie  bei  den  des  Unter- 
Stützungswohnsitzes  oder  der  Heimat  entbehrenden  Personen 
die  Staatskasse,  der  Provinzial-  oder  ein  ähnlicher  Verband 
zur  Erstattung  verpflichtet  wurde.  Viel  wichtiger  war  die 
Frage  des  Verbleibes  der  Ausländer,  welche  man  auszuweisen 
iHvibsiehtigte.  Als  das  bequemste  und  daher  lange  Zeit  be- 
liebteste Mittel  galt  bekanntlich  in  Ländern  mit  l)esondei*8 
starker  Frequenz  ausländischer  Bettler  und  ähnlieh  lästiLcer 
Personen  der  sogenannte  Schub,  d.  h,  ein  Zwangstraiisport 
der  Auszuweisenden  bis  au  bezw.  über  die  Grenze  des  Nach- 
barstaates, welchem  damit  in  gleicher  Weise  die  weitere  Für- 
sorge freundnachbarlich  überlassen  wurde;  er  mochte  seiner^ 
seits  vorübergehende  Hülfe  leisten  und  demnächst  die  An- 
kömmlinge an  die  nächste  Landesgrenze  befördern. 

Dies  Mittel  g<'liÖrt  in  dieselbe  Kategorie  von  Massregeln 
wie  jene  älteren  Bettelvf^rbotc ,  d.  h.  es  wirkte  nur  negativ. 
Der  ausw(Msende  Staat  t-ntlecii^^tf^  sich  «einer  lästi^JCt'n  Besucher, 
ohne  sich  zu  vergewissern,  dass  der  ohne  sein  Zuthuu  zur 
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Aufnahme  ^'■eüötigte  8tiiat  irgendwie  positive  \'urkohrungen 
für  die  vorlaiitigo  Unterbringung  der  Ankömmlinge  getroffen 
habe  oder  denselben  den  ferneren  Aufenthalt  gestatten  würde. 
Und  nicht  blos  schädigte  ein  solches  Vedahren  —  ganz  ab- 

festen  yon  der  grossen  Httrte  gegen  die  davon  betroffenen 
'ersonen  —  den  aufnehmenden,  sondern  ebenso  den  aus- 
weisenden Staat,  weil  entweder  der  sofortige  RUckschab  ver* 
anlasst  und  jeder  fernere  Zwangstransport  an  die  Grenze  ver- 
hindert oder  Ix'i  guter  Oelegenheit  Ketorsion  geübt  wurde. 
Die  negative  Tendenz  dieses  einseitigen  Vorgehens  musste 
daher  eine  ähnliche  AVirkung  wie  die  einseitigen  llettelverbote 
üben,  das  heisst:  einen  Notstand  ganz  vorübergehend  und 
ftusserlich  an  einer  Stelle  beseitigen,  nm  ihn  an  einer  andern 
in  Yerstärktem  Masse  hervorzunifen.  Abgeholfen  konnte 
demselben  nur  durch  interterritoriale  Abmachungen  werden,  mit- 
tels welcher  zwischen  den  einzelnen  Staaten  feste  Grundsätze 
über  die  Voraussetzungen  und  das  Verfahren  bei  der  Aus- 
weisung vereinbart  ^vurden.  In  der  That  war  dies  wieder- 
holt L'-esehelien  und  hierbei  als  völkerreehtlieher  Grundsatz 
anerkannt  worden,  dass  keiner  der  vertragenden  Staaten  dem 
autiern  gegen  «einen  Willen  eine  von  ihm  ausgewiesene  Person 
zusenden  dürfe,  ausser  wenn  diese  dem  letzteren  als  angehörig 
zu  erachten  oder  in  einen  rückwärts  liegenden  Staat  durch- 
zutransportiren  ist^).  Von  weitertragender  Bedeutung  ver» 
mochten  solche  Vereinbarungen  für  das  in  so  viele  einzelne, 
in  sich  abgeschlossene  Territorien  zersplitterte  Deutschland 
erst  zu  werden,  sobald  sie  zwischen  einer  erheblichen  Mehr- 
zahl von  Territorien  abgeschlossen  wurden.  Das  Vertragsver- 
hältniss  zwisehen  dem  einen  und  dem  andern  sehützte  nielit 
vor  Missständen,  wehdie  die  unzuliissigt^  Al)sehiebung  aus  den 
an  dem  Vertrage  unbeteiligten  Staaten  zur  Folge  haben  musste. 
Das  Bedttrfhiss  einheitlicher  Regelung  dieser  Materie  führte 
nun,  obwohl  verhftltnissmässig  spät,  zu  zwei  Vereinbarungen 
zwischen  den  deutschen  Staaten,  welche  auf  der  einen  Seite 
die  Ausweisung  fremder  Pei-sonen,  auf  der  andern  die  Für- 
sorge fOr  erkrankte  fremde  Personen  betrafen.  Die  erste  der- 
selben —  die  sog.  Gothaer  Eonyention')  —  datirt  vom 


1)  Vgl.  Uber  die  Gnmdsatze  Mo  hl,  P.-W.  Bd.  3  S.  110.  Vt-hfit 
VereinbaruB^en  dieser  Art,  welche  vor  den  sogleich  im  Text  zu  nennen- 
den  allgemenicn  KonTentionen  bwiaiiden,  vsT.  BÖDne,  Das  Staats- 
recht der  preuss.  Monan-lile.  4.  Aufl..  Bd.  4  S.  122. 

*)  Der  genaue  Titel  ist:  Vertrag  zwischen  Preussen  und  mehreren 
iindereu  deutschen  Regienmgen  wegen  gegenseitig^er  Verpflichtung  zur 
Uebemahme  von  Auszuweisenden.  —  I^ie  Selilus.^protokolle,  von  Gotha 
i:..  Juli  IPr.l,  Eisenaeh  25.  Juli  1854.  Eisenaeb  2li.  Juli  185^'.  pnthnlten 
einige  ergänzende  und  deklaratorische  Bestimmungen.  —  Das  gesammte 
Material  nebttdoi  anfPrfiissen  be9ril|!rUeheii  ministeriellen  AusfUhrun^ver^ 
Ordnungen  ist  vollständig  abgednickt  in  der  von  Heutner  und  Herrturth 
bearbeiteten  K o r  tk ampfachen  Ausgabe  derReichsgesetse  Bd.  17  8. 270  ff. 
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15.  Juli  1851  und  ist  ursj»]  lin- licli  zwischon  Preussen,  liait  rn, 
Sachsen,  Oldenburg,  Waldeck,  Lippe  und  den  thüringise^ion 
Staaten  unter  OfFenlialtung  des  Beitritts  liir  die  anderen  dt  ut- 
8chen  Stiuiten  abgeschlossen  worden.  In  den  folgenden  Jahren 
traten  sfimmtliche  Staaten  des  ▼oimaligen  Deutschen  Bundes 
mit  Ausnahme  von  Oesterreich,  Holstein,  Lauenbuig  und 
Liechtenstein  derselben  bei. 

Jede  der  kontrahirenden  Regierungen  verpflichtete  sich 
darin,  diejenigen  Individuen,  welche  noch  fortdauernd  ihre  An- 
gehörigen sind,  sowie  ihre  vormaligen  Angehörigen,  auch  wenn 
sie  die  Unterthanenschaft  nacli  der  inliindischen  Gesetzjrcbnng 
bereits  verloren  haben ,  ho  l.-m'jrf^  ■d'^  sie  nicht  dem  anderen 
Staate  nach  dessen  eigener  G(  >  t/.^<  l>ung  angehörig  geworden 
sind,  auf  Verlangen  des  anderen  Staates  wieder  zu  übernehmen. 

Ist  die  betrefiendc^  Person  zu  keiner  Zeit  einem  der  kou- 
traiiirenden  Staaten  angehörig  gewesen,  so  sollen,  ähnlich  wie 
bei  der  Zuweisung  heimatloser  Personen,  gewisse  andere  That- 
sachen  —  und  zwar  der  letzte  nach  vollendetem  21.  Lebensjahr 
innegehabte  füni^^^^»^  Aufenthalt,  Verehelichung  in  Ver- 
bindung mit  mindestens  sechswöchendichem  Wohnen,  end- 
lich Geburt  —  die  Rangordnung  der  Staaten  in  Bezufr  auf  die 
Verpflichtung  zur  Uebemahme  entscheiden.  Für  Ehefrauen 
und  Kinder  sollen  die  Verhfiltnisse  des  Ehegatten  bezw.  der 
Eltern  massgebend  sein.  Trillt  auch  keiner  d<»r  in  zweiter 
Linie  genannten  Umstände  zu.  so  miias  der  Staat,  in  welchem 
der  Heimatlose  «ieli  antli.ilt,  den.selben  behalten. 

In  Bezug  auf  solche  üeimatlose  bemerkt  §  4  des  Schlussproiokolies 
vom  25.  Julil854:  „Es  Nvird  allseititr  anerkannt,  dass  Personen,  welche 
in  Gemässheit  .  .  .  beibehalten  werden  müssen,  nicht  nur  nicht  aus- 
gewiesen, sondern  auch  nicht  durch  sonstiges  Verfobreu  einem  an- 
deren Terelnsstsate  zugeschoben  werden  dflrfen/  Fttr  das  ehe- 
dem üblich  gewesene  Verfahren  ist  es  immerbin  charakteristiseh,  dass 
dieses  drei  Jahre  nach  der  Gotbaer  Konvention  abgefasste  Sehlnss- 
protokoll  eine  derartige,  lediglich  deklaratorische  Bemerkung  nicht 
tlar  überflüssig  erachtet. 

Das  Schwergewicht  liegt  auf  der  in  §  8  getroffenen  Ver- 
einbarung: .,01ine  Zustimmung  der  Behörde  des 
zur  U<'bernalini(^  ver  ]>  i'l  i  e  h  te  t  e  n  Staates  darf  die- 
sem kein  aus  dem  anderen  Staate  z  u  ge  w  i  hi  e  n  e  s 
I  n  d  i  V  j  d  u  u  m  z  u  g  o  i  i\  h  r  t  werden,  es  sei  denn,  da>.s  a)  der 
Küekkelircndü  bicli  im  B(;sitzo  eines  von  der  Behörde  seines 
Wohnortes  ausgestellten  Passes  (Wanderbuchs,  Passkarte)^ 
seit  dessen  Ablauf  noch  nicht  ein  Jahr  verstrichen  ist,  befindet^ 
oder  b)  dass  der  Ausgc^wiesene  einem  in  gerader  Richtung 
rllckwiirts  liegenden  dritten  Staate  zugeh0rt|  welchem  er  nicht 
wrdd  ander.s  als  durch  dixs  Gebiet  des  andern  kontrahirenden 
Staates  zugefUiirt  werden  kann. 
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Im  Falle  von  I^roinmiirsvcrschicdenlioiten  zwischen  den  Be- 
hörden, deren  Schlichtung  auch  im  diplunlat^^^(*l)o^  Wege  er- 
folglos versucht  worden  ist,  soll  einer  zu  den  koiitrahirenden 
Staaten  gehörenden  deut«>chen  liegitn  img  die  schiedsrichtörliche 
Entscheidung  übertragen  werden.  Bis  zur  Erledigung  der 
Differenz  ist  das  Individaum  in  demjenigen  Staate,  in  wdchem 
es  sich  beim  Entstehen  derselben  befanden  hat,  zu  behalten^). 
Bie  Kosten  der  Aasweisnng  trägt  innerhalb  seines  Gebietes 
der  ausweisende  Staat 

Die  zweite  der  liierher  gehörigen  Vereinbarungen  —  die 
sog.  EisenacherKonventimi-)  — ,  welche  vom  11 .  Juli  1853 
datirt,  ist  ursprünglich  zwischen  den  Keperungen  der  nachmals 
zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  mit  Ausnahme 
von  Hamburg  und  Lübeck,  ebenfalls  unter  Offeiiiiaitung  des 
Beitritts  für  die  übrigen  deutschen  Staaten,  abgeschlossen 
worden.  Später  sind  diese  sttmmüich  mit  Einsehluss  Oester- 
reichs beigetreten.  Ihr  wesentlicher  Inhalt  ist,  dass  jede  der 
kontrahirenden  Kegierungen  sich  zur  Kur  und  Verpflegung 
erkrankter  Personen  nach  denselben  Grundsätzen  wie  bei 
ilnvMi  eigenen  Unterthanen  und  bis  zu  dem  Zeitpunkte  ver- 
pHichtet,  wo  ihre  Rückkehr  in  den  zur  Uebernahme  verpflich- 
teten Staat  ohne  Nachteil  für  ihre  oder  Anderer  Gesundheit 
geschehen  kann.  Ein  Ersatz  der  hierbei  oder  durch  die  Be- 
erdigung einwachsenden  Kosten  soll  gegen  die  Staats-,  Genieinde- 
oder  andm  Öffentliche  Kassen  nicht  beansprucht  werden  dürfen. 

Ueber  die  Tendenz  der  Konventionen,  soweit  sie  ihr 
eigener  Inhalt  nicht  ergiebt,  verhalten  sich  die  Schlussproto- 
kolle,  insbesondere  das  Eisenacher  vom  25«  Juli  1854.  Dort 
wird  vor  allem  erklärt,  dass  die  Versammlung  es  als  im  Zwecke 
de»  Vertrages  liegend  erachte,  die  Zahl  der  Heimatlosen  soviel 
als  möglich  zu  vermindern,  insbesondere  aber  dem  Ueber- 
gange  von  Staatsangehörigen  in  den  Zustand  der  Heimatlosig- 
keit vorzubeugen.  „Sie  spricht  daher  den  Wunsch  aus,  dass 
in  denjenigen  kontrahirenden  Staaten,  deren  innere  Gesetz- 
gebung kein  Hindemiss  entgegenstellt,  die  Erlaubniss  zur 
Auswanderung  in  einen  anderen  deutB<»ien  Staat  nicht  eher 
erteilt  werde,  als  bis  die  Aufnahme  in  dem  letzteren  zugesichert 
worden  ist."  Ebenso  soU  von  jeder  R^erung,  soweit  es  nicht 
berettB  geschehen,  Anordnung  getroffen  werden,  damit  in  ihrem 


*)  Der  übrige  Inhalt  der  Konvenlion  und  der  SchlineprotokoUe  be- 
trifft Piniges  kasuistische,  liier  nicht  interesairende  Detail,  Vipsnivir  i  ?  in 
Bezug  auf  die  Zugehörigkeit  von  Ehefrauen  und  Kindern  und  wegen  der 
Haugordniing  der  Uebernahme  Verpflichtung  seitens  der  einzelnen  .Staaten. 

*)  Der  genaue  Titel  ist:  UebereiMEiinft  zwischen  Preusscn  und 
mehreren  anderen  deutschen  St;iaten  wegen  Verj)flogung  erkrankter  und 
Beerdigung  verstorbener  Angehörigen  eines  anderen  kontrahirenden 
Htaati».  ^  Alwedmekt  in  der  pveon.  Oe8.-8.  1658  8.  877,  in  dem  biir. 
Ih^emngcb].  fö54  S.  180  u.  a. 
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Gebiete  keine  V*^rlioiratnTT*x  eines  Angehörigen  eines  juhIpfii 
der  kontriihireniieü  Staaten,  sei  (\s  mit  einer  Inländerin  oder 
Ausländerin,  ohne  Konsens  der  Heimatbehörde  desselben  ge- 
stattet werde,  ^iau  wollte  dadurch  einer  Gefahr  vorbeugen, 
weiche  fllr  Staaten  mit  erheblichen  Ehebeschränkungen  daraus 
erwachsen  konnte,  daas  einer  ihrer  Angehörigen  in  einem  die 
Eheschliessang  erleichternden  Staate  sich  veÄeiratete  nnd  im 
FaUe  einer  etwaigen  Uebemahme  sammt  Frau  und  Kindern 
zurückübemommen  werden  musste,  während  ihm  in  der  Hei- 
mat die  MöglielikcMt  eine  Familie  zu  gründen  gar  nicht  ge- 
währt worden  wäre"). 

in  liezug  auf  Angehörige  nichtileutschcr  Staaten  blieb  das 
Belieben  des  einzelneu  Staates  insoweit  entscheidend ,  als  er 
nicht  durch  Separatvertrag  mit  dem  ausländischen  Staate  ein 
bestimmtes  Vemhren  vereinbart  hatte.  Fttr  Bedttrftigketts- 
und  KrankheitsfifUe  galt  in  der  R^gel  die  gleiche  armenpolizei- 
lielie  Vorschrift  wie  fllr  andere  staatsfremde  Personen,  d,  h. 
die  VerpflichtnnfT  des  Aufenthaltsorte«  aur  vorläufigen  Fürsorge, 
deren  Aufwand  der  zunächst  übergeordnete  provinziaie  Ver- 
band oder  der  Staat  selbst  zu  ersetzen  hatte. 

3.  Die  Ctosetzgebnng  seit  Cfründiiiig  des  Nerddentaelieii 

Bundes. 

a.   Vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs. 

§  43. 

Nicht  die  bunte  Mannigfaltigkeit   der  Territorialgesetz- 

gebnnp^en.  deren  Bild  im  vorigen  Abschnitte  zu  entrollen  ver- 
sucht wunU\  dnrf  an  und  für  sich  als  das  unerfreuliehste 
Kennzeichen  der  Periode  vor  1867  gelten.  So  lanj^c  eine  kraft- 
volle Bundesgowalt  fehlte,  so  lanj^^e  die  Quelle  p:eni<nnsiimen 
Rechts  verschlossen  war,  blieb  den  Staaten  keine  andere  Möfj- 
lichkeit,  als  in  ihrem  Gebiete  nach  eigenem  Ermessen  Reeht 
und  Ordnung  zu  schaffen,  mit  den  anderen  Staate  im  Wege 
des  Paktirens  einzelne  Punkte  nach  gleichmässfgen  Grund* 
Sätzen  zu  regeln. 

Unerfreulicher  vielmehr  war  derGeist,  welcher  die  Terri- 
torialgesctzgebungcn  und  jene  Vereinbarungen  beseelte;  im 
Sinne  sonderstaatlicher  Gestaltung  gemeint  hatten  sie  nicht 
nur  nicht  das  Interesse  des  Ganzen  im  Auge,  sondern  zeigten 
sich  ängstlich  bemüht,  das  Reciit  der  Sondergestaltung  unver- 
kürzt zu  bewahren.  So  zweckmässig,  ja  notwendig  die  Gothaer 


1)  Hierzu  ist  die  bemerkenswerte  Erkluruug  Preusaens  in  §  13  des 
Bchlussprotokolli  zu  Tergleichen,  dasB  eigentliche  Tnuikoiieeose  dort  m^t 
eitoUt  wliideii. 
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mi(!  Eisenacher  Konvention  für  den  Verkehr  zwischen  den 
Nacli barländern  erscheinen,  man  würde  ihren  Sinn  ver- 
kennen, wenn  man  ihnen  eine  ähnliche  Tendenz  unterlegen 
wollte,  wie  sie  in  der  Wirtschaft»-  und  Armengesetzgebung 
der  einseinen  deutschen  Staaten  zum  Ausdruck  kam.  Diese 
Konventionen  sielten  in  der  Tfaat  nicht  auf  Erleichterung  der 
freien  Bewegung,  um,  ähnlich  wie  die  territoriale  Gesetzgebung 
fUr  ihre  Angehörigen,  nun  ftlr  alle  Angehörigen  deutscher 
Territorien  behnfs  Fßrflonin^-  allgemeiner  flcTitsclK^r  Interessen 
freie  Bahn  zu  eröft'nen.  Es  soll  umgekehrt  dt  r  ungehinderte 
Zuzug  erschwert,  der  verpfliclitete  Staat  zur  regeren  Aufmerk- 
samkeit gegenüber  den  vagirendon  Elementen  angeregt,  im 


Zufluss  geschtttast  werden.  Wie  das  engherzige  Gemeinde- 
Interesse  mit  der  Staatsidee  im  Kampfe  sich  be&nd,  so  wider- 
strebte das  territoriale  Sonderinteresse  der  Verwirklichung  des 
dentseh-nationalen  Gedankens.    Nicht  kraft  eines  geheiligten, 

in  der  Gemeinsamkeit  der  Abstammung,  Sprache  und  der 
Sitte  ticfwnr/.elnden  Rechts  stand  es  dem  Deutschen  zu,  in 
deutschem  Lande  sieh  aufzuhalten  und  niederzulassen ;  aisFi  ind- 
ling  wurde  er  nur  geduldet  und  konnte  vertrieben  werden,  jsobuid 
es  dem  Gewalthaber  belieben  mochte.  In  besserer  Form  Rechtens 
freilich  als  vordem,  wo  er  der  rücksichtslosesten  Willkür  preisge- 
geben war;  aber  WiUkttr  war  und  blieb  Eriaubniss  und  Ver^ 
sagung  der  freien  Bewegung  ausserhalb  des  Heimatstaates 
darum  nicht  minder. 

Man  wird  sich  diese  Thatsache  vergegenwärtigen  müssen, 
um  einen  Umschwung  zu  begreifen,  der  sich  gleichzeitig  mit 
den  grossen  politiscdion  Umgosti\ltuTi2i'n  auch  aut"  dem  Gebiete 
der  Armen-  und  Wirtöchattägebetzgcbung  vollzog,  die  abge- 
sehen von  ihrem  rein  sachlichen  Inhalt  nunmehr  der  vor- 
nelnnste  Ausdruck  der  deutschen  Einheit  zu  werden  bestimmt 
war.  Freilich  handelte  es  sich  hierbei  nicht  um  plötzlich  er- 
wachte Wünsche,  nicht  um  ein  neu  empfundenes  Bedttrfhiss.  Die 
Forderungen,  welche  diese  Gesetzgebung  in  Rechtsansprüche 
umzuwandeln  sich  bemühte,  waren  älter  als  ein  Mensch onsJter. 
Die  Bundesregierung  brauchte  nur  dem  längst  bekannten  und 
ersehnten  Inhalt  eine  den  neuen  Vorh.Mltnissen  entspn'clioi^de 
Form  zu  linden,  nur  ein  in  der  Literatur  seit  drcissig  Jjilin  u 
aut'g<'liäuftes  Material  zurechtzulegen,  um  mit  ausreielienden 
Entwürfen  und  Motiven  an  die  gesetzgebenden  Faktoren  heran- 
treten zu  können.  Gegenüber  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verfolgenden  Vorwürfen,  die  mit  Bezug  auf  diese  Gesetz- 
gebung erhobt  worden  sind,  und  deren  schärfster  auf  Will- 
kürlicfakeit  und  Vergewaltigun<^  der  einzelstaatlichen  Gesetz- 
gebung lautet,  ist  hierauf  nachdrücklich  hinzuweisen.  Ein 
Blick  in  die  Arbeiten  der  gesetz^^ebenden  Faktoren  be- 
lehrt darüber,  dass  man  weit  davon  entfernt  war,  mit  Hülfe 


übrigen   ein  Staat 


den  andern  vor  ungebührlichem 
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einer  theoretibcht^ii  Foniiei  sich  über  das  Bestehende  einfach 
Innwegzusetzen,  mit  einigen  Schlagworten  von  wirtschaftlicher 
Freiheit  ein  äusseröt  mühseliges  Detail  zu  erledigen.  Der  Zu- 
stand, in  welchem  die  von  der  Bundesregierung  vorgelegten 
Gesetzentwürfe  aus  den  Kommissionen  der  Abgeordneten  an 
den  Reichstag  zurückgelangten,  die  Aufnahme,  welche  sie  in 
diesem  Zustantl  sowohl  bei  der  Bundesregierung,  wie  bei  den 
Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Versammlung  fanden,  beweist 
zur  Genüge,  wie  lantrs-un  und  Schritt  für  Schritt  man  vorzu- 
gehen p:ewillt,  ja  geradezu  genötigt  war.  Wenn  im  Nach- 
stehenden auf  die  Entstehungsgeschichte  der  deutüchen  Armen- 
und  Wirtschaftsgesetzgebung  an  wichtigen  Stellen  etwas  näher 
eingegangen  wird,  so  geschieht  dies  namentlich,  um  ihren  ge-  • 
schichtli<men  und  natürlichen  Zusammenhang  mit  den  damals 
vorhandenen  Bildungen  zurückzurufen,  welcher  dem  Gtxlftcht- 
niss  der  Mitlebenden  mehr  und  mehr  zu  entschwinden  scheint. 
Denn  nur  gelöst  aus  diesem  Zusammenliange  mag  sie  als  ein 
Willkürakt  erscheinen ,  der  statt  von  der  einzelnen  Staatsge- 
walt von  der  Rundesgewalt  geübt  worden;  aber  eingefügt  in 
den  Rahmen  grosser  weltgeschichtlicher  Ereignisse  stellt  sie 
sich  dar  als  die  ndtwondigste  Folge  unwiderstehlicher  Ursachen; 
gleichwie  von  selbst  schliesst  in  der  Kette  dieser  Oesetzgebungs- 
akte  sich  Glied  an  Glied,  bis  das  Qefttge  vollendet  und  der 
G^anke  deutscher  Einheit  auch  in  wirtschaftspolitischer  Be- 
ziehung allseitig  verwirklicht  ist 

§  44. 

Dop  dringendsten  Forderung,  deren  Existenz  bereits  der  ver- 
klausuiirte  Art.  XVIII  der  deutschen  Bundesakte  von  1815 
dargethan  und  welche  die  Nationalversammlung  von  1848  in 
den  Grundrechten  aufs  nachdrücklichste  wiederholt  hatte, 
wurde  zuerst  GenUge  geleistet:  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  gewährleistete  gemeinsames  Indi- 
g  e  n  a  t  für  alle  Angehörigen  der  einzelnen  Bundesstaaten  mit 
der  Wirkung: 

„Dass  der  Angehörige  (Untrrthan,  Staatsbürger)  cnnes 
jeden  Bundesstaats  in  jedem  and(!rn  Bundesstaate  als 
Inländer  zu  behandeln,  und  dcnigemäss  zum  festen  ^^'<)hnsitz, 
zum  Gewerbebetriebe,  zu  öf^Vntliehen  Aemtern,  zur  Erwerbung 
von  Grundstücken,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts  und 
zum  Genüsse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Kechte  unter  den- 
selben Voraussetzungen  wie  der  Einheimische  zuzulassen^ 
auch  in  Betreff  der  Rechtsverfolgung  und  des  Rechtsschutzes 
demselben  gleich  zu  behandeln  ist.  In  der  Ausübung  dieser  Be- 
fugniss  d.irf  der  Bundesangehörige  weder  durch  die  Obrigkeit 
seiner  Heimat,  n<»ch  durch  die  Obrigkeit  eines  andern  Bundee- 
staates  beschränkt  werden.''    (Art.  3.) 
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"Olciclizoitig  unterwarf  Art.  4  neben  anderen  Anpfelcgen- 
heiteu  „die  ßestimmiing^en  über  Freizügigkeit,  Ileiniats- 
und  Niederlassuugsverhältnisse,  8taatsl)ü  rger- 
recht,  P  a  8  8  w  e  s  e  n  und  F  r  o  ni  d  e  n  p  o  1  i  z  e  i  und  ü  ]j  e  r 
den  Gewerbebetrieb"  der  Beaut'diclitig uiig  und  Gesetz- 
gebung des  Bundes. 

Das  war  freilich  zunächst  nur  eine  Grundlage,  in  An- 
sehung des  Willens  und  der  Macht  der  neuen  Bunde^gewalt 
zwar  eine  völlig  gesicthorte,  aber  der  organischen  Ausbildung 
im  Einzelnen  doch  dringend  bedürftige  Grundlage.  Die  Be- 
fiigniss  des  BundesangehOrigen,  an  jedem  Orte  innerhalb  des 
BundesgebietB  die  Yorbezeichneten  äechte  dem  Einheimischen 


gewinnen,  wenn  in  den  Rechten  selbst  zwisclien  den  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  ein  Unterschied  nicht  mehr  bestand, 
wenn  die  lieiehsgewalt  die  territorialen  Bildungen  in  ähnlicher 
Weise  b(?3eitigte,  wie  es  den  lokalen  GewDhnheiteu  und  Kechten 

fegenüber  seitens  der  Territorien  geschehen  war.  Nicht  allein, 
aas  der  Preusse  in  Sachsen  dem  Sachsen  ebenbürtig  Heimat- 
rechte erwerben  durfte^  war  ein  erstrebenswertes  Ziel,  sondern 
mehr  noch,  dass  der  Preusse  dort  und  der  Sachse  in  Preussen 
gleichartigen  Rechttfgestaltungen  begegnen,  einen  Unterschied 
zwischen  fremdem  und  einheimischem  Recht  nicht  mehr  vor- 
ünden  konnte^ 

Im  einzelnen  verhielt  es  sich  nun  mit  den  Befugnissen, 
welche  in  dem  Bundesindigenat  inbegriffen  waren,  ganz  ähnlich 
wie  mit  den  staatsbürgerlichen  Rechten,  als  sie  den  gemeinde- 
bürgerlichen Rechten  übergeordnet  werden,  dieselben  be- 
fichiilnken  oder  gUnzlich  auflieben  sollten.  Alle  jene  Befupr- 
nisse  —  Aufenthalt,  Niederlassung,  Verehelieluintj,  Gewerbe- 
betrieb —  mochten  zugestanden  werden,  wenn  und  inso- 
fern auf  das  wesentlichste  Korrelat  derselben,  auf  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenlast  die  gebtthrende  BUcksicht  ge- 
nommen,  wenn  nur  um  ebensoviel  als  jene  Befugnisse  an 
Boden  gewinnen  sollten ,  die  Armenlast  eingeschränkt  oder 
aufgehoben  wurde.  So  musste  die  natürliche  Beziehung,  wel- 
che Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  zur  Armen  Versorgung 
habettj  die  Beziehung,  welche  schon  in  der  preussischen,  säch- 
sischen und  badischen  Gesetzgebung  völlig,  in  der  bairisclien 
beinahe  unvcrlüillt  zum  Ausdruck  gekommen  war,  auch  fiir 
die  Bunde^gesetzgebung  das  retardireude  Moment  ihrer  aut 
▼ollstftndige  individuelle  Freiheit  gerichteten  Bewegung  werden. 
Aber  sie  wurde  auch  gleichzeitig  der  Anlass,  ganz  ebenso  wie 
sie  es  für  jene  Gesetzgebungen  gewesen  war,  die  Verpflichtung 
zur  Armenlast  im  Aoschluss  an  die  Wirtschaftsgesetzgebung 
ausdrücklich  von  Bundeswegen  zu  regeln  und  der  Willkür 
der  Einzeistaaten,  soweit  angänglich,  zu  entziehen. 
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§  45. 

Der  Gesetze,  welche  zusammen  den  ersten  und  wicliti^^sten 
Teil   der    deutschen    Armen-   und  WirtächafUgcöctzgebung' 

bildeten,  waren  acht: 

1)  Gesetz  über  das  Passwesen  vom  12.  Oktober  1867. 

2)  Gesetz  Uber  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  18(37. 

3)  Gesetz  über  die  Aufhebung  der  polizeilichen  Be- 
schiHnkungen  zur  Eheachliessimg  vom  4.  Mai  1868. 

4)  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869. 

5)  Gesetz  betr.  Gldchbereclitigung  der  Konfessionen  in 
bürgerlicher  and  Btaatabfirgeriicher  Beziehung  vom 
3.  Juli  1869. 

0)  Gesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom 
13.  >rai  1870, 

7)  Gesetz  über  ErAverb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870. 

8)  Gesetz  über  den  Unterstiltzungswohnsitz  vom  6.  Junt 
1870. 

Keines  derselben  stand  ausser  Zusammeniiang  mit  den 
Fragen  der  Armengesetzgebung;  aber  grundlegend  regelten 
dieselben  nur  die  zu  2  und  8  genannten,  die  Gesetze  Uber  F  r  ei- 
zügigkeit  und  UnterstUtzungswohnsitz. 

Art  3  der  Bundesverfassung  hatte  ausdrücklich  nach 
Statuirung  jener  Grundrechte  in  ü.  1  und  2  in  einem  al.  S 

hervorgehoben ,  dass  diejenigen  Bestimmungen ,  welche  die 
Armen  Versorgung  und  die  Aufnahme  hi  don  lokalen  Opiiieinde- 
verbaud  Ix'treffen,  unberührt  bleiben  8olken.  Nun  legten  die 
Motive,  welche  den  Enbvurf  der  Freizügigkeits-Gesetzes  b«> 
gleiteten,  die  Uebelständc  dar,  welche  mit  dem  Bestehenbleiben 
jener  Bestimmungen  verbunden  waren,  und  forderten,  „damit 
eine  feste  und  gesicherte  Grundlage  ittr  die  fortschreitende 
Pflege  der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Nation  nach  allen 
Richtungen  hin  gewonnen  werde",  die  gesetzliche  Regelung 
der  wichtigsten  Beftignisse,  insbesondere  des  fireaen  Aufenthalt» 
und  der  Niederlassung.  Der  Entwurf  fand  im  allgemeinen 
die  P)illic:ui)g  des  Reichstages  und  ist  bis  auf  sachlich  nicht 
erheb! iclie  redaktionelle  Aenderungen  Gesetz  geworden. 

In  ^  1  wurde  im  wesentlichen  unter  Wiederholung  des- 
Art.  3  der  Verfassung  das  Keclit  des  liundesangchörigen  fest- 
gestellt, innerhalb  des  Bundesgebiets  „an  jedem  Orte  sich  aul- 
zuhalten oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene  Wohnung 
oder  ein  Unterkommen  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist  . 
g  3  beliess  es  bei  den  landesgesetzlichen  Aufenthaltsbeschriin- 
kungen  in  Bezug  auf  bestrafte  PiMSfinen  und  gestattete  für 
diesen  Fall,  sowie  im  Falle  wieilerholter  Bestrafung  wegen 
Landstreichens  und  Betteins  innerhalb  der  letzten  zwOlf  Mo- 
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nate  cli(^  Versar^nnig  des  Aufenthalts  in  jedem  andern  ab  dem 

heimatlichen  Hundesstiat. 
Die       4  und  5  lauten: 

§  4*).  Die  Oeuicindc  ist  zur  Abweisung  einos  neu  An- 
ziehenden nur  dann  befugt,  wenn  sie  nachweisen  kann.  das8 
derselbe  nicht  hinreichende  Kräfte  besitzt,  um  sich  und  seinen 
nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  notdürftigen  Lebensunter- 
halt zu  verschaffen,  und  wenn  er  solchen  weder  aus  eigenem 
Vermögen  bestreiten  kann,  noch  von  einem  dazu  verpflichteten 
Verwandten  erhält 

Den  Lande^esetsen  bleibt  vorbehalten ,  diese  Belugniss 
der  Gemeinden  zu  beschränken. 

Die  Besorgnis«  vor  künftiger  Verarmung  berechtigt  den 
Gemeindevorstand  nicht  zur  Zurückweisung. 

§  5.  Offenbart  sich  nacli  dem  Anzüge  die  Notwendigkeit 
eiuer  öffentlichen  Unterstützung,  bevor  der  neu  Anziehende 
an  dem  Aufenihaltsorte  einen  UnterstUtzungswohnsitz  (Heimats- 
recht) erworben  hat,  und  weist  die  Gemeinde  nach  ^  dass  die 
Unterstützung  aus  anderen  Gründen ,  als  wegen  einer  nur 
vorllbergehenden  Arbeitsunfähigkeit  notw^dig  geworden  ist| 
so  kann  die  Fortsetzung  des  Aufenthaltes  versagt  werden. 

In  ihnen  ist  die  mehrfacli  hervorgehobene  Beziehung  der 
Aufenthai  tsfreiheit  zur  Annen  pflege  aufs  deutlichste  zum  Aus- 
druck gelangt  und  in  diesem  Sinne  die  Befugniss  zur  Ver- 
sagung des  Aufenthalts  —  mit  Ausnahme  der  sicherheitspoli- 
zeib'f'lien  Vorselirift  in  §  8,  deren  Handhulmng  aber  nicht 
Cienieindeangelegenheit  ini  —  auf  den  einen  Orund,  den  er- 
kennbaren Zustand  dauernder  Hülfs bedürftigkeit  be- 
schränkt. Wie  sehr  man  sich  bewusst  war,  dass  kein  anderes 
Moment  auf  diese  Verhältnisse  von  ähnlichem  Einfluss  sei,  nur 
diese  Besorgniss  der  kOnfitigen  Verarmung  eHahrungsmässig 
die  wahre  Ursache  aller  Belästigungen  neu  anziehender  Per- 
sonen von  Seiten  des  Aufenthaltsortes  sei,  zeigte  §  9  des 
Gesetzes,  welcher  den  in  §  4  genannten  GemeincTen  „an  den- 
jenigen Orten,  wo  fUc  L-ist  der  öffentlichen  Armenpflege  ver- 
fassungsmässig niclit  der  örtlichen  Gemeinde  obliogt,  die  ander- 
weiten Träger  der  Armenlast,  Armenkonununen  und  ( J  utsbezirke" 

tleichstellte.  Gleichzeitig  wurde  in  §  8  die  Befugnis»,  von 
en  Anziehenden  wegen  des  Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben, 
in  Fort&ll  erklärt,  daftlr  aber  den  Gemeinden  das  Recht  zu- 
gestanden, den  Anztlgling  zu  den  Gemeindeabgaben  heran- 


*)  Der  Wortlaut  ist  im  weseutiicheu  dem  preuss.  Gesetze  von  1842 
entnommen ;  nur  ist  leteterM  insofern  wdteisdheiid,  ab  es  die  Abwobung 

nur  znlasst,  wenn  nauligcwiepm  werden  Sonnte,  dass  die  Verarmung 
vor  dem  Anzüge  vorhanden  gewesen  sei.  —  Vgl.  das  sehr  ausfährliche 
Material  über  den  preassischen  Wortlaut  und  dessen  Bedeutung  bei 
Arnold  S.  44. 
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zuziehen,  sofern  die  Dauer  des  Autenthalts  drei  Monate 

abersteig-t. 

Im  übrigen  änderte  das  Gesetz  an  der  materiellen  Grund- 
lage der  Offentlicbea  Armenpflege  äo  gut  wie  nichts;  es  wieder- 
holte den  in  der  Gothaer  Konvention  aufgestellten  Grundsats, 
dass  der  Aufenthaltsstaat  nach  Massgabe  der  in  seinem  Ge^ 

biete  geltenden  Normen  die  Verpflichtung  zur  vorlftufi^^en  Für- 
sorge habe,  und  fügte  hinzu,  dass  ein  Ersatzanspruch  insoweit 
begründet  sein  solle,  als  die  Fürsor/^:«  für  eine  auszuweisende 
Person  lMnp:er  als  drei  Monate  gedauert  habe.  Das  bunte 
Allerlei  der  Heimat-  und  Unterstützungswohnsitzgesctze  liess 
es  uubtnUhrt 


Dass  mit  diesem  Gesetze  gewissermassen  nur  halbe  Arbeit 
gethan  war,  verhehlte  man  sich  nieht.  Die  Gemeinden  und 
Gutsbezirke  zwang  man  zor  Duldung  des  Anfenlhalts  in  jedem 
anderen  Falle  als  dem  dauernder  Htll&bedürftigkeit  des  An* 
ziehenden  —  aber  man  gab  kinne  Bestimmung,  wem  die 
Folgen  dieses  Zwanges  im  Falle  der  Verarmung  zur  Last 
fallen  sollten.  Die  Ausweisung  wegen  dauernder  Bedürftigkeit 
liess  man  zu  —  alx  r  man  gewährte  verschiedenes  Recht,  in- 
dem man  die  hieriür  offenstellende  Frist  von  der  landes- 
gesetzlich  geltenden  ITeimatgesetz^^obung  al)liUngig  machte 
und  die  in  jener  voriiaudene  Ungleichheit  beistehen  lieös. 
Der  Fortschritt  zu  einem  bisher  nur  in  Preussen  gekannten 
Mass  von  freier  Selbstbestimmung  wurde  yollzogen  -i-  das 
Korrelat  dieses  Fortschrittes,  die  gerechte  Verteilung  der  Ar- 
menlast, blieb  zunächst  ungeregelt. 

An  dieser  Halbheit  trugen  die  gesetzgebenden  Faktoren 
keine  Schuld.  Als  die  Abgeordneten  v.  Bockuni-Dolft's  und 
V.  Luck  Amendements  stellten,  statt  jener  Vielheit  der  Fristen*) 
eine  einzige  festzustellen  und  die  Berechtigung  zur  Auswei- 
sung aus  ^  5  auf  die  Frist  eines  Jahres  zu  bescliränken, 
durfte  ihiitju  erwidert  werden,  dasb  dieser  Kingriff  in  die  Hei- 
matgesetzgebung der  einzdinen  Staaten  yorlänfig  nnthunlich 
sei;  noch  habe  dieses  Chaos  von  Rechtszustttnden,  Gewohn- 
heiten, Privilegien  nicht  entwirrt  werden  können;  doch  sei 
die  Entwirrung  in  Vorbereitung,  ihr  endgültiger  Abschluss  nur 
eine  Frage  der  Zeit. 

So  begnügte  sich  der  Beichstag  mit  dem  zunitchst  £r- 

^)  Während  die  Autrugsteller  zunächst  iu  der  Kommissioii ,  dem- 
Dächst  im  Reichstage  ihre  Antröce  damit  begrüudetsii,  daai  ohne  diese 


PreussenB  zu  fürchten  sei  CL*uck),  erklärte  der  Präsideut  des  liuudes- 
kaazlenmta,  DelbrUek,  dssB  die  Hhi3nifü|c:ang  einer  derartigen  BesUmmuug 
die  Annahme  des  ganzen  Gesetzes  seitens  der  verhttndeten  Beaieriuigen 
hl  Frag«  stellen  wärde.  Vgl  äten.  Ber.  Bd.  1  8.  559  ff. 


§46. 
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rek'hbaren  und  beschloss  neben  dem  anL':eL'-f'lM'nen  Inhalt  des 
Freizügigkcitsgesptzes  noch  ein«  Resolution,  durch  welche  der 
Bundeskanzler  aufgefordert  vvui-de,  dem  Reichstage  in  seiner 
nächsten  Session  ein  Gesetz  tiber  das  Heimatrecht  und  die 
Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Unterstützung  bezw.  Ver- 
pflegung Nichtainheimischer  vorzulegen.  Und  noch  einmal 
masste  er  diese  Aufforderung  im  folgenden  Jahre  bei  Gelegen- 
heit der  Diskussion  über  die  Beschränkungen  der  EheschTies- 
sung  wiederholen ;  bis  endlich  mittels  Schreibens  des  Bundes- 
kanzlors  vom  14.  Februar  1870  nin  Entwurf  dos  Bundesrates 
an  ihn  gelangte,  welcher  den  Titel  ^(lesetz  über  den  I^ntr'r- 
sttltzungswohnsitz"  führte  und  das  zwei  Jahre  vorher  gegebene 
Versprechen  einzulösen  bestimmt  war'). 

^ur  äusseren  Geschichte  dieseb  EuLwurfes  sei  crwalint, 
dafls  ihm  ein  anderer  von  der  preussischen  Regierung  aas- 
gearbeiteter und  den  Bundesrogierungen  unterbreiteter  Entwurf 
vom  19.  Febr.  1869  vorausgingen  war,  welcher  die  Zustim- 
mung der  übrigen  Bundesstaaten  nicht  gefunden  hatte  und  viel- 
seitigen Wünschen  entsprechend  umgearbeitet  war.  Im  Reichs- 
tage beschränk toTi  sich  die  Verhandlungen  bei  der  ersten 
Lesiuig  auf  dio  |n  in/ipicllcn  Frap-cn  und  auf  die  Verweisung 
des  Entvvui'iä  au  eine  Konnui«tji(»n  von  21  Mit^rlicdurn ,  aüs 
deren  Sehoss  ein  vollständig^  neuer  Entwurf  lu  i  vorging,  wel- 
cher nach  ausfuhrlicher  Debatte  \ii  zweiter  Lesung,  unter  Be- 
rücksichtigung einer  Reihe  von  AMnderungsanträgen  in  dritter 
Lesung  angenommen  und  nach  Annahme  durch  den  Bundesrat 
als  Goset«  über  den  Unterstützungs wohns i tz  vom 
6.  Juni  1870  publizirt  wurde.  Die  einheitliche  Regelung 
des  Rechtszustanaes  in  Bezug  auf  Freizügigkeit  und  öftent- 
liche  Armenpflege  war  somit  ftir  das  Gebiet  des  Norddeutschen 
Bundes  zur  Thatsache  geworden. 

Das  Gesetz  ist  publizirt  im  Bundesgesetz-Blatt  von  1870 
S.  360  ff.  —  Die  erste  Beratung  und  die  Kommissionswahl  fand  statt 
in  der  Sitzung  vom  25.  F'cl)ruar  187(».  Stenographische  Berichte 
S.  85  ff.  —  In  die  Kommissiun  wurden  gi  w  hlt:  v.  Hennig  (Vor- 
sitzender), Friedenthal ,  Weigel ,  (  urnely  ,  Wiggers,  Fries,  Str- 
pbany,  v.  Jagow,  Sang*  r,  1  rmz  iiaudjery,  Grumbrecht,  v.  Ilüllesseiii, 
V.  Seydewitz,  Richter,  v.  Hagemeister,  OehBUchen,  Hiimclwen, 
V.  Zebmen,  v.  Kardorff,  v.  Bockum  Dolfiis,  Oraf  Arnim.  —  Die- 
selbe beriet  in  15  Sitzungen;  an  den  Verhandlangen  nthmen  zwti 
preussiscbe,  sowie  ein  sächsischor  und  ein  hessischer  Bevollmächtigter 
—  AVohlers,  v.  Puttliamer,  Schmalz,  Hofmann  —  als  Vertreter  des 
Bundesrates  Teil.  —  Der  Bericht  datirt  vom  2.  Mai  187<»: 
Stenographische  Berichte  Bd.  4  b.  5G3  ff.:  der  demsrlbcu  bei- 
gefügte neue  Entwurf  ist  unter  Nr.  121  der  Di  in  ksachen  abgedruckt. 
Die  zweite  Leautig  fand  in  den  Sitzungen  voui  14.,  10.,  17.  Mai 

1)  Stenogr.  Berichte  Bd.  1  S.  6>  Bd.  8  S.  160. 
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1870  statt  —  Stenogr.  Berichte  Bd.  2  S.  899  ff.  — ,  die  dritte 
in  den  Sitzungen  vom  21.  und  23.  Mai  1870  —  Stenographiscbe 
Berichte  Bd.  2  S.  1096  ff.  a.  1119  ^.  Bas  Matezial  ist  abgesehen 
von  der  Publikation  nnter  den  Dmcksaehen  des  Reichetages  in  der 

Legislaturperiode  von  1870  vollständig  vom  Regiemngsrat  Friedrich 
(Dresden,  C.  C.  Meinhold  &  Söhne)  zusammengestellt;  die  Zu* 
Sammerstellung  ersetzt,  da  sie  den  Wortlaut  getreu  nach  den  Steno- 
graphischen Berichten  reproduzirt,  vollkommen  die  etwas  mühsame 
Autisuchuug  und  Lektüre  des  in  den  Drucksachen  verstreuten 
Materials.  —  Auszugsweise,  aber  unter  Hinzufügung  anderweiten 
auitiiciieu  .i\iaterials,  namentlich  vuu  Auijiuhiungbgesetzen,  Verord- 
nungen u.  8.  w.,  ist  das  Material  enthalten  in  der  Bearbeitung 
von  Beutner  und  Herrforth.  —  Noch  weiter  geht  die  als  Qnellen- 
werk  nnentbehrliche  und  äusserst  sorgfältige  Ausgabe  von  Arnold, 
welche  gleichzeitig  das  gesammte  Material  bezüglich  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes, sowie  des  Ausführungsgesetzes  fär  Preussen  ent^ 
hält.  "Namentlich  ist  auf  die  sehr  lebrreirhe  synoptische  Zu- 
sammenstellunii  •! es  Gesetzes  I)  nach  dem  Ent>Mirf  11)  nach  den  Be- 
schlössen <ler  Kommission  III)  nach  denen  des  lieichstages  in  zweiter 
Beratung  lY)  nach  dem  im  Beichsgesetzblatt  publizirten  Moiilaut 
aufmerksam  zu  machen.  —  Ausserdem  findet  man  den  Wortlaut  des 
Gresetzes  in  den  verschiedenen  an  anderer  Stelle  bezeichnete  Kom- 
mentaren und  Einzdausgaben,  woselbst  auch  das  Material  mehr  oder 
minder  ausführlich  angezogen  ist;  am  ansfährlichsten  bei  Eger. 

§47. 

Dieser  Erfolg  war  kein  leichter  gewesen.  8«>  einig  man 
über  die  Unvollbtiintligkeit  der  mit  dem  Froiztip^igkeitsgesetze 
inaugurirten  Gesetzgebung  war,  00  wenig  ciiag  war  mau  über 
die  Mittel  zur  Herstellung  der  Vollständigkeit.  Was  Tom 
Standpunkte  der  Theorie ,  vom  Standpunkte  der  Praxis,  was 
aus  dem  Gesichtspunkte  des  allgemeinen  und  dem  des  parti- 
kiüäron  Interesses  gelangt  und  vorgesehlagen  werden  konnte, 
ist  in  den  Entwürfen  und  den  Verhandlungen  gesagt  und  vor- 
gosrhlagon  worden.  Zwischen  r.'idikaler  Beseitigung  allen 
Geineindcburgen'echts  und  seiner  Ersetzung  durch  das  Aufent- 
haltsrecht  auf  der  einen  und  der  Beibehaltung  der  territorialen 
Ileimatgcsetze  und  Regelung  der  Angelegenheit  im  interten'i- 
torialen  Wege  der  Vereinbarung  auf  der  andern  Seite  beweg- 
ten sich  Wünsche  und  Meinungen. 

Der  am  wenigsten  radikal  gemeinte ,  mit  behutsamer  Scho- 
nung des  B«'stehend<'n  zur  Diskussion  gestellte  Vorschlag  war 
auch  zugleich  derjenige,  von  welchem  die  Diskussion  ohnedies 
ihren  Ausgang  nehmen  musste:  der  Entwurf  des  Bundes- 
rates. Der  Präsident  des  Bundeskanzleramtes  Delbrück,  wel- 
cher seine  Beratung  einleitete,  schii  ktc  erläuternde  B^^merkun- 
gen  über  die  Stellung  der  verbündeten  Kegierungen  zu  der  Ma- 
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terie,  über  das  Vorhältniss  der  Territorialg<'8et7gebimgen  zu  ein- 
ander voraus.  Kr  cliarakterisirte  das  t>ug.  preuüüiäclie  und  bai- 
riache  System  und  teilte mhL  dass  jener  erste  von  der  preusBiaehen 
Kegierung  ausgegangene  Entwurf  im  Sinne  des  ersteren  Systems 
den  Bund  als  einheitlicbes  Staatsgebiet  au^efiisst  und  unter 
Beseitigung  aller  bestehenden  Heimatrechte  vorgeschlagen  habe, 
Aulenthaltsrecht  und  Armenversorgung  an  einen  binnen  be- 
stimmter Frist  zu  erwer1)f'ii(le!i  inul  wieder  zu  verlierenden 
Unterstützungswohnsitz  anzuknüptcn ,  und  dns  Zwiselienglied 
der  Landarmen v<»rbMndo,  ebenso  wie  in  dem  j>reussischcn  Gre- 
setze,  einzuschieben.  Hiergegen  habe  sicli  aluT  bei  der  Mehr- 
zahl der  Bundesregierungen  starke  Abneif'Uiig  gezeigt,  welche 
Yomehmlich  durch  die  Befürchtung  begründet  worden  sei,  man 
würde  durch  Nachahmung  des  Institutes  der  Landarmenverbände 
eint?  grosse  Zahl  heimatloser  Personen  schaffen.  Ausserdem 
sei  betont  worden,  dass  die  Regelung  der  Angelegenheit  im 
innigBton  Zusammenhango  mit  der  Gemeindegesetzgebung  stehe 
und  zufriedenstellend  nur  im  Ansehluss  an  <lif'se  geordnet 
werden  könne.  So  sei  man  di'nn  dahin  gelangt,  jenen  Ent- 
wurf fallen  zu  lassen,  und  „die  Lösung  der  Frage  auf  einem 
anderen  Wege  zu  versuchen". 

Der  Weg,  den  man  eingeschlagen  hatte,  war  der  folgende: 
Man  unterschied  grundstttauich  1)  Korddeutsche,  welche  sich 
in  ihrem  Heimatstaate  aufhalten  und  dort  unterstützungs- 
bedürftig werden,  2)  Norddeutsche,  welche  sich  in  einem  an- 
deren Bundesstaate  aufhalten  und  in  diesem  unterstütsungs- 
bedürftig  werden.  Die  orstfren  Hess  der  Entwurf  ganz  ausser 
Bt'trnrlit  —  bezüglich  iliror  sollte  die  territoriale  Heimat- 
gesetzgebung in  Kraft  blcil)! n.  Dagegen  sollte  hinsiclitlich 
der  zweiten  Kategorie  in  Zukunft  die  bundesgesetzliclie  Rege- 
lung allein  entscheidend  sein;  für  sie  stellte  der  Entwurf  ein 
durchgebildetes  System  auf ^  das  dem  künflagen  Rechtsver- 
hfiltnisse  zu  Grunde  gelegt  wurde. 

Nachdem  die  §§  1 — 5  des  näheren  angeordnet  hatten,  dass 
in  jedem  Staate  ein  zur  öffentlichen  Unterstützung  verpflich- 
teter Örtlicher  Verband  eingerichtet  werden  müsse,  in  welchem 
ein  Norddeutscher  den  Unterstützungswohnsitz  erwerben  könne, 
M  unle  in  §  7  festgesetzt,  dass  letzterer  durch  ft'eiwilligen  un- 
unt»'rbr«)clienen  ttlnfjährigen  Aufenthalt  nach  vollendetem 
24.  Lebensjahre  erworben  und  durch  ebensolange  Abwesen- 
heit wieder  verloren  werde  (§  19).  Dem  Erwerb  wurde  so- 
dann die  Wirkung  beigelegt,  dass  der  örtliche  Armenverband 
zur  dauernden  Duldung  des  Aufenthalts  und  zur  Armen- 
luitei-sttitzung  verpflichtet  sein,  dem  Verluste,  dass  diese  Ver- 
pflichtung wieder  erlöschen  sollte.  Hatte  der  Aufenthalt  zwar 
in  dem  fremden  Bundesstaate,  aber  in  keinem  örtlichen  Ver- 
bände fünf  Jahre  gedauort,  so  sollte  der  Bund'^sstaat  in 
gleicher  Weise  zur  unmittelbaren  Fürsoi'ge  verptliciitet  sein. 
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iiattc  der  AulcutlialL  auch  in  dem  Bundesstaate  noch  nicht 
fllnf  Jalira  gedauert  und  lagen  die  ErfordernisBe  des  §  5  des 
Freiz.-Ge8.  vor,  so  sollten  die  Gothaer  Konvention  und  An- 
hänge mit  der  Massgabe  Anwendung  finden,  dass  an  Stelle 
der  diplomatischen  Vermittclung  die  Entscheidung  eines  be- 
sonderen Ausschusses  des  Bundesrats  für  das  Heimatvireseii 
zu  treten  hatte.  Sollte  endlich  der  Fall  so  Ih-^-^ ,  ^l;iss  zwar 
kein  Inmdesgesetzlich ,  aber  ein  landesgrsctzlirh  verptiichtetcr 
Arniunverband  (wo  also  schon  nach  bisherigem  Rcclit  eine 
kürzere  Frist  genügte)  vorhanden  wäre,  so  sollte  dir  J^anHes- 
gesetzgebuDg  entscheiden,  ob  dieser  die  Fürsorge  übernehmen 
mOsse. 

So  begnügte  sich  der  Entwurf  statt  gemeinsamer  Ordnung 
mit  lediglich  interterritorialer  Regelung  der  Angelegenheit; 
statt  die  bestehenden  endlosen  Verschiedenheiten  zu  beseitigen, 
wurde  den  22  Gesetzgebungen  der  paktirenden  Staaten  die 

drciundzwanzis^stc,  der  bunten  !Musterkarte  von  Fristen  und 
Ht'iinatrochtt  11  'iiiige  neue  Fristen,  ein  neues  Heiniatrecht  hin- 
zugefügt, da«  künstlicher  war,  als  alle  bis  dahin  bekannten. 
Nicht  einmal  die  alten  Konventionen  hatte  man  zu  ersetzen 
gesucht :  falls  auch  das  neugeschaffene  Rechtsverhältniss  mangels 
seiner  Voraussetsungen  nicht  sur  Anwendung  kommen  konnte^ 
sollte  auf  sie  zurttckjgegriffen  weiden« 

§48. 

Ks  war  gewiss  nicht  schwer,  die  schwachen  Seiten  dieses 
Entwurfs  herauszufinden  und  zu  behaupten,  dma  eine  solche 
Regelung  fast  schlimmer  wie  keine  sei.  Aber  es  verdient  her- 
vorgehoben zu  werden,  dass  aus  den  Reihen  der  Reichötags- 
abgeordneten  nicht  einer  den  Entwurf  itlr  das  nahm,  als  was 
ihn  die  Bundosregierung  gemeint  hatte,  als  eine  definitive 
Regelung  der  wichtigen  Angelegenheit.  Der  einzige  von  ihnen, 
welcher  dem  Gesetze  mit  einigen  Eins*  I  rünkungen  überhaupt 
zustimmen  zu  wollen  erklärte,  —  der  Abg.  Graf  Eulenburg 
—  ftlhrte  aus,  dass  man  dringend  eines  Notgesetzes  be- 
dürfe und  als  solches  ihm  das  System  des  Entwurfes  bei 
gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Frist  auf  1  Jahr  (!)  genügen 
würde.  Alle  übrigen  Abgetirdneten  —  die  Vertreter  aller 
Parteien  des  Reichstages  —  hielten  nur  eine  Art  des  Verhaltens 
dem  Entwürfe  gegenüber  für  angemessen:  entschiedene  Ab- 
lehnung. Sofort  in  der  ersten  Beratung  legten  die  Abgg. 
Friedenthal,  Grumbrecht,  Wiggers,  Kardorff,  ^liquel  dar,  dass 
eine  Regelung,  wie  der  Entwurf  sie  beabsichtigte,  statt  zu 
bessern,  die  Verwirrung  nur  steigern,  statt  zu  befreien,  die 
Absjierrnnir  nur  noch  mehr  befflrdern.  statt  durch  gemeinsinn" 
Einrieliiuii^cii  auch  ,i;'eineinsameu  Kechtsboden  zu  schallen, 
eine  ärgere  Kecht-jungleichheit,  als  sie  vordem  bestiiuden,  er- 
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sengen  würde;  in  denjenigen  Staaten ,  in  welchen  bislier  eine 
längere  Frist  als  die  ranfS^^^S^  Erwerbung  des  Heimat- 
recntes  erforderlich  gewesen  sei,  würde  bei  Aufrechterhaltung 
der  Landesgesotzg«'bung  für  die  einheimischen  Fälle  der  Nicht- 
£inheimische  nunmehr  besser  gestellt  sein  als  der  Inländer. 

Nachdrücklich  und  allseitig  wurde  die  einheitliche  Rege- 
lung im  Sinne  des  nationalen  Gedankens,  weicher  der  Ver- 
fassung zu  Grunde  liege ,  die  endliche  Aufräimiuiig  mit 
„Pfahlbürgertum'*  und  „territorialen  Absperrujigsgelüsten* 
gefordert 


Diesen  Forderungen  entsprach  der  Entwurf  der  Kommis- 
sion,  wpklif  ilf'nsolbeu  mit  ausftihrlielier  Motivirung  dem 
Reichstage  unterbieitete.  Dam  die  Kommission  die  Abwei- 
chungen von  dem  Entwurf  des  Bundesrates  im  ►Sinne  der 
ersten  Reichstagsberatung  motivirte,  war  selbstverstiüidlich ; 
sie  darf  aber  daneben  noch  das  besondere  Verdienst  anspre- 
chen, die  für  eine  bundesge&etzliche  Regelung  der  Materie 
ttbernaupt  onerlflssHchen  Voraussetzungen  von  Grund  aus  er- 
(>rtert  und  mit  prägnanter  Kttnse  in  ihrem  Berichte  dargelegt 
EU  haben.  Sie  unterschied  zunächst  zwischen  dem  bisherigen 
negativen  Inhalt  der  Bundesverfassung,  welcher  die  Schran- 
ken der  freien  Bewegung  von  Staat  zu  Staat  beseitigen  wollte, 
und  der  positiven  ThätiLrkpit,  weiche  dem  Bunde  durch 
das  in  Art.  4  festiresetzte  Aiiisiclit;»-  und  Gesetzgebungsrecht 


eingeräumt  war.  Weiter  legte  sie  dar,  wie  die  Beschränkung 
der  Ausweisungsbcfügiiiss  aus  ^  4  des  Freie. -Gesetses  den 
Ort  des  Aufenthalts  zur  Duldung  und  eventueller  Untere 
Stützung  ihm  nicht  angehöriger  Personen  führen  könnte,  und 
wie  der  in  §  i>  aufrecht  erhaltene  Grund  der  Ausweisung 
Vorkommendenfalls  den  Aufenthaltsort  vor  die  Frage  stelle,  wo- 
hin jemand  ausgewiesen  werden  könne.  In  folgernd on  zwei 
Fragen  fasste  sie  sodann  den  wesentlicheu  Inhalt  dieser  Er- 
örterungen zusammen : 

1.  Welches  ist  derj  enige  Or t,  an  den  der  nach 
dem  FreizUgigkeitsgesetz  Auszuweisende  hin- 
zuweisen  ist,  und  welches  ist  der  Ort,  Yon  dem^ 
welches  sind  die  V oraussetzungen,  unter  denen 
auch  der  Httlfsbedttrftige  nicht  ausgewiesen  wer- 
den kann? 

2.  Wie  regelt  sich  unter  den  möglicherweise 
knnktirri  r  enden  Örten  die  öffentliche  Pflicht, 
diejenigen  Leistungen  zu  gewähren,  welche  kraft 
staatlichen  Zwanges  als  Folge  der  Hülfsbedürf- 
tigkeit  eintreten? 

«Die  positive  Lösung  dieser  Fragen  in  ihrem  prinzipiellen 
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§  49. 


auch  in  Bezug 
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und  systematischen  Zusammenhange,  unter  einander  und  mit 
doTi  angrenzenden  Rochtsf^obtoten,  wurde  als  die  Aufgabe  des 
vorliegenden  Gesetzes  erkannt  " 

lieber  die  Befugniss  des  Bundes  zur  Lösung  dieser 
Fragen,  über  die  Notwendigkeit  einheitlicher  Rege- 
lung war  die  Kommission  im  grossen  und  ganzen  cmi^^). 
Auch  die  Vorfrage,  ob  llberhaupt  eine  Zwangsp flicht  der 
Öffentlichen  Untersttttsung  anzuerkennen  sei,  glaubte 
sie  bejahen  zu  müssen  *),  jedoch  unter  ansdrttcklicher  Hervor- 
hebung ihrer  AuiTassung,  dass  diese  Zwangspflicht  nur  eine 
Verbindlichkeit  des  öffentlichen  Rechts  sei  una  aus  ihrer  Er- 
füllung nicht  den  htllisbedürftigen  Privatpersonen ,  sondern 
lediglich  den  konkurrirenden  Armenverbänden  ein  Anspruch 
erwaclise. 

In  geringerem  Masse  nur  bestand  Einigkeit  über  die 
Art  der  Anknüpfung  der  Zwangspflicht,  die  Verteilung 
der  Armenlast 

Es  galt  Stellung  zu  nehmen  gegenüber  den  Systemen, 
welche  derzeit  in  don  einzelnen  Ländern  bestanden  imd  welche 
man  mit  den  Namen  Heimat  und  Untersttttsungswohn* 
sitss  zu  bezeiobncn  gewohnt  war. 

Die  übi'rwi<'gende  Mebrlioit  der  Kommission  glauljte  aus 
inneren  Gründen  dem  letzteren  den  Vorzug  geben  zu  müssen. 
Sie  ging  davon  aus.  dass  die  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung 
zur  Anneui'ürsorge  im  inneren  Zusammenhange  mit  der  wirt- 
schaftlichen Seite  des  Staatswesens  stehe.  Prinzipiell  habe 
die  Pflicht  zur  Unterstützung  diejenige  Gemeinschaft,  welcher 
die  wirtschaftlichen  Leistungen  des  Betreffenden,  so  lange  er 
nicht  hülfsbedttrftig  ist,  zu  gute  kommen.  Dies  sei  in  früheren 
Zeiten  die  nach  aussen  hin  ziemlich  abgeschlossen (;  Heimat- 
gcmeindf'  fr<nv(«s*'n,  in  deren  Sondergebiet  sich  der  B^dliiftige 
vornehm li<  ii  bewegt,  der  seine  wirtschnftlie-hon  Leistungen  zu 
gute  gekoumien.  Nach  allseitig  eingeführter  Freizügigkeit 
stehe  —  so  heisst  es  im  Wortlaute  des  Berichtes  —  „der  Idee 
des  geschlossenen  Wirtschaftsgebietes  gegenwärtig  der  Ge- 
danke gegenüber,  dass  der  Staat  in  seiner  Gesammtheit  ein 

S*os8es  wirtschamiches  Gebiet  ftlr  die  Thätigkett  aller  seiner 
ngehörigen,   für  den   freien  Austausch  ihrer  KrUfte  bilde, 
dass  als  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in 


län  Scparatvotum  des  Abg.  Oehmichen  —  abgedrucl^t  als  Beila<^e 

des  Kommissionsberichtes  —  gab  flSner  entgegengesetzten  AufiTaseimg  der 
Art.  8  nnd  4  der  Bundesverfapsun!?  Ausdruck;  nas5sfIbo  be70£r  sich  nher 
nicht  auf  die  ganze  Materie,  sondern  nur  auf  die  Befugiiisä  des  Bundes, 
über  die  Ausnihrung  der  Bundesgesetze  zu  wachen,  welche  Oehmiuhen 
bei  Gelegenheit  der  Spczialdiskussion  über  die  §§  90  und  84  des  Entwurfes 
bestritt  —  V^l.  noch  Anm.  1  8.  165. 

')  Nor  ein  Mitglied  war  anderer  Amicht,  ohne  jedoch  Anträge  zu 
stellen* 
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iseiner  Oesammtlieit  erscheine  und  dass  es  der  freien 
Willensbestunmung  des  Etnaelnen  überlassen  bleibe,  wie  und 

wo  er  seine  wirtschaftln  lie  Thätigkeit  entfalten  und  zu  diest-m 
Behufe  seinen  Aufenthalt  nehmen  wolle.  Dieser  Gedanke  sei 
es,  der  die  politisclie  und  wirtschaftlicli(;  Verfassung  des 
Staates  der  Gegenwart,  des  Nordflcutschen  Bundes,  durch- 
dringe. Hiernach  sei  es  konsequent,  die  ünterstlitznnir  der 
Hüifsbedürftigen  als  eine  Staatslast  zu  chaiakterif»ii en. " 

Gleichwohl  wies  die  Kommission  die  weitere  Folgerung, 
die  sich  ^scheinbar**  an  diese  Auffassung  kniinfcn  musöte,  den 
Staat  zum  unmittelbaren  Triiger  der  Anuemast  zu  machen, 
aus  Opportunitätsgrttnden  ab.  „Wie  der  Staat**  —  so  führte 
sie  weiter  aus  —  „eine  Reihe  seiner  Lasten  auf  seine  Organe 
4lbertrtlgty  wie  er  £xekutivformen ,  die  seinem  Wesen  ent- 
springen, dennoch  an  seine  Glieder  abtritt,  je  nach  der  ver- 
sehiedenartigen  Besehat^'enlieit  jener  Funktionen,  jenaehdem 
deren  Inhalt  und  Zweck  die  zentrale  oder  dezeutralisirte, 
selbstverwaltende  Thätigkeit  fordert,  so  werde  er  auch  die 
staatliche  Last  und  Funktion  der  Armenpfl^e  denjenigen 
Organen  zuweisen  können,  welche  nach  der  inneren  Katur, 
nach  dem  Endzwecke  jener  Funktion  als  die  richtigen  sich 
erweisen**' 

So  ergab  sich  d(  nn  die  weitere  Frage,  welches  diese  Or- 
gane seien,  wie  dieselben  beschaffen  sein  mUssten.  Für  ihre 
Beantwortung  erachtete  die  Kommission  drei  Monientc  ent- 
scheidend: 1.  Die  Verteilung  der  Last  nach  einem 
gerecht  (Ml  Kriteriuni.  2.  Die  Tendenz,  die  mit 
der  Hillfsbedürftigkeit  verbundene  Störung  der 
wirtschaftlichen  Existenz  des  Einzelnen  nach 
Möglichkeit  auf  das  geringste  Mass  zurückzu- 
fahren. 3.  Die  Qualifikation  zur  Erfüllung  der 
Aufgabe  der  Armenpflege  nach  ihrer  sittliclnMi 
und  praktis(  hen  Seite.  —  In  Würdigung  dieser  Mo- 
mente entschied  sicii  ihre  Mehrheit  für  das  prenssische 
System  des  Ortsarmen  verhän  d  e,  in  wclclien  Unter- 
stützungswohnsitz durch  Zeitablauf  erworijen  und  verloren 
wird,  der  Landa  r  in  en  verbände,  welche  insoweit  ein- 
treten, als  ein  verpfiicliteter  Urtsarmenverband  nicht  vorhanden 
ist  Dieses  System  schien  ihr  den  (bedanken  des  wirtschaflp 
liehen  Aetjuiyalents  am  zweckmttssigsten  zur  Ausführung  zu 
bringen;  im  Sinne  desselben  Ifthrte  sie  noch  insbesondere 
Folgendes  aus: 

„Hat  die  freie  Willensbestiramung  des  Einzelnen  nicht 
dazu  geführt,  ihn  an  einem  bestimmt^'n  Orte  festen  Fuss 
fassen  zu  Insspn,  so  werde  d»n'  Regel  nach  seine  wirtschaft- 
liehe Thiltigkeit  zu  gute  g«  k  annien  sein  einem  grösseren 
Gebiete,  innerhalb  dessen  er  sich  vor  dem  Eintritte  der 
Hülfsbedürftigkcit  bewegte;  und  dieses  grössere  Gebiet  werde 
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einzutreten  haben  für  diejenigen  HttUBbedUrftigen ,  welche 
eines  Unterstützungswohnsitzes  entbehren.  Dergestalt  führe  zu 
der  Konstruktion  des  prinzipalen  und  des  subsidiären  zur 

Unterstützung  verpflichteten  räunilkhcri  Bezirkes  der  Gedanke 
des  Aequivalents  für  die  genossenen  Wirtschaft- 
lieben  Vorteile." 

„Halte  man  an  diesem  Gedanken  fest,  so  ergebe  sich 
weiter  daraus,  dass  der  prinzipale  Unterstutzungsbezirk  die 
Ortsgemeinde  sein  kann,  aber  nicht  sein  mussi  unter  Um- 
ständen sogar  nicht  sein  darf.  .  .  .  Entscheidend  .  .  .  . 
sei  nicht  die  kommunale  Qualifikation  als  solche^ 
sondern  der  Gesichtspunkt,  räumliche  Bezirke,  welche  ein 
Wirtschaftsgebiet  —  in  erster  oder  zweiter  Linie  — 
darstellen  und  der  Arnienlast  und  -pflege  gewachsen  sind,  als 
Armenverbände  zu  organisiren." 

So  "lUf^rnte  sich  die  Kommission  ineiir  und  mehr  von 
der  \orsLeilung,  von  welcher  sie  ursprünglich  ausgegangen 
war  und  die  m  der  That  die  frühere  Gesetzgebung  in  den 
einzelnen  Staaten  beherrscht  hatte,  von  der  Vorstellung  eines 
Verhältnisses  von  Leistung  und  Gegenleistung  zwischen  Indi- 
viduum und  Gemeinde,  wie  es  in  den  £inzugsgeldem,  der 
Bttrgergebühr,  der  Abgabenzahlung  u.  s.  w.  zum  Ausdruck 
gekommen  war.  An  Stelle  d(  s  Gemeindegehiets  setzte  sie 
fr',\}}z  Mllir<'m«'in  ein  Aiitcntlialfs^^ebiet,  den  Gegensatz  von  Ge- 
III'  iiidebürgerrecht  und  Staats})ürg«'rreeht  erweiterte  sie  zum 
Ctf'gensatz  zwischen  Heimut  und  Staat,  zum  Gegensatze 
zwischen  Leistungen,  welche  der  einen  und  dem  anderen  zu 
eute  kommen.  Förmlich  und  unzweideutig  sprach  sie  es  aus, 
dass  die  neue  Gestaltung  prinzipiell  losgelöst  sein  solle  von 
der  Grundlage  des  Gemeindewesens  und  dass  die  gleichwohl 
erfolgende  Anknüpfung  der  Armenlast  an  die  Gemeinde  nicht 
aus  inneren,  ihrem  Wesen  entnonmienen  Gründen,  sondern 
aus  anderweit  ninsst^cbenden  Rücksichten  der  Zweckmässig* 
keit  und  Opportunität  geschehen  solle. 

§  50. 

In  Ansehung  der  Reichstagsverhandlungen  Ober 
den  Kommissionsentwurf  ist  vorweg  zu  bemerken,  dass  eben- 
so wie  in  den  Kommissionsberatungen  alles  formelle  Detail, 
ja  selbst  wichtige  Einzelheiten  zurücktraten  gegen  die  £r- 

örtening  der  prinzipiellen  Fragen.  Denn  dies  verlieh  jenen 
Verhandlungen  eine  besondere  Tragweite  und  Bedeutung;,  dass 
nicht  allein  und  nicht  in  erster  Linie  die  Regelung  der 
Armenlast  umstiitten  wurde,  sondern  dass  hier  die  Gegen- 
sätze kleinstaatlichen  Sondergeistes  und  des  erstiakten  deut- 
schen Gemeingefühls  unter  ganz  neuen  Verhältnissen  auf  ein- 
ander stiessen.   Der  Kampf,  der  auf  dem  Boden  der  Heimat- 
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gesetzgcbung  geführt  wurde,  war  vor  allem  ein  Kampf  um 
die  deutsehe  Einheit,  der  zu  0-unsteu  der  einhfMtliclien  Wirt- 
scliaftsj-  und  Armengebetzgebung  erfbcLtene  iSieg  vur  allem 
ein  Sieg  dor  detttBchen  Sache. 

Freilich  darf  man,  wenn  anders  man  gerecht  sein  will, 
einen  andern  Punkt  nicht  übersehen,  der  fUr  die  endgültige 
Entscheidung  in  Betracht  fiel.  Der  Abg.  von  Zehmen  hatte 
in  gewissem  Sinne  Recht,  wenn  er  den  Vorwurf  des  Parti- 
kularisnms  zu  wJderle<,^'Mi  suclite,  indem  er  beli;mptf^t'' :  „Ich 
Btelle  den  Herren  eiii  Prinzip  entgegen  uud  ein  Prinzij)  ist 
stets  univprsell.  ist  nie  partikularistisch,  ein  Prinzip  muss 
dureil  (truiide  widerlegt  werden,  es  kann  nicht  durch  blüsde 
Warte  widerlegt  werden,  denen  ich  eine  innere  Bedeutung 
nicht  zusprechen  kann.  Im  Gegenteil  mOchte  ich  —  und 
die  Herren  aus  den  altpreussischen  Provinzen  mOgen  mir  das 
verzeihen  —  die  Anklage  gegen  dieselben  erheben,  dass  sie, 
wie  mir  scheinen  will,  sich  nicht  genügend  auf  einen  prin- 
zipiellen Standpunkt  gestellt  haben,  sondern  doch  etwas  auf 
die  Chaussee  der  licbg^ewordenen  Gewohnheiten  gegangen  sind." 

In  gewissem  Sinn«'  hatte  er  Recht.  Niciit  darin,  dass  er 
die  von  ihm  vertretene  Ansicht  eine  mehr  prinzipielle  nannte, 
als  die  gegnerische;  die  letztere,  welche  der  grösste  8taat  des 
Bundes  nach  sehr  eingehenden  Vorarbeiten  zu  der  seinigen 

femacht  hatte,  durfte  ebenso  gut  für  eine  auf  durchgebildeten 
'rinzipien  beruhende  gelten.  Aber  darin  lag  das  Richtige 
der  Behauptung,  dass  sie,  wenn  auch  in  etwas  verhüllten 
Ausdrücken,  jenen  in  den  Grundzügen  hervorgehobenen 
wichtigsten  Faktor  für  die  Regelung  öffentlicher  Dinge  wür- 
digte: das  M  ac  Ii  t  v  e  r  Ii  äl  tn  iss  der  öffentlichen  Ge- 
walten. Wenn  für  die  g^esetzgebende  Gewalt  die  Frage 
entstand,  welcher  einzelstaatlichen  Bildung  sie  sieh  allenfalls 
anschliesscn,  welcher  sie  den  Vurzug  geben  sollte,  so  war  es 
k^n  Zufiül,  dass  die  Gesetzgebung  des  fUfarraden  Staates  in 
liberwiegendem  Masse  zum  Vorbild  diente  und  die  neuen 
deutschen  Gesetze  zum  guten  Teile  alte  preussische  waren. 
Zudem  war  Preussen  im  Norddeutschen  Bunde  nicht  blos 
der  führende,  sondern  auch  der  einzige  Staat,  welcher  im 
eigenen  Gebiete  ähnlichen  durchaus  unirleiehartigen  Verhält- 
nissen in  seinen  östlichen  und  westlichen  Provinzen  gegen- 
übergestanden hatte,  wie  sie  nun  die  verschiedenen  Staaten 
im  Bundesgebiete  darboten.  Die  Bevölkerung  seiner  einen 
Provinz  (Rheinprovinz)  war  grösser  als  die  des  grössten  mit- 
beteiligten Staates,  des  Königreichs  Sachsen. 

So  vermochten  die  Vertreter  smnes  armenrechtlichen  Sy- 
stems zu  dem  beträchtlichen  Gewichte,  welches  die  preussi- 
ache  Machtstellung  zu  seinen  Gunsten  ohnehin  in  die  Wag- 
scliale  werfen  konnte,  noch  ein  anderes  mit  der  Behau] )tung 
hinzuzufügen,  dass  Preussen  bisher  allein  die  Probe  seiner 
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Gesetzgebung  für  ungleichartige  Gebiete  habe  machen  können 
und  dass  diese  Probe  während  eines  Menschcnalters  zur  Be- 
fHedigung  der  Beteüigten  ausgefallen  sei. 

Gerade  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  Gewalten  ist 
endlich  noch  ein  anderer  Punkt  zu  beachten,  der  heute,  wo 
wir  uns  gewohnt  haben ,  von  einer  Reichsgesetzgebung 
schlechthin  zu  sprechen  und  sie  als  die  einheitliche  deutsche- 
im  Gegensatz  zur  einzelstaath'chon  Gesetzgebung  zu  betrachten^ 
fast  vollständig  unbeachtet  bleibt.  Damals  als  die  einzelnen 
Akte  der  Wirtschaftspresetzgebung  beraten  wurden,  handelte 
es  sich  um  eine  Gesetzgebung  ftir  das  Gebiet  des  Norddeut- 
schen Bundes,  von  welchem  Preussen  zwei  Drittel,  die  tlbrigen 
Staaten  ein  Drittel  einnahmen;  damals  stand  Sttddeutschland 
—  Baiem,  Wttrtembeig  und  Baden  —  noch  ausserhalb  der 
Gemeinschaft.  —  Als  diese  1870  das  Deutsche  Reich 
bilden  halfen,  iibemahiTir^n  sio,  (ilmo  in  erneute  Diskussion 
Uber  die  einzelnen  grundlegoiidcn  Fragen  einzutreten,  zum 
grösseren  Tlieile  diese  für  den  Norddeutschen  Bund  ge- 
^  gebene  Verfassung  und  Gesetzgebung  lediglich  um  der  gute» 
deiitöchen  Sache  willen. 

Das  lässt  sich  ja  nachträglich  nicht  mit  Gewissheit  sagen^ 
welchen  Gang  elien  diese  Gesetzgebung  genommen  hätte^ 
wenn  diejenigen  Staaten  an  ihrer  organischen  Schaffung  von 
vornherein  Teil  •genommen  hätten ,  welche  gerade  f&r  die 
hierbei  in  Frage  stehenden  Zustände  ganz  andere  Gewohn- 
heiten und  Meinungen  besassen  als  der  Norden  Deutschlands,, 
und  welche  Preussen,  wenn  auch  nicht  überlegen,  doch  in 
ihrer  Geschlossenheit  an  Grösse  und  Bedeutung  erheblicli 
näber  sumden,  als  die  Glieder  des  Norddeutscheu  Bundes» 
Aber  das  darf  doch  wohl  behauj^itet  werden,  dass  die  Fest- 
stellung und  Durchbildung  der  m  Art  3  der  Bundes-  und 
nachmidigen  Beichsyer&ssung  gewährleisteten  deutschen  Gbrund- 
rechte  unendlich  grosseren  Schwierigkeiten  begegnet  wftrey 
wenn  dieselbe  yon  Anfang  an  allen  deutschen  Staaten  obge- 
legen hftttCy  wenn  nicht  auch  nach  dieser  Richtung  hin  di& 
Vorgrttndnng  des  Norddeutschen  Bundes  der  Gründung  des- 
Deutschen  Reichs  in  umfassender  Weise  vorgearbeitet  hätte* 

§  51. 

Der  Inhalt  des  im  Anschluss  an  den  Kommissionsontwurf 
vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870 
ttber  den  Ünterstfltzungswohnsitz  ist  mit  der  Be- 
merkung, dass  es  im  wesentlichen  dem  preussischen  Gesetze 
von  1842  entspreche,  in'tht  erschöpft  Zweierlei  niusste,  so- 
bald mehr  als  ein  Staat  l>eteiligt  wnr  anders  geordnet  wer- 
den: die  BeRtinunuiii^en  über  die  Organe  der  Annenptieire  in 
deu  einzelnen  Bundesstaaten  uud  die  Vorschriften  Uber  die 
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Erledigfiing  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Organen.  Nach 
grossen  Gruppen  betrachtet  gliedert  sich  das  Gesetz  in  drei- 
facher Weise. 

Die  erste  Gruppe  Ton  BestimmuDgen  um&Mt  die  Be- 
siehungen  der  NorddeutBchen  su  dem  Amenthaltaorte  und  die 
Verpflichtung  des  letzteren  zu  ihrer  Unterstützung;  in  der 
zweiten  befinden  sich  die  Vorschriften  über  die  zur  Unter- 
stützung verpflichteten  Organe;  die  dritte  enthält  die  Anord- 
nungen Uber  das  btnMtvi'i-fahren.  Für  alle  Staaten  schlecht* 
hin  gleichartig  sind  nur  jene  der  ersten  Gruppo. 

Es  erscheint  zweckmftjisifr ,  den  wesentliiluMi  Inhalt  des 
Gesetzes  entsprechend  dieser  Dreiteilung,  die  eine  natürliche 
und  systematische  ist,  zu  betrachten  und  bei  jeder  Gruppe 
die  ihr  eigentOmfichen  Streit-  und  Zweifelspunkte  nach  MasB- 
gäbe  der  Torerwähnten  Verhandlungen  henrorzuheben. 


1  Oruppe.  Die  unterstützungsbedürftigen  lu- 

di  V  i  (l  u e  11. 

Hier  handelte  es  sich  zunäclist  um  die  Frage,  ob  man  im 
♦Sinne  des  Bundesrats-EntAvurfb  nur  für  aiis.serlialb  ihres  Heimat- 
staates belindliche  Norddeutsche  Bt^stinniiuiigen  treffen  und  be- 
züglich der  im  Heimatsstaate  verbliebenen  es  wie  bisher  bei  der 
Landesgesetzgebung  lassen,  oder  ob  man  sämmtliche  Ange- 
]i((rige  des  Bundes  unabhängig  von  dem  Aufenthaltsstaate 
gleichmttssiffen  Vorschriften  unterwerfen  sollte.  Es  ist  schon 
oben  dai^elegt  worden,  dass  und  weshalb  man  sich  im  Sinne 
der  zweiten  Alternative  entschied.  Ausser  den  Abgeordneten, 
weit  lie  in  der  ersten  Beratung  in  dies(*m  Sinne  sich  geäussert 
hatten,  sind  noch  als  Redner  der  zweiten  Lesung  Sänger  und 
Stephany  zu  nennen,  von  denen  nanientlieh  letzerer  darauf 
hinwies,  „dass  das  Bundesindigenat  zum  grossen  Teile  inhalts- 
los sein  würde,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  Lage  derer,  die  eine 
Unterstützung  bedürfen,  einheitlich  nach  gleichen  Normen 
regulirt  würde**. 

Im  übrigen  erstfind  dieser  Regelung,  nachdem  die  Kom- 
mission ihren  Entwurf  vorgelegt  hatte,  (m'u  Gegner  nicht  mehr  *). 
Demgemäss  konnte  §  1  des  nesetzes  hinten:  Jeder  Nord- 
deutsche ist  in  jedem  Bundesstaate  in  Bezug  a)  auf 
die  Art  und  da«  Mass  der  im  Falli'  der  llrilfsljediirftiii'keit 
zu  gewährenden  üfientlichcn  Unterstützung  als  Inländer  zu 
b  e  ha  n  d  eiü. 


mScbtigtai  BQin  Bondflsrnt  (Schmalz  flir  Sachsen,  Hofinaan  für  Heesen) 
auch  in  zweiter  Lesung  anführten,  war  nur  Wiederholung  derMotivimDg 
des  BondcBrataentwaKfii. 


52. 
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Die  Güthaer  und  Eiseiiacher  Konvention^),  der  Vorbehali 
des  Art.  3  der  BimdeBver&sBilng  waren  damit  ausser  Geltung 
gesetzt;  und  der  Inhalt  des  Bnndesindigenats  um  die  Ghleich- 
stellung  der  BundesangehOrigen  \n  Bezug  auf  die  öffentliche 
Armenpflege  erweitert. 

Gleiche  Grundsätze  in  Bezug  auf  diese  selbst  brauchten 
damit  an  und  für  sich  nicht  verbunden  zu  sein ;  aber  die  Not- 
wendi^^ieit  öoklio  festzustellen  ergab  sieh,  wenn  man  diese 
formelle  Gleichheit  zu  einer  materiellen  niaehen  wollte.  Hierüber 
uai  ,  iiaclidem  das  in  Frage  stehende  eröte  Prinzip  eutöchieden 
war,  keine  Meinungsverschiedenheit  mehr.  Nun  handelte  es 
sich  um  die  Grundlage  der  materiellen  Gleichstellung,  um  das 
System  der  öffentlichen  Armenpflege.  Die  Sachlage  war  gegen- 
über der  ersten  Beratung  eine  völlig  veränderte.  Damals  war 
ein  dem  preussischen  Untersttitzungswohnsitz  ähnliches  Rechts- 
verhältniss  nur  insoweit  in  Frage,  als  der  Bundes-Entwurf  die 
Regelung  der  Materie  überhaupt  versucht  hatte:  d.  h.  für  die 
interterritoriaicn  Fälle;  mit  dieser  Bescliränkuii«^  konnte  die 
neue  Einrichtung  nur  geringe  d.  h.  eben  nur  interterritoriale 
Beileutuiig  iiaben. 

Die  Vorschläge  aber,  welche  aus  der  Kommission  surttck- 

Selangt  waren,  gingen  unendlich  viel  weiter,  zielten  ab  auf 
ie  gänzliche  Aufhebung  der  territorialen  Gesetzgebung,  auf 
Ersetzung  derselben  durch  Bundesgesetz  mit  der  dem  letzteren 
eigentümlichen  Wirkung,  dass  Bundesrecht  Landesrecht  bricht. 

Ueber  die  Bedeutung  dieser  Vorschla<*e  war  ni  in  sich 
auf  allen  Seiten  des  Hauses  wie  am  Tische  des  Bundesrates 
völlig  klar.  Wie  auch  die  Entscheidung  fallen,  welches  System 
auch  adoptirt  werden  mochte:  von  dem  Momente  an,  in  welchem 
ein  solches  Gesetz  in  Kraft  trat,  {rab  es  in  den  Gemeinden 
zwei  Arten  von  Einwohnern:  Einwcmner,  welche  kraft  Landes- 
rechts oder  lokaler  Ordnungen  Bttrger-^  Nutzungs-,  Wahl-  und 
ähnliche  Rechte  besassen,  und  Einwohner,  welche  kraft  Bundes- 
rechts zum  Aufenthalt,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  befugt  waren 
und  ftir  welche  nach  Bundesarmenrecht  die  eine  oder  andere 
Gemeinde  im  Falle  der  Bedürftigkeit  zu  sor^^en  verpflichtet 
war.  Der  (ui^anmtz.  zwischen  Staat  und  Gemeinde  wieder- 
holte sieh  zwischen  Bund  und  Einzelstaat.  Der  Landes^e^ptz- 
gtibung,  welche  diese  Vorhältnisse  zuvor  geordnet  hatte,  war 
auch  kein  anderer  Weg  tibrig  geblieben,  als  zwei  derartige 
Klassen  zu  schaffen:  Bürger  (Vollbttrger,  Nutzungsbürger) 
auf  der  einen,  Einwohner  (Schutzbürger ,  Beisitzer,  Ein-^ 
Sassen)  auf  l  r  andern  Seite. 

Aber  in  dem  Verhttltniss  von  Bundes-  und  Einzelstaat 
hatte  dieser  Gegensatz  noch  eine  Konsequenz  von  einsehneiden- 
der Bedeutung,  welche  in  dem  Verhäitniss  von  Staat  und  Ge- 


§  1  hebt  dies  noch  auädiuckiicb  hervor. 
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meinde  nicht  gezogen  werden  musste.  Im  Einzelstaate  war 
die  gesetzgebende  Gewalt  die  höchste  und  mochte  daher, 
soweit  öie  es  für  augemetibeu  erachtete,  den  Gegensatz  be- 
stehen Uunen^  yerachflrfen  oder  sa  heseStiffen  trachten.  Es 
ist  im  vorigen  Abschnitte  eine  hinreichende  Zahl  von  Bei- 
spielen  hierrar  gegeben :  Preussen  yerschmolz  Bürger-  und  Ein- 
wohnergemeinde nahezu  vollständig,  während  die  süddeutschen 
Staaten  die  Qualitikation  der  Gemeinde  als  Btirger-  und  Aufent- 
haltsgemeinde mit  bestimmten  Rechten  und  Ftiichten  für  jede 
aufrecht  erhielten  oder  die  eine  oder  die  andere  besonders 
betonten.  Dass  aber  dieser  Unterschied  ein  lediglich  formaler 
war,  sobald  die  niatorielien  \'er6chiedeiiheiten  beseitigt  oder 
auf  das  geringste  Mass  zurückgeführt  worden,  ist  gleichfalls 
im  ersten  Abschnitte  dargelegt  worden;  wenn  Ton  dem  Inhalt 
des  ehemaligen  VoUbürgerrechts  alle  Befugnisse  mit  Ausnahme 
der  politischen  Wahlrechte  und  der  etwaigen  Nutzungsrechte 
dem  Einwohner  gleichfalls  zustanden,  so  blieb  von  demselben 
wenig  oder  nichts  als  besonders  wertvoller  oder  eigentüm- 
licher Bestandteil  zurück  und  die  von  Preussen  ausg-esprocliene 
Verschmelzung  b'^deutcte  nur.  das»  in  diesem  StJiate  die  neu 
geschaffenen  Verhältnisse  einen  ^  e  s  e  t  z  1  i  e  Ii  e  n  Ausdruek  ge- 
funden hatten,  während  er  in  den  übrigen  iSt^iaten  ein  that- 
fiächlichep  geblieben  war. 

Aber  wie  dem  auch  sein  mochtei  diese  Gesetze  und  diese 
Thatsachen  schuf  sich  der  einzelne  Staat  innerhalb  seines 
Gebietes,  in  welchem  er  zuständig  war,  Staatsbttrgerreelit  und 
€temeindebttrgerrecht ,  Aufcntlialtsbefugnisse  und  öffentliche 
Armenpflege  gleichartig  und  ^deichzeitig:  zu  ro^<'In.  Hierin 
lag  der  tiefiofreif^nde  TJnterselii«'<l  gr^^cnüber  diT  liundes^ewalt, 
zu  deren  Zuständigkeit  die  mit  dem  Indigenat  zusanmien- 
hängenden  Rechtsverhältnisse  gehörten,  während  die  Gesetz- 
gebung über  Gemeindeverfassung  und  Bürgerrecht  den  ein- 
sehien  fiundeagliedem  verblidben  war.  Die  Thatsachen  aber 
und  deren  Folgen  lagen  ausserhalb  der  Kompetenz  des  einen 
wie  der  andern,  und  wenn  in  den  Gliedstaaten  die  Zulassung 
von  Einwohnern  neben  den  Vollbürgem  mit  den  mehrgenannten 
Befugnissen  thatsächlich  die  Wirkung  gehabt  hatte,  d(m  Inhalt 
des  eigentlii  heu  Bürgerrechts  auf  ein  so  wenig  erhebliches 
Mass  zurfit  l^  zuführen,  so  Hess  sieh  erwarten,  dass  die  Bunfles- 
geset7u<  bun^^,  wenn  sie  das  Beispiel  nachahmte,  dieselbe 
\V'irkung  üben  würde,  auch  ohne  dass  sie  direkt  in  die  Bürger- 
rechts- und  Gemeindegesetzgebung  einzugreifen  befugt  war. 

Dieser  natürliche  Zusammenhang  war  sdion  bei  der  Be^ 
ratung  des  Freizttgigkeitsgesetsses  erkannt  worden;  schon  da- 
mals stellte  der  Abgeordnete  von  Luck  den  sehr  interessanten, 
bei  dem  damaligen  Sachstande  selbstverständlich  abgelehnten 
Antrap:.  zu  beschliessen ,  dass  neben  dem  durch  jenes  Gesetz 
gestatteten  Hecht  zur  Wahl  des  Aufenthalts  ein  besonderes, 
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von  anderen  einsciiränkeiiden  Bedingungen  abhängigeö  Recht 
zum  Wohnsitz  nicht  mehr  stattfinden  solle.  Und  schon  bei 
der  ersten  Lesung  dieses  Gesetses  sprach  Miqael  es  aus,  das» 
man  Uber  den  UnteretfltzungswohnsitK  hinauB  gemeinsame 

Grundsätze  suchen  müsse  ttber  Erwerb  und  ^^  rlust  der  Ge- 
meindeangehörigkeit, als  deren  Folge  die  Heimat  und 
die  Untorstüt7Aingspflicht  sich  ergUbon.  Man  müsse  zur  Lösung 
des  inneren  Widerspruches,  der  <liire}i  die  neue  Gesetzgebung 

fcsehaff«*n  sei,  geraaezu  und  allgemein  siussprechen :  Derjenige, 
er  sich  ein«^  bestimmte  Zeit  hindurch  (1  Jahr)  in  der  Absicht 
dauernder  isiederhissuug  in  der  Gemeinde  aufgehalten  hat,  ist 
Gemeindemi  tglied. 

Nahm  Miqnel  nun  auch  keine  Venmlassung,  einen  der* 
artigen,  von  vornherein  aussichtslosen  Antrag  bei  der  späteren 
Beratung  zu  forniuh'ren ,  so  hatte  er  doch  mit  seinen  Aus- 
führungen den  Punkt  bezeichnet,  welcher  in  der  That  der 
Schwerpunkt  nicht  bios  dif^ser  einen  Frage  nach  dem  nchtigen 
System,  somh'rn  der  ganzen  Gesetzgebung  sein  musste.  Und 
wenn  im  Reichstage  der  Kampf  um  „Heimat"  und  „Unter- 
stützungswohnsitzder  bereits  im  Bundesrat  und  der  Reichs- 
tagskommission mit  ungleichem  Erfolge  geftihrt  war,  wieder 
aiugenommen  wurde,  so  galt  es  eigentlich  nicht  mehr  dem 
Si^e  der  geschlossenen  BUrgcrgemeinde  oder  der  fireien  Aufent- 
haltsgemeinde —  diesen  hatte  ja  schon  das  FretzttgigkeitsgesetE 
£u  Gunsten  der  letaeteren  entschieden  — ,  sondern  vielmehr  nur 
der  Entscheidung,  ob  man  sogleich  alle  Konsequenzen  jenes 
Gesetzes  mit  voller  Schärfe  von  Bundeswegen  auaspreclien  oder 
von  den  eigentümlichen  territorialen  Bildungen  noch  retten 
solle,  was  zu  retten  war. 

Und  zu  retten  war  vor  allem  eines,  das  zwar  nicht  mehr 
das  alte  und  volle  Bürgerrechtsprinzip  bedeutete,  aber  ihm  in 
dem  Namen  und  dem  Keste  seines  noch  in  den  Eingelstaaten 
gültigen  Inhalts  am  nächsten  stand;  die  Heimat  und  der 
vom  Unterstützungswohnsitz  sie  unterscheidende  Grundsats» 
dass  die  alte  Heimat  nur  durch  Erwerb  einer  neuen 
verloren  werden  kann.  Mit  Beilx'haltung  dieses  Grundsatz*^« 
glaubte  man  auch  einen  Rest  der  alten  1  Icimnts Verbindung 
erhalten,  vur  allem  es  erreichen  zu  können,  dass  isiemand  in 
Bezug  auf  die  Armen  Versorgung  ohne  Heimat  bhnbe.  Jent^ 
Zwischen« tadiuui,  welches  in  Preussen  durch  Scliaffung  der 
Landarmenverbände  erzeugt  war,  Alrchtete  man  als  den  letEteu 
Schritt^  der  zur  völligen  Auflösung  des  eigentlichen  Gemeinde- 
Verbandes  führen  mtisste. 

Diesen  Standpunkt  vertrat  die  Minorität,  welche  in  den 
Personen  der  menrgenannten  Bundesratsbevollmächtigten  und 
d<>s  Abgeordneten  von  Zehmcn  (Sachsen)  zum  "Worte  "kam. 
l)ivge>^^en  traten  vor  allem  der  Berichterstatter  i'ricdcnthal, 
sowie  die  Abgeordneten  Sänger,  Stephany  und  Grumbrecht 
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auf,  welche  aus  mannigfachen  Gründen^)  das  in  dem  Kom- 
missionsentwurf bpfol^rtc  System  des  üreussischen  Unter- 
ßtUtzungswühnsitzes  zur  Annahme  empfahlen.  Ihnen  trat  die 
Mehrheit  des  Rmehstiiges  bei. 

§  53. 

Die  wesentlichen  Grundsätze  über  die  Anknlipfung  des 
Individumns  nn  "f)»'stimiiito  Bezirke  in  Bezug  auf  die  Anneu- 
pflege  enthalten  die  §§  1.  2.  9.  10.  22.  30.  31. 

§  1  filgt  seinem  schon  mitgetheilte  al.  a  noch  ein  al.  b 
hinzu,  inhalts  dessen  jeder  Norddeutsche  in  jedem  üundes- 
Btaate  in  Bezug  auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
sttttznneswohnsitzes  als  Inländer  zu  behandeln  ist 
§  2  spricht  ans^  dass  die  öffentliche  Unters tfltzung 
Norddeutscher  durch  Ortsarmenrerbftnde  und  durch 
Landarmen  verbände  geübt  werden  soll. 

Der  ünterstiitzungHWohnsitz  wird  erworben  durch  Aufent- 
halt, Vereheliehung.  Abstammung  (§  9).  Wer  innerhalb  eines 
Ortsannen  Verbandes  nach  zurückgelegtem  24.  Lebensjahr  zwei 
Jalire  lang  ununterbrochen  seinen  gr-wöhnlielu^n  Autenthalt 
gehabt  hat,  erwirbt  dadurch  in  demselben  seinen  Unter- 
stlltzungswohnsitz  (§  10). 

Der  Verlust  des  Untersttttzungswohnsitzes   tritt  ein 

a)  durch  Erwerbung  eines  anderen  UnterstUtzungswohnsitzes; 

b)  durch  zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zurück- 
gelegtem 24.  Lebensjahr  (§  22). 

Zur  Erstattung  der  durch  die  Unterstützimg  eines 
hültsbedürftigen  Norddeutschen  erwachstMUMi  Kosten  sollen 
nach  §  30  verpflichtet  sein  a)  wenn  der  Unterstützte  einen 
Unterstützungswühnbitz  hat.  der  0  r  t  s  a  r  m  e  n  v  e  r  b  a  n  d  seines 
Unterstützungswohnsitzes;  b)  wenn  der  Unterstützte  keinen 
Unterstützungswohnsitz  hat^  derjenige  Landarmenverband, 
in  dessen  Bezirk  er  sich  hei  dem  Eintritte  der  Hülfebedttrftig- 
keit  befand,  oder  fiedls  er  im  hülfsbedürftigen  Zustande  aus 
einer  Anstalt  entlassen  wurde,  derjenige  Landarmen  verband, 
aus  welchem  seine  Einlieferung  in  die  Anstalt  erfolgt  ist. 

Der  nach  Vorschrift  des  §  30  zur  Kostenerstattung  ver- 
piiichtete  Armen  verband  ist  zur  U  eher  nähme  eines  InUfs- 
bedürftigen  Norddeutschen  verpflichtet,  wenn  die  Unterstützung 
aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur  vorübergehenden 
Arbeitsunfähigkeit  notwendig  geworden  ist  (§  5  des  Freizügig- 
keitsgesetzes) (§  31)^). 

^)  Auch  liier  ht  das  Detail  der  späteren  Erörtenmg  im  Zossnunen» 
bange  mit  (ien  Ketbnnbestrebungen  vorzobehalten. 

-j  Vgl.  hierzu  die  ^§  55  tmd  56.  Die  Ausweisung  kann  nnter^ 
bleiben  infolge  gegenseitiger  Uebweinkmift;  sie  nniss  unterbleiben,  wenn 
oiit  ilur  besondere  Härten  für  das  anaiawdseude  Individniun  verlnmden 
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§  54. 

Die  übrigen  Be.stinmiuiigeii,  soweit  sie  dieser  Gruppe  an- 
gehören, sind  teils  Ergftnzungs-,  teils  AusnahmeTorachriften, 
welche  die  Grundzüge  unberillirt  lassen.  Als  vornehmste  Aus- 
nahm ovorschrift  iat  die  des  §  29  zu  ncnnon,  der  zufolge  ganz 
ähnlich  wie  in  df»n  meisten  Territorialgesetz^ebuiigen  der 
Ortsarmen verband  bezüglieli  solcher  Personen,  welche  innerhalb 
seines  Bezirkes  im  Gesindedienst  stehen  oder  als  Geisellen,  Ge- 
werbegehülfen,  Lehrlinge  arbeiten,  zur  unentgeltlichen  Ivranken- 
pflegc  verpflichtet  ist^  soweit  diese  die  Dauer  von  sechs  Wochen 
nicht  ttherschreitet  Die  Befugniss,  solche  Personen  zu  Kranken- 
kassenheiträgen  heranziehen  zu  dürfen,  ist  vom  Gesetz  nicht 
ausgesprochen  \). 

Die  §§  1 1 — 14  und  23 — 27  des  Gesetzes  geben  einige  Details 
bezüglich  der  Qualifikation  d<  s  don  Erwerb  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes  bewirkenden  Aulenihalts  und  der  den  Verhist  be- 
%virkenden  Abwesenheit;  für  beide  Fälle  ist  dieses  Detaü 
ebenso  wie  es  die  Fristbestimmungen  sind,  das  gleiche. 

Der  Lauf  der  Fristen  für  Erwerb  und  Verlust  beginnt 
mit  dem  Tage,  an  welchem  Aufenthalt  bezw.  Abwesenheit  be- 
ginnen. Daren  den  Eintritt  in  eine  Kranken-,  Bewahr-  oder 
Heilanstalt  kann  weder  Aufenthalt  noch  Abwesenheit  begonnen 
werden  (§11.  23). 

Der  Lauf  der  Fristen  ruht,  so  lange  die  freie  St'n)st- 
bestiraniung  über  Aufentli.alt  und  Aliwesenheit  ausi^'-om-hlossen 
ist  (§  12.  24>  und  ho  lange  eine  Unterstützung  aus  üÜentlichen 
Mitteln  gewährt  wird  (§  U.  27). 

Der  Lauf  der  Fristen  wird  unterbrochen  durch  den 
von  einem  Armenverhande  gestellten  Antrag  auf  Anerkennung 
der  Verpflichtung  zur  Uebemahme  eines  Httl&bedttrfitigen, 
vorausgesetzt  dass  der  Antrag  binnen  2  Monaten  weiter  ver- 
folgt wird  und  nicht  erfolglos  bleibt  (§  14.  27). 

An  den  durch  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes fi^cschaff'Mi^'n  r?'H'litsv*'rhältniss«M!  des  Eliemannog 
bezw.  der  Eltern  netlinien  die  Ehetrauen  und  Kinder  so  lange 
Teil,  als  sie  nicht  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  selb.sUindig 
den  Unterstützan<^swohnsitz  erworben  oder  verloren  haben. 
Als  selbständig  gilt  die  Wittwe»  die  geschiedene  und  diejenige 
Ehefrau )  welche  von  ihrem  Ehemann  verlassen  ist  oder  die 

sein  würden  uud  dies  durch  Eatscbeidung  der  zuständigen  Behörde  fest- 
gestellt worden  ist. 

M  Gegenuber  dem  preuss.  Gesetz  von  1842  ist  hervorzuheben,  daas 
dort  die  Frist  zum  Erweroe  des  Untcrstützun^wobnsitzos  für  Dienstboten 
und  gewerbliche  Arbeiter  von  der  regelmäaeigen  Frist  abweicht  und  drei 
Jahre  betrSgt,  wShrend  das  ▼orlieKsooe  Gesea  nur  eine  Frist  hesüf^idi 
des  Erwerbes  und  Vr  rti;  tee  des  ÜnteattttstuigsirohnBitses  und  heiSgllch 
aller  Personen  normirt. 
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von  ibm  getrennt  lebt  und  ohne  seine  Beiblllfe  ihre  Ernährung 
findet  (§  15-21). 


2.  Gruppe.  Die  Organe  der  öffentlichen  Armen- 
pflege. 

In  seiniT  Tendenz  hat  mivh  rlns  Gosetz  über  den  Unter- 
ötützungs-Wolmaitz  jene  arnieii]i oli/iMÜchen  Grundsätze,  welche 
oben  (S.  92)  dargelegt  wunlen,  incht  verlasnen.  Ihm  steht  in 
erster  Linie,  dass  fUr  jeden  HüllbbedUrftigcn  gesorgt  wird, 
in  zweiter  wer  «ur  definitiven  Fürsorge  verpflichtet  ist 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  schreiben  §  28  und  60  vor, 
dass  jeder  Hfll&bedürftige,  gleichgültig  ob  £ilttnder  oder  Aus- 
länder. Yorläufig  von  dem j enigen  Ortsannenverband,  vorbe- 
haltlich  seiner  Ansprüche,  untei  stiitzt  werden  muss,  in  dessen 
Bezirke  er  sich  bei  Eintritt  der  Htilfobedürftigkeit  befindet; 
danach  erst  wird  in  (Ion  schon  genannten  §§  29 — 31  die  Frage 
der  definitiven  Verptiichtung  zur  Fürsorge  geregelt,  welche, 
sofern  es  sich  um  Norddeutsche  hand'^lt,  die  Verpfiichtimg  zur 
Erstattung  etwaigen  Aufwandes  und  zu  etwaiger  üebernahme 
in  sich  schliesst. 

Die  Festsetzung  über  Art  und  Mass  der  öffentlichen  Unter- 
stützung, sowie  über  die  Hescliaffung  der  erforderlichen  Mittel  über- 
lässt  §  8  der  Landesgesetzgebung.  —  Vgl.  hierzu  §  30  al.  4  über 
die  F>stattung  von  Kosten  der  AnstaltspHege.  —  Bezüglich  der 
Ausländer  bestimmt  ^  üO  ganz  allgemein,  dass  zur  En>tattung 
derjenige  Bundesstaat  verpflichtet  ist,  welchem  der  vorläufig  unter- 
statzoide  Qrtsarmenverband  angeh<Hrt,  vorbebaltUch  der  anderweitsn 
Undesgesetzlichen  Regelung  durch  Uebertragong  auch  der  endgültigen 
Yerpfliehtiuig  auf  seine  Amenverbftnde. 

Aus  eben  demselben  Gesichtspunkte  rechtfertigt  sich  so- 


licher  Bezirk  ausserhalb  der  Verpfliehttmg  zur  Annenpflege 
stehen  und  je'des  Ghnndstflck,  sofern  es  nicht  selbst  einen 
Ortsarmenverband  bildet,  einem  angrenzenden  0.-A.-y.  zuge- 
schlagen werden  soll  (§  4). 

Die  schwierigste  Aufgabe  blieb,  wie  tiberall  zuvor  in  der 
Territorialgesetzgebung,  die  Bestimmung,  welche  räumlich  ab- 
gegrenzten Bezirk*^  als  Armcnvorbände  fnngiren  sollen.  Auf 
der  ciii'Mi  Seite  war  zu  berücksiclitigen  die  LcistungstahiiL^keit 
zur  Ausübung  der  vorläutigeu  Fürsorge,  aUo  eine  verwaltungs- 
technische Fähigkeit,  auf  der  andern  die  LeistungbtUhigkeit 
zur  Tragung  der  deünitiven  Unterstützungskosten,  also  eine 
ünaDzielTe  Fähigkeit.  Und  weiter  war  der  Verband  in  seiner 
rttumlicben  Ausdehnung  so  abzugrenzen ,  dass  der  auf  der 


§  55. 


dann  die  weitere  Vorschrift^ 


kleiner  räum- 
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GrancUage  des  wirtschafUichen  Aequivalents  au&ebaute  Unter- 

stütsungswohusitz  seine  Schuldigkeit  tliun  und  dam  bei  Je- 
mandem ^  der  sich  innerhalb  eines  Bezirkes  wenigstens  zwei 
Jahre  aufgehalten  hatte ,  einigermassen  von  Leistung  und 

Gegenleistung  die  Rede  sein  konnte. 

01)Wolil  nun  die  Kommission  erklart  hatte,  dass  die 
komuiunale  Qualifikation  ein  Grund  aein  könne,  aber  nicht 
an  und  i\ir  sich  sein  müsse,  die  politische  Gemeinde  als 
zweckentsprechendes  Organ  zu  bezeichnen^  so  war  sie  doch 
ausser  Stande,  unter  den  in  Deutschland  gegebenen  Verhalt- 
nissen eine  andere,  die  Zwecke  der  Armenpflege  in  höherem 
Masse  gewährleistende  Qualiflkation  ausfinaig  zu  machen,  als 
diejenige,  welche  die  Territortalgesetzgebungen  bisher  erfoi-dert 
hatten  und  welche  die  nllg:emeine  und  herkömmliche  war: 
eben  die  der  Gemeinde  und  des  Gutsbezirkes. 

So  baut  denn  auch  das  Gesetz  das  System  seiner  Orts- 
annenverbamie  auf  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke  aul',  liier- 
bei  den  mannigfaltigsten  Kombinationen  freien  Spielraum 
lassend.   §  8  lautet: 

„Ortsannenyerbttnde  können  aus  einer  oder  mehreren 
Gemeinden,  und  wo  die  Gutsbezirke  ausserhalb  der  Gemeinden 
stehen,  aus  einem  oder  mehreren  Gutsbezirken,  beziehungsweis«? 
aus  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zusammengesetzt  sein.  Alle 
zu  einem  Ort8armenvrr1»aiult'  vorr'ini;j:ttMi  Gemeinden  und  Ont-^- 
borirko  gelten  in  Anseliuug  der  durch  dieses  Gesetz  geregeiieu 
Verhältnisse  als  eine  Einheit." 

Diese  Bestimmung  «nthält  eine  Begrenzung  nach  unten 
und  nach  oben  hin;  nach  unten:  dass  mindestens  eine  Ge- 
meinde, mindestens  ein  Gutsbeztrk  die  Funktionen  des  Orts- 
armenverbandes  llbemehmen  muss  —  nach  oben:  dass  jede 
Vereinigung  nur  wieder  aus  solchen  zur  Funktion  des  Grts- 
armenverbandes  geeign«*tf'n  Organen,  also  aus  Gemeinden  oder 
Gntsbezirken.  bestehen  darf.  Dies  voraus^^osotzt ,  gehen  die 
einzelnen  Rentandteile  eines  dui'eli  Vereinigung  gebildeten 
Ortsannen  Verbandes  derart  in  dem  letzteren  auf,  dass  dieselben 
in  Ansehung  des  Gesetzes  als  eine  Einheit  jrelten,  dass  also 
vor  allem  der  Aufenthaii  in  einer  der  dazu  gehörigen  Ge- 
meinden und  Gutsbezirke  zum  Erwerbe  und  nur  die  Aowesen- 
helt  von  jeder  derselben  zum  Verluste  des  UnterstUtzungs- 
Wohnsitzes  fiihrt 

Im  übrigen  liegt  es  der  Landesgesetzgebung  ob,  Uber 
die  Zusammensetzung  und  Einiiehtung  der  Ortsarmenver> 
bände  B<'stinimung  zu  treffen  (^ij  s). 

In  Bezug  auf  die  L  a n  d  a  r  m  e  ti  ^  <•  r  1)  a  n  d  e  kam  «lie 
Notwendigkeit  in  Betraelit.  ihre  Funktionen  grosseren,  den 
Ortsarmenverbänden  übergeordneten  Bezirken  zu  tlbertrageu^ 
hier  fehlte  es  aber  an  einem  einheitlichen  Massstabe,  wie  er 
fOr  die  OrtsarmeUTerbände  durch  das  Vorhandensein  gleich- 
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artiger  unterster  politiBcher  Körperschaften  gegeben  ¥rar,  inso- 
fern die  darüber  sich  erhebenden  VerwaltungskOrper  höherer 
Ordnung  in  den  einzelnen  Staaten  durchaus  verschiedene  Bil- 
dung liatten  —  gleichartig  waren  nur  erst  wieder  die  Ver- 
waltuntr^l^örper  iiöchster  Ordnung,  dio  Stnnton  selbst.  Da- 
zwischen lagen  inProu.ssen  Kreise,  Ref^fierungübezirke,  Provinzen, 
in  Saclisen  Amts-  uri  l  Kreishauptniainischaften  u.  s.  w.,  wüIihmkI 
in  den  kleineren  ^Staaten  nur  eine  Zwischeubildung  bestand 
oder  die  Staatsverwaltung  sich  unmittelbar  den  Gemeinden 
tiberordnete.  Hier  von  vomherein  eine  Auswahl  m  treffen 
und  Yon  Bundeswegen  die  in  den  einzelnen  Staaten  zu  Land- 
annenTerhttnden  geeigneten  Organe,  zu  bestimmen,  war  also 
unthunlich ;  auf  der  anderen  Seite  war  aber  auch  die  Nötigung 
hierzu  geringer,  da  die  Laiirlarmenverbltnde  nur  eventuell  ein- 
treten, die  ()rtsarmenverl>f<T\(le  im  übrigen  zu  vorläufiger 
Unterstützung  verpflichtet  sein  .sollten,  es  sich  also  mehr  um 
Sicherstellung  der  finanziellen  als  der  vcrvvaltungstechnischen 
LeistungsfHhigkeit  handeln  musstc.  Endlich  kam  noch  ein 
Drittes  in  Betracht  In  den  meisten  Einzelstaaten  war  von 
jeher  irgend  eine  Art  der  Beihttlfe  zu  der  örtlichen  Armen- 
pflege ttblich  gewesen:  in  Preussen  bestand  Ijereits  vor  dem 
Oesetz  von  1842  die  Einrichtung  der  provinziellen  Fürsorge 
für  Geisteskranke,  Gebrechliche  u.  a.;  seit  1842  hatten  sich 
derartige  Einrichtungen  im  Anschluss  an  die  neu  geschaffenen 
Landarmen  verbände,  abgesehen  von  der  ihnen  dort  gestellten, 
ohnedies  der  Entlastung  der  Annen  verbände  dienenden  Auf- 
gabe, in  der  Richtung  aufUebemahme  gewisser  Armenptiege- 
llille  weiter  entwickelt.  Ebenso  war  in  den  übrigen  Staaten 
die  Irrenpflege,  die  Zahlung  von  Beiträgen  an  unvermögende 
"Gemeinden  u.  dgl.  mehr  Gegenstand  der  unmittelbaren  Fttr- 
aorge  des  Staats,  des  Kreises ,  des  Amtsverbandes  u.  s.  w.^) 
^gewesen. 

lag  nicht  nur  kein  Grund  vor,  in  diese  mannigfachen 
Th.ttigkciten  verschiedener  Organe  einzugreifen,  sondern  um- 
gekehrt traf  die  Erhaltung  und  Beförderung  derartiger  Ein- 
richtungen mit  der  Tendenz  einr.s  vor  allem  auf  gerechte 
Verteilung  der  Armcnlast  abzielenden  Gesetzes  durchaus  zu- 
aammen. 

Aus  all  diesen  Gründen  konnte  sich  dasselbe  daher  be- 
gnügen, den  einzelnen  Staaten  die  Einrichtung  von  Land- 

iirmen verbänden  vorzuschreiben  und  den  von  letzteren  mit 
•den  Funktionen  dos  Landarmenverbandes  zu  betrauenden  Or- 
ganen die  eine  Verpflichtung  aufzuerlegen,  wejehe  zu  den 
unerlässlicheii  Grundlagen  des  Systems  gehört«' :  dio  unbe- 
■dingte  Verpflichtung  zur  Unterstützung  hültsbedürt'tiger  Nord- 
•deutscher,  welche  endgültig  zu  tragen  kein  Ortsarmen  verband 

>)  Vgl.  hierüber  unten  Kapitel  10. 
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verpflichtet  ist  (g  5).  Im  übngen  blieb  es  der  Landesgesete- 
gebung  überlassen,  zu  bestimmen,  ob  der  Staat  unmittelbar^ 

ob  or  durch  andere  Or^rane  die  Funktionen  rles  Landarmen- 
verbandes üben  soll ,  in  welcher  Art  und  in  welchen  Fällen 
den  Ortsarm  eil  verbänden  Beihülle  zu  gewäliren  fiind,  und  endlich 
ub  und  inwietern  Bich  die  Landarmen  verbände  der  Orts- 
armenverbände als  ihrer  Organe  bei  Aububung  der  öfFenÜicheii 
Armenpflege  bedienen  dürfen'). 

8  56. 

Der  positive  Inhalt  der  vorstehend  mitgeteilten  Ge^etzes- 
vorschriften  schloss  einen  negativen  gewissermassen  von  selbst 
ein.  Trotz  allen  Spielraums,  welcher  für  die  Bildung  der 
Annenverbände  im  einzelnen  aus  guten  Gründen  geatattet 
war;  andere  als  die  vom  Gesetze  erforderten  Verbände  konnten 
in  üiFentiich^rechtlicher  Beziehung  nicht  mehr  als  zulässig  er- 
achtet werden.  Die  armenpoHzeüiche  Vorschrift ,  dass  kein 
Norddeutscher  in  keinem  Räume  des  Bundesgebietes  im  Falle 
der  Bedfirftigkeit  ohne  TJnter.strit:^iing  bleiben  soll,  dass  keine 
Unterstützung  anders  nU  durch  die  gesetzlicli  geordneten  Ver- 
bände mit  der  Wirkung  einer  öffentlichen  (d.  h,  einer  erstat- 
tungstahigen)  \erabfulgt  werden  kann,  bedingte  es  auch,  aus- 
zusprechen, dass  andere  als  diese  Verbände  Annenverbände 
im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  sein  können.  Damit  waren  Eirch- 
spielsgemeinden,  konfessionelle  Armenverbftnde  und  fthnltche 
halböffentliche  oder  auch  ganz  private  Bildungen,  welche  bis- 
her mehr  oder  weniger  an  ihrer  Stelle  ausreichend  gewesen 
waren,  ans  der  Reilie  der  öffentlich-rechtlichen  Organe  der  Armen- 
pflege entfernt  uiul  soweit  sie  nicht  mit  den  politischen  Grund- 
mldungen  der  Gemeinden,  Distrikte  u.  s.  w.  übereinstimmten^ 
ihrer  bisherigen  Funktionen  entkleidet 

In  §  6  de«  Gesetzes  ist  dies  in  Bezug  auf  Armenverbände, 
deren  Mitgliedschaft  an  ein  bestiTiimtes  Glaubensbekenntniss  geknnjtft 
ist ,  noch  ausdrücklich  ausgesprücheii.  Der  §  öu  des  Entwurfs, 
welcher  lautete:  „Landarmenverbiinde  und  sonstige  für  einzelne 
Zweige  oder  Fälle  der  öffentlichen  Armenpflege  eingerichtete  grössere 
Verbilnde  stehen  in  Bezug  auf  die  Verfolgung  ihrer  Rechte  den 
Armenwbänden  gleich*,  wurde  von  der  Kommission  in  der  aus* 
drttcklichen  Absicht  ausgeschieden,  NebenbUdnngen  nicht  zusnlassen 
und  geradezu  die  bestehenden  Verbände,  soweit  sie  grossere,  dem 

M  Hierher  gehört  noch  die  etwas  weiter  greifende  Voiscliiift  dee  §  59^ 
wonach  jeder  BündeMtast  verpflichtet  seiB  smI,  fSr  Erstattung  derjenigen 

Kosten  zu  sorpr^n,  7m  deren  Zahlung  ein  Ortttarmen verband  laut  Be- 
acheinigung  seiner  vorgesetzten  Behörde  ganz  oder  teilweise  ausser 
Stande  ist 
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L.-A -V.  ilhnliche  sind,  dem  L.-A.-V.  anzunähern  oder  sie  darin 
emzuschliesseu.   Letzteres   blieb   dann   eben   Sache  der  Landes* 


§  57. 

3.  Gruppe.  Verhältnias  der  Armen  verbände  zu 
einander. 

Dass  ein  Armenverband  in  die  Lage  kommen  kiinii,  duixli 
voriiiuüge  Unterstützung  einer  ihm  nach  Massgabe  des  Ge- 
Betses  nicht  zugehörigen  Person  die  G^eechftüke  des  endgültig 
verpflichteten  Armenverbandee  zu  besorgen,  war  bereits  durdi 
die  Unterscheidung  zwischen  vorlftnfiger  und  endgtütiger  Ver- 
pflichtung zur  Unterstützung  ausgesprochen;  es ertlbrigte  noch, 
ans  Verfahren  zu  ordnen,  mittels  dessen  der  Ansprach  aus 
der  Geschftftsftlhmng  geltf'ii<l  «j^oTimcht  werden  kon^itp. 

Zunächst  Bind  in  dieser  Bezieiiung  einige  ]>«  stinmiungen 
zu  nennen,  welche  die  selbstverständliche  Konset^ueuz  des 
ganzen  Systems  sind  und  welche  uhnc  Debatte  aus  dem 
Bundesratscntwurl'  in  den  Kommissionsentwurf,  aus  diesem 
In  das  Gesetz  übergingen:  die  Bestinunungen 

1)  dasB  Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  zwischen  den 
zur  Gewährung  öffentlicher  Unterstützung  nach  Vorschrift 
dieses  Gesetzes  verpflichteten  Verbänden  begründet  werden 
(Ööl), 

2)  dass  jeder  Ami enverband  IxTrchtigt  ist,  seine  Ansprüche 
iT'-e'en  einen  andern  Arnienverband  auf  dem  durch  dieses  Oe- 
s<'t/.  bezeichneten  We^^c;  selbständig  und  unmittelbar  vor  den 
zur  Entscheidung  sowie  zur  Vollstreckung  derselben  berufenen 
Behörden  geltend  zu  machen  (§  36), 

3)  dass  Orts-  und  Landarmenverbttnde  in  Bezug  auf  die 
Verfol  [gung  ihrer  Rechte  gleich  stehen  (§  7). 

Auch  ist  hier  vorab  die  Vorschrift  des  §  34  zu  erwähnen, 
welche  mehr  instruktioneUer  l^atur  ist  und  den  vorläufig  unter- 
stützenden Ortsannenverband  verpflichtet,  eine  vollständige 
Vernehniun^^  des  Unterstützten  über  «eine  persönlichen  Hei- 
matsverhältnisse zu  bewirk<ui  und  den  etwaigen  Anspruch  auf 
Erstattnn^  bei  Vermeidung  des  Verlustes  "dieses 
Anspruchs  binnen  Ü  Monaten  nach  begonnener  Unter- 
stützung bei  dem  venneintiich  verpflichteten  Armenverbande 
ndit  der  Anfrage  anzumelden,  ob  der  Anspruch  anerkannt 
wird.  Die  Anmeldung  soU^  falls  der  verpflichtete  Annenver- 
band nicht  2SU  ermitteln  ist,  bei  der  dem  vorläufig  untere 
stützenden  Armenverbande  zunächst  vorgesetzten  Behörde  er- 
folgen. Geht  innerhalb  vurzobTi  Taften  eine  zustimmende 
Antwort  des  in  Anspruch  genommenen  Armenverbandes  nicht 
ein,  so  gilt  dies  einer  Ablehnung  des  Anspruchs  gleich. 

FomhoiifVfi  (27)  VL  4.  —  ]ffiott«rb«rg.  11 
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Ein  Antrag  des  Abg.  Gnambrecht,  statt  der  Priaumtioii  der  Ab- 
lebmmg  dk  Prftsiimtion  der  Anerkennmig  bei  Niehtantwort  ioner- 
halb  8  Wochen  einzufttbren,  weil  sonst  wieder  ein  Privileg  ftr  d«i 

verpflichteten  Armenverband  geschaffen  wttrde,  wurde  mit  dem  zu- 
treffenden  Hinweis,  das«  eine  9olehp  Bestimmung  gegen  die  einfachsten 
Rechtsprinzipien  verstosäen  würde,  abgelehnt,  dagegen  ^  35  angenommen. 

In  den  Entwürfen  des  Bundesrats  und  der  Kommission  war  nur 
die  Verpflichtung  zur  Vernehmung  und  Anmeldung  ohne  Frist- 
bestimmung ausgesprochen.  Im  Keiclistage  wurde,  besonders  von 
Gmoibrecht,  geltend  gemacht,  dass  eine  solche  instmktioneUe  Vor* 
Schrift  Oberhaupt  nicht  in  das  Gesetz  gehöre.  Dagegen  stellte 
der  Abg.  Franta  den  Antrag  anf  Einftigimg  tob  Fristbestimmiingen  — 
Nr.  157  III  der  Drucksachen  — ,  um  den  verpflichteten  Annen- 
verbänden gegen  die  Lässigkät  der  vorläufig  unterstützenden  Sicherheit 
zu  frewähren ;  er  machte  besonders  geltend,  dass  es  für  die  ersteren, 
falls  sie  von  dem  Ansprüche  erat  nach  langer  Zeit,  vielleicht  nach 
Jahren,  erfahren,  oft  unmöglich  sei,  noch  die  AufenthalisverhältDisse 
festzustellen,  sich  an  früher  vermögend  gewesene  Verwandte  zu  re- 
gressiren  u.  s.  w.  Die  von  Frantz  beantragte  Frist  von  8  Wochen 
wnrde  anf  Antrag  des  Abg.  v.  Hennig  auf  6  Monate  erhöht.  —  Der 
Berichterstatter  Firiedenthal  glaubte  noch  darauf  hinweisen  an  mOssen, 
dass  es  sich  hierbei  immer  nur  um  Kosten  handeln  könne,  die  der 
Vergangenheit  angehören,  da  im  Falle  dauernder  Bedürftigkeit  in 
jedem  Momente  der  Dauer  der  Ansprach  auf  Ausweisung  hesw* 
fernere  Kostenerstatinng  erwachse. 

Die  einmal  uebciiehene  Anmelduni;;  wirkt  auf  unbeschränkte  Zeit; 
auch  wenn  nachtraglich  der  erstauuiigspflichtige  Armenverband  er- 
mittelt wild,  soll  es  keiner  Wiederholung  der  Anmeldung  bedürfen 
—  Vgl.  Entseh.  vom  2.  Mai  1886  Bd.  XYII  S.  143. 

§  58. 

Für  die  Ordnung  dos  Verfahrens  selbst  waren  zwei  Mög- 
lichkeiten gegeben.  1.  Es  konnten  alle  Armenstreitsa«  In  n 
einem  von  Buiide.s\\  ej^on  zu  onlnonden  f^leichartip^on  Vertahreu 
unterworfen  werden  ;  2.  es  wurden  nur  diejcnigeu  Fülle  vor- 
gesehen, in  welchen  Anueuverbände,  die  veibchiedeuen  liundeo- 
staatcn  aiigcliören,  in  Streit  geraten.  Mit  anderen  Worten:  ea 
handelte  sich  auch  hierbei  darum,  ob  man  durch  Buudesrecht 
alles  Landesrecht  beseitigen  oder  sich  mit  interterritorialer 
Regelung  begnügen  wollte.  Das  Gesetz  folgt  der  zweiten 
Alternative.  Streitigkeiten  zwischen  verschi^enen  Annen- 
verbänden, welche  demselben  Bundesstaate  anp^chörcn .  söllt  ii 
.auf  dem  durch  die  Landosgesetze  vorL^i-sclinebf^nen  W'eg»^  -  r- 
ledigt  werden  (§  37).  (Jeliören  da;:;  ii  die  streitenden  Tt'tle 
verschiedenen  Bundesstaaten  an,  su  iindet  ein  bundesgesetz- 
lich geordnetes  Verfahren  statt      38 — 51  d.  Ges.). 

Doch  soll  auch  in  diesen  interterritonaien  Streitflülen, 
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soweit  sie  die  untere  Instanz  angehen,  Uber  den  erliobciien 
Anspruch  im  Verwaltungswege  durch  diejenige  öpruchbehörde 
entflchieden  werden,  welche  dem  in  Anspruch  genommenen 
Verbände  vorgesetst  ist^  und  die  Zuständigkeit,  der  Instanaen- 
zug  und  das  Verfahren  der  hmdesgesetEUchen  R^elung  vor- 
behalten  bleiben. 

Was  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  ang-ing,  so  liess 
sich  zwar  fl^  iik^n,  dass  bei  im  übrigen  einheitlicher  Regelung 
der  Materie  tür  das  ganze  Bundesgebiet  eine  über  die  Einzel- 
ßtaaten  hinausreichende  Instanz  geschafl'en  würde,  welche  von 
Bundeswegen  Aufsicht  übte  und  Recht  sprach.  Unbedingt 
erforderlich  war  dieselbe  selbstverständlich  nur  bei  Streit- 
sachen zwischen  Armenverbänden,  die  verschiedenen  Bundes- 
staaten angehören.  Dieser  Punkt  büdete  nun  den  dritten  be- 
deutenden Anlass  für  die  gesetzgebenden  Faktoren,  sich  über 
die  Kompetenzen  der  Bundesgewalt  aufs  gründlichste  auszu- 
sprechen. Und  iTulfm  von  der  einen  Heite  die  Befugniss  des 
Bundes  zur  »Schatiiuig  ein*'r  solchen  Instanz  für  alle  (also 
auch  die  nicht  interterritorialen)  Streitfälle  des  Armenrechts 
in  Anspruch  genommen,  von  der  andern  Seite  jede  über  ein 
interterritoriales  Austrügah  crtahren  hinausgehende  Befugniss 
bestritten  wurde,  erhielt  die  Diskussion  wiederum  dne  die  Wich- 
tigkeit der  in  Frage  stehenden  Angelegenheit  bei  weitem  Ober- 
ragende Bedeutung:  wiederum  standen  Bund  und  Einzel- 
Staat  in  scharfem  Gegensatz  einander  gegenüber;  wiederum 
meinten  die  Vertreter  der  einen  Richtung,  daas  durch  die 
endgültige  Entscheidung  in  ihrem  Sinne  die  gemeinsame 
deutsche  Sache  aufs  beste  gefördert  werde,  während  die  an- 
dern einen  unerträglichen  Eiiigrifi'  in  die  einzelstaatlicheu. 
Hoheit^rechte  abwehren  zu  müssen  glaubten.  Von  dem  Er- 
gebniss  dieser  Kämpfe  unterscheidet  sieh  aber  die  Frucht 
]ener  anderen,  welche  man  um  die  einheitliche  Regelung  der 
ArmenfUrsorge  und  das  annenrechtliche  System  gerihrt  hatte, 
durch  den  Erfolg,  welcher  in  der  Hauptsache  derjenigen  Seite 
blieb,  welche  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  widerstrebt 
hatte. 

Der  Verlauf  dieser  Kämpfe  ist  für  das  Verstiindniss  der 
schliessliclien  Regelung  deshalb  besonders  wiclitig,  weil  es 
noch  bis  zur  Gegenwart  keine  armeurechtliclie  gemeinsame 
oberste  Instanz  gicbt  und  die  sie  betreffenden  Fragen  noch 
gegenwärtig  bestrittene,  zum  Teil  ungelöste  sind^). 

In  gewissem  Sinne  am  weitesten  war  in  dieser  Beziehung 
der  Entwurf  des  Bundesrats  zurückgeblieben,  der  von  vorn- 
herein nur  der  interterritorialen  Regelung  galt,  von  vornherein 
nur  eine  gemeinsame  Instanz  für  die  dahin  gehörigen  Fälle 
im  Auge  haben  konnte.   Als  solche  bezeichnete  er  den  Bundes- 


1)  YgL  hierzu  unten  §  216.  221.  222. 
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rat,  und  zwar  einen  inia  seiner  Mitte  zu  bildenden  Aus- 
s  c  h  II  8  s  für  das  H  e  i  m  a  t  w  c  s  e  n. 

Diese  BestininiiinjL^  liatte  zunftchst  in  der  Kommission,  da- 
nach im  Reichstage  das  eigentümliche  Schicksal,  weder  der 
einen  noch  der  andern  Partei  zu  gefallen :  den  Vertretern  der 
Einheitabestrebnngen  erschien  die  Beechränkung  auf  die  we- 
nigen eigentlich  interterritorialen  Fälle  viel  su  eng,  während 
die  Gegner  die  Bildung  eines  solchen  Ausschusses  als  ausserhalb 
der  verfasBungsmItosigen  Kompetenz  des  Bundesrats  liegend 
erachteten. 

Dem  entsprechend  bewegten  sich  Antritte  und  Beschlüsse 
in  der  Richtung  auf  Erweitern  ii '4:  hier,  auf  Einengung  der 
Bundcsbefugnisse  dort  Die  Konnnission,  welche  den  ftlr  die 
damaligen  Verhultnisbe  wirklich  Ungeheuern  »Sprung  von  der 
blos  interterritorialen  zur  einheitlichen  Regelung  der  ganzen 
Materie  gewagt,  und  —  wie  sich  zeigte  —  mit  Erfolg  gewagt 
hatte^  nahm  auch  den  Gedanken  einer  bundesamtlichen  In- 
stanz mit  Lebhaftigkeit  auf  und  folgerte  aus  der  Thatsache 
der  nunmehr  gemeinsamen  Rechtsquelle  die  Not%¥endigkeit 
ihrer  gleichmässigen  Benutzung,  die  nur  durch  eine  gemein- 
same litteliste  Instanz  gewährleistet  werden  könnte.  Slit  Ge- 
schick deduzirte  sie  aus  dem  Vorgehen  des  Bundesrats,  das.^ 
er  durch  seinen  Entwurf  die  Frage,  ob  die  Sehatlung  einer 
solelien  Instanz  verfiissungsmässig  zulässig  sei.  präjudiziell  iu 
bejahendem  8inne  entschieden  hätte,  und  mit  Wärme  betonte 
sie,  dass  es  neben  dem  foimellen  Recht  auf  den  Geist  der 
VeHassung  ankomme,  welche  dem  Bunde  nicht  die  G^sets* 
gebung  übertragen  hätte,  wenn  sie  ihm  nicht  auch  die  Mög- 
lichkeit htttte  geben  wollen,  Garantien  fbt  ihre  DurchAihrung 
zu  schaffen'). 

Die  Gegner  bestritten  die  Kompetenz  des  Bundesrats, 

auch  nur  zur  Bildung  eines  neuen  Bundesratsausschusses, 
(lurelnveg  und  beriefen  sich  hierfin*  ;oif  die  Art.  3.  4.  15.  17 
der  Bundesverfassung.  Art.  3  enthalte  die  Bestimmung,  dass 
von  dem  gemeinsamen  Indi^renate  die  Armenversorgung  und 
die  Aufnahme  in  den  lokalen  Annenverband  nicht  berührt 
sein  solle ;  in  Art.  4  seien  die  Gegenstände  der  Bundcsgesetz- 
^ebungy  in  Art  8  die  zu  bildenden  Ausschüsse  festgesetzt  — 
lener  nihre  die  Armenpflege ,  dieser  einen  Ausscliuss  ftlr  das 
Heimatwesen  nicht  auf  — ,  und  endlich  übertrage  Art  17  dem 


*)  Im  Reichstage  war  es  be&ondors  Laskor,  welcher  dafi  Wort  „Anf- 
rieht*  fai  dem  Sinne  interpretiite^  dass  darunter  nicht  bloe  ein  einmaliges 
Einprcifep,  nnndcrn  das  ordnungsmässii^e  Löseu  dnr  mt stehenden  Zweifel 
im  Wege  der  Entscheidung  durch  geordnete  Organe  m  yerstehen  aeL 
Miquel  sprach  am,  daas  die  Schaffbng  einer  oberaten  Inatans.  ftUs  dSe 
Berechtigung  hierzu  nicht  schon  aus  der  Verfaflaoilg  hsmueitett  t/Ä, 
zweifeUoe  durch  ein  Bpezialgesetz  erfolgen  könne. 
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Bande  nicht  die  Handhabung  der  Gesetze,  sondern  lediglich 
die  Ueberwachunf^  ihrer  Ausführung. 

So  standen  sich  denn  gegenüber  die  Verfechter  der  Ein- 
heit, welche  von  tl«ir  Zersplitterung  der  Rechtsprechung  in 
viele  landesgesetzlich  höchste  Instanzen  eine  die  wohlthätigen 
Wirkungen  des  Gesetzes  gefUhrdonde  Vielftlltiirk^  it  und 
ZwiespJlltigkeit  befürchteten  —  uii«l  jeue  andern,  tür  welche 
die  Zulassung  der  gemeinsamen  o bersten  Instanz  die  weitere 
Stärkung  einor  die  Landeshoheit  unheilbar  zerstörenden 
Bundesgewalt  bedeutett;^). 

Uno  an  diesem  Punkte  wurde  nun,  nachdem  schon  die 
verschiedenen  Heimatsvsteme  ein  Opfer  der  Bundeshoheit 
geworden,  um  so  nachdrücklicher  festgehalten.  Wie  nach- 
drücklich, das  zeigte  nicht  blos  di<j  Erklärung  des  sächsischen 
Bevollmächtigten  (Schmalz);  es  erklärten  vielmehr  zunäclist 
in  drr  KoTumission  rlor  Bevollm.'lclitiL'tf»  fl*'r  proussischen  Staats- 
regiorun^  (v.  Puttkainn-)  und  domnäclist  im  Reichstage  dor 
Präsident  des  PiundcskanzleraniteH  (Delbrück)  in  eigener  Per- 
son, daös  das  ganze  Gusetz  auf  unubcrwindlichuu  Widerstand 
Stessen  würde,  wenn  die  Kommissionsbeschlüsse  wegen  Schaf- 
fung einer  ausnahmslos  höchsten  gemeinsamen  Instana  ange- 
nommen werden  würden. 

Da  diese  Erklärung,  die  bestimmt  g^  nug  ausgesprochen 
war,  um  das  Eintreten  der  darin  in  Aussicht  gestellten  Even- 
tualität  ausser  allen  Zweifel  zu  setzen,  das  äusserste  Mass 
des  EntfT^^gonkommens  seitens  der  wid<'r8tr«'benden  Elemente 
und  somit  die  Grenze  des  überhaupt  Erreichbaren  bezeichnete, 
80  wurde  sie  ausschlaggebend  für  die  Beschlussfassung  des 
Reichstages. 

Entsprochen  wurde  ihr  durch  einen  Antrag  des  Abg. 
Miquel  inhalts  dessen  bei  allen  Streitigkeiten  zwischen  Arnien- 
verbündett,  welche  verschiedenen  Bundesstaaten  angehören, 
die  Berufung  an  eine  gemeinsame  Bundesinstans  (nach  näheren 
im  Detul  zu  be  ratenden  Massgaben)  zulässig  sein  sollte.  Auch 
«ollte  es  der  Landesgeseta^bung  frei  stehen,  bis  zu  ander- 
weiter  von  Bundeswegen  erfolgender  Rep:elung 
^er  Kompetenz  derBundesinstanz  auch  Streitisrl^eiten 
zwischen  Arni<*ii verbänden,  die  nur  ihrem  Gebiet  augehörten, 
dieser  Bundesinstanz  zu  unterwerfen. 

Nachdem  Miquel  seinen  Antrag  begründet  und  insbeson- 
dere dargelegt  hatte,  dass  es  besser  sei,  das  Geringere  anzu- 
Behmen,  ab  gar  keinen  Fortschritt  auf  dem  Wege  einheitp 


Der  Abgeordnete  Oeliuiicheu  sprach  geradezu  von  ^allmählicbem 
Mediatiairen".  Seine  verfassangsmässiffen ,  in  der  Kommiamon  vom' 
bcaehten  Bedenken  hatte  er  io  einem  amaxatvotom  niedeigelegt  \gL 
Anm.  I  S.  146. 

^)  Nr.  167  der  Drucksachen. 
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ücher  Gesetzgebung  zu  machen,  erklärten  auch  andere  Mit- 
glieder des  Reichstages  und  zwar  aus  beiden  Lagern  ihre  Be- 
reitwilligkeit zu  einem  Kompromiss  im  Interesse  des  Ganzen. 
So  wurde  der  Miquelsche  Antrag  vom  Keichstage  angenom- 
men *)  und  eine  bundesgesetzliche  oberste  Instanz  geschaffen, 
welche  die  obligatorische  Instanz  für  alle  interterri- 
torialen, die  fakultative  ftir  die  nur  territorialeu  Streit- 
fälle zu  bilden  bestimmt  wurde  (§  41.  52). 

Von  sekundärer  Bedeutung  war  an  dieser  Stelle  die 
Frage  der  Organisation,  welche  der  Miquelsehe  Antrag  vor^ 
behalten  hatte;  an  dieser  Steile  —  denn  an  und  für  sich 
kam  den  Fragen,  ob  Verwaltungs-  oder  zivilgerichtliches  Veiv 
fohren,  ob  Gebührenfreiheit  oder  Gebührenlast,  ob  auf  Lebens- 
zeit ernannte  (»der  absetzbare  Richter  u.  a.  m.  auch  ni  An- 
sehung des  vorliegenden  Gesetzes  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Bedeutung  zu. 

Die  Wünsche  und  Meinungen  hinsichtlich  der  Organisa- 
tion bewegten  sich  aber  auch  hier  wieder  zwischen  zwei  Ex- 
tremen* 

Während  der  sächsische  Abgeordnete  y.  Einsiedel  nichts 
anderes  als  die  Beibehaltung  einer  mehr  diplomatischen,  an 

feste  Formen  nicht  gebundenen  Austrägalinstanz  im  Sinne  der 
Gothaer  Konvention  wünschte,  trat  Lasker  ftir  ein  Verfahren 
ein,  bei  welchem  d*'r  ordentliche  Kechtswetr  prinzipiell  oder 
mindestens  faknlüitiv  zngelassen,  die  gesetzmässi^e  Diirch- 
fühnmg  dnreh  Besetzunj":  des  Gerichts  mit  unabhängigen 
Kichtern  sichergestellt  werden  sollte  j  und  während  v.  Einsi^el 
den  Bundesrat  als  die  geeignete  Behörde  bezeichnete,  be- 
antragte Lasker,  das  damals  schon  errichtete  Bundes-Ober- 
Hand els^i^r rieht  mit  Wahrnehmung  der  bezOglichon  richter^ 
liehen  Funktionen  zu  betrauen :  er  betonte  hierbei  besonders 
nachdrücklich  den  Unterschied,  welcher  zwischen  dem  Interesse 
der  Verwaltung  an  der  Gowährnn«^:  öffentliche  r  Armenpflege 
und  dem  Interesse  der  Armen  verbände  an  der  Entscheidung 
ül)er  die  Verpflichtun«:;  zur  Armenlast  bestünde;  die  Frage, 
wer  d<  tinitiv  die  Armenlast  zu  tra;^^en  habe,  löse  sich  als  eine 
nac  hNormen  des  objektiven  Rechts  zu  entscheidende  rein  aus. 
In  der  Mitte  swischen  diesen  Ansichten  stand  der  Ent- 


Bemerkenswert  ist  das  Amendement  des  Abgeordneten  Qni 

Basscwitz,  die  Worte  „bis  m  anderweiter"  u.  s.  w.  fortzulassen,  damit 
die  in  diesen  Worten  auseedr&ckte  Anerkennung  der  Kompetenz  de» 
Bnndes  nicht  präjudinelle  Biedentong  erlange.  Abgeordneter  Fri^dentfaal 

erwiderte  liieriiut',  dass  die  Absicht,  ein  Präjudiz  zu  schaffen,  wohl  nicht 
vorliege,  man  wolle  eben  die  Frage  otVen  lassen;  nur  müsse  man  auf 
der  andern  Seite  der  Folgerung  vorbeugeu,  die  aua  der  ^Streichung  jener 
Worte  gezogen  werden  konnte,  dssB  man  im  Wege  des  Kompromisflss 
die    Inkninpetfii:^    für  Zeit   hatte    zugestehen   wollen.  Pnisidrnt 

JL>elbrück  erklärte,  dnüs  gegen  den  Antrag  Aliquel  verfassungamüeaige  Be- 
denken nicht  obmteten. 
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wurf  des  Bandennita,  welcher  einen  Bundearatsaasschnss 
fttr  das  Heimatwesen  als  entacheidende  Behörde  vor- 
geschlagen, daneben  aber  (§  42  des  Entwurfs)  den  ordentlichen 
Rechtsweg'  zugelassen  hatte.  Keiner  dieser  Vorschläge  fand 
eine  Majorität.  rrf^fen  den  dos  Abgeordneten  v.  Einsiedel 
sprach  selbstverständlich  die  Auffassung,  welche  durch  An- 
nahme des  Miquelschen  Antrages  zum  Ausdruck  gekommen 
war^  von  der  fakultativen  Zulassung  des  Rechts-  und  Ver- 
waltungsweges fürchtete  man  eine  schädliche  Zwiespältigkeit; 
dem  Laskerachen  Antrage  hielt  man  daa  Bedenken  entgegen, 
daaa  ea  den  rein  junstiach  gebildeten  Elementen  an  hinreieben- 
der  praktischer  Erfahrung  fehlen  wttrde,  weiche  im  Hinblid^ 
auf  die  eigentümliche  Natur  der  aus  der  Armenpflege  ent- 
springenden Rechte  und  V(?rbindlichkeiten  für  rlie  Entschei- 
dung von  hierbei  erwachsenden  Streitigkeiten  ein  unerläaalichea 
Erforderniss  .sei. 

Immerhin  blieb  man  bei  ({pm  Gedanken ,  eine  höchste 
Instrmz  nach  Art  eines  Gerichtshofes  zu  bilden,  stehen.  Schon 
die  Kominission  hatte  es  ausgesprochen,  dass  ein  solches  ent- 
scheidendes Organ  nicht  ein  ohne  jede  Stabilität  gebildeter 
Bnndeaaaaachnaa  aein  könne,  deaaen  Mitglieder  Mandate  und 
Instruktionen  ihrer  Regierungen  erhielten,  daaa  zum  mindeaten 
Ständigkeit,  Kollegialität  und  richterliche  Qualifikation  eines 
Teilea  der  Mitglieder  als  Garantie  dea  Verfahrena  gefordert 
werden  müssten.  Es  handelte  sich  nur  noch  darum,  an  Stelle 
der  richterlichoTi  Mitglieder  oder  neben  ihnen  diejenigen  Ele- 
mente zu  bezeichnen ,  welche  aus  der  Verwaltung  und  der 
Laienwelt  mit  herangezoiren  werden  sollten. 

Wesentlich  aus  diesem  Erwägun^^en  ist  die  vom  Reichstage 
beschlossene  und  demnächst  gesetzlich  sanktionirte  liehörde 
hervo^e^angen ,  welche  den  Namen  Das  Bundesamt  für 
daa  Heimatweaen  erhielt  Sie  iat  daa,  waa  der  ajpAter  bei 
weitem  geläufiger  gewordene  Name  ^Verwaltungsgenchtsbof^ 
bezeichnet:  eine  ständige  und  koll^ale  Behörde,  deren  Mit- 
glieder auf  Lebenszeit  ernannt  werden  und  von  denen  d«r 
Vorsitzende  und  mindestens  2  Mitglieder  die  für  das  höhere 
Richteramt  erforderliche  Vorbildung  ]i,'iV»en  müssen  (§  42). 
Sie  soll  ihren  Geschäftsgang  durch  ein  vom  Bundesrat  zu 
bestätigendes  Re<i:ulativ  ordnen  *)  und  mittels  eines  einfaclien, 
im  wesentlichen  dem  preussisclien  Recht  entsprechenden  Ver- 
fahrens auf  eingelegte  Berufung  innerlialb  der  geordneten 
Kompetenz  entachdden.  Die  Entacheidung  erfolgt  gebuhren- 
firei  m  Öffentlicher  Sitzung  nach  erfolgter  Ladung  und  An- 


>)  VbL  die  ^§  42^51  und  Bekaontmachung  betr.  das  Regulativ  aar 
Ordnung  de?  npc(  haftsganges  bei  dem  Bundesamt  flir  das  HaimatwaBeii 
vom  6.  Januar  1Ö73:  Zentralblatt  d.  D.  a  S.  4  ff. 
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börung  der  Parteien  mittels  schriftlichea  ErkenntaisBes  ^) ;  ein 
weiteres  Rechtsmittel  ist  gegen  diesdbe  nicht  zulässig. 

§  59. 

Von  den  übiii^cii  Boörimmungen  des  Gesetzes,  welche 
eine  gewisse  prinzipielle  Bedeutung  beanspruchen  können,  sind 
nur  noch  die  des  §  65  su  nennen welcher  den  Tag  der 
Gesetzeskraft  auf  den  1,  Juli  1871  festsetzte  und  der 

aus  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Termins  sich  ergebenden 
Nötigung  Rechnung  trag,  den  Uebergang  aus,  den  be- 

stchondoii  iiirli^nducllon  Rechtsverhältnissen  in  die  neu  ^e- 
schafFcnen  Zustünde  zu  regeln.  Es  wurde  hierbei  in  Beziehung 
auf  die  in  Betracht  kommenden  Pers(»nen  prinzipiell  unterschieden 
zwiselien  solchen,  welche  am  1.  Juli  1871  eine  Heimat  oder  einen 
Unterstützungswohnsitz  nach  Landesrecht  besitzen,  und  solchen, 
welche  ebendann  einen  Teil  der  fttr  den  Erwerb  erforderlichen 
Voraussetzungen  erfällt  haben  würden.  Die  ersteren  sollten 
das  am  1.  Juli  1871  bestehende  Rechtsverhftltniss  nach  Mass- 
gabe des  Bundesgesetzes  als  Untersttttzungswohnsitz  fortsetzen ; 
bei  den  andern  wurde  noch  weiter  unterschieden,  ob  sie  nach 
Landesrecht  Heimat  oder  UnterstütziinL'swohnsitz  lurcl»  quali- 
fizirteu  oder  durch  blossen  unquaiitizirten  Autenthalt  hätten 
erwerben  könn(>n.  Im  eröteren  Falle  «oll  die  vergangene  Zeit 
tiberhauj)t  nicht  mitzählen  und  der  Fristenlauf  zum  Erwerb 
des  neugeschaffenen  üntcrstützungswohnsitzes  erst  vom  1.  Juli 
1871  an  gerechnet  werden;  dagegen  soll  im  andern  Falle  die 
abgelaufene  Zeitdauer  voll  zur  Anrechnung  kommen  und  mit* 
hin  durch  einen  am  1.  Juli  1871  bereits  zwei  Jahre  fortr 
gesetzten  Aufenthalt  der  Unterstützungswohnsitz  als  erworben 
gelten,  bezw.  eine  kürzere  Frist  durch  den  nach  diesem  Zeit- 
punkt bis  zur  Dauer  von  zwei  Jahren  fortgesetzten  Aufenthalt 
ergänzt  werden  können. 

Es  wurde  TorauBgesehen .  dass  diese  Vorschrift  die  Land- 
armenverbände zunächst  sehr  überlasten  wOrde;  man  glaubte  aber 
in  anderer  Wrise  der  ungebührlichen  Belastung  von  Gebieten,  in 
denen  solche  Bestimmungen  bisher  nicht  gegolten  hatten,  nicht  vorbeugen 
zu  können.  —  Die  zweite,  äusserst  radikale  Vorschrift  wurde  be- 
sonders von  deu  Abgg.  Schleiden,  Kraus  und  Hinrichseu  auch  uuch 


')  Erkennt  niss  im  Gegensatz  zu  Besehluss,  welciieu  5i  37  des 
B.-Elitw.  TOfgeichla^en  hatte;  im  Reichstage  trat^^u  besonders  v.  Kaidofff« 
IGquel,  y.  Jagow  für  die  Garantie  de«  furmlichrri  Erkoiintni^pp?  ein 

Der  B.-Kntw.  hatte  derartige  Uebergaugabestunmungen  deiuer 
ganzen  Anlage  nach  nicht  «afinmemnen  btanchen.  Dieselben  wurden 
erst  durch  die  KomnilssioQ  hinzugefügt  und  bildeten  im  Reichstage  noch 
zum  Schluas  den  Gegenstand  einer  ziemlich  erregten  Debatte,  an  welcher 
sich  besouderd  die  Abgeordneten  für  Schleswig-Holstein  aU  Gegner 
hflteiligten. 
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in  3.  LesoDg  avft  lebhafteste  im  Hinblick  auf  ScUeewig-Holstein  be- 
kämpft Bort,  wo  bisher  ein  fttnizehnjähriger  naqnalifikrtflr  Aufent* 
halt  zum  Erwerbe  des  Heimatrechts  erforderlich  gewesen  war,  mnseten 
sämmtliche  in  einer  Gemeinde  mehr  als  2  und  weniger  als  1  ri  Jahre 
aufhaltsam  gewesene,  am  80,  Juni  1^71  noch  nicht  heimatberech- 
tigte Personen  am  1.  Juli  1871  in  dieser  Gemeinde  ohne  weiteres 
den  U.-W.  erworben  haben,  wovon  wolil  mit  Recht  eine  erhebliche 
Belastung  der  Geuiemdeu  als  Ortsarmenverbände  gefürchtet  wurde. 
Dies  erkaonte  man  von  allen  Sdten  an,  betonte  jedoch  dem  gegen- 
über die  Kotwendiglceit,  das  Gesetz  mit  rückwirkender  Kraft,  fthn- 
Heb  wie  bei  EinAihrnng  neuer  YeijShrangeinsten ,  ansnistatten. 
Schliesslich  wurde  auch  diese  Üebergangsbestimmnng  angenommen. 
Gegenwärtig  haben  die  UebergangsbesUmmnugeu  selbstversUindlich 
nur  noch  geringe  praktische  Bedeutung;  sie  können  nur  noch  zur 
Anwendung  gelangen  in  l^e/ug  auf  Personen,  welche  kraft  eigenen 
Rechts  einen  T'nterstützungswohnsitz  noch  nicht  haben  er\\erben  können 
und  deren  Elieni  vor  dem  1.  Juli  1873  verstorben  sind.  — 

Die  Entscheidungen  des  Bundesamts  f.  d.  H.  enthalten  aus 
nenerer  Zdt  nur  noch  2  (auf  Reuss  hezflgliche)  FSlle.  Vgl.  Entsch. 
Bd.  XYI  8. 181  ff. 

So  war  denn  ein  neuer  Rechtszustand  allseitig  vorbereitet, 
eine  Onmdlage  der  öffoatlichen  Armenpflege  im  ganzen  Bandes- 
ffebiet  nach  gleichmäasigen  Grundsätzen  geschaffen.  Nur  dieser 
Qrandlage  gelten  die  zwingenden  Vorschriften  dee  Gesetzes, 
das  im  übrigen  dispositive  Bestimmungen  der  Landes- 
gesetze  behufs  Ausführung  der  ersteron  im  weitesten  Umfange 
zulässt.  Es  soll  kein  Grundstück  im  BuJi'Irsi^ebiet  g:ebfm,  das 
nicht  einem  Ortsannenverband,  keinen  Ortsarmenverband,  der 
nicht  einem  Landarmenvcrbaiid  zugehört.  Es  soll  im  j^anzon 
Bundeügebiet  kein  Hülfsbedürftiger  ohne  Htilfe  bleiben,  kein 
Norddeutscher  in  dem  einem  Teile  des  Bundesgebiets  andere 
Behandlung  erfahren  als  in  dem  andern.  Fttr  keine  Leistung 
im  Interesse  der  Öffentlichen  Armenpflege  soll  es  an  einem 
endgtütfg  verpflichteten  Verbände  fehlen,  ftlr  kein  Individuum 
an  einem  Verbände,  der  zur  Duldung  seines  Aufenthaltes  ver- 
pflichtet ist.  Alle  dahin  zielenden  Vorschriften  sind  zwingriide^). 
Aber  auf  diesem  unerschtitterlichen  Fundament  sollen  die  Ein- 
zelstaaten das  Werk  der  öffentlichen  Anufmpflege  aufbauen 
und  ausbauen.  Art  und  Mass  der  Unterstützung,  Reg^elung 
des  Verfahrens  in  den  Laiitiesiustiuizeri,  Einriciitung  und  Ab- 
grenzung des  Umfang»  der  ArmenTerlrilnde,  Massregeln  zur 
Erleichterung  der  Annenlast  —  alle  diese  Angelegenheiten 
sind  Sache  der  Landesgesetzgebungen,  welchen  dionit  eine 


Vgl.  insbesondere  §  64:  Das  Eintr^^ten  der  in  den  §§  10  und  22 
an  den  Anlnnf  einer  hpstimmton  Frist  geknüpften  Wirkungen  kann  durch 
Vertrag  oder  Verxicht  der  beteiligten  üehöraen  oder  Personen  nicht  aus- 
gesehlosscn  wetden. 
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nicht  minder  schwierige  Aufgabe  zugewiesen  wird,  als  sie 
der  Bundesgesetzgebang  im  Bereiche  ihrer  Hachtbefugniss  ob- 
gelegen hatte, 

1877  wurde  ein  das  U.-W.-G.  ablodemder  Entwurf  des  B.-R.  be- 
kannt, der  einige  Aenderungen  in  Bezug  auf  die  Fristen  und  aof 
§  29  0.  a.  ra.  enthielt.  Derselbe  ist  nicht  an  den  Reichstag  ge- 
langt. —  Er  ist  abgedruckt  in  der  Gem.-Z.  1877  S.  123.  Auszugs- 
weise sind  Inhalt  und  Motive  in  Ilirths  Annalen  1877  S.  1042 
mitgeteilt.  —  Die  einzelnen  Abänderungen  werden  an  den  betreffen- 
den Stellen  mitgeteilt  werden. 


b.  Nach  der  Grttndniig  des  Deutschen  Reichs. 

§  60. 

Bevor  noch  das  vom  Norddeutschen  Bunde  erlassene 
Gesetz  Uber  den  UnterstUtznngswohnsitsE  in  ELraft  getreten 
war,  fanden  jene  grossen  Begebenheiten  statt,  welche  zur 
Grflndnng  des  Deutschon  Reichs  und  zur  Umwandlung 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  in  die  Reichs- 
verfassung führten.  An  dieser  Umwandlung  nahm  die 
Mehrzaiil  aller  Bundesgcsetze  Teil;  aber  von  den  beiden  den 
Aufenthalt  und  die  öffentliche  Armenpllcf^e  regelnden  Gesetzen 
wurde  nur  das  die  Freizügigkeit  betrefteudc  im  ganzen  Reichs- 
gebiet eingeführt,  während  das  Gesetz  über  den  Unterstützungs- 
wohnsitz  ein  gleiches  Schicksal  nicht  erfuhr  und  bis  heute 
nicht  er&hren  hat  G««de  in  Bezug  auf  dieses  Gesetz  blieb 
der  im  übrigen  stetige  Verlauf  der  ReichsgesetsBgebung  ein 
ungleichmässigcr. 

Die  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde ,  Baden  und 
Hessen  (für  die  südlich  vom  Main  gelegenen  Gebiete)  ver- 
einbarte Verfassung  des  Deutschen  Bundes  vom  15.  No- 
vember 1870  enthi<'lt  die  Art  3  und  4  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung  und  fiüirte  die  in  Art.  80  näher  bezeichneten 
Gesetze,  darunter  das  ii})er  die  Freizügigkeit,  in  dem  nun- 
mehrigen Bundesgebiet  als  Bundesgesetzc  ein,  während  gleich- 
seitig das  Gesets  Uber  den  Unterstützungswohnsit«  nur  für 
Hessen  südlich  des  Main  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Jnli 
1871)  eingeführt  wuide^). 

Ebenso  unterblieb  die  Einführung  des  letztgenannten  Ge- 


Art.  1.  3.  4 80  der  Vertasäuug  des  Deutschen  Bundes;  dazu 
Fratokoll  tob  Yensilles,  15.  November  1870,  B.-G.-B1.  1^0  S.  687. 

Der  hier  gestiftete  Bund  soll  den  Namen  ^Deutsches  Reich"  fllhren, 
eine  Hezeichnung,  die  in  den  ^iopleieh  m  npnnpndpn  Vprpinbaninijpn  mit 
Baiern  und  Würtemberg  fehlte  und  erst  m  der  Veiluäbiuig  vüui  It>.  April 
1871  irieder  aofgenosimeii  wurde. 
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setzes  bei  der  VereinlMunug  Uber  den  ßoitritt  Wllrtem- 
bergs  zur  Verfassung  des  Deutschen  Bundes*). 

Und  in  dem  Vertrage  betreffend  den  Beitritt  Baierns 
unterblieb  nicht  nur  die  Einführung j  sondern  oh  wurde  in 
Art  III  1  noch  der  aiisdrückliclM'  Vorbehalt  ^ciiiacht,  dass 
daö  Recht  der  Handhabunj^  der  Autsicht  seitens  des  Bundes 
über  die  Heimat-  und  Nied  er lassungs  Verhältnisse  und  dessen 
Recht  der  Gesetzgebung  (Iber  diesen  Gegenstand  sich  nicht 
auf  Baiera  erstrecken  solle'). 

Dies  SachverbidtiiisB  blieb  in  dem  €^ets  betreffend  cGe 
Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  16,  April  1871 
zunächst  unverändert  Der  Vorbehalt  Baiems  wurde  aus- 
drtlcklich  aufrecht  erhalten^). 

Demnächst  wurde  durch  Gesetz  vom  22.  April  1871  unter 
anderen  Gesetzen  des  ehemaligen  Norddeutsclien  Buinl«"s  das 
Gesetz  über  die  FreizüjHj^keit  auch  in  Raiem  eingeführt^). 

In  EUasb-Lotii ringen  wurde  bei  seiner  Vereinigung 
mit  dem  Deutschen  Beich  Art  3  der  Retchsvei^hssung  aitr<£ 
Gesetz  vom  9.  Juni  1871*)  sofort  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
während  im  übrigen  der  Termin  für  den  Beginn  ihrer  Wirk- 
samkeit bis  zum  1.  Januar  1872  hinaus^^^eschoben  wurde;  durch 
Gesetz  vom  8.  Januar  1873  wurde  das  Gesetz  über  die  Frei- 
zügigkeit ebenfalls  im  Reichsland  oiTip:pffOirt  ^'l. 

Das  Gesetz  vom  8.  November  1871  cnfllich  verordnet, 
dass  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  in  AVürtem- 
berg  und  Baden  am  1.  Januar  1873  in  Kraft  treten  solle 

§  61. 

Das  an  vorleteter  Stelle  genannte  Gesetz,  das  einzige 
welches  nach  1871  ergangen  war,  scUoss  die  Reihe  der  auf 
die  Heimats-  und  Armengesetzgebimg  bezüglichen  Akte  der 


1)  Vertrag  vom  25.  November  1870,  B.-G.-Bl.  1870  S.  654;  dsso 
PlWrtokoll  von  demselben  Ta^e,  Berlin:  B.-G.-Bl.  1870  S  i\r,7. 

Vertrag  betr.  den  Beitritt  Baierns  zur  Verfassung  des  Deutschoi 
Bandes  vom  November  1870,  nehet  Schlussprotokoll  von  demwlben 
Tage:  B.-G.-Bl.  1871  S.  9.  -  Dies  ist,  obwohl  die  Verfinburnng  mit 
Würtemberg  erst  zwei  Tage  später  getroffen  wurde,  der  eigentliche 
Grandvertrag.  In  demselben  wurde  die  verfassnnK  des  Norddeutschen 
Bandes  zu  deqenigen  des  Deutschen  Bundes  erklärt  and  in  der  Ueber> 
gan^bestinimung  nochmals  eine  AufzShlunp;  der  für  (Ih«(  ^utc  Bundes- 

febiet  geltenden  älteren  Bonde^esetze  gegeben,  in  weicher  das  Gesetz 
her  den  Unterttfitsangewohnnta  nicht  entnalten  war;  auch  wurde  hier 
wird  erholt,  dass  letzteres  hl  Hessen  südlich  d.  M.  am  1.  Juli  1871  in 
Kraft  treten  sollte. 

B.-G.-Bl.  1871  &  63  §  1—3  und  Art  3  u.  4  der  Verfassung. 
*)  B.-G.-BI.  1871  S.  87. 

R  r;  Bl.  1871  S.  212. 
«)  K.-G.-BL  1873  S.  51. 
^  a-6.-B1.  1871  &  391. 
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Keichsgewalt  ab.  Bis  zur  Gegenwart  ist  an  dem  so  geschaffenen 
Zustande  von  Rechtswft^^'ii  nichts  liPihi^lort  worden. 

Nach  einem  zweijalingen  liitL'riim.stikuin ,  welches  Baden 
und  WUrtemberg  dem  Art.  3  der  Reichaverfassung  und  dem 
Freizügigkeitijgcsetze  gegenüber  in  die  gleiche  Lage  versetzt 
hatte  wie  seiner  Zeit  die  einzelnen  Bundesstaaten  nach  1807 
und  vor  1871,  besass  das  Deuttche  Reich  eine  auf  eben  diesen 
Art  8  nnd  ehia  diesee  Gesetz  über  die  fVeizügigkeit  gegründete. 
fUr  sein  ganzes  Gebiet  geltende  allgemeine  Niederlassungs-  und 
Gewerbe&eiheit  und  mit  Ausnahme  von  Baiem  und  fUsass- 
Lothringen  in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  einen 
auf  das  Gesetz  Über  den  Unterstfltznngswohiisitz  <r<'?r(indetnn 
einheitlichen  Rechtszustand,  dessen  Au8l)au  in  der  bereits  eben 
darp^olc^^ten  \\'(M'8e  den  einzelnen  lSt4iJit«^ii  vorbehalten  blieb. 
Hiervon  ist  an  dieser  fcJtelle  nicht  weiter  zu  handeln. 

Die  zusammenhängende  und  systematische  Darstellung  der 
landesgesetzlichen  AusfUhnmgsvorschriften  liegt  ausserhalb  des 
Rahmens  diesor  Arbeit.  In  Bezug  auf  sie  muss  auf  die  Darstellung 
llochoUs  und  namentlich  die  vortrefi'liche  Ausgabe  von  Krech  ver- 
wiesen werden.  Doch  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit  bei  der  Dar- 
stellung der  Reformbestrebungen  der  Besprechung  jedes  wesentlichen 
Pnnktes,  wie  insbesondere:  Organisation  der  Armenverbftnde,  Hess 
nnd  Art  der  Untersttttzang,  BeteUigong  grösserer  Terbiade  an  der 
Armenlast,  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  n.  s.  w.,  eine  Uebersicht 
der  hanptsAchlichen  landesgesetzlichen  Vonchriftoi  beigefügt  worden. 

Dieselben  befinden  sich  in  den  nachstehend  bezeichneten  Ge- 
setzen nnd  Verordnungen.  Wo  im  Folgenden  lediglich  ein  Bundes- 
Staat  mit  Angabe  des  §  —  z.  B.  Preussen  §  1,  Würtemberg 
Art.  2  u.  ^y.  zitirt  wird,  bezieht  sich  dies  aut  das  AasfOhruugs- 
gesetz  de-,  betroilfMi  len  Staates. 

1.  Preussen  Ausf.-Ges.  v.  8.  März  1871  —  speziell  für 
Lauenburg  v.  24.  Juni  1871.  —  2.  Sachsen.  Heimatgesetz  v. 
26.  November  1834,  und  Ärmenordnung  vom  2j.  Oktober  1S4U,  und 
AusfOhrungs- Verordnung  vom  6.  Juni  1871.  —  3.  Würtemberg. 
AiiBt*6es.  Tom  17.  April  1873.  ~  4.  Baden.  Qeseli  die  Öffent- 
lidie  Armenpflege  betr.  t.  5.  Mai  1870,  nnd  Anst-Ges.  y.  14.  Hftn 
1872.  —  S.Hessen.  Ausf.-Ges.  v.  14.  Juli  1871.  —  6.  Mecklen- 
bnrg-Schwerin.  Ausf  - Verordnung  v.  20.  Februar  1871,  und  V. 
über  das  Verfahren  in  Heimatsachen  v.  30.  Juni  1871.  —  7.  Sach- 
sen-Weimar. Ausf.-Ges.  vom  23.  Februar  1872.  —  8.  Mecklen- 
burg-Strelitz.  Ansf.-V.  v.  20.  Februar  u.  27.  April  1871, 
und  V.  über  das  Verfahren  in  Ileimatsachen  v.  4.  Juli  1871.  — 
9.  Oldenburg,  a.  Herz.  Oldenburg.  Uevid.  üem.-Ordu.  v. 
15.  April  187t3.  b.  Fst.  Birkenfeld.  Gesetz  aber  das  Armen- 
weseo  nnd  Rev.  GeiD.-0.,  beide  t.  28*  Min  1876.  c.  Fst.  Lttbeck. 
Rev.  Gein.-0*  v.  SO.Mfirz  1876.  —  10.  Brannscbweig.  Anst- 
Ges.  Y,  5.  Jnni  1871.  ^  11.  Sachsen-Meiningen.  Ansf.-Ges. 
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24.  Februar  1872.  —  12.  Sachsen- Altenburg.  Ausf.-V. 
V.  3.  Juni  1871.  —  13.  Sachsen-Coburg- Gotha.  Ansf.- 
Ges.  V.  31.  Mai  1871.  —  14.  Anhalt.  Ausf.-Ges.  vom  29.  Juni 
1871.  —  15.  Schwarzburg-Sondershausen.  Ausf.-Ges.  v. 
25.  Januar  1872  und  2b.  Oktober  lb72.  —  16.  Schwarzburg- 
Rudolstadt  Ansf.-Ges.  und  Verordnung  betr.  die  Organe  der  öffeotl. 
Untenttttzung,  beide  v.  28.  Juni  1871.  —  17.  Waldeek.  AwsL- 
Ges.  ?.  29.  Jmii  1871.  —  18.  Renes  ft.  L.  Anet-Gee.  ?.  2&.  Ja- 
nuar 1871  und  V.  1.  Juli  1878.  Nachtragsges.  v.  5.  Juli  1879.  — 
19«  Bens»  j.  L.  Ausf.-Ges.  v.  21.  Juni  1871.  —  20.  Schaum* 
burg-Lippe.  Ausf.-Ges.  v.  7.  März  1872.  —  21.  Lippe. 
Ausf.-Ges.  V.  12.  September  1877  imd  Ges.  v.  9.  Oktober  1879.  — 
22.  Lübeck.  Verordnung  und  Ges.  v.  29.  und  30.  M&rz  1871. 
—  23.  Bremen.  V.  und  Ges.  v.  2.  Januar  187i»,  und  Ges.  v.  2.  No- 
vember 1879.  —  24.  Hamburg.    Ges.  v.  23.  Juni  1871. 


§  62. 

Noch  bedarf  es  in  diesem  Zusammenhange  einer  Betrach* 
tttDg  des  Zustandes  in  dem  ausserhalb  der  Armengesetz- 
gebung verbliebenen  Staaten.  Vorab  ist  hervorzuheben,  dass 
dieser  Zustand  abgesehen  von  den  materiellen  Ver^^('ll^ec]on- 
heitoii  auch  in  Bezug  auf  die  verfassungsmässige  Stellung  in 
be  iden  Lflndern  ein  gnmdsätzlieh  versehiedener  ist.  Ftlr 
E  löusö- Lo  tli  1  i  ngeu  ist  die  EinlVihruiig  des  Geaetzes  über 
den  UnterstUtzungäwohnsitz  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
TerfaBBungsmässig  jeder  Zeit  ziüftssig;  für  Batem  bleibt  die 
Befognies  bierza  so  lange  ausgeschlossen,  als  dasselbe  seine 
Reservatreell te  wegen  der  Heimat-  und  Niederlassungsgesetz- 
gebung  nicht  freiwillig  aufgeben  will*). 

Die  bairischen  Titel  des  Ueimaterwerbes  aus  dem  Gesetz 
von  1868  unterscheiden  .sich  von  dem  reichsgesetzlichen  Titel 
zum  Erwerb  d'*<  Unterstützung.swohnsitzes  nnnientlieh  dadnreb. 
dass  hier  der  Erwerb  sieb  kr.it't  ^^^'.setzes  voilMiidetj  während 
dort  in  allen  Fällen  die  Mitwiikiuig  der  Cb  ineinde  oder  der 
Aufsichtsbehörde  vorgesehen,  und  selbst  da,  wo  ein  Anspruch 
auf  Verleihung  in  Folge  qualifizirten  Aufenthalts  erwächst, 
das  rechtsbegründende  Moment  in  den  formellen  Akt  der  Ver- 
leihung selbst  verlegt  ist').   Ausserdem  ist  die  Erwerbung  des 


1)  Vffl.  Anm.  2  S.  171.  —  Die  Befugniss  des  lieichs  in  Bezug  auf 
ElsaM-Lothringen  ergiebt  sich  ans  Art  4  der  ReichsverfiiaMiDg,  sofern 

man  nicht  die  bei  der  Bemthung  des  Gesetzes  über  den  Unteretützun^- 
wohnaitz  im  Xorddeutst  lien  lieichstage  geltend  fjjemachteu  Bedenken  mr 
durchschlagend  erachten  will.    Vgl.  die  Ausführungen  S.  146. 

Biseer  Zusammenhang  wird  bei  der  Bespreohmig  der  Befofm- 
bestremgeii  eingehender  su  betnchten  sein. 
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TJntf'rstütziiriirswohnsit/^f's  nur  von  dem  Besitze  clor  Reichs- 
angeiiorigkcit,  der  iieimaterwerb  dagegen  von  dem  der  bairischeii 
Staatsangehörigkeit  abhängig. 

In  diese  lornielle  Geschlossenheit  der  T)airischen  lieimat- 
verhältnisse  schob  sich  nun  wie  ein  Keil  die  Freizfigigkeit»- 
gesetzgebuug  mit  der  einen  wesentlichen  Folge,  duää  der 
Aufenthalt  anbeschrttiikt  für  jeden  ReichsdeiitBchen  in  jeder 
Gemeinde  zulltosfg,  die  Ausweisung  nur  im  Falle  des  §  5  des 
Freizügigkeitsgesetzes  erlaubt  sein  sollte,  ohne  dass  hierbei 
die  Staatsangehörigkeit  femer  einen  Unterschied  machte.  An 
und  fUr  sich  erforderte  diese  Umgestaltung  keine  Aenderung 
der  Heimatgesctzgcbiiiig .  soweit  es  auf  den  formellen  Besitz 
einer  TTeimat  auch  für  die  blossen  Einwohner  ankaiii ;  es  stand 
nichts  mi  Wege,  dieselben  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Heimat- 
losen, welche,  soweit  iiire  Ausweisung  aus  dem  Staatsgebiet 
nicht  zuliissig  war,  einer  Heimat  zugewiesen  wurden  unter 
Uebemahme  etwaiger  Armenpflegekosten  auf  den  Staat  Aber 
diese  Behandlung  htttte  eben  einen  lediglich  formellen  Wert 
gehabt;  den  materiellen  Veränderungen ,  welche  durch  das 
Beichsrecht  geschaffen  worden ,  hätte  man  dadurch  nicht  ge- 
recht werden  kttnnen.  8o  entsc  hloss  sich  denn  Baiern  zu  der 
Abänderung  einiger  Bestimmungen  über  Heimat,  Verehelichung 
und  Autentlialt  durch  das  Gesetz  vom  23.  Februar  1872,  dessen 
wesentlicliste  und  bedeutungsvollste  Neuerung  die  Zulassung 
des  Heimaterwerbes  kraft  Gresetzes  lat  Gemäss  Art.  2 
des  Gesetzes  sollen  heimatlose  Angehörige  des  bairischen 
Staates  durch  fünf-  beosw.  zelmjährigen  c^ualifizirten  Aufent- 
halt^) die  Heimat  in  der  Aufenthaltsgemeinde  kraB;  Gesetzes 
erwerben.  Nichtbaiem  können  den  bairischen  Staatsangehörigen 
gleich  den  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat  in  einer 
bairischen  Gemeinde  unter  den  für  bairische  Staatsangehörige 
geltenden  Voraussetzungen  erl-nigen;  doch  wird  die  Verleihung 
erst  wirksam,  wenn  die  betreliende  Person  dio  bairische  Staats- 
angehörigkeit orlangt  hat  (Art.  1  des  (iesetzes  von  1872). 
Kiidlicli  sollen  llciehsangehörige,  welche  in  den  bairischen 
Staatsvarband  aufgenomm^i  sind  —  vor  Erlangung  einer 
wirklichen  Heimat  —  die  vorläufige  Heimat  in  jener  Gemeinde 
besitzen,  in  welcher  sie  sich  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  nieder* 
gelassen  hatten;  dasselbe  gilt  von  Beamten  und  öiTcntlichen 
Dienern*)  in  Bezug  auf  die  Gemeinde  ihrer  Anstellung  (Art  3). 
Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auch  auf  Niclitbnieni 
Anwendung,  so  lauge  deren  Wegweisung  aus  dem  iStaatö- 


Die  (Qualifikation  entspricht  genau  der  In  Art  10  des  Gesetna 
von  186«  beztichueteu.  —  Vgl.  oben  Ö.  110. 

Diese  erwerben  durch  die  Anstellung  die  Staatsaugeböngkeit: 
§  9  des  Geseties  Uber  £rwerb  und  Veiliwt  der  Bondea-  ond  Staats* 
sngehOrigkeit  vom  1.  Juni  1970. 
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gebiete  nicht  möglich  ist  (Art.  4).  Die  in  dem  Geselse  von 
1868  festgesetzten  Aufenthaltabeschräiikungen  (vgl.  oben  S.  112), 
die  nac]\  K?nführung  des  Freizügigkeitsgesetzes  soweit  in  Wepr- 
fall  komiiieii  mussten,  als  sie  diesem  -/uwiderliefen ,  wurden 
In  Art.  9  des  Gesetzes  von  1872  uusdrückiich  als  unzulllssig 
erklärt,  womit  namentlich  die  ersten  4  Nummern  des  Art.  45 
ausser  Kraft  traten.  Die  aufrecht  erhaltenen,  lediglich  auf 
«icherheits-  tind  sittHchkeitspolizeiliche  Beschiilnkungen  ab- 
sielenden  Bestimmungen  sina  in  Art  10  dem  deutschen  Straf- 
gesetzbuch entsprechend  neu  redigirt. 


§  63. 

Ganz  anders,  rechtlich  wie  thatsächlich,  lagen  die  Ver- 
hältnisse in  El sass -Lothringen.  Aehnlich  wie  in  der 
benachbartou  Kheinpi'alz,  welche  ebenfalls,  wenn  auch  nur  kurze 
Zeit,  unter  französischer  Herrschaft  gestanden  und  das  in 
Prankreich  geltende  Recht  der  Freizügigkeit  späterhin  bei- 
behalten hatte,  waren  auch  für  das  Beichsland  die  Grund- 
Jiätse  des  Art  3  der  Reichsverfassung  und  des  Freizügigkeits- 
gesetzes altgewohnte.  Die  Nötigung,  welche  die  übrigen 
Olieder  des  Reichs  im  einzelnen  und  später  das  Reich  seihst 
dazu  geftihrt  hatte,  eine  immittelburo  beziehung  der  Aufent- 
haltsfreiheit zur  ötlentliehen  Anuenpflege  lierzustellen  oder 
beizubehalten,  hatte  für  l'rankreich  insofern  nicht  oder  nicht 
in  erheblichem  Masse  bestanden,  als  das  deutsche  System 
der  Armenpflege  dort  unbekannt,  vor  allem  eine  prinzipale, 
mit  öffentlich-rechtlichem  Zwange  ausgestattete  Untersttltzungs- 
pflicbt  der  Gemeinden  nicht  vorgeschrieben  war.   Das  Gesetz 

7  frimaire  V  ,  ,      ,  .  .  ...  t^i 

vom  n  Tnr^y  welcHcs  bis  zum  Lnitritt  Llsass- 

27.  November  1796' 

Lothringens  in  den  Reichsverband  in  Frankreich  die  Grund- 
lage der  öffentliehen  örtliehen  Armenpfleg«*  gebildet  hatte, 
ordnete  die  Einriehtung  von  Wohlthätigkcitsanssrhüssen  (bu- 
reaux  de  bienfaisance)  in  den  Gemeinden  an:  aber  im  Oeg^Mi- 
satz  zu  den  deutschen  Einrichtungen  ist  diesen  eiiarakicristisch, 
dass  sie  weder  organisch  in  die  Gemeindeverwaltung  cinge- 
fti^  sind,  noch  dass  die  Gemeinde  beim  Mangel  ausreichender 


auswärtiger  Elemente  erhöhte  /Anforderungen  an  die  Armen- 
pflege st»'llt,  wo  die  Mittel  für  dieselbe  reichlicher  fliessen 
oder  V)ri|m'mer  aufgebracht  werden  können,  sind  die  freiwilligen 
Zuschüsse  der  (ienicindevcrwultungen  zu  den  Ausgabt-n  der 
Wohlthätigkeitsausbchtlsse  auch  in  Frankreich  vielfach  sehr 

>)  Vgl  S.  81. 
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beträchtliche;  wo  es  dagegen  im  allgemeinen  an  Mitteln  fehlt, 
wo  die  ^osammte  Bevölkenmfr  eines  Bezirks  in  dürftigen,  das 
Zuströmen  wenig  befördernden  Verhältnissen  lebt,  bleibt  Rueh 
in  Deutschland  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützungen 
weit  hinter  den  Anfurderun/^^^n  zurück,  welche  das  Gesetz  an 
die  Gemeinden  stellt.  Aber  insofern  ist  diese  fomale  Ver- 
schiedenheit in  der  Thal  von  Bedeutung,  aU  EraatBaaBprUche 
der  Gemeinden  ge^en  einander  in  Frankreich  nicht  erwachsen, 
etwaige  Streitigkeiten  hierüber  einen  Richter  in  Frankreich 
nicht  finden  können^). 

Dagegen  war  in  Frankreich  e  i  n  Teil  der  Fürsorge  für 
Be<lürfti^i:e  ebenfalls  gesetzluli  geregelt  und  seine  Ausübung 
in  verbindlicher  Weise  öffentlichen  Körpersehaltc  n  zur  Ptlieht 
gemacht:  die  Fürsorge  für  verlassene  Kinder  und 
für  Geisteskranke.  Aehnliche  Gesichtspunkt« wie  sie 
in  Deutschland  sicli  in  Bezug  auf  diese  wichtigen  Gegen- 
stände geltend  gemacht  und  zvur  Heransiehnng  der  über- 
geordneten korporativen  Verbünde  oder  der  höheren  Ver- 
waltungsbezirke geführt  hatten,  waren  für  diese  Gestaltung  in 
Frankreich  massgebend:  auf  der  einen  Seite  die  Absicht  der 
Entlastung  der  Gemeinden,  auf  der  andern  die  Nötigung  zu 
umfassenderen  Veranstaltungen,  welche  ausserhalb  des  den 
Gemeinden  gestellten  Aufgabenkreises  ];iir''n.  Aus  diesen  Ge- 
siehtspunkt(Mi  wui-den  die  genannten  beiden  Kategorien  der 
Armenftlrsorge  in  sehr  allmählicher  Entwickeiung  zu  einer 
Aufgabe  der  Departements. 

BesOglich  der  verlassenen  Kinder  (enfonts  trouv^  el 
abandonnSs)  schloss  das  Ges.  vom  10.  Mai  1838  diese  Eni- 
Wickelung  dadurch  ab,  dass  die  Kosten  für  diese  unter  die 
obligatorischen  Ausgaben  der  Departements  aufgenommen 
wurden  und  ausserdem  eine  Ver])fliclitun<];'  der  Gemeinden  zu 
denselben  }M'i:':ntrrigen  anerkannt  wunbr ;  di)ch  soll  dieser  Bei- 
trag ein  Funltei  des  gesammten  Betrages  der  änssereu  Ge- 
meindeansgaben niclit  übersteigen,  nnbesclmdet  der  Befugniss 
der  Departements,  eiuzebie  Gemeinden  ganz  frei  zu  lassen^). 

Die  Verpflichtung  bezüglich  der  Irrenpflege  stdlta  das 
Ges.  vom  30.  Juni  1888")  ebenfiUls  dahin  fes^  dass  im  wesent- 
lichen die  Departements,  soweit  sie  nicht  von  dem  Verpflegten 
oder  dessen  Angehörigen  Erstattung  erhalten,  die  hieraus  er- 

')  May  er  —  Theorie  des  franz.  Verw.-Kechts,  Strassbur^  1886  —  be- 
m^kt  S.  49^,  dass  allerdiiigs  jeder  im  Rechtswege  zu  verfolgende  An- 
sprach auf  £istattu]]^  unter  den  Gremeinden  ausgeschlossen  sei.  da^  da- 
gegen ein  „morali.^elier**  Aiispnu-h  auf  Erstattung  nach  Masspubo  des 
aus  der  Kevoiutions-Geset^^ebung  berrtthrenden  domicile  de  secours  (Er- 
werbefntt  1  Jahr  besw.  Gebart)  anerkftiiiit  werde. 
V^'l.  aber  die  I?einerkuii<:  unten  §  ICu. 

^)  Im  übrigen  waren  diese  Aiisgal^en  aiu  h  bereits  in  dem  Gesetze  vom 
10.  Mai  1838  am  obiignitorische  der  Departemeutö  bezeichnet.  Vgl.  hier- 
über Reitsenstein  in  S.  197.  210. 
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wachsenen  Kosten  tragen  sollen  nnd  ebenfalls  die  Gemeinden 
nach  einer  bestimmten,  ihrem  Umfange  angejjassten,  im  Ver- 
hldtniss  za  ihrer  geringeren  Grösse  absteigenden  Skala  zu  Bei- 
trägen heranziehen  können. 

Dem  Umstände  entsprechend,  dass  jene  beiden  Au%abou 
der  Departements  (»ffentlich-rechtliche,  dem  Belieben  entzogene 
geworden,  bedurtu;  es  irgend  eines  Massstabes,  nach  welchem 
die  örtliche  Ver]itlichtiing  der  Departements  bezw.  der  Ge- 
meinden in  Bezug  aut  die  einzelnen  Individuen  zu  beurteilen 
war;  es  ninsste  iigend  eine  Regel  gegeben  werden^  ob  jedes 
Departement  sich  jedes  in  seinem  Bezirk  bedttrftig  werden* 
den  Individuums  anzunehmen  oder  ob  nnr  auf  solche,  die 
irgendwie  als  ihm  zugehörig  zu  erachten  sind,  die  Fllrsorge- 
pflieht  sich  zu  erstrecken  habe.  Diese  Frage  war  nun  im  Sinne 
eines  äusserst  abgeschwächten  PTeimatsystems  entschieden, 
dessen  Anforderungen  noch  hinter  dem  früheren  ]ireussi8chen 
Gesetz  von  1842  zurikkblieben  und  auf  den  Bestimmungen 

24  vendemiaire 

des  Gesetzes  vom  .        ^-r-  tht^ö  beruhten.    Danach  sollte 

15.  Oktober  1793 

das  durch  einjährigen  qualifizirten  Aufenthalt  nach  erreichter 
Grrossjährigkeit  begrtlndete  Domizil  (domicile  de  secours),  even- 
tuell der  Geburtsort  entscheidend  sein^). 

Neben  bezw.  zwischen  der  freiwilligen  und  der  öffentlich- 
rechtlichen Armenpflege  steht  ausseraem  die  geschlossene 
Armenpflege  der  Hospitäler,  auf  deren  grosse  Bedeutung  hier 
nicht  weiter  einzugehen  ist  — 

Aus  der  vorstehenden  8kizzirung  der  französischen  Grund- 
sätze erfiellt  znr  Genüge,  dass  lur  Elsas8-Lothrinf]^en  bei  sfiner 
Vereinigung  mit  dem  Deiitselien  Ki'iche  nielit,  wie  für  die 
übrigen  Staaten,  die  Frage  zu  lauten  hatte:  welchem  der 
geltenden  armenrechtlichen  Systeme  der  Vorzug  zu  geben  sei, 
sondern  ob  es  überhaupt  räuich  sei,  das  französische  System 
zu  verlassen*  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  konnte  so 
wenig  wie  es  in  Deutschland  der  FaU  war,  ledielieh  eme 
theoretische  Maxime  entscheidend  sein,  mittels  deren  man 
sich  ttber  die  französischen  Gepflogenheiten  in  Bezug  auf  die 
Armenpflege  ohne  Rücksicht  auf  die  Veigangenheit  hinweg- 


Reitsenetein  a.  a.  O.  S.  222  bemerkt  swar,  daas  seit  dem  Oesets 

vom  IP  Tiili  1SG6  Uber  die  GnneralrSte  die  Ausgaben  für  Irren-  und 
Waiaenptleee  nicht  mehr  zu  denjenigen  gehören,  welche  im  Faüe  ver- 
weigerter Billigung  durch  die  Generalräte  von  Aioatswegen  in  das  Budget 
der  Departements  eingestellt  werden  komiten.  fugt  aber  Musa»  daas 
die  materielle  Keohtsverbiiidlichkaifc  diatrifehlicn  nie  in  Frage  gesogen 
wordffla  sei. 

')Reit8en8tein  in  S.  228  bemerkt  Uenm.  daas  die  PiaziB  den  Grand- 

satz  befolge,  den  einjährigen  Aufenthalt  schon  aann  entacbeiden  zulassen, 
wenn  derselbe  auch  nur  mit  einem  kleineren  Teile  in  das  Qroa^jährig- 
keitealter  falle. 
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setBte.  Es  liandelte  sich  vielmehr  um  eine  Opporttmitutsfrage, 
für  deren  Entacheid ung  zu  Gunsten  der  b^teuenden  Verhfit- 
nisse  vor  allem  der  Wunsch  ungestörter  Fortentwickelung 

raassgebend  s^  ni  musste,  wie  er  schon  in  der  Bekanntmachung 
des  Zivilkommisaars  vom  30.  August  1870  zum  Ausdruck  ge- 
kommen war^.  Aus  diesem  Grunde  vornehmlieh  Hess  die 
Keichsregierung  es  bei  der  hergebrachten  Üebung  der  Armen- 
pflege bewenden  und  nahm  von  der  Einführung  des  Gesetzes 
Uber  den  in  £l«i8S-Lothringen  sunttchet  Abstand. 

§  64. 

Baiern  und  Elsass  -  Lothringen  waren  unter  den  dar- 
gelegten Umständen  im  Verhältniss  zu  dem  übrigen  Reichs- 
gebiet zum  Teil  Ausland  geblieben^).  Während  sie  iu  Be- 
zug auf  Indigenat  und  Freizügigkeit  mit  letzterem  ein  Ganzes 
bildeten  und  gleichem  Kechte  unterworfen  waren,  bedurfte  es 
in  BcEug  auf  die  öffentliche  Annenpfl^e  noch  besonderer  B  - 
Stimmungen,  in  welchen  die  interterritorialen  Fälle  für  Nicht- 
Baiern  in  Baiorn,  für  Nicht-Reichsllinder  im  Reichslaiido  vor- 
gesf^hen  wurden.  Man  liess  es  hi<*rlur  b^i  dem  7  fit  .-  l'roi- 
zii-:ii:keitsgesetze8,  das  heisst  bei  der  Gotiiaer  und  Eisenacher 
Konvention  bewenden^). 

Bezüglich  der  Angehörigen  nicht  deutscher  Gebiete  ist 
Aufenthaltsfireiheit  und  UnterstiltKungspflicht,  soweit  nicht  §  60 
Uber  die  VerpiflichtuDg  zur  YOrlAufigen  Fürsorge  entgegensteht, 
GcgenBtand  besonderer  Regelung  im  Wege  der  Uebereinkunft 
mit  den  auswärtigen  Staaten.  An  und  für  sich  ist  das  Recht 
zur  Versagung  des  Aufenthalts  in  diesen  Fällen  nach  völker- 
rechtlichen Grundgiit7f^?i  ein  unbedingtes.  Wo  hienibt^r  von 
Seiten  rb  s  einzelnen  Staates  oder  des  Reiches  Vertrage  Be- 
schlüssen sind,  handelt  es  sich  um  eine  Uhnliche  Regelung, 
wie  diejenige,  welche  früher  mittels  der  Gutliaer  und  Eise- 
naclier  Konvention  zwischen  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
angestrebt  wurde. 


^)  Es  hiess  darin:  „Der  leitende  Gredaoke  dieser  instituirten  ZivU- 
Verwaltung  ist  die  Aufreehtorlialtung  der  bestehenden  Gesetze,  Eanrich- 
tuDgen  und  Anordnungen.  Die  Verwaltung  wird  in  den  bestehenden 
Fonncn  überall  fortgeführt:  nur  die  Spitze  bnt  ffewechselt. V<rl.  Leoni, 
bUatsrecht  von  füsasa-LothringeD,  iu  Maruuardsens  Handbucii  dee  öfient- 
Uehen  Keehto  Bd.  S  H.  m. 

*)  Vgl.  Preuaeen  f>9.  wo  ausdrücklich  herv(»rgehoben ,  dass  unter 
einem  Deutschen  und  einem  deutschen  Arnienveibande  im  Sinne  de?^  Ge- 
setzes nur  solche  zu  verstehen,  die  dem  (ieltungsbereiche  des  Gesetze» 
yom  1.  Juni  1870  angdiOren. 

")  Für  Baicm  war  »^iit's  noch  ausdnirkluli  in  Nr.  III  des  Schluas- 

trotokoUs  vom  23.  November  IbTO  wiederholt  worden:  B.-G.-BL  lülO 
.  23. 
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Das  Kdch  liat  bis  jetzt  nur  mit  drsi  Staaten,  B&nemark, 
I  talien  imd  Belgien ,  üebsreinkanfke  wegen  wechsdseitigir  ITelier* 

nähme  hülfsbe  iürftiger  Angehöriger  geschlossen.  Sur  wesentlicher 
Inhalt  ist:  Verpflichtung  des  Aofenthaltsstaates  zur  Unter* 
stOtzünt?  nach  den  in  seinem  Gebiete  herrschenden  Grundsätzen,  aber 
ohne  Anspruch  auf  Erstattung,  sowie  Verpfliclituug  des  lieimat- 
staates  zur  üebernahme  auf  vorgfingigen  Antrag.  Die  auf  letztere 
bezüglichen  Verhandlungen  sollen  gegenüber  Dänemark  und  Italien 
im  Wege  der  direkten  Korrespondenz  zwischen  den  beteiligten  ße- 
liörden,  gegenüber  Belgien  im  diplomatischen  Wege  geftkhrt  werden. 
Ansserdem  gilt  noch  fttr  die  simmtlichen  einzelnen  Staaten  des 
]>ent8chen  Beiehs,  obwohl  nicht  fhr  das  Dentsche  Beieh  als  solches, 
•die  Eiscnacher  Konvention,  soweit  das  YerhUtniss  zu  Oesterreich 
in  Betracht  kommt,  da,  wie  oben  erwUmt,  Oeslerreich  sich  der- 
selben angcschlo5^??en  hatte 

Wegen  Dänemark  s.  Uebcreinkuaft  vom  11.  Dezember  1873, 
Zusatzdeklaration  vom  25.  August  1881,  Bekanntmachung  vom 
17.  Juli  1884:  Zentralbl.  f.  d.  D.  R.  1874  S.  81,  1881  S.  407, 
1884  S.  201.  —  Wegen  Italien  Uebereinkunft  vom  8.  August 
1878:  ebenda  1878  S.  281.  —  Wegen  Belgien  Deklaration  yom 
7.  Jnli  1877 :  ebenda  1877  S.  411. 

Oegenwärtiger  Zustand  innerhalb  des  Deutschen 

Reiches.  - 

§  65. 

Es  ist  üblich,  im  Hinblick  auf  die  gegenwärtige  Gestaltung 

•des  Armenrechts  im  Deutschen  Reiche  von  drei  Systemen  zu 
sprechen :  dem  deutschen  (Untersttitzungswohnsitz ),  dein 
bairischen  (Heimat),  dem  reichsläiidischon  (riviwilULi;!' 
Armenpflege).  Soweit  Namen  entscheidend  sind,  ist  dies 
richtig^  will  man  aber  von  dem  materiellen  Inhalte  der 
gegenwärtig  massgebenden  Gesetzesbestinmiungen  die  Eiu- 
teuung  herleiten 2  so  ist  man  genötigt,  neben  diesen  dr«! 
Systemen  noch  ein  viertes  su  nennen,  dessen  oben  ansfiihrlicfa 
gedacht  worden,  das  pfälzische.  Es  ist  das  nicht  blos  die 
BetViediguTig  eines  Bedürfnisses  nach  systematischer  Voll- 
ständigkeit; in  der  Tliat  giebt  es  ein  pfhlzisches  System,  das 
mit  dem  bairischen  nur  den  Namen  „Heimat"  und  die  Eigen- 
schaft gemein  hat,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  erst 
durch  den  Neuei'werb  einer  anderen  verloren  geht.  Im  übri- 
gen steht  dort  der  sofortige  Heimaterwerb  kraft  Gesetzes 
Auf  Grund  eines  blossen  Willensaktes  im  Vordergrunde,  wäh- 


M  Vgl.  8. 133.  Der  Grothaer  Konvention  hatte  sich  Oestendch  nicht 

angeschlossen. 

12* 
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rend  hier  die  ausdrückliche  Aufnahme,  die  in  gewissen 
Fällen  nach  län^or  dauerndem  Aufenthalt  gefordert  werden 
kann,  den  ersten  Platz  behauptet. 

Der  historiseiien  Entstehung  und  der  thatsäclilichen 
Uebunfr  nach  steht  der  Unterstiitxungswohnsitz  der  bairischen 
Heimat,  die  pfUlzische  Heimat  dem  französischen  domieile  de 
gecours  am  nächsten.  Deutlich  scheidet  sich,  wie  in  vielen 
anderen  Beziehungen,  auch  in  dieser  die  Rheinpfalz  ▼on  den 
Lande  rechts  des  Rheins.  Und  wenn  der  Unterschied  für  die 
hier  in  Rede  stehenden  Angel^enheiten  besonders  nachdrücklich 
betont  wird,  so  geschieht  es,  weil  derselbe  in  hohem  Grade 
charakteristiseh  und  lehrreich  ist  und  weil  das  rein  Uusserliche 
Einordnen  der  pfälzisehen  „Heimat"  unter  den  gemeiuöamen 
Namen  „Heimat  dazu  fülut,  dass  diese  eigentümliche  Rechts- 
bildung fast  ganz  unbeaelitet  bleibt').  Im  Sinne  materieller 
Verschiedenheiten  besitzt  Deutsehlaud  also  gegenwärtig  vier 
Systeme  in  Bezug  auf  die  Regelung  der  Öffentlichen  Armen- 
mnorgej  soweit  dieselbe  mit  Regelung  der  endgültigen  Ver- 
pflichtung zur  Tragung  der  Armenlast  identisch  ist  Im  Sinne 
der  armenpolizeilichen  vorläufigen  Fürsorge  für  httlfsbedürftige 
Individuen,  welche  von  der  definitiven  Verpflichtung  zunächst 
unabhängig  ist,  giebt  es  nur  zwei  Systeme,  das  deutsehe  und 
dm  französische.  In  Bezug  endlich  auf  diejenigen  indivi- 
duellen Rechte,  welche  jeder  Armengeüetzgcbung  die  Richtung 
gewiesen  haben,  für  ilnen  Inhalt  vor  allem  bestimmend  ge- 
wesen sind,  giebt  es  in  Deutschland  nur  ein  System;  das 
System  des  gemeinsamen  deutschen  Indigenats  und  d^  Frei- 
zügigkeit innerhalb  des  ganasen  Deutschen  Reiches, 


')  Ge^enw&rtig  ist  dies  ^anz  allgemein  derFfetU.  £s  werden  immer 
nur  din  drei  Sysicmc,  die  drei  Rechtseebiete  unt'^r«^ -^liedon.  Vgl.  z.  B. 
Loening  §  26  S.  Üö-i,  der  unter  den  Titeln  des  Heioiaterwerbes  in  Baiem 
nur  die  rar  die  rechto-heiniechen  Teile  geltenden  Bestimmungen  aoffÜhrt; 
auch  V.  Reitzenstein  II  S.  112,  Adickes  8.  240  u.  a.  Heyer 
S.  131  föhrt  die  BeBtimmuiigen  für  die  Pfalz  an. 
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5.  Kapitel. 

Die  Beurteilung  der  geltenden  Gesetzgebung. 
L  Mnaiusielle  Wlrkungeuu 


1.  Die  Hl^he  d«r  Armenlast. 

§  66. 

Bevor  man  die  Frage  nach  dem  Stande  der  Armenlast 

zu  beantworten  versucht,  ist  es  notwendig,  sich  kurz  darüber 
zu  verständigen,  was  der  Ausdruck  „Armenlast"  bezeichnen 
soll ;  nicht  der  kleinste  Teil  der  auf  diesem  Gebiete  herrschen- 
den Verwirrung  rührt  daher,  dass  der  Fragende  et\vaö  anderes 
darunter  versteht,  als  der  Antwortende. 

Mit  Armenlast  wird  regelmSasig  ein  Zwexhßkm  bezeichnet: 
emmal  der  durch  die  Armut  erzeugte  Druck  im  allgemeinen 
und  zweitens  derjenige  Druck,  welchen  die  Armutsasustftnde 
auf  einen  einzelnen  Armenverband  in  Gtemässheit  seine i  Ver- 
pflichtung zur  Öffentlichen  Armenpflege  ausüben.  Es  ist  sehr 
wohl  möglich,  dass  die  Armen].*ist  im  allgemeinen  cinp  sflir 
hohe  und  in  dem  einzelnen  Annen  verbände  eine  t^*  Kr  nirdri^,'^»' 
ist,  wie  auch  umgekehrt  eine  liohe  Belastung  des  einzelnen 
Amienverbandes  mit  dem  niedrigen  Stande  der  Armenlast  im 
allgemeinen  vereinbar  ist.  Hier  ist  zunächst  von  der  Armen- 
last im  ersteren  Sinne^  yon  den  Armutszuständen  im  allge- 
meinen zu  handeln. 

Obwohl  velkswirtschafdiche  und  sozialpolitische  Unter- 
suchungen im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  beabsichtigt  sind^ 
wird,  wie  schon  an  manchen  früheren  Stellen,  eine  kurze  Be- 
trachtung des  Zusammenhanges  des  Armenwesens  mit  deu 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Zuständen  nicht  ganz  inuf  rbleiben 
können.  Man  ist  zum  Verständniss  dessen,  wa^  die  Wirt- 
schafts- und  Armengesetzgebung  Nützliches  zu  bewirken  be- 
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absichtigte,  genötigt  sich  zu  vergegenwttrtigen,  was  sie  zu. 
der  Annahme  Teruilaflst  hat,  sie  warde  nützliehe  Wirkungen 
erzielen* 

Der  wichtigste  Anlass  ist  Überall  in  dem  Missverhältniss 
der  Bevölkerung  zu  den  vorhandenen  Erwerbsquellen  und  der 
darauf  gegründeten  Furcht  vor  Ue])eryölkerung  und  Erwerbs- 
mangel zu  suchen.  Man  kann  sich  dieses  Verhältniss  am  zweck- 

mässi'iii^steii  durch  eine  einfache  Fonnol  voranschaulichon.  Es 
sollen  gegeben  sein  x  Einwohner  mv^  x  Erwerbs^ele^^enhoiten 
innerhalb  eines  bestimmten  Bezirks.  iJrei  Fälle  sind  müglieb : 
beide  x  sind  gleich,  oder  das  eine  x  ist  grösser  als  das  an- 
dere« 8ind  beide  gleich,  so  hat  jeder  Einwohner  die  ihm 
notwendige  Erwerbsgelegenheit  (A);  ist  das  erste  x  um  n 
grosser  als  das  zweite,  so  bleiben  x — n  Einwohner  ohne  Er- 
werbsgelegenheit (B);  ist  das  erste  x  um  n  kleiner  als  das 
zweite,  so  ist  nicht  nur  sitmmtlichen  Einwohnern  Erwerbs- 
gelegenheit geboten,  sondern  es  bleibt  noch  ein  Uoberschuss  n. 
Will  ni.ni  dies«  Fonnel  nur  nicht  allzu  mechanisch  verstehen, 
so  erj4i«-l)t  sie  gleichsam  von  selbst,  was  ^eschf  hen  muss 
oder  kann,  um  die  beiden  x  einander  niögliciist  gleich  zu 
machen.  Auch  hier  bind  drei  Fälle  denkbar :  mau  verkleinert 
das  erste  x  (Bevölkerung)  um  soviel,  dass  es  das  zweite  x 
(Erwerbsgelegenheiten)  nicht  mehr  ttberschreitet;  das  be- 
zwecken vor  allem  die  auf  Beschrftnkung  des  freien  Zuges 
und  der  Eheschliessung  (d.  h.  eigentlich  der  Zeugung)  ge- 
richteten Massregeln.  Oder  man  vergrOssert  das  zweite  x 
(Erwerbsgelegenheit)  um  ho  viel,  als  es  hinter  dem  ersten 
zurückgeblieben  ist;  dahin  geliörf  !i  alle  auf  Be'fordening  des 
Handels,  der  Industrie  u.  s.  w.  •gerichteten  Massnahmen.  Oder 
drittens  man  ftlhrt  r>inen  Aus^leieh  zwischen  drui  Re/irk  B, 
der  übervölkert  ist,  und  dem  Bezirk  C  herbei,  dessen  Erwerbs- 
gelegcnheiten  nicht  voll  ausgcnut/.t  werden;  dies  wird  durch 
Gewährung  vollkommener  Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit 
zu  erreichen  beabsichtigt^). 

Ein  charakteristischer  Unteröchied  besteht  zwischen  den 
Massregcln  in  den  beiden  ersten  und  denjenigen  im  letzteren 


')  Auf  das  seit  der  Malthasschen  Theorie  —  die  Volksvonnehrung 
habe  die  Tendenz  in  jreometrischer,  die  Unterhalt^tnittol  in  anth- 
metiacher  Pro^eaaion  zu  wachsen  —  zum  unerscliüplu  n  Gcgoü.HUiiide 
der  theoretisehen  Betanehtiing  •^owic  der  praktischen  Folitik  gewordene 
VorhiUtiiiss  von  Bevölkerung  und  Erwcrbsgelegenhpiten  kann  hior  -rlb-t 
ventändlich  nicht  weiter,  als  wie  im  Text  geschehen,  eiu^egaugeu 
werden.  —  Vgl.  hierflbw  namentlich  Roscher,  System  Bd.  I  §  248 
und  neucstens  die  von  der  Göttinger  Akademie  preisgekrönte  Schnfl 
von  Heinrich  Soptbpcr.  Die  Stellung  dt^r  Sozialisten  zur  Bevölke- 
ningalehre,  Berlin  1666,  der  eine  vollständ^e  Darstellung  der  theoretischen 
Yenofilie  seit  Haltliiis  bringt. 


Digitizcü  by  Google 


Vi.  4 


185 


Falle:  jene  brauchen  sich  nicht  weiter  als  nur  auf  den  einen 
betroffenen  Bezirk  zu  erstrecken  —  diese  haben  die  Aas> 
dehnang  Uber  mehrere  Bezirke  zu  ihrer  notvrendigen  Vor- 
anBsetzung. 

Die  Geschichte  der  Wirtschafb-  und  Armengesetzgebang 

<lor  nciinrcn  Zoit  lehrt  nun,  dass  man  es  mit  einer  joden  der 
hier  bezeiclineten  Massregeln  versucht  hat,  in  der  Ki  gt;!  aber 
mehrere  derselben  neben  einander  hat  eintreten  lassen,  und 
schliesslich  einer  mögliclist  vollkommenen  Freizü^i^igkeit  und 
Ciewerbefreiheit  den  Vorzug  gegeben  hat.  Dies  ist  der  gegen- 
wärtige Zustand.  Er  ist  das  Ergebnis»  einer  Wirtschafts- 
und BevOlkerungspolitik,  welche  von  der  möglichst  freien 
Entfifdtung  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  innerhalb  des 
grOsstmögliclicn  Gebietes  die  vernünftigste  Ausgleichung  zwi- 
schen Volkszahl  und  Erwerbsgelegenheiten  erwartet  in  der 
Voraussetzung',  dass  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Differenz 
zwi-cltf^n  beiden  um  so  geringer  sein  werde,  je  {grösser  der 
beide  umfassende  Bezirk  ist  und  umgekehrt.  Und  weil  ihr 
die  Herbeifülirung  einer  solchen  Ausgleichung  Ermöglicliunj^ 
von  Erwerbsgelegenhcit  für  Alle  und  diese  wiederum  Verhüiuug 
oder  wenigstens  Verminderung  der  Armut  bedeutet,  so  ist  die 
Retchsgesetzgebung  gemeint,  mittels  der  ineinandemeifenden 
Gesetze  aus  den  Jahren  1867—1870  die  Zustände  der  Armut 
verbessert,  d.  h.  ein  Sinken  der  Armenlast  im  allgemeinen 
bewirkt  zu  haben. 

Dieser  Moinuii«r  w  ird  manniprfach  entge^enf}:etreten.  Nicht 
nur  dass  ein  solcher  Erfolg  bestritten  wird,  die  (icgncr  b»'haupten 
^nelmehr,  dass  eben  diese  (lesetzgebung  die  wirtschaftlichen  Zu- 
sUiiide  verachlimmert,  dn&a  unter  ihrer  Herrschaft  die  Armen- 
last geradezu  gess  achsen  sei.  Die  Freizügigkeit  gestatte  zwar 
die  Ausbreitung  der  Arbeitskräfte ,  ihre  Verteilung  in  arbeits- 
bedürftige  Bezirke;  aber  die  Gesetzgebung  habe  die  wirklich 
sachgemässe  Ausbreitung  und  Verteilung  nicht  sicherzu« 
stellen  gewussl  Wo  nur  die  Freiheit  des  Individuums  und 
seine  Meinung  Uber  die  Möglichkeit  und  Wahrscheinlich- 
keit einer  Er^verb8gelegenheit  entscheide,  da  sei  eine  Ver- 
kennuug  dcu-  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  nur  zu 
häufig.  Nicht  eine  Verteilung  der  Arbeitskräfte  finde  statt, 
sondern  eine  Anhäufung  derselben  an  Orten,  welche  dem 
Individuum  besonders  anziehend  erschienen.  So  sammle 
sich  in  grossen  Städten  und  Industriebezirken  eine  Ueberzahl 
▼on  Arbeitskräfiten,  filr  die  eine  lohnende  und  oft  überhaupt 
eine  Erwerbsgelegenheit  nicht  mrhv  vorhanden  sei,  und  so 
erzeuge  sich  ein  schlimmeres  Proletariat,  wachse  die  Armut 
bedrohlicher  an  als  ehedem,  wo  eine  gewisse  Beschränkung  des 
freien  Zuges  bestanden  habe.  Hinzu  käme  die  freieste  Cto- 
stattung  der  Ehesehliessung,  welche  das  schon  vorhandene 
Proletariat  ins  schrankenlose  vermehrte.    Und  endlich  sei  die 
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gleichzeitige  und  allseitige  DurchfÜhnmg  der  öfienüicheii 
Armenpflege  eine  Prämie  auf  leichtaiimlges  Umhersiehen  und 
leichtsinnige  Eheschliessung,  indem  nun  dem  Erwerbabsen 

nicht  wie  früher  blos  innerhalb  seiner  Heimat,  sondern  inner- 
halb des  ganzen  Reichsgebietes  die  Garantie  geboten  sei, 
daRs  ihm  im  Falle  der  Bedürftigkeit  die  erforderliche  Hülfe 
würde  geleistet  werden. 

Wenn  für  die  vorstehenden  Behauptungen  keine  Beweise 
erbracht  werden,  sondm  wbl  ihrer  Unteratlitauiig  fast  lediglich 
auf  die  Natur  der  Sache  und  gewisse  Erscheinungen  unserer 
flosialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hingewiesen  wird, 
so  wird  man  sie  deshalb  allein  noch  nicht  fiir  unrichtig  halten 
dürfen.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  ein  strikter  Beweis 
bei  diesen  Punkten  überhaupt  sehr  schwierig,  wenn  nicht  un- 
möglich ist,  weil  es  sowohl  an  einer  Süitistik  mangelt,  welche 
das  ganze  Reich,  albo  das  gesummte  Ausgleichuiigsgebiet  um- 
fasste  und  eine  Vergleichung  dar  verschiedencui  ZeitrMume 
ermöglichte  und  weil  zweitens  selbist  der  positive  Nachweis 
des  Wachses  der  Armenlast  im  allgemeinen  noch  nicht  den 
Schluss  gestatten  würde,  dass  dies  die  Folge  der  Armen-  und 
Wirtschaftsgesetzgebong  sei.  Niemand  ist  im  Stande  mit  Zu- 
verlässigkeit zu  sagen,  ob  nicht  das  Festhalten  des  entgegen- 
gesetzten Systems  noch  schlimmere  Folgen  gehabt,  die  Armut 
erst  re<'lit  befördert  und  die  ohnehin  gewachsene  Armenlast 
ins  unenuessene  gesteigert  haben  würde.  Oleich  wohl  sind 
wir  doch  nicht  ohne  jeden  Anhaltspunkt.  Denn  wenn  (^s  anch 
richtig  ist,  daoh  es  an  einer  Armenstatistik  für  das  ganze 
Heich  fehlt  und  dass  ein  bündiger  Beweis  in  der  Hauptsache 
nicht  mißlich  ist  so  imterschätst  man  doch  auf  der  einen 
Seite  das  vorhandene  statistische  Material  und  ttberschätat  auf 
der  anderen  die  Bedeutung  eines  strikten  Beweises  f)Qr  Er- 
scheinungen, die  wie  das  Armenwesen  sich  aus  dem  grossen 
Gewebe  mannigfaltiger  Ursachen  und  Wirkungen  niemals  rein 
horaiisloscn  lassen^).  Wir  besitzen  statistisches  Material  für 
einzelne  Staaten  und  grössere  Verwaltungsbezirke,  welchem 
auch  für  die  vorliegenden  Frae^en  eine  Antw(/rt  entnommen 
werden  kann,  und  wir  sind  im  ötunde,  uul  indirektem,  ja 
auch  auf  negativem  Wege  einigermassen  zu  erkennen,  von 
wichen  Einflüssen  das  Aimenwesen  und  der  Zustand  der 
öffentlichen  Armenpflege  vornehmlich  bestimmt  wird. 

')  Wenn  Loening  S.  885  meint,  dass  sich  die  Wirkutif^en  cks  Gesetzes 
über  UuterstätsuBgswobnsitz  erst  übersehen  lassen  küuneu,  wenn  ge- 
nügendes stetistiBQoes  Material  vorliegt,  so  verglast  er,  da»  dies  Bflatensl 

doch  immer  nur  die  pt'genwrirtigcii  Verliiiltiiisee  betrrffVn  kaun;  dHS 
Material  für  (iie  vergangene  Zeit,  dessen  Vorhandensein  für  die  Ver- 
gleichung  doch  unerlkäßlich  ist,  kann  in  keiner  Weiae  melir  beschaöt 
werden.  Was  daher  von  den  hier  in  Rede  stehenden  Behauptungen  auf 
'^irund  unserer  gegenwärtiL'"f^Ti  Kenntnisse  nicht  erwieppn  bozw.  wider- 
legt werden  kann,  wird  itiemale  erwiesen  h^vf.  widerlegt  werden  köuneo. 
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§  67. 

yi\T  die  hiff  interessirenden  Fragen  kommen  vor  allem 
diejeiiiL'cn  Elemente  der  Bevölkerung  in  lielracht,  weiche  ohne 
anderen  Kückhalt  auf  den  täglichen  Erwerb  angewiesen  sind  und 
schon  bei  kurz  andauernder  Erwerbslosigkeit  der  Armenpflege  an« 
heimlallen  —  das  sind  die  Haas-  und  Fabrikarbeiter,  die  Gewerbs- 
gehQlfen  nad  die  DienstboteD.  Da»  diese  Klasse,  wie  sa  allen 
Zelten,  aneh  gegenwartig  diejenige  ist,  deren  Zu-  nnd  Abnahme  im 
Ganzen  und  deren  Zuzog  nnd  Abzog  nach  nnd  von  einseloen  £^ 
zirken  Uber  den  Stand  der  gesammten  bezw.  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung  entscheidet,  wird  keines  Beweises  bedtlrfen*). 

Aus  diesem  Grunde  «:ind  nun  auch  für  un^^re  Zwecke  die- 
jenigen Nachweisungen  besonders  wichtig,  weiche  die  sog.  Wande- 
rungen zum  Gegenstande  haben;  dieselben  bilden  ein  m.  E.  bis- 
her für  diese  Frage  bei  weitem  nicht  genügend  gewürdigtes  and 
benotztes  Material.  Insbesondere  sind  für  die  Bearteilaog  der 
WIrkongen  der  Freizfigigkeit  (seitdem  dieselbe  anf  das  ganze  Reich 
erstreckt  ist)  von  grosser  Bedentong  diejenigen  Ergebnisse»  welche 
den  Anteil  der  fremden  Elemente  an  der  Zasammensetning  der  Be« 
vdlkerong  darlegen,  and  von  diesen  wiedernm  diejenigen,  welche  er- 
kennen lassen,  ob  die  Zur, ahme  der  Bevölkerung,  soweit  sie  durch 
"Wandel liiig  bewirkt  w'wd.  von  Individuen  herrührt,  die  überwiegend 
aus  demselben  Kreise,  derselben  Provinz,  demselben  Staate  stammen, 
oder  von  solchen,  die  einem  anderen  als  dem  Aafenthaltsstaate  oder 
dem  Auslände  angehören. 

Ich  bin  genötigt,  hier  nnd  im  Folgenden  wiederholt  Zahlen  zn 
benotsen,  welche  das  Ergebniss  der  YolkazAhlung  von  1880  shid, 
weil  ein  Tdl  der  hier  in  Betracht  fallenden  Nachweisuigen  anf  Grand 
der  Volkszählang  von  1885  bei  Bearbeitung  dieses  Abschnittes  and 
auch  bei  Schloss  dieser  Arbeit  noch  nicht  pablizirt  war.  Gleichwohl 
glaubte  ich,  die  Ausführung  dieses  m.  E.  äusserst  wichtigen  Ab- 
schnittes nicht  unterlassen  zu  sollen,  weil  auf  der  linen  Seite  die 
allgemeinen  Erscheinungen,  auf  welche  liin^ewiesen  \vcrdeii  soll,  in 
den  letzten  b  Juliren  keine  Veränderang  eriahien  haben  können  und 
auf  der  andern  gerade  die  Perioden  1870—1875  und  1875—1880 
in  Bezog  anf  wirtschaftliche  VerhUtnisse  iosserst  ausgeprägte  Gegen- 
sätze darbieten. 

In  Bezug  auf  Gewinn  und  Vcrluöt  der  einzelnen  Staaten 
besEW,  Gebietsteile  durch  gegenseitigen  Anstaiisch  ihrer  Gebnrts- 
bevölkenmg  stellte  steh  1880  das  Verhilltniss  fUr  die  grosseren 
Staaten  und  die  preussischen  Provinzen  folgendermassen'): 


>)  Man  vgl.  z.  B.  die  Tnh.  in  der  Statislik  d.  D.  R.  Nene 
Folge  Bd.  2  (Berufaetat.)  Eiuleituug  S.  64. 

*)  Vgl.  die  Tabellen  über  Zu-  und  Abnahme  der  preusaischen  Pro- 
vinzen und  der  einzelnen  Staaten  durch  Wanderung  in  Stet  d.  Deutsch. 
Keichs  Bd.  57  Teil  1  S.  5,  Teil  2  £inleitiiiig  8.  LX2UU  ond  Tabelle 
8.  244. 
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Die  OsÜldien  Provinzen  Pr^^ussens  geben  hiemach  mit 

geringen  Ausnalmien  an  den  Westen,  voniehmlich  an  die 
Provinzen  Brandenburg,  Schleswig-Holstein  und  Sachsen,  so- 
wie das  Königreiol^  Sachson  ab.  wülirr^rifl  der  prcrintro  Anteil, 
den  die  westliclifn  Provinzen  an  der  Bevölkerung  Brand«'n- 
burgs  liaben,  deutlicli  ins  Auge  lallt  Sehr  erheblich  ist  der 
Gewinn,  den  doä  Königreich  Sachsen  von  den  Provinzen 
Schlesien  und  Sachsen  zieht.  Im  Westen  besitzt  die  Provinz 
HannoT«r  eine  stärkere  Ansiehungskraflt  äU  HeBsen-Kassau 
und  Wesifolen;  die  RheinprOTinz  die  stärkste  von  allen,  so 
dass  mit  geringfügigen  Ausnahmen  ans  allen  preussischen 
Provinzen  und  deutschen  Staaten  derselben  fremdbürtige  Be- 
völkerung zuströmt  Im  Nordwesten  Deutschlands  liegen  die 
Verhllltnisse  etwas  anders').  Diebeiden  Mecklenburg  erhalten 
geringen  Gewinn  von  ( Jstpreussen  uTid  Schlesien,  geben  aber 
sehr  viel  mehr,  besonders  an  Brandenburg  und  Hamburg  ab, 
als  sie  von  jenen  gewinnen.  Dagegen  zeigt  Braunschweig  er- 
hebliche Zunahme,  besonders  von  Sachsen  und  Hannover  her, 
während  es  selbst  nach  den  Hansestftdten  hin  einen  erheblichen 
Abgang  erleidet  Ueberhaupt  strOmt  den  Hansestädten,  vor 
allem  Hamburg;,  eine  ausserordentlich  beträchtliche  Bevölke- 
rung aus  all(Mi  Teilt  n  Deutschlands  zu,  im  Gänsen  160485, 
wovon  die  Mehrzahl  auf  Scldeswig-Hdlstein,  Hannover  und 
die  }>eif|en  Mecklenburg,  niUnlieh  bezw.  55  67R.  Hl  222  iiiirl  27555 
cutt'allen.  In  Mitteldeutschland  ist  es  vor  aiieni  das  Königreich 
Sachsen ,  das  auf*  fast  allen  Teilen  Deutschlands  grossen  Ge- 
winn zieht,  während  die  thüringischen  Staaten  sehr  ungleiche 
Anziehungskraft  äussern :  im  Verhältniss  am  stärksten  Anhalt, 
am  sohwlcbsten  Sachsen- Altenburg.  Vor  allem  ist  bemerkens^ 
wert,  dass  der  Austausch  zwischen  diesen  Staaten  selbst  sehr 
ins  Gewicht  Mit  und  die  Ziffern  sich  ganz  anders  und  ge- 
ringer stellen  würden,  wenn  die  thüringische  Staatengmppe 
als  i }}  Staat  betrachtet  würde.  —  (Dies  bemerkt  auch 
der  Bearbeiter  der  Keiclisstat.  a.  a.  U.  S.  LXXVTI.)  —  Im 
Süden  em]>finigt  Baiern  hauptsSchlieh  von  \Vürt<  inlxMg  24508 
und  giebt  10  916  an  die  Kheinprovinz  ab.  liu  iihn'gen  ist 
der  Austausch  mit  den  andern  Staaten  ein  selir  unerlieb- 
licher.  Als  charakteristisch  för  die  Bewegung  mit  der 
Tendenz  nach  Westen  ist  auch  hier  hervorzuheben,  dass  die 
bairische  P&lz  nach  Elsass-Lotfaringen  und  WUrtemberg  nach 
Baden  hin  einen  starken  Verlust  erleidet.  Iin  übrigen  ist 
auch  dort  die  Bewegung  eine  sehr  mässige.  Lediglich  em- 
p£uigend  verhält  sich  auch  in  Bezug  auf  die  anderen  Staaten 


1)  V^l.  a.  a.  O.  —  Ich  habe  die  Zahlen  beztiglich  der  kleineren 
Stsaten  nicht  mitgeteilt  um  dasZaUenweilc  aidit  su  sehr  m  hiii£ni,fnid 
b^Qge  ndch  mit  den  im  Text  gegebenen  SchluaefolgenuigeD. 


Digitizcü  by  GoO 


VL  4. 


191 


das  Reicbsland,  dem  aus  allen  Staaten  100  801,  vornehmlich 
ans  der  RheinpFOYins,  aus  Baiem  und  Baden  groaae  Massen 
zuBtrömen. 

§  68. 

2<6igten  schon  die  vorstehenden  Zahlen,  dass  es  vor  allem 
benachbarte  Länder  und  Provinzen  sind,  die  mit  einander 
austauschen,  so  ei^ebt  sich  diese  Thatsache  zur  Evidenz  bei 

näherer  Betrachtung  der  Gebtirt!j?k('it  der  in  den  einzelnen 
Staaten  ortsamvesenden  Bevölkerung.  Um  nur  einige  präg- 
nante Bciö])ltie  herauszugreifen,  so  sei  auf  den  Anteil  hin- 
gewiesen, welchen  in  Preussen  und  Baiern  die  einzelnen 
deutschen  und  ausserdeutschen  Staaten  an  der  Bevölkerung 
haben So  wurden  1880  von  Personen,  die  geboren  sind  in: 


geilhlt  hl 
Preoasfin 

gttihlt  hl 
Beiern 

26635  563 

20  480 

46  955 

5107  021 

63  142 

n  847 

15745 

39  672 

Baden   

15578 

16084 

50388 

50887 

88806 

850 

50787 

788 

Erwägt  man  die  Verschiedenheit  der  Grösse  beider 
Staaten,  so  erkennt  man,  wie  entscheidend  für  Zu-  und  W^- 
zog  die  geographische  Lage  Ist,  vor  allem  an  den  Ziffern  für 
Würtemberg  und  Sachsen  auf  der  (;inon,  für  Oesterreich  und 
Russland  auf  der  andern  Seite.  In  Baiern  sind  um  ein 
Drittel  mehr  Würtemberger,  fast  um  die  Hälfte  mehr  Oester- 
reicher nh  Prftussen;  Russen  sind  in  R;iifni  fast  gar  nielit, 
aber  in  Prcu-sen  noch  in  grösserer  Anzahl  als  liaici  n  zu 
£nden').   »S teilt  man  des  Vergleiches  halber  diesen  Zaiüeu  die 


'1  Vgl  Stat  d.  D.  R.  a.  a.  0.  Bd.  2  S  244.  245;  Jahrb.  f.  d.  ama 
hitat.  Preussens  5.  Jahig.  77.  7S:  Zeitacbr.  des  bair.  stat  Bor. 
Jahrg.  14  S.  84-  87. 

*)  £e  iat  zu  beachten,  dass  Uer  ttberall  die  Geb«br%keit,  nicht  die 
Staatsangehörigkeit  in  Betracht  gezogen  ist;  die  Staatsangehöiigkeit  er> 
giebt  durchweg  sehr  viel  niedngere  Ziffern.   Vgl.  a.  a.  0. 
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Resultate  der  Volkszählung  von  1880  für  Oesterreicli  gegen- 
über, BO  erhttlt  man  ähnliche  Eigebnisse« 

Es  befanden  sich  in  nennenswerter  Zahl  in 


Einwohner  geboren  in 


ProoDflon 

ideh 
Sachsen 

Bslem 

Wtirtem- 
berg 

anderen 
dentBchcQ 
SiMten 

NiedeWwtflvmch  .  . 

10426 

2960 

9494 

2175 

5400 

OberSitermch  .  .  . 

8854 

7270 

9975 

4087 

1612 

8717 

11876 

i  - 

Galizien  

8171 

überhaupt 

3b  795 

14583 

24477 

5  027 

10560 

*  ■     fc..  ■         I  ■          »      I    ■  !   ■  » 


SDSunmen  98442 

Man  sieht,  dass  der  Anteil  Pronssens  und  BaiVrns  an  der 
Bev<jlkcnin^  Niederösterrf'ichs  ein  nahezu  gleicher  ist  und 
dass  im  übrigen  Sachsen  bei  Böhmen  stärker  beteiligt  ist, 
als  Preussen,  und  Preussen  allein  eine  nennenswerte  Zahl  von 
Personen  nach  österr.  Schlesien  abg^ebeu  luit*). 

§  69. 

G^ht  man  nun  noch  etwas  wdter  zurück  und  verfolgt 
die  Bewegung  in  den  grosseren  Verwaltungsbezirken  der  ein- 
zelnen Staaten  I  zunächst  in  den  preussisdien  Be^erungsbe- 
zirken,  so  ergiebt  sich\),  daBs  in  Preussen  durchschnittlich 
90*^/0  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  aus  der  Zählprovin& 
selbst  stammen. 

Im  Einzelnen  sind  aus  anderen  preussischen  Provinzen 
in  Berlin  21  ^/o,  im  Regierungsbezirk  Anisber^  11  ^  o,  Pot*?- 
<lani  und  Brombcrir  10*^  o  u.  s.  w.  abwart«  in  Trier  etwaii 
über  1*^,0,  in  (iunibinncn  noi  li  unter  l^'.a  gebürtig.  Die  Zalil  der 
in  anderen  dcubichen  Staaten  gebürtigen  Personen  ist  am  stärk 
sten  im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  8'/2**'o,  Erfurt  6  ^/o,  Sig- 
maringen 9^0,  Berlin  AVo,  im  flbrigen  von  1  bis  3*^/o,  aber 
in  Ostpreussen  und  Westpreussen  nur  0.1 — 0.3  ^/o,  so  dass  also 
dort  fast  gar  keine  ausserpreussischen  und  zugleich  deutschen 
Elemente  vorhanden  sind. 


)  \  gl.  Osstenreieh.  Stat  Bd.  1,  1882. 
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).  Stat  LXVI  (1883).  Innerhalb  des  Zählnngskreises 
waren  geboren  etwa  72  ^/o,  innerhaib  der  Zfthlgemeinde  etwa 

58  °  0.    In  absoluten  Zahlen 

ortsanwesende  Bevölkerung  27016768 

davon  geborfni  m  Preussen   26  535  568 

in  der  Zaliluugsprovinz   24  877  376 

in  dem  Zählangskreise   20321252 

in  der  Zählnngsgemeinde   15  721588 

Leider  let  das  Detail  iBr  die  Oemeindeo  nicht  mitgeteilt. 

Vou  besunckrem  Interesöe  «ind  die  Verhältnisse  in  Baien i, 
weil  dort  zwar  das  Gesetz  über  die  Freizügigkeit,  aber  nicht 
das  über  den  Untenttttzungswohnaitz  gilt,  also  der  auB  dem 
letzteren  etwa  flieasende  Anreiz  zur  Wanderung  fort&Ut;  auch 

ist  das  tiefere  Eindringen  durcli  die  vortrefflichen,  auch  die 
Verhältnisac  der  einzelnen  Genieinden  berückMchtigenden 
Publikationen  des  bairischen  statistischen  Bureaus  ermöglicht. 

Da  enjriel>t  sich  nun,  dass  1880  in  dem  Rei^ierungsbezirk 
Niederbaieni  von  634286  Eiiiwohuerii  uberiiaupt  nur  l:^14Nicht- 
baiem  aufhaltsam  waren,  und  zwar  1081  in  der  Bezirkshaupt- 
stadt  Passau,  in  den  ländlichen  Gemeinden  la«t  gar  keine. 
Ebenso  hat  Oberbaiem  eine  sehr  verschwindende  Zahl  von 
Nichtbaiem,  aber  in  einer  Gemeinde  (Agatharied)  sind  Ton 
1324  Einwohnern  748  Aasländer  (ttberwiegend  Oesterreicher) ; 
ähnlich  liegt  es  in  den  Bezirken  Oberpfalz,  Oberfranken  (mit 
Ausnahme  des Amtsgerichtsbezirks  Hof),  Mittelfranken,  während 
Unterfranken,  vor  allem  aber  Schwaben  und  die  Pfalz  eine 
sehr  erhebliche  Einmisrhuiig  von  nichtbairischen  Elementen 
zeigen  (von  604385  bezw.  l>5981(>  Bewohnern  sind  19  970  bezw. 
16347  Nichtbaieni).  In  der  Gemeinde  Neu-Ulm  in  Scliwaben 
bind  voll  5047  Einwolinern  2630  iiiciitbairische  Deutsche. 

Den  genauesten  Einblick  in  die  Bewegung  der  Gemeinde- 
l>evöUcerung  gewähren  die  ausgezdchneten  Arbeiten  Kolhnanns 
betr.  Oldenburg^).  Die  ortsanweaende  Bevölkerung  betrug 
1880  :  337  478,  wovon  294  470  87.26  «/o  Inländer,  d.  h.  olden- 
btirgische  Staatsangehörige,  43008  =  12.74  "/o  Ausländer  waren. 
In  den  drei  Landesteilen :  Herzo^^tum  Oldenburg  —  dieses 
wieder  geschieden  in  die  sehr  verschiedenartigen  Gebiete  Marsch, 
oldenburgische  und  münsterische  Geest — ,  Fürstentum  Llibeek, 
Fürstentum  Birkenteld,  wurden  folgende  Verhältnisse  beziiglicli 
der  in  der  Zählgemeinde  geborenen  Personen  ermittelt: 
Marsch  48.89<»/o  Lübeck  bOMVo 

Oldenburg.  Geest  GO.^  »  Birkenfeld  81.94  „ 
münster.  Geest    78.19  „ 

In  den  früheren  Zählungen  1858  und  1871  hatte  sich  ein 
Hhnliches  Resultat  ergeben. 

Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogtum  Oldenburg, 
Heft  19  (1882). 

Fcmeknmm  (^)  TX.  4.  -  U%uMUtg.  18 
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Um  nun  zu  erniitteln,  woIoIk»  Momente  auf  den  Zuzug 
und  auf  dio.  Sesshaftigkeit  Einfluss  haben,  benclmet  Koll- 
mann ^)  für  die  einzelnen  T«m1o  dv^  Herzogtumö  Uldenbui^ 
die  Zahl  der  Gemeindegeburtigen  und  Fremden  in  den 
Gemeinden  unter  500,  500 — 1000  u.  s.  w.  Einwohnern  und 
findet  y  dass  je  kleiner  die  Gemeinden ,  um  so  geringer  die 
erstere  Zahl  sei,  was  er  wohl  ganz  richtig  damit  erklären  zu 
2tt  können  meint,  dass  in  diesen  das  (tesinde  und  Arbeits- 
personal Yon  auswärts  bezogen  werden  müsse.  Weiter  steUt 
K<  Ilmann  eine  sehr  interessante  —  für  unsere  Frage  sehr 
fruchtbare  —  Herochnunjr  an,  um  speziell  dio  Bcwopinf?  zwischen 
den  Kachbargoni'M'iuleii  zu  erforschen;  vr  t'^ilt  zu  diesem 
Behufe  die  Zuzugsbezirke  in  uu'lir(>re  Zonen  mit  Entfernungen 
von  bezw.  2,  2 — 4,  4—6,  6—8,  8 — 10  Meilen  und  findet  hier- 
bei, da66  der  Austausch  innerhalb  der  ersten  Zone  (bis  2  Meilen) 
am  lebhaftesten  ist  und  etwa  7^/»  der  gesammten  Bevölkerung 
beträgt,  während  in  den  übrigen  eine  langsame  und  völlig  sicht- 
bare Abstufung  wahrnehmbar  ist:  der  Austausch  ist  stärker  in 
den  Nord-  als  in  den  Sttdgemeinden.  Er  beträgt  in  einer  £nt- 
femung  von 

in  den  Nord-Gemeinden  Sud-Gemeinden 

2-4  MeUen  4V«  »  o  3.00«  o 

4—6     „  2.95  ,  1.24  „ 

6-8     ,  2.89  „  1.24  „ 

8—10    ,  3.97  „  0.66  »  «) 


§  70. 

Eine  b<!soHdere  Stellung  nehmen  diejenigen  Gemeinden 
ein,  welche  den  Mittelpunkt  grosserer  oder  kleinerer  Gebiete 
bilden :  die  Städte.  Im  allgemeinen  ist  bezüglich  ihrer  die  Wahr- 
nehmung zu  machen,  dass  sich  ihre  Bevölkerung  unverhftlt- 
nissmässig  viel  schneller  vermehrt,  als  diejenige'  der  sie  um- 
gebenden Gebiete  und  dass  sie  selbst  im  Osten  eine  nicht 
unerhebliche  Anziehungskraft  äussern.  Dies  tritt  am  dout- 
lichstcu  liorvor  in  dor  njichfolf^endon  Uebersicht  der  Bi-vfllke- 
rungsvermehrung  in  den  Orten  des  Deutscheu  Reiches,  ^*«' 
mehr  und  die  weniger  als  2000  Einwohner  hatten  ^  in  den 
Jahren  1871,  1875  und  1880: 


'i  A.  a.  0.  S.  Hl.  Drrli  sind  die  folgendpn  Zahlen  wo^ati  der 
KleiDlieit  der  Gebiete,  die  sie  uuifaseen,  mit  Vorsiebt  zu  gebraucUeu. 

*)  Kollmaun  macht  auf  diese  Berechnung  noch  eine  beeondere, 
die  Richtigkeit  derselben  bestätigende  Probe  an  drei  beliebig  hsmn' 
gsgriftenen  Qemeindeii.  VgL  a.  a.  O.  S.  65. 
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Von 

100  der  BevlUkeruue  kamen 

«II  die  Wohnorte  von 

GebietBgruppeu*) 

aOOO  EiBwohnerB  und 

ttnttrSOOOBinwolmfni 

■Mhr  bei  d*r 

Voll»- 

U«id«rV«lkMftk1«iif 

UblUBg  TOD 

TOB 

1871 

1875 

1880 

1871 

1875 

lööO 

Provinzen  Ost-  und  Weatpreuseen  . 

22.6 

23.8 

25.4 

77.4 

76.2 

74.6 

42.3 

m.2 

37.7 

55.4 

x^riiNui.^  Dr&iiijuuiiui]^  um  ocnui  •  ■ 

53.6 

5':J.0 

605 

46.2 

42.0 

39..> 

20.9 

22.5 

23.8 

79.1 

77.5 

76.2 

nOfpvrQMf^NKmUm,  v/ppcUI  •••■«. 

32.4 

84.8 

71.0 

«7.6 

65.7 

YtAcrSpnincrRlMsiykA     KiniM]fl.tt  mwl 

Avuiiiirrtjicu  onviiBdi  uuu  i  uuriiitfcu  . 

33.4 

:]5.4 

69.4 

66.6 

64.6 

43.8 

4l).Ü 

56.2 

53.1 

49.5 

PiY)vin7  SAjchsAn  HildMlurim  Rmuib» 

OdlWCIK^  .\lJil.llL  

385 

40.8 

43.8 

61.5 

59.2 

56.2 

A  rUVlUX  11  eil  1  Ii U  V  UI    UUUC    XlllUCOU  Cl lu, 

Regierungsbesiik  Httnslttr,  olden- 

bargischefl  Henogtum  Oldonboig, 

67.9 

32.1 

S50 

37,4 

65.0 

62.6 

JIAUIZIU  L/ft  W  III*»!  XV^ICICA  UAMCQVwMil  n  A^lilD^ 

utsiK«   uiuciiuurif iocovb  jrumdiujiii 

60.2 

62.7 

43.4 

39.8 

87.3 

Provinz  Hessen  •  Nassau,  Hcgierungs- 
bezirk    Minden ,  Grossherzogtum 
fleisen,    Ftti  stentümer  Waldeck, 

Lippe  und  Scbaumburg-Iippe  .  . 

30.7 

33.6 

3.-).7 

66.4 

643 

Baiem  rechts  dee  fiheins  

22.0 

25.0 

26.7 

( 7.4 

75.0 

73.3 

WfirCembetg,  Bad«»,  fibhensoUem  . 

3i.l 

38.9 

36.0 

68.9 

66.1 

64.0 

Bheinplkls  and  Ebaiw-Lotliiiiigwi.  . 

34.8 

85.9 

37.5 

65.7 

64.1 

68.5 

Speziell  die  Zunal  ne  der  Btädtischcn  ßevölkerang  zeigt 
sich  m  folgenden  Zahlen.  Es  gab  im  Deutschen  Reiche 
Städte: 

1871    1875  1880 

mit  mehr  als  100000  Einwohnern      8  12  14 

„      „     „    20000        ^            75  88  102 

^      ^     ^      5000        ^           529  591  641 

„      „     «      2000        ,         171(5  1837  1950«; 

Fttr  Preussen  zeigt  die  neueste  Volkszählung  eine  Zu- 
nahme der  .stild tischen  Bevölkerung  im  ganzen  um  836  P27 
Persona.    Doch   entfällt  hiervon  der  Hauptanteil  auf  die 

grössoren  Städte  mit  10000  Einwohnern  uru']  clarfiber,  deren 
Zahl  sich  von  17(>  mit  rund  6  auf  197  mit  ruud  7  Millioneu 


M  A.  a.  O.  I  S.  SIL  Die  Ciebiete  sind  dort  nicht  nach  den  poU- 
tischen  Grenzen,  sondern  einem  gewissen  natürlichen  Zusammenhange 
gomäoi  geordnet. 

*)  A.  a.  0.  3.  Xn.  Dort  werden  die  Stttdte  mit  den  angesehenen 
Bevölkemngsciifem  in  Gross-,  Mittel-,  Klein-  und  Laadstädte  gesdiieden. 

13* 
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Einwohnern  vermehrt  hat  Der  Zuwachs  m  den  lindlichen 
Orten  ist  ein  sehr  gjeringer:  197  7d5  I&iwohner  «  1.13  «/o, 
woYon  der  Hauptanteil  auf  die  westlichen  Provinzen  kommt 


§  71. 

So  zweifellos  nun  aus  den  vorstehenden  Angaben,  die  noch 
erheblich  vermehrt  werden  könnten,  diese  doppelte  Tendenz: 
d«r  Zug  von  Osten  nach  Westen  und  das  Ziistninien  in  die 
grosseren  Orte^  hervoigeht,  so  hält  sieh  diese  Tendenz  doch 
nicht  in  einer  ständigen  arithmetischen  Progression.  Man  be- 
trachte die  nachstehende  Uebersicht  der  Zu-  und  Abnahme  der 
Bevölkening  in  den  natürlichen  Gebietsgruppen  des  Deutschen 
Kelches  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  um  gegenüber  der  Zeit 
von  1870  bis  1875  eine  durchgehende  Zunahme  der  Bevölkerung 
in  den  östlichen,  eine  durchgehende  Abnahme  in  den  west- 
lichen Gebieten  wahrzunehmen,  oder  anders  ausgedrückt:  die 
Minderung  der  Fortzugsziffer  dort,  der  Zuzugsziffer  hier.  Man 
beachte,  dass  der  Unterschied  im  rheinisdien  Gebiete  etwa 
in  Berlin  sogar  18<^/o  betrttgt'). 

In  den  nachbenannten 


Gebletsgrnppen 


kam  snf  1000  der  mittleren  BevSl- 
kennig  dmidischiiittUch: 


Bevöl  kerniianuiftbm« 
■Mb  EiMMiM  dm 
ZtUuMii 

Verlost  ( - )  0«irin(4-> 

W  taUMB 

1871/75 

1875/80 

1871/75 

1875/80 

39.18 
4.57 
5.82 

29.23 
8.17 
9.11 

-i- 29.82 

-  7JJ9 

—  9.62 

4- 16.14 

-  8.81 

-  6.71 

7.47 
14.64 

8.49 
18.44 

12.24 
9.Ö8 

11.78 
9.80 

—  0.44 
+  3.24 

—  11.42 

—  8.66 

—  1.73 

—  3.41 

—  6.09 

—  MB 

7.18 

7.87 

—  2.72 

—  1..57 

15.79 

14.09 

+  2.48 

—  022 

7.94 

12.56 

—  8.71 

—  WO 

Stadt  Berlin  . 

Provinz  a)  Ostpi 

b)  Westpreussen  

Frovinzeu  Pommern  und  Schleswig- 
Holstein,  beiiie  Mecklenburg, 
FttiBtentum  und  Staat  Lftbeek, 
Staat  Hamburg  

Provinz  Brandenburg  (ohne  Berlin) 

Provinz  Posen  

Regierungsbezirk  ()m)cln  

Kc^erungsbezirke   Breslau  und 
Liegnitz  

Königrdch  Sachsen  und  die  aeht 
thüringischen  Staaten  

Provinz  Sachsen,  Landdr.  Hildes- 
heim,  Henogtom  Bnumsehweig 
und  Anhalt  


>)  Vgl.  Preuss.  Stat  1886:  VorUnfigs  ErgebnisM  der  Yolkssihhmg 

Tom  1.  Dezember  1885. 

«)  Vgl.  a.  a.  0.  8.  VII. 
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anf  1000  der  mittleren  Bevölkerung 
kam  dnrehBtthnittlicbs 

6  e  b  i  e  1 8  g  r  u  p  p  e  n 

B«TöIk«r  augBiunahme 
aMh  Järfebai»  4tr 
ttUiacMi 

V«rlwt(-)0«wijm(-f-) 
Aurck 

1871/75 

1875/80 

1871/75 

1875/80 

Provinz  Hannover  ohne  UUdeBheim, 
Begierungsbesiilc  Mfinatery  oiden- 

burgischc^     Herzogtum  CHd€ll- 

Bhcinprovinz ,  R^eruDgsbezirk 
Arnsberg .    oldMib.  FOntaDtom 
Birkrnmd  

Provinz  Hessen- Nassau,  Kegierungs- 
htaSitk  Minden,  Onsdierzofftuii 
Hessen,  Fürstentümer  Walaeek, 
Lippe  ubd  Schattmboig.Lippe .  . 

Würtemberg,  Baden,  HohenzoUeni 
Bhein^EÜs  imd  ElsMa-Lothringen  . 

8.46 
18.37 

8.96 
8.36 
8.05 
0.05 

11.22 
14.26 

11.15 
10.05 
8.68 
6.40 

-  0.48 
+  4.11 

-  2.19 

-  0.17 

-  4.35 

-  9.55 

-  0.87 

-  1.66 

-  1.69 
+  0.08 

-  8.85 

-  4.88 

9.96 

11.37 

-  1.91 

-  1.73 

Ganz  dieselbe  Erscheinung  zeigte  sich  bei  den  grösseren, 
insbeeondere  den  Industrie-Städten.  Um  nur  einige  besonders 
markante  Beispiele  herauszugreifen,  seien  die  folgenden  Zahlen 
mitgeteilt*): 

Es  hatten  durchschnittlichen  jährlichen  Znwachs  auf  100 
Einwohner 


1871/75  1875/80  1871/75  1875/80 


Hamburg 

2.54 

1.82 

Osnabrück 

6.15 

1.89 

Hannover 

4.90 

2.82 

Bielefeld 

4.89 

2.87 

Bremen 

5.32 

1.85 

Oharlottenburg 

6.98 

3.29 

Dortmund 

6.52 

2.83 

Offenbacb 

3.39 

1.87 

Augsburg 

2.76 

1.41 

Königshütt*? 

7.14 

1.11 

Wiesbaden 

5.20 

2.80 

Ha^en  i.  W. 
Pforzheim 

4.80 

1.55 

Duisburg 

5.04 

1.96 

4.47 

0.28 

Plauen 

5.18 

3.9G 

Hanau 

2.48 

0.60 

Zvvickiiu 

3.54 

2.11 

Mühlheim  a.  Kühr 

1.71 

0.68 

Bochum 

7.24 

3.28 

Muhlheim  a.  Rhein 

6.22 

3.25 

Auch  in  der  Periode  1881  85  hat  sich  dieses  Verhältniss 
noeli  Tiicht  erheblich  l;- ändert  Von  den  oben  genannten 
ijreu-sis(  hen  Städten  sind  es  allein  Oharlottenburg  und  Miihl- 
heim  a.  Kühr,  die  mit  7.99  bezw.  2.92  "/o  dca  bland  von  1871,  75 
Uberschritten  haben.  Im  übrigen  ist  «ne  in  die  Augen  fiftllende 
Bevölkerungszunahme  in  den  Kreisen  Dortmund,  Bochum, 

>)  A.  a.  0.  S.  Xm. 
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G«^l"^''nkirchon ,  Hattingen  in  Westfalen  unrl  in  den  Kreifc;ea 
Äliihllieini  a.  Ruhr,  Essen,  Ottweiler  in  der  Kheioprovinz  wahr- 
nehmbar ^). 

Noch  ist  wichtig  für  die  Beurteilung  der  Wanderungen 
die  Grösse  und  die  Dichtigkeit  der  BeviMkerung  in  den  G-e- 
bieten,  aus  welchen  und  in  welchen  sie  stattfinden.  Hierüber 
verhält  sich  die  folgende  Tabelle,  deren  Zahlen,  wie  eine 
Vergleichung  mit  dem  Jahre  1871  eigiebt,  als  typisch  gelten 
können.   1880  kamen  in  den  nachbenannten 


Gebietsgrappen*) 


Einwohner 


bewohnte 
Gebäude 


anf  I  qkm 


Ost-  und  We.stpreussen  

Pommern  unci  Schleswig  -  Uolstein ,  beide 
Mecklenburg)  Fürstentum  and  Staat  LO« 
beck.  Staat  Hamburg  

Provinz  Brandenburg  

Provinz  PoBcti  

Refrif^rnupshezirk  Oppeln  

Regie rungsb^^zirke  Breslau  und  Lieguitz   .  . 

Königreien  Sachsen  and  die  8  thfiringiseben 
Staaten.  

Proirinz  Sachsen,  Landdr.  Uildesheim»  Uentog- 
tnm  Brannsehweiir  und  Anhalt  

ProTiiiz  Hannover  ohne  Hildesheim,  Beg^e* 
longsbezirk  Münster,  Oldenburg.  Uenog- 
tum  Oldenburg,  Staat  Bremen  

Rheinprovinz ,  Kegienmgsbezirk  Arnsberg, 
oldenburnsches  Fürstentum  Hirkenfeld  .  . 

Provinz  Hessen  -  Nassau ,  Regiemnfirabezirk 
Mhiden,  ^roB^erzogtum  Hessen,  FUrsten- 
t&mer  Waldeek,  Lippe  und  Schaamburg' 
Ltippe  •»•••«•• 

Baiero  rechts  des  Rheins  

WdrIeBibeig,  Baden  und  Hohensollern  .  .  . 

Bheinpiklz  und  BbiflS'Lothringen  

Deutsches  Reich  


53.7 

5.2 

58.7 

71.5 
(mH  UnrUn) 

58.8 

109.1 
94.8 

r..2 

e.o 

(«tai»  Bm'11b> 

5.4 
11.2 
10.6 

151.8 

20.1 

dL4 

11.5 

5.5.8 

8.2 

19.4 

102.5 

101.0 
109.8 

143 
U.8 
143 
18.0 

83.69 

10.4 

Die  Wanderung  steht  also  in  einem  unigekehrton  Ver* 
httltniss  zur  Dichtigkeit  in  der  Art,  dass  die  dünnbevölkerten 
Gebiete  durch  die  m^nderungen  entvölkert,  die  dicht  bevölkerten 
noch  mehr  bevölkert  werflcn.  Besonders  charakteristisch  sind 
in  dieser  Beziehung  noch  die  Auswanderungsziffem,  aus  denen 


1)  Vgl.  Preuss.  Stat  a.  a.  O. 

*)  ZusanunengesteUt  aus  den  Tabellen  a.  a.  O.  S.  IX  und  XV. 
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mehr  noch  als  die  Anziehung  des  Westens,  die  Neigung  zur 
Abstossimg  im  Osten  bemerkbar  wird. 

Man  vergleiche  folgende  Zahlen  fltr  das  Jahr  1884.  An  der 
überseeischen  Auswanderung  aus  Deutschland,  die  im  ganzen 
143586  Personen  betrug,  nahmen  Teil  aus 

Provinz  Westpreussen  »4  009  Provinz  Westfalen  3268 
«  Pommern  15412  „  Khoinland  5058 
p      Posen  13500  Bremen  1146 

Oldenburg  1958 
Hamburg  2504M 

Der  Gegensatz  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  den  Ge- 
bieten mit  den  «geringeren  Auswanderungsziffern,  namentlich 
Hamburg  und  Bremen,  die  Gelegenheit  zur  Auswanderung 
viel  näher  und  bequemer  liegt 

§  72. 

Genug .  nun  der  Zahlen !   Es  hiesse  die  umflbiglichen 

st4itistischen  Publikationen  des  Reichs,  der  einzelnen  Staaten 
und  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  reurotluziren  und  ein 
mehr  oder  minder  schnell  vi^raltendes  Zahlen  werk  anhäufen, 
wollte  man  die  Gestaltungen,  welche  aus  den  W.inderungea 
r(*8ultiren,  noeli  weiter  verfolgen,  iiier  kam  es  nur  darauf 
Hl»,  im  Zusammen lianire  der  Untersuchung  die  wichtigsten 
Thatsachen  hervorzulieben,  welche  in  den  Wanderungen  zu 
Tage  treten. 

Das  Eigebniss  Ifisst  sich  etwa  in  folgende  Stttze  zusammen- 
fassen: 1)  Der  Osten  zeigt  die  relativ  geringste  Anziehungs- 

kraft,  so  dass  die  relativ  stärkste  Auswanderung  aus  seinem 
Gebiet  und  die  relativ  schwächste  Einwanderung  in  dasselbe 
erf<»lgt.  2)  Die  Wanderungen  bewegen  sieh  in  der  Richtung 
von  Osten  nach  Westen.  I)"c!i  vollzieht  sich  die  Beweii-nnt^ 
liaupt.sik'lilieh  innerhalb  kleinerer  Gebiete  —  wobei  die  icrös.scren 
Orte,  vor  allem  die  Stildte  als  Mittelpunkte  des  W'andcrungs- 
gcbiüts  eine  besondere  AnziehuugskialL  äussern  —  und  dem- 
nächst vornehmlich  im  Austausch  mit  benachbarten  Gebieten^ 
wobei  die  [jolitische  Abgrenzung  von  so  geringer  Bedeutung 
ist,  dass  die  Einwanderung  nichtdeutselier  Elemente  nach 
Deutschland  aus  den  Grenzlanden  (Russland  und  Oesterreich) 
sehr  viel  erheblicher  ist.  als  die  aus  nicht  unmittelbar  be- 
nachbarten deutseh fn  Bundesstaaten.  3)  Die  Wanderungen 
haben  nicht  die  Bedeutung'  eiiies  Ausgleichs  zwischen  den 
verschiedenen  Gebiotsteilen  des  Deutselien  Reichs;  der  Zuzug 
steht  vielmehr  im  umgekehrten  Verhältniss  zur  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  so  dass  die  dünn  bevölkerten  Gegenden  dadurch 

ij  MoDStiihelUi  zur  Statistik  d.  D.  Ii.  Ib64  XII  8.  56. 
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entvölkert,  die  dicht  bevölkerten  noch  mehr  bevölkert 
werden.  Auch  tragen  die  ersteren  zur  tibersocisclicn  Av»- 
wandnniTif^  m  orlu'blicherein  Masse  bei  als  die  letzteren. 
4)  Die  ^^'^lTlderunl,'  ^fhreitet  nicht  in  rf^trelmässigem  Verhält- 
nitiö  ilort.  Die  La^^e  der  wirt«c'haftlieiieii  VerbMltnisse  wirkt 
wesentlich  auf  dieselbe  l  iii.  Der  dem  Jahre  1873  foltjende 
vvirtüclialtliche  Kückschla^  ist  in  der  Verminderung  des  Zuzugs 
nach  den  industriellen  Bezirken  des  Westens  und  nach  den 
grossen  Städten,  in  der  Yerminderung  des  Fortzuges  aus 
den  östlichen  Bezirken  deutlich  erkennbar. 

Die  vorstehenden  Sätze  werden  nicht  den  Anspruch  erheben 
können,  voUkommen  neu  oder  einem  schwer  zugänglichen  Material 
eutnonunen  zu  sein.  Wahrnehmungen  dieser  An  sind  von  jeher  ge* 
macht  worden  und  das  Material  Hegt  geradesu  massenhaft  in  deu 
mehrerwfthnten  Publikationen  aafgsepeichert. 

Gerade  in  Beziehung  zum  Armenwesen  sind  aber  die  Beobach- 
tungen über  "Wsindernngen  selten  bennt^t.  Sehr  bemerkenswert  er- 
scheinen mir  ilie  Ergebnisse  von  \V  c rn h er,  der  in  seiner  Abhand- 
lung über  Gemeiudebürgerium  auch  die  Einflüsse  nnttiburhi,  weiche 
auf  Zu-  und  Fortzug  wirken.  Er  gelangt  8.  17;j  zu  «Icm  Schlüsse: 
«Da  ferner,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  sowohl  die  Zunahme  der 
BevölkeroDg  llherhanpt  als  hisbesondere  die  Aniahl  der  Einzieher 
banptsftchllch  durch  zeitliche  und  Örtliche  Verhältnisse'  regulirt 
wurde,  so  Iftsst  sich  nicht  erwarten,  dass,  wo  überhaupt  kein  be- 
sonderer Zudiing  Yon  Einziehem  stattfand,  die  Aenderung  der  Ge- 
setzgebung auf  deren  Zahl  erheblichen  Einfluss  habe  äussern  können." 
Man  hat  hierbei  besonders  zu  beachten,  dass  die  Wernhersche  Ab- 
handlunik' 1887  geschrieben  ist,  also  in  demselben  Jahre,  ;ils  die 
erste  Eisenbahn  in  Deutschland  gebaut  wurde,  und  die  -uiihtimliche 
moderne''  Schnelligkeit  der  Fortbewegung  grosser  Massen  noch  nicht 
möglich  war. 

Neuerdings  hat  v.  R  an  d o w  das  bevOlkerungsstatisUsehe  Material 
benutst,  um  die  bei  den  Wanderangen  obwaltenden  Verh&ltaisse 
nfther  zu  untersuchen  und  gewisse  Grundsätze  bezüglich  der  Be* 
weglichkeit  und  der  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung  aufzustellen, 

welche  trotz  ihres  in  letzter  Zeit  etwas  tendenziHsen  Charakters 
(Polenausweisungen  !1  unzweifelhaft  richtige  und  meines  Erarlit ens 
in  hohem  Grade  bedeutungsvolle  sind.  —  Vgl.  ^IHo  Waiider- 
hewej.iung  der  zentral  europäischen  Bevölkerung"  in  der  Mouacsschr. 
der  osterr.  Zentralkomm.  Jahrg.  1884  Heft  6  und  „Die  Landes- 
Terweisungen  ans  Preossen"  in  Schmollers  Jahrb.  1886  Heft  1 
S.  91;  dazu  die  Besprechung  in  SchmoUers  Jahrb,  1886  Heft  2 
S.  802.  —  T.  Randows  Ausführungen  gipfeln  in  Folgendem  (S.  95): 
„Bei  der  Wanderbewegung  lassen  sich  gewisse  Hauptströmungen  ei^ 
kennen,  denen  die  Wanderelemente  folgen.  Ein  Haupttraktus  führt 
nach  den  ReichshauptvStiidten  ,  ein  zweiter  nach  den  Seehandels- 
gebieien  (bei  Deutschland  Si  hlt  swig-llolstein  und  die  Hansestädte 
mit  Oldenburg,    bei  Oesterreich  Triest   und   das  Kttstenland), 
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alle  Übrigen  Wanderelemente  aber  schlagen  die  westliche  liicbtuug 
ein,  wobd  ein  Teil  derselben  in  den  Zentren  der  grossen  Staaten 
znrflckbleibt.  Eine  Wandenmg  nach  dem  Soden  Dentsdilaiids  und 
Oesterreichs  findet  nnr  wenig,  eine  solche  nach  dem  Norden  nnr 

unter  ganz  besonders  günstigen  Bedingongen,  eine  nach  dem  Osten 
absolut  nicht  statt.  Der  Norden  und  vor  allem  der  Osten  sind  ab- 
stossende  Pole  der  Hewegnng,  und  dieses  grosse  Gesetz  der  Be- 
wegung ist  so  unerschfltterlioli.  dass  es  nur  eine  einzige  Ausnahme 
duldet,  die  dann  eintritt,  wenn  es  sich  um  ein  Grenzgeijiet  der 
Heimat  handelt,  indem  die  Grenzgebiete  der  Heimat  eine  so  mäch- 
tige Attraktion  üben ,  dass  diese  selbst  die  Scheu  der  Wander- 
elemente vor  dem  Norden,  dem  Sflden  nnd  dem  Osten  Oberwindet. 
Die  Attraktion  bat  daher  nachstehende  Stlrkegrade:  1)  die  Grena- 
gebiete  der  Heunatsprovinz,  2)  die  ReichshauptstAdte,  3)  die  grossen 
Handelsemporien  an  der  See,  4)  das  Zentrum  der  Staaten  und 
schliesslich  der  gesammte  Westen.  Sind  Hauptstadtgebiete  oder 
Seehau (1  eisgebiete  zugleich  Grenzgebiete  der  Heimat,  so  wirkt  die 
Attraktion  mit  doppelter  Gewalt." 

Das  weitaus  Beste  in  allseitiger  Duichdi  inguug  des  Verhält- 
nisses von  Wanderung  und  wirtschaftlichen  Zuständen  giebt  KoU- 
mann:  Stat.  Nachr.  aber  das  Grossh.  Oldenbu-g  Heft  19  (1882), 
insbesondere  S.  20.  So  ist  die  Gemeinde  Bant,  die  1875  1114  Einw. 
hatte,  1880  auf  466&  Einw.  gewachscni,  meist  Arbeiterfamilien» 
deren  Emfthrer  im  benachbarten  Wilhelmshaven  Arbeit  finden.  In 
Jever  grosser  Zndrang  von  Bauhandwerkern  in  Folge  vieler  Neu- 
bauten. RQckgang  der  Stadt  Brake  wegen  Zorfickgehen  des  Schiffs- 
baues u.  s  w. 

Ueber  die  fremdländische  Bevölkerung  der  Schweiz,  weiciie 
nach  der  Volkszählung  von  I.Dezember  1880  bei  2  846102  orts- 
anwescüden  Personen  211035^7.7  ®  o  betrug  und  zwar 

95  262  Deutsche    =^  45  | 

53  653  Franzosen  =  25    o  [  zus.  89  %, 

41  645  Italiener    =^  19  ^  o  * 

wird  bemerkt,  dass  eine  so  beträchtliche  Einwanderung  stattfinde, 
trotzdem  die  Fremden  an  keinerlei  Vorrechten  der  Landesangeboi  igen 
teilnähmen.  Namentlich  wird  auch  hervorgelioben,  dass  dieselben 
glinstiger  in  Bezug  auf  Arbeitskraft  stehen,  weil  bei  ihnen  72  "''o  (gegen 
58  "/o  bei  den  Schweizern;  auf  die  produktiven  Altersklassen  von 
15  bis  60  Jahre  entfallen  —  was  jedenfalls  eun  Beweis  ist,  dass 
ein  Anfsnehen  fremder  Gebiete  regelmftssig  von  arbeitsfthigeti  Per* 
flonen  swecka  Erlangung  von  Arbeitsgelegenheit  erfolgt.  —  Vgl. 
Eidgenöss.  Volksz&hlnng  v.  1.  Dezember  1880  Bd.  2,  Bern  1883. 

Ein  ftnsserst  bemerkenswertes  Beispiel  bietet  endlich  speziell 
in  Bezng  auf  die  Armen  Verhältnisse  Grossbritannien.  Während  näm- 
lich in  England  und  Schottland  ein  nach  verschiedenen  Massgaben 
zu  erwerbendes  Heimatrecht  besteht ,  herrscht  in  Irland  das  l'erri- 
torialprinzip  —  d.  h.  eine  Beschränkung   der  Freizügigkeit  mit 
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Rücksicht  auf  die  Armenlast  tiiiUet  nicht  statt.  Gleichwohl  wurdeu 
in  den  Jahren  1870  bis  1874  von  England  1286,  von  Schott- 
land 1151  Anne  nach  Irland  zorttckgeschickt;  aber  allein  in  den 
ersten  6  Monaten  1875  wurden  in  England  82  266.  in  Scliottiand 
58474  in  TiIuihI  geborene  Personen,  hingegen  in  Irland  nnr  858 
bezw.  196  in  England  bezw.  Schottland  geborene  Personen  anterstützt. 
Wenn  somit  in  Irland,  wo  Beschränkungen  des  freien  Aufenthaltes 
gesetzlich  unzulässig  sind  eine  so  geringe  Zahl  von  Ln^iäudem 
Untersttttzung  sucht  und  umgekehrt  in  Fnpland  und  Schottland  notz 
vielfacher  Ausweisungen  bedürftiger  Personen  eine  fast  unglaublich 
scheinende  Zuld  von  irländern  unterstützt  wird ,  so  ist  das  gewiaa 
ein  Beweist  wie  viel  der  Einflnss  der  traurigeu  wirtschaftlichen 
Yerbältnisae  Irlands  grösser  ist,  als  die  Wirkung  der  nnbeschrftnkten 
Aufenthaltsbefngniss.  —  Vgl.  Aschrott  S.  177. 

Hiernach  wird  die  aiisfiihrlichp  Bc^rUiulmig  der  vorstehend 
l"orniu.iirten  Sätze  im  Zusammenhange  mit  den  Reformfragcu 
auf  dem  Gebiete  der  Armen-  und  Wi^t8chat*t8ge^ietzgebung 
nicht  überflüssig  erscheinen.  Es  wird  von  denselben  im 
weiteren  Verlaufe  ein  vielfach  fmchtbarcr  Gebrauch  zu  machen 
sein,  insbesondere  für  die  Fragen  der  Verteilung  der  Armen- 
last  Hier  sollen  sie  vor  allem  dazu  dienen,  den  Gegnern 
der  Kf»{eh»gf08otz«:('bung  mit  dem  Hinweis  auf  unwiderlegliche 
Thatsaclioii  zu  l)e;^r<;iicn.  Wonii  in  der  That  die  Gostattiiiig 
der  Freizügigkeit  unter  gl«'iclizt  itigt*r  reichsgesetzliehi  r  Rege- 
lung der  Öffentlichen  Armen jitltge  die  KnttVsselung  aller  indi- 
viduellen Begierden,  die  Lockerung  aller  persönlichen  und 
heimatlichen  Verbindungen  und  gleichzeitig  damit  das  Wachsen 
der  allgemeinen  Armut  zur  Folge  haben  mttsste,  so  könnten 
die  Wanderungserscheinnngen  sich  nicht  vollzielien,  wie  sie 
sich  vollziehen.  Wenn  es  wahr  wäre,  dass  die  Garantie  der 
Armen  ff  irsorge  innerhalb  des  ganzen  Geltungsgebietes  des 
Unterstützungswnlinsitzcs  die  Hrmeren  Klassen  anzöge  nnd  in 
Sicherheit  wi«'j:;te,  so  würde  kein  (Truiul  für  den  ganz  ausser- 
(irdcntlichoii  Uüekgang  des  Zuzuges  nach  Westen  iui  letzten 
Jahrzehnt  tre^'^euüber  den  Jahren  1^7I — 7ü  vorliegen.  Wenn 
die  Garantit  gesetzlicher  Armt  upHege  die  Massen  anzulocken 
vermfichte,  so  würde  £lsass-Lnthringen,  das  noch  gegenwärtig 
das  Prinzip  der  sog.  fakultativen  Armenpflege  befolgt,  nicht 
das  einzige  Gebiet  sein,  welches  von  allen  Staaten  und  Ge- 
bietsteilen im  Deutschen  Reiche  mehr  Hevölki^rung  empf^üigt 
als  es  an  dieselben  abgiebt;   wenn  die  8icherh(dt,  nicht  aus- 

fewiesen  und  am  Ort»*  des  Aufenthalt' s  unterstützt  zu  werden, 
ie  Wanderungen  m{iss<,''ebenfl  bcM-indusste,  so  wUrtle  nicht  in 
Baiern  die  Zahl  der  Ut  sti  rrciclu  r  grösser  als  die  der  PreussfU 
und  in  Preussen  jen"  (h  r  Russen  nicht  gnisser  als  die  der 
Baiern  sein,  da  die  er»teren  <  inen  Anspruch  auf  Unterstützung 
und  Duldung  des  Aufenthalts  als  Ausländer  nicht  besitzen. 
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Alles  dies  vielmehr:  Einwanderung  und  Auswanderang, 

hastigos  Zuströmen  und  langsames  Zurückj^trnion  der  Be- 
wegung sind  F^rsehninungen ,  welche  der  unwiderbt'  lilieln  n 
Gewalt  nattirliclu  r  Gesetze  unterworfen  sind.  Nicht  die  ücürtz- 
gebung,  ja  nicht  einmal  die  politische  Abgrenzung  der  Staat  ii 
gegen  einander  vermag  hieran  etwas  Wesentlicheb  zu  andern. 
So  stellt  sich  die  Wirtschafts-  und  Amen^^eBetsgebung  nicht  als 
Ursache^  aondern  Tielmehr  als  Folge  dieser  natürlichen  Ge- 
setze dar;  sie  sucht  Ersch«!  mm  gen  in  den  Rahmen  der  Rechts- 
ordnung zu  fügen,  welche  sich  ausserhalb  der  Rechtsordnung 
vollziehen.  Sie  schafft  dieselben  nicht,  sie  sanktionirt  sie  nur. 
Mit  dieser  Massf^fibr-,  aber  auch  nur  mit  dieser,  wirkt  sie  frei- 
lich mit  zur  weiteren  Entwicklung  dieser  Eraelieinungeii,  die 
unter  ihrem  Schutze  sich  freier  entfalten  dtirfen. 

Wurde  im  Vorstehenden  der  für  unsere  Frage  wichtigste 
Nachweis  Tersucht,  dass  die  auf  Ab-  und  Zuzug  der  ärmeren 
Klassen  einwirkenden  Einflüsse  im  wesentlichen  unabhängig 
von  der  Armengesetzgebung  sind,  so  bedarf  es  noch  im  Folgen- 
den der  Hervorhebung  einiger  anderer  Momente,  welche  im 
natürlichen  oder  sonst  nachweislielien  Zusammenhange  mit  der 
Höhe  der  Armenlast  stehen  und  gleich \v"l;l  der  Annen- 
gesetzgebung der  Natur  der  Sache  nach  oder  sonst  nachweis- 
lich unabhängig  sind. 

Vor  allem  ist  hierin  von  grösKter  Bedeutung  die  ver- 
änderte Richtung,  welche  die  Armenptli^gc  überhaupt  und  mit 
ibr  die  öfTendiche  Annenpflege  in  Bezug  auf  einige  ihrer 
wichtigsten  Gegenstände  genommen  hat  —  in  Bezug  nämlich 
auf  Kranke,  Gebrechliche  und  auf  jugendliche  Personen.  Die 
Erkenntniss .  dass  nie  sicherer  der  künftigen  Verarmung  vor- 
gebeugt werden  könne,  als  durch  sofortige  Beseitigung  der 
momentanen  Erwerhsstörung  und  durch  sittliclie  Einwirkung  auf 
den  jungen  Mensehen,  hat  -  trotz  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung —  die  Ausgaben  für  Kranken-  und  Waisenpflege 
sehr  erheblich  vermehrt*).  Speziell  in  Bezug  auf  Kranken- 
pflege ist  übrigens  hervorzuheben,  dass  der  Charakter  des  Auf- 
wandes ein  gemischter  ist,  weil  ebensowohl  Gesichtspunkte 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  wie  der  Armenpflege  bei 
derselben  in  Betracht  kommen. 

Mit  der  Einsicht  in  die  Aufgaben  der  Annenpflege  hängt 
der  Zustand  zusammen,  in  welchem  die  Annenptlege  sieh  be- 
ündet.    Das  Prinzip  der  Individualisirung,  von  der  Armen- 

')  I>ic  Thatsache  darf  wohl  ab  notorisch  gelten.  Ani  Autühruiig 
von  Beispielen  verzichte  ich  hier,  weil  an  verschiedenen  anderen  Stellen 
NaehweiBOiigen  dÄeaer  Art  in  gfüBierem  Umfange  m  geben  sind. 
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Verwaltung  Elberfelds  wieder  belebt,  hat  in  Elberfeld  seibat 
und  in  vielen  Gemeinden^  die  seinem  Beispiele  gefolgt  sind^ 

eine  erhebliche  Besserang  der  Armenzustände  und  eine  wesent- 
liche Minderung  des  Armenaufwandes  zur  Folge  gehabt  Doch 

zeigte  sich  moht  die  charakteristisclic  E^schoinl!^li-^  daas  zu- 
näcluit  der  Aufwand  für  Armenzwecke  stieg  nnd  gleichzeitig 
die  Zahl  der  Armen  sich  venninderto,  wofür  die  Erklärung 
darin  zu  suchen  ist  dass  die  iudividualisirun^  zwar  zur  Ent- 
deckung vieler  Peröonen  führte,  welche  einer  Unterstützung 
nicht  würdig  waren  ^  aber  auch  die  Bedttrftigkoit  anderer 
Personen  oder  die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Unter- 
stützung ans  Tageslicht  brachte'). 

Hierher  gehört  auch  die  an  anderer  Stelle  nüher  zu  be- 
trachtende Thatsache,  dass  durch  energische  Handhabung  des 
Arl)eitszwanges  progen  arbeit  s(  heue  und  liederliche  Personen, 
insbesondere  durch  Anw«'iiiliing  des  Arbeitshanssystems,  die 
Anuenlast  sich  —  wenigstens  zeitweise  —  sehr  erheblich  ver- 
minderte*). 

Nicht  identisch  mit  Kuter  Armenpflege  ist  harte  Armen- 
pflege, welche  lediglich  das  finanzielle  Interesse  der  Steuer- 
zahler ^  aber  weder  dasjenige  der  öffentlichen  Wohlfahrt  noch 

das  der  bedürftigen  Personen  im  Auge  hat  Eine  solche  Art 
der  Armenpflege  kommt  darin  zum  Ausdruck,  dass  sehr  viel 
weniger  verwendet  wird,  als  verwendet  werden  müsste,  und  dies 
Wenij^e  in  einer  Weise,  wel<  li*'  den  Ohanikter  der  Annenpflege 
fast  ganz,  verliert.  Dahin  ^^ehüi  t  ■/..  1^  dns  A^erdingen  von  arneits- 
unfUhi^^en  jungen  und  alten  Personen  an  den  Mindestfordern- 
den,  dahin  die  Unterbringung  in  Armenhäuser,  in  denen  ohne 
Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts,  vor  allem  auch  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl,  soviel  Personen,  wie  unterzubringen 
eben  nötie  ist,  zusammengepfercht  werden'). 

In  allen  diesen  Beziehungen  macht  sich  besonders  ein 
scharfer  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  geltend.  Ueber- 
haupt  ist,  trotzdem  nach  dem  Willen  der  Gesetzgebung  jedem 
Bedürftigen  nach  Mfissgah«^  seiner  indi\nduellen  Bedürftigkeit 
der  notwendige  Lebensunterlialt  gewahrt  werden  soll,  die  Be- 
»ehaffenheit  des  Bezirks,  seine  geoi^raphiselie  Lage,  der  Wohl- 
stiind  seiner  Bevölkerung,  die  Höhe  der  übrigen  öffentlichen 
Lasten  vom  grössten  Einfluss  auf  Steigen  und  Sinken  der 
Annenlast 


'1  S  .  7  B  in  Krofeld,  vgl  -^pvffardt  I  S.  13;  LandsbcFK'  a.  W.. 
y^\.  Verw.-Bcr.  für  lii5H2— 8;i;  Frankfurt  a.  M.,  vgl.  Drucks,  des  D.  V. 
f.  A.  u.  W.  1084  Nr.  1  S.  35.  —  Ganz  aUgemeiii  ksim  di^  &«cbei* 
nun^  fQr  Baiem  verfolgt  werden,  deflseo  peiiodisoihe  Annenstatistik  ein 
etetißies  Hennitcrgohen  der  Zahl  der  Armen  neVn  steigendem  Aufwand 
nachweist  Vgl.  besonders  die  Tabellen  im  Jahrgang  1882.  —  Wegen 
des  «Ibeifelder  Systems  vgL  unten  %  194. 

«)  Vgl.  unten     202  ff. 
mhoK  Angaben  ^  89. 
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Schon  Dieterici  wies  für  das  Jahr  1849  —  also  lange  nach 
Einführung  der  preussischen  Gesetze  von  1 842  —  nach,  dass  der 
Armenaufvvand  m  grossen  Btädten  sehr  viel  höher  sei  als  auf 

dem  Lande,  dass  aber  in  den  in  der  Kultur  höherstehenden 
westlichen  Bezirken  mit  durchgebildeter  Gekhvirtschaft  Stadt 
und  Land  sich  hierin  einander  viel  näher  stellen.  8o  stellte  sich 
das  Verliältniss  des  Aufwandes  von  »Stadt  uiul  Land  im  Osten 
Preusseuö  wie  8:1,  im  Webten  wie  1  :  3.  Wälirend  in  der 
RheinproTinz  eine  aus  Öffentlichen  Mitteln  unterstützte  Person 
auf  11.84  Einwohner  gewählt  wurde,  ergab  sich  das  folgende 
VerhältnisB  in  den  nachstehenden  Regierungsbezirken:  Marien- 
Werder  l  :  147.72,  Bremberg  1  :  329.61,  Köslin  1  :  159.70. 
Dieterici  bemerkt  zu  diesem  Erg  In  iss  sehr  treffend,  man 
könne  hieraus  nur  schliessen,  wie  viel  Arme  unterstützt  wurden, 
nicht  wie  viele  vorhanden  waren. 

Eine  sehr  gewichtige  Bestätigung  haben  diese  einmaligen 
Wahrnehmungen  durch  die  neueren  armenstutistischen  Publi- 
kationen von  Baiern  und  Oldenburjti:  erhalten,  die  einzigen, 
welche  für  das  Gebiet  des  ganzen  Staate  s  periodische  Erhebungen 
veranstaltet  und  sehr  sorgfUltig  verarbeitet  haben. 

So  nimmt  die  Rheiupialz,  gegenüber  dem  rechtörheinischen 
Baiern,  ganz  besonders  gegenüber  Niederbaiern,  eine  in  vielen 
Punkten  günstigere  Stellung  ein.  Sie  ist  dichter  bev(^lkert^ 
hat  reiche  Industrie,  sehr  l^stungsfthige  Gemeinden:  dort 

ist  der  Aufwand  fÖr  Armenpflege  in  Stadt  und  Land  beinahe 
gleich,  eher  in  letzterem  etwas  höher,  während  in  Niederbaiern 

und  Ünterfrankt  ii  der  Untcirsehied  ein  sehr  merklicher  ist; 
ebenso  ist  die  Zahl  der  Annen  d.  h.  der  aus  öffentlichen  Mitteln 
unterstützten  i'ersoTien  in  der  Pfalz  eine  grössere. 

In  <  Hdf'nliiiii: ,  (l(»ssfMi  Armen  Verhältnisse  KoUmann  in 
umfassender  Wei^e  i'ur  einen  15-  bezw.  2Ü  jährigen  Zeitraum 
in  besonderem  Hinblick  auf  die  wirtscliaftlichen  Verhältnisse 
untersucht  hat,  ergiebt  sich  ein  tietgreifender  Unterschied 
zwischen  den  drei  Gebietsteilen  des  Herzogtums  Oldenburg: 
Marsch y  mttnsterische  und  oldenburgische  Geest,  sowie  den 
Ffirstentttmem  Lübeck  und  Birkenfeld.  KoUmann  weist  nach, 
dass  je  weniger  Kontribuenten  mit  geringem  Einkommen  auf 
einen  Wohlhabenden  kommen,  um  so  besser  die  allgemeinen 
Wohlstandsverhältnissf'  sind  und  dnss  im  allgemeinen  mit  der 
Wohlhabenheit  die  ArmenziÖ'er  steigt. 

Die  nschstehends,  sns  den  venchiedenen  Tahellmi  des  Eollmami- 
sehen  Werkes  zusammengestellte  Tabelle  ergiebt  das  folgende  sehr 
lehrreiche  Besnltat: 
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Ea  kamen 
dmehtcliiittüidi 
im 

Ucb 
Untn^ 
st*tsti> 

in  Pro^rnt 

Utivülktf- 

rlacbe 

Bevöl- 

in 
Pro«.t 

in« 

daatriftU« 
B«T6lk*- 

lA 

•ftnf  sar 

1  ha  dnr 

lUabein 
M»k 

niittl«T«8 
Ein- 

buentvn  in 
Mftrk  j 

nt  1 
Wohl- 
hab«nden 

Herzogtum  Oldenburg 

4.16 

54.96 

23.57  22.2 

1 

746  7 

19.3 

dftninter  Marsch  .  .  . 

5.60 

47.71 

24.69 

48.8 

819.5 

14.5 

oMenburg.  Gceat.   .  . 

4.09 

47.55 

26.96 

14.6 

775.7 

18.0 

miinster.  Geest  .  .  .  . 

2.69 

76.f)ö 

12.38 

12.9 

51*2.2 

48.1 

Fürstentum  Lübeck  . 

5.81 

.50.21 

26.20 

645.0 

22.6 

Fttntentam  Birkeofeld 

3.45 

38.06 

44.83 

20.6 

695.2 

34.1 

GiOflshencogtnm  .  .  . 

4.26 

52.48 

26.82 

28.1 

128.8 

20.6 

KoUmann  glaubt  den  Grund  für  diese  ganz  r^ebnüBBig 
w.ahrgcnonunene  Erscbeinang  in  zwei  Richtungen  suchen  zu 
sollen : 

In  der  Geest  lebt  eine  durehjjelH'nd.s  arme  Jitnolkcruiig 
mit  sehr  geringen  Lebensan-Hprüchcn ;  dii-  Grenze,  bei  welcher 
eigentliche  Annut  als  eingetreten  gilt,  wird  sehr  weit  hinaus- 
geschoben; die  spärlichen  Mittel  werden  sehr  zurückgehalten, 
die  Armenpflege  bis  zur  Härte  sparsam  geübt  In  der 
Marsch  stehen  bei  grösserer  Wohlhabenheit  reichere  Mittel 
zur  Verfügung ;  die  allgemeine  Lebenshaltung  ist  eine  höhere, 
die  Bereitwilligkeit  zur  Unterstützung  eine  grössere.  Auch 
kommen  hier  nneh  einige  besondere  Momente  in  Betracht. 
Der  schwer»' .  friielitbare  Marschboden  kann  nur  im  Besitze 
von  Wohlhabenden  stehen;  ihnen  stehen  unbegüterte  Land- 
arbeiter ji^^e^^enüber,  deren  unzulänf^licher  Verdien.'^t  durch 
die  Anneii)»tlege  gewissermassen  ergänzt  wird.  Ueberdies 
nutzt  die  Bearbeitung  des  schweren  Bodois  die  Kräfte  ver- 
bältnissmässig  schnell  ab;  feuchte  Wohnungen,  sowie  die  Aus- 
dunstungen der  Kanäle  und  Abzugsgräben  bewirken  Malaria 
und  Gallenfieber,  welche  nur  durch  das  sehr  teuere  Chinin 
wirksam  bekämpft  werden  können. 

§  n. 

Ueberhanpt  sind  die  zuletzt  berührten  Momente,  di<'  man 
mit  eiman  zusammenfasöendon  Ausdruck  die  „allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Einflösse^  nennen  kann,  mehr  als  alles  andere 
bestimmend  ftir  die  Höhe  der  Armenlast. 

Die  Lage  der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  de» 
Handels  im  ganzen  Staatsgebiet  oder  in  einseinen  Bezirken, 
das  Auftreten  einzelner  Naturerscheinungen ,  wie  Hagel-  oder 
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WasBenchttden ,  Epidemien  u.  dorgl.^  willkürliche  Uandluiigon 

der  Menschen,  wie  Krieg,  Aufruhr  und  vieles  andere  —  all  das 
bewirkt  Steigen  oder  Sinken  des  Wohlstandes,  Steigen  und 
Sinken  der  Armut  und  damit  der  Armenlast.  Eines  Nach- 
weises in  dem  Sinne,  dass  ein  neuer  und  bisher  nicht  {ge- 
kannter Zusammenhang  aufgedeckt  werden  soll,  bedarf  es 
hierfür  selbstverstftndh'ch  nicht.  Aber  gegenüber  einer  sUuk 
einseitigen  Betonung  gewisser  Wirkungen  der  Armengesetz- 

febung  wird  es  nicht  aberflttssig  sein,^  darauf  hinzuweisen,  wie 
ie  betroffenen  Armen  verbände  selbst  sich  zu  dieser  Frage  stellen. 

So  berichtet  die  Armenverwaltung  von  Dortmund,  dass 
188-  in  Folge  der  besseren  Erwerbs-  und  Einkommensver- 
hältnisse der  Arheiterbevölkerung  eine  Al>Ti?ilin)e  des  Arnien- 
aufwandes  von  ^.02.  M.  pn»  Kojyf  im  Vi»rjuhre  auf  2.88  M. 
stattgefunden  h>ibe.  In  Chemnitz  waren  für  1882  82  556  M. 
als  Kost<m  der  öÖ'entlichen  Armenpflege  vemnschlagt,  walueiid 
nur  58  1 26  M.  verwendet  wurden.  Ebenso  blieben  die  Ausgaben 
in  der  Etatsperiede  1882—83  in  Bannen  um  25000  M.;  1889^4 
in  Hildesbeim  um  6530  M.,  in  Danzig  um  8600  M.  zurück^). 

In  dem  Yerwaltungsbericht  von  Bielefeld  für  1883—84 
heisst  es:  „Die  ungestörte  Entwicklung  der  Industrie  einerseits, 
das  Wetter  andorersnits  erleichterte  die  Arbeiten  der  Armen- 
verwaltun^''.  Der  milde  Winter  enthob  flie  Verwaltung  der 
Verteilung  von  Kohlenmarken  und  ausserordentlichen  Gnben; 
eine  gute  Ernte  verscheuchte  manche  Sorge;  alle  Fabriken 
konnten  ihre  Arbeiter  fortwährend  lohnend  beschäftigen ;  im 
allgemeinen  waren  alle  mehr  oder  weniger  zufrieden,  eigent- 
liche Zeichen  von  Missstimmung  waren  nicht  zu  bemerken. 
An  Arbeiten  fehlte  es  den  Tlätigkeit  suchenden  Personen 
nicht  Wenn  die  Ausgaben  um  ein  Geringes  zugenommen 
haben,  so  liegt  das  in  der  Zunahme  der  Bevölkerung." 

Umgekehrt  klagt  speziell  in  Bezug  auf  die  Etiitspcriode 
1880  -  H]  eine  ;^rosse  Zahl  von  Verwaltungen  über  Ziinalime 
der  Aruieula^t.  So  heriehtet  Königsberg  i.  Pr.:  ^ Das  abgelaufene 
Verwaltung» jähr  war  für  die  Armenverwaltung  ein  pmz 
b<;8onders  schwieriges.  War  bchon  im  Vorjahre  die  Not 
unier  unserer  ärmeren  Bevölkerung  wegen  des  Darnieder- 
Ilgens  von  Handel  und  Gewerbe  und  wegen  des  frtth  auf- 
tretenden und  lang  anhaltenden  Winters  gross  gewesen,  so 
steigerte  sich  dieselbe  bei  der  fortdauernden  GeschäftsstiUe  und 
Erwerbslosigkeit  unseres  Arbeiter.st4ind<'s ,  von  der  wir  oben 
bereits  gesprochen  IimI^mi,  im  Herbste  1880  und  während  des 
darauf  folgenden  Winters  zu  einer  iiiif^'ewöhnlichen  Höhe.  Ln-itf 
in  immer  weiteren  Kreisen  um  sieh  und  zwang  eine  gntsse 
Zahl  von  Personen,  die  sonst  dureh  eigene  Kraft  ihren  und 
ihrer  Angehörigen  Lebensunterhalt  beschaÜt  hatten,  die  öÜ'ent- 


^)  VjG^.  die  betreffendsn  VerwHltaagsberichte. 
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liehe  Armenpflege  oder  die  Privatwohlthätigkeit  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Die  Behörden  sahen  sich  einem  wirklichen  Not- 
stände ^^eg''iirilipr  und  mussten  bei  Zeiten  darauf  bedacht  sein^ 
zur  Bekämpfung  desselben  ausserordentliche  IStittel  zur  An- 
wendung zu  Ijringen.  Die  Annen  Verwaltung  vor  allem  hatte 
daher  einen  ganz  besonders  schwierigen  Stand." 

Ebenso  glaubt  der  Magistrat  von  Erfurt  die  Zunahme  der 
Amenlast  den  wirtachafUidi  ungünstigen  Yerliflltmsten,  der- 
jenige von  Königshtttte  dem  Niedergange  der  Industrie  sor 
schreiben  zu  sollen*). 

In  letzter  Linie  sei  endlich  noch  auf  die  beiden  Staaten 
hingewiesen,  deren  statistische  Nachweisungen  eine  Verglei- 
chung  der  Zahl  der  Armen  und  des  für  sie  stattgehabten  Auf- 
wandes für  längere  Zeitra  III  II  e  ermöglichen;  obwohl  nur  einen 
kleinen  Teil  des  DeutsciH n  Reichs  umfiissend ,  dürfen  sie 
dtiunoch  in  gewissem  Sinne  als  typisch  gelten.  Es  sind  dies 
Baiern  und  Oldenburg,  deren  diesbezügliche  Verhältnisse  die 
nachstehenden  Tabellen  eigeben'): 


Königreich  Baiern. 

GesammtBahl 

der 

unter«tfit/.ten 

Auf  1000  Ein- 
wobner  tveffon 

ÜTitfrstützte 

Die  AuBffaben 
iUr  das 
öffentliche  Armeo- 
wesen  betrafen 

in  l^TiHumen  Mark 

1871 

186267 

28.1 

4.65 

1872 

182157 

27.0 

4.70 

187S 

128561 

26.0 

4.98 

1874 

127684 

25.6 

5.12 

1875 

125  812 

24.9 

Ö.06 

1876 

123  134 

243 

5.87 

1877 

125  277 

24.4 

5.60 

1^78 

134  585 

26.0 

0.93 

ib7!j 

U9,  974 

27.5 

6.80 

18b0 

146808 

27.7 

6.91 

1)  Aensserungen  älmHcher  Art  fioden  sieh  vielfiuA.  Unten  §  102 

Bind  noch  in  anderem  Zusammenhange  mehrere  angeführt.  Es  darf  auch 
ale  beachtenswert  hervorgehoben  werdpTi ,  dass  der  würtembergische 
Minister  des  Innern  in  der  Sitzimg  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
19.  April  1888  in  Bezug  auf  die  Wirkung  des  Reichsgey ctzes  vom 
6.  Juni  1870  auf  die  Aiiii>  nlast  bemerkte,  daw  dieselbe  als  die  Wirirang 
besonderer  Verhältnisae  erscheine. 

*)  Aqb  den  mehrerwfibnten  Publikationen  snaammengesteUt:  Baiem 
3.  m,  288;  Oldenbmg  S.  185.  181.  257. 
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Old  es  bnrg. 

Mittlere 
fisvdUramiig 

1 

Anzahl  der 

aämmtücbM 
Unt«'r- 
atfitzt^n 

Die  Fnter- 
8tötzt«n 
betragen 
Prozent  der 
BevölkecQOf 

Auf  HKi  Eid» 
entfallen 

KiV  tuao 

ArnraweMii 

243206 

10  579 

4.4 

188 

Herzogtum  Oidenburg 

-70 

'24.'.  138 

11  445 

4.7 

210 

(1871 

-  (  •) 

10  121 

4.1 

223 

darunter 

ri861- 

-6Ö 

70  269 

4421 

6.3 

321 

{1886-70 

70581 

4474 

6.3 

851 

(1871- 

-75 

69172 

8878 

5.6 

878 

fl«01- 

-or, 

107  S56 

4402 

4.1 

169 

oldenb.  Geest 

<18ÖH— 70 

110  151 

4  821 

4.4 

185 

11871- 

—75 

III  H85 

4577 

4.1 

203 

(1861-65 

64  \m 

1756 

2.7 

80 

mOneter.  Geest 

{1866- 

-70 

68222 

2150 

8.4 

99 

(1871- 

-76 

62566 
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Im  Sinne  derjenige  n ,  welche  einen  schädlichen  EinjAiiiss 
der  Gesetzgebtmjr  auf  das  Wachsen  d(*r  Armenlast  im  all- 
^»•mrinon  IcugiK'ii,  mnss  das  Ergebnis»  der  vorstolir-Tidcii  Z.-ililoii 
als  rill  ;4iiiistig«^t>  bezeichn«'t  werden.  Die  Zald  der  bedürft  igen 
Individuen,  auf  die  es  vor  allem  ankononen  muss,  hat  sieh  im 
Verliiiltuibs  zur  Bevölkerung  im  ganzen  erheblich  vermindert. 
Man  darf  dies  Ergebnias  nrcilich  nicht  zu  hoch  anschlagen^ 
weil  die  2iahlen  in  sehr  ungleicher  Weise  zu  Stande  gekommen 
sind  und  auf  selir  yerschiedenen  Voraussetzungen  beruhen^); 
aber  jedenfalls  deuten  auch  sie  auf  die  schon  oben  erwähnte 
Erscheinung,  dass  nielit  sowohl  die  Zustände  der  Armut  sich 
vermehrt  liaben,  als  die  Fürsorge  der  Annenverwaltungon 
eine  grössere  goworduu  ibt. 

§  75. 

Betrachtet  man  das  bisher  mitgeteilte  Material,  so  wird 
man  düe  Empfindung  der  Unvollständigkcit  nicht  wohl  unter- 
er ticken  können.  Aber  es  ist  unmöglich  das  vorhandene 
j^Iaterial  auch  nur  annähernd  zu  erschöpfen. 

Man  wird  schlechterdings  keinen  Faktor  im 
-wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  der  Ein- 

')  Vgl.  hierüber  oben  S.  36. 
ro»elkttsg«n  (27)  VI.  4.  -  Mtaitor\iMC.  14 
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zelnen  wie  der  Oesammtheit  bezeichnen  kOnnen, 
der  nicht  im  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Zu- 
sammenhange mit  dem  Armenwesen  stünde,  der 
nicht  irgendwie  auf  dfii  Umfang  dn  r  Bodürftigkoit 
und  die  Mittel,  ihr  abzuhelfen,  vonKinfluss  wäre. 

Abf  r  soviel  darf  man  schon  aus  den  mitgeteilten  Zalden  und 
Thal.saeheii  entuelimen,  da.s.s  ctii  einziger  von  solchen  Umständen, 
die  nicht  vorher  berechnet  werden  können,  wie  int>besundere 
Perioden  des  wirtschaftlichen  Auischwungcji  oder  Niederganges, 
die  gute  oder  schlechte  Führung  der  Armenverwaltung,  geeignet 
ist,  stärkeren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Armenwesens  zu 
gewinnen,  als  alle  jene  gesetzgeberischen  Akte  zusammenge- 
nommen. Es  wird  der  Schluss  gestattet  sein,  dass  nicht  blos 
den  Nachweis  wachsender  Armut  zu  führen  unmöglich,  sondern 
dass  auch  die  Thatsache  eines  solchen  Wachsens  speziell  in 
Ff)lge  (h'v  neueren  Wirtschaftfi-  und  Armengcsetzgebung  nicht 
wahrscheinlich  ist. 


2.  Die  Verteilung  der  Armenlast. 

g  76. 

Um  zwei  Punkte  handelt  es  sich  bei  der  Frage  nacli 
gerechter  Verteilung  der  Anuenlast:  diese  muss  nach  aussen, 
d.  h.  im  Verfaältniss  der  Armcnverbände  unter  einander  gerecht 
▼erteilt  sein,  und  sie  muss  zweitens  nach  innen  im  richtigen 

Verhältniss  zu  den  übrigen  Aufwendungen  des  Armenverbandes 
als  Träger  anderweiter  öffentlich-rechtlicfuT  Verpflichtungen 
stehen.  In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  ist  die  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  des  Annen  Verbandes  als  solchen  nicht  in 
Frage,  während  bezüglich  dos  zweiten  vor  allem  die  Zu- 
länglichkeit oder  Unzulänglichkeit  der  ihm  zur  Vertugiiug 
stehenden  Mittel  zu  erwägen  ist.  Dies  wird  meist  nicht  ge- 
nügend auseinandergehalten ;  man  rerwechselt  häufig  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  mit  der  Fähigkeit  zu  ihrer  Er- 
nillung.  Die  Untersuchung  ist  aber  deshalb  besonders  wichtig, 
weil  jeder  der  beiden  Punkte  eine  verschiedenartige  gesetz- 
geberische Behandlung  erfordert.  Man  erinnere  sich,  dass  die 
Reichsgesetzgebung  nur  die  Verteilung  der  Armenlast  unter 
die  verschiedenen  Arnienverbaiide  /um  Gegenstande  hat  und 
die  Belastung  nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  der 
landesgesetzliclien  Regelung'-  ülKrläs^t.  Auch  in  der  nach- 
folgenden iJarstellung  sollen  die  beiden  8ondergebiete  möglichst 
geschieden  werden. 
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§  77. 

A.  Die  Verteilung  der  Armenlast  nach  aussen 
(zwischen  den  verschiedenen  Armenverbänden). 

Die  Geschichte  der  Arinciigcsetzi^^ebiuig  ini  engeren  Sinne 
ist  nichts  anderes  als  die  Gescliielite  der  Versuche,  die  Armen- 
last  i;erecht  zu  verteilen.    Die  Verbuche  der  älteren  Landes- 

fesetzgcbung  trugen  den  Namen  Heimat,  der  Versuch  der 
leichsgesetzgebung  nennt  sich  Üntersttttsungswohnsi  tz. 
Gemeinschaftlich  ist  diesem  wie  jenen,  dass  sie  die  Vei*pflich- 
tung  eines  örtlich  begrenzten  Bezirks  als  Armenverband  in 
Beziehung  setzt  ii  zu  dem  bedürftigen  Individuum  aus  dem 
Oosichtspuiikte  der  A  n g eh  ö  r  i gk  e  i  t.  VcTscIiioden  sind  die- 
selben, soweit  es  sieh  um  Art  und  Unifanpr  der  ]'(  zirke  und 
um  die  Merkniah;  handelt,  durch  welche  die  An^ehörigkeit 
erkennbar  gemacht  werden  soll. 

Der  Standpunkt,  welchen  die  Hcimatgesetzgebung  inne 
hatte,  wurde  an  einer  anderen  Stelle  dahin  nrfizisirt,  ditös  die 
Gemeinde  als  nachbarlich -genossenschaftlicner  Verband  eine 
Art  Familie  darstelle  und  der  Anspruch  des  Gemeindegenossen 
in  dieser  familienähnlichen  Zugehörigkeit  zu  il»'r  Gemeinde 
begründet  sei.  Den  Standpunkt,  welchen  die  Keiclisgesetz- 
gebung  einnahm,  hat  die  Reichstagskommission  dnreh  den 
B''^n'ilT<leö  WM r  ts c Ii  a  f  tl  i  ch e  n  A  e  t|  u  i  val  en  1 8  kenntlich  ^-e- 
niaelit,  welches  eine  Aüs;^leiclumy  zwischen  der  Arnn'nlasi  im 
einzelnen  Falle  und  den  dureli  das  Individuum  dem  Arnienver- 
bande  gebrachten  wirtschaftlichen  Vorteilen  bedeuten  soll. 
Gegen  diesen  B^riff  haben  sich  mit  seltener  Einmütigkeit 
Freunde  und  Gegner  der  Reichsgesetzgebung  erklärt  Ihre 
Vorwürfe,  im  Ausdruck  verseliicden.  kommen  m  der  Sache  alle 
darauf  hinaus,  dass  das  für  die  Vorteilung  der  Armenlast 
massgebende  Prinzip  ein  willkürlidi  erfundenes  sei  und  dem 
Ansprüche  an  Gereelitii^keit  in  keiner  Weise  crenüge  Obwohl 
dieselben  nun  ^leichniiissip:  in  Beziehnn^i;  auf  Orts-  und  auf 
Landarnienverl>äudc  erhohen  werden,  wird  es  dueli  zweckmässig 
sein,  zwischen  diesen  beiden  Organen  der  öffentlichen  Avmeu- 
ptlege  zu  unterscheiden  und  für  jedes  von  ihnen  zu  unter- 
suchen, wie  weit  die  Vorwürfe  gerechtfertigt  sind  und  was  von 
dem  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  filr  das  eine 
und  für  das  andere  zutreffend  ist,  was  nicht 


1)  Vgl.  Loeninfr  S.  88$;  „nicht  gerechtes  Prinsm";  W&nti^  S.  12: 

^dor  willkürUcIiste  aller  IN^.  V.t.bpjrrim'" ;  Ii  o  ein  11  II  S.  14:  _Dein  Ge- 
danken lie^^'t  wotlcr  eine  historisrfi*',  noch  iin  sicli  vernunftige,  noch  auch 
praktisch  brauchbare  Idee  zu  Grunde.  Kr  ist  rein  —  willkürlich  er- 
runden";  Adickes  I  S.  273:  „völlig  haltlose  Begriindang";  Wittgen- 
Btoin  II:  „gänzlich  verfehlt":  Lutfuirdt  S.  49:  Voraussetzungen,  die 
that£äcblidi  nicht  zutreö'eu,  SchiUBse,  \yelcb«  logisch  nicht  richtig  sind", 

Q.  a<  OB. 
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§  78. 

Das  wirtschaftliche  Aeqiüvalent  bei  den  Orts- 
armenverbänden. 

Bezttp:l!ch  der  Ortsarin cnvorhNndc  wird  der  Vorwurf  der 
Willkiirlichkeit  näher  ilaliiu  begründet,  dass  zwischen  einem 
zweijMhrigen  Aufenthalt  und  einer  oft  f&r  die  Lebenszeit 
dauernden  Unterstützung  eines  Individuums  nebst  Anp:cliöri- 
gen  nicht  das  geringste  Gleichgewicht  bestehe;  meist  seien  die 
unterstützten  Personen  wegen  Dürftigkeit  von  G<nneinde- 
abgaben  frei  geblieben,  hätten  also  nicht  einmal  ein  Aoqui- 
valent  zu  dem  Aufwände  der  Gemoinwirtsehaft  freieistet,  aus 
deren  Mitteln  sie  «]>}lter  Unterstützung  erhielten.  Fasse  man 
aber  das  wirtschal'tUche  Aeoiiivalent  aueh  nur  im  Sinne  von 
Arheit^sloistung,  so  «ei  es  faLch,  anzunelniien,  dass  die  zwei- 
jährige Arbeit  von  Personen,  wie  sie  hier  in  Frage  stünden  — 
Lohnarbeiter,  Dienstboten,  Handwerksgehülfen  u.  s.  w.  — ,  dem 
Aufenthaltsorte  irgend  welchen  Vorteil  bringe.  Der  Vorteil 
komme  dem  Arbeiter  oder  mehr  noch  dem  Arbeitgeber*)  zu 
gute.  Bestenfalls  scMcn  es  Vorteile,  die  in  Ansehung  der 
Gesfinimtwirkung,  welche  von  thätigen  Menschen  ausgebe^ 
..dureh  tausend  Kanäle  dem  St4iate  bezw.  dem  ganzen  Meiisehon- 
;^-e.sehleeht  zuHiegsen" ;  von  einem  intb'vidiiellen  Vurt*'il  des 
Autenthaltsortes  könne  nieht  die  Ketl<"  sein.  Aueh  von  dem 
Mittelpunkte  einer  wirtschaftlichen  Tiiätigkeit  könne  mau 
nicht  wohl  da  sprechen,  wo  nichtjs  auf  den  Willen  des  An- 
und  Abziehenden,  sondern  alles  auf  die  mehr  oder  weniger  zu- 
&Uige  Thatsachc  des  Aufenthalts  ankäme'). 

Dieser  Argumentation  ist  das  von  vornherein  zozugeben^ 
dass  ein  zweijähriger  selbst  mit  Arbeitsleistung  und  Abgaben- 
zahlung verknüpfter  Aufenthalt  in  der  That  nicht  als  eine 
Verui  ltun^  des  Nachteils  betrachtet  werden  kann,  welcher 
filr  den  Aiüenthaltsort  mit  der  Armenlast  verknüjift  ist 

Aber  damit  ist  die  Sache  noch  nicht  zu  Q-unsten  dieser  Mei- 
nung entschieden.  Noch  kommt  ein  sehr  wesentliches  Moment 
in  Px'traeht,  dessen  UntersnehTinjr  neben  der  Erörtcnmg 
der  hiiriiti liehen  Oriindlage  gebuteu  ist:  das  thatsUchlieh«> 
Verhiiltniss  von  Leibtung  und  Gegenleistung  zwischen  lii<U- 
viduuni  und  Ortsarmen  verband.  Allerdings  wird  durch  die 
Festsetzung  einer  zweijährigen  Aufenthaltedauer  für  den  £r^ 
werb  des  Xlntersttttzungswohnsitzes  die  Möglichkeit  gegeben, 
dass  ein  Armenverband,  innerhalb  dessen  eine  Person  sich 
zwei  Jahre  aufgehalten  hat,  die  ArmenfUrsorge  für  sie  und 


')  Luthardt  S.  ol». 

-)  Rocholl  8.  15.  —  Im  Gegensatse  za  der  fSraiUeheii  Wohn- 
sitznahme! 
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ihre  Angehörigen  ttbemehmen  mttss.  Aber  diese  Möglich- 
keit ist  nicht  identisch  mit  der  Notwendigkeit;  es  ist  nicht 
notwendig,  dass  Jemand  nach  zwei  Jahren  dem  Aufenthalts- 

ort<'  zur  Last  falle;  es  kann  dies  auch  der  Fall  sein  erst  nach 
5,  10,  20,  50  Jahren.  Es  ist  möglich,  dass  ein  unterstützungs- 
bedürftiges Individuum  nur  durch  Aufenthalt  mit  dem  Armcn- 
verbande  in  Beziehung  steht;  aber  es  ist  ebensowohl  möglich, 
dass  es  durch  Gemeindebürgerrecht,  Verclielichung,  Einzugs- 
gcld,  kurz  durch  alle  jene  Merkmale  demselben  vt  rljunden  ist, 
welche  der  strengsten  Heimatgesetzgebung  charakteristisch 
aind.  Nur  dass  das  Beichsgesetas  nach  diesen  Merkmalen  nicht 
fragt,  den  längeren  Aufenlhalty  sowie  die  G^meindeangehörig- 
keit  ausser  Betracht  lässt  und  sich  mit  der  Feststellung  jenes 
einen  3Ierkmals  des  Aufenthalts  begnttgt  und  Air  diesen  ein 
geringstes  Mass  festsetzt. 

Beachtet  man  diesen  Gegensatz  von  Möglichkeit  und 
Notwendigkeit,  so  gelangt  m«an  von  selbst  zu  eiuem  Dritten, 
Meiches  in  der  ]\Iittc  zwischen  jenen  beiden  steht,  zu  dem 
Moment  der  Wahrücheinlichkeit.  Und  in  der  Würdigung 
dessen,  was  im  wirklichen  Leben  als  wahrscheinlich  zu 
gelten  hat,  wird  man  den  Schlüssel  wxan  Verstftndniss  des 
hier  interessirenden  Inhaltes  des  Reichsgesetzes  zu  suchen 
haben,  wird  man  den  gewichtigsten  Vorwurf,  der  gegen  das- 
selbe erhoben  ist,  widerlegen  kOnnen:  den  Vorwurf  der  Will- 
kürlichkeit. 

Was  that  denn  ]?  liorn,  als  es  genötigt  war,  niitor  dem 
Drucke  des  Verlangens  nach  wirtschaftlicher  Freiheit  au 
seiner  älteren  Heinmt^esetzgebung  zu  andern?  Zu  den  Titoin 
der  ursprünglichen  und  der  erworbenen  Heimat  fugte  es  noch 
den  der  Verleihung  hinzu  und  gewährte  den  Staatsbttigem 
im  allgem^nen  nach  fünfjährigem  qualifizirten  und  den  für 
die  Armenpflege  am  meisten  in  Betracht  fallenden  Personen- 
klassen nach  zehnjährigem  unoualifizirten  Aufcntlialt  einen 
Ansi)ruch  auf  Verleihung  des  Heimatrechts.  Und  als  das 
ielis^a's^etz  über  die  Freizügigkeit  ;meh  Baiem  eine  neue 
Klasse  von  Oenieindeeinwohnern,  die  reichsbürgerlichen  nJtm- 
lich.  zugt'führt  hatte,  entsehloss  es  sich  zur  Schaftunir  (iinet»  ganz 
neuen  Heimatstitels,  indem  es  bezüglich  aller  lieijuatlosen  An- 
gehörigen des  bairischen  Staates  an  den  fünfjährigen  quali- 
Szlrten  bezw.  den  zehnjährigen  unqualifizirten  Aufenthalt  den 
Heimaterwerb  kraft  Gesetzes  anknüpfte. 

Und  was  thaten  denn  die  G(^setzgebungen  der  übrigen 
deutschen  Staaten  vor  Erlass  der  Reichsgesetzgebung,  was 
die  Gothaer  Konvention  gegenüb(;r  den  neuen  Eh'menten, 
denen  in  den  melir  oder  weniger  fest  geschlossenen  Kreis  der 
]Teiiiiat;^^enieind<'  einzudringen  gestattet  wurde?  Auch  sie  sahen 
öich  gt'nüti<^t.  dieselben  in  Zusammenhang  nnt  der  öticntlichen 
Armenpflege  zu  bringen,  d.  h.  einer  G»-*nieinde  zuzuweisen, 
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welcher  die  Armenlast  obliegen  soll;  sie  bezeichneten  als 
geeigneten  Maasstab  für  das  zeitliche  Eintreten  und  die 
Dauer  der  Verpflichtung  den  Aufenhalt,  der  entweder  zam 

Er\vorl)e  de«  Gemeindebürgerrechts  bi  zw.  der  Heimat  fllhren, 
oder  wie  in  PreusspTi  und  in  den  Elbherzogtlimern  unabhängig' 

hiervon  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege  begründen  sollte. 


sich  die  anderen  mit  Friöten  von  3,  5.  (>.  10  Jalircn.  Ebenso 
verpflichteten  sich  in  der  Gothuer  Konvention  die  Staaten, 
ihre  vormaligen  Angehörigen  auch  dann  zq  übernehmen, 
wenn  der  zu  Uebemebmende  seinen  letzten  fUnQährigen  oder 

bei  gleichzeitiger  Verehelichung  einen  mindestens  sechawilchent- 
lichen  Aufenthalt  in  ihrem  Gebiete  gehabt  Itattc.  Ist  dies 
alles  denn  auch  nur  U'illkür  oder  zeigt  sich  nicht  darin  viel- 
mehr das  deutlichste  np^rrrlM'n.  den  Thatsaclu^n  nachzutV}]^'<'n 
und  die  Armenlast  daliin  zu  legen,  wo  das  Individuum  walir- 
«  c  h  !■  i  n  1  i  (•  Ii  <•  r  W  e  i  s  <•  am  engsten  durch  wirtschattliclic  und 
pcrsöüliclie  Hrzidiiuigen  verknüpft  ist?  Und  ist  es  Willkiir 
«Hier  Zufall,  dass  alle  Ötafiten,  da  sie  nun  einmal  die  alte 
vollkommene  Geschlossenheit  der  Heimatgememde  nicht  mehr 
aufrecht  zu  erhalten  vermögen,  die  Verkntlpfting  des  Indi- 
viduums mit  einer  Gemeinde  am  ersten  und  sichersten  da 
glauben  voraussetzen  zu  dürfen,  wo  sich  dasselbe  eine  be- 
stimmte Zeit  hindurcli  aufgehalten  hat? 

Soll  denn  damit  gesagt  werden:  es  ist  wtlnschenswert, 

dass  jede  Person  sich  1,  2,  10,  15  Jahre  an  einem  Orte  auf- 
hält»' lind  dann  der  Gemeinde  zur  Last  falle,  oder  s  "]1 
nifl>t  vielmehr  h<^irssiMi :        i.st  ^''erecht,  dan»  die  Gemeinde,  iu 
der  Jemand  den  ^littelpunkt  >«'inrM-  wirtsi-hnftHchen  Thätig- 
keit  hat,  auch  für  ihn  im  Falk-  der  Vcrarniuii^  .sorge? 

Und  in  diesem  Zusanimcidiange  bedeutet  dann  die  kurze 
oder  die  lange  Frist  nichts  anderes  als  die  Meinung  des  Ge- 
setzgebers, dieselbe  entspreche  den  wahrscheinlichen  Oestal- 
tungen  des  wirklichen  Lebens;  in  diesem  Zusammenhange  ist 

der  Aufenthalt  während  einer  bestimmton  Zeitdauer  nicht  ala 
unmittelbarer  Veriiflichtungsgrund  zur  Uebernahme  der  Armen- 
last, sondern  lediglich  als  ein  Merkmal  der  Zugeliörigkeit  des 
Individuums  zu  dem  belasteten  ( )rt>  u-Tn*'nv»'rb:indo  zu  vor- 
stehen. Erkennt  man  hierin  den  ^vallrcu  ^jinn  dm-  Fri-t- 
bestinnnnngen,  so  winl  man  v«Tsrlii<'drner  Meinung  darüb  t 
sein  können,  ob  zwei  Jahre  als  Minimum  dv,6  Aufenthalts  ge- 
nügend sind,  ob  mehr  oder  weniger  erfordert  werden  müsse,  — 
aber  man  wird  nicht  in  der  Fristgebung  als  solcher  eine  der 
Reichsgesetzgebung  eigentümliche  Willkür  zu  erblicken  vor*- 
mögen. 
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Ed  wird  wi  ikT  uiitcu  darzulegen  sein,  welche  Mi-iiiungen 
sich  in  dieser  Beziehung  gebildet  haben,  welche  Vorschläge) 
gemacht  werden.  Hier  ist  zunächst  noch  die  Frage  nach  dem 
thatsächlichen  Gleichgewicht  zwischen  wirtschafldicben  Leistun- 
gen und  der  Ärmenlast  der  Ortsarmenverbände  in  dem  oben 
angedeuteten  Sinne  zu  untersuchen.  Selbstverständlich  kann 
angesichts  der  Natur  des  sog.  wirtschaftlichen  Aenuivalents  von 
einem  strikten  Nachweis  des  thatsächlichen  Gloicli^owiclits 
nicht  wohl  di«'  Rede  sein;  es  kann  sich  vielni''hr  immer  nur 
um  ein  niitlli  rrs  I  )urchschnitt.sTiiass  von  Leisiungen  seitens 
der  in  Betracht  kommenden  ivlasacn  von  Individuen  handeln. 
Ein  Krü])|jel,  der  dreissig  Jahre  lang  von  Verwandten  durch- 
gefllttert  worden,  und  erst  nach  deren  Ableben  der  Gemeinde 
zur  Last  fUllt,  hat  der  letzteren  sicherlich  nie  den  geringsten 
Vorteil  gebracht;  ein  Mann,  welcher  am  ersten  Tage  seines 
Aufenthalts  ein  Feuer  mit  eigener  Lebensgefahr  löscht,  leistet 
ihr  einen  unschätzbaren  Dienst  (den  übrig<Mis  die  ältere 
bairische  Gesetzgebung  mit  Verleihung  des  Ileimatreelites  bo- 
lelnite)').  Aber  das  liediirtiii>s,  wk-henj  die  Gesetzgeimiig 
dienen  will,  hat  es  weder  mit  der  einen  noch  mit  der  andern 
Ausnahme,  sondern  mit  der  Kegel  zu  thun,  weiche  durch  ein 
mittleres  Durchschnittsmuss  dargestellt  wird. 

Man  wird  sich  daher  der  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Person  und  des  zu  seiner  Unterstützung  verpflichteten  Arm<m- 
verbandes  —  deren  Wichtigkeit  im  übrigen  unbezweifelt 
bleiben  soll  —  in  diesem  Zusanmienhange  ein  wenig  enthalten 
mttssen;  man  wird  an  die  Massenbewep-ung  zu  denken  liaben, 
dir»  oben  aui^f ulirlieher  darL:"e!e«;t  wurde,  die  BeweLniii^;  von 
Osten  nach  ^^  esten  und  s|Hr/.iell  diejenige  nach  den  hidu- 
striebezirken,  den  Städten  und  den  grösseren  ( )rten.  Tliui  mau 
dies,  so  wird  man  auch  die  aus  Anlass  der  Armenlast  fort- 
während gegenwärtige  Vorstellung  für  einen  Augenblick  los- 
werden,  dass  jeder  Zuziehende  eine  httlfsbedürftige  Person 
sei;  man  wird  auch  ohne  das  Ilülfsmittcl  zald  -nmässiger  An- 
gaben aus  allgemeiiu  r  Anschauung  und  Erfahrung  zu  der 
Einsicht  gelangen,  dass  die  Anziehungskraft  gewisser  Orte 
darin  liegt,  dass  sie  günstigere  Erwerbsgelegen  Ii  ei  t  bieten,  dnss 
die  Krwerbsgelegenheit  wietlerum  den  Anlass  zur  Kiitfaltung 
mannigfaltiger  Thätigkeit  bildet,  dass  den  Thätigkeiten  eine 
produktive  Bedeutung  für  die  (jesammtheit  zuk<mimt,  und  dass 
endlich  dit*  Gesanuntheit  derer,  die  au  einem  Orte  vereinigt  sind, 
in  lebendiger  Wechselwirkung  durch  das  Zuströmen  frischer 
Kräfte  leistungsfilhiger  wird.  Freilich  gehen  Mttssiggänger 
und  Verschwender,  Alte  und  Schwache,  Kranke  und  Gebrech- 


Vgl.  §  1  Abs.  4  des  Ueeetzes  vom  11.  September  1^25. 
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liehe  mit  darein;  über  mau  vergesso  niclit,  wie  viel  iViöche 
erwerbsfiihige  und  wirklich  erwerbsthätige  Elemente  hinzu- 
geführt  werden^  und  dass  jede  Arbeit  dem  Ganzen  zu  gute 
kommen  muss,  weil  sie  ohne  Zweckbeziehung  zum  Ganzen 
undenkbar  ist.  Nicht  ein  Fabrikarbeiter  leistet  dem  Gemein- 
wesen etwas,  aber  hundert  und  tausend  und  hunderttausend 
leisten  ihm  unendlich  Vieles  in  unmessbarer  Weise.  D<^r  Indu- 
strie, welche  sie  8chaff«'n  holffn,  schlif»Hst  sich  der  Handel  au, 
dem  Handel  die  Bereitung  von  Verkehrswegen  und  so 
weiter  fort. 

w  ird  im  Folgenden  sich  manuiglache  Gelegenheit  linden, 
diese  so  einfache  und  doch  so  oft  verkannte  Wahiiieit  an 
charakteristischen  BeispieleiL  Yomehmlich  an  der  verschieden' 
artigen  Leistungsfilhigkeit  der  Östlichen  und  der  westlichen 
Gemeinden  darzuthun.  Hier  liegt  mir  nur  daran,  auf  diesen 
allgemeineren  Gesichtspunkt  hinzuweisen,  vor  einer  allzu 
meehanisclipn  Abnclmun^r  der  L<'istimif*"on  des  einzelnen  Indi- 
viduums ^^('^i  iiiilii  r  (]<'iii  (T«'iii('iiiw(',seii  zu  warnen.  Das  muss 
freilich  »  ine  un^inni^'^e  KcelmuiiiLC  geben.  Wägt  man  aber 
von  einem  höheren  8tiiuli)uidvtc  aus  Vorteil  und  Last  f^t  gcn 
einander,  so  hat  unzweifelhaft  die  Gemeinde,  welche  gelegent- 
lich eine  grosso  Armenlast  tragen  muss,  auch  viel  mehr 
empfangen,  was  sie  leistungs&hig  macht:  VerkehrsanJagen, 
Fabriken,  blühenden  Handel  u.  s.  w.:  sie  ist  —  wenn  man 
den  Ausdruck  nicht  missverstehen  will  —  in  gewissem  Sinne 
verantwortlich  ftir  den  Niedergang,  wie  sie  vermögend  ziun 
AufschwuTifre  war.  In  diesem  Sinne  ist  die  Tliatsache  natür- 
lich und  billi^^  dass  die  Gemeinden  des  Westens  sehr  viel 
höhere  Annenhisten  zn  trairen  haben  als  die  (l«;s  (>stoTis. 

Ein  selir  interessantes  Beispiel  biet<m  die  Verhan<Uuiigeii 
der  zweiten  Kammer  der  badischen  StJindeversanuulung  vom 
Jahre  1831,  Sitzung  vom  2.  Juli  1881;  vgl  Vahlkampf 
S.  63.  „Dort  war  zur  Sprache  gekommen,  dass  eine  Ver* 
gleichung  der  Bürgerlisten  von  50  und  100  Jahren  rückwärts 
mit  den  jetzigen  als  Resultat  das  Verschwinden  der  alten 
Familiennamen  ergebe:  wo  sich  noch  der  Name  einer  Familie 
finde,  die  vor  hundert  Jahren  da  gewesen .  da  sehe  man  in 
den  Nachkommen  in  der  Re<j:el  anne,  schwächliche,  wenip:  i^e- 
aelitete  Leute,  was  in  dem  gesetzlichen  Wechsel  der  Naiur 
liege.  Die  jetzt  blühenden  Geschlechter,  die  zahlreichen  und 
wohlhabenden  Familien,  die  Mitglieder  der  Oemeinderäte  seien 
Einwanderer. 

Koch  mehr  —  der  Rcgieningskommissarius  hat  nicht 
allein  diese  Behauptung  bestätigt  und  in  der  Erschwerung  der 
Uel)ersiedelunf!C  eine  Beschränkung  der  Naturgesetze  gefunden, 
nicht  allein  die  schon  längst  gemachte  Erfahrung  und  Beobach- 
tung angefiilirt.  dass  die  ohere  Klasse  der  (resellsehnft  sieh 
aus  den  niederen  KlastH^n  ergänzt,  daöä  in  die  Ötädte  vom 
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platten  Lande  und  in  dieses  von  den  Gebirgen  regelmässig 
fcnwanderer  (aber  nicht  umgekehrt)  strOmen  und  sich  solcher- 
gestalt das  Geschlecht  verjüngt:  sontlern  es  ist  von  ihm  zur 
Begründung  dieser  Ansieht  aueh  noch  die  merkwürdige  That- 
sache  hervorgeholt  ii  worden,  dass  hei  der  Reki'utenstellung 
in  den  Städten,  welche  bei  Anfnalime  neu«^r  Bürger  nachsichtig 
waren,  in  der  Regel  ein  Drittel,  oft  die  Hälfte  mehr  tauglielie 
Mannschaft  sich  fand,  als  gefordert  wurde;  während  in  den- 
jenigen Stttdten,  wo  die  gegenteilige  Praads  bestanden  hatte, 
oft  die  ganze  Zahl  der  tauglichen  jungen  Männer  nicht  hin- 
reichte, nur  das  Kontingent  zu  stellen." 

Auch  Schttz,  S.  75.  bemerkt:  „Wenn  einer  oder  der 
andere  der  neuen  Ansiedler  aber  selbst  oder  durch  einen 
seiner  Angehörigen  der  Gemeinde  zur  Last  fallen .  wenn 
durch  die  Konkurrenz  eines  tiiehtigcn  Ansiedlers  für  die  bereits 
vorhandenen  Bürger  ein  Naehteil  erwachsen  und  dadurch  der 
Gemeinde  eine  Belästigung  zugehen  sollte ,  so  nmss  daran 
erinnert  werden,  dass  andere  durch  ihre  Thätigkeit  und  ihre 
Abgaben  die  Hiilfsquellen  der  Gemeinde  erhöhen ,  und  dass 
sie  nicht  nur  teilnehmen  an  den  Vorteilen,  die  sie  bieten, 
sondern  auch  an  den  Lasten  und  Schulden,  die  sie  zu  tragen 
haben." 

Will  man  nur  die  steuerlichen  Leistungen  der  Unter- 
stützten selbst  in  Rechnung  stellen,  so  wird  freilich  der  Gewinn 
gleich  Nichts  oder  noch  weniger  als  Nichts  sein,  indem  der 
Armenaufwand  die  ersteren  wahrsch<  inli('li  übersteigt.  In 
dieser  Beziehung  hat  der  Mjigistrat  von  Alteiidorf  eine  sehr 
bemerkenswerte  Berechnung  darüber  angestellt,  wie  viel  im 
Yerhältniss  zu  dem  Aufwand  der  Armennflege  fUr  die  dauernd 
unterstatzten  Familien  (84  mit  etwa  300  M.  jährl.)  von  diesen 
an  Steuern  gezahlt  worden.  Die  34  Personen  wohnten  zu- 
sammen 153  Jalire  in  A.  und  steuerten  in  der  1. — 3,  Stufe; 
bei  300  "u  Zu.sehlag  würde  dies  für  jede  Person  im  Durch- 
schnitt in  5  Jahren  135  M.,  in  10  Jahren  270  M.  betragen, 
während  für  ein  Jahr  bereits  300  M.  ArniHnptlegeko.stcn  auf- 
gewandt wurden.  —  Alt<Midnrf  sieht  aber,  wie  heiläulig  bemerkt 
werden  muij,  da.s  Palliativ  nicht  in  Fristcnäiuhirungen,  sondern 
n)  in  Ausbildung  der  Arfoeiterversich^nng,  b)  in  Beteiligung 
grosserer  Verbände  an  der  Armenlast  Vgl.  Verwaltungs- 
foericht  für  1881^2. 

§80. 

Gelangt  man  so  in  Gemässheit  des  Vorstehenden  dazu, 
den  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  im  allgemeinen 
natürlich  und  billig  zu  finden,  so  wird  es  weiter  darauf  an- 
kommen, zu  pmfen,  ob  d«^'  demselben  in  der  Reichsgesetzgebung 
gegebene  Inhalt  den  >virklichen  Verhältnissen  entsj)richt,  ob 
in  der  That  die  von  ihr  gesetzte  Frist  dem  Anteil  der  Indi- 
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vidiieii  an  dem  wirtochaMiclien  Gedeihen  des  Gemeinwesens 
^i^erecht  wird.    Man  wird  also  vor  allem  zu  prüfen  haben,  ob 

die  in  Betracht  kommenden  Individuen  in  der  K''irt]  schon 
nach  zwei  Jnhrfii  der  (Iffcntliehoii  Anrion pflege  aulniiii fallen 
oder  nach  welcher  AutViithalt.sdauer  .sonst,  —  und  tVmi  i-,  in- 
wieweit dies  mit  allen  Bedürftigen  der  Fall  ist  und  ob  <  t\va 
einzelne  Klatisen  eine  günstige  oder  ungünstige  Ausnahme 
bilden,  ob  etwa  das  Alter,  dsw  Geechlecht,  der  Beruf,  der 
Geburtsort  und  andere  Momente  hierauf  einen  EinfluB» 
ausüben. 

Die  Unterscheidung  ist  fireilich  auch  hier  keine  gana 
leichte,  weil  bei  dem  oft  hervorgehobenen  Charakter  des 
Armenwesrnis  keines  der  zu  untersuchenden  Momente  nnver- 
miseht  nacliziiwcisen  ist.  Auch  macht  sich  »rerade  bezüglich 
dieser  Fragen  der  Mangel  an  ^latcrial  emptiudlich  geltend; 
gerade  diese  Fragen  haben  die  oben  näher  bezeichneten  stati- 
stischen Erhebungen,  deren  letzte  die  Reichserhebuug  von 
1885  ist,  hcrvoi^erufen Immerhin  wird  man  auch  dem 
bisher  vorhandenen  dürftigen  Material  eini^  Andeutungen 
entnrlmien  können, 

üeber  die  Dauer  des  Aufenthalts  beim  Eintritt  der  ersten 
Unterstützung  sind  nur  Einzcl-Angaben  bezüglich  einiger 
Städte,  sowin  zusammenfassende  Angaben  bezü;^lich  derjenigen 
Armenverbände  vorhanden ,  wi^lche  sich  an  der  Statistik  des 
Deutschen  Vereins  bet(;iiigt  und  diesbezügliche  Nachrichten 
gegeben  hatt<'n 

1S80  stellte  sich  in  Dresden  uud  Leipzig  dieses  Yerhältoisa 
tulgendermassen: 

(Tabelle  1,  S.  219) 

Vgl.  Zeitschritt  des  sächs.  siat.  Bnr.  Jahrg.  29  S.  79  Tab.  126 
n  127    Die  Zahlen  beziehen  sich  nur  auf  die  am  Orte  auterstlltzoilgs- 

wohnsilzbereclitigten  Personen. 

1RH3  ergab  sich  für  die  Aufenthaltsdauer  der  nach  Berlin  und 
Dresdtii  Zugezogenen,  im  Verhältiiiss  zum  Eintritt  der  ersten  Unter- 
stützung, das  tolgende  Resultat: 

(Tabelle  2,  S.  220) 

Vgl.  einige  neuere  Ergebnisse  der  Arnienstat.  der  Städte  Berlin 
und  Dresden:  Deutscher  Verein  1884  Drucks.  Nr.  1  und  Nach- 
trag S.  6.  — 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  VerhUtniss  der  Alterdlassen 
zn  der  Anfenthaltsdaner.  FOr  die  bei  der  Stat.  des  üeutschen 
Vereins  b^ligten  40  Armenverbände  ergiebt  sich  das  nachstehende 
Resaltat: 

(Tabelle  3,  S.  220) 

>)  Vgl.  oben  S.  41. 
«)  Vgl.  oben  8.  4!:;. 
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Vgl.  Bericht  ttbor  die  weitere  BearbeStimg  der  Armenstatistik 
des  Dentscfaen  Vereins,  Dmeks.  1886  Nr.  1.  Tab.  14—17.  —  Der 

Kürze  halber  teile  Ich  nor  die  Yerhältnisszahlen  mit;  auch  habe 
ich  die  Altersklassen  anter  26  J.,  die  in  Ansehung  des  Erwerbs  des 
Unterst. -Wohnsitzes  noch  nicht  selbständig  sind,  fortgelassen,  obwohl 
ich  nicht  verkenne,  dass  die  Angaben  auch  für  die  jugendliclien  Per- 
sonen für  das  Gesaramtresultat  unentl)ohrlich  sind;  es  raüsstc  folge- 
richtig Aufenthaltsdauer  und  Alter  derjenigen  Personen  eingerückt 
werden,  von  deren  U.-W.  der  U.-W.  der  unselbständigen  Personen 
abhängt.  Dies  ist  in  den  bisherigen  Publikationen  nicht  geschden. 
Vgl.  meinen  dem  Dentschen  V.  f.  A.  n.  W.  erstatteten  Bericht 
Dmchs.  1885  Kr.  2.  S.  25. 

In  Breslau  wurde  1880  nnd  1881  das  nachstehende  Verhält- 
nisB  bezüglich  der  auswärts  geborenen  dauernd  und  vorübergehend 
ans  Mentlichen  Mittein  unterstützten  Personen  ermittelt  ^) : 


Daner  des  Anfenthalts  in  Bnalan 

€i  Ahn  v^fln  A  \%  t* 

\3t  oiiunB|iiiir 

1 

2 

Jabie 

•) 

big 
5 

Jahre 

öh.r 

T) 

bis 

8 

Jahr« 

8 

bia 
10 
Jahr» 

über 
10 
bi« 

20 

Ober 
20 
bi« 
80 
Jfthre 

Aber 
3i> 
Jahre 

anbe- 
Icannt 

Sdibibv 

1880-76.  .  .  . 

7 

4 



9 

20 

187o-7i.  .  .  . 

U 

" 

- 

33 

85 

1870-66.  .  .  . 

20 

12 

18 

18 

17 

82 

117 

1865—61.  .  .  . 

24 

16 

11 

10 

26 

46 

133 

1860-56.  .  .  . 

84 

80 

28 

7 

83 

9 

75 

216 

1855-51.  .  .  . 

82 

58 

61 

38 

62 

15 

76 

887 

1850-41.  .  .  . 

45 

78 

180 

100 

885 

74 

49 

177 

1042 

1840-81.  .  .  . 

28 

41 

64 

49 

858 

251 

86 

156 

1028 

löao— 21.  .  .  . 

10 

25 

24 

29 

139 

195 

280 

95 

797 

1820—11.  .  .  . 

8 

20 

43 

21 

14i5 

109 

473 

117 

939 

lslO~Ol.  .  .  . 

2 

12 

15 

U 

85 

60 

824 

84 

596 

1600  und  früher 

5 

1 

4 

17 

10 

77 

22 

136 

Unbekannt   .  . 

1 

1 

1 

2 

r> 

n 

Sunune 

219 

'  802 

413 

1  807 

'  1269 

725 

1289 

928 

1  5452 

Endlich  mag  noch  der  Versuch  hier  eine  Stelle  finden,  die 
Zahl  der  in  Berlin  dauernd  Unterstfltzten  mit  der  Zahl  der  aber- 
haupt  nach  Berlin  sngezogenen  Personen  in  Ansehung  des  Alters 


')  Brealaucr  Stat.  VI.  Sfrlo  Ucf'i  '2  mul  3  S.  254  (orschicnen  lf^82). 
Bei  dieser  Zälüung  ist  der  Aufwiih*.l  ha  krankenptiegc  uud  lieerdifuugen 
nicht  berttcksichtigt;  dagegen  sind  die  Landann^  nutgezttblt,  da  &edaa 
einen  iu-A.-V.  fttr  aich  bildet.   Vgl.  8.  246. 
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nnd  der  Aufenthaltsdaner  zu  vergleicben.  Im  Vergleich  mit  1000 
nach  Berlin  zu>;ezogenen  —  ausserhalb  und  iu  lierlin  geborenen  — • 

m  ännlichen  Personen  nebenstehenden  Alters  nach  der  Zählung  von 
if^öO  helen  in  der  Periode  187ü  bis  als  äelb&tUDterstdlzte 

dauerud  der  ofi'cnen  ArmenpÜcge  anheim: 
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§  ^  1  •  5  j 
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Vgl.  Stat.  Jahrb.  der  Stadt  Berlin  Jahrg.  11.  S.  219-  Ver- 
suche fthnUcher  Art  sind  noch  in  einigen  Städten  angestellt  worden; 
dieselben  haben  Ranz  ähnliche  Resnltate,  wie  die  in  den  Tabellen 
S.  219-  221  mitgeteilten  ergehen.  Vgl.  Verw.-Ber.  von  Dortmund 
1884—85  S.  17;  Landeberg  a.  W.  1884-85  8.  12  ff. 

fietracfatet  man  die  Toratebend  miligeteilten  Zahlen  und 
nimmt  sie  ahne  jede  Ueberscbätzung  nur  ftlr  das,  was  sie 

sind:  als  die  Resultate  eininallg<'r  und  im  Detail(| unzuver- 
lUssigor  Erhebungen,  so  wird  man  doch  eine  gewisse  Regel- 
inässigkeit  der  in  ihnen  zum  Ausdruck  gelangten  Erscheinungen 
nicht  vorkonnfMi  könnon.  Ueberwiegend  ist  es  ein<"  Aiifcuthalts- 
daiKT  von  mehr  als  lU  Jahren,  nach  deren  Ablauf  die  erste 
Unterstützung  eintritt;  und  überwiegend  sind  es  die  mittleren 
Altersklassen  von  29 — 60  Jahren,  welche  erst  nach  hindern 
Aufenthalte  eine  Unterstützung  erhalten.  Dagegen  sind  es 
clic  jüngeren  und  die  alten  Personen,  die  in  stärkerem  Masse 
nach  kurser  Aufenthaltsdauer  unterstützungsbedürftig  werden. 
Kann  dies  Resultat  bezüglich  der  jüngeren  Altersklassen  in 
Ansehung  der  Aufenthaltsdauer  an  und  für  sich  nicht  befremden, 
80  fordert  es  docii  die  weitere  Untersuchung  der  besonderen 
Gründe  heraus,  weshalb  überhaupt  eine  Unterstützung  der- 
spUkmi  ert'onlerlich  ist,  worauf  an  anderer  8telle  einzugehen 
sein  wird^).  Bezüglich  alter  Leute  deuten  die  Zahlen  auf 
eine  wiederholt  beklagte  Erscheiimng,  dass  dieselben  durch 
gute  Ajinenanstalten  angezogen  werden.  Es  ßült  aber  sofort 
in  die  Augen,  dass  dies  Missverhältniss  in  Berlin  ein  sehr 
Tiel  stärkeres  ist  als  in  den  einen  mittleren  Durchschnitt 
renräsentirenden  40  Armenverbänden.  Auch  darf  nicht  über- 
selien  werden,  dass  die  Zahlen  überhaupt  nur  für  grössere 
8tadtgemeinden  ^reiten  und  keinen  Massstab  für  die  Zustände 
in  kleineren  Ueuieinden  und  Gutsbezirken  gewähren. 


§  81. 

Noch  einen  andern  Punkt  möchte  ich  als  wichtig  für  die 
Beurteiinn;::  de>  wirtschaftlichen  Aequivalents  in  diesem  Zu- 
sammen iian^^e  hervorheben.  Wie  man  sich  erinnern  wird, 
wurde  als  ein  wesentlicher  Man^^el  der  Bestimmun^^eii  uher 
den  Unterstützuug.>wolinöitz  von  dcbscn  Gegnern  betont,  ihms 
mit  der  Verpflichtung  zur  Unterstützung  des  Familienbauptea 
auch  diejenige  zur  Unterstützung  seincf  unselbständigen  An- 
gebörieen  übernonmien  werde,  und  dass  somit  aus  dem 
zweijänrigen  Aufenthalt  eine  ungeheure  Last  erwachse.  Auch 


*)  Vgl.,  den  folgenden  Abschnitt  betr.  die  finanzielle  Leistungsfähige 
keit.  der  überhaupt  die  Ergänziug  der  hier  gegebenen  Aufifunnmgen 
bildet;  beeonders  §  90. 
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dies  Bedenken  halte  ich,  bo  berechtigt  es  in  der  Theorie 
ist,  in  der  Praxis  nicht  f&r  so  sehr  erheblich;  wahrschein- 
lich sind  es  ^  was  übrigens  auch  der  Natur  der  Sache 
entspricht  —  vornehmlich  die  mittleren  Altersklassen,  also  die- 
jenigen mit  L'tTignrer  Aufenthaltsdauer,  welche  Familie  besitzen. 
Es  lUsst  sich  dies  schon  aus  dem  numerischen  \  rrhältni<5s  der 
vorübergehend  und  dnuernd  unterstützten  PersoTicn  sc  hhes^pn, 
Avie  dasselbe  in  den  ausfilhrlichen ,  über  längere  Zeiträume 
sich  erstreckenden  Zahlenangaben  für  Baiern  und  Olden- 
burg zu  Tage  liegt  (vgl.  a.  a.  O);  vomehmlich  aber  führen 
hierzu  die  Ergebnisse  der  Berufsstatistik  von  1882,  die,  so 
zw(  :f'  lliaft  ihr  Wert  bezüglich  des  Details  sein  mag,  hinsicht- 
lich der  grossen  daraus  gewonnenen  Zahlen  wohl  als  typische 
gelten  können  \).  Die  Verteilung  der  Berufsarten  auf  die 
einzeln^Ti  Reichsgf'biete,  wie  sie  diese  Statistik  in  einem  Oe- 
sammtbilde  dargelegt  hat,  ergiebt  dns  ausserordentliche  U«^ber- 
wiegen  der  Landwirtschaft  im  (Jstcn ,  dos  llandt  ls  und  der 
Industrie  im  Westen.  Zusamniciigc  halten  iiuL  den  an  anderer 
ÖteUe  berührten  Ergebnissen  der  Wanderuugsstatistik  bestätigt 
sie,  dass  es  Tor  allem  Handel  und  Industrie  sind^  welche  die 
Hoffnung  auf  besonders  günstige  Erwerbsgelcgenheit  bieten 
und  daher  besondere  Anziehungskraft  flussern. 

Dies  sind  im  wesentlichen  bekannte  Thatsachen.  Da- 
gegen ist  zum  Teil  neu  oder  auch  ganz  neu,  was  wir  über 
die  Qnalit^t  der  bei  den  verschiedenen  Berufsarten  beteiligten 

Erwerbsthütigkeiten  erfahren,  insbesondere  wie  weit  es  sich 
bei  denselben  um  eine  solbst*tndige  oder  unselbstiindigi'  Thätig- 
keit  handelt.  Im  allgemeinen  entspricht  nun  das  Verliältniss 
von  Gehülfeii  und  Arbeitern  zu  der  Gesammtzahl  der  Ein- 
wohner der  Verteilung  der  Uauijtberufsarten  in  den  einzehit-a 
Gebietsteilen.  Wflhrend  Gehülfen  und  Arbiter  in  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  z,  B.  in  Ostprcussen  405,  Posen  427, 
dagegen  in  Berlin  5,  in  den  Hansasüidten  33.6  auf  1000  Ein- 
w(»liner  betragen,  kommen  auf  eben  solche  in  Handel  und 
Industrie  in  Ost])reussen  und  Posen  101.2  bezw.  101.4,  in 
Berlin  und  den  Hansestä<lten  471.1  bezw.  412.4'*  oo.  Und  dass 
es  sich  hi<M'bei  —  worauf  es  für  miserc  Fragt-  hau[tts;ic'hlieh 
ankoTiinit  —  vorwieiroyi^^  um  unselbsUiiidige  rersonen  handelt, 
welche  ohne  Angehörige  zuziehen,  dafür  dürfte  die  folgende 
Berechnung  sprechen,  in  welcher  die  Orte  nach  ihrer  Grösse, 
nach  den  in  ihnen  betriebenen  Bemftarten  und  nach  der  Zahl 
der  Angehörigen  unterschieden  sind').  Es  entfallen  nämlich 
auf  1000  Einwohner: 


')  Vgl.  überhaupt  Stjit.  d.  Deutacbcn  Reichs  Neue  Folge  Bd.  2, 
1884:  BenifflstatiBtik.  Zählung  vom  5.  Juni  1882. 
*}  VgL  a.  a.  O.  9.  87  Tab.  18b. 
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Gtebülfen  und  Arbeiter 


in  der  Landwirtschaft 

in 
Handel 

und 
vencenr 

in  Orten  mit 

mit     1  ohne 

Belbetändi^n 
landwirtschamichen 
Betrieb 

in  der 
Indnstne 

1 

2 

8 

4 

a)  100000  Janwoimeni  nna 

0.7 

2.9 

29U 

189.8 

b)  20—100000  £inwolmem 

2^ 

a2 

889.8 

044 

e)  5-20000  „ 

15.4 

35.4 

8ia8 

67.7 

dy  2—  5000 

47iK 

4&8 

265.7 

41w4 

e)  unter  2000  „ 

100^ 

8&8 

125.4 

17.7 

Eft] 

kommeii  Angehörige  auf  je 
100  Arbeiter 

an  1 

aa  2 

an  8 

an  4 

a)  100000  Emwolmeni  ond 

256.2 

118.7 

98.3 

101.4 

b)  20—100000  Einwohnern 

263.0 

188.2 

113.2 

11G.4 

c)   5-  20000  „ 

257.2 

130.7 

112.1 

125.5 

d)  2—  5000  „ 

253.0 

106.9 

112.7 

121.0 

e)  unter  2000  „ 

277.1 

99.6 

128.0 

142.4 

Eine  Bestätigung  dieser  Ansiclit  geben  auch  die  Berichte 
des  Vereiiifl  zur  Beseitigung  der  Strassen-  und  Hausbettelei 
in  Bodmm,  der  in  dankenswerter  Weise  sich  die  Mtthe  ge- 
nommen haXf  das  Alter  der  von  ihm  unterstützten  Personen 

zu  rrfnrscKon  nnd  mitzuteilen.  Die  den  Berichten  zu  ent- 
nehmenden Zahlen  dürfen  ein<'  besondere  Beweiskraft  bean- 
spruchen ,  weil  sie  eine  iStadt  betreffen ,  die  in  Betreff  des 
st<irken  Zuzuges  von  ausserhalb  als  typisch  gelten  kann  und 
weil  gerade  dieser  Verein  die  öchöue  Auigabe,  der  öffentlichen 
Armenpflege  die  arbeits&higeu  Elemente  femzohalten,  in  hohem 
Masse  zn  erfüllen  bemüht  ist').  Es  wurden  nun  unterstützt: 


Die  Berichte  iind  mir  dnioh  Güte  des  Vomtsonden,  Heim  BSiger* 
mdster  Langer  mgingUch  geworden. 

I^iMbunn  (S7)  Tl.  i.  -  Mta^hng.  16 
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1881    1882    1883    1884  1885 

im  Ganzon  4971  4797  4517  1329  870 
davuii  im  AUer 

▼on  17—20  Jahren  1846  1688  1576   487  279 

„   21—25     »  1327  1805  1208  367  242 

«   25—30     »  783  695  656  216  172 

§  82. 

Es  würde  xa  weit  führen,  alle  Momente  aufzusuchen,  die 
hier  noch  yon  Bedeutung  sein  konnten;  auch  ist  dies  nicht 
die  Absicht  der  vorstehenden  Betrachtungen.  Diese  gingen 
vielmehr  nur  daliin^  einer  lediglich  theoretischen  Beurteilung 
des  sog.  wirtschaftlichen  Aequivalents  die  Gestaltungen  im 
wirklichen  Leben  entfj^egenzuhalten ,  nachzuweisen,  dass  das, 
was  geschehen  kann,  nicht  notwendig:  p^esehohon  mu.ss  und 
dass  die  Wahrscheinlich kcit  für  die  Richtigkeit  eines  solchen 
Aequivalents  in  Bezug  auf  die  Ortsarmenverbände  spneht. 
Dies  verhindert  nicht  die  üeberlastung  einzelner  Armenver- 
l^ände,  nicht  einen  unheilvollen  Einflusa  der  Beichsgeset^bung 
auf  das  Bettler-  und  Landstreicherwesen,  nichts  dass  dies  Aequi' 
Talent^  wenn  es  lediglich  auf  das  eine  Merkmal  der  z^'cijlihrigen 
Aufenthaltsdauer  beschränkt  wird,  unter  Umständen  den  lächer- 
lichsten Widerspruch  ergeben  kann  —  aber  dies  alles  berührt 
den  Grundgedanken,  den  bisher  alle  Armengesetzgebiingen 
anerkannt  haben,  in  keiner  Weise.  Anch  die  Verjälirungs- 
fristen  des  Zivil-,  Straf-  und  Prozessrechts  woUen  kein  Recht 
willkürlich  erzeugen  oder  vernichten;  cü  ist  nur  die  Annahme, 
dass  Jemand  ein  Recht  anerkennen  oder  es  nicht  geltend 
machen  wolle  ^  wenn  er  während  einer  bestimmten  Zeit  dem- 
selben nicht  widersprochen  oder  seine  Verfolgung  nicht  be- 
trieben hat.  Unter  Umständen  kann  darin  Härte  und  Willkür 
liegen.  Aber  man  verzichtet  dann  überhaupt  auf  jedwe<le  ge^eta- 
liehe  Regelung  von  Gegenständ«  n  dci?  privaten  oder  öffentlichen 
Rechts,  wenn  man  unter  allen  Umständen  Willkür  vermeiden 
will.  Auch  die  vernünftigste  Gesetzgebung  kann  sich  dem 
Bediirfin'ss  des  wirklichen  Le!)ens  nur  annähern,  nie  es  voll- 
kommen befritidigcn  ^  sie  unterscheidet  sich  von  einer  minder 
vernünftigen  nur  dadurch,  dass  sie  im  grossen  und  ganzen 
das  Richtige  trifft,  während  die  letztere  stets  zu  fiüscfaen  oder 
nur  zu  zutäUig  richtigen  Ergebnissen  f^lhrt 

Das  wirtschaftliche  Aequivalent  bei  den  Land- 

armenver  bänden. 

§  83. 

Bi'ziiglich  der  I^  uirlfn-menver^niirlr  wird  der  V^orwurf  der 
Wiiiküriichkeit  vor  allem  dahin  begründet,  dass  nicht  nur 
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zwisciien  der  wirtschattlichon  Leistung  des  Individuums  und 
der  V€r])fllichtnng  des  grösHorcn  Vcrbandt's  zur  Anncniursorge 
kein  Gleichgewicht  bestehe,  soiulcrn  duss  überhaupt  von  wirt- 
jschaftlicheo  Vorteilen  nicht  bei  Individuen  die  Rede  sein  könne, 
welche  an  keinem  Orte  im  Gebiete  des  Landarmenverbaodes 
festen  Fuss  gefasst  haben;  umgekehrt  brächten  diese  vielmehr 
nur  Nachteile. 

Um  die  Berechtigung  dieses  Vorwurfe  zu  prlifen,  wird 
■es  zweckmässig  sein,  sich  den  Gedankengang  der  Reichstags- 
kommission 1-  irz  ins  Gedächtniss  zu  rufen,  d<'r  prf^rade  in  Be- 
ziehung aut  die  Landamnenverbändc  ein  sehr  eigvniiimlicher  ge- 
wesen ist.  Die  Kommission  hatte  den  Gegensatz  von  Heimat  und 
wirtschaftlicher  Beschränkung  auf  der  einen,  von  Gesammtvater- 
land  und  wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  andern  Seite  in 
helles  Licht  gesetzt  und  war  von  diesem  Gegensatze  aus  xu 
dem  Schluss  gelangt:  „dass  der  Staat  in  seiner  Gesammtheit 
•ein  grosses  wirtschaftliches  Gebiet  ftlr  die  ThUtigkeit  aller  seiner 
Angehörigen,  für  den  freien  Austausch  ihrer  Kräfte  bilde,  dass 
als  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in  seiner  Gesamnitlieit 
erschiene".  Hiernach  sei  es  konsequent,  die  Unterstützung 
der  HülfsbedUrftigen  als  eine  Sta^itslast  zu  eliarakterisiren,  und 
scheinbar  würde  sich  hieran  „die  weitere  Folgerung  kHUj)fen, 
dass  der  Staat  unmittelbar  die  UnterbLützungslast  zu  tragen, 
die  analoge  Pflicht  auszattben  hfttte*. 

Diese  „scheinbar**  richtige  Folgerung  lehnte  aber  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  ab,  dass  die  geeigneten  Grgane 
der  Armenpflege  nicht  der  Staat,  sondern  dessen  Glieder,  die 
politischen  Körperschafken  seien.  Hierdurch  genötigt,  das  In- 
aividuum  nun  aoch  wieder  mit  diesen  Körperschaften  in  ir^^end 
welche  persönliche  Beziehungen  zu  st^tzon,  spraeli  sie  aus,  dass 
derjenige  Ort  zur  Unterstützung  vorjjflichtet  sei,  der  von  dem 
Bedürftigen  zuletzt  wirtschaftliche  Vorteile  genossen,  daher 
derjenige,  „in  welchem  sicli  der  Bedürftige  geraume  Zeit  vor 
dem  Eintritt  der  Httlfsbedürftigkdt  auf hidt^  welcher  der  letzte 
Mittelpunkt  seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  war*^.  So 
kam  sie  zunächst  auf  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke,  welche 
bereits  vorher  in  allen  Einzelstaaten  als  Armenverbände  fungirt 
hatten,  zurück. 

Aber  sie  blieh  hierbei  nicht  st^*hen  und  glaubte  den  (be- 
danken des  wirtöcliaftlichen  Arcjuivalents  bis  in  seine  äusserste 
Konseouenz  verfolgen  zu  sullon.  So  fülirte  sie  denn  weiter  aus: 
„Hat  die  freie  WillensbestimmuDg  des  Einzchieii  nicht  dazu 
geführt,  ihn  an  einem  bestimmten  Orte  festen  Fuss  fassen  zu 
lassen,  so  werde  der  Regel  nach  seine  wirtschafütche  Thätig- 
keit zu  gute  gekommen  sein:  einem  grosseren  Gebiete,  inner- 
halb dessen  er  sich  vor  dem  Eintritte  der  Httlfebedttrftigkeit 
bewegte;  und  dieses  grössere  Gebiet  werde  einzutreten  haben 
für  diejenigen  Uttlfebedürftigen,  weiche  eines  Unterstützung«- 

15* 
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Wohnsitzes  entbehren.  Dergestalt  fUhre  zu  der  Konstruktion 
des  pruunpalen  und  des  subsidiären  zur  Unterstützung  ver- 

Sfcnteten  räumlichen  Bezirks  der  Gedanke  des  Aequivalent» 
r  die  ^i^enossenen  wirtschaftlichen  Vorteile." 
Damit  war  sie  denn  glücklich  zu  dem  Punkte  zurück- 
gelangt, von  dem  sie  ausgegangen  war,  zu  der  „grösseren  wirt- 
schaftlichen Heimat",  und  nachdem  sie  kurz  vorher  die  Folge- 
rung filr  eine  scheinbare  erklärt  hatte,  dass  die  Arinenlast  nun 
auch  von  dieser  grösiicren  Heimat  unmittelbar  zu  übernehmen 
sei,  trug  sie  kein  Bedenken,  an  dieser  Stelle  die  Folgerung 
zu  ziehen.  Und  darin  liegt  das  Ghrundirrtttmliche,  ja  das 
Widersinnige  der  ganzen  Konstruktion.  Man  beachte^  wie  in 
dem  ersten  Satze  der  „Ort",  In  welchem  Jemand  den  Mittel- 
punkt seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  hat,  die  Hauptstelle 
einnimmt,  und  wie  ihm  in  dem  zweiten  fast  unmerklich  mit 
Auslassung  des  Wortes  „Mittelpunkt"  das  ,,grö8sere  Of  liiet, 
wck'hrni  die  wirtBchaftHehc  Thätigkeit  vai  gute  jn^ekoninieii," 
fjubbtituirt  wird,  und  nachdem  diese  Substitution  ^^elunp'n.  beide 
Bezirke :  der  Ort  und  das  grössere  Gebiet  als  selbständige 
unmittelbare  Träger  der  Araicnlast  einander  koordinirt  werden. 

Widersinnig  ist  diese  Konstruktion;  weil  sie  zwei  Dinge 
aus  demselben  Gesichtspunkte  behandelt,  ftlr  welche  schlechter- 
dings entgegengesetzte  Gesichtspunkte  obwalten.  Der  Ort  als 
Mittelpunkt  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  ist  nicht  denkbar 
als  grösserer  politischer  Bezirk;  der  Ort  kann  immer  nur 
eine  in  sich  ^geschlossene,  der  Staatsverfassung?  entsprechende 
unterste  politische  Körperschaft  (Ortschaft,  Gutsbezirk,  Ge- 
meinde) sein,  nicht  die  Vereinigung  vieler  oder  aller  Orte, 
welche  naeii  Massgabe  der  Verfubsung  eine  politische  Körper- 
schaft höherer  Oninung  bilden.    Und  wieaerum  kann  aem 

S'Osseren  Gebiete  keine  ThAtigkeit  nicht  fest  angesiedelter  In- 
viduen  zu  gute  kommen»  welche  ihm  nicht  von  allen,  auch 
von  den  an  einem  Orte  fest  angesiedelten  Ind{\'iduen  zu  gute 
käme,  weil  alle  diese  Orte  der  grösseren  politischen  Körperschaft 
subnrdinirt  sind  und  weil  jeder  Oemeindebürger  zugleich  auch 
Staatsbürger,  jeder  Staatsbürger  auch  Reichsbürger  ist.  So- 
weit also  der  Begriff  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  auf  das 
grössere  Gebiet  angewendet  wird,  drückt  er  nic  lits  weiter  aus, 
als  die  in  diesem  Zusammenhange  triviale  Walirln  ii,  dfiss  der 
Zustand  des  Staatswesens  nicht  wohl  unabhängig  von  dem 
Verhalts  der  im  Staate  lebenden  Individuen  gedacht  werden 
kann  und  dass  wirtschaftliche  Leistungen  auch  gegenüber  der 
Provinz,  dem  Staat,  dem  Reich  nötig  sind,  um  diese  leistunp- 
fhhig  zu  mach^.  Soweit  er  aber  den  speziellen  Anteil  des 
Individuums  an  dem  wirtschaftliehen  Oedeilien  eines  Bezirks 
ausdrücken  will,  innerhalb  dessen  (><  ru'lteitet«-  und  (l.i-  ausübte, 
was  man  seirien  Lebensherni"  zu  nenjien  pflegt,  soweit  ist  er 
auf  Personen,  die  nicht  zu  einem  bestimmten  Urtc  in  Beziehung 
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Btehen,  nicht  nur  tinanwendbar,  sondern  er  drückt  das  genaue 
Gegenteil  davon  aus.  Denn  die  FestBtellung,  dass  dieses  In- 
dividuum keinem  Orte  innerhalb  des  grösseren  Gebiets  spezielle 
wirtschaftliche  Leistungen  geniaelit  habe,  kann  doch  nur  zu 

dem  Schlnssc  filhron,  es  habe  keinem  Orte  etwas  geleistet, 
aber  doch  ninmicnnehr  zu  dem,  den  die  Kommission  gezogen 
hat,  es  habe  allen  etwas  geleist<'t. 

Hierill  steckt  ein  so  handgreiflieher  logischer  Fehler,  dass 
der  gegen  diese  Motivirung  erhobene  Vorwurt  der  ^^'iiikur- 
lichkeit  als  durchaus  berechtigt  anzuerkennen  ist  Und  weiter 
kommt  in  Betracht,  dass  hier  die  unzureichende  theoretische 
Begründung  auch  nicht  ergänzt  oder  ausgeglichen  wird  durch 
die  G^^staltimgen  des  wirklichen  Lebens.  Es  besteht  in  der  That 
keine  Wahrscheinlichkeit^  dass  die  landarmen  Individuen  dem 
Landarmenverbande  auch  nur  den  gcrnig^ten  Yortoil  bringen; 
es  ist  vielnielir  d(m  vieltacli  hierüber  laut  gewordenen  Klagen 
unbedingt  Glauben  zu  schenken,  dass  gerade  sie  mit  denjenigen 
Kiementen  identisch  fiind,  welche  die  von  ihnen  durchstreiften 
Bezirke  in  tiuanzieller  und  sittlicher  Beziehung  sehr  schwer 
schädigen« 

Gleichwohl  ist  mit  der  Anerkennung  der  Berechtigung 
jenes  Vorwurfe  noch  nicht  ausgesprochen,  dass  das  Institut 
der  Landarmen  verbände  ein  schlechthin  ungerechtfertigtes  sei. 
Zunächst  ist  damit  nur  ein  Argument  gegen  die  Motivirung 
erbracht,  welclier  die  gesetzgebend(Mi  Faktoren  sich  in  An- 
selmng  desselben  })edi'''it  Itnb^'ii.  Eh  bfweist  nichts  gegen  das 
Institut  selbst,  sofern  ^icii  dieses  aus  besseren  Grüiub'n  reeht- 
fertigen  oder  sich  etwa  erweisen  lässt,  dass  die  gesetzgi  ljt  uden 
Faktoren  diese  besseren  Grtlnde  im  8inne  gehabt  und  nur  in 
falscher  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  haben.  Dies  wird  im 
folgenden  zu  untersuchen  sein. 

§  84. 

Unter  den  Grundsätzen  der  von  Stafttswegen  geordneten 
/öffentlichen  Armenpflege  nimmt  die  erste  St 'He  der  ein,  dass 
kein  bedürftiges  Individuum  an  irgend  ein«*iii  i )rt(!  des  Sta^ifc^ge- 
bietes  ohne  Unterstützung  bleiben  soll.  In  zweiter  Linie 
kommen  dann  erst  die  Bestimmungen,  wer  den  hierfür  erforder- 
lichen Aufwand  endgültig  zu  tragen  verpflichtet  sein  soll.  Zwei 
Kategorien  von  Personen  werden  hierbei  unterschieden:  solchci 
die  mit  dem  Ort,  an  welchem  sie  unterstUsst  werden,  in  einem 
Verhältniss  der  Angehorigkeit  stehen,  und  solche,  welche  in 
einem  derartigen  Verhältnisse  nicht  stehen.  Bezüglich  der 
ersten  Kategorie  gelangi^i  alle  Armengesetzgebuugen  zu  dem- 
selben positiven  Resultat:  Verpflichtung  d<s  Aufenthalts- 
ortes zur  endgültigen  Tragung  der  Armenlast  w«?g»'n  der  An- 
gehörigkeit des  bedürftigen  Individuums;  bezüglich  der  zweiten 
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Kategorie  statuiren  sie  dagegen  zunächst  nur  eine  Negative: 
die  Nichtverpfliclituiifj:  wegen  Nichtangehörigkeit.  Diese  Ne- 
gative gilt  in  irgend  einer  Weise  zu  überwindt  n.  Auch 
hierbei  sind  wieder  zwei  Kategorien  von  Individuen  zu  unter- 
scheiden; crdtons  diejenigen,  welche  mit  irgend  einem  andern 
Orte  im  Verliältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  und  zweitens, 
solche,  welche  mit  keinem  Orte  innerlialb  des  Staatsgebiet» 
im  Verhaltoiss  der  Angehörigkeft  stehen.  Beattglich  der  Per- 
sonen der  ersten  Kategorie  wird  folgerichtig  die  Armeidast 
dem  Orte  aufgelegt,  dem  sie  angehören;  bezüglich  derer  der 
zweiten  bedarf  es  hing^on  einer  anderweiten  Festsetzung,  wer 
der  Träger  der  sif  l>etretfenden  Armenlast  sein  soll.  Gesetzt 
nun,  dass  es  gar  keine  Individuen  gäbe,  welelif  zu  keinem  Orte 
im  Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  so  wiirde  diese  Fest- 
setzung gänzlich  übertiüüsig  sein,  die  Armenlast  auf  die  ein- 
zelnen Orte  des  Staatsgebiets  nach  Massgabe  der  individuellen 
Angehörigkeit  verteilt  bleiben.  Von  dieser  Annahme  geht  die 
Heimatgesetzgebung  aus.  In  ihrem  Geltungsbereiche  soll  es 
kein  Individuum  geben,  das  nicht  zu  einem  Orte  im  Verliält- 
niss der  Heimatangehörigkoit  sttlnde.  Die  Heinu^tverbUnde 
sollen  die  alleinigen  TrJtger  der  Armenlast  sein. 

Bei  flor  oben  versueliton  näheren  Prüfung  des  Begritts 
der  „Angl  lir>rij2:keit"  ergab  «ieh,  dass  Heimat  und  IJnier- 
8tützung8woliii.sitz  denselben  Ursprung  haben,  das«  beide  den 
\\  uuöch  des  Gesetzgebers  ausdrücken  wollen,  die  Armenlast 
dahin  «i  legen,  wo  das  Individuum  den  Mittelpunkt  seiner 
wirtschafidichen  Thätigkeit  hat;  hierin  wurde  eine  billig» 
und  natürliche  Ausgleichung  insofern  gefunden,  als  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  den  Gestaltungen  des  wirklichen 
Lebens  zu  entsprechen  schienen  und  die  Heimat  so  gut  wie 
der  UnterstUtzungswohnsitz  als  enisthafter  Ausdruck  einer 
„Angehörif^keit"  gelten  konnten,  nioehteii  die  Merkmale  nun  1 
oder  2  oder  lU  Jahre  quaiitizirteu  oder  unt^ualifizirteu  Aufent- 
haltes sein. 

Und  ebenso  wie  in  jenem  Zusammenhange  wird  es  auch 
hier  von  Wert  sein  au  betrachten,  wie  es  im  wirklichen  Leben 
mit  denjenigen  aussieht,  welche  ausserhalb  ihrer  Heimat  oder 
ihres  UnterstUtzungs Wohnsitzes  bedürftig  worden.  Von  einem» 
der  sein  Leben  lang  in  einem  Orte  gewohnt  hat  und  an  einen 
andern  Ort  verzieht,  wird  Niemand  zweifelhaft  sein,  dass  er  «u* 
nächst  dem  Orte  angeh?^ri^  bleiben  soll  und  darf,  an  dem  er  sich 
bislanir  anf^ri-linlten  hat;  bei  ••inmi,  der  ii\r  eini^je  Zeit  von 
aeiucni  gew«»liii[i\-hen  Aut'entliaitsorte  verreist  und  unterwegs 
erkrankt,  wird  <.s  Niemand  unbillig  finden,  dmn  der  erstere 
für  ihn  Kurkosten  zahle.  Aber  nun  denke  man  an  iVndere, 
die  den  frttheren  Aufenhalt  seit  langem  verlassen,  nircenda 
so  lange  sich  aufgehalten  haben,  um  den  Ansprüchen,  aie  in 
Bezug  auf  Heimat-  und  Wobnsitzerwerb  gestellt  werden,  sa 
gentigen,  und  erwtfge,  ob  diese  Personen  noch  mit  dem  früheren 
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Auteiithaltöurt  zusammenhnnf,'(>n^  ihm  noch  ernsthai't  ala  „an- 
gehörig" erachtet  werden  können. 

Ausser  dieöeu  von  der  uröprünglicheii  Heimat  losgelösten 
Individuell  existirt  nun  aber  eine  zweite  Klasse  von  Personen,, 
diejenigen^  die  niemals  zu  einem  Orte  im  Verhäitniss  der  An- 
gehOrigkeit  gestanden  haben :  das  sind  im  Geltungsgebiete  des 
Unterstützungswohnsitz^c^setzes  die  aus  dem  Auslande  (auch 
Baiem  und  Elsass-Lutliringen)  zurückkehrenden  Rcicbs&nge- 
höri^en  und  die  Ausländer ;  im  GelttiTigsgebiete  der  hnirischen 
Heimatgesetzgebuiig  sind  es  die  einwandernden  Rcielisdeutschen, 
welche  zwar  die  bairische  St<iatf<{in}^ehörigkeit,  aber  noch  keine 
Heimat  erworben  haben,  <lie  aus  dem  Auslände  zurückkehren- 
den ehemaligen  bairischen  Staatsangehörigeu  und  die  Aus- 
länder. Und  endlich  sind  es  in  allen  FäUen  diejenigen,  be- 
zttglich  deren  ein  Untersttttzungswohnsitz  oder  eine  Heimat 
sich  nicht  ermitteln  lässt. 

Wie  verhält  sich  nun  all  diesen  Personen  gegenüber  die 
Beichsgesetzgebung  ?  Sie  entlastet  ganz  ebenso  wie  es  früher 
Preussen  und  Baden  gethan,  die  Ortsarmenverbände  von  den 
ihnen  früher  angehörifr  »r'-wcsenen  Individiien,  welche  durch 
längere  Abwesenheit  in  W'.ihrheit  von  ihnfii  wi(!der  losgelöst  sind, 
und  sie  hält  denselben  die  Armenlast  für  diejenigen  Personen 
fem,  die  nie  in  einer  Beziehung  zu  ihnen  gestanden  haben. 
Zum  Träger  der  Armenlast  macht  sie  in  allen  diesen  Fällen 
den  Landarmenverband.  Und  wie  verhält  sich  die  bainsche 
Heimatgesetzgebung?  Sie  lässt  dies  Moment  längerer  Ab- 
wesenheit und  wahrhafter  l^ichtangehörigkeit  gänzlich  ausser 
Betracht:  der  einmal  erworbenen  Heimat  bleibt  die  Armen- 
h&st  auf  ungeniessen  lange  Zeit  und  mindestens  so  lang*',  nis 
bis  eine  neue  Heimat  erworben  ist,  und  die  eigentlich  Heimat- 
losen weist  sit>  einer  Gemeinde  zu,  die  als  IT<»,imatgenieinde 
zu  gelten  hat  Gleichzeitig  legt  sie  dem  ^Staate  die  Armen- 
last für  die  heimatlosen  Individuen  auf. 

Betrachtet  man  von  den  vorstdiend  entwickelten  Gesichts- 
punkten aus  den  Gedanken  des  wirtschafUichen  Aequivalents 
und  das  Heimatprinzip,  so  fllllt  ein  eigentumliches  Seldag- 
Ucht  auf  jenen  wie  auf  dieses.  Man  erkennt,  welche  Gewalt 
eine  theoretischt»  Konstruktion  auf  die  Oemüther  zu  üben 
vermag.  Hirem  wirtsehaftlichcn  Ae(juivalent  ym  T/iebr  wendet 
die  Reichsgesetzpfebung  den  Gedanken  dessclbc  n  auf  ein  Ver- 
häitniss an,  welches  das  gerade  Gegenteil  des.sL'lben  ist,  und 
ihrer  Heimat  zu  Liebe  bedenkt  die  Heimatgesetzgebung  auch 
den  mit  einer  Heimat,  bei  dem  die  Voraussetzungen  einer 
jsolchen  nicht  mehr  vorhanden  oder  niemals  vorhanden  ge- 
wesen sind.  Um  des  Systems  willen  wird  der  Landarme  als 
ein  Mensch  angesehen,  der  durch  seine  rastlos  umherirrende 
Thfltigkeit  dem  Landannonverbande  wirtschaftliche  Vorteile 
gebraciit  hat^  und  um  des  Systems  willen  der  Heimatlose  als 
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ein  Menöch  erachtet,  der  im  reellen  Besitze  einer  lleimai  ist. 
So  darf  denn  denjenigen  Gcgnom  der  Reich^geset^bung^ 
welche  isuglelch  iuihänger  der  Heimalgesetsgebang  sind  'X 
der  Vorwurf  zurückgegeben  werden,  doBa  die  Konstruktion 
bezüglich  jener  heimatlosen  Individuen  eine  ebenso  prinsip- 
widrige  und  willkürliche  sei. 

§  85. 

Die  Erkenntniss  der  willkiirliclion  Ausdehnung  jener 
Prinzipien  enthebt  aber  niclit  der  Erwägung  des  wnhrcn 
Grünaus,  dor  das  Institut  der  Laiidaniienverbänae  rci  htlertigeu 
kann.  Er  liff^t  niilier,  als  in  der  lloit^'el  angenommen  wird; 
ja  man  darf  behaupten,  das»  er  durcli  melits  besser  und  zu- 
verlässiger erkannt  werden  kann,  als  durch  Betrachtung  des 
Resultats,  zu  dem  die  Reichsgesetzgebung  so  gut  wie  die  Hennat- 
geseta^ebung  schliesslich  gelangt  ist:  beide  verpflichten  in 
denjenigen  Fällen,  in  denen  sie  ein  Individuum  nicht  oder 
nicht  mehr  einem  Ortsarmwiverbande  oder  einer  Heimat- 
gpnieinde  anp^ehrtrig  erachten,  zur  Tragung  der  Arnn*nlast  den 
►Staat.  Hieran  äiidf  rt  nichts,  dass  im  Geltungs^«'l)iet  des 
Unterstützungöwohnäitzes  der  Landesgesetzgebung  überlassen 
geblieben  ist,  die.se  Verpflichtung  aut  die  anderweiten  Oi^uiie 
des  Staates  (Provinzen,  Kreise,  Amtsverbände  u.  s.  w.)  zu  über- 
tragen. Es  ist  vielmehr  zu  beachten,  dass  das  Beichsgesetz 
au»irücklich  als  Ortsannenverbände  nur  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke  zulässt,  dsigegen  hinsichtlich  dor  Landarmenverbände 
jede  Art  der  öffentlich-rechtlichen  Bildungen  für  zulässig  er- 
klärt^). Und  hierin  kommt  m.  E.  der  wahre  Rechtsgrund 
für  die  Verpflichtunfj;  der  Landamienverbände  zum  Ausdruck : 
e«  ist  die  Stellung  des  St^iates  als  Träger  der  allgemeinen 
Rechtsordnung.  Im  Rahmen  dieser  Rechtsordnung  erachtet  er 
den  Schutz  des  bedürftigen  Individuums  gegen  leiblichen 
Untergang  und  den  Schutz  der  Gesellschaft  gegen  die  durch 
Not  zu  Öewaltthaten  geneigten  Individuen  lUr  geboten.  So 
wenig  er  aber  die  Eltern  und  Kinder,  die  Dienstherren  und 
Arbeitgeber  von  der  Verpflichtung  entbindet,  für  ihre  An- 


^)  Luthardt.  Waentig,  Marsciiall  u.  a.;  nieht  aber  Adickes 
mul  Rocholl. 

5.  „rae  öffentliche  UntcrstÜtsnmg  liülfsbedürftiger  Norddeutscher, 
die  endgültig  zu  tragen  kein  0.-A.-V.  voq)tlichtet  ist  (der  Landarmen), 
liegt  dem  L.-A>y.  ob.  Zur  Eiittlluug  dieser  Oblief^eobeit  hat  jeder 
Bundesstaat  bis  1.  Juli  1871  entweder  unmittelbar  die  Funktionen  des 
L.-A.-V.  7M  uhemehmen,  oder  besonderr,  rHuinlich  begfenzte  L.-A.-Ver« 
bände,  wo  solche  noch  nicht  bestehen,  eiuzunchten. 

Dieeelben  nrnfassen  legehnäasig  eine  Hehxheit  tod  0.-A*V.,  können 
sU  li  aber  ausDshmsweise  auf  den  Beiifk  eines  einielnen  0.-A.-V.  be- 
bchrünken,'' 
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gehörigen,  für  Ihr  Gesinde,  für  ihre  Arbeiter  zu  sorgen,  so 
wenig  will  er  das  politische  Gemeinwesen,  woUlies  gleichzeitig 
eine  nattlrliclio  Vereinignn;:  /n  2:('inein.samen  Zwecken  ist,  von 
der  Last  befreien,  welche  ihm  bezüglich  seiner  Angeliörigea 
obliegt.  Nur  da,  wo  eine  solche  Angehörit(koit  nicht  vor- 
handen oder  nicht  ermittelt  ist,  tritt  der  blaut  keifend  und 
eigttnzend  ein,  so  bezüglich  der  Landarmen,  der  Heimatlosen^ 
der  Ausländer.  Nicht  der  Gegensatz  von  Orts-  und  Staats- 
angehörigkeit, sondern  der  G^ensatz  von  Orts-  und  Nichtorts- 
angehörigkeit  ist  es,  der  hier  wirksam  wird.  Und  so  motivirt 
dürfte  sich  das  Institut  der  Landarmonverbände  als  eines  der 
Mittel,  die  Annenlast  gerecht  zu  verteilen,  doch  sehr  wohl 
gegen  den  Vorwurf  der  Willkür! ichkeit  verteidigen  lassen. 
Man  kann  auch  hier  verschiedener  Meinung  sein  über  die 
Merkmale  der  Nichtangehörigkeit,  kann  sehr  Avohl  die  Frist 
von  zwei  Jahren  hierfür  als  zu  kurz  erachttm;  auch  ist  die 
Berechtigung,  andere  Nachteile  zu  rügen,  nicht  aasgeschlossen. 
All  dies  wird  noch  zu  prflfen  sein.  Nur  halte  man  fest,  dass 
dadurch  das  hier  angestellte,  lediglich  finanzielle  Prinzip  so- 
wenig berührt  wird,  wie  der  Rechtsgrund  für  die  Verpflich- 
tung der  Ortsarmenverbände  durch  gewisse  mit  demselben 
yerknüpfte  Uebebtände  berührt  wird. 

Noch  möchte  ich  auf  einen  Punkt  anfinerksam  machen,. der 
mit  dem  Vorstehenden  in  einer  gewissen  Ansseren  Beziehang  steht 

und  gerade  deshalb  auch  in  Hinsicht  seiner  inneren  Natur  hftnfig 
zu  begrifflicher  Verwirrung  Anlass  giebt.  Die  hier  untersuchte 
Funktion  des  Staates  als  Träger  der  Armenlast  hat  ihrem  AVesen 
nach  nicht«  thnu  mit  den  manni|?fachen  -  unten  aosführlicher 
zu  besprecheuden  —  YeranstaUnngen  der  Amientürsorge  durch 
Provinzial-,  Distrikts-,  Kreis-  und  ähnliche  Anstalten,  durch  Bei- 
hülfe an  unvermögende  Gemeinden  u.  s.  w.  In  diesen  Fallen  han- 
delt es  sich  inuner  um  Fonktionen  der  den  Gemeinden  ttberg^rd- 
neten  poliüsehen  Bezirke,  welche  dieselben  zur  besseren  Enrdchnng 
gewisser  gemeinsamer  Zwecke  üben;  aber  es  besteht  nur  eine  Be- 
ziehung der  letzteren  zu  jenen  untersten  kommunalen  Körperschaften, 
keine  hingegen  zu  den  einzelnen  Individuen.  In  diesem  Sinne  haben 
die  vielfach  den  Landarmenverbiindon  überwiesenen  oder  von  ihnen 
übernommenen  Aufgaben  der  Arnu  nprlew  keine  spezitisch  urmen- 
rechtliche,  sondern  eine  ganz  allgemein  oticntlich-rechtliche  Bedeutung. 

In  dem  im  Text  entwickelten  Sinne  auch  Jolly  S.  7  ff.  Nach- 
dem er  (largelegt  hat,  dass  die  natürliche  Untersiützungspliicht  der- 
jenigen Gemeinde  zukomme,  mit  der  Jemand  im  ^  erhältniss  der  nach 
gewissen  Merkmalen  erkennbaren  Angehörigkeit  stände,  fährt  er  S.  9 
fort :  »Endlich  liegt  eine  natürliche  Unterstatzangspflicht  jedem  höchsten 
politischen  Verein  gegen  jeden  Bedfirftigen  ob,  der  rieh  auf  seinem 
Gebiete  befindet.  Sie  trifft  ihn,  soweit  die  Unterstützungspflicht  der 
heimatlicbeQ  Verbände  sieb  ans  irgend  welchen  Grründen  nicht 
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geltend  machen  lässt,  ans  dem  Grunde,  weil  riie  Unterstützung  der  Be- 
dürftigen eine  allgemeine  Menschenpfln  ht  ist  und  weil  die  höchsten 
politischen  Vereine  auf  ihrem  Gebiete  alle  Aulgaben  zu  lösen  haben» 
wclciie  die  Einzelnen  und  die  engeren  "Vereine  der  Einzelnen  nicht 
zu  lösen  veriuögeu.  Höchster  politischer  Verein  ist  das  lieich  und  su- 
mit  ist  in  Deotsclilaiid  in  letiter  Linie  das  Reich  ontentotziings- 

B.    Die  Vcrtoilung  der  Arm  anlast  nach  innen. 
(Die  tinauzielle  Leistungsfähigkeit  der  Armenverbände.) 

§  86. 

Es  giebt  keinen  Punkt  im  Bereiche  der  öflfentliclien 
Armenpflege,  über  den  die  Klagen  so  laut  und  so  allge- 
meoR  sind  wie  die  UeberiaBtung  der  einzeLien  Armen- 
verbände,  und  in  keinem  Punkte  —  wie  gleich  vorweg  be> 
merkt  werden  mag  —  durften  die  Klagen  berechtigter  sein. 
Nur  findet  auch  hier  sehr  häufig  Verwirrung  statt  in  Be- 
ziehung auf  den  Gegenstand  der  Klagen;  am  häufigsten  ist 
die  irreführende  Cxleichstellung  der  Amienlast  mit  den  öffent- 
lichen Lasten  im  allgemeinen  und  folgewoise  die  irrige  Vt)r- 
stellung  über  den  Druck,  welchen  diese  und  welchen  jene 
ausüben. 

Nun  leuchtet  ein,  dass  im  Sinne  einer  auf  gerechte  Be- 
lastung gerichteten  Reform  es  nicht  vornehmlich  auf  das  ab- 
solute Mass  des  Amienaufwandes  ankommen  kann,  sondern  viel- 
mehr auf  das  YcrlialtTiiss  desselben  zur  Leistungsfähigkeit  des 
Armenverbandes  im  allgemeinen  und  zu  den  übrigen  Aufwen- 
duTifjcn,  welche  dem  Armenvcrbande  txh  jL-lpiclizeitigem  Trftger 
aiidcMMT  öflentlicher  Lasten  oblicirrri.  Und  weiterkommt  es  darauf 
an,  oh  d(T  Aufwand  aus  den  Nutzungen  besonderen  Armen- 
oder sonstigen  Gempindevermögens  bestritten  wird,  oder  ob  zu 
seiner  Deckung  steuerliche  Leistungen  der  Verbandsangehö- 
rigen erforderlich  sind.  £iin  Armenverbaad,  der  ohne  Zuhülfe- 
nahme  der  letzteren  die  Kosten  der  Armenpflege  bestreitet^ 
hat  in  dem  hier  gemeinton  Sinne  keine  Armenlast. 

Die  wahre  Sachlage  klarzustellen  ist  auch  hier  nicht 
ganz  leiclit,  obw^ohl  es  an  gutem  tin.'inzstatistischen  Mate  rial 
nicht  fohlt.  Nur  macht  sieh  bei  demselben  der  Uebelstaiid 
geltend,  dass  di«^  hauptsächlichsti  Ti  Nachrichten  nur  fUr  die 
grösseren  Gemeinwesen  individuelle  und  zuverlässige,  bezüg- 
lich der  kleineren  (ländliche  Gemeinden  und  Outsbezirke)  im 
allgemeinen  nur  suuuuarische  und  zum  Teil  sehr  unzuverlässige 
sind.  Ja  beztlglich  der  Gutsbezirke  &st  ganz  fehlen.  Gleich- 
wohl wird  es  mOglich  sein,  von  den  Verhältnissen  der  kleineren 
stttdtischen  Gemeinwesen  auf  die  der  ländlichen  etniger- 
masscn  richtige  SciilUsse  zu  ziehen  und  unter  Verwertung 
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des  geBammten  Materials^)  ein  im  Ganzen  satreffendes  Bild 
der  mer  zu  betrachtenden  Zustände  zn  gewinnen. 

§87. 

Oh  es  Annen  verbände  giebt,  die  überhaupt  keine  Annen 
in  ihrer  Mitte  haben,  lässt  sich  nicht  nachweisen ;  wahrscliein- 
lirh  ist  es  nicht.  Dagegen  giebt  es  eine  verhältnissniässig 
nicht  geringe  Zahl,  die  keine  öffentlichen  Annen  d.  ii.  aua 
ÖffentLicben  Mitteln  unterstützte  Personen  haben.  Im  König- 
reich Sachsen  wurden  1880:  (>45  derartige  Gemeinden 
ermittelt');  doch  ist  es  bemerkenswert,  dass  hiervon  nach 
der  Grosse  dersdben  auf  Gemeinden  mit 
100  Einwohnern         100  200         300         400  und 

und  darunter       bis  200     bis  300     bis  400  darüber 
222  268  89  39  27 

entfielen,  also  fast  nur  ganz  kleine  Gemeinwesen  ^  innerhalb 
deren  ebensowohl  die  allgemeine  Bedürfnisslosigkeit,  wie  all- 
gemoiner  Wolilstniul.  ebensowohl  ^nU^  vorbeup^ondo  M.nssregoln 
und  örtliche  Stiitunyen,  wie  dor  ^lan^'e!  an  Mittehi  und  daraus 
entspringende  harte  Annenpflc^c  den  Grund  dieser  an  sich 
erlreulichüu  Erscheinung  abgeben  können. 

In  Oldenburg,  fUr  welches  genaue  Angaben  bezüglich 
der  einzelnen  Gemeinden  fUr  eine  Zeitdauer  von  25  Jsuhren 
vorliegen^),  gab  es  keine  Gemeinden  ohne  . Arme;  doch  findet 
sich,  ebenfalls  in  kleinen  Gemeinden  —  Wiefels,  Strücklingen, 
Westruni  u.  a.  — ,  eine  im  Verhältniss  zur  Bevölkerung  sehr  ge- 
ringe Zahl  von  Armen ,  so  in  Wiefels  mit  rund  400  Ein- 
wohnern nio  mehr  als  drei.  In  den  Stä'lten  und  in  den 
grösseren  Gemeinden  ist  die  Armenzifler  schwankend,  geht 
aber  nirgends  unter  4"^o  der  Bevölkerung  herab. 

Günstiger  li^en  anscheinend  die  Verhältnisse  in  Baiern. 
Es  gab  1880:  743,  1881:  805  Gemeinden,  welche  keine,  und 
1849  bezw.  1402,  welche  nur  Umlagen  in  Höhe  von  1  bis  20^/o 
der  Staatsstcuern  erhoben,  wie  denn  überhaupt  die  Umlagen 
dort  im  allgemeinen  nicht  sehr  hohe  sind  und  in  den  letzten 
Jahren  sich  vermindert  haben*).  Doch  ist  in  hohem  Grade 
beachtenswert,  dass  es  zwar  die  kleinen,  aber  nicht  die  kleinsten 
Genieinden  sind ,  weieiie  keine  oder  sehr  niedrige  Umlagen 
erheben.    Das  Verhältniss  stellte  sich  18B1  so: 

*)  Vgl.  über  das  finaiizstatistidche  Material  im  allgemeinen  obea 
8.  35  und  §  9  ff. 

*)  Zeitschr.  de?  k.  sSchs.  etat.  Bur.  Jahrfranp  28  S.  43. 
Koilmaun,  OiUenborg  Ö.  12ü  ff.  Tab.  1— iU. 

*)  Zeitedir.  dee  bair.  ftst.  Bur. :  0ie  Btatiifik  dar  Oemsinds- 
besteaerung.  Dieselbe  kehrt  von  Heft  X  (1878)  an  in  den  Publikationea 
reprelraässig  wieder.  Wegen  der  obigen  Zahlen  vgl.  Heft  XIV  und  XV 
Tttbelle  d. 
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bei  eiuer  Seelenzahl 

Zahl  der  Gemeinden 
ttbeiliaiipt^) 

Zahl  drrj cniL'-rn, 

die  keine  Umla^eu 
erheben 

74. 

0 

4d74 

506 

2111 

205 

815 

84 

54 

1 

Tn  Preuösen  g^ah  es  1880  81  14  kleine  iStädte,  in  wel- 
ciioii  keine  Gcmpnuleabgaben,  15,  in  welchen  nur  Hundesteuer, 
und  640  Laudgomeinden,  in  denen  keine  Gemeindeabgaben 
erhoben  wurden').  In  Würtemberg  wurden  1878:  204  Ge- 
meinden ermittelt,  die  keine  Umlagen  erhoben.  Auch  hier 
sind  es  wieder  die  kleineren  Gemeinden,  die  den  Hauptantefl 
haben,  während  die  kleinsten  zum  Teil  sehr  hoch  belastet  sind'). 
Von  grösseren  Gemeinden  dürfte  Ueberlingen  in  Baden  das 
eklatantr-stp.  ahor  soviel mirbokaniit,  einzigo Bcispio!  ffir  die  völ- 
lige Deckung  der  Kosten  des  Arnienwesens  aus  »Stiltungsiiiitt 'In 
bieten.  Selbst  die  iil)rigen  an  Stiftungen  reichsten  Gern '  ii- 
wesen  —  es  sind  meines  Wissens  die  alte  Bischofstadt  \\\\\\\- 
berg  und  die  alte  Hansestadt  Lübeck  —  kommen  nicht  ganz 
ohne  die  Beihfllfo  aus  ttffenüichen  Mitteln  aus. 

Ueberlingen  hatte  1870  bei  3600  Einw.  etwa  70  000  M. 
Stiftungseinkflnfte  zu  verwenden.  Vgl.  Kmminghans  II  S.  :3S7.  1880 
zählte  es  luiul  4000  Einw.  und  erscheint  noch  gegenwärtig  in  den 
^Nachrichten  über  das  bad.  Gemeinderechnungsweseu  als  die  einzige 
grossere  Gsmdnde,  welche  keine  Ausgabe  fttr  das  ArmeDweeen  aas 
Oientlichen  Mitteln  zu  bestreiten  hat.  Vgl.  Stat.  Jahrb.  filr  das  Ght 
Baden  Bd.  15  Tab.  19  S.  240.  —  Bamberg  verwendete  1878 
bei  29  000  Einw.  die  ungeheuere  Summe  von  604  000  M.  für 
das  Annenwesen,  wovon  87  ^/o  aus  StiftongsDutteln  flössen.  Vgl. 


1)  GemeiiideveneichiiiBB  fllr  Baieni;  Heft  XXXV  der  BeiMge  sor 

Statistik. 

-)  13eitnige  zur  Statistik  der  (i«'nicindeabg:aben  in  Preussen:  Zeit- 
schritt d*'s  prcuss.  Statist.  Bur.  Krf^änznng  shclt  IX  S.  106.  1883—84  warea 
e.s  nur  noch  8  der  ersten  und  14  der  zweiten  Kategorie.  Beiüglich  der 
Landgeuieindi  n  sind  l^^r;  84  keine  Detailangaben  gemadkt  Vgl*  ebenda 
Ergänzungshett  XVi  ä.  307. 

*)  F%r  Wtbrtemberg  existurt  nur  eine  assf&hrUche  Naehwetennif  fiber 
die  Gemeindeumlagen,  sog.  Gemeindeschaden:  Beiträge  zor  Statistik  der 
VennögensvcrwaltunL'  drr  Anitj«körperschaften,  Gcmeindpu  und  Stiftungen 
und  der  Besteuerung  lür  Amtakürperschaftä-  unti  Geoicmdezwecke,  iu  den 
Wfirtemb.  Jahrb.  f.  »tat.  und  Lendeekmide  1883  S.  188  C 
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Seydel  in  Zeitschr,  d.  baii.  stat.  Bur.  Bd.  12  S.  100.  —  Lübeck 
bat  seit  dem  1.  Januar  1879  bezw.  1.  Januar  1881  die  früher  in 
die  Staatskasse  fliessendw  Abgaben  für  Offentlicbe  Tergnttgongen 
und  die  HimdeBteoer  den  OrtsannenYerbftnden  zugewiesen;  aller* 
dings  sind  die  Betr&ge  fllr  die  Stadt  Lftbeck  selbst  sehr  tmerheblich. 
1882  betragen  sie  15455  M.  gegenüber  504680  M.  Geeammt- 
aufwendangen  der  Armenpflege,  die  im  übrigen  aus  Stiftongs-  nnd 
ähnlichen  Mitteln  >>o<^t ritten  wurde.  Vgl.  den  X.  Allgem.  Bericht 
der  Zentral-Armen-Deputaüon  für  1878/82  S.  40  und  41. 

Auf  der  anderen  Seite  möchte  es  kein  grösseres  Gemein- 
wesen geben,  d^  fllr  Zwecke  der  Armenpflege  nicht  irgend 
welche  Stiftungsmittel  zur  Verftlgung  stünden Doch  sind  die 
Beträge  unendlich  verscliif^den ;  regelmässig  sind  sie  iti  Orten 
am  höchsten,  die  in  einer  trühfreTi,  dem  kirchlichen  iStittiuigs- 
weöoii  geneigten  Epoche  ihre  Giaiizzcit  hatten.  Doch  küumiea 
auch  Orte  vor,  denen  einzelne  reiche  Angehörige  noch  gegen- 
wärtig grosse  Zuwendungen  zu  Armenz  wecken  machen.  Im 
ganzen  ist  zur  Würdigung  dieser  Verhältnisse  aber  darauf 
mnzuwmsra,  dass  die  heutige  Tendenz  mit  gutem  Grunde 
mehr  auf  Stiftungen  zu  Zwecken  der  Erziehung  und  der 
Krankenpflege-)  ausgeht,  und  dass  eine  grosse  Zahl  von  Ar- 
beitgebern durch  Wohlfalirtseinrichtungen  für  ihre  Arbeiter 
sehr  wirksam  der  Armenpflege  in  die  Hände  arbeiten®).  Jeden- 
falls ist  die  Höhe  all  dieser  Mittel  und  Veranstaltungen 
eine  individuell  liik-list  verschiedene. 

Ebenso  verhalt  es  sieh  mit  den  Einkünften  aus  nutssbarem 
Vermögen.  Es  giebt  Orte,  die  keine  Oemeindesteiiern  erheben, 
weil  sie  ihre  gesammten  Ausgaben,  einschliesslich  des  Auf- 
wandes für  O&ntliche  Armenpflege,  aus  solchen  Einkünften 


*)  Naohwoisnnrrrti  hirrüber  in  grösscreui  Umfange  haben  nur  J3aieni, 
Würtemberg  und  üidciJiljurg  gebracht.  —  Baicrn:  Stiftiingen  und  8tif- 
tungszuflÜBse  in  13aicm,  Z.  3.  oair.  stat  Bur.  Jahrg.  13  S.  70,  L")  S.  180, 
1()  S.  122  ff.  —  Würtomberg:  Stnt.  rler  Fürsorge  fiir  Anno  und  Not- 
leidende, Würtemb.  Jahrb.  i.  Laudeakimde  u.  Stat  1576  Heft  3.  — 
Oldenburg:  a.  a.  0.  B.  274  ff.  —  Von  emzehien  Nachweisnngen  be- 
sonders Preassen:  Denkschrift  betr.  den  Schutz  jugendlicher  Pefmen, 
Zeitschr.  d.  preusa.  stat.  Bur.  Ergänzungsheft  XV. 

^)  In  Baiem  betrugen  Zuwendungen  zu  Stiftungszwecken 

im  1881  18S2 

insgesamuit  2  IGl  boü     2  109  792     2  784aS4     2  712  311 

davon  für  Zwecke  der  Wohl- 
thätigkeit  .  .  .  Pkosent      dO.4  44.6  46.1  33.8 

.  des  Untenichts      „  4.6  7.1  7.8  19.7 

YgL  a.  e.  O. 

Man  denke  an  die  groMsrtigen  Veranstaltoiigen  von  Krupp  in 

Essen,  an  die  Einrichtungen  (h'v  inechanischen  Weberei  m  Linden,  der 
wiederholt  piei£«ekrönten  YeraostaltungeD  der  Baumwoiläpinnerei  von 
Staub  &  Co*  in  Geistingen  u.  a.  m. 
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zu  bestreiten  vermögen^).  Andere  decken  einen  mehr  oder 
minder  grossen  Teil  derselben  ans  dieser  Quelle.  In  der 
Mitte  zwischen  Armenstiftangen  und  nutzbarem  Vermögen 
steht  das  eigentliche  rentirende  AnnenyermOgen,  welches  früher 
meist  das  eine  oder  das  andere  gewesen,  und  nachtrilglich 
den  speziellen  Zwecken  der  öffentlichen  Armenpflege  in  organi- 
scher Verbindung  mit  der  öffcntlicheii  Armenverwaltung  1>p- 
stimmt  worHon  ist.  Der  Cliarakter  dieses  Vermögens  if^t  kein 
ganz  ungoTüisclitur,  die  Erträge  daher  nicht  ganz  sicher  fest- 
zustellen; meist  wird  noch  als  Stiftung  bezeichnet,  was  längst 
organisch  in  das  Gemeindevermögen  eingefügt  ist  —  Auch 
hier  sind  die  Erträge  örtlich  sehr  verschieden'). 


§  88. 

In  Ansehung  des  Aufwandes,  der  nun  mangels  Stiftungen 
und  Nutzungen  bezw.  in  Ergänzung  derselben  illr  Zwecke 
der  öffentlichen  Armenpflege  gemacht  werden  inuss,  liegt  es 

im  grossen  und  ganzen  anders,  als  in  Bezug  auf  die  eben  genann- 
ten Einnahmen.  Das  Vorkomnifii  der  letzteren  hängt  von 
selir  verschiedenartigen  individuellen  Einflüssen  ab:  alTenfalls 
läfist  sich  als  eine  Art  Kegel  aufstellen;  dass  iStiftuugeu  über- 

8o  K.  B.  Pntziff,  das  1688—^  semen  «ehr  beferüditlklieii  Ann«- 

aufwanil  (3  Mark  j)rn  Koj)f  und  23*^  0  des  Gesyininitaufwandes  für  Ge- 
meindezwocke)  ohne  Gemeiiideuinlagen  deckte;  ähidich  Treuen! »riet :!en. 
Woldcnberff,  Beverungen  u.  a.  meist  sehr  kleine  Städte.  Vgl.  a.  a.  0. 
Ei^änzungsheft  XVI.  —  Obwohl  in  den  würtemb.  Nachweisongen  a.  a.  0. 
S  (F.  die  Einzelaufwendun^en  nicht  ersichtlich  L!;oTn:icht  sind,  -o  IHsst 
sich  doch  der  Einfluss  des  Besitzes  von  BürgervermoKen  auf  die  Ilöhe  der 
GfinMiiideamlagal  i^t  vericenneii:  im  Sl^irmwiudkreis.  in  wdebem 
von  515  Gemeinden  411  Bürgemutztingen  im  jährlichen  Nutzongswerte 
von  irftr^'^ammt  2.4  Mill.  Mark  besitzen,  sind  97  Gemeinden  von  Gemeinde- 
Bchadcii  ii-ci.  Wie  ungleich  aber  die  Verhältnisse  äeib.'jt  in  eng  benachbarten 
Gemeinden  liegen,  zeigt  die  Thatsache,  dass  z.  B.  im  Amtsbezirk 
Freudenstadt  neben  11  scbadenfreien  Gemeinden  1  mit  606,  1  mit  4d4, 
5  mit  3-400,  4  mit  250—300,  7  mit  200  -2d0<'/o  Umlage  von  der  Staals- 
■tener  rofliuMleii  tSad.  Vgl.  a.  s.  O. 

*)  Ek>  entfielen  beiepielBvreise  I888--84  pro  Kopf  des  Einwohnen 

Aa^^ben  für  du  di{-M<lb<>n  nach  Abiag 

I,.                      öfftntliehe  Ann«aw*Mo  der  eigeB«D  £Iob«)ib«i 

ioKK^sammt  dir  AmenTeni 

Mark  lf»rk 

Siegen   4.6  1.7 

Hanau   4.5  1.6 

Frankfurt  a.  M   9.0  5.> 

Köhl   9.U  4.9 

Bonn   G.l  3.6 

Drnr/}^'    4.8  3.5 

Lennep   3-7  3.6 

Essen   4.7  44 

Tönning   4.8  4.8 

Ostrowo   1.3  1.3 

Preuss.  ötat.  a.  a.  O.  Ergänzunipheft  XVI. 
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wiegend  in  grösseren,  Bürgcniutzungcn  in  kleineren  Gemeinden 
zu  tindeu  sind.  Dagegen  besteht  hinsichtlich  dcä  Masses  der 
Aafwendungen  unzweii  eine  im  grossen  und  ganzen  nicht 
von  Zufidllgkeiten  abhängige  Verschiedenheit  zwischen  den 
einselnen  Gruppen  der  Gemeinwesen.  Hier  kommt  alles  das 
in  Betracht,  was  oben  in  Ansehung  des  Wachsens  der  Armen- 
last im  allgemeinen  ausgeführt  wurde.  Vor  allem  sind  die 
Dichtigkeit  der  Bev()lkorung,  die  Grösse  und  geographische 
Lage  der  Gemeinwesen,  die  Haupt-Erwerbsthätigkeiten  ihrer 
Einwoliner  hierfür  von  entscheidender  Bedeutung.  Den  dünn 
bevoik(»rten ,  vorwiegend  Landwirtseliaft  treibenden  und  vor- 
wiegend aus  kleinen  Gemeinden  und  Gutübezirken  gebildeten 
östlichen  Bezirken  stehen  in  scharf  erkennbarem  Gegensatze 
die  westlichen  y  dicht  bevölkerten,  vorwiegend  industrieUen 
Bezirke  gegenüber;  ebenso  stehen  sich  in  den  einzelnen  Be- 
zirken städtische  und  ländliche  Gemeinden  gegenüber ,  den 
Oegensatz  von  Osten  und  Westen  wiederholend  M.  Nachwei- 
sungen der  auf  f^'Ti  Kopf  des  Einwohners  entfallenden  Be- 
irn.^(*  fUr  öffentliche  Armenpflege  zeigen  dies  Verhältnias  gao« 
konstaut 

Es  entfielen  z.  B.  in  Preassen  von  den  öffentUchen  Aus- 
gaben ftlr  Armenpflege  nnd  Wohlth&tigkeitszwecke  im  Etat^'ahr 
1883/84  anf  den  Kopf  der  Bevölkermig: 

in  den  in  den 

Stadtgememdeo  Landgemeinden 
Ml  M« 

Ostprenssen   2.21  0.59 

Westpreossen   3.11  0.64 

Brandenburg  ohne  Berlin ...      2.16  0.49 

Pommern   3  04  0.55 

Posen   1.62  O.f^O 

Schlesien   2.91  0  :J5 

Sachsen   2.48  0.36 

Schleswig-Holstein  .....      4.70  2.32 

Hannoyer   3.99  1,13 

Westfalen   8.41  1.08 

Hessen-Nassau   4.37  0.62 

Rheinland   4.85  1.45 


OlmoM  die  Zahl  der  Land^emeindeo  imd  Gntsberirke  in  IVeiuneii 

45,  in  Sachsen  40,  in  Baiem  85  mal  so  gross  ist  als  die  Zahl  der  Städte, 
so  ](^hen  doch  in  Preussen  42,  in  Sachsen  .'Sf. ,  in  BnuTn  nur  o  der 

Bevölkerung  in  Gemeinden,  die  über  2000  Eiuwolinfr  zäliien;  aber  in  Ost- 
preus^n  sind  es  wiedermn  nur  22.8,  in  Rheinland  und  Westfalen  62.5  und 
.  ^  2"  V^-t  Stat.  d.  D  Roii  h?  Rd.  ^7  T.  I  Eiiil.  S.  XI.  Preussen  zählt 
bei  überhaupt  54  430  Kommunaleinbeiteu  15  803  Gatsbezirke  und  37  347 
Landgemeinden;  der  ganss  überwiegende  Teil  der  enteren  entflUlt  anf  ctte 
alten  Provinzen,  während  die  letzteren  in  allen  Provinzen  vorhanden 
sind)  jedoch  sind  Ton  87  Landgemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnem 
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Vgl.  a.  0.  S.  264  aud  265.  —  Sehr  charakteristiBch  aach  in 
Oldeuburg. 

Es  eotfielen  tob  den  geaammten  Eoaten  der  AnneDpflege  aof 
den  Kopf  der  BevOIkenug 

im  Durchschnitt 
der  Jahre 

in  den  Gebietsteilen     1801  bia  1805    IbTl  bis  1875 


M.  M. 

Marsch   3.22  3.73 

Oldenburg.  Geest    .    .  1.69  2.03 

mttnster.  Geest  ...  0.80  1.00 

Lübeck   3.10  3.48 

Birkeuteld    ....  0.84  2.19 

Vgl.  Kollmann  S.  91.  92.  — 


In  grösserem  Massstabc  sind  Belege  hierfür  in  der  liairischen 
Armenstatistik  zu  finden,  welche  durchgängig  den  Aufwand  der  un- 
mittelbaren Städte  und  der  Bezirksämter  in  den  einzelnen  Regierungs- 
bezirken einander  gegeuüberätellt.    Vgl.  a.  a.  0. 

Wenn  bei  allen  diesen  Angaben  aucli  zu  LcriickKichtigen 
ist,  dass  dem  Wösten  im  allgemeinen  und  dm  Stiidten  ins- 
besondere ein  gröööerer  Anteil  an  der  allgemeinen  Annenla^t 
zufUllt,  so  ist  die  Differenz  der  Betrüge  doch  eine  zu  grüs^e, 
um  nicht  sofort  klarzustellen,  dubs  dei*  Aufwand  im  Osten 
vaaä  atif  dem  Lande  ein  absolut  niedriger  ist 

Selbstverständlich  hindert  die  absolute  Niedrigkeit  des 
Aufwandes  nichts  dass  die  letztgenannten  Bezirke  relativ  höher 
belastet  sind  als  die  ersteren,  insofern  ihre  Leistungsfilhigkeit 
auch  geringeren  Ansprüchen  gegenüber  noch  eine  unzu- 
reichende ist  und  insofern  der  Annenaufwand  die  Gemeinde- 
mittel verhäituissmässig  am  stärksten  in  Anspruch  nimmt. 

§  89. 

Es  ist  üblich,  die  LcistnngsfHhigkeit  eines  politischen  Be- 
zirks an  dem  Masse  der  sog.  Staatssteuerkraft  zu  prüfen. 
Ein  hoher  durchschnittlicher  Knpfhetrag  an  Staatssteuem  soll 
eine  hohe  Leistungst^ähigkeit  ausdrücken,  ein  niedriger  eine 
niedrige.  Das  ist  bis  zu  einem  gewisBen  Grade  richtig,  so- 
weit niuulieh,  als  überhaupt  vernünftiger  Weise  vcm  einem 
Durchschnitt  gesprochen  werden  kann  und  soweit  die  Staats- 
Steuer,  die  immer  in  GM  zur  Hebung  gelangt,  in  Vergleich 
gesetzt  werden  kann  mit  Aufwendungen,  die  ebenfalls  in  Geld 


56  im  Westen,  15  in  den  Industriebezirken  Schlesiens,  0  bei  BecUn  be- 
legen.  Gans  kldne  Undfidie  Gemehiwesen  komoieii  bst  nur  la  Oit^ 

greussen,  Posen  und  Pommern  vor.  Vgl.  PreoM^  Stat  1885,  Stat  Koir. 
.  XXI. 
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'  erfolgen.  Wenn  in  zwei  Gemeinden,  einer  von  SO  und  einer 
von  5000  Einwohnern,  der  dnrchschnitiUche  Staatssteuerbetrag 
30  Mark  betrttge,  so  kOnnte  d&s  im  ersten  Falle  auch  sehr 
wohl  davon  herrühren,  dass  ein  einzelner  1200  Mark  und  die 
übrigen  49  Einwohner  zusammen  300  Mark  aufbringen;  die 
Oesammthöhe  und  der  Durclischnitt  würden  also  von  der 
ganz  zubilligen  Anwesenheit  eines  EiTizclnen  herrühren,  über 
den  nllir»'meinen  Wohlstaiul  nichts  <"rk«'nnen  lassen.  Im  an- 
dern l  alle  würde  dajL^egen  dieser  Betrag  eine  von  zufälligen 
Kreignisseu  unabhängige  sehr  grosse  Wohlhabenheit  eines 
grossen  Teils  der  Einwohner  ausdrucken.  Es  kann  femer 
in  einem  nach  Massgabe  sdner  Staatssteuem  sehr  wenig 
leistungsfilhigen  Gemeinwesen  mit  Uberwiegender  Naturalwirt- 
schaft sehr  wohl  möglich  sein,  einen  hUlflosen  Einwohner  durch 
Reihezug  oder  gemeinschaftliche  Beisteuern  an  Naturalien 
ganz  auskömmlich  zu  unterhalten,  während  der  Gemeinde  die 
baare  Zahlun'r  eines  an  sich  minderwertigen  Aufwandes  sehr 
öchwer  fallen,  ja  vielleicht  unmöglich  sein  würde.  Und  dies  wird 
umsomehr  der  Fall  sein,  je  kleiner  die  Gemeinde  ist  und  je  mehr 
in  ihr  die  Naturalwirtschaft  über  die  Geldwirtschaft  tiberwiegt 
Es  kommt  also  für  den  einen  Teil  unserer  Frage  wesentlich 
darauf  an,  zu  prüfen,  ob  es  derartige  Gemeinden  in  erheb- 
lichem Masse  glebt  oder  ob  Anforderungen,  welche  vornehm- 
lirli  durch  Geldleistungen  befriedigt  weinen  müssen,  in  erheb- 
iic  Ii  t:i  Masse  an  sie  herantreten.  Was  nun  den  ersten  Punkt 
betrifft,  so  ist  die  Zahl  der  kleinen  Gi'nirinden  eine  sehr  be- 
träclitlielie.  Man  ist  zwar  vorschiedener  Meinung  darüber, 
was  unter  kleinen  (icnieimh'ii  zu  verstehen  ist  —  es  ist  hier- 
auf noch  bei  den  auf  Schuilung  leistungsßlhiger  Verbände 
abzielenden  Reformen  zurückzukommen  — ,  aber  jedenfalls  wird 
man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  Gemeinden  bis  500  Einwohner 
als  so  kleine  annimmt,  dass  in  ihnen  auch  schon  vereinzelte 
Oeldansprüche  die  Wirtschaftsführung  wesentlich  beeinträch- 
tigen und  unter  Umständen  eine  sehr  bedeutende  Venuehrung 
der  Gemeindeumlagen  zur  Foljj^e  haben  können.  Um  nur 
die  beiden  grösstcn  Staaten  anzuführen,  so  giel)t  es  in  Prciissen 
von  37  347  Land-emeind.-n  28  325  76.5  "  o,  die  bis  500 
Einw.  haben;  hiervon  haben  n  ieder  5808  15.7  **^o  nur  bis 
100  Einwohner,  und  von  diesen  wiederum  147  (fast  sänmitlich  im 
Osten  der  Monarchie)  15  Köpfe  oder  weniger*).  In  Baiem') 
entfollen  auf  dieselben  Kategorien  bei  im  ganzen  7368  Land- 
gemeinden 5084  =  68.5  ^  0,  jedoch  nur  1  ®/o  auf  diejenigen 
von  unter  100  Einwohner;  bei  diesen  ist  die  geringste  £in> 
wohnerzahl  Sd. 

<)  Neueste  Publikation:  Zeitsefar.  d.  pretus.  etat  Bor.  1885,  Stat 
KoiT.  S.  XX f. 

")  Gem  -Vorz.  des  Kömtrr.  Baiern:   Heft  '6b  der  Beitr.  S.  7. 

F(*r»cüuageo  ('^"t ,  Vi.  4.  -  MuQsUrWrg.  16 


DigitiZCü  by  Google 


242 


VL  4. 


Die  Ausgaben,  welche  an  die  Gemeinden  herantreten 
können,  sind  nach  dem  Gesichtspunkte  der  An^ohörigkeit  und 
des  Aufenthalts  unt(^rschicden :  solch"  fiir  Ai -  (  .  die  in 

der  Gemeinde  aufhaltsam,  und  solche  iür  Aii^^^'chörigc,  die  von 
ihr  abwes(>ii'l  sind;  zweitens  aus  dorn  Gesichtspunkte  der 
Unterstutziingsart;  solche,  die  in  Gewährung  von  Unterhalt 
und  Obdach  bestehen,  und  solche,  die  dui*ch  Unterbringung 
in  eine  Anstalt  gewährt  werden  müssen,  wie  insbesondere 
Enrnkenpflo^e,  Taubstummen-,  Blinden-,  Irren-  und  Siechen- 
pflege, kurz  Untei'stützungsarten,  bei  denen  eine  bestimmte 
Qu:i1ifik<ition  der  Hülfsbediirftigkeit  vorliegt,  die  eine  tech- 
nische Behandlung  erfordern. 

Ueber  die  Verpflichtung  zur  Armenftirsorge  in  den  beiden 
ersten  Fullen  jeder  Kategorie  wird  man  selten  eine  Kln^P 
seitens  der  Gemeinden  selbst  vernehmen;  mit  diesen  ihr«'ii 
Angehörigen  findet  sich  die  (  Tcmcinde  so  gut  oder  so  schlecht 
ab,  wie  es  eben  preht.  HMutiger  ist  die  Klage  seitens  der 
Freunde  des  Armen wesens  wie  der  Auiäichtsbeliürdeu,  das« 
'der  Zustand  der  Ortsarmen  ein  ganz  unerträglicher  sei  und 
die  Gemeinde  nicht  einmal  ihnen  gegenüber  die  aus  der  fami- 
lienfthnliclien  Verbindung  erwachsene  und  als  solche  aner- 
kannte Pflicht  hinreichend  erfülle.  Die  Berichte  Über  die 
ländliche  Armenpflege  gewähren  von  Alters  her  und  noch 
gegenwilrtig  einen  Einblick  in  wahrhaft  erschreckende  Zu- 
stände. 

Die  Frage  ist  neuerdings  Gegenstand  dngehender  Uatersnebmig 

geworden.  Vgl.  namentlich  die  Referate  von  Ziller,  Huzel  und 
V.  Reitzcnstein  betr.  die  ländl.  Armenpflege  für  den  D.  V.  f.  A.  u.  W. 
1884  und  1885.  Die  letzten  Verhandlungen  haben  zur  Nieder- 
setzung einer  ;nis  IH,  allen  Teilen  Deutschlands  angehorigen  Mit- 
gliedern bestehenden  Kümmi.ssi()n  geführt,  welche  diese  Zustände  ge- 
rade mit  Bezug  auf  die  Leistmigstähigkeit  der  ländlichen  (jemeinden 
untersuchen  suil.  Inzwischen  hat  die  Kummiösiou  die  Ergebuisäe 
ihrer  Untersachung  in  Bachform  unter  dem  Titel:  Die  ländliche 
Armenpflege  nnd  ihre  Reform  (FreilmTg  i.  B.  1886,  Wagner- 
sehe  UmTersitätshaclibandlnng)  verliffentlicht  In  dem  ersten  Teile 
(S.  1—172)  werden  die  in  den  Drucksachen  des  D.  V.  verstreuten, 
auf  den  Gegenstand  bezüglichen  früheren  Berichte  und  Yerhand- 
huigen  zusammengefasst,  sowie  die  Komniissionsbeschlüsse  nnd  ihre 
Begründung  mitgeteilt.  Im  zweiten  Teile  (bis  jetzt  128  Seiten) 
solltin  die  Berichte  der  Kelerenten  für  die  einzelneu  (lebiet^teiie 
Deutschlands  abgedruckt  werden;  hierfür  ist  noch  ein  zwti;  :-  liand 
in  Aussicht  gestellt.  —  Auch  ist  die  Frage,  eingeleitet  liurcU  die 
Referate  des  Landesdirektors  Graf  Wintzingerode  nnd  Ober- 
amtmann  Hnzel,  auf  der  7.  Jahresversammlung  desD.  Y.  (21.  nnd 
22.  Septottber  1886)  znm  Gegenstand  der  Yerhandliing  nnd  Be- 
schlnasfassong  gemacht  worden.  —  Leider  habe  ich  dies  namevt- 
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Ueh  in  Ansebimg  der  Eiozelberichte  ftoflsent  «ertyolle  Material 
nicht  melir  ansgielng  benutzen  können,  da  dasselbe  erst  wahrend, 
oder  kurz  vor  der  Korrektor  erschienen  ist.  Doch  möchte  ich  ganz 
allgemein  bemerken,  dass  weder  durcli  die  thatsächlichen  Wahr- 

nehraungen  der  TJerichterstattcr,  noch  durch  die  neuen  Verhandlnngen 
und  Beschlüsse  des  Vereins  die  Keformbestrebungen  eine  verilndrrto 
Richtung  erhalten  haben.  Es  wird  sich  dies  noch  fftr  die  einzeliieu 
Punkte  im  Verlaufe  der  unten  tolgenden  Darstellung  ergeben. 

Einem  landi dl Ucheu  Berichte  vom  Ende  der  vierziger  Jahre 
«n  die  R^erung  zu  Marienwerder  Aber  den  Zustand  der  Armen- 
püege,  abgedruckt  bei  Kries  S.  359,  entnehme  ich  das  Folgende: 

„Ohne  Yergtoich  noch  übler  ist  der  Zustand  der  Armenpflege 
auf  dem  Lande.  Nicht  eben  dass  es  an  Gaben  fehlte;  die  städti- 
schen wahren  und  Pseudo- Armen  haben  vielmehr  einen  grossen  Teil 
ihres  Unterhaltes  vom  Lande,  wo  ihnen  von  einigen  aus  Mitleid, 
von  noch  mehreren  aus  Furcht  vor  Rache  eine  Gabe  selten  ver- 
weigert wird.  Aber  es  mangelt  hier  nicht  nur  an  allen  Anstalten 
zur  gehörigen  Unierbringung  von  Hülfsbediiritigen,  sondern  an  jeder 
Organisation  der  Armenptlege.  In  früheren  Zeiten,  in  denen  hülfs- 
bedttrftige  Arme  auf  dem  Lande  flberhanpt  noch  eine  Seltenheit 
waren,  ersetzte  diesen  letzteren  Mangel  ein  dtneh  dauerndes  Untere 
«inanderwobnen,  geringen  issseren  Verkehr  und  wichtige  gemeinsame 
Interessen  enggeschlossener  Dorf  verband,  in  dem  es  anch  dem  Armen 

wohl  werden  konnte   Nachdem  aber  die  Agrargesetze  diese 

alten  Verbindungen  aufgelöst  und  die  zahlreiche  Klasse  der  I.os- 
Icut»^  geschaffen  haben,  die  bald  hierher  bald  dorthin  ziehen,  mit 
Gutsherren  und  Gemeinden  nicht  leicht  in  nähere  Verhältnisse 
treten,  das  Einschreiten  der  Armenpflege  uher  viel  öfter  notwendig 
mucheu,  als  früher,  hat  sich  der  Charakter  und  das  ßedUrfuiss  der 
Armenpflege  auf  dem  Lande  völlig  verändert.  Wer  Untersttttzungs- 
ansprttche  macht,  wendet  sich  damit  notgedrungen  alsbald  an  die 
kaniglicben  Behörden.  Er  wird  über  seine  heimatlichen  YerhftltiüBse 
vernonmien,  ärztlich  imtersucht,  und  sofern  sein  Antrag  danach  be- 
gründet scheint,  der  betreffende  Ortsvorstand  zur  entsprechenden 
Fürsorge  angewiesen.  Nun  werden  von  diesem  Einwendungen  er- 
hoben, (leren  Untersuchmijz  oft  Monate  lang  dauert  und  während 
deren  bei  dem  Zustande  der  Dorf  Verwaltung  eine  vorläufige  Unter- 
stützung in  der  Kegel  nicht  zu  erzwingen  ist.  Bleibt  der  Gemeinde 
endlich  kein  Ausweg,  so  dringt  sie  auf  Natural  Verpflegung  der  Reihe 
nach,  wohl  wissend,  dass  selbst  dann,  wenn  Abbauten  die  Ausführung 
nicht  völlig  unmöglich  machen,  die  Art,  wie  eine  so  erzwungene 
Annenpflege  von  den  Meisten  einmal  gewährt  wird,  auch  dem  Ge- 
duldigsten das  V\riederkommen  verleidet.  So  verkommen  auf  dem 
Lande  die  meisten  Armen  und  ernfthren  sich  nur  durch  Bettelei, 

die  sie  unverhohlen  treiben  Rs  macht  dabei  wenig 

Unterschied,  ob  der  Verarmte  lange  oder  k u  i- z e 
Zeit  im  Dorfe  gewohnt.  Nach  10-  und  20 jährigem  Auf- 
enthalt von  Einwohuertamilien  tindet  mau  dasselbe  Sträuben  der 

16- 
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Gemeinde,  etwas  Geoflgendes  zur  Beihülfe  za  thim,  eben  weil 
zwischen  den  Bauern  und  den  Einwohnern,  die  meist  auswärts 
arbeiten .  ein  näheres  Yerhältniss  durch  die  Nachbarschaft  der 
Wohnuiig  gar  nicht  begründet  und  der  Bauer  überhaupt  im  all- 
gemeinen  auch   hartherzig   ist   Hierzu    kommt  nun  die 

wirkliche  Unzuliuigliclikeit  so  vieler  Ortsverbände,  die  oft  nur 
aus  wenigen  Bauern  oder  aus  unbemittelten  Käthnern  und  Ein- 
wohnern bestehen,  welche  selbst  kaum  das  Leben  haben. 

Eine  besondere  Nachtseite  der  IfindUchen  Armenpflege  bilden 
die  Armenhänser,  auf  welche  noch  in  anderem  Zusammenhange 
zurückzukommen  ist.  Yergl.  unten  die  §§  187  u.  206.  Mannigfadie 
Mitteilungen  über  diese  bei  Em  min  gh  aus  II  S.  386  ff.  —  Neuere 
Nachrichten  aus  Sachsen  in  Zcitschr.  Jahrg.  27  S.  209.  Es  be- 
standen nsr?  Gemeindearmeuhauser,  davon  1053  in  Dörfern,  mit 
10  533  Insassen,  hiervon  3  884  Kinder  unter  11  J.,  —  überhaupt 
in  den  Städten  2  8u7,  auf  dem  Laude  7  72G.  —  Besonders  beachtens- 
wert sind  die  auf  sorgfältigen  lokalen  Untersuchungen  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  berahenden  Mitteilangen  Uber  Wflrtemberg.  £a 
wurden  bei  den  seit  1876  regelmässig  stattfindenden  oberamtsärzt- 
Uchen  Medizinalvisitationen  der  Gemeinden  in  Besag  auf  den  Zu- 
stand der  Armenhäuser  1200  Rezesse  (Verfügungen  zur  Beseitigung 
vorgefundener  Mängel)  gezogen.  Das  allgemeine  Urteil  über  die- 
selben lautet  wöitlich: 

.Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Armenhäuser  in  einem 
unbetriedigenden  Zustande  betroffen.  Abgesehen  von  der  in  der 
Regel  ganz  buuiulUgen  und  verwahrlosten  Beschaffenheit  des  Hauses, 
dem  hihen  Grade  yon  Schmatz  und  Unreinlicbkett  in  den  Wob« 
nungen,  der  häufigen  UeberfUlung  der  feuchten  und  ungesunden 
Parterrewohnungen  mit  vermodertem  oder  gar  keinem  Bretterbode% 
dem  traurigen  Zustande  oder  gänzlichen  Mangel  des  Abtritts  — 


ergab  sich  noch  eine  ganze  Reihe  der  verschiedensten  Ausstellungen.* 
Vgl.  den  Bericht  in  Würt.  Jahrb.  f.  St.  u.  L.  1879  S.  265. 


Gleichwohl  wiixl  man  aus»  dem  Fehlen  der  Klagen  der 
Gemeinden  auf  der  einen  und  der  Rügen  der  Behörden  auf 
der  anderen  Seite  nicht  ohne  weiteres  scbliessen  dtlrfen,  dass 
die  Aiiucnlaat  bezüglich  dieser  Personen  der  Leistungsfähig- 


giebt  in  der  Tliat  Gememaen,  in  denen  der  allgemeine  Zustand 
.so  kümTnorlich  ist,  dass  sclb.st  die  Mitdurclif^itterun^  eines 
alten  Kiiiwoiiner.'i  mit  einfachster  Kost  eine  Last  ist,  und  es 
gieht  andere,  in  denen  die  l)äu('rlieho  Lethargie  und  Unge- 
neigtheit,  mehr  als  das  aVIleräusjieröte  zu  thun,  fast  unüber- 
windlich ist. 

Dagegen  stehen  jenen  beiden  anderen  Anforderungen  im 
ganzen  alle  kleineren  Gemeinden  leistungBunfUhig  gegenüber. 


§.  90. 
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^^\:ml  sie  für  Angehörige,  die  ausserhalb  uiiterstiitzung.sljüdürttig 
werden,  den  hierfür  genicachten  Aufwand  baar  erstatten  und 
für  kranke  oder  gebrechliche  Gememdeangeh(5rige  in  Yer- 
pflegungsanstalten  die  Üblichen  Verpflegungssätze  baar  be- 
zahlen müssen,  da  sind  selbst  die  niedrigsten  Beträge  eine 
schwere  Last;  sie  ist  besonders  in  dem  ersten  Falle  der  Ge- 
meinde um  so  empfindlicher,  als  sie  die  Erstattung  nicht  nach 
den  innerhalb  der  Gemeinde,  sondern  u  h  Ii  den  am  Unter- 
stützungsort, meist  grossen  und  teueren  tJtädten,  geltenden 
Lebensmittclureisi'ü  zn  leisten  hat.  In  diesem  Zusammenhange 
ist  insbesonaere  diejenige  Bestiniiiiuiig  zu  erwähnen,  welche 
den  Armen  verband,  innerhalb  dessen  Jemand  seinen  Unter- 
attttzungswohnsitz  hat»  zur  Unterstützung  auch  derjenigen  An- 
gehörigen desselben  verpflichtet,  welche  noch  keinen  selbstän- 
digen Untersttttzungswohnsitz  erworben  haben,  also  aller,  die 
noch  nicht  26  Jahre  alt  sind,  Angänglicli  ihn-  zweiten  Kate- 
gorie bedarf  es  keines  Beweisen,  dass  eine  Gemeinde  von  500, 
]i\  selbst  von  wenigen  tausend  Einwohnern  für  sich  allein  kein 
Krauki  nhaus  und  noch  weniger  eine  jener  Anstellten  erriehten 
kann,  w<'khe  zur  Pflege  schwerer  geistiger  ixler  kör)»er- 
licher  Gebrechen  bestimmt  sind.  Iiier  handelt  es  sieh  also 
für  die  Gemeinde  immer  darum,  ob  sie  derartige  Ffllle  ver- 
nachlässigen soll  —  ein  Ausweg,  der,  wie  unten  gezeigt  werden 
wird,  sehr  häufig  ergriffen  wird  — ,  oder  ob  sie  zu  der  sehr 
beträchtlichen,  150 — 300  Mark  im  Durchscbnitt  betragenden 
Ausgabe  fUr  An^taltspflege  sieh  cntschliossen  soll.  Da  die 
erstere  Eventnalitilt  dem  Sinne  der  gesetzlichen  Ai'menpflege 
durchaus  zuwiderlilut't .  so  wird,  wenn  auf  die  Krtulhm^'  der 
andern  gednin^aMi  werdiMi  niuss,  dem  betroüenen  Armenver- 
band«' eiiu^  oft  uner.seliwin^'iieiie  Last  auferlegt. 

Um  eine  Vorstcllun,L^  davon  zu  geben,  um  welche  Siuumen 
es  sich  handelt,  die  genügen,  eine  kleine  Gemeinde  aus  dem 
Oleichgewicht  zu  bringen ,  möchte  ich  auf  die  Beiträge  hin* 
weisen,  mttt(ds  welcher  die  Landarmenverbände  überlasteten 
Ortsannen  verbänden  zu  Hülfe  kommc^n.  So  gewährte  der 
L.-A.-V.  der  Provinz  Brandenburg  1885:  36  Ortsannenver- 
bjtndeu  Beihülfen,  die  sich  auf  7562  Mark  beliefen,  darunter 
solc  he  von  60.  90.  lOi),  180,  200  Mark  u.  s.  w.  Schleswig- 
Hnistein  nnter.siiitzte  1884  —  85:  3  O.-A.-V  mit  zusammen 
745  Mark,  Hannover  1884:  1<)  mit  insjresammt  3402  Mark, 
wovon  einzelne  mit  50,  75,  100,  200  Mark  u.  s.  w.  Die  un- 
mittelbare Rückwirkung  des  einzelnen  Armenpflegefalles  auf 
die  Hohe  der  Gemeindeumlagen  erhellt  sehr  deutlich  aus  den 
liachweisungen  für  Oldenburg ^  den  einzigen,  aus  welchen 
<lerartige  Details  ersichtlich  sind  So  betrugen  in  einigen  der 
kleinen  Gemeinden  die  Gemeindeumlagen  in  Mark : 

KoUmann  S.  220  Tab.  XUI. 
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loiU 

Icfil 

loTö 

lö74 

lc75 

TT  11 

Holle 

019 

844 

1741 

182b 

1417 

1421 

Sandel 

378 

452 

501 

389 

444 

358 

Oldorf 

740 

420 

032 

905 

1079 

1322 

^riddojT^p^e 

9Ö4 

1105 

1136 

1843 

643 

608 

Bakum 

1261 

1203 

652 

1371 

1483 

737 

Hundoöeii 

492 

520 

136 

127 

327 

447 

M«in  nimmt  eine  offenbar  von  Zußllligkeit(;n  vielfach  be- 
dingte Höhe  der  Umlagen  walir.  Und  darin  liegt  eine  sehr 
gefiihrliehc  Verwandtschaft  mit  der  Stantsstem  i-kraft  der  (ie- 
niPinde.  Auch  diene  ist  von  dem  sehr  zutiilli^^t  n  Unistandf^ 
abhängig,  ob  der  eine  oder  der  andere  bemittelte  Einwohner 
in  der  Gemeinde  lebt.  Die  Einnahmen  werden  ganz  andere, 
wenn  dieser  eine  fortzieht,  wie  die  Angaben  andere  werden, 
wenn  ein  einzelner  koBtspieliger  AnnenpHegefall  Torkommt 
Uebrigens  ist  hier  eine  Scheidung  zwischen  Östlichen  und 
westlichen  Gemeinden  nicht  wohl  angängig;  so  kleine  Gemein- 
schaften stehen  gewissen  Anforderungen  immer  hülflos  gegen- 
über; ja  eher  sind  die  letzteren  noch  im  Nachteil ,  weil  im 
Westen  die  Oeldwirtschaft  überwiegt. 

Schreitet  man  von  dem  Verhältniss  von  Leistiinirsföhig- 
keit  und  Armenlast  in  den  kl' nisten  Gemein  wirtschaften  fort 
bis  zu  dem  in  kleinen,  mittleren  und  grossen  Gemeinwirt- 
Bchaften,  so  nimmt  man  wahr,  dass  mohr  und  mehr  mit  zu- 
nehmender Grösse  derselben  dit  Ziiiiiiii^keiton  sich  ausgleichen 
und  daas  von  einem  gewissen  Punkte  an  nicht  mehr  einzelne  Fälle 
von  Bedeutung  för  die  Annenlast  sein  kennen,  sondern  nur 
noch  ganze  Kategorien  von  Fällen  es  sind,  welche  die  Höhe  des 
Armenaufwandes  bedingen  und  unter  Umstunden  eine  gewisse 
LeistungsunflLhigkeit  zur  Folge  haben. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  daa  bei  Betrachtung  dea 
wirtschaftlicben  Aequivalents  gewonnene  Ergebniss  in  Bezug^ 
:iuf  die  jünp^eren  Altersklassen  bemerkenswert  und  nacl»  ( inigeu 
Richtungen  hin  näher  zu  betrachten.  W  ie  wieth-rliolt  naeh- 
gewiesen  woi-den,  sind  es  gerade  diese,  die  jüngeren  Alters- 
klasöun,  welche  den  Hauptiinteil  an  der  Wanderbewegung 
haben,  welche,  teils  durch  vorhandene,  teils  durch  erhoffte 
Erwerbsgelegenheit  angezogen,  oft  auch  nur  dem  Hange  zum 
Umherschweifen  nachgebend,  den  Stüdten  und  Industriebeairkeu 
zuströmen.  Sie  bilden  in  der  That  ganze  Kategorien  ftlr  sich, 
die,  soweit  sie  untersttttzungsbedürftig  werden,  auch  für  die 
leistungsftlhigste  Gemeinde  eine  schwere  Last  werden  können. 
Es  ist  also  vor  allem  ^vi<•ht^^r,  y.n  erfahren,  oh  imd  aus  welchen 
GrüiwhMi  für  diese  Kategnri«  !!  l'iitei-'^tntzuiigen  nötig  wenlen. 
BHraehtet  man  aus  diesem  ( i(isiehtö[»iiükte  die  nheu  (S.  219) 
in  Ansehung  der  xVüt'cndialtftdauer  mitgeteilte  Tabelle  näher, 
so  findet  man,  daas  der  Anteil  der  Personen  nn't  kurzer  Aufent- 
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haltsdauer  an  den  vorübergehenden  UntcrstiUziinf^en  in  Leipzig 
wie  in  Drosfleii  «  iü  s»'lir  vi<^l  höherer  ist,  als  der,  den  s?*»  an  d^n 
dauernden  Uiit«'rsttitzmi^c>n  ii«4iTiicn  :  oine  Wahrnehmung,  die 
allgemeinere  Bodt'utun;^-  iM  aH.spruchen  kann,  weil  sie  mit  dem 
übertiiiistimmt,  was  flic  tiigliclic  Eriahnuig  lehrt  und  wjis  in 
der  Katar  der  Sache  liegt.  Jüngere  Menschen  sind  vor  allem 
auf  ihrer  Httnde  Arbeit  angewieeen  und  bedürfen  einer  ünter- 
stUtzung  —  die  Fttlle  völliger  körperlicher  Unföhigkeit  und  ganz 
jugendlichen  Alters  lasse  ich  hier  ziuiächst  ausser  Betracht  — 
nur  für  den  Fall,  dass  vorübergehende  Ursachen  ihre  Arbeits- 
föhigkeit  beeinträchtigen  oder  es  ihnen  an  Arbeitsgelegenheit 
mangelt. 

Auch  hierftr  liefert  die  Statistik  viellwhe  Betspiele.  Im 
Königreich  Sachsen^)  ivurden  18B0  von  den  vorübergehend  Unter* 
stützten  wegen  Krankheit  59.20»  wegen  Arbcitslu  i  ikoit  9.65,  wegen 
geringen  Lohns  7.67,  also  zusammen  mehr  als  75  ^iv  unterstützt. 
In  einigen  Bezirken  stellte  sioh  das  Verhältnis';  norh  höher,  so  in 
der  .Vmtsbauptmannschai't  Grimma  auf  85,  iu  Leipzig  auf  88,  in 
Chemnitz  auf  95  ^lo. 

Ebenso  ergiebt  der  Durchschnitt  der  40  Arnienverbände  46 
und  18^0  für  Krankheit  und  Arbeitslosigkeit -j.  Die  Statistik  der 
prenss.  Heilanstalten  für  die  Jahre  1877—1879  ergab,  dass  von 
sftmmtlichen  in  Anstalten  verpflegten  Münnem  die  Mehrzahl  im 
Alter  von  25  bis  SO  Jahren,  jedoch  mit  Hinzurechnung  der  Militär- 
kranken  im  Alter  von  20  bis  25  Jahren  stand*).  Sind  hier 
zwar  auch  keine  Unterschiede  zwischen  bedürftigen  nnd  vermögenden 
Kranken  gpmarht,  so  wird  es  doch  unbedenklich  sein,  auch  analog 
für  bedürftige  i'crsonun  dies  Verhältniss  als  das  richtige  anzunehmen. 
Für  pinc  einzelne  Klasse  von  Personen,  die  zweifellos  überwiegend 
bedüriiig  sind  und,  soweit  nicht  Kraiikcuversicheruuü  iur  sie  ein- 
tritt, notorisch  der  Armenpflege  anheimfallen,  —  für  die  Dienst- 
mftdchen  und  Fabrikarbeiterinnen  ergab  sich  folgende  Frequenz  nach 
Altersklassen^). 

S.  Tabelle  auf  folgender  Seite. 

Die  Kategorien  von  20  bis  30  Jahren  bildeten  demnach  66  ^/'o 
allor  angenommenen  Personen;  bei  den  Dienstmädchen  entfielen 
rund  88%  auf  die  Altersklassen  von  15  bis  30  Jahren. 

Um  die  Bedeutung  dieser  Zahlen  fUr  die  Armenlast  zu 
würdigen»  muss  man  noch  einige  andere  Unist&nde  in  Betracht 
stehen.   Wenn  allerdings  auch  fUr  neu  zugezogene  Personen 

unter  26  Jafir«'n  dnr  Armenverband  zur  Unterstützung  ver- 
pflichtet ist,  in  welchem  die  Eltern  der  Bedürfitigen  ihren 


1)  A.  a.  0.  Jahrg.  28  &  84.  85. 

2)  A.  a.  0.  S.  30. 

*)  Preuas.  Stat  LXV  (mS)  S.  XIX.  XXI  Tab.  e. 
^)  £baiMla  8.  125  Tab.  7.  8. 
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Von  iiisgesammt  4  879  bezw.  4  748  unverheirateten  weiblictoa 
Pmon(»n.  welche  1878  bezw.  1879  in  Preussan  in  £ntbuidaiigs- 
anstalten  entbanden  wurden,  waren; 


1.5-20 
Jahie 

20—25 
Jahre 

25—30 
Jahre 

30  Jahre 

ihm! 

■4aw 

dflttfhflr 

wt  wa 

all** 
Altere- 

über- 
hanpt 

DieaBfanSdchen 

1878  .... 

801 

1554 

979 

861 

3195 

1879  .... 

418 

1542 

878 

354 

3192 

FBlmkarbeitehnnen 

1878  .... 

99 

279 

160 

127 

665 

1879  .... 

110 

237 

125 

82 

554 

Unterstiitzungswohnsitz  haben  ^  so  hat  man  dem  gegenüber 
sich  ins  GedichtnisB  zu  rufen,  dass  §  29  des  Gesetzes  über 
den  Unti  rrttiitzungswohnsitz  dem  Armenverbande  des  Dienst- 

und  Arbtütsortes  die  Verpflichtunj::  auferlegt,  gewisse  —  es 
sind  oben  die  hier  am  meisten  interossfrenden  —  Porsonen- 
klassen  auf  die  Dauer  von  6  Wochen  ohne  ATispnich 
auf  Ersatz  in  Krankhtiitdfallun  zu  verpflccon.  Es  koiiiiut 
weittT  hinzu,  dass  Gemeinden  mit  guten  Krankonauötalteu 
sowold  eine  grosse  Anziehungskraft  auf  die  Kranken  selbst 
ausüben,  als  auch  kleine  benachbarte  G^emeinden  veranlassen, 
ihre  Kranken  dorthin  zu  schaffen,  das»  aber  von  dem  ror- 
läufig  verpflegenden  Armen  verband  nicht  der  wirkliche  Auf- 
wand, sc)nd(;rn  nur  ein  tarifmässiges ,  hinter  dorn  wirklichen 
Kost<'naiif\Ynnfl  viclfacli  zuriickbleibendes  Pauschquantum  ge- 
fordert worden  darf.  Kiullii'li  ist  die  ganz  allijrcnieiiic  V^^r- 
])fliclitung  der  Aniieii\ erbäude  zur  vorlUutigeu  l-'^ürsorge  hier 
insofern  von  bnsr)nderor  Bedeutung,  als  sie  die  —  in  die!«<*r 
Beziehung  bchou  im  öffentlichen  Gcsuudheitsinteressc  gcwibaien- 
haften  —  grosseren  Gemeinden  viel&ch  nötigt,  Kranke  auf- 
zunehmen und  zu  verpflegen,  deren  Hei^unft  nicht  genau  zu 
ermitteln  ist  und  für  welche  sie  auch  die  Kosten  nur  im  Falle 
strikten  Nachweises  des  mangelnden  Unt(;rstützun;2;s Wohnsitzes 
erstattet  erhalten.  In  allem  diesem  liegt  fUr  diejenigen  Ge- 
meindon, zu  denen  hin  der  Zuznj::  rtm  stärksten  stattHiidet. 
eine  schwerere  Belastung  als  in  der  i^  ürsorge  für  diejenigen 
Pfj-soiien.  welelie  iliiien  dureli  liiugtn-on  «Aufenthalt  angehöreu; 
und  z\veit»'lh>8  »ind  von  diesen  wie<lerum  diejenigen  am 
stärküteii  Itelastct,  die  nur  deshalb  zu  vorläufiger  Fürsorge 
vielfach  genötigt  sind,  weil  sie  an  den  grossen  Hoerstraasan 
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liegen  und  für  den  grossen  Strom  ehrlicher  und  unehrlicher 
Beisenden  bequeme  Statianen  bilden. 

Ueber  diese  Belastung  durch  Krankenpflege  sind  auch 
seitens  der  grossesten  Gemeinden  die  Klagen  sehr  naehdiück- 
liche  und  gewiss  in  eben  dem  Masse  als  berechtiirt  m  er- 
achten ,  als  die  j)er.sönh"clie  Verbindung  des  unterstützenden 
Armenverbandes  mit  dem  unterstützten  Individuum  eine  rein 
äusserliche  und  zufällige  ist^). 

§  91- 

Abjn^eschen  von  den  im  Vorstellenden  liervor;i:('li<)l)eneii 
Momenten  wird  sich  nun  eine  scharfe  Gr(?nze  hezüglieh  der 
Leistungsfähigkeit  in  den  einzelnen  Gemeinden  seliwor  ziehen 
lassen.  So  zweifellos  unfUhig  in  vielen  Beziehungen  die 
kleinsten  Gemeinden  sind,  so  zweifeUos  filhiff  sind  die  grossen 
und  grössten.  Zwischen  ihnen  H^gt  eine  Zam  von  Gemeinden, 
die  bald  das  eine^  bald  das  andere  sind ;  die  Ffille  der  hier 
in  Betracht  fallenden  individuellen  Bedingungen  und  Zustände 
kann,  wie  jeder  Blick  in  eine  kommunale  Finanzstatistik 
lehrt,  nicht  erschöpft  werden.  Aber  jedenfalls  darf  man,  so- 
bald man  die  kleinen  Gemeinden  ausser  Betracht  lässt,  die 
Staatijsteuerkraft  als  einen  im  ganzen  zutreffenden  Massstab 
der  LoistungsfHlii^keit  betrachten.  Hier  ergiebt  sich  nun 
^wieder  der  oft  betonte  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land, 
zwischen  Osten  und  Westen,  sobald  man  die  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  entfallenden  Beträge  nach  grösseren  Bezirken 
(Proyinzeiny  Regierungsbezirke)  zusammengefasst  mit  einander 
vergleicht  Auch  bleibt  dieser  Gegensatz  noch  wahrnehmbar, 
■wenn  man  auf  kleinere  Bezirke  (Kreise,  Amtsverbände  u.  s.  w.) 
zurückgeht;  aber  schon  hier  beginnt  eine  Differenzirnng,  die 
innerhalb  derselben  Provinz  zwischen  zwei  benachbarten 
Kreisen  liervortritt,  um  sich  in  den  einzelnen  Gemeinden 
innerhalb  dcöselben  Kreises'^)  fortzusetzen. 

In  noch  höhcrem  Masse  ist  dies  der  Fall  bezüglich  der 
Gtemeindeabgaben.  Lttsst  sich  auch  hier  eine  gewisse  Oleich- 
mässigkeit  des  Fortschreitens  der  Belastung  von  Osten  nach 
Westen,  vom  Lande  na(  h  den  Städten  hin  durchaus  nicht  ver- 
kennen, so  sind  hier  doch  bereits  die  provinziellen  Verschieden- 
heiten sehr  grosse;  sie  steigern  sich  sehr  erheblich  in  den 
einzelnen  Kreisen,  um  in  den  einzelnen,  solhst  nlUhst  benach- 
barten Gemeinden  zu  Gep^ensHtzen  zu  führen,  di*'  nur  durch 
eingehende  Betrachtung  aller  für  die  Besteuerung  massgeben- 

Vgl.  hierzu  §  172  ff.  und  die  dort  mit^eteiltai  Belege. 
*)  Blit  geradezu  verblfiffnider  Denflichkeit  erhellt  dieser  Gegensatz 
von  Osten  und  Westen  aus  denkartograph.  Darstellungen,  die  T  zscnoppe 
seiner  l>('arbeitutig  der  Ergebnisse  oer  preuss.  Finanzstatistik  für  1883 — 84 
beigeftigt  hat.  V^gl.  Zeitschr,  des  preuss.  stat  Bureaus  1884  hinter  234. 
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den  Umstände  erklttrt  werden  können,  auf  den  ersten  Blick 
aber  kaum  Terständlich  sind. 

Ich  inass  mick  Mer  mit  der  Reproduktion  einiger  weniger  Zahlen 
begnügen.  Das  mehrfach  erwfthnte  ktmimimalfinanzstat.  Material  bietet 
eine  Folie  von  BeiBpielen. 

In  den  prenaeiaehen  FrovinzMi  ergab  sich  1888/84  folgendea 
Yerh&ltniBs: 


irroyiiizen 

Stadtgemeiiicleii 

Landgemeinden 

RH 

direkten 

St!intH- 

Muk 

an 
abgaben 

■ait 

direkten 
Staats- 

an 

VjrcUIVrlllil  c* 

abgaben 
IlMk 

5.82 

8.66 

2.09 

2.64 

II.  Westj^reusseu  .... 

5.39 

9.62 

2.42 

S.98 

m.  Stadtkreis  lierlin   .  . 

15.38 

21.81 

IV.  Brandeuburg  .... 

5.G4 

7.85 

3.49 

2.95 

6.04 

6.85 

2.75 

1.64 

i.CA 

5.68 

1.97 

1.27 

VIL  Schienen  

7.29 

8.94 

2.40 

2.54 

Tm.  äMhsen  

IM 

7.61 

5.48 

2.58 

IX.  Sehleswig-Holstefai.  . 

6^ 

18^ 

7.09 

7.91 

7.8$ 

8.56 

4.60 

8.28 

5.71 

9.68 

8.71 

6.78 

Xn.  Heeaen-Nasaatt  .  .  . 

21.01 

16.69 

8.22 

8J64 

XIIL  Rhdnlaad  

7.58 

18.84 

8.80 

7.28 

XIV.  Hohenzollern  .... 

Ü.40 

7.23 

3.44 

7.90 

11.46 

3.52 

402 

So  bietet  imier  andei  eu  auch  ein  Teil  der  vviir  Lern  bürg.  Ober- 
amtabezirke  eine  bunte  Musterkarte  Yorschiedenartigster  Belastung, 
Z.  B.  betragt  der  Gemeindeaehaden  in  %  der  Staatasteaem  im 
Oberamtsb.  Mflnsingen  in  den  Gemeinden: 

Anhausen  «  164*7 

Erbstetten   194.9 

Gundelfingen  ....  244.2 

Justingen   171.4 

HfiUen   845.1 


Kohlstetten  . 

•  .  0 

Wilfingcn  .  . 

.  .  64.4 

Feldstetten  . 

.  .  113.0 

8  92. 

Das  cino  erhellt  aus  der  verglcicliönden  Betrachtung  des 
Standes  der  iStaats-  und  Gemeindeabgaben  mit  unzweifelhafter 
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Oewissheit,  dass  es  eine  grosse  AnzaM  von  Gemeinden  giebt, 
die  eine  im  Verhältoifs  zu  ilirer  Stoatssteuerkratt  sehr  hohe 
Gemeindelast  zu  tragen  liaben*).  Für  uns  handelt  es  sich 
hierbei  vor  alloiii  um  die  Frage,  welchen  EinÜuss  auf  die 
H^he  der  Gemeindeifist  di«'  JJöho  dor  Anuenlast  übt. 

Tm  allgemeinen  stellu'  sich  lu  l  'i  * nssen  1^83  — 84  der  Dun  h- 
schiiitt  des  Annenaufwaudcs  in  St^t  und  La  ml  auf  3.8  und 
0.8  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  während  an  Gesammt- 
aoflgabon  der  Gemeinden  28.8  und  6.4M.  auf  den  Kopf  entfielen; 
das  Verhftitniss  war  also  18.2  und  12.2%.  Hierbei  ist  aber 
zu  berücksichtigen,  dass  der  Anteil  auf  dem  Lande  hdher 
aus&Uen  würde,  wenn  die  Ausgaben  für  Gemeindeverwaltung 
fderoii  Hauptaufgabe  vielfach  das  Armenwesen  ist),  sowie  der 
Betrag  der  vielfach  Armenzweckon  dienenden  Korporations- 
abgaben inbegriffen  wftre,  und  dass  der  Betrag  für  die  Städte 
niedriger  sein  würde  ohne  Hinzurrchiumg  der  Ausgaben  für 
öaintäre  Anstalten,  die  nur  mittelbar  der  Armenpflege  dienen. 
Auch  sind  in  den  Beträgen  für  die  Städte  die  Aufwendungen 
mit  verrechnet,  die  von  Berlin,  Breslau,  KOnigsbei^  i.  Pr. 
und  Frankfurt  a.  M.  in  ihrer  Eigenschaft  als  Landarmen- 
verbände zu  machen  waren,  und  endlich  sind  nicht  abgerechnet 
die  Einnahmen  aus  rcntirendem  Armenvermögen  und  anderen 
Einnnhnion  der  Armenpflege.  Roclmet  man  din  letzt(^ren  ab, 
80  ergiebt  sich  auf  den  Tv<»pf  2.(3  und  Ü.7  Mark.  Vcrg-lichon 
mit  den  wesentlichsten  Aulwandszwecken  stellt  sich  folgendes 
Ycrhältniss  heraus: 


1 

« 

•^1 

e,  de 

a 

i 

J 

"3 

4  a 

CS  3 
3  -ö 

4  • 

o 

Ii 

3  < 

^  s 

m 
Iii 

a 

9t 

a 

• 

1 

e 

.5  • 

1.15 
s  • 

-| 

§  H'S 

hl 

in 

1  MIlKoiiai  Mark  absolut 

Stadtgciauindcii  .  . 

272.2 

35.9 

.5^,8 

31.9 

34.3 

24.1 

26.9 

lAndgemeiikdeii .  . 

100.9 

12.9 

0.9 

18.5 

22.4 

ia.3 

7.8 

auf  den  Kopf  Mark 

Stadtgeiiieiiidon  .  . 

28.75 

3.79 

3.37 

3.62 

2..54 

2.84 

Lsndgemeiiiden .  . 

6.42 

i  0.82 

0.06 

1.17 

1  1.42 

0.84 

0.49 

in  Prozent  der  Gesammtausgaben 

Stadtgemeinden  .  . 

100 

13.2 

19.9 

11.7 

12.6 

8.2 

Landgemeinden .  . 

100 

0.9 

18.4 

22.3 

13.2 

7.7 

1)  Leider  liegt  zur  Beurteilung  diet»ea  V  erhältnissed  Detaiimaterial 
nur  io  der  preoas.  Finiaistatislik  vor.  Die  ttbrigen  Staaten,  welche 
finaosstatistisQhe  Nackwcismigen  xa  Beng  auf  dio  Gemsiiidelasten  geben, 
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Man  bemerkt  das  llvlm-wiegesi  der  Ausgaben  ftlr  die  Ver- 
kchrsanlagen  und  Volkssclmlen  auf  dem  Lande,  sowie  dass  dort 
die  OoTneindeverwaltnTig  in  dor  Tliat  einen  höheren  Aufwand 
ab.sorbirt,  als  dio  örtliche  Armeupricju^c  Gewerbliche  Anla^^^en 
kann'n  dort  fast  ^^ar  nicht  vor.  Bcziiglit'h  des  Ueberwiegens  der- 
soIIh  11  in  den  Städten  ist  aber  hervorzuliel)(?u,  dass  zur  Deckung 
derselben  nicht  nur  keine  Steuern  erforderlich  sind,  sondern  um- 
gekehrt diese  Anlagen  regehnAssig  noch  üeberschlUise  ergeben. 

Um  das  Verhttltnisa  der  Aufvrandsswecke  m  den  Pro- 
vinzen ersichtlich  zu  machen,  teile  ich  im  Nachfolgenden  eine 
Tabelle  mit,  in  welcher  der  prozentuale  Anteil  der  Auspiben 
für  die  Armenpflege  und  die  Volksschule,  sowie  derjem^ron 
übriL'^'^'ri  Ausgaben  bereelnut  ist,  welche  in  der  betreffenden 
Provinz  aiu  »tärksten  hervortreten. 

S.  Tabelle  S.  253. 

Die  nebenstehende  Tabelle  deutet  auf  mehrere  benierkens- 
wertf  Kracheinungen :  einninl .  d  tss  «lie  in  den  Städten  auf- 
gewendeten Beträjire  für  Arnien^tiegc,  obwohl  sie  absolut  etwa 
fünfmal  00  gross  sind  wie  diejenigen  auf  dem  Lande,  an  den 
Gesammtausgabcn  geringeren  Anteil  nehmen,  und  zweitens  dass 
die  Ausgaben  Air  VolkBschulwesen  in  einer  gewissen  Besiehung 
stehen  zu  den  Ausgaben  für  Annen|)Hege.  Man  vei^leiehe 
die  niedrigen  Sätze  der  ersteren  Art  in  Posen,  Schleswig  und 
Hannover  mit  der  Höhe  des  Armenaufwandes,  und  ebenso  um- 
gekehrt in  Flessen-Njissan  und  Sachsen.  Freilich  darf  mau 
diese  Zahlen  nicht  überschätzen.  Die  hohen  Sätze  für  Volks- 
seliulwesen  in  <  )st-  und  Westpreussen  sind,  wie  die  absoluten 
Zahlen  belehren^  vielmelir  ein  Zeichen  allgemeiner  ännlicher 
Zustände,  Ausp^aben  für  höheres  Schulwesen  kommen  selbst- 
vcrstiindlich  nur  in  den  Städten  vor;  sie  sind  mit  wiiiigen 
Ausnahmen  höher  oder  ebenso  hoch  wie  die  für  Volksschul* 
wesen  und  zusammen  mit  diesen  meist  mehr  als  dojipelt  so 
hoch  wie  der  Aufwand  für  die  Anneniiflege.  Hier  tritt  das 
ungünstige  Vcrhftltniss  von  Schleswig-Holstein  und  Posen^  das 
günstige  von  Sachsen  und  Hessen-Nassau  nochmals  in  helles 
Licht   Sehr  bedeutend  ins  Gewicht  fallen  vor  allem  auf  dem 

thuD  dies  nur  summarisch  iii  Auächuug  der  Gemeindebesteuerung  im 
ganzen  (wie  Baiem  und  Würtemberg,  8.-Meinineen),  oder  sswar  in  An- 
sehtmg  der  hauptsächlichen  Auf wandsz wecke,  jiwr  nur  für  irrns-iere  Ge- 
bietst eile  (Oldenbuig).  —  Detailoiichweisuugcngiebt  es  für  Preussen  in 
Ansehung  allor  Städte  nur  für  das  Jahr  1^3—84,  und  in  Ansehung 
der  170  StUdte  «ber  10000  Euwohncr  auch  für  1876.  —  N  (Mienlitiirr*  sinn 
die  Finanzen  der  grösseren  Gemeinden  Ballone  nach  Aufwandszweckcn 
gegliedert  dargesrellt,  die  Ausgaben  für  Anncupoüzei  besonders  kennt- 
lich gemacht:  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Oht  Baden  Bd  15  Tab.  1*)  8.  240. 
—  AiHsorJem  die  Publikatioiion  der  Hansestädte  und  die  I>ar8tellnng 
der  12  grössten  bair.  «Städte  von  8eydel.  —  Nsiliere»  Ub»»r  die  Quellen 
oben  in  ^  9  ff.  —  fi!  ist  wiederholt  sni  betonen,  dass  diese  Zahl^ 
nur  d<^  Wert  einer  anniiliernden  Schätzung  besitzen  und  dass  in  ihnen 
die  Finanxen  der  Gatsbezirke  nicht  inbegnfien  sind. 
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Lande  die  Verkehrsanlftgen,  obwohl  die  OrÜichen  Anforde- 
rungen ia  dieser  Beziehung  in  den  Städten  natuigemftsB  sehr 
viel  höhere  sind  und  das  ländliche  Verkehrswesen  in  grösserem 
Masse  aus  Kreis-  iiiul  Provinzialmitteln  bestritten  wird. 

Verfolgt  man,  wie  sieli  ilif  Aufwendungen  weiter  nach 
Krei.s(3n  und  Stadtgemeiuden  ;,^liedern,  so  erhält  man  ein 
äusserst  buntes  Bild,  in  ilem  zwar  auch  wieder  die  allgenieiiie 
Tendenz  des  relativen  Voru  iegens  des  Schul-  und  Armeiiatit 
wandes  in  den  Ostlichen  Provinzen  hervortritt,  dajs  aber  im 
übrigen  eine  Reihe  höchst  individueller  Gtestaltungeu  unvermittelt 
neben  einander  zeigt.  Als  allgemeinstes  Ergebnis»  darf  man  be- 
trachten,  dass  in  der  Regel  unter  den  grösseren  Aufwands- 
swecken  die  Armenpflege  in  den  Städten  die  viLMte,  auf  dem 
Lande  die.  zweite  oder  dritte  Stelle  einnimmt  und  dass  der 
Aufwand  in  der  Kegel  da,  wo  er  absolut  nm  höclisten  ist,  den 
relativ  i^eringsten  Anteil  an  den  GesamniLausgaben  imt. 

Deutet  sehdii  das  Vorstehende  darauf  dass  es  vor  allem  die 
grossen  Geniel adeu  sind,  in  denen  die  Arnienplicge  mehr  in  den 
Hintergrund  tritt,  obwohl  sie  am  stärksten  dem  Zuzöge  aus- 
gesetzt sind,  80  wird  diese  Wahrnehmung  durch  eine  Ver- 
gleichung  des  Armenaufwandes  seitens  einer  Anzahl  grösserer 
Städte  in  den  Jahren  1876  und  1884  vollauf  bestätigt  Ei 
betrug  nämlich: 


in 

die  Höhe  dos  Annen- 
anfwaadss 

die  Uemeiude- 
abgaben  anf  den 
Kopf  der  Bev5lke- 

rang 

\m 

1884 

1876  i 

1884 

5082492 

7989724 

21^  ! 

22.21 

1861782 

1220041 

15J0 

16.25 

1585525 

1886801 

22^  ! 

22.87 

842828 

466220 

10.24 

11.45 

895455 

655015 

ia44  ' 

11.40 

314  oOO 

535  492 

14.55 

13.59 

215  739 

344210 

11.98 

17.09 

377  495 

499  362 

14.55 

16.11 

Efpen  

lv>3  273 

15.74 

11.45 

12S  505 

168  093 

17.28 

17.77 

176  (589 

196  S(>0 

8.33 

10.61 

137  267 

149  100 

8.92 

12.85 

147  228 

105050 

18.84 

26.85 

Idühlheim  a.  Rhein   .  . 

73211 

105800 

15.10 

18.99 

72098 

75852 

10.95 

12.20 

MfiUheim  a.  d.  Ruhr .  . 

89687 

66468 

18.58 

18.53 
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Man  nimmt  wahr,  das»  das  Steigen  und  Fallen  der  Annen- 
last nahezu  gleichgültig:;  flh-  den  Kopfljotrag  der  Gemeind(^- 
abgaben  sich  erweist,  ja  dass  in  (Miiic"«'n  Fallen  (z.  B.  Bamion, 
^liihllioim ,  Kssen)  bei  stoip-ndt-m  Aufwand  jener  Betrag 
heruntergeht  und  umgekehrt  (z.  B.  Breslau  und  Kcmscheid) 
das  Fallen  der  Armenlast  das  Heraufgehen  des  letzteren  nicht 
hindert  Hierin  dttrfte  vor  allem  die  gesteigerte  Leistnngs- 
fHhigkeit  der  grossen,  vomelmilich  dem  Zuzüge  ausgesetzten 
Gemeinden  zum  Ausdruck  kommen :  denn  nicht  die  Ausgaben 
nehmen  ab,  noch  werden  der  Gemeindeabgaben  weniger ;  aber 
das  Zuströmen  von  ausserhalb  bringt  auch  eine  hinreichende 
Zahl  ^  ou  Elementen,  die  an  der  allgemeinen  Last  mittragen 
heii'en. 

Gleichwohl  giebt  es  eine  nicht  geringe  Zahl,  insljesondere 
Gemeinden  von  mittlerer  Grösse,  deren  Gemeindelaist  in  einem 
ganz  ersichtlichen  Missverhältniss  zu  ihrer  Staatssteuerkraft 
steht,  welches  meist  in  überaus  hohen  Zuschlagen  zur  Staats- 
personalsteuer  zum  Ausdruck  kommt  Untersucht  man  aber 
näher,  welchen  Einflüssen,  insbesondere  ob  dem  Stande  der 
Armenlast  die  Höhe  der  Belastung  zuzuschreiben  ist,  so  tin<let 
man,  sobald  man  von  der  ZusanimcTifassimg  grösserer  Bezirke 
absieht,  dass  auch  hier  unendliche  individuelle  Verschieden- 
heitt-n  obwalten.  In  der  nachfolgondm  Tabelle  sind  ftir  eine 
Anzidil  jener  Städte,  die  belangreichsten  Daten  zusammen- 
gestellt. 

S.  Tabelle  S.  256. 

In  liabpe  sind  Schul-  und  ^Vrnienaul'wand  fa»t  gleich  hoch, 
bilden  zusammen  60  ^/o  des  Gesammtaufwandes,  in  Schwelm 
sind  die  erstercn  fast  doppelt  so  hoch  wie  die  letzteren;  in 
Krefeld  stehen  Armen-  und  Schuldenwesen  ziendich  gleich, 
in  Witten*)  überwiegt  letzteres  beträchtlich;  in  dem  kleinen 
Passenheim  sind  die  Ausgaben  ftir  verschiedene  Angelegen- 
heiten doppelt  so  hrch  wie  die  für  das  Armenwesen,  während 
die  Schule  nichts  beansprucht. 

Wie  bezüglich  jener  Gemeinden,  weh  he  Stiftun«i:('n  oder 
Bürgernutzungen  besitzen,  gezeigt  wiinle,  dass  der  Autwand 
fUr  die  öffentliche  Annenpflege  unabhängig  davon  zum  Teil 
ein  sehr  hoher  ist,  so  zeigt  sich  hier,  dass  dtes^  Aufwand  unter 
Umstftnden  ein  s«ir  nicäriger  s^n  kann  und  nicht  notwendig 
die  Gemeindeabgaben  steigen  oder  fallen  macht 

§  93. 

Die  Zahl  <ler  ßei.->pirlt;  küuiite  aus  dem  vorhandenen 
Material  beliebig  vermehrt  werden,  ohne  dass  damit  der 

*)  Ueber  die  eigentümlichen  Verhältnisse  Wittens  vgl.  aber  Qerst- 
feldt,  »tltdtetiQsiizen  S.  100. 
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Geji;onstand,  dessen  erschöptende  Bcliandlung  notwfmdig:  eine 
vergleichende  und  periodische  Anin-n-  und  KomnunialHnaiiz- 
statistik  zur  Voraussetzung  hat,  völlig  klargestellt,  jeder  Ge- 
staltung auf  den  Grund  gegangen  werden  könnte.  Dreierlei 
darf  aber  auch  aus  dem  vorhandenen  Material  ohne  Bedenken 
geschlossen  werden:  erstens^  dass  die  Yertellung  der  Armen- 
ust  in  Ansehung  der  Leistungsfähigkeit  der  Armenverbände 
im  wesentlichen  auf  denselben  Grundsätzen,  und,  was  viel- 
leicht noch  wichtiger,  auf  donsi  Iben  thatsächlichen  Grundlagen 
boniht,  wie  die  VerpHiclitung  zur  Tragunfi"  .'mrlorweitcr  Oo- 
meindehisten,  dass  aber  unter  den  Gegenstiliideu  der  Goniciud''- 
verwaltung  das  Annenweaen  regelmässig  nicht  die  erste  und 
nur  in  kleinen  und  armen  Gemeinden  die  zweite,  im  übrigen 
die  dritte,  vierte  oder  eine  spätere  Stelle  einnimmt;  in  diesem 
Betracht  sind  die  Klagen  ttber  ungerechte  Belastung  desselben 
Ursprunges,  wie  die  gegenwärtig  immer  dringender  werdenden 
Klagen  ttber  die  Kommunallasten  im  allgemeinen. 

Dagegen  hat  die  Armenlast  gewisse  Besonderheiten,  die 
unabhHngig  von  dem  kommunalen  Wesen  in  ihrem  eigenen 
"\V<',soTi  lioireii :  die  Verj)flielitiing  zur  vorläufigen  Fürsorge 
und  zur  Fürsorge  tür  alle  Kategorien  der  Bedürltigkeit.  End- 
lich ist  die  Eigentiniiliehkeit  dieser  Last  nach  der  Richtung 
hervorzuheben,  dass  sie  im  wesentlichen  der  Autonomie  der 
Gemeinde  entzogen  und  von  R^ehswegen  auferlegt  ist  und  dass 
bei  dieser  Gelegenheit  alle  Arten  kommunaler  Körjper,  die  leis- 
tungs&higen  und  die  leistungsun&higen,  als  c^ualitativ  gleich- 
artige Träger  der  Armenlast  einander  koordinirt  worden,  was 
in  der  Praxis,  da  die  Thatsachon  immer  stärker  sind  als  die 
Gesct'/e ,  dennoch  zu  ausserord^MUlieh  grossen  Verschieden- 
beiteti  1  ilirt.  Nur  ist  hierbei  uieht  zu  vergessen,  dmss  diese 
Vf'r:-cliied<  nheit  nicht  von  der  R<'ielisgesetzgebung  herridirt, 
sondern  üchon  vordem  in  den  einzelnen  Staaten  bestanden 
hat  und  auch  gegenwärtig  in  Baiern  besteht.  Es  hindert  dies 
freilich  nicht)  dass  die  überhaupt  oder  in  Ansehung  gewisser 
PflegeftUe  nicht  quali&sirten  Armenverbände  eben  nicht  hin- 
reichend leistungsfähig  sind  und  dass  jeder  Versuch  einer  Beform 
sich  mit  diesem  Zustande  trotz  der  Keichsgesetssgebung  emst- 
haft zu  beschäftigen  haben  wird. 

3.  Absehiebnn^. 
§  94. 

Das  Wort  „Abschiebung*  hat  in  Bezug  auf  die  5ffent- 
Hche  Armenpflege  einen  doppelten  Sinn,  einen  engeren  und 
einen  weiteren.  Es  bedeutet  zunächst  nur  das  körperliche 
Fortbringen  hüifsbedürftiger  Personen  aus  dem  Bezirke  eines 
Armenverbandes  ohne  Gf^währung  der  gesetzlich  vorgeachrie- 

F«lwbMf«i  (27)  VI.  4.  -  MüBsterbeig.  17 
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benen  Hülfeloistung',  im  übertrapfonen  Sinne  bedeutet  es  alx  r 
weiter  noch  die  Abwälzung  der  durch  das  Amiengeüetz  auf- 
erlegten Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  ttherhaupt. 
In  diesem  letzteren  Sinne  wird  der  Ausdruck  gegenwärtig  als 
technischer  gebraucht  und  bezeichnet  in  um&Bsender  Weise 
dasjenig*-  Verhalten  eines  Armenverbandes,  mit- 
tels welchen  er  sich  der  Verpflichtung  zur 
öffentlichen  Armenpflege  im  einzelnen  Falle  dem 
Gesetze  zuwider  entzieht. 

Prinzipiell  ohne  Bedeutung  ist  es  hierbei,  ob  die  Verptiich- 
tung  eine  endgültige  oder  eine  vorläufige  ist.  Entscheidend 
ist  vielmehr  nur  da«  Moment  der  Hülfsbedürftigkeit,  der  jeder 
Armenverbandy  sobald  sie  innerhalb  seines  Besirks  hervor- 
tritt, abzuhelfen  hat. 

Die  Gegner  der  geltenden  Gesetzgebung  behaupten  nun, 
dass  ein  pflichtwidriges  Verhalten  (L  i  Annenverbände  durch 
dieselbe  j)rovozirt  werde,  weil  das  Wachsen  und  die  ungerechte 
Verteilung  der  Annenlast  es  jedem  Armcnverbandr  nahe  lege, 
picli  dar  gesetzlichen,  sehr  <lr(ickeuden  Verpflichtung  wenn 
irgend  angänglich  zu  entziehen. 

Hiergegen  iüt  zuuilchst  zu  bemerken,  da^s  ein  derartiges 
Verhalten  regelmässig  im  Zusammenbange  mit  der  gesetzlichen 
Armenpflege  beobachtet  worden,  und  zwar,  wie  ausdrücklich 
hervorzuheben  ist,  unabhängig  davon ^  ob  das  System  der 
Heimat  oder  das  des  UnterstQtzungswohnsitzes  das  herr- 
sehende  war. 

Es  sei  gestattet,  einige  von  den  durch  Naville  mit  grosseui 
Fleiss  gesammelten  Beispielen  mitzuteilen;  dieselben  beziehen  sich 
durchweg  auf  LSnder  mit  strengster  Heimat-  und  Bürgergesetzgebung 
und  anf  die  Zeit  vor  1840;  vgl.  Dochatel-Naville  S.  96  ff. 

^Man  BOllte  denkeo,  —  bemerkt  Naville  —  dass  die  Linder, 
wo  du  Heimatrecht  dm'ch  das  Bürger-  oder  Nachbarrecht  bedingt 
ist,  gegen  diese  Plage  (nämlich  die  Abschi^ongen)  gesichert  wären ; 
dem  ist  aber  nicht  <;o  .  .  .  .  Vm  ^\ch  {?egen  die  ttbcrniässigcn  Lasten 
in  Sicherheit  rn  spt/pn.  von  denen  man  durch  das  Institut  der 
HeimatsberechtiguiiL'^  i  edroht  wird,  ninnat  man  zu  zuvorkommenden 
Massregeln  seine  Zuilucht.  welche  neues  Unheil  erzeugen.  Die  Be- 
hörden, uugsthch  zu  verhiiideru  bemüht,  dass  sich  uicht  rcrsoiieu. 
welche  in  der  Folge  unterstützt  werden  mflssten,  in  ihrem  Bezirice 
festsetzen,  erlauben  sich  Vorkehrongen,  welche  die  Menschlichkeit 
verwirft. 

In  vielen  (tebieten  Deutschlands  dürfen  die  Gemeinden  fremde 
Hirten  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  annehmen,  damit    ie  nicht  bei 

ihnen  Ileimatsrecht  erlangen.  Somit  sind  solche  Leute  zu  einem 
herumirrcndeu  Leben  gezwungen  .  olnic  iref^ndwo  ein  Recht  ;TUt 
Fnterslützung  zu  erwerben,  was  noch  oherHirein  durch  die  heiligen 
Streitigkeiten  erschwert  wird,  die  sich  oft  ihretwegen  zwischen  den 
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verschiedenen  Gemeinden,  wo  sie  sich  aufgehalten  haben,  erhel)en. 
In  England  hatte  man  Beispiele  von  Massregelu  derselben  Art.  Muu 
mietete  das  Gesinde  nur  aof  51  Wochen,  damit  man  ihnen  nicht 
dadorch,  dass  man  sie  eine  Woche  l&nger  behielt,  das  Recht  gehe, 
das  Kirchspiel  Ansprach  anf  Yeraorgang  zn  machen. 
An  vielen  Orten  Deutschlands  Ist  die  Gewinnnng  des  BOrger- 
oder  Nachbarrechts  durch  Einbringung  einer  gewissen  Geldsumme 
bedingt.  In  Graubtindten  ist  man  bei  liiirger-  und  Nachbarrechts- 
tTp'Jurben  so  vorsieht i"  und  bedenklich,  dass  die  Aufnahme  schier 
üKiiH  ilich  wird.  Ein  altes  Laudesgcsctz  verurteilt  den,  welcher  die 
Auinahine  eines  Fremden  nur  vorschlagen  würde,  zu  100  Kronen 
Strafe  .... 

In  Pennsylvanien  haben  die  Armen-Inspektoren  das  Recht,  von 
denen,  welche  in  einer  GrafSscbaft  (connty)  wohnen  wollen,  Kaation 
an  verlangen,  und  sie  sind  hierzu  verpflichtet,  sobald  sie  Anlass 

aar  Besorgniss  haben,  dass  solche  Personen  dem  Staat  zur  Laat 
fallen  könnten.  In  den  Niederlanden  macht  man  gleichfalls  denen, 
welche  in  einer  Kommune  wohnen  wollen,  tausend  Schwierigkeiten, 
wenn  sie  nicht  hinreicheiule  Gewähr  leisten,  dass  sie  von  ihren 
eigenen  Mitteln  leben  können. 

So  schwer  man  es  einem  Fremden,  der  einst  zur  Last  fallen 
könnte,  macht»  sich  im  Lande  niederzulassen,  ebensoviel  Gewalt 
wendet  man  an,  ihn,  wenn  die  Aufnahme  ihm  gelungen  ist,  wieder 
anszntreiben.  In  ^gland  hat  man  h&nfig  gesehen,  dass  Individuen 
Orte,  wo  sie  15  ScMlI.  wöchentlich  verdienen  konnten,  verlassen 
und  sich  an  andere  Orte  wenden  mussten,  wo  sie  nur  10  Schill, 
verdienten:  dass  30  bis  10  Familien  an  einem  Tage  aus  einem  ein- 
zii?f^ii  Kir«'lispiel  fortgewiesen  wnrden;  dass  man  Massen  von  Ar- 
beitern wegen  einer  angenblicklichen  Stockung  der  Arbeit  in  der 
Manufaktur,  wo  sie  beschäftigt  waren,  aus  einem  Bezirke  fortschickte, 
wohin  sie  mit  grossen  Kosten  zurückgebracht  wurden;  dass  mau 
Witlwen  mit  ihren  kleinen  Kindern  in  Flecken  veihannte,  wo  sie 
nur  mit  Mflhe  sich  ein  Obdach  verschaffen  konnten.  Schon  Adam 
Smith  (Wealth  of  Katk>ns  1.  1  ch.  X)  klagt,  dass  man  schwerlich 
in  England  einen  40  Jahre  alten  Fabrik-  oder  Manufaktur-Arbeiter 
finde,  der  nicht  durch  die  Ileimatsgesetze  in  jeder  Epoche  seines 
Lebens  grausam  gelitten  habe. 

Da  die  öffentliche  Meinung  in  England  nicht  erlaul)t.  die  Ehen 
gesetzlich  zu  beschrimken,  so  nimmt  man  zu  Privatneckereien  und 
liedrückungen  seine  Zuflucht.  Das  Gewühnlichste  ist,  dass  die  In- 
spektoren oder  auch  die  Grundbesitzer  die  kleinen  Häuser  und 
Hütten  niederreissen  lassen;  sie  kaufen  m  diesem  Behufe  diese,  wie 
sie  sie  nennen,  Betteln  est  er.  So  beraubt  man  die  Armen  jedes 
Hittels,  sich  irgendwo  niederlassen  zu  können ;  man  zwingt  sie,  von 
Ort  zu  Ort  herumzuirren ,  um  einen  Zufluchtsort  zu  flnden,  sich 
gegen  alle  Vorschriften  der  Gesundheit  un«l  des  Anstands  in  engen 
Hütten  zusammenzudrängen.  Die  Inspektoren  sehen  sich  zuweilen 
selbst  in  der  grössten  Verlegenheit,  wo  sie  ihnen  ein  Obdach  ver- 
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schaffen  soHeD.  Auf  diese  Weise  sind  manclie  Orte  so  entvölkert 
worden»  dass  man  auf  Mittel  hat  sinnen  mOssen,  sie  wieder  zn  be* 

TÖlkerii  .... 

Wenn  die  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  6m  Yer- 
waltunKsbeliörJeii  der  Kommunen  nicht  vorsichtig  und  streng  genug 
erscheinen,  so  nelimen  sie  List  und  Bestechung  zu  Hilfe.  Alle 
Mittel  gelten  ihnen  gleich,  wenn  es  sich  darum  handelt,  Hilfs- 
bedürftige los  zu  werden,  deren  Aufenthalt  zur  Last  gereicht  oder 
noch  gereichen  kann. 

Man  nimmt  zur  Lllge  seine  Zuflucbt,  die  Behörden  machen  sich 
kein  Gewissen  daraus,  den  schlechtesten  Subjekten  die  schönsten 
Empfehlungen  zu  geben,  damit  sie  ihr  Elend  und  ihre  Laster  einem 
anderen  Orte  zutragen  kdnnen.  Man  wendet  Listen  aller  Art  an, 
wodurch  Ifidividuen,  welche  man  los  sein  will,  ihr  Heimatsrecht  im 
Orte  verlieren  könnrn,  damit  ein  anderer  Distrikt  die  Last  bekomme. 

Bald  hc^cliattigt  man  sie  auswärts.  So  giebt  mau  in  England 
Kinder  in  ein  anderes  Kirchspiel,  als  in  dem  sie  geboren  sind,  in  die 
Lehre,  damit  sie  daselbst  so  lange  verbleiben,  als  zur  Erlangung 
des  Ueimatsrcchtes  dort  erforderlich  ist.  Durch  dieses  Verfahren 
hat  in  einigen  Bezirken  die  Bevölkerung  bei  den  arbeitsamen  Klassen 
bedeutend  zugenommen  und  die  Taxe  ist  drflckender  geworden. 
Gnmdbesltzer,  an  Unrechtlichkeit  mit  den  Behörden  wetteifernd, 
versetzen  und  beechttftigen  zu  gleichem  Behuf  hilfsbed&rftige  Ar- 
beiter auswärts  .... 

Zuweilen  bewirkt  man  die  Entfernung  der  Armen  durch  ein 
heimliches  Almosen.  Ist  der  Armo  fremd  und  fehlt  es  an  einem 
gesetzlichen  Mittel  ihn  ans  der  K< mmune  lort/uweisen,  so  bewilligt 
man  ihm  eine  Unterstützung,  worauf  er  kein  Recht  hat,  unter  der 
Bedingung,  dass  er  die  Kommune  verlasse.  So  werden  in  Massa- 
chusetts Staatsaime,  die  einer  Stadt  mehr  kosten,  als  man  zu  ihren 
Unterhalt  einnimmt,  durch  ein,  ihrer  gew<Hmlichen  UnteFstfltzung 
hinzugefügtes  Geschenk  vermocht,  anderw&rts  ihre  Wohnung  aufzu- 
schlagen. In  den  Niederlanden  gebraucht  man  auch  solche  Mittel. 
Wenn  der  Hilfsbedürftige,  den  man  los  sein  will,  an  dem  Orte  das 
Heimatsrecht  hat,  so  verschaftt  mau  ihm  im  Geheimen  die  Mittel, 
in  einem  anderen  Bezirke  leben  zu  können,  bis  er  dort  seine  Ver- 
sorgun^f  in  Anspruch  nehmen  kann.  In  Dänemark  und  England  be- 
dienen sich  die  Gemeinden  desselben  Mittels,  um  üae  Armen  los 
ZU  werden.  VorzfigUch  sucht  man  sie  in  die  St&dte  zu  bringen, 
wo  den  Nachforschungen  der  Polizei  leichter  zu  entgeben  ist.  lo 
England  werden  die  Hilfsbedttrftig»i  durch  kleine  Geschenke  Ter- 
mocht,  in  irgend  einer  grossen  Stadt  betteln  zu  geben,  selbst  wenn 
sie  an  ihrem  Heimatsort  mit  geringeren  Kosten  leben  könnten.  In 
Bern  und  scinon  l'mgcbungen  halten  sich  mehrere  Hundert  Familien 
auf,  welche  von  ihren  Gemeinden  die  Mittel  bekommen,  ihi  tu  Haus- 
zins und  andere  Lasten  tra^^en  zu  können.  Da  man  in  der  btaUi 
Luzern  Jeden,  der  sich  verpflichtet,  jährlich  4  Schweizer  tJvres 
zu  bezahlen,  einnimmt,  so  machen  die  Gemeinden  des  Kantons  Gran- 
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büudten  zuweilen  deu  ihiien  zur  Last  fallenden  Individuen  ein  Ge- 
schenk mit  diesem  Gelde,  damit  sie  dort  ihre  Wohnung  nehmen.  .  . 

Der  Qebranch,  sieb  von  armeii  Mftdchen  dadurch  za  befreien, 
dass  man  sie  nnter  der  Bedingoag,  anderwflrte  einen  Hann  zu  anchen, 
aussteuerte,  war  so  allgemein  in  diesem  Kanton  geworden  und  wurde 
so  öffentlich  aosgeObt,  dass  der  Staatsrat  sich  verpflichtet  glaubte, 
mittelst  Zirkulars  vom  20.  Febr.  1829  jede  üntersttitzung  unter  der 
I  Ulm  vou  Aussteuer  und  jede  Erhebung  der  Taxe  za  einem  solchen 
Behuf  zu  untersagen."  — 

Andere  Beispiele  bei  Rambli  S.  60  u.  a. 

§  95. 

Man  wird  die  Aböchiebung  als  eine  mit  jeder  Armen- 
gesetzgebung iköt  unansbloiblich  verbundene  Folge  betrachten 
dürfen.  Doch  hat  imnierliin  das  System  einigen  Einfluss  auf 
Art  und  Mass  derselben,  weil  bei  besonders  ungerechter  Ver- 
teilung der  Annenlast  die  Neigung  sich  derselben  zu  ent- 
ziehen auch  besonders  gefördert  wird.  Auf  der  andern  Seite 
ist  der  Umfang,  den  die  Abschiebung  gewonnen  hat,  ein 
Merkzeichen  ftlr  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Behörden 
der  Durchfülirung  der  Freizügigkeit  und  der  öffcntHchcn 
Annenpriege  zuwenden.  Im  Hinblick  auf  diese  beiden  Momente 
eröcheint  die  Untersueliung  geboten,  welche  Art  der  Ab- 
schiebung gegenwai  ii^  sonder«  häufii?  vorkommt  und  von 
welchen  Arraenverbänden  sie  vornehmlich  geübt  wird. 

Man  wirdy  sofern  eine  gewisse  Regelmässigkeit  dieser  Er- 
scheinung sollte  festgestellt  werden  kOnnen,  zweifellos  hiervon 
nützliche  Fingerzeige  für  jene  beiden  wesentlichsten  Punkte  je- 
der Armengesetzgebung,  die  Verteilung  der  Armenlast  und  die 
Behördenorganisation,  erhalten. 

Eine   --''vvis.se  thatsHehliche  VerschiedeniH'ir   weisen  nun 
die  Abschiebun^-sßllle  insofern  auf,  als  es  sich   um  endgUltigo 
oder  vorläutige  Unterstiitzung8ver[itlielitung  seit'-ns  desjenigen 
Armenverbandes  handelt,  in  welchem  die  Hedia ttigkeit  hervor- 
'treten  ist,  und  insofern  als  eine  ganz  vorübergehende  oder 
eine  voraussichtlich  länger  dauernde  Httlfeleiatung  in  Frage 
kommt  Es  wird  die  Wahmebmnng  gemacht,  dass  kleine  Ge- 
meinden in  der  Spendung  des  sog.  Ortsgeschenks,  einer  kleinen 
einmaligen  Gabe  an  Durchreisende,  sehr  freigebig  sind,  weil 
alsdann  von  diesen  nicht  eine  dauernde  Belastung,  sondern  um 
so    eher   di'^   baldige  Weiterreise  zu  erwarten  steht  V),  dass 
»ie  liingegeu  niemals  drinj^ender  die  Abschiel)nni;  betreiben, 
äIs  wenn  es  sich  um  kranke,  oder  dem  Krankvvt;rden  nahe 

')  Dies  wird  besondeis  hi  der  würtemb.  Erhebung  über  Verab- 
folgung  vnn  Ortsgoschenken  VL.  dgL  konatatirt  Vgl.  Würtemb,  Jahrb. 
f.  Öt.  u.  L.  1»7U  S.  24b  ft. 
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Personen  handelt  Sie  wlasen,  dass  der  Armen verbcind ,  in 
dessen  Bezirk  Jemand,  sei  es  aus  welchem  Grande  es  sei,  der 
gesetzlichen  Pflicht  gemäss  oder  ihr  zuwider  verbracht  ist, 

sich  des  Bedürftigen  annehmen  muss,  d.  h.  für  ihn  sorgen 
oder  ihn  wieder  weiter  schieben  muss;  sie  aber  sind  ihn  jeden- 
falls zunächst  los.  Hierbei  wirkt  denn  der  Mangel  an  ge- 
eigiiettii  Anstalten  in  kleinen,  und  die  Besorj^niss ,  etwaigen 
vorUiutijxen  Aufwand  nicht  oder  nur  tarifgemiUä  erstatt<'t  zu 
erhalten,  iu  grösseren  (^i  im  inden  mit,  sich  der  ihnen  zuge- 
sehobeueu  Kranken  ihrerrfeits  wieder  zu  entledigen. 

Es  scheint  in  der  That,  als  wenn  die  Armenverbände,  besonders 
die  kleineren,  fürchteten,  sie  hätten  Jemanden  gänzlich  zu  behalten 
und  weiter  zu  onterstfltzen,  wenn  sie  sich  ftberbaapt  dnmal  mit  ihiii 
befasst  haben.  Das  Bundesamt  f.  d*  H.  spricht  es  allgemein  und 
wiederholt  aus: 

Die  Klagen  wegen  Yerletzong  der  vorläufigen  Unterstützungs- 
pflicht bilden  nach  wie  vor  in  unverminderter  Zahl  einen  häufigen 
Gegenstand  der  Entscheidung.  Vgl.  Kutsch.  XIII  S.  40,  auch  X 
S.  45,  XIV  S.  48  u  a.  m. 

Im  übrigen  bezielit  sich  die  überwiegende  Zalil  diesbezüglicher 
buiidesamtlicher  Entscheidungen  auf  die  Abschiebung  kranker  Per- 
sonen, die  am  häufigsten  beklagt  wird  und,  soweit  ich  beurteilen 
kann,  aucb  wirklich  am  bftufigsten  vorkommt 

Zu  den  fttnf  Fällen  in  Entsch.  X  S.  45  ff.  wird  einleitend  be* 
merkt:  „Fälle  einer  Pflichtversäumniss  der  bezeicbneten  Art,  Ter* 
bunden  mit  der  Fortschiebüng  selbst  schwer  erkrankter  Hülfs- 
bedürftiger,  geben  nach  wie  vor  zu  häufigen  Kechtsstreitigkeiten 
unter  Arir.envorbänden  Anlass."  —  Einige  sehr  irrnbliche  Fälle  dieser 
Art  teilte  Bürgermeister  Klupscli  in  seinem  Kelerat  für  den 
Städtetag  der  Provinz  Posen  von  1874  mit.  —  Auch  Entsrh.  III 
S.  75,  X  S.  45,  XII  S.  ;j7,  Xiil  S.  40,  XIV  S.  44,  bes.  die  Ent- 
scheidung vom  9.  September  1882  und  XV  S.  41  vom  17.  Mftra 
1888,  XVII  S.  65  u.  a.  Auch  kommt  diese  Abschiebung  in  der 
(Gestalt  vor,  dass  dem  Kranken  gntwillig  Reisegeld  gegeben  oder  er 
an  das  Krankenbaus  eines  benachbarten  Armenverbundes  gewiesen 
wird.  So  Entsch.  V  S.  36,  X  S.  45  u.  a.  —  Bei  Gelegenheit 
einer  Klage  gegen  den  O.-A.-T.  Huimn  feiner  Stadt  von  beiläufig 
24  000  E  )  wunlo  festLM'stellt,  <Ia>s  in  Hanau  die  refielinässige  Ein- 
richtung bestand,  auf  einen  Schein  des  Armenarztes,  welcher  lautet-?: 
.,N.  I  edarf  der  Uutersttitzung  zur  Weiterreise'',  eine  s<dclie  zu  ge- 
währen und  zwar  aucli  iu  Fallen,  in  denen  der  Arzt  sich  halte 
ttberzeugen  mQssen,  dass  sofortige  KiankenhOlfe  notwendig  sd. 
Vgl.  Entsch.  V.  7.  April  1883  in  XV  S.  37.  — 

Verbältnissmlbsig  seltener  sind  Klagen  Uber  Zurttckscbaf- 
fung  nicht  kranker  und  nicht  dauernd  bedürftiger  Personen 


')  Ein  sehr  bemerkenswerter  Fall  des  Rücktransportes  von  7  russi- 
schen Auswandererfamilien,  die  der  sofortigen  Hülfe  bedurften,  in  Entsch. 
T.  12.  Oktober  1878,  X  S.  52. 
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Dagegen  scheinen  die  Fälle  des  Sclratzes  vor  Zuzug  und  der 
Beförderung  des  Abzuges  sehr  httttfig  zu  sein;  man  muss  da- 
bei  noch  berücksichtigen,  dass  sich  viele  derselben  natuige- 

mUss  (Icr  öffentlichen  Kenntnis^,  inshosondcrc  der  des  geschä- 
digten Annenverbandes,  entziehen,  weil  der  Bedürt'titre  mit  d<  ui 
abschiebenden  Verbände  unter  einer  Deckt'  zu  stecken  pflegt. 
Hierher  gehört  die  Unterstützun<r  zugezogener  Personen  durch 
kleine,  aber  dauernde  Spenden  von  Geld  oder  Naturalien,  um 
den  Verlust  des  auswärtigen  Unterstützungswohnsitzes  und 
den  Erwerb  desselben  am  Aufenthaltsorte  zu  hindern,  sowie 
die  Ermunterung  zum  Fortzug  einheimischer  oder  zum  Wieder- 
fortzug  fremder  Personen  durch  Gewährung  des  Reisegeldes 
und  der  notwendigen  Ünterh^ltsmittel  £Ur  die  erste  Zeit  nach 
dem  Fortznge;  hierher  gehört  vor  allem  die  heimliche,  d.  h. 
di'^  ohne  Wissen  d<*s  Anfenthaltsortes  verabtol^^te  Unterstützung 
an  aubwärts  wohnende  Individuen  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  sie  den  Unters tützungawuhn .sitz  ausserhalb  erworben, 
mithin  in  dem  verpflichteten  Armenverbande  verloren  haben. 
Dies  geschieht  besonders  häufig  in  Ansehung  dauernd  bedürf- 
tiger Personen. 

Ein  höchst  charakteristischer  l  all  m  derEntsch.  v.  6.  Okt.  1883, 
XV  S.  18;  Der  nur  aus  123  Einwohnern  gebildete  O.-A.-V.  Augusten- 
burg hatte  fttr  eine  nach  Osterhever  verzogene  Person  540  M.  im 
Wege  der  Kollekte  zusammengebracht  und  der  letsiteren  ausgehändigt. 
Als  nach  Ablauf  von  mehr  als  2  Jahren  die  Person  in  0.  unter- 
sttttzt  werden  musste  und  0.  gegen  A.  den  hierfür  notwendigen  Be> 
trag  einklagte,  lehnte  A.  die  Erstattung  al»,  weil  der  Unterstützte 
den  U.-W.  in  0.  erworben  habe,  worauf  0.  das  Verfahren  von  A-  repli- 
kando  aufdeckte.  Das  H.-A.  bemerkt  hierzu  in  senier  Entscheidunj; : 
^Dass  derartige,  das  gewöhnliche  Mass  der  Privatwohlthätigkeit 
weit  überschreitende  Beiträge  einer  schon  seit  längerer  Zeit  von  A. 
verzogenen  Familie  lediglich  ans  Menschenfreundlichkeit  und  ohne 
Nebenzwecke  verabfolgt  seien,  ist  keineswegs  anztmehmen.  Der 
Hergang  in  sehisr  Gesammtheit  erklflrt  sieh  vielmehr  durch  das  Be- 
streben, die  Familie  N.  wenigstens  dem  äusseren  Scheine  nach  von 
öffentlicher  Unterstützung  so  lange  frei  zu  halten,  bis  die  2jährige  Frist 
verstrichen  sein  w^tirde." —  FÄn  jranz  ähnlicher  Fall  in  Entsch.  v.2^>.  April 
1881.  XTII  S.  15.  —  Der  Beigeordnete  Lange  teilte  in  seinem 
lieferat  für  den  pommerschen  Städtetag  von  187(3  unter  anderen 
einen  Fall  mit,  wonach  eine  Durigeuieinde  einen  Mann  kontraktlich 
gegen  Zusicherung  einer  Mitgift  von  15 — 20  Thlr.  verpflichtete, 
eine  Unterstlkkzungsemp fängerin  zu  beiraten  und  dann  mit  ihr  den 
Ort  zu  verlassen.  —  Bei  Gelegenheit  der  sächs.  Armenstat.  von 
1880  stellte  sich  heraus,  dass  in  200  F&llen  265  Personen  seitens 
der  Gemeinde  des  Unterstfltzangswohnsitzes  an  anderen  Orten  ohne 
Wissen  der  dortigen  Armenbehörde  direkt  unterstützt  wurden,  was 
ziemlich  zweifellos'  anf  die  Absicht  der  Abschiebung  deuten  möchte. 
Vgl.  a.  a.  0.  Jahrg.  28  S.  15  und  52  a. 
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Eine  Art  System  für  sich  bildet  die  Behandlung  des 
Gesindes  und  der  Lohnarbeiter  in  Bezug  auf  Dienst-  und 
Arbeitskontrakte;  es  wird  nämlich  von  vornlierein  eine  ktlr- 
zere  als  die  zweijährijj^e  Dauer  »los  Dienstes  oder  der  Arbeit 
vereinbart,  und  Acv  l)etreffendc  Dienstbote  oder  Arbeiter  vor 
Ablauf  der  zwi  ijiiifrigen  Frist  aus  dem  Armenverbaiule  \^  ieder 
entfernt.  Doch  ist  dieses  System  seinem  Wesen  nach  nur 
anwendbar  für  Gutsbezirke,  die,  bevor  der  Erwerb  des  Unter- 
stUtzungswohnsitBeB  in  ihnen  vollendet  ist,  den  zuziehenden 
Individuen  gegenttber  ein  umfriedetes  Privaibesitztum  bilden, 
aus  dem  sie  beliebig  wieder  zu  entfernen  das  Hausreeht  des 
Gutsbesitzers  ist.  Durch  eine  derartige  Entfernung,  die  nur 
im  uneigcntlic'lien  Sinne  „Abseid ob iing"  ist,  werden  besonders 
die  benachbarten  ländlichen  Gemeinden  geschädigt. 

Das  vormal.  preuss.  O.-Trib.  hatte  in  einem  Erk.  v.  6.  Jali 
1855  (Strieth.  Arch.  Bd.  19  S.  35)  das  Engagement  eines  ländlichen 
Tagelöhners  durch  die  Gutsberrsrbaft  rIs  einen  Akt  der  ausdrück- 
lichen Aufnahme  als  Gemein deinitglied  im  Sinne  des  §  1*  de«  Ges. 
von  1842  erachtet:  eine  so  unhaltbare  Auffassung,  dass  sie  sowohl 
von  Seiten  der  Verwaltungsbehörden  energisch  zurückgewiesen,  als 
auch  von  Seiten  des  O.-Trib.  selbst  in  einem  späteren  Erk.  vom 
16.  Juni  1858  (a.  «.  0.  Bd.  28  S.  825)  aufgegeben  wurde.  V^. 
hierttber  auch  t.  Flottwell  I  S.  107.  — 

Stfive,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemdnden  in  Nieder- 
Sachsen  und  Westfalen,  1851,  bemerkt  S.  198,  dass  die  Bildung  so* 
genannter  Oiitsgemeinden  in  Bezug  auf  das  Domizil  der  Verleihung 
einer  Exemtion  gleich  zu  achten. 

Am  der  Natur  dieser  ..Abschiebung"  folgt,  dass  sie  nicht  wie 
(liejenitre  seitens  der  Gemeinden  zum  Armenstreitverfahren  führen 
kann;  man  hndet  daher  hierüber  nichts  iu  der  buudesamtlichen 
Judikatur.  —  Ausdrückliche  Klagen  in  dieser  Beziehung  sind  aus- 
gesprochen worden  bei  Terfaandlung  der  Varnb  liier  sehen  Antrilge 
im  Reichstege,  wo  namentlich  bemerkt  wurde,  dass  geflissentlieh 
Dienst-  und  Arbeitskontrakte  auf  die  Dauer  Ton  28  Monaten  ab- 
geschlossen wfirden. 

Die  ländlichen  kleinen  Gemeinden  besitzen  ihrerseits 
wieder  ein  Mittel,  Zuzug  absuweliren  bezw.  die  Zuztiglinge 
wieder  zu  entfemeUi  in  der  gegenseitigen  Vereinbarung  der 
Einwohner,  dem  IVemden  kein  Unterkommen  bezw.  keine 
Arbeit  zu  gewtthren. 

Im  Vorstehenden  sind  die  Hau])tfalle  der  eieren tlichen 
positiven  Ahscfiicbnn^  an|:^cdpntet.  Ein<'  vielleicht  grössere 
und  für  rlen  Zu.stand  ilt-r  öiVentlichen  Aniienptiogre  gewiss  bei 
woitom  mehr  einöchneideude  Bedeutung  kommt  der  negativen 
Abschiebung,  dem  _NichtsichkUnnnern"  zu.  Es  sind  dies  die 
sweifeilos  unendlich  häufigen,  obgleich  im  einzelnen  sehr 
schwer  nachweisbaren  Fälle,  in  denen  der  Armenverband  auch 
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bestt^ioh  seiner  eigenen  Angehörigen  bei  objektiver  Erkenn- 
barkeit der  Htt]&bedUrfttgkeit  nichts  thut  ihr  zu  steuem,  cin- 
Yerhalten,  das  eng  mit  den  für  Armenzwecke  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  zusammenhängt  und  in  dem  sich  am  deutlichsten  die 
ungerechte  odnr  zu  schwere  Belastung  ausspricht.  Im  ■lü'j»^- 
meinen  ist  auch  bezüglich  der  Abschiebung  die  Wahrnehinuii^ 
zu  machen,  d.iss  das  Interesse  an  dem  einzelnen  Annen])flej;o- 
falle,  daü  Bemühen,  ihn  sich  tcrnzuhalteu,  ein  um  su  grÜJiserea 
ist  7  je  mehr  die  Leistuugsfkhigkeit  des  Armenverbandes  eine 
geringe,  die  Verpflichtung  zur  Annenlast  eine  willkttrliche  ist 
Aus  letzterem  Umstände  erklärt  sich  namentlich  auch,  dass 
Abschiebungen  von  Durchreisenden  und  von  fr^den  Kranken 
auch  in  grossen  Städten  vorkommen'),  während  es  im  Übrigen 
Torwiegend  die  kleinen  Gemeinden  sind,  in  denen  ein  solches 
Verhalten  beobachtet  wird. 


4.   Kostspielige  Armenpflege  fflr  fremde  Hechuuug. 

§  96. 

Mit  grosdcm  Nachdruck  wird  von  den  Gegnern  der  lieichs- 
geseta^gebung  betont,  dass  eine  ihrer  Übelsten  Wirkungen 
darin  bestehe,  dass  die  Armenpflege  theurer  geworden  sei  und 
zwar  vornehmlich  deshalb,  weil  den  Ortsarmenverbftnden  die 
Landarmenvfflrbftnde  als  Träger  der  Armenlast  koordinirt 
wt>rden  seien.  Diese  könnten  auf  der  einen  Seite  ihrer  ganzen 
Verfassung  nach  den  ihnen  unmittelbar  zugewiesenen  Aufgaben 
der  Armenptiege  nicht  mit  geringen  Mitteln  geiiiigeii.  wie  die 
Ortsarmen  verbände,  und  auf  der  andern  Soitc  wirtschattoton 
die  Ortsarmen  verbände,  denen  Laiidarinc  zugewiesen  wurden, 
fiir  Rechnung  der  Landarmen  verbände  teurer,  aU  wenn  es 
aich  um  Ortsanne  handelte. 

Von  der  Erörterung  des  ersten  Vorwurfs  wird  an  dieser 
Stelle  abzusehen  sein;  es  ist  unzweifelhaft,  dass  die  wesent- 
lichsten Aufwandszwecke  der  T^iandarmenverbändc :  Unterhal- 
tung von  Irren-,  Siechen-,  Blinden-  u.  s.  w.  Anstellten,  in  der 
That  sehr  erhebliche  Aufwendungen  beans])ruch(m ;  dies  ist 
aber  keine  Eigentümlichkeit  des  Landarmenwesen.s .  sondern, 
wie  oben  nachgewiesen,  eine  dnreligehcnds  zn  ix'dbachteude,  auf 
di<'  bessere  Einsieht  in  dais  Wesen  der  Armenpilege  gegrün- 
dete Erücheinuii^^  tlie  grösseren  Gemeinwesen  wirtschaften 
überall  teurer,  aber  in  der  Regel  auch  besser,  als  die  kleineren. 
Da  kann  es  sich  nur  um  die  Frage  handeln ,  wie  weit  im 
Interesse  der  allgemeinen  Finanzlage  eine  Einschränkung  des 
Aufwandes  y  im  Interesse  der  Armenpflege  eine  Erhöhung 


>)  Vgl.  hieraber  die  ABtttbruqgen  in  §  174. 
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wuii;>Liivii'5wert  eibclieint.  Diese  Frage  soll  an  anderer  Stelle 
zu  beantworten  versucht  werden. 

Dagegen  ist  hier  von  Bedeutung  der  zweite  Punkt  Zu 
seiner  Begründung  wird  angeführt^  dass  ein  Ortsarmenverband^ 
der  für  Rechnung  des  Landanuenverbandes  Arme  verpflege, 
kein  Interesse  daran  habe  zu  sparen  imd  mit  sehr  genauer 
Untcrscheirlung  vonOrtsarnien  und  Landarmen  fiir  Ictztpr«»  reich- 
lichere Autwoiul Hilgen  mache  als  tVir  crstere.  Hiergegen  ist  mm 
vor  allem  —  selbst  wemi  die  Kiciitigkeit  des  Vorwurfes  aner- 
kannt würde  —  zweierlei  einzuwenden.  Erstens,  dass  die  Ge- 
fahr dann  ganz  allgemein  überall  da  vorliegen  würde,  wo 
grössere  allgemeine  Mittel  zu  speziellen  örtlichen  Zwecken  zur 
Verfügung  stehen.  Zweitens  dass  die  Oe&hr  nicht  auf  Landarme 
beschränkt  bleibt,  »outlern  ebenso  in  Ansehung  aller  derjenigen 
Fälle  obwaltet,  in  deueu  überhaupt  aus  anderen  als  den  eigenen 
Mittein  gewirtschaftet  wird:  vor  allem  also  in  Ansehung  der- 
jenigen Unterstützungen,  tVir  welche  ein  Ortsanuenverband 
dem  andercii  zur  KrötattuTiir  v**r}»rik'litet  ist. 

DiX66  die  Gefahr  vorliegt  iiii<l  Fälle  der  bezeieliiietcii  Art 
vorkommen,  kann  allerdings  nachgewiesen  werden.  Im  übrigen 
ist  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  nicht  positiv  ein  pflicht- 
widriger Aufwand  nachgewiesen  werden  Kann,  zu  berUck- 
sicbtigen ,  dass  der  Annenaufwand  nicht  Uos  örtlich  und 
zeitlich  y  sondern  auch  in  Betroff  der  unterstützten  Personen 
ein  sehr  verseliicdener  ist  und  verschied «-n er  sein  inuss,  je 
nach  Alter,  Geschlecht,  überhaupt  je  nach  dem  Grade  indivi- 
dueller Hülf^bcdürftigkeit.  In  der  Literatur  wird  nun,  so 
lange  über  Armengesetzgebuiig  geschrieben  worden,  über- 
wiegend die  Meinung  vertreten,  dass  jede  Annenverwaltung, 
welche  an  dem  Erfolge  der  Armeiipilege  nicht  unuiittelbar 
finanziell  beteiligt  sei,  teuer  und  verschwenderisch  wirtschafte'). 
Speziell  beztt^lich  des  Verhältnisses  derlAnd-  und  Ortsarmen- 
verbände giebt  Adickes  sehr  wertvolle  und  ausführliche 
Nachrichten,  aus  denen  ersieh  dich  wird,  dass  in  der  That 
Fälle  vorgekommen  sind,  in  denen  Landanne,  die  in  Orts- 
armenverbUnden  untergebracht  waren,  teurer  verpflegt  wurden^ 
als  die  Ortsarmeu. 

Vgl.  Ad  ick  es  1  S.  754.  Besonders  in  'dem  Yerw.-Bericht 
für  Westpreofisen  1878—79  treten  solche  Ungleichmässigkeiten 
hervor.  —  Ebenso  wird  m  der  Rheinprovinz  und  in  Hannover 
hierüber  geklajrt.  In  dem  neuesten  Verw. -Beriebt  der  Provinz 
Sachsen  (für  188o--84  und  1884—85)  wird  S.  9t»  bemerkt: 
„Die  Verwaltung  hat  sich  der  Wabriiehmmig  nicht  verschliessen 
können,  dass  einzelne  Armen  verbünde ,  welche  schon  seit  Jahren 
Beihttlfen  aus  Landarmenfonds  erhalten,  sehr  geneigt  sind,  den  die 


^)  Hierüber  noch  uäher  unten  ^  lÜU. 
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öffentliche  Fürsorge  anrufenden  Ortsarmen  recht  hohe  Untersttitzungen 
zuznbilligcn,  weil  sie  als  gewiss  annehmen,  dass  die  Provinz  diese 
Unterstützungen  gemäss  §  36  G.  v.  8.  Mäirz  1871  ganz  oder  fast 
ganz  auf  Landarmenfonds  übernehmen  mubs.  In  der  S.  242  näher 
bezeichneten  Tublikation  „Die  ländliche  Armenptiege  und  ihre  Reform" 
sind  auf  S.  164 — 166  die  Aeasserungen  einiger  Landarmen  verbände 
mitgeteilt,  welche  sieh  in  tthnlicher  Weise»  zum  Teil  in  sehr  scharfen 
Ausdrttcken,  aussprechen.  —  In  manchen  LandarmenVerbSnden  sind 
solche  Wahrnehmnngen  dagegen  nicht  oder  nnr  vereinzelt  gemacht 
worden.  Sachsen  hob  sogar  1877—78  entgegen  der  nevestens  aas- 
gesprochenen  Rüge  lobend  den  Eifer  der  Ortsarmenverbände  hervor, 
auf  thuulicbst  billige  UntersttlUang  der  JLandarmea  Bedacht  za 
nehmen. 

in  Bezug  auf  die  Ortsanuenverbfttide  unter  einander  sind 
Fälle  dieser  Art  namentlich  I  n  Entscheidungen  des  Bundes- 
amts f.  d.  H.  zu  entnehmen;  diesollxMi  beweisen,  dass  der  Vor- 
wurf durchaus  Tiicbt  (fi;f\nz  unb(';L::riiiidet  ist.  Abgesrhen  von 
einigen  exorbitant'  n  Liiiuidationeii,  welche  die  unterstützenden 
den  verptlicliteteu  ( Jrt^armenverbänden  zugehen  licöson,  tiiidct 
sich  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  von  Aufwendungen,  die  ent- 
weder an  und  für  sich  zu  hohe  oder,  wenn  auch  der  Hillfeleistung 
entsprechend,  in  Ansehung  der  letzteren  Uberfltlssig  waren. 
Besonders  bemerkenswert  sind  die  Fttlle,  in  denen  das  Be- 
dUrfniss  der  Unterstützung  gegenüber  arbeits&higen,  aber 
arbeitsscheuen  Personen  nicht  hinreidiend  geprüft  und  ohne 
Anwendung  von  Zwangsmaasregeln  Unterstützung  verabfolgt 
wurde. 

Vgl.  z.  B.  Entsch.  v.  26.  Febr.  und  5.  Febr.  1876,  YII  S.  86.  ~ 
Der  klagende  O.-A.-V.  hatte  45  M.  monatliche  Miete  für  einen 
gewöhnlichen  Arbeite  liqnidirt,  während  derSachverständi<j:c  höchstens 
6  31.  für  angemessen  erachtete.  In  dem  andern  Falle  12  M  — 
Aelmlirli  auch  XIII  S.  79.  —  Ueber  unnötigen  Aufwand  für  I5e- 
gleituny  von  Kranken  vgl.  Entsch.  v.  IH.  März  und  23.  Oktober  1880, 
XTI  S.  201.  —  Für  ärztl.  Gebühren  XllI  S.  100.  —  Für  Kranken- 
i;tlege  XIV  iS.  58,  XV  S-  ü4,  XVI  S.  57  u.  a.  m.  —  \Vegeu  leicht- 
fertiger CntersttttznngarbeitsflLhiger  Personen  vgl.  Entsch.  2.Dezem* 
ber  1882,  XY  S.  54,  v.  22.  November  1884,  XVII  S.  77.  Da- 
gegen XV  S.  51,  dass  anter  Umst&nden  trotz  vorhandener  Arbeits- 
f&hi^eit  Armenpflege  notwendig  werden  kOnne, 

Im  allgemeinen  sind  es  auch  hier  wieder  die  kleinen  Ver- 
bände,  bei  deaesL  derartige  Fälle  vorliegen.  In  Fällen,  an 
denen  grössere  Gemeinden  beteiligt  sind,  handelt  es  sich  durch- 
gehends  nicht  um  die  Liquidation  höherer  Kosten,  als  wie  sie 
rar  die  eigenen  Angehörigen  aufgewendet  worden,  sondern 
nur  um  den  Versuch,  gegen  das  Tarifsystem  anzukämpfen 
und  neben  den  tariimässigen  Sätzen  noch  besondere,  dem 
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wirklichen  Aufwand  ungefithr  entsprechende  Kosten  erstattet 
zu  erhalten.  Dieser  Versuch  ist  deshalb  sehr  chankteristisch, 
weil  er  wiederum  beweist,  wie  sehr  gßgen  diese  Verpfliehtutig 

zur  Krankenpflege  gegenüber  allen  durchreisenden  Kranken 
als  eine  der  grössten  WillkttrUchkeiteu  des  Gesetzes  reagirt 
wird^. 

DSLRS  die  Fälle  kostspieligerer  Wirtschaft  oino  erheb- 
liche Bedeutung  im  Verhältnisö  zu  ilen  Gesainmtaufweucluugen 
der  öffentlichen  Armenpflege  einnehmen,  möchte  trotz  alledem 
zu  beasweifeln  sein,  itan  muss  daran  denken,  dass  es  vor 
allem  die  grossen  Stildte  sind,  welche  nichtortsangehlirige  Per- 
sonen zu  unterstutzen  haben,  und  dass  die  Armenpflege  in 
kleinen  Annenverbänden,  selbst  wenn  diese  einen  Unterschied 
zwiselieii  Orts-  und  Lanclarmen  marlon  sollten,  in  allen  Fällen 
noch  wesentlich  liintfr  dem  Durclischiiittsaufwand  der  grösseren 
Verbände  zurückbleibt.  TTeberrlies  ist,  wie  uTiten*)  nachzu- 
weisen sein  wird,  rlas  /irtermiissigo  Verhältniss  von  Landarmen 
und  Ortijarmeu  kein  sulclies,  um  die  ünterötiUzuüg  von  Land- 
armen durch  OrtsarmenTcrbände  zur  Hauptsache  zu  machen. 
Was  aber  den  Vorwurf  nach  der  Richtung  hin  betrifft,  dass 
all  dies  eine  Folge  der  Reichsgesetzgebung  sei,  so  wird  man 
darauf  mit  dem  einfachen  Hinweis  erwidern  können,  rlass,  -so- 
weit er  bop'ündet  ist,  er  ftlr  jede  Arniengcsetzgebung  be- 
gründet i^t;  in  welcher  ein  Erstattnnjxswesen  irgend  welcher 
Art  zn^elasson  i.st,  utkI  «lass  spe/.icll  in  Baiern  die  \'er}>tiieh- 
tung  dos  Staates  zur  Erstattung  des  Aufwandes  für  heimatlose 
Personen,  sowie  die  gegenseitige  Er8tattungs|»tiicht  der  Hei- 
matgemeinden dieselben  Gefahren  heraufbeschwört 


')  Es  sind  z.  13.  die  Fülle,  iu  denen  eine  besondere  Krutzkur  er- 
fradsrlidi  geweBen  ist,  bekanntlicb  am  häufigsten  bei  den  vagin^nden 
Elementen.  Vgl  Entech.  X  ».  84,  XU  S.  81,  XiU  S.  i02  uiul  unten 
t  174. 

«)  §  100. 
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Soziale  Wirkungen. 


§  97. 


Der  Scheidmig  der  Wirkungen  der  Armen-  und  Wirt- 
schafltogesetzgebung  in  iinamsielle  und  soziale  kommt  eine 
prinzipielle  Bedeutung  nicht  zu.  Im  Grunde  genommen  sind 
linanzpolitischc  Erwägungen  zugleich  immer  sozialpolitische, 
wirken  di<-  ans  ihnen  erwachsenen  Gesetze  auf  die  sozialen 
Verhältniiss  s  >  <^ut  wie  auf  die  finanziellen  zurück.  Von 
sozialen  \\  iikinigtjn  kann  dalier  auch  hier  nur  in  einem 
engereu  Sinne  gesprochen  werden,  insofern  als  gewisse  Wir- 
kungen der  Geset^ebung  als  in  hervoiragendem  Masse  so- 
ziale hervorzuheben  sind. 

Schon  bei  Betrachtung  des  allgemeinen  Standes  und  der 
Verteilung  der  Armenlast  ist  (h  s  Vorwurfes  gedaeiit  worden, 
dass  die  Erleielilcnmg  der  Freizügigkeit  bei  gleichzeitig  all- 
seitiger Durcliiiiliruiig  der  öffentlichen  Armenpflege  das  Zu- 
und  Ahströmcn  der  ärmeren  Volksklassen  hefrirdere  und 
liierdurch  sowohl  die  Armut  im  allgemeinen  sowie  die  unge- 
rtjclite  Belastung  der  betroffenen  Annenverbände  gesteigert 


gesetzgebung  wi  nun  dieser  Vorwurf  wiederholt  und  vor 
allem  betont,  dass  durch  die  Gestattung  des  freien  Zuges  und 

die  Gewährung  eines  überall  gleichartigen  Anspruches  auf 
Unterstützung  der  sittliche  Zustand  der  ädflrftigen  wesentlich 

verschlechtert  würdr;  es  komme  ferner  jenes  wesentlichste 
Moment  fruchtbringender  ArnifMi]»ti('p' ,  die  vorbeuf^^Mide  und 
individualisirende  lichandiung  tles  cin/dnen  ArnienpHegefalls 
in  Fortfall,  weil  der  zur  Unterstützung  gänzlich  fremder,  in 
einer  voraussichtlich  dauernden  Verbindung  mit  ihm  nicht 
verbleibender  Personen  Terpfltchtete  Annenverband  weder  die 


Wirkuni 


der  Reichs- 
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faktische  Möglichkeit  zu,  noch  das  Interesse  an  einer  derart 
tigen  Behandlung  habe.  Vor  allem  aber  machten  sich  diese 
beiden  Uebelstttnde  bemerkbar  bei  der  von  der  Reichsgesetz- 
gebung neu  geschaÜenoQ  Kategorie  der  Landarmen,  welche 
aus  jeder  aurli  noch  so  kurz  dauernden  Verbindung  mit  oinom 
Ortsarmenverband  ^n'hlst  und  mit  dem  Anspruch  auf  die  vi.-l 
reichliclieren  Mittel  des  Landarmenverbandes  ausgesüittet  seien. 
Und  da  hier  jede  vorbeugende  und  individuali^irende  örtliche 
Armenpflege,  das  Imzaumhalten  der  Bedlirftigon  gänzlich  un- 
möglich sei,  so  bilde  das  Liandarmenwesen  nient  blos  eine 
Veranlassung  unrationeller  Armenpflege,  sondern  es  befördere 
geradezu  die  Zuchtiosigkeit  einer  ohnehin  unter  heutigen 
Verhältnissen  dem  Betteln  und  Landstreichen  in  hohem  Masse 
zuneigenden  Bevölkerung. 

Soweit  die  Gegner  der  Reichsgeaetzgebung  auch  Freunde 
der  Heimatgesetzgebung  sind.  wfM*sen  sie  zugleich  darauf  hin, 
das»  solche  Zustände  nicht  eintreten  könnten  da,  wo  jedes 
Individuum  mit  einer  Heiniatgfmeinde  in  dt'in  Verliältniss 
dauernder,  nur  durch  den  Er\\<'i]t  einer  nenen  Heimat  zu 
lösender  Verbindung  stehe,  wo  das  Landaiinenweaen  ebenso 
unbekannt,  wie  die  schnelle  Anknüpfung  und  die  schnelle 
Beendigung  des  Angehörigkeitsverhältnisses  unmöglich  sei. 
Nur  angesichts  eines  solchen  Verhältnisses  habe  der  Anspruch 
auf  Unterstützung  SItiti  nnd  Berechtigung;  nur  gegenüber 
einem  Heimatangehörigeu  besitze  die  Gemeinde  das  notwendige 
Interess(;  an  guter  Armenpflege  und  die  Möglichkeit  dieselbe 
durcliznftihren. 

Im  einzelnen  ist  folgeudea  hierüber  zu  bemerken. 


L  Der  Ansprueli  des  Armen  auf  Unterstflisiuig. 

§  98. 

Der  Vorwurf,  dass  die  l{cielis^e>i'tzg<'l>un:j:  dem  iM'dürt- 
tigen  einen  Anspruch  auf  Arnunhülfe  gewähre,  beruht  aut 
einer  freilich  ziendich  alten  Verwechselung  des  staatlichen 
Interesses  an  der  Öfientiichen  Armenptiege  und  des  Verhillt- 
nisses  des  einzelnen  Individuums  zu  dem  vorpflichteten  Armen- 
verbande.  Schon  die  Entwürfe  und  Vorverhandlungen  zu 
dem  preussischen  Gesotz  von  1842  betonten  das  Interesse, 
welches  der  Staat  an  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ord- 
nnnir  und  Abwendung  gemoinor  Gefahr  habe;  hienlureli  zur 
Kin-  und  Durchführung  der  ötiendichen  Annenpfleg«'  ^^cnoti^^t, 
bo.st<'lle  or  (itlfiirlieh-roehtliehe  Orirane  derselbnu,  die  ihm 
gegen illjer  zur  Lnter.>tiu/ung  b<dürftigcr  Individuen  ver- 
pflichtet seien;  ein  Anspruch  de»  Armen  solle  dadurch  in 
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keiner  Weise  b^^ndet  werden  ^) :  eine  Meinung,  die  in  §  33 
des  Gesetzes  ihren  gesetslichen  Ausdruck  fand.  Ebenso  spricht 
§  1  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870  es  aus,  dass  Rechte  und 
Pflichten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  nur  zwischen  Armen- 
Terbänden  begründet  werden;  und  §  63  fügt  hinzu,  dass  dem 
Armen  kein  im  Rechtswege  verfoI|?barer  Anspruch  auf  Unter- 
«tfU/uii^  zustehen  solP).  Weil  nun  aber  die  Armenpfleir*' 
si'lilicsslich  doch  an  Niemandem  anders  als  an  dem  einzfhieu 
Individuum  bethJlti^t  werden  kann,  ho  vermochte  weder  das 
preussische  nocli  das  Reichsgesetz  irgend  welcher  Bestimmungen 
zu  entbehren,  welche  das  IndiTtduum  su  einon  verpflichteten 
Armenverbande  in  persönliche  Beziehung  setzen;  sie  bedurften 
notwendig  der  Feststellung  individueller  Merkmale,  in  welchen 
die  gewünschte  ]  >  ziehung  zu  sachgemässem  Ausdruck  kommen 
konnte.  Und  weil  nun  weiter  diese  Merkmal«- ( Autenthalt,  Ge- 
burt, Verehelich un<;)  jranz  ähnliche,  ja  zum  T<iil  'ItcsMlben  sind, 
wie  diejenigen  der  ei^^'-critlichen  He^matgccsctz^^el)lL!lL^  s<>  nimmt 
bei  ihnen  die  Verweeh.selun*(  ihren  Anfang,  indmi  der  hier 
in  Ri'de  stehende  Anspruch  des  SUiates  an  seine  Glieder  auf 
Gewährung  der  Armcnhlllfe  mit  dem  durcli  lleunaterwerb  be- 
gründeten Anspruch  identiflzirt  und  aus  diesem  Anlass  ein 
privatrechtlicher  Anspruch  des  Individuums  unterstellt  wird: 
eine  Auffassung,  die  durch  den  leicht  missverständlichen  Aus- 
druck „UnterstUtzungswohnsitz"  noch  einige  Nahrung  erhält. 
In  Wahrheit  aber  soll  damit  nicht  ein  subjektives  Recht  des 
Unterstützten  jrese  haft'en ,  sondern  ledi^lieli  ein  Massstab  ge- 
setzt worden,  mittels  d•^s^n'n  iil>er  den  Ivopf  des  Individuums 
hinweg-  nach  ^^rwisscn  Acii.sserungeii  seiner  Existenz,  nändieh 
seinem  Verbleiben,  die  Armenlast  auf  <Ue  verschiedenen  Ver- 
bände verteilt  wii-d.  Es  handelt  sich  also  vom  rein  theore- 
tischen Standpunkt  aus  lediglich  um  ein  öffentlich-rechtliches 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenpflege  und  um  ein  finanzielles 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenlast. 

Das  Ges.  v.  M.  Dezember  1842  führte  lediglich  den  Titel 
„Gesetz  über  die  Verptlichtuug  zur  Armenpflege"  und  bezeichnete 
den  Aufenthalt  mit  keinem  andern  als  dem  Nameo  „ Aufenthalt*. 
£r8t  in  dem  Ges.  vom  21:  Mai  1855  Art.  1  heisst  es:  „Die  Ver* 
pflichtiuig  des  OrtsarmenTerhandes  zur  Fürsorge  für  einen  Armen 
(der  Ünt  er stütznngs Wohnsitz)'^  —  womit ein  dem  tVanzösischen 
domicile  de  secours  nachgebildeter  Ausdruck,  wenn  auch  zunitchst 
nur  parenthetisch,  zum  ersten  Male  angewendet  wurde.  —  In  dem 


^)  Ihre  ITcbereiTi-riinTiiuijg  liierniit  oi-kirirtcn  —  mit  Aiii^nahme  des 
rheinischen  Landtagen,  der  selbst  eiue  derartige  Verpflichtung  dem  Staate 
gegenüber  fUr  gefalirlich  erachtete  —  die  sämmtUchcn  über  den  Gesetz- 
entwurf befragten  Landtage.  VgL  das  Material  aur  Entstebongs- 
geschichte  bei  Arnold  S.  6^8. 

Vgl.  oben  S.  146  wegen  der  Stellung  der  Heichstagskommisaion. 
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bad.  Ges.  vom  5.  Mai  1870  wird  dieser  Aasdrnck  geflissentlich  zur 

Bezeichnung  des  neu  geschafifcncn ,  aaf  die  Aafenthaltsdauer  ge- 
gründeten T  erhält  11  i>ises  gebraucht.  —  Flott  well,  nnr]i  dessen 
grundlegenden  Arbeiten  ^'ernde  in  dieser  Fra^re  ein  Missverständniss 
nicht  mehr  hatte  vorkommen  sollen,  polemisirt  sehr  nachdrücklich 
gegen  jede  Ausdrucksweise,  welche  einen  subjektiven  Anspruch  des 
Individuuuiä  bezeichnet,  wie  „Armeudomizil,  Unlerst.-Wohusitzu. s.w.", 
oad  schlägt  den  Ansdrock  „Farsorgepflicbt  besw.  varmOgcnnrecht^ 
liehe  Fttraorgeverpflichtung  der  Gemeiade^  vor.  YgL  I  S.  64,  «och 
S.  7;  A dickes  I  S.  769  ff.  —  Uehrigeos  gebnuicht  auch  das 
B.-A.  f.  d.  H.  häutig  den  Atudmck  „Heimat*',  ebne  freilich  damit 
etwas  anderes  als  U.-W.  zu  meinen. 

Recht  gut  wird  der  Charakter  des  soji.  Reelits  auf  ünterstützung 
bei  A  Schrott  S.  154  flf.  mit  Bezug  auf  die  (englische  Armeiii^tlc^^e  dar- 
gelegt und  namentlich  betont,  dasa  ein  solches  Recht,  selbst  wenn 
es  formell  durch  die  Gesetzgebung  anerkannt  würde,  aus  den  in  der 
Natur  der  Armenwesens  liegenden  Gründen  nie  die  Bedeutung  eine» 
zivilrechtlichen  Anepmchea  erlangen  konnte. 

Kuii  will  freilich  auch  hier  der  tlieoretische  Standpunkt 
gegenüber  dem  wirklichen  Leben  nicht  so  sehr  viel  bedeuten. 
Denn  in  der  Praxis  wird  es  dem  Amen  ziemlich  gleichgültig 
sein^  ob  ihm  eine  UnterstQtsung  gewährt  oder  versagt  wird,  weil 

ein  öffentliches  Interesse  im  konkreten  Falle  vorliegt  oder 
nicht  vorliegt,  f)der  weil  ein  persi^nlicher  Anspruch  an  den 
Armenverband  begründet  oder  nicht  begründet  ist;  auch  wird 
dvr  Unterschied,  ob  ihm  ein  klM'/1»ar<'s  Rf'clit  oln^orJhnnt  ist, 
oder  bei  verweigerter  Unterstützung^  nur  die  Bescliwcrdr  im 
Verwaltungswege  zugelassen  ist,  keinen  sonderlichen  Eiulliiss 
aut'  die  Stellung  des  Armen  zu  dem  verpÜichLctcn  Verbände 
ausüben.  Für  die  vorübergebende,  der  Beseitigung  eines  gegen- 
wärtigen Notstandes  dienende  HiUfeleistung  kommt  überhaupt 
Klage  wie  Beschwerde  zu  spät,  wenn  der  verpflichtete  Armen- 
verband  säumig  gewesen  ist;  und  was  andere  Arten  der  Unter* 
Stützung  (  insbesondere  dauernde)  betrifft,  8(  t  wird  ein  Mensch  von 
dem  durchschnittlichen  Bildungsgrade  des  Armen  sich  wohl  kaimi 
ein  zutreffendes  Bild  von  den  Kompetenzen  der  Gerichts-  und 
der  Verwaltiuii^sljehiirden  machen  können  V);  er  Jiat  vielmehr, 
soweit  man  di»  s  aus  allgemeiner  Erfahrun;:  heurteilen  kann, 
eher  noch  Vcrtnuien  zu  dem  kostenlosen  Beüchwerdttverlkhren, 
als  ZU  der  gerichtlichen  Prozetlur,  für  welche  er  Kostcnvor- 
schttss  zahlen  oder  das  Armenrecht  nachsuchen  muss.  Und 
schliesslich  würde  es  praktisch  doch  auf  nichts  anderes  heraus- 
kommen kennen,  als  auf  eine  {}rtlich<>  Sncbuntcrsuchung, 
deren  weder  die  Verwaltungsbehörde  noch  das  Gericht  ent- 
raten  kOnnen,  und  bei  der  dem  Gutachten  der  örtlichen  Pflege- 


Hieiauf  macht  such  Rickert  S.  82  aufinerksam. 
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orgaue  die  vornehjuste  Bedeutung  zukommen  inxinü,  also  eben 
derjenigen,  welche  die  Unterstfltzung  aus  irgend  ^em  Grande 
abgelelmt  oder  in  einem  dem  Armen  nicht  zureichend  erschei- 
nenden Umfange  geleistet  haben.  Diese  Thateache  wird  sehr 
schlagend  durch  das  Beispiel  der  meckl(  nli  irgischeii  Gest  tz- 
gebung  erwiesen,  meine«  Wi.<sens  der  einzigen,  welche  dem 
Arnim  ein  klagbares  Tvcclit  auf  Unterstützimg  zugestand. 
Dieses  Recht  sollte  nämlich  bei  den  Landgerichten  nur  erst 
geltend  gemacht  werden  dürfen,  nachdem  durch  die  Ortsge- 
richtc  die  Hülfsbedürftigkeit  und  das  Mass  der  Unterstützung 
summarisch  festgestellt  worden,  mit  andern  Worten:  nachdem 
der  Beklagte  selbst  festeestellt  hatte,  ob  ein  Anspruch  wider 
ihn  thatsächlich  begründet  sei.  Und  hierin,  in  der  Stellung, 
welche  der  einzelne  Armen  verband  dem  Bedürftigen  gegenüber 
einnimmt,  liegt  in  Wahrheit  der  Schwerpunkt  der  ganzen 
Frage.  Wenn  ein  Armenverband  die  bei  ihm  nachgesuchte 
Unterstützung  ganz  oder  zum  Teil  versagt,  so  giebt  es  In'erftlr 
nur  zwei  rrründe:  er  versagt  die  Unterstützung,  weil  er  die- 
selbe nicht  gewähren  kann  oder  nicht  gewähren  will.  Er 
kann  es  nicht,  weil  und  soweit  ihm  die  Mittel  fehlen;  er  will 
es  nicht,  weil  er  den  Unterstützung  Nachsuchenden  nicht  für 
bedürftig  hält  Das  Können  ist  Sache  der  finanziellen,  das 
Wollen  oder  KichtwoUen  Sache  der  verwaltungstechnischen 
Leistungsfilhigkeit.  Nun  i^ielit  man  leicht  ein,  wohin  es  führen 
muss,  wenn  diese  beiden  Fähigkeiten  in  anderer  Kombination 
erscheinen,  wenn  ein  linanziell  leistungsftihiger  Armenverband 
einer  sorgsam  prüfenden  Armen  Verwaltung  entbehrt  und  um- 
gekehrt, oder  wenn  »  in  finanziell  leistungsunfö-higer  Verl>and 
eine  gute  Armen  Verwaltung  besitzt  und  umgekehrt.  Beispiele 
für  Anucnverbäudc,  bei  denen  je  eine  dieser  vier  möglichen 
Kombinationen  stattgefunden  hat,  sind  in  genügender  Zahl 
bekannt.  Es  sei  erstens  an  die  an  Stiftungen  reichen  Orte 
erinnert,  welche  Bedürftige  und  Nichtbedürftigo  zu  ünter- 
stützungsempßlngem  machten,  wie  etwa  Ueberlingen,  zwei- 
tcns  an  Orte  mit  sehr  reiclK  ii  Mitteln,  weiche  durch  streng 
zentralisirende  Verwaltung  Missbrauch  zu  verhüten  suchten, 
wie  etwa  Lübeck,  dritteus  an  Orte,  welche  mit  verh-iltniss 
mässig  spärlu'lien  Mitteln  gut  zu  wirtschaften  sich  bemuhten, 
wie  etwa  Ell )erfe](l .  und  viertens  an  Orte,  in  denen  Mangel 
an  Mitteln  mit  völligem  Mangel  des  Verstiindnisses  fUi-  die 
Bedürfoisse  der  Armenpflege  Hand  in  Hand  ging,  wie  vor 
allem  die  ländlichen  Gemeinden  des  Ostens. 

Diese  Beispiele  betreffen  die  Zeit  vor  Emanation  des 
Reichsgesetzes  und  beziehen  sich  auf  preuasische  und  nicht- 
preussische  Orte.  Was  hat  nun  das  Reichsgeaetz  hieran  ge- 
ändert? Sind  sämmtliche  Armenverbände,  die  ja  vom  Oesetz 
prinziuiell  gleichgestellt  sind ,  inz\viseh'"n  an  tinanzieüer  und 
verwaltungstechnisclier  Fälligkeit  einander  gleich  geworden? 

Forscboogeo  (27)  VI.  4.  —  M&nsterb«.'rg.  lÜ 
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Beispiele  dafUr,  dass  dies  nicht  der  Fall,  sind  in  den  vorher- 
gehenden Abschnitten  ebenfalls  in  hinreichender  Anzahl  voige- 
nlhrt  worden.  Der  Zustand  ist  heute  derselb«',  ^\  ic  vor  zwanzig 
Jahren ;  os  b<  stoht  noch  houte  eine  kaum  glaubliche  Unp::!»  ich- 
niHssigkeit,  verursacht  durch  UoltoHluss  und  Mnn^''f'1  <\('r  Mittel, 
durch  Fuhipfkeit  und  Untahigkeit  der  Armenverwaltung  in 
den  verschiedenen  Verbänden.  In  Wahrheit  ist  also  ein  An- 
spruch des  Armen  auf  Unterstützung  —  wenn  ein  solcher 
mit  Becht  unterstellt  werden  könnte  —  nicht  oder  doch  nur 
ins')weit  verwirklicht  worden,  als  es  schon  früher  der  Fall  war. 

Noch  deutlicher  erhellt  der  wahre  Sachverhalt,  wenn 
man  nun  zur  Vergleichung  die  ältere  Heimatgesetzgebung. 
insbe8on<l«  r('  die  gegenwärtig  noch  geltende  bairische  betrach- 
tot.  Art.  ^>  Ai)s.  l  des  bairischen  Armengesetzes  von  1869  be- 
giinU  iiiii  Worten:  „Der  Anspruch  auf  öffentliche  Ar- 
meiiuntcr.-jtutzung  beschränkt  sieh"  ...  In  An.  10  Abs.  III 
heisst  es  :  „Arbeitsfähige  Persitnen  haben  k   i  n  e  ii  Anspruch 

auf  öß'entliche  Armenunterstützung"   Dem  Wortlaute 

nach  wird  also  jenes  alte  Recht  des  Heima^enossen  auf  Vei^ 
aorgung  ausdrücklich  anerkannt  In  der  That  ist  dies  aher 
nur  dvm  Wortlaute,  nicht  dem  Sinne  g.  niäss.  Die  Motive 
des  Kegierungsentwurfes  heben  ausdiUcklich  hervor,  dass  dem 
Bedürftigen  ein  Hecht  auf  Armenuntorstützung, 
welches  im  \\'^PLre  de.s  Streites  zwischen  ihm  und  der  l»c- 
treffendcn  (Ii  iiicinde  verfolgt  werden  könne,  nicht  zust<  li<  ii 
solle.  Uifidcl  bemerkt  hierzu \),  dass  di'-  Beachtung  dirser 
Thatsache  nicht  blos  in  Bezug  auf  die  Kumpetenzre^ulirung, 
sondern  auch  namentlich  deshalb  wichtig  sei,  weil  es  im 
Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  liege,  bei  den  Httlfe- 
suchenden  das  Bewusstsein  rege  zu  halten,  dass  sie  nicht 
nm  ihretwillen,  sondern  aus  Rücksicht  auf  das 
Gemeinwohl  unterstützt  werden,  und  eben  des- 
halb die  Unterstützung  nicht  zu  fordern,  son- 
dern zu  erbitten  haben. 

Ebenso  wird  in  der  sächsischen  Ileiniatgesetzgebiinor  ein 
„Anspruch"  des  II«-iinatgenossen  aiu  rkannt;  aber  rs  werden 
gleichzeitig  Bestimmungua  erlassen ,  welche  das  erustliaftestc 
Bestreben  zeigen,  vor  allem  einen  „Anspruch"  des  Armen 
nicht  zuzulassen-),  so  dass  sich  auch  hier  dieser  Ausdruck 
nur  als  eine  Reminiscenz  aus  dem  alten  Heimatrecht  darstellt 
und  nichts  anderes  b<'deutet,  als  dass  dor  Staat  an  jeden  Hei- 
matbezirk die  Anforderung  öftentlicher  .Xrmenfürsorge  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  stellt,  aber  die  Kosten  der><ll»en 
nach  Massp:al>e  der  individuellen  Zugehörigkeit  zu  den  ein- 
zelnen Bezirken  auferlegt   Das  Gleiche  gilt  fUr  die  übrigcu 

»)  8.  73  Anm.  3  zu  Art.  6. 

■)  Vgl.  besüDders  §  1  —7.  27  —  31.  134  ff.  der  ArmCDordnuiig  vou  1ö40. 
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Heimatgesetzgebungeii  mit  Ausnahme  der  eben  erwähnten 

mecklenbiirgiBchen  Singularität.  So  rlrtkekt  sich  überall  denn 
die  Tendenz  aus,  dem  in  sich  geschlosaenen  Verhältniss  von 
Rechten  und  Pflichten  der  TIeiin;itp:onossen  das  liöhere  Staats- 
interesse überzuordnen  und,  «j^aiiz  wie  es  in  Prcussen  1842 
geschehen  war,  die  pnv;itr<'clitlic'h(^  Verpflitlitimp:  zur  Arnien- 
unterstützung  in  dir  öffentlich-rechtliche  Verpäichtung  zur 
Armenpflege  umzuwandeln. 

Aber  ebenso  wie  in  Preuasen  und  gegenwärtig  im  Geltuugs- 
*  gebiet  des  Gesetzes  über  den  Untersttttzungswohnsitz  diese 
Vorschriften  die  erheblichsten  Ungleichmässigkeiten  nicht  zu 
hindern  vermochten ,  ebenso  blieb  die  Durchftlhrung  der 
-öffentlichen  Armenpflege  in  den  Gebieten  cb  s  IT«!imatreclits 
unfl  gegenwärtig  in  Baiorn  eine  "»rtHeli  nacli  Mas8^^'\bl•  der 
Arnienniittel  und  der  Faliigki'it  der  Armenvenvaltung  ver- 
öcliielene  und  in  hohem  (iraib'  iiiigleichmKssige.  Auch  dies 
ist  im  Vorhergehenden  durch  mannigfaltige  Nachweisungen  näher 
dargethan  worden. 

Man  erkennt  also,  dass  der  gegon  die  Reichsgesetzgebung 
erhobene  Vorwarf,  sie  schaffe  einen  Anspruch  des  Armen, 
ebenso  unrichtig  ist,  wie  die  demselben  entgegengesetzten  Ein- 
wendungen berechtigt  sind,  dass  die  in  Betr  tT  dieses  Punktes 
erlassenen  Gesetzesbestimmungen  im  Reich  und  in  Baiern  im 
Orunde  auf  ganz  denselben  theoretisclu  ii  Onindhigen  beruhen. 

A])er  dennoch  malmt  gerade  diese  theoretische  Ueberein- 
stimmung  zur  Erwägung,  ob  nicht  dem  Vorwurfe,  wenn  er 
etwas  anders  gefasst  und  an  der  richtigen  Stelle  erhoben 
würde,  eine  gewisse  Bedeutung  zukäme;  wenn  man  ihn 
nämUcli  so  ausdrttckt,  dass  auch  schon  die  Verpflichtung  der 
Armenverl^nde  gegenüber  dem  Staate  eine  Gefahr  in  sich 
berge,  indem  durch  sie  dem  ^lüssiggänger  und  Verschwender 
80  gut  wie  dem  Schwachen  und  Kranken  Versorgung  unter  allen 
Umständen  garantirt  wird,  und  daher  das  an  einem  Orte  mit 
roichen  Mitteln  und  etwas  Ijtssigor  Armen  Verwaltung  sieh  auf- 
haltende Individuum  doch  thatsüchlieh  so  gestollt  werde,  wie 
Jemand,  dem  ein  Anspruch  auf  Uiitt-rfitützung  ausdrücklich  zu- 
gestanden wird.  Mit  dieser  Maöögabe  ist  der  Vorwurf  allerdings 
gerechtfertigt;  nur  trifl^t  er  dann  nicht  mehr  das  Armengesetz 
selbst,  sondern  die  zu  seiner  Ausführung  erlassenen  Bestim- 
mungen und  deren  thatsttchliche  Ausführung.  Es  ist  mit  andern 
Worten  ein  Vorwurf,  der  gegen  die  Verwaltung  des  Armen- 
wesens, gegen  Art  und  Mass  der  Unterstützung  erhoben  wird. 
Die  hierfür  in  Betracht  falh^nden  Momente  —  insbesondere  das 
weitaus  wichtigste  des  Arbeitszwanges  gegenüber  bedürftigen 
arbeitsfähigen  Iiidividnen  —  werden  unten  zu  enirtern  sein.  Hier 
ist  nur  noch  de?»  Zuöannnenhanges  wegen  darauf  hinzuweisen, 
dass  ganz  allgemein  die  schädliche  Wirkung  jeder  öfi*entlichen 
Unterstützung  und  Gesetzgebung  von  den  Anhängern  der 

18* 
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ausBcUiessend  {reiwilligen  Armenpflege  behauptet  wird.  Wie 
weit  diese  Behaaptung  begründet,  was  für  und  Avider  dieselbe 
anzuflthren  ist,  warae  bereits  oben  (§  IB— 23)  näher  dar* 
gelegt 


2.  Das  Laudarmenwesen. 


§  99. 

Heftiger  als  gegen  irgend  eine  andere  aus  dem  preiusi« 
flehen  Araienrecht  ttbemonunoTic  Institution  sind  die  Angriffe 

gegen  das  Landannenwesen ;  doch  sind  dieselben  zum  grösseren 
Teil  nur  ein  andcrrr  Ausdnick  der  bereits  andcnveit  ge- 
machten Angriffe,  insofern  äsie  dem  wirtschaftlicln  ti  Aequi- 
valent,  der  Kostspieligkeit  der  Annonpflcprc  in  i>ezug  auf 
Landanne,  dem  sog.  Anspruch  des  Armen  auf  Unterstützung 
und  einigen  mehr  untergeordneten  Punkten  gelten.  Dagegen 
empfingt  der  Vorwurf,  dass  das  Individuum  durch  das  System 
des  Untersttttzun^swonnBitzes  von  dem  festen  Grunde  der 
engeren  GemeinBCnaft  loi^elöst  werde,  in  Bezug  auf  das  Land- 
armenwesen einen  gewissennassen  neuen  und  eigentümlichen  In- 
halt, indem  hierin,  in  dem  vollstltndi^^en  Mangel  jeder,  selbst 
der  al »geschwächten  Zugehf>rTL'"lc'  it  des  Unterstützungs Wohn- 
sitzes, die  verderblichste  Ivonsecjuenz  dieses  Systems  erblickt 
wird,  welches  mit  seiner  geÜiöscntlichen  Zerstörung  des  Oe- 
nioiudclebens  Landstreichon,  Betteln  und  wirtschaftliche  Zueht- 
losigkeit  notwendig  zur  Folge  habe.  Denn  nur  die  engure 
Gemdnschaft,  deren  treuestes  Abbild  die  Heimat  sei,  könne 
im  Stande  sein,  durch  Zucht-  und  Vorbeugungsmassregeln  die 
zu  ihr  gehörigen  Individuen  sittlich  und  wirtachaftlich  zu  be- 
einflussen und  zu  kräftigen ;  an  einem  Orte,  wohin  der  Land- 
anne gehöre,  felile  es  aber,  weil  nur  der  Ort  des  T'iit'T- 
stützungswolinsitzes  zur  Wiederanfnalime  und  dauei-ndt-n  Dul- 
dung eines  Bedürftigen  verptiiclitct  sei,  wilhrend  der  Laudamie 
im  Bezirke  des  Landarmenvei-bandes  entwwlcr  direkt  durch 
die  Laiidarmenbehörde,  ein  zur  individuellen  Armenptiege  un- 
flüiiges  Organ,  uutefstlltKt  oder  einem  Ortsannenverbande 
zugewiesen  werde,  mit  dem  er  in  keinem  inneren  Zusammen- 
hange stehe,  der  ein  finanzielles  oder  sonstiges  Interesse  an 
seinem  JBrgehen  nicht  habe.  Weil  nun  dieser  Zustand,  ver- 
bunden mit  der  an  jedem  Orte  garantirten  Armenhülfe,  den 
zur  Arbeit  nicht  willigen  Elementen  sehr  zusagend  sei  und 
di^^  wii'tsehaftlielien  und  sozialen  Verhältnisse  Iciehtferti;,^»-^ 
und  müssiL'"«^s  T^nilierziehen  ohnehin  selir  hegünstigten .  so 
nehme  die  Zaiil  <l»  r  Landarmen  immer  mehr  zu,  verschlimmerten 
sich  die  mit  ihrer  Existenz  verbundenen  Üebelstände  mehr 
und  mehr.  Einer  der  Hauptgegner  glaubt  behaupten  zu  dürfen. 
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(lass  man  durch  das  Gesetz  von  1870  den  grösstcn  Teil  der 
veraiögenslosen  Bevölkerung  zu  Landarmen  degradirt  habe  ^). 

Die  ElarsteUung  des  Luidaimeiiwesens  in  Bezug  auf  seine 
£naiisielle  Bedeutung  ist  in  anderem  Zusammenhange  versuclit 
worden;  es  zeigte  sich,  dass  vom  Standpunkt  der  gerechten 
Verteilung  der  Armenlast  die  Uebemahnie  der  Fürsorge  für 
nicht  gemeindegehörige  Mitglieder  durchaus  angemessen  ist 
iHi'l  dass  dieser  Einsicht  sich  auch  die  Heiniatgesetzi^ftbung 
liieiiials  verschlossen  hat.  Auch  wurde  dargelegt,  dass  die 
Schaffung  von  Ortsarmen  und  Landarmen  als  (jiiah'tativ  ver- 
schiedenartig berechtigter  Subjekte  der  öffentlichen  Armen- 
pflege nicht  im  Sinne  des  Gesetzes  liegt;  dass  vielmehr  die 
Zuweisung  der  Annenlast  an  Orts-  und  an  Landarmenver- 
bände  nach  Massgabe  gewisser  von  dem  Verbleiben  des 
Individuums  hergenommener  Merkmale  nur  der  gerechteren 
Verteilung  der  Armenlast  dienen  unrl  eben&lls  eine  aus- 
schliesslich tinanzpolitischo  Bedt'utuni^•  haben  soll.  Weder  ist 
eine  Krlir?liimg  des  Ortsannen,  noch  ehi"  T^H^radation  des 
Landarmen  dadurch  beabsichtigt,  dass  in  dem  einen  Falle  der 
Ortsarmen ver])and,  in  dem  andern  der  Landarmenverband  die 
Kosten  der  Armenpflege  bezahlt.  Wenn  Jemand  durch 
Leistungen  der  Armenpflege  degradirt  wird,  so  wird  er  es  in 
dem  einen  Falle  so  gut  wie  in  dem  andern.  Auf  diesen  theo- 
rotischen  Standpunkt  der  Reichsgesetzgebung  ist  im  übrigen 
hier  nicht  nochmals  einzugehen. 

Nun  soll  aber  auch  hier  so  wenig  wie  oben  der  Haupt- 
nachdruek  auf  den  theoretischen  Standpunkt  gelegt  werden. 
Au<-li  liier  ist  vm  vornherein  anzuerkennen,  dass  die  Vor- 
würt'e  dureliaus  berechtigt  sind,  sobald  sich  ergiebt,  dass  das 
Ocsetz  bei  der  praktischen  Handliabimg  einen  von  ihm  eigent- 
lich nicht  gewollten  Sinn  erhalten  muss,  wenn  sich  ergiebt, 
dass  die  finanzielle  Wohlthat^  welche  den  Ortsarmenverbänden 
durch  Entlastung  erwiesen  werden  soll,  überwogen  wird  durch 
achwere  Nachteile  anderer  Art,  welche  der  Gesammtheit  durch 
<daä  Landarmenwesen  zugefügt  werden.  Dass  sittliche  Folgen, 
■wie  die  von  den  Gegnern  des  Landarmenwesens  behaupteten, 
als  derartige  schwere  Nachteile  erachtet  werden  miissten,  bedarf 
aber  keines  weiteren  Nachweis»  s.  Nur  wird  man  sieh  bemühen 
inUssen,  anders  als  wie  es  durchweg  von  Seiten  der  Gegner 
geschieht,  über  allgemeine  lieliauptungen  hinauszugelangen 
und  wenigstens  einiges  thatsächliche  Material  zu  suchen, 
aus  welchem  Chrund  oder  üngrund  jener  Vorwürfe  gefelgeit 
werden  kann*).  Denn  obwohl  es  an  volktftndigen  Nachrichten 

Waentip  S.  27:  Luthardt  S.  4')  11'.  Seydel  gebraucht  in 
eeioer  sjstematiächeu  Darsteliong  immer  den  wenig  glücklichen  Ausdruck 
„Landarmut^. 

2)  Man  lese  nach,  was  Luthardt  und  Waentiß  auf  der  einen, 
Adicaes,  der  Yerteidjger  des  Laadannen weseiis,  auf  der  andern  Seite 
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auch  hier  fehlt  und,  um  nach  rückwärts  zu  vergleicben,  immer 
fehlen  wird,  giebt  es  doch  eine  Reihe  von  Zahlen  und  Tbat- 
Sachen,  welche  die  in  Frage  stehenden  Zustände  einigermassen 
aufzuklären  vermögen. 

8  100. 

Ueber  die  Zahl  der  Landarmen  und  den  Umfang  der  für 
sie  zu  machenden  Aufwendungen  mögen  die  folgenden  Nach- 
Weisungen  onentiren. 

Bei  der  Zfthlnng  im  Eanigreich  Sachsen  1880  stellte  sich  das 
YerhältniBs  der  Landarmen  auf  1962  von  überhaupt  36  301  Selbst* 

unterstützten  -  5.40  o :  hierbei  war  aber  der  Anteil  der  einzelnen 
Bezirke  ein  sehr  verschiedenartiger:  es  entfielen  auf  die  Amtshaupt- 
niannschaften  Dresden  und  Leipzig  11  und  13  "  während  in  ao- 
dern,  vornehmlich  in  den  zur  Kreisbauptukanuschaft  Zwickau  ^'o- 
hörigen  Amtshauptmannschaften  die  Landarmen  weniger  als  2"  o  der 
öffentlich  Unterstützten  betrugen.  Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  20.  21.  —  Die 
Statistik  des  D.  T.  ergab  1880  in  40  Städten  auf  126422  Selbst- 
untersttttzte  8  348  Landarme  =^  6.60  ^/o,  ein  Verhiltniss,  welches  dem 
Ergebniss  für  Sachsen  insofern  zu  entsprechen  scheint,  als  b^  der 
Vereinsstatistik  nur  Städte,  also  Ortsarmenverhände  mit  sehr  star- 
kern  auswärt i^ipii  Zufluss,  beteiligt  waren.  Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  18; 
auch  die  im  btat  Jalirb.  der  Stadt  Berlin  f.  1883  S.  222  mit- 
geteilte Tabelle.  -  Ausweislich  der  Erhebung  der  Provinz  Hanno- 
ver für  1879  zur  Lrniitlelung  des  gesammten  Annenauiwaiidcö 
(dem  Verw.-Bericht  für  1881  beigefügt)  wurde  in  den  OrtsarmeD- 
verbSnden  der  Landdrostdbezirke  die  in  der  folgende»  Tabelle  an- 
gegebene Zahl  Ton  Orts-  nnd  Landarmen  nnterstfltzt  and  wurden 
hierbei  die  gleichfalls  ans  der  Tabelle  erhellenden  Aufwendungen 
gemacht.  Die  Nachweisung  uuifasst  den  weitaus  grössten  Teil  der 
Landarmen,  da,  wie  der  Vcrw  -Ucricht  S.  33  ergiebt ,  unmittelbar 
durch  den  L.-A.-V.  nur  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Personen  im 
Landarmeuhause  untergebracht  war.  — 


für  thatsächüches  Material  beibriiif^'rn.  Wiilirend  letzterer  —  vgl.  b<^ 
sonders  S.  ~iM  Ü'.  und  S.  746  —  aus  allen  irfi^d  zugänglichen  I4uellea 
schöpft,  begnügen  sich  jene  mit  einigen  gans  cmiftigeQ  Angaben  wet  dw 
Wachsen  der  Anncnlast  in  Sachsen  und  Baden  für  die  Zeit  von  187 1  bis  187^!^, 
})f  'w  v(m  1^7/?  bis  1875,  ohne  zu  licrücksichtigen,  dass  diese  <Tn.iten  ynr 
allriu  mit  dem  Uebeijgange  zu  dem  Landarmenwescn,  sowie  iiiit  dem  un- 
gemeinen wirte^chafttichen  Niedergänge  nach  1878  zu  kämpfen  hatten. 
Auch  i-t  in  diepem  ZusaintrifTilinipe  wichti^te  Moment,  nämlich  «i.u« 
Verbältiu84  der  Zahl  der  Ortsarmeu  zu  derjenigen  der  Landarmen,  so- 
wie das  Verhfltnise  des  gesammten  Aufwandes  der  OitBSimenTerblSnde 
zu  dem  gesammten  Aufwand  der  LandarmenverUnde,  gar  nicht  berfliuf» 
Vgl.  bei  Lntbardt  8.  dö,  Waeutig  S.  21. 
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LanddrOBtei- 

Vra  OTtsMimeBTerbänden  d«r 
PrOTinz  Hannovor  wnrden  darcb 
eigei)tlii.he  Hau«arniotipfle{f« 
(Untnratfltzan^'  von  Amifn  in 
ihren  WotannngeD)  untMst&tzi 

Von  ÜrtearmcnverbindeD  der 
Prorinz  Hannover  worden  fär 
die  öffBBtlicke  Annaiipflage 
MfgwwnM 

1. 

insgesanimt 

8. 

(1uvi>n  ilem  Land- 
arnienvt'rband« 
a«tr*>h<lrig 

Im  OlBMB 

4. 

davon  aas  Ersatz- 
leistun^n  dex 
Liuid»raMiim- 
bMdM 

Annch  

5856 

181 

481876 

18018 

Hannover  .... 

11014 

861 

684098 

86509 

Büdfishöm.  .  .  . 

9605 

106 

557  796 

9518 

Xjllikobiiir^  .  •  •  • 

7038 

216 

616284 

88886 

OnutbrGck.  .  .  . 

5514 

184 

868897 

80709 

9tade  

4  876 

160 

55Ö  655 

25487 

ProviDS  

48898 

1058 

8208050 

*  188X19 

Nach  Ausweis  der  am  1.  Juli  d.  J.  in  Jen  Einzelstaaten  ab- 
zus<  hliessenden  R»'irhsarinenstalistik  wiirdon  im  Kalenderjahre  1885 
innerhalb  des  prtjubsi  scheu  Staatsgebietes  von  Ortsarmen- 
verbäudeu  5UiJ  33o  Familienhäupter  und  Kinzelstehende ,  dazu 
419  525  mitunterstützte  Augeiiörige,  zusaiumeu  929  458  Personen, 
von  Landarmen  verbänden  18857  Selbst-  und  5524  Mit- 
nnterstützte,  im  Ganzen  28881  Peraonen  im  Wege  der  Öffentlichen 
Armenpflege  unterstützt.  Die  Gesammtzahl  der  Unterstützten 
betrug  hiemach  958339  oder  3.87  o  der  am  1.  Dezember  1880 
und  3.66  ^.o  der  nach  don  vorläufigen  Ergebnissen  der  Yolkszählang 
am  1.  Dezember  1885  ermittelten  ortsanwesertderi  Hevölkerunp. 

Was  die  Art  der  Unterstützung  anheUiirt,  so  wurden 
vüu  den  i)  r  Lsai  men  verbänden  152851  Selbst-  und  3;»  7y3  Mit- 
nnterstfitzte,  zusammen  186  644  Personen  in  einer  Anstalt,  dagegen 
857082  Seibst-  nnd  385  732  Mitnnterstfltzte,  zusammen  742814 
Personen  in  ihrer  eigenen  oder  in  einer  fremden  Wohnmig  verpflegt, 
so  dass  20.08  %  der  Unterstützten  Anstaltopflege  und  79.92  % 
offene  Pflege  genossen;  bei  den  Ortsarmen  verbänden  von  Städten 
betrug  der  Anteil  der  AnstultspHege  21. 2G,  bei  denen  von  Land- 
gemeinden 20.21 ,  bei  dt  neii  vun  Gutsbezirken  nur  7.73  und  bei 
den  gemischtun  Arnien\erl)iliiden  19.07  "  u  der  Unterstützten.  Von 
Seiten  der  L  an  dar  m  en  v  e  r  bände  wurde  an  8  908  Selbst-  und  81 
MitonterBtütztOk,  sleo  zuammen  an  8  989  Personen  Anstaltspflegc,  an 
9  449  Selbst-  nnd  5  443  Mihmterstlltzten,  also  zosammen  an  14  892 
Personen  offene  Armenpflege  gettbt,  so  dass  hier  die  geschlossene 
Pflege  37.64  "  o,  die  offene  62.36  ^fo  der  Unterstützten  umfasste. 
Vgl.  Stat.  Korr.  d.  Preuss.  Stat.  liur  v.  3.  Juli  1886:  Das  Hanpt- 
ergebniss  der  Armeustat.  f.  Preossen  1885. 


Uiyitized  by  Google 


280 


VI.  4. 


In  andrer  Weise  drückt  sich  das  Vcrhältniss.  tUr  das  leidet 
weitere  direkte  Angaben  über  die  Zahl  der  Land-  und  Ortsarmer 
nicht  zu  Gebote  stehen,  durch  die  Ausgaben  für  beide  Kate^rieu 
aus.  Auch  hier  sind  nur  vereinzelte  Angaben  vorhanden;  am  um- 
fassendsten  wieder  ans  Oldenbnigi  worüber  sieh  die  folgende  Tabelle 
yerhält. 

Im  Herzogtom  Oldenburg  (Gfossberzogtum  ebne  Lübeck  nnd 
Birkenfeid)  betrogen  die  Ausgaben : 


im  Jahre 

a.  dar  Gemeinden 
für  örtliche  Armen- 
pflege 

Mark 

b.  der  LhikI  innen- 
verbände  tiir  laiid- 
arme  Personen 

Mark 

die  Ausgabe  zu  b 
in  Prosent  der 
Qes&mnitsiiegabe 

558  742 

2  800 

0.49 

1874 

5423;i2 

5  721 

1.04 

1875 

549  ai8 

12647 

2.29 

Zusammengeetellt  ans  Tab.  XV  und  XX  bei  Kollmann  S.  245 
und  272.  —  Hierin  «ind  die  Aiic<ra!>on  der  Stadt  Oldenburp:  und 
des  Amtes  I, and  Wührden,  welche  zugleich  Orts-  imd  L.-A.-V.  bilden, 
nicht  inbegriflen.  Doch  sind  auch  hier  einige  Amt  ^verbände 
(welche  in  0.  als  L.-A.-V.  fungiren)  während  aller  drei  Jahre  ohne 
jede  Ausgabe  für  Landarme  geblieben,  während  andere,  besonders 
die  mit  den  grösseren  Städten  besetzten  Aemter  Oldenbni^g,  VareL, 
Jever  nnd  Stollhaom  verbllltnissm&flBig  bobere  Beträge  (znBammea 
etwa  drei  Viertel  der  ganzen  Anegabe)  anfznwenden  hatten. 

Ausweislich  der  ebengenannten  preuss.  Stat.  betrugen  im  Jahre 
1885  die  GesamnitHiifwendungen  der  Ortsarmenverbände  49.3  Miii. 
Mark,  der  Landarmen  verbände  5.6  Mül.  M. 

Hält  man  alle  diese  Zahlen,  welelie  sich  auf  sehr  ver- 
schiedene Zcitriimno  (187:^-1875,  1880.  188B,  1885)  Wichen, 
zusammen,  so  wird  mau  in  ihnen  ein«;  ] lindnutung  auf  das 
rii'liii|^e  Verliiiltni^s  der  Landariiicii  zu  den  Ortsarmen  findon, 
dui»  in  ^rÖH.sercn,  dem  Zuflüsse  .stark  ausgesetzten  Gemeinden 
und  Beäi^eii  5---10  •/o,  in  kleineren  0—5  %  betragen  möchte. 
Bocb  ist  liierbei  zweierlei  zu  beachten.  Erstens  liegt  den 
Landarmenverbänden  in  ihrer  eigentümlichen  Stellung  die 
immittelbare  Fürsorge  ftlr  gewisse  Kategorien  der  Armenpflege, 
sowie  die  Beihülfe  an  unvermögende  Ortsarmcnvcrhiinclc  ob; 
dio  Antraben  über  die  die8l)ezii^rh'ehen  der  Ortsarmenpflege  zu 
gute  komnit'nden  Anrwenduiigen  sind  in  den  Nachweisungen 
des  ire.sammteu  Aufwandes  f\ir  das  Landarmenwcsen  nnt  ont- 
haltttn.  Und  zweitens  geben  die  Nac  Ii  Weisungen  der  Land- 
annenverbände immer  die  positive  und  vollständigo  Ausgabe 
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fttr  alle  diejenigen  an,  die  keinem  Ortsarmen  verbände  an- 
gnliöroTi ,  w-ilirond  der  aus  öffentlichen  Mitteln  premnclite 
Aufwand  do.r  Ortsannen  verbände  aus  den  verschiedenartigsten, 
niehi-facli  daixelegten  Grlinden  durchaus  nicht  immer  der  Zalil 
der  Ortsanuen  zu  cut^prechen  braucht.  Eine  richtige  Berech- 
nung, wenn  sie  Überhaupt  möglich  wäre,  würde  zweifellos 
einen  geringeren  Anteil  der  Landannen  ergeben,  als  wie  vor- 
stehend  angenommen. 

§  101, 

CHeichwolil  wtkrde  aucli  dieser  Anteil  noch  beträchtlich 
genug  sein^  um  das  Landarmenwesen,  sofern  es  die  behaup- 
teten üblen  Folgen  wirklich  haben  sollte,  bedrohlich  erscheinen 

zu  lassen,  Nur  muss  man  bei  Erwägung  derselben  berück- 
sichtigen, dass  das  Wachsen  des  Aufwandes  t^ür  das  Laiul- 
armenwesen  an  und  für  sich  natürlich  ist  und  drjr  Absicht 
des  Gesetzes  entspricht,  die  Ortsannonverb<ändc  zu  entlasten, 
und  daöö  die  Gefahr  erst  da  beginnt,  wo  die  Aufwendungen 
ganz  ausser  Verhältniss  anschwellen  oder  eben  jene  Folgen 
eintreten  Vor  allem  wird  es  sich  also  um  die  Nachweisung 
eines  derartigen  Zusammenhanges  handeln. 

Wenn  nun  in  dieser  Beziehung  zunächst  das  Fehlen  einer 
engeren  Gemeinschaft  betont  wird,  welcher  der  Landarme  zu- 
gewiesen werden  könnte,  so  beruht  dies  auf  einer  V'-rwech- 
selunjj:  der  Verpflichtung  zur  Armenlast  und  der  V»  r))tiiehtung 
zur  Duldung  des  Aufenthaltes.  Denn  diese  beiden  «»umnien 
nur  in  dem  einen  Punkte  übereiu,  dass  in  jedem  Falle  der 
Ortsannenverband,  welcher  zur  Unterst&tzung  endgültig  ver- 
pflichtet isty  auch  das  untersttttzte  Individuum  bei  sich  auf- 
nehmen muss;  im  übrigen  unterscheiden  sie  sich  gerade  darin 
von  einander,  dass  jeder  Ortsarmenverband  zur  Duldung  des 
Aufenthalts  verpflichtet  ist  —  auf  Grund  des  Froizügigkeits- 
^esetzes  — ,  aber  nur  der  Armenverband  endgtdti*;  die  Ar- 
uienlast  tragen  muss,  welchem  das  Individuum  als  ( )it sanner 
angehört  —  auf  (irund  des  Unterstittzungswohnsitzgesetzes  — . 
Kur  eine  Au.-inalnue  besteht  liiervun,  und  zwar  bezüglich  der- 
jenigen Individuen,  die  aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer 


>)  Das  rapide  Auwachsen  der  Landamienliist  (oft  in  1  bis  2  Jahren  um 
das  doppelte)  zeigt  sioh  lediglich  in  den  Gebieten,  die  früher  die  Einrich- 
tung acp  r.andanaenweseii!^  nicht  hatten,  während  die  preussischen  Pro- 
▼iiuseii  eine  bei  weitem  langsamere  Zunabue  zeigen.  Ueorigens  sind  auch 
Wer  die  maimigfiudistai  ElnflfisBe  dentltch  encennbar.  Beispielswdae 
geben  die  in  den  meisten  Provinzen  in  den  Kriegsjahren  1870  und  1871  sehr 
erheblich  gestiegenen  Bttrüge  in  den  folgenden  Jahren  um  dfn  dritten 
bis  vierten  Teil  zm'ück,  um  erst  in  der  Zeit  nach  dem  wirtschaftlichen 
BöckfleUaae,  vor  allem  m  den  Jahren  l^TG  und  1S77  die  frühere  Höhe  zu 
omMchen  bezw.  zu  übenchreiten.  Vgl.  die  bei  Adickes  I  ä.  766 — ^745 
mitgeteilten  Zahlen. 
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nur  voiiibergcheiiden  Arbeitsunfjthigkoit .  lunorsti'rtzt  werden 
müssen  (ji  5  des  Gesetzes  Ubur  dir  Freizügigkeit).  Es  hat 
also  dor  Umstand,  dass  ein  Laudarmenvcrband  die  Kosten  der 
Untersitützung  tragt,  absolut  keinen  Eintiusb  aui'  da.s  Ver- 
bleiben des  unterstützten  Individuums,  sofern  nicht  jene  eino 
Ausnahme  vorliegt;  weder  steht  dem  Laiidarmenver1)ande  das 
Recht  ZU)  solchen  Indmdaen  den  Aufenthalt  anzuweisen,  noch 
irgend  dnem  Ortsamienverbandc ,  ihnen  den  Aufenthalt  au 
versagen;  hierüber  bestimmt  lediglich  die  freie  JBntschliessong 
dessen,  der  vorübergehend  unterstützt  wird. 

8o  besteht  denn  ein  sehr  erheblicher  Uiiterseliied  zwischen 
vorübergehend  und  dauernd  Unttrstiitzteii ,  der  für 
unsere  Frage  insofern  besondere  Bedeutung  gewinn^  als  regel- 
mässig die  enteren  mit  den  jüngeren  Altersklassen  (15---30 
Jahre)  identisch  sind^),  während  dauernde  UnterstQtzung  regd* 
mässig  nur  für  ganz  jugcndlielie,  ganz  alte  oder  für  sieche  und 
gebrechliche  Personen  nötig  wird. 

Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  es  gerade  diese  jüngeren 
Altersklassen  sind,  für  welche  sittlich-schndliclx^  '^^'irlciingen 
dor  ( I  tzgebiing,  wie  plan-  und  zuchtloses  Uuilierbelnveifen, 
geiürc  iiu  i  werden  müsjsen,  während  jene  aus  dauernden  Ur- 
sachen Bedürftigen,  sie  seien  welchen  Stimdcs  sie  seien,  durch 
ihren  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  ohnedies  meisten» 
verhindert  sind,  sich  frei  zu  bew^en. 

Wjrd  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  welchen 
Wert  der  Besitz  einer  festen  Heimat  als  eines  Ortes  hat,  der 
an  dem  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Wohle  seiner  v\nge- 
liörigen  interessirt  ist  und  durch  Mnssregcln  der  Zucht  und 
der  V< irliougung  auf  dieselben  einwirken  kann,  so  ergieV»t 
sich,  dass  bei  tortbestchender  Freizügigkeil  aiit  diejenigen 
Personen  eben  nicht  eingewirkt  werden  kann,  welcne  der 
Zucht  am  meisten  bedürften,  und  dass  hierbei  die  Frage  nach 
dem  verpflichteten  Amienverbande  ganz  gleichgültig  ist.  Und 
diese  Px  trachtung  fiihrt  zur  Erkenntniss  des  wahren  Inhaltes 
der  hierher  treffenden  Vorwürfe:  genannt  ist  das  Lan<l- 
armen Wesen  als  Ursnehe  schädlicher  Zustände,  gemeint 
aber  ist  die  Freizügigkeit,  welche  in  dem  gegenwJirtio; 
zugelassenen  Umfange   es  verhindert,   dass  dio   unruhigst'  ii 


und  der  Wanderung  beschränkt  und  einem  bestimmten  Orte 
zugewiesen  werden,  bezw.  aus  jedem  andern  als  dem  Hei- 
matorte ausgewiesen  werden  kOnnen. 

Und  weiter  führt  diese  Betrachtung  auch  zugleich  zum 
Erkennen  dessen,  was  es  mit  der  Zuelitlosigkeit,  mit  dem 
Betteln  und  LandstreiehfMi  als  Folge  des  T^nndnnnenwesens 
auf  sich  hat.    Denn  auch  liier  findet  eine  ganz  ähnliche  Ver- 


ij  Vtjrgl,  oben  8.  247. 
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wechaelung  süitt  Dem  Landamienverbande  fallen  im  Bedürf- 
tigkeitsfalle  zur  Last  diejenigen^  welche  keinem  Ortsaimen- 
▼erbande  durch  ünterstütKongswohnsitz  angehören;  keinen 
Untcrstützungswohnsitz  haben  diejenigen,  die  selbst  (nach  voll- 
endetem 24.  Lebensjahre)  oder  deren  Familienhaupt  (Eltern, 
Eln  inann)  an  keinem  Orte,  sich  mindesten»  zwei  Jalirc  laii^' 
iiüunterhroolieii  anfgehaltfii  haben.  Mangel  eines  derartigen 
Auicnthaltcs  (Uiitet  auf  einen  Mangel  der  Se-sshaftigkeit  und 
mangelnde  Sesöhaftigkeit  wiederum  deutet  auf  die  Neigung 
zum  Vagireu.  Und  so  erweisen  sich  schliesslich  die  vom  Land* 
armenverbonde  su  unterstützenden  Personen  als  identisch  mit 
eben  jenen  vagirenden  Elementen  der  Bevölkenmg,  an  welchen 
sittliche  Schäden  vor  allem  wahrnehmbar  sind,  mit  den  Bettlern 
und  Landstreichern.  Aber  diese  Identität  ist  nicht  nur  nicht 
eine  Foltre  des  Landarm^nwesens ,  sondern  umgekehrt  das 
Landarm ('lnv(^sün  eine  Kunsequenz  der  durch  vollkommene 
Freizügigkeit  gestatteten  freien  Bewegung,  iiusofcrn  als  die 
Gesetzgebung  die  Ortsann enverbilnde  von  der  Armenlast  für 
die  ihr  entfremdeten  va^renden  Elemente  befreien  wilL  So 
bildet  auch  hier  die  Klage  über  die  Gestattong  weitgehendster 
Freizügigkeit  den  wahren  Inhalt  der  gegen  das  Landarmen- 
weaen  gerichteten  Vorwürfe. 

Wesentlich  mit  veranlasst  sind  diese  Verwechselungen  offen- 
bar auch  dadurch,  dass  an  die  in  Preussen  schon  lange  vor 
Emanation  des  Gesetzes  von  1842  bestehende  provinzielle  oder 
kommunalstäudische  VerpHiehtung  zur  TTnterbriiigung  der 
Landstreicher,  Bettler  uuii  .Arbeitsscheuen  in  iVrbeitsanjstiilten 
die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Landannenlast  angeknüpft 
und  auch  in  den  neuen  Provinzen  den  Landarmenvorbänden 
zugleich  die  Fürsorge  für  das  Korrigend enw es en  übertragen 
wurde  Denn  wenn  aucli  selbstverstttndlich  der  Landarme 
nicht  mit  dem  Korrigenden  identiseli  zu  sein  braucht  und  auch 
äusserlieh  in  einer  etwa  beiden  Kategorien  dienenden  An- 
stalt von  letzterem  ;4etr(Mint  <;elialt(!n  wird,  so  beruht  die  Zu- 
sammenstelhing  l>eider  doch  nicht  auf  ganz  äusserlichen  Gründen. 
Nur  ist  der  innere  Zusammenhang  nicht  darin  zu  suchen,  dass 
derselbe  korporative  Verband  zu  ihrer  Unterhaltung  vernflichtet 
ist,  sondern  darin,  dass  Mangel  an  Sesshaftigkeit,  cler  den 
Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  zur  Folge  hat,  häutig 
auch  zum  Betteln  und  Landstreichen  und  damit  schliesslich 
in  die  Korrigendenanstalt  führt 


T>ie  Motive  zti  88  des  preussischen  Ausführanesgesetzes  vom 
Marz  iöil  bemerken,  daös  diese  Verpflichtung ,  welche  teils  in  ge- 
ringerem, teils  in  weiterem  Umfange  realem  entemüBsig  in  den  alten  Pro- 
vinzen bestanden  h  il  o,  der  Rechtsgleichheit  wegen  auch  in  den  neuen 
Provinzen  einzuführen  sei  -  Die  B^lements  haben  regelmässig  die 
Udwisebiift:  Beglement  über  die  Eimiehtuug  des  LandanneD-  uwi  ELor* 
jigendenweaens.  vgl.  audi  A dickes  I  S.  776. 
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Dies  ergiebt  sich  auch  aus  einer  guten  Nachwetsung, 
welche  der  L.-A.-V.  der  Provinz  Sachsen  seinem  letzten  Ver- 
waltung: sbericht  beigefiigt  hat  (Anlage  H  des  Berichts  für 
1883  84,  1884  85).  Von  den  in  den  Jjihren  1883/84  und  1884  85 
in  die  Ärboitsanstaltcn  zu  Zeitz  und  (Jr'iss  Salze  rinp^elieferten 
1G67  nnd  1170  Knrri-ienden  waren  938  und  588  ohne  Unter- 
8tützun<^.sw()linsitz ;  es  ist  aber  bemerkenswert,  da^ss  nach  dem 
Herkunftsorte  betrachtet  von  den  aus  der  Provinz  Sachsen 
selbst  stammenden  Individuen  ein  bei  weitem  kleinerer  Teü 
ohne  UnterstUtzungswohnsitz  war,  als  von  den  aus  den  Übrigen 
preussischen  Provinzen  und  deutschen  Staaten  stammenden» 


§  102. 

8clilagender  noch  als  diese  au«  der  Natur  der  Sache  und 
dem  Sinne  des  Gesetzes  entnommenen  Argumente  dürften 
Kachweisungen  s^n,  wdche  direkt  auf  das  Bettd-  und  Yag»- 
bundenwesen  bezttglich  sind  und  die  Unabhängigkeit  desselben 
von  dem  bestehenden  armenrechtlichen  System  ausser  aJlen 
Zweifel  stellen. 

Von  den  zahlreichen,  nicht  sehr  zuverlässigen  Nachrichten 
aus  Jilterer  Zeit  sdu!  ich  ab.  T)ie  in  der  Zeit  nach  der  Re- 
formation in  EnKlaiul ,  nach  dem  Dreisni^jährigen  Kriege  in 
Deutschland  eingerissenen  Zustände  ungeheuerer  Verwilderung 
und  Zuchtlosigkeit  dulden  wegen  ihrer  eigen tündichen  Ursachen 
keine  Veigleichung  mit  den  heutigen  \^rhftltnissen. 

Vor  allem  sind,  wie  in  dem  goschichilichen  Ueberblick 
ausgeführt  wurde,  das  Vorhandensein  einer  starken  Staats- 
gewalt und  der  Umschwung  der  wirtschafUichen  Verhältnisse 
Momente,  welche  zu  Ende  des  vorigen  bezw.  am  Anfange  dieses 
Jahrhundert«  eine  vollkommene  Acnderung  in  diesen  Ver- 
hältni.<.sen  bewirkten,  indem  von  der  meiöt  negativen  ßettcl- 
gesetzgebung  zu  positiver  Armengesetzgebung  vorgeschritten 
wurde.  Inunerhin  beweist  die  ungeheuere  Zahl  der  Bettel- 
ordnungon  aus  dem  17«  bis  18.  Jahrhundert,  welch  ein  furcht- 
bares Uobel  man  zu  bekämpfen  hatte. 

Vergleichbar  und  von  besonderem  Werte  sind  dagegen  die 
Nachrichten  aus  Ländern,  in  welchen  die  Heimatgesetzgebung 
gegolten  hat,  insbesondere  aus  Baiern.  das  vor  1870,  wie  oben 
ujih»  1-  dargelef;t.  eine  die  Freizügigkeit  sehr  beschränkende 
Ocs«'tz^^<'bung  brsass, 

Kh  worden  ouu  in  den  verschiedenen  Distrikten  Baierns  auf- 
gegriffen : 


üigitized  by  Google 


VI.  4. 


285 


1047-48 

1860-61 

Bettler 

Vagan- 
tea 

Bettler 

Vagan- 
ten 

Bettler 

Vagan- 
ten 

11  difi 

Klederbttiem.  .  .  . 

8141 

4812 

8  672 

5280 

2565 

4918 

Pfiilz  

8899 

5215 

9  607 

6920 

9904 

5677 

3  916 

4  794 

3  996 

6719 

2  511 

3  8bU 

Mittelfranken   .  .  . 

2664 

4134 

3340 

3  860 

1  890 

2  013 

Oberti-auken  .... 

4026 

6186 

3548 

3206 

1342 

1149 

Unterfranköi   .  •  . 

2  06.^ 

1  74.-) 

1  987 

1354 

2245 

2  256 

3225 

4476 

8915 

7187 

2148 

8  995 

81865 

49106 

84810 

48889 

27116 

85240 

M  a  k  0  w  i  c  z  k  a  dessen  Darstellung  die  vorsteheudeu Zahlen  eut- 
nommen  sind,  bemerkt  hierzu,  dass  die  Zahl  der  Aafgegriffenen 
ziemlich  genau  den  Bewegungen  der  konskribirten  Annen  und  mit 
diesen  den  Sdiwaaknngeu  der  Oetreidepreise  folge;  sie  ist  am 
bOcbsten  in  den  Teueningsjaliren  1846/47  und  1852/58  und  am 
niedrigsten  in  den  anf  letztere  gefolgten  woUMen  Jahien  1858 
bis  1861.  Gans  ebenso  nimmt  in  der  Zeit  nach  1871  f^eichzeitig 
mit  dem  in  ganz  Deutschland  beobachteten  Sinken  und  Wachsen 
der  Bettelei  und  den  !  ,;nidptrcichens  auch  in  Baicrn  die  Zahl  der 
wegen  dieser  Vergehen  abgeurteilten  Individuen  1873  und  1874 
sichtbar  ab,  um  in  den  folgenden  Jahren,  insbesondere  1877,  um 
den  dritten  Teil  der  1876  abgeurteilten  Fälle  zu  steigen.  Vgl.  die 
bei  Adickee  I  &  778  mitget^ten  Tabellen. 

In  Oldenburg  worden  wegen  Bettelei,  Landstreicherei  and 
nnordentlicber  Lebeneweise  bestraft: 


1874:  616 
1875:  529 


1865:  842  1868:  838  1871:  960 
1866:  898  1869:  786  1872:  681 
1867:  614      1870:  987      1878:  516 

Hier  zeigt  sich  also  ein  sehr  denyiehee  Anschwellen  unmittelbar 
nach  den  beiden  Kriegen  und  der  Einfloss  des  Ges.  betr.  die  Frei- 
zügigkeit und  die  Aafhebong  des  Passzwanges  von  1867 ;  doch  nimmt 
die  Zahl  offenbar  unter  der  Einwirkong  günstiger  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  seit  1871  wieder  ab.  Ygl.  Kollmann  Tab.  XI S.  201  und 
Text  S.  92.  — 

In  der  vortrefflichen  Untersuchung  über  die  Arbeiishäuber 
(Kurrigeudenanstalten)  von  v.  Wintzingerode  ist  die  Zahl  der 


1)  S.  m   Vgl.  auch  die  Notisen  bei  Schonk  S.  15. 
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zur  Nacbhaft  auf  Grand  des  §  862  8tT.-G.-B.  eingelieferten  Personen 
angegeben  anf: 

1S74         1882  1883 
I.  in  Preussen  U>8ö9      27459  27776 

Ii.  m  den  übrigeu  deutsclieu 
Staaten  ausser  Elsass-Lo- 

thringen  1999      8035  8943 

Vgl.  Druckb.  a.  D.  V.  1884  Nr.  9  Tab.  S.  15.  — 
In  einer  Tom  L.-A,-Y.  Hannover  aufgestellten  Statistik  des 
Vagabunden-  und  Bettelwesens  werden  die  nachfolgenden  Bestrafangen 
wegen  Vergehens  gegen  §  361  Kr.  3.  4.  5.  7.  8  des  B.-Str.-6.-B. 

in  preuss.  Oberlandesgerichtsbczirken  nachgewiesen: 
1S77:  88418,  1878:  103293,  1879:  126742,  1880:  130511, 
1Ö81:  147  354. 

Seit  1883  macht  sich  eiue  etwas  rückläufige  Bewegung  bemerk- 
bar. Vgl.  Stat.  Nachrichten  über  das  Bettel-  und  Vagabunden- 
wesen in  der  preuss.  Monarchie  und  den  Nachbarstaaten  der  Prov. 
Hannover  1874  bis  1883,  heransgegeben  von  der  provinzialst&nd. 
Verwaltung. 

In  Berlin  betrog  die  Zahl  der  Bettler  nnd  Landstreicher 

1882:  32805 
1888:  27665 
1884:  21077; 

Tgl.  amtl.  Veröffentlichongen  des  Fdizei-Prftsidiums. 

Es  wurden  femer  wegen  Betteins  nnd  Landstrdchens  bestraft  in: 

Ghgt.  Hessen  Baden  Kgr.  Sachsen 
1881:  10973  12458 

1882:     9  «00  12  115  11727 

1883:     6  247  9  890  11098 

1884:    4007  6952  Personen. 

Vgl.  Mitteil,  der  grossh.  hess.  Zentralstelle  vom  Januar  1886 
Nr.  352.;  Stat.  Mitteil,  über  das  Ghgt.  Baden  1885  Bd.  4  Nr.  14; 
Zeitschr.  <b"s  K.  Sachs.  Stat.  Bur.  Jahrg.  2'»  s.  197. 

Die  neuesten  Verw.-Berichte  der  preussischen  Prnv. -Verbände 
sin  ochen  fast  durchweg  ihre  Befriedigung  über  die  ganz  ersichtliche 
Abnahme  der  Lmiieieruugen  von  Ivorrigenden  aus.  So  Branden- 
burg. Ber.  fOr  1884—85  8.  27:  die  Zahl  der  Einliefsningen  betrog 
1700  gegen  2707  des  Vorjahres;  Schleswig-Holstein  desgl.  S.  8; 
Ostpreossen  fttr  das  Kai.- Jahr  1885  S.  16;  Pommern  fhr  1884—85 
S.  4  n.  ai 

So  Tollziehen  sich  also  Erscheinungen,  die  fbr  das  wirt- 
schaftliche und  sittliche  Wohlergehen  der  Oesamnitheit  von 
höchster  Bedeutun^^  sind,  in  auf-  und  absteigender  Bewegung 

unter  d»;r  TT»*^r^^(•lla^*t  des  Heiinatncbts  wie  unter  der  des 
Untcr.xtützim^swMlinsitzo.^,  vor  Kinfiihruug  der  ailgemcinen 
Freizügigkeit  und  uach  derselben. 
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Sucht  man  nach  den  Ursachen,  welche  die  Erschduungen 
Teranlassen,  so  hat  man  freilich  auf  diesem  Gebiete  mehr  als  auf 

irgend  einem  anfloren  Anlass,  vorsichtig  zu  sein,  um  niclit  zu 
falsclien  Sc-lililssen  zu  ^^'langcn.  Dass  auch  dii»  vollständigste 
VerziMcliiiiss  der  Bettler  und  Laüdötreiclu'r  nicht  entternt  alle 
dahingehürigeii  Fälle  aufweist,  steht  au^dcr  Zweifel.  Was  hier- 
bei individuelle  Momente,  insbesondere  die  grössere  oder  ge- 
ringere Aufmerksamkeit  der  Polizeibehörden,  die  grössere  oder 
geringere  Härte  der  Oerichte,  vor  allem  aber  der  Umfang 
des  Almosengehens  in  einzelnen  Orten  und  Bezirken  für  Ein- 
fluss  üben,  lUsst  sich  schlechterdings  nicht  ermessen.  Vielfach 
bedeutet  ein  Herauf<r"'h<Mi  der  htzrif^liclien  Ziffern  nur  das 
Eintreten  schärferer  Kontrole  und  uniyek«.dirt,  wif»  auch  das 
Verschwinden  der  \'ap;ahondage  aus  einzelnen  Bozirken  oft  nur 
anzeigt,  dass  dieEinwuliuerschaft  derselben  sich  zu  yciaeinsehaft- 
lichen  eneri^schen  Massnahmen  verbunden  hat  Immerhin  darf 
zweierlei  behauptet  werden:  einmal,  dass  im  wesentlichen  das 
Vagabundenwesen  von  dem  armengesetzlichen  System  unab- 
hängig ist,  und  dass  von  allen  auf  den  wahrnehmbaren  Stand 
desselben  einwirkenden  Momenten  die  Lage  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  die  erste  Steile  einnimmt 

I.  Sehr  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  die  eben  erwähnte  han- 
növerscho  Statistik  S  5  ff.,  in  welcher  neben  den  Fällen  der  Haft- 
st raten  die  Fälle  angegeben  sind,  in  <lcnen  ausserdem  anf  Ver- 
weisung an  die  Landespolizeibehörde  erkannt  ist.  Die^e  Fülle  be- 
tragen regelmässig  30  bis  40  in  den  0.-L.-G.-I)t  1 1  ii  K(  nigs- 
berg  und  Stettin,  5  bis  10  "  o  i"  den  Bezirken  Kussel  und  Kolu, 
1  ^Iq  oder  darunter  in  den  kleineren  thfiringischen  Staaten.  — 
lieber  die  ganz  verschiedenartige  Festsetzung  der  Daner  der  Beten- 
tion macht  V.  Wintzingerode  a.  a.  0.  S.  11  n.  12  bemerkens- 
werte Mitteilungen.  —  Treffend  macht  Böhmert  darauf  anlmerk- 
sam,  dass  bei  den  eigentlichen  Verbrechen  die  Interessen  der  Ver- 
letzten ni1f  r  d;is  liöliere  Staatsinteresse  eine  genauere  Ermittelung 
der  IVr-oii*  ri  und  des  Thatbestandes  verbürgten,  während  das  Puhli- 
kuiri  8icii  durch  lietteln  selten  direkt  verletzt  fühlte,  oti  sogar  zur 
Begünstigung  der  Bettler  gegenüber  der  Behörde  geneigt  sei.  Vgl. 
a.  a.  0.  S.  201.  —  Sehr  ansf&hrlich  and  mit  sehr  zahlreichen  Be- 
legen hei  Dnchatel-Naville  S.  192  ff.,  bes*  S.  197:  „Ana  diesen 
natürlichen  Hindemiasen,  die  ach  dem  Vollzuge  der  Gesetze  gegen 
das  Bettelwesen  entgegenstellen,  folgt,  dass  das  Aufhören  der  Bet- 
telei immer  nur  ein  teilweises  oder  ein  scheinbares  oder  nur  auf 
gewisse  Zeit  dauerndes  sein  kann/" 

Neuertlings  hat  sich  der  pieuss.  Minister  des  Innern  veranlasst 
gesehen,  die  Ikdiordeu  auf  die  vorhandenen  Missstande  autincrksam 
zn  machen:  vgl.  den  Zirk.-Erl.  v.  22.  Oktober  1885  (Min.-Bl. 
S.  287)  betr.  Regelnng  der  Featsetzong  der  korrektio- 
neilen Kachhaft  nach  allgemeinen  Grundsätzen. 

1.  Es  wird  darin  betont,  dasa  die  FestsetzoDg  dar  Nachhalt  oft 
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mechanisch,  ohne  individuaUfiireiLde  Momente  erfolge,  irSbrend  die 

Erfolge  der  Detention  wesentlich  von  der  zeitlichen  Begrenzung  mit 
Rücksicht  auf  die  Individualität  abhiiigen.  Die  Landräte  und  Polizei- 
Behörden  sollen  datier  bei  Einreichung  der  gerichtlichen  Akten  an 
die  Kegierung  sich  möglichst  aus  eigener  Kenutniss  hierüber  gut- 
achtlich äusseru.  Ebenso  soll,  ialls  die  Detentionsdauer  abgeküot 
werden  soll,  ein  motivirtes  Gutachten  der  olleren  Beamten  der 
Korr.-Anatalt,  einschlieealich  des  AnstaltageiBtlicheD,  beigelegt  werden. 

2.  Es  wird  den  Polizeibehörden  empfohlen,  den  Betmirten 
auch  11  cli  ihrer  Elntlassung  beizustehen;  letztere  sollen  daher  bei 
ihrer  Entlassung  über  die  Wahl  des  künftigen  Aufenthalts  befragt 
and  hiervon  der  betr.  Orts- Polizeibehörde  Mitteilung  gemacht  werden. 
Doch  soll  Jemand,  der  vorher  anderweitig  Arbeits- 
gelegenheit findet,  hieran  nicht  gehindert  werden. 

U.  Ueber  den  sehr  geringen  Eiufiuss  der  Armengeseugebung 
anf  diese  ZnatSade  ^rechen  sich  Tiele  Behörden  ans.  So  hemolct 
der  Verwaltongsbericht  der  ProT.  Hannover  für  1881  3.  28 :  „Dass 
lediglich  die  Gesetzgebung  die  Schuld  an  den  Yorhandenen  üebdn 
trage,  dflrfte  TOn  unbefangenen  und  nicht  von  Parteirücksichten  be- 
herrschten Beobachtern  kaum  noch  behauptet  werden,  nachdem  kon- 
<tRtirt  ist,  dass  auch  unter  der  Herrschaft  der  bairisclien  Gesetz- 
gebung gleiche  Kalamitäten  wie  in  den  dem  Keichsrecht  ganz  unter- 
worfenen Staaten  iiervorgetreten  sind."  Der  bereits  smgeführte 
Verw.-Ber.  für  Sclileswig-Holsteiii  bemerkt  S.  8. ;  ^Die  in  unserem 
▼orjlLhrigen  Berichte  ausgesprochene  Termntnng,  dass  die  Abnahme 
der  Zahl  der  Korrigenden  fortdauern  werde,  hat  sich  bestätigt 
Der  Durchschnittsbestand  ging  von  1028  im  Jahre  1882 — 83, 
98G  im  Jahre  1883—84,  im  verttossenen  Jahre  auf  858  (829 
Männer  u.  29  Weiber)  herunter,  und  belief  sich  die  G''s:mimtz;ihl  der 
Detention  st  age  auf  312  488  gegen  372  438  im  vorhergehenden  Jahre. 
Am  Schlüsse  des  ReclinunL'sjahres  war  die  Zahl  der  Detiuirten 
1008  gegen  1043  am  Schlüsse  des  vurhergehendeu  Jahres.  Dass 
von  der  seit  1882  stattfindenden  Verminderung  der  Korngend^- 
zahl  anf  die  Abnahme  der  Yagabondagc  geschlossen  werden  kann, 
erleidet  keinen  Zweifel  und  wird  durch  die  Angaben  der  Polizeibehörden 
ond  Gerichte  vielfach  best&tigt.  Auch  hat  sich  der  allgemeine  Char 
rakter  der  Korrigenden  geändert,  wie  daraus  hervorgeht,  dass  mit 
deren  V(  rmitKlerung  die  Zahl  der  Rückfälligen  sich  vermehrt,  so 
dass  augeuouimen  werden  kann,  dass  der  bessere  Teil  der  Land- 
streicher Beschäftigung  gefunden  hat,  und,  wie  es  thatsäcblich  er- 
kennbar, in  zunehmendem  Grade  ein  unverbesserliches  Gesindel  die 
KorrektiODsanstalt  bevölkert.  Ob  und  in  welchem  Hasse  hieranf  die 
Arbe&terkolonien  nnd  Yerpflegungsstationen,  oder  nnr  die  Besserung 
der  wirtschaftlichen  VerhAltnisse  eingewirkt  haben,  kann  zwdfelhaft 
sein,  da  wenigstens  in  unserer  Provinz  jene  Einrichtungen  erst  nach 
bereits  eingetretener  Abnahme  der  Korrigenden  getroffen  sind  und 
sich  das  Vagabondentum  mit  mehr  als  75  "^o  anderen  Pro- 

vinzeu  und  dem  Auslände  rekrutirt.'' 
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.  Cime  nun  verkennen  zu  wollen,  da^  em  üebel  um  nichts 
weniger  ein  Uetel  bleibt,  wenn  ee  auch  Bdum  froher  in  stärkeron' 
oder  echwAcheram  Haue  Torhanden  war,  mOcbte  ieh  doeh  noch 
einige  AeiuMrongeii  anfAbren«  die  tkih  auf  ein«  mebr  als  50  Jahre 
sorttcUiegende  Zeit  beliehen  und  dentlidi  genug  erweisen,  dass  man 
es  hier  mit  Missständcn  zn  thnn  hat,  die  vor  allem  den  Eigentüm- 
lichkeiten der  menschlichen  Natur  entspringen,  überdies  aber  von 
uiKiidlich  vielen  im  einzelnen  kaum  nachweisbaren  Momenten  ab- 
hangig sind.  Gegenüber  Form  und  Inhalt  der  hente  laut  werdenden 
Klagen  mochte  der  Worüuut  der  betreffenden  Aeusserungen  heachicns- 
wert  sein» 

So  sebreibt  Ebers,  einer  der  kenntnigsreichsten  SehrifksteUer 
Uber  das  Armenwesen,  mit  besonderer  Bedebnng  anf  Breslaa  im 

J.  18  2  3:  „Der  grösste  and  der  wichtigste  Vorwurf,  den  man  der 

gegenwärtigen  Zeit  zu  machen  geneigt  ist,  ist  der,  dass  die  Religio- 
sität und  daher  die  Sittlichkeit  in  steter  Abnahme  begrifl'eu  sei. 

(S.  328)   In  den  neuesten  Zeilen  hat  man  besonders  darüber 

geklagt,  dass  die  Neigung  zum  Trunk  und  zu  verwaii(ltf\n  Genüssen, 
zum  Tanz  und  zu  anderen  öffentlichen  Lustbarkeiten  bedeutend  zu- 
genommen (S.  855)  Die  Klagen  ftber  schlechtes  Gesfaidel 

hOrt  man  allgemein  and  immer  die  alten:  Mangel  an  AuhSugUch- 
keit  an  die  Herrschaft,  Untreue,  Arbeitsechen  und  Lüderlich keit 
(S.  860)  ....  Man  bemerkt  aach  bei  nns.  ^\ie  jetzt  in  der  Welt 
überhaupt,  einen  Geist  des  Egoismus  und  der  Genusssucht,  ein  Stre- 
ben, um  dir  eii:ene  —  selbstischr  —  Existenz  festzustellen  und 
eine  daher  i  uhrende  Teilnahralosigkeit  gegen  das  Wohl  Anderer  und 
selbst  gegen  öffentliche  Yerhältnisäe,  welche  zu  vielen  Klagen  Aniasä 
geben  und  das  Gnte  und  Sittliche  mannigfach  hemmen."  (S.  365.)  — 
Boch  bemerkt  Ebers  im  Eingange  dieser  Betrachtung  in  Bezog  anf 
die  Neigong  der  Henseheo,  das  Gegenwärtige  immer  mit  trttbsten 
Blicken  zu  betrachten:  „Der  Irrtum  also,  in  seiner  Zeit  die  mo- 
ralischen Uebel  vollkommen  entwickelt  and  ausgebildet  —  in  der 
Vergangenheit  aber  mit  dem  sanften  und  mildernden  Düinmerlichte 
der  verstrichenen  Zeit  umnebelt  zu  erblicken,  liegt  ebenso  in  der 
Natur  des  menschlichen  Geistes,  als  in  ihm  der  Keim  der  Hulluung 
für  ein  erneutes  und  besseres  Leben  fest  begründet  erscheint.  ' 
(S.  328.)  - 

Und  B eis  1er  schräbt  1881:  „Dahin  gehören  die  Klagen  in 
allen  Stünden  über  zonehmendc  Nabrnngslosigkeit,  ein  stets  wach- 
sender Andrang  unbeschäftigter  Handwerksgesellen,  ohngeachtet  so 

viele  unter  dem  Schutze  der  neueren  Gesetze  zur  Ansässigmarhuncj 
gelangt  sind,  ein  alle  Erwerbsmittel  weit  überschreitender  Luxus  in 
den  mittleren  und  unteren  Klassen  des  Volkes,  eine  unglaubliche 
Sittenlosigkeit  dui  unteren  Klassen  des  ^  olkes,  namentlich  des  Ge- 
sindeä,  eine  bedeutende  Zuuahuie  der  Bettler  und  Landstreicher, 
eine  bennrohigende  Yermehrang  der  Polizeittbertretungen,  der  Yer^ 
gehen  and  der  Verbrechen,  ohngeachtet  ftberaU  eine  woUorganisirte 
Gensdarmerie  oder  andersbenannte,  zn  demselben  Zwecke  errichtete 

Fonehoiicni  (27)  Vt  4.     XHutM'bazv.  19 
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Corps  ohne  Vergleich  mehr  fftr  die  öfifentliche  Sicherheit  leisten, 
als  die  früheren  Einrichtungen;  endlich  ein  [gemeines  Unbehagen, 
eine  laute  Unzufriedenheit  der  Völker,  die  nahe  daran  sind,  an 
allem  irre  zu  werden  und  an  jeder  Wendung  zum  Besseni  zu  ver- 
zweifeln. Diese  Erscheinungen  sind  nicht  neu,  ihre  Ent- 
stehung geht  auf  20  bis  30  Jahre  zarück,  aber  sie  treten  täglich 
entschiedener  hervor  and  die  Frage  idrd  Immer  dringender:  Was 
bat  man  gethan  und  was  ist  so  thnn  hei  diesen  geecbichtUch  he* 
glanbigten  Symptomen  der  Staatenanfltang?* 
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7.  Kapitel. 

Andere  Wirkungen. 

§  loa 

Nur  der  YollBtändigkeit  halber  und  gams  kurz  möchte  ich 

noch  der  Vorwürfe  erwähnen,  welche  der  Reichageset^gebung 
mit  Bezug  auf  Kasuistik,  Vielschreiberei  u.  s.  w.  gemacht 
werden.  Denn  einmal  ist  dieses  gewiss  keine  Eigentümlich- 
keit des  Reich siresetzes,  sondern  jeder  Armen ir^^sctzgebung» 
welche  in  irgend  welcher  Weise  die  Untersnit/im^sj  tiicht  an 
ein  bestimmtes  Angehörigkeitsverliilltniss  anknupli;  und  auf 
der  andern  Seite  sind  bei  jeder  grösseren  Annen  Verwaltung 
achrifiUche  Au&eichnunffen  irgend  welcher  Art  notwendig,  die, 
auch  ohne  dass  Veramassung  vorliegt,  das  Angehörigkeits- 
verhältniss  zu  prüfen,  dn  umfangreiches  Registerwesen  er^ 
fordern.  Fort&dien  könnten  die  durch  Beziehung  su  anderen 
Armen  verbänden  veranlassten  Korrespondenzen,  sowie  die  Er- 
mittt  lungeii  beziiKlieh  des  Unterstützungswohnsitzes  nur,  wenn 
jeder  Annenverhand  schlechterdings  zur  Unterstützung  aller 
oei  Eintritt  der  Bedürftigkeit  in  seinem  Gebiete  aufhaltsamen 
Individuen  verpflichtet  würde  und  auch  keinerlei  Ausgleichung 
nach  oben  hin  stattfiinde.  Wtbrde  beispielsweise  diese  un- 
bedingte Verpflichtung  des  AufenihaltBorfees  awar  anerkannt, 
aber  f^r  einen  nach  gewissen  Momenten  limitirten  Betrag  von 
Seiten  des  Staates  o&r  eines  grösseren  Verbandes  Ersatz  ge- 
leistet, oder  fhnde  ganz  allgemein  zwischen  ?i]len  Armenver- 
bändon  des  Rr-iclir's  eine  Verreelinunir  flor  vnii  ilmen  ge- 
macliieii  Aufwciulungen  zum  Zwecke  gerec-liter  Aur^gleichung 
statt,  so  würde  auch  hierzu  ein  ausserordontlicli  ausgedehntes 
Schreibwerk,  vielleicht  umfangreicher  als  das  gegenwärtige, 
notwendig  sein.  Hier  wird  doch  in  der  That,  soweit  es  sich 
nicht  um  ganz  unntttze^  durch  bureaukratisohe  Sachbehandlung 
veranlasste  Weiterungen  handelt^  die  zu  beseitigen  nicht  Auf- 

19* 
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gäbe  dea  Gesetzes,  sondern  der  Verwaltung  iöt,  nur  die  ma- 
terielle Seite  der  ArmeDgesetzgebang  entachetdend  sein  kOnneit. 

Etwas  anders  liegt  es  mit  dem  Vorwurfe  der  durch  viel- 
fältige Kasuistik  hervorgerufenen  Reclitsunsicherheit  Es  litsst 
»ich  nicht  verkennen  und  wird  an  einigen  frappanten  Bei- 
spielen noch  unten  zu  bctrachtiMi ^)  sein,  dass  dio  R(?cht- 
sprechung  des  oberston  Gerichtshofes  in  Armen8treit«achen 
wiederholt  geschwankt  hat,  und  dass  es  an  und  für  sich  sehr 
schwer  ist,  in  Angelegenheiten,  welche  eine  sofortige,  nach 
Abiituf  einiger  Zeit  nicht  mehr  mögliche  ünterbuchung  an 
Ort  und  Steue  erfordern,  vom  grttnen  Tisch  aus  su  entscheide. 
Aber  wenn  dies  ein  unleugbares  TJebel  ist,  so  wird  es  doch 
ein  notwendiges  zu  ii  iinen  sein,  weil  dem  einzelnen  Annen- 
verbande  die  letzte  Entscheidung  in  eigener  Sache  nicht  wohl 
anvertraut  werden  kann.  Nur  den  IMissbraueli ,  eine  unnütz«* 
Wortklauberei ,  eine  dogmatisch-etnrrf'  Judikatur  würde  mau 
eriitithaft  zu  beklagen  haben,  ihr  durcl]  möglichst  klare  Fassung 
fh's  Gesetzes,  durch  Wahl  geeigneter  Persönlichkeiten  ent- 
gegenwirken müssen. 

Wenn  speraell  der  Heimatgesetsgebung  die  Wirkung  zu- 
geschrieben wird,  die  Streitigkeiten  zu  vermindern,  so  ist  da- 
g^en  zu  bemerken,  dass  hierfiir  weder  die  Erfahrung  spricht, 
noch  auch  die  wirkliche  Sachlage;  denn  wenn  nicht  die  Heimat- 
gesetzgebung sich  auf  einen  einzTj^en  Orund  des  Heimat- 
erwerbes beschranken  will,  uäuilieh  dou  dei"  Verleihuniii:  dureh 
eine  nicht  anfechtbare  EntsclM'iduug  der  Geiiicinde,  so  bietet 
jedes  andere  Verhältniss,  ganz  abgesehen  von  den  Heimatlosen, 
nicht  mindere  Vmnlassung  zu  Weiterungen:  namentlich  also, 
wenn  ein  Anspruch  auf  Verleihung  auf  Grund  gewisser  That- 
sachen  eingeräumt  wird  und  auch  gegen  den  Willen  der  Gr6- 
meinde  durchgesetzt  werden  kann.  Ausserdem  handelt  es  sich 
gar  nicht  allein  um  die  Ermittelung  der  Heimat  und  des 
ünterstütznnfrsw  ninisitzes .  sondern  ebenso  häufig  um  Anlnss 
und  Betrag  einer  für  liechnung  einer  andorn  Gemeinde  ge- 
währten Ünterntützung,  die  »Streit  verurbaeht.  Kurz,  darin 
unterscheidet  sieh  die  Heimat  von  dem  Uutcrbtützungswohuöitz 
nicht.  Wirklich  fortfallen  würden  diese  Streitigkeiten  nur, 
wenn  die  Aufenthaltsgemeinde  unbedingt  zur  UnterstHtzung 
ohne  Anspruch  auf  Ersatz  verpflichtet  würde. 

Ueber  die  beztkglichen  Klagen  aus  älterer  Zeit  aus  Aulass  der 
Ueimatgesetzgebung  vgl.  namentlich  D  u  c  Ii  a  i  e  1  -  K  a  v  i  1 1  e  S.  94  ff. » 
Aschrott  S.  20;  Riedel  I  Einleitnog  u.a.  In  Bezug  auf  die 
gegenwftrtige Gesetzgebung:  Bocholl  II S.  17;  Wittgenstein  II; 
Fle8Ch  S.  12;  Lnthardt  S.  58  u.  a.   Auf  dem  im  Text  dar- 


Vgl.  namentlich  die  Judikatur  über  die  Behandlung  des  §  30  und 
der  00g.  annemeehtlichen  FamiliengemeinBchaft  unten  §  149  und  §  189. 191. 
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gelegten  Standpunkte  Loening  S.  887.  —  Ein  allerdingB  sehr 

komplizirter  Fall  von  nimötiger  Vielschreiberei,  Rechtsirrtümem 
und  Kosten  wird  in  der  D.  Gem.-Z.  1877  S.  134  mitgeteilt.  — 
Weim  im  übrigen  die  Gem.-Z.  in  einem  neueren  Artikel  1885  S.  201 
in  den  bei  ihr  üblichen  starken  Ausdrucken  von  „Hyiiothesenscbwalm 
und  Federfuchserei,  meist  nur  Jaristen  verständlich/  spricht,  so 
möchte  sie  sich  doch  Uber  den  bei  Darchfübrung  ihres,  au  andrer 
Stdle  (oben  §  16)  mitgeteilten  Sjatema  notwendigen  Bedarf  an 
Papier,  Tinte  und  Federn  im  Innern  der  GemelndeTerwaltnog,  wie 
«n  Korrespondenzmaterial  belinft  Erstattong  der  Terncheningsbetrftge 
«iner  gelinden  Täuschung  hingeben.  ~ 

Üeber  die  Zahl  der  Streitigkeiten  im  ganzen  Geltnngspebiete 
4e8  U.-W.  versprirht  die  Armenstatistik  für  1885  einige  Aufschlüsse. 
Das  bisher  bekannt  gewordene  Resultat  für  rreussen  ergiebt,  daös 
1885  an  Klagen  von  den  Ortsarmen  verbau  den  der  Städte  2625, 
von  denjenigen  der  Landgemeinden  1023,  von  denen  der  Gutsbezirke 
163,  von  den  gemiflehten  OrtsarmenTerbfinden  141,  von  den  Land- 
annenverblndea  endlich  98,  im  ganzen  4050  Klagen  mit  Streit* 
gegenständen  im  Gesammtwertc  von  868  825  Mark  erhoben  wurden. 
Vgl.  Stat.  Korr.  d.  Zeitschr.  d.  preuss.  stat  Bor.  vom  3.  Juli  1886. 
Ueber  die  Entscheidungen  des  B.-A  f.  d.  H.  giebt  das  Zentralbl.  f. 

4.  D.  B.  seit  1881  regelmässige  Nachweisungen;  vgl.  Jahrg.  1886 

5.  16,  1885  S.  20,  1884  S.  15,  1883  S.  49.  Danach  stellte 
sich  die  Zahl  der  Entscheidungen 


In 
Lande»- 
neben 

in  interterritor.  Sachen,  und 
zwar  in  denen  in  I.  In8tiui2 
eatBoliieden  hatten 

preoiB.  1  würtemb. ,  liehs. 
Behdiden 

über- 
haupt 
inter- 
territor. 
Sachen 

«ber- 
haapt 
Sachen 

188i/85 

486 

88 

2 

1 

K6 

402 

1888/84 

456 

94 

1 

14 

75 

581 

1888/83 

427 

87 

11 

.68 

495 

1881/82 

501 

44 

1 

6 

95 

696 
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Die  Reformbestrebungen 


Vorbemerkung. 
§  104. 

Für  die  Darstellung  des  Details  der  Reformbesticbungcu, 
deren  Inhalt  im  allgemeinen  schon  oben  angedeutet  wurde 
(§  3  JI)f  lAsst  sich  eine  vollkommen  befriedigende  Reihenfolge 
nicht  wohl  ausfindig  machen.  Bei  dem  oft  unlösWen  Zusammen- 
hange einer  Erscheinung  mit  der  andern  lassen  sich  die  ein- 
zelnen  Khigen  und  Vorschläge  sehr  wnhl  an  der  oinen  wie 
an  der  «an(lcrii  Stelle,  im  Anschluss  an  die  eine  oder  'lio  andere 
Einrichtung  daratoUen;  oft  sind  Wiederholnnfren  kaum  zu 
vermeiden.  Nun  erscheint  aber  die  Stoft'eintciiung ,  die  nie 
ohne  Bedeutung  ist,  bei  einer  Materie  wie  die  vorliegende 
um  so  wichtiger,  als  nur  die  zweckmässige  Sondenmg  des 
überaus  mannigfachen  Materials  Uebersicht  und  Klarheit  ge- 
währen kann.  Von  allen  Einteilungsprinzipien  mochte  daher 
schliesslich  dasjenigo  am  meisten  geeignet  erscheinen,  dinseni 
Zwpcke  zu  dienen,  welches  die  natürliche  P^ntfaltung  des 
»Stoff 'S  nm  leichtesten  ermöglicht,  eine  Fnige  aus  der  andern 
sich  entwickeln  liisst  Diesem  Gesichtspunkte  entsprechend 
ist  die  Darstellung  angeordnet.  Den  Klagen  über  gewisse 
Wirkungen  der  Wirtsäiafis-  und  Armengesetzgebting  sind 
die  Besserungsvorschläge  anschlössen,  und  von  diesen  in 
absteigender  Reihenfolge  diejenigen  zuerst  behandelt ,  welche 
eine  Aenderung  der  ganzen  Gtcseti^bung  beabsichtigen, 
während  die  Darstellung  von  EinzelvorschlXgen  zuletzt  folgt 
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8.  Kapitel. 

Oer  Staat  als  Träger  der  Armenlaet 

§  105. 

In  der  bisherigen  Darstellung  i.st  das  bei  uns  geltende 
System  als  das  der  öffentlichen  oder  ^esetzHelien  Annenpflege, 
oder  wohl  auch  der  Zwangsarmenpnege  bezciclniet  worden. 
Es  sollte  damit  auagcdrückt  werden,  dass  die  Verabreichung 
des  zum  notdürftigen  Lebensunterhalt  Erforderlichen  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  ist  nnd,  wo  nQtig,  mit  Zwang  gegen 
die  von  der  Gesetzgebung  bezeichneten  Oigane  herbeigeführt 
werden  kann.  Dieses  Zwungsgesetz  ist  wie  jedes  Gesetz  ein 
Akt  der  Staatsgewalt;  ihre  Befugniss,  die  Rechtsordnung  zu 
gestalten,  ist  die  Quelle,  aus  der  auch  die  Annengesetzgebung 
fliesst.  Der  Inhalt  derselben  hat  damit  an  und  filr  sich  nichts 
zu  thun.  Der  Zuaammenhang ,  welclier  zwisrhen  der  Rechti«- 
quelle  und  dem  Krzeugnitis  der  Rechtsordnung  besteht,  dass 
nämlich  die  letztere  zur  Verwirklichung  der  im  StftatBgebiet 
anerkannten  Ghrundstttze  fähren  soll,  ergiebt  sich  fUr  alle 
gesetzgeberischen  Akte. 

Doch  ist  ein  anderer  Zusammenhang  denkbar.  Der  Staat 
kann  seine  Anordnungen  unmittelbar  ausführen  und  unmittelbar 
den  mit  Ausführung  derselben  verbundenen  Aufwand  über- 
nehmen wollen,  wie  er  es  beispielsweise  in  Ansehunt,'  des 
äusseren  Schutzes  —  Militärwesen  —  und  des  Rechtsschutzog 
Juötizwesen  —  tliut.  So  ist  es  auch  denkbar,  dass  er  die 
öffentliche  Armenpflege  unmittelbar  und  auf  seine  Kosten  zur 
Ausführung  bringt.  In  solchen  FttUen  handelt  es  sich  nur 
um  die  Erwägung,  ob  das  Wesen  der  betreffenden  Veranstal- 
tungen das  unmittelbare  Eingreifen  des  Staates  notwendig 
oder  nützlich  erscheinen  lässt,  oder  ob  ihr  Wesen  eine  ad- 
ministrative oder  finanzielle  Beteiligung  des  Staates  ganz  oder 
zum  Teil  ausschliesst. 


üigitized  by  Google 


VI.  4. 


299 


Unter  den  Möglichkeiten,  die  Aniienlnst  «rerecht  zu  ver- 
teilen, 18t  auch  die  unmittelbare  Uebemahnic  derselben  durch 
den  Staat  mannigfach  envogen  und  von  einigen  8eitcu  mit  posi- 
tiven Vorbchlägen  zu  ihrer  AusfUJirung  unterstützt  worden. 
Nicht  nur  in  neuerer  Zeit;  schon  in  der  älteren  deutschen 
annenrechtlichen  Literatur  und  Gesetzgebung  und  ebenso  in 
ansserdentBchen  Landern  ist  der  Gedanke  wiederholt  au^e- 
taucht,  sind  mehr  oder  minder  umfiMsende  Versuche  seiner 
Verwirklichung  gemacht  worden. 

§  lOß. 

Die  bekanntesten  Projekte  dieser  Ai*t  sind  die  Akte  der 
französischen  gesetzgebenden  Versammlung  von  1793.  Es  ist 
nicht  überflüssig,  sidi  kurz  den  Gang  der  besttglichen  Gesetz- 
gebung, der  sie  vorbereitenden  Schritte  und  ihr  späteres 
Schicksal  ins  Gedächtniss  zu  rufen 

Vor  allem  ist  bemerkenswert,  dnss  von  einer  Erklärung 
der  Armenlast  zu  einer  Staatslast  zunäciist  keine  Kede  ist. 
Die  Constituante  ernannte  1789  das  comite  pour  l'extinction 
de  la  mendicite,  welchem  in  sieben  Berichten  die  Ergebnisse 
sehr  gründlicher  und  sehr  sachkundiger  Untersuchungen  nieder- 
legte. Dasselbe  glaubte,  dem  Geiste  der  damaligen  Epoche  ent- 
sprechend)  in  dem  Stande  der  Landwirtschaft  den  Grund  der 
Armutszustände  zu  erkennen,  und  stellte  als  eine  allgemeine 
Maxime  auf,  dass  die  Arbeit  die  einzige  Hülfe  sei;  welche  ein 
weises  Regiment  cUm  nrltoitsOÜugen  Menschen  geben  könne; 
aber  selbstverstiindlicli  dürl'c  Arbeit  von  Staatswegen  nur  den- 
jenigen verschaft't  werden,  welche  al^solut  ausser  Stando  seien, 
sich  solche  selbst  zu  verschaflt  ii.  Weil  es  aber  gefaiirlich 
sein  und  auf  die  Entfaltung  der  Arbeitskräfte  geradezu  llthmend, 
wirken  würde,  wenn  die  Behörde  die  Stelle  der  Vorsehung 
bei  jedem  einzelnen  Arbeiter  versähe,  so  müsse  sie  sich  im 
wesentlichen  darauf  beschränken,  Arbeitsgelegenheit  im  all- 
gemeinen zu  eröffnen,  Erwerbsquellen  zu  erschliessen  und 
zugänglich  zu  machen*). 

')  Die  Dai-stellung  dieser  Verhältaiböe  ist  meist  eine  sehr  ungeuauo. 
Block  bei  Emmiu^haus  602  begnügt  sich  mit  einer  kurzen,  niehts 
aafkJärenden  Rcmerkunp;  ebonso  Luthardt  S.  HO;  Germershausen 
und  LammerB  eeheu  ear  nicht  auf  dieselben  näher  ein.  Eine  wenn 
aneh  sieht  eneMpftniae,  aber  den  UstoilMlieii  6ao|^  der  bestt^Iiehen 
Entwicklung  klarlegendp  Darstellung  hat  erst  R  e  1 1  z  e  n  s  t  e  i  n  III 
8.  136  ff.  gel)racht.  —  Das  Material  ist,  soweit  es  üUcrliaupt  zugäng- 
lich ist,  bei  Mouuier,  Histoire  de  l'asaistauce  pablique,  raris  186<>, 
zum  Teil  wörtlich  mitgeteilt.  Aus  der  letztgenannten  Pabukation,  sam 
Teil  im  Anschluss  an  Reitzensteia»  ist  die  DanteUoDg  im  Texte  ge- 
Bcböpft;  vgL  Monnier  H.  457  ff. 

*)  A.  e.  O.  S.  464:  ^C'est  pour  une  inflnence  generale  que  le 
ffouvememcnt  doit  acrir;  son  mtervcntion  doit  6tre  indirecte;  il  doit  ötre 
!e  mobil  du  travail,  mais  ^viter,  pour  ainu  dire,  de  le  paraitre." 
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Wie  man  sieht,  geht  das  Komitee  hier  nicht  über  die 
Krörterung  allgemeiner  wirtschaftspolitischer  Fragen  hinaus. 
Erst  in  seinem  letzten  Berichte,  unter  dem  Drucke  der  Stim- 
mung, welche  die  KationalTeraammlung  und  das  Volk  be- 
herrschte ,  geUngte  es  zu  positiven  vorschlagen,  die  man 
ebensogut  als  Konsequenz  jener  Erwägungen ,  wie  als  strikte 
Verneinung  der  darin  au8j[^es]>ror']i«  Tien  Grim<ls;itze  ansehen 
kann.  Es  wurde  für  die  Unterstützung^  nrbeitstahiger  Armer 
durch  Gewährung  von  Arbeit  (Erriclitung  öffentlicher  Arbeit*- 
werkstättcn)  die  Auswerfung  eines  Betrages  von  5  Mill.  L. 
beantragt.  Gleichzeitig  wurde  auch  das  Verhältniss  des  Staates 
zu  den  übrigen,  d.  h.  den  nicht  arbeitsfilhigen  Amen  dargelegt. 
Das  Komitee  verwarf  unbedingt  das  System  der  Örtlichen  Armen- 
last,  welches  die  Gemeinden  und  Departements  nötigte,  sich 
im  Interesse  ihrer  Finanzen  der  Armen  durch  Gewalt  oder 
List  zu  entledigen,  und  damit  älmlich  wie  vorher  in  England 
^roBHe  Harten  gegen  die  Annen  selbst  und  obendrein  da« 
fortwälirendc  8tei_ij;(?n  der  AiTiienla.st  zur  Folge  haben  mtisse*-). 
Ks  erklärte  vielmehr,  danä  alle  diese  Uebelstände  versehwindeu 
bezw.  vermieden  worden  würden,  wenn  man  aus  der  Ofifent* 
liehen  Annenpflege  eine  nationale  Sache  (charge  nationale) 
machte  und  die  hierauf  zu  verwendenden  Mittel  aus  den  all- 
gemeinen Staatsmitteln  entnähme^).  Die  voraussiehtlichen  Auf- 
wendungen wurden  auf  nind  51,5  Mill.  Livres  veranschlagt, 
wovon  27,5  Mill.  für  nieht  arbeitsf^Hnge  Arme,  3  Mill.  &r 
Unterdrückung  des  Bettels  entfallen  boUeu. 

Der  Beachtung  aucli  flir  die  gegenwärtigen  deutsehen 
Reformbestrebungen  besonders  würdig  und,  wie  sieh  au  melireren 
Stellen  zeigen  wird,  der  praktischen  Verwirklichung  f^hig 
sind  nun  wmter  von  den  Vorsohlflgen  des  Komitees  diejenigen^ 
welche  die  Art  der  Verteilung  der  Staatsmittel  an  die  Ge- 
meinden und  Departements  regeln  wollen^).  Uiiter  Abstand- 
nahme von  einem  früher  ausgesprochenen  Gedanken,  die 
sämmtlielHM!  Hospitäler  und  Stiftnn<rpii  zum  Nationaleigentum 
zu  erklären,  wira  vielmehr  voigeüclila^en,  die  Einkünfte  hier- 
▼on  den  Gemeinden  zu  belassen  und  bei  der  llepartition  der 
Staatsgelder  in  Anrechnung  zu  bringen.    Im  übngcn  soll  die 


Als  die  Berichte  vorgelegt  wurden,  war  bereits  in  der  Konstitutioii 
▼on  1791  der  Grandsatz  ausgesprochen  worden :  „II  »era  cn'e  et  orgatiia«'  mi 
Etablissement  gdneral  de  secours  public  pour  Clever  les  enfautä  ab^idoun^{>, 
Boulager  Ics  panwes  infinneB,  et  fonmir  du  travsil  anx  pauvres  Tslide« 
^oi  nauraient  pa?  jv:  ?Vn  pmfnrrr."     Monrinr  S  4"''  Anm.  1 

Die  Berichte  exeiupuiiziren  sehr  oft  £uglaud,  vor  deeeeu  damal-« 
ja  sehr  flehKinmSD  ZustlDoen  man  grosse  FtnreM  sn  liaben  seUien.  — 
ist  aber  in  hohem  Grade  bemerkenswert,  dass  in  den  Berichten  immer 
die  Sorge  für  die  Annen,  nicht  die  ittr  die  Ckmeinden  in  erster  Linie  steht. 
»)  Monuier  S.  470. 

«)  Monster  S.  476;  auch  Reitzenstetn  III  8.  441. 
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Repartition  in  der  Art  erfolgen,  daas  nach  dem  Massstabe  der 
Bevölkerung,  der  Stenerkraft  und  des  Flächeninhalts  ein  be- 
stimmter Betoag  ftlr  jedes  Deoartement  ausgeworfen  und  von 
diesem  an  die  einzelnen  Bezirke  verteilt  wird.  Anch  soll  bei 
der  Verteilung  noch  ausserdem  die  Höhe  der  Preise  der  Unter- 
halt.sinittt'l  in  den  einzelnen  Departements  berücksichtigt  werden, 
weil  uudernt'alk  von  einer  wirklichen  Ausgleichnnpr  nicht  die 
Rede  sein  könne.  Auch  wird  bezüglich  der  Unterstützung 
arbeitsfähiger  Armer,  die  nur  durch  Gewalnung  von  Arbeit 
zulässig  sein  soll,  voi^eschlagen ,  das  Departement  selbst  zu 
einem  noch  zu  bestimmenden  Massstabe  zu  Leistung^  aus 
eigenen  ]\[itteln  heranzuziehen,  um  leichtfertige,  die  Grenzen 
ihrer  Bedürfnisse  überschreitende  Ans])riic'he  zu  verhüten. 

Diese  Vorschläge  sind  \(mi  der  alsbald  aufgelösten  Kon- 
stituirenden  Versammlung  nicht  mehr  beraten  worden.  Da- 
gegen nahm  die  Gesetzgebende  Verbammhin-  dieselben  wieder 
auf  und  betraute  ein  comite  des  secours  i)n!)lirs  mit  den  bezüg- 
lichen Arbeiten.  Auch  die  von  diesem  im  wesentlichen  in 
Anlehnung  an  die  früheren  gemachten  Vorschläge  gelan^n 
zunächst  nicht  zur  Ausführung.  Erst  in  den  folgenden  beiden 
Jahren  wurden  drei  Gesetze  erlassen*),  welche  dadurch  ihr 
eigentfünliches  Gepräge  erhielten,  dass  sie  die  finanziellen 
Fragen  immer  mehr  in  den  Hintergrund  drängten  und  die 
Persönh'ehkeit  des  Armen  ziuu  Gegenstande  eines  förmlichen 
Kultus  maciiten,  der  kaum  noch  mit  eif^entlicher  Wohlfahrts- 
und \Virtsehaftis|jllege  zusammenhing.  Die  am  14.  Juni  1793 
promulgirte  Verlassung  hatte  den  Satz  aufgestellt;  „Les  secours 
pubiics  sont  une  dette  sacr^e.  La  soci^itö  doit  la  subsistance 
anx  citoyens  malheureux,  soit  en  leur  procurant  du  travail, 
soit  en  assurant  les  moyens .  d'exister  k  ceux  qui  sont  hors 
d'^tat  de  travaillcr."  Wurde  die  \\'rtassung  auch  vier  Monate 
später  wieder  aufj^ehoben,  so  blieb  dieser  8atz  doch  Ausdruck 
der  herrschenden  Stimmung,  die  nocli  wiederholt  zum  Vor- 
schein kam.  bis  sie  gemässigteren  Erwii^ningen  Platz  machte. 
Man  tindet  sie  wieder  in  der  Einrichtung  des  livre  de  bien- 
faisance,  in  welcher  alle  über  60  Jahre  alten  Ackerwirte  und 
Viehzüchter  mit  dem  Anspruch  auf  eine  jährliche  Rente  von 
160  Livres  eingetragen  werden  sollten;  sie  ist  der  Anlass  zu 
dem  Dekret  vom  11.  Juli  1794,  welches  das  Vermögen  aller 
Armenanstalten,  Hospitäler  u.  s.  w,  zum  Nationaleigen  tum 
erklärte.  So  wurden  in  der  einseitipfsten  Weise  alle  Konse- 
(|uenzen  jenes  humanen,  in  den  Berichten  des  ersten  Konjitecs 
mehr  angedeuteten  als  ausgesprochenen  (irundsatzes  rre7.<^ii:cn, 
bis  der  Ernst  des  wirklichen  Lebens  den  Utopien  Einiialt 
gebot  £s  erfolgte  eine  rückläufige  Bewegung,  welche  zunächst 
zu  der  Rückgabe  des  Vermögens  an  die  ihrer  Rechte  ent^ 


1)  MoDnier  S.  489. 
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setzten  Anstalten  drängte  und  es  bewirkte,  dass  die  ttbrigen 
Gesetze,  mit  Ausnahme  einiger  auf  das  Bettelwesen  bezflg- 
liehen  Bestimmungen,  überhaupt  nicht  ins  Leben  traten  Der 
weitere  Verlauf  der  Gesetzgebung,  der  hier  nicht  interessirt, 
zeigte^  da^s  man  die  Notwendigkeit  begriffen  hatte,  nur  das 
Mögliche  zu  wollen -J. 

g  107. 

In  Deutschland  ist  ein  dem  französischen  ähnlicher  Ver- 
such nur  einmal  »  in  Baiem  —  gemacht  worden.  Riedel 
bemerkt  hierüber*):  „Am  22.  Februar  1806  erging  nämlich  eine 

Verordnung,  WDihi  das  bisherige  Prinzip  der  gemeindlichen 
Armenpflege  aufgegeben  und  die  Armenpnege  für  eine  »Staats- 
anstalt der  WohlthHtigkeit<^  erklärt  wirri.  Diese  Staatsanstalt 
löst  sieli  in  eigne,  durch  das  ganze  Königreich  verteilte  Annen- 
institute auf  und  zwar  in  der  Art,  dass  jeder  Distriktspolizei- 
bezirk für  sich  ein  solches  Institut  erhält.  Jedes  Armeninstitut 
erfikUt  seine  Zwecke  durch  ein  Armenverpflegungshaus  und 
ein  Armenbesehftftigungshaus  oder  durch  VeraiHretchung  von 
Verpflegungsbeiträgen  an .  die  nicht  zur  Aufnahme  in  eines 
dieser  Häuser  geeigneten  Armen.  Die  Mittel  zur  Bestreitung 
der  Bedürfnisse  der  Armeninstitute  sollen  zunächst  aus  den 
Renten  des  Fundirungsvermögens  und  eventuell  aus  dem  sog. 
Ergänzungsvennögen  entnommen  werden ;  das  crstere  bildet 
sich  aus  dem  Gesannnt vermögen  der  bestehenden  Armen- 
stiftungen und  neu  anfallenden  Vermächtnissen,  dann  aus 
der  üuarta  pauperum  und  aus  den  Zinsen  herrenloser  Landes- 
anleihen und  Kapitalien;  das  Eigänzungsvermdgen  aber  be- 
steht aus  den  unständigen  freiwilligen  Beiträgen,  aus  den  zur 
augenblicklichen  Verteilung  bestimmten  Vennächtnissen,  aus 
den  Strafgeldern  und  den  Armensteuem,  welch  letztere  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  speziellen  Distriktsamieninstituts 
als  Beischläge  der  im  Distrikte  zur  Krhebung  gelangenden 
Staatssteuern  erhoben  werden.  Was  emllieh  den  Vollzug  be- 
trifft, so  ist  solcher  durchgehends  in  die  liändc  der  Staats- 
besmten  gelegt,  indem  die  Verwaltung  des  Fundirungsver- 
mOgens  den  allgemeinen  Stiftungsadministrationen  überwiesen 
ist,  während  alle  übrigen  Geschäfte,  namentlich  die  HersteUung 
der  Annenkonspekte,  dann  die  Qualifikation  der  Armen  una 
die  Verwendimg  der  zu  laufenden  Ausgaben  verfügbaren 
Mittel  von  den  l )istriktspolizeibeainten  besorgt  werden. 

Die  vorstehend  skizzirte  Organisation,  welche  ohnehin 

^)  Monnier      494  gebraucht  beziLgUch  dieser  (^esetsgebung  die 
sehr  beseiehneDden  Worte:  die  tomba  paSibleineiit  en  d^ao^tude. 
*j  Beits enstein  III  8.  158. 
^  AtmengesetigebiiDg  S.  5. 
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nie  vollständig  ins  Leben  trat,  vermochte  sich  ebensowenig 
wie  die  Übrigen  organiBchen  Verfügungen  jener  Legislatur- 
periode einzabttigem  und  ward  eben  deshalb  schon  naeh 
wenigen  Jahren  (durch  die  V.  v.  17.  November  1816)  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt* 

Die  in  dem  geschichtlichen  Ueberblick  erwähnte  Ueber- 
nahme  von  Dorlarmen  auf  die  fürstliche  Kammerkasse  in  An- 
halt gehört  nicht  hierher*),  weil  es  sich  dabei  nicht  um  eine 
prinzipielle  Uebernahme  der  Kosten  der  Armenpflege  auf  den 
Staat,  äondern  nur  uiii  eine  etwas  regellose  Hülfeleistung  an 
•unTttmOgende  Gemeinden  handelte ,  die  im  ttbrigen  gmnd- 
•säislieh  zur  Armenpflege  verpflichtet  blieben.  Immerhin  ist 
«uch  in  diesem  Zusammenhange  zu  betonen,  dass  die  Ver- 
waltung der  Kammerkasse  von  dem  System  der  ungereimten 
Zuschüsse  sehr  bald  surUckkam. 


§  108. 

Was  nun  die  prinzipielle  Stellung  zu  der  Frage  der  Staats- 
Armenlast  angeht ,  so  ist  vorab  festüustellen,  dass  die  über- 
M'iegende  Meinung  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Uebernahme 
der  gesammten  Armenlast  aus  theoretischen  Grttnden  anerkennt, 
aber  von  der  Verwirklichung  derselben  aus  praktischen  Gründen 
nichts  wissen  will*).  Die  theoretische  Begründung  gipfelt  in 
zwei  Momenten:  erstens,  die  öffentliche  Armenpflege  habe  es 
mit  Beseitigung  der  Armut  lediglich  aus  Grtlnden  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Sittlielikeit  zu  thun ,  welche  aufrecht- 
zuerhalten Sache  des  Staates  sei,  und  zweitens  sei  dureh  Gewäh- 
rung der  Freizügigkeit  innerhalb  des  ganzen  Staats-  ( Reichs-) 
gebiete  an  iS teile  der  irUhcren  engeren  Heimat  das  Gesammt- 
vaterland  als  wirtschafiliche  Heimat  getreten;  dem  entspreche 
die  Pflicht  dieser  grosseren  Heimat^  auch  fllr  ihre  Angehörigen 
in  gleicher  Weise  wie  früher  die  engere  Heimat  zu  sorgen. 
Diese  Formel,  mittels  welcher  die  Beichstagskommission  den 
neu  p^eschaffeiien  Verhältnissen  gerecht  werden  zu  sollen  <:^laubte, 
ist  in  der  Fol^e  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  von  Freunden 
und  Gegnern  der  Reichsgesetzgebung  wiederholt  und  aus  ihr 
die  Verpflichtung  des  Reiches  zur  Tragung  der  Annenlast 
gefolgert  worden,  nur  eben  mit  dem  Unterschiede,  dass  ein 
Teil  und  zwar  der  bei  weitem  grösste,  mit  der  theoretischen 
Formulirung  sich  begnügte''),  während  der  andere  die  äussersten 

1)  Oben  §  40  s  129  Lammers  S.  4  sählt  diesen  Fall  sa  den 
Fällen  der  Staatsarmeulast. 

^)  Aneh  schon  in  der  ftlteren  Litentor:  namentlieh  Hohl  I  S.  822; 
Vahl kämpf  S.  CT  u.  a. 

■)  Vgl.  die  Ausführungen  der  HeichstairBkommission  über  das  wirt- 
schaftliche Aequivalent,  namentlich  die  Wendung,  mit  welcher  die  ^Bchdn« 
baie  Folgernng**,  dass  der  Staat  die  Annenlaat  Qbemehmen  müsse ,  ah- 
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KonBe(]^ueiizeiL  zog  und  yerlangte,  dass  eine  solche  Verpflichtung 
auch  wirklich  gesetzlich  geordnet  und  vollkommen  durchgeführt 
weide. 

Als  erster,  welcher  in  dieser  Beziehling  positive  Vor- 
schlage machte,  ist  Wittgenstein^)  zu  nennen.  Wenn  die 
Armenlast,  so  folgert  er,  in  Wahrheit  eine  Stirn t.shist  sei,  so 
mUsse  der  Staat  (das  Reich)  auch  wirklich  Ernst  mit  der  Ueber- 
nahme  dieser  Last  machen  und  aus  Staats- (Reichs-)  mittein 
die  Kosten  des  Armenweseiis  aufbringen.  Den  einzelnen  ört- 
lichen Organen  (Gemeinden  und  CKitmzirken)  soll  die  Aus- 
abung  der  Armenpflege  verbleiben ;  aber  fortfallen  soll  Unter- 
BtQtzungswohnsitz  und  Erstattungsanspruch;  die  Freizügigkeit 
werde  erst  dann  ihre  volle  Verwirklichung  und  Bedeutung 
erhalten.  Die  technische  Ausftihrung  des  Gedankens  denkt 
Wittgenstein  sich  in  folgender  Weise: 

„Am  Schlüsse  jedes  Jjüires  hat  jede  Gemeinde  der  vorge- 
setzten Behörde  anzuzeigen,  wie  viel  Personen  in  dem  be- 
treifcuden  Jahre  von  ihr  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  verpflegen 
gewesen  sind,  und  zugleich  die  Zahl  der  Verpflegungsü^  an- 
zugeben. Hiernach  wird  unter  Berllcksichtigune  der  Ein- 
wohnerzahl in  jedem  Bundesstaate  (Regierungsbezirk)  die 
durchschnittliche  Zahl  der  Verpflegungstage  fes^estellt.  Ge- 
meinden, welclie  eine  höhere  Zahl  von  Verpflegungstagen, 
als  nach  ihrer  Einwühnerzjihl  auf  Grund  i  bijL^en  Durchschnitts- 
betrages auf  sie  entfallen  würde,  aulzuweisen  haben,  werden 
aus  der  Statskasse  mit  ....  (50  Pfemiigeu '?) für  jeden 
Verpflegungstag  «itschttdigt  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  ee 
sich  dabei  um  Krankenpflege  oder  um  eine  sonstige  Untere 
Stützung  handelt  Bruchteile  von  Tagen  werden  als  voUe  Tage 
berechnet y  dagegen  bleibt  unentgeltliche  Unterbringung  im 
Ortsarmenhause  u.  s.  f.,  ohne  dass  damit  ein  besonderer  Auf- 
wand verbunden  ist,  ausser  Ansatz." 

Der  \\'ittj[j:ensteinsehe  Vorschlag  ist  meines  Wissens  im 
ganzen  unbeachtet  ^^djlieben.  Nur  einer  Kritik  ist  zu  er- 
wähnen, ^velclie  die  Deutsche  Gemeindc-Zcitung  ^)  an  demselben 


felehnt  wird;  oben  8.  146.  Auf  demselben  Stand])unkte  stehen  Ad  ick  es 
S.  281;  A.  Wagner,  Grundlegung  S.  476.  Adickes,  der  Haupt- 
Vertreter  dieser  Richtung,  fasst  am  291  den  Kern  seiner  Erörterungen 
ihihin  znsntnmon,  il;i-s  (fie  Belastung  der  Gemeinden  mit  der  Armenpflege 
insoweit,  aber  aucli  nur  insoweit  gerechtfertigt  sei,  als  dies  durcn  due 
Unentbehrltclikeit  einer  Zwangasnnenpfl^e,  die  UntangKcbkeit  grOMerer 
Verbände  zur  Armenpflege  und  die  Notwendigkeit  eines  finanziellen 
Interesses  der  Gemeinden  au  den  Resultaten  ihrer  Armonpflepe  bedingt 
ifit,  dsLAä  aber  im  übrigen  das  Reich  bezw.  interimistiaeh  die  Eiuzelstaaten 
die  allein  berufenen  Träger  der  Armenlast  seien. 
M  Angsh.  Allprn,.  5?trr.         Nr.  267. 

^)  Der  pareuUietische  Vorschlag  rührt  ebenfalls  von  Wittgen* 
stein  W. 

•)  Jahrg.  1B77  Nr.  41  8.  161. 
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übte;  dieselbe  ist  in  hohem  Qrade  chMakteristisch  daför,  wie 
schwer  es  ist,  Fehler  sa  yermeideny  deren  Begehung  man  ^em 
Alldem  vorhält:  die  Gtoeindeseitung  verwirft  nämlich  im 
Interesse  der  StaatsfiotDsen  und  der  örtlichen  Armenpflege 

den  W.sclif^n  Vorschla*^,  macht  aber  selbst  an  einer  früheren 
Stelle  austüiirlich  motivirte  Vorschläge,  die  im  Gnmflf  auf 
uichts  anderes  als  eine  solche  »Staatöannenptiegc  hinausiaufeu 

£inen  ähnlichen  Vorschlag,  wie  Wittgenstein,  machto 
mehrere  Jahre  später  Rocholl nur  dass  er  denselben 
wesentlich  besser  und  nm&ssender  begründete,  als  jener  es 
in  drei  Spalten  der  Auffsburger  2jeitiiiig  zu  thun  vermocht 
hatte.  Auch  Rocholl  geht  von  der  Ansicht  ans.  dass  dem 
Staate  die  Annenlast  obliege  und  er  dieselbe  direkt  über- 
nebm<Mi  müsse:  er  oi-wartet  von  solcher  Uebernahme  bessere 
Armcn|>ll(^ge,  Fortfall  einer  un  erquickliehen  kasuistischen 
Rechüspreeliung  und  vor  allem  gerechte  Ausgleichung  der  Be- 
lastung. Die  Ausfuhrung  will  er  ebenfallö  in  der  Art  bewerk- 
stelligt wissen,  dass  nachträglich  jeder  Aimenverband  den  Be- 
trag seines  Aufwandes  angebe  nnd  denselben  aus  Staatsmitteln 
ersetzt  erhalte.  Doch  ist  das  Detail  seiner  Vorschläge  etwas 
anders,  als  das  der  Wittgensteinschen.  Während  jener  die 
Unterstützungstage  und  aas  Verhältniss  ihrer  Gesammtzahl 
zur  Gesammtzahl  der  Einwohner  zu  Grunde  legen  will,  wünscht 
Rocholl  eine  Bcrechmiii^  rl'^s  Gesammtaufwandes  für  die 
Zweckt;  der  öffentiieiien  Annen pilege  im  Verhältniss  zur  Ge- 
sammtöteuerkraft.  Dies  Verhältniss  wird  durch  folgende 
Gleichung  ausgedruckt:  Wie  sich  die  gesammte  Steaerkraft 
des  Staates  zvt  der  gesanmiten  Armenlast  veihält,  so  soll  sich 
die  Steuerkraft  des  einzelnen  Armenverbandes  zu  X  verhalten: 
X  ist  dann  der  auf  den  einzelnen  Verband  entfiedlende  Anteil 
an  der  Gesammtlast.  Was  somit  der  einzelne  zu  viel  ver- 
woiiflet  hat,  erliält  er  aus  Staatsmitteln  vergütet,  was  er 
weniger  verwendet  hat,  muss  er  an  die  Staatskasse  zuzahlen. 

Endlich  ist  noch  ein  Vorschhig  von  fS  i  1  b  e  r  s  e  h  1  a  g  zu 
nennen,  der  die  Uebernahme  der  x\nncnlae»t  seitens  des  Staates 
bezüglich  derjenigen  Personen  wünscht,  welche  „in  Folge 
von  Alter  oder  dauernder  Krankheit  oder  in  Folge  von  Vei^ 
stUmmelung  dauernd  arbeitsunfilhig  sind".  Ueber  die  Art  der 
Aufbringung  der  hierzu  nötigen  Mittel  findet  S.  sich  mit  der 
Bemerkung  ab,  „unser  Staat  sei  ja  reich"!  An  einer  andern*) 
Stelle  wird  von  df'n!s«'UKMi  noch  ein  liefonnvorsehlaj^  ^^emacht: 
es  soll  das  höchste  Mass  der  von  einem  Armenverbande  iUr 


V)  Die  Vorschläge  aind  ein  wenig  älter  alt»  der  Witt^eoateiuäciie 
Aufsatz.  Sie  bcRndeu  sich  im  Jahrg.  1877  Nr.  81— S4  ima  sind  oben 
anafUhrlicher  mitgeteilt  worden.   VgL  §  16. 

2)  KochollU  ö.  21  S. 

•)  S.  75. 

♦)  S.  87. 

F«Mh«aR«n(8T)  V1.4.  -  M«art«rb«f.  20 
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Annenpfl^e  zu  entrichtenden  Summe  auf  die  Hälfte  des  Be- 
trags der  von  diesem  Orte  entri<^teten  direkten  Staatssteuem 
festgesetzt  werden.  An  diesem  Masse  würde  die  subsidiäre 
Verpflichtung  des  Landanuenverbandes  beasw.  des  Staates  zu 
bemessen  seiu. 

8  109. 

Von  allen  diesen  Vorschlägen  lialxMi  allrin  die  Kocholl- 
schen  in  der  Literatur  Brachtung  gefunden,  .sind  aber  von 
keiner  Seite  acceptirt  worden,  üebrigcus  gelten  die  dagegen 
geltend  gemachten  Bedenk<ai  auch  filr  die  Fläne  Witl^^ensteins 
und  Silberscblags. 

Uebereinstimmend  sind  die  Vorschläge  nun  zunächst  aus 
einem  Gesichtspunkte  verworfen  worden.  Man  fürchtet  von 
der  Erschliessung  einer  solchen  im  Verhältniss  zu  der  Loistungs- 
iUhigkeit  der  Armenvcrhiiiide  unerschöpflichen  Stcui"njU»'llc 
den  nllernachteiligst(m  Einliu»«  auf  <lic  TTcbunjr  der  ötloiitlichen 
ArmcüpHege  in  sittlicher  wie  in  tinanziellcr  Beziehung;  man 
fürchtet  insbesondere,  dass  die  einzelnen  Armenverbände  ohne 
jede  Berechnung  wirtschaften  würden,  wenn  sie  wüssten^  dass 
sie  den  über  ihre  Steuerkraft  hinausgehenden  Aufwand  ohne 
weiteres  ersetzt  erhalten  besw.  das,  was  sie  ihrer  Steuerkraft 
entsprechend  zu  wenig  aufgewendet  haben,  baar  herauszahlen 
müssten;  in  sittlicher  Beziclinnpr  besorgt  ni.ni,  dass  eine  solche 
üble  Wirt**chaft  darauf  hinauslaufen  möclitc,  Arme  zu  schaffen, 
wo  es  solche  noch  nicht  giebt,  eine  Art  Staatspen^ionäre. 
oder  zum  mindesten  die  Veranlassung  sein  würde,  vernünftige 
Massregeln  gegen  das  Aufkommen  und  Umsichgreifen  der 
Armut  zu  Temachlflssigen  und  so  die  Annnt  förmitch  grosa- 
zuziehen^). 

Eine  vernünftige  Bemessung  der  Ausgaben  sei  vielmehr  nicht 

anders  zu  erwarten,  als  wenn  der  verausgabende  Armenverband 
ein  eigenes  finanzielles  Interesse  an  dem  Masse  derselben  habe, 
d.  Ii.  den  ganzen  oder  «m'hcm  nicht  im  voraus  begrenzten  Teil 
derselben  aus  eigenen  Mitteln  auf])rin^'c.  Süll«;  ohne  dieses 
(hm  Mass  des  Aut\\aijdes  mit  dem  wirklichen  Be^Uirfniss  in 
dauerndem  Einklang  erhalten  werden,  so  könnte  das  Reich 
bezw.  der  Staat  steh  nicht  entbrechen,  die  Ausgaben  des  ein- 
zclncn  Armenverbandes  aufs  soigsamste  zu  kontroUren,  in 
die  Verwaltung  einzugreifen,  kurz  eine  Bevormundung  herzu- 
stellen, welche  bei  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der 
Armenpflepre,  besonders  aTi^-esichts  de«*  Vorwiegens  ehren- 
amtlicher KleTiicnte  in  der  Arnu^n Verwaltung,  ebenso  unerträglich 
wie  unzwcckmässig  sein  würde. 

»)  Vgl.  Duchatel-Naville  S.  311  ff.;  Mohl  S.  322;  VahL 
kämpft.  7i»:  I>  i  n  s  i  ng  en  S.  •')!) ;  I.  a  tu  nirrs-  S  l*!;  A  (1  i  c  ko  I  S.  *2-'- ; 
Zillcr,  Verbesserungen  der  örtliciien  Artneuptlege,  in  D.  (iem.-Z.  vom 
13.  August  l^Hi;  Kambli  S.  115  ond  Tiele  aadexe. 
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Auch  würden  sehr  viele  Privaikräfte  und  Mittel  weg- 
fallen, d'w  unter  anderen  Umständen  zur  Linderung  der  Arr 

mut  und  des  Unglücks  zusammenwirken;  Stiftungen  fUr 
Annenzweckc  wih*den  seltenor,  und  die  Rechte  und  Interessen 
einer  grossen  Zahl  von  Genieinden  und  Anstalten,  dio  in 
grösserem  oder  ^rcringorem  Masse  mit  Stiftungen  ausgcstiittct 
sind,  wtirden  durch  den  Einzug  derselben  oder  wenigstens 
durch  die  Umlage  der  allgemeinen  Armensteuem  nach  dem 
ewöhnlichra  Besteuerun^massstabe  in  hohem  Gi*ade  verletzt^), 
edenfalls  dürfen  diese  Eimv  i ml  ■  für  sich  allein  als  durch- 
Bchlagend  erachtet  werden.  Ueberall  wo  Uber  das  BedUrftiiss 
hinaus  roichliche  Armenn^ittel  zur  Verfügung  standen,  wurde  die 
sichere  Krfalinn  i:'  gemacht,  dass  die  Armutszustände  dadurch 
eher  verschlimmert  als  verbcösscrt  wurden ,  und  überall ,  wo 
örtlichen  Verwaltungen  eine  grosse  allgemeine,  nicht  von  ihnen 
allein  dotirte  Kasse  zur  Verfügung  stand ,  hat  num  die 
Neigung  zu  leichtfertigerer  Wirtschaft  beobachten  kennen'). 
Man  darf  diese  Thaisache  als  notorisch  betrachten;  sie  wird 
durch  eine  grosse  Zahl  70n  Männern  bezeugt,  die  allen  Partei* 
richtungen  angehören,  vor  allem  auch  solchen,  denen  ini  übrigen 
der  Gedanke  einer  Staatshülfe  flir  lokale  Bedürfhisse  durchaus 
nicht  unsympathisch  ist^). 

Ein  anderer  Einwaiid  kann  noch  mit  Recht  gep:<  n  diese 
Vorschläge  erhoben  werden:  da.ss  näniliih  eine  A'erniinderung 
der  Schreil)erei  und  Kasuistik  davon  nicht  zu  «M  warten  steht. 
Auf  dem  Papier  lässt  sich  der  Ausdruck  „Gesammtarmeulartt^ 
sehr  gut  an.  Wie  dies^be  aber  in  Wirklichkeit  berechnet 
werden  soll,  dürfte  schwerer  zu  sagen  sein.  Man  denke  an 
die  Berechnung  bei  ArnKMiverbünden,  in  denen  Naturalver- 
pflegung  überwiegt,  und  bei  solchen,  in  denen  sehr  ausgedehnte, 
von  der  Öffentlichen  Arrnenpfle^^c  zwar  unabhängige,  im  übrijrcu 
aber  auf  den  Stand  der  Armcnlast  selir  ''rlioblielt  fMinvh  kcnde 
Privatmildthätigkeit  und  Stiftungäsainienpilege  ^eiibi  wird. 
Selbst  eine  ganz  mechanische  Umreclmung  würde  in  diesen 


Hierauf  maelit  Schüz  8.  64.  65  in  sehr  zutreffender  Weise  auf- 
merksam. —  Es  siud  dies  übrigens  zum  Teil  dieselben  Gründe,  die  enuiz 
aUgemehi  gegen  dne  gesetssticbe  Annenpflege  vorgcbiacht  weraen.  VgL 
oben  §  20. 

8)  Vgl.  aber  oben  55  96  S.  267. 

^)  Ausser  den  in  Anm.  1  S.  306  angeführten  besonders  noch 
Schäffle,  Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  lasO,  S.  642,  aber  auch 
S.  630  wegen  Zentraliputinn  der  Vf^r-if-hprunp:;  Schmoll  er  in  seinem 
Jahrb.  H.  3  ^j.  444  u.  u.  -  V  ornchmlich  huö  dii^en  Gründen  ist 
«ach  der  1850  von  Disraeli  gemachte  Voraehlag,  in  England  die  Kosten 
des  Armemvcseus  zur  Staatslast  zu  erklären,  abgelelmt  -worden.  Vgl. 
bei  As  ehr  Ott,  der  im  übrigen  mit  einem  sehr  leicht  missverständlichen 
Ausdruck  England  als  das  klassische  Land  der  „:Staatsarmenpflege'^  be* 
»dehnet,  obwohl  damit  nur  „geeetsliche  ArmeDpfl^"  gemdnt  ist,  — 
S.  148* 

20» 
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FttUen  schlechterdingB  anmOglich  sein,  you  dem  Apparat  ganz 
zu  geschweigen,  der  nötig  sein  wi)rde,  um  zwisclu  n  rund  80000 
Armenverbänden  die  gewünschte  Ausgleichsberecbnung  her^ 
beizoflilhren 

§  110- 

Wie  wichtig  nun  uucli  die  vorstehendeu  Einwendungen  sind, 
welche  im  Hinblick  auf  die  sittliche  und  finanzielle  Seite  der 
öffentlichen  Armenpflege  erhoben  werden,  so  läset  sich  doch  nicht 
verkennen,  dass  es  im  Grunde  nur  äussere,  das  Wesen  der 
Sache  nicht  berilhrende  Bedenken  sind,  welche  der  Umwand- 
lung der  Armenlast  zur  Staatsarmenlast  entgegengestellt  wer- 
den. Will  man  konsequent  sein,  so  iimss  rann  in  der  That 
darauf  denken,  mit  allen  Mitteln  dem  liieoretirich  als  richtig 
erkannten  Ziele  /nznstrrlx  ii  und  durch  geeignete  Massregelu, 
vor  allem  durch  iiiintulirung  einer  wirktwimen  Aufsicht,  die 
Uebemahme  der  Last  auf  das  Reich  zu  ermöglichen;  es  ist 
'  nicht  wahrscheinlich,  aber  es  ist  wohl  denkbar^  dass  sich  die 
gefUrchteten  Uebelstände  durch  zweckentsprechende  Vor^ 
kehrungen  würden  vermeiden  oder  vermindern  lassen. 

Diese  Konsequenz  der  Theorie  darf  man  —  wenn  anders 
sie  nicht  zur  Spielerei  werden  soll  —  nicht  gering  anscldagen ; 
sie  bedeutet  soviel  wie  Verwirklichung  des  Gedankens  der 
Staatsarmen  last  nach  La^re  der  Verhältnisse,  sie  bedeutet  nielit 
Zurückweisung  des  Prinzips,  weil  es  als  solches  auf  unrichugeii 
Voraussetsimgoi  beruht  Dieses  letztere  Mom«it  wird  in  der 
neueren  armenrechtlichen  Literatur  fast  gar  nicht  berflck- 
sichtigt,  weil  die  Annahme,  dass  die  Armenlast  an  und  fbr 
sich  eine  Staatslast  sei,  Uberwiegt  Dagegen  geht  in  der 
Literatur  der  vierziger  und  fllnfziger  Jahre  die  Auffassung 
üborwieg^end  dahin,  da.ss  die  Armenlast  nicht  blos  der  Nütz* 
lichkeit  halber  der  Gemeinde  übertragen  sei,  sondern  de<slialb, 
weil  die.se  ihrer  Natur  nach  der  berufene  Tregor  der  Annenlast 
d.  h.  derjenigen  Last  sei,  welche  aus  der  Unterstützung  der 

mit  ihr  verbundenen  Gemeind^nossen  entspringt  Sehlis 
weist  darauf  hin,  dass  die  Gemeinden  selbständige  Korpora- 
tionen flir  sich  und  zugleich  die  Grundlage  n  1*  h  otaatsvereins 
sein  sollen  - ) ;  und  Stahl  bemerkt  bezüglich  der  UnterstUtEttUgs- 

pflieht  der  Gemeinden^):  „Dies  hat  überall  seinen  guten 
inneren  Grund,  wo  die  Gennnnde  nicht  blos  eine  vvillkfhTiehe, 
nach  Zweckmässigkeitsgründen  abgezirkelte  Landesabteilung, 


'1  Dien  wird  namentlich  gut  (largcleiit  in  einer  AbhaDdluDg  «Die 
AimeuBteuer**  (anonym)  in  Conr.  Jahrb.  1881  H.  6  S.  586. 
*)  S  73. 

^)  S.  417.  —  Ganz  ihnlish  Brater  S.  399;  Bitser  I  S.  78  ff.; 
Shnlieh  auch  Biedel,  ArmeDges.  Einleitang  S.  16. 
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aondem  ein  durch  Geschichte,  Ztuammenleben,  insbeBoiidere 
durch  gemeiBBameB  Vermögen  in  sich  ahgegrenztes  Gfauses  ist" 

Ein  strikter  Beweis  dafür,  dass  der  Gemeinde  diese  Stel* 

lung  noch  gegenwärtig  zukomme,  ist  freilich  nicht  möglich. 
£s  ist  Sache  der  Auffassung,  ob  man  die  Gemeinde  nach  wie 
vor  als  einen  m  sich  geschlossenen  politischen  Verband  be- 
trachten ,  nach  1^■if•  vor  von  den  Tnteressrii ,  welche  sie  mit 
dem  R(nch,  th  ni  8tiiat,  den  Provinzen  verbinden,  die  ihr  eigen- 
tümlichen örtlichen  Interessen  unterscheiden  will,  deren  Ver- 
wirklichung auö  lilittüln  der  Gemein  wir  tachait  zu  geschehen 

hat,  weil  es  eben  schlechthin  Ortliehe  Interessen  sind.  Zur 
Begrllndong  dieser  auch  hier  su  vertretenden  Auf&ssung  muss 
'  zuntfchst  auf  dasjenige  verwiesen  werden,  was  Uber  die  Stel- 
lung der  Gemeinde  zu  der  Annenlast  und  das  Mass  und  die 

Gründe  dieser  Behistung  an  anderer  Stelle  ausgcrührt  ist;  es 
muss  darauf  hingewiesen  werden  ,  in  welcher  Weise  die  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  in  kleinere  und  grössere  Bezirke 
sich  gegenwärtig  vollzieht.  In  Würdigung  der  hierfUr  in  Be- 
tracht konnnenden  Momente  wird  man  vorläufig  noch  nicht 
zu  besorgen  haben,  dass  die  Ctemeinde  durch  fremde  Zu- 
sttgler  in  eine  lediglich  sufiUlige  Gemeinschaft  von  Aufenthalts- 
genossen aufgelöst  würde;  es  besteht  umgekehrt  in  einzelnen, 
sehr  beträchtlichen  Teilen  des  Ostens  sowohl  Nord-  wie  Süd- 
deutschlaiids  «'ine  StaL'^nation ,  welche  die  Znführurts-  frischer 
Elemente  zur  Belebung  des  Gemeinwesens  dringend  wünschen 
lässt.  Wer  auf  der  anderen  Seite  die  Orte  und  Bezirke  ins 
Auge  fasst,  in  welchen  die  am  wenigsten  sosshafte  Bevölkerung 
am  lebhaftesten  ab-  und  zuströmt,  die  Städte  und  die  west- 
lichen Bezirke»  der  wird  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
können,  dass  in  diesen,  wie  Elberfeld,  Barmen,  Krefeld,  Bo- 
chum, £ssen  und  vielen  andern,  der  regste  Gemeinsinn  seitens 
der  Bürgerschaft  gerade  gegenüber  den  Verhältnissen  sich 
bethätigt  hat,  mit  denen  die  Armenpflege  in  erster  Linie  zu 
thun  hat.  ein  Genicinsinn,  welcher  (iurch  das  Ab-  und  Zuströmen 
der  Bevölkerung  eher  gefestigt  als  gelockert  worden  ist. 

Mit  einer  solchen  Auflassung  ist  es  wohl  vereinbar,  dass 
gewisse  (irgenstände  dvv  Arnienptlege  von  grösseren  Ver- 
bänden übernommen  werden,  mit  welchen  die  örtliche  Armen- 
pflege nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  steht:  wie  etwa  die 
Fürsorge  Äir  Heimatlose,  Landstreicher  u.  s.  w,;  auch  schliesst 
diese  Auflassung  die  Gewährung  von  Beihülfen  an  unver- 
mögende Ortsarmenverbände  nicht  aus,  die  sich  in  einem  ähn- 
lichen Notstande  befinden,  wie  das  einzelne  bedürftige  Indi- 
viduum, dem  die  Gesammtheit  Hülfe  leisten  muss.  NHineTitlieh 
liegt  es  auch  im  Sinne  solcher  Auflassung,  der  örtlichen 
Gemeinschaft  durch  zweckmässige  Umbildung  und  Vereinigung 
eine  kräftigere  Grundlage  zu  geben,  als  es  gegenwärtig  viel- 
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fach  der  Fall  ist^).  Wohl  aber  schliesBt  diese  Auffassung 
aus  die  Bereitstellung  von  Reichs-  oder  Staatsmittehi  in  un- 
bestimmter Höhe,  die  soweit  zur  Verwendung  gelangen  sollen, 
wieweit  sie  zureichen,  von  Mitteln,  welche  statt  von  der  engeren 
(rpmoiiischaft  von  dem  obersten  politischen  Verbände  auige- 
braclit  .sind. 

Aber  bciljst  wenn  man  (Hose  Auffassunpr  nicht  teilt,  selbst 
wenn  man  unser  Goniuiudewesen  in  cLaotisclier  Auflösung  be- 
griffen erachtet,  kann  die  Erwägung  der  dadurch  gcschallenen 
Zustünde  noch  immer  nicht  zu  dem  Wunsche  führen,  die 
Armenlast  durch  Gesanuntausgleich  zu  erleichtern.  Nichts  ist 
trügerischer  als  jenes  auf  den  ersten  Blick  so  überaus  blendende 
Argument  von  der  wirtschaftlichen  Gcsammtheimat. 

Richtig  ist  freilich,  dass  jndor  Ort  im  Reichsgebiete  den 
Reichsan,^ehöri<ien  zu^^änf^licli  sein  .soll,  und  jeder  an  jedem 
Orte  sicli  auf  heimischem  Boden  soll  ftihlen  dürfen.  Aber 
welcher  Gebrauch  wird  dorm  hiervon  gemacht?  Weder  ver- 
teilt sich  die  Bevölkerung  in  ^loichmässigen  Proportionen  ttber 
das  Reich,  noch  ist  Wohlstand  und  Armut  in  gleichem  Masse 
an  jedem  Punkte  des  Reiches  anzutreffen.  Und  weiter  ist 
diese  freie  G(;stattung  der  Niederlassung  doch  zunächst  nichts 
weiter  als  eine  Befugniss,  die  Niemandem  einen  Aufwand  irgend 
welcher  Art  zu  venirsfichen  braucht.  Der  Aufwand  wird  erst 
ertorderlich ,  wenn  der  Anzügler  bedürftig  wird.  Und  dies 
ist  die  Kehrseite  der  ^ledaille.  Die  Uebernahme  der  Gelammt- 
armenlast  auf  das  Keieh  bedeutet  höchst  positive  Leistungen 
aus  BeitrSgen  sämmtlicher  Reichsangehörigen:  derjenigen,  die 
im  Osten,  und  derjenigen,  die  im  Westen  wohnen,  derer,  die 
von  demBesitze  einer  wiiischaftlichen  G(  sammtheimat  Glebrauch 
gemacht,  und  derer,  welche  es  nicht  gethan  haben,  jeuer  endlich, 
deren  Wohnorte  von  der  Arbeitskraft  der  Zuziehenden  Vor- 
teile irelKtl>t,  inid  jener,  deren  \\  ohiifirte  dureli  dauernde  An8- 
wauderung  mehr  und  nn'hr  wirtschaftlich  zurückgegangen  «ind. 
•  Nicht  genug  an  diesen  schwenviegenden,  meist  durch  die  geogra- 

Shischc  Lage  gescrhaffenen  natürlichen  Nachteilen,  soll  nun  den 
avon  betroffenen  Personen  auch  noch  zugemutet  werden,  einen 
gleich  grossen  Anteil  an  der  Annenlast  zu  tragen,  wie  ihre 
günstiger  situirteu  Mitmenschen,  m.  a.  W.  Vorteile  zu  bezahlen^ 
welche  jene  allein  genossen  haben.  Wie  schwer  diese  Liast  auf  die 
ärmeren  Landesteilo  drücken  wMirde,  gelit  an<  der  oben  dar- 
gelegten Thatsache  hervor,  dass  ihr  c»hnehin  auf  den  Kopf 
der  Unterstützten  wie  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gogen- 
über  den  wohlhabenden  Landesteilen  sehr  viui  niedrigerer 
Armenaufwand  dennoch  einen  sehr  viel  höheren  Anteil  an 
ihren  Gesammtausgaben  nimmt,  als  es  dort  der  Fall  ist,  und 
dass  sowohl  absolut  wie  relativ  die  Zahl  der  Unterstützten 


Vgl  hierüber  unten  §  181  C 
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bei  diesen  eine  sehr  viel  kleinere  ist  als  bei  jenen.  Selbst 

wenn  man  also  dem  wirtschaftlichen  Aequivalent  gegenüber 
dem  oinzelnen  Armenverbando  nicht  das  entscheidende  Gewicht 
beilegen  will,  den  SprimiL?  zur  »Statuirung  cinos  wirtschaftlichen 
Aequivalents  seitens  sHmnitlicher  Keichsciiiwolnier  gegenüber 
dem  Gesanuntvatcrlaiide  ^vi^d  man  doch  nicht  umchcD  können, 
ohne  den  Thatsachen  einfach  Gewalt  anzuthun. 

Meines  Krachtens  ignorirt  man  zu  Gunsten  theoretischer  Schluss- 
folgerangen die  historische  Gestaltung.  Die  Fürsorge  Ü\r  Arme  und 
Kranke  ist  ihrer  ersten  Bethittifrunjj:  nach  Sache  der  kirchlicbeu 
Gemeiiidtü  gewesen;  noch  heute  baut  sich  die  politische  Ariiien- 
gemeinde  in  England  ToUkommen,  In  Deatachland  zam  Teil  anf 
diesem  Gnmde  «if.  Mit  dem  Versiegen  der  Idrchlichen  Gemeinde- 
armenpflege in  Deutschland  trat  die  engere  Lebensgemeinschaft» 
Gntsherrschaft  —  Gilde  —  Zunft  n.  s.  w.,  an  deren  Stelle,  um  in 
<ler  weiteren  Entwickelung  von  dem  untersten  politischen  Selbstverwal- 
tungskörper  tier  Gemeinde  —  teilweise  ersot/i  zu  werden.  JJie 
Pflicht  zur  Hülfe  m  schwachen  und  kranken  Tagen  erwucbs  da,  wo  der 
Schwache  und  Kranke  in  gnten  und  gesunden  Tagen  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft gewirkt  hatte.  Das  ist  der  Sinn  des  Gemeinde-Heiiuats-  und 
-Bargerrechts.  Ihn  liat  die  junge  Lehre  nnd  Uebung  der  Freiztigig- 
keit  im  Grunde  seines  Wesens  nicht  gefindert;  noch  ist  der  Sinn 
des  Unterstfltzungswohnsitzes  kein  anderer,  als  das  Individuum  nach 
allenfalls  zutreffenden  Merkmalen  —  Aber  deren  Richtigkeit  ja  ge- 
stritten werden  kann  —  da  anzuknüpfen .  wo  es  wirtschaftlich  zu 
Hause  ist.  Der  Xotnagei  des  T.andarmenwesens  und  der  b^irisr!ifiTi 
Heimatlosigkeit  beweist  hierjjetren  so  wenig,  wie  die  ungeheuere 
Bettlerplage  d<tö  17.  und  Ib.  Jahrhunderts  gegen  das  strikteste 
Bürgerrechtssystem  beweist. 

Es  ist  nicht  blos  eine  Frage  der  Opportunität,  ob  der  Staat 
eder  die  Gemeinde  die  Armenlast  tragen  soll;  tief  in  ihrer  histo- 
rischen  Entwickelung  liegt  die  natürliche  Verpflichtung  der  letzteren 
begründet. 

Mit  Unredit  berufen  sich  die  Vertreter  dee  ersteren  Stand- 
punktes, namentlich  A  d  i  c  k  e  s ,  auf  den  Vorgang  des  preuss.  Land- 
rechts. Wenn  es  in  §  1  Tit.  19  T.  II  heisst:  „dem  Staate  kommt 
es  zu,  ftlr  die  Ernährung  und  Vcri^flctznng  derjenigen  Btirger  zu 
sorgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  niciir  selbst  verschaffen  und  den- 
selben auch  von  andern  Privatpersonen ,  welche  nach  besonderen 
Gesetzuii  dazu  v erpdichtet  sind,  nicht  erhalten  können",  so  ist  dies 
nur  ein  anderer  Ausdruck  f&r  die  Anordnung  der  «gesetxliisbeii  Armen- 
pflege", wie  deutlich  aus  den  feigenden  Paragraphen  erhellt,  in 
welchen  die  Verpflichtung  der  Korporationen,  Gemeinden,  Grund- 
herren tt.  8.  w.  ausgesprochen  wird.  In  §  IC  wird  sodann  bestimmt, 
dass  Arme,  deren  Versorgung  nach  obigen  Grundsätzen  Niemandem 
obliegt,  ilnrch  Vermittlung  des  Sta  ttps  in  Landarmenhäusem  unter- 
gebracht werden  sollen.    Von  Lebernahme  der  gesammten  Armen- 
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last  ist  also  nicht  entfernt  die  Rede.  Die  allerdings  missverstlnd- 
liehe  Ausrlracksweise  des  §  1  entspricht  der  T.nndrecht  überhaupt 
beherrschenden  Vorstellnng  von  der  Staatsallinut  ht ;  sie  hat  später 
eine  authentische  Interpretation  durch  die  Kabinetsonlre  vom 
22.  Dezember  1836  erfahren,  in  welcher  zur  Behebuug  etwaiger 
Zweifel  ansdrttcklicb  ausgesprocheo  wird,  dass  ein  Begress  der 
Kommimeii  an  die  StaatBkaase  wegen  Aufwendimgea  ftr  h^mafltMe 
Arme  nicht  stattfinden  eoU. 

8  111. 

Freilich  ist  auch  jene  th  eo  reti  sc  h  (3  ErAvag^ng  betretib  . 
Staatsannenpflege  ftir  die  Praxis  der  Armenpflege  so  lange  von  1 
ähnlicher  Bedeutung  wie  der  Nfuiic  deö  Armenpflege-Systemö,  als  || 
ihr  keine  weitere  praktische  Folge  gegeben  wird.  Aber  die  Ge&hr,  I 
die  wir  immer  mehr  zu  beeorgen  Grund  haben,  li^  nicht  so  1 
fem :  nämlich  mit  Staats-  oder  Reichsmitteki  den  Kommunen  an  l 
helfen,  statt  sie  auf  eigene,  feste  Fttaae  zu  stellen,  namentlich  I 
in  einer  Weise  zn  helfen,  die  eben  so  halb  und  auf  unsichern  I 
Ornndlagen  beruliend  ist.  wio  diese  <^anze  Konstruktion,  welche  1 
die  Armenlast  aus  inneren  Gninden  als  Staatslast,  aus  äusseren  1 
Gründen  als  Gemeindelast  erklärt;  an  ist  die  Ueberweisung 
von  Reichsmitteln  an  die  Einzelstaaten,  von  diesen  an  die 
grösseren  VerwaltnngsbeKirke,  von  diesen  wiederum  an  die 
einzelnen  Armenverbände  nach  einem  im  voraus  bestimmten 
Massstabe.    Hierin   liegt  ein  unendlich  bedeutsamer  Unter« 
schied  gegenüber  den  Subventionen,  welche  den  Ortsarmen- 
verbänden aus   Mittpln   der   Landarmen  verbände   (>der  den 
letzteren  aus  Staa,tümitteln  zu  Teil  werden,  und  von  denen 
noch  aust'ührliclit^r  zu  .sprechen  sein  wird       Bei  diesen  handelt 
es  sich  luü  Beihidfe  zu  den  Lasten,  als  deren  berufene  Träger 
die  Ortsarmenverbände  erachtet  werden:  bei  jenen  ei^gänxen 
umgekehrt  die  Ortsarmenvertonde  soviel  an  der  Armenlasf^ 
als  aus  Zweckmäasigkeitsgrtinden  ihr  benifener  TrUger  ^ 
das  Reich  —  aus  eigenen  Mittein  nicht  decken  kann  oder 
nicht  decken  will. 

Bei  den  Subventionen  ist  lediglich  das  individuelle  Be- 
dürfnis« des  einzelnen  unvermögende?!  Ortsanuen  verbau  des  j 
entscheidend;  bei  der  Ueberweisung  wird  von  vornherein  allen  i 
Verbänden  in  der  voraus  bestimmten  Weise  geholfen.  iSiiiim^t 
die  Ueberweisung  die  Form  der  gäuzlichen  oder  tdlweisen 
Ueberlassung  bestimmter  staadicher  Steuern  an  die  Gemeinden 
an  (namentlich  Grund-  und  Gebäudcstcuer),  so  ist  dies  nicht 
nit  hr  im  eigen tlidien  Sinne  Ueberweisung,  sondern  grund- 
legende Aenderung  der  Kommunalbestcuerimg,  welche  die 
Kommuneu  selbständig  macht  und  dem  Gedanken  der  Keicbs- 


>)  Vgl  hierüber  unten  §  150. 
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armenlast  widerspricht;  erfolgt  die  Ueberweisung  nach  dem 
individuellen  Bedflrfnus,  dann  wird  sie  Subvention  ^  was  sie 
ebenfalls  in  Gegenaata  zu  dem  Gedanken  der  Reichsarmen- 
la&t  bringt. 

Di^^sem  (T  Mlaiikeii  entspricht  vielmehr  immer  nur  die 
Behandlung  aller  Armeuverbäiide  von  ganz  gleichen  Gtisiichts- 
punkten  aus.  Rocholl  ist  konsequent  genug,  dies  durch 
seinen  Vorschlag  einer  allgemeinen  Ausgleichung  nach  Mass- 
gabe der  StaatBsteuerkraft  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Aehn- 
lich  auch  Schäffle^),  der  als  allgemeinsten  llussstab  £Ür 
die  Ueberweisung  von  Reichsmitteln  die  Landessteuerhaupt- 
summen  an  direkten  Abgaben  befürwortet.  Nicht  konsequent 
dagegen  ist  A  dickes*),  der  Seh H  ffl e  gegenüber benn^rkt,  dass 
das  Reich  als  berufener  Träger  die  in  den  einzelnen  DistriktciU 
wirklich  vorhandenen  Armenlasten  bei  der  Bemessung  der  Do- 
tationen zum  Zweck  der  Armenpflege  berücksichtigen  müsse. 

Neuerdings  ist  nun  auf  Antrag  des  Abg.  v.  Huene  für  Preas?fn 
diese  Bahn  der  Ueberweisuugen  von  Reichsmitteln  betreten  in  dem 
Gesetze,  betr.  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  aus  laudwirt- 
ßcbattlicben  Zöllen  eingehen,  au  die  KommuDalverbände,  vom 
14.  Mai  1885.  —  Ihm  snfolge  sollen  die  anf  Gnud  des  §  8  des 
B.-G.  vom  15.  JqH  1879  anf  PreoBsea  entfallenden  Anteile  sns 
dem  Ertrage  der  Getreide-  and  YiefazöUe,  abzüglich  eines  Betrages 
von  15  Mill.  Mark,  den  Kommunal  verbänden ,  nnd  zwar  deo 
Kreisen,  überwiesen  werden.  Die  Vcrtcilnng  erfolgt  zü  zwei 
Dritteln  nach  dem  Massstabe  der  in  den  Kreisen  aufkommenden 
bezw.  fingirten  üruml-  und  Gebaudesteuer,  la  einem  Drittel  nach  der 
Zivilbevölkerung.  Bis  zum  Erlasse  eines  die  Verwendungszwecke 
regelnden  Gesetzes  sind  die  überwiesenen  Summen  zur  ErftUlung 
flolcber  An^hen  zn  Terweoden,  fflr  welche  seitens  der  Land-  und 
Stadtkrdse  die  Mittel  dnrch  Zoscblftge  zn  den  direkten  Staat»- 
Bteuern  oder  durch  direkte  Gemeindesteoem  aufgebracht  werden. 
In  dM^enigen  Landkreisen,  in  welchen  die  überwiesenen  Summen 
diese  Verwendung  nicht  finden,  können  die  nicht  verwendeten  Be- 
träge 1.  zur  Entlastung  der  Schul-  bezw.  engeren  KomDiuna] ver- 
bände hinsichtlich  der  Schullasten,  2.  zur  Gewä)irnng  von  Ii(  ihiilfcn 
an  die  Ortsarmenverbäude,  insoweit  nicht  die  Landarmen  verbau  de 
dazu  verpflichtet  sind,  verwendet  werden. 

Dieses  Gesetz  ist  das  Beispiel  dessen,  wohin  die  insserste 
Konsequenz  des  Gedankens  der  Ueberweisong  fahren  kann.  Wenn 
man  von  dem  angesetzten  Massstab  —  es  waren  nicht  weniger  als 
acht  auf  den  Massstab  bezügliche  Anträge  eingegangen  —  auch  ab- 
sieht, weil  dieser  schliesslich  in  irgend  einer  Weise  festgestellt  werden 
mnsste,  so  bleiben  doch  noch  zwei  in  hohem  Grade  bedenkliche  Punkte : 


0  A.  a.  0.  S.  588. 
1  8.  820. 
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die  Ueberweisnng  gänzlich  unbestimmter  Erträge  und  die  Unbe- 
stimmtheit der  Verwendungszwecke.  Die  erstere  stellt  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  auf  gänzlich  unsicheren  Boden.  Die  zweite 
hat  zur  Folge,  dass  niclit  denjenigen  Zwecken  vor  alUm  gedient 
wird,  welche  mau  im  Auge  hatte,  nämlich  der  EuUabiuiig  der 
Eommonen  Ton  Schal-  und  AmenaafwaDd,  weil  die  XrelM  in  kdoem 
organischen  Ziuammenhang  mit  der  Sdinl-  und  ArmenTerwaltnng 
stehen  nnd  ihre  aaf  Znaehl&gen  hemhenden  Einnahmen  meist  zu 
(Ertlichen,  namentlich  Wegebauzwecken  u.  ähnl.  verwenden. 

Dass  diese  Bedenken  begründet  sind,  beweist  die  gegenwärtige 
Gestaltung.  Während  als  wahrscheinlicher  zur  Ueberweisung  ge- 
langender Betrag  bei  der  Beratung  die  Summe  von  20  Mill.  Mk. 
angenommen  wurde,  belauft  sich  in  Wahrheit  der  in  diesem  .Jahre 
zum  ersten  Male  iiir  1885.86  zur  Verteilung  gelangende  Betrag 
anf  etwas  ttber  4  lüll.  M.  Bei  der  Berecbnnng  der  Anteile  an 
diesem  Gesammtbetrage  wnrde  zn  Grande  gelegt  die  BeTölkerangs- 
sahl  nach  der  Yolkasäblang  vom  Dezember  1885  nebst  dem 
Sollaufkommen  des  Etatsjabres  1885  86  einschliesslich  der 
fingirt  veranlagten  Gnmdstever  nnd  Gebäadestener.  Es  erhalten 
demnach  der: 


Re^icrungsbesirk  Mark 

Königsberg   141319 

Gtiinmnnen   85150 

Danzig   73436 

Marienwerder   94  56.3 

Berlin   284  322 

Potsdam   174132 

Frankfurt     0   145  769 

Stettin   108987 

KiteUo   64999 

Stralsund   43  09G 

Posen   125  ()27 

Broiiiberg   74  623 

Breslau   22::! -521 

Liegnitz   136  112 

Oppeln   151021 

Macdebiug   169  5S8 

Mor^rlniig   170  697 

Erfurt   57  010 

Schleswig   227  887 


Regiemngsbeziik 

Mark 

.  .  73630 

HUdeakehn  

.  .  75H84 

.  .     64  0S7 

.  .  37y42 

.  .     69  608 

.  .  112103 

.  .    122  279 

,  .     78  917 

Köln  

.  ,    119  0*^0 

.  .  8S0O 

len  4002 116 

Erwägt  man,  dass  in  Preussen  der  Aufwaud  lür  Volksschulen  nach 
der  letzten  Aafstellniig  71.6  Mill.  Mark and  der  Aufwand  der  Orts- 
armenverblnde  nach  der  nenesten  Statistik*)  49.8  Mill.  Mark  be- 
trag, nnd  dass  diese  Aufwendungen  bei  der  Ueberweisung  erst  ui 


')  Vgl.  Zeitßchr.  d.  ])reiiss.  stat.  Hur.  Eig.-ll.  X:  Die  öffeutlicbeu 
Volksschulen  in  Preussen  lf<78. 

^)  Hauptergebnisse  der  A.-St.  für  PreoBBen  1885.  In  der  stat.  Korr. 
der  Z.  d,  pr.  stat  Bur.  vom  3.  Juli  IböU. 
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zweiter  Limc  ätekeii;  so  erkennt  man,  dass  tUr  diese  wiclitigsten 
AafgAboi  der  KommttneD,  deren  Last  vor  allem  die  Reformwflnacbe 
hervorgerafen  hat,  so  gat  wie  nichts  geschieht,  die  Hülfe  kaum  ein 
Tropfen  anf  den  heissen  Stein  ist. 

Bezfli^ich  der  Verwendungszwecke  dürfte  aber  nichts  bezeich- 
nender sein,  als  die  Notlage,  in  welche  durch  sie  die  Aufsichts- 
behörden versetzt  wurden.  Gleich  nacli  Erlass  des  Gesetzes  wurde 
hierüber  offiziös  geschrieben^),  dass  die  Ausiulirong  im  Sinne  des 
G^etzes  insofern  nicht  geringe  Schwierigkeiten  bereite,  als  der 
Hauptzweck  der  Ueberweisung,  die  Erleichterung  der  Armen-  und 
Schollasten,  schwer  sn  erreicben  sei,  weil  den  Kreisen,  den 
Trigern  der  UebOTweisang,  eine  Wirksamkeit  anf  diesem  Gebiet 
nicht  obliege.  „Sollen  daher  die  Kreise  die  ihnen  Überwiesenen 
Beträge  wirksam  zur  Erleichterung  dieser  Lasten  verwenden,  so 
wird  'gleichzeitig  deren  organische  Einordnung  in  das  System  der 
Schul-  imd  ArmenverwaltunK  erfo!G:en  müssen.  ....  Sodann 
werden  die  Direktiven,  welche  den  Kreis-  und  GonieindeauLsichts- 
behörden  bezüglich  der  ihnen  obliegenden  Prüfung  der  Kreis-  und 
Gemeindebeschlttsse  wegen  Verwendung  der  Ueberweisungsbeträge 
znr  Erleichterang  der  Schul*  und  Armenlasten  zu  geben  sind,  fest* 
zngldlen  sebi.  Bei  dem  Mangel  eines  organischen  Zusammenhanges 
der  Kreise  mit  dem  Schul-  und  Armenwesen  wird  es  freilich  schwer 
sein,  geeignete  Grundlagen  für  eine  positive  Einwirkung  der  Auf- 
sichtsbehörden zn  gewinnen,  vielmehr  in  der  Hauptsache  vorzu- 
schreiben bleiben,  in  welchen  Fällen  sie  die  Genehmigung  ver- 
sagen sollen."  — 

Vgl.  hierüber  auch  v.  K eitzenstein,  Komraun, -Finanzwesen, 
in  Schönbergs  Handb.  2.  Aufl.  Bd.  3  S.  682,  sowie  Deutsche 
Oem.-Z.  1885  S.  104.  182,  die  sich  in  fthnlicbem  Sinne  aus- 
sprechen. Aueh  haben  bereits  einzelne  VerwaltongskOrper ,  so 
namentlich  der  10.  westfälische  Städtetag  am  12.  Juni  18S5  be- 
schlossen, dass  eine  Aenderung  des  Gesetzes  notwendig  sei,  dass 
insbesondere  statt  schwankender  Summen  ein  hrstiiiimter  Betrag 
überwiesen,  und  dass  die  Ueberweisung  an  die  Gemeiuden,  nicht  an 
die  Kreise  erfolgen  müsse.  —  Letzteres  meint  auch  Schmoll  er, 
Theorie  und  i'rujdä  der  deutschen  Steuerreform,  in  seinem  Jahrb. 
1881  H.  8  S.  445. 

Es  ist  jedenfalls  als  kein  glttcUichee  ZusammentreiEen  zu  be- 
zeichne, dass  gegenwärtig  das  auf  ganz  anderen  Gründen  beruhende, 
nicht  genug  zu  fördernde  Bestreben,  das  Reich  durch  eigene  Ein- 
nahmen anf  eigene  Füsse  zn  stellen,  und  der  nicht  minder  berechtigte 
Wunsch,  die  Kommunen  angemessen  zu  entlasten ,  mannigfach  ver- 
quickt mit  iioheren  politischen  und  sozialen  Gesichtspunkten  auf 
der  einen,  mit  kleinlichen  Parteiiuteressen  auf  der  anderen  Seite, 
gleichzeitig  in  den  Parlamenten  verhandelt  werden  mtissen.  Nicht 
dass  sie  ganz  ausser  Zusammenhang  standen  —  gewiss  nicht;  aber  sie 


>)  Abgednickt  tn  d.  D.  Gem.-Z.  1865  &  228* 
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werden  in  einen  tendenziösen  Znsammeiiltuig  geVncht,  den  sie 
sicherlich  nicht  haben. 

Wie  schon  an  finderer  Stelle  hervorgehoben  wurde .  kann  im 
Rahmen  dieser  Arbeit  auf  diesen  Ponkt  nicht  weiter  eingegangen 
werden.  Wegen  der  Literatur  dieser  in  den  letzten  Jahren  ausser- 
ordentlich häufig  behandelten  Fragu  vgl.  die  bei  S c b m o II e r  a.  a.  0. 
8.  421  nachgewiesenen  Schriften,  namentlich  auch  6 n eist,  Die 
deatBChe  Finanzreform  dureh  Begolirung  der  GemeindeBteaeni,  lud 
anflserdem  noc^  Adickes  I  S.  820  ff.;  Sehäffle  a.  a.  0. 
S.  579  ff.;  Oerstfeldt,  Ein  Fioaazreformplan  fflr  d.  D.  B., 
BerUn  1881. 

Wehren  des  prenss.  Ueberweisungsgesetzes  vgl.  die  Ausgfihe 
von  iicrrfurth  und  Noell,  Berlin  1886,  woselbst  das  Material 
vollständig  mitgeteilt  und  eine  kurze  Beurteilung  des  Gesetzes  bei- 
gefügt  ist. 


■ 
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Anhang. 

Direkte  Staatehiilfe  bei  auseererdentlichen  NetstämieiL 


§  112. 

Nicht  identiseli  mit  Uebernahme  der  Armenlast  im  allgo 
meiiieii  und  Anerkennung  des  Stiiates  als  berufeneu  Trägers  der- 
selben ist  die  Hülfeleistung  des  Staaten  und  die  Anerkennung  einer 
Veipflichttmg  des  StiMtes  zur  Htllfeleistung  in  emzehien  Fällen. 

Es  giebt  ümBtände,  die  unvorhergesäener  Weise  einzelne 
oder  bestimmte  Klassen  von  Einwohnern ,  einzelne  oder  eine 
grossere  Zahl  von  Bezirken  in  eine  Notlage  versetzen,  aus 
welcher  sich  zu  befreien  die  Mittel  der  einzelnen  örtlichen 
Gemeinschaften  absolut  unzureielieud  sind,  weil  eben  diese 
Umstände  sie  nahezu  aller  Mittel  zur  8elbsthlilfe  beraubt 
haben.  Hierher  gehören  vor  allem  schädliche  Naturereignisse: 
Ueberschwemmungen ,  Feuersbrünste,  Hagelschäden,  Epide- 
mien u.  s.  w. 

lieber  die  Notwendigkeit  einer  Staatshttlfe  in  solchen 

äussersten  Fidlen  bestehen  im  wesentlichen  keine  Meinungs- 
verschiedenheiten. Siegel  bemerkt  bezüglich  des  inneren 
Grundes  derselben  sehr  zutreffend  : 

„Die  Stnatsliülfe  geht  aus  dem  tiefen  Bewusstsein  und 
der  Ueljerzeugung  der  Gesaninidx'völkerung  hervor,  dass  im 
Leben  der  Verunglückten  ein  bedeutender  Teil  ihres  eigenen 
Lebens  ruht:  denn  der  wirtschaftliche  Rain  von  grösserer 
Ausdehnung  vermindert  die  Produktion  und  Konsumtion  und 
damit  die  Arbeits-  und  Steuerkraft,  er  entwertet  den  Im- 
mobiliarbesitZy  er  beeinträchtigt  den  Kredit,  er  hat  ansteckende 
Kranklieiten ,  wndureh  ganze  Gegen»l<^n  gefährdet  werden,  im 
Gefolge  und  bedingt  endlich  den  Verfall  der  Bevölkerung  in 
gHnzliche  Verarmung  und  Demoralisation.  —  Ein  passives 
\  eriialten  nuisste  daher  die  wirtschaftlielie  Existenz  des  Staates 
bedrohen,  weshalb  e<4  als  Pflicht  desselben  angesehen  werden 
musSf  im  eigensten  Interesse  helfend  einzutreten.*^  Und  weiter') 
bemerkt  er :  „Dieselbe  (die  direkte  Staatshülfe)  ist^  wie  sie  im 
öffentlichen  Interesse  geleistet  wird,  so  auch  ein  allgemeines 
Opfer,  sie  erheischt  «  ine  Erhöhung  der  Gesammtausgaben  zu 
Gunsten  einzelner  Teile  des  Ganzen  —  seien  es  erweiterte 


')  Siegel,  Ueber  Staatshülfe  bei  wirtachaftlichen  Notständen,  in 

Tüb.  Zachr.  f.  d.  ges.  tJt.-W.  Jahrg.  1882  Bd.  38  Ö.  6;  vgl,  auch  Mohi, 
P^W.  Bd.  1  8.  885  ond  446.  ^ 

•)  8.  5  a.  a.  0. 
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Verbände  (Gemeinde-,  Kreisverbände  und  dergl.),  seien  es  ein- 
zelne Bewohn<T.  Deslialb  muss  bei  der  Frajje  über  die  Zu- 
wenduii;L(  der  Staatsunt^Tstiitzung'  als  Rir-htsehnur  ilie  im  Inter- 
esse der  iVll^^emeinheit  gebotene  AbwciHiung  eines  drohenden 
oder  bereits  eingetretenen  Notstandes  festgehalten  werden,  oline 
dasB  solchem  von  Seiten  der  zunächst  Pflichtigen  tind  der 
PriTatwohlthätigkeit  mit  Erfolg  gesteuert  werden  kann.'* 

In  diesen  Worten  ist  treffend  der  Charakter  der  Staats- 
hülfe  bezeichnet;  sie  zielt  ab  auf  Beseitigung  von  Zuständen, 
nicht  blos  weil  sie  ihrer  Natur  nach  Notst;i)ide  sind,  sondern 
weil  !Hidore  Hülfsmittel  zn  ihrer  Beseitip^ung  nicht  vorhanden 
oder  niciit  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind.  8ie  ist  also 
gleichfalls  subsidiär  wie  die  öffentliche  Armenpflege 

Als  weiteres  Erfordcrniss  wird  gemeinhin  aufgestellt,  dass 
die  Hülfe  eine  einmalige  und  unerwartete  sei,  also  nicht  Mittel 
ein  für  alle  Mal  und  im  Toraus  zur  Verfügung  gestellt 
werden  -). 

Mit  Aufstellung  dieses  Ertortlernisses  ist  vornehmlich  der 
Punkt  berülirt,  der  oben  Gegenstand  der  Betrachtung  war: 
dass  es  im  Interesse  der  StantsÜDnir/f  ti,  wie  im  Interesse  einer 
nach  richtigen  Grundsützen  geübten  Armenpflege  li<'ge,  den 
Selijsterhaltungstrieb  der  von  Unglücksföllen  BetrtJÜ'cuen  rege 
zu  erhalten;  sie  sollen  auf  Ilülfe  nicht  rechnen  düi-fen. 

Hieraus  folg^  aber  endlich  ein  drittes  Erfordemiss:  das 
einer  gerechten  und  vorsichtigen,  die  Verhältnisse  der  Empf^inger 
individuell  berücksichtigenden  Verteilung  der  Staatsmittel,  wenn 
möglich  unter  der  Bedingung  der  Rückerstattung,  oder  gegen 
Gewährung  von  Arbeit. 

Auch  hier  wird  die  Stants;xewalt  nie  den  Znsamnieidiang 
des  Notstandes  mit  sein»  i-  Ursache  ausser  Acht  lassen  dürfen. 
Gegenüber  Naturereignissen,  die  schlechterdings  von  mensch- 

1.  Zur  Ueberwindnnp  tler  angenblickliehon  Xnth^f'.  Hierzu  sind 
zu  reclmen:  die  Mittel  zur  Beachatfuug  der  absolut  uotwttudigen  Lebend' 
bediirfiiiaie  ... 

'  '/iir  Bestreitung  ciues  Teils  des  in  Folge  der  Notlage  erliohten 
Aruionaufwandes,  d.  fi.  wenn  die  hierzu  erforderlichen  Mittel  von  den 
Pflichtigen  nicht  aufjorcbracht  werden  können  und  die  HQlfsbedttrftigra 
an  dem  Xotweudigsten  Mangel  leiden. 

fU'htifs  Erhaltung  Einzelner  im  Hans-  nnd  Nahrungsstande,  vrom 
beispielfe weise  die  Bewilligung  von  Mitteln  für  Wiederaufbau  ihrer  zer- 
störten Häuser,  für  Anschaffung  von  Saatgut,  Saatluirtoffela  und  FMter 
Bttr  Beihrluiltnng  des  Viehs  gehören:  vgl.  Siegel  a.  a.  0.  S.  8. 

^)  Öiegel  a.  a.  U.  ^.  b\  auch  recht  gut  bei  Duchatel-Naville 
S.  818.  Bttspiele:  die  prenss.  Notstandsgesetze  während  des  letzten 
Jahrzehnts,  aus  Anlas»  der  Sturmflut  der  Ostsee,  vom  24.  April  1>T3. 
Ges.-S.  S.  Hochwasserschäden,  vom  22.  Juli  1m76,  Ges.-S.  S.  294; 

Ueberschwemmung  und  Missernte  in  Oberä<  hieaien,  vom  8.  Februar  l>sO, 
Ges.-S.  S.  17;  Hochwasser  im  Khcingebiet,  vom  21.  Januar  18si, 
Ges.-8.  8.  8;  HoebwaMer  im  Weichaelgebiet,  vom  14.  JoU  1886,  Gea.-S. 
S.  211. 


üigitized  by  Google 


VI.  4 


319 


licher  Willkttr  unabhängig  und  regelmässig  audi  der  Ver- 
siclierung  nicht  zugänglich  sind,  ynrd  sie  unbesorgt  die  Mittel 
gewähren  können,  den  früheren  Zustand  durch  Wiederaufbau 
?;or.><törtcr  Wohnungen ,  durch  Verteilung  von  Kleiduiifi:.  Saat- 
korn u.  s.  w.  wo  möglich  wiederherzustellen.  Anders  liegt  es 
da,  wo  der  Notstand  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
enger  zusammenhängt  oder  wo  gar  der  Niedergang  einer  In- 
dustrie direkte  oder  indirekte  Folge  der  staaüichen  Gesetz- 
sebung  ist.  Hier  ist  auf  das  emsteste  zu  erwägen,  ob  nicht 
die  Unterstützung  eines  notleidenden  Bezirkes  geradezu  die 
Natur  eines  allgemeinen  LohnzuschusFos  annehmen  und  damit 
in  ganz  anderer  Weise,  als  es  die  Unterstützung  eines  ein- 
zelnen Individuums  thun  kann^  die  Lohnvorliilltnisse  auf  das 
c^rhcblichste  verschieben  und  namentlich  überlebte  industrielle 
und  ßetriebszuständc  zum  Schaden  auch  der  Bewohner  auf- 
recht erhalten  würde  Es  steht  freilich  nichts  im  Wege, 
auch  hier  das  Gesammtvaterland  als  die  wirtschaftUche  Heimat 
der  Gesammtheit  zu  betrachten  und  so  Alle  fGür  Einen  ein- 
stehen zu  lic  issen.  Anhänger  dieser  Meinung  zu  bekehren, 
ist  hier  nicht  der  Ort 


*)  Vgl.  wpr^'^n  dif^pr  Fragen,  besonders  v.  pper!  Arhnitanachweis  unten 

t21S— 215.  Die  i  eiienmgspoUsei  gehört  nicht  hierher;  Tgl.  Könne, 
taatsrecht  §  302  S.  186. 
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9.  Kapitel. 

Rückkehr  zur  Hefmatgesetzgebung. 

§  113. 

In  ausgesprochenen  Gegensatz  zu  deiijeiiigen ,  welche 
durch  Uebertragung  der  Arnionlast  auf  den  ^Staat  dem  an- 
geblich gelösten  Zusanuuenhang  zwiöclien  Individuen  und  Ge- 
meinden Rechnung  tragen  wollen,  treten  diejeuigeu,  welche 
diese  Lösung  zwar  ebenfalls  alö  vorhanden  annehmen,  aber 
als  so  unheflyoll  beklagen,  dass  ihnen  vor  allem  an  einer 
WiederkenrteUiuig  eines  solchen  Zusammenhangee  liegt  Schon 
die  Betrachtung  der  hierüber  laut  gewordenen  Klagen  zeigt, 
daas  von  einer  grossen  Zahl  von  13eurteilern  der  geltenden 
Gesetzgebung  immer  wieder  die  Vorzüge  des  Ileimatsyst'MMs 
betont  werden  und  diesom  die  Fiihigkeit  zu  energischer  Hin- 
dung der  auseinan(l«n'str('bendtMi  Elemente  zuerkannt  wird. 
Ihren  Ausdruck  in  Bezug  auf  die  Reform  der  Armengesctz- 
gcbimg  findet  diese  Meinung  in  Wünschen  und  Vorschlägen, 
welche  die  Rttci^ehr  zum  Heimatsystem  ^nfehlen,  von  ihr 
Beseitigung  der  wesentlichsten  Uebelstände  ernoffen.  Vorzugs- 
weise Bind  i\jigeh(}rige  der  süddeutschen  und  mitteldeutschen 
Staaten  Vertreter  dieser  Meinung:  Luthardt  (Baiern), 
Marschall  (Baden),  v.  Varnbüler,  Sarwey  (Wiirt'ni- 
bergK  Wa entig  (Sachsen)  —  doch  sind  neuerdings  auch  aus 
Norddeutschland  Vorschläge  dieser  Art  in  die  ( )effentlichkeit 
getreten  (Elvers,  Germersha  usen,  v.  d.  Goltz,  Deut- 
sche Gem. -Zeitung).  Das  Wesentliche  ist  immer,  dasa 
die  Heimat  hezw.  der  Unterstützungswohnsitz  nicht  früher 
verloren  werden  soll,  als  his  eine  neue  Heimat  bezw.  ein  neuer 
ünterstützungswohnsitz  erworben  ist.  Auf  die  hierbei  mass- 
gebenden Fristen  wird  geringeres  Gewicht  gelegt.  Die  einen 
enii>fehlen  die  5  und  10  Jahre  des  bainschen  Gesetzes,  die 
andern  2  oder  3  Jahre;  auch  wird  von  einigen  die  Verlust- 
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irist  länger  zu  bemessen  gewünscht  als  die  £rwerbsfrist. 
Zweieriei  wird  hienron  erhofft:  die  Beseitigung  des  Liand- 
armenwesenB  und  die  feste  Verknüpfung  des  Individuums  mit 

einer  Gemeinde  auf  der  einen,  gerechtere  Verteilung  der 
Armenlast  auf  der  andern  Seite.  Um  auch  wieder  die  ethische 
Bedeutung  der  Heimat  zum  Ansdnirk  zu  l)nn<!:(^Ti ,  wird  die 
Wiedereinftlbrung  des  Wortes  „Heimat"  an  »Steile  des  Wortes 
^Unterstiitzungswohnsitz'^  empfohlen. 

§  114. 

Es  bedürfte  an  dieser  Stelle  kanes  erneuten  Eingehens 
auf  dieses  System,  dessen  Wesen  oben  darzulegen  versucht 

worden,  wenn  es  sicli  um  weiter  nichts  handelte,  als  um  die 
allgemeine  Wieflcreiuftihrung  seines  obersten  Grundsatzes,  dasa 
die  einmal  erworbene  Heimat  nicht  früher  verloren  werden 
kann,  als  bis  eine  neue  Heimat  erworben  ist.  In  dieser  Be- 
ziehung wurde  bereits  nachgewiesen,  dass  die  Armonla^t  in 
Baiem  trotE  dieses  Grundsatzes  aus  gleichen  GhrllndCT  wie  im 
ttbrigen  Deutschland  gewachsen  ist  und  dass  Ungerechtigkeit 
in  der  Verteilung  derselben  dort  so  wenig  vermieden  werden '  , 
konnte  wie  hier;  es  zeigte  sich,  wie  viele  gute  Grttnde  fUr 
die  schnellere  WiederlosTösung  der  Anuenlast  sprechen  und 
wie  hart  unter  Umständen  die  Belastung  einer  Gemeinde  in 
Ansehung  solcher  Angehörigen  ist,  welche  lansrc  von  ihr  ab- 
wesend gewesen  sind,  ohne  anderswo  eine  Heimat  erworben 
zu  haben.  Audi  ergab  sich,  dass  sich  durch  blosse  gesetzliche 
Anerkennung  des  Ueimatprinsips  noch  keine  leistungsfilhigen 
Annenverbände  schaffen  lassen  und  dass  eine  sittliche  Eän-; 
Wirkung  der  Heimatgemeinde  gerade  beattglich  der  ihrer  am 
meisten  bedürftigen  Elemente  nahezu  unmöglich  ist,  so  lange 
die  Freizügigkeit  im  g^enwärtigen  Umfange  gestattet  liV  fbt 
und  nur  die  dauernd  Hülfsliedürftigen  in  ihrer  Aufenthai  tat  rei- 
heit  beschränkt  werden  können. 

Dieser  Einsicht  hat  sich  denn  auch  die  überwiegende 
Hehrsahl  derer,  welche  das  Heimatprinzip  wieder  zu  Ehren 
gebracht  wissen  wollen,  nicht  ▼erschlossen  und  ihren  diesbezttg- 
Rchen  Vorschlägen  weitere  auf  Aenderung  der  Gesetzgebung 
abaielende  Vorschlüge  hinzugefügt  Diesdben  sind  im  Detail 
sehr  verschieden  und  halten  sich  nur  zum  Teil  in  den  Grenzen 
der  oi^eiitlichen  Amiengesetzgebnng.  Dahin  gehören  vor  allem 
diejenigen,  welche  die  Herstellung  leistungsfHhiger  Verbände 
durch  Zu sanmien legung  molirorer  oder  aller  Ortsarmenverbändc 
desselben  grösseren  Verwailuugsbezirks  als  Voraussetzung 
jed^  Reform  betrachten,  und  diejenigen,  welche  nebm  der 

Srinzipalen  Belastung  der  HeimatbeKirke  eine  Heranriehung 
er  Torhandcnen  grösseren  Verbände  empfehlen.   Ein  nichts 
geringer  Teil  legt  dagegen  den  Haaptnachdmck  auf  die 
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Acnderung  der  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  wirtBchaftUche 
Freiheit.  Von  diesen  wiedenim  haben  die  einen  nur  die  un- 
gerechte Belastung  der  Gemeinden  im  Augf^  und  wollen  diesen 
i^ci'itrnctc  Mittol  an  di(?  Hand  geben,  sich  nicht  gewollten  Zu- 
zuges zu  erw«^liron ,  während  dio  anderen  mehr  di«*  sittlicln' 
Seite  des  Heiniatverhältnisses  betonen,  welcher  sie  durtli  Be- 
schränkung der  Individuen  in  ihrer  freien  Bcwegimg  gerocht 
werden  zu  kOnnen  meinen. 

In  gewissem  Sinne  neu  ist  von  alledem  nur  der  Gedanke, 
leistungsfähige  Verbände  zu  scliaffen,  neu  insofern,  als  es  auf 
eine  obligatorische  Schaffung  derselben  im  Gegensatze  zu  der 
auch  gogenwärtig  von  df^r  RfichsgfNsctzgcbung  im  weitesten 
Umfange  grstattoten  fakultutivon  Vereinigung  von  Ortsannon- 
verbänden  zu  einzelnen  oder  allen  Aufgaben  der  Annenpflege 
abgesehen  iöt.  Bei  den  übrigen  Vorschlägen  handelt  es  sich 
dagegen  nur  um  Bekanntes,  um  Wiederbelebung  von  Ein- 
ricntungen,  welche  die  neuere  Gesets^bung  beseitigen  zu 
müssen  geglaubt  hatte,  namentlich  also  um  Aufsuchung  eines 

f erechten  Korrelats  zwischen  Armenlast  und  wirtschaftlicher 
'reiheit  durch  Beschränkung  der  Eheschliessung,  der  Frei- 
zügigkeit, des  Gewerbebetriebes  u.  a.  m.  an  Stelle  des  durch 
den  TTnt<'rstiitzungswohn«itz  geschaffenen  sog.  wirtschaftlichen 
At^t^uividents. 

Dass  nach  iunfzchniäiinger  Anwendung  cincü  Systems 
ziemlich  vollkommener  Freihdt  ^e  Neigung  zu  derartigen 
Beschränkungen  wieder  erwachen  wttxde,  liess  sich  bei  dem 

Gegensatz,  der  von  jeher  zwisclKm  Staats-  und  gemeinde- 
bürgerlichen Interessen  obgewaltet  hat,  nidit  Wohl  anders  er- 
warten. Doch  darf  nicht  verkannt  wnrd(^n.  dass  die  rück- 
läufige Bewegung  ilire  On^/en  findet  an  der  selbst  bei  iliren 
lebhaft«»sten  Part<'igängerii  !■  st  14 »'wurzelten  Anschauung.  da.*s 
ein  völligCÄ  Zuriiekbringeii  tU  individuuius  in  den  SUmd  der 
wirtschaftlichen  Untreiheit  nicht  blos  unter  heutigen  Ver- 
hftltnissen  unmöglich,  sondern  auch  unzweckmässig,  ia  schädlich 
sein  würde,  v.  Marschall^  dessen  Klagen  über  das  herrschende 
System  wohl  als  der  kräftigste  Ausdruck  der  MissstimmuDg 
gelten  können,  bemerkt'):  „Vollständige  Freizügigkeit  muBs 
allerdings  herrselien,  jedem  Deutschen  mms  i^fstattet  sein,  sich 
in  jodwed^»m  ()i'te,  der  ilnn  gutdtinkt,  autzuhalten,  Gewerbe 
da  zu  betreilx  11  und  sein  Brot  zu  verdienen.  Wenn  ihm  di^ 
aber  an  dem  gewalilieu  Orte  nicht  gelingt,  wenn  er  den  Ort 
deshalb  wechselt  und  wechselt  ohne  Erfolg,  wenn  er  —  durch 
eigne  ^  Schuld  und  wohl  auch  durch  Mitschuld  seiner  An- 
gohürigen  und  sdner  Umgebung  —  körperlich ,  geistig  und 
moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicnt  mehr  durch  freie 
Selbstbestimmung  fUr  sich  sorgen  zu  können,  wenn  er  dem 


MUS.  9.   Ganz  ähnlich      YarnbAler,  Lnthardt,  wüitsoil». 

Petition  und  yiele  andere. 
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Vagabunden-  und  Bettleriieben  ver^t  und  dieses  zuletzt  ao 
weit  treibt,  dass  die  Polizei  vor  den  Missständen  und  Un- 
Gelegenheiten,  welche  er  überall  herbeifillirt,  die  Augen  nicht 

mehr  zu  schliessou  vcniiag:  dann  muss  alsbald  ohne  weitUiufige 
Untersuchung  in  klarer  Weise  ein  Ort  vorhanden  und  be- 
zeichnet sein,  wohin  er  verl)vacht  werden  kann,  ein  Ort,  der 
verpflichtet  ist,  ihn  aufzuiu'hinen ,  mit  dem  Notwendigsten  zu 
versehen  und  überhaupt  dasjenige  zu  thuii,  was  navh  möglich 
ist,  um  ihn  zu  einem  geordneten  Leben  zurückzuiüiiren." 

So  richten  sich  denn  Wf)nsche  und  Vorschlflge  zunächst 
nur  gegen  jene  Klassen  von  Personen,  welche  durch  Umher- 
Mhweiren  und  Mttssiggang  am  meisten  das  Gemeinwohl  schä- 
digen. Weil  es  aber  nicht  genügt,  lediglich  die  eine  Seite 
der  Missstände,  nitmlich  den  bereits  eingetretenen  Zustand  der 
Zuchtlosigkeit  ins  Auge  zu  lassen,  ohne  auf  Verhütung  der- 
selben beim  Ent8tt^lien  bedacht  zu  sein,  und  weil  es  einleuchtend 
ist,  dass  der  Grund  der  \'erannung  und  damit  des  wirt^chaft- 
liclieu  und  sittlichen  Ilerunterkonimens  bereits  gelegt  wird, 
wenn  sich  Jemand  ohne  genügend  gesicherten  Nahnrngsstand 
irgendwo  niederlässt,  wenn  er  sich  ohne  die  Gewisshdt  eine 
Familie  erhalten  zu  können,  verehelicht  —  so  führt  die  mit 
4em  Wunsehe  nach  joner  einen  Beschränkung  der  Vagabondage 
eingeleitete  Gedankenreilie  unvennerkt  zu  einer  Erwägung 
der  übrigen  dem  altern  Heimatrecht  eigentümlielien  Be- 
schränkungen. Man  lenkt  die  Aufmerksamkeit  wieder  auf 
den  Ziisanmieuhang  der  Armut  mit  der  i^ovolkerungsvermeh- 
rung  durch  Zuwanderung  und  Geburten  bei  nicht  vermehrten 
Ent'erbsgelegenheiten,  d*  h.  auf  die  UebervOlkerung  als  Quelle 
der  Armut,  und  hat  sofort  wieder  die  alten  Mittel  bei  der 
Hand,  die  leichtsinnige  Kinderzeugung,  das  leichtsinnige  Auf- 
suchen tmgewisser  Erwerbsgelegenheiten  zu  verhüten,  die  Ge- 
meinden gegen  die  durch  ebendiesellten  Dinge  verursachte 
Armenlast  zu  schützen.  Der  Gedankt  des  Einzugsgeldes.  des 
Kachweises  gesicherten  ErwfM'bs.standes  taucht  wieder  uui;  die 
Befugnis»  zur  V'erehelichung  und  zum  Gewerbebetrieb  an 
andere  als  die  bestehenden  Voraussetzungen  zu  knüpfen  wird 
yon  neuem  gewünscht  —  dies  alles  aber  ohne  das  Prinzip 
der  Freizügigkeit  als  solches  antasten  zu  wollen. 

Diesen  Wünschen  gegenüber  nehmen  die  Gegner  aller 
derartiger  Beschränkungen  überwiegend  den  Standpunkt  ein, 
die  wirts<  haftliche  Freiheit  des  Individuums  als  ein  natürliches 
Recht  zu  erachten  und  etwaige  BeHchriinkungen  d(M'seIben  nur 
iiiai/Nveit  zuzulassen,  als  es  im  süiatlichen  Interesse  notwendig 
geboten  erscheint;  sie  verwerfen  daher  jede  andere  Beöchrän- 
kung  als  dieieuigen  des  Zivil-  und  Strafrechts,  insbesondere 
aber  die  Beschränkung  der  wirtschaMichen  Freiheit  aus  ledig- 
tich  wirtschaMichen  Gründen.  Diesen  Standpunkt  wird  man 
nicht  teilen  können,  obwohl  er  die  Persönlichkeit  vor  Willkür 

21* 
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sicherer  stellt,  als  jener  andere,  von  dem  «us  man  zu  jeder 
erdenklichen  BeschrKnktmg  gelangen  kann.  Denn  will  man 
konsequent  sein,  so  muss  man  alles  den  sich  selbst  regulirenden 
Krflften  der  Natur  überlassen,  darf  zivil-  oder  strafrechtliche 
Beschränkungen  so  wenig  eintreten  lassen,  wie  wirtschaftliche : 
eine  Konsequenz,  die  in  Wahrheit  niemand  zu  ziehen  wagen 
würde.  Auch  mt  eine  solche  Scheidung  von  lediglich  nyste- 
matbeher  Bedentung,  weil  es  in  letaster  £uue  doch  immer  nur 
auf  einen  und  denselben  Onmd  hinauskommen  kann:  Be- 
>cl)ränkung  der  Persönlichkeit  im  Interesse  der  Gesammtheit. 
Welches  aber  das  wahre  Interesse  der  letzteren  sei,  darüber 
entscheidet  nicht  nur  die  Natur  der  Sache  und  die  Meinung  der 
zur  Gesetzgebung  berufenen  Faktoren,  sondern  vor  allem  auch 
die  wirtschaftliche  und  politische  Lage  des  Staatsganzen, 
welche  gewisse  Massnahmen  nötig  macht  oder  sie  scliüdlich 
oder  Ubeiiiüssig  erscheinen  lassen  kann.  Wenn  unter  anderem 
das  Interesse  y  welches  der  Staat  an  dem  GMeiben  seiner 
Glieder,  der  Gemeinden,  haben  muss,  besser  gesichert  erscheint 
durch  Krilftigung  des  Gemeindelebens  und  diese  wiederum 
nicht  denkbnr  ist  ohne  eine  gewisse  Absclüiessong  derselben 
gegen  Zn/urr  vennögensloser  Personen,  sowie  ohne  Hinderung 
der  Bediu'tiigen  an  vorzeitiger  Verheiratun;^^  sa  wird  (Wp  Pjc- 
schränkung  der  Niederlassungs-  und  Vereheliehunirstrrilirit 
ebensowohl  gerechtfertigt  sein ,  wie  die  Beschränkung  den 
Aufenthalts  in  sicherheits-  und  sittlichkeitspolizeilichem  Inter- 
esse,  wie  sie  gcgenwttrtig  reichsgesetdich  augelassen  ist  Ea 
ist  das  Kennzeichen  des  Doktrinarismus,  dass  er  von  all* 

femeinen  Gesichtspunkten  ausgeht,  die  fUr  alle  Zeiten  Gültig- 
eit  haben  sollen,  in  Wahrheit  aber,  weil  sie  mit  keiner  Zeit 
in  unmittelT)RreTn  Zus;nnnienhange  st'>hen ,  der  Gegenwart  so 
wenig  wie  der  Vergangenheit  gerecht  werden.  Aus  diesem 
0  runde  beansprucht  nun  freilich  dasselb(%  was  von  der  extrem 
freiheitlichen  Richtung  gilt,  nicht  mindere  Geltung  auch  für 
die  entgegengesetzte,  auf  B^chränkungen  mannigfacher  Art 
ausgehende  Richtung,  sofern  sie  au  ihrer  Begründung  eben 
auch  nichts  anderes  als  die  Natur  der  Sache  anzuftlhren  ver- 
mag. Denn  wie  jene  mit  den  Kräf^n  der  Natur  und  der 
ihr  unterworfenen  Menschen  allzusehr  rechnen,  so  rechnen 
diese  viel  zu  wenig  mit  dens<'lben ,  indem  sie  aus  dem  Zu- 
sammenwirken der  wirtschattliehen  und  moralischen  Kräfte 
ein  einfaches  Rechenexenipel  machen.  Sie  erwarten,  dass  mit 
dem  Verbote  der  leichtsinnigen  Eheschliessung  auch  die  leicht- 
sinnige Kinderaeugung  aufhören,  dass  mit  der  Hinderung  der 
freien  Bewegung  die  Ge&hr  unsicheren  Erwerbsstandes  fort- 
fallen werde,  ohne  die  menschlichen  Schwächen,  Sinnlichkeit 
und  Lüderlichkeit,  vor  allem  aber  die  gesellschafdicken  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  hinreichende  Erwägung  zu 
ziehen.    Damit  ist  schliesslich  ebensowenig  anaufangen  wie 
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mit  starrem  IndividualianiuB.  Woraaf  es  in  Wirkliclikeit  an- 
kommen muBSy  das  iBt  auch  hier  wieder  nicht  die  Üntenuehang^ 
welche  Folgen  die  Gesetzgebung  im  äussersten  Falle  haben 
kann  —  also  nicht  oh  bei  TOUigor  wirtachaftLicher  Freiheit  ein 

völliges  Chaos  der  Bevölkerun^^sbf^wegung  und  umgekehrt  bei 
völliger  Unfreiheit  jede  Willkür  möglich  und  an  und  für  sich  denk- 
bar ist  — f  sondern  vi*  Imchr,  welche  Folgen  der  Gesetzgebung 
als  wahrscheinlich  zu  Ijetracliteu  sind.  Nicht  was  geschehen 
kann,  sondern  was  nach  menschlicher  Voraussicht  geschehen 
wird,  fallfl  das  Qeaets  Freiheit  gieht  oder  BeschiSnkungen 
«oierlegt,  das  wird  au  prüfen  sein.  Als  wesenüicher  Teil  der 
dnrch  diese  Prüfung  erwachsenden  Aufgabe  ist  die  an  anderer 
Stelle  versuchte  Beleachtung  des  allgemeinen  Zusammenhanges 
gewisser  Thatsachen  mit  den  Erscheinungen  des  ^\'irtschaft- 
lich^^n  Lr'br'ns  zu  betrachten.  So  wurde  insbesondere  der 
Eintiuss  li,tj:cwiesen ,  welchen  die  geographische  Lage  der 
"NA'ohnbezirke  und  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
auf  Kichtung  und  Ausdehnung  der  Wanderungen  ausüben '  j 
«nd  wie  individuell  verschieden  skh  trots  beoMshharter  Lage 
and  gleichartiger  Gesetagehung  die  Verhältnisse  in  den  ein- 
seinen  Verwaltungsbezirken  gestalten.  Dies  alles  wird  auch 
hier  im  Auge  au  behalten  sein.  Im  übrigen  soll  die  Be- 
trachtung nicht  weiter  erstreckt  werden,  «ils  wie  die  ira 
Folgenden  mitzuteilenden  positiven Reformvorschiäge  erheischen. 
Massregeln,  die  auf  vollständiire  Abscldiessung  der  Gemeinde 

Serichtet  sind,  wie  sie  Scii  übler  vor  30  Jahren  noch  alles 
Irnstes  vorschlagen  und  begründen  konnte,  werden  heute  von 
keiner  Seite  mehr  in  Erwägung  gezogen. 

Scbübler  hat  immer  die  beiden  schon  oben  (§13)  erwähnten 
Ocmeinden  Komthal  mid  Wilhelmsdorf  im  Auge  und  gebt  davon 
«08,  dass  jede  Gemeiade  dieselbe  Stellung  habe,  wie  ein  Privat- 
Terein,  der  nach  Belieben  Mit^eder  anfnebmen  und  auastossen 
könne.  Hierauf  baut  Schttbler  ein  wunderliches  System  von 
Bescbränkimgen,  das  sofort  nach  seinem  Erscheinen  Schüz  zu  der 
"Bomerlcung  veranlasste,  dass  ein  solclips  System .  ernsthaft  durch- 
getührt,  einfach  zur  glebae  adscriptio  zurücklübren  würde.  Neuer- 
dings ist  mir  nur  eine  derartige  von  der  Gem.-Z.  Jahrg.  1882  S.  279 
zitirte  Aeusserung  der  Polit.  Wochenschrift  bekannt  geworden,  der 
zufolge  sich  der  Arbeiter  bei  der  glebae  adscriptio  jedenfalls  sehr 
viel  wolder  befanden  habe,  als  bei  der  gegenwärtigen  Freiheit 

1.  Die  Beschränkungen  der  Freizügigkeit 

.  §  US. 

Unter  den  vielen  Aeusserimgen  tthor  die  Schädlichkeit 
des  Landarmenwesens  und  der  Freizügigkeit  und  den  Wünschen 

'J  Vgl.  namentiieh  ^  67—71. 
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nach  Aenderung  der  bezüglichen  Gesetzgebung  tiudct  man  im 
allgemeinen  sehr  wenige  positive  Formulirungen.  Unter  diesen 
wenigen  dürfte  die  von  v.  Marschall  —  so  skizzenhaft  die- 
selbe ist  —  insofern  die  meiste  Bedeutung  beanspruchen,  als 
sie  den  Sinn,  welcher  mit  dem  Heimatprinzip  verbunden  sein 
soll,  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  brin^.  Nachdem  v.  Marschall 
in  den  45§  1 — 3  die  Merkmale  des  Heimaterwerbes  angegeben 
hat  (5jähriger  Aufenthalt  nach  vollendetem  24.  Lebensjahre), 
tkhrt  er  in  §  4*)  fort:  „Soweit  einem  Notleidenden  die  er- 
forderliche Unterstützung  nicht  aus  anderen  Wohlthätigkeits- 
quellen  zufliesst,  ist  seine  H ei mats gemeinde  verpflichtet, 
Hülfe  zu  schaffen,  den  Hülfsbedürftigen  in  besondere  Obhut 
zu  nehmen  und  demselben,  beziehungsweise  der  hülfsbedürftigen 
Familie,  denjenigen  unentbehrlichen  Unterhalt  zu  gewähren,  den 
dieselben  mit  eigener  Arbeitskraft  nicht  zu  erwerben  vermögen/ 

Zwei  Worte  sind  in  diesem  Paragraphen  beachtenswert: 
die  Worte  „Notleidender"  und  „in  Obhut  nehmen".  Bei  flüch- 
tiger Betrachtung  ergeben  sie  freilich  einen  anscheinend  ganz 
bekannten  und  geläufigen  Inhalt:  die  Verpflichtung  einer  Ge- 
meinde zur  Fürsorge  mit  der  Massgabe,  dass  dies  die  Heimat- 
gemeinde ist.  Sieht  man  aber  näher  zu,  so  findet  man,  dass^ 
ihr  Inhalt  ein  viel  weitergehender  ist  und  diese  zwei  Worte 
die  ganze  Frage  der  Freizügigkeit  nebenbei  mit  erledigen. 

Man  erinnert  sich,  dass  die  wichtigste  Unterscheidung  de* 
Freizügigkeitsgesetzes  diejenige  zwischen  vorübergehend  und 
dauernd  Hülfsbedürftigen  ist  und  dass  nur  die  letzteren  in 
Ansehung  ihres  Aufenthaltes  beschränkt  werden  dürfen  und 
dass  gerade  damit  die  Möglichkeit  genommen  ist,  auf  die  am 
meisten  zuchtbedürftigen  Elemente  durch  Zurückverweisung 
an  die  Unterstützungsgemeinde  einzuwirken.  Indem  hier  nun 
ohne  jede  Unterscheidung  ganz  allgemein  der  Ausdruck  „Not- 
leidender" gebraucht  wird,  und  die  Uebernahme  jedes  Not- 
leidenden in  die  „Obhut"  der  Gemeinde  gefordert  wird,  soll 
die  Möglichkeit  sittlicher  Einwirkung  ganz  allgemein  für  alle- 
Bedürftigen  hergestellt  und  so  das  finanzielle  und  wirt» 
schaftliche  Interesse  der  Heimatgemeinde  an  dem  Einehen 
ihrer  Angehörigen  energisch  geweckt  wenlen.  Nun  versteht 
man,  was  mit  den  Worten  gemeint  ist,  dass  „in  klarer  Weise 
ein  Ort  vorhanden  sein  müsse",  an  den  Jemand  „ohne  weit- 
läufige Untersuchung"  verbracht  wertlen  kann,  wenn  er  körper- 
lich, geistig  und  moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicht 
mehr  durch  freie  Selbstbestimmung  für  sich  sorgen  zu  können; 
man  begreift,  dass  so  beschaffene  Individuen  daran  erkennbar 
sein  sollen,  dass  sie  ausserhalb  der  Heimat  „notleidend"  werden. 

Es  bedarf  keiner  weitläufigen  Darlegung,  dass  eine  solche 
Ausdehnung  des  Begriffs   „notleidend"  jede  Art  von  Frei- 


')  Marschall  I  S.  16. 
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sllgigkeit  illiuoriflch  machen  wttrde.  Denn  niemals  hat  sich 
eine  Gkmemde  des  wohlhabenden  Zuzuges  erwehrt;  es  sind 
immer  die  Notleidenden,  welche  beschränkt  werden  sollen^ 
und  gerade  diejenigen  Klassen,  welche  am  ersten  notleidend 

worden  können ,  machen  am  häutigsten  von  dem  Rechte  der 
Freizüi:ii,dv.cit  Ocbraucli;  gerade  ihretwegen  ist  der  bezügliche 
Gesetzgebung8a})]jarat  in  Bewegung  gesetzt.  Eine  solche  l^e- 
stinunung,  wie  sie  v.  Marschall  formulirt,  wirklicli  und  ernst- 
haft durchgeftlhrt,  würde  die  Zurlickverweisung  der  Orts- 
fremden in  die  Heimalgemeide  selbst  bei  unverstmuldeter  und 
gänzlich  vorübergehender  Bedürftigkeit^  also  insbesondere  auch 
in  Krankheitsßlllen  gestatten,  was  —  soviel  ich  beurteilen 
kann  —  auch  die  Absicht  v.  Marschalls  nicht  ist.  Die  Be* 
griffsbr^stiiuinun^''  muss  nlso  notwendig  eine  eniif-re  sein  und 
deutlic  h  /.lun  Auädruck  bringen,  welche  Personen  in  Wahrheit 
gemeint  sind. 

§  116. 

£s  giebt  nun  zunächst  eine  Klasse  von  Individuen ,  be- 
züglich deren  eine  Beschränkung  der  freien  Bewegung  von 
allen  Seiten  gewünscht  wird,  (<line  dass  irgend  Jemand  darin 
eine  Verkürzung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Freiheit  er- 
blickt. Es  sind  dies  die  im  eigentlichen  Sinne  vagironden 
Elemente  der  Bevölkerung^  welche  durch  eigene  Versciiulduug 
in  den  Stand  der  Bedürftigkeit  geraten  sind. 

Die  Zahl  der  positiven  Vorschläge,  welche  im  Ansehluss  an 
das  Heimatprinsip  vornehmlich  im  Hinblick  auf  diese  Klasse  ge- 
maclit  werden ,  ist  ebenfalls  eine  geringe.  Am  zutreffendsten 
dürfte  Z  i  1 1  er  die  wesentlichen  Punkte  formulirt  haben.  Auch  er 
wünscht,  dass  eine  Stelle  vorhaiul'^Ti  soi,  an  welche  die  vagiren- 
don  Elemente  behufs  dauernder  Kiiiwirkung  gewiesen  werden 
kuimen,  und  bezeichnet  als  diese  Stelle  die  Ileimat;  aber  er  will 
unter  Aufrechterhaltung  der  Freizügigkeit  im  allgemeinen  Be- 
schränkungen derselben  nur  für  diejenigen  Tersonen  eintreten 
lassen,  welche  sich  als  faul,  arbeitsscheu  und  liederlich  erwiesen 
haben.  Um  diese  Merkmale  erkennbar  zu  machen,  schlägt 
er  die  Einführung  von  Legitimationsscheinen  für  alle  vor,  die 
im  Umherziehen  Arbeit  suchen,  und  will  die  Legitimation  den- 
jenigen versagt  wissen ,  welche  in  den  letzten  drei  Jahren 
wiederholt  wegen  Landstreicheiis  bestraft  worden;  wer  ohne 
Legitimation  betroffen  wird,  soll  wegen  Landstreieliens  bestraft 
werden ;  wer  wiederholt  wegen  Bcttelns  und  Landstieichens 
bestraft  worden  ist,  soll  der  Uoimat  auf  deren  Kosten  zu- 
geführt werden  können;  der  Gemeindevorstand  des  Heimat- 
bezirks soll  solchen  Personen  einen  Bezirk  vorschreiben  können, 
aus  dem  sie  sich  nicht  entfernen  dürfen.  Von  diesen  Mass- 
regdb  verspricht  sich  Ziller  vor  allem  den  Erfolg ,  dass  die 
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.Heimatbehörde,  auf  deren  Kosten  die  ZufUhrang  stattfinden 
müsste,  den  Antrieb  erhalten  würde,  „sich  ihrer  Angehörigen 
anEunehmeii,  sie  vom  Umhentromem  absahalten*'. 

Zill  er  in  seinem  Anftati  In  der  Dentschen  Grem.-Zeitnng  1880 

S.  192.  197  und  ganz  ebenso  in  seinem  Referat  fflr  den  thüring. 
Städtctnc!  vom  Oktober  1879:  .,Mit  welchert  Mitteln  ist  das  Land- 
streichea  zu  bekämpfen ?^  —  Bürgermeister  ü  i r s c  h  l;  e  r  l'  .  Meissen : 
Das  Landstreii^hertnm ,  Referat  zum  sächsischen  Gemeiiideiage  in 
Bantzeij  am  2u.  und  21.  Juni  1884,  empfiehlt  neben  vorbeugenden 
Massregeln  und  Arbeit«gewfthnmg  Beschränkung  der  nnbedingten 
Wanderfreihdt  durch  das  Erfbrdemiss  potiieiUcher  Legitimatloii,  am 
besten  dnrch  Arbeltabnch.  —  Von  den  Vorstftaden  des  schlesw.- 
holBt.  Zentralverbandes  gegen  Bettelei  and  Yaga- 
bondage,  des  Verbandes  merk  1  en  bürg.  Herbergs- 
vereine  o.  a.  ist  unter  dem  15.  November  1882  der  Erlass 
eines  Aufrufs  beschlossen,  in  dem  unter  anderen  auch  der  Wunsch 
ausgesi)rüchen  wird,  dass  ansresichts  des  regelmässigen  Mangels  vuu 
Legitimationspapieren  bei  den  hilfesuchenden  Üeisenden  darauf  hin- 
gearbeitet werde,  dtae  dnreh  die  Gesetzgebang  allen  deigenigen, 
die  annorhalb  ibres  regdmiisigen  WohnsitseB  dem  Ererbe  nach- 
gehen, die  Fahmng  von  Legitimationspapieren  (Wanderbacher, 
Arbeitsbflcher  oder  dergl.)  vorgeschrieben  wird.  —  Ebenso  Baecker 
in  einer  Zu^^rhrift  an  die  D.  Gem.-Z.  1879  S.  42,  sowie  eine 
anonyme  Zuschrift  an  dieselbe  1877  S.  121  (welche  selbst  aber 
dies  Mittel  für  ungehörig  und  verfehlt  erachtet). 

Auch  die  würtemb.  Petition  erachtet  die  iMnlührung 
einheitlicher  Legitimationspapiere  fUr  ein  dringendes  Bediirlniss.  ^ 
Sehr  vielstitig  ist  diese  Frage  in  dem  D.  V.  f.  A.  n.  W.  in 
den  Verbaadlnngen  1881,  Stsaogr.  Ber.  8. 115  ff^  behmidelt  worden. 
Der  Referent  Bockel  mann -IQel  stellte  a.  a.  die  These:  «Die 
arbeitsuchenden  Reisenden  müssen  dnreh  Gesetz  verpflichtet  werden, 
Arbeitsbücher  zu  führen",  und  bemerkte,  dass  hierin  kein  Eingriff 
in  die  Freizügigkeit  liegen .  sondern  dem  Missbrauch  der  freien 
Bewegung  durch  solche  In^iividuen.  die  gar  nicht  die  Absicht  haben, 
ihre  Arbeitskraft  zu  verwerten,  vorgebeugt  werden  solle.  Ans  diesem 
Grande  werde  auch  gerade  von  den  besseren  Elementen  unter  den 
Beisenden,  den  Handwerkern,  die  Einfthrong  solcher  Bdcher  gs- 
wnnseht,  welche  sie  tco  den  etgontlichen  Vagabunden  sichtbar 
schieden.  „Selbstverstftndlich  mflssten  nach  EinfUhrung  der  Arbeits- 
bQcher  alle  Reisenden  unerbittlich  angehalten  werden,  solche  Aue- 
weise  zu  ftthren,  nn  l  diejenifren,  die  sich  denselben  entledigt  halben, 
weil  die  Bpschaffenhcit  ihrer  IN  i  son  aus  denselben  deutlich  crkcnn- 
bnv  ist,  mussten  den  Vagabunden  gleich  behandelt  werden.**  In 
ulinlichem  Sinne  sprachen  sich  Landrat  Elvers  (S.  145),  Ober- 
bürgermeister Zill  er  (S.  161)  aus.  Direktor  Knops  (Siegen) 
ging  noch  weiter  und  wünschte  der  Bockelmannschen  These  Inn- 
zuznftgen:  «alle  ohne  Legitimation  Betroffenen  mtlssen  vorent 
direlct  in  ihre  Heimat  znrfickbefördert  werden**,  und  femer:  „dass 
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«in  bestimmtes  Alter  festgesetzt  wird,  worüber  hinaus  nicht  mehr 
gewandert  werden  darf  (d.  h.  um  Arbeit  zu  suchen) ;  keinesfalls 
aber  darf  die  Behörde  einem  als  Müssiggänger,  Bettler  etc.  bekannten 
Menschen  eine  Legitimation,  die  zum  Wandern  berechtigt,  aus- 
stelien'*.  —  Die  Yerliaudiuugeji  endeten  zunächst  ohne  materiellen 
Beieliliw,  üidAiD  die  Ueberw«iflaiig  der  Antrlge  an  den  Zentral- 
«OMchius  SQT  Bericht«rBtattiing  an  den  n&chsten  Kongress  beiohlosaen 
wurde  (S.  190). 

Deinnftcliat  wurde  die  Frage  In  den  Terhandlnngen  des  nictasteo 
Kongresaes  1882  in  einem  weiteren  Um&nge  wieder  anfgenommen 

und  die  gesammte  Revision  der  Armengesetzgebnng  znr  Erörterung 
gezogen.  Die  sorgfältigen  Referate  von  E  l  v  e  r  s :  Der  Unter- 
st ntzungswohnsitz  und  das  Landarm enwesen  mit  Kücksicht  auf  die 
vagabondirende  Bettelei,  und  von  Germershausen:  Vorschläge 
zur  Reform  der  Armengesetzgebuug ,  sprachen  sich  beide  im  Sinne 
der  Heimatgesetzgebnng  ans,  wobei  sie  den  Hauptnachdmek  auf  die 
an  anderer  Stelle  noch  zu  beaprechende  Herstellung  leistungafftlüger 
TeriMtade,  sowie  die  EiDfthrung  Yon  WanderbtleiiBrn  und  Legiti- 
natioDablldiem  legten;  vgl.  Stenogr.  Ber.  S.  88 it  —  Elvers 
schlug  u.  a.  die  These  vor:  „allen,  die  ausserhalb  ihres  Unter- 
stütznng«!wohnsitzes  dem  Erwerbe  nachgehen,  ist  die  Fühninfj^  von 
WanderbUchem  vorzuschreiben",  und :  „jeder,  der  sich  der  Wander- 
freiheit unwert  gemacht  hat,  muss  gezwungen  werd^^n  kuuüeii,  an 
dem  Orie,  an  welchem  er  seinen  Unterstützangswohasiu  hat,  dauernd 
an  bleiben*'  (S.  147).  —  Diese  Thesen,  welche  nur  ein  allgemeiner 
Ansdniek  seiner  Ansieht  sind,  formulirte  EWers  nfther  in  dmt  sehr 
detaillirten  Bestimmungen  seines  Entwurfes  zur  Ahtademng  des 
Gesetzes  Ober  den  Unterstfltaungawohnsitz  (S.  185)  unter  dem  Ab- 
schnitt: ^Von  der  Verpflichtung  zur  Führung  von  Wanderbtichem." 
Hiervon  sind  die  materiell  wichtigen  Bestimnuinc^P!i  m  §  7  ent- 
halten, welcher  folgendennassen  lautet*):  „Ein  Wanderbuch  soll 
in  der  Regel  denjenigen  nicht  erteilt  werden:  1.  welche  mit  dem 
Verluät  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bestraft  sind,  für  die  Dauer 
dieaor  Strafb,  2.  welche  wegen  der  im  §  861  Str.-G.-B.  vorgesehenen 
Uebertretunc^  oder  auf  Grand  Ton  ^  18  und  14  dieses')  Oe- 
selzes mit  Freiheitsstrafe  belegt  sind,  wAhrend  zweier  Jahre  nach  ver- 
hOaster  Strafe,  8.  welche  auf  Grond  von  §  17  dieses^)  G^etzes 
wegen  Arbeitslosigkeit  in  die  Heinrnt  zurückgewiesen  sind,  während 
eines  Jahres  nach  ihrer  Zurückweisung.  4.  welche  ein  ihnen  früher 
erteiltes  Wanderbuch  nicht  in  GemÄssheit  des  g  9  dieses  ')  Gesetzes 
an  die  Polizeibehörde  znrttckgeliefert  haben  und  einen  unverschul- 
deten Verlust  nicht  nachzuweisen  vermögen,  während  zweier  Jahre 
naeh  ihrar  BfleUrahr  an  den  Ort  des  UnterstQtzungswohnsitzes. 
Wenn  solchsn  Personen  um  besonderer  Ümstftnde  willen  dn  Wander- 


»)  S.  136. 

')  D.  h.  des  vtm  Elvers  ▼oTgewhlsgcnen. 
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buch  erteilt  werden  soll,  so  ist  hieiza  die  Genehmigimg  der  oberen 
Verwaltungsbehörde  erforderlich." 

Germershansen  schlag  folgende  diesbezügliche  Aendemngen 
vor*):  „Wer  ausserhalb  seiner  Heimat  im  Umherziehen  Arbeit 
sacht,  bedarf  eines  durch  den  Laudral  auszustellenden  Legitimations- 
Scheines.  Bieeer  Itann  ....  versagt  werden,  wenn  der  Inhaber 
des  Legitimatiomsefaeines  wiederholt  wegen  Bettebs  bestraft  worden, 
oder  wenn  fbr  denselben  der  Heimatsverband  anderen  ArmenTer- 
bänden  yeranslagte  Unterstfltznngen  hat  erstatten  müssen/ 

Mit  einigen  Massgaben  schlössen  sich  der  Anschauung  von 
Elvers  an  Graf  v.  Wintzingerode,  Uuzel,  Elben,  die 
eine  liegitimation  der  Arbeitsuchenden  ebenfalls  für  ein  dringendes 
liedürfniss  erachteten.  Zn  einem  inateriellen  Bescliluss  kam 
wiederum  nicht.  Yieimehr  wuide  die  liage  auch  diebes  Mal  wieder 
dem  ZentralansBchnsB  znr  Pmfimg  Überwiesen.  —  In  den  folgendsD 
Jahren  ist  es  an  einer  erneuten  Erörterong  der  Frage  nicht  mehr 
gekommen.  Im  Zusunmenhange  der  Yerhandlnngen  über  die  Armen.* 
Statistik  erklärte  1883  der  Amtshauptmann  v«  Welek  sich  eben- 
falls für  die  Einführung  des  Legitimationszwangfie;  Tgl.  Stenogr» 
Ber.  1883  S.  22. 

Otto  Held,  Die  bestehende  Urganisation  und  die  erforder- 
liche Reorganisation  der  preussischen  Polizeiverwaltung,  Berlin  1 886» 
meint  S.  25 :  das  Gesetz  über  das  Passwesen  vom  12.  Okt.  1867 
bedürfe  dner  Anafflhraagsbeatimmnng  insofern,  als  festgestellt  werden 
müsse,  was  als  eine  polizeiliche  Legitimation  im  Sinne  des  §  8  an* 
zusehen  ist.  da  Arbeitsschdne  nnd  Militärpässe,  die  in  den  Herbergen 
leicht  käuflich  zu  haben  seien,  als  solche  nicht  gelten  könnten. 
Positive  Vorschlüge  macht  Held  jedoch  in  dieser  Beziehnng  nicht. 


So  sehr  nun  die  vorstehende  Vorschlüge  in  ihrer  auf 
Unschädlichmachung  schädlicher  Elemente  gerichteten  Tendens 
der  allseitigen  Sympathie  sicher  sein  kOnnen,  so  wird  doch 
die  Beistimiuunff  zu  denselben  an  die  wesentliche  Voraus- 
setzung]^ gekniipft  werden  müssen,  dass  die  Heimatgemeinde, 
welcher  die  Vaga))unden  zup:("tü]irt  wei-den  .sollen,  die  Ffnii'j-keit 
zur  wirtschaftliehen  und  sittlichen  Hebung  des  betreffenden  indi- 
viduiiniH,  som'e  ein  wahrhaftes  Interesse  an  dem  AA'olilergchcu 
desselben  besitze.    Dm  Vorhandensein  dieser  Vuraussetzunir 


namentlich  angeführt,  dass  mit  dem  blossen  Rttcktranaport  und 

dem  Gebote,  einen  bestimmten  Bezirk  nielit  zu  v(>rla8een,  noch 
nichts  gethan  sei,  die  sittliche  Einwirkung  vielmehr  erst  dann 
beginnen  könne,  wenn  der  Arbeitsseheno  der  Arbeit  zugeführt, 
der  Zuchtlose  der  Zucht  uuterworl'eii  werde.  Beides  aber  könne 


§  117. 


wird  aber  aua  mann! 


1)  S.  101. 
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nur  geschehen,  wenn  Arbeit  und  hinreichende  Veranstaltungen 
zur  Aufsicht  vorltanden  seien.  In  dieser  Beziehung  habe  man 
nun  vor  allem  daran  zu  denk*'ii ,  dnss  die  hier  gemeinte 
Menschenklasse  da  am  liebsten  ci<  h  auihalte  oder  umher- 
schweifend sich  bewege,  wo  sie  «im  h  iehtesten  und  von  den 
Organen  der  Offentücnen  Sicherheit  möglichst  unbemerkt  Be- 
firiedigung  ihrer  Bedarfnisse  erlangen  kdnne.  Eb  liege  also 
in  der  Natur  der  Sache,  daM  Jemand,  der  in  kleinen ,  be- 
sonders ländlichen  Gemeinden  zu  Hause  sei,  sich  eher  aus 
diesen  fort  auf  die  Wanderschaft  mache,  als  Jemand,  der 
in  einer  grossen  Stadt  jj^ehoren  sei,  obw»}}!  \m  übrigen  noch 
viele  andere  Momente  (^numcutlicli  die  Neigung  der  Bevölkerung 
ziun  planlosen  Ahnosengeben)  hierbei  mitwirkten.  Aber  jeden- 
falls könne  es  keinem  Zweifel  untorlit^en,  dass  die  kleinen 
ländlichen  Gemeinden,  besonders  im  Osten,  wenn  sie  zur 
Wiederaufnahme  aller  deijenigen  genötigt  wttrden,  die  wegen 
mangelnder  Sesshaftigkeit  eine  neue  Heimat  nicht  hätten  er- 
werben können,  im  Verhältniss  sehr  viel  stärker  in  Ansprach 
genommen  werden  würden,  als  die  grossen  Städte. 

Nun  wird  hierin  gerade  von  srincn  Anhängeni  ein  Vor- 
zug des  Systems  erblickt,  weil  nur  in  kleinen  Gemeinden  die 
gewünschte  unmittelbare  Einwirkung  möglich  sei.  Ganz  be- 
sonders wird  in  diesem  Zusammenhange  der  Gegensatz  von 
„persönlicher*  und  ^sachlicher*  Gkmeinwirtschaft  betont.  Die 
erstere  sei  in  Gemeinden  zu  finden,  in  welchmi  jeder  Ein- 
wohner genau  die  Lebensschicksale  und  die  Vermögensver- 
hiUtnisse  des  anderen  kenne,  in  welchen  von  jedem  genau 
gewnsst  werde,  wer  von  ihnen  in  der  Gemeinde  ge})oren  und 
wer  ihr  später  zugewandert  ist.  Dort  könne  im  voraus  Uber- 
Im  11  werden,  auf  welche  Zahl  von  leistungsfähigen  Ein- 
wohnern die  Armenlast  sich  verteile,  welches  Mass  von 
Leistungsföhigkeit  die  Einzelnen  besitzen,  und  ebenso  könne 
von  jedem  ESnwohner  beurteilt  werden,  für  welche  Personen 
und  in  welcher  Weise  für  dieselben  zu  sorgen  seL  Ganz  anders 
in  grossen  Gemeinden.  Dort  kenne  Einer  den  Andern  nicht ; 
gemeinsame  Zwecke  würden  befriedigt  aus  Mitteln  der  Ge- 
meinschaft, die  sich  eine  von  ihr  abgesonderte  Vertretung  ge- 
schaffen; eine  Kenntniss  der  Steuerkraft  der  Einzelnen  auf 
Grund  persönlicher  Bekanntschaft  der  Einzelnen  unter  einander 
sei  unmöglich.  Auch  habe  der  Einzelne  in  der  grösseren  Ge- 
meinde kein  Interesse,  auf  seine  Schultern  allein  eine  Last 
2U  nehmen,  welche  der  Gemeinschaft  obliege ;  er  übe  Armen- 
pflege, wenn  er  sie  übe,  nicht  um  die  HöIh^  seiner  Besteuerung 
8U  nn'ndern,  sondern  aus  uneigennützigen  Motiven.  Und  eben- 
so könne  das  Gemeinwesen  selbst  die  Armenpflege  nicht  in 
enger  Fühlung  mit  seinen  ciiiz'^lTien  Angehörigen  erhalten, 
nicht  die  Rückwirkung  des  einzelnen  Ttlegetialies  auf  die  Fi- 
nanzen im  allgemeinen  im  Auge  behalten. 
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Ebenso  ergäbe  sich  fUr  das  Verhältniss  der  Gemeinde  zu 
dem  einzelnen  Armen,  dass  ein  unmittelbar  persönlicher  Ein- 
fluss  nur  in  den  kleineren  Gemeinwesen  geübt  worden  könne. 
Hier  werde  ein  Individuum  nicht  leicht  unterstützt  werden, 
das  nicht  wirklich  bedürftig  sei;  hier  werde  ebensowohl  ein 


liehen  Mittohl  kbeii  za  rnttsBen,  als  die  Gewiwheit^  nichts 
ausser  im  dringendsten  NotfiiUe  su  erhalten,  den  Bedürftigen 
anspornen,  seine  Kräfte  soweit  iigend  möglich  anzustrengen 
und  der  Armenpflege,  wenn  irgend  angänglich ,  fernzubleiben. 
Umgekehrt  könne  in  grossen  Gemeinden,  wo  eine  lediglich 
sachliche  Verwaltung  herrsche,  ein  Individuum  weit  eher  seine 
Verhaltnisse  verheimlichen  ;  auch  fehle  ihm  hior  der  Sporn,  den 


geben  kOnne^  sowie  die  £mpfindttng|  dass  er  ihren  höchst  be- 
schränkten Mitteln  bei  Inansprtiänahme  der  Armenpflege 
gegenttberstdie. 

Hiergegen  wird  nun  Folgendes  eingewendet  Gerade  weil 

bei  ])orsnTilieher  Wirtschaft  das  Interesse  der  Gcraeindever- 
waltiniu  Hand  in  Hand  cehe  mit  dem  Interesse  der  oiTizoliien 
daö  (iemeinwesen  bildenden  Fersonen,  werde  die  Armenptiege 
auch  lediglich  nach  persönlichen  Rncksicliten  geübt,  hart  oder 
mild,  gut  oder  schlecht,  in  engster  Abhängigkeit  vun  dem 
guten  Willen  und  dem  VermlJgen  des  Gemeinwesens;  hier 
helfe  wohl  der  eine  durch  Üebemahme  eines  Htdflosen  in 
sein  Haus,  dort  der  andere  durch  Gewährung  von  Mahlzeiten 
und  dergl.  mehr;  aber  wo  schlechter  Wille  die  Ursache  mangefan- 
der  Mittel  oder,  wie  es  übcnviegend  der  Fall,  Mangel  an  Mitteln 
die  l'^rsnche  des  scfilechten  Willens  sei,  dn  nähmen  auch  alle 
GemeiiKieeiiiw ohner  einmütig  an  kümmcrüchüter  Behandlung 
des  Bedürftigen  Teil,  seien  seiner  Unterbringung  in  die  berüch- 
tigte Armerükathe  froh  oder  überliessen  ihn  völlig  seiner  Not. 

Auf  der  anderen  Seite  leuchte  ein,  dass  diese  enge  per- 
sönliche Beflsiehung  selbst  in  kleinen  Gmneinden  doch  nur  von 
Einfluss  auf  dis  Verhalten  des  Bedürftigen  sein  könne,  wenn 
und  soweit  sein  bezw.  das  Verhalten  der  Gemeinde  überhaupt 
den  Zustand  der  Bedürftigkeit  7.u  vermindern  oder  zu  vet- 
hüten  geei^nrt  sei,  also  vor  allem  nicht  m  Fällen,  wo  die 
Armut  auf  anderen  Gilinden  als  eigener  Verschuldung  beruhe. 

Noch  ein  anderer  Gegensatz  sei  hierbei  wirksam:  der 
Gegensatz  von  Geld-  und  Naturalwirtschaft  In  grossen  Gemein- 
den gäbe  es  fast  keine  Verm()gensleistung,  welche  der  Bfkiger 
dem  Gemeinwesen  anders  als  in  Geld  ku  machen  hätte;  in 
jenen  anderen  Gemeinden  seien  es  überwiegend  Naturalien, 
welche  die  Einwohner  unmittelbar  produzirten,  von  denoi  ne 
le})ten  und  welche  sie  da,  wo  die  Fürsorjjre  für  einen  ihrer 
Mitbürger  nötig  werde,  so  weit  möj^lich  auch  ;ds  Annenhülfe 
gewährten.    Mit  diesem  Umstand  hinge  eng  zusammen,  dass 


gemeinsamen  y  oft  sehr  spär* 


die 
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Naturalverpflegung  solchen  kleinen  Gemeinden  sehr  viel  leichter 
falle  und  sie  zu  allen  grösseren  Veranstaltungen  clor  Aniienpflege, 
wiV  vor  allem  Anstaltspflege,  tinauzieli  wenig  oder  gar  nicht  lUhig 
wären. 

g  118. 

Das  Zutreffende  der  vorstehenden  beiderseitigen  Ausfüh- 
rungen  Ittsst  sich  nicht  wohl  verkennen.  Ihnen  gegenüber  wird 
68  darauf  ankommen,  zu  prüfen^  unter  welchen  Umständen  die 

Vorteile  einer  persönlichen j  die  Nachteile  der  sachlichen  Ge- 
mein wirtsehaft  zu  erwjirtf'Ti  stehen  und  umgekehrt.  Eine 
Grenze,  welche  Gemeinweaen  der  ersten  und  zweiten  Art 
»eharf  von  einander  scheidet,  Iflsst  sich  selbstverstUndlich  nicht 
ziehen.  Nur  ganz  allgemein  kann  man  sagen,  dass  bei  einer 
ewissen  GrOme  eine  persönliche  und  bei  einer  gewissen  Klein- 
eit  der  Gemeinde  eine  rein  sachliche  Gemeinwirtschaft 
schlechterdings  undenkbar  ist  Stellt  man  die  147  lUndlichen 
Gemeinden  Prenssens  mit  weniger  als  15  Köpfen  Wohn- 
bevölkerung seiner  Hau])tstadr  Borlfn  gegenüber  und  bewegt 
.sich  von  diesen  äussersten  Punkten  aufwärts  und  abwärts,  so 
wird  man  zu  einem  Punkte  gelangen,  wo  die  Gegensätze  sich 
treffen  und  sicli  ausgleichen;  vor  und  hinter  demselben  wird 
man  Gemeinden  begegnen,  in  welchen  die  Geldwirtschaft,  und 
solchen,  in  welchen  die  Naturalwirtschaft  noch  liberwiegt;  und^ 
ebenso  wird  man  Gemeinden  antreffen,  in  welchen  die  persOn- 
liehe  Gemeinwirtschaft  in  eine  sachliche  ttbennigehen  anfangt 
und  umgekehrt  Zugleich  wird  man  d^  ungeheueren  Gkgen- 
s;it7<*H  iinie.  der  sich  auch  hier  wieder  unter  dem  Namen  „Go- 
nicindc"  verbirgt,  ein  Gegensatz,  den  das  Gesetz  ausser  Acht 
lilisst,  wenn  es  alle  Gemeindeii  als  Träger  der  Armenlast  und 
Organe  der  Armenpflege  qualitativ  gleichstellt,  den  aber  auch 
die  Gegner  des  Gesetzes  völlig  ausser  Acht  lassen,  wenn  sie  die 
Interessen  aller  Gemeinden  an  und  die  Fähigkeit  zu  guter 
Armenpflege  als  gleich  voraussetzen. 

Prüft  man  dagegen  in  Beachtung  dieses  Gegensatzes,  d.  h. 
in  Beachtung  der  im  Vorstehenden  bezeichneten  für  den  Zu- 
stfiTul  der  Armen  Verwaltungen  massgebenden  Momente,  die 
gegnerischen  Meinungen,  so  erkennt  man,  dass  der  Vorwurf, 
wie  er  von  Luthardt,  Marschall  u.  A.  erhoben  ist,  in 
seiner  allgemeinen  Fassung  unbegründet  ist. 

In  der  That  vermag  selbst  eine  €^emeinde,  deren  Tbore 
nie  einen  FortzOgler  entlassen,  nie  einem  ZnsUgler  sich  er- 
schlossen haben,  gegenüber  den  Zuständen  gänzlicher  Em^erbs- 
unfthigkeit  doch  absolut  nichts  anderes  zu  thun,  als  eine  Ge- 
meinde, in  der  Zuzug  und  Abzug  sehr  rege  sind.  Ebenso 
kann  sfo  vortibergehender  Erwerbsunfähigkeit  durch  Krankheit 
doch  nicht  anders  vorbeugen,  als  durch  Autniunterung  oder 
Zwang  zur  Versicherung,  eine  Massregel,  die  in  Baiem  seit 
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langer  Zeit  und  gegenwärtig  im  gaii7«en  Reiche  allen  Personen 
gefi^eniiber  stattfindet,  weläe  in  einem  bestimmten  Arbeits- 
oder DicnstvfM'liältniss  stehen,  gleichgültig,  ob  sie  soit  der  Ge- 
burt oder  iM'ni  seit  einer  Woche  am  Arbeits-  oder  Dienstorte 
aufhaltsam  sind. 

Andera  dagegen  steht  es  freilicli  mit  den  Fällen  der 
eigentlichen  Bedürftigkeit,  d.  h.  mit  dem  Mangel  an  Unter- 
hiutsmitteln  im  allgemeinen.  Bei  Beurteilung  des  hier  ob- 
waltenden  Sachverhaltea  sind  aber  vor  allem  die  bereits 
oben  (im  Zusammenhange  der  Betrachtung  des  wirtschaft- 
lichen Aequivalents)  näher  dargelegten  wirklichen  Gestaltungen 
zu  Ix'achteii.  Wie  es  sicli  als  durclians  willküriiche  Behauptung 
lioraus.stellte.  dass  übcn;^'iegend  Personen  unterstützungsbedürftig 
werden,  welche  nicht  mehr  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  auf  halt- 
sam gewesen  sind,  so  ist  die  hieran  geknüpfte  zweite  Behauptung 
ebenso  wfUkllrlieh,  dass  diese  Yom  (besetz  gegebene  Frist  die 
Ortsannenverbände  ssu  ganz  ttnaserlicher,  nur  der  dringendsten 
Not  abhelfender  Armenpflege  veranlasse.  Welches  sind  denn 
diejenigen  Orte,  in  denen  eine  humane,  umsichtige  und  vor 
allem  individualisirende  Annenpflege  stattfindet?  Die  kleinen 
Gemeinden  und  Bezirke,  die  sich  getrost  dieser  Aufgabe  hin- 
geben dürften,  ohne  durch  Schaaren  von  ^Eindringlingen* 
darin  gestört  zu  werden,  oder  diejenigen  (Temoinden,  welche 
mehr  als  alle  anderen  dem  Zuzüge  ausgesetzt  sind  und  gerade 
deshalb  in  einer  vom  edelsten  GhNiieinsinn  erföllten  Weise  ein 
längst  und  vor  allem  in  den  Ländern  der  Heimatgesetzgebung 
obsolet  gewordenes  System  von  neuem  belebt  haben,  wie  Elber- 
feld, Krefeld  u.  a.  m.V  Nicht  erst  aus  der  Zeit  nach  1870,  sondern 
aus  der  Blütezeit  der  Heimatgesctzgelmn^  datircn  die  Klasren 
über  den  janimorvollcn  Zustand  der  Ifindliehen  Arinoiijtfl'^Lr*' ; 
nirgends  sind  traurigere  \'erlKUtni.s8e  m  der  iVrmonpÜegc  auf- 
edeckt  worden,  als  in  England,  welches  sich  zur  Zeit  der 
ertthmten  Reform  von  1 834  im  Besitz  sehr  strenger  Heimats- 
bestinunungen  befand^). 

Gerade  die  kleinen  Verbände,  in  denen,  wie  suaugeben  ist, 
ganz  vorzugsweise  eine  persönliche  Einwirkung  auf  den  Armen 
möglich  ist,  haben,  wie  auch  gegenwärtig,  es  von  jeher  an  vor- 
beugender wie  an  helfender  Armen  pH eg^e  vielfach  fehlen  lassen. 

Kehrt  man  hiernaclf  zu  dem  in  Rede  stehenden  Punkte, 
zu  der  sittlichen  E^n^vilku^g■  der  Ili  iniatgemeinde  auf  die 
arbeitsfähigen  Personen  zurück  und  stellt  sich  den  wirklichen 
Verlauf  vor,  wenn  solch  ein  liederliches  und  arbeitsscheues 
Individuum  auf  Kosten  der  Gemeinde  von  irgendwoher  in  die 
TIeiniat  zurttcktransportirt  und  unter  den  bessernden  Einfl^iw 
der  Heimatgemeinde  gestellt  werden  soll,  so  wird  man  kaum 
die  Meinung  unterdrücken  können,  dass  es  um  die  als  not- 
wendig erachteten  Voraussetzungen  sittlicher  Einwirkung  nicht 

1)  Vgl.  unten  ^  200.  203. 
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Sinn  besten  bestellt  sei.   An  nützlicher  Arbelt  fehlt  es  aUer- 

meiBtens;  nichts  anderes  als  dieser  Mangel  ist  die  Veranlassung 
<lcr  auf  Ausgleichung  der  Erwerbsgelegenheiten  gerichteten 
Wirtschaftsgesetzgebung  gewesen.  Es  wurde  oben  nachgowioseii, 
<iass  Arbeitsnittiigel  sehr  viel  leichter  auf  dem  Lande  als  in 
Ätädten  und  in  industriellen  Bezirken  eintritt,  und  mehr  noet», 
daös  in  einer  groöben  Zahl  der  ländlichen  Gemeinden  der  Er- 
werbs*  und  Kahningastand  der  gesammten  Einwohner  ein  der- 
jurtiger  ist,  daas  er  kaum  su  ihrem  eigenen  Unterhalte  aus- 
reicht.  Tst  nun  also  keine  oder  keine  ausreichende  Arbeit  fUr 
•den  Heimkehrenden  zu  haben,  so  muss  sdne  tind  eventuell 
auch  seiner  Familie  Versorgung  wiederum  aus  Gemeindemitteln 
bescliafft  werden,  w;is  alle  die  in  Hinsicht  der  finanziellen 
Ijei?Jtung8untahigkeil  der  grössten  Zahl  dieser  Gemeinden  her- 
vorgeh o  Denen  Bedenken  von  neuem  wachnift.  Dazu  kommt, 
diiss  die  Ileimatgemcinde  —  bei  ernsthafter  Uurcliiulii  ung  des 
Systems  —  die  sehr  erheblichen  Transportkosten,  die  sich  so 
on  erneuern  wtirden,  als  ein  Rttcktransport  nOtig  wird,  baar 
-zu  bezahlen  hätte,  während  die  Verpflegung  noch  allenfalls 
in  natura  gewährt  werden  konnte,  ZonAchst  würde  also  vom 
rein  finanziellen  Standpunkt  aus  unter  solchen  Verhältnissen 
die  immer  wit^derkehrende  und  aus  den  Geltungsgebieten  des 
älteren  lieimatreelit.s  am  meisten  ])ezeiigte  Abschiebung  wieder 
angehen  und  sich  —  da  bei  Durchführung  de»  Systems  die 
Heimatberechtigung  selbst  seitens  der  Gemeinde  nicht  ab- 
.geschttttelt  werden  könnte  —  darin  äussern,  dass  die  Gemeinde 
sich  hfktm  würde,  den  Vagabunden  su  intemiren,  und  von 
diesem  selbst  in  ihrem  Vorhaben  aufs  beste  untersiUtEt  werden 
würde*). 

Aber  auch  den  Fall  gesetzt  —  den  Zill  er,  Lutb.irdt, 
Mars  c  hall  u.  A.  ins  Auge  fassen  und  auf  den  noch  zurüok- 
zukonimen  ist  — ,  die  Kosten  flir  die  v;tga]>undirenden  Elemente 
würden  aus  den  Mitteln  grösserer  Verbände  ganz  oder  zum 
Teil  gedeckt  werden,  so  ist  doch  von  Tomherein  eines  klar: 
•ein  Mensch,  der  so  weit  gekommen  ist,  dass,  wie  Harsch  all 

Mohl  }»onn>rkt  i'ol.-AV.  Hd.  3  S.  193  Anm.  4  in  dieser  Beziehung:: 
ullir  sind  Falle  bekaunt,  in  welchen  Gemeindevorsteher  gefährliche  Laud- 
strdcher  sbdh^ich  entwisehen  fieMen,  weöl  rie  fttrcnteten,  dieselben 
möchten  in  Ermangelung  eines  näheren  Heimatreclits  ihnen  zugeteilt 
werden,  ja  sogar  Fälle,  in  welchen  V'aganten  eine  beträchtliehe  Summe 
Geldes  gegeben  wurde  unter  der  Bedingung  einer  schleunigen  Flucht  auä 
dem  Ortsgcfangnisse."  M  fordert  nun,  um  die  Möglicnkeit  derinter* 
Tiimng  durohzusetEen,  ebcnfaÜB  die  Zuweisung  jedes  Vagabonden  an  eine 
nach  gewissen  Merkmalen  zu  bestimmende  luunal^memde,  will  hierbei 
aber,  um  iiiigereehtefieliistQnif  m  renneideii,  das  WmeiA  dm  Aufenthalts 
besonders  berüeksiehtigt  wissen;  aber  auch  für  diesen  Fall,  meint  er,  sei 
eine  Beihülfe  aus  der  allgemeinen  Staatskasse  notwendig,  weil  «es  ein- 
leuchtend sei,  dasB  sonat  häufig  die  Gemeinden  die  Aufisicht  auf  die  £in> 
•g^prenzten  nur  nachlässig  fuliren  itnd  selbst  deran  UenunsieheD  be- 
^Bügen  wtfideii'';  a.  a.  0.  S.  197. 
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e»  ausdrückt)  „die  Polizei  vor  den  Missständen  und  Ungelegen* 

heiten,  welche  er  überall  herbeiführt,  die  Augen  nicht  mehr 
zu  schliessen  vermag"  ,  ist  keinem  G^moinwesen  ein  schätz- 
barer Genoöäe,  am  wenigsten  demjenigen,  welchem  er  als 
seiner  Heimat  Ehre  und  Wohlsümd  hätte  bringen  bollcn 
und  an  Stelle  detisen  Unehre  gebracht  und  Kosten  verursacht  hat. 
Hit  andern  aU  unfreundlichen  Gesinnungen  wird  und  kann 
er  dort  gar  nicht  empfangen  werden.  Und  nun  sollen  eben 
dieselben,  die  er  geschäug^  hat  und  durch  seine  Existens 
weiter  schädigt,  ihn  bessern,  ihn  sittlich  heben.  Ist  anzu- 
nehmen, dass  sie  ihm  ein,  Avenn  mich  noch  so  geringes  Ge- 
meindeamt übertragen,  wie  es  zuweilen  unbescholtenen  Ortö- 
armen  gegeben  wird  V  Lst  anzunehmen,  dass  ihn  ein  Einwoliner 
aus  freien  Stücken  in  meinen  Dienst  nelimen,  oder  duäö  er  da, 
wo  wirklich  ein  tüchtiger  Oemeinsinn  lebt,  in  den  Kreis  der 
ehrbaren  und  redlichen  Männer  gesogen  werden  wird?  Ge- 
wiss wird  dies  alles  nicht  geschehen.  Die  Gemeinde  wird 
firoh  sein,  dies  Mitglied  baldmöglichst  wieder  los  zu  sein. 
Aber  auch  diesen  Fall  gesetzt,  dass  eine  Gemeinde  —  ich 
habe  zunächst  immer  noch  die  kleinen,  mit  persönlicher  Wirt- 
schaft, im  Auge  —  das  Interesse  und  den  sittlichen  Ernst 
bos.lsse,  ihren  Angehörigen  zu  einem  ordentlichen  Lebens- 
wandel zurückzuiuliren,  wie  würde  sicli  dazu  dieser  Ange- 
hörige verhalten?  Entweder  ist  er  so  verwahrlost,  dass  keine 
Besserungsmassregel  bei  ihm  verschlägt,  kein  sittliches  GefltU 
mehr  zu  wecken  ist,  oder  er  besitzt  «nen  Rest  TOn  Scham- 
gefühl, der  ihn  Kur  Besserung  f^hig  macht  Fttr  die  An- 
gehörigen der  ersten  Kategorie  giebt  es  nur  einen  nütz- 
lichen Aufenthaltsort  —  die  Zw;uifrKanstalt;  für  diejeniü^en 
der  zweiten  giebt  es  keinen  schHnnnoren  als  denjenigen 
Ort,  wo  sie  beheimatet  sind,  wo  ihre  Verwandten  und 
engereu  Genoseen  leben,  wo  jeder  kleinste  Fehltritt  ebenso 
wie  die  Umstttnde  allgemein  bekannt  sind,  unter  denen  der 
Heimalgenosse  in  die  Heimat  surttckgekehrt  ist  Ein 
in  diesem  Gegenstand  sehr  gründlicher  Schriftsteller  be> 
merkt  sehr  zutreffend  V) :  „Nicht  allein  dass  die  Verachtung^ 
und  die  Schmach,  die  ihn  dort  fast  unvormeidlich  trifft,  die 
sittliche  Erlu  bung,  die  Wiedergewinnung  des  Selbstvertrauens 
und  der  eigenen  Schätzung  fast  unmöglich  machen  und  au  die 
Stelle  besserer  Regungen,  die  die  Frucht  der  Busse  und  der 
Sinnesänderung  c»ein  sollen ,  Bitterkeit  und  Menschenhass 
pflanzen,  so  wird  es  ihm  dort  auch  weit  schwerer  als  irgend- 
wo anders  werden,  sich  redlich  zu  ernähren«  und  wenn  er  die 
besten  Vors&tze  hätte,  auch  nur  sein  Leben  zu  fristen.  Denn 
Misstrauen  verschliesst  ihm  die  Thür  und  verkümmert  ihm 
die  Ge]e«r<'nheit  zum  Unterhalte  auch  durch  die  gemeinste 
Arbeit;  ist  er  gar  JCUnstler  oder  Handwerker  und  kann 

Vablkampf  S.  25. 
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solcher  sein«  u  Krwcrb  mir  in  8tädten  tiiuloTi,  wie  soll  er  es 
anfangen  sicii  in  dem  Dorfe  zu  (-rnälircn,  ilem  er  durch  Hei- 
mat angehört?  Ein  solcher  Mensch,  der  an  einem  Orte,  wo 
seiiie  Verimmg  und  seine  Strafe  nicht,  wie  in  s^ner  Hemft^ 
gleich  einem  Brandmal  an  seiner  Stimo  steht,  sich  redlich 
fortbringt  und  Vertrauen  und  Freunde  erworben  haben  würde, 
kann  durch  die  Allgewalt  des  Hungers  zu  neuen  Verbrechen 
getrieben  werden."  — 

Hierbei  ist  besonders  zu  beachten,  dass  Leute  dieser  .\rt 
nicht  un't  der  Polizei  allein,  sondern  meist  auch  mit  dem  »Straf- 
richter wiederholt  Bekanntschaft  gemacht  haben. 

Anders  als  in  solchen  kleinen  Gemeinden  liegen  nun  die 
Verhältnisse  in  grösseren,  in  denen  lediglich  oder  fiberwiegend 
die  sachh'che  Gemeinwirtschaft  vorherrscht  ^  ein  persönliches 
Kennen  der  einzeln«  n  Glieder  nicht  wohl  möglich  ist.  Hier 
wird  entweder  durch  Zwangsanstalten  auf  den  Vagabunden 
eingewirkt  od<'r  er  fiudr  t,  sofern  er  frei  und  im  Erwerbe  un- 
gehindert ist,  iiielit  schwerer  Arbeit  als  ein  aiulner  Menscli 
soiries  Standes,  soweit  Uberhaupt  Arbeit  vorhanden  ibt.  Diese 
Funkte,  Zwangsmuasregeln  gegen  arbeitsscheue  Personen  und 
Verschaffung  von  Arbeitsgelegenheit,  werden  weiter  unten 
Gegenstand  eingehenderer  Besprechung  i>ein 

Es  werden  femer  noch  folgende  Einwendungen  erhoben: 
Wenn  man  aus  der  Intemirung  des  Vagabunden  nicht  eine 
Freiheitsstrafe  fiir  das  ganze  Leben  machen  wolle,  so  werde  doch 
notwendig,'"  ein  Zeitpunkt  kommen,  wo  die  TTeimat  ihn^  falls 
er  fort/iehcn  wolle,  auch  fortzi'-licn  lassen  müsse.  Und  wenn 
die  bisher  gemachten  Erfahrungen  nicht  üluseht*  !!,  so  wUixle 
der  Fortgezogene  nach  einiger  Zeit  wiederum  aui  der  Land- 
strasse sein,  wiederum  bestr^ü't  werden,  wiederum  zurUcktrans- 
portirt  werden,  bis  endlich  Alter  oder  Krankheit  ihn  in  die 
Klasse  der  dauernd  Erwerbsunfähigen  gelangen  Hessen.  Nament- 
lich aber  wird  das  gewichtige  Bedenken  erhoben,  ob  man  denn 
auch  nur  halbwegs  sicher  sein  dürfe,  gerade  diejenigen  zu 
fassen  und  der  Zucht  zu  unterwerfen ,  die  ihrer  am  meisten 
bedürften.  Abgesehen  von  den  schon  oben  (S.  287)  hervor- 
gehobenen Umständen,  vor  allem  der  ungeheuren  Ungleicli- 
mässigkeit,  die  sowuhl  in  der  Aufmerksauikeit  der  Behörden  wie 
in  der  Rechtsprechiu^  der  Gerichte  in  Bezug  auf  Eigreifung 
und  Bestrafung  der  Bettler  und  Landstreicher  besteht,  wird 
hier  noch  die  vielfach  bezeugte  Thatsache  betont,  dass  es  in 
allererster  Linie  die  Neuling(?  im  Wanderleben,  die  ehrlich 
Wandernden  seien,  welche  den  Behörden  in  die  Hände  /.u 
fallen  pflegten,  während  die  geübten  Lr^ndstrcichcr  ilini'u 
äusserst  geschickt  auszuweichen  verstunden.  Und  hierin  — 
nicht  in  der  Kichtbestrafung  Schuldiger ,  sondern   in  der 

Vgl.  §  m  ff.  und  §  213-215. 
Fonelmi«««  (V)  VL  4.  —  Hftnftarbaig.  82 
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Bestrafung  Nichtschuldiger  oder  minder  Schuldiger  liege  eine 
weitere  sehr  ernste  Gefahr  dieses  Systems,  uelegentliclie» 
Betteln  wegen  ehrlicher  Arbeitslosigkeit  sei  immer  vorge- 
kommen und  werde  immer  wieder  vorkommen;  ehrliches 
Wandern  zum  Suchen  von  Arbeitsgelegenheit  sowie  zur  Aus- 
bildung in  seinem  Gewerbe  werde  selbst  von  Gegnern  unbe- 
schränkter Frefzttgigkeit  warm  empfohlen.  Aensserlich  habe 
nun  das  Gabenheischen  mit  dem  vom  Gesetze  verpönten  Betteln, 
das  Wanden^  mit  dem  Landstreiehen  eine  sehr  leicht  zu  ver- 
wechselnde Aelmlichkeit;  für  die  teineren  Unterschiede  möchten 
die  geübten  Augen  des  grossstiidtischeu  Kriminalbeamten  oder 
eines  Distriktsgcusdaiincn,  aber  nicht  diejenigen  des  Genieinde- 
dieners oder  Ortsschulzeu  geschickt  sein.  In  wirtschaftlich 
ungünstigen  Zeiten,  in  Bezirken ^  wo  planloses  Almosengeben 
einmal  nicht  ausgerottet  werden  könne,  wiederholt  wegen 
eines  Verhaltens  bestraft  zu  werden,  das  Betteln  und  Land- 
streichen genannt  wird,  sei  auch  flir  arbeitslustige  Menschen 
bei  strenger  Ge>*etz*'sliandhabung  sehr  leicht  möglich.  Sei  dies 
aber  einmal  gesell  lii  ii,  so  solle  der  Bestrafte  in  die  Heimat  ge- 
wiesen werden,  wo  Manjj^el  an  elirliclier  Arbeit  und  unfreund- 
lichster Empiang  iiiiii  gewiss  seien,  wähi'cnd  der  geübte 
Kenner  der  Landstrasse  sein  Gtewerbe  ruhig  weiter  betreibe. 
Und  weit  entfernt,  diesen  Uebelstand  zu  verringern,  würde 
man  ihn  durch  die  Wiedereinführung  von  Legitimationspapieren 
^^  scntlich  erhöhen.  Hier  würde  —  wiederum  die  emsthafte 
Durchführung  der  Massregel  vorausgesetzt  —  jedem  Arbeit- 
geber die  Legitimation  sehr  bald  von  grösster  Bedeutung  sein; 
er  würde  ohn  •  sie  keine  Arbeiter  mehr  beschäftigen.  So  ver- 
lockend die  Aussicht  aber  au  und  für  ^sicii  j(Mlem  Freunde 
ehrlicher  Arbeit  crscheineu  müsse,  durch  diese  Massregcl  die 
guten  von  den  schlechten  Elementen  erkennbar  zu  sondern, 
so  bestehe  auch  hier  das  erheblichste  Bedenken,  ob  die  Er- 
teilung oder  Versagnng  der  Legitimation  immer  identisch  sein 
möchte  mit  permanenter  Arbeitsscheu  oder  untadelhafter  Ar- 
beitslust, wenn  die  Gründe  zur  Erteilung  und  ^^'rs.^gung  von 
so  vielen  /.ufalllgen  MoTUi*nten  abhäuf^iir  "^eien.  Wer  stellte 
(b'un  die  Legitimationen  aus?  Die  HeimatlM'li''^rde.  Man  er- 
wäii'e.  welch  ein  Anreiz  fiir  die  kli-iiuui  Gemeinwesen  best^^ht, 
durch  Erteilung  eines  Legitimationspapieres  sich  die  uu\s  lü- 
kommenen  Genossen  wieder  vom  Halse  zu  schaffen      Und  in 


Dies  wird  unter  anderem  in  der  würtemb.  Erhebung  über  die 
Unterstützung  arbeitslos  umherziehender  Peraonen  in  den  Würtemb.  Jahrb. 
f.  St  U.  L.  1879  S.  24'.  ff.  hervorgehoben.  Von  35  Oberämteru  (alio 
mehr  als  der  Hälfte  aller  Obpnimtcrl  wurde  emstliche  Klage  gefUhrt  über 
das  leichtfertige  Erneuern  von  Legitimationspapierea  durch  die  Ort»- 
behörden.  —  In  Baiem  ist  aus  dietem  Gnmde  durch  eine  Enteehlieesiiitt 
des  Ministeriams  Tom  19.  Desember  1882  betondeie  Aafiaerksandefllt  bS 
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grossen  Gemeuideii  mit  guter,  aber  rein  sachlicher  Polieei- 
Verwaltung ,  wie  sollen  da  die  Voraussetzungen  für  Gewäh- 
rung und  Yersng^mg  anders  als  aus  Strafakten  geprüft 
werden?  Und  welch  p'm  Kriterium  diese  Strafakten  bieten, 
das  wiöüe  mau  auü  vieitültiger  EH'^diruug,  So  drän^^^e  sich 
die  ernst©  Frage  auf,  ob  die  Besch länkung  der  wirklich  ver- 
kommeneu Individuen,  denen  man  dadurch  doch  nicht  aus 
reichend  beikommen  könne,  nicht  zu  teuer  bezahlt  sei  mit 
der  Gefahr,  den  ehrlichen  Arbeiter  in  seinem  For&ommen 
durch  Beliörden Willkür  aufs  erheblichste  zu  beeinträchtigen. 

Endlich  wird  noch  darauf  hingewiesen,  dass  Legitimations* 
papiere,    Wander-   und  Arbeit.s])üeher  gewcrbsmilssig  schon 

Jetzt  vielfVu  li  gefälscht  werden  und  d'io  FülscIitiTii^en  durch  den 
!^egitiniationdzwang  geradezu  grossgezogen  werden  wtirdeu. 

I.  Die  vorstellenden  Gesichtspunkte  sind  namentlich  in  den 
erwähnten  Verhandlungen  des  D.  V.  von  Wehr,  v.  Saucken- 
Tarputschen  a.  a.  0.  S.  175  ff.,  Seyffardt  S.  197  ff.,  Kö- 
stel  S.  200  ff.,  Ludwig- Wolf  S.  225  hervorgehoben.  Conrad 
S.  190  meinte,  dass  man  mit  diesem  zweifellosen  Rückschritt  aui  der 
Bahn  der  Freizügigkeit  sehr  vorsichtig  sein  müsse ;  man  dOrfe  jeden- 
£alls  kein  Urteil  über  das  Verhalten  des  Arbeiters,  sondern  nor  That- 
sachen  in  die  Wanderbflcher  anfhehmen,  wie  die:  wo  nnd  wann  nnd 
wie  lange  Jemand  gearbeitet  bat.  —  Uebrigens  ist  das  I^Iaterial 
hier  nicht  zu  erschöpfen.  Es  ist  namentlich  noch  auf  die  folgenden 
Paragraphen  und  den  Abschnitt  über  Zwangsmassregeln  gofren  Arnip, 
unten  ^  197  ff.,  zu  verweisen.  —  Wer  sich  über  die  eigeniumiiche 
^atur  des  Yagabondenwesens  unterrichteu  will,  Inidet  eine  sehr  an- 
scbauliche,  aus  dem  Leben  geschöpfte  Schilderung  desselben  in  der 
lesenswerten  Schrift  von  D.  Rocholl  (nicht  identisch  mit  dem 
Yerfasser  des  Systems):  Dankle  Bilder  ans  dem  Wanderleben, 
Anfzdchnungen  eines  Handwerkers,  Bremen  1885.  B.  meint  S.  184, 
dass  die  Verhältnisse,  welche  Yagabonden  hervorbringen,  wohl  nie 
ganz  aufhören  werden  und  Besserung  nur  in  den  positiven  Massregeln 
zur  Rettung,  in  der  negativen  des  Aufhörens  planlosen  Almosen- 
gebens gefunden  werden  kunne.  Gegen  unverbesserliclie  Stromer 
seien  strenge  Strafen  nötig.  Auch  bei  Mo  hl,  P.-W.  Bd.  3  S.  190  ff.  * 
findet  man  diesbezügliche  sehr  wertvolle  Kach Weisungen,  namentlich 
Ober  das  ftltere  Gaoner^  and  Bettelwesen. 

Sehr  bemerkenswert  erseheinen  mir  die  Kitteflnngen  über  diese 
Verhältnisse  inRussland,  weil  sie  in  Anbetracht  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  dortigen  und  der  deutschen  Zustände  besser  als 
alles  andere  beweisen,  dass  gleiche  Ursachen  überall  gleiche  Wir- 
kungen haben.  In  dem  Berichte  einer  1877  vom  Minist,  d.  Innern 
ernannten  Kommission,  welche  zur  Untersuchung  und  Erörterung 


AusstelluDg  der  LegitimatioDspapiere  empfohlen;  den  Ortspolizeibefaörden 
ist  eine  Zuständigkeit  zur  Ausstellunff  von  Reisepapieren  nicht  ein- 
i;erfinmt|  welche  vielmehr  den  Distritctsoehörden  obliegt. 
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speziell  der  Bettlertrage  niedergesetzt  worden,  wird  bemerkt,  dass 
alle  von  der  Verwaltung  ergriffenen  Repressivmassregeln ,  wie  das 
Teibüt  den  Bettlern  Passe  in  die  Hauptstädte  auszufertigen,  das 
Eiusperreu  lus  Gefängniss  und  iiucksenden  per  Schub  in  die  Heimat, 
sich  machtlOB  «rwiesen  hAttmi.  Insbeioiidere  wird  mit  Bezug  aaf 
die  letztgenannte  Maesregel  bervorgelfoben,  daas  die  Bettler  in  Ihrem 
Heimatort  angelangt  dort  meist  keine  Httlfe  ftnden  und  ihre  Zu- 
flucht wieder  zum  Betteln  nähmen.  —  Ygl.  v.  Buxhövden,  Die 
Armenpflege  Russlands,  in  Scbniolleis  Jahrb.  1886  H.  3  S.  112  ff. 

II.  Was  die  Fälschung  von  Lcgitiniationspapieren  betrifft,  so 
sind  auch  schon  gegenwärtig  die  Klagen  hierüber  ganz  allgemein. 
—  Bei  der  schon  erwiUinten  uürternb.  Erhebung  von  1878  wurde 
auch  von  der  Mehrzahl  der  Oberäniter  mitgeltiil,  dass  die  Zahl  der 
gar  nicht,  oder  mit  ungenügeuden  oder  gefillschten  Papieren 
Tersehenen  nntersttttzten  Personen  flberwiege.  —  Sehr  heachtens- 
werte,  der  Praxis  entstammende  Wahrnehmungen  sind  hei  Rocholl 
a.  a.  0.  mitgeteilt,  namentlich  über  Art  und  Umfang  der  mannig- 
fachen Manipulationen  behufs  Ausführung  der  Fälschung.  R.  hält 
mindestens  vier  Fünftel  aller  Legitimationspapiere  für  falsch.  Vgl.  be- 
sonders das  Kap.  I  S.  Gl  ff.:  ^Der  Kunde  und  seine  Fl  ebbe.** 
Flebbe  bedeutet  in  der  Vagaboudensjuache  „Legitimationspapier". 

Das  R.-Str.-G.-B.  bedroht  derartige  Fälschungen,  welche  vor- 
genommen sind,  „um  Behörden  oder  Privatpersonen  zum  Zweck 
seines  besseren  Fortkommens  oder  des  besseren  Fortkommens  eines 
andern  zn  tftnschen",  mit  Haft  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark: 
§  368.  Elvers  hat  wohl  Recht,  wenn  er  diese  Sti-af])cstiinmnng 
dem  wirklichen  Vagabondon  gegcmiber  für  sehr  geringfüizig  hält : 
vgl.  S.  119.  F,r  ist  der  jMeinung.  «In^s  -olcho  Fülle  durchaus  der 
Urkundenfälschung  gleichsttincb  n,  und  schlagt  seinerseits  Zuchthaus- 
strafe bis  zu  3  Jahren,  im  Falle  mildernder  Umstände  Gefängniss- 
strafe vor.  —  Uebrigens  möchte  die  Gefahr  der  Fälschung  bei  all- 
gemeiner Emfuhmng  der  WanderhQcher  nnd  fthnlicher  Legitimationen 
doch  wohl  durch  Herstellong  gleicbmSssiger,  gnt  erkennbar  ge- 
machter Formulare  vermindert  werden  können.  Dies  meint  anch 
Elvers  S.  120,  auch  Mohl  a.  a.  0.  S.  209  Anm.  22. 

§  119. 

Um  eine  schärfere  Verfolgung  und  härtere  .  Bestrafung 
der  Bettler  und  Vagabunden  zu  ermöglichen,  wird  noch  die 
Zontralisati«*ii  der  auf  .sie  Ixv.tlglicbcn  Personalnachrichten  an 
ciiieni  <  )rte  empfohlen.  xSanieutlieh  wird  betont,  dass  die 
Melir/alil  /.u  ^ranz  ^erin«rfü^ngen  iStratV-n  aus  §  361,  1  ijtr.-G.-B. 
verurteilt  wiirde,  weil  man  ihre  Vorsü'ateii  nicht  kenne,  ilbor 
ihre  Persönlichkeit  nichtü  Genaues  wisse.  Wäre  dagegen  ein 
Ort  vorhanden,  an  welchem  alle  Nachrichten  zasammenflOsaen, 
so  werde  allen  Behörden  die  M()glichkeit  geboten,  aich  hin- 
reichend «u  informiren.  abgesehen  davon,  daas  bei  dem  engen 
Zusanimenhange  des  Bettler^  und  Vagabundenwesens  mit  krimi> 
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nellen  Zuwiderhandlungen  auch  die  Entdeckimg  öchwererer 
Strafthaten  sehr  riel  erleichtert  werden  würde.  Zill  er  hält 
den  Heimatort  für  am  besten  geeignet,  um  als  Mittelpunkt 
zu  dienen  —  a.a,0. — ,  wfihrend  OhucfauP)  wohl  mitBeeht 
aasfUhrt,  dnss  zu  einer  derartigen  Zentralisation  nur  ein  Ort 
geeignet  aei,  dessen  Merkmale  unveränderlich  seien;  dies  sei 
unter  allen  ümständon  der  Oel)urt.sort.  Doch  .sclifMiir-  es 
unzweckmässig,  jeile  einzelne  Ortripolizfibi-liordn  mit  der  Re- 
gisterfuhrung  zu  beaut'tni^-(_>n,  sowohl  um  die  Niu-liriehten  uielit 
zu  sehr  zu  zersplittern  als  auch  wegen  Unzuverlässigkeit  des 
Personals.  Dagegen  empfehle  sich,  die  Staatsanwaltschaft  bei 
demjenigen  Landgericht  in  dessen  Bezurk  der  Geburtsort  der 
betreffenden  Person  belegen,  als  allgemeine  Straf kontrolbe- 
hörde  hinzustellen.  würden  hierher  also  Nachrichten  Uber 
alle  Bestrafungen,  namentlieli  auch  über  diejenigen  wegen 
Uebertretungon  aus  §  361  und  3t>2  zu  richten  soin^).  —  Con- 
rad wirft  im  Anschluss  an  die  Besprechung  derartiger  Vorschläge 
zur  Kontroh'  der  Va^^abunden  die  Frage  auf,  ob  sich  nicht 
ein  in  Berlin  zu  führendes  alphabetisches  Generalbuch  noch 
mehr  empfehlen  wttrde,  in  welches  alld  Personen,  die  wegen 
Verbrechen  und  Veigehen  bestraft  worden,  mit  den  Vaga- 
bunden zusammen  verzeichnet  würden,  ohne  dass  die  Kosten 
erheblich  tlber  die  Ersparnisse  des  gegenwärtigen  Hin-  und 
TIerschreibans  zur  Feststellung  des  Thatoestandes  hinausgehen 
würden 

Jedenfalls  könnte,  wenn  man  praktisch  der  Sache  näher 
treten  wollte,  nur  von  Registern  bei  einer  grösseren  Behörde 
(Landratsamt,  Regierung,  Staatsanwaltschaft  u.  s.  w.)  die  Rede 
sein,  weil  nur  diese  zu  zuverlässiger  Führung  im  Stande  wäre; 
auch  wttrde  abgesehen  hiervon  die  Zersplitterung  in  der  That 
eine  so  grosse  sein,  wenn  man  den  einzelnen  Heimatgemeinden 
die  Führung  auferlegte,  dass  sie  den  ganzen  Zweck  vereitelte. 
Umgekelirt  düi*fte  di»^  Idee  einer  Zentralisation  im  grossen 
Stih'  j>rakti.seh  auf  unul>{'r\vindlichf'  Sclnvierigkeiten  stossen; 
das  .Material  würde  bis  zur  ITnübei  schljarkeit  ansehwellen,  die 
hierauf  bezügliche  Thätigkeit  einschliesslich  der  Korrespondenz 
behufs  Auskunftserteilung  ein  ausserordentlich  grosses  Beamten- 

Zum  Kampf  gco^en  LanJ-^troIcher  und  Bettler,  Kassel  1881. 

3)  Es  ist  hierzu  zu  bemerken,  dass  die  Einrichtung  von  Strafrep^iatern 
bei  den  Staatsanwaltschaften  durch  Beschluss  des  Bundesrats  vom  IG.  Juui 
lSt82  —  v^l.  Zentralblatt  f.  d.  D.  R.  —  für  das  Gebiet  des  ganzen  Reichs 
mit  dei-  Ma-SLrnbn  an^^eordnet  ist,  dass  alle  Strafurteile,  welche  wegen  Ver- 
breeheu oder  V  ergehen  ergangen  sind,  der  ätaatsanwaltdchaft  de^enigeu 
Landgerichts  inilgotoOt  werden,  m  deasen  Besstrk  der  Geburtsort  cter 
betr.  Person  belegen  ist.  Ist  der  Geburtsort  nicht  zu  ermitteln  oder  ausser- 
halb Deutschland.'*  gelegen ,  so  sind  die  Mitteilungen  an  das  Reiehs- 
j  u  3 1  i  z  a  ra  t  zu  richten ;  vgl.  Uber  das  Detail  und  die  vorgeöchiiebeuen 
Formnlare  a.  a.  ().,  sowie  die  Ausf.-Vecf.  des  prenae.  Jmtiainm.  Tom 
12.  Juli  18S2,  J.-ai.-BL  1082  S.  800  S. 

*)  S.  41. 
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personal  und  ausserordenläich  grossen  Kostenaufwand  er- 
fordern. 

Um  ein  ongefthret  Bild  von  dem  mntmasslichen  Umfange  der- 
artiger Aufzeichnungen  zu  geben,  sei  auf  die  neueste  Veröffent- 
lichung in  der  Stat.  d.  D.  Reichs,  N.  F.  Bd.  18 :  Kriminal- 
statistik f.  d.  J.  1X84,  verwiesen.  Es  sind  ihr  zufolge  im  Jahre  1884 
von  deutschen  Gerichten  auf  Verurteilung  lautende  Entscheidungen 
gefällt:  überhaupt  420  687  mit  Bezug  auf  340  181  Angeklagte;  von 
einem  Verurteilten  war  die  That  begangen  in  381  440,  von  mehreren 
in  39  197  Fällen.  —  Ueber  die  Zahl  der  Bestrafungen  wegen  Bett  eins, 
Landstreiehens  n.  s.  w.  (§  361,  S.  4.  5.  7.  8)  entnehme  ieh  den 
von  der  Prov.-Yerwaltnog  HsDnover  gesammelten  Btatist.  Nacli- 
lichten  über  das  Bettel-  und  Vagabondenwcsen  in  der  prenssischen 
Monarchie  und  den  Nachbarstaaten  der  Provinz  Hannover  1874 
bis  188:3  folgende  Angaben.  worden  Temrteilt  wegen  der  ge- 
nannten Uebertretongen : 

1877         1878         1S79         18^*0  1881 

a)  in  Prenssen    .    B8418    103293    126  742    130511  147354 

b)  in  den  Nach- 
barstaaten der 
Provinz  Han- 
nover ...       —       29748     85494     34196  41612 

Nicht  nachgewiesen  sind  die  Bestrafungen  in  den  süddeutschen 
Staaten;  aber  auch  ohne  diese  handelt  es  sich  um  150 — 200  000 
Bestrafungen,  wobei  die  zum  Teil  sehr  milde  Handhabung  der  Ge- 
setze anf  der  dnen,  die  notorische  Unfassbarkeit  vieler  Yagabnnden 
auf  der  andern  Seite  sn  berttelmichtigen  ist 

Hierin  dürfte  noch  eine  weitere  ausserordentlieh  grosse  Schwierig» 
keit  für  die  Registerführung  auch  bei  den  Staatsanwaltschaften  liegen. 
Der  in  dieser  Klasse  sehr  flbliche  Gebrauch  von  Spitznamen,  welche 
den  Familiennamen  oft  ganz  vergessen  machen,  die  gcflissentli*  1  e 
Verheimlichung  des  letzteren,  zuchtloses  Aufwaciisen  oline  Keuntniss 
der  Eltern  und  des  Geburtsortes  das  sind  Momente,  welche 

eine  Personalliontrole  aberaus  erschweren,  so  wünschenswert  die- 
selbe an  nnd  fttr  sich  sein  mag.  —  Vgl.  noch  ftber  die  schon  im  vorigen 
Jahrbondert  übliche  Fflhmng  von  Gannerlisten  bei  Mo  hl  S.  218. 

§  120. 

Kehrt  man  nunmehr  nach  Aussclieidung  der  in  den  vor- 
stehenden Para{^niphcn  betrachteten  Kategorie  d(;r  Vagabunden 
sstt  den  ^KoÜeidenaen**  im  allgemeinen  zurück,  um  zu  erwägen, 
wie  weit  beztiglieh  ihrer  eine  engere  Verbindung  mit  der  Heimat 
hergestellt  werden  sfdl,  so  ergiebt  sich  das  Eine  sofort  zur 
Evidenz,  dass  von  allen  hier  in  Betracht  fallenden  Individuen 
es  vor  allmi  eTTin  Klasse  vnn  Persf>non  ist,  aufweicht'  die 
Heimat  die  gewünschte  Wirkung  ausüben  luUsste:  diejenigen. 


üigitized  by  Google 


VI.  4. 


848 


nämlich^  welche,  ohne  arbeitsscheu  zu  sein,  durch  die  Aus- 
sicht auf  Erwerb  von  der  heiinatliclien  Scholle  foi  tg-f  Inckt  mif 
fremdem  Boden  unterstiitzungsbedürftig  werden,  wenn  sie  den 
erlioti'ten  Erwerb  nicht  lind  ^i.  Nur  bezüglich  ihrer  bedürfte 
es  einer  Einöchränknng  der  Freizügigkeit,  weil  bei  allen 
Ubngen,  deren  Unterstützung  aus  anderen  Gründen  als  „wegen 
einer  nur  Yorllbei|;eh6iiden  HtU&bedlIrftigkeit*'  notwendig  wird, 
die  BttckverweiBung  an  den  Ort  ihres  Untersttttenngswohn* 
sitzeB  —  an  d(;säen  Stelle  die  Heimat  zu  treten  haben  würde  — 
ohnehin  zulässig  ist. 

Die  eine  Möglichkeit  der  sittlichen  Einwirkung  besteht 
nun  darin,  dass  die  arbeitsfilhigen  Personen  am  Fortziehen 
und  Aufsuchen  von  Erwerbsgelegenheit  durch  die  Heimat- 
behörde gehindert  werden;  sie  ist  in  Ansehung  der  Vagabunden 
im  vorhergehenden  Paragra})hen  betrachtet  worden;  bezüglich 
anderer,  unbescholtener  Personen  wird  sie  gegenwärtitr  von 
keiner  Seite  ernsthaft  in  Betracht  gezogen.  Zur  Erwägung 
bleibt  also  nur  die  andere  Möglichkeit,  durch  Zurückver- 
weisung des  Fortgezogenen  in  seine  Heimat  auf 
denselben  sttüich  einzuwirken.  Hierin  würde  denn  in  der 
That  —  abgesehen  von  der  Behandlung  der  Vagabunden  — 
die  wesentlichste  Bedeutung  des  Heimatiirinzips  zu  suchen 
sein;  es  kommt  nur  daranf  an,  die  Merkmale  festzustellen, 
durch  welelie  erkennbar  ir?  macht  wird,  dass  eine  Person  zu 
der  hier  gemeinten  Kaieg(»ric  gehört.  Hier  geben  nun  die 
Vertreter  des  Heimatprinzips  als  allgemeinstes  Merkmal  an, 
dass  Jemand  ausserhalb  seiner  Heimat  „notleidend"  geworden 
ist,  und  das  „Notleiden''  wiederum  wird  auf  das  Merkmal  des 
Ilmpfanges  von  Armenunterstützung  für  sich  oder  seine  An- 
gehürigen  verstellt 

Was  ist  aber  Armen  Unterstützung?  Gewähning 
von  Hülfe  aus  öffentlichen  oder  privaten  Mitteln?  Kon- 
sequent muss  man  antworten:  Beiaes.  Denn  der  Zufall, 
ob  ein  Nodeidender  von  einer  Privatperson,  von  der  kirch- 
lichen Oemeinde,  von  einem  Verein,  aus  einer  Stiftung  oder 
aus  der  Gemeiiifb'l^asse  unterstützt  wird,  kann  doch  nicht 
wohl  darüber  entseiieideu,  ob  Jemand  in  einen  Zustand  ^e- 
iangt  ist,  der  seine  Unföhigkeit,  bicli  durch  eigenen  Erwerb 
vor  Not  sicher  zu  stellen,  erweisen  soll.  Ja,  man  wird  nicht 
einmal  den  Umstand  entscheiden  lassen  dürfen,  ob  eine  Unter- 
stützung wirklich  empfangen  oder  ob  sie  nur  nachgesucht 
und  ihre  Gewährung  abgelelmt  oder  ob  endlicli  nachträglich 
auf  dieselbe  von  Seiten  der  BedUi-ftigen  verzichtet  worden  ist; 
wo  es  sich  um  6itt1i<'lit»  Ilebunfj;  des  Annen  handelt,  ist  er 
selbst  nicht  mehr  im  Stande,  ein  Urteil  über  seinen  Zustand 
und  die  Z^vetkmässigkeit  oder  Notwendigkeit  einer  Annen- 
Jiült'c  abzugeben. 
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Das  bair.  Gesetz  reclmet  anch  das  „yichtDachsachen  von  Unter- 
attttzong'^  za  den  Yoranssetzimgen  des  Heini  aterwerbs.  Die  Reicbs- 
gesetzgebuDg  schliesst  aosdiücklicb   die  Zorückverweisang  wegen 

blosser  Befnrrhtiinjj  der  Terarmun?  aus  und  lässt  die  Yersagung 
der  Fort'^etzung  des  einmal  begonnenen  Aufenthalts  nur  zu,  wenn 
vor  volleudeteDi  Erwerb  des  üntcrstützungswohnsitzes  sich  die  Nut- 
wendigkeit  einer  öffentlichen  Unterstützung  offenbart  (j^  4  und  5  des 
Freizügigkeitsgesetzes).  —  Die  Frage  ist  übrigens  neui  rdings  nielir- 
üach  erörtert,  ob  nicbt  die  Answeisimg  scbon  im  Falle  eines  objek- 
tiven Notstandes  ganz  nnabhiingig  von  Nachsneben  nnd  Empfang 
einer  Unterstützung  znl&ssig  sein  soll.  In  diesem  Sinne  bat  der 
pommersche  Städtetag  vom  7.  Oktober  187t)  eine  Resolution  gefasst, 
„dass  ^5  4  des  Freizügi^keitsgesctzes  dahin  deklarirt  werde,  dass  es 
zur  Begründung  der  Ab-  resj».  Ausweisung  gleichgültig  sei,  oh  f\er 
Anziehende  Unterstützung  bezieht  oder  nicht'^.  Der  degenbeweiä 
für  den  „Nichtbesitz  der  erforderlichen  Kräfte  könne  nicht  durch 
einfachen  Verzicht  des  Unterstützung  Suchenden  erbracht  werden'*. 
Das  seien  objektive  Momente. 

Weiter  wird  man  fragen  müssen:  wie  gross  unrl  wie  be- 
sehaffen  muss  die  Unterstützung  sein,  um  die  in  Rede  .st»di.Mideu 
Folgen  zu  haben.  Soll  bereits  Gewährung  von  Sehuimiter- 
ricnt  £Ur  die  Kinder,  Verabfolgung  von  Brennmaterial ,  ein- 
malige Kranken i)flegey  oder  erst  eine,  wenn  auch  nicbt 
dauernde,  aber  doch  erhebliche  und  einen  gewissen  Betrag 
ttbersteigiMide  Unterstützung  diese  Folgen  haben?  Und  an 
diesem  Punkte  btJginnen  denn  nun  wieder  jene  Sehwierigkeiten, 
zu  deren  erneuter  Erörterung  jede  Armen-  und  Wirtsehafu- 
gesetzgebung  immer  und  ?nim<»r  wieder  genötigt  war  — 
Sehwierigkeiten,  die  für  <las  Reich  schliesslich  zur  str  ni^eu 
Scheidung  zwischen  dem  Zustande  dauernder  und  vor- 
übergehender Bedttrftigkeit  gefUhrt  haben,  wobei  das 
Schwergewicht  nicht  auf  das  äusserliche  Moment  einer  mehr 
oder  weniger  von  Zufiillen  abhingigen  Hülfeleistun.-.  :i  lern 
auf  die  Mass  und  Art  der  Unterstützung  bedingenden  Ursachen 
der  Bedürftigkeit  gelegt  worden  ist. 

Warum  aber  —  so  wird  v(m  den  Verteidigern  des  Ileimat- 
rechts  gefragt  —  wird  denn  di<'s«'  TJnterselieidung  gemacht, 
warum  soll  dem  Heimatbereehti.icten  die  ^lö-^liehkeit ,  einen 
sittlichen  Halt  in  der  Heimat  wicder/ugevvinnen ,  nielit  mög- 
liclist  bald  zu  Teil  werden,  warum  soll  er  erst  gänzlich  verarmen 
müssen?  Auf  diese  Frage  wird  nun  von  der  anderen  Seite 
vor  allem  mit  dem  Hinweis  auf  die  Thatsachen  geantwortet, 
well  lie  in  Wahrheit  die  Ursache  gewesen   seien,  die  Be- 


äittliche  Hebung  der  Armou  man  sich  von  der  erleichterten 
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Ausweisung  bedürftiger  Personen  —  also  bereits  wegen  Kicht- 
Kahlung  von  Schulgeld;  öffenllfelieii  Abgaben  u.  s.  w.  —  ver- 
sprochen  habe,  so  suche  man  allerdings  vergeblich  nach  einiger 
Aufklärung  hierüber;  man  nehme  wahr,  dass  hiervon  überhaupt 
nicht  die  Rede  sei  und  dass  die  eifrigsten  Vertreter  einer  mög- 
lichst crleieht(irten  Zurückverweisung  von  fast  nichts  miderem 
gesprochen  hätten,  als  von  dem  Interesse  der  Aufenthalts- 
genieinde,  nicht  von  verarmten  oder  der  Venirniung  nahen 
Elementen  heimgesucht  zu  werden  —  oder  wenn  heimgesucht, 
sich  ihrer  baldmöglichst  entledigen  zu  können.  Der  Menschen 
aber,  welche  ausgewiesen  werden  soUen,  und  ihres  Verbleibens 
sei  nie  odeY  nur  ganz  beiläufig  gedacht  worden. 

Vgl.  hierüber  vor  allem  die  AusfOhrungen  von  Flott  well, 
namentlich  T  S.  41  ff.  —  Bei  der  Verhandlung  über  die  preuss. 
Novelle  vüui  Mai  lööö  im  preuss.  Herrenhause  kämpfte  Graf  Arnim- 
Boitzenburg  gegen  die  Regierungsvorlage  an,  welche  bereits  „die 
Kotwendigkeit  einer  öffentlichen  Untentlltsuiig''  als  Gnmd  der  RQck- 
Yerweisung  solassen  wollte,  und  stdlte  seinerseits  den  später  durch 
slle  Stadien  der  Gesetzgebung  beibehaltenen  Antrag,  die  Rack- 
Verweisung  nur  dann  für  zulässig  zu  erklären,  wenn  sich  vor 
Ablauf  eines  Jahres  ergiebt,  „dass  der  Neuanziehende  in  einem 
solchen  Zustande  der  Verarmung  sicli  befindet,  welcher  die  öffent- 
liche Unterstützung  desselben  notwendig  macht".  Er  bemerkt© 
hierzu  unter  anderem:  „Ich  möchte  aber  doch  darauf  aufmerksam 
machen,  dass  in  den  Vorträgen,  die  wir  bisher  gehört  haben,  sehr 
viel  ttber  das  Interesse  der  AnnenTerbftnde,  sehr  viel  Uber  die  Un- 
billigkeit, die  man  dieser  oder  jener  Gemeinde  ansinnt,  gesagt 
worden;  aber  ich  h^e  vergeblich  gehorcht,  ob  ich  nicht  auch  ein 
Wort  darüber  hörte:  was  wird  nach  diesem  Artikel  aus  den  Armen, 
wie  befinden  sicli  denn  die  Menschen  dabei '?  und  es  erscheint  mir 
doch,  dass  dies  auch  einer,  und  nach  meiner  Meinung  der  wesent- 
lichste Punkt  bei  jeder  Armenpflege  ist."  (Stenogr.  Bericht  der 
1.  Kammer  über  die  Sitzung  vom  20.  Februar  1855.)  —  Flottwell 
teilt  in  diesem  Zusammenhange  noch  dnen  Beschloss  des  acUesischen 
Stftdtetages  von  1863  mit,  der  dahin  lautete,  dass  der  Zustand  der 
Terarmong,  welcher  zur  ZnrOckweisuug  berechtige,  als  vorhanden 
angenommen  werden  müsse,  „wenn  die  Notwendigkeit  einer  öffent^ 
liehen  Untersttltzung,  z.  B.  Gewährung  von  Freischule,  auch  nur  in 
einem  einzelnen  Falle  hervorgetreten  i<t".  Hierzu  bemerkt  Flott- 
well (a.  a.  O.  S.  19):  „Nur  eins  wili  der  Verfasser  hier  konstatiren. 
Für  ihn  war  bisher,  wie  er  wiederholt  otfen  bekennt,  der  Ausdruck 
üeimatrecht  ein  juriätischoä  luid  logisches  Rätsel  und  erst  als  ihm  der 
Wortlaat  jener  menachenfrenndlichen  Besolntion  in  authentischer  Form 
vorUig,  da  stand  es  klar  nnd  verstttndlich  geschrieben:  das  Heimat- 
recht des  deatschen  Arbeiters  ist  das  Hinauswer» 
fnngsrecht  in  den  Händen  seiner  Bürgermeister." 

Wie  sehr  man  lediglich  diesen  Standpunkt  des  Gemeinde- 
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intereflseo  im  Aug»  hat,  bewiesen  luter  anderem  anch  die  Yerhaiid- 
langen  über  das  preuss.  AusfÜhrongsgesetz  von  1871.  So  war  ea 
beii^ielsweise  ein  feststehender  Grundsatz  der  preoss.  Verwaltung, 

das  Nicderlassnngsgesetz  von  1842  dahin  anszulegcn ,  dass  der 
Nachweis  statt^jcfundcncr  Insolvenz  eines  Neuanziehenden  zur  Ent- 
richtung üfieotl icher  Abgaben  oder  der  Kosten  des  Kiementar- Schul- 
anten ichts  seiner  Kiuder  allein  noch  nicht  zur  Zurückweisung  eines 
Nenanziehenden  hinreichend  sei.  Gleichwohl  hielt  die  Regierung 
es  nicht  ftr  ttberflltosig,  in  ihrem  Entwurf  zam  Ansfilhrungsgcsets 
ein  Alinea  8  des  §  1  anfznnehmen,  in  welehem  dieser  Gmndsata 
ausdrücklich  ausgesprochen  wurde.  Dasselbe  ging  in  das  Gesetz 
nicht  über,  nachdem  ein  sehr  lebhafter,  in  beiden  Häusern  des 
Landtags  und  in  allen  Lesungen  wieder  aufgenommener  Kampf  um 
dasselbe  stattgefunden:  erst  als  der  Minister  erklärt  hatte,  dass 
dieser  Grundsatz»  der  sich  nach  Lage  der  Gesetzgebunsz  von  selbst 
verstünde,  nach  wie  vor  befolgt  werden  solle,  wurde  von  Seiten 
des  Abgeordnetenhauses  auf  das  Alinea  3  verzichtet.  —  Vgl.  das 
Material  bei  Arnold  S.  48—51;  anch  stenogr.  Ber.  der  8itzangtti 
des  Abgeordnetenhauses  S.  778. 

Der  Yollst&ndigkcit  halber  ist  hier  noch  des  Vorschlags  der 
I).  Gem.-Z.  zu  gedenken,  mit  welchem  sie  ihr  oben  dargelegtes 
16)  System  des  Hülfskassenwe^ens  statt  A!TT]rnprtege  zu  ♦  r?i;mzen 
sucht \).  bie  will,  dass  den  Gemeinden  zur  Sicherung  der  Hülfs- 
kassen  gegen  zu  starke  Belastung,  sowie  zur  Belebung  des  Heimat- 
gefühls die  folgenden  Rechte  eingeräumt  werden: 

Art  10.  Hat  der  betreuende  Ortsfremde  nicht  selbst,  oder 
haben  nicht  die  iBir  ihn  event  Verpflichteten  diese  BeitrSge  an 
seine  Httlfekasse  geleistet»  so  ist  er  solche,  bei  Vermeidnng  der 
Ausweisung,  sofort  an  die  fremde  Aufenthaltsgemeinde  zu  zahlen 
verpflichtet,  welche  dieselben  stets  bis  Ablauf  des  Kalenderjahres 
an  die  bezügliche  UntcrstützangBWObosttz-  oder  Geburtsheimats- 
gemeinde  frei  abzuführen  liat. 

Art.  lo.  Jede  Gemeinde  oder  jeder  örtliclie  Armenverband 
sind  die  Zurückweisung  aller  derjenigen  von  ihnen  abwesenden 
hfUfskassenpflichtigen  Angehörigen  in  ihren  Bezirk  von  der  jeweiligea 
Anfenthalttigemeinde  derselben  zn  fordern  berechtigt,  welche  ent- 
weder selbst,  oder  für  welche  Privatverpflichtete  nicht  pünktlich  die 
fälligen  Kassenbeiträge  geleistet  haben  (Nr.  'S),  oder  aber,  welche 
über  die  von  ihnen  geleisteten  Kassenbeiträge  hinaus  während  ihrer 
Abwesenheit  die  Unterstützung  ihrer  Hülfskasse  in  Anspruch  ge- 
nommen haben. 

„Dadurch  nun  aber  —  meint  die  Gem. -Zeitung  — ,  dass  man  ver- 
mittels des  Hülfskassenwesens  die  vorsorgliche  eigene  und  per- 
sönliche Unterstfltzungspflege  einfuhrt  nnd  die  Gemeinden  nnr 
zum  Vollstrecker,  Aufseher  nnd  eventnellen  Haftpflichtigen  derselben 
macht,  füllt  das  Bedttrfniss  der  Uebertragnng  der  materiellen 
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ünteratfttsiingBlast  tod  der  OdmirtagaBeiiide  anf  eine  fremde  AmCent^ 
haltsgenuaiide  Tonstftndig  fort,  man  wird  die  völlig  verftaderte  und 
neue  formelle  UnterstAtniiigiBlaet  fOr  immer  bei  der  Geburlegemeiiide 

belassen  können  und  die  dauernde  neae  Aafenthaltsgemeinde  nur 
mit  der  teilweisen  Geschäftsentlastong  der  Geburtsgemeinde  für  die 
heimische  BUlfskassenpflicht  des  fremden  Zuzüglers  zu  betrauen 
haben  ....  wobei  wir  noch  bemerken,  dass  wir  also  toi  in  eil 
den  „Unterstützongswohnsitz"  der  bisherigen  Gesetzgebung  bei- 
behalten, indess  ihm  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  vorgedachte 
Geachftftientlastung  der  Oebortsgemeinde  biosichtUch  der  HOtfe- 
kasseDpfliehten  eine  meteiielle  Bedentmig  verleiben.*' 

Wie  sich  der  Yerfaeaery  der  das  Geeetz  Aber  den  Unter- 
stQtzungswohnsitz  als  unversiegliche  Quelle  von  »HypotbesenscbiriUm 
und  Fedcrfuchserei"  bf^/pichnet,  die  praktisfbc  Aiisfilhrang  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Organisation  denkt,  ist  mir  unerfindlicb.  Aus- 
weisung wegen  rückständiger  Leistungen  an  die  Uüllskassen  über- 
trifft noch  die  wegen  Schulgeidbefreiung. 

§  121. 

Dürfe  —  80  wird  nun  von  den  Gegnern  derartiger  Bc- 
echränkungen  weiter  ausgeführt  —  schon  dieser  Umstand 
einigennassen  misstrauisch  machen  gegen  den  Wert  einer 
Heimaty  die  regelmässig  erst  aus  Anlass  der  Ausweisungsfrngo  in 
Erinnerung  gebracht  wei*de,  so  sei  auch  die  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse, wrkho  den  Ausgowiesencn  erwarteten,  nicht  geeignet 
dies  Mis8trau  -n  zu  verringern.  Es  frage  sich  also:  was  wird 
aus  solchem  Menschen?  Hierauf  wird  nun  von  der  andern 
Seite  erwidert:  Er  hat  den  Heimatort  wieder  lulziisuchen, 
mufls  nötigenfialls  dahin  zurtlckgewiesen  werden.  „Dort  habe 
et  wenigstens  der  Kegel  nach  —  seine  FamiUenTerbin- 
düngen,  seine  alten  Freunde  und  Bekannten,  dort  können 
si'ine  Jugenderinncrungen  wieder  aufleben  und  mit  Iluien  viel- 
leicht manches  Gute;  dort  tindet  er  nicht  nur  kalte  Ünter- 
stUt'/HTip:,  gondom  am  ersten  noch  woblwolIeTides  Mit;:2;'«'fn1il.'* 
Dort  habe  er  ein  Heim,  eine  Heimstatte  in  dem  guten  alten 
Sinne  dieses  ausschliesslieli  deutschen  Wortes  \). 

Ohne  den  sittlichen  Wert  der  Heimat  verkennen  zu  wollen, 
entgegnen  hierauf  wieder  die  Vertreter  der  anderen  Meinung, 
dass  es  wohl  vorkommen  mOge,  dass  ein  aus  der  Heimat 
Fortgezogener  zu  ilir  zurttckkenrend  dort  Anknüpfungen,  viel- 
leicht auch  Zuspruch  und  Hülfe  finde,  dass  dieses  aber,  wenn 
(tborhaupt,  nur  ftir  die  Angehörigen  eines  Standes  gelte, 
(Irr  mit  Bowiisstsein  die  bürgerliehen  Beziehungen  seiner 
Glieder  unter  einander  pfl^te.   Diejenige  Klasse,  die  hier 

i)So  T.  Uarscball  II  S.  13;  gans  IbnHcb  Luthardt  S.  45, 
Waentig  S.  18,  VarnbQler  n.  a. 
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hauptsächlich  in  Frage  komme»  habe  sich  einer  solchen  Heimat 
nicht  zu  getrosten.  Wer  aus  den  niederen  Ständen  die  Heimat 
verlassen  habe,  nm  ausserhalb  ihres  Bezirkes  Erwerb  und 
Nahrung  zu  finden,  wer  nur  Äur  Rückkelir  genötigt  werde, 
wenn  körperliche  oder  geistige  ErwerbsunlHhigkeit  ihn  nicht 
mehr  als  nützliches  (ilicd  .'hut  Gfinoin^ohaft  erscheinen  Hessen, 
der  tinde  auch  in  der  lieiniat  den  alten  festen  Grund  nicht 
mehr,  der  sei  in  der  Hf^imat  nur  ein  überzähliges  Maul,  das 
auf  Gemeinkosten  gefiittert  werden  müsse.  Welche  Gesiu- 
nungeu  solle  man  denn  von  Armenverwaltungen  in  Bezug  auf 
ihre  auswärtigen  Arm^  mrarten,  die  schon  für  ihre  orts- 
anwesenden höchstens  das  Notdürftige,  oft  auch  dieses  nicht 
einmal  thäten?  Es  könne  angesichts  der  —  (in  den  vorher- 
geiienden  Abschnitten  erörterten)  —  wahren  Saclilair«'  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  Neigung,  sich  bedürftiiT  'r  Heiniat- 
i^^onossen  zu  entledigen,  immer  bestanden  habe  und  dass 
andererseits  die  Neigung  zur  Wiederaufnahme  fortgezogener 
Armer  seki*  gering  sei  und  ohne  den  Zwang  der  gesetzlichen 
Heimat  gewiss  nicht  erfolgen  würde. 

Und  hierin  liegt  auch  meines  Erachtens  der  springende 
Punkt.  Man  lese  die  Verhandlungen  über  diesen  Punkt 
im  Reichstage  und  im  Deutschen  Verein,  man  betrachte 
die  Begründun^^  der  Vorschläp^e  in  der  gesammt^n  Literatur 
und  versuch«!  auch  nur  eine  einzige  Aeusserung  zu  Huden, 
dif  darauf  hindeutete,  man  erwarte  von  dem  Bodiiittigen 
.selbst,  dass  er  den  innigen  Wuiiseh  habr^n  werde,  zu  seiner 
, Heimstätte"  zurückzukehren.  Zwang  und  wiederum  Zwang, 
Einführung  von  Massrßgeln,  deren  Abschafiung  man  als 
eine  Errungenschaft  der  deutschen  Einheit  nicht  froh  genug 
bcgrüssen  zu  können  meinte  —  das  ist  es,  worauf  die  Vor- 
schläge abzielen,  wovon  nmn  sich  die  „sittliche"  Hebung  des 
Bedürfti;icn ,  di(;  Wiederanknüpfung  einer  „sittlichen",  Resten 
Gf^nicinschaft  vorspricht.  Das  Gefühl,  was  zu  diesen  Vor- 
8chlii;j^en  liindrilnsTt,  soll  in  seiner  Bedeutung  gewiss  nicht 
unterschätzt  werden.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  in  einem  Teile 
namentlich  der  süddeutschen  Bevölkerung  noch  durchaus  eine 
starke  Empfindung  fUr  die  „Heimat"  in  ihrer  eigentamlichen 
geschichtlichen  Bedeutung  bewahrt  wird.  Und  Qefiihle  und 
Empfindungen  sind  weder  in  Zahlen  noch  in  Daten  me^sbar; 
einen  gewichtigen  Faktor  bilden  sie  bei  aller  gesetzgeberischen, 
bei  aller  Verwrdtung!^th?ttiurkf'tt.  Ohne  das  warme  Leben  der 
inneren  Kmptiiidung  wurde  das  öIfcntHche  Leben  zum  diirr<'ii 
FonuaÜsinus  erstarren.  Aber  liisst  diese  Empfindung  sick 
durch  Gebot  und  Verbot  erzeugen?  ist  wirklich  Zwang  und 
zwar  Zwang  gegenüber  den  widfitigst^  Befugnissen  der  Per^ 
sönlichkeit  im  Stande,  in  den  ohnehin  durch  die  Not  des 
Lebens  von  hartem  Zwange  getroffenen  Personen  Liebe  zu 
einer  Gemeinscbaft  aufzuwecken,  der  sie  und  die  ihnen  fremd 
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gewordtm?  Dieser  Täuseluin^  sollte  man  sieli  doch  nicht 
hiiiire]»on;  ein  Verhältniss,  (las  wesentlich  nur  auf  einem 
Z\N  aii^8ge8etz — heisse  es  Uiiterstützungswohnsitz-  odar  lleiniat- 
gesetz  —  beruht,  ist  keines,  das  den  Namen  einer  sittlichen  Ge- 
meinschAft  verdiente  oder  rechtfertigte.  Gesichtspunkte  anderer 
Art|  idrtschaftliche  und  politische,  mOgen  bei  derartigen  Ge* 
setzen  entscheidend  sein;  es  mny;  mit  vollem  Bewusstsein  das 
Gemeinwesen  abgeschlossen  oder  dem  Zuzüge  frei  gemaclit 
werden:  ein  sittliches  Vorhältniss  aber  kann  iiiimfr  nur  diireh 
i'reiwillige,  an  grösseren  Zwecken  sich  bethlltiiuciide  Hingel)img- 
geschaffen  werden,  so  gut,  wie  die  p:esetxiiche  Aniieni)floge  erst 
dann  eine  sittliche  Bedeutung  für  das  Verhältniss  aer  Uutcr- 
stützungsgemeinde  zu  dem  Bedarftigen  erlangt,  wenn  sie  von 
wirklicher  Barmherzigkeit  geleitet  wird.  Es  wird  doch  wohl  mit 
Kecht  darauf  hingewiesen  werden  kOnnen,  dass  der  sittlichen 
\\  irkung  der  Heimat  auf  die  Gemüter  auch  gegenwärtig  nichts 
im  Wege  steht,  dass  die  Freizügigkeit  zwar  das  Verlassen 
der  Heimat  gestattet,  wohl  auch  befördert,  aber  nicht  gebietet, 
und  dfiss  dor  starke  G<'braucli,  der  teilweis^e  von  ihr  gemncht 
wird,  kein  Beweis  ist  für  einen  hohen  Grad  des  \\  •»iiiijehageus, 
das  die  Fortziehenden  in  der  Heimat  empfunden  haben. 

8  122. 

Weiter  wird  nun  auch  in  diesem  Zusammenhange  auf  die 

Notwendigkeit  der  Beschäftigung  des  zurückverwiesenen  Annen 
verwiesen.  So  wird  namentlich  fWv  den  Fall,  dass  fin  f«'stores 
Anscliliesscn  an  die  Heimat  durch  die  Geset/iL^rbung  ein  stär- 
keres Heimatbewusstsein  auf  Seiten  der  l'ortziehenden  und  im 
Schosse  der  Gemeinde  in  Wahrheit  zu  erzeugen  vermöchte, 
die  Frage  gestellt,  ob  mit  diesem  Bewusstsein,  ja  mit  der 
wohlwollendsten  Aufhabme  genug  geschehen,  ob  damit  das 
einzige,  was  der  ArbeitsfUiige  suchte,  gewährt  sei,  das  einzige 
was  ihn  sittlich  heben  und  veredeln  könne,  nälmlich  Arbeit? 
Wolle  man  d'  i!  ^Mut  liaben,  jemanden,  der  weisen  vorüber^'-' ^''n- 
den  Krwerhsman^rels  an  fremdem  Orte  unterstützt  werde  oder /.u 
öffentlichen  Leistungen  zeitweilij^  unlahig  sei,  an  einen  Ort 
zu  bringen,  in  welchem  er  formell  zu  Hause  sei,  aber  thatsächlich 
die  Ei-werbs Verhältnisse  viel  schlechter  kenne,  als  an  dem 
Orte  seines  gewöhnlichen  Aufenthaltes?  Werde  der  Heimat- 
ort, der  vor  allem  wegen  Mangels  an  Arbeit  verlassen  worden, 
gerade  in  dem  Moment  Erwerbsgelegenheit  bieten^  in  welchem 
es  auch  anderwärts  daran  fehle?  Und  wenn  es  nun  an  Arbeit 
fehle,  unrl  der  /urtiekverwieseno  wolle  von  neuem  sein  Heil 
an  fremdem  ( )rte  versuelien,  werdo  ilin  die  ( Jcnu  lndf  zurück- 
halten, wenn  sie  andernfalls  nur  Aussidit  luibe,  ihn  in  Armen- 
fürsorge nehmen  zu  Uiüiasen,  —  werde  bich  der  Arbeitsfähige 
zurückhalten  lassen,  um  nun  aus  einem  vorübergehend  Bc> 
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dürftis^en  ein  dauenid  Bedürftiger  zu  werden?  Wiiixle  nicht 
das  vorgeschlagene  Mittel  gegen  Verarmung  selbst  wieder 
eine  Quelle  derselben  werden? 

Die  Beant\^'ortung  dieser  ernsten  und  für  die  wirt- 
scliaftticke  Lage  jedes  Landes  entscheidenden  Fragen  sei 
freilich  zum  guten  Teil  von  der  Anschauung  Uber  die  all- 

fememen  Voraussetzungen  wirtschaftlielien  Gedeihens  ab- 
ängig  und  insofern  eine  Konsequenz  der  individuellen  poli- 
tischen und  ökonomischen  Richtung,  über  die  einmal  nicht 
gestritten  werden  könne.  Ah<n'  seliliesslich  gäbe  es  dinh 
eine  aus  untriifclicher  Krfahrung  gewonnene  Erkenntniss,  die 
man  nicht  wohl  auf  deduktivem  Wege  wieder  beseitigen  könne. 
Wenn  in  deutschen  und  ausserdeutschen  Ländern  in  Zeiten, 
welchen  die  unsere  gesammten  Produkttonsverhältnisse  um- 
gestaltende Dampfkraft  noch  unbekannt  war,  und  in  Zeiten^ 
welche  ohne  Dampf  und  Elektrizität  nicht  mehr  denkbar  sind, 
gleichmflssig  dieselben  Wahrnehmungen  Uber  die  Wirkungen 
des  Abschlicssungssystems  in  Bezug  auf  den  Erwerbsstand 
der  Bedürftigen  gemacht  worden  seien,  wenn  jede  Orsetz- 
gebung  nach  mannigfachen  Schwankungen  und  riickiautigen 
Bewegungen  schliesslich  doch  zu  keinem  anderen  Ergebnis«, 
als  dem  der  Gestattung  möglichst  weitgehender  wirtschaftlicher 
Freiheit  gelangte,  so  dürfe  man  doch  wohl  annehmen,  dass 
dies  weder  ein  Zufall,  noch  dass  die  Wahrnehmungen,  welche 
hierzu  Veranlassung  gäben,  lediglich  subjektiver  Natur  seien. 

I.  Vl'1.  Mediens  S  "08,  der  die  Gefahren  einer  lange  bleiben- 
den Ueiinai  gerade  in  der  MögUclikeil  der  schliesslichen  ZurQck- 
verweisung  an  einen  Ort  erblickt,  in  dem  der  Znrackgewiesene  zwar 
formell  heimatberecfatigt  ist,  im  ttbrigen  aber  am  schwersten  xu 
Arbeit  gelangt  und  einer  schlechten  AnncDpflege  geg^nflbenteht.  <— 
Ebenso  betont  Bitzer  I  S.  117  ff.  die  üusserlich  formale  Ver- 
bindnng  des  Heimat  berechtigten  mit  der  Heimat  gegenüber  der- 
jenigen, ^velf'lie  zwisrhen  dem  lokalen  Verbände  und  einem  lan^ 
in  demselben  wohnhaften  Individuum  besteht.  —  Ganz  ähnlich 
Vahlkampf  8.  10  ff.;  Flottwell  a.  a.  0.:  Stiive  a,  a.  0. 
S.  157  :  „W  ährend  er  (der  Bedürftige)  in  der  ersten  (der  Aulenthuits- 
gemeinde)  dn  xa  rettendes  Glied  war,  ist  er  in  diraer  (der  Heimat- 
gemeinde) eine  bloese  Last* 

Schftffle,  Die  Grundsätze  der  Stenerpolitik,  Tübingen  1880, 
bemerkt  S.  617:   „Die  Selbst venneidung  der  Kot,  die  innere 

Wanderung  und  die  Auswanderung  ist  der  anderen  Wirkang,  der 
Verarmung,  jedenfalls  vorwunehen.  Auswanderungsfreiheit, 
Freizügigkeit  und  Erwerbsfreiheit  «irul  dt^her  im  wesent- 
lichen vorziic^liche  Schntzwehren  cc^en  VirnriiimiL:  und  hnfTiMiiiiis- 
loses  Verkommen.  Sie  sind  eigentliche  Sicherheitsventile  gegen 
Unzufriedenheit,  Gewähren  gegen  weiteres  Ausarten  des  Daseins- 
kampfes iu  Verbrechen  und  Massenverarmung.  Keine  sozialpolitische 
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Massnahme  darf  auf  YerneiDuug  dieser  Hechte  ausgehen.  Man 
darf  mit  Gewalf  nur  ihren  rechts-  und  sittenwidrij2:en  Missbrauch 
verhinderü,  soll  aber  mit  positiven  Massregeln  den  rechten  Gebrauch 
dieser  Freiheiten  fördern." 

Einen  äusserst  frappuiituu  Beleg  dafür ;  du^b  die  Abwehr  der 
Armut  durch  Arbeit,  soweit  sie  tlberhaupt  möglich  ist,  am  ehesten 
noch  am  AafenthaltBOrte,  Damentlich  in  st&dtiscben  Crebieten  ge- 
schehen  kann,  loM  die  baiiiiche  Armenstatietik,  in  welcher  regehnfisBig 

angegeben  ist,  wie  viele  von  den  Unterstützten  arbeitsfähig  waren. 
Hier  ergiebt  sich  nun  für  die  Gesammtheit  der  88  unmittelbaren 

Städte  auf  der  einen,  fttr  die  Gesammtheit  der  die  übrigen,  nament- 
licli  also  die  ländlichen  Gebiete  umfassenden  Bezirksämter  folgen- 
des Verhiiltniss.  Es  >varen  von  je  ini)  Unterstützten  vorübergehend 
nnterstützle  arbeitsfähige  Personen 

1S71  1872  1873  1874  1875  1876  1877  1878  1879  1880 

ü)  iu  den  uuuüttel- 

baren  Städten  .  8.4  3.4  ^5  4.8  5.2  5.7  7^  9.7  M  8.7 
b)  in  den  Besiik^ 

ämtem ....  11.0  10.2  9.3    9.1    9.4  9.5  10.3  10.8  12.1  12.2 

ygl  a.  a.  0.  1882  S.  284  und  285.  — 

Auch  ist  beachtenswert,  dass  diejenigen  Erwcrbsth;i(igkeiten, 
welche  ein  zeitweiliges  Arbeiten  ausserhalb  der  Wohngemeinde  be- 
dingen, durch  Erschwerunc:  der  Freizügigkeit  ganz  besonders  leiden 
und  die  betreffenden  llcirnatgenHiudcu  mit  beschäftigungslosen  Ar- 
beitern geradezu  überschwemmt  werden  würden.  Ich  habe  hier 
insbesondere  diejenigen  Arbeiter  im  Auge,  welche  im  Sommer  auf 
ausw&rtige  Beach&ftigQng  gehen.  Der  Umfkng  derartiger  Thätigkeit 
«rhellt  einigermassen  aus  der  Differenz  zwiMihen  den  Ergebnissen 
der  im  Winter  (1.  Dezember  1880)  vorgenommenen  Volkszählung 
und  der  im  Sommer  (5.  Juni  1882)  vorgenommenen  Berufszählung, 
welche  für  einige  Staat  lmi  und  I^an  des  teile  sehr  erheblich  war. 

S.  Tabelle  S.  352. 

Vgl.  Berufsstatistik  in  „Statistik  des  Deutschen  Reiches**  N.  F. 
Bd.  2,  1884,  Einleitung  S.  8,  wo  auf  diese  Verschiebungen  aus 
Anlass  auswärt iL'^r  F.rwerbsthtitiji'keit  während  des  Sommers  hinge- 
wiesen ist.  Die  exorbitante  Zitier  bezüglich  Lipp  es,  welclie  über 
11  der  gesammten  Bevölkerung  beträgt,  veranlasste  mich,  hier- 
über einige  näliere  Erkundigungen  einzuziehen,  auf  die  mir  seitens 
eines  mit  den  Terhftltnisaen  genan  vertraoten  Gewerbetreibenden  in 
Detmold  die  nachstehende  Aneknnft  zoging: 

„  Als  wichtigster  Erwerbszweig  für  das  Fürstentum  ist  —  neben 
der  Landwirtschaft  und  dem  Handel,  die  auch  in  den  obigen  An- 
gaben nicht  mit  berücksichtigt  sind  —  dn^^  Zie^'lcrgc werbe 
anzusehen.  Dasselbe  wird  in  der  eigentümlichen  Form  ausgeübt, 
dass  alljährlich  im  Frühjahr  Tausende  von  männlichen  Arbeitern 
ins  Ausland  reisen,  uni  auf  den  daselbst  belegenen  Ziegeleien  Back- 
steine^  Dachziegel,  DrainrOhren  und  sonstige  Ziegelwaaren  herzustellen 
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Die  BorafiilklaDg  Tom  5.  Jui  1882 

mehr        |  weniger 


t,  11. 


Bevlin  

ProviM  Sachsen  .  .  , 
P^OTins  Westfiüen  .  . 
Ftoviiiz  Rheinland  .  . 

Königreich  Sachsen  .  , 
Sachsen-Koliurg-Gotha. 

Anhalt  

Reusa  j.  L  

Bremen  

Hamburg  

Piovinz  W'estpreiuflcu  . 
Provinz  Pommern.  .  . 
P^vinz  Schlesien .  .  . 
JUppe'Detxnold  .  .  .  . 
ElsaBB-Lotliringen .  .  . 


84615 
30  672 
25480 
84508 

42  017 

3  395 

4  200 
1354 
3  493 

12  647 


31617 
22  322 
37  780 
11289 
2709O 


und  im  Herbst  mit  dem  erworbeneu  Verdienst  in  die  lieimat  zui  ück- 
znkefaren.  Wie  ans  einer  LandesTerordnung  vom  20.  Februar  1680 
hervorgeht,  hat  dies  Answandem  sehen  seit  mefarerea  Jahrhiuderteii 

stattgefunden  und  ist  es  anfänglich  das  Grasmähen  and  Torfstechen 
in  Holland  gewesen,  womit  die  Leute  sich  Verdienst  verschafft  haben 
unrl  >vonach  sie  ITolliintls-  oder  FricslandsgÜnger  genannt  wnrden. 
Späteriiiii  liabeii  sie  dann,  wohl  gerade  von  den  Holländern,  das 
Ziegelarbeiten  gelernt  und  verrichten  nun  heute  nur  noch  dieses. 
Das  Arbeitsgebiet  erstreckt  sich  nicht  nur  aut  sämmtliche  deutsche 
Staaten,  sondern  auch  anf  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Oester- 
reich-Ungam  nnd  Rossland;  die  ZaU  der  auswandernden  Arbeiter 
beläoft  sich  im  letzten  Jahrsehnt  anf  10—12000  jährlich.  Da  der 
Verdienst  des  einzelnen  Arbeiters  auf  2  300  Mark  kommen  kann, 
so  ergiebt  sich,  dass  das  Gewerbe  für  Lippe  mit  seiner  relativ 
hohen  Bevölkemng  von  grösster  ivdoTitnng  ist,  wenigsten?  so  lange, 
als  es  im  Lande  selbst  an  industriellen  Etablissements  zur  aus* 
reichenden  Beschäftigung  und  Ernährung  der  Bewohner  fehlt. 

Die  Ausübung  des  Gewerbes  geschieht  deraii,  dass  die  Arbeiter 
in  Rotten  anter  Leitung  eines  Meisters  zosammen  arbeiten  nnd  die 
Vermittlang  der  Arbeit  darch  sogenannte  Ziegelagenten  geschieht 
Während  diese  Yerhftltnisse  bis  zom  Jahre  1869  daich  gesetzliehe 
Vorschriften  geregelt  waren,  hat  die  damals  erhissene  Bdchsgewerbe* 
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<ir(l!iung,  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten,  so  auch  hier,  volle 
ireilieil  der  Bewegung  eintreteu  lassen.  Ueber  die  Wirkaugea 
4i«er  Massregel  sind  die  Hrionngen  noch  geteilt:  Thatsaclie  ist, 
•dass  die  ZaU  der  Arbeiter,  wie  auch  der  Terdienst  derselben  be- 
deatend  zogenommen  bat;  indessen  kann  das  auch  auf  Reehnnng 
4er  fetten  siebziger  Jahre  kommen:  denn  mit  dem  Niedergang  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  ist  auch  hier  schon  wieder  ein  Rück- 
schlag eingetreten,  wenigstens  hinsichtlich  der  Höhe  des  Verdienstes. 
Jedenfalls  hat  sich  das  Bedürfniss  nach  Wiederherstellung  einer 
festen  Organisation  bemerkbar  gemacht  und  schon  im  Jahre  1875 
zur  Gründung  des  „Lippischen  Ziegler- Vereins geführt,  der  landes- 
herrlich bestätigt  und  mit  Korporatioosreehten  versehen  ist  Der 
Verein  sncht  die  Interessen  der  Arbeiter  nach  allen  Seiten  hin 
vahrzunehmen,  und  seine  Kranken-  nnd  Sterbekasse,  aus  der  in  der 
kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  bereits  52  000  Mark  zur  Verteilung 
gelangt  sind,  bietet  wcrtiirstens  nach  dieser  Seite  hin  die  Gewähr 
ausreichenden  Schutze^  Ob  nicht  nach  Armlogie  der  Fabrikin?pel<- 
toren  auch  ftir  das  Ziegelgewerbe  die  Ernennung  eines  besonderen 
Aufsichtsbeamten  zweckmässig  erscheint,  müssen  wir  dahingestellt 
sein  lassen;  jedenfalls  verdient  das  Gewerbe  seinem  Umfange  und 
seiner  Bedentinig  nach  die  grOsste  Beachtung  nnd  Pflege.* 

II.  Sehr  lehrreich  ist  der  Stand  dieser  Frage  in  England, 
velches  seit  dem  Qesetze  Karls  II.  (1662)  ein  ansserordentlich  künst- 
Hcbes  Heiinatsystem  aasgebildet,  vielfach  geändert,  schliesslich  aber 
mehr  und  mehr  cingcschrfinkt  hat.  In  dem  Gesetze  von  1662  wird 
<lie  Zurücksendung  von  Personen,  die  sich  in  eiiurn  Besitztum  von 
weniger  als  10  Pfund  Sterling  Wert  niedergelassen  hüben,  binnen 
40  Ti^en  nach  der  Niederlassung  gestattet,  sofern  sie  nicht  lui*  die 
Schidloshaltung  der  Kirchspiele  genügende  Bargschaft  leisten,  oder 
sofern  sie  nicht  in  denselben  durch  Geburt,  durch  eigene  Wirtschaft 
oder  durch  ein  Lehr*  oder  Dienstyerhiltniss  wfthraid  eines  Zeit- 
raumes von  mindestens  40  Tagen  eine  gesetzliche  Niederlassung 
«rworben  haben.  Nachdem  man  dieses  System  —  noch  erschwert 
durch  die  Einführung  der  Heimatscheine  —  durch  mehr  als  hundert- 
jährige Anwendung  zu  erproben  Gelegenheit  cchaht  hat,  waren 
Freunde  und  Gegner  der  englischen  Armenptiege  in  dem  einen 
Punkte  einig:  in  der  Verwerfung  der  geltenden  Heimatgesetz- 
gebnng.  Das  Gesels  Georgs  II.  (1795)  leitet  seine,  auf  Besserung 
der  Zustftnde  gerichteten  Bestimmungen  mit  den  Worten  ein:  j,yiele 
fleissige  Arme,  die  von  den  Kirchspiden  u.  s.  w.,  in  denen  sie 
leben,  zu  unterstfitzen  sind,  allein  aus  Mangel  an  Arbeit 
dort,  würden  an  anderen  Plätzen,  wo  genügende  Beschäftigung  zu 
haben  ist,  sicli  und  ihre  Familie  erhalten,  ohne  dorn  Kirchspiele 
zur  Last  zu  lallen.  Es  wird  ihnen  aber  nicht  gestattet,  anderswo 
zu  wohnen ,  unter  dem  Vorgeben .  dass  sie  innrmasslich  dem  Kirch- 
spiele, in  das  sie  gehen,   um  dort  Arbeit  zu  erhallen,  zur  Last 

fallen  würden,  obwohl  die  ArbMt  dieser  armen  Personen  in  vielen 
Fällen  sehr  vorteilhaft  flkr  dieses  Kirchspiel  sein  mag.*" 
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Seit  dem  Erlass  dieses  Gesetees  geht  die  Tendenz  anf  Be- 

seiUgQDg  der  Schranken,  die  praktisch  zwar  schon  früher  vielfach 
erfolgt  war,  ihren  erheblichen  gesetzlichen  Ausdruck  aber  erst  184& 
in  der  sogenannten  Pcels-Act  fmid.  Durch  sie  wurde  nnterschieden 
zwischen  der  1  rremovabilit  y  d.  h.  dein  Aii'^schluss  der  /nriU  kweisung 
nach  einer  bestimmten  Zeit  uud  dem  eigenlliclien  Settlement,  d.  h. 
deui  Anspruch  auf  Verpflegung  innerhalb  des  Armenverbandes  in 
Folge  eines  dieses  Recht  begründenden  Titels.  Damach  sollten 
nicht  aosweisbar  sein  Personen,  die  sich  5  Jahre  innerhalb  dea 
Kirchspiels  aufgehalten  hatten,  sowie  Kranke  nnd  durch  besondere 
Unglücksfälle  Bedürftige  nur  dann,  wenn  festgestellt  werden  konnte, 
dass  eine  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  dadurcli  hervorgerufen  wor- 
den. Die  Fristen  wurden  dann  ';]>äfer  wesentlich  herabgesetzt. 
auf  3  ,Tahre,  18^5  nnf  1  Jahr,  wobei  der  an  anderer  Stelle  zu  er- 
wähnenden Erweiterung  der  Armenverbände  durch  Zusanißienlegung 
mehrerer  Kirchspiele  insofern  besondere  Bedeutung  innewohnte,  als 
der  Aufenthalt  in  einem  dieser  Kirchspiele  die  Irrcmovability  für 
den  ganzen  Verband  herstellte.  Die  eigentliche  Heimatgesetzgebang 
blieb  zwar  formell  tu  Becbt  besteben,  wurde  aber  derartig  dnrcb 
die  Torbezeiebneten  Ausnahmen  unterbrechen,  dass  ihr  praktisch 
nor  noch  ganz  geringe  Bedeutung  zukommt. 

Eire  Einrichtung,  die  unserm  Landarmenwesen  entspräche, 
kennt  England  nicht;  die  einmal  erworbene  Heimat  bleibt  bis  2um 
Erwerb  einer  neuen  in  Kraft. 

Gegenwariig  ibl  die  Frage  wiederum  Gegenstand  vielfacher 
Erwägungen.  Nachdem  die  Uebelstttnde  auch  der  noch  bestehenden 
Anfenthattsbeschränkuigen  gerade  im  Hinblick  anf  das  Armeowesen 
wiederbolt  betont  worden  waren,  setzte  das  Parlament  1876  eine 
besondere  Kommission  zur  1 1  t*  rsucbung  der  laws  of  settlement  and 
removal  nieder.  Nach  gescheliener  Sachuntersuchung  sprach  sich 
die  Mehr/ahl  ihrer  I^ritL'lieder  für  gänzliche  Anfliebung  aller  Be- 
schränkungen aus,  während  von  anderer  Seite  mit  Kiicksicht  auf 
das  Zuströmen  von  Irland  die  zu  fürchtende  Belastung  der  gr^Vsseren 
Seeplätze  hervorgehoben  wurde.  Dem  entsprechend  ermgle  sich  die 
Kommission  aaf  Abscbaftang  der  Auswebnng  in  England  mit  Ana- 
nabme  einiger  Seeplätze  md  Annfibening  der  schottischen  Gesetz- 
gebang,  in  der  die  Ausweisungsfrist  5  Jahre  beträgt,  an  die  eng- 
lische. Gesetzliche  Folge  ist  diesem  Beschluss  bisher  nicht  gegeben 
worden.  Der  neueste  Schriftsteller  Tiber  diesen  Gegen^^tand  bemerkt 
aber,  dass  an  vielen  Orten  schon  praktisch  gar  kein  Gebrauch  von 
der  Aöswei&ung  gemacht  werde,  in  anderen  die  vollige  Aufhebung 
derselben  nur  eine  Frage  der  Zeit  und  die  ülfentliche  Meinung 
hierauf  seit  langem  vorbereitet  sei.  —  Vgl.  Aschrutt  an  ver- 
schiedenen Stellen.  Namentlich:  S.  16,  26,  146,  162  ff.  nnd  S. 
165  Anm.  2,  wo  die  Aeusserongen  einer  Anzahl  herrorragender 
praktischer  Armenpfleger  mitgeteilt  sind;  nnter  anderem  wurde  ?on 
dieser  Seite  her  bemerkt,  dass  gerade  gegenüber  den  grossen  See* 
Städten  auf  die  za  erwartende  Mehrbelastung  keine  R&cksicht  zo 
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nehmen  sei,  weil  gerade  dies«  die  Arbeit  der  Zuziehenden  am 
meisten  aasnatzten  und  die  grossen  Stftdte  in  jeder  Hinsidit  sehr 
viel  leistungsfähiger  seien  als  die  kleineren  oder  als  die  Undtichen 
Bezirke. 

§  123. 

Im  Anschluss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Wieder- 
einftlhnuig  der  Heimatscheine^)  zu  gedenken,  welche  gleich- 
zeitig mit  Durchführung  des  Heimatprinzips  gewünscht  wird. 
Es  ist  dies  eine  Beecheinigang  der  Heimatgemeinde  ^  d.ass 
eine  Person  in  ihrem  Ileiniatbezirke  heimatgehörig  sei, 
die  im  Ultercn  Ileimatrechte  (Mo.  13ed«'utung  hatte,  die  Frei- 
zügigkeit insoforn  zu  erleichtoni.  als  kein  Grrund  vorla;^',  'l''n 
mit  einer  lloimnt  aus^estntti'tcn  OrtätVenulen  aus  Besorguiss 
künftiger  Veniiiiiuijg  zurückzuweisen.  Auch  war  es  in  einigen 
Staaten  aailässig,  don  blossen  Aufenthalt  demjenigen  zu  ver- 
sagen^ der  nicht  im  Besitze  eines  Heimatscheines  sich  befand. 

Vgl.  besonders  wegen  Sachsen  oben,  und  die  Uebersicht  bei 
Schüz  S.  80—85. 

Die  burische  Gesetzgebung,  der  zufolge  nochgegenwartig  Hei- 
matscheine erteilt  werden  können,  hat  lediglich  die  erstere  Bedeu- 
tung uiul  verbietet  eine  Ausweisung  von  Personen,  deren  Heimat 
zweifelhaft  und  streitig  ist,  ehe  die  Heimat  solcher  Personen  aus- 
gemittclt  und  ihnen  eine  vorläufige  Heimat  angewiesen  wortlcn.  Doch 
ist  auch  diese  Bedeutung  nach  Einführung  des  Freizü^igkeitsgesetzes, 
das  ganz  bestininite  Merkmale  zur  Veröa^4Uiig  dos  Aufenthalts  auf- 
stellt, erbeblich  abgeschwächt.  Vgl.  Art.  21  u.  22  des  Heiuiatgeselzes 
von  1869  und  Nr.  TIH  der  Yolknigs-Instr.  vom  29.  Juni  1869, 
mitgeteilt  ba  Riedel  S.  253  ff. 

Im  Geltungsgebiet  des  G.  Uber  den  U.-W.  sind  Heimatscheine, 
sowie  Tie  verse,  in  wdchen  von  Seiten  eines  Armen  Verbandes  die  Ver- 
pflichtung übernommen  wird,  etwa  entstehenden  Armenaufwand  für 
einen  Fortgezogenen  auch  dann  zu  ersetzen,  wenn  er  in  dem  den 
Kevers  ausstellenden  Armen  verband  den  Untersiützungswohnsitz 
durch  Abwesenlieit  verloren  haben  sollte,  schleehthin  unverbindlich, 
weil  durch  das  U.-W.-G.  zwingendes  liecht  geschaffen  ist.  Vgl. 
Entseh.  des  Bundtsamto  f.  d.  H.  YIII S.  2,  IX  8.  181.  —  In  Baden 
hatte  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1870  noch  die  urkundliche  Yerlftngerung 
der  Fristen  sngelassen.  Vgl.  oben  S.  123.  —  Bezflglich  der  hannover- 
schen Heimkehrscheine  vgl.  bei  Wohl  crs  S.  9  Anm.  zu  §  10.  —  Eine 
gewisse  untergeordnete  Bedeutung  haben  die  lleimatschcine  noch  in 
Bezug  auf  die  Niederlassung  in  einem  Bundesstaate,  dem  der  sich 


Marschall  T  S.  l")  in  ^  1  s<'inos  EntwurtVs:  -Jeder  Reichs- 
angehürige  muaa  iii  irgend  einer  OitBgeuieiude  Heimutiecht  besitzen  und 
sich  Uber  diesen  Bcsits  urkundlich  ausweisen."  Lothardt  S.  58; 
Varnbüler  n.  a. 

23* 
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Niederlassende  nicht  angehört.  „Da  hei  der  Niederlassung  der  Nachweis 
des  Bundesindigenats  gefordert  werden  kann ,  und  dieser  Nachweis 
am  sichersten,  leiclitesten  und  vollständigsten  durch  Vorlegung  eines 
Heimatscheines  d.  h.  einer  liescheiiiigung  darüber,  dass  der  Vor- 
legende im  Besitze  der  preuss.  Untertanen-Eigenschaft  sicli  befindet, 
geführt  werden  kann,  so  erscheint  die  Erteilung  von  Heimatscheineu 
auch  nach  der  norddentschen  Gesetzgeibimg  weder  bedeatongsloe, 
noch  nnzaUsfllg.**  Reskr.  vom  31.  Januar  1869,  Prems.  Hinist.* 
Bl.  d.  inneren  Verw,  S.  53;  desgl.  vom  27.  Juni  1868,  ebenda 
S.  237.  —  Das  im  Zentral blatt  für  das  Deutsche  Reich  1881  S. 
22  mitgeteilte  Formular  für  Heimatscheine  bezieht  sich  auf  Deutsche, 
die  im  Ausland©  befindlich  sind  21  des  Keichsgesetzes  vom  1. 
Juni  1870)  und  hat  mit  der  Heimatgesetzgebung  nichts  zu  thnn. 

Zup:leich  mit  dem  Ileiiiiatprinzip  in  dio  doutsrhe  Arition- 
und  Wirt-scliattegesetzgchun;^  wieder  ('iTiji;<'fülirt,  wUixlen  die 
Heimatschcino,  nach  Meiliuu^^  ihrer  Befürworter,  (is  vor  allem 
bewirken,  tla^a  keine  Gemeinde  sich  scheuen  wiirdc,  den- 
jenigen, bei  sich  aufzunehmen,  dessen  Heimat  urkundlich  fest- 
steht und  dass  gleichzeitig  bei  so  klarer  Sachlage  das  Schreib- 
werk sehr  erheblich  vermindert  werden  und  sich  nur  auf  die 
Uebersendung  der  Liquidationen  an  die  Heimatgemoinde  zu 
beschränken  haben  wttrde. 

Ebenso  wie  in  dem  Gedanken  der  festen  Heimat  liegt 
auch  in  der  formellen  Eig&nzung  desselben  durch  Einfuhrung 
von  Heimatscheinon  etwas  sehr  VcrTuhrerisches.  Die  Evidenz 
der  Beziehungen  des  Individuums  zu  dor  UnterstHtzinifr^^ro- 
meinde  orBcheint  unbestreitbar  und,  wenn  eben  doch  einuinl 
ohne  Heimat  oder  Uiiterstützunf^swohnsitz  nicht  ausziikommen 
ist,  l'iir  die  vcrwaltuugstechnische  liehandluiig  der  auswärtigen 
Armensachen  äusserst  wertvoll.  Aber  es  scheint  oben  auch  nur. 
Bei  näherer  Betrachtung  wird  man  zunächst  daran  erinnert,  dasi» 
die  Verpflichtung  des  Annenverbandes  aur  vorliiufigen  Unter- 
stützung durch  die  Heimatverhältnisse  sowie  auch  insbesondere 
die  so  sehr  wesentliche  Kraiikcidiülfe  j!:e^en über  gewissen  Per- 
öononk1as<fMi  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  iinbnHlhrt  bleibt.  Dt'ii 
Ab.st  ]nt'biiii^''en,  die  —  wie  obuii  nucligewiescii  - —  gerade  an- 
gesichts dieser  Verpflichtungen  am  zahlreichsten  .sind ,  würde 
durch  die  Heimatscheine  also  auch  kein  Ziel  gesetzt  werden. 
Dagegen  würde  die  Freizügigkeit,  welche  doch  auch  nach 
Ansicht  der  Vertreter  des  Heimatprinzips  ungeschmälert  bleiben 
soll)  schwere  Einbusse  erleiden.  Will  man  nitmlich  noch 
irgend  einen  anderen  Erwerb  der  Heimat  als  den  durch 
Geburt  zulassen,  sei  es  nun  durch  fllnf-  oder  zelinjähnircn 
Aufenthalt,  sei  es  kral't  des  (icsetzes  oder  aufCn-untl  (n/.\y\u^- 
baror  Verleihung  seitens  der  Gemeinde,  so  ist  die  letztere 
auch  immer  intcressirt,  diesen  Erwerb  in  irgend  welcher  Weise 
zu  liindcni ;  der  Heimatschein  würde  also  zwar  gegen  die  un- 
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mittelbare  AbweiBnng  der  Niederlassung,  nicht  aber  gegen 
Erschwerungen  dos  weiteren  Aufenthalts  schützen.  Ausserdem 
aber  wtlrden  die  Ileimatgemeinden  sich  in  aller  Weise  hüten, 
einen  Heimatschein  auszustellen,  der  sie  auf  gans  Ungewisse 
Zeit  urkundlich  verpflichtete. 

Die  Frage  wurde  aueli  hei  Beratung  des  Gcsetze.s  vom  6. 
Juni  1870  in  der  Keichstagskunmiission  auslulirlich  erörtert,  da 
der  Entw.  des  Bundesrats  eine  Bestimmung  enthiell^  der  zu- 
folge die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  fUr  Verlust  des 
U.>W.  nicht  über  10  Jahre  hinaus  seitens  des  bisher  verpflich- 
teten  Armenverbandes  zulfissig  sein  sollte.  Es  wurde  dagegen 
geltend  gemacht,  dass  das  ganze  Institut  gcsclmfFen  sei,  formell 
^'erwirrung,  materiell  stärkste  Schädigung  der  Freizügigkeit 
zu  bewirken.  Vor  allem  würde  die  Abzugögt  ineinde  für  das 
Tragen  eines  so  langen  Risikos  Kautelen  fordern ,  so  dass  an 
Stelle  der  beseitigten  Kinzugsgelder  ein  Institut  der  Abzugs- 
gelder treten  wttxde.  Insbesondere  wurde  auf  die  traurigen 
xlrfahrungen  exemditfizirt,  die  man  mit  den  Heimatscheinen 
in  EIngland  und  im  Kanton  Bern  gemacht  habe*).  Im  Reichs- 
tage kam  man  auf  den  G^enstand  nicht  zurück. 

2.  Anderweite  Besehränkongen. 

§  124. 

Wio  in  dem  T"'<'}>**rblick  über  die  g«'sr]uehtliclie  Entwicklung 
dargestellt  ist,  wunie  in  der  älteren  Heiniatgesetzgebuiig  die  Nie- 
derlassung ausser  durch  die  Ausweisungshetiignisse  der  Oomein- 
tlen  noch  iu  mannigiacii  anderer  Weise  beschränkt  und  erschwert, 
namentlich  durch  die  Erfordernisse  des  guten  Leumundes,  des 
gesicherten  Erwerbsstandes  in  subjektiver  und  des  Vorhanden- 
seins von  Erwerbsgelegfenheit,  insbesondere  NichtttberfÖflung 
des  betreffenden  Gewerbes  in  objektiver  Beziehung.  Der 
Nachweis  dieser  Erfordernisse  sollt«'  entweder  durch  den 
Nachweis  eines  gewissen  Vernir)"fen.sbe»itze8,  die  Zahlung  eines 
Niederlassungsgeltles  (Aufnahmegebühr,  Einzugsgeld  u.  dergl.) 
erbracht,  die  Entscheidung  über  Zulassung  und  Versagung 
der  Niederlassung  ganz  in  die  Willkür  der  Gemeinden  ge- 


')  Da  ilio  strenge  englische  Heimatgesetz^ebung  von  1662  (Gesetz 
Karls  II.)  zu  engher/.tgster  AbschliessuDg  der  Kirch6|)iele  gef&fait  hsttOi 
so  soUte  durch  Erteilung  von  Heimatscbcinen  ilie  freiere  Bewegung  ge- 
fordert werden.  Der  £nblg  aber  war  ein  ent^geng^tzter ,  iiulein  nun 
4Üe  KirchsfHelBbeiimten  den  töchtigstea  Arbeiten  Hdinatsebefaie  nicht 
ausstt  !lti  11 ,  urn  diese  nicht  im  Stande  flcr  HfilfsTi'^fUlrftigkdt  zurück- 
zuerhalten  und  umgekehrt  durch  Erteilung  von  Ileiuiatscheinen  ihre 
liederlichen  Arbeiter  wenigsteiiB  f&r  eine  iSeit  los  zn  werden  sachten. 
yfß,  Kries  I  S.  lOöff.,  Asehrott  8.  18  tf.  —  Ueber  ähnliche  Wirkungen 
der  sog.  Wohnsitzscheine  im  Kanton  Bern  vgl.  Kambli  S.  blfH. 
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stellt  oder  der  Beschwerde  an  die  Staatsbehörde  unterworfen 
sein.  Ebenso  wurde  die  £hoschlic8sung  erschwert^  indem  man 
sie  nur  angesessenen  Bürgern  oder  sok-lien  Personen  gestattete, 

die  sicli  frlier  die  Fäliiuk^jit  zur  Ernährung  einer  Familie  io 
iüiniichcr  Weise,  wie  in  Bezug  auf  die  Nifderiassung,  durch  Ver- 
iuügnns])eaitz  u.  s.  w.  ausweisen  konnten;  auch  wurde  die 
Ehciiamdigkeit  an  das  Erreichen  eines  bestimmten  Alters  (30, 
25  Jahre  u.  s.  w.)  geknüpft.  Die  Entscheidung  konnte,  sofern 
sie  nicht  ganz  in  den  Händen  der  Gemeinde  lag,  durch  die 
Staatsbehörde  abgeändert  werden. 

Die  auf  Wiedereinführung  des  Heimatprinzipes  gerichteten 
Bestrebungen  verhehlen  dem  natürlichen  Zusammenhang  aller 
dieser  Veranstaltungen  entsprechend  sich  nicht,  dass  der  Schutz 
der  Gemeinden  g•^gen  unwillkommenen  Anzug  erst  oin  voll- 
kommener sfin  kann,  wenn  zti  den  im  vorlif^rgehenden  Ab- 
schnitt be!3])rochenen  Mas.sreq"»  ln  cinip:«'  joner  andorcn ,  d(;m 
älten^n  Tlcim.itreeht  (intiiomnicnen  hinzutreten.  Aber  auch  Iiier 
ist  zu  koufttatiren,  das.s  diese  Meinung  sich  in  sehr  gemilssigteu 
Grenzen  hält  und  dass  selbst  diejenigen,  die  am  weitesten 
hierin  gehen,  nicht  Uber  ein,  an  dem  älteren  Rechte  gemessen, 
sehr  gelindes  Mass  hinausgehen.  Gelegentlich  kommen  wohl 
Aeusserungen  vor,  wie  die,  dass  „ein  Zurückgreifen  auf  ein- 
zelne der  früheren  formal  -  rechtliehen  BeschrUnkungen  der 
Frt'i/ugigkeit  schwcrlicii  pinz  zu  vermeiden'*,  und  dass  von 
soll  hcn  „die  Erhebung  von  Einzugsgeldern  am  meisten  zu 
erwägen"  sein  würde  (Wagner,  G.  S.  470).  Aber  eine  ern»i- 
liche  Empfehlung  des  Erfordernissos  des  Leumundes,  des 
Yermögensnachweises  und  ähnlicher  Voraussetzungen  der 
Kiederlassung  ist  von  keiner  Seite  ausgesprochen  worden^  ge- 
schweige dass  positive  diesb<'zügliche  Vorschläge  gemacht 
sind.  Hiervon  bildet  nur  eine  Ausnahme  das  Recht  der  Ehe- 
schlif'ssung.  1  )ioses  ist  auch  noin'rdlngs  wieder  der  Gegm- 
fitand  mannigfacher  Wünsche  und  Besserungsvorsclilii^c  ue- 
wciscn,  die  einen  zu  bi  riten  Raum  in  der  Literatur  einnt  hnini. 
um  sie  voUbtändig  übergehen  zu  können.  Von  ihnen  wird 
daher,  der  mehrfach  augedeuteten  Absicht  entsprechend,  die 
Erörterung  in  den  Grenzen  der  positiven  Reformvorscbläge 
zu  halten,  noch  etwas  eingehender  zu  sprechen  sein^}. 


<)  In  der  älteren  Literatur  wird  über  Leamuiid^/i  nirniss,  VonncigenBp 

iiacbwoi«.  Eiiizu£;«»<rc!d  u.  s.  w.  aupscrordctitlich  nii'-fuhrlich  und  mit  t^ro^ser 
Siichkenntuiss  gehandelt,  namentlich  in  den  an  Material  sehr  reichen  Ar- 
beiten von  Schüz  und  Wem  Ii  er,  die  rieh  im  Sinne  selur  g«niXMigter 
Bosoliiänkungen  auß^jjroclion.  von  Kries,  wclt-licr  >f'1ir  woit  in  /ulassun^r 
von  lieschränkunscu  geht,  von  V ah I kämpf  und  Medicus,  die  von 
allen  derartigen  Voraussetzungen  so  vreai^  wie  mögUcli  wissen  wollen. 
Alle  dieee  Arbeiten  datiren  aus  den  vierziger  und  ranftiger  Jahren. 
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3.  BesebrSnkimgeii  der  Ehesehliesgniig^). 

§  125. 

Für  (las  Dentsclie  Reich  (einschliesslich  Elsass-Lothringous 
und  ausschlitv^>liL'li  Baierns)  ist  das  Gesotz  vom  4.  ^tai 
ISüS  (Ji.-G.-Bl.  »S.  149)  massgebend.  Dasselbe  wurde  zimiiehst 
für  daä  Geltungsgebiet  des  Nordd.  Bundes  erlassen  und  durch 
■die  obea  erwdonten  Vertrage  (vgl.  S.  170.  171)  auf  Hessen 
«adlich  vom  Main,  auf  Baden  und  Wflrtemberg,  sowie 
durch  Ges.  t.  8.  Januar  1873  auf  Elsass-Lothringen  ausge- 
dehnt —  §  1  desselben  bestimmt:  * 

^Biindesangehf5rij]^o  bodürfpn  7ur  Einfi^ehnTig  einer  Ehe  oder 
zu  der  damit  v<'rl)un(l(*ncn  (Tründuii^  eines  cigenon  Hanshaltes 
weder  dos  Bt's'tz*'.s,  noch  des  Erwerbes  ein«*r  (icnicindeaiigehörrf?- 
keit  (Gemeinili'-Mitgliedschaft)  oder  des  Einwohncrrechts,  noch 
•der  Genehmigung  der  Gemeinde  (Gutsherrschaft)  oder  des 
Armenrerbandes,  noch  einer  obrigkeitlichen  Erlaubniss. 

Insbesondere  darf  die  Befugniss  zur  Verehelichung  nicht 
beschränkt  w>  rl  i  wegen  Mangels  eines  bestimmten,  die 
Orossjährigkeit  übersteigenden  Alters  oder  dos  Nachweises 
<?iner  Wolmnn^r,  oinos  hinroichenden  Vennögens  oder  Erwerbes. 
wotj;en  oriitt« -ner  Bc'strat"un^^  }»?1son  Rufs,  vorliaTidener  oder  zu 
liofiirc htender  Verarmung,  bezogener  Unterstützung  oder  aus 
«mderen  polizeilichen  Gründen." 

Das  Ab  2  ist  erst  durch  die  Reichstags-Kommission  hinzu 
gefügt  und  im  Reichstage  amendirt  worden;  es  erschien  zweck- 
mttssiger,  eine  womöglich  vollstKndige  Au&tthlung  zu  geben, 
nm  gar  keinen  Zweifel  zu  lassen,  dass  alle  poliseilichen 
^im  Gegensatz  zu  den  zivilrechtlichen)  Beschränkungen  ange- 
hoben sein  sollon.    Vgl.  Stonngr.  Bor.  S.  107. 

Für  Baiern  bestehen  g('go?i\v:üt'g  die  oben  (S.  III)  mit- 
geteilten Beschrfuikungen  der  Elieschliossung,  deren  Zulässig- 
keit  im  einzelnen  Falle  die  Distriktspolizei behörde  nach  An- 
hörung der  Gemeinde  zu  entschdden  hat,  während  in  der 
hairischen  Pfalz,  wie  gleichfalls  mitgeteilt  (oben  S.  114),  die 
für  das  rechtsrli  inische  Baiern  geltenden  Beschränkungen  nie 
besUinden  und  auch  gegenwärtig  nicht  bestehen.  Im  übrigen 
gilt  für  das  ganze  Reich  das  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875, 
betreftcnd  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der 
Eheschliessung,  welches  das  Alter  der  Ehemündigkeit  auf  das 
20.  Jahr  für  Männer,  das  16.  für  Frauen  festsetzt 

§  120. 

Vr>n  den  Beschränkungen  der  Niederlassung  unterscheiden 
;sicli  die  der  Eheschliessung,  abgesehen  von  anderem,  in  einem 

>)  Ueber  die  Utere  Gesetzgebung  vgl.  oben  8.  105  ff.,  namentlich 
ab«  die  tabellariachen  Uebenichten  bei  Schflz  S.  80—86. 
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Kclir  wichtigen  Punkte.  —  Während  nltnilicli  Ijel  dvn  tM  >t<Ten 
der  Staat  nur  das  Interesse  liar.  .seint'ii  Einwolmeni  die  Er- 
werb.snir>^dichkeiten  zu  erleichtern  und  die  vorhandene  Bevöl- 
kerung angemessen  zu  verteilen,  kommt  hei  den  letzteren 
noch  das  äusserst  wichtige  Interesse  an  Vermelirung  oder 
Verminderung  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  hinzu ,  die- 
nützlich  oder  gefährlich  sein  kann  auch  ohne  die  Beziehung^ 
der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Gemeinde.  Vermehrt  sich 
nämlich  die  Bevölkerung  derart,  dass  selbst  bei  weitg^iender 
Freizügigkeit  im  ganzen  Staatsgebiet  eine  Uebervölkernng  ein- 
tritt, oder  vemindert  sie  sieh  umgekehrt  derart,  (hass  das  all- 
gemeine wirtschaftlich«'  Gedeihen,  die  Heeresstärke,  die  Steuer- 
einnahmen u,  s.  w.  bedroht  werden,  so  ist  der  Stiuit  unnuttel- 
bar  interessii't,  der  Vennehrung  entgegenzuwirken  oder  sie  zu 
fördern.  Erst  in  zweiter  Linie  kommt  dann  das  Interesse  der 
Armenverbände  in  Betracht,  welche  allerdings  tm  Hinblick 
auf  die  Amieiilast  nur  diir(  Ii  die  ihrem  Willen  entzogene 
Vermehrung  bedroht  erselieinen  können. 

Da  nun  die  Ehesehl iessung  als  solche  zunächst  nur  die 
bereits  vorhandenen  Menschen  beiderlei  Geschlechts  verbindet 
und  daher  an  und  für  sich  weder  Vermehrung  noeli  Vcrnun- 
derung  bedeutet,  so  ist  es  nicht  diese,  auf  welche  etwaige 
Beschränkungen  abzielen ,  sondern  ihre  natürliche  Folge:  die 
Kinderzeugung.  Verbot,  Beschränkung  oder  Erschwerung 
der  Eheschliessung  bedeuten  also  ihrer  wirklichen  Absicht 
nach:  Verl  t,  Beschränkung  oder  Ersehwenmg  der  Kinder- 
zeugung. Es  ist  von  Wichtigkeit  sich  dieses  als  die  Absicht 
jeder  he/ügUchen  Gesetzgebung  vor  Augen  zu  halten,  um 
stiitt  der  i'  nige,  ob  grösser«'  oder  gering(^re  Freiheit  der  Ehe- 
schliessung zweckmässiix  sei,  gleich  d»c  richtige  Frage  zu 
stellen,  ob  die  Vermehrung  uder  Verminderung  der  Kinder- 
zeugung durch  solche  Massre^eln  erreicht  wird^  und  welche 
weitere  Folgen  hieraus  erwachsen  kennen.  Auch  hier  kann 
CS  sich  selbstverständlich  um  die  erschdpfende  Behandlung' 
der  -  ii  3Ialthus  nicht  zur  Ruhe  gekommenen  Frage ^)  nicht 
handeln.  Nur  die  vom  Standpunkt  des  Stiuits-  und  des  Ge- 
meindeintcresses  vorgebrachten  Behauptungen,  sowie  die  sie 
erhärtenden  thatsächlichen  Walirnehmungen  werden  kurz  zu 
betrachten  sein. 

Von  denjenigen,  welche  Erschwerungen  und  Beschrän- 
kungen der  Ebeschliessung  befürworten,  wird  geltend  gemacht,, 
dass  je  weniger  Ehen  geschlossen^  tun  so  weniger  Kinder  ge- 
zeugt wurden;  vor  allem  wUnle,  wenn  man  vor  Gestattung 
der  Eheschliessung  einen  Nachweis  erforderte,  welcher  die 
Fähigkeit  des  ehesehliessenden  Mannes  zur  Ernährung  einer 
Familie  darthäte,  die  Erziehung  und  der  Unterhall  der  zu 


')  Vgl.  die  Anin.  übt;n  S.  184. 
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erzeugenden  Kinder  sichergestellt  sein ;  statt  eines  in  Not  und 
Verkommenheit  aufwachsenden  zahlreichen  und  in  geometriadier' 
Progression  sich  vprmehrondf^n  ] Proletariats  wtirden  f^ino  ge- 
ringere Anzahl  Kinder  geboren,  diese  weniger  zahlreichen 
aber  wohl  versorgt  und  zu  nützliehen  Gliedern  des  Staats 
und  des  engeren  Gemeinwesens  herangebildet  werden.  Was 
die  Feststellung        als  notwendig  zu  erachtenden  Voraus- 
Setzungen  der  fSheechliessung  angehe,  so  sei  dies  Sache  der 
Gesetzgebung;  aber  der  Gemeinde,  welcher  schliesslich  doch 
im  Falle  der  Verarmung  der  Familie  der  am  meisten  positive- 
Nachteil  in  Gestalt  der  Annonlafit  erwüchse,  müsste  die  Ent- 
scheidung über  Gestattung  oder  Versagung  der  Eheschliessung, 
oder  im  Falle  diese  Entsclu^idung  der  Staatsbehörde  obliegen, 
sollte,  ein  Einspruchsrecht  gegen  dieselbe  zustehen. 

K  r  ies  II  giebt  S.  323  ff.  ein  In  sehr  düsteren  Farben  gehaltenes- 
Bild  der  Folgen  der  Freiheit  der  Eheschliessang  bei  „der  gegen- 
v.äitig  (1853!)  herrschendeil  Unsittli^hkeit"  und  eniptiehlt  als  Voraus- 
setzung für  Gestattung  der  Ehescliliessung  ein  üuthitbon  in  der 
Sparkasse,  eine  Beteiligung  an  den  Untersttttzungsansialten  für 
Krankheits-  und  Sterbefälle  sowie  für  die  Zeit  eines  Löhereu  Alters 
aafznstellen.  Er  ivUl  mit  Absicht  die  lediglich  dem  Gemeinwesen 
zn  gnte  kommendeD  Leisttngen,  wie  filnzagsgeld,  Trangebtthr,  Ab- 
gaben und  dergleiGhen  mehr  als  Yoraassetzungen  b^itigt  wissen^ 
die  einem  dem  Arbeiter  nicht  verständlichen  Zwecke  dienen,  ond 
an  deren  Statt  die  gedachten  Erfordernisse  stellen,  die  in  erkenn- 
barer Weise  lediglich  den  Nutzen  dos  betreffenden  Individntims  be- 
z^vecken.  —  Ganz  ähnlich  fordern  auch  Schäffle,  Kapitalismus  und 
Sozialismus  S.  689  fi.  und  Mario,  Weltökonomie  III  Ö.  84  ff.,  dass 
eine  erzwungene  Wittwen-  ond  Kindenrersicherong  der  Trauang  vor- 
hergehe. —  Vgl.  Roscher,  System  §  258  Anm.  4.  —  8chttz,  der 
im  abrigen  dUe  Bedenken  gegen  aUe  derartige  Ifassregelny  wie- 
ßich  sogleich  noch  ergeben  wird,  teilt,  bemerkt  S.  39:  »Wer  nicht 
im  Stande  ist,  diejenige  Erwerbsftlhigkeit  nachzuweisen,  die  unsere- 
jetzige  Gesetzgebung  verlangt,  und  wer  an  sittlichen  Mängeln  leidet, 
wie  unsere  Gesetze  sie  zeichnen ,  wer  auf  Armenunterstützung  An- 
spruch gemacht  hat,  wird  mit  Kecht  von  der  Eingehung  einer  Ehe, 
bis  zu  einer  wahrscheinlichen  Aenderung  der  Verhältnisse,  aus* 
geschlessm.* 

Aehnlich  auch  Mohl,  P.-W.,  der  neben  guter  Volkserziehung 
doch  noch  die  positive  Enchwenmg  des  Hdratens  nnd  dieserhalb- 
Heraofsetznng  des  Altera  der  nEhemflndigIceit  nnd  das  ginsliehe  Ver- 
bot der  Ehe  für  alle,  welche  sich  nicht  mit  Wahrscheinlichkeit 
über  die  Fähigkeit,  ihre  Familie  zu  erhalten,  ausweisen  können", 
fordert.  Er  verspricht  sich  hiervon  auch  den  Vorteil ,  dass 
„manche  zu  längerem  Wandern  oder  Dienen  dadurch  veranlasst- 
würden,  was  ihnen  für  ihr  ganzes  Leben  nur  nützlich  sein  könnte."" 
Vgl.  Mohl,  P.-W.  1  S.  118  ff. 
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Neuordings  sind  zusammen  mit  den  Klagen  über  die  Folgen  der 
Freizügigkeit  auch  wieder  Klagen  über  den  leichtfertigen  und  in 
Ulli oi fein  Alter  erfolgenden  Abschluss  von  Ehen  tmd  über  die 
Stellung  (icr  hiergegen  scluitzlosen  nnd  gleichwohl  zur  Armenlast 
ver^iilichteten  Gemeinde  laut  geworden.  Doch  findet  man  unter  den 
VorschlAgen  rar  Aendening  der  Gesetzgebang  nur  selten  einen,  in  dem 
bestimmte  Forderangen  in  Ansebimg  des  Einsprachsrechts  der 
Gemeinden  gestellt  sind.  —  In  ganz  allgemeiner  Weise  klagen 
V.  V  a  r  n  b  ü  1  e  r  in  der  mehrerwähnten  Reichstags  Verhandlung,  L  u  t- 
hardt  S.  16,  Röttinger  in  Deutsch.  Gem.-Z.  1878  S.  121,  an 
dessen  Ausftihrnngcn  die  Hedaktion  der  Gem.-Z.  einige  Bemerkungen 
allfjPTneincrer  Art  anknüptt  und  Ileraufsetzuug  des  Alters  der  Khe- 
inihidi^kcit  fordert.  Positiver,  obwohl  auch  wenig  erschöpfend,  v. 
Marschall  in  seineu  beiden  kleinen  Schriften.  Sein  Entwurf 
eines  Abftnderungsgesetzes  I  S.  16  enthält  folgenden  §  6:  „Ein 
Gemeindeangeb6riger,  der  sieb  za  verebelicben  beabmchtigt,  bat  von 
dieser  Ahsiclit  der  Gemeindebehörde  Anzeige  za  erstatten.  Diese 
ist  berechtigt,  gegen  die  Eingehang  der  Ehe  Einsprache  zu  erbeben, 
-wenn  der  Betrefiende  keinen  genüpendrn  Nahrungszweig  hat,  son- 
dern '-if'h  sellisi  nur  mit  Hilfe  zulalli^zer  oder  von  einer  öffentlichen 
Kasse  geleistet  wenlendcr  Unter stut/ungen  durchzubringen  vermag; 
wenn  er  keine  Wohnung,  nicht  den  liesitz  der  notwendigsten  Haus- 
geräte und  die  znr  Ausübung  seines  Berufes  erforderlichen  VVerk- 
zeoge  oder  die  zn  deren  Anscbaffung  nötigen  Geldmittel  nacbznweisen 
im  Stande  ist.  Est  wenn  diesen  Erfordernissen  genügt  ist,  darf 
die  Heiratserlaubniss  erteilt  werden.* 

Als  sehr  bemerkenswert  ist  hervorzuheben,  dass  von  den  direk- 
ten Interessevertretungen  trotz  vereinzelter  Klagen,  die  sich  gelegent- 
lich in  pfadtischen  Verwaltun^sberiihten  finden,  Wünsche  nicht  ge- 
liu--ert.  Vorsehlage  in  Be/.icliung  auf  Khebeselirünkungen  nicht  gemacht 
sind,  obwoiil  es  sonst  au  manuigl'achen  \Vüns(  hen  und  Vorschlägen 
znr  Aenderung  der  Armen-  und  Wirtschaftsgcäet/.gcbuug  von  Seiten 
der  Stidtetage,  Prov.- Landtage  n.  s.  w.  nicbt  feblt;  auch  in  den 
Verbandlangen  des  Dentscben  Y.  f.  A.  n.  W.  ist  dieser  Punkt  nicbt 
erörtert  worden. 


§  127. 

Von  iSeiten  der  Gegner  der  polizeilichen  Ehebeschränkuiigen 
werden  namentlich  zwei  Grttnde  geltend  gemacht  Erstens 
.sei  die  mit  ihnen  verbundene  Verminderung  der  Zeugungen 
keine  sehr  erhebliche;  diese  Minderung  werde  aber  auf  der 
.indem   Seite   durch   die    in   Ländern   mit  strengen  £he- 

liriinkungen  •dinvldci-lculich  nacli^^r'\vi(»sene  Vermchrunjr  der 
unehelichen  CTflnirren  wettgeniaeltt.  l)enn  da  man  nur  venufv- 
j^cnd  die  Meuöchcn  an  der  loiiitiiiien  elielicli  'U  Verbindung, 
nicht  aber  an  der  illegitimen  VuUziehung  des  ßeiöchlat'es  und 
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dessen  Folgen  zu  hindei*n  und  <!•  r  Trieb  hierzu  eben  UUauS' 
rottbar  sei.  so  fordere  man   durch    Eheerschwerunürnn  die 

Sittfnlosiprkoit  und  wirke  auf  J^]rzf»ujjr'iTijz:  oines  nicht  blos 
vmnö«;"<'nslo.scn ,  sondern  aucli  eines  ihinili<'nlosen,  der  St<!r])- 
liuiikoit  und  der  Liederlichkeit  im  liöchsten  Mfif^se  nnssfosetztcn 
<ieschlechtcs ;  dies  widerj*preche  jcdcatulls  dem  höheren  »Staats- 
interesse. 

Was  das  Verhäitniss  zu  der  Annengemeinde  betreffe,  so 
«ei  die  ohne  ihr  Zuthun  zulässige  Vermehrung  ihrer  Bevdlkerung 
unter  gewissen  Umständen  allerdings  nicht  ohne  Härte:  aber 

einmal  habe  man  keinen  Grund  anzunehmen,  dass  derartige 
Fälle  übermässig  häufig  vorkamen,  und  zweitens  spreclie  gegen 
die  Zulassung  des  Kinspruchos  die  durch  vielfache  Krialunng 
bestätigte  Thatsache,  dass  die  Gemeinden  ihr  Einsprucli^recht 
in  der  willkürlichsten,  durch  keine  Ötaatsaufsiclit  sicher  zu 
stellenden  Weise  missbrauchten.  Hierin  liege  aber  eine  un- 
erträgliche Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit,  die 
ihren  einen  Ausdruck  in  der  Freizügigkeit  und  Gewerbefrei* 
heit,  ihren  andern  in  dem  Rechte  finden  rnttsse,  an  dem 
Orte  der  Niederlassung  eine  Ehe  zu  schliessen. 

Insbesondere  erschien  den  Faktoren  der  Rnichgcsctzgebung 
eine  derartige  Ordnnni,'  dieser  Angeleecnlieit  als  eine  not- 
wendige Konsequenz  einer  einlieitliclicn  wirtschaftliehen 
Gesetzgebung,  uiu  so  mehr,  als  in  den  verschiedenen  Bundes- 
staaten, deren  G^ebiet  dem  freien  Zuge  geöffnet  worden»  sehr 
ungleiche,  zum  Teil  äusserst  beschränkende  Bestimmungen  in 
Ansehung  der  Eheschliessung  bestanden.  „Dass  hierdurch  — 
so  b'  incrken  die  Motive  —  die  Vorteile  der  peraönlichen  Frei- 
zügig^ keit,  namentlich  für  die  arbeitenden  und  gewrrbtreibenden 
Klassen,  wesontlioh  verkümmert,  ja  häuH;,''  ganz  illusorisch 
werden,  dafür  liefern  den  üb('rzen,i;endeu  Innveis  die  seit  dem 
Bestehen  des  Frcizugigkeitsgesetze»  beim  Bundeskanzleramte 
eingegangenen,  überaus  zahlreichen  Beseli werden  Bundes- 
angehöriger darüber,  dass  ihnen  am  Orte  ihrer  Niederlassung 
wegen  nicht  zu  beschaffender  Einwilligung  ihrer  Heimats- 
behörde oder  aus  anderen  Gründen  die  ileiratscrlaubniss  ver* 
weigert  und  dadurch  in  nicht  seltenen  Fällen  ihre  ganze  wirt- 
schaftliche Existenz  in  Frage  gestellt  wird." 

Von  der  andern  Seite  wird  hierauf  erwidert,  dass  der 
Einwand  wegen  der  Vemielirung  der  uneheliehon  Kinder 
^sicherlich  unbegründet  sei,  «(»bald  es  nur  offenbar  ist,  dass 
die  getroffenen  Massr^eln  nicht  die  Unterdrückung  der  arbeiten- 
den  Klassen  abzwecken*^  (Kries^  und  dass  der  Willkür  durch 
gute  Aufsicht  und  möglichst  unzweideutige  Festsetsung  der 
zulässigen  Beschränkungen  gesteuert  werden  könne.  Im 
übrigen  seien  Ehen,  die  bei  gänzlicher  Vennögenslosigkeit 
und  ohne  Sicherheit  d'"^  Er^veri)sstandes  geschlossen  würden, 
nicht  vieler  besser  als  die  Konkubinate,  und  die  aus  soiclicu 
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Verbindungon  hervorgegangenen  Kinder  nickt  viel  besser  al& 
die  unehelichen. 

L  Sc  hfl  z,  der,  wie  schon  bemerkt^  sich  nicht  entechlieBsen  will,, 
die  Ehebeechränkungen  gans  follen  zn  lassen,  bemerkt  (1851 1)  hier- 
flber  an  vmihiedenen  Stellen: 

„Es  ist  unleugbar,  dast  es  wünschenswert  wäre,  wenn  jede 
Familie  wenigstens  mit  jenem  kleinen  Fonds  von  Termögen  beim 
Beginn  ihres  Hauswesens  sich  ausgestattet  siihe,  der  liinreichte  zum 
Ankauf  eines  kleinen  Grundstücks  oder  Wolin!iauses,  oder  einige 
Hülfe  böte  in  Krankheit  und  sonstigem  Unglück.  Allein  nacbdem 
in  unseren  Stauten  lausende,  ja  Millionen  von  Menschen  fast  kein 
Capital  als  ihre  persönliche  Kraft  nnd  Oeschicklicbkelt  besitzen, 
nachdem  nosere  gewerblichen  Yerhftltnisse,  die  Abschaffung  der 
Frohndienste,  der  fabrikmftssige  Betrieb  der  (xewerbe  n.  s.  w.  das 
Dasein  einer  grossen  Zahl  von  Lohnarbeitern  aller  Art  zum  nnum- 
gänglichen  Bedürfniss  machen,  so  hiesse  es  die  Xatur  unserer 
socialen  Zustänffp  völlig  verkennen,  wollto  man  von  dieser  Menschen- 
klasse einen  Verniogensnachweis  tordern,  der  geradezu  unmöglich  ist/ 
(S.  42  und  43.)  „Die  tägliche  Erfahrung  spricht  dafür,  dass  häutig 
Menschen  von  einem  beträchtlicheren  Vermögen,  als  je  die  Gesetz- 
gebung verlangen  kann,  zn  Grunde  gehen,  während  andere  ohne 
Vermögen,  aber  ansgerOstet  mit  Kenntnissen,  Beharrlichkeit  nnd 
Kredit  sich  emporschwingen."  (S.  44.)  „Es  kann  freilich  darüber 
kein  Zweifel  sein,  dass  die  Erwerbsfähigkeit  und  etwa  ein  kleiner 
Vermöf.'oi^s-Besit  '/'  noch  keinen  gesicherten  Nahrun gs st  and  giebt,  das? 
vielmehr  dieser  zugleich  wesentlich  bedingt  ist  durdi  die  Möglich- 
keit, die  Krworbskräfte  nützlich  anzuwenden.  Allein  verlangt  man 
auch  den  Kaciiweis  der  Erwerbsgelegenheit  oder  macht  man,  wie 
in  Baiem,  die  Concession  zur  Ansässigmachung  mit  Gewerbebetrieb 
oder  Taglohn-Arbeit  von  der  Gewerbsgelegenheit  nnd  von  der  Blick- 
sicht auf  die  bereits  vorhandenen  Meister  oder  Arbiter  abhSngig, 
so  wird  den  Gemeinden  ein  neues  Mittel  in  die  Hand  gegeben, 
Ansässigmachungen  und  Uebersiedelungen  im  höchsten  Grade  zu 
ei'jchweren ,  der  Willkür  Thttr  und  Thor  geöffne',  nnd  auch  hier 
den  Staatsl>ehörden  bei  Kecursen  eine  niemals  genügend  zu  lösende 
AutVahe  «zestellt.  Dass  aber,  wenn  das  Recht  der  Verehelichung  in 
die  Willkür  der  Gcmeiudea  gelegt  wird,  diese  in  Zweifels  -  Fällen 
regelmässig  dagegen  entscheiden,  dies  hat  fiherall  die  Erfahrung 
gezeigt,  nnd  dass  in  solchen  Zweifels -Fällen  die  Staats -fiehOrden 
Bedenken  tragen  mfissen,  im  Recurswege  gegen  die  Gemeinden  zn 
erkennen,  wenn  das  Eulscheidungs-Recht  der  letzteren  einen  Sinn 
haben  soll,  liegt  auf  der  Hand."    (S.  18  und  55.) 

Ucber  den  unerträglichen  Misshraiich  des  Ein^nniclis-  und 
VersaguD'j-rechts  der  Gemeinden  in  Baiern  vgl.  Riedel,  Konimcntar 
zum  Heiniaigt'beiz  S.  27  und  35.  Insbesondere  bemerkt  derselbe 
über  das  Gesetz  von  1834,  das  die  liberale  Gesetzgebung  von  1825 
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fast  ganz  beseitigte^),  S.  38:  „Yergleidit  man  die  Bestimmangen 
des  ersteren  mit  denjenigen  des  Gesetzes  von  1825,  so  ergiebt 
sich  diesen  gegenüber  eine  ausserordentliche  Erschwerang  der  An- 
sässigmachung  und  Verehelichuiig  unl  infolgedessen  auch  des 
Heimaterwerbes  iu  der  fremden  Gemeinde ;  denn  abgesehen  von  der 
wesentlichen  Erhöhung  des  SteueniHiiununis  wird  die  Ansässigmachung 
in  einer  Reihe  von  F&Uen  von  dem  guten  Willen  der  (remeinde  ab- 
hängig gemacht,  und  ftberdiee  dorch  die  Einränmuog  des  Be- 
«cbwerdereebto  an  die  sftnimtUcheii  Betbeiligten  eine  Quelle  der 
vielfältigsten  Cbikanen  eröffnet.  Das  Gesetz  wurde  deshalb  aach 
schon  im  Jahre  1834  bei  den  Berathungen  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  von  der  Minorität  auf  das  lebhafteste  bekämpft." 

Vgl.  ferner  Medicus  S.  302;  Ebers  S.  253  und  256; 
Roscher,  System,  15.  Aufl.  §  258  u.  a.  m. 

II.  "Wegen  des  Verhältnisses  der  unehelichen  zu  den  ehelichen 
Odftorten  giebt  Scbttz  8.  53  far  die  ältere  Zeit  folgende  Tabdle. 
«Während 

in  Frankreich    1  ausserehel  Geburt  auf  12,30  eheliche 
kommt,  „  Preossen      i>       »  »     »    18,49  „ 

n  Wfirtemberg  „       „  „     „     7,69  , 

n  Sachsen       »       »  n      d  6,5 

„  Baden         »        »  »      »        6  « 

€0  kommt  „  Baieni         „        „  n       n     8»98  « 

4agegeii  bei  freierer  Gesetzgebung  im  bairischen 

Rhein-Kreise  nur  1  ausserehel.  Geburt  auf   9,10  eheliche, 

und  während  in  einem  bairischen  Landesteil  die  Zahl  der  ausser- 
-ehelichen  Kinder  von  1824 — :U  unter  der  Herrschaft  einer  frei- 
sinnigeren Gesetzgebung  20  939  war,  stieg  sie  bei  strengerer 
Gesetzgebung   von   1H84 — 80   auf  23  430."  — 

Er  lügt  ioigeiide  Bemeikungea  hinzu:  ;,\Vohl  tritt  gegen  diese 
Termebnuig  der  nnehelich  Gäiorenen  ttne  beträchtliche  Min- 
4enmg  der  ehelich  Geborenen  ein;  es  wäre  aber  ein  sehwerer 
Irrtum,  darin  einen  Gewinn  für  die  Gesellschaft  zu  erblicken. 
yfenn  in  vielen  Gemein  Icn  5  bis  6  Jahre  lang  kein  frohes  Hoch- 
zeitsfest gefeiert ,  wohl  aber  die  stille  Teilnahme  an  betrübten 
Taufen  der  '/ablrc  i>  lirn  in  snGTiiannten  Gewissens -Ehen  erzeugten 
Kinder  in  Anspruch  genoninien  wird;  wenn  der  Landmann  keine 
Magd  mehr  findet,  wofern  er  nicht  zugleich  die  VerpÜegung  ihrer 
2,  3,  4  ausserdielichen  Kinder  mit  übernimmt;  wenn  sein  Knecht, 
4es  Oewerbsmanns  Gehälfe,  dringende  Arbeit  liegen  lassen  moss, 
weil  er  in  Alimentations^  nnd  Entscbädignngsklagen  vor  die  Be- 
hörde  beschieden  ist,  .  .  .  wenn  äus  Leuten,  welche,  wäre  ihnen 
die  Ansässigmachung  nicht  versagt,  als  ordentliche,  fleissige,  ehrbare 
Familien -Viitcr  sich  und  die  Ihrigen  ernähren  könnten,  ein  Heer 
von  Proletariern  gebildet  wird,  welche  die  Gerichte  and  PoUzei- 


i>  Vgl.  oben  107. 
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Behörden  unaufhörlick  behelligen,  wenn  den  Gemeinden  eine  immer 
vnertrfiglichere  Bürde  in  dem  Unterhalt  so  vieler  Herabgekommener 
znr  Last  fällt,  so  ist  dies  kein  Zustand,  der  zur  Nachahmung  an- 
reizt, und  der  unfehlbar  eintritt,  wenn  das  Vcrehelichungs- Hecht 
der  Willkür  der  (ienieinden  anheimgegeben  wird."*  —  Ganz  ähnlich 
und  behr  drastisch  V ah  1  kämpf  S.  60;  Medicus  S.  301  u.  A. 

Die  Motive  zu  dem  Reichsgesetz  von  1868  führen  aus: 
„Einen  nnwiderleglieben  Beweie  bierfttr  (itlr  die  Zonafame  der  nn- 
ebelicben  Geburten  im  VerbttltnisB  zur  Gestmrotziffer)  liefere  die 
Statistik  von  Mecklenburg,  von  Wfirtemberg  und  von  Baiem,  wo, 
je  weiter  die  Gesetzgebung  in  polizeilichen  Beschränkungen  des 
Rechts  der  Verehelichung  vorgeschritten  ,  und  je  strenger  die 
Praxis  diese  Vorschriften  gehandhabt  habe,  desto  mehr  die  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  pestie^^en  sei.  indem  namentlich  in  Baiem 
in  den  7  Provinzen  auf  der  rechten  llbeinseite,  wo  Beschränkuugeu 
der  üefugniss  zur  Verehelichang  besteben  und  im  Laufe  der  Zeit 
noch  gescbftrft  worden  sind,  der  Procentsatz  der  nnebelicben  Ge- 
burten  vierfach  so  hoch  ist,  als  in  der  linksrheinischen  Provinz, 
der  Baierischen  Pfalz,  wo  solche  Beschränkungen  entweder  gar 
nicht,  oder  nur  in  einem  geringeren  Umfange  besteben/  Vgl. 
Sten.  Bor.  Bd.  2  S.  105;  vgl.  auch  Laves  S.  199. 

Be/.üglich  der  Wirkungen,  welche  die  uneheliche  Geburt  flbt, 
bemerkt  Vahlk:inii»f  S.  61:  „Es  ist  trewis.^ ,  dass  nichts  im 
gleichen  Masse  die  Bürgschaft  für  zukünftiges  Unglück,  Kleud  uüd 
moralisches  Verderben  in  sich  schliesst,  als  das  Unglflck  der  mdie- 
liehen  Geburt.  Sie  haftet  wie  ein  Finch  an  dem  Menschen;  sein 
Eintritt  in  das  Leben  wird  nicht  freudig  begrflsst ,  sein  Dasein  ist 
em  Unglück  für  die  Mutter;  überall  zur  Last  und  ein  wandelnder 
Vorwurf  entheliH  er  der  zärtlichen  Liebe,  der  freundlichen  Nach- 
sicht, der  geschwisterlichen  Anhänglichkeit,  der  ernsten  vaterlicliea 
Leitung,  des  ganzen  Faniilienlebens  .  .  .  Die  Folgen  geben  sich  von 
seihst  ...  es  genügt  aal  die  Zahlen  der  Kriiiiiiialstatistik  hinzu- 
weisen. .  .  .  Darum  kann  die  geringere  Produktivität  des  ausser- 
ehdichen  Geschlechtsnmganges  fflr  uns  kmne  Beruhigung  gewlthren» 
Bas  Laster  und  das  Verbrechen  gehen  Öffentlicher  durch  das  Leben, 
als  die  Tugend,  und  das  böse  Beispiel  wirkt  sicherer  als  das  gute; 
eine  Staatsmassregel  aber,  die  zum  sittlichen  Verderben  erzieht,  hat 
keinen  Anspruch  auf  Glauben  an  ihre  innere  Güte." 

Inwiefern  uiiehelirh.»^  im  Verhältiii.ss  zu  ehelichen  Kindern  grösse- 
rer Sterblichkeit  uateriieLa'n ,  ist  neuerdiugb  Gegenstand  besondertr 
Aufmerksamkeit  geworden.  Die  grössere  Sterblichkeit  der  ersleren 
innerhalb  des  ersten  Lebensjahres  steht  ausser  allem  Zweifel.  Vgl. 
speziell  über  die  flinfjährigen  Beobachtungen  w&hrend  der  Jahre 
1877—82  in  Prenssen  v.  Fircks  in  der  Zeitschrift  des  preuss. 
statistischen  Bureaus  1885  S.  94  ff.  Danach  überlebten  von  je 
1000  ehelichen  Kindern  einschliesslich  der  Todtgebomen  durch- 
schnittlich 7 76,  von  je  lOOO  unehelich  Geborenen  dagegen  nur  615 
das  erste  Lebensjahr,   bchon  vor  der  Geburt,  sowie  wahrend  des 


üigitized  by  Google 


VI.  4. 


367 


ersten  Lebensmooates  starben  von  den  Bnebelichen  Kindern  be- 
trftclitlich  mebr  als  von  den  ebelieben.  Vgl.  namentlich  anch  die 
lebrreieben  dem  Texte  vorangestellten  graphischen  Darstellungen. 

§  128. 

Ein  Punkt,  der  bei  Erörterung  dieser  Frage  gerade  in 
ihror  Beziehung  zum  Amnenwo.son  wenig  beachtr-t  wird  und 
der  (loch  eine  grosse  Bedeutung  besitet,  ist,  ganz  n])<;esf!lH'n  von 
drin  Verhältiilüs  der  ehelichen  nnd  uiK'hcHchen  Gebiuten,  die 
Zunahme  und  Abnahme  der  Geburten  überhaupt.  Es  verhält 
sich  damit  fthnlich,  wie  mit  den  Wanderungen  und  den  diese 
beherrschenden  Gesetzen. 

Werden  nämlich  polizeiliche  Ehebeschrftnkungen  nicht 
auferlegt,  so  liegt  selbstverständlich  die  Befugniss  zur  Yer« 

ehelichung  lediglich  im  Willen  der  Individuen;  nur  vernünftige 
Einsicht  in  die  Folgen  unvernünftigen  oder  ii])or<Mlten  Handelns, 
namentlich  also  bei  M/lnnern  das  Bewusstsoin  iln  o  Familie,  bei  Ic- 
diL-^'  i!  Mildchen  dasBowusstsein  ihre  iin''lielichen  Kinder  erniihren 
zu  iiin.ssen  (bei  letzteri'ii  koiiimt  noch  die  Furcht  vor  der  Schande 
hinzu),  kann  dann  wirksam  der  Kinderzeugung  entgegenwirken. 
Das  Vorhandensein  solcher  Hinderungsgründe  wira  nun  durch- 
aus unterschätzt.  Mag  man  es  nun  Einsicht,  dkonomischen 
Zwisng,  Naturgesetz  oder  sonstwie  nennen:  es  lässt  sich  die 
k« instante  Erscheinung^  beobachten,  dass  die  Zahl  der  Ehe- 
schliessungen sowie  die  Zahl  der  Geburten,  der  ehelichen  wie 
dov  unf'helichen ,  imabhänfiff;'  toti  der  Gesetzgebung  zunimmt 
und  abnimmt  je  iiaeh  La.LC»-  di  r  allgcnuMnen  wirtschaftlichen 
und  der  besonderen  örtlichen  Verhältnisse  oines  ganzen  SUiates, 
einer  Provinz,  einer  Gemeinde.  Ungünstige  Verhältnisse 
kommen  dum  namentlich  noch  in  starker  Auswanderung  und 
grösserer  Sterblichkeit  zum  Ausdruck.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  derjenige  Teil  der  ]\ralthu8sehen 
8Stze,  der  einen  gewissen  Ausgleich  zwisi  lion  der  Bevölkerung 
und  der  Erwerbsgelegenheiten  im  Sinne  hat,  durchaus  richtig 
und  durch  unnmstössliche  Erfahrun;^'  bestätigt  ist.  Von  difscm 
Gesichtspunkte  aus  würde  sich  daher  namenthch  noch  begriui- 
den  lassen,  dass  polizeiliche  Erleiehterungen  und  Erschwerungen 
der  Eheschliessung  ebensowenig  das  Hauptmotiv  zu  vermehrter 
oder  verminderter  Kinderzeugung  abgeben,  wie  Erleichterung 
und  Erschwening  der  Niederkusung  für  den  Umfang  der 
Wanderungen  und  der  Sesshaftigkeit  entscheidend  sind. 

In  Prenssen,  obwohl  es  stets  die  liberaitete  Ehegesetzgebung 
flir  den  Bereich  der  ganzen  Monarchie  besessen  hat,  tritt  dennoch 
der  Gegensatz  des  Ostens  nnd  Westens  auch  in  der  Häufig- 
keit der  ehelichen  and  unehelichen  Gebarten  hervor;  letztere  sind 
im  Osten  sehr  viel  zahlreicher.  Vgl.  die  erw&bnte  Publikation  von 
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V.  Fircks,  namentlich  die  kartographische  DarateUang  4  anf 

Tafel  3. 

Sehr  charakteristische  Zahlen  bieten  besonders  noch  Baden 
und  \Vürtenil)i  I  L ,  in  denen  konstant  seit  den  letzten  zehn  Jaliren 
die  Zaiii  dei  ii^heschliessungeu  und  Geburten  abnimmt.  In  Baden 
betrag 


Jahr 

die  BeTSIkemiig 
in  liuUonen 

die  Zahl  der 
Geboranen 

daroB 

onehelleh 

Zahl  der  Ehe* 
ecMiesBniigeii 

absolut  in  lOiÜ 

1871 

(1870)  1.461 

54.6 

6.2 

18.2 

1874 

61.1 

5.1 

18.0 

1875 

(1875)  1.507 

68.9 

48 

12^ 

1876 

63.2 

4.7 

12^ 

1877 

61.9 

4.5 

11.4 

1879 

59.4 

4.3 

10.5 

1881 

(1880)  1.570 

57.2 

4.4 

10.0 

1882 

56.1 

4.4 

10.1 

im 

54.6 

4.2 

10.2 

In  den  einzelneii  Kreiaen  seigen  aich  merkbare  Verscbtedenheiten 

in  den  Ziffern  der  ehelichen  und  der  unehelichen  Gebarten,  nameot- 
lieh  sehr  viel  höhere  Zahlen  in  den  südlichen  als  in  den  nördlichen. 
Für  die  4  den  Landeskommissitren  unterstellten  Bezirke  eigiebt 
«ich,  dass  auf  100  Geborene  im  ganzen  aaeheliche  entfallen: 


1871 

1876 

1880 

"4 

1888  i 

—Ja. 

^lanuheim  ...... 

14.4 
12.9 
8.0 

9.8 

9.7 
8.9 
5.8 

6.7 

9.8 

ao 

6.1 

C.5 

fix 

6.5  r 

Zuenniineiigestellt  aus  den  bet rettenden  Jahrgängen  des  Statistischen 
Jahrbuchs  des  Grossherzogtums  Baden. 

Ganz  besonders  merkwürdig  und  lehrreich  ist  der  Sachstand 
in  Wflrtemberg  wegen  des  vlel&chen  Weiduela  der  QeBetigebnng,  der 
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dort  seit  Ajsfng  dieses  Jafarfanaderts  itattgetadeD  hat  Nachdem 
durch  General^Reskript  vom  1.  Oktober  1807  im  Interesse  der 
BeYölkerungBTennehrung  alle  Heiratsbeschränkimgen  anfgdioben  wor- 
den, kehrte  m^in  fhnrh  Art  4??  des  ÜHrgerrechts-Gesetzes  von  1833 
zo  den  vor  isriy  gültig  gewesenen  beschränkender  Bestimmungen 
zurück  und  gestattete  das  Erfordemiss  des  Fähigkeits-  oder  Ver- 
mögensnachweises in  einigen  bestimmten ,  aber  ziemlich  willküi  iich 
bezeichneten  Fällen,  wobei  es  dann  im  allgemeinen  bis  zur  Reichs- 
gesetzgehoDg  verblieb.  Vgl.  die  gate  Darstellimg  bei  S  c  b  ft  z  S.  26  ff, 
und  Bitzer  I  S.  285  ff.  —  Es  stellte  sich  nim  das  YerhUtnisB 
der  QeboreQen  zur  BeTQlherong  (wie  1 :  ?  berechnet)  in  den  Perioden : 


Kreue 

1818—1852 

1846-1856 

1858-1866 

24.9 

26.6 

24.5 

248 

26.8 

28.3 

J««»*  

27.2 

27.7 

248 

84.0 

24.7 

2S.1 

25.0 

26.3 

24w5 

Ueberhanpt  betrog  die  VolksTermehmng  in  den  Eriegsjahren 

1812 — 17  (also  bei  gleichzeitiger  völliger  Freiheit  derEheschliessnng) 
0.22  "  o,  dagegen  1817  —  27:  1.05  o.  Dann  folgte  in  den  Jahren 
18  42  4'!  wieder  eine  Ahnnbrnc  (namentlich  in  den  Jahren  1850 — 52 
wirtschattliclier  Mis^=^tand  in  Folge  der  Kartotlelkrankheit  und  in- 
folgedessen ausserordentlich  starke  Auswanderung  nach  Amerika), 
wonächst  in  der  Periode  1855 — 67  wieder  eine  ersichtliche  Zu- 
nahme eintrat  Vgl.  die  ausgezeichnete,  allseitig  eindringende 
Darstellung  des  Finioutrat  En  11  in  den  Wftrtemb.  JshrbOchem  f&r 
Statistik  und  Landesknnde:  Beitrag  zur  Statistik  der  Bevölkernng, 
Jahrg.  1874  Th.  I  S.  1  ff.,  namentlich  die  Tabellen  I  und  VI  S.  6 
nnd  12.  S.  30  ff.  verbreitet  sich  KuU  über  die  Ursachen  des 
natürlichen  Volks^nwachses,  die  er  namentlich  in  der  Verteilung  des 
Gmndbesitres ,  der  Revölkerungsdiehtigkeit  u.  s  w,  erblickt.  — 
Uebrigcns  sind,  wie  die  späteren  Publikaiiüiieu,  zuletzt  Jahrg.  1884 
S.  289,  ergeben,  die  Geburten  seit  1876  stetig  zurückgegangen; 
ihre  Ziffer  in  den  Jahren  1875  und  76  lässt  deutlich  die  Nachwirkung 
der  günstigen  virtschaftlichen  YerhUtiusBe,  in  den  folgenden  Jahren 
den  Niedergang  erkennen.   Es  fanden  statt  Geborten  (in  1000): 

1878:  84.9        1879:  84.0 

1875:  88.4        1881:  79.7 
1876:  89.2        1888:  76.6. 
Ebenso  zeigt  im  Königreich  Sachsen  das  Yerhftltniss der  Ehe- 

scMiessnngen  zu  drn  Geburten,  insbesondere  den  unehelichen  Geburten, 
deutlich  den  Kintiuss  der  guten  und  schlechten  Jahre.   Es  wurden 

FofMlraagwi  (27)  VJ.  4.  —  Mänttorbng.  24 
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EImii 

giesdiloisen 

geboren 

tmehelich 

1872 

1878 

119 126 

16  601 

1875 

2908« 

lOiD 

iqi  017 

1878 

84797 

1879 

mm 

16592 

1881 

8S881 

1882 

181664 

17845 

Vgl.  y.  Stadnitz,  die  wirtschaftUche  SteUang  des  K6iiig- 
reichs  SachBen  im  Deatachea  Beiehe:  Zeitschrift  des  sftchs.  stet. 
Bnr.  1884  S.  46.  —  Im  allgemeinen  noch  za  ?ergl.  Mayr,  Die 

Oeset^mässigkeit  im  Gesellschaftsleben  S.  229  ff.  und  265  ff., 
wo  der  Einfluss  der  \virtschaftliclicn  Verhältnisse  auf  die  Z;ibl  der 
Geburten  und  der  Elieschliessungen  betrachtet  ist.  Namentlich  der 
S.  265  zitirle  Ausspruch  Hermanns:  ..IHe  Zahl  der  in  eiiier 
Periode  geschlossenen  Ehen  drückt  die  liutiuuug  aus,  welche  zu 
dieser  Zeit  in  Bezug  auf  das  ökonomische  Gedeihen  einer  Familie 
im  Lande  bestaad,  aad  zwar  desto  deatUcher,  je  grösser  die 
F^iheit  des  Erwerbsbetriebes  ia  eiaem  Laade  ist.** 

Zflsammeutasseutie  Schlussbetrachtuiig. 

§  129. 

Krwii^^t  mau,  wiv  aicU  die  Vcrliältiiiöäc  im  all^< 'meinen 
iiai  Ii  Durcliiuhrung  deö  Heimatprinzips  gestalten  würden,  so 
hat  imui  noch  ein  Moment  zu  berticksichtigeu,  das  im  gauzea 
wenig  beachtet  wird :  dass  nfttnlich  der  Systomwechsel  irgend- 
welche  Uebergangsbestimoiuagen  notwendig  macht.  Die 
grosse  Vorliebe  für  dieses  Prinsip  hat  dio  Mehrsahl  setner  Ver- 
teidiger es  übersehen  lassen,  dass  zunächst  ganz  ausserordent- 
lich schwierige  Zustünde  durch  den  Uel>ero:aTig  geschaffen 
weixlen  würden,  ^fan  hntte  sfunmtliche  in  dem  Momoiu 
dieses  Uebergangfs  landarmen  Personen  in  ii"gend  welche 
Beziehung  zu  einer  Heimati^<nieinde  zu  setzen,  was  »elbst- 
Terständlich  nur  durch  eine  „Zuweisung^  geschehen  könnte, 
wie  sie  in  Ansehung  der  heimatlosen  Personen  in  jeder 
Heiina tgesetzgebung  Torgesehen  ist  Es  mtlssten  bestSaante 
Merkniah'  der  Zuweisung,  etwa  letzter  ÜnterBtützungi- 
Wohnsitz,  letzter  Aufenthalt,  eventuell  Ort  der  Gkburt,  der 
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Verehellchung  u.  s.  w.  fesl^geaetzt  werden.  BesOglich  der 
zugewiesenen  Individuen  mtlsste  ein  grosserer  Verband  —  in 

Baiem  ist  (Ii  >  der  Staat  —  die  Armeulast  so  lange  ti'agen, 
bis  das  betreffende  Individuum  wieder  durch  Aufenthalt,  Ver- 
leihung u.  s.  Av.  eine  Heimat  erworben  hätte;  begäbe  sicli  das- 
selbe wieder  auf  die  Wanderschaft,  so  würde  die  H»  iniat  den 
etwa  aubwftrts  envachsenden  Armenaufwand  zu  erbUitu;n  und 
sich  dieserhail)  an  den  grösseren  Verband  zu  regressiren  haben. 
Dieser  grössere  Verband  aber  könnte  nicht  oinie  weiteres  der 
Landaimenyerband,  oder  —  da  dieser  Begriff  fort£Allen  mttsste 
der  der  Heimatgemdnde  «mlksliBt  tibeiigeordnete  Verband 
sein,  weil  dann  einzelne  Verbände,  insbesondere  die  östlichen, 
ganz  unjjereeht  belastet  werden  würden ;  es  müssten  vielmehr 
die  Bezirke  des  Betretens  oder  des  letzten  Aufeiitlialtes,  vielleieht 
auch  der  Staat  selbst  sein,  die  aus  Gründen  der  (  n  reclitigkeit 
die  frühere  Landarmenlast  vorläufig  zu  iil)eriiehmen  hätten. 
Ganz  betiondero  Scliwierigkeit  würden  die  interterritorialen 
Fälle  machen,  also  wenn  die  Heimat  in  einem  andern  Bundes- 
staate anzuweisen  wäre  als  in  dem,  welchem  die  Last  zunächst 
▼erbliebe. 

Es  genilgt,  diese  Möglichkeiten  anzudeuten,  um  einen 
Begriff  von  den  Folj^en  zu  geben,  die  eine  System- 
änderung in  dieser  Beziehung  brinsren  müsste.  Man  gewinnt 
einen  noch  genaueren  Einblick  in  dieselben,  wenn  man  die 
Vorsehliicr«'  von  Elvers*)  betrachtet,  einem  der  wenigen,  welche 
diesem  Funkte  ihre  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben.  Audi 
er  hält  die  Opraation  für  eine  sehr  schwierige,  die  nur  mit 
der  änssersten  Kraftanstrengung  aller  beteiligten  Oigane  des 
Staates  und  der  (Gemeinde  gelingen  kann.  „Die  Leitung  der- 
selben** —  führt  er  aus  —  „würde  dem  Reiche  zustehen  müssen 
und  am  besten  durch  besondere,  für  eine  gewisse  Zeit  erTi  innte 
Reichsknininissarien  erfolgen,  da  in  vielen  Fällen  Ents<-!ipi(lui;i;t'n 
nötig  sein  werden,  deren  Wirksamkeit  ülyer  das  (i<  l,ir't  inues 
einzelnen  Landes  hinausgehen  mtissten.  Diese  K"nuuijssaricn 
müssten  befugt  sein,  auf  Grund  summarischer  Untersuchungen 
Entscheidungen  zu  treffen,  die  vorläufig  fttr  alle  Teile  ver^ 
Inndlich  wären,  aber  demnächst  im  ordentlichen  Verfahren 
▼or  den  Heimatsgerichten  einer  Revision  unterliegen  konnten. 
Diese  Beichskommissarion  müssten  mit  allen  Mitteln  ausgestattet 
werden,  die  nötig  sind,  um  Aufscliluss  über  die  Vergangenheit 
der  einzelnen  Vagabonden  zu  erhalten,  und  namentlich  müsste 
man  auch  gegen  diese  den  erforderlichen  Zwang  id)en.  damit 
sie  wahrheitsgetreue  Angaben  über  ihre  Vergangenheit  macheu. 
Man  dürfte  auch  vor  strengen  Mitteln  nicht  zurückschrecken 
und  sie  namentlich  in  ein  Zwangsarbeitshaus  mit  scharfer  Zucht 
^  so  lange  einsperren,  bis  sie  die  erforderlichen  wahrheits- 

24* 
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gemflssen  Angaben  machen  ^  Bofem  man  nnsere  Laacbtrassen 
yon  dem  Gesindel  befreien  will.* 

Wenn  anders  man  der  Ansicht  ist,  dass  das  Landarmen- 

wesen  ein  so  angeheueres  Uebel  ist,  dass  man  es  um  jedeo 
Preis  los  werden  muss,  wird  Tnaii  nm  Kiidf*  mich  vor  einem 
80  mühseligen  Veriiihren  nicht  zurückschrecken  dürfen  nnd 
einige  Jahre  heilloser  Verwirrung,  sowie  eine  Je  nach  Um- 
»tänden  10,  20,  30  Jahre  dauernde,  sehr  verwickelte  Geschäfts- 
behandlung bezüglich  der  ehemals  Landarmen  in  den  Kanf 
nehmen  mttaaen.  Ausserd^  wird  man  aber  die  Zuweisung 
in  denjenigen  Fällen  betzubehalten  haben,  in  denen  auch 
Baiern  sich  nicht  anders  zu  helfen  weiss :  in  den  Füllen  der 
eigentlichen  Heimatlosigkeit  bei  Findlingen,  nicht  ver- 
ncnmnTigsftihfj^en  Irren  und  Gebrechlichen  uinl  vor  allem 
bei  Deutschen,  die  ihre  Heimat  durch  Auswand  riuig  verloren 
haben  und  heinuitlos  mich  Dcutschlaud  ziii  ückki  hron.  Auch 
würden  Kosten  in  Betraclit  gezogen  werden  müssen,  deren 
Last  man  anmOglicii  nach  znfufigen  Merkmalen  den  Gtemetnden 
auflegen  kann,  also  Kosten  für  Beerdigung  nnbekanntar 
Leiclien  und  nauu  utlich  f\ir  AusUtnder,  die  einer  inlttndiselteQ 
Heimatgemeinde  nicht  angeboren  kOnnen.  Ich  erinnere  daran, 
dass  wi«?  oben  nachgewiesen  worden  —  in  Baiern  sehr 
viel  ni<  lir  ( Jesterreicher  als  Preusseu ,  in  Preussen  sehr  viel 
mehr  Russen  als  Baiem  aufhaltsam  sind.  Für  alle  die  hier- 
aus erwachsenden  Kosten  niüsste  also  doch  irgend  ein  gröss^^rer 
Verband  —  wie  es  gegenwärtig  der  Landarmenverband  thut  — 
eintreten. 

Ja  noch  mehr;  auch  die  unbedingten  Vertreter  des  Heimat* 
prinzips  können  sich  des  GefUhls  nicht  erwehren,  dass  es  doch 
unter  Umständen  sehr  hart  sein  könnte,  die  Heimatverbftnde 

auch  hezüp'lich  solcher  ihn^n  angeh^riger  Personeu  r.n  iM-lastcn. 
die  thutsächlieb  durch  lan^''c  Abwesenheit  ilincii  enttrenidct  sind^ 
ohne  dass  sie  anderswo  eine  Heimat  erworben  liaben.  So 
schlägt  V.  Marschall*)  die  Einrichtung  einer  Lande8(Reichs)- 
unterstützungskasse  vor,  „welche  den  Gemeinden  diejenigen 
Lasten  abnehmen  soU,  die  ihnen  bei  ganz  strenger  BwDlgung 
obiger  Grundsätze  oldiegen  wttrden,  aber  wegen  beeonderer 
Verhältnisse  na<  Ii  BilHi^keit  nicht  zugemutet  werden  können". 
Luthardt  hält  die  Erleichterung  der  Armenlast  fiir  die 
Heiuiat^^emeinde  in  Ansehung  entfremdeter  Heimritirenossen 
für  gebeten  und  meint,  dass  diesem  Erfordernisse  durch  einen 
angenu  ssencn  Zuschuss  aus  Mitteln  eines  grf^sseren  Verbände» 
genügt  werden  könnte.  Wuentig,  der  allerdings  daran  vor» 
zweifelt,  das  Heimatprinzip  wieder  hergestellt  zu  s^en^  matM 
den  —  vielen  gewiss  sehr  smpaiAascben,  Yont  mkMm.  Qttm^ 
punkte  aus  aber  ungeheuerlichen  -  —  Vorsekbgj  das  Ltair 


*)     Marschall  I  8.  7:  Luthardt  S.  63;  Waeiit%i8yU4ff. 
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annenwescn  dadurch  zu  beseitigen,  daas  jeder  Ortsarmen- 
verband  für  den  Fall,  dass  ein  UnterstUtssuogBwohnditz  niclit 
vorhanden  oder  nicht  nacliwcisbav  ist,  die  definitive  Ver- 
sorgLin^^sptiicht  bezü^licli  aller  in  äeiiieui  Bezirke  aofhältlichen 
unterstüt'/unjj^sbedürftigen  Individuen  haben  soll. 

Das«  Jieäclben  Schriftsteller  im  übrigen  den  aelir  fioicht- 
baren  Gedanken  der  Beteiligung  grösserer  Verbände,  sowie  die 
Aua-liildiuig  freiwilliger  Amenpflege  m  wranner  und  sach- 
lieber  Weise  betonen  ein  Punkt,  auf  den  ausfübrlicb 
zurückzukommen  ist  —  möchte  ich  gleich  hier  bemerken,  um 
nicht  in  den  Verdaobt  einseitiger  Hervorhebung  bedeakliob«r 
Punkte  zu  geraten. 

Und  bedenklich  im  Sinne  des  Heimatprinzips  erscheinen 
nicht  sowohl  die  Voibcliiage  selbst,  sondern  die  sie  veran- 
lassenden Erwaguiigen  im  hohen  Grade,  weil  sie  deutlich 
zeigen,  dass  man  ein  rechtes  Vertrauen  2U  deor  sittlichen 
Wirkung  der  Heimat  nidbt  bat,  sich  auch  nach  ihrer  Wieder^ 
berstellung  von  der  Vorstellung  heimatentfremdeter  Grenossen 
nicht  wohl  losmachen  kann.  Nimmt  man  hinzu,  dass  un- 
iriderleglich  nachgewiesen  ist,  wie  sehr  auch  in  Ländern  der 
Heimatgesetzgebnng  das  Betteln  und  da«  Land  streichen  ge- 
blüht hat  und  noch  blüht,  su  wird  man  billig  Bedenken  trfigeu, 
all  die  Schwierigkeiten  einer  Systemänderung  durchzumaelien, 
um  schliesslich  ohne  das  Landarmen wesen  eben  da  aiizuiungen, 
-wo  wir  mit  demselben  uns  befunden  haben. 

In  leiater  Linie  wird  man  in  dem  gpegenWärti^i;  so  stark  her- 
vortretenden Bedtkrfiiiss,  das  IndiWduum  mit  einer  Heimat  zu 
Terknlipfen,  oder  besser:  in  dem  durch  keinen  fremden  Will^ 
gehemmten  Gebruuclie  der  Freiheit  zu  hiudc^m ,  ~  nichts 
anderes  erkennen  kn!in*»n  als  eine  durcliniis  berechtigte 
Reaktion  gegen  Missstände,  deren  Vorhanil^  Ufsein  niemand  zu 
leugnen  wagen  wird.  Aber  abgesehen  davon,  dass,  wie  au 
vielen  Stellen  gezeigt  wurde,  diese  Missstände  seit  Anfang  des 
J^hunderts  und  zwar  Immer  mit  dem  Zusats  beklagt  werden, 
gegonwttrtig  seien  sie  am  unertrüglichsten ,  so  hat  sich  auch 
äst  immer  die  Betrachtung  ihrer  Ursachen  auf  das  Zunächst- 
liegende,  auf  —  man  kann  es  nicht  anders  nennen  —  einen 
»Sündenbock  gerichtet,  der  fUr  alles  ver.inhvortlich  gemacht 
werden  soll.  Und  immer  sollte  diesem  Sünrlenbockf»  s-ei^en- 
über  —  es  mochte  nun  die  wirtachat'tliehe  Freile  it  oilei  die 
Unfreiheit  sein  —  alsijald  die  Gesetzgebung  in  Bewegung 
treten  und  den  doch  oft  sehr  schnellen  Wechsel  in  der  An- 
schauung dieser  Dinge  cu  ebenso  schnellem  Ausdruck  bringen. 
'S»  giebt  keinen  Staat,  der  hierfür  ohne  Beisniel  geblieben  wtre. 

Wir  siad  nunmehr  wieder  an  einem  Wend^unkte  ange- 
langt und  man  würde  die  Signatur  unserer  Zeit  verkennen, 
Ute  man  annehmen,  dass  ihr  die  Wiedereinftihrung  der 
Heimat  oder,  was  der  wahre  Kern  der  Sache  ist,  die  Be- 
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achränkungcn  ficr  Freizügigkeit,  aus  Vorliebe  flir  die  grösst- 
mögliche  individuelle  Freiheit  zu  schwer  fallen  wUrden.  Dies 
wird  sicli  unter  Umständen  nicht  abwenden  lassen.  3fan 
kann  dem  gegentiber  nichts  weiter  thnn ,  als  auf  den  Verlaut 
dicjicr  Dinge,  wie  ihn  die  Geschiclite  lehrt,  hinweisen  und 
davor  warnen,  durch  zu  kräftiges  Vorgclien  gegen  die  wirk- 
lichen Schäden,  namentlich  das  Vagabundentuni  und  industriell 
Terdorbnes  Proletariat^  nicht  ttber  das  Ziel  hinauszuschiessen 
und  zu  verBchlimmem  statt  zu  verbessern.  Und  solch  eine 
Verschlinunening  wäre  die  Rückkehr  zum  Heimatsjstem  mit 
allen  seinen  Konsequenzen,  die  man  ziehen  mnss,  wmn  man 
ganze  Arbeit  thun  will.  Denn  in  Ansehun^r  ^ier  liierher 
treffenden  Massregeln  ist  die  einzelne  ohne  jede  liiMb  utiin^r; 
nur  von  allen  zusammen,  von  Bescliriiiikuiig  der  iVeifn 
wegung,  von  uunaclisichtlichem  ZurUcktransport  der  vagirenden 
Elemente,  von  strenger  Abschliessung  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
kann  eine  ganze  und  volle  Wirkung  in  der  gewünschten  Weise 
erwartet  werden. 

Aber  in  Wahrheit  ist  Besserung  nicht  möglich  durch  alle 
diese  negativen,  sondern  lediglich  durch  positive  ThUtigkeiten. 
Man  züchtige,  strafe  und  bessere  di  -  A'agabunden;  man  fessele 
die  Arl)eiter  an  die  Scholle,  indem  man  ihnen  Arbeit  zu 
öchartV'ii  f*ucht,  man  lenke  die  Gemüter  auf  den  Wert  der 
Heimat,  indem  man  für  meuschcnwtirdigo  Zustände  in  der 
Heimat  soigt. 

Was  aber  die  Armenpflege,  dieses  notwendige  Uebely 
betrifft,  so  muss  man  sich  wohl  hüten,  aus  einem  Prinzip, 
welches  schon  das  hairist  lie  Q^etz  von  1868  mit  dürren  Worten 

und  in  bewussteni  Gegensätze  zu  dem  Gesetze  von  1825  als 
ein  le(liL''1if'h  finanzielles  bezrichnete ,  ein  sittb'elies ,  die  nüeli- 
terne  \  tirpHielitunfj,'  zur  Kust«:'iideckung  zur  Grundlaj^e  ein<^s 
gemütvollen  Kmptindcns  zu  machen.  Auch  hier  sintl  andere 
Kräfte,  die  es  zu  erwecken  gilt,  und  die  am  scheuesten  vor 
dem  Zwange  zurückweichen. 

Noch  bedarf  es  eines  kurzen  Wortes  ttber  einen  Wunsch, 
der  zusammen  mit  dem  Verlangen  nach  der  Heimat  hervor- 
getreten ist,  den  Wunsch  nach  Wiedereinftihrung  des  Wortes 
„Heimat"  statt  des  nf'teli fernen  „Unterstützungswohiisitzes'*, 
In  diesem  Winischc  bcjr^'gnen  sich  fast  sämmtliche  Aiihiin^er 
der  erster»  11.  Man  winl  i^rogen  denselben  nichts  Erhebliehtü*  ein- 
wenden und  ihn  noch  durch  die  tluit-^.U  iiliche  Erwä^^ung  unter- 
stützen können,  dass  er  aus  dem  Sprachgebrauche  des  Volkes 
80  wenig,  wie  aus  der  Judikatur  auch  in  Korddeutschland 
verschwunden  ist.  Nur  muss  dieses  Wort  nichts  anderes  be- 
zeichnen sollen,  als  was  sich  darunter  verbii^;  und  man  wird 
Kicnianden  nben'cden  können,  dass  ein  Arm en verband ,  der 
„Heimat"  genannt  wird,  innerlich  verschieden  sei  von  dem- 
jenigen, der  durch  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitses  zur 
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Tragiin^  der  Aniienlast  verpflichtet  ist.  Am  Ijcsten  freilich 
würden  sit  li  für  dies  roin  finanzielle  Verhältniss  rein  sachliche 
Ausdrücke,  wie  „Fürsorge] »flicht,  vermögensrechtliche  Fürsorge- 
verpÜichtung  der  Gemeinden"  empfehlen;  noch  das  preussische 
Gesetz  von  1842  enthielt  keine  anderen.  Es  titammt  aus 
der  Zeit  einer  gewisaen  Ntichtemheit,  der  man  aber  weder 
den  Vorwurf  machen  kann,  schnelle  EntschlttBBe  gereift,  noch 
die  Dinge  anders  genannt  zu  haben,  als  wie  sie  wirklich 
hiessen. 

Yl^.  Aber  die  Nomenklatur  oben  S.  271. 

In  den  Sebrlftsätzen  im  Amenstreitverfahren  findet  man  na- 
mentiieh  seitens  der  kleineren  Armenverbftnde  den  Ausdruck  »Heimat** 

ansscrordentlic!i  häufig  für  „Unterstützungswohnsitz"  angewendet. 
Ebenso  gebraucht  das  I^undesanit  f.  d.  H.  die  Ausdrücke  ganz 
promiscue.  Auch  das  preussische  Ohertribunal  bediente  sich  — 
für  Prenssen  allerdings  ohne  jeden  Grund  -  dieser  Ausdrucks  weise, 
ond  uanute  z.  B.  in  dem  Erk.  v.  21.  April  1856  (Strieth.  Arch. 
Bd.  21  S.  101)  das  Gesetz  ftber  die  Anibidmie  neo  anziehender  Per- 
sonen von  1842  „HeimatgesetB*.  Ein  Hinist-Reskr.  vom  28«  Avgvst 
1861  nahm  aber  Yeranlaasuig'  auszusprechen,  dass  dies  Gesetz  kein 
Heimatgesetz  sei,  sondern  nur  nach  gewissen  Kriterien  die  Yer- 
]»fli(htung  zur  Armenpflege  regele.  —  Vgl.  hierzu  die  Polemik  von 
Fl  Ott  well  1  Ö.  53  ff.  Die  neueren  diegbc7ttglichen  Wunsche  bei 
Luthardt  S.  55;  Waentig  S.  12;  Elvers  S.  lU  u.  a.  —  In 
der  Reichstagskomniission  hatte  ein  Mitglied ,  das  im  übrigen  auf 
dem  Standpunkt  des  preussischen  Systems  stand,  vorgeschlagen, 
den  Namen  MHelmat"  beiznbehalteii.  Es  wmrde  daranf  entgegnet, 
dass  der  Name  des  Torliegenden  BeehtsTerhlltnisses  zwar  an  sich 
nebensächliche  Bedeutung  habe,  dass  es  aber  nicht  rätlich  erscheine, 
als  den  terminus  technicns  die  Bezeichnung  „Heimaf  zu  wftblen, 
weil  man  in  Alti)reussen  diese  Bezeichnuntz  nicht  verstehen,  in 
den  übrigen  Territorien  raissverstehen  werde  ,  denn  gerade  in  den 
letzteren  verbinde  mau  mit  dem  Begriff  .,Heiiuai  den  bestimmten 
£egri£f  „der  UnterstützungspHicht  des  Geburtsorts",  einen  Begriff, 
den  nach  dem  Sinne  der  Mehrheit  das  vorliegende  Gesetz  radikal 
beseitigen  solle* 
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10.  Kapitel. 

Die  Bildung  bezw.  Beteillgimo  grBsserer  Verbände  als 

Träger  der  Araenlast 

§  130. 

Die  KrkcniitTiisH ,  dass  dio  umfassendste  mid  zugleich 
finanziell  leistungbfähigöte  biirgiulicliü  Geiueiuüchaft,  der  Staat, 
zur  Uebernahme  der  Armculaüt  nicht  berufen  sein  kaim,  weil 
er  zu  zweckmässiger  Annenpflege  ausser  Stande  ist,  und  die 
fwawe  ErkenntnisB,  cUsb  die  engste  btti^gerliche  Gemeinschaft^ 
jiie  Gemeinde,  nicht  unter  allen  Umständen  die  Armenlast  tragen 
Jurnn,  weil  sie  finanaiell  IcistungsunOlhig  ist,  fuhrt  von  selbst  xu 
der  Erwägung  einer  mittleren  Bildung,  die  zugleich  den  finan- 
ziellen uTuI  flen  vwrwaltiin^^.stechiiiseheii  Anf<>rdernnir*'?i  'I^r 
Annenplie-e  gereclit  werden  kann.  Lüaat  man  von  einem  Ge- 
dankengange ab,  der  in  seiner  starren  Einseitigkeit  die  äusser- 
»ten  Kouse(£uenzen  ziehen  will,  dort  in  der  StaaLsarmenpflege, 
hier  in  dem  ttuaschliesslichen  Heimatprinzip  gipfelt,  so  bemeikt 
man,  dass  es  einen  Punkt  giebt,  wo  die  Uebernanme  der  Amen- 
last  auf  den  Staat  aufhört  gefkhrlich  2U  werden*  und  wo  die 
Gemeinden  anfangen  leistungsfähig  zu  werden.  i)as  erstere  ist 
der  Fall,  xvonn  die  eigentümliche  Natur  gewisser  Arraenpflege- 
ftllle  eine  willkürliche  oder  verseil  wenderische  Behandlung 
ausschliesst,  und  das  zweite  ist  der  Fall,  wenn  mehrere  (le- 
meinden  sich  verbinden ,  um  die  Amienlast  besser  tragen  zu 
können ,  ohne  daati  hierunter  die  Anaeuptlege  selbst  leidet 
Bildungen,  welche  eine  derartige  mitdere  Linie  einhalten, 
sind  in  ^yerachiodener  Weise  mOglich.  Mehrere  Gemeinden 
können  in  Bezug  auf  die  gesanunte  Annenlast  zu  einem  ge- 
meinschaftlichen Bezirke  vereinigt  werden  und  hierbei  je  nach 
Umständen  gleichzeitig  einen  einheitlichen  Bezirk  flir  Erwerb 
nnd  Verlust  de,>>  lJnterstiitzungswo]nw!tzes  bezw.  der  ll<-iniat 
bilden  (  G  esammtarmenverbäudc  ^    Oder  sie  können 
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sich  zu  vielen  oder  einaelnen  Zwecken  der  Armenpfl^e  ver- 
einigen« In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich,  um  Sonder- 
bildungen, die  nicht  notwendig  mit  den  örtlichen  und  poli- 
tischen Grenzen  der  sich  vereinigende  Gemeinwesen  flb^^n* 

»tinimim  müssen. 

(iruiulsätzlich  verschieden  hiervon  ist  die  TJcsbernahme 
der  Armeulast  bezw.  gewisser  Teile  derselben  von  Seiten  der 
den  Gemeinwesen  unterster  Ordnung  übergeordneten  Ver- 
waLtungsbezirke,  welche  ohnehin  eine  stftndige  Vereiniguug 
aller  zu  dem  Bezirke  gehörigen  Gemeinwesen  bilden  und  als 
solche  von  vornherein  gewisse  Funktionen  In  Ansehung  ge- 
meinschaftlicher Zwecke  haben. 

Die  Bildung  bezw.  fli«-  Beteiligung-  p;rösserer  Verbände 
au  den  La.stcii  der  Armenptle^ti  ist  keintüu  »Staatswesen  fremd; 
feie  uiniuit  iii  Frankreich  so  ;iiit  wie  in  Baieni  (muo  Ijtideutende 
Stelle  ein,  und  kuiumt  iii  dem  Landariiienwcäeu  der  Reichs- 
geäiet^bttiig  zum  Ausdruck,  obwohl  grosse  Verschiedenheiten 
in  Bezug  auf  Mass  und  Art  im  einzelnen  bestehen.  Vor- 
schlägey  die  in  dieser  Richtung  sich  bewogen,  eröffnen  daher 
keinen  neuen  Gedankenkreis.  Gleichwohl  bilden  dieselben 
nach  aU;^^emeincr  Meinung  den  wertvollsten  Inhalt  der  gegcn- 
w'ürtigen  Refornibe.-itrebun^cu.  Und  nidit  :tll(  iit  (InniTu.  weil 
bie  dem  Dokti'inariämus  der  entgegengesetzten  ötromunf^cu  wirk- 
licL  uiüglicLe  und  lebensfilhige  Besserungsmassregehi  (entgegen- 
stellen, sondern  auch  weil  sie  ihren  Schwerpunkt  in  die  (Juter- 
suchung  derjenigen  Aufgaben  verlegen,  welche  die  Gemein- 
Wirtschaft  überhaupt  erfüllen  kann,  und  wie  die  Mittel  zu  ihrer 
Erfüllung  beschafft  werden  können. 

Wenn  ich  es  unternehme,  im  Folgenden  die  verschiedenen 
Oesichtspankte,  von  welchen  die  bezttgiichen  Vorschläge  ausgehen, 

darzulegen,  so  möchte  ich  doch  vorher  bemerken,  dass  eine  er- 
schöpfende Darstelluiiir  nicht  wohl  mö«zli''b  ist.  Aus  zwei  Gründen: 
einmal  bewegen  sich  neben  den  vorherrschenden  (Tedaukenrichtuugen 
noch  eine  Zahl  mehr  oder  minder  verwickelter  Kombinationen  her, 
wie  es  bei  luittlereu  Meinungen  immer  der  Fall  ist;  so  wollen  die 
.einen  Pristanver&ndenmgen  Ittr  Erwerh  vnd  Verlust  des  Unter^ 
.stfttzongswohnsitses,  wenn  .gleichzeitig  gewisse  Lasten  vom  Staate 
ttbemommen  werden;  andere  wollen  das  Heimatprinzip,  aber  nur, 
wenn  ganz  oder  zu  zwei  Dritteln  oder  zur  Hälfte  in  den  einseinen 
UnterstützungsftUleu  den  unvci  mr^'jrendeu  Gemeinden  Beiliülfe  gewährt 
wird  u.  s.  w.  Dies  alles  kann  und  braucht  nicht  mitgeteilt  zu 
^verden.  Wesentliche  Kombinationen  wird  man  nicht  wohl  über> 
gangen  hnden. 

Zweitens  aber  —  und  dies  fällt  schwerer  ins  Gewicht  —  ist 
es  immdglich,  bei  Eriyrtemng  der  einzehien  Massnahmen  aosrdcben- 
des  Material  zur  Begründung  und  Beleoehtung  heranzuziehen,  well 

es  an  solchem  Material  zur  Zeit  fehlt.  Ilierüher  noch  au  dieser 
Stelle  zwei  Worte.        verhält  sich  mit  dem  Material,  das  hier  in 
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Betiacht  fUlt,  im  wesentlichen  anders,  als  wie  mit  dem  beitiglick 
der  einzebien  Gemeinden.  Wenn  fftr  diese  die  Leistungsfähigkeit  oder 
-unf&higkeit  zu  nntersnchen  war,  so  mochte  man  sich  an  einiger- 

massen  zutreffenden  Beispielen  und  Einzel  an  traben  genügen  lassen, 
um  von  den  einen  auf  den  Zustand  der  ander»  ii  zu  schliessen.  Das 
genügt  aber  hier  nicht.  Worauf  es  hier  ankommt,  ist  gerade  das 
Gesammtbild  ganzer  Provinzen,  der  Staaten  und  des  Reiches,  l  ur 
eine  Ausgleichung  der  gesammten  und  die  Erleichterung  der  ört- 
lichen Armenlast  ist  es  sehr  wichtig  zo  wissen,  wie  die  geeammte 
Armenl  ast  heschaifen  ist* 

Leider  ist  in  dieser  Beziehimg  von  der  ReicbsarmenslatiBtik 
für  1885f  welche  die  Finansen  der  Landarmenverb&nde  mit  nmfssstj 
kein  genügendes  Resultat  zu  erwarten,  weil  sie  yersilnmt  hat,  die 
Fragen  nach  Ausgaben  and  Einnahmen  nach  massgebenden  Ge- 
sichtspunkten, insbesondere  in  der  Richtung  zu  gliedern,  dass  der 
Aufwand  für  eigentlich  landarme  IVrsonen  und  für  andere  Armen- 
pHegezwecke  gesondert  nachgewiesen  wird.  Wie  wichtig  dies  ist, 
braucht  nicht  näher  dargelegt  zu  werden.  Es  ist  dies  um  so  mehr 
zu  bedaueru,  als  die  Finanzstatistik  der  Landarmen  verbände  der- 
jenige Teil  der  ganzen  Erhebung  ist,  der  wirklich  zuverlässig  sein 
könnte,  weil  die  Nachrichten  von  Yerwaltongskörpem  zn  erfordern 
sind,  die  ein  durchaus  geordnetes  Rechnungswesen  ftkhren  und  zur 
Erteilung  dieser  Nachrichten  sehr  wohl  im  Stande  sind.  Man  kann 
nur  den  Wunsch  aussprechen ,  dass  eine  derartige  Erhebung  recht 
bald  nachgeholt  untl  gleich  auf  mehrere  Jahre  erstreckt  wtirde.  Es 
könnten  mit  allerlpi'  htester  Mühe  durch  ein  einmaliges  Ausschreiben 
Angaben  für  alle  \  irhergehenden  Jahre  bis  zur  Gegenwart  erlangt 
werden.  Wollte  mua  sich,  nm  aiizugrosseu  Umfang  der  Publikation 
zu  vermeiden,  anf  einige  Jahrgänge,  vielleicht  von  fünf  zm  fünf 
Jahren  bescbrllnken,  so  wfirde  ein  sehr  zutreffendes  und  brauchbares 
Material  in  kurzer  Frist  hergestellt  werden  kOnnen.  Tgl.  hierttbar 
noch  meine  Abhandlung  in  Conrads  Jahrbuch  f.  N.  u.  St.  1886 
S.  481. 

Ich  habe  selbst  einen  Versuch  gemacht,  durch  Ausschreiben 
ein  grösseres  Material  zusammenzuschaflfen,  habe  aber,  trotzdem 
mir  in  zuvorkomraendster  Weise  sowohl  gedruckte  Berichte  wie 
schriftliche  Angaben  zugesendet  wurden ,  hiervon  doch  schliesslich 
Abstand  nehmen  müssen;  ileiin  abgesehen  davon,  dass  nicht  übeiAll 
meinem  Wunsche  nach  Uebersenduug  von  Angaben  entsprochen 
wurde,  ist  auch  die  Durcharbeitung  und  Zusammenstellung  solchen 
Materials  für  den  Privatmann  ehi  selbst  mit  Opfcni  an  ^eit,  Mühe 
und  Geld  nicht  durchführbares  Unternehmen.  Das  ist  und  kann 
nur  Sache  der  Zentralbehörde  sein. 

Auf  mnzdne  Punkte,  deren  Klarsteltamg  im  Wege  der  Stati- 
stik unumgängliches  Bedttrfniss  ist,  habe  Ich  an  den  einschUgigen 
Stellen  hingewiesen. 
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1.  BHdiiDg  grosserer  Heivatbecirke. 

§  131. 

Die  Bildung  von  Ortsarmenyerbänden  durch  Zuflammen- 
legung  von  mehreren  Gemeinden  oder  mehreren  Gutsbezirken 
bezw.  Gemeinden  und  Gutsbezirken  ist  durch  §  3  des  Reichs- 

gesetzes  vom  6.  Juni  1870  gestattet.  Die  einzelnen  Staaten^ 
denon  die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Armen- 
verbände obliegt,  liabeu  von  der  Bcfugniss  des  §  3  iiisoteru 
Gebrauch  gemacht,  als  üio  ihrerseits  die  näheren  Normen  für 
den  Fall  einer  solchen  Bildung  aufstellen,  das  Beibehalten 
bestehender  GesammtannenverbUnde  anordnen,  im  übrigen 
aber  von  jedem  Zwange  zu  derartigen  Biidungen  Abstand 
nehmen.  Wo  neue  G^sammtarmenverbände  geschaffen  werden 
aollen,  ist  die  Bt  teiligung  der  einzelnen  Glieder  an  Verwaltung 
und  Kosten  durch  ein  auf  freier  Vereinbarung  beruhendes 
Statut  zu  regeln. 

Das  Charakteristische  dieser  Verbände  ist,  dass  sie  in 
Bezug  auf  die  öffentliche  Annenpflege  ganz  und  gar  an  die 
Stelle  der  einzelnen  Glieder  treten,  und  iiis]»»'soTi<1f  re  in  Bezug 
auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstü tz ung.s Wohnsitzes 
einen  cinhui  liichen  Bezirk  bilden.  Dies  unterscheidet  sie  von 
jeder  anderen  Vereinigung  zu  einzelnen  Zwecken,  welche  nach 
aussen  d.  h.  im  Verhftltniss  au  dritten  Armenverbnnden  ohne 
jede  Bedeutung  ist,  sowie  von  den  Landarmenverbünden,  welche 
zwar  auch  unmittelbare  Träger  der  Armenlast  sind,  die- 
selbe aber  nicht  nach  Massgabe  des  Unterstützungawohnsitzes, 
sondern  gerade  beim  Mangel  eines  solchen  zu  übernehmen  haben. 

Vgl.  Prenss.  Ansf.  -  Gesetz  §  9—15.  Die  näheren  Normen 
betreffea  besonders  den  Msssstab  für  Anfbiingnng  des  Armenauf- 

Tvandes,  über  den  sehr  lebhaft  gestritten  wurde.  Man  einigte  sich 
schliesslich  im  Wege  des  Kompromisses  auf  einen  gemischten  Modus, 
nach  Massgabe  der  Klassen-  und  Einkommensteuer,  der  halben  Gewerbe- 
und  der  halben  Grund-  nnd  Gebäude-Stener.  Das  Material  ist 
sehr  vollständig  niitireteilt  bei  Arnold  S.  545  ff.  —  Von  bestehenden 
Gesammtarmenverbäudcü  kamen  die  in  Schlesien  (mit  Ausnahme  der 
Oberlaasitz):  Rittergüter  and  Gemsinden  —  In  KeiiTOrpommem 
nnd  Rogen:  ans  Ortschaften  und  Gutabezhrken  gebfldete  Kirchspiele 
—  in  HannoTer:  aas  landlichen  Gemeinden  gebildete  Sammtgemein- 
den,  in  Betracht.  Ausserdem  nicht  konunnnale  Verbände  (kon- 
fessionelle) in  Schleswig- Holstein  und  Hannover,  die  l)ei  der  Um- 
bildung in  gesetzliche  Armcnverbiinde  insoweit  aufrechterhalten 
werden  sollten,  als  sie  mit  den  kommunnlen  Grenzen  tibereinstimm- 
ten. --  Sachsen  §  1  liess  es  bei  der  geltenden  Organisation  bewenden, 
welche  in  30  der  Armenordnung  von  1840  nur  über  die  Asso- 
ziation mehrerer  Heimatbezirke  zn  gewissen  gemeinsamen  Zweeken 
bestimmt.  —  Wflrtemberg  Art.  8  gestattet  die  Yereioignng  mehrerer 
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Teilgemeinden  ond  die  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  eines  Ober- 
amtsbezirks (Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  zusammengesetzten 
Gemeinden  vom  17.  September  185^^  )  Ebenso  Saclisen  -  Weimar 
§  5,  Mecklenburg-Strelitz  >;  2,  Braunst hvseig  ^  4  und  die  ineisten 
andern.  In  Oldenburg  nur  für  die  Fleckens-  und  die  Laudgemein- 
den  Ahrensböck  (Fstt.  Lübeck),  welche  einen  einheitlichen  Orts- 
Armenverband  bildet  —  revidlrte  Gemeinde-Oidnimg  Yom  30.  Mai 
1876  Art  89  §  2. 

Der  Charakter  der  Gesammtannenverbände  als  HeunatYerbiDde 
ist  mehrfach  Gegenstand  der  bundesamtlichen  Entscheidung  ge- 
wesen. Vgl.  bes.  KntFrli.  vom  7  A])ril  1^78  II  S.  53  und  vom 
25.  Mai  1878  X  S.  42  in  Bezug  auf  die  hannöverschrn  Amtsneben- 
anlageverbrinde.  —  Auch  die  vom  3.  November  187  7  IX  S.  81,  wo 
umgekehrt  ausgeführt  ist,  dass  die  Abmachung  zwischen  den  den 
Gesammtarmenverbaud  bildenden  Gutsbezirken  und  Gemeinden,  ge- 
wisse Kosten  allein  zu  tragen ,  nach  anssen  bin  gleichgültig  sei ; 
passiv  legitimlrt  ist  allein  der  Gesammtarmenmband. 

VVab  nun  die  wirliliche  Gestaltung  bctriti^  so  ist  —  soviel 
bekannt  —  nirgends  von  der  Befugniöö  der  Vereini^ng  frei- 
willig Gebrauch  gemacht  worden.  Nor  in  den  eben  genannten 
Staaten  haben  Bich  die  bereits  bestehenden  Oesammtamen- 
verbände  erhalten  V). 

Neuerdinge  astder  Gedanke,  die  Bildung  derartiger  grösserer 
Armenbezirke  durch  gesetasgeberische  Akte,  d.  h.  also  im 
Woge  des  Zwangfs,  herbeizuführen,  lebhaft  hf^rvorgc treten, 
und  ebensowohl  von  Anhängern  wie  von  Gegnern  der  Keicbs- 
gesetzgebuug  befürwortet  worden.  Die  letzteren  haiteii .  wie 
öchon  erwähnt,  nur  in  diesem  Falle  die  Durehftlhruug  des 
Heimatprinzips  fUr  möglich,  während  die  ersteren  das  Haupt- 
gewicht auf  die  erhöhte  LeistungsHthigkeit  der  grosseren  Be- 
zirke legen  y  ohne  das  Prinzip  des  Unteretatzungswohnsitzes 
aufgeben  zu  wollen'). 


1)  Vgl.  vor.  Anm.  und  die  preuss.  Min.-Instr.  zum  Auafühningagosets 
vom  11.  April  1871  zu  §  9  1  .  -  Bezüglich  Würtembenfs  exkUMe  der 
l^IiiiLster  am  Innern  in  der  !Sitziin{j  der  K.  d.  Stanoesherrcn  vom 
1.  Juni  IffiiiH^  dass  Vereinigungen  von  Tdlgemeindeo  zu  Gesammtarmen- 
VDrbitaHitB,  «nf  welehe  biuRiwIrken  durah  Mln.-TM(r.  vom  80.  Mai  1878 
die  Behörden  anpewii-,Mi  worden  wären,  so  gut  wie  gar  nicht  zu  Stande 

Sekommeu  seieu.  —  Für  Preuaeen  ergiebt  die  Stat.  Korr.  vom  2.  Juh  1886, 
lauptergebuisee  der  Armenstatistik  für  188Ö,  da^  von  insgesammt  47  888 
OrtMomeiiTerbbiden  nur  38H3  gemischte  sind. 

*)  Die  Frarf  i>^t  im  Hinblick  auf  ilic  Refomi  der  Anuenpflete  im 
ailgeoieiiieii,  und  auf  die  Armengesetzgebung  insbesondere  auf  dem 
Kongreas  des  D.  V.  1883  in  den  drei  ansfUhriiehen  von  Seyffardt, 
Elvers  und  Germershaust-n  verfassten  Referaten  und  den  darauf 
folgenden  Verhandlungen  allseitig,  wenn  auch  etwas  kursorisch  erörtert 
worden.  —  Dies  bt  das  wertvollste  Material.  —  Ausserdem  besoudeRS 
Gneis t.  Die  preusa.  Kfejsi>riinung .  Berlin  1870,  namentlich  8.  151 
ferner:  Die  Verhandlangen  beider  UäUMr  des  I  and  tags  iaPraosaen;  vgl. 
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Ii  132. 

Zur  BegTttndiino:  der  Notwendigkeit,  solche  Verbünde  zu 
schaffen,  wird  vor  alieiu  auf  die  notorische  Leistungsuiilahig- 
keit  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Ortsarmenverbänden  hin- 
gewiesen und  geltend  gemacht ,  da«  diese  niemals  im  Stande 
sein  würden,  den  Anforderungen  der  öffentlichen  Annenpflege 
für  sich  allein  zu  genügen,  während  von  ihrer  Vereinigung  m 
grosseren  Verbänden  sich  eine  bei  weitem  wirksamere  Armen- 

Sflegc  erwarten  bisse.  Auch  wird  hervoi^ehoben ,  wie  sehr 
ie  Abschiebung  abnehmen  würde,  wenn  sich  die  Annenhist 
von  vornherein  auf  irri^sscrc  Bezirke  verteilte ,  und  wie  die 
Zaiii  der  Laudainiou  sich  vermindern  winde,  weil  «clion  der 
Aufenthalt  auch  nur  in  einem  der  zum  Gesammtarmenver- 
band  gehörigen  Bezirke  zum  Erwerbe  der  Heimat  bezw.  des 
Unterstützungswohnsitzes  in  dem  Gesammtarmenverbande  und 
nur  die  Abwesenheit  von  jedem  derselben  zu  ihrem  Verluste 
fuhren  würde'). 

In  Anscliunj::  d  r  Crosse  der  zu  bildenden  Verbände  sind 
die  Vorschläge  im  einzelnen  selir  verschieden.  Während 
Seyl't'ardt  in  Anbetracht  der  sehr  erh<'})lieheH  individuellen 
Ver8chicdenheit<m  die  Bestimmung  des  Umfang(^8  dem  Er- 
messen der  hierzu  berufenen  Behörde  überlassen  will  und  nur 
um  einen  Anhalt  zu  geben,  eine  Zwischeninstanz  zwischen 
den  Gemeinden  und  den  zunftchst  übergeordneten  Verwaltungs- 
bezirken (Kreise)  empfiehlt,  bezeichnet  Gneist,  sowie  auch 
Bermershausen  die  K i( •  is « F r i (m l r i c h  die Gerichtsamts^ 
bezirke  ah  angenipssonc  1  Iciniatbezirkc;  Klvers  und  A Sch- 
rott empfehlen  ganz  allgemein  Verbände,  die  lfMstnriL:;st"aliig 
aind  und  von  denen  der  eine  dem  andern  moi^liciist  an 
Lei.stung8tUhigkeit  gleichkommt,  in  besonderer  Bezugnahme 
auf  die  englische  Annengesetzgebung. 

Vgl.  Seyffardt  II  S.  39;  Gneist  S.  152;  Germers- 
hausen  8.  160;  Friedrich,  Einleitung  S.  lY ;  Elvers  S.  141; 
Asehrott  S.  885.  Von  Slteren  SchriftsteUem  geben  Merkmale 
fikr  Abgrenzung  der  Heimatbezirke  Duchatel-Na Tille  S.  112: 
„Giebt  man  der  Heimatsberecbtignng  viel  örtlichen  Umfang,  so 
bleibt  mehr  Gleichheit  in  den  Arbeitslöhnen;  man  erleichtert  dem 
Arbeiter  die  Mittel  seinen  Unterhalt  zu  verdienen;  man  entfernt 
von  ihm  einen  Teil  des  viel-  und  mannigfachen  Drucks,  den  er  er- 
leiden mnss;  man  verteilt  die  Last  der  Taxe  gleichmässiger ,  man 
entzieht  die  Armen  den  Verwahmngsmassregeln  der  einzelnen  Orte; 
man  vermindert  die  Streitigkeiten  der  Komroonen/  Eries  cbarak- 

die  vorletzte  Anmerkung.  —  Bemerkenswert  auch  Friedrich.  Einleitung 
S.  IV  und  neuerdinga  Asehrott.  —  Av£  aUe  dieee  ist  im  Text  zurück- 
zukommen. 

^)  Alieh  die  preuss.  Min.-Iiistr.  vom  10.  April  1871  (xum  Anaftthnuigs* 
geaetB  vom  8.  Mttn  1871)  betont  diese  Gedchtspunkte. 
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terisiit  ganz  allgemein  II  S.  341:  „Die  Domizilgenieindeu  sollei;  die 
Kreise  zusammenfassen,  in  welchen  sich  das  xVngebot  von  iJ>iensten 
und  die  Nachfr^e  danach  im  allgemeinen  das  Gleichgewicht  halten  .  .  . 
Den  Umfang  derselben  nicht  zu  klein  abzugrenzen,  wird  ebensosehr  im 
Interesse  der  Arbeitsueheiideii  «Is  der  Arbettgebenden  liegen.  Den 
Arbeitern  kann  es  nnr  erwflnscbt  smn,  wenn  sie  anf  einem  mögliehst 
grossen  Gebiet  vOllig  ungehindert  lohnende  Beschäftigung  und  wohlfeile 
Wohnungen  suchen  dflrfen  und  dabei  innerhalb  dieses  Gobietes 
gegen  eine  ftbermässige  Konkorronz  sich  geschützt  finden." 

Gegen  die  Schaffimg  solcher  Verbände  werden  verschie- 
dene Einwendnngon  erhoben.  In  Aiistdmii«^  ilirt  i-  knmmimalr'n 
Eigenschaft  wird  von  einer  derartif^cn  Zusammenlegung  die 
Dosorganisation  der  Gemeinden  ^^eiurchtet*),  sowie  davor  ge- 
warnt, Mittelglieder  zwischen  Gemeinde  imd  Kreis  einzu- 
schieben, da  »ich  im  allgemeinen  die  diesen  Körperscliiiften 
übertragene  Verwaltungsthätigkeit  bewahrt  hal>e^).  Wenn 
man  die  Aufgabe  emstlicfa  ins  Auge  fassen  wolle,  so  müsse 
man  Uberhaupt  die  Leistungsfithtgkcit  der  kommunalen  Ver^ 
bände  untersuchen ,  und  wenn  eine  Reform  in  dieser  Be- 
ziehung crfolü:on  solle,  dieselbe  sogleich  auf  alle  Gegenstände 
df*8  Gemeinwesens  erstrecken  —  was  aber  nicht  Saclie  der 
Armeugesetzgelmng,  öundern  der  konnnunalen  Ref<»iin  sei. 
Ausserdem  wird  eingewendet,  dass  auch  durch  ein  solches 
Zusammenlogen  bei  dem  geringen  Einkommen  der  einzelnen 
kleinen  Gemeinden  noch  immer  keine  leistungsfähige  grössere 
Qemeindc  geschaffen  werden  könne.  Vor  allem  aber  wird 
geltend  gemacht  und  fiir  Preussen  von  v.  Wintzingerode 
und  V.  Reitzenstein,  von  Wielandt  für  Baden,  von 
Huz<»l  für  Wiirtenil)t  ig  bezeugt,  dass  gegen  eine  solche  Ver- 
schmelzung eine  sehr  grosse  Antipathie  in  den  Gemeiudeu 
selbst  bestehe^). 

Ein  Be<lenken  scldiessslicli  liat  die  hier  vorgeschlagene 
Reform  mit  der  Uebcrnahme  der  Armenla^t  auf  den  8taat 
gemein:  das  Bedenken'  kostspieliger  Wirtschaft  ans  gemein- 
schaftlichen Mitteln.  In  Ansehung  dieses  letzteren  Punktes 
wird  insbesondere  von  Elvers  und  Aschrott  auf  die  Not* 
wendigkeit  gehöriger  Aufsicht  hingewiesen. 

§  183. 

Von  den  Erfahrungen,  die  in  Bezug  anf  Gesammtarmenvcr- 
bände  gemacht  worden,  sind  verhältnissmftssig  wenige  öffentlich 

M  V.  Miaskowski  a.  a.  O.  S.  64. 

^)  V.  Reit/enstein  in  allen  seinen  diesen  Punkt  beröhrenden 

Arbeiten,  namentlich:  1  S.  29.  II  SS.  152. 

^)  A.  a.  0.  S.  00.  Auch  Jolly  S.  5.  0  meint,  daas  die  freiwilBge 
^'ereinigung  uiclit  w.Hhrselicinlich  s^ei;  auch  halt  er  ..di>*  gosetzlichf  Vcr- 
oindung  von  Gemeinden,  lediglich  damit  die  eine  der  anderen  Lasten  ab- 
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bekannt  gegeben.  Kur  die  Berichte  von  Grumbreclit  und 
L  i  n  8  i  n  g  e  n ,  sowie  die  ältere  Darstellung  von  S  t  U  v  c  bringen 
Na  eil  richten  über  die  Verhältnisse  in  Ostfriesland,  denen  zu- 
folge in  der  That  die  Armenpflege  dort  oinc  sehr  kostspidisje 
ist.  Ersterer*)  bemerkt:  „jDic  Kircli.s|>ielvorötändc'  ätehoii 
dem  Annen  ferner  und  verfügen  über  Gelder,  die  ihnen  aus 
weiten  Kreisen  zur  Disposition  gestellt  werden.  Die  Folge  ist 
eine  mehr  oder  weniger  Tenicnwenderische  Armenpflege  ge- 
wesen, welche  die  Ansprache  der  Armen  in  quali  et  quanto 
fortwänrend  gesteigert  nat**  Stüve,  dessen  Ausi\ihrungen 
sowohl  wegen  eindringendster  Sachkenntniss  als  auch  des- 
wegen bemerkenswert  sind,  weil  sie  sich  auf  eine  weniger 
bewegte  Zeit  als  die  jetzige  (1851)  und  sehr  cn^^e  Verhältnisse 
beziehen  —  btttve  betont,  dass  bei  Bilnimg  grösserer  Armen- 
verbände der  einzelne  zu  ihm  gehörende  kleinere  Bezirk  dai'iir 
zu  sorgen  habe,  dass  wirklich  arbeits-  und  erwerbsfähig;« 
Personen  ihre  Kräfte  auch  wirklich  verwendeten,  wozu  nicht 
sowohl  finanzielle  Opfer,  als  eine  gewisse  Aufmerksamkeit 
und  Thätigkeit  seitens  der  Gemeinde  gehöre.  „Die  Nach- 
barn —  meint  er  —  können  ohne  sonderliche  MüIie  einerseits 
den  Trägen  überwachen,  andererseits  aber  auch  den  harten 
Hausherrn  oder  Arbeitgeber  veranlassen,  dasn  er  seine  Pflicht 
thue.  Bleiben  dann  i^'Ullc  übrig,  wo  die  Gemeinde  dies  nicht 
vermag,  .  .  .  dann  Ut  es  an  dem  grösseren  Verbände  hinzu- 
zutreten und  durch  Verwendung  oder  Bewilligung  dem  Uebel 
abzuhelfen/  Und  weiter  unten:  „Ueberall  macht  sich  in  den 
Gemeinden  ein  Drang  nach  Verkleinerong  der  Annenverbände 
geltend;  dieser  Drang  ist  das  Mittel ,  Eweckmttssigen  Anord- 
nungen Eingang  zu  verschafl'en." 

Mit  den  vorstehenden  Bemerkungen  berührt  Stüve  ein 
Moment,  das  bei  den  jüiiL'-st''n  Erörterungen  ziemlich  unbe- 
achtet geblieben  ist:  die  täliigkeit  zur  eigentlichen  örtlichen 
Annenpflege  auf  Seiten  der  Armen  verbände.  Es  ist  selbst- 
verständlich, dass,  so  lange  man  an  der  gesetzlichen  Anueu- 
uflege  festhält,  das  einzelne  Glied  des  Geaammtannenver- 
Dandes  nach  wie  vor  Organ  der  vorläufigen  Unterstützung 
aein  und  den  hierfilr  notwendigen  Aufwand  ersetzt  erhalten 
Wttrde,  soweit  ihm  nicht  gewisse  ArmenpflegefUlle  —  insl)e- 
sondere  Kranken-,  Waisen-,  Gebrechlichenpflege,  sowie  die 
Sorge  fi'ir  arbritssehoue  Personen  —  durch  gemeinsame  An- 
stalten tlberliaui)t  abgenouunen  v,f'rd*^!i.  Nun  bildet  gerade 
die  vorläutige  Fürsorge  durch  Arbeitsbcschaifung,  sowie  die 


nehme,  für  eine  Massrt^^cl  von  so  \  erlrtzcndöf  ffibrtSf  wic  täß  det  Staat 
nur  in  der  äussersten  Not  ergreifen  ilart""*. 

')  Glumbrecht  S.  103;  Liusin^cn  S.  i<2:  „  ...  wo  Jeder  ftr 
jdie  Aimen  seinem  Orts  aus  dem  gemeinsamen  Siekel  einen  thaolichst 
.  grossen  Antheil  zu  erringen  bestrebt  war.** 
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gemeinsame  Fttrsoirge  der  Gemoindeeinwohner  durcli  Naturai- 
Verpflegung  altersscHwnclirr  oder  vorübergehend  bttdiirftiger 
Personen  eine  Art  der  Unterstützung,  die  keine  wesentlichen 
Kosten  injicht  nnd  doch  seiir  nützlich  und  zweckmäötjig  ist, 
^lau  »larf  aber  nach  den  bisherigen  Krt'ahrungen  annehmen, 
dass  die  Gemeinde  in  solchen  Fällen  es  vorziehen  wüi*de, 
baare  UnterstütKangen  zu  gewähren ,  wenn  de  dieselben  von 
dem  G-esammtverbande  erstattet  erhielte,  und  in  allen  den  Fällen, 
wo  sie  auch  ohne  firenub;  Hülfe  etwas  ausrichten  konnte,  dies 
unterlassen  würde,  weil  sie  an  ihren  eigenen  Finanzen  keinen 
Nutzen  davon  hat.  Auch  ist  zu  erw^lgen,  dass  gerade  in 
Ansehung  der  in  l.Hndli<'lien  Gemeinden  ül)orwie;Lienden  Natural- 
untersttltzungen  die  .schon  bei  Fk  sj »rechung  der  iStnatsannen- 
pflege  henorgehobene  Schwierigkeit,  ja  Unmöglichkeit  einer 
V  eranschlagung  derselben  in  Gehl  die  gegenseitige  Abrechnung 
sehr  erschweren  oder  in  Bezug  auf  diesen  Teil  des  Auf* 
wandes  unmöglich  machen  wflrde. 

Gleichwold  ist  dies  zweifellos  kein  Punkt,  an  dem  der 
ganze  Vorschlag  zu  scheitern  brauchte;  man  kann  sehr  wohl 
die  gemeinsamen  Veranstaltungen  erheblich  ausdehnen,  bei- 
spielsweise die  so  sehr  schwer  fallendon  ba.iren  Erstattungen 
nach  au.-^w?irtH,  die  Krankenpflege  u.  a. ,  und  dennoch  die 
Fürsori^o  für  Personen,  ih  nen  lediglich  Glxlach  und  Nahrung 
zu  {gewähren  ist,  bei  der  einzelnen  Gemeinde  belassen. 
ICs  wttrde  noch  immer  der  sehr  schwer  wiegende  Vorteil  biet- 
ben,  dass  eine  grosse  Zahl  von  Gemeinden  einen  einheitlichen 
Heimatbezirk  bilden  und  zu  den  kostspieligsten  Veransbd- 
tungen  der  Armenpflege  leistungsfähiger  sind.  Auch  darf 
man  annehmen,  dass  eine  energischere  Handhabung  der  Anf- 
sicht,  als  sie  bisher  üblich  gewesen,  viele  Uebelstände  ver- 
hindern könnte.  Hierauf  komme  ich  noch  in  einem  anderen 
Zusanunt-nhange  zuriudv  V). 

Auch  den  Umstand,  dass  die  Bihlung  der  Gesammt^'e^- 
bände  im  W<»ge  des  Zwanges  erfolgen  müsste  und  zunächst 
grosser  Antipathie  begegnen  würde,  wird  man  Air  keinen 
durchschlagenden  Grund  halten  dürfen,  dieselbe  abzulehnen. 
Schliesslich  sind  alle  V(?ranstBltungcn  dieser  Art  Zwangsakte, 
welche  das  als  richtig  Erkannte  durchzuführen  bestimmt  sind. 
Hier  kann  nur  die  ^feinung  des  Gesetzgebers  als  der  masft* 
gebenden  Instanz  entscheidend  sein. 

«5  134. 

Dagegen  kommt  dem  letzten  Einwand,  dass  die  Zu- 
sammenlegung überhaupt  nur  wünschenswert  sei,  wenn  sie 


M  Vp:l.  auch  die  Bemerkungen  von  K  ü  c  Ii  I  er  im  D«  V*  a.  s.  O.  8.  S7, 
Giaf  W in tjsin gerode  S.  59  und  unten  §  216  iL 
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«icii  auf  alle  Gegenstände  des  Gemeindewesens  erstreckte,  and 
^ganz  allgemein  leistungaBlhige  Kommunalköiper  schaflfie,  wo 
•es  an  denselben  fehlte,  grosse  Bedentung  zu. 

Es  möchte  zweckmässig  sein,  bevor  auf  diesen  Einwand  näher 
•eingegangen  wird,  einen  Blick  auf  die  bezügliche  englische  Ge- 
netzgebang  zu  werfen;  ste  ist  dte  einzige,  w^be  dmrtfg»  Ter- 
•einigungen  planvoll  dnrchgefUirt  hat  and  aof  welche  von  einigen 
der  oben  graannten  Schriftsteller  TorzngBwdse  hingewiesen  wird. 
Die  öffentliche  Armenpflege  in  England  mht  von  Alters  her  aaf 
den  Kirchspielgenieinden,  bei  welchen  sie  bis  heute  verblieben  ist : 
besetze  Heinrichs  VIIT.  von  1535,  der  Elisabeth  von  1601 
/das  noch  heute  grundlegende),  sowie  die  grosse  Kodmkation  vom 
14.  August  1834;  vgl.  Asch  rot t  besonders  S.  8.  10.  54. 
Aucii  in  England  trat  die  Leistungsunfähigkeit  vieler  Kirchspiele 
—  woheL  aber  noch  ^ige  andere  Umstände  als  in  Deutschland 
mitspielten  —  schon  frflh  hervor;  sie  wurde  zunächst  durch 
die  Bestimmung  zn  beseitigen  gesucht,  dass  ifttr  arme  Kirchspiele 
von  andern  Kirchspielen  derselben  Hundertschaft  bezw.  derselben 
-Grafschaft  zur  Armenlast  beizutragen  sei,  eine  Bestimmung,  welche 
"der  bei  uns  üblichen  Beihtllfc  an  unvermögende  Ortsarmenver- 
bände entspricht  (1601).  Der  Gedanke  eigentlicher  Vereinigung 
tritt  dann  [zuerst  172?^  im  Zusammenhang  mit  dem  für  Eii^Hand 
«päter  so  bedeutuugbvoll  gewordenen  Arhcitshansprinzip  hervor,  in- 
tern die  Verbindung  mehrerer  Kirchspiele  zur  Errichtung  von 
Arbeftshäuflem  gestattet  wird.  1782  wird  durch  die  sogenannte 
Oilbert's  Act  bereits  die  Yerelnignng  mehrerer  Kirchspiele  zu  ge* 
meiuBamer  Armenverwältong,  mit  welcher  die  Errichtung  eines  ge* 
meinsamen  Arbeitshauses  verbunden  war,  zugelassen.  Die  Einführung 
des  Ge-^etzes  in  den  einzelnen  Kirchspielen  —  dessen  flbrige,  sehr 
tiefgrcitende  Vorsrltriften  hier  nicht  intercssiren  —  wurde  von  der 
Zustimmung  von    a  der  Steuerzahler  abhängig  gemacht. 

Sehr  viel  weiter  ging  die  grosse  Reformakte  von  18^U.  Bei 
gleichzeitiger  provisorischer  Errichtung  einer  obersten  Ariiienbehuide 
gab  sie  dieser  die  Befugnisä,  so  viele  Kirchspiele,  als  dieselbe  für 
iweckmäasig  hielt,  flir  die  Zwecke  der  Armenverwaltung  zu  einem 
AnneuTerbande  (union)  zwangsweise  zu  Yereinigen,  wobei  aber  jedes 
Kirchspiel  die  Kosten  fOir  seine  Armen  gesondert  tragen  sollte.  Ausser- 
dem sollte  von  den  örtlichen  Armenbebörden  (guardians)  mit  Zu- 
Stimmung  der  obersten  Behörde  angeordnet  werden  dürfen,  dass 
die  Union  in  Bezug  auf  die  Nieder!  as-^n  n'j  als  ein  Bezirk  be- 
handelt werde,  in  welchem  Falle  die  Annenausgaben  gpTneinschafllich 
zu  bestreiten  sind,  l'nd  endlich  sollte  es  zulässig  sein,  diiss  die  Kireh- 
spiele  der  uniun,  sofern  sie  iu  derselben  Grat'schait  und  unter  der 
Jurisdiktion  desselben  Friedensrichters  belegen  sind,  hezOglich  der 
Erhebung  der  Armenstenern  als  ein  Kirchspiel  zn  behandeln  sind. 

Yen  den  im  Vorstehenden  angedeuteten  Möglichkeiten  der  Ver- 
einigung wurde  ?on  der  Zentralbehörde  ein  zunächst  sebr  vorsieh- 
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tiger,  den  veraehiedenaten  BAcksichten  Rechnnng  tragender  Gebraacb 
gemacht.  NameDtUeh  galt  es,  die  Verbände  groes  genug  zu  gestalten^ 
um  sie  leietnngsföhig  zn  machen,  nicht  zn  groea,  om  die  persfliilichfr 

Kenntniaa  imd  Kontrole  Qber  die  Einzelheiten  der  laufenden  Ter* 
waltung  zu  gefährden.  Die  räumliche  Ausdehnung  der  Bezirke, 
sowie  die  voraussicbtliche  Höhe  der  Armenlasten,  das  Vorhanden- 
sein oder  der  Mangel  eines  Arbeitshauses  war  zu  berüdtsichtigeu* 
Vgl.  Asch  rot  t  S.       nnd  S.  177. 

£s  kauu  iiier  aul  da»  Detail  nicht  näher  eingegangeu  werden. 
Ueber  den  wtiteren  Verlauf  dieser  Gesetzgebung  ist  zu  hemerkeo,  das» 
de  ihren  weeenUichen  Ahachlnsa  fand  dmeh  die  1865  erlaaaene  ao- 
genannte  Union-Chargeability  Act.  An  Stelle  dea  EirchapieU 
wnrde  der  Armenverband  zum  alleinigen  Träger  der 
Armenlastgemacht.   Der  Zentralarmenbehörde  wurde  gleich- 
zeitig die  Befni^niss  eingeräumt,  auf  Antrag  von  *  lo  der  Steuerzahler 
die  Teilung  grosserer  Kirchspiele  oder  die  Verein i;juiig  ubi^'r-oiulert 
gelegener  Teile  eines  Kirchspiels  mit  dem  lienaclibarten  Kirchspiele 
zwecks  iierbteiiuug  geeigneter  Arnienverbaude  anzuordnen.  Noch  mehr 
erweitert  wurden  diese  Befugnisse  durch  die  Gesetzgebung  ?on  1879, 
1880—1882,  durch  welche  die  Behörde  ein  nahezu  nnbeechrAnktea 
Becht  erhielt,  ArmenTerbftnde  durch  AnflOenng  besw.  Znaammenlegong 
von  Kirchspielen  auch  ohne  vorherigen  Antrag  der  Grundeigeiitumer 
neu  zu  formiren,  zwei  oder  mehrere  Armenverbände  für  einzelne  Zwecke 
der  Armen fiirsorge  zu  vereinigen.    Xur  wenn  im  ersteren  Fall  ^  lo 
der  Grundeigentümer  widerspricht,  soll  es  der  Bestätigung  iles 
ParlaraenU  bedürfen.    Vgl.  Aschrott  S.  103  ff.  und  123  ff.  — 
Die  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Verbände  sind  sowohl  in  Bezug 
auf  die  Armenlast,  wie  auf  die  Grösse  und  Seeleuzahl  sehr  beträcht- 
liche. Im  ganzen  giebt  es  gegenwärtig  649,  von  denen  die  Mehr- 
zahl 15—60000  Einwohner  hat;  doch  sind  8  mit  Ober  200000,  4 
mit  nnter  3000  vorhanden.    Knr  darin  sind  alle  gleichartig,  dase 
Jeder  Verband  sein  eigenes  workhouse  hat  A.  a.  0.  S.  183. 

Man  würde  nun  aber  die  Entwicklung  dieser  Steife  •  der  eng- 
lischen Armengesetzgcbang  nicht  verstehen ,  wenn  man  einseitig 
das  Werden  und  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Gesammtverbände 
betrachtete.  Zwei,  ja  eigentlich  drei  Punkte  sind  es,  die  daneben 
ins  Auge  zu  fassen  sind:  vor  allem  die  Stellung  der  Aufsichts* 
behOrde  nnd  die  Begelung  des  Heimatrechts,  endlich  auch  die 
Bedeutung  der  YerbSnde  als  kommunaler  Körper.  Wie  ea  fiber^ 
haupt  die  englische  Gesetzgebang  charakterisirt,  schrittweise,  mim 
darf  sagen,  experimentell  vorzugehen,  so  hat  sie  auch  neben  all- 
mählicher Zulassung  des  Eingreifens  seitens  der  Zentralarraen- 
hehörde  behufs  Schaft'ung  geeigneter  Verbände  diese  Beiiörde 
selbst  aus  den  geringen  Anfängen  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung des  Armen  Wesens  in  eine  feste  und  ständige  Behörde  mit 
weitreichenden  Aufsichts-  und  Verwaltungsbefugnissen  allmählich 
nmgebildet;  und  gleicbzeit^  ist  eine  wohlgeordnete»  höchst  lebendig 
wirkende  Zwisch^instanz  zirisehen  den  tokalen  AnnenbebOrden  nnd 


Digitized  by  Google 


VI.  4 


387 


dem  Zcntralamt  geBchaffen  nnd  entwickelt  worden,  die  für  Durch- 
führong  und  Erhaltung  gleichmässiger  Grundsätze  mit  bestem  Eiiolge 
Sorge  trägt  Zweitens  besteht  neben  dem  eigentlichen,  dem  dent* 
sehen  fthnUchen  Heimatrecht  die  YoTBebriit,  daes  ohne  Bflclraicht 
anf  die  Heimatzogehörigkeit  die  Anaweisung  ans  dem  Aufenthalts- 
orte  nur  erfolgen  darf,  wenn  innerhalb  des  ersten  Jahres  eine 
Htilfsbedürftigkeit  hervorgetreten  ist.  Es  ist  also  das  strenge 
Heimatrecht  in  seinen  Wirknn^cn  auf  den  Verbleib  der  Individuen 
Yollkonimen  abgeschwächt  und  ein  ähnliches  Verhiiltniss  geschaffen, 
wie  es  in  ßaiem  seit  Einführung  des  Ileichgesetzes  über  die  Frei- 
zügigkeit besteht.  Die  Heimat  hat  vornehmlich  nur  noch  eine 
finanzielle  Bedeutung  in  Besag  auf  Erstattung  etwaiger  Anfwen- 
dnngen. 

Endlich  aber  hat  die  Annengemeinde  in  England  für  die 
Kommunal  Verwaltung  eine  nur  ans  ihrer  historischen  EntNvickelnng 

verständliche  eigentümliche  Bedeutung.  Denn  obwohl  sie  einerseits 
mit  dem  kirchlichen  Gemeinwesen,  aus  dem  sie  hervor^jcgangen, 
nicht  mehr  identisch  ist  und  sich  andrerseits  mit  dem  massgebenden 
])oli tischen  Verwaltungsbezirk  nicht  immer  deckt,  so  ruht  dennoch 
in  England  der  Schwerpunkt  der  lokalen  Verwaltung  iu  der  Armen* 
verwaltong,  welcher  allmfthlicli  andere  Gegenstände,  vor  allem  Schnl- 
und  Wegewesen,  Gesundheits-  und  Begisterweeen  angeschlossen  worden 
sind.  Dieser  Umstand  macht  noch  gegenwärtig  die  Armensteoer  zu 
einer  oft  unerträglichen  Last,  weil  auch  die  Bedürfnisse  für  die  zu- 
letzt genannten  Zwecke  nach  dem  Armensteuerfuss  durch  Zuschläge  . 
gedeckt  werden  und  die  ohnebin  unrichtige  Grundlage  der  Armensteuer 
noch  mehr  verschieben.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  durch  das  auf  der 
Besteuerung  vom  Gnindcrtrage  beruhende  System  ein  sehr  grosser  Teil 
des  ^Nutzens,  den  die  gute  englische  Armenverwaltung  mit  sich  bringt, 
illusorisch  gemacht  wird.  Tgl.  Aschrott  S,  225  ff.  und  auch 
V.  Beits enstein,  Kommunal -Finanzwesen  in  SchOnbergs  Hand* 
buch  III  S.  619. 

Und  dies  dürfte  vor  allem  der  Punkt  sein,  welcher  die  in 
Ansehung  einseitiger  Schaffung  von  kommunalen  Sondervcrbünden 
geltend  gemachten  Bedenken  als  sehr  berechtigt  erscheinen  lässt. 

§  134. 

Mit  Auanahme  jenes  Teils  von  Nordwestdeutschland,  in 
welchem  auch  gegenwärtig  die  auf  der  Grundlage  des  Kirch- 
spiels aufgel »unten  OcsammtarmenvprliKndo  noch  vorhanden 
sind,  ist  in  Deutschland  nicht  die  Kirclien^jremf inde ,  sondern 
die  politische  (4enieinde  die  Grundlage  eines  alle  kommunalen 
Kechte  und  Pfli  cliten  in  sich  begreifenden  Genieindelcbens 
gewesen  und  geblieben.    Unter  diesen  Reeliten  und  Pflichten 


>}  Vgl.  hierüber  unten  §  220. 
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nimmt  die  Annen  Unterstützung  insofern  eine  bedeutende  Stelle 
ein,  als  sie  dem  altgewohnten  VerhältniBS  der  heimatgenös- 
aiBchen  Zugehörigkeit  eine  besonderB  inhalireichc  Bestätigung 
giebt  Während  aber  die  für  die  Kirchengemeinde  wesent- 
uch8teAu%»bey  christliche  Gesinnung  durch  Werke  zu  bethätigen, 
«Umfthlich  zu  einer  weltlichen,  über\*'ißgend  polizeilichen,  der 
kirchlichen  Gemeinscliaft  in  diesem  Ma.s9e  fremden  Armen  jiflep^ 
überleitete  und  so  eine  .starke  Hetero^i^cnität  der  kirehliehen 
und  weitlichen  Armengem(?iii(h'  zur  Folge  liatte ,  blieb  der 
dcutächon  11c imatgcmeindc,  auch  nachdem  das  heimatliche 
Verhältniss  in  jenem  älteren  Sinne  erhebliche  Eiabusse  ge- 
litten hatte,  diese  wichtige  Verjgflichtizng  zur  Armenpflege  ab 
«ne  Öffenflich-rechdiche  Funktion,  wäche  weder  mit  dem 
Wesen  noch  mit  der  Fähigkeit  der  politischen  Gemeinde  in 
Widerspruch  steht. 

Da  mithin  die  Kommunal-Annenpflefre  in  Deut^ichhind 
mit  den  Veranstaltunp^en  der  örtlichen  ►Siehcrlieits-  und  »Sittlieh- 
keitspflege  auf  der  einen,  mit  der  allgemeinen  Wohlfahrts- 
pflege auf  der  andern  Seite  aufs  engste  verknüpft  erscheint, 
80  kann  man  nicht  wohl  diese  eine  Funktion  ohne  weiteres 
aus  dem  Rahmen  der  allgemeinen  kommunalen  Angaben 
herauslösen,  besondere  Verbände  hierfür  schaffen,  die  weder 
in  historischem  noch  natürlichem  Zusammenhange  stehen,  und 
deren  einzelne  Glieder  an  den  Veranstaltungen  der  andern 
,  gar  keiTi  Interesse  haben.  Es  k;ime  hierbei  weiter  in  Be- 
tracht, dasö  solche  Vereinigungen,  wenn  sie  richtig  f  niktiMTih-.'U 
sollen,  nicht  nach  den  politischen,  oft  willkürlichen  Al)i,nen- 
zungen ,  ««andern  nach  dem  örtlichen  Bedürfnis»  sich  richten 
müsston^  dass  eö  also  sehr  zweckmässig  scheinen  könnte,  eiu- 
aelne  Gemeinden  Terschiedener  Verwaltungsbesirke  susammen- 
sBufassen^)  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  zu  Terschiedenen  Kreisen, 
Provinzen,  ja  selbst  zu  verseliiedenen  Bundesstaaten  gehören. 

Man  würde  der  bestehenden  Verbindung  der  Gemeinden 
mit  den  genannten  höheren  Verwaltungfibcvjrken  ein  Zwischen- 
;^lied  einfügen  müssen,  das  aus  demRnliTnen  der  Verwaltungs- 
organisation herausfiele  und  selir  ei  ln  l)liche  Scliwicri^rkeiten 
verursachen,  den  geuolinten  Zu.Nanunenliang  zerreissen  wunie: 
und  gerade  in  dieser  Beziehung  wird  man  sich  durch  das  Beispiel 
Englands  warnen  lassen  müssen,  wo  die  Zusammenlegung  zu 
GesammtarmenTerbänden  zum  Teil  unter  Nichtbeachtung  der 
G-ra&chaftsgrenzen  durchgeführt  ist 

Kack  einem  Berichte,  welchen  ein  sdect-eoromittee  on  BoandaiiSB. 
of  Parishes,  Unions,  Counttes  n.  s.  w.  im  Jahre  1878  erstattete* 
darohscbnitten  von  den  649  bestehenden  Armenverbftnden  181  die 


^)  '\\;\n  (lenke  bei-]  if  Iswcise  an  die  Aldenhurpt  clirn  tFnklavf^u 
Lübeck  und  Birkenfeld,  au  die  preussischen  in  TbUringeu  und  Oldenbuig, 
an  die  bairiacben  in  der  Pfalz  u.  a.  m. 
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Grafschaftsgrenzcn  und  lagen  viele  Armenverbände  in  8  Grafschaften. 
Vgl.  Asrhrott  S.  67  Anm.  1  tin'l  S.  123  Anm.  2.  —  Eben- 
(ItT'-plbp  bemerkt  S.  67:  „Durch  diesen  Fehlpr,  dessen  ganze  Trag- 
weite -ich  erst  später  zeigte,  als  mau  eine  Reihe  anderer  Zweige 
der  Lokal  Verwaltung  auf  die  Basis  der  Armen  verbände  stellte,  ward 
eine  Yerwiming  in  der  gesammten  Lokal  Verwaltung  des  Landes 
lienroiigerafeD»  an  deren  Beseitigung  maa  beatsitage  mit  grosser 
MBhe  und  groeBen  Opfern  arbeitet,  weO  Bich  dieielbe  der  für  er- 
forderlich gehaltenen  Neuorganisation  der  Lokalverwaltung  als  ein 
bis  jetzt  nnübersteigbaree  Hindemiss  entgegenstellt."  ?.  Beitzen- 
etein  bemerkt  I  S.  27r  „  .  .  .  nur  bei  der  vollen  Bemessung  ihrer 
Zuständigkeit,  wie  ihn  die  Gesetzfjebung  der  Staaten  des  europäischen 
Kontinents  im  allgemeinen  ausgebildet  hat.  vermag  die  Ortj-gemeinde 
ihren  Beruf  "als  eines  Regulators  der  gesautmien  Lokal  Verwaltung  zu 
erfüllen;  durch  Auflösung  derselben  in  Spezialorganismen  wtirde 
dieselbe  jener  Eigenschaften,  verm<ige  deren  sie  die  Grundlage  der 
flelfgmmementalen  Institutionen  bildet,  wesentüch  entkleidet  werden. 
Es  wflrde  damit  die  Bahn,  anf  der  sich  die  Entwicklung  der  eng- 
lischen  kommunalen  Organisation  in  den  letzten  Jaliren  zu  ihrem 
Nachteil  bewegt  hat,  betreten  und  jener  Zustand  unwirtschaftlichen 
Auseinandergehens  der  wirtschaftlichen  Zweige  der  iirtlichen  koiinnu- 
nalen  Verwaltung  anf^cliahnt  werden,  wie  er  in  England  die  in 
neuerer  Zeit  ebenso  von  den  leitenden  Staatsmännern,  wie  von  der 
öffentlichen  Meiuuiig  des  Laudeä  immer  mehr  gewürdigte  dunkle 
Kdirseite  der  dortigen  selfgovemementalen  Einriehtnngen  bildet.* 

Wurde  man,  um  diesen  Uebelatand  zu  vermeiden,  den 
von  S  e  y  f  f  m  r d  t  besonders  nacbclrtuklich  betonten  und  zweifel- 
los wieiiti Josten  Oesichtspunkt,  nur  das  individuelle  Bedürfnis» 
bei  etvviiii^er  Zusammenlegung  eutsehciden  zu  lassen,  aufg:cbGn, 
und  nacii  ü n c i ä t s  und  Germershausens  Vorschlag  cliö 
Kreise  —  beide  haben  die  preussischen  im  Auge  —  oder 
nach  Friedrichs  VorscUag  die  GerichtsamtsbesuiiLe  —  F. 
meint  die  sftchsischen  —  als  Gesammtarmenverbande  konsti- 
tuiren,  so  hätte  man  zwar  den  Vorteil.  Heimatbezirice  von 
gentlgend  grossem  Umfange  zu  erlmiten;  aber  alle  die 
anderen  erhofften  Vorteile  würden  unzweifelhaft  in  Wo^all 
kommen.  Es  würden  nämlich  dann,  mit  Ausiialniic  der 
preussischen  Provinzialvnrbftndi'    (jedoch   ohne  Ostj)i<usson) 


und  des  Königreichs  »Saehücn,  welche  gegenwärtig  ju  einen 
Landarmenverband  bilden,  die  übrigen  neu  zu  schaiTenden 
Heimatbezirke  den  bisherigen  LandarmenTerbänden  ent- 
sprechen. In  Ostpreussen,  wo  noch  gegenwärtig  die  Ejreise 
die  Funktionen  des  Landannenverbandes  haben,  würden  sie 
vollkommen  identisch,  in  Wflrtemberg,  in  welchem  die  Ober- 
ämter als  L.-A.-V.  fungiren,  eher  noch  grösser  sein ,  von  den 
kleineren  Staaten,  die  olinehin  kleiner  sind  als  die  preussischeu 
Kreise,  also  namentlich  den  beiden  Lippe,  den  beiden  Keuss^ 
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i\en  1>f^?(1<'n  Scilwarzburg,  sowif»  Waldock  mul  Mecklcn'hin^-Stre- 
litz  ganz  zu  goschweigcii.  Um  dlr^  immrr  sosehr  betonte  sittliche 
Einwirkung  auf  die  Annen  zu  tirraögiichon,  mUsste  also  den  G»*- 
iucindon  doch  wieder  die  Füi^oi^gc  fUr  die  einzelnen  Individuen 
übertragen  werden,  obwohl  diese  nicht  bei  ihr,  sondern  in  dem 
Oeflammtaimeiiyerbande  beheimatet  sind.  Wahncheinlich  würde 
eine  so  beschaffene  Einrichtung  nicht  blos  die  Uebcdstilnde  des 
Landarmenwesens  nicht  verringern,  sondern  umgekehrt  dieganse 
^öffentliche  Armenpflege  diesen  Uc])cl8tänden  in  verstttrktcm 
MasRo  zufllhrfn.  Uebng(;ns  ist  hierbei  noch  hervorzuheben,  dass 
CS  zur  Konstituirung  der  Kreise  als  Gesammtaraicn verbände 
ein<\s  Ueichsgesetzes  bedUrfen  würde.  Wie  oben  dargelegt  wurde, 
«ind  andere  als  aus  Gemeinden  und  Gutsbezirken  bestehende 
Vereinigungen  als  unmittelbare  Träger  der  Aruieulast  nach 
gegenwärtiger  Lage  der  Gkssetzgebung  nicht  statthaft. 

Vgl.  obenS.  158.  Dies  "mussüberhanpt  im  Auge  bohalten  werden, 
dass  es  sich  hier  immer  um  die  unmi Lic  1  bare  Uebernabiae  der  Armen- 
last banddt.  Von  den  zahlrdchen  Yenmdifla  und  Möglichkeiten, 
die  Ortsarmenverbftnde  dnreh  Abnahme  gewisser  besonders  belastso- 
der  Kategorien  von  AntienpflegeftUen.  su  entlasten,  wird  unten  zu 
handeln  sein. 

Die  Grösse  der  preussischen  Kreise  bewegt  sich  regelmässig 
zwischen  50 — 60  0ÜÜ  Einwohner.  Hiervon  machen  nur  die  Kreise 
der  Provinzen  Hannover  und  Hessen  -  Nassau  eine  Ausnahme ,  die 
tSberwiegeiid  zwischen  20 — 40  000  Einwüliiier  zählen.  Dagegen  fin- 
den sich  erbebliche  Ueberschruimagen  dieser  Ziüer  uaineatiich  in  den 
an  grosse  Stidte  grenzenden  lAa^ehen  Kreisen,  sowie  in  den  be* 
deutenden  Industriebezirken.  So  zählen  nach  der  nraesten  Tolks* 
Zählung  vom  1.  D^ember  1885  die  Kreise  Kiederbamim  147747, 
Teltow  1G3145  (Brandenbarg),  Waldenburg  117  668,  Oppeln 
115  809,  Beuthen  131  922,  Kattowitz  105  354,  Ratibor  130  255 
(Schlesien),  Dortmund  134  229,  Hagen  135  359  (Westfalen),  Mühl- 
heim a.  Ruhr  151  340,  Essen  13(3111,  Soliii-en  115  443,  Gladbach 
138  400^  Köln  (Land)  139  519,  ^Saarbrücken  1  24  307,  Aachen  III  209 
^iiUeinprovinz).  Die  Hohenzüliernschen  Obeiainter  haben  eine  durch- 
schnittliche Einwohnerzahl  von  15000.  Vgl.  die  vorl&nügen  Er- 
gebnisse der  Yolkssählnng  ?om  1.  Deaember  1885  fftr  Preoaseo, 
herausgegeben  vom  Statistischen  Bureau.  —  lieber  die  Amts- 
gerichtsbezir ke  vgl.  Pfafferoth,  Jahrbuch  der  deutschen 
Gericht sverfassuni?  für  1886,  Ueymann  1886,  S.  51,  wo  die  durch- 
«rhüittliche  Zahl  der  Eingesessenen  eines  Amtstrcrichts  für  jeden  Ober- 
landesgerichts-Bezirk,  und  S.  7(>  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Amts- 
gerichte die  Zahl  der  Gerichtscingcsessenen  angegeben  ist.  At  gesehen 
von  den  durch  grosse  Städte  beeinflassten  Oberlande^gerichts- 
Beairken  (Hamhnrg,  Berlin,  Breslan,  Stattgart  a.  a.)  geht  die  Zahl 
dnrchschnittlich  nicht  Uber  20000  hinaoa;  am  niedrigsten  Kassel 
mit  10810  und  Rostock  mit  12780,  im  einaelnen  aber  doch  sehr 
verachieden. 
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§  135. 

Was  nun  aber  auch  von  den  im  Vorstehenden  entwickelten 
Gesichtspunkten  aoB  aich  gegen  die  Bildung  yon  Sonder- 

gemeinden  und  grösseren  Heiniatsbezirken  sagen  Iftsst,  und 
wie  schwer  auch  gerade  die  da^p^^on  geltend  gemachten  Be- 
<ienkcn  ins  Gewicht  fallen,  weil  sie  von  den  giilndlichsten 
Kennern  des  kommunalen  Wesens  lierrtlhren,  so  lässt  sich  doch 
die  Meinung  nicht  abweisen,  dass  etwas  geschehen  müsse  und 
•dass  man  mit  didsbezUglichen  Reformen  nicht  wohl  bis  zur 
DnrchiÜlirung  einer  oft  erörterten,  viel  ersehnten ,  aber  nach 
Lage  der  Verhältnisse  Tiicht  in  naher  Anasicht  stehenden  all- 
gemeinen kommunalen  Reform  warten  könne.  Nur  muss  man 
dabei  im  Auge  behalten,  dass  dies  BcdUrfniss  bei  weitem  niclit 
für  alle  Gemeinden  vorliegt  und  von  vornherein  von  jeder  ge- 
nerellen Regelung  AbsUmd  genommen  werden  müsste.  Auch  ist 
■es  durchaus  nicht  das  Moment  der  Leistungsfithigkeit  allein, 
welches  zu  dieser  Erwägung  veranlagst:  der  Leistungsuntaiiigkeit 
Würde  auch  in  solcherWeiae  nicht  ttberall  abgeholfen  werden 
l^Onnen.  Vielmehr  ist  es  ein  anderes  Moment,  das  in  der 
Literatur  &st  immer  nur  ganz  beiläufig  berührt  worden  ist  und 
gleichwohl  wichtiggenugerscheint,  um  diebesondereAufmerksam- 
keit  zu  erwecken:  es  ist  dies  das  Verhältniss  der  unmittelbar 
"b  en  a  c  h })  M  r  te  n  O  e  m  e  i  n  fl  p  n ,  deren  politische  Abgrenzung  weder 
mit  der  nattirlichen  noch  mit  der  sozialen  Abgrenzung  not- 
wendig zusammeufUllt ,  und  deren  Bevölkerung  unter  dem 
Schutze  vollkommener  Freizügigkeit  unaufhörlich  sich  mit 
einander  vermischt,  ohne  dass  Einflüsse  hierfUr  massgebend 
aind,  welche  im  übrigen  die  Bevölkerungsbewegung  bestinmien 
«und  einen  Ausgleich  im  Sinne  des  wirtschaftlichen  Aequi- 
valents  zur  Folge  haben.  Umgekehrt  wird  dieser  an  sich  — 
wie  darzulegen  versucht  wurde  —  höchst  gesunde  Gedanke 
hier  /n  einer  Art  Karrikatiir,  insofern  als  ein  ganz  scharfer 
"Oegensatz  von  Wohngemeinde  und  von  A rheitsgemeinde 
«ich  hcrausbilflot :  wiihrend  die  Arbeit  der  umwohnenden  Be- 
völkerung in  \\  uhrheit  sehr  häuhg  der  Nachbargemeinde  zu 
^ute  kommt,  ist  nach  dem  nivellirenden  Prinzip  des  Unter- 
atützungswohnsitzes  ebenso  gut  wie  nach  dem  der  Heimat  die 
Wohngemeinde  zur  Armenversorgung  verpflichtet 

Zwei  Arten  nachbarlicher  Gemeinschaften  sind  es  nun 

vor  allem,  die  hierbei  in  Betracht  fallen:  die  grossen  Städte 
und  die  ihnen  benachbarten  Vorstädte  und  Landgemeinden, 

-sofern  sie  besondere  kommunale  Körperschaften  bilden  ^  und 
die  Gutsbezirke,  die  von  Landgemeinden  umgeben,  dem 
Verbände  einer  derselben  nicht  angehören.  Hier  wird 
unter  Umständen   die  durch   die  Oesetzgebung  geschaffene 

fünstige   Lage   mit  Bewusstsein   ausgenützt    und    von  den 
^teiligten  auf  Anziehung  einer  fiuktuirenden  Bevölkerung, 
die  ftlr  sie  arbeitet^  und  .gleichzeitige  Ansiedelung  derselben 
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in  den  benachbart(»n  Gemeinden  liiiigewirkt.  In  grossen 
Städten  geschieht  dies  freilich  nicht  direkt,  weil  dies  einfach 
unmöglich  wäre;  dort  unterstützt  die  Gemeindeverwaltung 
meist  nur  indirekt  die  Neigung  der  Arbeiter,  in  der  weniger 
kostspieligen  Umgegend  zu  wohnen,  indem  sie  für  gate  und 
billige  Verbindungen  mit  der  Stadt  Soige  trifii 

Dagegen  steht  es  ausser  Zweifel,  dass  Gutsbezirke  dnrcb 
Abbrechen  bezw.  Nichterrichtung  von  Arbeiterwohnungen,, 
durch  Verbot  eines  über  die  gesetzlichen  Fristen  zum  Erwerb 
des  Unterstützungswoliiisitzes  liinausreiclionden  Aufenthaltes 
durch  Abschluss  kurzer  Dienstkontrakte,  mit  Bewui>8tsein  sich 
der  gesetzlichen  l^'nr.sorgeptlicht,  die  mit  gutem  Hediicht  an 
den  mit  Arbeit  verbundenen  Aufenthalt  geknüpft  ist,  zu  ent- 
ziehen suchen.  Ueber  den  Schaden,  welchen  hieraurck  die  Wohn- 
gemeinden  erleiden,  ist  allerdings  ZuverUlssiges  nicht  bekannt* 

Einige  ganz  dürftige  Zahlen  weisen  bezüglich  Berlins  darauf 
hin.  dass  hier  ein  arges  Missverhältiiiss  vorliegt,  l'iurr  den  l>and- 
gemeindcn ,  welche  unmittelbar  und  ohne  jeden  merkl  arcn  üeher- 
gang  au  das  Weichbild  Berlins  sich  auschli^en,  sind  Kixdort  und 
Schöneberg  die  eiuzigeu,  iUr  welche  in  der  preuss.  Finanzstatistik 
Yon  1883/84 spezielle  ZUilea  mitgeteilt  sind.  Hier  ergiebt  sich 
nun  das  Folgende: 


£b  hatten 

Einwohner 

Ausgaben 
für 

Annenpdsge 

auf  K<q 
kenmg  < 

an  direkten 
Staataeteuem 

ia  Mark 

if  der  Bet^t 

nifielen 

anGcmeinde- 

Schönebelg  .  .  . 
Bixdorf   .  ... 

11180 
18729 

8  624 
42800 

8.95 
d.7ä 

6.04 

Schöneberg  also  mit  seiner  geringeren  Einwohnerzalil  hatte  einfr 
mehr  als  doppelt  so  starke  Staatssteuerkraft  als  Rixdort  ;  aber  es 
erhob  einen  geringeren  Betrag  an  Genieindeabgaben  und  wendete 
den  fünften  Teil  von  dem  für  Armenptiege  auf,  was  Rixdorf  auf- 

")  Vgl  oben  §  95.  —  Als  eine  der  Wirkung  der  sog.  Fsel's-Act 

von  1846,  welche  eine  Erleichterung  der  I-Veizügigkeit  bezweckte,  aber 
auch  keinen  Unterschied  zwischen  Arbeits-  und  Enenstort  machte,  wird 
hervorKehoben :  JXeser  offenbare  Fehler  des  Gesetzes  wurde  von  vielen 
Fabriknerren  und  GrossgnindbeBitBem  sdmell  erkannt  und  reichlichst 
ausgenntzt.  Die  Fabrikherren  errichteten  Arboiterwobnungen  in  benach- 
barten Kirchspielen;  die  Grossgrundbesitzer  suchten^  nach  Kiüt't^  die- 
Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  in  ihrem  Kirchspiele  an  veiklndenir 

ia  es  wild  sogar  berichtet,  dass  sie  vorfaaildene  ArbetterwohnungCD  ab* 
»rechen  Hessen."    Vgl.  Aschrott  S.  76. 
«)  A.  a.  0.  Ö.  198-  203. 
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wendete.  Biese  Zahlen  beetitigen,  was  jeder  mit  den  YerhäUnisBeifc 
Bekannte  weiss,  dass  Schöneberg  ein  vorgeschobener  Posten  des- 
Berliner  Westens  mit  teilweise  sehr  wohlhabender  Bevölkerung  ist,, 
während  Rixdorf  vorwiegend  von  tinbemittelten  Arbeitern  bevölkert 
ist,  die  dort  wdlinen  und  in  Berlin  zur  Arbeit  geben.  Das  ist 
also  ein  ganz  unzweitelhaftes  Missverhältniss. 

Dieses  Anwachsen  der  Vorstädte  und  Nachbar geitteinden  hält 
mit  dem  Wachsen  der  grossen  Städte  gleichen  Schritt,  wie  auch  die- 
neaesta  VolksKihlnng  ergiebt.  Von  Stidten  weisen  die  grösste  Zu- 
nahme der  Bevdlkemng  ?on  1880  anf  1885  auf: 

Lndwigshafen  (Mannheim)  um  42  ^/o 

Charlottenburg  (Berlin)  -  40  Vo 
Ottensen  (Hamburg)  -  32<*'o 

Lindenau  (Leipzig)  •    26  ®  o. 

Vgl.  Deutsche  Rundschau  f.  Geogr.  u.  Stat.  Jahrg.  8  S.  177.  — 

Speziell  das  kolossale  Wachstum  der  an  Berlin  angrenzenden  länd- 


liehen  Gemeinden  mag 
zählten: 

aas  folgenden  Angaben 

erhellen.  £s 

die  Gemebden 

18S5 

1880 

Zunahme  von 
1880  bis  85 
in  Prosent 

Uchtenberg  

15  842 

12  626 

25.5 

7  3a5 

3  889 

87.8 

7  216 

5127 

40.8 

5  061 

3  769 

34.3 

.Schöneberg  ...... 

15  904 

11  180 

42.8 

Groea-Llcbterfelde  .... 

5  900 

4049 

45.7 

2187 

1802 

64.1 

Vgl.  a.  a.  0.  S.  7.  — 

In  Ansehung  der  Gutsbezirke,  die  vor  allem  im  Osten  der 
preuseischen  Monarchie  in  Betracht  fallen,  läset  sieb  annehmen» 
dass  znm  noch  grossere  MiseTerhiltnisae  obwalten,  die  vor 
allem  durch  die  eigentümliche  Katar  derselben  zu  erklären  sind. 
Denn  die  Gotsbezirke  sind  in  erster  Linie  umfriedete  Privatbesitzun- 
gen ,  nns  denen  jeder  nach  Hausrecht  ansn'^'wiecen  werden  kann^ 
sofern  er  niclit  den  Unterstützungswobnsitz  erworben  hat;  erst  in  dem 
Momente  des  Erwerbes  wird  der  Gutsbc/irk  Träger  der  ößentlich- 
rechtlichen  Verpflichtung  zur  Annenlast,  als  welcher  er  den  eigentlich 
kommunalen  Körperschaften  koordinirt  ist  Vgl.  hierzu  oben 
S.  264. 

Ueber  die  Einwohnersahl  der  Gntsbezirke  ist  dnrch  die  Be- 
völkerungsstatistik bekannt,  dass  sie  in  sehr  uttgleleher  Weise  be- 
vdlkert  sind  and  sehr  angleichen  Umfang  haben:  von  1580B  Gut»* 
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iiMirkea,  die  gegenwärtig  in  Preiusea  geiShlt  werden,  haben  54 
mehr  als  1000  Einwohner  (damnter  Lanrahütte  und  Antonienhütte 

im  Kreise  Kattowitz  mit  9198  und  4940  E.),  2r>7  zwisr^hen  500  und 
1000,  7210  zwischen  100  und  500  u.  s.  w.  bis  herab  m  1153  Gnts- 
bezirken,  welche  eine  ^Vohnb€völi£e^ang  von  15  Personon  haben  Tda- 
runter  50  mit  je  4,  30  mit  je  3),  und  116,  welche  unbewohnt  sind. 
Vgl.  Zeitschr.  d.  preuss.  niaL  Bur.  1885,  Stat.  Korr.  S.XXi.  JJie  Zabl 
der  Gntsbezirke,  welche  selbstftiidigd  OrtsanneiiTerbftDde  bilden,  beträgt 
gegenwärtig  11860.  Tgl.  a.  a.  0.  1886,  Stat  Korr.  t.  8.  JolL — 
Bagegen  ist  Aber  ihre  Finanzverhältnisse  so  gut  wie  nichts  bebanni. 
In  der  prenss.  Fin.-Stat.  für  1883/84  wird  hierOber  S.  261  be- 
merkt: „Bei  den  Gntsbezirken  sind  die  Ausgaben  und  Einnahmen 
koramunaler  Natur  so  untrennbar  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Privatwirtschaft  verbunden,  dass  nicht  nur  deren  ziflfermässige  Aus- 
sonderung, sondern  seihst  nur  eine  iitjerschlägliche  Schätzung 
^ich  als  eine  Unmöglichkeit  erweist."  Aehulich  schon  I'reuss.  buu 
V.  1849  Bd.  4  S.  429.  —  Es  wäre  jedenfalls  toh  bobem  Wert, 
in  dieser  Besiebnng  eingehendere  Qrtliche  Untersncbungen  anzu- 
stellen, namentltob  darüber,  wieviel  Individuen  üi  der  Wobngemeinde 
der  Armenpflege  anheimfallen,  die  in  den  Xachbarbezirken  nur 
Arbeit  gehen.  Ich  kann  auf  diese  Art  örtlicher  Untersuchung,  die 
ich  in  meiner  Abhandlung  über  Armenstatistik  in  Conrads  .Tnhrb. 
1886  H.  6  S.  435  ff.  ausführlich  dargelegt  habe,  hier  nicht  näher 
-eingehen.  Es  scheint  mir,  als  wenn  Uberhaupt  eine  örtliche  Unter- 
suchung gerade  der  Verhältnisse  in  den  Gutsbezirken  auch  in  Hin- 
sicht auf  kommuiale  Reform  aosserordentUch  wertvoll,  ja  die 
elgentUcbe  Vorbedingung  einer  durchgreifenden  kommunalen  Befonn 
■sein  wfUrde. 

\\  iirde  man  im  Verfolg  derartif^cr  Untersuchungen  zur  Auf- 
deckung vorhandener  Missstände  und  ihrer  Ursachen  kuumien, 
eo  wttrae  m^nes  EracKtene  in  diesem  einen'  Punkte  das  Bedenken 
beettglicb  derScbafiung  besonderer  BUdan|^en  ohne  allgemeinere 
kommnnale  Umbildung  gegen  die  Notwendigkeit  einer  AbhttUe 
in  Bezug  auf  die  Armenpflege  surttcktreten  und  mindestens  ein 
Versuch  mit  Schaffung  grösserer  Heimat-  und  Armenpflegebezirke 
gemacht  werden  mtlssen.  Dreierlei  hätte  man  hi%^rbei  zu  beachten. 

Erstens  müsste  in  Ansehung'  (ier  Zusammenlegung  Zwang 
geübt  werden  dürfen:  eine  Befugnisa,  die  dureli  die  Landes- 
^esetzgebung  ^;  auözuaprechen  wäre;  von  der  Befugniss  dürfte 
aber  kein  allgemeiner,  sondern  nur  ein  besonderer  Gebrauch 
tlberali  da  gemacht  werden,  wo  die  Verhttltnisse  dies  erfordern 
4md  ermöglichen.    Zweitens  mttsste  ein  allgemeiner  Annen- 


1)  Die  Reidisgesetzfcbuue  ist  hierzu  nicht  komnetent,  weil  es  neh 
«m  Fragen  der  iimereii  YerwutODg  bandelt.    Die  allgemeiDe  £>mfichti- 

L'unp:  zur  Bildung  von  Gesaramtarmenverbüudeii  i?t  ja  bereits  dün  h  §  S 
des  Glesetzes  vom  6.  Juni  1870  erteilt.   VgL  die  Bemerkung  ob^  S.  379. 
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ümds  errichtet  werden,  zu  dem  sKnimtliche  Verbände  beizu- 
tragen hätten  und  aus  dem  der  Aufwand  der  einzelnen  Verbände 
diesen  ersetzt  würde;  es  würde  sich  um  ein  Verfahren  handehi, 
wie  das  von  Roch  oll  und  Wittgenstein  für  die  gesammte 
Armenlast  vorgeschlagene,  bei  dem  eine  gegenseitige  Ab- 
rechnaug btatttindet,  so  dass  einzelne  Verbände  zuzuzahlen, 
juidere  etwas  herauszubekommen  hätten.  Doch  würde  es  sich 
2ur  Verhtttang  von  MiBsbranch  empfehlen,  die  einzelnen  Ver- 
lAnde  einen  Teil  des  Aufwandes  ohne  lärstattnng  tragen  zu 
lassen  —  ein  in  London  znr  Anwendung  gekommenes  Systenii 
auf  das  ich  noch  ausführlich  zurückkomme  —  unten  §  167  — . 
Drittens  aber  müssto  die  Verwaltung  unä  Aufsicht  eine  der- 
artige sein,  dass  sie  den  gesammten  Bezirk  ohne  Mühe  zu 
übersehen  vermag  und  durch  ein  geordneten  Rechnungswesen 
Art  und  Ma^s  der  Verwendungen  zu  kuntroliren,  sowie  auf 
zweckmässige  und  wohlfeile  Armenpflege  hinzuwirken  im  Stande 
ist  Auch  nierauf  komme  ich  noch  zurttck.  Vgl.  unten,  be- 
sonders §  224. 

£b  fiesse  sich  von  solchen  Massregeln  für  einen  enger 
umgrenzten  Bezirk  sehr  wohl  gerechtere  Verteilung  der  Armen- 
last, ^)ess6re  Annenpfle^  und  Verhinderung  der  Abschiebung 
emarten. 


2.   VereiMgaugen  zu  einzelneu  Zweckeu  der  Armenpflege. 

§  186. 

Die  Vereinigung  mehrerer  Ortsarmonverbände  zur  Uebung 
der  gesammten  xVrmeiipHege  sowie  zu  einzelnen  ArmonpliegC' 
2we<äen  ist  eben&lls  dwircE  die  Bekshsgeaetzgebung  gestattet^). 
SieunterBcheidet  sich  rech  tl  i  cH  vondemGeaammtannenTerbande 
dadurch,  dass  sie  nicht  gleichzeitig  einen  Heimatbesirk  bildet  und 
dass  nach  aussen  hin  jeder  der  an  der  Vereinigung  teilnehmenden 
Ortsarmen  verbände  der  verpflichtete ,  aktiv  und  passiv  logi- 
timirtc  Träger  der  Annenlast  bleibt  Thatsächlich  würde  eine 
solche  V^eroinigung,  sofern  sie  die  gesammte  Armenpflege  um- 
faaste,  in  ihrer  Wirkung  dem  Gesaiumtarmenverbande  fast  gleieh- 
ätchen,  weil  sie  den  einzelnen  Verband  von  der  alleinigen 
Fürsorge  fUr  Personen,  die  ihm  durch  Heimat  oder  Unter- 
stQtzungswohnsitz  angehören,  entlasten  würde.  Aus  diesem 
Grunde  werden  denn  auch  gegen  die  Bildung  solcher  Ver- 
einigungen ähnliche  Bedenken  erhoben,  wie  gegen  die  Gesammt- 
armenverbände ,  insbesondere  das  Bedenken  wegen  Verviel- 
fältigung der  mit  der  Armenpflege  befassten  kommunalen  Gr- 


>)  Doch  sind  alle  BUdimgeii,  welche  vdeht  auf  dem  Grunde  der  Ge- 
meiiuleTerCusang  beniheii,  ausdxflcklidi  atugesehloaseti.  VgL  oben  S.  160. 
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ganismen  Und  aus  demselben  Grunde  Ist  es  wohl  ku  er- 
klären^  dass  —  mit  einer  einzigeii  weiterhiii  m  nennenden  Aas- 
nähme  —  Vereinigungen  dieser  Art  nirgends  vorkommen. 

Dagegen  sind  Vereinigungen  zu  einzelnen  Zwecken  häutiger; 
dieselben  sind  nameiitliclv  duroh  zwei  Mis.sstfliKle  veranlasst 
worden:  oinnial  die  Jjpistuni;suiitähigkeit  der  klciiimi.  vor  allem 
der  ländlichen  Gemeiudcu  uud  zweitens  das  Vagaliuiidcuuiiwesen- 
Wie  es  einleuchtet^  diss  Tereinlgte  Kräfte  finanzieli  leistong»- 
fthiger  sind,  als  die  einselne  Kraft,  so  ist  es  auch  khtr,  dasa 

fegen  das  Vagabundiren  —  ein  Verhalten,  dessen  Name  bereits 
en  Aufenthalt  an  verschiedenen  Orten  andeutet  —  der  Schutz 
nur  ein  wirksamer  sein  kann,  wenn  ihm  an  allen  Orten  gleich- 
mässig  Widerstand  geleistet  wird.  Meist  sind  es  diese  beiden 
Gesichtspunkte  zusammen,  welche  turdieVoremiguiigniassgebend 
gewesen  sind;  doch  überwiegt  bald  der  eine,  bald  der  andere. 
Das  Moment  der  Leistungsiiiitäliigkeit  überwiegt  bei  den  sog. 
Bezirksarmenhäusern,  das  der  Vagabundenbekämpfung 
beiden  Arbeits-  undNaturalverpfl egungs Stationen» 
Die  Darstellung  dieser  Veranstaltungen,  die  im  Folgenden  ge- 
sondert zu  gehen  sein  wird,  erschöpft  das  Mass  dessen,  was 
auf  dem  Wege  der  Vereinigung  zu  Sonderzwecken  geleistet 
worden  ist,  bezw.  zu  leisten  gewünscht  oder  voigeschlagen  wird* 

a.  Die  Bealrksamenhäassr. 

Die  Frage  ist  abgesehen  von  der  Erörterung  im  sllgemeiDen 

Zusammenhange  des  Annenwesens  Gegenstand  sehr  eingehender  und 
fittt  durchweg  sehr  vortrefflicher  monographischer  Darstellang  ge- 
worden. Dies  gilt  namentlich  von  den  folgenden  Arbeiten:  Leh- 
mann, Zur  Frage  des  särlis  Aimenwesens,  1858.  —  Bitzer, 
Die  liezirkbaritiLiihäusor  im  Königr.  Sachsen,  1864.  —  Hall- 
bauor,  Zar  Frago  des  sächs.  Armenwesens  nnd  der  Selbstver- 
waltung ländlicher  Gemeinden  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den 
Annenversorgungs verein  der  Amtslandscbiit  Meissen,  1868.  — 
Rentssch  bei  Emmmgfaaus  8. 191  ff.  —  BOhmert,  ZurStatistflc 
der  sächs.  B^rksarmenanstalten,  in  der  Zeitschr.  des  k.  fUlchs.  stat. 
Bar.  Jahrg.  29  S.  151  ff.,  vgl.  auch  Jahrg.  28  S.  41  ff.  —  Drei  Referate 
für  den  D.  V.  f.  A.  u.  W..  und  zwar  1883  :  Lud  w  i  g  -  W  o  1  f,  ücber 
die  Fratre  der  Armenl)e?rhäfti?nni?,  nebst  zwei  Anhängen:  I.  Tabel- 
larische Zusuminenstcllung  der  Mitteilungen  ttber  die  zur  B^häf- 
tignng  Armer  im  Reich  hesteliemlen  Anstalten.  II.  Die  Bezirk?- 
Armeuhäuser  uud  die  Be/ärks-Arbeitsanstalten  im  Königr.  Sachä^n , 
Dneln.  Nr.  8,  Stenogr.  Ber.  S.  86  ff.  —  1885:  Ziller,  Ueber 
die  Einrichtung  von  Besirks-  (Krms-)  Amenhiusem ;  Drachs- 
Nr.  9.  —  HnzeU  Berieht  Aber  die  Frage  der  Errichtung  von 
Kreis-  oder  Bezirksarmenhäosem ,  nebst  2  Anlagen;  Oracks- 
Nr.  10,  Stenogr.  Ber.  S.  78  ff. 

Vgl.  namentlich  Keitzenstein  a.  a.  O. 
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§  137. 


Der  Beg^'flf  der  „Leistungsunftlhigkeit"  ist  in  Bezug  auf 
■die  hier  in  Rode  stehenden  Veranstaltungen  in  einem  etwas 
engeren  Sinne  als  dem  einer  „ganz  allgemeinen  Leistungyuntahi^- 
keit"  zu  vorstehen.  Muss  es  sich  nämlich  bei  den  Aufga})en  dor 
Armenpflege  immer  darum  handeln,  die  betl Urftigen  Individuen 
in  der  ihnen  angemessensten  Weise  zu  unterstützen,  vor  allem 
■das  Mass  der  noch  vorhandenen  Arbeitsfilhigkeit  richtig  aus- 
aninutsen,  so  setzt  die  Verwirklichung  dieses  Grundsatzes  zweierlei 
voraus:  einmal  das  Vorhandensein  von  Arlx  itsgel^enheit  und 
femer  die  Möglichkeit,  die  Unterstützung  Suchenden  zur  Arbeit 
anzuhalten  M.  Arbfitsoj-eloo-enheit  ist  nun  raeist  in  kl^inoren 
Oemeinden  niclit  vorhanden  und  eben  deshalb  die  Möglichkeit 
eine  sehr  geringe ,  die  (jewälirung  der  Unterstützung  von 
Arbeitüleiätung  abhängig  zu  machen.  Dies  führt  entweder  dazu, 
•die  Armen  gänzlich  zu  vernachlässigen  oder  sie  ohne  Rücksicht 
Auf  ihre  Würdigkeit  zu  unterstützen.  Der  Erfolg  ist  in  beiden 
Fällen  ziemlich  der  gleiche,  nämlich  körperliches  und  morali- 
sches Herunterkommen  der  Bedürftigen:  da  die  ungenügend 
Unterstützten  gezwungen  werden,  durch  Betteln  sieh  das 
Fehlende  anderweit  zu  verscli,q|»n,  wnifrend  di<'  .irljr'itstilhigen 
Unterstützten  zum  Müs.siggang  und  zur  ZuehtlosigkcMr  geradezu 
verführt  werden.  Eine  i)eä4ondere,  fast  in  allen  kleinen  Ge- 
meinden wiederkehrende  Erscheinungöforni  einer  derartigen 
Armenpflege  sind  die  Armenhäuser,  in  denen  die  Angehörigen 
Jeden  Alters  und  Geschlechts,  ari^eitsf^hige  und  arbeitsunfähige 


Zustand  dieser  Httuser,  die  vielfach  als  „Brutstätten  des  Lasters 
und  der  Verkommenheit**  bezeichnet  werden,  herrscht  bei 
allen  Sachverstlindigcn  nur  eine  Stimme*). 

Diese  mit  der  KetJ^elmässigkeit  einer  Naturerscheinung  l)e- 
^bachteten  Zustände  führten  nun  zu  der  Er\vagnng,  ob  es 
nicht  möglich  sei,  durch  Arbeitsveranstiiltungen  in  grösserem 
Massstabe:  auf  der  einen  Seite  bei  jedem  Arbeitsfähigen  die 
Oewfthrang  einer  Unterstützung  von  voi^ängiger  Arbeits- 
leistung abhängig  zu  machen,  und  auf  der  anderen  Seite  ftir 
die  wirklich  Arbeitsunfähigen  einen  menschenwürdigen  Auf- 
enthalt herzustellen.  Und  weil  derartige  Veranstaltungen  selbst- 
verständlich  wieder  von  dem  Vorhandensein  genügend<;r  finan- 
zifllor  Leistungsf^ilii<rl<:('it  abhängig  waren,  sogeiangt'Minin  dazu, 
die  \'ereinigung  mehrerer  Verbände  zu  den  vorbezeiehncten  Zwe- 
cken ins  Auge  zu  fassen,  welche  ftir  grössere  Bezi  rke  Anstalten 
errichten,  in  denen  die  Armen  untergebracht  und,  soweit  sie  zur 
Arbeit  fiihig  sind,  zum  Arbeiten  angehalten  werden  kOnnen.  Bezirk 


1)  Ausführlicher  hierüber  uiitcu     197  ff. 
Vgl.  hierüber  näher  oben  S.  2i4. 


Ueber  den  unwürdigen 
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in  dem  hier  gemeinten  Simie  ist  aber  nicht  notwendig  identisch 
mit  dem  polititelien  kldneren  oder  grösseren  Verwahni««- 
bezirke,  sondern  bedeutet  lediglich  ein  mehr  oder  minder 
grosses  Gebiet ,  innerhalb  dessen  die  Vereinigung  mehrerer 
Armen  verbände  in  Bezug  auf  die  genannten  Zwecke  statt- 
findet. Bezirksarnienhaus  ist  im  enp^eren  Sinne  der  technische 
Ausdruck  fi\r  derartige  den  gemeinschaftlichen  Zwecken 
dienende  Anstalten  geworden. 

§  188, 

In  Deutschland  sind  die  ältesten  Bezirksarmenhäuser  in 
Ostfriesland  und  Schleswig-Holstein,  also  eben  da  zu  fin- 
den, wo  Gcsammtarmenverbände  bestehen  oder  bestanden  haben 
und  die  Uebung  'gemeinschafüicher  Armenpflege  eine  alt> 
gewohnte  ist  oder  war.  Vor  allem  sind  in  Schleswig- Holstein 
in  den  vier-ziir^r  Jahren  derartii^e  Ati stalten  errichtet  und  so 
bewillirt  gefunden  worden,  dass  man  mit  ihrer  Einrichtung'  f'-rt- 
tiihrt  und  gegenwärtig  etwa  80  in  sämmtHchen  Kreirsen  der 
Provinz  bestehen.  Dieselben  sind  ihrem  We^en  nach  Armen- 
üflegeanstalten ,  in  denen  ein  Zwang  zum  Eintritt  sowie  zum 
Verbleiben  nicht  besteht  Es  wird  ihnen  der  Erfolg  nadi- 
gerühmt,  dass  nach  ihrer  Errichtung  die  Zahl  der  Unter- 
stützung suchenden  Armen  abgenommen  und  sich  die  An- 
stalten als  Mittel  bewährt  hätten,  wirklich  Bedürftige  von  den 
Mttssiggängem  zu  scheiden  >). 

§  189. 

Ausser  <len  genannten  sind  diesbezügliche  VeranbUiltungen 
in  grÖ88cremAIasöstabe  und  über  das  ganze  Staatsgebiet  verbreitet 
nur  im  Königreich  Sachsen  vorhanden.  Dieselben  werden  in 
der  Regel  als  Muster  aufgestellt  tmd  sind  in  der  LtteFator 
Gegenstand  vielfältiger  eingehender  Darstellung  geworden.  In 
der  That  sind  sie  in  zweifacher  Richtung  beachtenswert:  ein- 
mal weil  sie  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  gemeinschaft- 
lichen Zwecke  aufweisen,  imd  zweitens,  weil  sie  nicht  als  ein- 
malige Schöpfung  der  Staatbbehörden ,  sondern  unter  dem 
Drucke  der  erheblichsten  Missstande  (hn*cli  freiwillige  Vereins- 
thätigkeit  uUniahlich  entstanden  und  foi'tentwickelt  öind. 

§  30  der  sächsischen  Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840 
empfahl  bereits  die  Assoziation  mehrerer  Heimatbezirke  j  „um 
die  Ausführung  Ton  Massre^ln  zu  lohnender  Beschäftigimg 


»)  Vel.  die  Utam,  Verhandl.  des  D.  V.  188Ö  S.  80.  81.  —  Die  An- 
gaben in  Huzels  Keierat  a.  a.  0.,  der  nur  29  Anstalten  nennt,  sind  wäh- 
rend der  Verhandlung  durch  den  Landesrat  v.  Graba  in  der  im  Text 
augegebeneo  Weise  nchtig  gestellt 
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arbeitsfähiger  Armen  auch  für  kleinere  und  ärmere  Ortschaften^, 
denen  ee  filr  Ath  allein  an  den  hiersu  erforderfichen  Mitteln 
fehlt,  für  welche  aber,  zur  möglichsten  Vennindernng  der 
Armilt  und  Unterdrückung  der  nicht  nur  ihnen  selbst,  sondern 
vornehmlich  auch  den  benachbarten  Orten  Ifistigen  Bettelei^, 
solche  Voranstaltunp^en  am  allemötigsten  sind,  zu  erleichtem". 
Doch  sollte  die  Bildung  grösserer  Armendistnktc  zu  dipf^cm 
Zwecke  „vorerst  nur  versuchsweise  auf  eine  gewisse  Anzahl 
Jahre  mit  Vorbehalt  der  AufkUndif^ung  und  Verlängerung 
auf   anderweite    Fristen    erfolgen"    (§  89  a,  a.  O.),  was^ 
überhaupt  der  auch  in  der  YoUEugainstraktion  zur  Annen* 
Ordnung  auadrüeldich  ausgesprochenen  Metnui^f  des  Geseta- 
gebers  entsprach,  dass  es  sich  nur  um  den  Hinweis  und  daa- 
Empfehlen  solcher  Vereinigungen  handeln  könnte,  wo  ein  Be- 
dürtniss  hierzu  vorhanden,  jeder  Zwang  aber  fernbleiben  sollte. 

Wie  aber  die  Erkenntniss  der  Uebelstände  regelmässig 
der  Auffind ini IT  und  Anwendung  etwaiger  Heilmittel  er- 
heblich vorau.s/>ueiIon  pflegt,  so  blieb  auch  der  §  80  a.  a.  O. 
zunächst  ohne  praktische  Folgen.  Erst  die  Notstiindu  aiii 
Ende  der  vierziger  Jahre  und  die  mit  ihnen  wieder  stärker^ 
vielfach  unerträglich  werdende  Bettlerplage,  sowie  die  Be- 
lästigung der  Landgemeinden  durch  arbeitsscheue  AnnO;. 
führten  zu  mannigfacher  ErwSgung  der  Abwehr,  und  damit, 
zur  ernstlichen  Aufoahme  jenes  Gedankens  planmässiger 
Vereinigung.  Hieraus  entstanden  denn  zunächst  pnnz  frei- 
willi^^e  Vereinigungen  von  Landgemeinden  und  RitttTguts- 
besitzern  zu  Bezirksarmenvereinen,  deren  bis  Anfang  1857 
im  ganzen  63:  1417  Ortschaften  bezw.  Rittergüter  umfa^bcnd^. 
gegründet  wurden. 

Um  aber  das  gemeinschafidichey  schon  in  seinen  Anftngen 
als  sehr  nlMzlich  erkannte  Vorgehen  nicht  wieder  beim 
Herannahen  besserer  Zeiten  erschlaffen  zu  lassen,  wurde  von 
einigen  Seiten  zur  öffentlichen  und  allgemeineren  Verhand- 
lung der  diesbezüglichen  Fragen,  insl>r'fiondere  der  Frage  der 
zwangsweisen  Beschäftigung  der  arVjeitsscheuen  Armen,  g(*- 
drängt.  Es  fanden  Versamnihmgen  statt,  deren  Ergebnis« 
die  Regierung  zur  Kinbi  ingung  eines  Gesetzentwurfes  (vom 
21.  April  1858)  veranlasste,  bei  welchem  davon  ausge- 
gangen wurde,  dass  notwendig  die  Grundlage  der  freiwillige» 
Vereinigungen  beizubehalten,  diesen  aber  statt  der  bisherigen. 


dadurch  zugleich  eine  gewisse  Garantie  der  Dauer  zu  geben« 
sei.  Der  Gesetzentwurf  sah  daher  neben  ^'ef^ifmeten  Veran- 
staltungen zur  Abwehr  des  Bettels  die  Gründung  gemein- 
schaftlicher A  ruien-  oder  A  rb  ei  tshäuser  sowie  ge- 
meinschaftliche IMassregeln  behufs  Kindererziehung,  Kranken- 
pflege, Gründung  von  Sparkassen  und  BeihUlfcn  an  unver- 
mdgende  Ortskassen  in  geeigneten  Fttllen  vor.  Jedenfalls- 


wesentlich negativen  Richtung 
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4M>llte  die  Beschäftigung  der  arbeitsfiüiigen  Armen  das  mindeste 
Mass  dessen  darstell  ^vas  die  Vereinigungen  zu  leisten  hätten, 
4im  Tom  Staate  als  i^BezirlLsarmenvereine^  im  Sinne  des  Ge- 
setzes anerkannt  zu  werden.  Und  zwar  sollte  diese  Anerkennung 
nicht  blos  eine  form  olle  Bedeutung  haben,  sonrlern  den  Vorständen 
der  Vereine  die  iiöclist  wichtige  Befugniss  zu  Disziplinarmass- 
regeln,  namentlich  aber  dazu  gewähren,  Zwang  zur  Arbeit 
ohne  Dazwischenkunlt  der  Polizeibehörde  eiutreteii  zu  laascn. 

Der  Entwurf  kam  nicht  zur  Verabschiedung.  Vtelmdir 
machten  sich  damals,  gans  ähnlich  wie  in  England  gegenaber 
dem  Workhouse-System  erhebliche  Bedenken  gegen  die 
Gründung  von  Bezirksarbeitshttusem  geltend,  die,  ebenso  wie 
in  jenem  Lande,  darin  gipfelten,  dass  die  Anstalten,  wenn 
«ie  zweckmässig  sein,  insbesondere  die  Individuen  ivvh  Ah-^r 
und  Geschlecht  getrennt  halten  sollten,  sehr  kostspielig  sein 
würden,  um  so  mehr,  da  mau  hieneben  der  eigentlichen 
Korrektionsanstalten  nicht  würde  entbehren  können.  Auch 
«ei  der  Wert  der  Anstaltsarmenpflege  ein  sehr  bedingter;  in- 
^vidnell  bessernde  Msssregeln  vermOge  nur  die  eigendiche 
Ortsarm^pflege  zu  treffen;  auf  deren  Verbesserung  binsu- 
wirken  müsse  das  Ziel  sein. 

Die  Regierung  beschränkte  sich  nunmehr  darauf,  die 
Missstände  der  GeniciiidfiannenhHnser  zu  kennzeichnen^)  und 
-als  Hauptgriindsätze  tiir  Verbesserung  der  örtlichen  Annen- 
verwaltung aufzustellen:  die  Verhütung  des  Missbrauchs  der 
Armenhäuser  zur  Unterbringung  arbeitsscheuer  Personen, 
JBOVfie  die  Fürsorge  für  die  in  den  Armeuhäuseni  befindlichen 
Kinder  und  Schutz  derselben  gegen  Verwahrlosung.  Im  Obrigen 
bezeichnete  sie  die  strengere  lokale  Aufsicht  als  einen  Geg^- 
«tand  der  Regierungsthätigkeit,  während  sie  bCEttglich  der  Vcr- 
einsbildung  nichts  anderes  thun  su  können  vermeinte,  als  die 
bereits vorhandenenVereinigungen  zurNachahmung  zu  empfehlen. 

Hier  bewährte  sich  nun  in  derThat  die  Kraft  eines  guten 
und  nützlichen  Beispiels,  indem  seit  1860  von  neuem  Bezirks- 
annenvereine  sich  zu  bilden  und  stufenweise  sich  weiter  zu  ent- 
wickeln begannen.  Der  erste,  110  Gemeinden  und  Rittergüter 
in  den  Gerichtsamtsbezirken  Oschatz,  Strehla  und  Riesa  um- 
fassend, errichtete  ein  Arbeits-  und  Armenhaus  zu  Strehla ;  ihm 
folgte  das  Gerichtsamt  Taucha  mit  erweiterten  gemeinschaftlichen 
2wecken;  der  18(11  gegründete  Verein  der  Amtslandschaft 
Meissen  umfasstc  sclilechthin  all'*  Armenpflegezwecke.  Uni  gh»ieh 
die  Angaben  über  den  gegcIn^  artigen  Stand  dieser  BeweginiLT 
vorweg  zu  nehmen,  so  sei  bemerkt,  dass  zur  Zeit  30  Bezirks- 


Vp].  initrii  ^  203.  —  XameTitlirli  die  offenen  Briefe  des  Oericht*- 
amtmaniiä  Friedrich;  v^l.  Bitzcr  11  ä.  34. 

*)  Erlass  an  die  Kreisdirektionen  vom  30.  Oktober  1861;  vgU 
Bitser  Ii  S.  86. 
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anstalten  bestehen,  an  denen  rund  80  ^  o  der  gesanmiten  Be- 
völkerung des  Königreichs  Sachsen  Ijeteiligt  sind^).  Von  diesen 
sind  17  von  freien  Vereinigungen  mehrerer  Gemeinden  ge- 
gründet worden  '^),  während  1 3  von  amtlichen  Bezirksverbän- 
den der  Amtshauptmannschaften  errichtet  wurden ;  7  der  ersten 
Art  sind  später  ebenfalls  in  den  Besitz  der  letzteren  Uber- 
gegangen ,  so  dasa  gegenwärtig  dm  Verhttltuisa  sich  auf  10 
und  20  stellt  Doch  ist  dies,  wie  hervoi^ehoben  werden  muBS, 
kein  qualitativer,  sondern  lediglich  ein  quantitativer  Unter- 
schied: der  Bezirksverein  der  Amtshauptmannschaft  umfasst 
nämlich  srmnntliche  zu  letzterer  gehörige  Gemeinden,  der  freie 
Verein  nur  eine  den  politischen  Grenzen  nielit  genau  ent- 
sprechende Zahl;  der  Charakter  der  Freiwilligkeit  wird  da- 
durch nicht  berührt.  Die  Anstalten  bieten  UnterkuiiU  lür 
rund  4000  Personen.  Im  einzelnen  schwankt  die  Bclcgfähig- 
keit  zwischen  50  und  250  Insassen;  100—200  bilden  den 
Durchschnitt^).  In  Bezug  auf  die  Einwohnerzahl,  welche  an 
den  einzelnen  Vereinigungen  beteiligt  Ist,  bestehen  ebenfalls 
grosse  Verschiedenheiten.  Nur  die  freien  Vereine  bewegen  sich 
noch  überwiegend  in  denjenigen  Ziffern ,  die  man  bei  ihn*r 
GniTulung  nicht  glaubte  überschreiten  zu  sollen,  d.  )i.  /wischen 
Kmjuu  und  60 000 Einwohnern"*),  während  die  amtlielien  Bezirks- 
vereine entsprechend  der  Bevölkerung  der  Anit8haui)tnmnn- 
schaften  zum  Teil  sehr  viel  höhere  Zirteni  zeigen  "j.  Doch  hat 
man  hierbei  zu  berücksichtigen,  dass  es  nU^t  äLein  auf  die  Zahl 
der  Einwohner,  sondern  auch  auf  die  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung ankommt 

Ihren  Zwecken  nach  dient  mit  einer  Ausnahme  (Treuen) 
jede  die>er  Anstalten  zur  zwangsweisen  Unterbnngung  arbeits- 
scheuei-  Individuen  und  mit  zwei  Ausnahmen  (Sorga  imd 
HilhrTsdurt )  zugleich  zur  Ver&urgun^-  arbeitsuntahiger  Personen. 
l)ir  meisten  Aubtiilten  nehmen  aucli  obdaelilose  Familien  auf; 
20  derselben  dienen  auch  als  Sieclieii-,  lU  als  Kranken-,  5  als 
Irrenbftuser.  17  Anstalten  be£u9sen  sich  ausserdem  noch  mit 


M  Bei  Böhmert  sind  nur  2s  Anstalten  verzeichnet  (bis  einschlieBS- 
li<  h  1.  Miirz  ls>'8);  vgl.  S.  ir,3.  —  Es  sind  inzwischen  2  —  in  Frohnau(Amia- 
bergj  und  Ol  bernhau  (Marienbere)  imucogekömmen:  vgl.  Uuzel  S.  41. 

*)  Sftmmfliehe  Ton  freien  yeieiii«n  gegrOndete  Anstalten  flind  in 
der  Zeit  bis  1870  erriclitet.  Seit  1S78  sind  nur  noch  solche  von  «DD^lidien 
Bezirksverein on  gepündet  bezw.  übernommen  worden. 

^)  Vpl.  /.Ulli  V«>r8tehendeu  die  Bemerkung  bei  Böhmert  S.  Iö2, 
namentlii  1)  nhat  die  vortrefl'lich  angeordneten  Tabellen  ebenda  S.  164  Ü\ 
a«.=  'U'Tien  in  bequernfter  T^eben^icht  die  bunte  MaDuitrfaUigkeit  der  Ge- 
staltungen in  den  einzelnen  Bezirksvereinen  eisicbtiicli  ist.  Namentlich 
Bnbr.  5,  9  und  10. 

^1  Vl'I  Bitzcr  IIS.  2.  —  Am  niedriirsten  Mittelberwigsdorf  für 
lOTOC  iün  wohner,  am  böchdtea  Hilbersdorf  für  112d65.  Vgl.  Ii  ö  hm  er  t 
8.  153. 

1  Zwischen  50  und  200 000  Einwohner:  ZeHflchr.  des  aadiB.  sCat.  Bor. 

Jahrg.  28  S.  46. 

FonchongeB  &l)  VI.  4.  -  MAnatmrberg.  26 


Digitized  by  Google 


402 


VI.  4. 


Kindorerziehuüg  und  Kinderbeüserung.  Auch  iieliiiieii  einige 
Anstalten  auch  Selbstzahler,  andere  Pensionäre  von  Gemeinden 
ausserhalb  des  Bezirkes  adT'). 

§  140. 

Allen  Zwecken  der  Armenpflege  dient,  wie  schon  bemerkt, 
nur  der  Bezirksvoroin  der  Amtslandschaft  (niclit  der  Aints- 
hanptniannschatt)  M  c i  SS en^).  Er  ist  1862  gß^nnvi^'t  und  ver- 
eiiii;<t  sänimtliche  im  (Tin'ichtsanitsbexirko  Meisöcn  eiubezirkteu 
OrUcliattt^n,  Ritter^üt«^'  und  von  dem  Gemeindeverbandc  exi- 
mirten  Grundstücke  zu  einem  gemeinschaftlichen  Armenversor- 
gimgs verbände,  jedoch  ohne  den  Bestiuid  der  Heimatbesirke  als 
solcher  za  berühren').  Dagegen  bilden  die  sämmtlicheii 
Heimatbezirke  ,ui  allen  die  Armenversorgung  betreffenden 
Angel^enheiten  deigestalt  einen  Verband,  dass  in  allen  hier 
einscldjigenden  Beziehung<^n ,  mögen  sie  dem  Ocbiet*'  der 
Amienpflegf^  oder  der  AnnoTi])()li7;«^i  angehören,  r'm  Unter- 
fichied  zwischen  den  einzelnen  Heimatbezirken  fernerhin  nicht 

femacht  werden  darf  und  dass  namentlich  auch  der  für  den 
Iweck  der  gemeiuschaftliciieu  Armenversorgung  erforderliche 
Geldbedarf  von  der  Geaammthdt  der  Heimatbezirke  ait&u- 
bringen  ist**  *),  Für  die  Zwecke  der  Armenptlegti  ist  der  Be- 
zirk in  22  Distrikte  eingeteilt,  deren  Leitung  in  die  Ilümle 
der  Distrlktsanuenvereine  gelegt  ist;  diese  wiederum  bilden 
eine  örtliche  Abteilung  des  Verwaltungsrates,  dem  die  Ober- 
leitung und  die  ausschliesslielie,  oder  an  die  Zustimmung  eines 
Verwaltiin;4:sausscliusges  gebundene  Beschlussfassun^  über  die 
wiehtigHlcn  (Jc;j;enst:iiHle .  namentlich:  die  Ueberwachnng  der 
Distriktsleitungun,  diu  Aulaiclit  über  aibeitsscheuo  Individuen, 
die  Rechnungsführung  tu  s.  w.  zusteht^).  Sehr  bemerkens- 
wert  erscheint  die  Bestimmung  fiber  die  Einliefening  arbeitB' 
scheuer,  Unterstützung  nachsuchender  Individuen  in  die  Bezirks- 
anstak.  Dieselbe  soll  vom  Verwaltungsrat  auf  Antrag  des 
betreffenden  Distriktsvereins  und  sofern  Ermahnungen  des- 
selben fnu  btlos  geblieben  sind .  verfügt  werden  können  In 
diesem  Kalle  soll  an  das  Gericlitsamt  Anzeige  erstattet  werden, 
das  auch  seinerseits  Nachrieht  •/wht,  wenn  es  ein  Individuum 
in  die  Zwangsarbeitsanstait  abgehen  lässt**). 

Die  AnuenfUrsorge  ist  übrigens  zunächst  eine  lokale,  die 


')  Böhraert  S.  103.  154. 

-)  Vgl.  bei  Hallbauer.    Der  SUMSrordentlich  wertvollen  kleinen 

Schrift  sitid  Statuten,  Koateurechnuugen  u.  dergl.  beifrefu'gt.  Ueber  die 
neuere Kutwickelune  vgL  die  säcks.  Armenstatistik :  a.  a.  O.  Jahrg. 2S  S.  41  C 

»)  §  1.  2  des  Statota. 

*)  §  3  des  Statuts. 

«)  §  4  ff.  des  Statuts, 

«)  §  T«!  des  Statuts. 
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in  geeigneten  Fällen  im  Einvernoluiion  mit  den  übergeord- 
neten Instanzen  in  Vereinsanätaltsuticge ,  naiuuntlicli  uucli  für 
arbeitsunfilhige  Personen,  umgewandelt  werden  kann;  die  e^nt- 
lich  vorbeugende  Armeupticge  liegt  ausserhalb  derYereinsthktig- 
keit  Der  Vercinskasse  fliessen  die  Bestünde  sämmdicher  Orts* 
kassen  zu  —  jedoch  aussclilic.islich  der  örtlichen  Stiftungen, 
wdche  nach  wie  vor  von  den  Ortsarmenbehördeu  zu  verwalten 
sind  — ;  ausserdem  bestehen  die  liauptsächlicbsten  EinnalniKin 
in  den  Armenanlagen ,  welche  zu  ^ia  nach  den  iSteuerciu- 
heiten  und  zu  V'4  nach  der  Kopfzahl  aller  niicli  dem  Gesetz 
beitragspflichtiger  Einwuhnor  des  Amtsbezirkä  aufgebracht 
werden^).  Die  Unterverteilung  im  Inneren  des  Heimatbezirkes 
ist  Sache  des  letzteren. 

§  14L 

Die  Erfahrungen,  welche  man  mit  den  Bezirksanstalten 
gemacht  hat,  sind  im  allgemeinen  gttnsti&e.  Gleich  im  Be- 
ginne ihrer  Thätigkeit  wurde  berichtet,  dass  manche  in  der 
Örtlichen  Armenpflege  tief  eingewurzelten,  unausrottbar  er- 
schienenen Uebelstände  fast  wie  durch  einen  Zauberschlag 
verscinvunden  seien,  insbesondere  die  Zahl  der  Untei'Stützung 
öuchendi-n  Individuen  sich  bei  KrnfVinniL'"  des  Armenhauses 
ausserordentlich  vermindert  und  mit  dem  Eintritt  gehöriger 
Aufsicht  die  Bettelei  fast  ganz  abgenommen  habe^).  Es  sind 
dies  also  ähnliche  Erfahrungen,  wie  man  sie  in  Sclüeswig-Holstein 
und  auch  in  anderen  Gebieten  mit  Arbeitsanstalten  gemacht 
hat^).  Ausserdem  wurde  der  andere  wesentliche  Zweck  der 
Vereinigung,  die  Entlastung  der  Heimatbezirke  und  die  Herbei- 
führung besserer  örtlicher  Armenpflege,  vielfach  in  über  Er- 
warten gUnstig-er  Weise  erreicht.  Inslx -sondere  wird  in 
Ansehung  des  Anit.svcrbandes  Moisscn  das  En*eichen  der  letzt- 
genannten Zwecke  mit  dem  gleichzeitij^cn  Bemerken  hervor- 

fehoben,  dass  die  von  manchen  IScitcn  befürchtete  Erhöhung 
es  Gesammtaufwandes  nicht  eingetreten  sei  *).  Gorade  mit  Hück- 
sicht  auf  diese  £!rfol^e  wurde  aber  von  einer  Ausdehnung  des 
Vereins  auf  den  Bezirk  der  ganzen  Amtshauptmannschatt  Ab- 
stand genommen^),  weil  man  fürchtete,  dies  gemeinschaftliche 
erfolgreiche  Wirken  durch  Erweiterung  der  rftumlichen  Grenzen 
zu  schädigen. 

Es  ist  eine  Aenderuug  des  Steuerfu^sea  dahin  beabsichtigt,  dasb 
ein  Drittel  uach  Blasegabe  der  Steuereinheiten,  zwei  Drittel  nach  Ver> 
hältniss  der  Einkommensteuer  «ofiKebfadit  werden.  Vgl.  a.  a.  O.  S.  42. 

»)  Vgl  Bitzer  S.  G6. 

')  Vgl  UerUber  unten  §902  ft. 

^)  üal  1  bauet  S.  26.   Zeitschrift  des sachs.  stat.  liur.  Jalu-g.  28  S.  42. 
Durc  h  Reechluss  der  Generalverwimmlnng  vom  Id.  Juni  1877, 
a.  a.  0.  S.  42. 

26* 
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8  142. 

In  den  übrigen  Staaten  finden  sich  tthnliclie  Veranstal- 
tungen nur  in  geringem  Masse In  Preussen  sind  — .ab- 
gesehen von  Schleswig-Holstein  und  Ostfric:jIaii<l ,  die  oben 
genannt  wurden  —  neuerdings  fllr  die  Kimim;  Tapiau  und 
Allenstcin  (Ostpreussen)  Armen-  und  ArlH  itsIilluser  nacli  säch- 
«ischem  Vorbild  eiiigi  richtet  worden.  Für  die  Kheinprovinz 
ist  eine  L;nidjirmenaii>t;ilt  zu  Trier  mit  Raum  t"(ir  400  Pei*soneu 
eingoricliLet,  die  Landarme  und  zugleich,  je  imvh  dem  vor- 
Imudenen  Raum,  auch  Ortsarmc  und  TrivatpUcglinge  autnimmt. 
Auaaerdem  sind  in  ftlnf  Provinzen  (Pommern,  Brandenburg» 
Sachsen^  Hannover,  Westfalen)  mit  den  provinziellen  Korrek- 
tionsanstalten Landarmenanstalten  verbunden,  die  <<letchfall8 
neben  Landarmen  auch  «rtsarme  Personen  aufnehmen.  In 
Wiirtembcrg,  dessen  Jiedürfniss  tVir  derartige  Anstalten 
Bitzer  nacli  sehr  piii^eheiider  Untersuchung  selmn  v*>r 
20  Jaliren  testgestellt  halte  lindet  sieh  glciehwoTil  heute  noch 
erst  eine  einzige  Bezirksarmeiiarheitsanstidt —  die  zu  (  }ö])pingen 
nach  saelisiöchcm  Muster  eingerichtete,  in  «leii  übrigen  »StiUiteu 
kommen  dieselben  eben&Us  nur  ganz  vereinzelt  oder  gar  nicht 
vor.  Die  badischen  Kreisanstalten  dienen  nur  erwerbsunfllhigen 
Personen.  Nur  in  Sachse n-M ein ingen  sind  unter  dem 
Einflüsse  Ziliers,  eines  der  gründlichsten  Sachkenner,  Be- 
zirksarmenhäuser in  den  Kreisen  Sonneberg  und  Meiningen 
entstanden,  d  mi<  ii  ähnliche  Erfolge  wie  den  sächsischen 
nachgerühmt  werden. 

§  143. 

ly'w  Bildung  Uhnlicher  Vereinigungen  wie  der  sUclisisclien 
ist  unter  den  anderen  ^löglichkeiten,  Erleichtenmg  der  Armen- 
last und  Besserung  der  Armenpflege  zu  erzielen,  ebenfalls  und 
gerade  in  der  neuesten  Zeit  sehr  lebhaft  erOrtert  und  llber^ 
wiegend  empfohlen  worden.  Namentlich  ist  dem  Deutschen 
Verein  f.  A.  u.  W,  die  Anregun)^  zu  d<Mi  nie! irer wähnten 
gründlichen  Referaten  zu  danken.  Eine  Diskussion  hat  bisher 
nur  in  sehr  l>e^Toiizfrni  Umfange  stattgefunden  und  zu  dem 
Kr;^e}ii'i-<  ;^eführt,  die  Fi";i;^^e  der  BczirksarmenhUuser  an  <li»> 
im  lierb:>t  1885  we-cu  (h  r  Iteform  der  ländlichen  Armcii- 
ptlege  eingesetzte  Konnnissioa  zu  verweisen ,  wobei  sich  die 
Versammlung  im  Prinzip  für  die  Errichtung  von  Bezirks- 
armenhäusem  aussprach 


')  Die  foleeuden  Angaben  aus  Hu z eis  Referat  Anl.  II  S,  82 ff. 
*)  Dieser  Untersuchung  verdankt  die  mehrgenannte  Arbeit  ihre  Ent- 
stehung.   Vgl.      67  tf.  be&ondei's  am  Schlu&s. 

Htenngr.  ßer.  S.       Vgl.  auch  oben  die  Bemerknogen  aaf  ä.94S. 
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Aucli  diese  Referatt»  und  dcnselbe?!  ani^est  lilosaeneti 
\'erliandluiigeu  gehen  von  denselben  Oesich td^mikten  aus,  die 
8.  Z.  bei  der  Bewegung  im  Königreich  Sachsen  massgebend 
waren.  Doch  ist  das  Moment  der  Leistungsunfilhigkeit,  dem 
man  bei  Betrachtang  der  Iftndlichen  Annenpflege  vorwiegend 
Rechnung  getragen  hatte,  etwas  zurückgetreten  gegen  das 
andere  Moment:  die  gemeinsame  Abwehr  der  Vagabunden- 
plage. Und  im  Anschluss  hieran  ist  denn  aiieh  p^loieb  ein- 
gehend die  Frage  nach  Umfang,  Ort  luid  Zuliissigkeit  der 
Zwangsma  SS  regeln  gegen  arbeitsscheue  rersoueii  erörtert 
wunltni,  die  mit  jener  anderen  in  notwendigem  Zusammen- 
hange steht. 

Aber  gerade  diese  Erörterungen  machten  die  Grenze  er- 
kennbar, bis  m  der  mit  den  hier  in  Rede  stehenden  Veran- 
staltungoi  vorgegangen  werden  darf,  wenn  ihr  Erfolg  nicht  ernst- 
lich gefllhrdet  werden  soll.  Hierauf  ist  noch  mit  einigen  Worten 
einzugehen.  Das  Bedenken  wegen  Verteuerung  der  ördichen 
Armenpflege,  das  auch  hier  wieder  geltend  gemacht  wird, 
braucht  nicht  nochmals  erörtert  zu  werden.  Nur  möchte 
gegenüber  den  Erfi>l;4:en  in  »Sachsen  und  insb(\sondere  denen 
in  Meissen  darauf  liinzuwei.siii  sein.  (las<;  dieselben  keinen 
ganz  richtigen  Massstab  für  die  Verlwillnisse  in  anderen 
Staaten  geben.  Die  im  Herzen  Deutschlands  wohnende,  sehr 
dichte  Bevölkerung  dieses  kleinen,  günstig  gelegenen  und 
wohlhabenden  Landes  bringt  der  Ajrmenpfle^e  ein  sehr  viel 
besseres  Verständniss  entgegen,  als  es  in  den  am  meisten  ver- 
nachlässigten östlichen  Gegenden  der  idtri^^en  Staaten  zu  er- 
warten ist;  dies  ist  umsonielir  der  Fall,  als  p^erado  die  zen- 
trale LajEfc  Sachsens  und  das  Vorwiegen  industrieller  Thtttigkeit 
daselbst  die  Ursache  eines  sehr  starken  Zuzuges  ist,  der  drin- 
gend Abwehr  erheischt. 

Vgl.  T.  Studnltz,  Die  wirtschaftliche  SteUnng  des  KOnigr. 
Sachsen  im  D.  Reich,  in  Zeitschr.  des  sftdis.  stat.  Bar.  1884 
S.  42.  —  Mit  Ansnahme  der  Hansestädte,  die  in  dieser  Be- 
ziehung aber  nicht  woU  in  Betracht  fallen  können,  hatte  Sachsen 
die  grOsste  Be?dlkenmg8dicbtigkeit,  oAmlich 

1875  :  184.ia    1880:  198.28  Einw.  auf  den  qkm, 
während  das  Reich  ,  :    79.05      „  :  88*69  „ 

Preossen  „  :   73.92      „  :  78.88  cfthlte. 

Auf  2972805  ortsanwesende  Bevölkerung  hatte  Sachsen 

a)  2  760  354  Einheimische, 

b)  175  413  Angehörige  anderer  deutscher  Staaten, 

c)  37  038  AusUiuder, 

die  absolut  grösseste  Zahl  zu  b,  da  Preussen  ntur  168390  Ange- 
hörige anderer  deutscher  Staaten  hatte,  relatlT  in  Sachsen  6^o,  in 
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Preussen  0.6^  o.  Vgl.  S.  44.  —  Auch  hat  Sachsen,  ausser  Bremen, 
das  dichteste  Eisenbahnnetz,  auf  je  1000  qkm  186.2  km  nor- 
maler  Spurweite  gegen  57.5  in  PrensMo.   Vgl.  S.  72.  — 

Aiuk'ns  verhält  os  sicli  mit  oinigcn  Wini^chen  und  Be- 
denkeii;  die  in  Bezuf^  nuf  die  hier  in  Rede  stellenden  Bildim<?en 
gerade  aus  Anla^ü  praktischer  Krfalirung  laut  geworden  sind'). 

Man  liat  nämlich  fol^::*  iide  Wahrnehmungen  gemacht. 
Die  natürliche  Nötigung  gegen  arbeitsscheue  Personen  mit 
einigem  Zwange  yonragehen.  in  VerbindunjEf  mit  dem  Umstandei 
dass  die  Bezirkaannenanstaiten  regelmässig  auch  Eorrektions- 
zwecken  dienen,  liat  eine  yielfaeh  so  strenge  Behandlung  der 
Anstaltsinsassen  znr  Folge  gehabt,  das«  der  Unterschied 
zwischen  den  eigentlichen  Korrektionären  imd  den  wegen 
Dürftigkeit  in  der  Ans^talt  nnt  haltsamen  Personen  nicht  blos 
verwischt,  sonrleni  die  letzteren  geradezu  in  schlimmere 
Lage  versetzt  \\  1 1 1 1 len,  nis  die  ersteren.  Es  wird  bemerkt  dass 
diese  Behandlung,  ätatt  bessernd  zu  wirken  und  das  Indivi- 
duum womöglich  wieder  auf  eigene  Fttsse  zu  stellen,  den  um- 

S »kehrten  Erfolg  und  nun  erst  recht  Arbeitsscheu  und  ün> 
higkeit  zur  Selbsterhaltung  zur  Folge  habe. 

£8  wird  ferner  beklagt,  dass  die  Anstalten  zum  Teil  zu 
grossen  Umfang  hMlten,  so  dass  oine  individuelle  Belnnidlung 
nicht  mehr  stattlinden  könne,  und  ebenso,  dass  der  Bezirk ,  aus 
welchem  die  Zuliihrungcn  in  die  Aiisüdten  erfolgten,  ein  zu 
grosser  sei ,  sy  dass  die  Zuftlhrung  oft  erhebliche  Schwierig- 
keiten mache.    Vor  allem  aber  —  wird  schliesslich  hervor- 

fehoben  —  sei  zwar  in  dem  Bezirke  selbst  eine  gewisse  Ein- 
eit  hergestellt,  aber  weder  herrsche  üebereinstimmung  in  den 
Verwaltungsgrundsätzen  der  einzelnen  H  /irke,  noch  seien  die 
Bezirke  gleichmftssig  Uber  das  ganze  Land  verbreitet.  Ohne 
diese  beiden  Voraussetzungen  aber  sei  das  Werk  nur  halb 
gethan.  Auf  der  einen  Stolle  würden  die  Arbeitswilligen 
mit  den  Arbeitsscheuen  auf  gleiche  »Stufe  gestellt,  während 
auf  «  iner  anderen  die  Behandlung  beider  Kategorien  eine 
unzureichende  sei;  und  während  hier  der  wachsame  Bezirk 
von  Bettlern  und  Landstreichern  befreit  wQrd^  sammelten  sich  in 
den  minder  wachsamen  und  denjenigen  Gebieten,  wo  es  ganz 
und  gar  an  schützenden  Veranstaltungen  fehle,  dieselben 
um  80  schneller  wieder  an,  als  Vagabunden  immer  eine  sehr 


>)  Alle  Gesichtspunkte  erschöpfend  und  fBr  Beurtdlnng  der  yov- 
fiegenden  Frage  unenthehrlich  sind  neben  den  schon  genannten  Arbdten 
vor  allem  die  von  Böhm  ort  a.  a.  O.  157  ff.  zusammeTig^^stellten, 
-Wünsche  und  Erfahrungen-  überschriebenen  Meinungsäusserungen  seitens 
der  B&nmtUchen  VoxsUtade  der  sSchaiMhen  Besiitormenanstalten.  Vgl. 
insbci'ondcre  den  Bericht  von  Soiga  S.  160  und  Stollbeig  (Beg.'iUt 
Behrisch)  161. 

»)  A,  a.  0.  S.  163. 
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ferne  Witterung  dafür  hätten,  wo  es  etwas  zu  hol^  giebt 
oder  nicht 

Aus  diesen  Gesichtspunkten  werden  verschiedene  For- 
demngen  gestellt  Es  wird  namentlich  die  ernstliche  Schei- 
dung zwischen  eigentlichen  Vagabunden  und  nur  irt  lc^reiitlich 
arbeite-  und  ob<lachlosen  Personen  und  die  Walnuiia:  fies 
(Miarakters  der  Bezirknanstalt  als  eigentlicher  Ai'uienptlege- 
an^talt  gefordert*).  Ks  werden  ferner  folgende  Massnahmen 
als  unerfilsslich  bezeichnet,  die  in  dem  G  utachten  des  Kegierungs- 
rats  Behrisch  gut  formnlirt  sind'): 

^1)  Errichtung  von  dergleichen  Anstalten  im  ganzen 
Lande  und  zwar  in  grossen  Stftdten  von  diesen  allein,  im 
übrigen  je  von  den  amtsbauptmannschaftlichen  Bezirken  mit 
Beitritt  der  darin  gelegenen  Städte  mit  revidirter  Stüdte- 
ordnung,  die  eine  dergleichen  Anstalt  aus  eigenen  Mitteln 
nicht  errichten;  2)  f,'leiehe  Ausdeiniung  des  Zweckes  dieser 
Anstalten;  3)  gleicht'  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
bezw.  gleiclie  Verfassung  ftir  sämmtliche  Anstalten  und  dazu 
4)  Stellung  der  Besirksaimenaastalten  unter  staatliche  Kontrole 
d.  h.  unter  die  Kontrole  einer  ZentralBtelle.** 

Btjbufs  Krrciehung  dieser  Zwecke  wird  die  Erflülung 
yerschiedener  Vorbedingung^,  wdche,  wie  reichsgesetzliche 
Regelung  der  Zwangsmassregeln  gegen  Arme,  die  Wieder- 
oinfülirunp^  von  Legitimationspapieren,  flos  neimntprinzips 
II.  a.  mehr,  Ijcreits  erörtert  sind  oder  nocii  zu  erörtern  sein 
werden,  als  notwendig  oder  wünschenswert  bezeichnet 

b.   Arbeits-  aud  Natural verpflegungsstatlouen. 

Die  Literatur  über  diesen  Gegenstand  ist  neuerdings  sehr  an- 
gescbwollen.  Doch  finden  sich  gerade  hier  viel  dilettantische, 
obenhin  urteilende  Darstellungen  und  Vorschlüge.  Als  uneiuliehr- 
lich  sind  zu  bezeichnen:  Huzel,  Das  System  der  koiumuDalen 
Nataralverpfleguiig  armer  Reisender  zur  Bekämpfung  der  Wander- 
bettelei, 1883,  und  Ev  ert,  Die  Entwicklung  der  Natnralverpfle- 
gungsstationen  and  Arbeiterkolonien  in  Prenssen,  in  Zeitschr.  d. 
preuss.  stat  Bar.  1885  S«  207  ff.,  der  eine  sehr  gründliche  nnd 
objektive  Darstellang  des  gegenwärtigen  Standes  giebt 

S  144. 

Lediglich  den  zweiten  Gesichtspunkt,  die  Bekämpfung 
des  Vagahundc!iwr>sons,  fassr'ü  fliejenigen  Bestrehungen  ins 
Auge,  welche  im  Öinnc  der  am  ±Jidc  des  vorigen  Abscimittea 


^)  Besonders  auch  Zilie r  in  seinem  Eeferat  und  in  deu  steoogr. 
Verhandi.  8.  Ö3. 

•)  A.  a.  O.  S.  162. 


Digitized  by  Google 


408 


VI.  4. 


mitgeteilten  Bedenken  eine  Besserung  der  Zustände  nur  von 
strenger  Scheidung  und  verschiedener  Behandlung  der  suchte 
losen  nnd  ehrbaren  Elemente  und  gleichzeitiger  Eratreckung 
der  bezüglichen  Massregeln  auf  inössere  Gebiete  erwarten. 
Vor  allem  soll  es  sich  darum  handeln,  die  im  ehrlichen  Suclien 
von  Arbeit  auf  der  Wanderung  begriffenen  Personen  in  an- 
gemessenor  Weise  zu  unterstützen  und  ihnen  Arbeit  naclizn- 
weisen.  Dieser  Zweck  wird  zu  erreichen  geglaubt  durch  Ein- 
richtung von  Stationen,  an  denen  Verabfolguag  von  üuter- 
haltsmittehi,  sowie  Nachweisung  von  Arbeit  stattfindet  Hierbei 
hat  die  Erfahrung,  dass  Geldspenden  häufig  zur  Verscha£Fung 
von  anderen  aU  den  unentbehrlichen  Nahrungsmitteln,  nament- 
lich von  Branntwein  verwendet  werden  und  die  Müssiggänger 
in  erheblichem  Masse  anlocken,  dazu  geführt,  womöglic]i  nnr 
Naturalverpflf'gunp:  und  Obdach  zu  prewfthren.  wühit  iid  die 
vielfach  auftnni^nde  Schwieri^'^keit,  geeignete  Arbeit  nachzu- 
weisen und  die  (lewisslieit  xu  erhalten,  das»  die  angebuteue 
Arbeit  wirklich  aufgesucht  wird,  zur  Einrichtung  von  Arbeits- 
veranstaltungen  an  Ort  und  Stelle  geAlhrt  hat.  Die  plan- 
mftssige,  Uber  lediglich  Ortliche  Veranstaltungen  der  einzelnen 
Gemeinden  hinausreichende  Einrichtung  von  deigleichen  Statio- 
nen erreicht  ihren  Höhepunkt  in  den  Na  t  uraiverpflegungs- 
bessirken  und  in  den  Arbeiter kolonien. 

Die  Gi-undsätze,  die  hierbei  zu  befolgen  sind,  hat  in  einer 
dem  uregenwärtigen  Stande  der  Frapre  entsprwhond<»n  Weisp 
die  kon.stituin'nde  Versammlnnj?  des  Zentralveroins  für  deutscln* 
Arbeiterkolonien  und  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei 
gut  furmulirt.  Was  für  unsere  Frage  —  die  Zusammenfassung 
mehrerer  Gemeinden  —  namentlich  interessirt,  sind  die  folgen- 
den Grundsätze :  ,,Die  Naturalverpflegungsstationen  bilden  die 
unerlftssliche  Grundlage  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei  . . . 
Die  Einrichtung  derselben  g(\^chieht  am  zweckmässigsten  durch 
nicht  zu  kleine  Kommunalverbände  (Kreise^  Oberämter  u.  s.  w.), 
welche  mit  einander  in  Ver!)indnng  stehen.  Die  Stationen 
sind  in  so1<-!ii'r  Kntfernung  anznlegen,  dass  der  mittellose 
A\'anderer  keine  Veranhissung  zum  Betteln  hat,  alier  auch  die 
»Stationen  nicht  missbrauchen  kann.  Mit  der  Verpflegungs- 
station ist  möglichst  eine  Arbeitsiiachweisestellc  zu  verbinden. 
Wenn  Ghünde  zur  Verweigerung  der  Unterstützung  (Trunken- 
heity  Frechheit,  Arbeitsverweigerung  u.  s.  w.)  vorliegen,  so  ist 
der  betreffende  Reisende  nicht  lediglich  fortzuschicken,  sondern 
gegen  ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  Anspruch  zu  nehmen.** 

Sämmtliche  Grandsätze  sind  abgedrackt  bei  Evert  S.  214  ff. 
Ganz  {thnlich  in  der  Delegirtenkonfimui  der  Vertreter  der  Kreis- 
nnd  Stadt?er€ine  flür  innere  Mission  vom  2.  Mai  18B1:  „0i8 
Yagantentam  wird  wirksam  nur  bekämpft  werden i  wenn  nicht  blos 
in  den  einzelnen  Gemeinden  und  Bezirken,  sondern  im  ganzen 
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Lande  ein  planmfissiges,  in  den  GrnndzOgen  fibereinstUamendes  Yer* 
fabien  znr  Anwendung  kommt  ....  Zar  AaBgle&ehttng  unter  den 
in  verschiedener  Weise  betroffenen  Gemeinden  empfiehlt  sich  die 
Uebertragang  des  Aufwandes  durch  grössere  Gemeindeverbände  oder 
besser  noch  durch  Bezirks  verbände."  —  Vgl.  auch  die  bei  Huzel 
mitgeteilten  Thesen  des  Dczirksvereius  zu  Na^ld  Xr.  7  S.  70; 
Bezirksstat.  des  Oberamtsbezirks  Tübiugen  Nr.  3  S.  95. 

Die  Deputirtenversammlnng  des  grossen  Schweizer  Cfcwerbe- 
vereius  beächloss  folgende  Resolutionen:  das  Einwaadern  uumdcr 
mitteUoeer  und  nicht  gehörig  legitimirter  Handwerkshorschen  an 
der  Grenze  zu  verbieten ,  fremde  Bettler  sofort  abzuschieben;  im 
'Wiederholungsfälle  mit  Arbeitszwang  zu  bestrafen  und  daranf  zu 
dringen,  dass  auch  in  den  Nachbarstaaten  solche  abgeschobene  In- 
dividoen  nicht  wieder  auf  freien  Fuss  gesetzt,  sondern  in  ihre  Hei- 
mat abgeschoben  werden.  —  Vgl.  die  Mitteilung  in  Deutsche  Gem.-Z. 
1882  S.  60. 

Die  Arbeiterkolonien  haben  in  Verbindunti  mit  den  Ver- 
pfleguugsstatioueu  nur  die  Bedeutung,  besoudeia  groas  angelegte 
Arbeiteveranstaltangen  zu  sein.  Es  ist  selbstverstftndUch,  dass  sie 
immer  nur  im  Stande  sein  können,  eine  verh&ltnissmiBsig  geringe 
Zahl  von  Arbeitsuchenden  zu  beschäftigen,  und  dass  bei  der  eigen- 
tOmlichen  Natur  ihrer  Vorbedingungen  von  einer  netzartigen  Aus- 
dehnung derselben  über  grössere  Gebiete  nicht  wohl  die  Rede  sein 
kann.  Auf  die  vieiumstrittene  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Ar- 
beiterkolonien kann  ich  hier  nicht  näher  eingehen.  Sehr  gewichtige 
Bedenken  sind  in  den  S.  40n  Anm.  1  bezeichneten  Berichten  der 
sächsischen  Anstaltsvorstäude  medergclegt,  —  Vgl.  auch  die  Bern, 
bei  Fldsch  S.  6,  ganz  besonders  aber  Duchatel-Naville,  wo 
ein  sehr  umfassendes,  die  Zeit  aus  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
betreffendes  Material  ans  allen  Staaten  zusammengetragen  und  beur- 
teilt ist,  Kap.  XI  S.  163  ff. 

§  145. 

Ebenso  wie  es  bei  daii  Bezirksanstalteu  im  Koiii^rciili 
Sachsen  der  Fall  war,  ist  nun  auch  in  Bezug  auf  Natural- 
verptiegungsütationcn  und  Arbeiterkolouieu  der  Anfang  durch 
freie  Vereinsthätü^keit  gemacht  worden,  welche  zum  Teil  leb- 
haft durch  die  Yerwidtungskörpcr  höherer  Ordnung  sowie 
durch  die  Staatsbehörden  ennuntert  und  unterstfltEt  wurde. 
£s  ist  bemerkenswert,  dass  die  Zahl  der  Naturalverpflcfpings- 
stationen  sich  in  Preussen  von  1884  auf  1885  naliozii  vnraonpelt 
hat  (von  595  auf  915)  niul  die  l^eteiliguiij^-  der  Kommunalver- 
bilude  an  denselbeu  iu  einigen  Provinzen  um  das  zehnfache 
gestiegen  ist. 

Die  Eiinrichtang  von  isaiuralverpßeguug&stationen  wird  neuer- 
dings auch  durch  den  preuss.  Min.  d.  Innern  empfohlen.  Vgl.  Min.- 
Bl.  f.  d«  L  Y.  1885  S.  48.  Doch  soll  zur  Anlegung  derselben 
den  Gemeinden  gegenttber  kein  Zwang  bestehen.  Ebenda  S.'47,  vgL 
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auch  Stolp,  Ärch.  f.  Verwaltünps-Recht  1885  Bd.  11  S.  102.  — 
Aehnlich  in  Baden  —  vgl.  Staü&L  Mitteilungen  des  GhzL  iJadeu 
1880-^88  Bd.  8  S.  430  —  und  Wlirtemberg  —  vgl.  Wflrt.  J.  f.  St 
Q.Ldskde.  Jahrg.  1879  S.  245  ff.  —  Uebzigens  bat  sich  gerade 
hier  eine  Yerbindong  mit  den  reHgidsen  Veranetaltongen,  wie  vor 
allem  den  Herbeigen  zur  Heimat,  als  nützlich  erwiesen.  Vgl.  z.  B. 
die  Verhandlungen  der  Kreissyiiode  Berlin -Land  vom  25.  Juni  1885 
über  das  Proponendum  des  Konsistoriums:  Die  Fürsorge  für  die 
wandennle  Bevölkerung  mit  besonderer  Berücksichtigung  'Ipü  Her- 
bergssv eaeiib-  —  Ueber  die  Ausbreitung  der  Natural verptieguiigssta- 
tionen  in  Preuäsen  vgl-  bei  E  v  e  r  t  die  instruktiven  Tabellen  S. 
212  n.  215  und  die  kartograph.  Darstellnngen  hinter  222.  Die 
stftrkste  Zunahme  zeigen  Ostprenssen  und  FOmmem,  wo  1884:  4  becw. 
2  Kreise  mit  81  bezw.  4  Stationen  versehen  waren,  wfthrend  1885 : 
22  bezw.  24  Kreise  104  bezw.  71  Stationen  eingerichtet  hatten. 
Ganz  dürftig  ist  die  Beteiligung  in  Westpreussen  und  Posen,  am 
stärksten  in  Sachsen  und  Westfalen.  —  Das  Verhiiltnis?  der  von 
Vereinen  und  Privaten  unterhaltenen  Stationen  stellt  sich  zu  den 
aus  öffentlichen  Mitteln  unterhaltenen 

1884:  141  zu  438 
'    1885:  148  „  706. 

Rege  VereinsthätigkeiL  ii  itt  namentlich  in  Ostpreussen ,  Schlesien 
nnd  Kbeinland  hervor.  Mau  sieht  aber  aus  den  Zahlen,  wie  die 
Idee  sehr  bald  bei  den  öffentlichen  Körperschaften  Anklang  und 
demgemiss  Unterstützung  gefunden  hat. 

Die  Px'toili^^^uii^^  seitens  öffentlicher  Koj-perschaftPii  tiTiilot 
entw'«'(li'r  in  der  Weise  statt,  dass  jode  Gemeinde  ('iiK>  be- 
stimiiitcu  Bezirket»  sich  zur  Naturaluuterstützun^  und  Arbeit*- 
gewährung  beew«  Nachweisung  nach  vereinbarten  GrundsätEen, 
aber  aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet,  oder  daes  steh  mehrere 
Gemeinden  zur  Errichtung  von  Stationen  vorbinden  und  die 
Kosten  hierfür  aus  gemeinschaftlichen  Mitteln  aufbringen. 
Auch  geht  die  Grttndung  von  Süitinncn  vi(^lfach  direkt  von 
den  Verwaltungskörpem  mittlerer  nrrlnnni,^  (Kreis,  Oberamt 
u.  s.  w.)  aus,  wobei  dieselben  die  K  i n  aus  eigenen  Mitt-  ln 
bestreiten;  oder  eben  diese,  wie  aucli  die  Frovinzialverbände 
oder  der  Staat  währen  Beihülfen  zu  diesen  Zwecken.  Eine 
Entlastung  der  emseinen  Gemeinde  findet  unmittelbar  alao  nur 
in  den  letztem  Fallen  statt,  während  mittelbar  das  Fortbleiben 
arbeitsscheuer  Personen  für  jede  Gemeinde  dann  schon  ein  Ge> 
winn  ist,  wenn  sie  aucli  nur  durch  gemeinsames  Vorgehen 
dazu  bestimmt  wird,  ihre  eigenen  Mittel  Eur  Bekämpfung 
der  Vagabundenpla^jrc  aufzuwenden. 

Was  die  Wirksamk«  it  der  Stati^uien  bi  trifft.  so  lässt  sich 
heute,  wo  die  Eiuriclittinf!:  noch  vcrhältüissmMüsig  sehr  jung 
ist,  ein. Urteil  nicht  wohl  abgeben.  An  dieser  Stelle  muss  die 
Bemerkung  geniigen  ,  duss  gegenwärtig  die  Gründung  bezw. 
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weitere  Untcrhaltim^];  deraelben  durch  Bezirksvorbändo  von 
der  tiberwiegen(l(  ii  Zahl  von  Schriftstellern  und  Verwaltiuigs- 
beamten  empfohlen  wird.  Doch  fehlt  es  nicht  an  Stimmen, 
welche  das  Uebel  auch  in  solcher  Weise  für  unausrottbar 
halten  und  von  der  Emriehtang  der  Stationen  die  Herbei- 
lockung von  arbeitsscheuen  Personen  horchten,  welche  dann 
angeblich  arbeitsuchend  von  Station  zu  Station  ziehen,  um 
überall  Unterstützung  zu  empfangen.  Namentlich  werden 
immer  nnd  immer  wieder  zwei  Erscheinungen  betont,  an  denen 
;dU'  Ik'uiühimgen  schliesslich  wieder  zu  Schanden  würden: 
ri-st«'ns  die  völlig  ungleichmHssige  polizcMÜi  Ik;  und  ^'■friditliehe 
Behandlung"  und  Bestrafung  der  1  Mittler  und  Landstreicher 
und  zweitens  die  ganz  unüberwindbare,  durch  viele  Momente 
genährte  Neigung  der  Bevölkerung,  planlose  Almosen  zu  geben. 

Die  Richtigkeit  der  vorstellend  niitjj^eteilten  Bedenken  lässt 
sich  um  so  weniger  verkennen,  als  für  sie  eine  unendlich 
reiche  Erfidimng  spricht  Gleichwohl  wird  man  den  neu  er- 
wachten Bemühungen  Zeit  gönnen  müssen,  sich  zu  entfalten 
und  weiter  zu  bewähren;  namentlich  wird  sich  zu  seigen 
haben,  ob  die  im  Anfange  immer  sehr  starke  Anspannung 
gemeinschaftlicher  Kräfte  eine  nachhaltige  sein  wird. 

Der  ^\'eg,  den  die  Staatsbehörden  bisher  eingeschlagen 
haben,  durch  Hinweis  und  Aufinunterung  die  freie  Thätigkeit 
hervorzurufen,   scheint  der  vorläufig  am  meisten  sachent- 

nprechende.  Diireh  ein  zwnnji^sweiscs  Einj^^reifen  wfirdo  mmi 
vemiutlieh  sehr  viel  freiwillige  Thütigkeit  unterbinden  unti  die 
wesentiiciiMi<!n  Erfolge  der  Stationen,  dio,  hauptsächlich  von  dem 
guten  Willen  der  Beteiligten  abhängen,  sehr  abschwächen. 

Vgl.  oben  8.  287,  ausserdem  bes.  noch  Huzel  S.  5  -9; 
Chuchal,  Znm  Kampfe  gegen  Landstreicher  und  Bettler,  1881. — 

Die  Deut«rhe  (iem.-Z.  berichtet  wiederholt  von  Aeussenmgen  verschie- 
dener Veiwaltungsbehörden,  welche  die  Anlegung  von  Yerpfleguügs- 
statioueii  tür  schädlich  erklären,  weil  sie  das  Vagabundentum 
geradezu  grosszögen,  und  Besserung  hauptsächlich  doch  nur  von 
Hebung  des  allgem.  wirtschaftlichen  Notstandes  zu  erwarten  stünde. 
Vgl.  die  MiUdlnngen  in  Jahig.  1879  8.  20,  1882  S.  171,  1883  8. 
154,  1885  S.  121  n.  a.  —  Jedenftlls  thnn  bierbd  sehr  fiel  die  in- 
dividuellen Verhältnisse.  In  Würtemberg  und  Baden,  wo  1878  und 
1882  eingehoide  Erhebungen  Aber  diesen  Punkt  stattfanden,  ergab 
sich,  das«  von  einigen  Bezirken,  z.  B.  Kehl,  in  welchen  sicli  sämmt- 
liche  Gemeinden  des  Amtsbezirks  zur  Befolgun«;  «zemeinschaft lieber 
Grundsätze  verbunden  hatten,  der  Erfolg  als  ein  günstiger  bezeich- 
net wurde,  während  andere  dagegen  wegen  gänzlicher  Erfolglosigkeit 
ihrer  Bemühungen  auf  Fortsetzung  derselben  verzichtet  hatten.  — 
Die  Klagen  über  das  planlose  Afanosengeben  sind  aber  ganz  all- 
gemein.  Bei  Wfirtemberg  heiBst  es:    „Ein  danemder  Erfolg 
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wäre  nar  dann  jm  hoffen»  venn,  was  erfobningsmftSBig  nicht  der 
Fall  sei,  das  Pnblikom  sich  zn  konsequenter  Mitwirkung  ond  xor 

Unterstützung  der  Bemühungen  der  Polizei  herbeilassen  wfirde% 
und  hei  Ba  Ich:  „Die  haupts&chliche  Schwierigkeit  scheint  darin 
zu  liegen,  dass  die  Bevölkerung  nicht  von  der  Gewohnheit  abgehen 
mag,  an  Bettler  und  Vagabuuden  unmittelbar  milde  Gaben  auszu- 
teilen." —  Vgl.  die  auf  der  vorigen  Seite  angeführten  Publikationen. 
Ob  hiergegen  Strafe  gegen  die  Alniosengeber  schützen  könne,  wird 
fast  ausnahmslos  vuu  allen  Sachkundigen  verneint ,  sowohl  aus  prak- 
tischen wie  ans  moralischen  Grttnden.  Neuerdings'  ist  vereinzelt 
dieser  Versuch  durch  den  Landiat  des  Kreises  Onhran  unter* 
nommen  worden.  Derselbe  veröffentlichte  eine  Bekanntmachung,  in 
welcher  bemerkt  wird,  es  sei  zu  seiner  Kenntniss  gelangt,  dass 
auch  nach  der  Errichtung  von  Natural -Ycrpflegungsstationen  im 
hiesigen  Kreise  den  armen  Reisenden  und  Bettlern,  anstatt  dieselben 
auf  die  nächste  Station  zu  verweisen,  Almosen  und  Gaben  verab- 
folgt würden.  Da  hierdurch  der  Erfolg,  wclclirr  von  der  Ein- 
richtung der  \  erptiegungsstaiioncn  auf  Kosten  des  Kreises  erwartet 
sei,  wesentlich  beeintrftchtigt  werde,  so  habe  er  (der  Landrat)  mit 
Zustimmung  des  Krelsausschusses  eine  Folizeiverordnung  erlassen, 
welche  besagt :  „Das  Verabfolgen  von  Almosen  an  nicht  ortsange- 
hörige  Bettler  ist  verboten.  Zuwiderhandelnde  fallen  in  eine  Geld- 
strafe bis  zu  9  Mk.  event.  verhältnissmässige  Haft.**  Diese  Vcr- 
ordnuni:  trat  mit  dem  l.  August  188^>  in  Kraft.  Ganz  ähnlich 
auch  die  ueuerdiugs  ergangene  Verordnung  des  Landrates  des  Kreises 
Uelzen. 


3.  Die  Beteiliinuig  grosserer  Verhünde  an  der  Arnenliist 

ä  146. 

Wie  schon  im  EinganjO^e  dieses  Abschnittes  hervorgehoben 
wurde,  besteht  der  grundsätzliche  Unterschied  /w  i.scheii  Souder- 
bildungen  zur  Uebung  gemeinschafldioher  Armenpflege  und 
der  Beteiligung  bestehender  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast  darin,  das  erstere  nur  die  Armcupilcge  zum  Gegen- 
stände haben,  wtthrend  die  letzteren,  organisch  in  die  politische 
Grundverfassung  eingefügt,  überhaupt  Zwecke  verfolgen, 
welche  der  rlurrli  sie  dargestellten  grösseren  Gemeinsclmtt 
von  Wert  und  nur  durch  deren  j^rössere  Mittel  erreit-hUar 
sind.  Zu  diesen  Zwecken  kann  unter  anderen  auch  die 
Armenpflege  gehören. 

In  diesem  Betracht  macht  dagegen  die  Eigenschaft  des 
grosseren  Verbandes  als  Körperschaflt  mittlerer,  bdherer  oder 
höchster  Ordnung  keinen  Unterschied ;  ob  der  Staat  uiunittsl- 
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bar  odor  durch  seine  Provinzen  oder  Kreise  sieh  an  der  Ar- 
menlaat  beteiligen  soll,  ist  lediglich  eine  Finir'"  tVr  Zweck- 
mässigkeit, welche  die  Uebung  der  einzelnun  liundes.st'inten 
verschieden  beantwortet  hat.  Speziell  die  ihnen  durch  das 
Rcichsgesetz  vorgeschriebene  Beteiligung  durch  Uebernahme 
der  Landannenlaat  erfolgt  in  einigen  derselben  unmittelbar 
durch  den  Staat  in  anderen,  vor  allem  in  Preossen,  durch  die 
Provinzen;  doch  fungiren  in  Ostpreussen  noch  gegenwärtig 
die  Kreise  als  Landarmenverbände;  ebenso  verhält  es  sich  mit 
anderen  Aufwendungen  im  Interesse  der  Armenpflege. 

§  147. 

Gtgt'ins artig  werden  die  I  uiiktiuueü  der  L ua dar men  v er- 
bände  von  folgenden  Yerwaltungskörpem  ansgefibt'): 

1.  Preussen:  a,  ProYinzialbezirke,  vertreten  durch 
die  provinzialständische  VerwaltuDg:  Westprenssen  —  Brandenburg 
(ohne  Berlin  )  -  Poroniem  —  Sachsen  -  Schlesien  (ohne  Breslau)  — 
Posen  —  Westfalen  —  Hannover  —  Rheinprovinz  —  Schleswig- 
Holstein  (ohne  Lauenburg).  -  b.  R OLn* crungsbezirke,  vertreten 
durch  (He  kommunalständische  Verwali im u' :  Kassel  —  Wiesbaden*-) 
Sigmariiigen.  c.  Kreise:  Die  1*J  Kreise  der  l'rov.  Ostpreussen*) 
—  dtis  Herzogtum  Laucuburg.  —  d.  Stadt  gemein  den:  Berlin, 
Breslaa,  Königsberg  i.  Pr. 

2.  Sachsen:  Der  Staat  unmittelbar. 

3.  Würtemberg:  Die  64  Oberamtsfaezirke. 

4.  Baden:  Die  11  Kreise. 

5.  Hessen:  Die  18  Kreise. 


werin:  | 


6.  Mecklenbu,g-Sch„.          JD«  StMrt  «mnittellNir. 

7.  bachsen  -  \\  ei  mar: 


8.  Mecklen burg-Strelitz:  Der  Stargardsche  Kreis  — 
das  l'ürstentum  Kiitzebuig. 


h  Ich  gebe  hier  eine  kurze  Aufz&bluog,  weil  iu  der  Literatur  die 
Augaben  über  die  L.-A.-Verbände  noch  hftufi^  in  Anlehnung  an  ältere 
Werke,  namentlich  Rocholls  System,  gemacht  werden  und  daher  nicht 
meVr  L'anz  7.11  treffen.  Der  VfTwaltungsbeaintr  findet  in  dem  in  Heynrntins 
Verlag  erscheinenden  Taschenkalender  für  Ikauite  unter  anderni  ua  An- 
hange Nr.  17  eine  voUatftndige  Uebersicht  der  L.-A.-Verbände  und  der 
sie  vertretenden  liehörden.  In  der  Ausgabe  des  Ges.  v.  6.  Juni  1870 
von  Krech,  die  1885  erschienen,  ist  die  Aenderun^  bezüglich  Frank- 
furt a.  M.  —  vgl.  folgende  Anmerkung  —  noch  nicht  berücksichtigt. 
Sonst  ist  die  Naenweining  gleichfalls  erschöpfend  und  zuverlässig. 

2)  Ganz  neuerdii]?:?^  i=t  Frankfurt  a.  M.,  das  hi-h(  r  einen  1..-A.-V. 
für  sich  bildete,  mit  dem  kommunalstündischen  Verbände  Wiesbaden  ver- 
schmolzen worden:  Gesetz  vom  8.  Juni  1885  und  Verordnung  vom 
10.  März  1886. 

Daneben  besteht  der  T.  -A  V.  der  Provinz  Optpmisaen,  dem  aber 
nur  die  Verwaltung  der  Lan(iannen-  und  Korrektionsanstalt  Tapiau  ob- 
liegt Die  eigentliche  Landarmenlast  (d,  h.  für  Personen  ohne  Unter- 
stütaningswohnsitz)  trttgt  der  Kreis. 
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0.  Oldenburg:  a.  Herzogtum  Oldenburg:  Die  12 
Verwaltungsämter,  und  zwar  die  Aemter  Varel  und  Jever  eiü- 
schliesslich  der  gleichnamigen  Stfidte;  dagegen  liQdeii  die  Stadt 
Oldenburg  sowie  das  Amt  Landwabrden  (Gemeinde  Deedeadorf) 
LaadarmenverMide  fllr  sidu  —  b.  FQrstent.  Lübeck,  c.  Ffiistent 
Birkenfeld  bilden  je  einen  Landannenverband  für  sich.  — 

10.  Braunschweig:  Der  Staat  unmittelbar. 

11.  S.-Meiningen :  Die  4  Kreise. 

12.  S.  -  A  1  tenburg: 

13.  S.  Koburg-Gotha: 

14.  All  hall: 

15.  Schwarzbnrg-Sondershausen: 

16.  Schwarzburg-Biidolstadt: 

17.  Wal  deck:  Die  4  Er^e. 

18.  Renss  ä.  L.: 

19.  Reuss  j.  L : 

20.  Sch  atimburg-Lippe: 

21.  Lippe: 

22.  Lübeck: 

23.  Bremen: 

24.  Hamburg: 

8  148. 

Die  Möglichkeiten  der  Beteiligung  an  der  Arraenpflege 
soitons  (lor  «z;r^ssnren  Verbände  sinrl  s^nir  mannigtaltige.  Mit 
Ausnahme  der  ^aniiiflsiitzliflicn  Vorschritt,  dn.s.s  nur  Genioimlrn 
und  (rutsUt  zirk»'  als  ()r;L^an(^  der  örtliclien  Annt*n})tlt'p'  zu- 
lässig n'uid,  hindert  die  RcichgcäCtzgebueg  keine  Art  der  ganz- 
lichen oder  teilweisen  Uebcmahme  der  Armenlast;  ja  selbst 
der  Erstattung  sämmdicher  Kosten  der  Örtlichen  ArmenpHege 
seitens  der  grösseren  Verbände  steht  nichts  entgegen,  sofern 
hierdurch  nur  nichts  an  der  vorläufigen  Fftrsorgepflicht  und 
an  den  Keuhtsverhältnissen  der  Ortsarmenverbände  nach  ans- 
äen geändert  wird. 

Nfuli  gröö.senn  CJcsichtspunkten  geschieden  sind  <'s  nun 
nHiiuMitlich  drei  Kichtuii^cu,  in  welchen  sich  eine  solche  Be- 
teiligung bewegen  kann.  Em  erfolgt  die  gruudsai/Jichc  Ueber- 
nahnie  der  Armeulast  für  einzelne  Individuen,  weil  dieselben 
keinem  Ortsarmenverbande  snigehören  —  dies  ist  die  Land- 
annenlast im  engeren  Sinne;  sie  wird  erweitert,  wenn  die 
Fälle  der  Nichtzugehörigkeit  durch  gewisse  Beatimmungen, 
wie  etwa  durch  Verkdrzunp:  der  Verlustfristen  und  Ver- 
Innp^ennig  der  Erwerb.sfristen  für  «Ion  UnterstUtzungswohnsitz 
vt  rinidirt  werden,  sie  wird  vcrringort  in  den  uu^gekehrten 
iailen. 

Es  kann  zweitens  aus  dem  Ut;äichtspunkte  der  Leistiing?»- 
unfiihigkeit  des  einzelnen  Ortsamienverbandes  diesem  eine 
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Bdihfllfe  in  Höhe  seiner  gauzcii  oder  eiiieö  Teiles  seiner  Armeu- 
last  gewährt  werden. 

Eb  kann  drittens  aus  den  Gesichtspunkten  genereller  Ent- 

lastung  auf  der  einen  und  heaserer  Fürsoige  auf  der  anderen 
i^eite  die  üebernahme  ganzer  Kategorien  von  bedürftigen  Indi- 
viduen ohne  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Orts- 
armenverbandes  im  eiir/nlnen  Falle  stattfinden. 

In  allen  Fällen  aber  ist  d'w,  Beteili^ng  ausserdem  in  der 
Weise  möglich,  dass,  um  das  Interesse  der  Ortsarnieu verbände 
an  der  örtlichen  Armenpflege  wachzuhalten,  nur  ein  mehr 
oder  minder  grosser  Teil  der  Armenlast  übernommen  und 
nach  gewissen,  allgemein  im  voraus  oder  hesonders  im  ein- 
zelnen Falle  festzustellenden  Sätzen  der  Ortsarmenrerband  sur 
Mittragung  der  Armenlast  verpflichtet  bleibt. 

Den  vorstehend  angedeuteten  Gesichtspunkten  schliesst 
sich  die  nachfolgende  Darstellung  an. 

1.  Die  Erweiterang  der  Landarmenlasi 

§  Ud. 

Eine  Vennoll rung  der  Landannen  lediglich  durch  Ver- 
kürzung der  Fristen  ftlr  Verlust  des  Ü.-W.  wird  von  keiner 
»Seite  gewlinseht.  Auf  die  Wirkungen,  welche  Friständerungen 
tiberhaupt  auf  den  Umfang  des  Laudarmenwesens  üben  können^ 
komme  ich  unten  zurück. 

In  diesem  Zusaunuenhan^^e  ist  vielmehr  nur  der  ^\  unscli 
zu  nennen,  den  Nachweis  der  Landarmencigenschaft  in  einigen, 
die  Ortsarmenverbände  besonders  beschwerenden  Fällen  zu 
erleichtem. 

Es  handelt  sich  hierbei  um  die  Vorschrift  des  §  SOb, 
welcher  zur  Erstattung  von  Armenpflegekosten  „wenn  der 
Unterstützte  keinen  Unterstützungswohnsitz  hat",  den  Land- 
armenver})and  verpflichtet.  T)«'r  Nnrlnveis  des  mangelnden 
U.-W.  liegt  selbstverständlich  immer  (Mueni  Ortsarmenvcrbande 
ob,  da  ein  solcher  die  vorläufige  Unterstützung  zu  gewähren  und 
vom  Landanucn verbände  Erstattung  zu  fordeni  hat.  iSuu  giebt 
es  aber  eine  Anzahl  Fälle,  in  denen  der  Nachweis  gar  nicht 
-zu  {llhren  ist,  weil  überhaupt  keine  Thatsachen  ermittelt 
werden  können,  aus  welchen  der  U.-W.  oder  der  Mangel 
eines  solchen  festgestellt  werden  kann;  dies  findet  namentlich 
statt,  wenn  es  sich  um  unbekannte  Leichen  oder  unbekannte 
lebende  Individuen  lirmdelt.  die  wegen  jugendlichen  Alters, 
wegen  eines  ktirperiichen  oder  geistigen  Gclireelieiis  nielit 
vernehmungsfähig  und  anderweit  nicht  b'gitimirl  sind,  also 
vor  allem  um  ausgesetzte  Kinder,  schwerkranke,  taubstumme 
und  geisteskranke  Personen,  sowie  um  Landstreicher,  die  al>- 
Jiichtlich   ihre  Aufenthaltsverhältnisse  nicht  näher  angeben 
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wollen  oder,  weil  sie  et»  wirklich  nicht  wissen,  nicht  angeben 
k(^nncn. 

Obwohl  nun  in  allen  «lioscn  Fällen  dor  Hrtsarnionverband 
ausser  Stande  ist,  irirond  welchen  Nachweis  zu  lülircii,  ja  selbst 
nur  zu  prütbn ,  ob  daa  betreffende  Individuum  ihm  selbst  aii- 
gchörig  i.st,  hat  doch  das  Bundesamt  f.  d.  H.  im  Beginne 
seiner  Thätigkeit  den  Grundsatz  ausgesprochen  und  lange 
Zeit  fesigehalten,  dass  dem  0.-A.-V.  der  ganz  strikte  Beweis 
der  Negative  obliege').  So  heisst  es  an  einer  Stelle:  „In 
Erwägung,  dass  nach  R.-G.  §  30  dem  O.-A.-V. ,  der  einen 
L.-A.-V.  in  An.spriu'h  nelmien  will,  dorNacliweis  obliegt, 
dass  der  Unterstützte  keinen  U.-W.  Iiat  —  dass  dieser  Nach- 
weis nicht  von  dem  KlM^jfer  frlir.u  ht  ist  —  dns.s  ihm  d«'rselbo> 
auch  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  uiui'absuiid  aiii^cjjtcl  tt-ii 
Nachforschungen  und  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten 
der  Beweisführung  erlassen  werden  kann,  welche  sich  aller- 
dings dann  ergeben  nittssen,  wenn  es  sich,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  darum  handelt ,  die  Heimat  eines  taabstummen  und 
blödsinnigen  Individuums  festzustellen^  .  . 

Und  an  einor  andoron  Stclh»,  wo  gl'  idizt'itij^  dio  zur 
Fassung  des  §  30b  tühr«'iid<'n  ReichstaghVfrhaiulluii^cii  ge- 
wünligt  worden,  wird  ausgeliilirt :  „Bei  unbekannten  Per- 
sonen und  Leichen  ist  ein  solcher  ISiachwcis  oft  nicht  zu 
fllhren.  Allein  den  durch  die  mangelnde  Beweisführung  ent- 
stehenden Schaden  trägt  stets  der  Beweispfliclitige  und  es 
liegt  darin  kein  Grund,  von  der  Verteilung  der  Beweislast 
den Landannenverbänden  gegenllber  abzugehen^)." 

Diese  Auslegung  der  Gesetzes  Vorschrift  durch  voUkom- 
mrrie  Oleicbstellung  des  öffcntlieli  rechtlichen  Verhsitnisses  der 
Arnieiij)He;;t'  mit  anderen  rein  pn'vatrechtlichen  Verhältnissen 
hat  nun  selir  lebhatte  bedenken  wachgerufen  nnd  zu  manni^- 
iiiclier  Erwägung  geführt,  wie  dem  Uebelstande  abzu- 
helfen sei-*). 

Man  vergl.  die  Entsch.  in  I  45.  114,  O  57,  DI  67.  69,  IV'51.  52, 

V  ö2,  VI  52.  .>3,  VII  76.  79,  VI  II  96. 

-)  hIntÄcheidung  vom  8Ü.  November  1877,  VIII  S.  96. 

8)  Enteolicidung  vom  21.  September  1878,  X  S.  86. 

')  Vorei:i/i  lf  lijit  hieranf  scnon  nach  Kuianation  de^  TN  irh^^ijrpfipt/fv^ 
Herse  in  seineui  Autisatz  „Ueber  das  öffentliche  AmenpÜ^^recbt"  in 
Behrends  Zeifechrift  Bd.  6  S.  109  ff.  aafimeritsam  gemacht  Leblisfler  iat 
die  Bewegung  erst  uiiti  r  dem  Einfluss  der  bandesamtlichen  Recht^iprechiuig 
geworden.  Seit  Ende  der  siob/-ifj(ir  Jahre  bildet  diese  Frage  ein^'n  Gefren- 
stand  der  Verhandlung  auf  i'mt  allen  Städte-,  Provinziallandüigen  u.  w. 
8o  der  pommersche  Städtetag  vom  7.  Oktober  1876,  der  ober- 
BchleBischo  vom 24.  Sepf emhcr  1  "^77,  dor  rheinische  vom  21 .  .Ttmi  1  ^79, 
dex  westfälische  vom  19.  Mai  1882;  Konferenz  der  Lftndes- 
direktoren  vom  16.  November  188«t.  In  demaelbeii  Sinne  Petition 
des  Voreümdes  «los  «istpren  i-chcn  landwirtschaftlicben  Zen- 
tral vrrfin?,  de«gleichen  dor  A rm enve r band e  vonBiskupitz  und 
Ruda  an  den  Keichstag;  vgl.  den  2.  lieiicht  der  Petitionskommisdion 
vom  4.  Mai  Ix^  und  den  14.  Boricbt  vom  8.  F^bmar  1876  und  viele 
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Es  wurde  hierbei  insbesondere  die  Ungerechtigkeit  der 
Belastung  in  zweifacher  Hinsicht  hervorgehoben:  einmal,  dass 
überhaupt  nur  eine  ganx  zulUUige  Verknüpfung  der  hier  ge- 
meinten IndividiKMi  mit  dem  vorläufig  unterstützenden  Armen- 

vorhiuid  vorlianden  sei  und  einzelne  Bezirke  wegen  ihrer  Lage 
■an  Flüssen  oder  Küsten .  sowie  an  Hauptverkcjhrsstrassen  von 
solchen  Zufklligkeiten  noch  ganz  ausser  Verhältniss  betroffen 
"Würden^).  Zweitens  aber  sei  es  dann  nicht  mehr  der  Bnsitz 
eines  U.-W.,  welcher  den  Ortsarmen  verband  zur  definitiven 
Tra^'uag  des  Aufwandes  veipfiichtey  sondern  der  in  vi^en 
Fftllen  unmttgb'che  Beweis  des  Mangels  eines  solchen.  Es  werde 
also  den  Ortsarracnverblinclen  zu  der  vorläufigen  Unterstüt- 
-zungspfliclit ,  die  auch  im  Erstattungs&lle  ohnehin  unbequ(;m 
sei,  noch  die  endgültige  Tragung  des  Aufwandes  auferlegt, 
eine  unter  Umständen  s**lir  langte  dauernde  und  gerade  in  An- 
sehung der  hier  in  Fni;^c  stehenden  Fulle  sehr  kostspielige 
V('r}iriic'htiui{^.  Eine  solche  zu  bc<!;ründen  habe  aber  offenbar 
uiciii  m  der  Abdicht  des  Gesetzes  gelegen,  welches  die  Urts- 
.annenverbände  gerade  von  zufälligen  Verpflichtungen  habe 
befreien  und  iedenfalls  nicht  die  endgültige  Uebemahme  der 
Armen  last  da  habe  auferlegen  wollen,  wo  die  Nichtirerpflichtung 
^es  vorläufig  unterstützenden  Armenverbandes  zwar  feststehe, 
■aber  ein  etwa  anderweit  vorhandener  U.-W.  nicht  zu  ermitteln  sei. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  der  Wunsch  niis<Tfesprochen, 
dass  geradezu  im  §  30^»  die  Ausdehnung  der  Vcrpiiichtung  des 
Landarmenverbandes  auf  Personen  ausgesprochen  werde,  deren 
>L.-\V.  nicht  zu  ermitteln  sei,  oder  dass  zum  mindesten  eine 
•authentische  Interpretation  darüber  veranlasst  werde,  daas  eine 
aolche  Ausdehnung  im  Sinne  des  Gesetzes  liege. 

Gegen  den  mit  diesen  Wünschen  verbundenen  Sinn  sind 
von  keiner  Seite  Einwendungen  erhoben  worden.  Doch  hat 
man  von  einigen  Seiten  davor  gewarnt,  die  Erstattung  in 
derartigen  Fällen  allzusehr  z!i  erleichtern,  um  <lie  OrtsaiTnen- 
Terbände,  in  deren  Händen  schliesslich  allein  die  Untersuch unj; 
über  die  Personalverhilltnisse  liege,  nicht  zu  allzuobertläch- 
licher  Sacliuntersuchung  und  Vernehmung  zu  verleiten.  Im 
Deutschen  Verein,  wo  dieser  Einwand  gut  tind  mannigfach 
begründet  wurde,  stellte  daher  Herse  den  Antrag,  im  Ge- 
aetze  die  Uebemahme  der  Kosten  auf  den  Landarmenverband 
nur  auszusprechen  in  Bezug  auf  ^unbekannte  Leichen,  auf 
Blinde,  Irre,  Taubstumme  und  solche  Personen,  deren  genaue 
Vernehmung  in  Folge  eines  körperlichen  oder  geistigen  Ge- 
andere. —  AuBftihriicb  und  allseitig  wurde  der  Gegenstand  im  Deutseben 
V.  f.  A.  and  W.  1882  auf  Antrag  des  Stadtsekietän  Drape  (UaniiOTer) 
verhandi  t ;  vgl,  Stsnon.  Bericht  S.  70  ff.  —  Auch  der  säekaische 
■Gemein  de  tag  vom  12.  u.  13.  Oktober  1877. 

M  NamenUicb  ang^'hwemmte  Leichen;  vgl.  Drape  und  Elvera 
a.  a.  O.  &  75. 

VoM^ang^  (27)  VI.  4.  -  XtMterbfliv-  27 
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brechens  unmöglich  ist**.  Dagegen  empfahl  Graf  Wintsin- 

gerode  statt  dessen  den  Wortlaut  Personen,  deren 

IJ.-W.  anjrew.mdter  "Mfilie  uncrachtet  seitens  d^  r  Ortsarmen- 
verbändc  nicht  zu  ermitteln  ist".  In  dieser  Fassung  wurde 
der  Antrag  Drape  schliesslich  auch  aiigeiiomineii 

Ausserdem  wurde  dem  Antrage  ein  Zusatz  beigefügt,  in- 
halts  dessen  seitens  des  Kongreases  den  LandarmenverblUiden 
die  freiwillige  Uebemahme  iener  Kosten  empfohlen  wurde*)» 
Obwohl  nun  der  Verwirklichung  dieeer  Wünsche,  wie  auch 
durchweg  anerkannt  wird,  eine  grosse  finanzielle  Bedeutung- 
nicht  zukommt,  so  lässt  sich  doch  ihre  Berechtigung  nicht 
leiifrneTi.  Wer  in  der  Schaflfung  der  Lanflarmonverhündo  ein 
Mittel  gerechter  Ausgleichung  der  Armeulaat  erblickt,  wird 
den  Wunsch  nur  teilen  können,  die  Ortsarmen verbände  soviel 
iils  irgend  angänglich  von  zutälliger  und  willktirlichcr  Armen- 
last zu  befreien. 

Uebrigens  ist  in  Bezug  auf  die  Dringlichkeit  der  Ange- 
legenheit zu  bemerken,  dass  gegenwärtig  die  Sachlage  insofern 
etwas  verändert  ist,  als 'dsB  Bundesamt  ild.H.,  wie  es  scheint,, 
unter  dem  £influss  der  mannigfach  lant  gewordenen  Klagen 
'\''('r!Hi lassung  genommen  hat,  von  seiner  starren  Beweistheorie 
abzugehen.  Seit  1^79  ist  seine  Praxis,  ohne  dass  ein  Wechsel 
der  AuffasBung  ausdrücklich  aubgcs}>rüc}ien  worden  ist,  eine  er- 
sichtlich mildere;  es  wird  den  Aussagen  der  Untersttitzten 
mehr  Glauben  geschenkt,  der  Erwerb  eines  neuen  U.-W.  nicht 
vermutet,  wenn  der  erste  nachweislich  verloren  ist  und  die  Um- 
stände auf  wechselnden  Aufenthalt  schliessen  lassen.  So  heisat  es» 
in  einem  Erkenntniss  vom  5.  November  1881®):  „  .  .  .  und 
es  ist  nicht  der  geringste  Anhalt  dafUr  vorhanden,  dass  er 
irgendAvo  einen  anderen  (d.  h.  U.-W.)  erworben  haben 
könnte,"  Diese  Wnrtfassnnir  ist  charakteristisch  gegenüber 
dem  friihfT  aufgestellten  Ertbrderniss,  das»  er  ihn  (den  U.-W,} 
nicht  anderswo  erworben  haben  kann.  So  wird  auch  in 
einer  Entsch.  vom  7.  April  1883  ausgesprochen*) :  „  .  .  .  da  nicht 
abzusehen  ist,  wo  N.  bei  seinem  Herumvagabundiren  einen 
U.-W.  erworben  haben  soll,  den  er  bis  zum  Ehntntt  setnep 
Verpflichtung  nicht  hätte  verlieren  können.* 

Gleichzeitig  haben  auch  verschiedene  Landarmenverbinde 
teils  stillschweigend,  teils  durch  ausflrücklichen  Beschluss  df^r 
veränderten  Auffassung  Rechnung  getragen,  so  dass  von  ihnen 
die  Kosten  iUr  unbekannte  Leichen,  Findlinge,  Taubstumme 

1)  Vgl.  a.  a.  0.  Ö.  75,  7  »3.  ö6. 
■)  Antrag  Elver«  S.  77. 

»)  Enfc*»  heidung  XHI  S.  89. 

*)  Entschcidiing  XV  S.  93;  vgl.  auch  iieuestens  XVII  S.  111.  112 
Entbt  hcicluwgt'u  vom  21.  Februar  u.  2.  Mai  18S5.  —  Uebrigens  wirdschüi» 
einmal  früher,  in  der  Entscheidung  vom  aO.  November  1877,  IX  S.  97 
veranselt  der  QmndBats  fTderer^WUrdigong  aufgestellt 
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u.  8.  w.  den  Ortsarmenverljündon  erstattet  werden,  wenn  diese 
uachweibeii,  Ua^b  es  ihnen  angewandter  MUhe  ungeachtet  nicht 
möglich  gewesen ,  die  Persönlichkeit  des  Untersttttzten  oder 
den  U.-W.  desselbffli  nachsuweisen 


2.  Beikfilfe  an  Idstmtgsnnföhige  Araenverbäide. 

§  150. 

Ganz  allgeinein  bostinimt  §  59  d»'s  Oes.  v.  6.  Jnni  1870: 
„Ist  ein  Annenverband  zur  Znldunjjc  der  ihm  endgültig  aufer- 
legten Kosten,  laut  Bescheinigung^  dci-  ihm  vorgesetzten  Be- 
hörde, ganz  oder  teilweise  ausser  »Stande,  so  hat  der  Bundes- 
staat, welchem  er  angehört,  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar 
filr  die  Enrtattang  sca  sorgen.*  Obwohl  diese  Yonehrift  nicht 
sowohl  zu  Gunsten  leistungsanfilhiger  Verbände,  als  wie  im 
Interesse  der  Armenpflege  nnd  zur  Sicherung  der  Erstattung 
vorilfaifiger  Unterstützungen  gegeben  ist,  involvirt  sie  doch 
eine  Verpflichtung  der  Bundesstaaten  zur  Beihtllfe,  und 
gilt  nicht  nur  von  Orts-,  sondcm  auch  von  Landaniien- 
verbändcn ,  obwohl  bei  lety.teren  naturgemäss  nicht  leicht 
Leistungsuniahigkeit  aus  Anlass  einzelner  Verpflic}itnn«;-en  ein- 
treten wird.  Dieselbe  ist  daher  auch  in  Ansehung  der 
letzteren  fast  in  keinem  der  deutschen  Bundesstaaten  Torge- 
sehen'). 

Die  Verpflichtung  zur  Bcihtilfe  an  unTermÖgende 
Ortsarmenver bände  ist  durchweg,  wosieausdrticklleli  aus- 
gesprochen worden,  den  Landamienverbänden  auferlegt.  Die- 
selbe erfolgt  durch  Gewährung  haaren  Geldes  oder  durch  Bereit- 
stellung von  IMiegestellen  in  den  Anstalten  des  Landarmenver- 
bandos,  ohne  oder  gegen  ermässigte  Verglitung  oder  sonst  in  ge- 
eigneter Weise.  Regelmässig  soll  die  Gewährung  der  BeihlÜle 
von  dem  Ermessen  des  LfOidarmenTerbandes  abhängen,  zu 


1)  .So  die  Provinz  Braudenburg  durch  ausdnicklichen ,  den  Landes- 
direktor  ermächtigenden  Beschluss,  der  Provinziallaiidtag  vou  Sachsen  u.  a. 

Bei  den  Verbandlungen  im  D.  V.  teilte  Oberamtmann  Huzel  mit^ 
<];ts'^  in  seinem  O.-A.-Beairk  der  L.-A.-V.  zwei  Driftpl  dfr  Kosten  Uber- 
ueiime,  wenn  der  Nachweis  der  Landarmenqualität  nicht  guuügeud  geliefert 
worden  eei.  Vgl.  a.  a.  O.  8.  88. 

Auch  die  liuiub'srt'pipruiifr  i s(!n  Wünsolifn  geneigt,  wio  r 
Entwurf  von  lh77  beweist.  £»  war  in  demselben  ein  Zun^ttz  zu  ^  '60  iu 
Aussicht  genommen:  .  .  .  „wenn  der  Unterstützte  keinen  Unterstutzungs- 
wohnsitz  nat''  —  „oder  wenn  sich  ein  solcher  nicht  ermitteln  I&sst".  ~ 

®)  Nur  Baden  '?:A  vorjiflichtot  die  Staatskasse  zur  Erstattung  der 
Kosten  der  KreisannenpHege,  wenn  und  soweit  die  hierfür  ertbrderJicheu 
Umlagen  mehr  als  Vt  Krenser  von  100  Golden  betragen.  —  Laut  Gesetz 
vom  I.  März  1884  betr.  die  Kosten  der  Landariiieiipn<go  ist  für  die 
Budgetperiüden  18*s4— 8Ö  und  1886-  87  eine  Bauschsuniine  im  Gesammt* 
betrage  von  4>^0  000  Maik  den  11  Kreisen  zm-  Verfügung  gestellt. 

27« 
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welchem  der  betreffende  0.*A,-V.  gehört;  doch  Ut  g^en 
desHen  VerOiguiig  Beschwerde  stüttssig,  Uber  welche  die  höheren 

Behörden,  so  in  Preiuflen  der  Provliizlalrat,  in  Würtemberg  das 
Ministerium  des  Innern,  in  Hessen  der  Administratiyjustbhof 
u.  8.  w.  endgültig  cntst  luMflcn 

Bestimmte  Merkmnlo  der  Leistnngsuntahif^keit  s'xud  mh 
einer  einzigen  Ausnalmie  nicht  in  den  Gesetzen  ange;j:et)en. 
Es  wird  vielmehr  in  mehr  oder  minder  gonauen  Ausd rücken 
ausgesprochen,  dass  ein  Ortsarmenverband  „leistungs unfähig 
sei,  wenn  er  den  ihm  obliegenden  Verpflicbtangen  zu  genügen 
unvermögend  sei*'))  „wenn  seine  Ueberkstung  anerkannt 
worden  ist**^),  ^'^^x^  haushälterischer  Armenpflege  unge- 
achtet überlastet  ist"*),  „wenn  er  ohne  Gefährdung  des  Nah- 
rungsstandes seiner  Angehörigen ,  beziehentlich  ohne  eine 
anaserordentliclie  Ucberlastung  nicht  im  Stande  ist,  den  gesetz- 
lichen Anibnleningeu  der  Armenpflege  zu  genügen"  n.  s.  w. 
Die  eine  Ausnahme  gilt  für  das  FüK>tentum  Birkeni'eld  .  <las 
für  sich  einen  L.-A.-V.  bildet  und  zur  Gewährung  von  Zu- 
schüssen an  einzelne  OrtsarmenverbHnde  verpflichtet  ist,  welche 
durch  die  Ausgaben  der  Armenpflege  so  sdir  beschwert  sind, 
dass  letztere  30  ^/o  der  Gcsammtsteuer  sämmtlichcr  sum  Ar- 
mendisti-ikt  gehörenden  Gemeinden  überstci-jen" '"). 

Die  Fortlassung  jedes  bestimmteren  Merkmales  ist  mit 
Bewusstsnin  und  aus  guten  Gründen  geschehen.  Es  wird 
allgemein  anerkannt,  (lass  man  den  sehr  individuellen  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Gemeinden  d<uli  durch  kciinMi  allge- 
meinen Massötab  gerecht  werden  könne ')  und  dass  auf  der 
andern  Seite,  wenn  das  Ueberschrdt^i  dnes  gewissen  Steuer- 
satses  als  Merkmal  festgestellt  wOrdCy  ein  hoher  Steuersati 
harte  und  sparsame,  ein  niedriger  leicht  verschwenderische 


^1  Vgl.  Preu88«n  §36  Ansfuhruncsgeaetz  und  ^  42  des  Gfsetzcs  vom 
1.  August  Ibi^  (Zustäadij^tQgesetz);  WUrt  Art  25;  Hessen  Art  7  o.  s.  w. 
YgL  Uli  fibrigen  die  snTeiUtnigeii  Nachweisungen  bei  Krech  unter  B 
S.  87  ff. 

«)  Preuflsen  §  86. 

8)  S.-Weimar  §  7. 

*)  Oldenburg  §  2. 
Anhalt  5?  22. 

^)  Art  9f  des  Gesetzes  vom  28.  März  1876. 

"*)  Dies  betoaen  besonders  die  Motive  xum  preoasiaehen  AnsfQhnm^s- 
gosetz,  denen  sich  das  Abgeordnetenhaus  anschloss;  die  Rommissiondes 
ncrrenhauBe»  machte  noch  damnf  nnfmork^am,  dass  es  hier  keinen  ab- 
soluten Massstab  geben  könne  und  es  ceuiigen  müsse,  wenn  die  Ver- 
i)flegung  des  Annen  seinen  heimatlichen  Verhältnissen  entsprechend  miß- 
lich sei;  vgl.  über  das  Material  bei  Amol  dt  zu  '^r,  S.  P,32  ff.  —  Der 
preusaische  9.  Provinziallaudtaff  (184o)  hatte  s.  Z.  ein  nicht  zum  Geaetx  g^ 
woidenes  Amendement  zu  ^  14  des  Gesetses  tob  !842  beschlossen,  dum 
eine  Gemeinde  insoweit  als  zur  Vernflegung  ihrer  Armen  unvcnn^:^)d 
zu  erachten  sei,  als  sie  die  direkten  Staatsabg^aben  nicht  zu  leiston  ver- 
möge. Aruoldt  bemerkt  hierzu  .S.  Q'öü,  das»  dieser  Grundsatz,  soweit 
ihm  bekannt,  in  der  preuBsiachcn  Praxis  befolgt  werde. 
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AriiK'iijtfle^i^c  herbeiführen  könne;  es  komme  vielm"hr  allrs  ;nifMen 
einzelnen  Fall  und  das  sachverständige  Ernieaäen  der  hehcnden 
Behörde  an.  Siegel  meint  hierüber:  „Bei  der  Feateetzuug 
der  Grösse  der  Beihülfen  an  die  Gemeinden  und  der  Moda- 
litäten, unter  welchen  solche  bewilligt  werden,  müssen  die 
Ökonomischen  Verhttltnisse  genau  untersucht  werden.  Es  sind 
das  .Gemeindevemiögen ,  die  Steuerkapitalien  ^  die  bisherigen 
und  mutmasslichen  Gemeindesteuern,  die  LeistangsfHlngkoit 
der  Bewohner,  die  GrOsse  des  erlittenen  Schadens  und  des 
Bedarfes  in  Betracht  zu  ziehen.  Um  ermessen  zu  können, 
ob  die  eine  Gemeinde  vor  der  andern  eine  grössere  Berück- 
sichtigung verdient,  müssen  ihre  Verhältnisse  genau  gegen 
einander  abgewogen  werden')." 

In  der  That  wird  unter  den  Möglichkeiten  der  Entlastung 
der  Orisarmenverbftnde  die  Gewähmng  direkter  Beihulfen 
immer  nur  das  äusserste,  mit  Vorsicht  anzuwendende  Mittel 
sein  können.  Dass  diese  Auffassung  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  öffentlichen  Meinung  entspricht,  geht  daraus  hervor,  das» 
Vorschlüge,  die  Beihülfe  an  bestinntite  Merkmale  zu  knüpfen, 
oder  ihr  eine  grössi^re  Bedeutung  «ils  bisher  zn  geben,  —  ab- 
gesehen von  den  auf  Süiutsarnien})flege  abzielenden  oben  er- 
örteren Vorschlägen  —  von  keiner  Seite  gemacht  worden  sind. 
Allerdings  wird  ebensowenig  gewünscht,  diese  letzte  Zuflucht 
den  Ortsarmenverl^nden  ^nz  zu  verscmiessen,  so  lange  Uber- 
haupt die  Uebung  öffentlicher  Armenpflege  gesetzlich  vorge- 
schrieben ist^. 

3.  Die  niiiiiitt«lbare  Uebernahme  der  Fttrsorge  für  gewisse 

Klassen  Ton  Bedttrftigeii. 

1.    Die  Fürsorge  ftir  Gebrechliche. 
A.  Im  allgemeinen. 
§  151. 

Schon  gegenwärtig  besteht  ebenso,  wie  für  alle  anderen 
Arten  der  Beteiligung  an  der  Amienlast,  auch  die  Uebung 

unmittelbarer  Fürsorge  seitens  der  grösseren  '^^rrbande.  Aber 
sie  besteht  ganz  überwiegend  nicht  als  obligatorische,  sondern 

')  Singel       ir»  Aiirn.  4;  §ai)z  iilinlich  Jelly  S,  H3. 

■)  Mail  vergl.  diu  .■5.  245  mitgettiiltcn  Zahlen,  uiu  eich  der  ebenda 
be^nroebenen  Thatsache  su  eiiniieni,  wie  sehr  ein  einzelner,  miTOrlier- 
gesehener  Fall  den  ganzen  (Jomeindehaushalt  umwerfen  kann.  Hier  mag 
noch  als  besonders  cbarakterisüscber  Bel^  angeführt  wenlen,  dass  1882 
dem  ans  S  H<$fen  mit  29  Bewobnern  beetdenden  0.>A.>y.  Probira ,  Amt 
Oldengtadt,  seitens  des  Provinzialverbandcs  Hannover  eine  Reihülfe  von 
monatlich  1')  Mark  für  ein  altes,  arbeitsunfähiges  Ehepaar  gewährt 
-werden  musüte.  In  dem  Verwaltungsbericht  für  löti4  ist  diese  Beihülfe 
nicht  mehr  anfgefllhit. 


Digitized  by  Google 


422 


VI,  4. 


als  fakultative  und  sie  erstreckt  sich  auch  in  dem  einzelnen 
Staate   nicht   innerhalb  aller  seiner  Verwaltungsbezirke  auf 

die  gleichen  Oojn^onsUJnde  iirtfl  in  i^loicliom  Umfang.  Regel- 
niitf^sig  ist  die  Befugnis»  zur  uniiiittclbarcn  Ucbßrnahme  in 
lio/.ug  auf  Geisteskranke,  Taubstunuiio ,  iilinde  und  Siech«^ 
gewährt;  und  regelmässig  ist  eine  derartige  Uebernahme  als 
Aufgabe  der  Landarmenverbände  bezeichnet. 

Vgl.  Preassen  §  31.  Es  ist  eine  Befugniss,  keine  Yerpflicli* 
tung  der  Uebernahme ;  auch  ist  dieselbe  auf  die  im  Text  genannten 
Klassen  beschränkt.  Die  Reg. -Vorlage  hatte  ganz  allgemein  dem 
Landarmenverbande  die  Befuguiss  gewährt,  einzelne  Zweige  der 
Amienpfiege  zu  übernehmen,  wogegen  im  Abg.-Haus  geltend  ge- 
luachL  wurde,  dass  eine  solche  allgemeine  ßefagniss  sich  oicbi 
empfehle,  weil  aie  das  Prinzip  des  Gesetzes  dorcblOehere;  Tiefanelir 
solle  dieselbe  anf  die  FftUe  beschrftokt  bleiben,  flkr  die  ein  prak- 
tisches Bedttrfhiss  vorliege.  Ans  diesem  Gmnde  wurde  die  Befqs- 
niss  zur  K ranken fflrsorgS  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Vgl.  dis 
Material  bei  Arnold t  S.  613.  —  In  den  tibrigen  Staaten  ganz 
ähnlich  wie  in  Preussen.  —  Kine  ausdrückliche  Vorpflichtunj?  zur 
Erstattung  der  Kosten  der  Verpflegung  und  Heilung  hülfsbediirlüger 
Oeisteskranker  und  der  zum  Schutz  der  otientlichen  Sicherheit 
gegen  dieselben  getiofleneu  Massregeln,  sowie  der  Kosteu  des» 
Unterrichts  und  der  Ansbildong  hfllÜBbedfirftiger  taabstnmmer  und 
hlfaider  Kinder  seitens  des  Landannenverbandes  besteht  Ar  das 
Ftlrstentam  Birkenfeld:  Ges.  v.  28.  Mftrz  1876  Art.  9  ^-j  ihnüch. 
aber  nnr  für  F&lle,  die  Anstaltspflegc  erfordern,  im  Fttrstentnm  Lü- 
beck: Rev.  Qem.-0.  v.  30.  MArs  1876  Art  74*  '-  —  Aach 
Anhalt  §  23. 

Da  nun  in  keinem  Staate  andere  Verwaltungskörper  aU 
Landarmenvcrbände  fungiren,  als  die  der  politischen  Verfiu- 
aung  entsprechenden  grösseren  Bezirke,  so  ist  die  inimittel- 
bare Beteiligung  an  der  Annenlast,  soweit  sie  von  ihnen  geübt 
wird,  überall  organisch  in  die  Aufgaben  der  allgemeinen 
iStaats-,  Provinual-,  Amts-,  Kreisverwutung  eingeillgt 

Dies  Yerhältniss  ist  kein  Kofilliigos  und  nicht  erst  durch 
die  Kotwendigkeit,  Jjandarmenvcrbändo  am  schaffen,  begrtlndet 

worden.  Vielmehr  ist  die  Anknüpfung  solcher  Fürsorpre  an 
derarti^^l-e  Vorblindc  sr'lir  alt  und  hat  ursprünglich  mit  dem 
Armouwesen  als  soIlIkmu  nicht?*  zu  tbuii.  Denn  zwei  Auf- 
gaben bat  die  öÜ'entlichü  Gewalt  in  Bezug  auf  die  vorgenannten 
Pcraoncnklassen  zu  erfüllen,  auch  wenn  sie  nicht  bedürftig 
sind:die  der  SicherheltspoUzei  und  die  der  Erziehung. 

Die  ältere  Anscliauuiifi:  l)ehand<dti'  geisteskranke  Personen 
überiiaupt  nicht  aus  dem  Gejjiiclit|iunkte  der  Bedürftigkeit 
aondom  aus  dem  der  Gometngefkhrlichkeit,  gegen  deren  Folgen 
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ebenso  wie  gogen  Gevraltthat  der  Staat  aeine  Bürger  sicher 

-zu  8t*^llen  hat'). 

Umgekehrt  waren  für  die  Behundimig  kör})erlich  gebrech- 
licher Personen  zunächst  gar  keine  anderen  Gesichtspunkte 
^Is  die  der  ArmenfUrsorge  massgebend;  diejenigen  taub- 
stammen  y  blinden  und  siechen  Personen ,  wetehe  bedUrfk^ 
^aren ,  mnssten  so  gut  wie  andere  mittelloee  Personen  im 
Wege  der  Armenpflege  untersttltzt  werden. 

Gegenwärtig  nerracht  eine  beinahe  völlig  veränderte  Auffas- 
sung:. Nur  noch  bei  den  gemein^^efährlichen  Irren 
kommt  das  Moment  der  öffentlichen  Sicherheit  in  Betracht,  und 
nur  noch  bei  mittellosen  lern-  und  arbeitöunfaliigeii  Ge- 
brechlichen dasjenige  der  Armcnl'ursorge.  Im  übrigen  über- 
wiegt bei  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  der  Gesichts- 
punkt der  öffentliciien  Gesundheitspflege,  bei  taub- 
-stummen  und  blinden  Personen  der  Gesichtspunkt  der  Unter- 
richtspflege*). Es  wird  als  Verpflichtung  der  öffentlichen 
Organe  erachtet,  allen  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  — 
zunächst  unabhängig  von  ihren  VermöL'^''nsverhHltnissen  —  die 
ihrem  Zustande  entsprechende  Behandlung,  und  allen  lernfuhigen 
Personen  —  ebenfalls  unabhängig  von  ihrem  körperlichen  Zu- 
«Uinde  und  ihren  Vermögens  Verhältnissen  —  den  notwendigen 
Unterricht  zu  Teil  werden  zu  lassen.  Aber  das  eine  wie  das 
andere  ist  bei  der  'ei^tttmlicben  Natur  der  geistigen  und  kör> 
perlichen  Zustände  dieser  Personenklassen  nicht  im  Rahmen  der 
mr  alle  tlbrigen  Menschen  üblichen  Behandlung  möglich;  es  ge- 
nügt für  geisteskranke  und  sieche  Personen  nicht  immer  der  Auf- 
-onthaltin  eigenerWnhnung,  für  Taubstumme  und  Blinfle  nicht  der 
Unterricht  in  den  öttentlichen  Schulen.  Es  bedarf  daher  für 
alle  diese  besonderer  Veranstaltungen  :  der  Irren-  und  Idioten- 
anstalten für  gewisse  KUuison  von  Geisteskranken,  der  Siechen- 
anstalten fUr  körperlich  sehr  schwer  Leidende,  der  Taub- 
.  stummen*  und  Blindenanstalten  filr  jugendliche  taubstumme 
und  blinde  Personen,  die  nach  eigentttmlicher  Methode  erzogen, 
unterrichtet  und  beschäflkigt  werden.  Weil  aber  Veranstal- 
tungen dieser  Art  die  Mittel  einzelner  Gemeinden  regelmässig 
txbersteigen,  so  ist  von  vornherein  die  Mitwirkung  eines  grösseren 
Verbandes  notwendig,  welcher  Irren-,  Taubstummen-  u.  h.  w. 
Anstalten  errichtet,  verwaltet  und  sie  den  der  Anstaltsptiege 


^)  Sein  iz\itc  Details  und  ö^irrntu'«  reiche  Literatnrangftben  über  die 
ültcren  Auffassungen  bei  Behandlung  von  Geisteskranken  und  die  moderneu 
Ansichten  bei  Gerando  Hd.  S  S.  451  ff.  und  Uhlhorn  Bd.  2  S. 297. 

')  So  wird  auch  ganz  korrekt  in  den  systematischen  Darstellungen  die 
Fflrsorge  fUr  Kranke  und  Gebrechliche  unter  den  Gegenständen  der  „Medi- 
zinalpolizei", diejenige  für  Blinde  und  Taubstumme,  soweit  sie  nicht  unter 
•die  eben  genannten  fällt,  bei  den  ^UnterrichtflaDstalten'*  abgehandelt 
Vgl  ^^o!ll,  V  A\.  Bd.  1  S.  22'  und  von  Neueren  v.  Rönne,  Das  Staats- 
recht der  preusstscbeu  Monarchie,  4.  Aufl.,  ä.  217  und  S.  701. 
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bedürftigen  Person en  zur  Vcrftigung  stellt,  und  zwar  gegen 
Entgelt  ans  deren  eigenen  Mitteln,  bezw.  bei  Mittellosigkeit  aus 
den  Mitteln  der  Gemeinde,  unter  Umständen  auch  ohne  Ent- 
gelt, d.  h.  also  aus  den  Mitteln  des  grösseren  Verbandes  selbst». 

Und  in  diesem  Zusammenhange  macht  sich  der  Gesichts* 
punkt  der  Armenpflege  geltend.  Denn  alle  diese  Anstalten^ 
welche  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Gesundheit,  des. 
Unterrichts  herzustellen  sind,  ktfnnen  gleichzeitig  auch  im 
Interesse  der  Armenpflege  nutzbar  gemacht  Averden,  indem 
alle  PersoncUj  fiir  woldip  Anstaltspfle<^e  notwendig*  ist,  sofern  sie 
glciclizeitig  bedürftig  sind,  unentgeltlich  aufgenommen  w<'rden. 
Und  weil  anderei*8eitä  der  eine  solche  Austaltspflege  erfortlernde- 
Zustand  doppelt  unerträglich  und  gefahrvoll  für  mittellose  Per- 
sonen ist  so  erklärt  es  sich,  dass  von  der  Befugniss  zur  Ueber- 
nahme  der  unmittelbaren  Fürsorge  für  diese  Kategorien  ein 
mehr  oder  minder  umfassender  Gebrauch  gerade  seitens  der  Land* 
mrmenverbände  imd  im  Zusammenhange  mit  der  Armenpflege  ge- 
macht worden  ist,  und  dass  auch  gegenwärtig  unter  den  Reform- 
bestrebungen  die  Vorschläge  erscheinen,  die  Fürsorj^e  für 
Geisteskranke ,  Sieehe ,  Taubstumm'',  Blinde  unmittelbar  auf 
diese  grÖ6i.ser(m  Verl)Unde  zu  übernehmen. 

Im  übrigen  werden  diese  Vürschläge  vornehmlich  be- 
gründet durch  den  Hinweis  auf  die  LeistungsunfHhigkeit  der 
kleinen,  die  Leistungsfähigkeit  der  grOssereii  Verhände  in  Be- 
zug auf  derartige  Anstaltspflege.  EJs  wird  weiter  geltend  geniacht,. 
dass  gerade  Pfl^gefHUe  dieser  Art  äusserst  kostspielig  seien  und 
ohne  allen  Zusammenhang  mit  Leistimgen,  die  im  Sinne  des  wirt- 
schaftlichen Acquivalents  als  Hegen leistunp:  des  Bediirftiiren 
gelten  kfinnten,  ganT;  zuOtlli^"  durch  Natur^'()r^^änjL,'e  und  anden» 
der^^'illkii^  entzogene  Umstände  veranlasst  würden,  den  einztdnen 
Ortsarmen  verband  willkürlich  und  zufällig  belastend.  Kndlich 
wird  hervorgehoben,  dass  bezüglich  aller  dieser  Fälle  das  Bo- 
denken nicht  obwalte,  welches  man  gegen  die  Armenpflege  durck 
grOssereVerbftndeim  allgemeinen  mit  Recht  erhöbe,  dasBedenkeD 
zu  kostspieliger  Wirtschaft  Fälle  dieser  Art  seien  nicht  von  der 
Willkür  des  Einzelnen  oder  der  Gemeinde  abhängig,  könnten 
nicht,  weil  reichliche  Mittel  vorhanden  seien,  künstlieli 
scliafTen  werden;  die  Prüiung  und  Behandlun^^  dieser  Zu- 
sUiTide  hanpre  von  technischen  ^lerkmalen  ab,  die  im  allge- 
niciiH  u  deutlich  erkennbar  seien  und  weder  missdeutet  uueh 
missbraucht  werden  könnten,  wie  etwa  die  Merkmale  der  Bo- 
dttrftigkeit  oder  der  Arbeitslosigkeit  hei  körperlich  gesunden 
Personen. 

Noch  unterscheiden  sich  die  in  der  Sache  auf  dasselbe 
Ziel  gerichteten  Vorschläge  darin,  dass  von  der  einen  Seite 
nur  die  weitere  Ausbildung  der  bestehenden  Kiurtehtungen 
bezw.  die  mögliehst  umfassende  Uebernahme  der  unmittelbaren 
Fürsorge  empfohlen  wird,  während  von  Anderen  gewünscht 
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^yh(} ,  diese  Uebernahme  obligatorisch  zu  maclien.  Nur 
iVui  letztere  Massnahme  würde  zu  ihrer  Verwirklichung  einer 
Aenderung  der  rresetegebuDg  bedürfen,  während  die  fakul- 
Uitive  Uebernuiimu  auf  Grund  der  geltenden  Gesetzgebung  nur 
weiter  auflssuVtlden  wäre 

§  152. 

Ueber  die  Richtigkeit  der  zur  Begründung  dieser  Vor- 
schläge aufgestellten  Behauptungen  besteht  keine  Meinungs- 
verschiedenheit Man  ist  Uber  die  Nützlichkeit  dahin  zielender 
Bestrebungen  einig;  tmd  nicht  blos  das  Beispiel  der  Land- 
annenverbände, sondern  mehr  noch  die  Thatsaehe,  dass  in 
allen  zivilisirten  Staaten  ähnliche  Veranstaltungen  getroffen 
sind,  lehrt  die  NotwendigKit  derselben^).  Anders  freilich 
steht  es  nn't  dem  Umfange  der  Veranstaltungen  und  mit  der 
Frage,  ol^  man  von  der  fakidtativen  Uebernahme  da/Ai  Whvr- 
gehen  seil.  dieselh(i  (  hligatorisch  zu  machen.  Mehr  als  bei 
allen  anderen  Reform vorsc  ldMgen  macht  sieh  in  dieser  Beziehung 
der  Maugel  an  statistischem  Material  geltend.  Denn  während 
bei  der  Erwägung,  ob  Heimat  oder  Untersttttzungswohnsits  den 
Vorzug  verdiene,  ob  kleine  Armenverbände  besser  wirtschaften 
als  grosse,  unbedenklich  die  allgemeine,  auf  die  Natur  der  Sache- 
gegründete Anschauung  und  Erfahrung  mithelfen  konnte,  den 
Ausschlag  zu  g<  ben ,  ninngelliafte  Zahlen  zu  ergänzen,  so  ist 
dies  bei  der  vorliegender.  Frnce  schlechterdings  unmöglich.  Bei 
dieser  handelt  es  sich  in  1*  r  That  in  erster  Linie  um  Zahlen- 
angaben, die  durch  Ansehaiuing  und  Erfahrung  weder  ersetzt 
noch  ergänzt  werden  können.  Doch  sind  hiermit  nicht  die  An- 
gaben ttber  den  bisherigen  Aufwand  der  Landarmenyerbttnde- 
gemeint,  von  denen  oben  gehandelt  wurde diese,  die  sich 
ohne  sonderliche  Mühe  auch  nachträglich  erbringen  lassen^ 
könnten  doch  nur  sagen,  was  geschehen  ist,  nicht  was  ge- 
schehen  soll.  Es  handelt  sieh  vielmehr  um  genaue  Angaben 
über  Zahl  und  Art  der  bedürftigen  Personen,  d'  i  on  Versorgung 
den  Landarmrnverbänden  bei  Uebernahme  der  mehrgenannten 
Kategorien  obliegen  würde.  Diese  Verbände  müssen  im 
Stande  sein,  sich  ein  Bild  davon  zu  machen,  wie  vieler 
und  wie  grosser  Anstalten  es  bedttrfen  wtkrde,  um  im  Sinne- 
wirklich zureichender  Versorgung  allen  körperlich  und  geistig 
gebrechlichen  Personen  die  ihrem  Zustande  entsprechende* 

^)  Die  tlmtsächlich  eimriHl  ffoschchenc  Uchernabme  der  unmittel- 
baren Fürsorge  begründet  an  und  für  sieh  noch  keine  rechtliche  Ver- 
pflichtung zur  Fortsetzung  gegenüber  dem  Ortsamien verbände;  diese  liegt 
durchaus  in  der  Willkür  des  L.-A.-Verbs]ide8.  Vgl.  IDntecheidDiig  vom* 
28.  Oktober  im,  XIII  S.  63. 

*)  In  ^Dkrdeh  smd  die  IMpnteineiite»  in  EngUuid  die  Gmftcbftfka» 
sor  Irrenpflege  verpflichtet 

»)  Vgl.  8.  87Ö. 
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Pfl'  ir»'  lind  Erzieliun^r  zu  ^?ewähren.  So  lange  dies  nicht  der 
Fall  ist,  kann  von  einer  allgemeinen  freiwilligen  Uebemahme 
der  l)eznfi;lichen  Lasten  nicht  die  Rede  sein,  der  obligatoriachcn 
^aii/  zu  geschweigen.  Je  weniger  das  Prinzip  selbst  in  Zweifel 
gezogen  wird,  um  so  sorgfoltiger  mttssen  die  thataftchlichen 
Grundiatfen  hergestellt  werden,  auf  denen  seine  Verwirk- 
lichung beruhen  soll. 

^  153. 

An  statistischen  Erhebungen  bezüglich  dej  Gebrechlichen  fehlt 
es  an  und  für  sich  nicht.  In  Preussen  werden  schon  seit  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  Kachrichten  über  Gebrechliche  eingezogen, 
regelmässig  bez.  Taubstummer  und  Blinder  seit  1831,  bezflglich  der 
Irrenanstalten  seit  1851.  Tgl.  speziell  Freoss.  Stat^  1849  Bd.  I 
«nd  1875  Bd.  XXX.  Die  nenesten  Nachweisungen,  die  sieb  aof  die 
Volkszählung  von  1881  beziehen,  in  Bd.  XLVI  S.  120  und  speziell 
Bd.  LXIX  1888.  Vgl.  überhaupt  noch  die  Uebersicht  in  Zeitscbr. 
1885  S.  14.  —  Paiern.  Namentlich  Heft  XXXV  der  Beitr.  e. 
Stat.  d.  Königr.  ilaiem  von  G.  Mayr-  Die  ^erb^ellullg  der  Blind- 
heit, der  Taubst  iinnnheit,  des  Blödsinn^  und  des  Irrsinns.  —  Sachsen. 
Die  Stat.  der  Gebrechlichen  von  1834  bis  1875:  Zeitschr.  Jahrg.  23. 

Baden.  Uebersicht  der  Heilanstalten  für  Taubstumme  nnd 
Blinde,  und  Irrenanstalten  in  Stat.  Jabrb.  f.  d.  Ghzt.  Baden  (regel- 
mfissig  im  Anscbloss  an  die  fftr  das  Reicb  zn  machenden  Erbebun- 
gen),  zuletzt  1882  Bd.  15  S.  149.  — Das  weitaus  Beste:  Die  Irren- 
und  Siechenzählung  im  Ghzt.  Hessen  v.  J.  1S80,  in  Beitr.  f. 
5tat.  d.  Ghzt.  Hessen  Bd.  23  H.  2. 

Aber  alle  diese  Erhebungen  sind  mit  einer  Ausnahme  ledig- 
lich für  die  Zwecke  der  allgemeinen  Verwaltung,  insbesondere 
im  Hinblick  auf  die  öffentliche  Gesundheitspflege  angestellt;  für  die 
speziellen  Zwecke  der  Armenpflege  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  ist 
nicht  viel  daraos  za  lernen.  Die  Ansnabme  bildet  Hessen,  welebes 
durcb  seine  eben  genannte  Erbebnng  einen  emsthaften  Tersnch  za 
•einer  Statistik  der  Gebrechlichen,  die  zugleich  arm  sind,  gsmacht 
hat,  nachdem  die  Provinziallandtage  die  Antrftge  ihrer  Ausschüsse^ 
Provinzial-öiecbenbäuser  zu  erbauen ,  wegen  im/nreichenden  that- 
sächlichen  Materials  abgelehnt  hatten.  Dieser  Versuch  ist  so  vor- 
tretHich  gegbiokt,  bringt  ein  so  reiches  über  alle  Punkte  aufklären- 
des Material ,  dass  er  unbedenklich  als  Vorbild  ähnlicher  Er- 
hebungen dienen  kann  und  eine  etwas  ausfuhrlichere  Darlegung 
•der  bei  demselben  befolgten  Grandsatse  rechtfertigt. 

Es  worde  nftmlich  1880  von  der  Aufnahme  der  Gebreehlichett 
bei  der  Volkszählung  abgesehen  nnd  eine  besondere  Zählung  durch 
Aerzte  —  namentlich  die  beamteten  —  angeordnet,  denen  behölf  lieh  ZQ 
sein  Behörden  und  Vereine  aufgefordert  wurden.  Die  Absicht  war. 
die  Ausbreitnncr  der  Sinnes-,  Körper-  und  Geist ecm;inv'ol  CTÜndlich 
zu  erforschen  und  gleichzeitig  im  Interesse  der  Arnienpriege  diese 
«rhebiichen  Ursachen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  wirtschaft- 
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liehen  Verhältnissen  der  Betroffenen  zu  nntersncben.  Hierzu  be- 
diente man  sich  nun  folgender  sinnreicher  Kategorien.  Mau  unter- 
schied zunächst  8  Gruppen:  1.  erworbene  chronische  Geisteskrank- 
heit, 2  angeborene  Geistesstörung,  3.  Kretinismus,  4.  Epilepsie, 
5.  Tauh^tnmmheit,  6.  Bliudhet,  7.  Yerkrüppelung,  Lähmung  und 
Abscheu  erregende  Krankheit,  8.  Siechtum  (unter  Ausschluss  von 
Lungentuberkulose  und  Altersschwäche).  Innerhalb  dieser  Gruppen 
inirden  die  Individnen  wieder  futerschieden  nach  Geechlecbt,  Alters- 
klassen, Zivilstand,  Art  der  Pflege  und  Arbeitsfthigkeit.  Von  den  so 
aufgefundenen  Personen  wurden  weiter  ahgeaondert  diejenigen,  die  als 
in  dürftigen  Verhältnissen  lebend  bezeichnet  werden,  diejenigen,  die 
aus  fremden  Mitteln  (Gemeinde;  Kreis;  Staat;  Stiftnnjzen)  unter- 
stützt werden.  Und  endlich  wurde  bezüglich  p  immtlirlu  r  TVrsonen 
festgestellt,  ob  sie  zur  Aufnahrae  in  eine  Anstalt  qualiüzirt  seien, 
and  speziell,  welche  davon  in  dürftigen  Verhältnissen  lebten  oder 
unterstützt  wurden. 

Da  das  Yoiatehende  nur  auf  aolche  erstreckt  werden  sollte, 
die  ausserhalb  einer  Anstalt  sich  befanden,  so  worden  ausserdem 
ergänzende  Elrhebangen  bezüglich  der  Anstaltsinsassen  angestellt. 

Dies  alles  nun  durch  die  denkbar  besten  für  solche  Arbeit  geeig- 
Tipten  Kräfte  —  die  Aerzte — auf«  sorj^fältic'^tr  ausgeführt,  wurde  nnh 
vorsichtigste  vnn  der  Zentralstelle  beailieitt-t  und  ergab  ein  Bild 
der  Zustände  in  Hessen,  welches  die  etwaigen,  für  diese  Kategorien 
nicht  so  sehr  erheblichen  Mätigel  der  nur  einmaligen  Erhebung 
<lurch  näheza  Yollkommene  Zuverlässigkeit  ausglich. 

Die  Tabellen  sind  aosserordentlich  flbersiehäich.  Zunächst  wird 
in  Tab.  I  die  Gtesammtzahl  der  GebFechlichen  in  jeder  Kategorie  in  4 
Rubriken:  1.  nach  Altersklassen  (0—6;  6-15;  15  30; 
30 — 45;  45  60;  tthor  60)  —  2.  Zivilstand  (ledig,  verheiratet, 
verwittwet):  3.  Art  der  Pflege  (im  eigenen  Haushalt;  in 
ihren  Familien;  bei  Dienstherrschaften;  bei  fremden  Privatpersonen; 
in  Gemeinde-  u.  s.  w.  Anstalten);  4.  Arbeitsfähigkeit  (arbeits- 
fähig; teilweis  arbeitsunfähig;  völlig  arbeitsunfähig;  Kinder,  deren 
Arbeitsfähigkeit  sich  noch  nicht  feststellen  lässt)  —  gegliedert 
und  für  jede  der  8  Kategorien ,  gesondert  nach  Altersldaasett  and 
Oeschlecht,  die  YennögensTerhftltnisse  sowie  etwaige  Untersttttznng 
ans  öffentlichen  Mitteln  nachgewiesen.  In  Tab.  II  wird  dargestellt^ 
welche  von  den  in  Tab.  I  Ruhr.  2 — 4  nachgewiesenen  Personen 
sich  zur  Aufnnhme  in  eine  Anstalt  qualifiziren,  welche  wiederum 
von  diesen  als  in  dürftigen  Verhältnissen  lebend  bezeichnet  und 
welche  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützt  werden.  Tab.  1  bezieht 
sich  auf  die  riovinzen,  Tab.  II  auf  die  Kreise. 

Es  sei  gestattet,  abgesehen  von  den  weiter  nnten  im  einzelnen 
zu  verwertenden  Ergebniseen  schon  hier  einige  Zahlen  mitzntdlen, 
welche  besser  noch  als  Beschreibiing  Art  und  Inhalt  der  Erhebung 
kennaeichnen.  Es  ergaben  sieh  im  ganzen 
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Kraukheitekategorieu 


absolut 


ta£  100000 
EuwofaBer 


1.  erworbene  chron.  Geisteskrankheit 

2.  angeborene  GeiateastOmng  

8.  KretiDismitB  

4.  Epilepsie  

Tattbetammlieit  

e.  Blindbeit  

7.  Verlurfippelimg,  Lgbrnimg  und  Ab- 


666 
1153 
190 
590 
746 
589 


71 
123 
20 
63 
80 
68 


scheu  eixegende  Krankheit  .  .  .  . 
a  Siechtum  >)  


1262 
952 


185 
102 


6148 


657 


Weiter  ergab  sich,  dass  von  1275  Idioten  (angeborene  Gestört- 
beit)  1<W>  für  Idioten-,  GOO  für  Siechen-,  12  für  Irrenanstalten 
»lualitizirt  erschienen,  während  —  ab«jesehen  von  122  in  Staatsanstalten 
befindlichen  —  nur  62  in  der  einzigen  für  Idioten  vorhandenen  Anstalt 
untergebracht  werden  konnten.  An  den  lüu  Kretmeu  \sar  der  Kreis 
Heppenheim  mit  65  beteiligt.  Bei  den  889  Taubstummen  (143  in 
Anstalten)  ergab  sich,  dass  sie  überwiegend  arbeitsfthig  waren  and 
in  der  Familie  lebten;  flberdies  war  nur  etwas  Aber  die  Hälfte  in 
•dttrftigen  Verhältnissen.  Von  den  606  Blinden  waren  414  in  darf- 
tigen  YerhUtnissen ;  von  diesen  wnrden  205  unterstützt.  Zur  An- 
staltspflege qualitizirt  erschienen  842,  und  z^var,  \vn*5  sehr  bemerkens- 
wert ist  ,  nnr  28  für  Blinden-,  aber  314  für  bieclipirnnstaiten.  In 
^-ehr  traurigem  Zustande  befanden  sicli  die  Verkrüppelten:  von  ir>62 
lebten  989  in  dürftigen  Verhältnissen,  waren  344  teilweis.  Ö48 
völlig  arbeitäunnihig ,  erschienen  ö73,  und  zwar  60S  in  dürftigen 
Verhältnissen  lebende,  zar  Anfnahme  in  eine  Anstalt  qnalifiart.  — 
Der  Beriebt  bemerkt  ansdrflcklicb,  dass  man  bei  dem  AnssprecheD 
der  Qualifikation  wesentlich  auch  subjektive  Momente  der  Dttrfti^» 
keit,  insbesondere  auch  den  Mangel  hiluslicher  Pflege  in  Betracht 
gezogen  habe.  Unter  anderen  fanden  sich  70  gebrechliclie  Indi- 
viduen in  Annenhäusern  tnit  anderen  Personen  zn-ainmen{j:epferchl; 
die  Fürsorge  für  sie  war  eine  so  dürftige,  dass  sie  uberwiegend  vom 
Bettel  zu  leben  genötijzt  waren.  Im  ganzen  erschienen  rund  3000 
Personen  zur  AnstaltspHege  qualitizirt,  darunter  ll>7ü  unbemittelte. 
Unterstatzung  erhielten  davon  999  —  znm  Teil  in  allerdttrftigster 


^)  Jedoch  mit  Ausscblusa  von  Lungentuberkulose  und  Alteiaschwäcbet 
die  man  fbrtgelafleen  hatte,  um  die  Kategorie  ^^Siechtam*'  niebt  n  sehr 
ZQ  beschweren. 
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ITeise  — ,  während  677  ganz  ohne  Untenttttznng  blieben.  Der 
BeaiMter  der  Erbebnng  h&lt  fOr  mindestens  ^/s,  also  fttr  rond 
1000  Gebrecbliehe  die  Anstaltspflege  Ar  ein  dringendes  Bedürfniss. 
Es  leuchtet  nun  ein,  dass  nar  derartige  Zahlen,  wie  sie  das 

Ergebnis?  <kr  vorstehend  besprochenen  ErhebTinir  sind ,  die  Ver- 
waltunL'pii  über  das  vorhnndene  liedürfiiiss  unterrichten  köniirn  m\d 
dass  derarlipe  Erhellungen  als  unumgängliches  Erforderniss  zu 
bezeichnen  sind.  Dass  i'Hr  die  Ermittelung  der  hier  in  Rede  stehen- 
den Momente  die  neueren  Versuche  eigentlicher  Armenstatistik  nicht 
«nsfeichen,  habe  USä  in  meiner  Abhandlung  a.  a.  0.  S.  414  ff.  nach- 
zuweisen  Tersocht  Will  man  hiergegen  einwenden,  dass  Hessen 
wegen  seines  kleinen  Umfanges  solche  Statistik  machen  könne, 
Prenssen  aber  nicht,  so  sei  es  gestattet»  mit  einem  Hinweise  anf 
eine  in  ihrer  Bedeutung  wohl  unterschätzte  Thatsache  zu  antworten : 
die  That&a(;he  nämlifh,  dass  verschwindend  wenige  gebrechliche 
F»i3onen  ausserhalb  der  Provinz  sich  befinden,  in  der  sie  geboren 
.-.lud,  was  mit  ihrer  erschwerten  Bewegungsfähigkeit  auf  der  einen 
und  der  in  Ansehung  ihres  Zustandes  verminderten  Erwerbsgelegen- 
heit  anf  der  andern  Seite  svsammenbängt.  Biese  wenigen  sind 
regelmsssig  wohlhabende  Personen,  die  in  gnten  auswärtigen  An- 
-stalten  nntergebracbt  sind  nnd  für  die  Aufgaben  der  Armenverwal- 
tong  in  geringem  Masse  interessiren ;  namentlich  ist  dies  bei  Geistes- 
kranken der  Fall,  Wenn  man  also  davon  ausgeht,  dass  der  Eand- 
armenverband  im  allgemeinen  ein  genügend  grosser  Bezirk  ist,  um 
leistungsfähig  zu  sein  und  die  Ungleichmässigkeiten  in  der  Belastung 
der  einzelnen  zu  ihm  gehörigen  Ortsarmenverbände  auszugleichen, 
80  wird  mau  mit  einer  Erhebung,  welche  sich  auf  den  Bezirk  des 
Landarmenverbandes  beschrftnkt  nnd  daher  ?on  jedem  derselben 
nach  Gelegenheit  angestellt  werden  Innn,  das  in  diesem  Bezirk 
-vorhandene  Bedflrfntss  vollständig  aufdecken  können,  ohne  dass,  wie 
in  Folge  der  Wanderungen  gesunder  Mensclien,  eine  Verschiebung  des 
Verhältnisses  durch  Aus-  und  Einwanderung  der  Gebrechlichen  zu 
befürchten  stunde.  Für  Prenssen  ergab  sich  187d  folgendes  Ver- 
h&ltniss: 

S.  Tabelle  S.  430. 

Vgl.  Preuss.  Stat.  XXX  S.  135  ß.  Ganz  ähnlich  in  LXIX 
S.  8  ff.  —  Auch  für  Baiem  wurde  dieselbe  Wahmehmong  gemacht. 
Vgl.  a.  a.  0.  S.  296  Tab.  VII. 

Neben  ihrer  allgemeinen  Absiclit,  die  Zustände  der  Ge- 
brochlichen  klarzustellen,  erscfi'iiit  (Üp  hessische  ErlK^bnnp: 
noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  bosnnrb'rs  bdirnMcli, 
insofern,  als  sie  darauf  hinweist,  um  wie  sehr  verschiedene 
Momente  es  sich  bei  der  Hlllfeleistung  an  Gebrechliche  handelt, 
daas  insbesondere  die  Gleichstellung  aller  Kategorien  in  Bezug 
auf  unmittelbare  Uebemahme  der  Fttrsoige  nicht  gerechtfertigt 
ist  Dies  möchte,  unter  Benutzung  des  anderweit  zu  Gebote 
^stehenden  Materials,  noch  kurz  zu  betrachten  sein.  Doch  ist 
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£3  waren  geboren 

Blinde 

Tanh- 

etoBune 

Blöd- 

Innnnige 

L  in  der  ZXh]gemeiiide|^^^' 

8920 

Ii 

10884 

8828 

2.  in  anderen  Gremein-  fmännl. 
den  des  ZKhlkreiMB  \wcibL 

£4ol 
8009 

00  uo 

23o3 
2088 

3  010 
8879 

1098 

8.  in  Kretoen  der  ZUü-  fmännl. 
prOTinz  ......  iweibl. 

19.59 
2131 

2124 

1580 

2255 
1901 

4214 
4159 

4.  in  der  Zählprovinz  |mäi]nl. 

(ohne  nähere  Angabe)  \weibl. 

349 
31Ö 

289 
151 

371 
266 

4a^ 
474 

6.  ausserhalb  der  Zähl-  jmännl. 

ca.  500 

ca.  300 

ca.  450 

es  im  Kähmen  dieser  Arbeit  und  nach  Beschaffenheit  des  ge- 
flammten Materials  nicht  wohl  möglich,  viel  mehr  als  An- 
deutungen zu  geben. 


B.    Im  einzelne D. 
a.  Gelsleskraiike. 

§  154. 

Mit  der  Erforschung  der  Zahl  und  der  Zustrmde  der  Geistes- 
kranken hat  man  sich  schon  sehr  früli  beschäftigt.  Zuverlässiger 
ist  dieselbe  erst  seit  einigen  Jahien  geworden,  seitdem  man  be- 
gonnen hat,  sich  im  Auschluss  au  die  Vulksziiihiuug  des  Zübiblatt- 
Systems  zu  bedienen. 

Die  S.  426  genannten  Pablikationen  enthalten  auch  Tollstftn' 
dige  Angaben  Aber  OeistMkranke.  AoBserdem  namentlich:  Dr.  J.  A» 
L.  Koch,  Zor  Statistik  der  Geisteskranken  inWflrtemberg  und  der 
Gel  teskranken  überhaupt*,  in  d.  Würt.  Jahrb.  f.  Siat.  n.  L.  1878 
H.  III;  oiientirt  auch  im  Eingang  Uber  die  bis  dahin  gemachten 
Versuche  einer  Trrcnstatistik.  — Dr.  K  oll  mann.  Die  gci^trskranke 
Bev()lkrruTi!j[  im  Giossherzogtnm  Oldenburg  nach  deTi  Krgebnissen 
der  Yolkszuhlung  von  1R80,  Berlin  1883;  orientirl  ebeulaüs  ein- 
leitUDgsweise  ül)er  die  bisiierigen  Autiiahmen. 

Die  Yergleichung  neuerer  Ergebnisse  mit  älteren  Zahlen  moss 
daher  mit  grosser  Vorsieht  g^hehen.  Gldchwohl  wird  die  flberali 
nachgewiesene  Yermehrung  der  Geisteskranken  nicht  ledigUch  anf 
Rechnung  der  besseren  Erhebungsmethode,  sondern  aurli  mannig- 
facher anderer  Einflösse,  namentlich  der  veitoderten  Krwerbsver^ 
hältnisse  und  der  starken  geistigen  Aufregungen  der  modernen  Zeit 
zu  seUeu  sein.   Vgl.  über  die  Gründe  der  Zunahme  der  Geiste»- 
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krankeiL  Prof.  LndwigMeyerinder  Dentachen  EondBcbM  1885/86- 
Nr.  2;  aneh  Jolly,  Oesnndheitswesen,  in  Schdnbergs  Handk  Bd.  8^ 
S.  845.  —  Die  preuuBche  Zählung  von  1880  ergiebt  die  Inkorrekt- 
heit sofort  ;  es  wnrdcn  GG  345  Geisteskranke  gezählt,  was  eineVer- 
mehruD!!  von  20"  o  gegen  1871  bedeutet,  während  die Bevölkerungs- 
vermehruug  nur  10  «  o  betrug.  Vgl.  a.  a.  0.  LXIX  S.  XXXVIII.  — 
Wepen  Sachsen  a.  a.  0.  S.  21.  —  Wttrtembcrg  a.  a.  0.  S.  23  ff. — 
lu  Uldeuburg  scheint  das  Yerhältnisä  günstiger  zu  sein.  Vgl.  a.a.O. 
T.ni.  — •  lieber  die  Genmmtnhl  der  Geisteskranken  in  den  enro- 
pftiscben  Staaten  giebt  Koch  eine  tabellarische  üebersicbty  der  icb 
die  folgenden  Zahlen  entnehme: 


Jahr 
der 
äSühlimg 

GeiBtsskratike 

davon  In  Heil- 
anstalten 
untei^ebracht 

Ver- 
pflegte 
auf  100" 
Knmke- 

absolut 

auf 
100  000 
Einw. 

absolut 

100  üOO 
Einw. 

Würtembeig  .... 

Briden  

1871 
1871 
1875 

1S75 

55  043 
12  029 
7  758 

6  091 

074 

223 
248 
422 

221 

11760 
2868 
1570' 
2574 

OSO 

48 
49 

83 
93 

21 

20  * 

20 

42 

Eng:land  und  Wale»  . 

1871 

69  019 

30') 

42  442 

175 

61 

Fiaiikreicli  

lb72 

87  968 

244 

36964 

102 

43 

Belgien  

1868 

8  240 

168 

6  032 

123 

73 

Niederlande  .... 

1876 

5  747 

158 

3  959 

105 

68 

Tgl.  a.  a.  0.  S.  48.  —  An  einer  anderen  Stelle  giebt  Koch  eine- 
Uebersicht  der  vorhandenen  Anstalten  in  Yerh&ltniss  zn  den  Ein- 
vobnern,  d.  h.  wieviel  Irre  auf  1000  Einwohner  in'A'liiftalten  unter- 
irebracht  sind.  Danach  ergiebt  sich  folgende  Rangordnung :  Schott- 
land 1.95,  England  nnri  Wales  1.75,  Irland  1.56,.  Belgien  1.2a 
U.S.W.  Von  deutscheu  Staaten:  Würteraberg  0.^3,  Baden  ü.6ö^ 
Baiern  0.49,  Preossen  0.48.    Vgl.  a.  a.  0.  S.  201. 

§  i&s. 

Speziell  für  unsere  Zwecke  iiitereböirt  das  Verhältuistä- 
der  Krankenzahl  zar  Zahl  in  Anstalten  Verpflegten.  Man 
bemerkt  wie  viel  mehr  In  England,  Holland  und  Belgien  in 
dieser  Beziehung  geschehen  ist  gegenüber  den  deutschen 
Staaten  mit  Ausnahme  Sachsens ,  wobei  noch  sqi  berttck- 
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nichtigen  ist,  dass  unter  den  zViiütaltäutleglingen  eine  sehr 
grosse  «Ansaiil  yermdgeDdery  auf  eigene  hosten  lebender  Per- 
«onen  befindlich  ist.  Was  die  bedürftigen  Geisteskranken 
«ngebt,  so  kann  man  sicli  hierüber  bei  dem  gegenwilrtigen 
^Stande  des  Materials  nur  in  Vermutungen  ergehen. 
Die  hessische  Erhebung  giebt  folgende  Zahlen: 


dSTon  anallfisbt  für 

dftTon  in 

auQiOf 

«nsser- 

bedürf- 

dem in 

halb 
von  An- 

Irren- 

Idioton- 

Sieehen- 

tigen 
Verhält- 

An- 
stalten 

tttaltcn 

anstalten 

nissen 
lebend 

befind» 
bell 

1*  Insinnigs  .  .  .  • 

666 

148 

5 

m 

695 

(erworbene  GeisteS' 

gestörtbeit) 

1153 

12 

100 

600 

648 

(aDgeborene  G^istes- 

1  122 

190 

1 

S4 

117 

117 

4.  Epiieptikef .  .  .  • 

590 

4 

21 

207 

203 

49 

Bei  der  würtembergischeii  Zählung  wurden  etwas  «iusüfr- 
lich  unterschieden  V) :  „wohlhabende  —  wenig  vermögliche  — 
Anne".    Hierbei  ergab  sieh  folgendes  Verliältni.ss : 


Idioten 

Jan 

zu- 
sammen 

in 
Prozent 
der  Ge- 

samtnt- 
z&hi 

hiervon  in  An- 
stalten 

Idioten  |  hm 
Prozente  der  Ver- 
mögenakategoiien 

wohlhabende  .  .  . 

820 

1194 

2(iU 

28.3 

4.15 

20.00 

wenig  venndgliGhe 

1180 

1147 

2337 

32.6 

2.63 

21.01 

1542 

1244 

2786 

88.1 

89.71 

«iibekaimt  .  .  •  • 

268 

886 

631 

Eine  an  anrlorer  Stelle  über  die  Zahl  der  abgelehnten 
Gesuche  um  Aufnahme  in  eine  Irrenanstalt  gemachte  Mitteilnog 
«triebt,  dass 

1879  von  351  Gesuchen  142  -  40«/ü 

1880  „    332       „       169  =  51  „ 

1881  „    437       „       182  =  42  „ 


>)  A.     0.  8.  126.  228. 
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abscbläglich  beschießen  wurden  und  zwar  durchweg  wegen 
Platzman^xelö,  häuHfc  Tiiir  wogen  Mangels  eines  fUr  den  be- 
stimmten Kranken  ^(M  i^^Tu trn  Platzes^).  Die  Verteilung  dor 
nicht  in  Ansüiittni  boimdliciien  Geisteskranken  in  VV^ürtesnborg 
zeigt  die  nachstehende  Tabelle-): 
Von  insgcsammt 


3810  Idioten 

Izrea 

absolut 

Prozent 

absolut 

Prozent 

befinden    sich  ausserhalb 

35Ö7 

100 

27ea 

100 

davon-:  in  AltenTfinoignngs- 

anstalten..  «.*.•.... 

119 

&79 

160 

4.89 

138 

8.40 

M 

8.40 

756 

10J7 

2S1 

16.80 

2008 

58.60 

1619 

56.90 

171 

a70 

2i3 

6.57 

376 

12.12 

885 

11.18 

Äehnliehes  oi^ebt  sich  f&r  Hessen  und,  soviel  darüber 
bekannt,  auch  für  die  anderen  Staaten.    Ueberali  ist  gans 

llbenviegend  der  Aufenthalt  in  der  Familie*).  Dass  dieser 
Aufenthalt  nicht  identisch  ist  mit  sorgfältiger  oder  überhaupt 
zweckniUssiger  Behandlung,  bedarf  keines  Nachweises.  Es 
kann  koinem  Zweifel  nnterliVj[!:on ,  (Tms>^  es  vor  allem  die  Be- 
dürfti;^^fMi  sind,  welche  unter  dem  ]\[angt  l  f^coi^iicter  Fürsorge 
in  ilin  r  Familie  am  emuHndlichsten  zu  leiden  lialjin,  während 
für  wohiiiabende  Krfinke  von  ihren  Familien,  sufern  der 
Aufenthalt  im  Hause  nicht  tbunlich  erscheint,  häutig  auch 
weit  entfernte  renommirte  Anstalten  aufgesucht  werden. 

In  der  zuletzt  angenommenen  Statistik  der  preuss.  Irren- 
anstalten^) finden  sich  ausführliche  Nachrichten  über  die  Rhein- 
provinz, in  welchen  die  wichtige  Beobachtung  mitgeteilt  wird, 
dn^s  die  Kranken  nns  den  der  Irrenanstalt  benacnbarten  Be- 
zirken in  grös^serer  Zahl  ^n  heilt  entla'ssen  würden,  als  die  aus 
entfernteren  Bezirken  süuumenden,  wpil  die  entfernt  gelegene 
Anstalt  meist  zu  spfit  benutzt  werdt?.  Dies  trillt  jedenfalls 
die  mittellosen  Familien  und  Gemeinden,  welche  die  Kosten 


')  Vgl.  Medizinai-Ber.  für  H7d-81 :  Würt  Jahrb.  1Ö84  S,  158. 
^)  Koch  a.  a.  O.  S.  185. 
3)  Koch  a.  a.  O. 

Für  die  Jahre  1x77.  7s.  79  Bd.  £8  (1882)  Bericht  H.  1. 
r«racliaiig«D  (27)  VI.  4.  —  Mfinttttb««.  28 
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auch  des  blossen  Trausportes  scheuen  und  mit  dem  Vorhanden- 
setn  derartiger  Emrichtungcu  wenig  vertraut  sind,  am  härtesten. 

Dass  ttir  wolilhnbeiul*'  Frunilien  die  Entfernung  kein 
HinderniHö  Ijildet,  zeigt  unter  an<l'M'em  die  Thatsnche,  dass  in 
würtember-i scheu  Irrenanstalten  von  insgesammt  1570  Insassen 
10.96  ®/o  Ausländer  waren  — 

Aus  allen  diesen  Thatsachen  wird  man  den  Schluss  ziehen 
können,  dass  in  Bezug  auf  Geisteskrankheit  noch  gegenwärtig 
die  den  Armenyerbftnden  obliegenden  Pflichten  yielfach  ver- 
Bttumt  werden,  und  dass  daher  die  Forderung,  die  Fftrsorge 
för  Geisteskranke  unmittelbar  auf  grössere  Verbände  zu  ttb^- 
nehmen,  sowohl  im  fiiianziellen  Interesse  der  Ortsnrmenver- 
bände,  wie  im  ört'eutlichen  Gre.sundheitsintereasc  durchaus  i;e- 
r<'uhtfertigt  erscheint.  Eine  andere  Fn^e  ist,  üb  in  allen 
Fällen  die  Versorgung  durch  Unterbringung  in  eine  Anstalt 
wird  geschehen  müssen  und  ob  es  zweckmässiger  ist,  die  Ver- 
mehrung der  Privatanstalten  zu  fördern  oder  dem  wahrschein- 
lichen Bedttrfniss  durch  Errichtung  Öffentlicher  Irren-  und 
Idiotenanstalten  zu  genügen.  Eine  allgemein  zutreffende  Ant' 
wort  ist  hierauf  nicht  wohl  mOglich.  Sehr  viel  wird  immer 
von  dem  Zustande  der  Privatirrenanstalten,  sowie  davon  al>- 
liiüigeu,  olj  dieselben  im  Stande  sind,  die  Nachfrafjfe  zu  b«»- 
friofli«^en.  fin  Znstand,  der  iVeilicii  ^ar^enwärtig ,  selbst  unter 
Hinzuzählung  der  öffentlichen  Anstalten,  nirgends  in  Deutsch- 
land auch  nui*  annähernd  erreicht  wird.  Auf  absehbare  Zeit 
wird  daher  y  wie  es  auch  der  herrschenden  Verwaltungspraxis 
entspricht,  mit  Vermehrung  der  GflfenÜichen  Anstalten  fär 
Geisteskranke  weiter  vorzugehen  sein. 

In  Preossen  betrug  die  Zahl  der  Irreoanstalten  1875  und 
1879 :  Öffentliche  46  bezw.  66»  private  72  besw.  93.  Vgl.  a.  a.  0.  — 
Far  Wartemberg  giebt  der  genannte  Hed.-Bericht  eine  sehr  gate 
Uebersicht.  Es  bestehen  dort  3  Staats-  und  12  Privatirreaanstalten. 
Die  Frequenz  betrag  in  der  Peidode  1863/82: 

S.  TabeUe  S.  485, 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  nach  der  am  1.  M&rz  1875  erfolgten 
ErOffDUDg  der  Staatsirrenanstalt  znSchossemried  die  Zahl  der  Kranken 
in  den  Privatanstalten  znnftohst  erheblich  abnimmt.  '2  . 

■  • 

Im  ciiizeluftn  ist  zu  untersulieiden  zwischen  den  mit  uniT'^- 
bor-'n<*r  (Toistcsücliwäclie  behat'toteu  fidioton)  und  den  geiöU':>- 
kiaiik  gewordenen  Individuen  (irrsinnige).  Bezuglich  der 
ersteren  wird  Ton  Koch  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass,  soweit 
«ie  bildungsfllhig  seien^  sie  der  Unterbringung  in  besondem  Er- 

>)  Koch  a.a.O.  S.  192. 


Digitized  by  Google 


VI.  4 


435 


Jahr 

ZoU  der  Pfleglinge  in  den 

* 

zusammen 

Staatsanstalten 

Privataustalten 

im 

290 

319 

609 

im 

8eo 

660 

tOfiO 

1875 

408 

744 

1152 

1876 

vQI 

1281 

1877 

777 

566- 

1848 

lOfO 

805 

614 

187d 

786 

711 

1497 

1880 

779 

752 

1531 

788 

824 

1612 

18S2 

839 

751 

1690 

ziehungs-  und  Bikliuigsanstaltcn  bedürften,  und  soweit  »ie 
bildungsunfUhig,  in  Bewahr-  und  Beschäftigungsanstalten  unter- 

gebracht  werden  mtlssten.  Ueberhaupt  erscheine  die  Anstilts- 
pflege  bei  der  hülflosen  Lage  gerade  .solelier  Personen  iioeh 
mehr  geboten ,  als  bei  den  Irren.  Bezüglich  der  Irrsinniii^en 
sind  die  praaiiiütiv  heilbaren  iiud  die  unheilbaren,  sowie  die 
unschädlicnen  und  die  gemeingefilhrlichen  zu  imterscheideiu 
Für  entere  wird  allgemein  die  Aufiiahme  in  eine  Anstalt  ge- 
boten erachtet;  bei  ihnen  ist  die  Hauptsache  rechtzeitige  Auf- 
nahme und  rechtzeitige  Entlassung.  Unheilbare,  aber  unschäd- 
liche Irre  können  dagegen  besser  in  Familien  verpflegt  werden. 
Doch  maclit  Koch  ilfuvmf  aufmerksam,  dass  hier  selir  häufig 
lieblose  und  verstHncbii^sülosi^  Behandlung  in  Familien  so  schäd- 
lich wirke,  da^s  die  Unterbringung  in  einer  Anstalt  vorzu- 
ziehen sei*).  Bezüglich  der  gemeingefährlichen  Irren  versteht 
es  sich  von  selbst^  dass  sie  zu  intemiren  sind.  Es  ist  aber 
anzunehmen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden  Öffentlichen 
und  privaten  Anstalten  zusammen  noch  nicht  einmal  ftlr  die 
gemeingefährlichen  Irren  ausreichend  sind. 

Die  würtembergische  ?^iihebung  weist  132  Idioten  und 
713  Irre  als  geraeingefährliL-h  nndi:  doch  sind  nur  solche 
gezählt,  die  positiv  als  gomeingetalu'li<  Ii  bezeichmjt  worden. 
Dies  sind  3.46  bczw.  18.0G  der  Uesammtzahl.  Da  uuu 
überhaupt  1152  Irre  .sich  in  Anstaltüptlcgo  bet'audeu,  60  Ut 
Koch  der  Ansicht,  dass  jedenfalU  mehr  gemeiugerährliche 
Irre  vorhanden  und  die  Anstalten  nicht  ausreichend  seien 

M  A.  ii.  0.  S.  20'.  fF.  Vgl.  auch  wegen  Hessen  n.  O.  S.  7.  —  Iti 
der  älteren  Litesratur  sind  die  iClagen  hierüber  sehr  hiiufig.  Vgl. 
Oerando  Bd.  3  9.  4SI  ff. 

«}  Vgl.  a.  a.  0.  S.  180  and  Tabelle  S.  228. 

28* 
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In  Oldenburg  befanden  sich  von  977  Geisteskranken  287 
in  Anstalten:  80  in  der  Staatsanstalt  Wehnen,  173  in  der 
nur  dem  Zwecke  der  Ahsniulcnm^  im  Sicherhcitsint»'n'SNe 
dienenden  Staatsanstalt  Hlaiik<'iiljurg-,  34  in  PrivatAnstaiieii. 
Bezüglich  der  iU)rigen  wirtl  Ijcnicrkt.  dass  sio  unschädlich 
seien  und  meistenteils  leichteren  Beschäl u^mi^^jcii  nachgehen*). — 

Ob  es  nach  allem  bei  der  gc^genwMrtigen  Sachlage  zweck- 
mSasig  ist,  die  Uebcrnahme  der  gesamraten  Irrenpflege 
seitens  d  er  gröas  c  r  en  V  er  bände  o  bl  i  ato  risch  zu  mar 
eben  oder  die  weitere  Entwickclung,  die  tiberall  diesem  Ziele  zu- 
strebt, abzuwarten,  hängt  nicht  allein  von  der  Auffassung  ab,  die 
man  bezüglich  der  Dringlichkeit  der  Anrrelej^'enheit  hcf^t.  Ein  zum 
Teil  der  Abhült"  dringend  bedlirftigfr  Missstand  liegt  zwei tellus 
vor,  Missbraiu  h  seitens  der  Armenvcrbande  ist  bei  der  Natur 
dieser  Pflegcfallc  nicht  wahrscheinlich  —  aber  auf  der  anderen 
Seite  stünde  von  einer  Anordnung  der  obligatorischen  Uebei^ 
nähme  zu  befürchten,  dass  es  ebenso  gehen  würde  wie  mit  der 
gesetzlichen  Armenpflege  überhaupt,  d.  h.  dass  durchaus  nicht 
tiberall  derAufvrand  nach  Massgabe  des  Bedürfniss«  s  sii  h  Im- 
messen,  sondern  vor  allem  die  zur  Verl\igung  stehenden  Mittel 
über  das  Mass  dos  Aufwandes  entscheid infl  sein  wih^Vn.  Welche 
ausserordentliclien  Mittel  aber  allein  für  (iicseii  oiiH-ii  Zweck 
der  Annenpflege  bei  ernsthafter  Dun  lit'uhiuiig  crf<»nleriich  sfin 
würden,  lässt  sicli  aus  den  vorstehenden  Angaben  einiger- 
massen  schliessen.  Jedenfalls  wird  man,  wie  schon  oben  dar- 
gelegt, nicht  ohne  im  Besitz  genaueren  Materials  zu  sein, 
sich  endgültig  entscheiden  kOnnen. 

Jolly  a.  a.  0.  S.  84(j,  giebt  an,  dass  die  blossen  Anlage- 
kosten einer  Anstalt  ungefähr  3000  Mark  auf  den  Pflegling  be- 
tragen, so  dass  allein  für  die  Wohnung  eines  Irren  der  jährliche 
Aufwand  sich  auf  150  Mark  stellen  würde.  —  In  dem  wttrtem- 

bergischen  Medizinal  -  Bericht  a.   a.  0.  ist  sehr  sorg^ltig  unter 

thui^lichster  Berlicksichti^imjj  aller  in  Betracht  kommenden  Umstände 
«1er  iJuri  hM  liviittsaiifwand  für  die  einzelnen  Kranken  in  den  Staats- 
anstalten  >chu -  * m  led.  Winnenthal  und  Zwiefalten  berechnet.  Der- 
selbe leiru^  in  den  Juhien  1879  80,  1880/81,  1881.82  für  die 
ixiuiiken  1.,  iL  und  III.  Klasse  in 


Scbusaemied 

Winnen^l  * 

Zwieftdien 

I. 

848  ^  864 

1024 

992 

978 

710 

690  !  707 

838 

812 

799 

848 

768 

WM 

lU. 

466 

462  [  US 

547 

541 

529 

526 

477 

■  419 

1 

»)  Vgl.  a.  a.  O. 
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Der  ni  zahlende  YerpflegaiigBsatz  betrag  dagegen  in  Schiusen- 
ried  ond  Winnenthal  I.  1260,  II.   760,  III.  440  Mark,  in 

SSwiefalten ,  das  nur  Kranke  II.  und  III.  Klasse  aufnimmt ,  480 
und  300  Mark.  Hiernach  ergeben  sich  für  die  I.  Klasse  in 
Schussenried  und  Winnenthal,  für  die  TT  Klasse  in  Schiissenried 
Ueberschüsse ,  während  in  allen  drei  Anstalten  für  die  unteren 
Klassen  sehr  erhebliche  Zuschüsse  nötig  werden ;  vgl.  Tabelle 
S.  179.  —  Meyer  a.  a.  0.  S.  127  meint,  dass  für  Deutschland 
eine  einmalSge  Aiugabe  von  800  MilL  nnd  eine  Jährliche  Hehraas- 
gahe  ?on  80  MOi  Mark  nötig  sein  wflrde,  nm  in  ann&hemd  sa 
guter  Weise,  wie  in  England,  ftr  die  Qeisteekraiiken  m  sorgen. 


Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  420.  Die  preuss.  Kach- 
"weisungen  von  1880  sind  sehr  gut  und  in  manchen  Beziehungen 
vollständig.  NamenlUcii  die  Ueberbicht  über  die  vorhandenen  An- 
stalten,  deren  Einriditnog,  Verwaltung,  Finanzverh&ltnisse  u.  s.  w* 

Es  wurden  gezählt  Tanbstaniaie  in 


Mayr  a.  a.  0.  S.  307  Tabelle  X  (QneUenangaben  S.  :n:l) 
giel>t  eine  Uebersicht  für  das  Deutsche  Reich,  die  aber  auf 
nuniier  genauen  Zählungen  beruht ,  wie  die  der  4  aufgeführten 
Staaten,  nnd  die  ich  daher  nicht  mitteile. 

Der  ZiistuTuT  flcr  TaubstumiiKMi  ist  von  dem  d«r  Gcistf^s- 
kranken  nicht  nur  in  Ansehunj?  der  Ursache,  sondern  auch 
nach  vielen  anderen  Richtiin^jen  hin  verschiedeji.  Der  benaer- 
keiiswerteate  Unterschied  betrifft  Altor  und  Arbeitsfähig- 
keit der  Taubstummen,  Dieselben  gehören  ntadieli  tiber- 
wiegend den  jugendlichen  Altersklassen  an,  und  sind  Uber- 
wiegend arbeitsfähig.  Dies  ist  eine  durchgehende  beobachtete 
Erscheinung.  In  Baiem  wurden  schon  1840  von  2897  Taub- 
stummen 2338  als  von  Geburt  an  taubstumm  nnnittelt.  Nach 
fb  r  letzten  Zählnnj::  cntfiobMi  auf  die  Altersklassen  von  1—5 
Jahren  :  101;  6-10  :  028;  11—15  :  587,  zusammen  etwa  32  o, 
wobei  abi  r  zu  beachten,  dass  die  Ermittelung  fllr  das  erste 
Lebensjahr  ausserordentlich  schwierig  ist^). 

1)  Ganz  ahnlich  in  den  übrigen  Staaten.  —  Wegen  der  Arbeits- 
fähigkeit xiil.  namentlich  Hessen,  wo  die  Taubstummen  als  überwiegend 
arb^tsfähifi;  ermittelt  wurden  und  von  8^  nur  149  der  Aufnahme  iu 
eine  Ansm  bedfiiftte  enehienen.  In  PmuBen  worden  41.8 <V»  niSnn^ 
liehe,  7a2^/e  weibUehe  als  ohne  bestimmten  Beruf  ennittelt. 


b.  TanlMtanuie. 


§  157. 


Baiem 
8affhiffn 

Hessen 


1871:  4348 
1875:  1648 
1880:  889. 
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§  158. 

Wo  die  Taubstummen  nicht  einem  beätimniten  Berufe  an- 
gehören, leben  sie  raeist  in  der  Famih'e.  Von  Hüll lnsi<;k eit, 
die  eine  besondere  Ft\i*sorge  nötig  maclit,  ist  daher  nicht  ent- 
IcruL  bei  allen  die  Rede.  Soweit  sie  nicht  anderweit  krank 
smd  —  in  welchem  Falle  sie  aber  nicht  speziell  Taabstunm^i* 
Fürsorge  beansprachen  ^)  — besteht  ihnen  gegenüber  die  Haapt- 
aufgäbe  darin;  sie  nach  Mass  ihrer  Fähigkeiten  rechtaeifig  aas» 
subilden  und  sie  für  einen  Beruf  vorzubereiten.  Hierzu  dienen 
Einzelunterricht  —  Unterricht  in  der  Volksschule  —  vor  allem 
aber  Lehranstalten,  die  entweder  zugleich  Detentionsanstalten 
(Internate)  sind  oder  sich  auf  Erteilung  von  Unterricht  besehrttn- 
ken  (Externate).  GeprenwMrtig  geht  das  Bestreben  didiin,  die  In- 
ternate in  Kxicrnute  zu  verwandeln,  da  mau  von  dem  Verkehr 
der  Taubstummen  mit  derAussenwelt  bessere  Resultate  erwartet 

Vgl.  die  Bemerkungen  für  Preussen  a.  a.  0.  S.  XXiX. 

Im  ganzen  gab  es  1^7r>:  87  Anstalten  mit  2351  Insassen 

18S0:  44        „         „    2742  « 


1882:  52       ,        „  8792 


Am  1.  Januar  1888  bestanden:  mit  Zöglingen 

I.    l'iovinzial-  und  dergl.  TaubstummenanstaUen  31 

a)  Extemate  24  1619 

b)  Internate  7  528 
II  Taub8tammen*Scliolen  4  235 
III.  Privatatifttaltan  16 

a)  Externatc  6  ^^38 

b)  Internate  10  536 

Vgl.  a.  a.  0,  Tabelle  23  und  S.  XXX.  -  FQr  Hessen  bemerkt 

der  Fcnrbeiter  a.  a.  0.  S.  IV,  dass  mangels  des  Unterrichtszwan^ 
noch  etwa  '  3  ohne  Vorbereitung  zum  Selbstenvcrb  in  das  Alter 
der  Erwachsenen  eintrete.  —  In  Sachsen  befanden  sich  187r>  in 
Landesanstalten  in  Privataostalten  112,  in  Familien  1375 

Taubstumme. 

Ilierwirfl  man  aber  allerdinp^  das  Verlangen  stellen  mtlssen, 
dass  die  Autgabe  obligatorisch  gemacht  uru]  jeder  taub- 
stummen jugendlichen  Person  diejenige  Ausbildnutr  zu  teil 
werde,  die  sie  zu  späterer  Erwerbsthätigkeit  geschicki  macht. 
In  dieser  Beziehung  scheint  mir  das  Gesetz  vom  28.  März  1876 


^)  In  Preussen  wurden  18ö0  ennittelt  Personen 

zugleich  blind  niid  tanbslainiii:  107 

taubstumm  und  geisteskrank :  1051 
bliutl,  tiiubstumm  und  geisteskrank:  67; 
vgl.  a.  a.  O.  S.  37.  —  Vou  den  in  llebeeu  ermittelten  889  Taubetumraen 
encbienen  84  für  Siechenaostalten  qiulifinit.  » 
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(Art.  9^)  ftlr  das  Ftlrstentum  Birken feld  den  richtigen  Weg 
zu  treffen,  wenn  es  bestimint,  dass  der  L.-A.-V.  verpflichtet 
ist:  „die  Kosten  des  Unterrichts  und  der  Aushildung  hUiiV 
bedürftiger  tnubstimimer  Kinder"  zu  (ustatten 

Diigegen  liegt  an  bezüglich  der  Uebernahme  anderen  für 
Taubstumme  erwaobseiiden  Annenauiwandes  genau  so,  wie 
bei  dem  Annenaufwand  überhaupt;  er  ist  den  indiTiduellen 
Umständen  entsprechend  2U  leisten,  macht  aber  im  übrigen 
keine  Mehraufwendungen  notwendig,  die  eine  besondere  Be- 
lastung des  Ortaannenverbandes  sur  Folge  haben, 

8  159. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  sei  bei  dieser  Gelegenheit 
hingewiesen.  Dir*  Ursachen  der  Taubheit,  welche  bei  Per- 
sonen ganz  jugendlichen  Alters  ja  regelmässig  Stummheit 
zur  Folge  hat,  sind  im  ganzen  noch  nicht  hiareiciicnd  auf- 
geklftrt.  Aber  es  darf  mb  ausser  Zwei^  atmend  erachtet 
werden,  dass  die  ttberwiegende  Zahl  delr  FAlle  von  Taubstamm* 
beit  von  Krankheiten  im  sartesten  Kindesalter  herrühren  und 
dass  dieselben  um  so  geringer  auftteten,  je  besser  es  um  den 
allgemeinen  Gesundheitszusümd  und  die  Massr^eln  der  öffent' 
liehen  Gesundheitspfl^e  bestellt  ist 

Dies  leuchtet  sofort  em,  wenn  man  das  Verhiltniss  in  ver- 

schiedenen  Bezirken  vergleicht.  So  befanden  sich  in  Preusseo  unter 
100000  Einwohnern  TaubBtumme  im  Alter  von  15^20  Jahren  in 

Westpreosaen  111.22 

Posen  68.6 

Ostpreossen  60.5 

Pommern  60.6 

o.  s.  w.  abwärts  bis 

Sachsen  17.3 

Hohenzdlern  17.8. 

Es  sind  also  wieder  die  östlichen  Provinzen,  die  viel  schlimmere 
Zustftnde  zeigen.  —  Dieselben  ünterschiede  wurden  bereits  1849 
beobachtet.  Der  Bearbeiter  bemerkte  dort,  das?^  im  Osten  die 
Gegenden  in  Bezog  auf  Krankheiten,  welche  Taubbtunnnhrit  ver- 
nrsachten,  viel  verwahrloster  seien  als  im  Westen.  Dieselbe  Wahr- 
iiehmang  noch  viel  schärfer  1871:  XXX  S.  134.-  Ganz  ähnlich  in 
Baiem.  Mayr,  der  diesem  Punkte  seine  besondere  Auimerksamkeit 
zuwendet,  weist  nach,  dass  die  Taubstummheit,  ton  geringem  üm- 


Wie  viei  hier  noch  zu  thun  ist,  beweisen  die  Bemerkungen  für 
Preoflsen  a.  a.  O.  S.  29  ff.  In  West^ireaflsen  befanden  sich  1876:  1101 
taubstumiii  Kinder,  von  denen  208  in  Anstalten,  218  in  OrtMoholen,  680 
ohne  Unterricht  wareo. 
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fange  im  ^uJeu,  nach  Nordeu  hiu  stetig  wachse.  Doch  bringt  ihn 
diese  Tluitsaclie  zunächst  anf  die  Vermutunji.  dass  im  Nordeu  die 
Fürsorge  für  die  Kiuder  eine  be&sere  sei  uis  mi  buden;  eä  würde 
dann  nftmlich  die  «n  der  schlechteren  Fflreorge  reraltirende  enoime 
Kindenterblichkeit  im  Sttden  amr  Folge  haben,  dass  eine  grosse 
2ahl  mangelhaft  organisirter  Kinder  hinweggeraCt  würde,  wttrend 
diese  im  Korden  zwar  am  Leben  erhalten  blieben,  aber  taubstumm 
■würden  (a.  a,  0.  S.  28).  Das  ist  doch  nicht  ganz  unbedenklich. 
Für  Preussen  ergiebt  sich  wenig:stens,  dass  im  Osten  anch  die 
Kindersterblichkeit  Imchschnittlich  eine  sehr  viel  höhere  ist  als  im 
Westen.  Doch  kuiiunen  hierbei  viele  andere  Momente  in  Betracht, 
Vergl.  V.  I  ncks,  Die  Zeit  der  Geburten  und  die  Sterblichkeil 
der  Kind«r  wUixend  des  1.  Lebensjahres,  in  Z.  des  prenss.  stat.  Bvr. 
1885  S.  98  IT.,  namentlich  die  anschauliche  graphische  DanleUang 


Weicher  Aufwand  illr  Taubstummenptlege  in  Fort&U 
-kommen  wttrde,  wenn  für  VerhOtung  der  Taubetnmmheit 
durch  bessere  ärztliche  Pflege  gesorgt  würde,  lAsst  sich  kaum 
-ermessen.    Jedenfalls  ist  '&  ooi^e  für  Krankenhülfo  nach 

dieser  Richtung  hm  eine  äusserst  wichtige,  noch  vielfach  ver- 
nachlns.sisrt«^  Aufp^nbe.  Hierauf  kann  an  dieser  Stelle  nicht 
weiter  eingegangen  werden. 


Mit  den  Blinden  verhält  es  sich  gerade  umgekehrt  wie 
mit  den  Taubstununen.  Regelmässig  ist  Blindheit  nicht  an- 
goboren,  sondern  erworben ;  und  wie  Taubstummheit  die  Folge 
von  Krankheit  im  zarten  Alter  zu  s''in  pflegt,  so  ist  diese 
rt\LCohniissig  die  Folge  anstrenp^ender  Berufsarbeit  oder  einer 
köi  j)erlichen  Disposition ,  die  erst  in  höherem  Alter  den  Ver- 
lust des  Sehvermögens  bewirkt. 

Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  426,  auch  die  Alfluin  ilni^g 
von  Ma}iuus  in  Conr.  Jahrb.  f.  Nationalök.  und  btatistik  ls>,4 
Is.  F.  IX  S.  96:  „Die  offizielle  Blindenjjtatistik'*  und  Kersch- 
baumer,  Die  Blinden  des  Herzogtums  Salzburg,  nebst  Bemerkungen 
über  die  Verbreitung  and  über  die  Ursachen  der  Blindheit  im  all- 
gemeinen,  Wiesbaden  1886. 

Es  wurden  gezählt  in 


Sachsen  1875:  2  064 
Hessen       1880:  606 

Wegen  der  Angaben  für  das  Deutsche  Reich  vcrl.  bei  Mayr 
a.  a.  0.  Tabelle  X  S.  o07  und  die  Bemerkung    aut   S.  437. 


Tafel  1. 


c.   Blind  e. 


§  160. 


Baiem 


1871:    3  998 
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IHe  znnebineiide  Blmdenhftiifigkeit  im  höheren  Alter  «rheUt  uhr 
gut  ans  den  bd  Mnyr  S.  12  iL  bereehneten  Tabellen,  b  deneli 
■namentlich  ancb  die  AltenUaiBen  der  Blinden  mit  denen  der  übrigen 
Bevölkenmg  vergBcben  werden«  So  entfallen  auf  die  Alters- 
klassen: 


von  Jahren 

} 

Blinde 

abaolot 

auf  je  10  000 
Einwohner  der 
betf .  Alton* 

in  Pr(MEent  der 
Gflsamratzahl  d. 

Ol 

III 
1.11 

1.6 

6-10 

115 

2M 

2.9 

11-aa 

206 

836 

5.1 

21-80 

25S 

8it5 

63 

31-40 

252 

3.80 

6.8 

41—50 

379 

6.83 

9.5 

51—60 

535 

10.50 

13.4 

61—70 

794 

26.22 

19.5 

71—80 

993 

92.80 

24.9 

81—90 

374 

206.70 

9.4 

ttber  90 

89 

374^ 

0.7 

Auf  der  anderen  8eite  sind  Blinde  im  jugendlichen  Alter 
nur  in  sdir  beedurflnktem  Masse  für  eine  Erwerbsthätigkeit 
TonsttbOden,  und  sind,  was  am  schwemten  ins  Gewieht  fidlt, 
fast  ausnahmslos  fremder  Hülfe  bedürftig.  Immerhin  gehört 
die  Ausbildung  ihrer  geistigen  Fähigkeiten  zu  den  Auf- 
gabon  des  öff«^ntH(lieii  Untorrichts ,  dem  in  derselben  Weise 
wie  bei  jiiü:rn<l!irlien  taubstummen  Personen  Rechnung  getragen 
werden  muss.  Dieser  Teil  der  Blindenfürsorge  würde  also 
ebenfalls  obligatoriscli  sein  müssen. 

Im  i_rm7.(^n  sind  RlTTi(lf'?i;tn>t'ilt'^n  sehr  viel  seltener,  als 
TaiüwtuiiiiiieiianstJiiten  und  jedeiilalls  in  geringerem  Masse  vor- 
handen, als  das  Bedürfnis.s  erfordert.  In  Preussen  befanden 
sich  1880  nur  803  3.5"/o  aller  Blinden  in  Blindenanstalten  — 
1888  war  Platz  für  962  Insassen  —  in  Sachsen  1875:  197 
=  9^/or  in  Hessen  17  =  3<^/o.  —  Die  ttberwi^ende  Zahl,  über 
90^/0,  sind  in  Familien  aufhaltsam. 

Wegen  dw  Fürsorge  fUr  nicht  arbeitsfiüiige  und  zugleich 
mittellose  Blinde  gilt  dasselbe  wie  für  Geisteskranke.  Bei 
Uebernahme  der  unmittelbaren  Fürsorge  würde  es  sich  um  sehr 
erhebliche  Mehraufnrendungen  handeln,  denen  su  genügen  die 
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Landarmen  verbände  nicht  ohne  weiteres  im  Stande  sein  würden«. 
Auch  hier  bedüi-fte  es  vorgängiger  genauer  Erforschung'). 

Selbstverständlich  wilrde  nuvh  bezüglich  der  Blinden 
rechtzeitige  ärztliche  Hülfe  sehr  viel  thun  können^). 

I 

d«  Sleehe. 

§  161. 

Das  Material  ist  hier  völlig  unzureichend.  Einiges  kann  man 
aus  der  Statistik  der  Krankenanstalten  und  der  Krankheitsursachen 
eDtnehmei).  Spezielle  Beziehnng  zum  Armenwesen  hat  nur  die 
hessische  Erhebimg. 

Für  den  Zustand  des  Siechtums  können  keine  so  genauen 
Merkmale  angegeben  werden,  wie  für  die  andern  Kategorien; 
es  wirken  hier  sehr  virlo  Umstände  zusammen. 

Wesentlich  ist  jedenfalls  im  Oog^ensatze  zu  jenen  durch 
ein  beötiranites  krirperliclics  Gcbreclien  vcnirsncliten  Zu^ständen 
auf  der  einen  und  zu  einmaliger  Krankheit  auf  der  andern 
Seite,  dass  es  sich  hier  um  einen  dauernden  Schwäche- 
und  Krankheitszustand  handelt,  welcher  die  ArbettsfiBLhig- 
keit  ausschliesst  Steche  Personen  sind  inuner  auf  fremde  Hfilfe- 
leistong,  und  sofern  sie  unvennögend  sind,  auf  die  Leistungen 
der  Armenpflege  angewiesen.  Die  Hülfe  kann  in  ausreichender 
Weise  nur  nnrch  sorgsame  körperliclio  Pflege  gewährt  werden, 
wie  sie  im  Hause  unter  .sehr  günstui:(  n  Verhältnissen,  im  übri- 
gen aber  nur  in  besonderen  Anstiiitcu  möglieh  ist. 

Es  ist  walinscheinlicli,  duns  gegenwärtig  die  iSiecheupllege 
noch  zum  Crossen  Teile  unzureichend  ist  und  dass  eine  sehr 
grosse  ZaU  siecher  Personen  selbst  der  notdürftigsten  Hülfe 
entbehrt  Gerade  well  dieser  Zustand  nicht  an  so  genauen 
Merkmalen  erkennbar  ist,  entledigen  sich  viele  Armen ven\-al- 
tungen  siecher  Personen  durch  blosse  Gewährung  einer  Bei- 
httlfe,  durch  Unterbringung  in  Armenhäusern  u.  s.  w.,  oder  sie 

V)  Enieii  Anhalt  gieht  auch  hier  die  lii^^^isohc  Erhebung.  Von  den 
58^  ausserhalb  einer  Anstalt  befindlichen  Bünden  waren  nur  81  gaiu^ 
140  teilwciM  ariMitsfiLhig.  379  gändich  aibeitatuAUg,  davon  414,  mbo 
etwa  zwei  Fhittel,  in  dürftigen  Verhältnissen;  von  diepen  wiedemm  wur- 
den 205,  also  nur  die  Hälnc,  unterstützt.  Zur  Aufnahme  in  Anstalten 
gualifizirt  erBchienen  342  und  zwar  nur  26  für  eigentliche  Blindea-,  314 
lur  Siechcnnnstnltcn :  von  dicken  wiedemm  wurden  285  ab  in  dfiif* 
tilgen  Verbältnissen  lebend  bezeichnet 

2j  In  Preuaeen  wurden  1871:  22978,  1880:  22  677  Blinde  gezählt; 
die  Almahme  betril^  1.8^/«,  wahrend  dS«  BcvglkeningBznpahine  m  dm 

tieicbcn  Zeitabschnitt  10.6"    nu^macht.    Hierbei  rällt  noch  in  Rotrai  I  T 
ase  die  zweite  Zählung  sehr  viel  sorglältigcr  war,  als  die  erste.  Der 
Bearbeiter  dieser  Statistik  glaubt  daher  die  llauptursache  der  Abnahme 
in  der  sorgfältigeren  Behandlaog  der  Neugeborenen,  £rriehtitng  von 
ophthalmologiiicben  Lehivtahlen  a.  b.  w.  suchen  za  münen.  A.  a.  0.  S.  8. 
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kümmern  sich  gar  nicht  um  sie.  Die  lieösiöche  Erhebung  hat  in 
dieser  Besiehttiig  ein  llba-aiu  trauriges  Bild  entrdl^  dem  di» 
Zustände  in  vielen  Gebieten  des  Deutschen  Reiclis  walirschein- 
lieh  aucb  noch  nicht  einmal  entsprechen. 

Es  wurden  in  Hessen  gezählt  aosserhälb  einer  Anstalt: 


im 
ganzen 

in 

diiiftigeii 
Verhält 

lebend 

unteisttttzt 

sar  AofiBahme 

in  eine 
??iechenan8tait 
qualiiisirt 

%ileptiker  

590 

282 

71 

207 

V^krüppelte  .... 

1562 

989 

857 

678 

952 

804 

486 

775 

Insgesammt  worden  Oberhaupt  von  2906  Gebrechlichen  23  ^lo 
unterstützt,  hiervon  im  eigenen  Haushalt  lebend  331 ,  bei  fremden 
Personen  untergebracht  481.  Ueber  die  Art  der  Pflege  wird  mit- 
geteilt, dass  dieselbe  bei  den  erstcren  in  142  Fällen  sich  als  dürftig, 
ärmlich,  schlecht  oder  gar  nicht  vorhanden  herausgestellt  hahe. 
Von  den  bei  fremden  Personen  untergebrachten  waren  die  bemittelten 
„sehr  gut**  bis  „genügend**  verpflegt,  desgleichen  321  unbemittelte ; 
dagegen  war  die  Pflege  bei  97  uobniiittelten  „dürftig"  bis  „schlecht**, 
bei  28  fehlte  sie  ginslich. 

Hierbei  ist  aber  wa  beaehlen,  dass  Altersschwftehe  ausdrücklich 
von  der  Zählung  ausgenommen  war,  obwohl  man  annehmen  darf, 
das?  mit  geringen  Ausnahmen  ein  Mensch,  der  das  75.  Lebens- 
jahr überschritten  bat,  nicht  wohl  ohne  fremde  Hülfe  auskommen 
kann.  Um  eine  Andeutung  davon  zu  geben,  um  ^\ eiche  Zahlen 
es  sich  dabei  handelt,  mag  an  die  auf  S.  222  milgeieilte  labelle 
erinnert  werden.  In  der  Statistik  des  Deotschen  Veieins  bildeten 
Untersttttsimgen  wegen  hohen  Alters  aber  15  ^/o  aller  Unter- 
statnmgen;  Tgl.  I>nicks.  1885  Nr.  1  8.  28.  Bei  der  Volkszäblang 
von  1880  wurden  ermittelt  Personen  im  Alter 

von  75—  80  Jahren  847  008 


80—  85 

85—  90 
90—  95 
95—100 

Über  100 


132  558 
35120 
6  569 
1056 

40G. 


vgl.  Statistik  (lc>  Deutschen  Reiches  Bd.  LVII  Teil  II  S.  181.  Wenn 
hierbei  auch  die  Zuverlässigkeit  der  Altersangaben  im  einzelnen  keine 
grosse ,  namentüeh  die  Zahl  der  mehr  als  100  Jahre  alten  Indivi- 
dnen  eine  zwdfellos  nnriehtige  ist,  so  wird  doch  kein  Zweifel  be- 
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fltelieii,  dass  es  ach  jedenfalls  um  sehr  alte  Leote  handelt,  welche 

hier  nachgewiesen  sind;  vgl.  die  Bedenken  bezüglich  der  Zuverlissiff- 
keit  der  Zahlen  bei  Mayr,  Gesetzmässigkeit  i.  G.  S.  161. 

"Man  hat  sich  diese  Angaben  noch  durch  die  jiti  anderer  Stelle 
gemachten  Angaben  über  die  Zustände  der  ländiicheu  Armenpflege 
zu  ergänzen;  vgl.  oben  S.  242. 

Hier  l)i<*t'>t  siili  den  Landnrnu'nverbitnden  eine  Aufgabe, 
deren  Uebernahme  im  Interesse  der  Armen{)flej*e  i?elir  wün- 
schenswert ei'scheint.  Die  Ueberiiahme  bir;:;!  aus  dem  (ie 
sichtspiinktc  des  Missbrauchs  seitens  der  Ortisarmenverbände 
keine  erhebliche  Gefahr  V),  während  auf  der  andern  Seite  diese 
Verbände  zur  Beschaffung  der  kostspieligen  Pflege  Ubervi^iegend 
ausser  Stande  und  dementsprechend  in  der  Beschaffung  der^ 
selben  nach  wie  vor  nachlässig  sein  werden.  Freilich  liegt  es 
auch  hiermit  der  obligatorischen  Uebernahme  ebenso^  wie 
in  den  andern  Fällen.  Kein  Landarmenverb.ind  dürfte  in  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Ueräteiiung  der  notwendigen  Anstalten  im 
Stande  sein. 

Sehr  viel  kann  auch  hier  rechtzeitige  ärztliche  Behandlung 
thun.  Auch  ist  hier  auf  die  Bedeutung  der  Fabnkgesetz- 
gebung  hinsuweisen,  weil  mit  vielen  Fabnkthätigkeiten  Siech- 
tum unausbleiblich  verbunden  ist,  wenn  nicht  genügende 
Schutzmassr^geln  dagegen  getroffisn  werden. 

n.   Die  Fttrsorge  fflr  Kranke. 
§  162. 

Die  diesbezOglichen  YofSchUge  shid  wegen  der  engen  Ver- 
bindung des  KrankenaulWandes  mit  einigen  anderen  Veraastaltiingai 
an  anderer  Stelle:  unten  §  172  it.,  im  Zusammenbange  mit  diesen 
behandelt. 

IIL   Die  Fttrsorge  fttr  jugendliche  Personen. 

§  lö3. 

Auch  bei  der  Fürsorge  für  arme  Kinder  ist  es  nicht 
allein  der  Gesichtspunkt  der  Bewahrung  vor  leiblichem  Mangel, 
welcher  Art  und  Um&ng  der  notwendigen  MassregdnW 
stimmt. 


Jolly  meiut  zwar  S.  81,  dass  die  UebeniaUaic  der  Siechen  bei 
der  Dehnbarkeit  des  Begriffs  die  Gemeinden  stark  in  VerBUchung  fübieD 
würde,  Personen  au  Obenreisen,  dsren  (Jnterstütztinc  nicht  notwendig 
ist.  EHos  Bedenken  wird  von  anderen  nicht  geteUt  ui  der  That  dürfte 
.8ieohtum"  von  Sachverstäudigeo  doch  leicht  zu  erkennen  sein;  and  daas 
der  nöeaere  Verband  ohne  saehTerstindige  Mfimg  sor  UebemalmM 
BchreTtea  wird,  Iftsst  sich  nicht  wohl  annehmeii. 
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Es  sind  vor  nllem  auch  erzieh  1  ic ii «"  mid  ^csinidhoit- 
1  i  c  h  e  Rücksichten,  welche  daneben  wesentlicli  in  Betraclit  fallen. 
Die  Erkenntniss  darf  heute  als  eine  allgemeine  prelten,  dass 
nicht  allein  die  Barm  herz  ig  keitj  boudern  el>eüöOWühl  das  öffent- 
Uehe  Interesse  die  mögliclist  beste  körperliche  und  sittliche 
Pflege  der  bedürftigen  Kinder  gebietet ,  weil  nur  durch  Er- 
haltung der  Gesundheit;  durch  Gewöhnung  an  Sitte  und 
Ordnung,  durch  Unterweisung  in  einem  Nahrungszweige  der 
künftigen  Armut  wirksam  vorgebeugt  werden  und  eine  künftige, 
sehr  viel  <<  )iwerere  tinaiiziollr  r»ola«tTnio-  und  sittliche  »Schä- 
digung durcii  gegenw.trti^^c  und  rec  litzeitige  Aufwendungen  zu 
den  vorbezeichnet<  n  Zwcekon  abgeweiulet  werden  kann.  Da 
es  aber  auch  in  diebt  r  Beziehung  ausser  Zweifel  steht,  tlass 
den  an  sie  zu  stellenden  AnsurUcheu  die  überwiegende  Zahl 
von  Ortsarmenverbänden  nicnt  oder  nicht  vollkommen  ge- 
wachsen ist,  so  wird  auch  hier  die  gttnzliche  oder  teilweise 
Uebemahme  der  Fürsorge  auf  grossere  Verbände  empfohlen. 

§  164. 

Um  bieh  über  die  Notwendii-^kcit  auf  der  einen,  über  die 
Zulässigkeit  einer  solchen  Ueb» niulimc  auf  dw  andern  »Seite 
klar  zu  werden,  muss  mau  die  in  Betracht  fallenden  Kategorien 
nach  gewissen  persönlichen  Merkmalen  unterscheiden,  einem 
oldektiven  und  einem  subjektiven.  Das  objektive  Merkmal 
bildet  die  Hülfslx  d  lirftigkeit,  die  darin  zum  Ausdruck 
kommt,  dass  ent^veder  Personen,  welche  eine  natürliche  Verpflich- 
tung zur  Erhnltmi^^  ihr^  r  Knirlcr  haben,  nicht  vorhanden  sind, 
oder  dass  diesdlicn  die  zur  Ki  hnltuiii;"  nntwendigeii  Nüttel  wegen 
eiirener  Bedürftigkeit  nieht  aufwenden  können  oder  nnt  vor- 
sätzlicher Verletzung  ihrer  natürlichen  Pflicht  nicht  uutwenden 
wollen.  Das  subjektive  Merkmal  bildet  der  sittliche  Zu- 
stand,  d.*h.  eine  aurch  Mangel  an  Unterhaltsmitteln  oder  durch 
schlechtes  Beispiel  oder  durch  Mangel  an  Aufsicht  hervor- 
gerufene Verwahrlosung.  Qualifizirt  wird  dieselbe  noch  durch 
Vcnibung  strafbarer  Handlungen.  Diese  Merkmale  treffen 
nicht  iiotw cndiir  zusammen;  namentlich  sind  Eltern  verwahr- 
loster Kinder  durcli.iiis  nicht  immer  in  einem  Znsfande,  welcher 
das  J^intreten  der  öflentliclKtn  Armenpflege  erheisicht;  im  all- 
gemeinen aber  liegt  es  in  der  >iatur  der  Sache,  dass  Bedürftig- 
keit meist  die  Ursache  der  Vi  rwahrlosung  ist. 

Die  Beachtung  dieser  Merkmale  führt  nun  zu  folgender 
Klassifikation:  1.  Gänzlich  verwaiste  (vater-  und  mutter- 
lose) Kinder,  2.  verlassene,  3.  verwahrloste,  4. Kinder, 
deren  Verwahrlosung  durch  Begehung  einer  Strafthat 
zum  Ausdruck  gekommen  ist.  —  Alle  diese  sind  in  ihrer  eigenen 
Prrsnii  bedürftig.  D;i^'-'  L!'  'i  nrnd  hnlVtvonvniste  (vater-  od<'r 
mutterlose),  sowie  die  Kinder  bedürftiger  ülteru  in  der  Person 
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der  letzteren,  bezw.  des  überlebnndeii  EltLTiiteil.s  bedürftig.  Der 
Natur  der  Sacbe  nacb  fallen  hier  vaterlose  eheliche, 
sowie  alle  unclielichou  Kinder  am  stärksten  in  Betracht 
In  Ansehung  (h  r  Armen fürsorge  für  jugendliche  Personen  ge- 
hören diese  aber  nicht  hierher;  sofern  den  betreffenden  Eltern 
um  der  Kinder  willen  geholfen  werden  soll,  so  ist  all  das  zu 
erwägen  y  was  in  Ansehung  von  UnterstUtzunffen  fiberhaupt 
gilt;  es  ist  also  namentlich  die  ArbeitsfUhigkeit,  die  Zaiil 
der  Kinder  u.  s.  w.  nach  individualiairenden  Grundsätzen  au 
berücksichtigen.    Im  Falle  der  Leistungsunßlliigkeit  des  ver- 

{)flichteten  Arnienverbandi's  hat  sich  Mass  und  Art   der  Bei- 
ililfe  nach  den  im  allgemcunen  zu  befolgenden,  an  anderen 
ötellen  betrachteten  Grundsätzen  zu  richten. 

Bezüglich  der  verwahrlosten  Kinder  walten  gemischte 
Gesichtspunkte  ob.  Der  Schutz  gegen  Verwahrlosung  und 
namentlich  gegen  die  in  diesem  Zustande  begangenen  Straf- 
handlungen gehört  zu  den  die  Polizei-  und  die  Stralrcchis- 
pflege  umfassenden  Aufgaben  der  Staatsgewalt,  welche  Zwangs- 
massregeln gegen  verwahrloste  Kinder  zu  treffen  und  den 
hierfür  entstehenden  Aufwand,  ebenso  wie  für  Korrektionftre 
und  Sträflinge,  zu  tragen  hat,  obwohl  «  s  wahrscheuilieli  i>t, 
dass  die  bei  weitem  überwiegende  Zahl  derartiger  Kinder 
andernfalls  der  jVrmenpflege  zur  Last  fallen  würde,  ebenso 
wie  die  Korr^tionäre  und  Sträflinge  es  thun  würden,  wenn 
sie  im  Stande  der  Freiheit  wären.  Hierauf  komme  ich  so- 
gleich noch  mit  einigen  Worten  zurück. 

Dagegen  qualiiizirt  sich  als  ein  Akt  der  unmittelbaren 
Armenfürsorge  diejenige,  die  für  bedürftige,  günzlich  ver- 
waiste und  verlassene  Kinder  notwendi*]^  wird.  Aber  auch 
diese  heideu  Kategorien  k'Minen  nicht  nach  ganz  gleichen  Oe- 
sichtspuiikten  behaiidi'lt  werden.  Nur  bei  den  ersteren  ist  es 
-sicher,  dass  die  Unterstützung  keine  liuckwirkuiig  auf  die  zu 
ihrer  Erhaltung  Terpftichteten  £ltem  ttben  kann  —  die  Fälle, 
in  denen  Eltern  in  der  aewlsshett,  dass  für  ihre  Kinder  ge- 
sorgt werden  wird,  sich  das  Leben  nehmen ,  wird  man  ausser 
Betracht  lassen  können  — ,  während  jede  Fürsorge  flir  ver- 
lassene Kinder  eine  mittelbare  Unterstützung  der  abwesenden 
Eltern  und  einen  sehr  starki'n  Anreiz  für  diese  bildet,  die 
Vernachlässigung  ihrer  natürlichen  Pflicht  fortziwetzen. 

Und  dies  ist  der  Punkt,  welcher  für  die  etwaige  Uebor- 
nahrac  der  Kinderfürsorge  auf  grössere  Verbände  als  b> 
sonders  bedenklich  gelten  muss.  Sobald  die  einzelnen  Orts- 
armenverbände  nichts  weiter  mehr  zu  thun  haben,  als  die 
Thatsache  der  V^erlassung  festzustellen,  um  die  Ptlicht  zur 
Fürsorge  von  sich  auf  den  grösseren  Verband  zu  übertragen, 
würde  ihn»ni  der  stärkste  Anreiz  fehlen,  dem  Verbleiben  und 
dem  Verhalten  der  gcwissenlos  'n  Eltern  ilire  Aufmerksam- 
keit zuzuwondou  und  —  wovon  noch  uuton  >j  203  tf.  zu  sprechdQ 
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Ist  durch  Zwaiigsmassrogoln  sie  zu  ihrer  Pflicht  zurückzu- 
führen; dies«  Thätigkeit,  die  gegenwärtig  in  Ansehung  der 
damit  verbundenen  Scliwierigkeiten  sehr  viel  zu  wiiiischen 
übrig  lässt,  würde  dann  ganz  oder  grösstenteils  einp:ostollt  wer- 
den, mul  die  Unterlassfing  aufs  übelste  auf  die  Bevölkerung 
zurückwirken.  Und  aus  tjfanz  deniselben  Grunde  <'r.sclieint 
auch  die  vollständige  Deckung  des  Aufwandes  für  verwahr- 
loste und  strafl^llige  Kinder  aus  den  Mitteln  eines  grösseren 
Verbandes  nicht  sweckmässig.  Denn  bei  dem  hier  bestehenden 
ongcn  Zusammenhang  zwischen  der  Armut  und  dem  Zustande 
der  Sittlichkeit  ist  es  dem  verpflichteten  Ortsannen  verbände 


namendich  Forstdiebstnhl  —  nachzuweisen  und  so  der  Armen- 
last sich  zu  entledigen. 

Ungefährlich  ist  dah'»r  nur  die  Uobernahme  der  Fürsorge 
für  Vollwaisen,  währeud  in  allen  andern  F;l!len  eine  finan- 
zielle Beteiligung  des  Ort-sarnieuverbaudeis  durcluiu»  notwendig 
erscheint.  Weil  aber  auf  der  andern  Seite  die  in  der  Fürsorge 
für  jugendliche  Personen  erwachsende  unendlich  wichtige 
Aufgabe  eine  Hülfe  aus  grösseren  Mitteln  in  vielen  FttUen 
dringend  erfordert^  so  möchte  sich,  wenn  irgendwo ,  gerade 
für  diesen  Zweig  der  Armenpflege  das  im  folgenden  Ab- 
schnitte zu  besprechende  System  der  quotonweisen  Beteiligung 
empfehlen. 

Aber  nocli  einen  wesentlichen  Faktor  wird  man  berück- 
sichtigen müssen.  Gerade  die  Kindcrftlrsorge  ])ildet  einen 
ausserordentlich  wesentlichen  Teil  der  Privat-  und  der  Stif- 
tungsannenpflege. Die  Aufnahme  verwaister  Kinder  in  die 
FamlHo,  die  Unterbringung  in  WaisenhAuser  ist  glücklicher- 
weise keine  Seltenheit;  es  bestehen  ausserordentlich  grosse 
und  zahlreiche  Waisens tiftungen,  Schutz-  und  Rettnngsan« 
stalten  u.  s.  w.  £s  wird  daher  die  Erleichterung  der  Anneu- 
last in  Bezug  auf  KinderfUrsorge  durch  Beihülfe  oder  durch 
Uobernahme  mit  sorgßlltiger  Berücksiilui^ung  der  lokalen 
Hülfsmittel  zu  f^eschehen  haben,  und  gerade  hier  die  private 
Hülfe  zu  befördern  und  anzuregen  sein. 


^^1.  Jolly  S.  31  empfiehlt  die  Uebertra- in  '  der  Unterstützung 
von  Waisen  an  einen  grösseren  Verband ,  ohne  eine  genauere 
Begtiilabestimmung  zugeben.  Adickes  I  S.  804  emptieblt  die  Be- 
teiligung grösserer  Yerbftnde  an  der  Erziehiing  der  armen  Waisen, 
unehelichen  and  verlassenen  Kinder.  Ziller  II  S.  8  empfiehlt 
eine  solche  Ueberoahme  faeiflglich  vat^  and  matterloser  Kinder;  vgl. 
aneh  T.Reitzenstein  I  S.  32.  LoeningS.  918  and  die  sogleich 
Eu]  nennenden  Arbeiten  des  Deutschen  Vereins.    Sehr  beachtens* 


Strafthaten  der  Kinder  — 


§  1«6. 
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wert  auch  noch  gegenwärtig  G^erando,  deiMn  gaiuer  zwdter  Band 

von  der  Armenkinderpflege  handelt. 

n.  Mehr  den  sittlichen  Gesichtspunkt  als  den  tinanziellen  berück- 
sichtigen die  dem  Deutschen  Vereine  angehören (ieii  1884  und 
1885  erstuUeten  Ikii()ite.  Ohly,  Die  Fürsorge  ttlr  verwaiste, 
verlassene  und  vervvuhrioste  Kinder,  Drucks.  1884  Nr.  4,  legte 
ebenfillfl  die  olmi  Tersachte  Klassifikation  m  Gmode  und  gab 
Uber  Art  und  Umfang  der  Fürsorge,  namentlich  auch  in  6mg 
auf  die  Frage,  ob  Anslalts-  od«  Köstpflege  TOrzodehen,  anallhr- 
liobe  Nachrichten.  Poe  sc  he  referirte  Aber  die  Zwangserziehung 
verwahrloster  Kinder  nach  dem  preuss.  Gesetz  vom  13.  März  1878, 
Drucks.  1SS4  Nr.  5.  -  Die  Verhandlungen  gingen  aber  derartig  spe- 
ziell aut  die  Frau^eii  der  Behandlung  verwahrloster  Kinder  und 
die  Möglichkeit .  In  selben  zwangsweise  ihren  Eltern  zu  entziehen,  ein, 
dass  die  Erörterungen  1884  nicht  zu  Ende  geführt  werden  konniea 
und  der  Gegenstand  nochmals  unter  Beschränkung  aaf  diesen  einen 
Ponkt:  die  Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  nnd  jugendliche  Per- 
sonen, welchen  noch  keine  Uebertretnng  der  Strafgesetze  zur  Last 
fällt,  auf  die  Tageeordnnng  gesetzt  wurde.  Obly,  welcher  wiedenun 
das  Referat  hatte  —  Drucks.  li^^5  Nr.  5  — ,  sprach  sich  für,  der 
Korreferent  Fherty  — ebenda  Nr.  C  —  gegen  Zwangsmassreireln 
(ohne  das  Kriterium  der  Strafthat)  aus.  Die  l'rage  wurde  auch  in  den 
Verhandlungen  seihst  —  stenographischer  Bericht  1H84  S.  88  ff.  und 
1885  S.  13  fl'.  —  aufs  vielseitigste  erörtert  und  das  Vorhandensein 
eines  dringenden  praktischen  Bedürfnisses  konstatirt.  Die  OUyschen 
Thesen  gewannen  die  Majoritftt ;  von  der  Gegenseite  wurde  nament- 
lich die  völlige  Unbestimmtheit  des  Begriffs  der  „Verwahrlosung* 
als  Ablelinongsgrunil     1tend  gemacht. 

Hier  kann  auf  die  Frage  nicht  näher  eingegangen  werden.  Nur 
soviel  sei  in  Aiiseliung  des  armenrechtlichen  Gesichtspunktes  bemerk't, 
dass  von  mehrcroti  Seiten  die  Wahrnehmung  mitgeteilt  wurde,  dass 
schon  die  ZulasMgktii  der  Zwangserziehung,  deren  Kosten  in  Preussen 
die  l'rovinzialvei bände  tragen,  von  kleineren  Verbänden  vielfach 
ansgenfltzt  werde,  um  die  Armenfürsorge  los  zu  werden  i  der  Nachweis 
irgend  einer  feld>  oder  forstpolizeilichen  üebertretung  sei  sehr  leicht. 
Die  Zwangserziehung  durch  Unterbringung  in  eine  Familie,  in  eine 
Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt,  tritt  nach  dem  preussischen  Gesetsa 
vom  13.  März  1878  in  Beziehung  auf  Kinder  von  mehr  als  6  und  we- 
niger  als  12  Jaliren  ein.  wenn  dieselben  eine  strafbare  Tlandlunir  be- 
gangen haben,  und  die  l'nterbringung  mit  Rücksicht  anf  die  Beschatien- 
heit  der  strafbaren  Ilandhing,  auf  die  Persönliclikeit  der  Eltern  und 
auf  deren  übrige  Lebensverhältnisse  znr  Verhütung  weiterer  sittlicher 
Verwahrlctöung  erforderlich  ist.  —  Die  Kosten  der  Einliefening  und 
der  ersten  Ausstattung  fallen  dem  Ortsarm enverbande  des 
Untersttttzungswohnsitzes  zur  Last,  aUe  abrigen  den  pro* 
vinzial-  und  kommunalständischen  Verbänden  (welche 
gleichzeitig  als  Landarmenverbände  fungiren).  Die  Yerbinde 
sind  befugt,  zur  Bestreitung  der  Kosten  die  ihnen  aus  der  Staats- 
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kuse  gewährten  Benten  «nd  Fonds  zn  verwenden.  1^  erfailten 
'dasQ  au  der  Staatskasse  einen Znechnw  in  H6be der  H&lfte der 
ihnen   obliegenden  Ausgaben. 

Die  Denkschrift  betr.  den  Sehnte  jugendlicher  Personen, 
Erg.-H.  XV  z.  Zeitflchr.  des  preuss.  stat.  Bur.  bringt  folgende 
nähere  Nachweisnngen  über  die  rersonaüen: 


• 

Zfthl  d«r  Tom 
1.  OMtka  int 

Et  ttai 

i^ro  vinaen 
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157 
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19 
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25 
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29 

420 

7 
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— 

f^OB^n  *  *     .  •  •  •  ■ 
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255 

218 

87 
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22 

827 

69 

84 

674 

Itooheeii  

442 

19 

424 

103 

139 

182 
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268 

28 

254 

186 

68 

407 

19 

392 

187 

205 

32.5 

16 

810 

5 

305 

Hawen-Naseao  .... 

578 

87 

563 

112 

441 

676 

17 

639 

77 

5Ü2 

HohenzoUeni  .... 

2 

3 

2 

1 

1 

5906 

19 

d006 

1135 
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mi 

76 

Bis  Ende  Min  1885  waren  im  ganzen  9528  Kinder  unter* 
gebracht;  der  Zuwachs  1884/85  betrug  1814  =  24  ^lo^  was 
namentlich  damit  nisammenhing,  dass  viele  Gemeinden  anfitoglich 
der  Meinung  gewesen  waren,  sie  hätten  selbst  die  Kosten  der 

Zwangserziehtinn^  zn  tragen,  und  erst  durch  die  Behörden  auf  den 
die  Ko<=tonlast  den  grösseren  Verbänden  zuweisenden  §  12  auf- 
merksam gemacht  worden.  Der  Aufwand  betrug  in  ganz  Preuss  eu : 

überhaupt 
1884/85  bis  30.  März  1885 

HiU.  Mark 

ans  Eommunalmitteln  0.689  2.286 
„  Staatsmitteln         0.689  2.27S 

Die  Verpflegungskoslen  stellten  eich 

F«iMh«nfn  07)  VL  4.  -  KttMtarbwff.  29 
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a.  in  Familien  am  niedrigsten  76  Mark  (Westfalen)  102 (Pommern) 

am  höchsten    250    „     (Frankf.a.M.)  213(Pprlm) 

b.  in  Anstalten  am  niedri^enlid   «    (Ostpreusaen)  163 (Posen) 

am  höchsten  860  „  CLanenburg)336(SchleBw..Hobt); 

vgl.  die  Uebersicht  im  prenss.  Min. -Blatt  f.  d.  i.  Verw.  188.i  S.  254. 

In  diesem  Zusammenhange  mag  auch  noch  bemerkt  werden, 
da88  gegenwftrtig  die  lebhafte  Neigung  besteht,  die  Kinder  in 
Eäiuelpflege,  womöglich  sehr  weit  von  dem  Aafentfaaltsone  der 
Eltern  oder  Verwandten  entfernt  nnterzobringen,  nm  den  schädliche^ 
Einfluss  der  letzteren  möglichst  zu  paralysiren.  Doch  Terhindert 
dies  nicht,  dass  trotzdem  die  Zahl  der  in  Armenhäusern  mit  ihren 
erwachsenen  Angehörigen  oder  mit  fremden  Personen  zusammen 
nntergebrachten  Kinder  eine  sehr  beträchtliche  ist;  vgl.  die  An- 
gaben oben  S.  244.  lieber  den  Wert  der  Familien-  gegenüber  der 
Anstaltspflege,  uameuüich  auch  die  geringere  Kostspieligkeil  der- 
selben, vgl.  besonders  das  zuerst  genannte  Beferat  von  Ohly. 

III.  (Jeher  den  Umfang  des  ans  der  etwaigen  Uehemahme  der 
KinderfOrsorge  den  grösseren  Verbänden  erwachsenden  Anfwandes  lässt 
sich  kamn  anch  nur  eine  Yermotang  aussprechen,  sowohl  w^  es  far 
den  grössten  Teil  Deutschlands  an  hinreichenden  Nacbweisnngen  fehlt, 
als  auch  weil  hier  unendlich  viele  und  wechselnde  Kinfllisse  wirk- 
sam sind;  namentlich  gilt  dies  von  der  Zahl  der  verlissf^ii« n  Kin- 
der, die  sehr  wesentlich  von  den  wirtschaftlichen  VerhalUii^sen 
der  Kitern,  auch  von  der  grösseren  oder  geringeren  Aufmerksamkeit 
der  Anaenverwaltnngen  abhängt  Uebrigens  bilden  in  der  Gesanunt- 
zahl  der  bedürftigen  Kinder  die  Vollwaisen  regelmässig  den  kleinsten 
Teil,  z.  B.  in  Berlin  nmd  20  <*'o,  während  80  ®/o  ans  anderea 
Gründen  (Verlassnng,  Krankheit,  Freiheitsstrafe  der  Eltern)  der 
Armenpflege  anheimfallen;  vgl.  die  erwähnte  Denkschrift  S.  6.  — 
In  England  wurde  bei  35  232  in  Anstalten  nntergebrachten  Armen- 
kindem  folgendes  Verhältniss  wahrgenommen:  Waisen  25  ^  o,  ehe- 
liche Kinder,  deren  Vater  noch  lebte  33  "u,  verlassene  Kinder 
20  ^/o,  unelieliche  22  ^u;  vgl.  Aschrott  S.  332  Anm.  2. 

Vollständige  Zshleoangaben  Uber  die  unterstützten  jugendlichen 
Personen,  aber  ohne  nähere  Klassifikation  liegen  nnr  für  Baiem 
Tor.  Vgl.  a.  a.  0.  —  Danach  wurden  dnxeh  die  Offenüiche  Armen- 
pflege nntentatzt: 


vollständig 

nur  durch  Schulgeld 
und  Lehimitld 

1971 

13200 

88000 

1875 

12000 

34700 

1879 

15000 

37000 

1881 

14800 

37600 

1883 

17100 

38S00 
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Die  mehrerwfthnte  Statistik  der  Provinz  Hannover  giebt  die 
Zahl  der  in  einer  Tanbetnmmen-,  Blinden-,  Idioten -EnEiehnngB- 
anstalt  (Rettangshans,  Waisenhans)  untergebrachten  Personen  fllr 

1879  auf  1028,  der  anehelichen,  verlassenen,  verwaisten  u.  s,  w. 
Kinder  in  Familienpflege  auf  4588  an. 

Die  Uebernahroe  bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
KinderfÖrsorerc  ist  eine  sehr  verschiedenartige,  aber  im  ganzen  eine 
zur  Zeit  nucli  sehr  unbedeutende.  Namentlich  in  Preussen.  Soviel  be- 
kannt, besteht  für  die  i'rovinz  Schlesien  der  sogenannte  Oberschlesische 
Waisenfonds,  dessen  Einnahmen  1884:  7892  Mark,  die  Ausgaben 
7650  Mark  betrogen ;  vgl.  Vorlage  Ar  den  XXXI.  Prov.*Landtag^ 
Dmcks.  Nr.  2  Anl.  L.  —  Fttr  die  Provinz  Sachsen  besteht  die 
Landwaisenanstalt  Langendorf,  deren  Bestand  am  1.  April  1885 
45  Mädchen  im  Internat,  77  Knaben  im  Extemat  betrug;  vgl. 
Tprwftlfnni.'s-Rmcht  für  1883  84  und  1884''85  S.  C3.  —  In  dem 
unter  Verwaltung  des  l'rovinzial -Verbandes  Pommern  stehendea 
Waisenhaus  Stargard  wurden  1884'85:  13130  Mark  vereinnahmt, 
12  550  Marli  verausgabt:  vgl.  Yerwaltungs-Bericht  für  1884  85 
S.  257.  ^  In  Ostpreussen  beteiligt  sich  an  der  Schröderschen  An- 
stalt zur  Eniehong  verwahrloster  (nicht  von  dem  Gesetase  v.  18.  März 
1B78  hetroffiBner)  Kinder  das  Landesdirektorlnm  mit  einem  Beitrage 
von  5400  Mark,  die  Regierungen  von  Königsberg  und  Gnmbinnen 
mit  einem  solchen  von  3600  Mark;  vgl.  die  Denkschrift  a.  a.  0. 
Anl.  X. 

Der  kommunalst.  Verband  von  Nassau  besitzt  den  sehr  erlieb- 
lichen Zentralwaisenfonds ,  dessen  Vermügeu  am  31.  März  ISl^ 
über  1  Hill.  Mark  betrug;  vgl.  die  Angaben  bei  A dickes  I  S. 
805.  Ebenda  noch  einige  andere  Angaben  fflr  das  übrige  Dentach» 
land.-*  In  Wflrtemberg  sind  die  Ldstnngen  offenbar  am  erbehliehsten. 
Dort  bestehen  die  3  Staatswaisenhftnser  in  Stuttgart  —  Oehsen- 
hansen  —  Markgröningen,  die  zufolge  den  Kachweisongen  von 
Camerer  a.  a.  0.  S.  73:  621  Zöglinge  verpflegten. 

Auch  über  die  sehr  viel  erbehlichpron  Privat  Veranstaltungen 
und  Stiftungen  zum  Besten  jngcndliclicr,  namentlich  verwaister  Per- 
sonen besitzen  wir  keine  erschüpteiideu  Angaben.  Vieles  Einzelne 
in  den  städtischen  Verwaltungs-Berichten.  Sehr  wertvolles  Material 
enthält  in  Bezug  auf  den  Schutz  jugendlicher  Personen,  ausser  den 
Yerhandlnngen  uid  Drocksachen  des  Deutschen  Tereins  f.  A.  n, 
W.,  die  schon  erwfthnte  Denkschrift  betr.  den  Schutz  jogendlicher 
Personen,  die  aus  Anlass  des  am  15.  Jani  1883  zn  Paris  abgehal- 
tenen internationalen  Kongresses  von  Prenssen  ausgearbeitet  and 
im  Ergänznngsheft  XV  zur  Zeitschrift  des  preussischcn  statistischen 
Bureans  188:i  erschienen  ist:  insbesondere  über  Rettungsanstalten, 
deren  im  ganzen  179  bestanden,  wovon  2  dem  Staate,  13  anderen 
öffentlichen  Korporationen ,  die  übrigen  Privatvereinen  gehörten. 
Hiervon  %  nur  evaugelisch,  l^J.  nur  katholisch,  14  gemischt,  30 
konlMonsIoB,  27  unbekannt. 

Bezüglich  Wtirtembergs  giebt  Abschnitt  1  und  2  der  von 

29* 
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Kamerer  «nfgesteUten  ArmensUtistlk  eine  enehOpfende  Uebanicht 

bk  einschlif  ^lich  1875. 

IV.  In  Frankreich  ist  die  Fürsorge  fttr  bedQrftige  Kinder 
Sache  des  Departements;  die  fresetzlich  zulässige  Heranziehung  der 
Gemeinden  2U  derselben  ist  unterblieben:  vgl.  flie  Bemerkuncr  S.  176. 
Bekanntlich  hatte  das  erst  verhältnissmassig  spät  abgekommene  und 
auch  gegenwärtig  noch  lebhaft  diskutirte  System  der  tours  (Dreh- 
laden am  Findelhaus,  in  welche  ein  Kind  hineingelegt  werden  kann, 
ohne  dass  die  hineinlegende  Person  vom  Innern  des  Hnnsee  wahr* 
genommen  wird)  die  unehelichen  Geborten,  sowie  die  Kindenns- 
setzungen  in  hohem  blasse  befördert^).  Ohne  direktes  Eingreifen 
der  Oeeetzgebong  sind  dieselben  allmählich  —  die  letzten  1870 
verschwnn<1en  und  an  ihre  Stelle  Aufnahmebureaux  getreten,  die  in 
scbr  iniUvidualisirciiiIer  \Vei?ie  die  Personal  Verhältnisse  der  auf 
zunehmenden  Kinder  leslstellen  und  auf  diese  Weise  ihrer  Fürsorge 
den  Schutz  des  Geheimnisses  entziehen.  Die  der  Armenpflege  an- 
heimfallenden Kinder,  enfants  assistös,  werdeu  in  4  Groppen 
nnterschiedeo :  1.  les  e.  tronvös  (mit  onbokannton  Ettsn); 

2.  les  e.  abandonnäs  (mit  unbekanntem  Aufenthalt  der  Eltern); 

3.  les  orphelins;  4.  les  e.  secounu  chez  leurs  parenti. 

Die  Ziffern  der  8  eraten  Gruppen  (unmittelbar  Untersttttite) 
ergaben: 

trouv<^8  aband.  orph.  total 
1861  42HU  26156  9  716  1  78  066 
1882         1  565       48159       9388  )  59112 

Diese  Zahlen  zeigen  das  kolossale  Heruntergehen  der  e.  troa?^ 
seit  Abschaffung  der  tours.  Zu  diesen  5  9  112  direkt  durch  die 
hospices  erzogenen  Kindern  treten  die  enf.  sec.  chez  1.  par.^  deren 
Zahl  1871:  ;^0  8*»4,  1  882:  47  4»U  betrug. 

Von  den  ersten  drei  Grui»pen  werden  jetzt  auch  die  meisten, 
wenn  angänglich,  sofort  in  auswärtige  Pflege  (campagne)  gegeben  — 
eine  Massregel,  deren  ZweckmSssigkeit  sofort  in  der  sehr  viel  ge- 
ringeren Sterblichkeitsziffer  merkbar  wurde;  Tgl.  Statistiqne  de 
la  France.  Nouvelle  sMe.  Tome  Xn.  1^2  (erschienen  1885). 
S.  LXIV. 

V.  England.  Wiibrcnd  früher  dem  etwas  schablünenmassigen 
Arbeitshansprinzip  gemäss  die  Kinder  mit  ins  Arbeitshau*^  wan- 
dern mussten,  wenn  die  i^liern  genötigt  waren,  dasselbe  aufzusuchen, 
ist  man  gegenwärtig  davon  gänzlich  znrüikgekommen  und  versucht, 
soweit  die  Mittel  und  die  vorhandenen  Einrichtungen  dazu  hin- 
reichen, die  Kinder  der  bedenklichen  Atmoephftre  den  workhouse 
zn  entrieben  und  sie  in  besonderen  gemeinschaftlichen  Anstalten 
oder  in  auswärtiger  Kostpflege  unterzubringen.  Gegen  die  eistere 
Art,  die  sogenannten  district  schools,  gewöhnlich  ?on  mehrersn 

')  Die  Literatur  über  die  französischen  Findelhäuser  ist  auascrordent- 
lieh  gross.  Von  ilteien  vgl.  namentUch  Oerando  Bd.  2  S.  108  C; 
iregenwärtig  t.  Reitsenstein  III  S.  172  ff. 
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Armenverbanden  gemeinschaftlicb  errichtet,  hat  man  das  Bedenken 
erhoben,  dass  viele  sittlich  verwahrloste  Kinder,  in  einer  solchen 

Anstalt  zusammen  untergebracht,  dort  gegenseitig  auf  einander 
schlechten  Einfluss  übten.  Gegen  die  Kostpflege,  das  bo ardin g- 
out- System,  macht  sich  besonders  das  Bedenken  geltend,  dass  die 
Armen kinder  besser  gestellt  werden,  als  die  Kinder  freier  Arbeiter, 
und  daäb  damit  gewissermasscu  auf  das  Vt'riuböcu  der  Kinder 
seitens  der  Eltern  eine  FiSmie  gesetzt  wird. 

Als  interessante  Spenalitftt  darf  Uer  nocb  das  sogenannte 
eottage  system  angemerkt  werden,  dem  zufolge  die  Kinder  in 
besonderen  cottagee,  die  mit  je  einer  Arbeiterfsmilie  besiedelt  sind, 
untergebracht  und  erzogen  werden :  ein  System,  von  dem  man  sehr 
gute  Erfolge  gehabt,  aber  in  sehr  geringem  Masse  Gebrnnrh 
gemacht  hat,  weil  die  Kosten  desselben  sich  ausserordentiicii 
hoch  stellen. 

Die  Kosten  der  Aimenkinderptiege  tragen  die  einzelneu  Armen- 
Terbfinde.  In  London  beteiligt  sich  dar  Common  *Poor- Fond  an 
den  Ausgaben  für  arme  Kmder.  Der  Anteil  des  letzteren  betrog 
1882  bei  2.17  Hill.  ^  Gesammtanfwand  fUr  die  ttffentliche  Armen- 
pflege in  London  und  überhaupt  888000  £  Ausgaben  des  C.  P.  F.: 
160000  yi\  vgl.  Aschrott  Kap.  4  §  4  S.  318 ff.  —  Im  ganzen 
befanden  sich  Kinder  nnter  16  Jahren: 

am  1.  Januar  1883    am  1.  «luni  1863 

a)  in  Armenanstalten         58488  54  040 

b)  aosserhalb  derselben    210276  .^-^'^iZi^  

zusammen   268764  253  511 

Es  ist  hierzu  zu  bemerken,  dass  die  Zfthlongen  in  En^aad 
.  an  jedem  1.  Januar  und  1.  Juni  stattfinden  und  alle  von  der 

Armenpflege  auch  nur  mittelbar  unterstützte  Personen  mit  um- 
fassen, also  namentlich  auch  die  bei  ihren  Eltern  beündUcben  Kinder; 
vgl.  Aschrott  Tabelle  S.  427. 

I.   Die   nnmittelbare   rebernahme   der   Fürsorge  seitens 
^i'ÖHserer  Verbände  nnter  ^leicbzeiti^^er  Beteihgau/;  der 
Ortsarmenverbände  au  der  Armeulast. 

§  166. 

Kbeii8()  wie  sich  die  grösseren  Verbände  an  der  den 
Urt^üiniienverbäudtin  unmittelbar  ubiiegeiidcu  Armeuptiege,  im 
Falle  der  LeistuugsunfUbigkeit  der  letzteren^  durch  Beibülfe  zu 
allen  oder  zu  einzdnen  besonders  belastenden  Aulwendungen 
beteiligen  können^ebenso  können  auch  umgekehrt  die  Ortsarmen- 
verbände an  den  Kosten  beteiligt  bleiben,  welche  den  ^Osseren 
Verbänden  aus  der  unmittelbaren  Uebernabme  der  Fürsorge 
in  gewissen  FHllen  erwachsen  würden.  Dies  kann  einen 
doppelten  Zweck  haben:  einmal,  um  die  Armenlast  fUr  die 
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gritascrcn  Verbände  nicht  zu  gross  zu  machen^  zweitens  aber 

—  und  (lioser  Zweck  i^t  wos(M!tlirlior  —  um  die  r)rtsHrmcTi- 
vcrbände,  deren  Mitwiikunii;  und  Kontrole  bei  keinem 
Armenpflegefalle  entbelirt  werden  kann,  an  der  zweckmässigen 
und  möglichst  sparsamen  Behandlung  des  einzelnen  Fallcö  zu 
interessiren ,  was  nicht  wohl  anders  als  durch  ihre  finanzielle 
Beteiligung  erreicht  werden  kann.  In  Deutschland  ist  dn 
derartiges  System  der  quoten weisen  Beteiligung  weder  ge- 
setzlich geordnet  noch  auch  durch  die  Praxis  su  allgemeinerer 
Oeltung  gelangt.  Was  in  dieser  Beziehung  geschient,  beruht 
auf  einzelnen  Veranstnltimgen  und  Vereinbarunfre?i .  <\\o  in 
mannif^^'ach  verschiedener  Weise  von  einzelnen  Verwaltungen 
getroffen  worden  sind. 

£in  Beispiel  sehr  zweckmässiger  Beteiiigang  giebt  die  Kreis- 
armen-  und  Kranken anstalt  zu  Frankenthal  in  der  Pfalz  Die  von 
den  einzelnen  Genu  imien  für  die  ihnen  angehörigen  rrtegliiige  zu 
leistenden  Beiträge  snid  je  nach  der  steoerlichen  Belastung  ver- 
sclüeden,  so  dasä  Gemeinden  ohne  Umlagen  50  Pf.,  mit  Umlagen 
bis  zu  50  ^/o  der  Gesammtstener  35  Pf.,  desgleichen  bis  »i  100 
80  Pf.,  die  ftbrigen,  sofern  de  nicht  als  ganz  arm  m  betrachten 
sind,  20  Pf.  tftglieh  m  zahlen  haben.  1879  betrog  der  Durch- 
schrnttsanfirand  für  den  Pflegling  73.4  M.:  vgl.  A dickes  S.  801, 
wo  noch  andere  Beispiele  mitgeteilt  sind.  Ucbrigens  besteht  ganz 
allgemein  eine  Erleichterung  ilir  die  bairischen  Gemeinden  darin, 
dass  die  Verpflegungssätze  in  den  meisten  bairischen  Kranken- 
anstalten um  ^3  bis  V2  niedriger  gestellt  werden,  sofern  dieselben 
von  Organen  der  öflfenüichen  Arnieupliege  zu  erstatten  sind;  vgl. 
in  Zeitschrift  des  bair.  stat.  Bor.  13  S.  145 :  IHe  YerpHegangssätxe  in 
den  Krankenhftnsem  der  Städte  Baiems. 

In  den  nHrtembergischen  Staatsirrenanstslten  betrigt  der  Ton 
inländischen  GemsiBden  ftlr  Kranke  III.  Klasse  zu  zahlende  T^otrag 
240  Mark;  derselbe  wird  unter  besonderen  Umständen  auf  170  Mark 
ermässigt.  Dazu  kommen  die  sogenannten  Staat spflegUuge ,  für 
welche  die  Staatskasse  190  Mark  zahlt:  der  Rest  ist  von  der  ver- 
pflichteten Gemeinde  zu  erbringen.  1882  gab  es  5  >:■>  derartiger 
Pfleglinge;  vgl.  Medizinal  -  Bericht  in  den  Würtemberg.  Jahrb. 
1884  S.  183  und  wegen  der  Verpflegungssätze  oben  S.  486.  Für 
die  städtische  Armenldnderpflege  in  Karlsnihe  wird  von  der  Kreis- 
kasse ein  Zaseboss  von  35  M.  fOr  jedes  Kind  gew&brt;  der  Staat 
zahlt  selbst  170  Mark  Kostgeld  ftlr  elternlose  Kinder  und  70  M. 
Pflegegeld  an  die  Mutter  für  vaterlose  oder  uneheliche  Kinder; 
vgl.  Die  Grossb.  badische  Haupt-  und  Residenzstadt  Karlsruhe  in 
ihren  Massregeln  fär  Gesundheit»-  und  Kettungswesen,  1Ö76,  S.  li^O. 

§  167. 

Um  so  lebhafter  hat  sich  bei  der  unleugbaren  Bedeutung, 
weiche  einem  solchen  System  zukonmit,  die  Aufmerksamkeit 
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•denjenigen  Ländern  zugewendet,  in  welchen  eine  derartige 
Beteiligung  durch  das  Gesotz  vorgeschrieben  ist:  es  sind  dies 
namendich  Frankreich,  England  unrl  Bolpen.  In  Frank- 
reich sind  es  die  grundsHtzlich  den  Departements  obliegenden 
Kosten  der  Irrenpflogc,  an  denen  die  Genieinden  nach  be- 
stimmten vom  Generalrat  festzusetzenden  Nonnen  beteiligt 
werden,  v.  Reitzenstein  giebt  als  im  allgemeinen  mass- 
gebende Skala  die  folgende  an.   Es  haben  beizutragen: 

Gbmmnden  mit  einem  Betrage  der  oidentiicKen  Einnahmen 

von  1UU*)U0  Franken  und  mehr  33  "  o 

«     50000       „  „       „    25  „ 

,     20000       „  „       „    20  , 

5000      ^  ^      ,    17  „ 

2500      ,  „      „    14  , 

Ton  veniger  als     1000      „  5  » 

Ein  Departement,  dasjenige  der  Orme,  Ittsst  die  G-e- 
meinden  vollBtändig  frei^). 

In  England  sind  für  die  Hauptstadt  besondere  Be- 
stimmungen getroffen,  durdt  welche  aie  innerhalb  derselben 
bestehenden  einzelnen  Arnienverbiinde  für  die  wesentlichsten 
Armen] )tiegezwecke  zu  einem  Gesanimtverband  v«'reini'gt  wur- 
den, aus  dessen  Mitteln  (Metropolitan  Conmion  Poor  Fund)  die 
^on  dem  einzelnen  Verbände  für  jene  Zwecke  gemachten 
Aufwendungen  erstattet  werden*). 

Hierbei  sind  nun  zur  Abwendung  misabräucblicher  Aus- 
nutzung der  gemeinsamen  Mittel  folgende  Massregeln  ge- 
troffen *) : 

1)  für  die  Erhaltung  von  Armen  Uber  16  Jahre  in  den 

Arbeitshäusern  oder  in  Asylen  zalilt  der  gemeinsame  Fonds 

für  den  Tni^:  und  für  den  Kopf  5  Pence. 

2)  Die  Zentralbehörde  stellt  für  jede  Anstalt  die  Maximal - 
-zahl  der  in  ihr  aufzunehmenden  Personen  fest    Soweit  diese 


Vgl.  V.  Keitzenstoin  III  S.  219.  Bei  der  den  Deparfeements 
•obliegenden  Waiscnpflege  ist  die  Heranziclmiig  der  Gemdiiaeii  unter- 
bUeben.   Vgl.  hierüber  a.  a.  O.  S.  224  und  oben  iS.  176. 

*)  Vgl.  a.  a.  O.  S.  220.  1877  etettto  bMü^  abgesehen  von  Enats- 
leistungen  der  Familien  und  H -Uragen  d&t  Hospitäler,  der  Gesammtauf- 
wand für  die  Irrenpflege  seitens  der  Gemeinden  aof  4.170,  der  I>eparte- 
ments  auf  9.975  Mill.  Franken. 

Vgl  Asehrott  S.  108  ff.  und  8.  370  Ü\  Es  sind  die  Metropolitan 
Poor  Act  von  1867  und  die  ^L  P.  Amctidmeut  Act  von  1870.  —  Im 
j^a&en  sind  Annenverbände,  von  denen  13  aus  einzelnen,  17  aus 
mehreren  ffirehffptelen  bestehen,  vereinigt.  Die  wesendicbsten  Zwecke 
des  Gesammtveroandes  sind  Fürsorge  rar  Geisteskranke,  Fieber-  und 
Pockenkranke,  Armenkinder,  Obdachlose,  armenSrztliche  noife.  Der 
^esammte  Armenaufwand  Londons  betrug  1842:  2.2  Miii.  £\\  davon 
^wnrden  0.834  Mill.  ^  40.7  ^/o  aus  dem  Comm.  P.  Fand  bestritten. 

*)  A.  a.  0.  S.  112. 
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Zahl  ttberschritton  wird,  unterbleibt  für  die  ttberschOMige  Zahl 
eine  Zurückzahlung  aus  dem  gemeinsamen  Fonds. 

3)  Wenn  die  lokalen  Anneiibeliörden  in  der  jed*»<mal 
laufenden  halbjährlichen  Kechiiuii(r.-])prinf!r  ii-^n  nd  oinf  wicli- 
tige  Anordnung  der  Zentralbehörde  zu  erfüllen  unieriassen 
haben,  so  hat  letztere  das  Recht,  die  Auszahlung  der  dem 
betrefi'enden  Bezirke  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zustehenden 
Betrttge  zu  auapendiren  und,  falls  der  Anordnung  auch  während 
des  folgenden  Halbjahres  nicht  Folge  geleistet  wird,  die  Zah- 
lung gänzlich  zu  verbieten^). 

In  6  elgien  ist  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  am  um- 
fassendsten und,  was  ftir  dit;  deutschen  Verhältnisse  am  beach- 
tenswertesten, im  engen  Aneehluss  an  die  Bestimmungen  Uber 
den  Unterstützung:8Wohnsitz  ganz  allgemein  durch  die  Armen- 
gesetzgebung ausgesprochen*).  Der  Unterstiitzungswohnsitz 
wird  in  einer  Gemeinde  auch  dort,  sotcrn  er  nicht  »chon 
durch  Geburt  entstanden  ist,  durch  fttnfjährigcn  un- 
unterbrochenen Aufenthalt  nach  erlangter  Orossiährig- 
keit  erworben;  imd  nur  in  diesem  Falle,  also  nicht  blos  in 
Folfie  einer  gleich  lange  dauernden  Abwesenheit,  geht  er 
wieder  verloren.  Ausl.'inder  stehen  den  Inliindern  in  dieser 
Beziehung  gleich.  Fin(ll5n;j:e  von  unbekannten  Kltf-rii .  ver- 
lassene Kinder,  Waisen,  Geisteskranke  und  Taubstunnue, 
deren  Unterstiitzungswohnsitz  nicht  zu  ermitteln  ist,  haben 
ihren  UnterätUtzungswohnsitz  iu  der  Gemeinde,  auf  ileren 
Gebiet  sie  gefunden  wurden. 

Bezüglich  der  vorläufigen  Unterstüteung  und  ihrer  Er- 
stattung bestehen  ganc  fthnlich(?  Bestimmungen,  wie  in  der 
Reichsgesetzgebung.  Auch  ist  die  vorläufig  unterstützend» 
GeuK'inde  die  Ausweisung,  die  erstattungspflichtige  die  Ueber- 
fllhrung  der  Unterstützten  in  ihre  eigne  Fürsorge  zu  for'V'rn 
berechtigt.  Aber  es  besteht  insofern  ein  ausserordentlich  er- 
heblicher Unterschied  zwischen  der  Keichsgesetzgcbung  und 
dem  belgischen  Gesetze,  indem  letzteres  ganz  allgemein  vor- 
schreibt: „Der  vorläufig  unterstützte  Arme  wird  in  die 
Gemeinde  seines  üntersttttzungswohnsitses  Übergeführt,  wenn 
diese  darauf  antiägt**  (Art.  83.)  Die  UeberfÜhrung  muss  nur 


>)  Man  musB  hierbei  im  Auge  behalten,  daas  der  Zentralbehörde 
sehr  weitgehende  RcfugnisBe  sur  Anordnung  «nd  Kontrole  geeicneter 
Massregem  eioger&uint  sind,  und  dass  die  Unterbringung  der  Armen  io 
einem  workhoiMe  die  TceelmSarige  Art  der  Armeimlrsorge  ^ten  «oll 
—  Der  Snt/  vmi  Pencc  Dt-niht  auf  genanrn  fk'rechimnpen  (Ut  Auf- 
wenduugeu  in  den  verschiedenen  Bezirken,  die  zwischen  4 — ii  sh.  für  die 
Woche  schwanken.  Bei  einer  Erstattung  von  ^  Pence  hat  also  jeder 
Bezirk  einen,  der  mehr  ndt  r  minder  sparuun  geföhrton  Verwaltung  ent- 
fprechenden  Teil  des  Aufwandis  seihst  zw  tmpren.    Vgl.  a.  a.  0.  S,  118. 

*)  Gesetz  vom  14.  Mär/  lb7ö  über  den  LJnterstübcungawohnsttz,  ab- 
gedruckt bei  JoUy  S.  34  ff.,  der  anf  die  Bedeatnngen  demben  hhiweiBt 
nnd  die  Nachahmnng  empfiehlt. 
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verscliobpii  werden,  wenn  der  Zust^iiul  des  Bedürftipfen  e» 
rrtordert.  Im  (ibrigen  ist  ein  Unterschied  bezüglich 
dauernder  und  vorübergehender  Bedürftigkeit 
nicht  gemacht. 

Um  nun  bezüglich  derjeni^'en  Personen,  die  zwar  eiuer 
Gemeinde  durch  Uuterstutzuu^&wohnsitz  formell  angehörig  er- 
achtet werden .  thatsächlich  aber  nur  durch  den  Zufall  der 
Geburt  oder  aer  Auffindung  mit  ihr  verknüpft^  oder  durch 
lange  Abwesenheit  ihr  entfremdet  stnd^  —  eine  gerechtere 
Verteilung  der  Armenlast  eintreten  m  lassen ,  wird  den  Ge- 
meinden der  ftir  solche  Personen  erwachsende  Armenaufwand 
nach  gewissen  ^lassgaben  zum  Teil  vuii  Staate,  zum  To?!  von 
der  Provinz,  in  gewissen  Fällen  aber  auö  einer  gememscliaft- 
lichen  Kasse  erstattet.  Die  gemeinschaftliche  Kasse  wird  in 
j^er  Provinz  aus  Beiträgen  sämmtlicher  Gemeinden  gebildet. 

Es  gelten  hierftlr  im  einzelnen  folgende  Bestimmungen: 

a.  bezüglich  der  Abwesenden:  Wenn  der  Bedürftige 
abgeöehcu  von  vorübergehender  Anwesenheit,  länger  alö  fünf 
Jahre  ununterbrochen  freiwillig  von  der  Gemeinde  seines 
UnterBtlltsungswohnaitsea  abwesend  gewesen  ist,  fiülen  dret 
Viertel  der  Kosten  seiner  Unterstützung  der  gemein- 
schaftlichen Kasse  zur  Last.  Diese  Beitragsleistung  hOrt 
auf,  wenn  sieh  der  Bedürftige  wieder  fünf  Jahre  lang  unter 
Erflillung  der  H(?dingnngen,  an  welche  der  Erwerli  d'^^4  Unter- 
stütziin^^KWDlinsitzes  geknüpft  ist^  in  der  Gemeinde  autgohaiton 
hat  (Art.  0). 

b.  bezüglich  der  Findlinge  u.  s.  w. :  Von  den  Kosten 
ihrer  Unterstützung  werden  drei  Vierteile  vom  Staat 
und  von  der  Provinz,  welcher  die  Gemeinde  angehört,  zvl 
gleichen  Teilen  getragen. 

Wenn  der  Untersttttzungswohnsitz  ermittelt  wird,  kann 

von  ihm  Ersatz  für  die  letzten  fUnf  Jahre  vor  der  Anzeige- 
(welche  innerhalb  der  in  Art  26  und  27  bezeichneten  Frist 
zu  machen  ist)  gefordert  werden.  Die  gegen  die  Gemeinde 
eintrotretene  Verjährinif]:  kann  gegen  die  Provinz  und  den 
»Staat  nicht  geltend  gemacht  werden  (Art.  3). 

C.  bezüglich  der  Gebrechlichen:  Die  Kosten  ftir  difr 
UnterstuLzun^  der  Geisteskranken,  der  Blinden  und  der  Taub- 
Stummen  sind,  abgesehen  von  den  in  Art  8  erwtthnten  FftUen,. 
zu  drei  Vierteilen  von  der  gemeinschaftlichen 
Kasse  zu  übernehmen. 

Diese  Beitragsleistung  wird  aber  nicht  mit  der  in  Art 
voigeschriebenen  verbunden  (Art.  25). 

d.  bezüglich  der  Ausländer:  So  lange  sie  keinen 
Ünterstützungs Wohnsitz  erwnr1>*'Ti  Imbon  j  fallen  die  Kostea 
ihrer  Unterstützung  dem  Staate  zur  Last  (Art  4). 
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§  168. 

Wie  man  sieht,  steht  das  belgische  Gesetz ,  trotz  seines 

Kamens,  der  Heimatgesetzgebung  sehr  viel  näher,  als  der 
Keichsgesetzgebung.  Es  deckt  sich  mit  der  ersteren  in  Bezug  auf 
d\o  Uebernahme  der  Kosten  für  Ausländer  und  Personen,  die 
einem  Unterstützung'swohnsitze  zugewiescT)  worden  sind.  Dar- 
über hinaus  aber  maclit  es  einen  cnorfri>r}i(  n  Schritt  dem  Land- 
armenweöen  en^(^cn  und  nimnu  den  Gemeinden  die  Last 
fflr  mtStemSjelte  Genossen  und  fUr  Personen,  deren  Behandlung 
eine  besonders  kostspielige  ist,  zum  grOssten  Teile  ab.  Man 
ivird  diesen  W^g  nicht  anders  denn  als  einen  glücklichen  be- 
-zeichnen  kOnnen;  er  kommt  den  Wünschen  aller  Teile  ent- 
gegen, wie  sie  in  den  vorstehenden  Abschnitten  darg»'le;:ct 
«ind.  Insbesondere  sind  es  auch,  wie  schon  an  mul-^i^r  St<4le 
«rwähnt,  die  Vertreter  des  ITelmatprinzijjes,  wcklic  tür  den 
Fall  der  Wiedereintiihnuif:;  dcöselben  eine  ähnliche  Reteili'rung 
der  grösseren  Verbände  für  Personen  in  Vi>i*8clilag  bringen,  die 
lange  von  der  Heimat  abwesend  gewesen  sind  und  ihr  dennoch^ 
aolange  sie  noch  keine  nene  Heimat  erworben  haben  ^  sur 
Last  feilen').  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Qedanke  auch 
denjenigen  sympathisch,  welche  hauptsächlich  in  der  Teil- 
nähme  grösserer  Vorbände  an  der  Armenpflege  das  Bessernngs- 
luittel  erblicken  und  bei  genüf^^erirler  Entlastung  der  Ortsarmen* 
verbände  nichts  ^<'^en  die  WiedereiuführuniL;:  <les  Heiniat- 
prinzips  cin/uwendca  haben.  Insbesondere  darf  iiocii  betont 
werden,  dass  auf  diese  Weise  ein  Mittelweg  gefunden  werden 
könnte,  das  bairische  und  das  Reichsrecht  zu  vereinigen. 

Am  die  Höhe  der  Quote  würde  nicht  gar  zu  viel  ankom- 
men; es  brauchten  nicht  durchaus  *U  zu  sein,  es  könnten  eben- 
aogut  */5  oder  u.  s.  w.  sein.  Nur  würde  man  hierbei  erwägen 
müssen,  ob  es  sich  empfiehlt,  dem  belgischen  Gesetze  gleich, 
von  vornherein  für  alle  Fälle  eine  bestimmte  Quote  festzu- 
setzen, oder  ob  es  nicht  zweckmässiger  sein  möchte,  zu  be- 
stimmen, dass  zwar  nicht  mehr  als  ein  bestimmter  Quotenteil 
von  den  Gemeinden  beigesteuert  werden,  im  übrigen  aber  die 
Bemessung  des  Beitrags,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  der  reg- 
lementarischen Festsetzung  des  grösseren  Verbandes  fibeiv 
lassen  bleiben  soll  Es  würden  dann  besser  die  Unterschiede 
7- wischen  Stadt  und  Land  gewahrt,  die  örtlichen  und  steuer- 
lichen Verhältnisse  des  einzelnen  Verbandes  besser  bertlck- 
><ichti«j::t  wenb  n  köiiTien.  Namentlich  aber  würde  man  den 
verschiedenen  Kategorien  der  PflegefUlIe  sehr  viel  mehr  l'"- 
recht  werden  können.  Es  besteht  eine  erhebliche  \'erse}iie(leii- 
lieit  zwischen  gänzlich  verwaisten,  zwischen  nur  vaterlosen 
oder  nur  mutterlosen  Kindern;  ebenso  ist  zu  unterscheiden 


Vgl  oben  S.  37a 


Digitized  by  Google 


VI.  4. 


459 


zwischen  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden,  welchen 

Unterricht  und  Erzieh niip^  zu  Teil  worden  muss,  und  den 
übrigen  Taubstummen  und  Blinden ;  es  wurde  oben  nach- 
gewiesen, dass  ftir  bedtlrftige  erwaclijsene  Taubstumme  keine 
andere  Armenfürsorge  einzutreten  liat,  als  für  andere  be- 
dürftige Personen,  während  für  Bliudö  unter  allen  Um- 
atttnden  fremde  Httlfe  erforderlich  ist.  Auf  der  andern  Seite 
.  kann  man  die  Quotisirung  da  ganz  fortlassen,  wo  die  obli- 
gatorische  Uebönahme  der  Fürsorge  die  Befürchtung  ver- 
acbwenderischer  Behandlung  nicht  wachruft  oder  wo  sie,  wie 
eben  bei  den  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden,  als 
f^ino  andere  Erscheinungsform  der  Unterrielitspflege  auftritt. 
\V  iederum  empfiehlt  sich  wegen  des  eigentüiniieheu  (  liu  akters 
der  Krankenpflege  rlurchans  eine  Abstufung  in  ähnlicher 
Weise,  wie  sie  die  ^Vustak  zu  Frankenthai  durchgeführt  hat. 
Kurz :  man  wird  den  individuellen  Veriiftltnissen  sehr  viel  ge- 
rechter werden,  wenn  man  von  einer  im  voraus  ganz  allgemetn 
festgestellten  Quotisirung  abstellt. 

Jm  übrigen  erscheint  das  Prinzip  dieser  Quoti- 
sirung so  sehr  dem  Stande  der  sachverständigen  Meinungen 
entsprechend .  daas  es  als  eins  der  wesentlichsten 
Mittel  gelten  darf,  die  Armenlast  gerechter  zu  ver- 
teilen, gleichgfiltig  ob  die  Wiedereinführung  des  Heimat- 
prinzips  damit   verbunden  wird  oder  nicht.     Dieser  Punkt 


Das  belgische  Gesetz  Ulsst  der  Bestimmung  des  ange- 
gefÜhrten  Art.  88  gemäss  die  Ausweisung  des  Bedlirftigen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Bedürftigkeit  zu;  es 
kommt  also  in  Wahrheit  auf  denjenigen  Zustand  hinaus,  den 
die  Vertreter  des  Heiraatprinzips  im  Auge  haben  und  der, 
wie  oben  nachgewiesen,  schlechterdings  im  Widerspruch  steht 
selbst  mit  den  massigsten  Ansprüchen  in  Bezug  auf  die  Frei- 


wdsung  neu  angezogener  Personen  vor  voU^detem  Erwerbe 
des  ünterstUtzungswohnsitzes  schon  bei  Yerabfolgung  einer 

kleinen  vorübergehenden  Unterstützung  zugestanden,  so 
hiesse  dies  wieder  den  unleidlichen  Krieg  zwischen  den  Ge- 
meinden heraufbeschwören,  unter  dem  schliesslich  die  Ge- 
iTv  inden  so  gut  wne  die  Bedürftigen  selbst  leiden.  Die  sitt- 
lichen Wirkungen  der  Heimat  würden  auch  mit  diesem 
System  nicht  erreicht  werden  können.  Heimat  oder  Unter- 
stützungswuimsitz  blieben  auch  hierbei  das,  was  sie  seit 
langen  Jahren  in  Baiem  wie  im  Reiche  sind:  ein  finan- 
zielles Prinzip. 

£rkennt  man  die  Richtigkeit  dieser  Schlussfolgerung  an, 
so  wird  man  zu  der  Erwägung  geftlhrt,  ob  man  nicht  gleich 
mit  einem  Sprunge  über  einen  Teil  dieses  kleinlichen  Hin- 
und  Herrechnens  von  ein  paar  Pfennigen  zwischen  den  Orts- 


Gemeinden  die  Aus- 
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armenverbäaden  hinwegkommen  nnd  das  hier  besprochene 
System  benutzen  könnte,  um  die  vorübergehenden  Unter- 
stützungen fraiiz  1111(1  gar  ans  fler  Reihe  der  erstattungspflich- 
tigen Aufwendungen  zu  atreiciien,  nnd  die  vorläufig  unter- 
stützenden Ortsarmenverbändo  durch  ((uotisirte  Beiliülfe  tur 
etwa  hieraub  entspringende  Unbilligkeiten  schadlos  zu  halten, 
im  übrigen  aber  den  ganzen  Apparat  umständlicher  Ermitte- 
lungen auf  die  Utiie  datternder  Bedürftigkeit  zu  be- 
schränken. Dass  diese  Erwägpmg  nicht  das  Ergebniss  einer 
willkürlichen  Betrachtungsweise  bOdet,  beweist  die  Thatsache^ 
dass  derselben  von  einer  grossen  Zahl  von  Fachmännern 
(u.  a.  V.  R  ei  tzen  stein,  Ad  ick  es,  Jelly)  gerade  in  An- 
lehnun^'  an  das  System  der  quotisirten  Beteiligung  Folge  ge- 
geben ist.  Hierauf  wird  im  Zusammenhange  mit  einigen 
anderen  Vorschlägen  im  folgenden  Abschnitte  näher  ein- 
zugehen sein^). 


1)  Vgl  unten  §  181  fl. 


■ 
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Aenderung  einzelner  Gesetzesbestimmungen. 

§  169. 

Neben  den^  im  Vorstehenden  dargelegten  Vorschlägen, 
«Ue  auf  systematiBche  Reformen  in  grösserem  Umfitnffe  abstden, 
bewegen  sich  eine  Anisahl  von  BesserangsroncUJigeD,  die 
lediglich  einzelne  Punkte  des  geltenden  Systems 
betreffen,  im  übrigen  dieses  selbst  unberührt  lassen  wollen. 
Dies  frilt  namontifch  von  FristverHndoning'en ,  Ansflchnun«^ 
oder  Beschränkung  des  §  29,  Verschärfung  der  Zwangsmass- 
regeln gegen  arbeitsscheue  Amic  ii.  a.  m.  Doch  ist  die  Zahl 
derjenigen,  die  von  einzehicu  Acnderungen  Besserung  er- 
warten, eine  yerhältnissmässig  geringe;  meist  geht  mit  der- 
artigen Wtlnschen  der  Wunsch  systematischen  Ausbaus  oder 
•systematischer  Umgestaltung  der  Reichsgesetzgebung  Hand  in 
Hand,  so  dass  die  Verwirklichung  jener  auch  die  Verwirk- 
lichung dieser  zur  Voraussetzung  hat  und  umgekehrt  Die 
hauptsächlichsten  Vorschläge  sind  die  folgenden: 

L  Aendernng  der  Fristen  flii*  Krworh  und  Verlost  des 

Untersttttzangswohusitzes. 

§  170. 

iSchon  als  das  Gesetz  über  den  ünterstUtzungswDhnsitz 
beraten  wurde,  machten  sich  in  Ansehung  der  Fristen  für 
Erwerb  und  Verlust  des  U.-W.  die  verschiedensten  Ansichten 
geltend.  Der  Eutwurt  des  ßundesrates  hatte  die  Frist 
nir  Erwerb  und  Verlust  gleichmässig  auf  fünf  Jahre  ununter- 
brochenen Aufenthalts  und  desgleichen  Abwesenheit  be- 
messen ,  und  wollte  den  Lauf  dieser  Fristen  mit  vollendetem 
24.  Lebensjahre  beginnen  lassen. 
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In  der  Retchsfagskommission  wurden  mehrere  An- 
trtige  gestellt,  die  Altersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  herab- 
zusetzen und  die  Fristen  auf  1,  2,  5  Jahre  zu  bemessen. 

Die  Kommission  entschied  sich  für  das  24.  Lebensjahr  und 
flio  Frist  von  3  Jahren  mit  folgender  Motivirung:  das  Alter 
von  24  Jnlirf'u  entspreche  dem  Irülieren  prenssischeü  Ttkiss- 
Juhrigkeitsü  rinin,  müsse  aber  aus  inneren  Gründen  auch  jetzt 
noch  i'iir  massgebend  erachtet  werden,  weil  erst  mit  diesem 
Lebensalter  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  einigermassen 
sichergestellt  sei.  Bei  der  Wahl  zwischen  den  verschiedenen 
Fristen  des  preussischen  Rechtes  und  denen  der  anderen 
Bundesstaaten  habe  es  zweckmässig  ^^^eschienen,  von  Kor- 
minmg  besonderer  Fristen  für  gewisse  Pei*sonenkIassen  (Dienst- 
boten u.  8.  w.)  und  ebenso  von  einer  Quah'fikatTon  des  Aufent- 
halts durch  Abgabenzahlung  während  dieser  Fristen  abzusehen, 
weil  diese  in  den  einzelnen  Gebieten  höchst  verschieden  sei, 
auf  dem  Lande  oft,  in  den  Gutsbezirken  immer  fehle;  bei 
Festhaltung  einer  Qualifikation  sei  eine  einheitliche  Regelung 
unmöglich.  Fttr  die  Dauer  der  Fristen  könnten  nur  Opuoi^ 
tunitätsgrttnde  entscheidend  sein;  sie  dttrften  nicht  zu  lang 
sein,  um  nicht  die  Landannen  zu  Tennehren,  nicht  zu  kurz^ 
um  nicht  zu  schnell  die  Ortsarmenverbände  zu  belasten;  als 
richtiges  Mittel  erschien*'  eine  Dauer  von  R  Jahren. 

Im  Reichstage  wurden  die  in  der  Kommission  gestellten 
Anträge  zum  Teil  wiederholt.  Für  lange  Fristen  (die  Abgeord- 
neten Schleiden,  Ackermann,  Wed  emcy  er)  wurde  das 
Interesse  der  Gemeinde  geltend  gemacht,  die  ein  Individuimi 
kennen  lernen  und  die  Abwehrungsmöglichkeit  behalten  müBse^ 
wenn  ihr  die  Armenlast  aufbürdet  weäe ;  auch  werde  die  Ver- 
mehrung der  Vagabondi^e  erschwert;  endlich  sei  der  Ueber- 
gang  zu  den  bisherigen  ausserpreussischen  Fristen  ein  leichterer. 
Zu  Gunsten  kurzer  Fristen  (v.  Saltzwedell,  Hirsch, 
F  r  i  e  d  e  n  t  h  a  1 )  wurde  namentlich  angeftihrt .  dass  der  Orts- 
annenverbaud  möglichst  bald  fiir  den  Bedürftigen  interessirt 
werden  müsse  und  es  im  Interesse  guter  Armenpflege  liege» 
dass  möglichst  wenige  Personen  landarm  würden,  liezüglich 
der  Altersgrenze  bebiuptete  ein  Teil  (Hirsch,  Stephanie 
Ackermann),  dass  der  Zeitpunkt  der  wirtschafUichen 
Selbstitndigkeit ,  namentlich  für  die  weibliche  Bevölkerung, 
schon  mit  d«n  2L  Lehensjahr  erreicht  sei,  wUlircnd  ein  anderer 
( Fr i Odenthal,  v.  Puttkamer  als  Bevollmächtigter  des 
Bundesrats)  das  24.  Lebensjahr  hierfür  massgebend  erachtet<\ 
Zur  Annahme  ge]anp;'ten  schliesslich  das  24.  Lebensjahr 
und  2  Jahre  für  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
stütz imgswohnsitzes. 

In  weiteren  Kreisen  ist  die  erneute  Erörterung  dieser 
Fragen  zunttchst  durch  einen  Entwurf  des  Bundesrats 
von  1877  wieder  angeregt  worden,  der  die  Herabsetzung 
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der  Altersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  und  der  Frist  fUr 
Erwerb  und  Verlost  auf  1  Jahr  beabsichtigte;  doch  wurde- 

demselben  keine  gesetzliche  Folge  gegeben.  Die  nächste  Ge- 
legoTilieit  zur  öffentlu  l^f^ii  MeinungsäusseriiTig  boten  sodann  die 
Antrüge  Varnbüler  und  Genosson  im  Reichstage  1881,  so- 
wie die  Verhandlungen  des  Armenpflegerkongresses  von  1881 
und  1882.  Ausserdem  haben  aber  auch  sehr  viele  einzelne 
Verwaltungen,  sowie  Städtetage,  Delegirtenkonferenzen  und 
ähnliche  Vereinigungen  Veraiuaasung  genommen,  sich  Uber- 
diese  Fragen  ausEusprechen^). 

Eb  ist  nicht  wohl  mOgUch,  aber  aach  ohne  wesentliches- 
Interesse,  alle  Aenderangsvorschläge  einzeln  au&uzählen  und 
durch'/ugohen.  Denn  keiner  derselben  hat  zu  den  Bestim- 
11) linken  der  verschiedenen  bundesstaatlichen  Gesetzgebungen 
und  den  bei  Beratung  des  Keichsgeisetzes  gewün.sciiten  Fest- 
setzungen etwas  wesentlich  Iseues  hinzuzutlkgen  vermocht,  weil 
in  der  That  jede  denkbare  Kombination  schon  vordem  irgend* 
wie  yemucht  worden  war.  Die  Bedentung,  welche  den  Frisir 
Setzungen  als  Bestandteil  der  Armengesetai^ebung  überhaupt, 
znkonimt,  habe  ich  an  anderer  Stelle  darzulegen  versacnt 
(oben  §  82). 

Nach  gewissen  Gesichtspunkten  lassen  sich  diese  Aousse- 
rungen  und  Vorschläge  nun  in  vier  Gruppen  sondern^ 
deren  jede  einem  bestimm te.n  Standpunkt  entspricht. 

Diejenigen  erstens,  welche  die  kurzen  Fristen  für  einen 
Hauptbelastungsgrund  der  dem  Zuzug  am  stärksten  ausge- 
setzten Gemeinden  erachten,  emfehlen  lange  Erwerbs- 
fristen*). 

Zweitens  wünschen  diejenigen,  welche  von  der  langen 
Dauer  der  Erwerbsfristen  die  stärkere  Belastung  der  Abzugs- 
gemeinden  ffircliten,  di*>  TT  erabsetzung  der  Altersgrenze- 

und  der  Erwerbs  tri  st®). 

Diejenigen  drittens,  welche  prinzipiell  dem  iieimatsystem 
zugeneigt  sind,   wünschen,  sofern  dieses  nicht  zu  erlangen,. 

*)  Y^l.  oben  S.  18  iF.  Und  die  folgenden  A]uiierkiiii||;eD.  —  Unter 

dem  2^^.  Febr.  1879  hatte  der  prcuss.  Minister  des  Innern  cm  Zirkular  an 
die  Annenverwaltouffen  erlassen,  in  dem  unter  anderem  auch  um 
Aenawrang  über  die  rasten  und  die  Alter^renze  ersaeht  wird. 

*)  Namentlich  Stfidte  und  3 tfid tische  InteresHenvertretun- 

f en:  so  die  Delegirtenkonferenz  der  p^rosseren  St.idte  ÜJidens  vom  2').  Juli 
877;  die  vereinigten  hessischen  Städte  vom  2G.  Januur  1578  u.  a.  m. 
Vgl.  die  Mitteilungen  über  diese  und  viele  ähnliche  AeaaaeruDgen  in  der 
D.  Gem.-Z.  187H  S.  36,  1877  S.  119;  ausserdem  1877  S.  71.  77.  97.  111.  113.. 
151;  1880  ä.  47.  206;  1882  8.  167;  1883  S.  135.  283;  188Ö  8.  125  u.  s. 

*)  Namentlich  ISndliche  InteresBenTertretaiiiBren,  so  die- 
Petition  des  Vorstandes  des  03tj)reuH.si8chen  landwirtschaftlichen  Zcntral- 
vereins  zu  K<inigsiberg  und  die  l'etition  von  Mitgliedern  der  (  Jemeinde 
Salpkeim,  über  welche  der  Bericht  der  Keichstagskonuuissiun  für  Petitionen 
Tom  4.  Mai  1880  zu  vergleichen;  Besclduss  dvs  preussischen  Landes» 
Ökonomiekollegiums  in  der  Sitzung  vom  22.-25.  Oktuber  1^77;  Antrag 
des  Abgeordneten  Graf  Stolberg  im  Reichstage  1881,  Drucks.  Nr.  187  u.  a.  m.^ 
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Fristbestimmungen,  welche  eine  demselben  ähnliche  Wirkung 
liben,  namentlich  längere  Fristen  für  den  Verlust 
als  für  den  Erwerb  des  Unter  stützun  gs  wo  hii - 
isiitzes,  so  dass  Jemand,  der  bereit*}  längere  Zeit  von  der  Ge- 
meiinle  des  früheren  Unteretützungswohnsitzes  abwesend  ist, 
nicht  mangels  des  Neuer  werbe*  sofort  Landarmer  wird,  sondern 
noch  einige  Zeit  den  alten  ünteratttlsan^wobnsitaB  behfllt^). 

Diejenigen  viertens,  welche  die  Einführung  des  Heimat- 
prinzips  wünschen,  halten  überwiegend  die  b airische  Frist 
von  fünf  Jahren  sum  Erwerbe  der  Heimat  für  an- 
gemessen; einige  wollen  auch  die  Qualifikation  durch 
Abgabenzahl ung  hinzutreten  lassen^). 

§  171. 

Als  leitender  (iesichtüpunkt  für  Feststellung  von  Friät- 
bestimmungen  wird  immer  die  den  Erscheinungen  des  wirk- 
lichen Lebens  entsprechende  Wahrscheinlichkeit  gelten 
müssen.  Hierfür  eigab  sieh  nun  bei  Betrachtung  des  Wirtschaft- 
liehen  AequivalentB^),  dass  in  den  mittleren  Altersklassen,  so 
viel  sich  erweisen  läsat,  die  Httlfsbedllrftigkeit  regelmässig 
nach  mehr  als  fünfjährigem,  meist  erst  nach  zehn-  und  zwanzig- 
jährigem Aufenthalt  eintritt,  im  jüngeren  und  im  höheron 
Leben.salt<'r  dagegen  Unterstützung  oft  schon  naeli  kurzem 
Aufenthalt  nötig  wird.  Diese  Wahrnehmungen  wei.sen  darauf 
hin,  dass  die  Unzweckmässigkeit  der  reichsgcisetzliehen  Frist- 
bestimmungen zum  Teil  darin  liegt,  dass  sie  ganz  allgemein 
fttar  alle  Fälle  gelten  sotten,  während  sie  dem  wirklieben  Leben 
nicht  in  Bezug  auf  alle  FäUe  entsprechen,  und  dass  jede 
anderweite,  eben&Us  zu  allgemeiner  Geltung  bestimmte  Fest- 
setzung ebenso  unzweckmAasig  sein  würde.  Man  wird  also, 
wenn  man  nicht  wieder  fruchtlose  Bemühungen 
anstellen  will,  die  einzelnen  Fälle  scheiden 
müssen. 

Zunächst  wird  man  also  die  mittleren  und  sesshaften 
Altersklassen  ganz  ausser  Beti-aeht  lassen  köuuen,  für  deren 
WohnsitzverhlUtnisse  die  föntjährige  Frist  dieselbe  Bedeutung 
haben  würde,  vrie  die  zweijiihrige.  Dagegen  sind  die  jungen 
und  die  alten,  sowie  diejenigen  Personen  in  Betracht  zu  ziehen, 
welche  regelmässig  weniger  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  zu 

»)  Antrag  Gerwig:  Erwerb  8  Jahre,  Verlust  ä  J.;  Antrag  Streit: 
Veritntfrist  immer  6  Jahre:  im  Reichstage  1881,  Drucks.  Nr.  166.  171; 
V.  d.  Goltz,  Drucks,  d.  D.  V.  1885  Nr.  8.  —  Auch  schon  bei  Beratung^ 
des  Gesetzes  im  Reichstage  hatte  Miquel  auf  dit  wahrscheinliche  Ver- 
mehrung der  Landarmen  durch  Gleichstellung  der  Lrirerbs-  und  Verlust- 
fristen  bingowiesen. 

^)  V.  Varnbüler  und  Genossen  im  Reichstage  T^^l  Druck», 
^r.  124;  Gem.-Z.  188U  S.  206,  im  S.  135,  1885  ISS  und  au  anderen 
Stelleii:  Lnthardt  S.  64;  Elrers  S.  133;  Germersbaiisen  S.  85 
(2— 5jähng(>  Frist  mit  Abgabenzablunff)  u.  a. 

3)  Vgl.  oben  S.  212  £ 
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bleiben  pflegen  und  in  Folge  der  kursen  Verlustfrist  alsbald 
landarm  weraen. 

Bei  Erwägung  der  einaelnen  Aenderungsvorschlägc  ist  es 

nun  von  grossem  Interesse  zu  betrachten,  von  welchen  Seiten 
dieselben  Widerspruch  und  Beifall  erfahren  haben.  Es  waren 
näiulich  und  sind  noch  ^gegenwärtig  vor  allem  die  Städte  und 
die  Vertreter  .s  t  ä d  t  i  s  c  Ii  e  r  Interessen,  welche  den  Pristherab- 
setzaiigcu  enerKi^ch  widersprechen ,  und  es  waren  und  sind 
Tor  allein  die  Vertreter  ländlicher  Interessen,  denen  keine 
Frist  kuns,  keine  Altersgrenze  niedrig  genug  erscheint^). 

Und  in  der  That  wird  man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  jede  Herabsetzung  der  Frist-  und  Altersgrenze  vor- 
nehmlich zu  Lasten  der  Städte  sein,  jede  Verlängerung  der  Er- 
werbs- und  Verlusttristen  namentlich  die  ländlichen  Gemeinden 
treffen  würde ,  weil  in  den  einen  starker  Zuzug ,  von  den 
audern  starker  Al)/ug  statttindet.  Namentlich  würden  hier  die 
jugendlichen  Altersklassen  schwer  ins  Gewicht  fallen,  wenn  die- 
Belben  anstatt,  wie  gegenwärtig,  mit  26  Jahren  den  selbstän- 
digen Erwerb  desUnterstiltzungswohnsiiises  zu  vollenden,  bereits 
mit  22  Jahren  dies  zu  thun  im  Stande  wären.  Umgekehrt 
würden  «'Ijondiesclben  gänzlich  für  die  Annrnlast  der  Zuzugs- 
gemeinde in  Fortfall  kommen,  wenn  di(  Frist  auf  5  Jahre 
erhöht  würde,  weil  sie  dann  erst  mit  voll  iidetem  29.  Lebens- 
jahre einen  selbständigen  UnterstUtzungswohnsitz  erworben 
nahen  köiint<'n. 

Ob  man  sich  nun  in  der  einen  oder  anderen  Riclitung  ent- 
scheiden soll,  wird  im  wesentlichen  von  der  Meinung  abhängen, 
die  man  Uber  dies  ganze  Saehverhältniss  hat,  davon  also,  ob  man 
glaubt,  dass  durch  die  längeren  Fristen  eine  engere  Beziehung  zu 
der  Abzug«gemeindegeschaiFen  werden  und  dasBewusstsein,  erst 
nach  fünf  Jahren  oder  schon  nach  einem  Jahre,  nach  vollendetem 
24.  oder  21.  Lehimsjahre  den  UnterstlU/unLr^'^vohn.sitz  zu  er- 
werben, die  Arbeitsuchenden  vom  Wandern  ziirüeklialten  kann, 
ob  man  endlich  glaubt,  in  der  durch  die  anderweite  Fristsetzung; 
geschalFeuen  Verteilung  der  Araienlast  der  Gerechtigkeit  mehr 
öenüge  zu  thun  als  bisher.  Dies  alles  ist  mehrfach  er- 
-Ortert  worden.  Der  hier  vertretenen  Meinung  entspricht  es 
freilich,  von  den  Friständerungen  keine  wirtschaftliche  oder 
sittliche  Besserung  zu  erwarten,  und  im  Sinne  des  finanziellen 
Prinzips  hauptsächlich  die  Leistungsfähigkeit  der  Arraenverbände 
und  die  ihnen  obliegenden  Anfgaben  als  entscheidendes  Moment 
ins  Auge  zu  fassen.  Dies  bedeutet  so  viel,  als  die  Verlängerung' 
der  Frist  für  ein  Mittel  erachten,  die  Last  noch  ungerechter 
zu  machen,  als  sie  ohnehin  ist,  die  kleinen  leistungsunfHhigen 
Verbände  mit  Aufwendungen  zu  beschweren,  deren  Erstattung 

1)  VgL  die 

Fonekw«Mi  (t7)  VI.  4.  -  MftMtwiMiv.  SO 
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ihnen  ganz  besonders  schwer  ftlllt.  Weil  aber  nicht  verkannt 
werden  kann,  dass  man  auf  der  andern  Seite  nicht  wohl  den 
grösseren  Gemeinden  die  ganze  Armenlast  gerade  in  Ansehuii^^ 
aller  zuziehenden  Personen  ftufbfirden  kann,  so  wird  man  za 
der  bereite  am  Ende  des  §  1 68  angedeuteten  und  im  Nachstehenden 
weiter  zu  verfolgenden  Erwägung  gi  fi  l  rt,  dit>  ünterscheidung- 
von  vorübergehender  und  dauernder  HüliHbedürftigkeit  auf  der 
einon  Seite,  die  IToranziehnng  grösserer  Verbändt*  auf  dor  andern 
»Seite  noch  in  weiterem  Urninge  für  die  Verteilung  der  Armen- 
last  nutzbar  zu  macheu. 

2.  Aendernui;  der  Vorschriften  in  Bexng  aof  die  Erstat^ 

tnng  Ton  Unterstfitzangen. 

A.    Die  Kosten  der  Krankenpflege, 
a.   Im  allfeaelMD. 
g  172. 

Unter  Krankenpflege  ist  im  Sinne  der  annenrechtlichen 
Verpflichtung  ganz  allgemein  diejenige  Hülfeleistung  zu  ver- 
stehen, die  gewtthrt  wira,  tun  ein  Individuum  in  den  Zustand 
der  Gesundheit  zurückzuversetzen;  sie  unterscheidet  sich  v^a 
der  oben  besprochnen  Fürsorge  fttr  Gebrechliche  dadurch, 
dass  sie  nur  dem  Zwecke  der  gesundheitliehen  Fürsorge  dient^ 
während  in  jenen  Fällen  es  sieh  um  ul<  irhzeitige  Unter- 
stützung aueh  in  Beziehung  auf  Unterkumnien ,  Verpflegung 
u.  8.  w.  handelt,  und  ferner  dadurch,  dass  dort  ein  Zustand 
dauernder  Bedürftigkeit,  hier  zwar  sehr  verschieden  geartete,  aber 
lediglich  vorübergehende  Gesundheitsstörungen  beseitigt  wer- 
den sollen  und  dass  hierzu  durchaus  nicht  immer  erhebliche 
und  kostspielige  Hülfeleistungen  erforderlieli  sind.  Neben  An- 
staltspflege kommen  namentlich  noch  ärztliche  Ratschläge,  Ver- 
abfolgung von  Arzneini  i  tteln,  Gewährung  von  stilrkendeu  Lebens- 
mitteln (Wein,  Milch,  Fleisch  u.  s.  w.)  in  Hetraelit. 

Für  die  Fraise  einer  Entlastung  der  Ortijarmenverbände 
liegt  also  daa  Sachverhältniss  anders,  als  bei  der  Pflege  dor  Ge- 
brechlichen, weil  es  sich  nicht  notwendig  immer  um  Aufwendungen 
handelt,  welche  die  Krftfte  seihst  eines  kleinen  Armenverbandea 
übersteigen.  Man  darf  also  nicht  ganz  allgemein  die  Kranken- 
pflege zu  den  am  schwersten  belastenden,  eine  Besseniog  er- 
fordernden Aufgaben  der  öffentlichen  Armenpfle^  rechnen, 
sondern  muss  genauer  zwischen  den  einzelnen  Kategorien  unter- 
scheiden, wie  es  in  der  Literatur  aueh  überwiegend  geschieht- 

Man  erinnere  sich,  dass  sicli  ein  Unterschied  des  Alters 
geracUi  in  Bezug  auf  vorübergehende  Erkrankungen  gegen- 
über den  Gebrechlichen  auf  der  einen,  den  Bedürftigen  im 
allgemeinen  auf  der  andern  Seite  bemerkbar  machte,  and 


Digitized  by  Google 


VI.  4 


467 


-  dftss  bei  den  jugendlichen  AlteraklaBsen,  welche  vorttbergehcnd 
hülfcbedürftig  werden,  der  überwiegend  grösste  Tfieil  es  durch. 
Krankheit  wird.  Und  weil  nun  weiter  vornehmlich  Angehörige- 
dieser  Altersklassen  es  sind,  welche  als  Tagearl)oitt  r,  (lowcrbs- 
gehUlfen,  Dif^nstlioten  ausserhalb  ihres  Oolnirtsortes  Krwerb 
suchen,  so  bildet  keine  Art  der  HüU'eleistung  in  höherem 
Masse  den  Gegenstand  der  Erstattung  von  einem  Arnienver- 
band  zum  andern  als  die  Krankenpfl^e.  Und  weil  wiedemm 
der  Zuzug  von  auswärts  im  wesenmchen  nach  den  Städten 
und  Industriebezirken  stattfindet,  so  sind  es  diese  vornehmlich^ 
welchen  erstattet  werden  muss,  —  die  kleinen,  namentlich  die 
ländlichen  Annenverbände,  welche  erstatten  müssen.  Gilt  nun 
hierbei  im  allgemeinen  das,  was  von  Leistungsfilhigkeit  und 
Lei8tUTi^]:;^snnfhhigkeit  der  Armenver bände,  von  umständlichen 
Ermittelungen  und  Vielschreiberei  av(  l<  ii  gerin «^-t'iij^iger  Be- 
träge u.  s.  w.  zu  sagen  war,  so  hebt  sieh  doch  als  deijenige 
Punkt,  der  in  beiden  Beziehungen  eine  Besonderheit  diese» 
Zweigt  der  Armenpflege  bildet^  die  Anstaltskranken- 
pflege  heraus.  An  sie  knüpfen  sich  wesentliche  und  eigentüm- 
liche Beschwerden ,  deren  Gegenstand  sowohl  die  allgemeine 
Verpflichtung  jedes  Ortsarmenverbandes  zur  vorläufigen,  sowie 
die  spezielle  Verpflichtung  des  Dienst-  und  Arbeitsortes  zur 
endgültip^en  Kranken fnrsr.ro"e  ist,  wobei  namentlich  die  im 
ersteren  Falle  massgebende  bpezialvorsehrit't  des  §  30  hervor- 
gehoben wird,  die  Erstattung  nnr  naeli  einem  gewissen  Tarif 
fordern  zu  dürfen.  Beide  Verpflichtungen  bilden  beabsichtigte 
Ausnahmen  von  der  im  übrigen  durch  das  Reichsgesetz  fest- 
gehaltenen Norm,  die  Erstattung  seitens  des  endgültig  verpflich- 
teten Armen  Verbandes  in  dem  Um  t  u  Ige  der  wirklichen  Aufwen- 
dung des  vorläuflg  unterstützenden  Verbandes  eintreten  zu  lassen» 
Ihnen  gelten  daher  auch  in  erster  Linie  die  im  folgend en  zu  he- 
sprechendtm  Refonn Vorschläge,  welche  in  dem  eben  angedeuteten 
Sinne  auf  gänzliche  Beseitigung  der  Erstattung  in  den  Fällen  der 
Krankenhülfe  abzielen.  Doch  bedarf  eb,  bevor  auf  die  Vorschläge^ 
näher  eingegangen  wird,  noch  einer  kurzen  Beti'achtung  der  ge- 
nannten beiden  Gesetzesbestimmungen. 

b*  Das  Erstattuugs-  und  Tarifwesen« 
§  173. 

§  30  Abs.  2  bestimmt:  ,.Die  llolie  der  zu  erstattenden 
Kosten  richtet  sich  nach  den  um  Ort  der  stattgehabten  Unter- 
Stützung  über  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützung  gelten- 
den Grundsfttasen^  ohne  dass  dabei  die  allgemeinen 
Verwaltungskosten  der  Armenanstalten,  sowie  be- 
sondere Gebühren  für  die  Hülf(deistung  fest  remunerirter 
Armenftrzte  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen/ 

80« 
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Abs.  8:  «Für  solche  bei  der  Öffentlichen  Unterstützung 
häufig  vorkommenden  Aufwendungen,  deren  täglicher  oder 
wöchentlicher  Betrag  sich  in  Pauschquanten  feststellen  läset 
(z.  B.  Verpflcgungssntze  in  Kranken-  oder  Armenhäusern), 
kann  in  jodcm  Bundesstaate  ent\ved«!r  für  das  ganze  Staats- 
gebiet gleichmässi«^  odor  bezirksweise  verschieden  ein  Tarif 
aufgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht  werden,  dessen 
Sätze  die  Erstattungsforderung  nicht  übersteigen  dar£" 

Die  Generalkosten  hatte  bereits  das  preussische  Gesetz  von  1842 
ausser  Ansatz  zn  lassen  verordnet.  In  den  Entw.  des  Bundesrats  war 
diese  Bostimmung  nicht  fibergegangen.  Die  Hcichstags- Kommission 
nahm  dieselbe  wieder  auf.  Dagegen  wurde  die  Stelle  wegen  der 
^Armenärzte",  sowie  der  ganze  Abs.  3  erst  auf  Antrag  der  Ahgeord- 
neteii  Frosch  bezw.  v.  Uuruii>Bomst  in  der  zweiteu  und  diitlen 
Lesung  im  Reichstage  aDgenommen.  IHe  Kommission  hatte  sieh 
l&r  die  you  ihr  beschlosseiie  Fassang  ans  der  Erwägung  heraus 
entschieden,  dass  man  zn  sehr  grosseni  den  zar  vorläufigen  Fürsorge 
verpflichteten  Armenverbtoden  sehr  schädlichen  Ungleichheiten 
kommen  wtlrde,  wenn  man  für  die  Erstattung  nicht  den  wirklichen, 
sondern  den  im  Bezirke  des  endgültig  verptlieliteten  Verbandrs  üb- 
lichen Aufwand  massgebend  sein  liesse.  Namentlich  wurden  die 
schon  in  der  Kommission  gestellten  Anträge  auf  Taritirinm  abgelehnt, 
weil  die  ijeiürchtuug  vorhauden  sei,  dass  dann  in  vielen  1  aileQ  der 
Wirkliche  Aufwand  nicht  erstattet  werden  oder  dass  die  Armen« 
pflege,  indem  sie  sich  den  geringeren  Tarifen  anbequeme,  schlechter 
werden  würde. 

Als  nun  im  Reichstage  hieranf  zorttckgekommen ,   und  die 

später  in  das  Gesetz  übergegangenen  Anträge  wiederholt  wurden, 
sprachen  sich  die  Abgeordneten  v.  (■  n  ruh-Bomst,  Stephanie 
V.  Sciiwerin-Pntzar,  v.  Puttkamcr,  v.  Jagow  für  die 
Annahme  aus,  weil  1 )  eine  sclir  grosse  Ilartc  in  der  unterschiedsloseu 
Kratuiuuig  an  grosse,  teuer  wirtscUaiu-iMie  Armcnvcrbaude  seiiens 
Udner,  leistungsnnfUüger  Gemeinden  liege,  2)  wegen  grosser  Schwie- 
rigkeit der  Berechnung  und  unnützer  Schreiberei,  3)  weil  aUgameiae 
Tarife  eine  gewisse  Ausgleichung  brächten  und  weil  es  4)  eine  Y«r- 
locknng  zu  kostspieligen  Einrichtungen  sei,  wenn  gewusst  würde,  dass 
alles  erstattet  werde.  —  Dagegen  führten  die  Abgeordneten  Graf 
Kleist  und  v.  ITennincr  aus:  1)  dass  Nichterstattung  von  Auf- 
wendungen für  zugezogene  Personen,  an  denen  die  Aufenthaltsgeracinde 
gar  kein  Interesse  habe,  ebenfalls  eine  grosse  Härte  sei,  2)  da»» 
die  Armenpflege  darunter  leideu  würde,  '6)  dass  kostspielige  Ein- 
richtungen nicht  zu  befürchten  seien,  w^  keine  Gemeinde  ihre 
Krankenhäuser  n.  s.  w.  mit  Rücksicht  auf  Fremde,  sondern  naeh 
Massgabe  des  einheimischen  Bedttrfiiisses  einrichte. 

Die  Aufstellung  der  Tarife  ist  Sache  der  Landesgesetzgebung ; 
auch  sind  die  Tarife  nur  wirksam  zwischen  Armenverbänden,  welche 
demselben  Bundesstaat  angehören,  sofern  sie  nicht  durch  Verein- 
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baning  Ober  das  Gebiet  mehrerer  Bundesstaaten  erstreckt  werden. 
Soweit  also  kein  Tarif  anfgestellt  ist,  darf  der  wirkliche  Aufwand 
unter  Ausschluss  der  allgeuirineii  Verwaltnngskostcn  liqaidirt  werden; 
auf  der  andern  Seite  brauc  ht  aber  da,  wo  Tarife  gelten,  nicht  aus- 
drücklich bewiesen  zu  werden,  dass  die  Tarifhühe  durch  den  wirk-, 
liehen  Avfwand  erreicht  worden  ist;  die  S&tze  desselben  sind 
Panschal-,  nicht  Mazimalsätze;  Tgl.  denZirknlar-Erlassdes 
prenss.  IGnisterinms  des  Innern  vom  28.  April  1871. 

In  Preussen  werden  die  Tarife  ron  dem  Ministerinm  des 
Innern  nach  Anhörung  der  Pro vinzial- Vertretung  bezw.  der  Kommunal- 
landtagc  geregelt  (§  35  A.-G  ).  I)er  ältere  Tarif  vom  21.  August 
1871  (Min.-Bl.  S.  249)  ist  aulgehuberi  durrh  den  Tarif  vom  12. 
August  1878  (Min.-Bl.  S.  259),  welcher  die  früheren  Grundsätae 
beibehält  und  nur  die  Kostensätze  erhöht: 

1)  U\T  erkrankte  und  erwerbsunfähige  Personen  über 
14  Jahre  für  Ortschaften: 

a)  in  den  beiden  höhereu  Servisklsssen^)  80  Pf. 

b)  in  den  drei  niederen  «  60  Pf. 

2)  fOir  Arst  nnd  Arzneimittel  20  Fl 
8}  extra  können  berechnet  werden: 

die  Kosten  für  Kleidung, 

erhebliche,  besonders  motivirte  Mehraufwendungen 

(mit  Ausschluss  des  Pauschqnantums) 

besonders  auch  für  Personen,  die  noch  nicht  14  Jahren  oder  nicht 
völlig  arbeitsunfähig  sind. 

Würtemberg  hat  von  seiner  gleichartigen  lieiugniss  in  Art. 
24  bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  —  Ftlr  Sachsen:  Verordnung 
vom  15.  Juni  1876,  abgedroekt  in  Zeitsehr.  des  sächs.  stat.  Bar. 
Jahrgang  28  S.  42.  Ohne  Unterschied  der  Grösse  der  Orte  beträgt 
in  Krankheitsfällen  der  Satz  für  Personen  Ober  14  Jahre:  1  Mark^ 
damnter:  60  ?f.  Besondere  Berechnung  des  Mehraufwandes  in 
Ven^'undungsfälle^  oder  bei  besonders  schweren  und  anstecken  den 
Krankheiten  ist  nachgelashen.  —  Von  den  übrigen  Staaten  haben  nur 
Sachsen-Weimar,  Sachsen-Meiningen,  Anhalt,  Schwarz- 
burg-RuduIstadtj  Waldeck,  Keuss  ä.  L. ,  beide  Lippe 
.   Tarife  aufgestellt. 

Wo  keine  Tarife  gelten,  soll  nsch  konstanter  Jndikatnr  des  B.-A, 
f.  d.  H*  die  besondere  Berechnung  aller  einzelnen  Liefemngen  mit  Ans- 
schluss  der  allgemeinen  Yerwaltungs- Kosten  die  Regel  bilden,  wobei 
namentlich  zu  prüfen  ist,  ob  eine  Lieferung  wirklich  erfolgt  ist,  und 
wenn  erfolgt,  ob  dieselbe  notwendig,  ev.  ob  der  dafür  geforderte  Preis 
angemessen  war;  vgl.  namentlich  die  Kütscheidunt;^  vom  30.  Juni 
188r.  XVII  S.  118.  Auch  Eger,  Komm.  S.  16ö  und  die  kürzere 
Zusammenstellung  bei  Wohlers  S.  96. 


1)  Vgl.  Serviskl.-Ges.  v.  3.  August  1878,  RGBl.  S.  243  und  die 
Verordnungeu  v.  22.  Febr.  18öl  und  9.  Mai  1882,  RGBl.  S.  85  u.  57. 
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§  174. 

Von  den  Befürchtungen,  die  man  bei  Ikratung  der  Tarif- 
anträge geäussert  hatte,  haben  sicli  nun  diejenigen  als  unbejsxründi  t 
crmcsen,  welche  von  den  Tarifen  einen  EinÜuss  auf  den  Zustand 
•der  Erankenanstalten  erwarteten.  Wenigstens  findet  man  nirgends 
die  Wahmehmmig  au^sesprochenf  daas  sich  ein  Ärmenvenmnd 
durch  sie  yenmlasst  gesehen  habe,  um&ngrr  ichr  re  Veranstaltungen 
zu  treflen»  als  sie  ohnehin  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege zu  treffen  waren. 

OnfjHgen  sind  weder  die  vorläutiji',  noch  die  endgültig  ver- 
pflichteten Armen  verbände  durch  die  Tariie  zufriedeug^tellt,  weil 
die  ersteren  e>t  sind  dies  namentlich  grössere  (  ienieinden  mit  guten 
Anstalten  —  nicht  entfernt  den  Aufwand  ersetzt  zu  erhalten  be- 
haupten, den  sie  ihrerseita  machen  mttsseni  und  weil  die  lefsterai 
—  es  sind  dies  namentlich  die  kleinen  Gemeinden  —  die  Nötigung 
SU  jeder  selbst  geringen  haaren  Erstattung  schwer  empfinden. 
Es  wird  daher  auch  ausgesprochen ,  dass  es  mit  der  im  Reichs-' 
tage  vorausgesetzten  Ausgleichung  ähnlich  })estelh  sei,  wir  mit 
der  Ausgleichung  des  Anneiinufwandes  iiherhaupt,  so  das* 
zwar,  nach  grösseren  Bezirken  gerechnet,  ciiM  ^.olehe  süitttinde, 
aber  die  ungerechte  Belastung  des  einzdnen  Armen  Verbandes 
dadurch  nicht  verhindert  würde.  Xamentlich  wird  hier  noch 
beklagt,  dass  die  Ausgleichung  nicht  nach  gewissen  wirtschaft- 
lichen Grundtiltsen,  wie  etwa  nach  Hasi^he  des  Wirtschaft- 
tichen  Aequivalents  stattfinde,  sondern  dass  aufilllige  äussere 
Momente,  namentlich  der  Besitz  einer  guten  Anstalt  und  die 
Lage  des  Armenverbandes  an  der  lleerstrasse,  für  die  Freqneos 
seiner  Krankenanstalten  entscheidend  wären. 

Vgl.  hierzn  die Aasfahnmgen oben  S.  246—249.  Die  Khigen  sind 
sehr  zahheich,  namentlich  seitens  der  Städte.  So  meint  Frankfurt  a. 
M.,  dass  wohl  keine  andere  Stadt  so  sehr  wie  sie  durch  «lie  Freizügig- 
keit betroffen  worden  sei,  wegen  ihrer  Lage  als  prcussi^^che  Grenz- 
station gegen  das  Ausland  und  wegen  ihrer  Nachbarschaft  mit  liaiern. 
Yerwaltungs- Bericht  für  1881  82.  —  Aebnlich  klagt  i  rioiloberg  i.  N. 
mit  dem  Hinweis,  dass  es  an  der  gros^  Heerstrasse  liege,  die  sich 
von  Berlin  nach  Königsberg  i.  Pr.  ziehe  und  dass  deshalb  sein  Kranken- 
bans in  ungebfibrlicber  Weise  frequentirt  werde.  Yerwaltungs-Berieht 
für  1882  83.  —  Aehnlich  Kreuznacb,  Anklnm  in  don  Verwallungs- 
Berichten  für  1882  83  u.  a.  —  Nach  einer  hei  Ad  icke s  S.  796 
für  Altona  gegebenen  Berechnung  würde  sich  1879  80  die  Erstaltunirs- 
summe  (bei  1.50  Mark  wirklichen  Aufwands  fi\T  den  VerpHegungs- 
tag)  auf  22  846  Mark  gestellt  habon,  während  tarifgemäss  (1  Mark 
pro  Tag)  nur  15  231  Maik  erstattet  wurden.  —  Frankturl  a, 
schätzte  in  dem  Yerwaltungs-Bericht  für  1881.82  seiueu  diesbezüg- 
lichen Verlast  anf  50  ^/o. 

Mit  Bezog  auf  den  Einfluss  der  Vagabondage  machte  man  in 
Wflrtembsrg,  in  Hessen  und  ganz  neuerdings  in  Berlin  die  Wahr- 
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«ehmiuig,  dass  die  erheblichen  Sehwankongen  in  der  Freqaenz  der 
KrankeDanstalten  mit  der  Zn*  bezw.  Abnahme  der  Verbreitung  der 

Krätze  und  anderer  Haut-  und  Unreinlichkeitskrankheiten  unter  den 
zureisenden  Vaganten  zusammenhängen.  £&  befanden  sich 
aiamiich  in  würtembergischen  Krankenanstalten 

im  ganzen       speziell  an 
Verptiegte  Krätze  erkrankt 

1878  24  977  4820 

1879  27  700  6726 

Ygl.  WQrtembergisehe  Jahrbücher  1884  S.  288.  —  In  den  Beitr.  zur 
Stat.  des  Grossh.  Hessen  Bd.  23  Heft  2  wird  dieselbe  Wahrnehmung  betr. 

lebris  recurrens  mitgeteilt.  —  Zufolge  dem  Verwaltungsbericht  betr.  das 
städtische  Krankenhaus  zu  Moabit  fttr  1884/85  gehörten  1995  d.h.  ca. 
50  ®/o  aller  aufgenommenen  Kranken  dem  vagabondirenden  Proletariat 
an.  —  Vgl.  ausseiflrm  die  Verhandlungen  der  mehrfach  genannten 
Städtetage,  sowie  die  Zuschrift  aus  Hannover  in  der  Deutschen 
Gemeinde- Zeitung  1877  S.  157:  Das  Tarifwesen.    Ein  Notschrei. 

Am  unzweideutifj.stcn  kommt  die  WirLuiiL;  des  Erstattimtrs- 
Wesens  gerade  in  Kränkenjttl«'L':<'t;ill(Mi  in  der  Abschiebung 
zum  Ausdruck,  welche,  wie  oben  dargelegt  wurde,  bei 
keinem  andern  Zweige  der  Armenpflege  in  gleichem  Masse 
wahrzunehmen  ist  Namentlich  ist  es  die  Uebemahme  der 
vorläufigen  Fürsorge ,  vor  der  sich  die  Armenverbände  auch 
bei  bekannter  Ortsangehörigkeit  des  Kranken,  nicht  su  dessen 
"Vorteil,  ängstlich  zu  hüten  suchen*).  Dem  entsprechend  hat 
sich  denn  auch  eine  reiche  Kasuistik  bezüglich  dieses  Punktes 
entwickelt:  besonders  auch  darüber,  was  n'bim  dem  Tarif  liqni- 
dirt  werden  darf  und  was  unter  Verwaltungskosten  zu  verstellen 
ist.  Obwohl  im  einzelnen  ohne  Interesse,  macht  dieselbe  jeden- 
falls ersichtlich,  dass  möglichst  versucht  wird,  neben  den  iaiif- 
gebtlhren  noch  etwas  beraaszudrttcken'). 

-e*  Die  Terpfllehtong  des  Dienst-  und  Arbeltsertes  zur  Kranken- 

fttrseige* 

§  175. 

Schon  in  der  älteren  ileimatgesetzgebung  bestand,  abgesehen 
von  der  Verpflichtung  des  Auf  enthaltsortes  zur  vorläufigen  Fürsorge, 
•eine  gewisse  Verptiichtung  zur  Krankenftirsorge  ohne  An- 
apruch  auf  Kostenersatn.  Am  weitesten  ging  hierin  Sachsen, 
welches  allgemein  89  A.-O.)  anordnete,  daM  durchreisende 
Kranke  mangels  geeigneter  Hülfe  aus  Privat*  oder  Korporations- 
mittek  für  Rechnung  der  Ortlichen  Armenkasse  Terpflegt  werden 

'  )  Vgl.  oben  §  95. 

-}  Vgl.  namentlich  s.  ^Tarife"  im  Sacfaregister  der  amfüchoa  Eot« 
acheidungen;  es  ist  eine  der  am  hiiufigdten  behandelten  Materien.  ~- 
Aach  Eger  ä.  16ö  Aum.  110-,  Wohlers  ä.  100. 
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sollen;  nur  der  Eraatianspruch  gegen  die  privatrechtlich  Ter- 

pflichteten  Angehörigen  des  Rrnnken  wird  vorbehalten.  Das- 
.<elbo  gilt  von  Dien.stbotcn  fman;^els  einer  ^'crpfli^•htnnLr  der 
Dienstherrschaft)  und  von  Personen,  welclie  w*  ^n^n  zu  verrich- 
tender Geschäfte  oder  aus  irgend  einem  andern  ü  runde  an  einem 
Orte  bich  temporär  aufhalten,  oime  daaelbut  heimatgehörig  zu  6em 
(§  47  A.-0.).  Baien  rerpflichtet  die  Dienet-  und  Arbeitsgemeiiide 
zur  Krankenpflege  auf  die  Dauer  von  90  Tagen  in  Aneehung 
der  Dienetboten  —  Gewerbsgehülfen  Lehrlinge  —  Fafarik- 
oder  anderer  Lohnarbeiter^).  Desgleichen  Baden  und  zwar 
ancli  flir  Handarbeiter  auf  die  Dauer  von  8  Wochen. 
Preussen  Imtte  etwas  unbestimmt  für  Personen,  welche  als  I  )ienfct 
boten,  liaiidwerksgehtilfeu  u.  s.  w.  m  cinnii  festen  Dienstver- 
hältniss  stehen  ..."  eine  gleiche  VeriJtiichtuiig  auf  die  Dauer 
von  drei  Monaten  festgesetzt  —  ^32  des  Gesetzes  von  1842  — . 
Diee  «u.  8.  w/  beaddit  dch  auf  §  2  des  GeeetEee»  in  weldie» 
ab  Penonen,  die  äner  dreijährigen  Elrwerbsfinet  fttr  den  U^^W* 
bedürfen,  aufgesKhlt  sind:  „Dienstboten,  Hans-  und  Wirtschafle- 
beamte,  Handwerksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.".  Das  Gesetz 
von  1S55  beseitigte  das  Wort  „fest"  und  nannte  folgende  Per- 
sonen: „  .  .  .  die  als  Dienstboten,  Gewerbegehülfen,  Gesellen, 
Lehrlinge  u.  s.  w.  in  einem  Dienstverhilltniss  stehen**.  —  Aehn- 
liche  J Bestimmungen  gjdten ,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueber- 
blick  nachgewiesen,  tast  in  allen  Staaten. 

Das  Keichsgesetz  (§  29)  nennt  TierEkesen  ▼on  Personen :  „die 
im  Geeindedienst  stehen  —  Gewerbegehülfen  —  Gesellen  — 
Lelirlinge" ,  und  verpflichtet  den  Dienst-  und  Arbeitsort  in  An- 
sehung ihrer  zur  Krankenhtilfe  iUr  die  Dauer  von  6  Wocheo. 
Schwangerschaft  als  solche  gilt  nicht  ab  Krankheit 

Diese  Klasaifizirong  ist  im  bewnssten  Gegensatse  cor  prsosa. 

Gesetzgebung  erfolgt;  vgl.  Eger,  Beitrag  zur  Erläuterung  des 
deutschen  Armenpflegerechts,  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  18 
S.  726,  auch  Komiiientnr  S.  181.  Der  Entwurf  des  Bundesrats 
enthält  eine  derartige  Bestimmung  noch  nicht.  Im  Reichstage  würfle 
sie  von  Miquel  im  Hinblick  auf  die  lleberlastung  der  an  der  grossen 
ileerstrasse  belegenen  Orte,  von  Gruiu brecht  wegen  ihres  Ausnahme- 
charakters bekämpft.  Dagegen  betonten  v.  Schwerin  -  Putzar ,  v. 
Saltzwedell  nnd  v.  Henning,  dass  diese  Orte  auch  ?iel  bevorzugte 
nnd  leistnngBftliiger  seien,  nnd  dnicb  diesen  Psragraphen  sehr  yiäm 
Streitigkeiten  und  nnntttzein  Hin-  und  Hertrsnsporüren  vorgebeugt 
würde.  Die  Dauer  von  6  Wochen  hielt  man  für  genügend,  um  die 
Krankheit  als  eine  nicht  danemde  kenntlich  zn  machen;  vgl  Stoi. 
Ber.  II  S.  943  ff. 


Art.  11  des  Ges.  v.  ISCO.  iSchwaneerachaft  uiul  n.Mstetiuaiikiieit 
sind  auegeschlos^en.  —  Baden,  Gesetz  v.  1870  ^  24  desgl. 
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§  176. 

Man  erkennt,  dass  gegenwärtig  der  Inhalt  der  aus  §  2"J  ent- 
springenden VerpEichtun^  gegenttb^  der  firttheren  dnsselsteatlicheD 
Gesetzgebung  ein  ziemliä  beachrtlnkter  ist;  namentlich  sind  es- 

die  ^Lohn-  und  anderen  Handarbeiter",  die  das  Reichsgesetz  nicht 
mitbegreifl,  eine  Klasse,  die  ohne  Zweifel  sehr  erhelwch  tos  Ge> 
wicht  fJtllt.  Im  übrigen  bleiben  schwanger»'  Frauenspersonen, 
temer  die  Angehörigen  der  in  J;  20  bezf  it  Kneten  Personen  mirt 
endheb  alle  diejenigen  ausgenommen ,  weiche  nicht  in  einem 
Dienst-  und  Arbeitsverhältniss  stehen,  namentlich  also  alle  durch- 
reisenden ^  sowie  die  am  Orte  auliiait^iamen  zeitweiHg  erwerbs- 
losen Peraonen. 

Was  sonach  die  praktische  Bedeutung  des  §  29  betrififc,  se- 
ist dieselbe  zweifellos  keine  wdttragende.  Gerade  Schwanger» 
schafit  ist  bei  weiblichen  Personen  eine  Überaus  häufige  Yer- 
anlassung  der  Armenfürsorge  * )  — ■  und  kaum  durch  irgenrl  eine 
andere  Kategorie  werden  die  Krankenhäuser  grösserer  ( Jrte  in 
so  hohem  Masse  in  Anspruch  genommen  ^  wie  durch  durch- 
reisende, und  eigentlich  vagirende  Personen  F»  kommt  hinzu, 
dass  die  Kiassifiziiung  des  ^  29,  trotz  anscheinender  Genauigkeit 
des  Ausdntcksi  und  namentlich  die  thatsächliche  Feststellung^  ob 
Jemand  in  Dienst  oder  Arbeit  gestanden  hat,  den  dauernden 
Anlass  zu  Streitigkeiten  zwischen  den  ArmenTerbttnden  bildet*). 
Dagegen  darf  als  ziemlich  sweifellos  ^Jten,  dass  die  Beschritn- 
kung  des  i:  29  auf  die  darin  ffenannten  Personen  unter  Ausschluss 
ihrer  Angeliörigen  nicht  erhehlich  ist,  weil  die  vor  Erwerb  des 
UnterstUtzungswolmsit/fs  der  Krankenpflege  bedürftig  werdenden 
Individuen  regelmässig  jüngere  Menschen  sind,  die  noch  keine 
Angehörigen  haben*). 

Inzwischen  ist  nun  diese  Angelegenheit  in  ein  anderes  Sta- 
dium  gekngt  durch  die  Gesetse  tliber  die  Kranken-  und  Un&Il- 
Tersicherung^).  Es  sind  dadurch  alle  gegen  (behalt  oder  Lohn 
beschäftigten  gewerbhchen  Arbeiter  der  obligatorischen,  die 
Tagearbeiter  und  die  land-  und  foi-stwirtsclia filichen  Arbeiter  der 
fakultativen  Krankenversicherung  unterworfen  und  ein  Anfang 
gemacht  worden,  die  Armenttirsorge  durch  Versicherung  zu  ersetzen, 
namentlich  die  vom  Zuzüge  am  stärksten  betroffenen  industriellen 
Ijezirke  zu  entlasten. 

Vgl.  die  Ausführungen  oben  §  15  ff.  Ein  Urteil  über  den  Um- 
fang der  Entlastung  lässt  sich  gegenwärtig  noch  nicht  abgeben. 


')  Vgl.  die  S.  248  mitgetheilten  /j&hl&a. 
«)  Vgl.  die  Angaben  auf  S.  471. 

»)  Vgl  Es  er  a.  a.  O.;  WittgentteiD,  Kommentar  S.  168; 
Adickes  I  S.  797.  Von  Entscheidungen  namentlich  I  8.  38,  V  S. 
7  3  ff.,  neuesten»  XV  8.  89,  XVII  S.  106.  lOö  u.  a.  m. 

*)  Vgl.  die  Angaben  und  Tabellen  oben  8.  885. 

^)  Vgl.  die  Zitate  oben  S.  68  Anm.  1. 
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Im  Etat  der  Armendirektion  Berlin  wurde  mit  Rücksicht  aaf  den 
Einflass  der  Krankenversicherung  der  Voranschlag  für  Kor-  nnd 
Verpflogungskosteu  für  1886  87  von  858  000  Mark  auf  700  uOO 
Mark  herabgesetzt.  Doch  ist  hierbei  zu  beachten  ^  dass  in  Vohie 
der  Versicherung  auch  Betrage  in  Fortfall  kommen,  die  sonst  unter 
„Erstattungen  seitens  der  Verpflegten**  vereiuiialimt  wurden.  —  Dass 
von  der  fakultativen  Yersicbenmg  kein  erheblicher  Gebrauch  gemacht 
wird,  zeigte  die  geringe  Zahl  der  anf  Grond  des  UQlfakaseen-Gesetzes 
von  1876  in  Norddeotschland  errichteten  Kaeaen.  Auch  Lewald, 
der  in  Schmollers  Jahrbuch  1885  Heft  4  S.  7S  if.  eine  gute  Ueber- 
sicht  des  Standes  der  Krankenkassen  giebt,  bemerkt  S.  91,  dass 
in  den  rein  ländlichen  Br/irkpn  die  Versicherung  ziemlich  selten 
sei,  weil  dort  die  l^erührung  der  Industrie  mit  der  Landwirtschaft 
noch  nicht  stattgefunden  habe,  meistens  noch  Naturalwirtschaft 
4lberwiege. 

d«  Ble  BeformTerscblise. 

§  177. 

In  uumittell)arer  Anknüpfung  an  die  Pflicht  zur  Kranken- 
versichenmg  und  in  Würdigung  ihrer  wirtscimt'tlichen  Not- 
wendigkeit und  Nützlichkeit  hat  sich  nun  eine  nicht  geringe  Zahl 
ron  Schriftstelleni  yeranlaest  gesehen,  ganz  alkcmein  auszusprechen, 
dass  die  Aufcnthaltsgemeinde  znr  Rrankenfbnorge  ▼er- 
pflichtet werden  solle,  weil  nierdurch  ein  heilsamer  Zwang  g^en  die 
Gemeinden  sur  Errichtung  von  Krankenkassen  ^eUbt  werden 
könne;  sofern  sie  dieselbe  unterliesscn,  wiird*'  die  allgemeine 
Verpflichtung  zur  Krankenfürsorge  eine  Art  Strafe  der  Nach- 
lässigkeit bildenM.  Das  ist  zum  Teil  gewiss  richtig.  K^;  wird 
nbrr  hierbei  übersehen,  da^s  die  Verwirklichung  dieses  (ieJ.uikens 
au.ö  vcrwaltungstuchuischen  und  finanziellen  Gründen  bei  anderen 
als  in  festem  Dienatverfattltniss  stehenden  Arbeitern  sehr  schwierig, 
-vielfach  geradezu  unmöglich  ist  nnd  dass  in  Bezng  auf  die  er- 
werbslosen und  namentlich  die  wandernden  Personen  Überhaupt 
■durch  Versicherung  nichts  geändert  werden  kann,  so  dass  eben 
die^jelben  Kategorien ,  die  von  der  Bestimmung  des  >;  29  aus- 
genommen sind,  auch  ausserhalb  der  obligatorischen,  zum  Teil 
auch  ausserhalb  der  fakultativen  Krankenversichening  stehen 
bleiben  müssen.  Ans  diesen  Gesichtspunkten  aUo  die  Aut"»'nt- 
haJtsgeineindc  zur  allgemeiuon  Krankentürsorge  zu  verpflichten, 
yffkr&  zwar  eine  andere  Verteilung  der  Armenkst  znr  Folge 
haben,  aber  gewiss  keine  gerechtere^  als  die  bisherige. 


^)  bchou  Kries  hat  dies  sehr  kiar  dargele^^t,  vgl  Ii  S.  6is  69» 
«uflserdem  beflondexs  D  eutscbe  Genu-Zeit,  an  vielen  Stellen,  nanentlich 
18b0  S.  206  und  die  oben  S.  59  genaoDten. 
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§  178. 


Einen  anderen  Weg  hat  der  schon  mehrfach  erwähnte  Ent- 
wurf des  Bandesrats  yon  1877  eingeschlagen,  indem  er  den 
^  29  auf  „Fabrik-,  land-  und  forstwirtschaftliche  Ar- 
beiter" ausdehnt  und  dieDauer  der  Verpflegung  von  sechs 
Wochen  auf  drei  Monate  erhöht,  sich  also,  was  in  Ansehung  der 
Rechtseinheit  br-icLtcnswort  ist,  ganz  auf  fiftu  Boden  der  bninschon 
Gesetzgebung  btellt.  Selbötvei-.stiindUch  würde  eine  derartige  Erwei 
terimfi^des  ii  29  die  städtischen  und  industriellen  Hezij-ke  am  stärksten 
treöeu,  vvebhiüb  sich  denn  auch  mit  sehr  grosser  Mehrheit  die  \'er- 
tretcr  städtischer  Interessen  gegen  dieselbe  ausgesprociien  haben 
Was  sich  su  Gunsten  einer  solchen  Erwdterung  sagen  UM,  ist 
namentlich  der  schon  von  Kries  h^rvorgehohene  (^niditspankt^ 
dass  die  Gemeinden  mit  starkem  Zuzug  von  der  Arbeit  der  Zu- 
ziehenden sehr  erhebliche  Vorteile  hätten  und  daher  auch  den 
Nachteil  etwas  vermehrter  Krankenrürsorgo  tragen  müs.sten. 
Gegen  die  Erweiterung  lii.sst  sich  ab*'r  wiederum  noch  einwenden, 
dasä  damit  für  die  Kategorie  gerade  der  lästigsten  Fälle  —  der 


nur  auf  Erweiterung  des  ^  29  beziehen,  weder  die  Uebelstände  des 
Erstattungs-,  namentlich  des  Tarifwesens  zu  beseitigen,  noch  auch 
sonst  eine  hinreichende  Entlastung  und  Ausgleichunfi  zn  bewerk- 
atelligen  vermöchten,  betritt  eine  Reihe  anderer  und  gerade  der 
namhaftesten  Sehriiitsteller  einen  diitten  Weg,  indem  sie  zwar  ehen- 
iall8Yorschlagcn,dieAufenthaltsgemeindeganz allgem  ein 
zur  Krankenftir sorge  zu  verpflichten,  aber  gleichzeitig 
die&ötattunf^  •Af's  Aufwandes  für  or  tsfr  em  d  e,  dem  Versieherungs- 
zwange  nichi  unterliegende  Personen  dem  a  n  d  a  r  m  e  n  v  e  r  b  a  n  d 
des  vorläufig  verpHegenden  Ortaarmenverbandecs  aufzuerlegen. 
Mit  Rtlcksicht  darauf,  dass  die  letzteren  gegenwärtig  vielfach  und 
mit  Recht  darttber  Idagen,  dass  ihnen  dn  mehr  oder  weniger 
willkürlich  normirter,  oft  unter  der  Hälfte  des  wirklichen  Auf- 
wandes verbleibender  Verpflegungssatz  erstattet  werde,  soll  die 
Erstattung  sdtens  des  Landarmenverbandos  höher  sein  und  sich 
mindeßten^^  nach  den  fiir  die  1*'t:^to  Klasse  in  den  einzelnen 
Krankenhausern  bestehenden  S-itzen  richten.  Vor  allem  soll 
auch  die  Eigenschaft  der  Verptlegten,  als  Arbeiter,  Dienstbote 
u.  s.  w,f  keinen  Unterschied  machen,  und  jeder  Fall  der 

^)  Vgl.  ausser  den  S.  463  Anm.  2  angeführten  noch  die  Erklärung 
der  Stadt  Leipzig  in  Gem. -Zeit.  187^S  S.  12.  ~  Ducb  wurde  auf  dem 
rhein.  Städtettu^  vum  21.  Juni  1879  der  Antrag  aut  Autliebuns  des  §  29, 
sowie  auf  die  im  Text  mitgeteilte  Erweitenmg  nüt  40  gegen  |5  SStimisen 
aligelelmt. 
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yorttbergelieiideii  Krankenpflege  mit  der  angeeebenea 
Maasgabe  hierher  gerechnet  werden.  Es  soll  mit  andern  Worten 
weder  der  §  29  in  Besag  anf  einige  Pemnenkkssen  erweitert,  noch 
die  Krankenversicherung  über  das  Mögliche  hinaus  aussudehnen 

versucht,  sondern  >j  20  aufgehoben  und  durch  eine  reichsgesetz- 
Hche  Bestimmung  ersetzt  werden,  welche  den  vorstehend  dar- 
gelegten Inhalt  hat. 

Nur  zwei  Funkte  werden  als  Hedenken  erregend  erachtet. 
Eä  ist  sehr  wohl  möglich,  ja  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  der 
bisherigen  unerquiclmchen  Streitu^ketten  der  Gemebden  unter 
dnaoder  diejenigen  swischen  den  Verpflegungsgemeinden  und  dem 
nrOsaeren  Verbände  treten  wQrden,  wenn  in  jedem  «nadnen  FaDe 
dargethan  werden  mttsste,  diiss  eine  verpflegte  Person  weder  ver* 
sicherungspflichtig ,  noch  der  Aufenthaltsgemeindc  durch  Unter- 
stützungswohnsitz angehörig  gewesen  ist;  es  >\iirde  sich  dann 
bald  ähnlich  L^est.dten  wie  in  den  Fällen,  in  denen  es  sich  um 
Findlinge,  unbekannte  Leichen  n.  s.  w.  handelt,  nur  dass  die 
Krankenpfiegefälle,  die  sehr  viel  zahheichtir  sind,  auch  selir  viel 
zahlreichere  £rmittelangen ,  Schreibereien  u.  s.  w.  nötig  machen 
wtlrden^).  Infolge  dessen  würden  die  Abschiebungen,  aieg^en> 
wärtig  in  keinem  Falle  so  häufig  sibd  wie  in  dem  Torläoi^gper 
KrankeniUrsorge,  nicht  abnehmen,  sondern  sich  nur  vermehren. 
Hiergegen  wird  nun  empfohlen,  die  Beweislast  in  Ansehung 
dieser  Fälle  ebenso  zu  erleichtem,  wie  es  in  Bezug  auf  die  eben 
genannten  allseitig  gewtlnscht  wird^). 

Vielleicht  würde  es  noch  mehr  vorzuziehen  sein,  wenn  Ge- 
meinden, die  eigene  Kraukenhäuser  haben,  eine  nacli  bestimmten 
Qrondsätzen  bo^nete  allgememe  Vergütung  gewährt  wttrde^ 
so  dass  etwa  ein  Viertel  oder  die  Hulfte  des  gesammten  Speaal- 
au^andes  ersetzt,  oder  fiir  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ver- 
pflegungstagen Ersats  gelebtet  würde.  Gegen  die  Abschiebung^ 
die  aucii  dann  njch  vorkommen  möchte,  ^^^^d  man  sich  aber 
nicht  wohl  anders  als  durch  bessere  Aufsicht  und  wirk8;imere 
Strafmassregeln  helfen  können ^  worauf  noch  unten  zurückzu- 
kommen ist^'). 

Zweitens  wird  noch  das,  von  einigen  i^eiten  auch  schon  in 


')  Adickes  S.  79t>  würde  gerade  darin  eiueu  frrosseii  Vorzug  er- 
blicken, dass  die  Eistattoiig  seitenB  desjenigen  Limdanncnverbandes  er- 
folgte, dem  der  vorlHuHf  imtfrstlltzende  Ort^nnncnverl)and  angehf.rt:  ..es 
wtirUe  aisdanu  auch  zugleich  das  grosse  Hesultat  eneicht,  dass  in  aliea 
FfiUen  der  Verpflegung  eilcnaikter  ortOßremder  Penonen  die  mGlMMae 
Ermittlung  des  Unterstützuugswohnsitzes  unnötig  würde''.  Das  scheint 
mir  eine  coiitnidictio  in  adjccto.  Da.ss  eine  Person  ortsfremd  ist,  be- 
(h'Utet  doch  nitiits  anderes,  als  ditös  sie  keinen  UnterstiitziuigswoluiBiLÄ. 
hat;  die  Feststellung  dieses  negativen  Kesultats  bedai-f  aber  ebensowohl 
der  vorgangipeTi  Frmittpliniirrn  wie  da?  positiv«,  dasB  ein  ÜntecBtütBOBgi- 
wobnsitz  am  Äu/'euthaitäorte  erworben  ist. 

')  Vgl.  oben  §  149. 

*)  V^l.  unten  §  216     namentücb  %  2124  nnd  §  226. 
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Bezug  auf  die  schwereren  Gesundheitsstörungen  hervorgehobene 
Moment  betont,  flasg  in  vielen  Fullen  der  vorübergehend  Er- 
krankte in  der  Familie  genügende  HüUe  finden  kann  und  dass 
gerade  dieser  Zwei«;  der  Annenpfle^j::e  einnn  die  öflfeiitliche  Fürsorge 
sehr  erheblich  entiaatendeu  Zweig  tieiwilligerLiebesthätigkeit  bildet. 
Ea  mrd  davor  gewarnt,  durch  allzu  unbedingte  l^bernahme 
■der  Anstaltspflegekoeten  nicht  die  Veranlaaeung  zu  geben  ^  daas 
leichtere,  mit  geringer  ärztlicher  Httlfe  oder  mit  Gewäluimg  von 
Arzneimittehi  im  iJause  heilbare  Fälle  der  Anstaltspflege  über- 
wiesen werden.  Sowohl  das  Pflichtbewusstsein  auf  Seiten  der 
Annenverbände  wie  auf  Seiten  der  bedürftigen  Kranken,  als 
4iuch  die  Geneig^theit  von  |)rivater  Seite  /u  helfen,  wurde  dadurch 
verrincrert  werden.  Die  h  olge  hiervon  würde  aber  die  Vermeh- 
rum^  des  Nachsuchens  von  Anstalt^pHo^e  und  die  mit  dieser  un- 
■ausoleibUch  verbundene  Vermehrung  des  gesammten  Aufwandes 
sein.  Hiergegen  wird  namentlich  die  Beteili^'ung  de»  grösseren 
Yerbandes  nach  dem  oben  beeproclienen  System  quotirter 
Beiträge  empfohlen^). 

§  180. 

Tn  geringem  Masse  sind  schon  gegenwärtig  Krankenpflegekasten 
von  grussercn  Verbänden  übei üoaiinen.  Doch  trifft  die  Bemerkung 
von  A  dickes,  dass  dies  insbesondere  bei  den  hannoverschen 
Kebenanlageverbändeu  der  Fall  sei,  nicht  zu.  Von  dem  gesammten 
Anfffand  der  Amtsnebenanlugekassen  im  Betrage  von  827  227  Mark 
trafen  1879  nnr  8696  Mark  auf  79  in  Krankenbftnsem  verpflegte 
Personen  (hiervon  allein  62  Personen  und  2496  Mark  im  Amt 
Linden),  während  in  Hannover  Oberhaupt  7140  Personen  mit 
■einem  Aufwand  von  2J:i821  Mk.  in  Krankenhäusern  verpflegt 
"wurdpn.  Aus  der  Ncbenanlage  werden  vielmehr  hauptsächlich 
Unterbringungen  in  Irren-,  Siechenanstalten  u.  s.  w.,  um  die  es 
45ich  hier  nicht  handelt,  bestritten.  Vgl.  die  dem  Verwaltungs- 
Bericht  der  Provinz  Hannover  für  1880/81  beigefügte  Statistik 
fbr  1879. 

Anders  steht  es  mit  Bezirks*,  Kreis-,  Distrikts-  nnd  fthnlicben 

Krankenanstalten,  welche  Ton  dem  grösseren  Terbande  selbst  errichtet 
und  den  Gemeinden  nach  gewissen  Massgaben  zur  Verfügung  gestellt 
■werden.  Solcher  Anstalten  gicbt  es  eine  grf^sscre  Zahl.  —  Xachweisungen 
Ober  Krankenanstalten  werden  aus  allen  deutschen  Bundesstaaten  auf 
Veranlassung  des  Keicbs  gegeben.   £s  ist  bemerkenswert,  dass  bei 


^)  ^gi>  §  namentlich  noch  Adickes  1  S.  795,  v.  Keitzeu- 

etein  1 8.  a?,  Jolly  S.  24  fF.,  Loening  S.  889  u.  a.  Wie  ieh  einem  Zitat 

der  Gem.-Zoif.  is'^d  S.  47  ontnehm»-,  Imt  aut  li  die  I?ortclierschc  Ztntschr.  fiir 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  i  Wiirteinber^),  welche  im  übrigen  die  Rück- 
kehr zur  Heimat  wünauht,  vorgefM'hla|!:en,  fUr  die  Unterstützung  der  rink- 
iuifenden  Bevölkerung  durch  die  Autenthaltsgemeinde  im  Falle  vnnibcr- 
gehcnder  Ilülfsbedüiüigkeitoder  Krankheit  den  Bezirk»-  oder  Kieisverbaud 
eintreten  zu  lassen. 
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den  Beratangen  ttber  die  ZweckmAssigkeit  einer  solchen  Anatalta^ 
Statistik  für  das  Reich  ancli  betont  wurde,  dass  es  yon  Interesse 
sei,  angesichts  der  Gesetze  betr.  Freizügigkeit  and  Unterstütznngs- 
wohnsitz  zu  wissen,  oh  zureichende  Anstalten  nnd  in  welcher  Zahl 

in  den  Gemeinden  vorhanden  seien ,  dies  namentlich  im  Hinblick 
auf  L'eberbiirdung  der  städtischen  Anstalten:  vgl.  hierüber  die  Xach- 
weisungen  in  lld.  LXV  der  preussibchen  Statistik,  woselbst  auch  eine 
historische  Uebersicht  der  früheren  preussischeu  AulDaLnieu  gegeben 
ist,  Einleitung  S.  I  ff. 

lieber  den  gegenwftrügen  Stand  inPrenssen  vgl.  die  Bemerkun- 
gen inZdtschr.  d.  prenss.  stat.  Bnr.  1885  8. 15.  Von  einem  Krankenhaiis- 
lezikon  ist  der  I.  Teil»  welcher  ,,gleichsam  ein  Gmndbnch  des  in  Preossen 
vorhandenen  Besitzes  an  solchen  Anstalten,  welche  Kranke  zur  Hei* 
lung.  Sieche  zur  Versorgung,  Blinde  und  Taubstumme  zur  Ausbildung 
aufnehmen",  bilden  soll,  herausgegeben  vom  pn  ussi&chen  statistischen 
Bureau,  bearbeitet  von  Dr.  Guttstadt,  18S5  erschienen;  vgl. 
die  ausführliche  Inhaltsbesprechung  a.  a.  0.  1885  S.  148.  Der 
erwähnte  Bd.  LXV  enthült  die  letzte  (188o)  erschienene  Nach- 
weisnng  der  Heilanstalten  im  prcussischen  Staat  Ar  die  Jahre 
1877 — 1879.  Ffir  die  einzelnen  prenssischen  Provinzen  er- 
gab sich  die  folgende  Zahl: 


Provinzen 

der  Anstalten 

der  Betten 

158 

sm 

817 

1815$ 

ea 

3078 

79 

2  424 

262 

11  812 

94 

4  316 

93 

8  671 

127 

5  497 

150 

6  253 

110 

5458 

254 

15  eol 

1623 

76  248 

Kach  den  Inhabern  unterschieden  Lefaudeu  sich  1879  allgemciiie 


Krankenanstalten  im  Besitze: 


a)  von  politischen  Gemeinden 

b)  von  neligionsgemeinden  . 
und  swar 

1)  Anstalten  evangel.  Gemeinden 

2)  Anstalten  katboL  Qememden 


Zahl 

450 
119 

26 
89 


18  642 
4843 

1885 
8411 


15  330 
43  S7L 
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(kberbaupt 
JSrU  B«tteA 

e)  von  relig.  Orden  n.  Genoasensobaften 

1)  evaiipclipche   48      2  868 

2)  kathoUsche  56      2  827 

d)  von  gewerb l.GenosBenficbaften   d4  1744 

e)  von  milden  Stiftungen  ....  106      3  985 

f)  YOQ  Priratunternehmern  ...  987  46993 

Hierza  treten  noch  lumptsftchlich  für  die  Landgemeinden  t 
Bezirks-  und  12  Kreisanstalten;  vgl.  S.  133  Tabelle  12.    Man  hat 

hierbei  immer  im  Ange  zu  behalten,  dass  es  sich  um  sämmtliclie 
Kranke,  Bedürftige  und  Sclbstzahlcr,  handelt.  —  Alles  in  allem  er- 
scheint die  Zahl  sammtlicher  Heilzwecken  dienenden  x\nstalten  (von 
Privatanstalten  wurden  solche  mit  mehr  als  10  Betten  gezählt)  bei 
rund  26.5  Hill.  Einwohner,  die  1880  gezählt  worden,  nicht  sehr 
erbeblicb. 

Fflr  Baiern  vgl.  die  anf  S.  63  mitgeteilten  Tabellen. 

Fflr  Wtirtemberg  zuleUt  im  Medizinal-Bericht  für  1879/81^ 
in  WOrtembergiscben  Jahrbochern  1884  S.  280  ff.  Danach  be- 
standen  1881:  12S  allgemeine  Krankenanstalten;  dara  48  Heil- 
nnd  Pfl^eanstalten  fttr  besondere  Zwecke,  15  Irrenanstalten,  9  Mili- 
tfti^Lasarethe,  zusammen  199  Anstalten  mit  insgesammt  8520  Betten 
und  37  944  Verpflegten;  vgl.  S.  241  Tab.  III  nnd  Spezial&bersicht 
S.  242  Tab.  IV. 

Für  Sachsen.  Zeitschrift  d.  sächs.  stat.  Bur.  Jahrg.  27  (1881  h 
S.  208.  Bestand  am  1.  Dezember  1880:  131  Heilanstalten  mit  6400 
Betten,  davon  91  mit  öffentlichem,  24  mit  y)rivatem  Charakter  und 

16  Militär-La/arethe;  in  Städten  105,  in  Dörfern  26. 

Für  Baden.  Statistische  Mitteilungen  Bd.  3,  1880  bo,  S.  82. 
Die  badischen  Krankenanstalten  1879: 

a)  107  Anstalten  mit  öffentlichem  Charakter  mit  8887 Betten* 

b)  3      „        »  privatem  „  »      64  » 

Bemerkenswert  ist  Ton  kleineren  Staaten  namentlich  Hei- 
ningen, das  ausser  sdnen  an  anderer  Stelle  erwähnten  Kreisarmen- 

häusem  auch  2  Kreiskrankenh&user  zu  Hildbnrghaiisrn  und  Bettel- 
hecken besitzt.  Ausserdem  hatte  Meiningen  1882  :  10  öffentliche 
und  2  private  Anstalten  mit  243  und  71  Betten;  vgl«  Mein.  Stat.. 

Bd.  1  S.  359,  Bd.  2  S.  51. 

Ueber  die  für  die  Armcnkrankenptiege  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte noch  heute  zutreffend  Mohl,  P.-W.  Bd.  t  S.  240; 
namentlich  auch  der  Hinweis  auf  die  grössere  Wohheüheit  der 
Hauskrankenpfiege  durch  Arzneigewährung  in  Anmerkung  2  S.  241. 
Speziell  gegen  Yerhtttung  der  die  Armenpflege  besonders  belastendenr. 
Krfttzkiankhdt  (vgl.  oben  S.  471)  empfiehlt  die  Deatsche  Gemeinde- 
Zeitung  1885  S.  39  die  polizeiliche  Untersnchnng  der  Herbergen^ 
in  denen  eine  Anstecknng  erfolgt  ist 


g«ni«iBdea 


9  nsn 

16  563 

18  105» 

85  815 

4  330 
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B.    Die   übrigen  Kosten  für  vorläufige  Unter- 

Bttttsungen. 

§  181. 

In  Verfolgung  des  im  Vorstehenden  «itwickelten  Gedanken- 
gan tr<^'«,  einen  Teil  der  Armenlaat  (voniborsr^'liendp  Krankenftir- 
aorgcj  dem  Erstattungäverhältiiiss  der  UrtsarraenverbHnde  zu 
•enteieben,  wird  nun  weiter  erwogen,  ob  nicht  in  die-ser  Beziehung 
idle  Fälle  ausgeächieden  werden  könnten,  in  denen  es  sich  über- 
haupt nur  um  eine  vorübergehende  Httlfs bedürftigkeit 
haadeli  Ja  Einige,  die  in  den  Entattongen  von  Ortsarmeoverband 
txL  Ortsarmenverband  den  HauptmiMstand  der  Ärmengesctzgebung 
^blicken,  wollen  noch  weiter  gehen  und  überhaupt  jede  Erstattung 
seitens  der  Arinenverbände  ausgeschlossen  wissen.  Jedoch  sind 
hier  zwei  Richtungen  zu  unterscheuhm :  die  eine,  welche  ganz 
a  1 1  g  e  in  i  n  die  Ä  u  f  e  n  t  h  a  1 1  s  g  e  ni  e  i  n  d  e,  ohne  irgendwelchen 
Rückgriff  ziizuiiJSsen,  zu  jeder  Art  von  Unterstützung  verpflichten 
will^  die  andere,  welche  den  vorlauti^  unterstützenden  Ortsarmen- 
verband wegen  der  Erstattung  wiederum  an  einen  grösseren 
Verband  verweisen  wiJL 

So  schon  Raa  S.  420,  der  bei  einer  augenblicklieben  Hülf- 
losigkeit  eines  Auswärtigen  einen  anderen  Ersatzanspruch  als  den  an 
den  Bedürftigen  selbst  oder  seine  Familie  aaaschlieasen  will.  —  Neuer- 
dings Emminghans  I,  Einleitung;  v.  Reitzenstein  I  S.  34; 
Wittgenstein  I  S.  32.  —  v.  Saacken-Tarputschen  meinte 
in  den  Verhandlungen  des  Deutschen  Vereins  1881  S.  300,  dass 
dieser  Weg  jedenfalls  allen  Erschwernn^cn  vorzuziehen  «ei. 
Auch  WaentifT  li'ilt  die  definitive  Vrrpfiirhtunp  des  Ortsarraenver- 
handes,  iu  dessen  liezirk  die  liülfsbedQrttigkeit  hervortritt,  (ür 
besser  als  die  bisherige  Regelung  —  eine,  wie  schon  erwähnt,  von 
geinem  Stand)>unkte  ans  ungeheuerliche  Ansicht.  Auf  dem  Stand- 
punkte lediglicb  territorialer  Verpflichtung  stehen  selbstverstlndUch 
auch  dicgenigen,  welche  die  Uebernahme  der  Armenlast  anf  den 
Staat,  sowie  die  gänzliche  Beseitigung  der  gesetzliclien  Armenpflege 
wünschen.  —  Ratzinger  S.  585  spricht  geradem  ans:  «der 
natürliche  Unterstütziingswohnsitz  ist  die  Aufentlialtsgcmeinde"  —  wo- 
bei er  allerdings  von  gewissen  anderen,  hier  nicht  naher  zu  betra-'^h- 
tenden  Vorausselzungen,  namentlich  Regelang  des  Arbeitsrechts,  der 
Handwerkerverhältnisse  und  anderweiter  Organisation  der  Armen- 
pllege,  ausgeht.  —  Laiamers  in  Nordwest  v.  29.  Mai  1881  spricht 
sich  in  Anknüpfung  an  die  Vaniblllenehm  Anträge  für  Herabsetiung 
der  Frist  zum  Erwerbe  des  UnterstQtsnngswohnsitzes  aas  und  meint 
dann  weiter,  dass  man  allmählich  „durch  bessere  Verteilung  der  auf- 
erlegten Last  Uber  Orts-  und  Land-Armenverbände  einerseits,  durch 
bessere  praktische  Armnnpflege  andererseits  dahin  gelansren  wird, 
den  ganzen  wirtschaftswidrigen  Riickschub  .  .  .  mit  allen  daran 
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hängenden  Weitläufigkeiten,  Streitereien  und  Kosten  völlig  auf- 
zugeben' In  .ihnlirliern  Sinne  A  dick  es  I  S.  798,  welcher  die 
Attsweisungsbelugniss  den  grösseren  Verbänden  übertragen  will. 

In  diesem  Zusammenhange  dürfte  auch  noch  folgende  Aeusscrung 
von  Kries  (I  S.  336),  der  im  übrigen  ein  Anhänger  strengerer  Hei- 
matgesetzgebung  ist,  bemerkenswert  sein :  „Der  Verüuser  erkennt  in- 
dess  gerne  an,  dass  die  ErfUinmg  welaer  ist,  als  das  Nachdenken 
einzelner  Menschen  nnd  dass  die  sch^harsten  Ortnde  der  Theorie 
oft  dnrdi  die  Praxis  schlagend  widerlegt  werden.  &  kann  deshalb 
den  in  Irland  gemachten  Yersnch,  die  Armenpflege  ohne  den  Begriff 
der  Heimat  durchzuführen,  nur  als  einen  sehr  dankenswerten  be- 
zeichnen, der  die  aufmerlvsatnste  Beachtung  verdient,  wenndeich  er 
nicht  im  Stande  ist,  denselben  als  einen  durch  den  iMi'ulg  bereits 
gekrönten  oder  auch  nur  als  einen  Erfolg  versiirechenden  zur  Nach- 
ahmung zu  empfehlen.'* 

§  182. 

W'&B  nun  den  ersten  Fall  angeht,  so  wird  scuic  Behand- 
lung wesentlich  davon  abhängen  müssen,  wie  man  es  mit  den 
Kosten  der  Kranlcenpfloge  eu  Balten  gedenkt.  Da  es  ganz  über- 
wiegend vorübergehende  Untersttttenngen  sind,  welche  den  jün- 
geren Altersklassen  gewährt  werden  und  von  diesen  wiederum 
Krankenpflege  mehr  als  die  Hälfte  aller  Fälle  beträgt,  so  blieben, 
bei  andorweiter  Repcliniir  fl''s  Auf^^'.-indes  für  letztere,  in  der  im 
vorstehenden  Paragrapiieii  angedeuteten  Weise,  in  der  Tliat 
nur  dl»'  einmaligen  Gaben  in  Fällen  vorüberirchen- 
dcn  isotötaudüH  (naniüntlich  Beherbergung  —  Breiiinnate- 
rialien  —  Kleidung)  übrig.  Diese  aber  &Uen,  ohn  eganz  gering- 
fligig  zu  sein,  doch  \m  keiner  Annenverwaltnng,  namentlich 
nicht  bei  den  kleinen^  erheblich  ins  Gwicht  und  könnten  von 
jedem  Ortsarmmverbande  ohne  Mühe  getragen  werden,  so* 
bald  die  anderwtato  Entlastun«::  dun-h  die  Bctäligiing  grosserer 
Verbände  einigermaßen  durchgefiährt  ist. 

Man  vgl.  s.  B.  die  folgenden,  den  betreffenden  Verwaltnngs- 

Berichten  entnommenen  Zahlen  für  B<  rlin,  \\n  gewiss  in  dieser  Be- 
7i>hnn?  "^ehr  hohe  Anforderangoi  gestellt  und  erfüllt  werden  können. 
£s  betrug  der  Aufwand: 


für  die  gesammte     insgesammt  für 
Armen-  und  Kranken-  :    die  offene 
pflege            1  Armenpflege 

Almosen-  und 
Pflegegelder 
(dauernd) 

7  0  11 

Extraunter- 
BtQtBnngen(vor> 
Übergehend) 

l?;ö4^o    7  972  :'.•;<• 
lSm'6i   7  673  001 
18^/88  7  324672 

2  8f it;  761 
2  746  6d9 
262686a 

2  607  24G 
24U2  666 
*  2384  096 

1 

•2oO  514 
264033 
242769 
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Das  Verhältniss  stellt  sich  also  konstant  so,  dass  die  Auf- 
wendungen der  offenen  Armenpflege  ziemlich  den  dritten  Teil  des 
pesammten  Aufwandes  und  von  diesen  wiederum  die  sogenannten 
Extraunterstützungen  den  zehnten  Teil  bilden.  Virdeicht  man 
hierzu  die  in  §  8(i  mitgeteilten  Tabellen  über  die  Auleuihaltsdaner 
der  Unterstutzten  um  Orte  der  Untersttitzung,  so  erkennt  man,  da^ 
es  sich  auch  ftir  Berlin  um  weniger  als  1  ^  u  seiner  Gesammtaos- 
gaben  handeln  wArde,  wenn  die  Erstattung  flir  die  vorttbergebendm 
an  Ortsfremde  gewährten  UnterstQtznngen  aasgeschlossen  hliebe. 

Für  die  Verwaltung  würde  sich  überdies  der  ausser- 
ordentliche Vorteil  ergeben,  dass  nicht  über  jedes  gering- 
filgige  Objekt  ebenso  umständliche  Ermittelungen  stattzufinden 
brauchten }  wie  Uber  einen  kostspieligen  Fall  daaemder  Be- 
dttrfligkeit  Auch  wird  man  es  üir  keinen  Nachteil  halten 
können ,  wenn  dadurch  die  leichtere  Verabfolgung  von  ein- 
maligen Gaben  seitens  der  öftentlichen  Annenpflegeorgane  ver- 
mindrrt.  seitens  der  freiwilligen  Licbcstliati^^keit  orlifilit  würd«'; 
denn  Ix'i  keinem  Zweige  der  Arnienptlegc'  kann  durtli  tVi'i- 
willii^«'  Tlnitip^keit  mehr  geleistet  werden,  als  gerade  bei  vtH- 
übergcheuden  Vei-legeaheitcn  und  Notständen,  die  einen  lang- 
dauernden  und  kostspieligen,  die  Privatmitlei  meist  Uber- 
steigenden  Aufwand  nicht  erifordem  und  der  Abhülfe  durch 
Obdiichgewfthrung ,  Kleidung,  Naturalien  (Speiseanstalten), 
Zehrgeld  u.  s.  w.  durchaus  zugänglich  sind. 

Will  man  einwenden,  dass  die  Yorlibergehenden  Unter- 
stützungen überhaupt  in  Weufill  konmien  würden,  wenn  die 
Armenverbände  keinen  Krsatz  tiir  <li*'selbon  erhielten,  so  ist  zu 
entp^e^nen,  dass  für  grössere  Anuenverwaltungen  mit  rein  sm  h- 
liclier  Gemein  Wirtschaft  und  durchgebildeter  Amienverwaitung 
ein  so  geringfügiger  Gegenstand  überhaupt  nicht  zu  der  Er- 
wägung veranlassen  kann,  ob  einOrtsangehdriger  oder  ein  Orts- 
fremder unterstützt  wird,  und  dass  in  kleinen  Gemeinden,  wie 
Aviederholt  dargelegt,  es  überwiegend  Naturalien  (Reihesqg, 
Nahrung,  Obdach  u.b.w.)  sind,  womit  Hülfe  geleistet  wird  und 
dass  diese  Hülfe  in  den  meisten  Fällen  der  dauernden,  gans 
gewiss  aber  in  denen  der  vorübergehenden  Bedürftigkeit  auch 
^t';j:<  iiw.irtig  sclion  weit  mehr  den  Ch-irakter  der  Privatmiid- 
tlmti;;k*'it,  als  den  der  öffentlichen  ArmcnpHege  trügt. 

Alllangend  die  Mcrkninl«*.  durch  welche  eine  Unt'-rstMtzuiig 
als  vorübergehende  gekennzeichnet  wird,  so  hat  man  der  ivurae 
wegen  vorgeschlagen,  einen  bestimmten  Geldbetrag  oder  eine 
bestimmte  Zeitdauer  der  Untersttttzung  festsuselxen,  und  nur 

'  i  Welche  Arbeit  hieraus  erwäcli  t  niap^  man  daran  ork»^uncn.  da-'^f 
die  Iii  Berlin  gewährten  Extrwuiterstützuiigeu  an  nicht  iortUofend  uutifr- 
stfttstB  Pecsonen  1884/85  b  88510,  1888/84  in  2888S.  1882163  u  23i^i0 
PorlioneB  Tenbfolgt  worden. 
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das,  was  darttber  hinaos  ist,  wie  bisher  zu  beLaudeln  da- 
gegen was  sich  innerhalb  des  Betrages  oder  der  Zettdauer  hält, 
unerstattet  zu  lassen.  Doch  erscheint  dies  nicht  zweckmtoig. 
Die  genaue  Berechnung  vorlibei^ehender  Unterstützungen  ist 
(abgesehen  von  Anstaltapflege)  immer  sehr  schwierig  und  daher, 
wenn  sie  erfolf^t,  meist  willkürlieh,  wie  die  Entscheidungen 
des  B.-A.  f.  d.  H.  zur  Genüge  beweisen.  Es  lässt  sich 
ausserdem  mit  voller  Bestimmtheit  annehmen,  duss  die  Annen- 
verwaltuiigüu  bestrebt  sein  würden,  die  Daner  der  Unter- 
stützung dadurch  zu  verlängern,  dass  sie  dieselbe,  die  sie 
sonst  auf  einmal  gegeben  haben  würden,  in  mehrm  Teile 
aeilegen.  Hier  kann  vielmehr  ebenso  wie  bei  den  Fest- 
setzungen im  Freizügigkeitsgesetz  nur  eine  Scheidung  zwischen 
vorübergehender  und  dauernder  Hültsbedürftigkeit 
stattfincb-n.  Man  mnss  sich  mit  dem  Merkmal  bo^nüp^-pn,  das.-? 
dorn  Zustand  (hn-  oinon  oder  der  andern  duixh  die  Unter- 
stützung hat  abgeholfen  werden  sollen*). 

Würden  auf  dicüe  Weise  «lie  ganz  vurii borgehenden  Hülfe- 
leistungen durch  Uebernahnie  seitens  der  Aufentlialtsgemeinde, 
sowie  die  kostspieligsten  und  besondere  Veranstaltungen  erfor- 
dernden Fälle  der  dauernden  Fürsoige  durch  Uebemahme  besw. 
Beteiligung  seitens  der  grösseren  Verbände  aus  der  Reihe  der 
erstattungspflichtigen  Leistungen  der  öffendichen  Armenp0^e 
entfernt,  so  bliebe  den  OrtsaiTnenverbanden,  in  welchen  Jemand 
den  Unterstiitzungswohnsitz  })esitzt,  in  der  Hauptsache  nur 
noch  die  11  a u s a r m  e n  p  f  1  c g (»  in  d e n  ä  1 1  e n  d  a  u  <•  r n  d  o r 
Bedürftigkeit.  Düse  nun  ganz  ebenso  zu  behandeln,  wie 
die  vorübergehenden  Unterstützungen,  würde  den  allerdings 
sehr  bedeutenden  Vorteil  haben,  dass  damit  auch  die  letzte 
Anwendung  des  ünterstützungswohnsitzes  in  Fortfall  käme 
und,  abgesehen  von  der  Annen  pflege  der  grüsseren  Verbände, 


Armenverband  in  Betracht  fi<  li'.  Lässt  sich  nun  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte,  dass  die  Aufenthaltsg»  ininnde  im  allgemeinen 
den  Vorteil  von  starkem  Zuzuir  hat,  die^*?  Regelung  wohl  be- 
lürworten  ')  und  ist  auch  kaum  anzunehmen,  dass  die  dann 

'i  V.  n  oltzenBtein  a.  a.  O.  —  Jolly  a.  a.  O.  giebt  den  Betrug 
vou  ö  Mark  zur  £r\i'ägUDg  anbeim.  ~  £e  kauu  hier  an  den  Art  13  des 
blür.  Gesetzfifi  erinnert  weraen,  welcher  den  Enatanspnich  an  die  Heimat- 

f emeinde  ausschliesst,  sofern  rcryraion,  die  während  ihres  letzten  Anfent- 
altes  in  der  Gemeinde  Umlagen  entrichtet  haben,  Kraukeuhülfe  oder 
Unteratötsang  zur  Bestreitung  des  Lebensunterhutes  nicht  über  die 
Bauer  von  14  Tagen  gewälirt  worden  ist 

*)  Vffl.  UlJt.'n  s  488. 

*)  Welchen  Liutiuss  derartige  Unterstutzun^eti  auf  den  Erwerb  des 
UatenttttKUi^wohngitz^  behalten  oder  fernerhin  üben  sollen,  wird  etwas 
welter  unten  noch  kurz  zu  betracht'  Ti  p  ui.    Vgl.  8.  4^G  ff. 

^)  Joliy  S.  5  bemerkt:  „Hat  die  Ueeeluug  der  Unterstützungs- 
pflicht eine  Verschiebung  der  natOrlichen  vertdluiig  der  BevSlkemntg 
fiod  damit  der  Annenlast  notwendig  im  Gefolge,  so  ist  eine  Begelang, 


unterstützungspflichtiger 
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noch  verbleibenden  Fälle  sehr  zahlreich  sein  würden,  so  läset  sich 
doch  die  Befürchtung  schlechterdings  nicht  abweisen,  dass  bei 
Aufhebung  jeder  Iflnger  dauernden  Verknüpfung^  des  Indivi- 
duums mit  einem  Armenvorbando  die  Aufentli.ilts^^emeinde 
bestrebt  sein  würde,  dies  lediglieh  durch  AufentiiMlt  und  fnr 
die  Dauer  dos  Aufenthalts  hergestellte  Verpllit  Jitungüv  oriiält- 
niss  möglielist  bald  zu  lösen  oder  möglichst  wenig  zu  honoriren, 
m.  a.  W.  dass  eine  solche  Regelung  die  Abschiebung  in  ganz 
besonders  hohem  Masse  befördern  oder  die  Leistungen  der 
Örtlichen  Armenpflege  vielfach  noch  mehr  herunterarücken 
würde,  als  es  schon  jetzt  der  Fall  ist.  Hieig^gen  wird  nun 
die  Beteiligung  grösserer  Verbände  auch  nn  diesen  Fällen 
en,pfnhlcn.  Namentlich  A  dick  es  weist  darauf  hin,  dass  ^ 
sich  doch  nur  um  Kos^  nersatz  handle  und  t-s  irlcicli^^niltiir 
sei,  ob  dieser  von  einem  UrU-  oder  einem  Landarnicnvcrliandt» 
geleistet  werden,  wenn  er  überhaupt  nur  geleistet  werde.  Ki 
Übersicht  aber,  dass  die  Gefahr  der  Abschiebung  dadurch 
nicht  gemindert  wird;  denn  nur  dem  Ortsarmenyerbande, 
würde  die  Erstattung  zu  Teil  werden,  der  nicht  zugleich 
Armenverband  des  Unterstützungswohnsitzes  ist;  ein  solcher 
ist  also  sehr  daran  interessirt,  Personen  abzuschieben,  die 
bei  ihm  Unterstützungswohnsitz  haben  und  unterstützungs- 
bedürftig werden. 

Zwischen  <Hrsön  Vorschlügen  bewegt  sich  eine  mittlorv 
Meinung,  weiche,  nach  Erledigung  der  voraufpreftihrten  Fälle 
in  der  dargelegten  \Veiric,  bezüglich  der  übrigen  —  a1s<-  der 
Fälle  dauernder,  aber  nur  Hausarmenpflege  erfordernder  Be- 
dUi'ftigkeit  —  das  Verhtitniss  der  Armenverbände  zu  ihren 
Angehörigen  zu  befestigen  wünscht,  und  daher  Einführung 
des  Heimatprinzips  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Fristen 
für  den  Heimaterwerb  empfiehlt^).  Es  würde  h\bo  derjenige 
Armenverband  zur  Unterstützung  bezw.  zur  Erstaittung  ver- 
pfliclitct  sein,  dem  der  BedinftiLce  nach  gewissen  Massgaben 
(Aufenthalt,  Oehnrt,  Verehelichung,  Aufnahme)  angehört,  und 
diese  V«  i  ptlichtung  nicht  vor  Erwerb  eines  neuen  Unter- 
stützungöwuhnsitzes  (oder  IJeimat)  erlöschen.  Das  Landannen- 
wesen  würde  dann  nahezu  verschwinden  und  das  Heimat- 
prinzip  seine  schlimmsten  Nachteile  verloren  haben.  Auch 
wird  noch  angeführt,  da^s  damit  eine  Annäherung  an  Baiem  ge- 
geben wäre,  Avelche  das  Aufgeben  des  bairischen  Reservats  und 
einheitliche  Bestinnnungen  fUr  ganz  Deutschland  ermöglichle. 

Was  an  diesom  Vorsehlage  sympathisch  berührt,  ist  na- 
mentlich der  Umstand,  dass  die  Fürsorge-  und  Uebernabme- 

welche  zu  einer  Kostenäberwälzung  von  armen  Gemeinden  auf  leistungt- 
fähige  führt,  jedenfalls  noch  die  relativ  beste.** 
^)  Namentlicb  v.  Keitzen stein  I  8.  35. 


Digitized  by  Google 


VI.  4. 


485 


Verpflichtung  nach  Massgubc  der  Hcimatgesetzgcbung  auf  ge- 
wisse FfiUe,  und  zwar  auf  diejeoigeD  bcächränkt  bleiben  »oll, 
in  denen  ein  Schade  in  Bezug  auf  die  ErwerbsverhMltniss« 
durch  (M*ne  Zuri'ickverwoisiing  nicfit  wohl  angerichtet  wurden 
kann,  weil  e«  »ich  um  dauiTu  l  Jicdürtti^^e  handelt;  auch  ist 
die  Beseitigung  de«  Landarmen wesens  und  die  Erlangung  der 
Kechtseinheit  gewiss  niclit  zu  unterschätzen.  Man  wird  aber 
auch  die  Bedeutung  einer  solchen  Regelung  nicht  fiberschfttzen 
dürfen.  Wenn  die  an  verBchiedenen  Stellen  mitgeteilten 
Angaben  nicht  täuschen,  so  würde  mit  dem  FortnU  der 
Erstattung  för  TorUhergehende  Unterstiltzungen  ttberhaapt  nur 
n^ch  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Bedürft  igen  verbleiben,  die 
naih  kur/'^m  (weniger  als  filnfjMhrigem)  Aufenthalt  in  der- 
selben Gemeinde  nnterstiitzungsbedttrftig  werden ;  bezüglich 
ihrer  dürfte  die  FriHterhöhung  sehr  weni^  ändern,»  d.  h.  ziem- 
lich gleichgültig  sein.  Dagegen  würde  man  die  eigentlich 
Landarmen  (Heimatlosen)  auf  diese  Weise  auch  nur 
foimeü  beseitigen,  und  dadurch »  dass  man  die  alte  Heimat 
▼erpflichtet  bleiben  lässt,  bis  eine  neue  erworben,  besttgltch 
dieser  Kategorie  denselben  Zustand  ungerechter  Lastvertei- 
luiifT  herbeiführen ,  wie  er  durch  die  kurzen  Fristen  und  das 
System  des  Unterstützunfr-swohnsitzes  eben  vermieden  werden 
sollte.  Die  gewünselite  sittliche  Einwirkung  würde  auch  durch 
diese  Massre^el  nicht  erreicht  werden. 

Namentlich  aber  wird  man  nicliL  vergessen  dürfen,  dass 
die  Rückkehr  zum  Heinmtprinsip,  wenn  sie  ohne  zwing<>nde 
Notwendigkeit  und  ohne  voraussichtlich  erhebliche  Ertblge 
nur  um  des  lieben  Friedens  willen  gesehehen  soll,  den  Anfiing 
2n  einer  im  allgenieinen  nicht  heilsamen  Umkehr  zu  dem 
von  dem  grössten  Teile  Deutschlands  seit  lanp^e  verlassenen 
System  bedeutet.     nif^  Kutwicklun^?  der  Anne?]pHe!:re ,  rler 
sozialen  und  wirtsehattiichcn  Verhältnisse  gebietet  aber  niclit 
Umk<;hr.  sondiM-n  Vorwärtsbewegung,  orüfanischen  Ausbau  der 
vorhandenen  Bildungen,  möglichste  Scheidung  der  wirtschaftlich 
ihätigen  und  der  unthätigen,  arbeitsunwilligen  Elemente,  mög- 
Hchste  Freiheit  der  ersteren ,  angemessene  Beschränkung  der 
letzteren.  Dies  alles  würde  durch  die  Rückkehr  flOm  HeiniBl- 
prinzip,  wie  immer  und  immer  wieder  betont  werden  muss, 
nicht  gefördert,  sondern  gehemmt  werden;  nicht  sofort  zwar 
und   nicht  durch   die  gewünschte  teilweise  Regelung,  nber 
dies  wäre  der      irinn.    Es  handelt  sich  hier  doch  wohl  um 
ein  lirinc^nis  obsia^), 

^)  Vgl.  hierzu  namentlich  noch  §  129. 
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o.  A(Mi(Ieruuj!;eu  in  Uezag  auf  die  A  oraussetzuugeii  des 
Fristeulanfs  flLr  Erwerb  rat  Verlast  des  Untersttttsuie;«- 

wohnsitcM. 

a.  Fortfallen  der  vorUbertrebend.en  Untersttttsangeii  bei  der  Frii»t- 

berechnangp. 

§  184. 

Nicht  auf  Aendemiif  der  Friatoii  aelbit,  sondern  auf  Um- 
gestaltung der  Voraussetzungen  ihres  Beginns  und  ihres  Verlaufs 
zielt  eine  Reihe  v(^ii  anderen  Vorschlägen  ab.  Die  einen  wünschen 
Erschwerung,  die  canderen  Erleichterung  dieser  Voraussetzungen, 
Erleichterung  bezw.  Erschwerung  der  Aubueisun^s- 
betu^niss.  Die  extrcumtc  Meinung  der  einen  Richtung  ^ill  die 
AbwosuiigdesNeaaDBielieiiden  schon  salassen«  wenn  ein  objektiver 
BedttrfligkeitBBcistsnd  Torliegt  d.  h.  audi  oline  dass  eme  Unter- 
Stützung  nadigesucht  oder  gewährt  worden  ist^  —  die  der  anderen 
Richtung  wünscht  die  Ausweisungsbeiiigniss  gänslich  ftufrubeben* 
Einige  sind  der  Ansicht,  dass  der  Lauf  der  Frist  zum  Erwerbe 
d«**»  Untersttitzunfrawohnsitzes  erst  beginnen  dürfe,  nachdem  die 
polizeiliche  Meldung  es  der  Gemeinde  ermOghcht  hat,  sich  über 
den  Zustand  des  Neuanziehenden  zu  unterrichten  —  wahrend 
andere,  ebenso  wie  es  das  preubsi.^he  Gesetz  von  1842  festge- 
setzt hatte,  die  poUieiliehd  Meldong  für  skh  mm  Erwerbe  des 
ÜnterstüteungswobnsitBes  genügen  lassen  wollen. 

Zum  Teil  stehen  diese  VorsdilSge  nnabhMngig  von  anderen 
da,  sum  Teil  dienen  sie  zur  £igttnzung  der  anderweit  geregelten 
Verpflichtung  zur  ArmenfÜrsorjre.  letzteres  ist  namentlich  der 
Fall  hei  denen ,  weleho  dir-  Erstattungen  seitens  der  Ortsarmon- 
verbände  ganz  lorttü  11<  n  lassen  wollen  Ftlr  diejenigen ,  welche 
die  unbedingte  Ver])iiicii tu ng  der  AtUenthaltsgemeinde  emptehlen, 
ist  der  unbedingte  Fortfall  der  Au^^weisungsbefugniss  die  selbt)t- 
verständliche  Konsequenz;  diejenigen,  welche  den  grOeseran  Ver- 
binden diaEntattimffsverbindueUDBit  auflegen,  wollen  auch  diesen 
die  BearteShmg  tiberlasssn,  ob  im  geeigneten  FsBe  eine  Zoittek- 
Verweisung  an  den  Aimenverband  des  UntsrstntBiingswohnaitMS 
stattfinden  solP). 

Tn  Ansohung  de»;jpnii,'«»n  Teils  der  Vorschläge,  der  auf  Er- 
jächwi  i  niiL:' n  des  i'.rwcrbs  di  b  U.-W.  abzielt,  ist  wiederum  zu  be- 
merken, dass  diest  lben  lediglich  von  städtischen  Interessenver- 
tretungen aasgeben  und  einen  ähnhchen  Sinn  wie  die  Fristerhö- 
htusgen  haben.  Nach  der  vorau%cgangenen  Darstellung  wird  es 
nSeiht  nötig  sdn,  dieselben  im  einseben  näher  an  nntersnchen;  so 

V)  Vpl.  oben  S.  :U4.  m 
£ia  in  der  Uemeinde-Z.  18^  8.  lt>7  mitgeteilter  Beechhue  der 
Afiiieiikomiiiiaaiofk  in  Hanan.  —  Beschlnsi  der  Teninigten  hcwiwJiea 
StSdte  V.  26.  Januar  1878  u.  a.  m. 

*)  Vgl.  die  Anföhmngen  oben  ä.  477  Anm*  1. 
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unzweifelhaft  alle  diese  Wünsche  nicht  Ausdruck  der  Sorgß  um  das 
wirtschaftliche  Fortkommen  der  Anziehenden,  sondern  der  Be- 
llirrhtun^  ungebüliriiclier  Ik'lastung  der  Anziigsgemeinden  sind, 
so  uiiz Weifelhaft  wird  auch  die  Neigung,  ihnen  zu  entsprechen, 
davon  abhängen,  welches  Interesse  man  nir  w  ichtiger,  insbesondere 
ob  man  die  Beschränkungen  der  ersteren  durch  Gemeiudewillkür 
für  minder  naehteOiff  emclitet,  ab  die  etwaa  sttrkm  Belastimg 
der  leteteren.  In  der  Ftezis  wftarde  freilicb  die  BeBcliiSnkuQg 
wohl  nur  mittelgrossen  Ghaneinden  zu  gute  kommen,  in  denen 
es  möglich  ist,  den  Einzelnen  zu  kontrolven.  In  RvO«eren  Sittdien 
erfahrt  die  Armenverwaltung  ebensowem'fr  von  dem  Anriige  der 
einzelnen  Individuen ,  wie  sie  regelmassig  nicht  im  Stande  ist, 
sich  über  den  Zustand  dtröelben  früher  zu  vergewissern,  jUs  bis 
dieselben  ihre  Hülfe  in  An^>ipruch  nehmea.  \\  m  die  Ausweisungen 
angeht,  so  wird  von  der  diesbezüglichen  Befugniss,  soviel  be- 
kannt, gegenwärtig  ein  eebr  geringer  Gelmndi  semadit'),  was 
namentlich  in  grOeeeren  Gemeinden  n^  den  eben  oemerkten  Um- 
standen zttaammenhänst.  Ganz  beBonden  scheuen  die  snr  Ueber- 
nahme  verpflichteten  Glem^den  die  Kosten  des  Transportes  und 
die  Sorgt  fnr  Peschaflfimg  eines  Unterkommens. 

Die  iiattiriiche  Entwickelung  der  hier  in  Frage  kommenden 
Verh;iltni!sj?e  kann  in  der  That  auch  keine  andere  sein,  als  die 
AiisNveiöungsbefugniss  mehr  inid  mehr  zu  beschränken;  ihrer 
ganzlichen  Aufhebung  würde  die  Armenge^etzgebung  nicht  im 
Wege  stehen,  da  der  UntenttttsungswohnsitB  auf  die  finanaelle 
Begelung  der  UnteFStQtaungspflicfat  besduHnkt  bleiben  kann')* 

§  185. 

Im  Anechluss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Vorschlag 

zu  nennen,  die  Berechnung  des  Fristenlaufes  zum  £rwerb  des 
Untersttitziragswohnsitzes  dadurch  zwecl^mflssiVfr  ?.n  gestalten, 
dass  vorübergehende  Unterstützungeu  überhaupt 
ganz  ausser  Betraclit  bleiben. 

Gegenwärtig  bestimmt  §  14  al.  1 :  „Der  Laut  der  zweijährigen 
Frist  ruht  während  der  Dauer  der  von  einem  Armenverbande 
gewährten  (fCRentlichen  Untersttttsune;.^  Dies  Alinea  war  in  dem 
Entwurf  des  Bundesrats  nicht  entiialten  und  wurde  in  der  Rdehs- 
tagskommission  hinzugefiigt,  weil  der  Gesiditspunkt  des  wirt- 
schaftlichen Aequivalents  es  fordere,  dass  während  der  Zeit,  wo 
die  Thätigkeit  und  somit  der  wirtschaftliche  Vorteil  aufhöre,  anch 
nicht  Rechte  gegen  den  untcrstt;tzenden  Armenverband  erworVx  n 
wtiürden.  Im  Keicbstage  beantragte  Graf  Eulen  bürg,  die  Üe- 

Ad  ick  es  ist  auch  dieser  Heinimg,  Tgl.  S.  798.  —  In  Berlin  wird 

sehr  selten  zur  Ausweisung  geschritten ,  fast  nur,  wenn  es  der  er» 
etattnngsspflichtige  Armenverband  verlangt.  Vgl.  auch  die  unten  §  188 
bis  1^1  iiütgetciTtcn  Entscheidungen. 

*)  Vgl.  hierüber  die  Ausführungen  oben  §  120^  namentlich  auch  die 
Bemerkungen  über  den  Stand  der  rage  in  England,  oben  S.  353. 
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•gierungsvoriage  wieder  lieiyAistcllen ;  die  Bevulhnjiclitio^en  zum 
Bundf^rat,  v.  P  u  1 1  k  a  ra  e  r  im  dl  I  o  f  m  a  n  n ,  tüiu*ten  aus,  dass  wenn 
jede  UnterstUtssung  schon  (  in  Kühen  herbcifiihre,  es  jedem  Armcn- 
verbande  sehr  leicht  möglich  sei,  durch  Vei*abreichung  kleiner 
gekgendkiier  UnterttObmngen  d«n  Erwerb  des  Uiit6retatBaii|s- 
wofanntBes  bnwtimcliieben,  abgeeeben  toü  der  eehwierigen  Be- 
rechnung bei  den  meist  kleinen  vorttbergeheDdeii  Htüfcleistungen; 
der  Bmokdemits-Entwarf  stelle  konsequent  nur  den  Fall  der  dau- 
ernden Bedürftigkeit  auf,  bei  dessen  Vorliandensein  es  sich  eben 
versttinde  dnss  der  endgtütig  voypflichtete  Armenverband  er- 
statten und  den  Bedürftigen  in  eigene Fürsoi^  übernehmen  müsse; 
in  dicsiem  Falle  werde  duroli  den  Antrag  auf  Uebernahme  der 
Fristenlaui  miterbrochen  (§  14  al.  Dagegen  &hrte  Gr  um- 
brecht ans,  dAH  bei  denrtieer  Hegelung  der  Anneiwrerbapd 
■elir  yvA  bttufiger  eine  TorttbergdieBde  üntenittttoung  all  daaemde 
binsteUen  würde,  und  Miquel,  dass  dann  der  Minehin  vieler 
Deutung  fkhige  5  des  FVeizügigkeitsgesetzes  noch  mehr  zur 
Abschiebung  oenutzt  werden  würde.  Der  Reichstag  entschied 
nch  im  Sinne  der  letztgedachten  Ausführungen. 

Das  Bundesamt  f  d.  H.  hält  denn  auch  streng  diesen 
Unterschied  zwischen  Ruhen  und  Unterbrechen  der  Frist 
lest,  und  ütclit  iila  uügemeinen  üruiidäutz  auf,  da^is  tur  das, 
WM  nach  Art  und  Zettdauer  als  vorübergehende,  was  als  dauernde 
Unterstützung  zu  gdten  habe,  keine  vorbestimmten  Katagorien 
an^Sestellt  werden  könnten ,  sondern  hierüber  nach  Maßgabe 
der  ihatsttdüichen  Verhältnisse  zu  urteilen  sei.  Dem  entspremnd 
ist  das  Bundesamt  zu  einer  (übrigens  nicht  sehr  reich n altigen) 
Kasuistik  gelangt,  bei  der  es  freilich  nicht  ohne  arge  Willktlr- 
licbkeiten  abgeht 

Arzneimittel  werden  als  anf  1  Tag  (dem,  an  dem  sie  ver- 
abfolgt worden)»  sogenannte  Extrannterstfttznngen  als  auf 

1  Monat  gewährt  angesehen:  Tgl.  TI  S.  72  und  73,  XIV  8.  25, 
S.\  S.  25*  Bei  KleidangsstQcken  wird  eine  Bereclmung  nicht 
unternommen,  sondern  nur  negativ  ausgesprochen,  dass  die  durch 
ihre  Verabfolguug  gewährte  Unterstützung  nur  als  ausserordentliche 
UnterbiUtzung  von  kurz  vorübergehender  Dauer  erachtet  werden 
konnte  und  daher  im  konkreten  Falle  den  Erwerb  des  Untersttitzun«;«- 
wohusitzes  nicht  gehindert  hätte:  vgl.  VI  S.  73,  X  S.  2U,  XVll 
8.  22«  —Krankenpflege  wirdnach  der  Daner  der  Yerpflegui^ 
tage  berechnet:  vgl.  XVI  S.  15  o.  a.  —  Wo  mehrere  derartige 
Unterstützungen  gleichzeitig  vorkommen»  wird  zosammengefechnei; 
z.  B.  Kleider  +  Geld  4*  Arzneimittel  u.  s.  w.  vgl.  namentlich 
VT  S.  73  und  XVIT  S.  22.  Die  unterstützungsfreien  Zeiträume  wer- 
den dann  ebenfalls  zusamiuengereohnet:  vgl.  XV  S.       u.  a. 

Das  ist  nun  doch  alles  sehr  willkürlich.  "Wenn  Jemand  o  Mark 
als  Extraunterstützung  erhält .  so  kommt  1  Monat  in  Abrechnun?. 
obwohl  sehr  häufig  eine  solcUt  kleine  Gabe  nm-  der  Ueseiligung 
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eines  augenblicklichen  Notstandes  dienen  soll;  wenn  Jemand  Arznei 
für  3  Mark  erhält,  die  ihn  für  längere  Zeit  ppsimd  macht,  wird  1 
Tag  abgerechnet.  Kleider  müssten  eiircntlif  !i  tin  so  lange  Zeit 
gewährt  gelten,  als  sie  getragen  werdeu  küiineii  u.  s.  w.  Selbst 
bei  Anstalts- Krankenpflege,  wo  die  Berechnung  am  meisten  sinn- 
gemäss ist,  wird  bei  Erkrankung  der  ganzen  Familie  zu  gleicher 
Zeit  nur  die  Dauer  der  gleichzeitigen  Verpflegung  berechnet,  wSh- 
rend,  wenn  mehrere  Familienmitglieder  nach  einander  krank 
Verden,  die  Daoer  der  verschiedenen  Verpflegungszeiträume  znsam* 
mengerechnet  und  demgemftss  für  die  Person  des  Familienhanptee 
Im  ganzen  berechnet  wird. 

WiSl  man  su  der  yorgeBchlagenen  Uebeniahme  der  Torfiber* 
gehenden  Unterstützungen  durch  die  Aufenthaltsgemeinde  schreiten, 
80  wird  man  auch  die  Anreclmung  derselben  für  den  Fristenlanf 
in  Wegfall  kommen  lassen  können.  Die  Gefahr  einer  miasbräuch- 

liclien  Benutzung  zur  Abschiebung  wird  man  niclit  in  höherem 
Mas^e  zu  fürchten  haben,  als  wie  es  bei  dieser  Uebernaiime 
selbst  zu  erwarten  steht.  Namentlich  in  grösseren  JStildten  ist 
es  weder  üblich,  noch  möglich,  einzelne  Personen  in  dieser  \\'ciije 
im  Auge  zu  behalten  und  sie  durch  wiederholte  Unterstützung 
zu  dauernd  Bedtirftigen  au  steinpeln.  Gegen  die  Misebri&adie  in 
kleineren  Gemeinden  giebt  es  üooliaupt  kein  anderes  Mittel«  als 
vernünftige  Verteilung  der  Armenlast  und  bessere  Aufsicht 

Für  den  Fall  einer  derai-tigen  Aenderung  würde  man  das 
al.  1  des  14  ganz  fortfallen  lassen,  und  dem  Wortlaute  des- 
T)  des  Freizügigkeitsgesetzes  entspreciiend  festsetzen  müssen, 
dass  die  Frist  zum  Erwerbe  und  Verluste  des  Untcr- 
bt  (itzungswohusitzcä  nur  ruhen  bezw.  (durch  den  Antrag 
auf  Uebernabme)  unterbrochen  werden  soll,  wenn  und  so- 
lange eine  Unterattttsane;  „aus  anderen  Grttnden, 
als  wegen  einer  nur  vorttbergehenden  Httlfabedttrf- 
tigkeit  notwendig  geworden  iaf*. 

§  ol,  der  von  der  Uebernahme  haudell,  hal  ebenfalls  diesen 
'Wortlaut.  In  der  Reichstagskommission  wurde  eine  andere  Fassung 
erwogen,  namentlich,  ob  sich  nicht  der  positife  Anadruck  „dauernde 
Arbeitsunföhigkeit*^  oder  das  Kriterium  einer  gewissen  Dauer  (3 
Monate  war  beantragt  worden)  hesser  empfehle.  Man  nahm  liierron 
Abstand  und  beschloss  die  negative  Fassung  in  der  Annahme,  dass 
sehr  wohl  erkannt  werden  könnte,  das?  es  sich  nicht  blos  um 
vorübergehende  Arl.'pitsunfähigkeit  handle.  Im  Reichstage  fand 
hierüber  eine  Diskut^ion  nicht  statt.  —  Das  B.-A.  f.  d.  H.  nimmt 
dauernde  Hülfs bedürftigkeit  an,  „wenn  eine  Person  that- 
sftchlicii  noch  unterstfttzt  nnd  ein  bestimmter  naher  Zeitpunkt,  mit 
welchem  die  Bedürftigkeit  anfhIVren  werde,  sich  nicht  absehen  lasst**: 
Tgl.  Entscheidung  vom  29.  Juli  1888  XY  S.  107;  ausserdem  X 
S.  189,  XII  S.  141,  XVI  S.  141  u.  a. 
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b.  Speziell:  Der  YolksschnlniiteiTielit  als  <(ffeHÜIebe  Aimem- 

mnterstUtzuug. 

§  186. 

In  Anflehnog  der  Wirkungen  ^  welche  der  Emp&ng  voo 

Arnienunterstützung  auf  £rwerb  und  Verlust  des  Unterstützunge- 
wohnsitzes  übt,  besteht  gegenwärtig  eine  sehr  erhebliche  Un» 
glcichheit  bezligln']!  des  Volkssc  hui  Unterrichts.  In  dnigen 
Bundesstiiaten  gilt  derselbe  als  Unterstützung,  in  anderen  nicbtr 

in  einigen  nur  in  gewi^öen  lieziehungen. 

Für  Preussen  bestimmt  Art.  21  der  iinnissischen  Vcrf:i?sung: 
„Für  die  Bildung  der  Ju^'end  soll  (iundi  oöentliche  bchulen  ge- 
nügend gesorgt  werden  ,  und  Art.  25  :  „Die  Mittel  znr  Errieliturg, 
Unterhaltung  und  Erweiterung  der  öffentliclien  Schulen  werden  von 
den  Gemeinden  nnd  im  Falle  des  nacbgewieeenen  Unvermögeos 
ergftnzangsweiae  vom  Staate  anigebracbt  Der  Staat  gewfthrleistet 
demnacb  den  Volkaachnllehrem  ein  festes,  den  Ix^adyerbftltnisseB 
angemessenes  Einkommen.  In  der  öffentlichen  Volksschule 
wird  der  Unterricht  nn  en  t  gelt  lieh  erteilt."  — Vgl.  über 
"Wesen  und  Begriff  der  Volksschule,  sowie  über  das  Detail  v.  Rönne^ 
Preussisches  Staatsrecht  IUI.  4  394  f\\  —  Die  pren^sisrbe  Ver- 
waltnngs-Praxis  ist  in  Anstliung  des  Charaktcih  des  Volks^chulunler- 
richts  keine  übereinstimmende.  Wiederijulte  Ministerialreskripte 
(Tom  6.  Mftrz  1852  Min.-BL  8.  44;  ?om  4.  Mai  1859  8.  170; 
vom  81.  Mai  1864  S.  122)  sprechen  ans:  dass  die  Kosten  des 
notdürftigen  Elementarunterrichts ,  soweit  dieser  zu  den  nnerliss- 
liehen  Bedflrfiiissen  der  Eiziehang  gehöre,  Kosten  der  öffentlichen 
Armenpflege  seien.  Dagegen  nahm  das  vormalige  Obertribunal  an, 
dass  eine  solche  Verpflichtung  den  Armenverbänden  nur  durch  be- 
sonderes Gesetz  auferlegt  werden  könne  und  nicht  in  der  durch 
das  Gesetz  von  1842  auferlegten  Pflicht  zur  Armenfttrsorge  ent- 
halten sei:  Entscheidung  vom  2ti.  Mai  1865,  Bd.  54  S.  349  ff. 
Vgl.  ftber  das  Material  bei  Arnoldt  S.  470.  —  In  Berlin  wurden 
sdioD  1887  die  Armenscholen  von  der  Armenverwaltang  abgeUst 
nnd  mit  der  st&dtisebeD  ScbnWerwaltimg  Yereinigt;  vgl.  Schwabe 
bei  Emminghaus  S.  70,  der  namentlich  betont,  dass  dies  dem  schon 
im  Allgemeinen  Landrechte  ^)  enthaltenen,  in  Art.  25  der  Verfassung 
wiederholten  Grundsatz  entspreche,  die  Befreiung  von  Schulgeld 
nicht  als  Armenunterstützung  anzusehen.  —  Bei  Beratung  des 
preuösischen  Ausföhrungs- Gesetzes  von  1871  wunlcj  wie  schon  oben 
(S.  346)  erwähnt,  festgestellt,  dass  Gewiihrung  von  bchulgeldbe- 
fretnng  in  keinem  Falle  (also  auch  bei  längerer  Daner)  zur  Aus- 
weisung berechtige.  Ein  hieranf  bezOglichee  al.  4  des  §  1,  welches 
die  Begienmgs-Yorlage  enthielt,  wurde  mit  dem  Hinweis  gestriehen, 
dass  hierflber  sieb  schon  das  Freiztlgigkeits-Gresetz  verhalte.  Im 
nbrigen  wurde  ein  Antrag,  die  Verpflicbtong  zar  Gewfthnmg  freien 

Vgl.  die      12  ff.  Th.  II  Tit  12. 
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Elementamnteniehts  aneh  «a  arme  Kinder  anszaapreclien,  abgelehnt, 
um  diese  wichtige  Frage  nicht  nebenher  7.u  erledigen.  Vgl. 
Drucks,  de?  Abg.-H.  Nr.  109.  —  Dn?  in  Art.  2r>  der  Verf.- 
Urk.  verheisseiie  Gesetz  über  Kegelang  det»  ganzen  Uuterhcbtswesens 
ist  bisher  noch  nicht  erschienen. 

Für  Baiern  bestimmt  das  Gesetz  vom  10.  November  1861, 
dass  die  Gemeindebehurden  Unbemittelte  vom  ächnlgeldu  ganz  oder 
teilweise  befreien  können;  wenn  das  Scholgeld  dem  Lehrer  als 
Oehaltatitel  zugewiesen  ist,  so  hat  die  Gemeinde  den  Ansfall  zn 
ersetzen.  Die  Zahlung  von  Sehnigeid  für  arme  Kinder  dnreh  die 
öffentUebe  Armenpflege  ist  nach  Entscheidungen  des  Verwaltnngs-Ge« 
richts  Bd.  2  S.  191  als  öifentliche  Annenonterstützüng  im  Sinne 
des  Gesetzes  anznsebon;  vgl.  nbor  d:is  Material  bei  Riedel, 
Kommentar  zum  Armengesetz  S.  Ü-i  Anin  10.  —  Gemäss  der  Tii- 
strnktion  vom  14.  Mai  1870,  betr.  die  Armenstatistik,  sind  rn  die 
Nachweiäungeu  als  dauernd  Unterstützte  auch  namentlich  diejenigen 
jugendlichen  Personen  aufzunehmen,  f&r  deren  Erziehung  und  Aus- 
bildung die  öffentliche  Armenpflege  Sorge  tr&gt,  nnd  zwar  ohne 
Rflcksieht  darauf,  ob  die  Fürsorge  lediglich  in  der  danemden  Be* 
freinng  vom  Schulgelde  oder  in  der  Bezahlung  der  Erziehnngs-  nnd 
Lehrkosten  überhaupt  besteht;  vgl.  Zeilschrift  des  bair.  stat  Bur. 
1882  S.  261.  — 

Für  Würtemberg  ordnet  die  Instr.  vom  30.  Mai  1873 
(Reg.-ßl.  S.  207)  an,  dass  der  Schulunterricht  zwar  auch  zur  Für- 
sorgepflicht der  Gemeinden  gehören,  jedoch  hieraus  kein  Erstat- 
Juugsanspruch  erwachsen  soll,  da  arme  Kindtii  nach  Art.  21  Abs.  4 
des  Gesetzes  vom  29.  September  1836  durch  die  OrtsbehörJen  von 
Besalilung  des  Schulgeldes  freizulassen  ^d. 

Für  Sachsen  bestimmt  der  in  Kraft  erhaltene  §  50  der 
Annenordnnng  yon  1840,  dass  für  scbolpBichtige  Kinder  armer 
Eltern*  wo  nicht  besondere  Armenanstalten  bestehen,  das  Schulgeld 

nach  der  Hälfte  des  gewöhnlichen  Satzes  aus  der  Armenkasse 
zu  bestreiten  ist.  Nach  dem  (besetz  betr.  Volksschulen  vom  26.  April 
187n  liegt  die  T'nterhaltung  von  Volksschulen  besonderen  Schnl- 
gemeinden  oh.  flenen  die  Erstattung  znfliesst.  Wo  besondere 
Armenschulen  bestehen,  fällt  nach  dem  allgemeinen  Grundsatz  des 
^  30  des  Reichsgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  die  Er- 
stattung fort,  weil  diese  nur  allgemeine  Verwaltungskosten  ver- 
nrsachen.  Im  flbrigen  ist  die  genannte  HSlfite  reine  Annenunter^ 
stfltzang,  die  anawftrtigen  Armenverbtoden  zu  erstatten  ist  und  den 
Fristenlanf  beeinflnsst.  Dies  ist  wiederholt  vom  B.-A  f.  d.  H.  er- 
kannt worden;  vgl.  Entscheidung  XV  S.  71  und  S.  74,  sowie 
XVII  S.  29  nnd  S.  32;  auch  Wittgenstein  I  Anmerkung  zo 
§  50  a.  a.  0.  — 

Fttr  Baden  bestimmt  ^      des  Gesetzes,  betr.  den  Elementar- 

imterricbt  ?om  r^^^^~i;r:  •  «Das  Sehnigeid  wird  fttr  Reeh- 
19.  Februar  1874 
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BUDg  der  Gemeindekasse  in  vierteljähriielien  Raten  erhoben.  Die  Be- 
treffnisse der  Unvermöglichen  hat  der  zu  deren  Unterstützung  ver- 
ptlichtete  Armen  verb  and  je  nach  dorn  Grade  ihrer  Unverm'>^:lich- 
keit  {^anz  oder  zu  bestimmten  Teilen  zu  bestreiten."  — Auch  h\vr  hat 
das  B.-A.  f.  (1.  II.  erkannt,  dass  eiue  derartige  Zahlung  aU  Aki  der 
öffentlichen  Annenpiiege  zu  erachten  sei;  vgl.  Entsch.  XVI  S.  27. 

Im  übrigen  hat  aber  das  Bundesamt  wiederholt,  namentlich 
mit  Bezug  anfScbulanterricht  entschieden,  dass  das  Bedttr&iias 
der  Armenpflege  von  vornherein  feststehen  müsse,  und  dass  der 
misslungene  Yersnch  der  Einsdehang  der  Schulgelder  ond  die  nach- 
trägliche Absetzung  der  Beträge  als  „uneinziehbar"  wegen  „Unver* 
möglichkeif"  ihnon  nicht  den  riiarakter  der  öffentlichen  Arrnen- 
unterstützung  gebe,  den  sir  iiuli:  von  vornherein  gehabt  hätten; 
vgl.  namentlich  die  Knt  ,  heidungeu  XV  S.  70  (3  Fälle),  XYl  S.  26 
und  XVII  S.  29  (2  1  alle). 

Im  Beichstage  wurde  gelegentlich  ausgesprochen,  dass  die 
geringfügige  unentgeltliche  Gewähnmg  toh  Lehnnitteln  ans  Ofet- 
üchen  Mitteln  an  scholpflicfatige  Kinder  als  eine  den  Yfttern  ge- 
gebene  Armenonterstützung  nicht  aufzufassen  sei;  vgL  1874  Dnieks. 
Kr.  170,  Stenograph.  Ber-  S.  1162.  —  Diese  Ansicht  erscheint 
aber  nach  Lage  der  Gesetzgebung  unrichtig,  weil  es  hierbei  ledig- 
li<"b  auf  die  Landest'eset/üPbung  und  die  thatsäclili>'hen  Verhältnisse 
ankommt.  Die  üeriugiügigkeit  macht  au  und  für  sich  keinen 
Unterschied. 

8  187. 

Wenn  man  nun  auch  über  die  öffentlich-rechtliche  Natur  der 
Verpflichtung  zur  GewSlmuig  yon  Schulimtenicht  yenchiedeoer 

Meinung  sein  knnn,  so  wird  man  doch  allein  aus  der  verfassungs- 
mässigen Vorhei.ssung  unf^ntu;cltliclien  Unterrichts,  so  lanert^  die 
Kosten  hiertur  nicht  scliieciithin  auf  die  StaÄt^jka8^?e  übenii>iiii:iei: 
werden,  niclit  folgern  düi'fen,  dass  die  Gewährung  demselben  keint 
Armenunterätützung  darstelle.  Man  verwechBclt  hierbei  ebenso, 
wie  es  yon  Yielen  hinaditlich  der  Armenpflege  geschieht,  die 
aiesbezUgliche  gesetsBche  Verpflichtang  gegenüber  dem  Staat 
und  die  Erfüllung  derselben  im  einzelnen  Falle  seitens  der 
einzelnen  Gemeinde.  Wo  andere  Gemeindeeinwohner 
Schidgeld  bezalilen,  ist  die  Befreiung  hiervon  oder  die  Bj*stattung 
an  die  Schulgemeindü  aus  der  Armenkasse  zweifellos  eine  positive 
Leistung  aus  Anlass  individuelkr  Bcdtlrftigkeit. 

Gleichwohl  sollte  dieser  Umst;iiid  nicht  nindcrlich  sein,  ebenso 
wie  das  Keichsgesetz  den  Armeoverbänden  andere  La.-9teu  (na- 
mendich  die  aus  §  29)  positiv  auferi^  hat,  aach  poeitiy  von 
Reichswegen  aiuausprechen:  die  Gewfthrung  von  nnent- 
geltlichem  Sohulnntcrricht,  besw.  die  Bezahlung 
von  Schulgeld  fttr  dürftige  Peraonen  gilt  nicht  als 
r)ffentliche  ArmcnunterstUtzung.  Es  würden  damit  die 
ganz  ungerechtfertigten  und  vor  allem  sekjr  ungleichmäitsigen  W'ir- 
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knngeD  in  Fortfall  kommen,  welche  durch  diese  LeistanjeeD  gegen- 
wärtig auf  den  Lauf  der  Fristen  gellbt  werden.  Denn  &  Armen- 
verbände, die  eigentliche  Armensc-nulen  besitzen,  fallen  gegenwärtig 
diese  Wirkungen  pran?:  fort,  wn})rend  in  andern  der  Erwerb  bezw. 
Verlust  des  Untei-stützungsvvohnsitzes  so  lange  gehindert  werden 
kann ,  als  der  Schulunterricht  dauert ,  unter  Umsüinden  also  so 
lange,  aU  in  einer  Familie  schulpflichtige  Kinder  vorhanden  sind. 
Diesor  Zustsnd  fdhrt  insbesondere  zu  einem  erheblidiea  Wider- 
spruch zu  §  5  des  Frdzügigkeitsgesetzes,  welches  wegen  dauern' 
der  Bedürftigkeit  die  Ausweisong  zulässt,  während,  wie  mehr- 
fech  dargelegt  worden,  die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Nicht- 
entrichtung  von  Abgaben  und  die  Befreiung  von  Schulgeld  als 
AusweisiHiirsgründe  nicht  anerkennen.  Vor  allem  aber  erscheint 
es  dfT  ^enwSrtig  all^^eniein  anerkannten  nrundsMtze  über  die 
Koiwcnüigkeit  des  Volksschulunterriclit^^  niclit  würdig,  diese  vor- 
nehmste Veraublaitung ,  die  ein  Staatswesen  gegen  kiuiitige 
Verarmung  und  Erwerbslosigkeit  treffen  kann,  in  eine  ReuAe 
mit  denjenigen  Aufwendungen  zu  stellen,  welche  die  bereits 
eingetretene  Armut  wieder  zu  beseitigen  bestimmt  stnd^. 

In  der  Literatur  ist  dieser  Punkt  meines  VisBens  fsst  gar 
nicht  erörtert.  Gutes  Material  bringt  speziell  mit  Bezug  auf  Armen- 
Bchnleu  ein  dem  braadenburgiseben  Städtetag  von  1879  vom  Bürger- 
meister Merten  s  erstatteter  Bericht.  Derselbe  legte  auf  Grand  aus- 
führlicher statistischer  NachvseisTiTigcn  dnr,  da<?s  vnn  91  hranden- 
bnrgischen  btädten  64  keine  besonderen  Armen-  und  Freisclinlen 
hätten,  und  dass  sich  da,  wo  diese  noch  vorhanden,  die  Beseitigung 
derselben  empfehle.  Der  Städtetag  stimmte  dieser  Meinung  zu. 
Im  übrigen  ist  zu  bemerken,  dass,  abgesehen  von  dem  Unterschiede 
zwischea  yoUcstehulen,  in  denen  wo  uMig  nnentgeltlicber  Untsnriefat 
erteilt  wird,  und  dgeotliehen  Annenscbulen  die  Anfsrendungen  ans 
Oemeindemitteln  den  st&rksten  Anteil  zur  Unterhaltung  der  Volks- 
schulen beitragen.  —  In  Preassen  stellte  sich  1878  das  Yer- 
h&ltniss  folgendermssaen : 


£s  betrugen 
die 

Gesammtauf  Wendungen 

1 

Von  den  Gesammtauf- 
wenduDgen  waren 
persönliche  |  sachHehe 

2  3 

dieselben 

2 

in  iMill.  Mark 

in 

Staatsgebiet  .... 

101.017 

71.584 

29.438 

7t 

29 

ätädte  ...... 

81.782 

12.16f> 

72 

28 

39^1 

17.317 

70 

30 

^)  Bekanntlicli  hatte  Karl  d.  Gr.  m  Brzng  auf  den  Schuluntenicht 
angeordnet,  dass  derselbe,  damit  alle  Kinder  der  Pfarrei  dieser  Wohl- 
tat geniessen  und  keines  wegen  Armut  ausbldbe,  anentgeltlich  eitdit 
wUrde.   Vgl.  die  Anm.  bei  Batsinger  S.  288. 
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Speziell  für  das  Stellenelukommen  betrug: 


cm  vwMUDuiiir' 
wanu 

Davon  entfielen  anf 

DitmOtm 

K  1  •!  r.  .1  l.t'l  I- 

Kirchen-  a. 
SUflttDüa- 

1  i  •  llii'i  mir-, 

iiuUlktrrl. 
uod  Patro- 

leistan^n 

iu  Mill.  Mark 

1 

2  f 

8  1 

4 

1 

2 

4 

in  Mill.  Mark 

Stftategebiet  63.047 

12.958 

7.578 

84.840 

7.653 

21 

IS 

55 

12 

Städte.   .  29.004 

7.257 

1.086 

19.048 

1.613 

25 

4 

69 

« 

lAod  .  .  84.042 

S.719 

6.482 

15.792 

6.089 

17 

19 

4» 

18 

Tgl.  das  öffentliche  Yolksschalwesen  in  Preossen,  bearbeitet 
von  Petersilie,  in  £rg.*H.  X  (1882)  zur  Zeitsclirift  des  preoss. 
etat  Bureaus. 


€•  Spesiell:  Die  aruienreelitllche  FamiUeuj^emeinäcliall« 

§  188. 

Abgesehen  von  der  Wirkung,  welche  die  Verabfolgung  Yon 
Unterstützung  im  Falle  dauernder  Bedürftigkeit  auf  den  FnstcD- 
lauf  bei  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  übl^ 
kommt  noch  die  andon*  sehr  wesentliche  Wirkung  in  Betracht, 
dass  im  Fiille  des  Eintiitts  dauernder  Ik'diirftigkeit  vor  viJlea- 
detem  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  die  Ausweisung  de*. 
Büduri'ugeu  ertuigeu  daii.  Zur  Ueberualiiue  des  Bedürtügea 
iit  in  sokshea  FüUen  der  zur  Kostenerstattung  vorpfliditete  Ar- 
menverband  Terpflichtet  (g  31  und  32  des  Qeaeteea). 

Ohne  Muhe  yoUzieht  sich  nun  die  Regelung  dee  Verhiltntsaoi 
da,  wo  es  sich  um  zwei  Ortsarmenverbftnde  und  um  einen  «««Jimy^ 
Fall  dauernder  Bedürftigkeit  handelt.  Dagegen  ergeben  sidi 
ganz  eigentümliche  Srliwi^^rif^^kfnten  in  folgendr  n  Fullen.  Wenn 
ein  Individuum  bei  Eintritt  der  dauernden  Bedüritigkeit  keinen 
Untcrstützunijswohnaitz  besitzt,  so  ist  dericnige  Land- 
armen verband  (gemäss  sj  30)  zur  Kostencröktttuag  verpflichtet. 
In  dessen  Bezirk  die  Uülfsbedüritigkeit  hervorgetreten  ist.  Falls 
nun  das  Individuum  sich  aus  dorn  Bezirk  dieaea  Landarmen- 
Verbandes  entfernt  und  von  seinem  anderweiten  Aufentiialtsorte 
wieder  unterstützt  werden  muss,  weil  es  noch  nicht  auf|^5rt 
hat,  bedürftig  zu  sein,  so  argiebt  sich  die  Frage,  ob  derjenige 
Landarmenverband  zur  ferneren  Kostcnlast  very>fli'-btet  Ist,  der 
beim  Eintritt  der  Bedürft  i  ei  t  hierzu  vcrjttliclitet  war, 
oder  ob  hierüber  lediglich  der  zeitweilige  Autluüiali  eni 
scheidet,  insbesondere  ti*agt  es  sich,  ob  bei  Bejahung  der  ersten 
Alternative  auch  bei  einem  Landarmenverband  von  einer  Ver- 
pflichtung zur  Uebemahme  gesprochen  werden  kann. 
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Noch  komplkirter  viirä  der  SachTerfaalt,  wenn  die  Bedüif- 
tigkeit  nicht  ui  Ansehung  einee  euuselnen  selbetodigen  Indin- 
duums  oder  einer  zusammenlebenden  Familie  vorhanden  ist,  son- 
dern wenn  eine  Familie  oder  ein  oder  mehrere  unselbständige 
Angehörige  unterstützt  werden  rnttaeen,  weil  und  so  Uoge  ihr 
Familienhaupt  abwesend  ist 

Muss  nach  ganz  allgemeinen  imd  im  übrigen  nu  lit  an^^e- 
fbchtenen  Grundsätzen  ein  F  a  m  i  1  i  e  n  h  a  u  p  t  aL>  b  e  d  ü  r  1 1  i  g  gel- 
ten, welches  ausser  Stande  ist,  seine  i'amilie  ohne  fremde  Hülfe 
zu  unterhalten,  ao  erscheint  es  konsequent,  das  FamiUenhaupt 
auch  dann  als  unterstützt  anzusehen,  wenn  die  Unterstützung 
nur  seinen  Angehörigen  gewährt  wird,  und  aus  diesem  Grundte 
auch  die  Folgen  der  Unterstützung,  nämlich  Ruhen  beaw.  Unter- 
brechen der  Fristen  zum  Erwerb  des  UnterstUtzungswohnsitzes 
flir  das  Familienhaupt  ebenso  rintn^ton  y.n  lassen,  als  wenn  es 
mit  seiner  Famiüe  zusammenlebte,  l^iese  Fol<^«^n  erscheinen  nun 
auf  den  rrsten  Blick  nur  mit  der  ^gewöhnlichen  Wirkung  ausge- 
stattet, den  Jii*vverb  bezw.  den  Verhist  des  ünterstützimgsvvohn- 
Ätzes  innerhalb  des  Ortsannenverbandes  des  Aufenthaltes  ftür 
das  B^milienhaupt  wie  fllr  die  Familie  zu  hindern;  es  verbindet 
sich  aber  mit  ihnen  eine  andere,  weniger  erwünschte  Wirkung, 
wenn  es  sich  um  mehr  als  die  blosse  Kostenerstattung,  nftnüiw 
um  die  Uebernahme  in  eigene  Fürsorge  handelt  Weil 
■näralich  derjenige  Armen  verband  zur  TTebprnahrae  verpflielitet 
i«t.  in  welchem  der  Unterstützunggwolmsits  durcii  die  Gewährung 
von  Unterstützung  an  einen  Familienangehörigen  auch  ftir  das 
Familienhaupt  erhalten  bleibt,  so  zieht  niciit  das  letztere  durch 
seine  wirtschafidichc  Thätigkeit  an  einem  anderen  Orte  seine  An- 

«shOrigen  nach  sich,  sondern  um^kehrt  zieht  der  Angehörige  das 
ämifienhattpt  an  den  Ort  des  UnterstützungswohnsitDes  zurück. 

45  189. 

Zu  unerwarteten .  ja  man  darf  sagen ,  zu  walu*haft  über- 
raschenden Ge??tal  tu  Ilgen  iulirt  aber  die  konse<|uentc  Durchlüiiruiig 
dieses  Grundsatzes,  wenn  derjenige  Landarmenverband  zur 
Uebernahme  verpflichtet  erachtet  wird,  in  dessen  Bezirk  die  Be- 
^ttrft^flit  urgena  eines  Familienangehörigen  zum  ersten  Male 
hervorgetreten  ist  In  diesem  Falle  bleibt  nämlich  nichts  übrig, 
als  den  erstmals  verpflichteten  Landarmenverband  zu  der  dau- 
ernden Fürsorge  und  Uebernahme  der  ganzen  Familie  zu  ver- 
pflichten. Würde  also  beispielsweise  ein  im  Bezirke  des  T^ndarmen- 
verbandes  A  von  einer  fortziehenden  Familie  ziiiück gelassenes 
Kind  von  diesem  in  dauernde  i^llege  genommen,  so  übernähme 
er  damit,  so  lange  diese  Pflege  dauert,  auch  die  Verpflichtung 
zur  Uebernahme  der  ganzen  Familie,  deren  einzelne  Glieder  sich 
In  den  Beeilten  B  und  C  befinden,  und  deren  Haupt  während 
dieses  24dtraums  einen  Untersttttzungswohnsitz  nii^enos  erwerben 
kann^  weil  es  als  dauernd  bedttif%  au  erachten  ist;  würde  also 
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ein  anderes  Kind,  oder  die  Ehefrau ,  od^  der  Ehemann  in  den 
Bezirken  B  oder  C  inzwischen  krank  oder  sonst  tmterstUtzuDfs» 
bedürftig:;,  so  müsstc  gleiclnvohl  der  Landarmenverband  A  ate 
Kurkosten  erstatten.  Abgesehen  von  diesen  ^^'i^kungeu  für  den 
Armenverband  übt  ferner  ein  öolcher  Zusammenhang  auch  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  das  Verbleiben  des  Familien  Hauptes 
und  seiner  FamiUc.  W  eil  das  erstere  in  der  Pei'son  eines  seiner 
Angehörigen  Air  dauernd  unterstfltet  zn  erachten  ist,  kann  es 
überall  zurückgewiesen  werden,  ausser  yon  demjenigen  Orte, 
welchen  der  ▼erpflichtete  Landarmenverband  ihm  innerhalb  s^nes 
Bezirks  zum  Aufenthalt  anweist 

Für  die  Praxis  haben  nun  derartige  Fälle  eine  besondere 
Uedeutung  erlangt,  nachdem  die  Rec]it!^])rechung  des  Bundesamts 
f.  d.  II.  das  Eintreten  der  vorbezeiclmeten  Wirkungen  «ranz  kon- 
stant ausgesprochen  und  ohne  Unteiöcheidung  zwi.scheii Orts-  und 
LaüdarmenverbändeU;  zwischen  eiuzehien  Persoueu  und  1' ainihen 
demenlsprechende  einheitliche  Grundstttze  &tr  alle  diese  FiHe 
der  armenrechtlichen  Familiengcmeinsckaft  aQ%e- 
steUt  hat 

Diese  Grundsätze,  die  wichtig  genug  sind,  um  vollständig  mit- 
geteilt m  werden,  sind  im  Zentralblatt  des  Deutschen  Keichs  IBSS 
S.  83  wie  folgt  fürmulirt  und  zusaramengestelU : 

Die  armeurecht  1  i  che  Fami  liengemeiuscbat't  nach 
der  Judikatur  des  Bundesamts  für  das  Heim a t w eseu. 
1.  Zur  I<  auiilie  im  armcuicchtliclien  Sinne  gehören  alle  diejenigen, 

wdebe  an  den  UnterstUtzongswofansitz-Verhältnissen  des  Familieo- 

hraptes  teflnehmen,  mag  leUteres  einen  Unterstatzungswohosits 

haben  oder  landarm  sdn. 

1*  Familienglieder  sind  danach 

a)  die  Ehefrau  während  der  Daner  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft ; 

b)  die  ehelichen  und  den  ehelichen  gesetzlich  gleichstellen- 
den Kinder  bis  zum  zurückgelegten  24.  Lebensjahr  nebst 
Klietruu  uud  iviudern; 

c)  die  in  die  Ehe  gebrachten  ehelidisn  und  ansaerehe* 
lieben  Vorkittder  der  Ehefrau  nebst  den  ihre  Unter* 
stfltrongswohnsits-yerhflKnisse  teilendsn  Penonen  (Ehe- 
frauen, eheliche,  Stief-  u.  s.  w.  Kindsr), 

2.  Nur  in  einigen  fiesiehuagsn  gehören  lur  armenrechtlicbeB 
Familie 

a)  die  in  Bezug  auf  Erwerb  uuil  Verlust  dea  ünter- 
stützungswohnsitzes  beib:>län(iige  Ehi  traii: 

b)  in  Bezug  aüi  den  Vater  diejeuigeu  Kmder,  weiciie  den 
Unterstütznngswohnsitz  der  selbständigen  Mutter  tdleo. 

8,  Nicht  sar  Familie  geboren 

a)  die  rechtskriftig  gssebiedsne  Ehefrau  und  die  tou  ihr 
bezüglich  der  Unterstaunngswohaslts  -  Verhältnisse  ab- 
hängigen PesBOnen; 
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b)  eheliche  ii.  8.  w,  Kinder  nach  zurückgelegtem  24.  Lebens- 
jahre und  die  von  ihnen  abhängigen  Personen. 
IL  Die  Familiengemcinschaft  entsteht 

1.  mit  der  EhescUiessong  fttr  die  Ehefrau  uad  die  hie  dahin 
ihre  UnterstatzoDgswohnBtts-VerfaältDiBse  teilenden  Personen 
—  selbst  wenn  Armenpflege  unmittelbar  oder  mittelbar  be- 
reits eingetreten  war; 

2.  mit  der  Geburt,  Adoption.  Legitimation  für  die  Kinder. 
III.  Fami lienbaup  t  und     amilienglieder  bilden  eine 

Personeneinheit. 
Daraas  folgt: 

1.  die  Unterstützung,  welche  einem  landarmen  Fami  lien - 
haupte  gewährt  wird,  bestimmt,  so  lange  äie  andauert,  den 
f1lr8orgepflichtigenLandarmen?erband  für  alle 
Familienglieder,  wenngleich  diese  in  einem  anderen 
Landarmenverband  httlfsbedflrfüg  werden  t 

2*  die  Unterstützung,  welche  einem  Familiengliede  gew&hrt 
wird,  gilt  als  dem  Familienhaupte  gewährt: 

a)  dieselbe  bringt  für  las  FamiUenhanpt  den  Lauf  <^vr  zum 
Erwerb  und  Verlust  J  s  Untersttttzongswobnsitzes  führen' 
den  Fristen  zum  Stillstand; 

b)  sie  bestimmt  den  fürsorgeptiichtigen  Landarmen  verband 
auch  für  das  Familienhanpt  und  andere  Familienglieder, 
welche  wfthrend  der  Daner  dieser  UnterstQtzong  an  an- 
dern Orten  holfsbedflrftig  werden. 

In  den  hier  aufgeführten  Besiefanngen  gelten  auch  die  anter  I 
lUt,  2  bezeichneten  Personen  als  zur  Familie  gehörig. 

3.  Die  Uebernahme  der  Familienglieder  kann  nicht  ohne  die 
des  Familienhauptes  verlangt  werden ,  falls  auch  letzteres 
sich  im  Bezirk  des  vorläufig  untersttltzenden  Armenverban- 
des betindet. 

In  der  sub  »3  hervorgeholjenen  Beziehung  gelten  die  unter  I  Nr. 
2  aufgeführten  Personen  nicht  als  zur  Familie  gehörend.  — 

Bie  bezüglichen  Entseheidangen  des  Bandesamts  sind  gleichfalls 
im  Zentrslblatt  fllr  1888  S.  58,  141  nnd  828  ansführlich  mit- 
geteilt. —  In  der  amtlichen  Sammlung  der  Entseheidangen  eine 
grosse  Zahl  von  derartigen  Erkenntnissen:  nach  1883  namentlich 
XVI  S.  122  (3  Fälle)  nnd  XVII  S.  118  (2  Fälle). 

i5  190. 

Gegen  die  vorstehenden  Grundsätze  wird  zweieilei  ein- 
!?pwendet:  'rstons,  flass  der  auf  die  Landarmen  verbände  be- 
zügliche Teil  auf  einer  falschen  Auslegung  des  Gesetzes 
"beruhe,  und  zweitens,  dass  die  dem  Gesetz  ent-^prechende 
Zulassung  der  Ausweisung  eine  unnütze  Härte  enthalte.  In 
•der  erstCTen  Beziehung  sei  daher  eine  vor  solcher  Aiasle^ng 
«ieherstelleiide  Passung  des  Gesetzes,  in  der  zweiten  eine  die 

FonDh^ageft  (ST)  Vr.  4.  -  Mtattorbeiy.  82 
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Ausweisung  erschwerende  BestimmuDg  notwendig^).  Hierüber 
ist  Folgeodeä  zu  bemerken : 

Erstens:  Die  Auslegung,  welche  daa  Bondeaamt  den 
80—32  in  Ansehung  der  LandarmenverbAnde  giebt,  dürfte 
in  der  That  auf  einem  Irrtum  beruhen,  und  zwar  auf  demselben, 
welchen  die  Reichstagskonimission  in  Bezug  auf  das  wirtacliaft' 
liehe  Aequivalent  beging,  indem  sie  Orts-  und  Landarmrn- 
vorbände  hierbei  einander  völlig  gleichstellte,  während  in  Wahr 
heit  nur  bei  ersteren  von  einem  solchen  Aequivalent  die  Keile 
sein  kann.  Denn  die  Vf  rpHichtung  zum  Kostenersatz  ist  bei 
beiden  Verbänden  eine  grundsatzlich  verschiedene.  Zur  vor- 
Iftufigen  (Jntersttttzung  ist  jeder  Ortsannenyerband  ganz  un- 
abhängig von  der  dänitiven  Verpflichtung  zur  Ann^ast  Ter- 
pflichtet;  er  hat  sieh  wegen  Kostenersatz  zunaclist  an  den 
Armenverband  des  Untersttttzungswohnsitzea  zu  haltm  Erst 
wenn  sich  ergiebt,  dass  ein  solcher  Armenverband  nicht  vorhan- 
den ist,  soll  der  Landarmen  verband  subsidiär  eintreten  und 
zwar  derjenige,  ^in  dessen  Bezirk  sicli  der  ünterstlitzte  bei  Ein- 
tritt der  HUlfsbcdiirftigkeit  befand''. 

Das  Gesetz  stellt  also  in  Gegensatz  zu  dem  rechtlichen 
Sichbefinden,  d.  h.  dem  Unterstfitzungswohnsitz  —  daa  that- 
sächliche  Stchbefinden,  d.  h.  den  zeitweiligen  Aufenthalt  Hit 
anderen  Worten:  über  die  Verpflichtung  zum  sub- 
sidiären Kostenersatz  entscheidet  derjenige  räum- 
liche Bezirk,  in  welchem  sich  der  einzelne  Pf  lege  fall 
zugetragen  liat,  wobei  es  gerechtfertigt  sein  mag.  das< 
der  Landarmenverband  auch  noch  zum  Kost<  iiersatz  vt  rptlichtet 
bleibt,  wenn  der  Bedürftige  seinen  AidVntiialt  in  den  Bezirk  eines 
anderen  Landarmenverbandes  legt,  ohne  dass  er  aufgehört  bat, 
unterstOtzungsbedttrftig  zu  sein').  Dagegen  einen  anderen ,  in 
seiner  Veranlassung  von  dem  ersten  völlig  verschiedenen  Fall 
nur  deshalb  ein-  und  demselben  Landarmenverband  zur  Last 
legen,  weil  dieser  erste  seiner  Fiarsorgc  unterliegt,  heisst  den 
eigentlichen  Sinn  des  Gesetzes  verkennen  und  die  polizei- 
licli''  Verpflichtung  zur  Armen  fiirsorge  mit  der  vermögens- 
reeiitiichen  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Armeuiafit  identitiziren. 

■)  Vgl.  Seydel  S.  592  eegen  die  damals  eben  beipnnende  Jodiluftir 

dos  B.-A. —  Eine  sehr  klare  Danegting  findet  man  in  einer  anonymen  AI- 
Handlung  in  Deutsche  Om  -Z.  1m78  S.  60.  —  Ueber  die  polizeiliche  and 
die  vermögensrechtliche  Bttioutiuig  der  Armengesetzgebung  überhaopt 
Flott'well  I.  —  Die  AnneukommiNion  in  Hanau  empfiehlt  Aendt  runir 
der  §§  14 — 27  in  dn-  Richtung,  da??  tiDter  ^rfwisson  Vnranpsetmnfrr'n  (luroh 
UnterstützuDg  von  Angehörigen  nicht  auch  das  Familienhaupt  »eibs^t  ais 
unteratfitzt  zu  betrachten  sei,  wdl  hierdurch  die  Armen  verbinde  oft  fibr 
FerBOnen  f'ürsorgepflichtig  würden,  welche  liitig^-t  von  Urnen  nbwepend  simi 
Dies  ist  boispielswr>ise  in  den  Kntsch.  Wl  S.  122  und  XVII 
S.  113  der  Fall,  die  davon  liandeln,  dass  Jemand  von  mehreren  I^d- 
annenveil  in  l'Mi  wegen  Krankheit  verpflegt  werden  muss  und  es  nich 
hfrfmsstclll ,  (Imsb  liiiso  Krankheit  nur  äu^serlieh  diskontinuirli»  h  zur  Fj- 
st  heinung  gekommen  ist,  während  eie  thutstichlich  fortdauernd  dic^elhe 
blieb. 
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Kon8e(iiu  nter  Weise  dürfte  nicht  der  Aufenthalt  des  Ange- 
hörigen uitecheidend  sein,  der  unterstützt  wird,  äontlern  umge- 
kehrt gerade  der  des  Familienhauptes,  welches  der  eigentlich 
Unterstatzte  ist.  Und  wenn  das  eine  bedürftige  Glied  die 
ganze  Familie  nach  sich  zieht,  statt  dass  die  umgekehrte  Folge 
eintritt,  so  ist  die  Meinung  des  Gesetzes,  dan  unselbständige 
Angehörige  den  UnterstUtzungswohnsitz  ihres  Familienhauptes 
teilen,  in  ganz  nnrichti^^er  Weise  verallLrfnuMrK'rt .  weil  dem 
landarmen  verband  fjegenüber  nicht  der  l'nter.stiitzungswohnsitz, 
hondrrn  eben  der  Mangel  eines  solchen  entselieidend  sein  soll\). 
Es  lasÄt  sich  gewiss  nicht  verkennen,  dass  hierdurch  die  eigen- 
tUmKche  Natur  der  Landarmenverbände  als  ergänzender  Träger 
der  Annenlast  verkannt  und  beeintrllehtigt  wird. 

S  191. 

Scliwerwiegender  noch  sind  die  Einwendungen  in  Bezug 
auf  die  Zurückver Weisung.  Denn  die  £ilschliche  Belastung 
eines  Landarmen  Verbandes  wird  seine  gesammten  Finanzverhult 
nisse  nicht  sonderlich  beeinflussen ;  dagegen  ist  die  Ausweisun«^  eine 
^lassregel,  die  den  I5edürttigen  selbst  und  unter  Umst'in<l( n  sehr 
hart  trifft.  Man  hat  sich  hierbei  zu  vergegenwärtigen,  dass  es 
sich  uiciit  allein  oder  auch  nur  in  der  Hauptsache  um  Tersonen 
handelt,  die  ihre  Familien  böswillig  verlassen  haben  —  diese 
sind  leider  am  schwersten  2U  fassen  — ,  sondern  sehr  viel  öfter 
um  solche,  die  gerade  aus  lobenswerten  Gründen  sich  von  ihrer 
Familie  getrennt  haben,  um  auswfirts  Arbeit  zu  suchen. 

Folgende  in  den  Entscheidungen  des  Bundesamtes  behandelte 
Fälle  scheinen  mir  hierftir  charakteristisch  zu  sein.  In  der  Entschei- 
dung vom  11.  Dezember  1880  handelt  es  sich  um  Ausweisung 
eines  Maurers  nebst  Familie;  es  war  unter  anderem  auch  von 
dem  überuahmepflichtigen  Armen  verbände  behauptet  worden,  dass 
denelbe  nebst  seiner  frau  am  Aufenthaltsorte  schon  wieder- 
holt Verdienst  gefunden  habe,  den  er  am  Orte  des  Untersttttzungs- 
wohnsitzes  kaum  zu  erwarten  habe.  Das  Bundesamt  glaubte 
aber  diesen  Ausftkhiungen  nicht  beitreten  zu  sollen  und  gab  dem 
Antrage  auf  Ausweisung  statt.  —  In  der  Entscheidung  vom 
20.  November  1878  X  S.  139  wird  die  Behauptung  des  ver- 
klagten Armenverbandes  W.,  dass  die  N.  „in  W.  keine  oder 
nur  wenig  lohnende  Arbeit  finden  werde,  und  in  W.  weder 
aui  Ireundhchen  Empiang  noch  auf  genügende  Unterstützung 
zu  rechnen  habe**,  mit  dem  Bemerken  zurückgewiesen,  .dass 
ein  erheblicher  Nachteil  im  Sinne  des  §  56  nicht  schon  darin 
liegt,  wenn  an  dem  bisherigen  Aufentnaltwrte  die  Elrwerbs- 

')  So  namentlich  niioh  Seydel  S.  502  und  Anm.  —  In  diesem 
Sinne  hatte  auch  dm  sachs.  Ministerium  des  Innern  sich  wiederholt  ent- 
schieden; gerade  Regen  dessen  Auffassung  wendet  sich  die  Entsch.  vom 
10.  Ft'l)r.  1><S3  in  XV  S.  1(h),  wo  die  Gründe  ffir  die  Praxis  dt  s  P..-A.  unter 
Berufung  auf  die  frühere  konstante  Kechtsprcchung  nochmals  darge- 
legt sind. 

02* 
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verliiiltiiisdc  günstiger,  insbesondere  die  Löhne  höher  sind, 
wie  dies  meistenteils  in  StJidten  gegenüber  dem  platten  Lande 
zu  sein  pll^t  —  und  zwar  um  so  weniger,  als  ein  Minder 
«rwerb  des  HttUabedQrftigen,  soweit  er  sieht  durch  die  geringere 
Hohe  der  Aiugaben  ftlr  Wohnungsmiete  und  Lebensmittel  aus- 
geglichen wird,  von  dem  Armen  verband,  welcher  das  Becfat 
eigener  Fürsorge  in  Anspruch  nimmt,  durch  einen  ent- 
sprechend höheren  Zuschuss  «ms  Armenmittcln 
ausgeglichen  werden  muss*^I  —  In  der  EntsclM^HiTn::  vom 
1.  Dezember  1883  XVI  S.  143  handelt  e.s  sich  um  ein  iiienst- 
niädchcn  und  ihr  we<]^en  unzureichenden  Vr-rdicTistes  der  Mutter 
dauernd  bedürftigem  Kind^  der  Aufenthaltsort  liatte  die  Ueber- 
itahrang  der  Mutter  mit  dem  Kinde  abgelehnt,  weil  erstere  im 
Gesindedienst  stehe,  und  gemeint,  nur  letzteres  sei  hedOrftig ;  da- 
gegen föhrfce  das  Bundesamt  aus:  7,die  Mutter  selbst  sei  in  der 
Person  ihres  Kindes  untenttttzungsbedürftig  geworden;  das  5fleDt- 
lich-rechtllclie  Verhältnisszum  unterstützenden  Arrnrnverband  \v\rh^ 
aber  derart,  das  es  auch  das  Gesindeverhältniss  löse;  es  hätte  daher 
die  Mutter  eventuell  zwangsweise  transportirt  werden  müssen". 

Man  sucht  vergeblich  nach  einem  tieferen  Zweck  derartiger 
Ausweisungen  ^  ihre  Durchtuhrung  ist  lediglich  eine  formalistische 
Folge  des  Qesetses  Besonders  bemerkensw^  ersdidnt  auch 
hier  wieder  das  Verhalten  der  ▼erpfliohtelen  Armenverbftnde,  die 
sich  gegen  die  Uebernahme  wehren,  obwohl  sie  im  übrigen 
ihre  finanzielle  Verpflichtung  nicht  bestreiten.  In  der  That  wird 
man  der  naiven  Versicherung  des  Armenverbandes  W.  Glauben 
schenken  können :  der  Kmpfang  der  N.  wird  jj;ewiss  kein  sehr 
freundlicher  gewesen  sein.  Auch  hier  spricht  also  das  wohl 
verstandene  Interesse  der  Bedürftigen  gegen  die  Zulassunir  eiuer 
harten  Ma-ssregel,  welche  die  Betroffenen  schädigt,  ohne  dem 
YorlttuBg  unterstützenden  Armenverbande,  der  seinen  Aufvaad 
erstattet  erhält,  zu  nützen. 

Es  ist  hier  an  die  §§  55.  5(i  des  Reichsgen*  tzes  zu  erinnen« 
welche  die  Beschränkung  der  Ausweisungsbefuguiss  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen,  namcntlicli  auch  dann  zulassen,  „wenn 
die  Ausweisunrif  mit  erheblichen  Härten  und  Nachteilen  filr  di<* 
Ans/u  weisenden  verbunden  sein  würde".  Es  wäre  durchaus 
w  unaciienswei't.  dass  von  die^scr  Befugniss  auch  seitens  des  Biai- 
ile&amtes  ein  dem  Sinne  des  Freizugigkcitsgesetzes  entsprechen- 
der Gebrauch  gemacht  würde,  so  aus  also  Ausweisung 
arbeitsfähiger,  unbescholtener  Personen  in  keinem 
Falle  stattfinden  dürfte. 

d.  Spesieil:  Fentsetzuoir  einer  Altcrs^reuze.  von  nekber  al»  Er- 
werik  und  Teriust  des  UnterstütsungiiwohBsitses  nleht  a^t  la- 

lässig  sind* 

8  192. 

Noch  ist  eine  kurze  Bemerkung  notwendig  über  diejenigen 
Personen,  welche,  b^its  im  arbeitsunfilhigen  Alter  stehend,  ihna 
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bisherigen  Aufentlialt  verlaijüen,  um  nach  Orten  mit  guten 
ArmeDanstalten,  besonders  nach  grossen  Städten  zuziehen.  Zweifellos 
kommen  dräse  Fäll«  nidit  gans  sdten  ror,  wie  die  an  anderer 
Stelle^)  mitgeteilten  Zahlen  ersehen  lassen;  auch  siiid  sie  die 

einzigen )  bei  denen  in  der  That  nicht  wohl  von  einem  wirt> 
schaftlichen  Aequivalent  die  Bede  sein  kann.  Man  hat  daher 
vor[?t*?«f}ilagen,  eine  Altersgrenze  —  GO  oder  55  Jahre  —  feat- 
ZUöeizen,  über  die  hinaus  ein  neuer  Untei'stützungswohneitz 
durch  Aufenthalt  nicht  mehr  soll  erworben,  der  bisherige  durch 
Abwesenheit  nicht  mehr  üoU  verloren  werden  können;  selbst- 
verständlich soll  auch  in  diesen  Fällen  die  Rückweisungs- 
befugoiss  der  Annenverbände  niefat  beschränkt  werden. 

V  om  Standpunkte  d«r  gerechten  Verteilung  der  Annenlast 
Iftsst  sich  hiergegen  ebensowenig  etwas  sagen,  wie  vom  Stand- 
unkt der  Bedürftigen,  die  an  dem  einen  Orte  so  gut  wie  an 
em  andern  «  rwerbsunföhig  und  bedürftig  siiifl.  Ist  man  der- 
selben M'inun^^,  wie  der  Abg.  Streit,  der  im  Reichstage  sein 
Mitf^eiuhl  Hill  solchen  armen  alten  Leuten  aussprach,  „die  in  ihre 
Heimat  nicht  zurückkehren  dürften,  an  fremdem  Orte  ihre  Tage 
vertrauern  müssten",  so  wird  man  sogar  ein  gutes  Werk  zu  thun 
glaaben  dürfen,  indem  man  solche  einschränkenden  Bestimmungen 
trifft.  Allerdings  dfirfte  diese  Meinung  niefat  allseitig  bestätigt  wer- 
den; ^e  unxweifelhafte  JE^&hmng  spricht  vielmehr  daftU",  dasa 
Leute  dieser  Art  nur  fortgehen,  wenn  es  ihnen  in  der  Heimat  uner- 
träglich schlecht  geht,  und  dass  sie  lieber  auf  jefh'  Unterstützung 
verzicliten,  ehe  sie  dorthin  zurückkehren -' ).  Eni  anderer  h^uliger 
Grund  des  Fortziehens  ist  für  alte  Leute,  dass  ihre  Kinder  an 
anderem  Orte  wohnen  und  sie  gerne  mit  ihnen  zusammenleben  und 
sich  durch  Kinderwartung,  Hausaufeicht  noch  nützlich  machen 
woUen;  auch  fiUlt  bei  dies^on  Zusammenleben  den  Kindern  die 
Unterhaltung  der  Eltern  sehr  viel  leichter,  als  wenn  von  dnem 
auswärtigen  Arnienverbande  Unterstützung  gewährt  und  von 
den  Kindern  in  baarem  Oelde  wieder  eingezogen  wird. 

Diese  INföglichkeit,  sich  in  der  eigenen  Familie  noeli  niitzlicli  zu 
machen,  sollte  jnnn  wonn  angJinglich  nicht  erschweren.  Auch 
wird  nifin  die  von  solchen  alten  Leuten  drohende  Mehrbelastung 
nicht  zu  hoch  anschlagen  dürfen.  Wenn  andererseits  Städte  wie 
Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.  u.  a  wirklich  etwas  stärkere 
ßdastung  erhalten,  so  soUte  billig  auch  in  ErwH^ung  gezogen 
werden,  wie  viel  wohlhabende  filtere  Leute  nach  smch^  Stildtmi 
ziehen,  die  Orte,  an  denen  sie  berufsthätig  gewesen  sind,  in 
ihrem  Wohlstande  vermindernd,  die  Orte,  in  denen  sie  die  Frucht 
ihrer  Arbeit  genieasen,  in  ihrem  Wohlstand  erh((hend. 

')  V^l.  oben  S.  219-223;  nauientlich  die  l  abcUe  fUr  Berlin. 

Dies  ist  eine  oft  gemachte  Wahrnehmung,  vgl.  Flottwell  I 
8.  G4,  Adickns  .S.  778.  —  Ebendasselbe  ist  mir  von  Annenkommis» 
eioiiBvoiBtebem  m  Berlin  wiederholt  v^ohert  worden. 
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12.  Kapitel. 

Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und  gegen  Armen- 
verwaltungen. 

Das  Wesen  der  Arineiiverwaltuug  im  allf^emeineu. 

55  193. 

Wie  immer  beschaffen  die  Annengesetzgebung  und  die  Ver- 
bcÄSorungen  derselben  sein  mögen,  darüber  sind  Freunde  und 
Gegner  einig ,  dass  der  wesentlichste  Erfolg  derselben  von  ihrer 
AusfiilirnTig  und  Anwendung  fibhangCj  dass  ein  srhlt^chtes 
Ueaciz  und  gute  Verwaltung  noi-li  immer  besser  seien,  als  ein 
gutes  Gesetz  und  schlechte  \'eiwaltung.  Und  iu  der  That  wird 
diese  Meinung  —  die  in  gewissem  Sinne  für  alle  Veiwaltunp- 
thätigkdt  gdten  kann  —  ganz  besonders  in  Anaehong  der 
Armenverwaltung  berechtigt  sein,  weil  auf  keinem  Gebiete  mehr 
als  auf  diesem  monschHche  Schwächen  auf  Seiten  der  Gebenden 
und  auf  Seiten  der  Nehmenden  geeignet  sind,  das  vom  Gesetze 
Gewollte  geradezu  zu  vereiteln. 

Vieles  Dahingehörige  ist  schon  in  (h  n  vorautjgtlit  nrlen  Ab- 
schnitten aufstührliclicr  dargelegt  oder  aii;^(  deutet  worden.  Ks. 
zeigte  sichj  in  welchem  Masse  das  Vürhandenscin  von  Mittehi  die 
Uebung  der  ArmenpÜegc  beeinflusst,  wie  schädlich  ihr  Uebermass 
ebensowohl^  als  ein  Mangel  derselben  wirken  kann.  Auf  die  nahe 
Beziehung  des  Armen  wesens  zu  allen  EirBcheinungen  des  wirtschaft- 
lichen, so/.i  1  n  und  politischen  Lebens  wurde  hingewiesen  und  der 
Gefahr  gedacht,  die  aus  falscher  Behandlung  der  Armut  als  eine-* 

f)ersönlich  vcin»  hnhieten  Zustandcs  erwachsen  kann,  sobald  lediir 
ich  s.iehliehc.  vor  allem  wirtschaflhche  ürsaehen  dieselbe  lierbeige- 
fVihrt  haben,  und  wie  umgekehrt  die  unbedachte  Hülfeleistung  gegen- 
über der  verschuldeten  Armut  gefährlich  sein  muss.  Auch  aul  die 
Uebergänge  wurde  aufmerksam  gemacht,  die  sich  leise  und  unmeA* 
lieh  von  unverschuldeter  EIrwerDslosigkcit  zum  VermögensTerlost, 
von  diesem  zur  Arbeitsscheu  und  zur  Liederlichkeit  bilden. 
Doch  ist  diese  reiche  Mannigfaltigkeit  seelischer  und  körperlicher 
Glücks-  und  Leidenszustitnde  durch  einige  Formeln  zu  er* 
schöpfen  so  weniir  mr);^licli,  wie  die  Begriffe  Arlj<*it.«fithigkeit 
und  Arbeitsunfibigkcit,  dauernde  und  vorübergehende  liediirftii:- 
keit  allen  Möglichkeiten  irerecht  weid^m  können .  welche  im 
wirklichen  Leben  den  Eintritt  der  Armenpflege  veranlassten.  Nach 
Erwerbsart  und  Lebensgewohnheit,  nach  moralischer  und  körper- 
licher Begabung  ist  jeder  Bedürftige  von  dem  andern 
individuell  verschieden,   bedarf  jeder  diejenige 
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Behandlung,  welche  den  seine  Bedürftigkeit  veran- 
lassenden indiyiduellen  Umständen  entspricht. 

Dies  ist  nun  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit 
in  Ansehung  derjenigen  Armon,  welche  nicht  in  nusserlich  er- 
kennbarer Weise  —  Krankheit,  k?irperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen —  bedürftig  sind,  namentlich  also  dann,  wenn  mannigt'aehe 
ferner  liegende  Eintlüsse,  wie  die  wirtschaftlichen  VerhiUtniöse 
im  allgemeineu,  W^ohnungsnot,  Lebensmittelteuerung ,  sowie 
lediglich  innere  Momente,  wie  Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  auf  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  bei  ganzer  oder  teilweiser  Arbeits- 
fähigkeit des  Einxelnen  und  seiner  Angehörigen  einwirken. 
Während  den  Fällen  der  ersteren  Art  durch  eine,  ihrer 
ganzen  Natur  nach  nicht  leicht  zu  niissbrauchende  Verpflegung 
in  besonderen  Anstalten  abgeholfen  werden  knnn  und  muss,  ist 
in  allen  anderen  Fällen  die  TTnterstiitzung  in  der  Wohnung  an 
und  ftir  sich  ausreichend,  aber  daneben  strenge  und  dauernde 
Beaufsichtigung  der  Untersttttaten  unumgänglich  notwmdig. 

Eine  derartige  Aufsicht  zu  üben  ist  aber  nur  möglich,  wenn 
eine  genügend  grosse  Zahl  von  l*ersonen  vorhanden  ist,  welche 
als  Annenpfleger  hierzu  ^hig  und  Willens  sind;  beides  werden 
sie  nur  sein ,  wenn  die  Zahl  der  ihnen  unterbreiteten  Fälle  eine 
geringe  ist,  so  dass  die  Sachuntersuchung  bei  Beginn,  die  fort- 
dau'  rnde  P)eob:ichtung  bei  Fortdauer  der  Unterstützung  seitens 
des  ArnienpHegerä  ohne  sonderliche  Mühe  erfolgen  kann.  Dies 
führt  in  Aruienverbänden,  deren  Umfang  zu  gross  ist,  als  dass 
der  Gemeindevorstand  hierzu  in  Ansehung  sämmtltofaw  Unter- 
stützungsfälle  ohne  weiteres  im  Stande  ist,  zur  Verbindung 
der  freiwilligen  und  obligatorischen  Armenpflege 
durch  ehrenamtliche  Beteiligung  gemeinnützig  ge- 
sinnter Personen,  denen  ihre  Herufsbeschäftigung  so  viel  Zeit 
übrig  lässt.  um  einig«'  wenige  Fälle  in  der  vorhezeiclineten  Art 
gründlich  zu  i)elian(leln.  Wesentlich  ist  hierbei  die  Einteilung 
des  von  dem  Ortsarnien verbände  gebildeten  Gebiets  in  Bezirke 
und  Quartiere,  denen  der  einzelne  Ai im.iipiieger  vorsteht^  bei 
äusserst  starker  Beteiligung  freiwilliger  Kräm  und  nicht  zu 
grosser  Ausdehnung  des  Gebiets  kann  die  Teilung  so  weit  gehen, 
dass  jedem  Pfleger  nur  eine  bestimmte  geringe  Zahl  von  Wohn- 
Stätten  oder  von  Fällen  (2 — 4)  zugewiesen  wird. 

Ura  die  Verbindung  der  einzelnen  Teile  unter  einander  nicht 
zu  verlieren,  namentlich  also  zur  Aufrechterhaltung  gleichartiger 
Grundsiitze  und  zur  Ueberwachung  der  Armen  (damit  dieselben 
Tiieht  durch  Quartierwechscl  der  Aufsicht  sich  entziehen  oder 
doppelte  Unterstützung  erhalten)  ist  auf  der  andern  Seite  eine 
Zusammenfassung  der  Pflegebezhrke  notwendig,  die  Schaffung 
dnes  Zentralpunktes,  an  wSchem  Kachrichten  über  die  einzelnen 
UnterstQtzungsiklle  und  die  Art  ihrer  Behandlung  zusammen- 
strömen, von  welchem  Rat,  Anweisung  und  thatsächliche  Belehrung 
über  den  Saclist.md  an  die  Pfleger  ausgehen  können.  Zwischen 
^ie  Zentralstelle    und    den    einzelnen    Pflegebezirk  können 
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Zwischenglieder  (BeHrksvenammlungen  u.  dergl.)  eingescliobeifc 
werden. 

Auf  das  Detail  kann  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen 
wti dtu.  lieber  die  Notwendigkeit  der  Individaalisirnng 
bat  in  der  Theorie  niemals  Zweifel  bestanden;  nur  die  Praxis 
hat  dessen  za  häufig  vergessen,  oder,  wenn  nicht  vergessen,  ans  Nach- 
lässigkeit, Pfliehtwidrigkeit  n.  s.  w.  nicht  daranf  geachtet  Da  aber 
jede  Verkennung  der  allein  richtigen  und  vernünftigen  Grundsätze 
durch  planlose  oder  willkürliche  Armenpflege  ebensowohl  zur  Ver* 
wildening  und  Zuchtlosigkeit  der  arnien  Bevölkerung,  wie  zur  über- 
mässigen Anspannung  und  schliesslich  zur  völligen  Unzulänglichkeit 
der  für  Aimenzwecke  erforderlichen  Mittel  unerbittlich  hinführt,  so- 
giebt  es  einen  Ilöliei>iiukt,  nach  dessen  Erreichung  das  Gemein- 
wesen seiner  Misswirtschaft  sich  inue  wird  und  zu  heilsamer  Armen- 
pflege znrftckzakehren  venacht  Hierbei  kommt  man,  sozusagen  vo» 
seilet,  auf  die  Gmndsfttze  der  Individualisirnng. 

Das  letzte  Beispiel  dieser  Art  bot  Elberfeld»  welches  1852 
seine  bürgerliche  Armenpflege  von  Grund  aus  reformirte,  die  Stadt 
zum  Behufe  der  Aussenarmenpflegc  in  252  Quartiere  teilte, 
deren  jedes,  nach  Ilausniimniern  örtlicli  abgegren/t,  seine  eigene 
Armenpflege  haben  sollte;  der  einzelne  Armenpfleiiei  ^(  llie  in  der 
Regel  nicht  mehr  als  4  Armen  (Einzelstehenden  oder  Familieu- 
häupteru)  seine  Fürsorge  widmen.  Durch  diese  Reform  wurden  so 
vortreffliche»  in  dem  verbesserten  Zustande  der  Armen,  wie  in 
ausserordentlicher  Yermindernttg  der  Armenpflegekosten  znm  Ana- 
druck  gelangende  Erfolge  erzielt,  dass  das  Beispiel  Elberfelds- 
Gegeiistand  der  aufmerksamsten  Beachtung  wurde  und  sein  System 
vielfach  geeignet  erschien,  die  Zustände  des  Armenwesens  auf  prak- 
tischem Wege  ihrer  Besserung  zuzuführen ;  v)j1.  hierüber  namentliche 
Seyffardt,  iJie  Uetorm  des  Anif uwesens,  1874,  mit  sehr  werl- 
voUeu  eigenen  Gedanken;  Lanuners  bei  Emminghaus  S.  81^ 
der  nur  Nachrichten  aus  den  Yerwaltungsberichten  und  der  Armeu- 
Ordnung  bringt;  Loening  S.  891;  Berthold»  Die  offene  Armen- 
pflege der  Stadt  Elberfeld  im  Juni  1881;  ganz  neuerdings  nocb 
der  Abschnitt  „Die  Elberfelder  Armenpflege''  in  dem  von  Böhme rt 
herausgegebenen  Werke:  Das  Armenwesen  in  77  deutschen  Städten,. 
Dresden  1R86,  S.  49  ff.  Dort  sind  eine  Meivje  Berichte,  Zahlen- 
angalien  ,  ?o^vie  Anweisungen  und  Formulare  tiir  die  Armenptleger 
mit  abgedruckt.  —  Kurz,  aber  sehr  zutreffend  sind  die  Grund/n<jp 
des  Systems  gezeichnet  von  Roestel  in  eiuem  auf  dem  IX.  bran- 
denburgischen  Stadtetage  vom  18.  September  1882  gehaltenen  Vor- 
trage: Praktische  Erfahrungen  mit  dem  elberfelder  Armenpflege- 
Sjstem.  —  Neuerdings  Neuordnung  nach  elberfelder  Muster  in 
Frankfurt  a.  M.,  Armenordnnng  vom  1.  April  1883  —  ver^» 
Verwaltungs •  Bericht  —  und  in  Gotha,  Armenordnung  vom 
16.  Februar;  vgl.  Emminglians  in  Nordwest  lR8r»  S.  149  u.  a.  m. 
in  dnr  Deuf^elien  G emeinde -Zeitung  bildet  das  elberfelder  System 
ein  steheudeü  Ihema. 
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Selbstverständlich  ist  daesdibe  nicbt  fftr  jedes  Gemeinwesen 
brancbbar,  nicht  ftlr  jedes  notwendig;  nicht  braachbar  da,  wo* 

es  an  genügenden  ehrenamtlichen  Kräften  fehlt,  nicht  notwendig,  wo- 
der  Gemeindcvorstaud  ohnedies  Wohlhabende  und  Bedürftige  genau 
kennt.  Ueberhauj>t  darf  man  es  nicht  schablüiienhaft  nachahmen 
Wüllen;  mit  Rücksicht  auf  die  zu  Gebote  stehenden  persönlichen  und 
finanziellen  Kräfte,  auf  den  Umfang  und  die  Art  der  Bedürftigkeit 
In  seinem  Bezirke  n.  s.  w.  bat  jedee  Gemeinwesen  m  prQfen,  wae- 
ibm  am  meisten  entepricbt.  Nor  darf  der  Gnindgedanke  der  Indi-^ 
vidnaiisirang  weder  in  kleinsten  noch  in  grOssten  Verhältnissen  anf- 
gegeben  werden. 

Es  ist  übrigens  kein  gutes  Zeichen  für  den  Stand  der  Armrn- 
verwaltungen  im  allt^emeinrn ,  das?  rks  elbertelder  System  dieses 
ausserordentlicJie  Aufsehen  erregen  und  dazu  führen  konnte,  dass 
CS  als  das  .>y!?tem  der  individnalisirenden  Armenpflege  schlechthin 
bezeichnet  wird,  während  es  &ich  doch  lediglich  um  die  Wieder- 
belel>nng  oder  Wiederentdecknng  der  rationellen  Grundsätze  bändelte. 

In  Wahrheit  gilt  diese  Art  der  Arbeitsteilnng  als  oberster 
Grundsatz  der  alten  kirchlieben  Armenpflege  schon  —  oder  man 
sagt  besser:  noch  —  in  der  apostolischen  Zeit,  wo  Diakonen 
und  Diakonissinnen  als  Helfer  des  Discbots  thätig  sind;  \>rl.  Ka- 
tzinger S.  36,  48  und  76;  Uhlhorn  an  verschiedenen  IStelU  n.  nu- 
mentlich  I  S.  158  und  171.  —  Am  Ausgang  der  ersten  Epoche 
(Ende  des  o.  Jahrhunderts)  beganneu  bereits  diese  Giundsätze  ver- 
nachlässigt zu  werden,  bis  die  eigentümliche  Autfassung  des  Al- 
mosenspendens als  BnssAkt  Qberhaopt  m  arger  Verkennung  des  Sinns- 
der  Armenpflege  führt;  Rntzinger  an  vielen  Stellen :  S.  85 — 92, 
160  ff.,  233  ffo  289,  368  und  S.  93  Anm.  4  gegen  Emming- 
hau 8.  —  Yersuche  der  Wiederbelebung  der  Diakonie  im  Sinne 
persönlicher,  höchst  individueller  Armenpflege  sind  spater  sehr  häufig 
und  eben  immer  dann  siomacbt  worden ,  wenn  die  Misswirtschaft 
alles  Mass  tlbcrschritten  utler  aus  andern  Gründen  die  Zustände  des 
Annenwesens  sich  ungewöhnlich  verschlimmert  hatten. 

Einige  sehr  bemerkenswerte  Beispiele  bieten  namentlich:  Die 
schon  S.  80  erw&hnte  yperner  Annenordnung  von  1524  nnd  die- 
narnberger  Armenordnnng  von  1522.  Ueber  die  Prioritftt  der 
letzteren  and  den  Streit  hierttber  vgl.  Loening  S.  863  Anm.  17 
nnd  die  dortigen  Zitate.  —  In  Stadt  ßraunschweig  1805  durch 
Jobann  Ant<m  Leisewitz;  vgl.  Bammel  bei  Emminghans 
S.  223.  —  In  Kiel  1793  Gesellschaft  der  freiwilligen  Armen- 
frennde;  vgl.  See  1  ig  bei  E mmi n g h aus  S.  127. —  In  Hamburg 
Armenordnung  vom  3.  September  1788:  Gründung  der  allgemeinen 
Armenanstalt  i  v.  ]\I  e  1 1  e  S.  G4  Ö.  —  Die  von  T  h  o  m  a  s  C  h a  1  - 
mers  als  Geistlichem  des  Kirchspiels  St.  Johns  in  Glasgow  eben* 
dort,  von  NicholUinSontbwell  ebenfalls  im  Anfange  des  Jalir«- 
hnnderts  ontemommenen  praktischen  Reformen;  vgl.  Aschrott 
S.  88.  39  u.  a.  m.  —  Sehr  bemerkenswert  sind  die  Worte  über 
das  Almosengeben,  die  Lessing  dem  Derwisch  in  den  Mond 
legt:  Nathan  der  Weise  1.  Aufzog  am  Ende  des  3.  Auftritts 
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Auuer  den  Schranken »  welche  der  Armenpfle^  Überhaupt 
durch  die  Individualität  des  Bedürftigen  getetEt  Bind,  werden 

speziell  der  ö  f  f  i •  ii  1 1  i  c  h  e  n  A  r  m  e  n  p  f  1  c  g  e  noch  Grenzen  gezogen 
•durch  ihr  VerhjUtniss  zu  den  anderweiten  Mitteln  der  Armenpflef^e 
und  durch  ihre  Natur  aU  öflTentlich-redhtliche  Leistung  aus  Mitteln 
der  Gemeinwirtscliart. 

Nicht  an  erster  Stelle  und  als  vornehmste  Helferin  soll  sie 
der  ]jediirftig:en  sieh  annehmen.  Nur  wenn  alle  Mittel  «irjichöpft 
bind,  wenn  kein  N'crwandter  und  kein  Freund  dem  Bedürftigen 
Hülfe  bringt,  wenn  die  freiwillige  liebesthätigkeit  unzureidiaid 
oder  aus  inneren  Gründen  fem  geblieben  Ist,  dann  soll  das  Ge- 
meinwesen cintreteni  seine  Mitglieder  der  aussersten  Not  zu  ent* 
reisscn.  Und  weil  sie  nur  dies  und  nicht  mehr  thun  soll,  hat 
sie  sich  zu  hiHon ,  nicht  durch  zu  friilics  Eingreifen  die  An- 
gchnriir'-n  ihrer  natürlichen  J^Hicliten  zu  entwöhnen,  nicht  die 
Ireiwillio;,'  Hülfe  überflüssig  zu  machen'). 

Sic  li  it  sicli  ferner  stets  vor  Augen  zu  halten,  da^  sie  uiii 
öffentlichen  ^liiteln  wirt^cliaftet,  welche  aus  den  Steuerleistungon 
der  wirtschaftlieh  thätigen  Gtodndeglieder  fliessen,  und  daas 
diesen  gegenüber  keine  Last  härter  drückt,  als  eine,  die  ohne 
IJot  auferlegt  wird. 

So  steht  die  Armenverwaltung  vor  einer  nnendlieh  schworen 
tmd  mühevollen  Aiirgn1)0,  wenn  sie  das  r4esctz  erfüllen  will, 
Wi  il  nur,  wenn  allen  dicfsen  Momenten  genügende  iieaclituii,^ 
schenkt,  das  (itsetz  in  rechter  Weise  erfüllt  werden  kann. 
Denn  dieses  selbst  vermag  nur  die  Gewahrunir  von  Unter- 
»tützung  zu  gebieten,  den  hierzu  verpflichteten  Armeuverband 
zu  bezeichnen;  den  Erfolg  zu  sichern  Hegt  aoaserhalb  semo- 
Machtsphäre.  Der  Erfolg  bleibt  im  wesentlichen  auf  den  guten  WiUeD 
und  die  Einsicht  der  G  ebend  e  n ,  auf  die  Zustände  und  das  Ver- 
faalteii  der  Nehmenden  versteUt.  Dem  entsprecliend  haben  sich 
denn  auch  die  Gesetzgebungen  von  jeher  darauf  hcsclir.'inkt.  •Ii'" 
(jrundziige  festzustellen ,  indem  sie  die  verschiedenen  Arten  der 
Unterstützung  aufzUhlen,  die  zum  Eintritt  in  die  Armcnvei- 
waltuug  geeigneten  Personen  namli  ift  machen. 

AVird  hieran  auch  im  allgemeinen  nichts  zu  iindern  gtj- 
wünscht,  so  Ln'c1>t  cb  docli  mit  Bezug  auf  den  Ublich»n  und 
zweckmässigen  iiiiiult  der  Armengesetzgebung  zwei  Punkte,  ilif 
man  der  gesetzlichen  Regelung  insoweit  filr  besonders  bedürftig 
und  zugnnglich  erachtet,  als  der  Charakter  der  gesetzlicbeo 
Armenpflege  als  einer  öffentlich-i*echtlichen  Verpflichtung  sowohl 
einen  Missbrauch  der  ArmenpBegc  von  Seiten  der  Bedürftigen 
'unbedingt  ausschlie^sen ,  aber  auch  ein  geringstes  Mass  der 
Armen ftirsorge  von  Seiten  der  verpflichteten  V  erbünde  sicher 
stelieu  muss.  Man  wUnscht  daher  gesetzliche  Zwangsmittel 


')  Vgl,  hierüber  oben  S.  77. 
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f egen  Personen,  die  sich  oder  ihre  Angehörigen  mutwillig  in 
en  Zustand  der  Bedürftigkeit  versetzen  und  erhalten,  sowie  gc^e  n 
A  r  ni  e  n  V  e  r  b  n  n  d  o  ,  die  sich  ihrer  Verpflichtung  zur  Armenpflege 
zum  Schaden  der  Bedürftigen  entziehen  oder  zum  Schaden 
anderer  Armenverbände  entledigen. 

§  196. 

I.  Das  Reichsgesetz  ubcrliisst  die  Festsetzungen  über  Art  und 
Mass  der  Unterstfltzung,  sowie  aber  die  Einrichtuug  der  Yer- 
waltong  der  Landesgesetzgebung :  §  8  des  Gesetzes  vom  6.  Jani  1870. 
Das  preassische  Ausfahningsgesetz  §  1  zfthlt  Obdach — nnentbehr- 
liehen  Lebensnnterbalt  —  Krankenpflege  —  Begräbniss  auf.  weitere 
Detaillirung,  ausweislicli  der  Motive,  unterlassend,  weil  eine  er- 
8chöi)fende  Kasuistik  unmöglich  sei.  So  auch  schon  in  den  Mate- 
rialien zu  dem  Gesetze  von  1812,  dessen  §  33  keine  Ansprüche, 
die  über  das  Noldürfti}?e  hinausgehen,  zulässt;  es  sollen  die 
sehr  individuellen  Verhältnisse  sowohl  personell  wie  lokal  berück- 
sichtigt werden.  Mit  88  gleichlautend  §  68  des  preussischen 
AusfÜhrungsgesetzes ;  vgl.  die  guten  Nachweisungen  ttber  die  Materia- 
lien und  die  frtthere  preussische  Praxis  bei  Arnold  8.  460  ff.  und 
691  ff.  Wegen  Schulunterricht  vgl.  oben  §  186.  —  Ganz  ebenso 
wie  Preussen  auch  Würtemberg  §  1.  —  Sachsens  Armen- 
ordnnng  zählt  in  33  als  Gegenstände  der  Armenpflege  auf  1 1  Al- 
mosen. 2)  Krankenpflege,  8)  Kindererziehung,  4)  Verschattung  von 
Unterkommen,  r>)  gänzliche  Versorgung,  auch  Ausstattung  mit 
Bekleidung  und  Handwerkszeug  für  Waisen,  wciiu  sie  als  Lehrlinge 
aufgenommen  werden  (§59).  —  Baiern  ähnlich  in  Art.  10.  U.  s.  w. 

II.  Die  Armen  Verwaltung  ist  regelmässig  Sache  der  Ge- 
meindeverwaltung. Doch  geben  einige  Gesetzgebungen  speziellere 
^'orschriften  Aber  die  Bestellung  und  Zusammensetzung  der  Armen- 
behörde. —  Preussen  §  2  verweist  ganz  allgemein  auf  die  Vor- 
schriften über  die  Gemeindeverfassung.  Doch  ist  in  8  die  IJildung 
besonderer  A  r  m  e  n  d  o  i»  u  t  a  t  i  o  n  e  n  nach  Ermessen  der  Gemeinde- 
verwaltung zu!zelass(Mi.  Jedes  zur  Teilnahme  an  den  Gemeindewahlen 
veri)Hichlete  Glied  ist  auch  zur  Uebernahrae  einer  unbesoldeten 
Stelle  in  der  Gemeinde-Armenverwaltung  verpflichtet  Ortspfarrer, 
deren  Amtsbezirk  sich  über  die  Grenzen  der  politischen  Gemeinde 
erstreckt^  gelten  hinsichtlich  des  in  der  answ&rtigen  Gemeinde  belegenen 
Kircfaspielteils  den  dortigen  Ortseinwohnem  gleich.  —  In  Baiern 
wird  gemäss  Art.  22  ff.  ein  besonderer  Armenpflegschaftsrat 
gebildet  flo!?i  der  Gemeindevorstand,  die  Pfarrvorstitn  le ,  der  Vor- 
stand der  israelitischen  Kultnsvcrwaltung ,  wenn  eine  solche  in  der 
Gemeinde  Ijesteht.  und  der  Bezirksarzt,  wenn  ein  solcher  in  der 
Gemeiade  seinen  Amtssitz  hat,  als  geborene  Mitglieder,  Vertreter  der 
Gemeindeverwaltung  als  abgeordnete  und  Gemeiodebürger  als  gewählte 
Armenpflegscbaftsräte  angehören  sollen.  —  In  W  ü r  t em b e  r  g  ist  die 
Armenverwaltung  gemäss  Art.  9  ff.  Sache  der  bürgerlichen  Ge- 
meindeverwaltung.   Der  erste  Ortsgeistlichc  bezw.  von  jeder 
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KonfessiOD  der  ei-ste,  ist  Btumnberechtigtes  Mitglied  des  KoUegiiuiis* 
^uf  Grund  eis  es  Beschlnssee  der  bürgerlichen  Kollegien  können  in 
allen  Gemeinden  besondere  dem  Gcmeinderat  Tintergeordnete  Depu- 
tationen aus  Mitgliedern  der  bDreerlichen  Kollegien,  geeigneten  Falls 
unter  Zuziehung  anderer  Ortseiuwohner,  für  die  Verwaltung  der  ört- 
lichen Armenpflege  und  ebenso  Kommissionen  für  die  Verv^aituQg 
einzelner  Zweige  der  Anstalten  der  Armenpflege  gebildet,  auch  ffir 
einzelne  Bezirke  der  Gemeinde  besondere  Armenpfleger  bestelit  Ver- 
den.—  Sachsen.  Armenordnting  §  72  ff.  Btellt  den  Gnmdsati  enft 
dass  die  Armenpflege  Gegenstand  des  inneren  Gemeindehaoshaltes 
seil  dessen  Besorgung  der  Gemeindeobrigkeit  obliege,  wobei 
es  „weniger  auf  allgcnieine  Gleir!itT>imiL'keit  als  auf  verständige 
Berücksichtiining  der  örthclien  Verlialinist-r  ankuiiime",  I>orh  soll 
die  Verwaltung  des  Armenwesens  unter  Mitwirkung  der  An Lri  hongen 
des  Heimatbezirks  erfolgen.  Im  Falle  der  letztere  aus  mehreren 
Gemeinden  besteht,  hat  die  betreffende  Obrigkeit  „aus  den  durch 
Einsicht,  Erfahmng,  Gemeinsinn  and  öffentliches  Vertraaen  wur 
gezeiclmeten  Bewohnern  des  Heimatbesirfcs  einen  ArmenTerein 
zu  bilden**.  Dabei  sind  stets  die  Besitzer  der  im  Heimatbezirke 
belegenen  Rittergüter,  die  Geistlichen,  Schullehrer,  Vorstände  der 
Privatwohlthfitigkeitsanstnlten ,  Aerzte  zum  Beitritt  anfzufordem. 
Die  Gemeindevorstände,  Ortsrichter,  Vorstelier  und  Verwalter  der 
im  Hoiiiiathezirke  bestehenden  milden  Stiftungen,  der  Armeü-. 
Krankt'ü-  und  Waisenhäuser  sind  vermöge  ihres  Aniies  jcdesrnJ 
Mitglieder  dieser  Vereine.  Falls  der  Heimatbezirlt  durch  eine 
Gemeinde  gebildet  wird,  gilt  bezt^ich  Anffordening  bezw.  Teil- 
nahme der  bezeichneten  Personen  das  Gleiche.  —  In  Baden  wird 
die  Örtliche  Armenpflege  gemäss  §  26  ff.  durch  den  Armenrat 
verwaltet,  der  ans  dem  Gemeinderat  unter  Zuzug  des  OrtspCsrrers 
jeder  Konfession,  des  Armenarztes  oiler  in  Erm;ingelung  eines  s-ol- 
chen  des  Staatsarztes,  wo  ein  solcher  seinen  Wohnsitz  hat,  endlich 
der  Polizeibeanilen,  wo  die  Lokulpolizei  einer  Staatsstelle  übertra^eu 
ist,  gebildet  werden  soll.  Der  Armenrat  kann  für  die  vtrisiibie- 
denen  Zweige  und  Anstalten  der  Armenpflege  aus  seiner  Mitte  oder 
aus  der  Zahl  der  selhst&ndigen  Einwohner  eine  oder  mehrere  Kom- 
missionen bilden  nnd  fikr  einzelne  Bezirke  der  Gemeinde  besondere 
Armenpfleger  bestellen.   U.  s.  w, 

1.  Zwangsmittel  ^egeu  Arne, 
a.   Zwang  zar  Arbeit  im  allgemeinen. 

Schon  an  zwei  Stellen  —  bei  Betrachtung  des  sogenannten  An- 
spruchs auf  Unterstlitzung  und  bei  Darlegung  der  Urs-u  lirn.  di> 
zur  Einrichtung  von  BezirksannenhJiusern  gcftihrt  haben  \vur'ie 
darauf  hingewiesen,  dass  einige  ( i esetzgebungen  einen  Ans]>rucb 
dea  arbeitsunfähigen  Armen  auf  Unterstützung,  andere  nur  eine 
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Verpflichtung  des  Armenverbandes  zur  Untfrstützimp  t^egenüber 
■dem  Staate  dem  Wortlaute  nach  anerkeiiiR  u,  d  i.^s  Jies  aber  in  der 
PraziB  ganz  auf  dasselbe  herauskomiiu,  weil  kein  Gesetz  eine 
Ziiolklage  des  Armen  gegen  die  Gemeinde  sulSast  und  eben- 
eowenig  die  Htdfeleistang  an  „arbeitiftluge*'  Penonen  in  Füllen 
-dringender  Not  ausschUeraen  kann^). 

Wird  andererseits  erwogen,  dass  die  Fälle,  in  denen  arbeits- 
rähiir«^  Personen  sich  in  dringender  Not  befinden,  wepfen  der  ün- 
bestimratlieit  dieser  Begriffe  durchaus  nicht  leicht  von  den  Fällen 
■der  Arbeitsunfähigkeit -)  unterschieden  werden  können,  und  dass 
-ein  siclierheits-  und  sittlichkeitspotizeilicheä  lutere«ae  überhaupt  in 
allen  Fttllen  mit  zur  Frage  steht,  so  leuchtet  ein,  dasö  mit  der 
metelicben  Anerkennung  oder  Vereagung  des  Ansprachs  auf 
Untarstützung  nichts  weiter  als  eine  Art  Instruktion  für  die 
Armenbehörde  gegeben  ist,  der  zufolge  arbeitsfiUuge  Personen 
grundsätzlich  auf  ihre  Arbeit  an|;ewiesen  bleiben  sollen.  Kommt 
es  nun  gleichwohl  äay.w.  <\f\f^<^  nie  unterstützt  werden  müssen,  so 
handelt  es  sich  viel  mehr,  als  um  Recht  oder  Unrecht  der  Unter- 
stützung, um  die  Frage:  Wie  ist  die  Unterstützung  nach  dem 
Grundsätze  der  Individualisirung  zu  gewähren,  welche  Art  der 
Unterstützung  ist  den  individuellen  Verhältnissen 
•des  arbeitsffthigen  Bedürftigen  am  meisten  ange* 
messen? 

§  198. 

Vur  licintwortung  die>;er  Frage  kommen  verschiedene  Ge- 
flichlspiinkte  in  Betracht.  Es  ist  zu  erwjigen,  dass  Jemand,  der 
arbeitsfähig  ist,  nur  Armenunterstützung  nachsuchen  wird,  wenn 
•es  ihm  an  Arbeit  mangelt  oder  wenn  er  die  Arbeit  scheut.  Ge- 
währt man  nun  diesem  eine  UnteFstlltzung  in  ganz  gleicher 
Weise  wie  einem  arbeitsunfiLhigen  Armen,  so  ist  es  zweifoRos, 
«dass  der  Arbeitsscheue  die  Gelegenheit,  Arbeit  zu  suchen, 
gänzlich  Tersäumen,  und  der  Arbeitswillige,  hierdurch  zur 
Nachahmung  verlockt,  sicli  gleiclifalls  lieber  auf  die  Armenpflege  zu 
verlassen  beginnen  wird,  statt,  soweit  irgend  möglich,  seine  Kräfte 
zur  Aufsuchung  und  Verrichtung  von  Arbeit  anzustrengen,  Ks  ist 
ferner  zu  bedenken,  dass  jede  Unterstützung  an  einen  arbeits- 
fähigen Menschen  am  unzweideutigsten  den  Charakter  de.<  Lohn- 
«uscnuBBes  trügt  und  der  auf  seine  eigenen  Kräfte  angewiesene 

V)  Vgl.  oben  §  d'^.  —  Xainentlit.h  Baierii,  das  in  Art.  H  T  de.-* 
-Gesetzes  von  1809  von  eiuein  Anspruch  auf  Unterstützung  spricht,  setzt 
«ogleich  hinzu:  dass  sich  derselbe  beschränkt  „auf  die  Gewährung  des 
zur  ErhaltODg  des  Lebens  oder  der  Ge8un<lheit  IJnentbehrlichen",  and  in 
Art  10  III:  Arbeitsfähige  Personen  haben  konien  Ansjjruch  auf  «"»(fent 
liehe  Unterstützung;  die  Armenptlege  bat  jedoch  auch  solchen  Personen 
in  Fällen  dringender  Not  die  im  Iptoroooo  der  öftentiiehen  Sieherheit 
oder  SittHchkoit  augeubli       !i  niieiitbchrlüihc  Hülfe  zu  i^tnvähron." 

*J  Man  denke  namcntiicli  au  Wittwen  mit  vielen  Kindern,  die  an 
«ich  arbeittfahig  sind,  deren  Verdienst  aber  zur  Unterlialtuug  aller  Kinder 
nicht  amteicht  —  Vgl.  im  ttbfigea  oben  S.  77  Anm.  L 
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Arbeiter  durch  derartiirp  Unterstützungen  in  seinen  LohnvcrhäU- 
nissen  wesentHch  beeinträchtigt  wird.  80  ergiebt  sich  gleicb^^im 
von  selbst  die  Antwort,  dasa  die  Untersttttzung  an  arbeits- 
ftthige  PerBonen  nur  gegen  Arbeitsleistung  statfcfinden 
darfy  deren  Gegenstand  die  ArmenbehOrde  zu  ermitteln  und 
anzuweisen  hat. 

Ueber  die  Richtigkeit  dieses  Grundsatzes  besteht  denn  auch 
keine  Meinungsverschiedenheit;  dage<xen  sind  über  di»'  ] »faktische 
Ausführung  und  mehr  noch  über  die  Ausilihrbarkeit  geeigneter 
Massregeln  die  Ansichten  seiir  verschieden.  Namentlich  wird 
darüber  gestritten ,  ob  und  unter  welchen  Vürauj^set/.ungen  ni;in 
die  ArbeitBleistung  seitens  des  Bedürftigen  erzwingen,  ob  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  von  dem  Grundsätze:  Unter- 
stützung nur  gegen  Arbeitsleistung  zu  gewähren,  abgegangen 
werden  dürfe,  endlich  ob  eine  bestimmte  Art  der  Arbeit^wüh- 
rung  gesetzÜch  vorzuschreiben  sei. 

Vergegenwörtigt  mnn  sich,  was  jener  Grundsatz  für  die 
Anwendting  im  wirkliclien  Leben  bedeutet,  so  erkennt  man.  dass 
„  A  rbeitbtHhigkeit**  ein  ausserordentlich  dehnbarer  und  relativer 
Begriff  ist.  Zwischen  der  Arbeitsikhigkcit  des  in  einer  bpezielleu 
Kunst  ausgebildeten  Handwerkers  und  der  eines  gewOmilichen 
Tagelohnarbeiters»  zwischen  der  eines  im  Mannesalter  stehenden^ 
gesunden  und  arbeitswilligen,  und  der  eim  dem  Alter  nach 
arbeitskräftigen ,  aber  durch  liederlichen  Lebenswandel  herab* 
gekommenen  arbeitsscheuen  Menschen,  und  so  überhaupt  zwischen 
der  Arboitgfithigkeit  gesunder  und  kranker,  junger  und  .d'er 
Personen,  bestehen  die  verschiedensten  Abstufungen  in  Art  und 
Mass.  Einen  Arbeitsfähigen  durch  Gewährung  von  Arbeit  unter- 
stützen, heisät  also  auch  wieder  vor  allem:  individualisireu, 
d.  h.  jedem  diejenige  Arbeit  anweisen,  zu  welcher 
er  durch  seine  Vorbildung  geschickt  und  körperlich 
fähige  ist. 

Die  Voraussetzung  der  Arbeitsanweisung  im  aUgemeinen 
und  der  individualisirenden  insbesondere  bildet  aber  wiederum  die 
Rereithaltung  von  Arbeit  im  all^fnieiuen  und  an Lr^mesjiener  Arbeit 
im  besonderen.  Und  diese  Bereithaltung  wiederum  ist  nur  möglich, 
wenn  Arbeitsgelejicenheit  vorhanden  ist  Und  an  ditöciu 
Punkte  stossen  nun  die  Meinungen  hart  aufeinander:  denn  hier 
handelt  es  sich  um  nichts  Geringeres  als  um  die  Fnige,  ob  die 
Arbeitsgelegenheit,  wenn  sie  nach  Lage  der  allgemeinen  wirt- 
schaftliäen  oder  nach  Massgabe  der  besonderen  örtlichen  Verhält- 
nisse nicht  vorhanden  ist,  künstlich  geschahen  werden  kann  und 
soll.  Bejaliendeu  Falles  wird  den  Armen  Verwaltungen  die  Auf- 
gabe f^estellt,  für  Arbeit  untf^r  allen  ["'msüinden,  in  allen  Fallen  der 
Ma.ssen-  wie  der  Kinzelarniut  Sorge  zu  ö^en.  l>er  .stärkste 
Ausdruck  dieses  Verliältniss«!«  der  Armenbehörde  zu  den  Pn>durf- 
tigen  ist  du»  sogenannte  Recht  auf  Arbeit,  dun  von  jeher 
zu  den  wichtigsten  wirtsclmfklichen  und  sozialen  Problemen  gf 
hört  hat. 
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Dieser  Zusammenhang  ist  wohl  am  treffendsten  in  den  oben  §  106 
hesdchneteD  Berichten  des  französischen  comitä  pour  l'eitinction  de 
)a  nendieit^  klargelegt.  —  Das  preossischc  A.  L.-R.  stellt  im  Ein- 
gange des  betreffenden  Titels  (II  19)  die  Sätze  auf:  ^Dem  Staate* 
kommt  CS  zu,  für  die  Krnaluunp  und  VerptleguDg  derjenigen  BQrger  zu 
sorgen,  die  sicli  ihren  Unterlialt  nicht  seihst  verschaffen  und  auch 
von  iindcni  rrivatiicrsonen  .  \\  eiche  micli  hi sonderen  Gesetzen  dazu 
verptiichtct  sind,  nicht  erliallea  können. (ij  1.)  ^Denjenigen,  welchen 
es  nur  un  Mitteln  und  Gelt  genheil,  ihren  und  der  Ihrigen  UutcrUalt 
zu  verdienen,  ermangelt,  sollen  Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und 
Fähigkeiten  gemäss  sind,  angewiesen  werden."  (§  2.)  Kach  der 
bekannten  Aensserong  des  Fürsten  Bismarck  über  „das  Recht  auf 
Arbeif"  haben  diese  Sätze  dazn  herhalten  müssen ,  die  Behauptung 
za  rechtfertigen«  dass  das  preussische  Landrecht  ein  solches  Recht 
anerkenne.  Wer  die  etwas  übersehwängliche  Spruchweise  des  Lnnd- 
icchts  kennt,  weiss,  dass  dies  nicht  der  Fall  und  damit  nichts  anderes 
genieint  ist,  als  dass  die  Obrigkeit  und  insbesondere  die  Arnienver- 
waltung  bemüht  sein  soll ,  auf  Eröffnung  von  Erwerbsgelegenheit 
im  allgemeinen  hinzuwirken,  und  Unterstützung  wo  möglich  nur 
gegen  Arbeitsleistang  zn  gewähren;  es  braucht  nicht  besonders  her- 
vorgehoben za  werden,  dass  die  prenssische  Praxis  diese  Sätze  nie 
anders  aufgefasst  hat.   Ea  ist  hieraof  noch  zurttckzakommen* 

§  199. 

Kg  darf  nrm  nicht  verkannt  werden ,  dass  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  That  das  logische  Scldu.>tigl!ed  eines  (iedanken- 
gangcs  bilden  rüu.N^,  welcher  von  der  (.irundlage  der  geseUlichen 
Ärmenpile^c  ausgeht.  Ernsthaft  verwii'klicbt  fuhrt  dasselbe  aber 
am  folgendem  Resultat:  die  Armenverwaltung  wird  die 
Vermittlerin  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, sie  zieht  die  Arbeitslöhne  ein,  um  sie  als  Armenauf- 
wand wieder  zu  verausgaben,  und  legt  aus  der  Armenkasse  so- 
vif  1  711 ,  als  an  dem  Arbeitsverdienst  zur  Beschaffung  des  un- 
entb*  lirliehen  Unterhalts  fehlt.  Das  ursprüngliche  Verhältnis» 
kehrt  sieh  um:  statt  nur  die  arbeitsOthiL'<'n  Armen  von  leicht- 
lertigem  Naclisuchen  vun  Unterstützung  /iii  iickzuhalten  und  ar- 
beitsscheue Personen  zur  Arbeit  zu  zwingen,  welches  der  eigent- 
liche Sinn  des  in  Rede  stehenden  Grundsatzes  ist,  beschafit  die 
Armenverwaltung  allen  Arbeitsüihigen  Arbeit,  worunter  denn 
die  wirklich  bedürftigen  und  die  arbeitsscheuen  Personen  mit 
iobegi  iff«  n  sind. 

Bei  Durchfuhrnri'j:  dieser  Thfitigkeit  in  grösserem  Mnssst;ibe 
muss  denn  die  Armen  Verwaltung  auf  (inem  Punkte  anlangen^ 
wo  die  frei  gewählte  Arbeit  ernsthafte  Kuiikunenz  erhält  durch 
die  als  Aecjuivalent  der  Armenunterstützung  dargebotene,  wo 
nach  nattlrlicben  Gesetzen  die  Löhne  der  freien  Arbeiter  um 
ebeoaoviel  geringer  werden,  ab  die  aus  der  Armenkasse  zu  den 
Arbeitslöhnen  der  nicht  freien  Arbeiter  gewfthrten  Zuschüsse  be- 
tragen.  Dieser  X^ohndruck  hat  wiederum  zur  Folge ,  dass  die^ 
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freien  Arbeiter  ebenfalls  nicht  mehr  ohne  BähOlfe  der  Armen- 
luflie  zu  enstiren  yermOgen  und  scfaUeaslich  durch  die  Not  ge* 
swuneen,  wahrseheinlicli  aber  noch  yor  Eintritt  der  ioasenlen 

Kot  durch  das  Beispiel  der  anderen  verlockt,  sich  bei  der  Armen- 
verwaltung um  Arbeit  und  Lohnzuschuss  bewerben.  Auf  dem 
Gipfelpunktp  dieser  ZustÄiir^e  wird,  theoretisch  gedacht  die  Ar- 
beitsverschatlunir  zum  thatöftch liehen  Monopol  der  Armenverwal- 
tung; die  Ariiienkaase  übernimmt  die  Funktion,  aus  den  Mit- 
teln der  Gemein  Wirtschaft  die  Löhne  aui  einer  bestimmten  Höhe 
zn  erhalten.  Weil  aber  um  ebenaoviel,  als  die  Zahl  der  freien 
Arbeiter  sich  yermindert  und  die  der  unterstotaten  sich  Termehrt, 
^ttch  die  Zahl  derer  vermindert  wird,  welche  Beiträge  zu  den 
Mitteln  der  GemeinwirtBchaft  leisten,  und  die  Zahl  derer  Tennehn 
wird,  welche  Ton  diesen  Mitteln  leben,  so  kommt  notwendig 
<^m  Z"it|Mmkt ,  in  welchem  die  beitrairspflichtigen  MitgHeder  des 
Oemeinwescus  nicht  mehr  im  iStande  sind,  die  nötigen  Mittel 
aufzubringen  und  daher  entweder  sich  gloichtaiis  iur  bedürltig 
-erklären  oder  aber  auswandern. 

§  200. 

I.  Leider  —  oder  jetzt,  nachdem  ein  Jahrhundert  daittber  hin- 
gegangen, darf  man  im  Interesse  der  Nachlebenden  sagen:  glllck- 

lieber  Weise  —  ist  die  Geschichte  des  Armen wesens  nicht  ohne 
Beispiel  für  die  Folgen  eines  Systems,  welches  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  Praxis  verwirklicht.  Niolit  eine  der  Konsequenzen, 
•die  soeben  als  Tiatorliche,  eine  aas  der  audcru  sich  ergebend,  dar- 
znleffen  versuch [  wurden,  ist  dem  englischen  Armenwesen  unter 
<ier  Herrschaft  der  sogenannten  Gilbert's-Act  von  1782  erspart 
l^ebliebea. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  derselben  sind,  daes  dss  nr 
Anfiuthme  aller  bedttrftigen  Personen  bestimmte  workhooee^)  aar 

noch  arbeitsunföhige  Personen  aufnehmen  solle  i  und  dees  den 
Arbeitsfähigen  in  der  Nähe  ihrer  Wohnungen  eine  geeignete 
Beschäftigung  ausfindio:  gemacht,  der  Arbeitslohn  cinß:ezogen  an<i  zn 
ihrem  Unterhalt  mitverwandt .  d.  h.  ein  u  n  g  e  n  ü  «z  e  n  d  e  s  E  r  • 
trägniss  aus  der  Armenkasse  ergänzt  werdtMs  sollf. 
Kine  eigentümliche  Ausgestaltung  erfuhren  diese  Bestimm ungeu  üL- 
bald  in  einem  zuerst  in  Berkshire  gefassten  und  demnächst  tob 
vielen  Seiten  nachgeahmten  Beschlass,  eine  Lohnskala  naeb  der 
H5he  der  Lebensmittelpreise  und  der  Starke  der  Familie  aate* 
stellen,  wobei  das  durch  eigene  Arbeit  nicht  zu  Erwerbende  ils 
Zuschuss  (allowance)  gegeben  wurde 

Die  Vorschriften  der  Gil)>crt's-Act,  deren  Einführang  zun-iichst  nor 
fakultativ  und  von  der  Zastininmng  von  ^/a  der  zur  Arnionsteuer  Kii»- 
^escbätzteu  abhängig  gemaclit  war,  wurden  17v^t>  generalisin.  Die  ml 


Vgl.  hierüber  noch  unten  §  203. 
^)  Vgl.  hierüber  auch  namentlich  Boeh  Kries,  LMe  engl.  Amm- 
|>üege  Ö.  10  Anm.  16  und  17. 
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diesem  System  verbundenen  Missstäude  führieu  1S:)2  znr  Einsetzuiit( 
einer  kouigiichen  Kominibbion  zur  Unteisucliung  der  Zustände  de^ 
Armeuwesens,  zur  Erstattung  eiues  äusserät  um  tangreichen  Berichtes 
und  demnächst  za  der  bekannten  Reformvoul83  4:.  Dieser  Bericht, 
der  seitdem  unendlich  oft  und  doch,  me  das  unaufhörliche  Auf- 
tauchen ähnlicher  Projekte  beweist,  noch  immer  nicht  genog  zitirt 
worden  ist,  deckte  Zustände  auf,  welche  jedes  Ergebniss,  zu  dem 
die  lediglich  theoretische  Schlussfolgernng  hinführt,  noch  bei  weitem 
überireflen.  Ich  (eile  einige  der  wesentlichsten  Angaben  im  Anschluas 
an  die  neueste  Arbeit  über  das  englische  Armenwesen  (Aschrott 
S.  42  ff.)  nachstehend  mit, 

I>er  Bericht  beginnt  mit  den  Worten:  „Es  ist  unsere  trauiigc 
Pflicht  zu  berichten;  dass  der  Fonds,  welcher  dazu  bestinmit  ist, 
Kinder  und  arbeitsl&hige  Personen,  welche  nicht  in  täglicher  Be- 
schäftigung sind,  zur  Arbeit  zu  setzen  und  den  Arbeitsunfähigen 
die  notwendige  Unterstützung  zu  gewähren,  zu  Zwecken  verwendet 
wird,  welche  dem  Buchstaben  und  noch  mehr  dem  Geiste  dieses 
Gesetzes  zuwider  sind  und  die  Moral  dieser  so  sehr  zahlreichen 
Klasse  und  die  Wohlfalirt  der  Allgemeinheit  untergraben."  Ueber 
die  Art  der  Unterstüt/uiigen  wird  bemerkt,  dass  die  Aufnahme 
arbeitsfähiger  Personen  in  das  workhouse  selten  slaittinde.  Die 
workhouses  selbst  werden  entweder  als  baufällige  Uäaser  geschildert, 
in  welchen  wenige  Insassen,  meist  ganze  Familten,  behaglich  bei- 
sammen wohnten,  oder  als  prachtvolle  Neubauten,  in  denen  die  In- 
sassen eine  Aufiiahme  fänden,  welche  weit  ftber  die  Verhältnisse 
eines  gewöhnlichen  selbständigen  Arbeiters  hinausginge.  An  Disziplin 
und  p:cnrdneter  Beschäftigung  fehle  es  fast  durchweg.  Doch  sri  die 
Unterstützung  ausserhalb  des  workliouse  überwicL'eTut ;  aber  selten 
linde  sie  gegen  Beschäftigunf:  statt,  weil  tliese  einer  kostspieligen 
Aufsicht  bedürftig  sei  und  meist  sclileeht  und  lässig  gethan  werde, 
^^uch  Unterstützungen  in  natura  seien  nicht  häutig-  wo  dies  aber 
durch  Zahlung  von  Wohnungsmiete  oder  Anweisungsscheine  auf 
Kleidungsstücke  oder  Materialien  geschehe,  seien  erhebliche  Miss- 
bräuche im  Schwange,  indem  die  Beamten  (overseers)  selbst  sich 
durch  Handel  mit  schlechten  alten  Uäosem  und  durch  Material- 
anweisnngen  auf  ilire  eigenen  Geschäfte  zu  bereichern  suchtet^ 
Die  regelmässige  Unterstützung  habe  in  (icld  und  zwar  in  der  im 
Eingange  erwähnten  Form  des  Lühnzuschusses  (nach  einer  Skala 
im  Verhaltniss  zur  Kojtfzahl)  be.standen,  oder  es  sei  das  sogenannte 
Ticket-^yslem  angewendet,  letzterem  zufolge  erhielte  der  Arme  einen 
Schein  auf  einen  zu  seiner  Annahme  bereiten  Gutsbesitzer  oder 
Fabrilfherm,  auf  Grand  dessen  der  letztere  den  Armen  auf  Kosten 
der  Gemeinde  in  der  Art  beschäftigte,  dass  sich  die  Gemeinde  ver- 
pflichtete, die  Differenz  zwischen  dem  verdienten  Lohne  und  dem 
gemäss  der  Skala  von  dem  Arbeiter  zu  beanspruchenden  auszu- 
gleichen. Naeh  einem  andern,  hjiutig  angewendeten  Systeme  setzte 
die  Gemeinde  fe^t,  dass  jeder  Steuerzahler  nach  Verhältuiss  seiner 
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Steuer  eine  bestimmte  Anzahl  armer  Arbeiter  zu  einem  von  vorn- 
herein festgesetzten  Lohne  beschäftigen  sollte;  die  Zatetloug  dm 
einzelnen  Arbeiters  erfolgte  durch  das  Loos. 

Abgesehen  von  den  uuch  anderswo  als  Folgen  leichtfertiger  Unter- 
stuizuiig  beobachteleu  Erscheinungen,  wie  Vermehrung  der  Armen 
mid  Minderung  des  Ehrgeftkhls,  sind  es  gewisse  eigentflmliebe  Er- 
scheinungen, die  man  gerade  hier  wahmnehmen  noch  besondere  Ge- 
legenheit hstte.  Kamentlich  ist  es  ein  ausserordentlicher  Lohndmekr 
der  durch  die  allowances  gettbt  wurde,  SO  dass  der  Betrag  de» 
Arbeitslohnes  für  den  freien  Arbeiter  selten  das  nach  der  Brotskala 
fixirte  Einkommen  überstieg  ;  und  selbst  zu  diesem  Lohne  vpnnochten 
die  unabhängigen  Arbeiter  oft  keine  Bcschäftigun'/  zu  finden,  weil 
die  Arbeitgeber  befürchteten,  durch  ihre  Annuhuit  vioch  nielir  unbe- 
schäftigte Arme  zu  schaden  und  so  die  Armensteuer  noch  mehr 
in  die  Höhe  zu  treiben.  Bei  dem  System,  welches  snr  Beschif- 
tigung  einer  bestimmten  2Sahl  zugewiesener  Armer  zwang,  war  die 
Entlassang  der  freien  Arbeiter  um  so  mehr  eine  hiafige  Folge,  als 
hduw  fin'  jene  oft  das  Arbeitspensum  nicht  zureichte.  Daneben  be- 
förderten diese  Lohnzuschüsse,  die  mit  der  Zahl  der  Köpfe  in  der- 
selben Familie  wuchsen,  die  Bevölkerungsvermehrung,  indem  sie 
eine  formliche  Prämie  auf  leichtsinniges  Kiuderzeugen  setzten. 

Zugleich  geht  mit  der  Verlotterung  des  bedürftigen  Teiles  dir 
Bevölkerung  eine  Verringerung  des  Wohlstandes  im  allgemeioen 
Hand  in  Hand.  Für  diejenigen,  die  auf  der  Grenze  des  wirtschaft- 
lichen Verfalles  stehen,  ist  «Ue  Armennnterst&tzung  bequemer  und 
angenehmer  als  eigene  Arbeit;  die  Zahl  derjenigen,  die  snr  Leistung 
der  Armensteuer  fähig  sind,  verringert  sich:  die  Armenstener 
nächst  in  ungeheuerem  Masse;  es  werden  folgende  Zahlen  angegeben: 
1785:1.912,  180:1:  4.077,  1817:  7.870  Mill.  £. 

In  vielen  Bezirken  bleiben  ganze  Flächen  Lamles  unl»ebani. 
um  dadurcli  die  Zahlung  der  Armensteuer  zu  vermeiden,  die  auf 
dem  Grund  und  Boden  ruhte.  In  einem  Kirchspiele  bietet  man  das 
ganze  Land  den  Armen  an,  die  es  aber  ausschlagen,  weil  ihnen  das 
ilte  System  vorteilhafter  erscheint.  Als  eine  vidfadi  au.gi  drltekte 
üeberzeugung  wird  berichtet:  ,,Dle  18-Penny-Kinder  werden  in 
410  Jahren  das  Kirchspiel  aufessen,  wenn  nicht  Hfllfe  gewfthrt  wird." 
Und  damit  es  auch  nicht  an  Wahrnehmungen  Ober  die  Auffassung 
fehle,  welche  die  arme  Bevölkerung  sich  über  „das  Recht  auf  Ar- 
beit" gebildet  hatte,  wird  berichtet,  dass  gerade  an  denjeniiren 
Orten,  wo  das  Arineuwesen  am  laxesten  gehandhabt  werde.  Unruhen 
und  Zusammenrottungen  der  Armen,  ja  Brandstiftungen  und  andere 
Verbrechen  behufs  Erzwingung  von  Unterstützung  häutig  vorkämen. 

Die  Beform  suchte  dann  dtesen  Zuständen  durch  'Wiederbelebuog 
des  Arbeitshausprinzips  und  Einsetzung  einer  Zentralarmeabdidrde 
entgegenzuwirken,  wovon  noch  unten  zu  sprechen  sein  wird. 

II.  Ein  anderes  Beispiel  bietet  namentlich  die  1788  gegründete 
bainbnr^er  A r m e n an s t al t ,  welcher  bei  der  allgemeinen  Re- 
organisation auch  die  Aufgabe  zugewiesen  war,  für  Beschäftigung 
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der  Ariiieii  zu  sorgen.  „Die  Stifter  sahen  die  Unmöglichkeit  ein, 
sicher  zu  ermitteln,  ob  ein  Armer  seine  Kräfte  verwende,  um  seinen 
Lebensunterhalt  zu  gewiuneu,  ob  es  wahr  sei.  dass  er  keine  Arbeit 
finde,  oder  ob  diese  Angabe  nur  ein  Vorwand  sei.  Um  Unge- 
rechtigkeit n  Termeiden,  sahea  de  kein  anderes  Mittel«  als  jedem 
Arbeitflffihigen  beiderlei  Qesclilechts ,  welcher  Arbeitelosigkeit  vor^ 
sehatxen  warde,  eine  ftr  den  Lebensnnterhalt  hinreiebende  Beschäf* 
tignng  zu  geben"  —  vgl.  Gerando  III  S.  19.  In  dem  Berichte 
von  1799  bemerkte  das  Armen-Kollegium:  „Der  Aermste  in  Ham- 
burg kann  wöchentlich  durch  seine  Arbeit  36  ß  verdienen  oder  er 
erhält  das  Compienient  dessen,  was  er  nicht  erwerben  kann,  als 
Almosen."  Vyl  v  Melle  S.  105.  —  Die  hamburger  Anstalt 
galt  iaiij^e  aib  Mübierauälalt ,  und  wohl  mit  Recht,  weil  innerhalb 
einea  nidit  zu  grossen  Bezirks  längere  Zelt  das  individaalisirende 
System  gnt  nnd  pflichttrea  gehandhabt  wurde.  Doch  blieben  die 
BtclEBChläge  nicht  aas.  M  Anfange  des  Jahrimnderts  stand  die 
Anstalt  vor  grossen  Defizits,  znm  Teil  allerdings  mit  veranlasst 
dnrch  die  französische  Invasion ;  vgl.  hierüber  Duchatcl-Naville 
S.  160  und  das  daselbst  mitgeteilte  Schreiben  des  Mitbegründers 
der  Anstalt  v.  Voght  aus  dem  Jahre  1832;  auch  v.  Melle  S.  110  ff. 
Bei  der  in  den  2(ier  Jahren  erneuten  Reorjraniöalion  wurde  von 
einer  derartigen  allgemeinen  Arbeitsveranstallung  Abstand  geiiuuimen. 
Vgl.  V.  Melle  S.  135. 

III.  Ueber  einen  einmaligen  Versuch  des  Magistrats  zu  Glas- 
bfltte  im  Kriegsjahre  1866  berichtet  Bentzsch  bei  Emming* 
bans  S.  189.  Der  Stadtrat  unternahm  in  Folge  der  herrschenden 
Erwerbslosigkeit  eine  Anleihe  und  unterzog  sich  der  Mühe,  von 
jedem  dort  Wohnenden  Strohgeflccbt,  etwas  niedriger  als  zum  Tages- 
kurse, zu  kaufen  und  setzte  dasselbe  mit  Gewinn  um  Rentzsch 
bemerkt,  dass,  so  bedenklich  das  Mittel  war,  glücklicher  \Yeise  der 
Erfolg  doch  recht  günstig  war.  —  Minder  glücklich  endeten  der- 
artige Versuche ,  die  mau  in  den  20er  Jahren  in  Eostock  machte, 
indem  man  Materialien  anschaffte  nnd  in  zur  Verfügung  gestellten 
Räumen  oder  zn  Hanse  bearbeiten  Uess.  Man  verkaufte  mit  Schaden 
oder  stapelte  die  schlechte  Arbeit  auf  und  schloss  endlich  mit  einem 
starken  Defizit;   vgl.  Wachenhasen  bei  Emminghaus  S.  206. 

IV.  In  diesem  Zusammenhange  mag  auch  noch  bemerkt  werden, 
dass  Auswanderung  als  Folge  hoher  Arniensteuern  auch  ausser- 
halb Englands  ^vab^f^enommen  ist.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts 
wurden  in  Ostfriesland  seitens  der  Regierung  auf  den  Domanial- 
Üächen  Kolonisten  angesiedelt,  die  „bei  gänzlichem  Mangel  eines 
Betriebskapitals  ohne  Kenntniss  der  Lokalverhältnisse  und  ohne 
Kenntniss  des  Ackerbaues  sich  bald  als  völlig  uni&hig  zeigten*^. 
Die  Kolonien  wurden  sodann  mit  den  benachbarten  alten  Gemeinden 
zu  gemeinsamen  Armen  verbänden  verbunden .  was  für  letztere  so 
drückend  war,  dass  eine  starke  Auswanderung^  der  wohlliabemlen  Leute 
nach  Holland  stattfand,  welche  die  Geburtenzahl  überwog  und  eine 
Abnahme  der  Bevölkerung  zur  Folge  hatte;  vgl.  Linsingen  S. 
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Versucht  man  sich  über  die  OrUnde  klar  m  werden, 
weiche  dazu  führen  können,  ans  dem  an  sich  richtigen  Grund- 
sätze der  Unterstützung  durch  Arbeitägewährung  ein  solches 
Zerrbild  so  machen,  so  erkennt  man  sel^  bald,  dass  die  Annen- 
▼erwaltung  gefahrlos  nur  dann  Arbeit  gewähren  kann,  wenn  sie 
in  enger  Fühlung  mit  flen  B^-drirfiiissen  tles  Arbritsmarktes  auf 
der  einen  Seite,  mit  den  Hedurlnissen  der  Armen  auf  der  andern 
►Seite  bleibt.  Denn  bietet  der  Arbeitsniarkt  Gelegenheit  zu  freier 
Arbeit  in  hinreichendem  Masse,  so  kann  es  gar  nicht  vor- 
kommen, dass  erwerbsfähige  Personen  Unterstützung  nachsuchen; 
wenn  sie  es  dennoch  tbun,  so  ist  dies  ein  Zetraen,  dass  sie 
arbeitsscheu  sind  odcT  dass  die  Armenverwaltnng  ihre  Aufgabe, 
das  thatsUclilicIie  Bedttrfniss  genau  zu  prüfen,  vernachlässigt 
Und  dieses  wird  denn  auch  allgemein  als  der  wahre  und  haupt- 
s:M^l?1ic]io  f  Jrund  der  gr(is>T>st*^'n  Missst^nde  df^s  Armen wesens  be- 
trachtet, dass  die  Bediirttigen  seitens  der  Arraenverwaltungen 
nicht  gt  niigcnd  beaufsiclitigT  und  ziu-ückgelmltei),  sondern  g(Tade- 
zu  verlockt  würden,  die  Unterstützung  als  ein  »elbblvti-ätaud- 
liches  Recht  in  Anspruch  zu  nehmen.  So  wird  denn  die  Be- 
trachtung zu  derjenigen  Aufgabe  der  ÄrmenTerwaltung  zurtick- 
geftihrt,  von  deren  Darlegung  oben  ausgegangen  wurde,  der  Auf- 
gabe, zu  individnalisiren ,  und  insb^ndere  dann  zu  indivi- 
dualisiren,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  deren  Bedürfb'g- 
keitszustand  schwer  erkennbar  ist.  l^nd  Iiitrfiir  ergiebt  sich 
dann,  im  Gegensatz*'  zu  jener  Inclceren  und  nachlüfsigen  Hand- 
habung der  Anni  n])tlf'ge,  als  unvcrbriu-hlirlic  lu'gel,  un^erevht- 
fcrtigtes  Nachsuchen  um  Unterfttützuag  auts  streng^lc  zurück- 
zuweisen, diejenigen  aber,  deren  Untei-stützung  gleichwohl  not- 
wendig ist,  immer  in  dem  Bewusstaein  zu.  erhalten,  dass  es 
fremde  Mttel  sind,  von  denen  sie  leben.  Mit  dieser  Masa^be 
ist  auch  zu  den  Fragen  zurückzukehren,  die  im  Eingange  dieses 
Abschnittes  vorangestellt  wurden,  gegen  wen  und  unter  welchen Vor- 
nussctzTingen  ein  Arbeits  zwang  zulässig  sei.  Denn  mit  dieser 
Massgabe  handelt  es  sich  dann  nicht  um  ein  (iel)nt  unbegrenzter 
ArljeitverschafFung  tur  alle  Arl)eitsfähigcn,  sondern  um  tWv  zw^rk- 
mttssigste  Form  der  Unterstützung,  die  unter  Umständen  aucii 
durch  Arbeit  geschehen  kann  oder  soll. 

Sehr  zutreüeud  führt  die  preussische  Min.-luslr.  vom  10.  April 
1871  aus;  Von  der  IJefugniss  des  §  1  al.  -  sollen  die  Armeaver- 
bände  nur  geeigneten  Falls  Gebrauch  machen.  Die  öffentUdie  Ar- 
m^pflege  darf  neben  der  nötigen  Strenge  auch  der  anf  dea  eis- 
seinen  Fall  Rttcksiclit  nehmenden  Humanität  nicht  entbehren«  Statt 
der  Gewährung  von  Unterstützungen  in  Geld,  Lebensmitteln  and 
Brennmaterialien  wird  daher  die  Unterbringong  in  <>ifenlUchen  .Ar- 
menhäusern n.  s.  w.  auch  in  Znlumft  keineswegs  die  ein  für  alle 
.Mal  zn  belolgeude  Kegel  bilden  dUrfen.    ^'ur  das  verständige  J:^ 
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messen  kann,  je  nach  Lage  des  Falles,  darüber  die  Richtschnur  an 
die  Hand  geben,  welcber  Modos  eis  der  zweekentsprediende ,  bei- 
den Blkck^diten  die  gebtthrende  Becbnnag  tragende  atutnsehen  ist. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  diesbesllglichen  Entscheidun- 
gen des  Bandesamts  für  das  Ileimatweseii.  So  \nrd  in  der 
Entscheidung  XVII  S.  77  ausgeführt,  dass  der  unterstützende  Orts- 
ar rnen  verband,  welcher  ciemäss  1  des  preussischen  Arniengesetzes  die 
Unterstützung  geeigneten  Falls  auch  mittels  Anweisung  geeigneter 
Arbeit  gewähren  kann,  eine  solche  gewähren  mnss,  wenn  dazu 
Gelegenheit  vorhanden.  Es  hätte  vom  Kläger  bewiesen  werden  müssen, 
dass  es  monatelang  an  solcher  Megenheit  gefehlt  habe.  —  Aehn- 
lieh  Entscheidaiig  XY  S.  49.  Dagegen  XV  8.  51 :  dass  es  anf 
der  andern  Seite  nicht  Sache  der  ArmenTerwaltung  sein  kann, 
irgend  dne  Beschäftigung  ausfindig  zu  machen,  z.  B.  für  invaUde 
Personen,  die  etwa  noch  gewisse  leichte  Dienste  vorrichten  können. 

Uebrigens  pei  der  Einwand,  dass  Jemand  arbeitsfähig 
gewesen,  au  und  für  sich  kein  Grund  die  Erstattung  auszuschliessen, 
weil  grosse  Kinderzahl,  Mangel  an  Arbeit  u.  s.  w.  sehr  wolil  ira 
einzeiueu  Falle  eine  Unterstützung  notwendig  machen  können;  vgl. 
aneh  XI  8.  44  ond  Xn  8.  44.  Doch  wird  in  XY  8.  54  ansgeffthrt, 
dasB  der  Torlftnfig  nnleratataende  Annenverband  nicht  ohne  woiteres 
jede  Untenrtfltnmg  gewähren  könne.  Wenn,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  ein  arbdtsscheaer  Mensch  in  überaus  reichlicher  Weise  unter- 
stützt werde ,  so  werde  die  Faulheit  erhöht ;  der  Armenverband 
hätte  notwendig  Zwangsmassregeln  anwenden  und  besten  Falls  vor- 
übergehende einmalige  Uuterstfttzong  —  nicht  dauernde  —  gewähren 
dUrieu. 

b.  Bas  Arbeltshansprinsip. 

§  202. 

Soweit  nun  dem  Ermessen  der  Armenbehörde-  anheimff^telit 
bleiben  soll,  in  welcher  Form  sie  unterstützen  will,  bedarf  es 
keiner  Aenderunp:  der  Gesetzgebung.  Es  wurde  schon  erwähnt, 
dass  und  aus  welchen  Gründen  sich  die  Gesetegebnngen  aut  die 
Zeichnung  der  GrundzUge  in  Bezug  auf  Art  und  Mass  der  Unter- 
sttttzungen  besehrlUikt  luiben.  Dagegen  ist  an  dieser  Stelle  auf  die 
Meinung  derjenigen  emsugehen,  wmie  einerseitB  die  Befugmaeeder 
Armenverwaltungen  zu  TermehreiL  und  andererseits  dieadben  an 
gewisse  gesetslicn  bestimmte  Formen  der  Umerstttlaung  gebunden 
wissen  wollen.  Diese  Meinung  geht  davon  aus,  dass  bei  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Ge«etzgebung  ein  Missbrauch  der 
Armenpflege  seitens  der  ärmeren  Bevölkerung  auch  jetzt  durch- 
aus nicht  ausgesehlooötii  btii  und  dass  nur  eine  formelle  Be- 
grenzung von  Art  und  Mass  derselben  dagegen  zuvorlässig 
schützen  könne.  Es  wird  ao  argumenttrt:  INe  gesetzliche 
Armenpflege  habe  nur  die  Aufgal«,  vor  der  änaaeraten  Not  zu 
schütsen;  die  Unterstllfeatmg  adle  keine  Verbessenmgy  sondern 
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doe  Vttschlediterung  der  Lage  des  BedaHtim  aetn.  Und  «eil 
es  sehr  schwer  sei,  zu  iiDterscheiden  zwisäen  der  ogentlichen 
imTerschuldeten  und  der  ▼enehuldetenArbeitsloftiekeit,  and  weil  ee 

ferner  sehr  schwer  »ei,  zu  wissen,  ob  Jemand  aSe  eigenen  Mittel 
oder  sonstigen  Hülf^quellen  erschöpft  liabe,  bevc»  er  sich  an  ä\e 
Armenverwaltung  wendete,  so  mitHse  man  die  Unterstötzung 
schon  der  Form  nat  h  so  wcnit;  verlockend  wie  möglich  machen^ 
nur  wenn  Jeajand  bich  aucix  durch  die  unbequeme  oder  un- 
angenehme Form  der  Unteivtlltzung  nklit  znrü(^sdirecken  lasse^ 
sei  anzanehmen,  daas  er  wnklieb  bedürftig  sei.  Wer  aber  be- 
dürft sei,  stelle  sich  selbst  das  Zeogniss  aus,  dav  er  vn- 
Term%end  sei,  dir  sich  selbst  zu  sorgen,  erkl&ne  sich  gewisser^ 
massen  fUr  unmündig.  Ihn  unter  Aufsicht  zu  nehmen 
und  zu  hnlten,  ihn  in  mässieeu  Grenzen  in  seiner  Freih^^it 
zu  b t' s  r  h  r j|  D  k e n  ,  sei  Pflicht  und  Recht  der  Armenbt  horde. 
Nun  könne  aber  diese  Be^clirankuii^  wirkHam  nur  da  gescheh«  n, 
wo  die  Ueberwaehuug  wirksam  erfolgen  könue.  Dies  wiederum 
sei  nur  in  einer  ge8<»kMseiien  Anstalt  möglich ,  in  welcher  dem 
Insassen  durch  strenge  Hansordnung ,  durch  fiataiebnng  der  tm 
Stande  der  EVeiheit  ihm  erlaubten  Genttsse  (vor  altem  gescUechl- 
licher  Umgang,  Trinken,  Tabakraudien)  fühlbar  gemacht  werden 
könne,  dass  er  aus  Armcnmitteln  erhalten  werde. 

Weiter  aber  genüge  es  nicht,  den  Eintritt  dieser  Folgr'^n 
unter  allen  Umständen  von  dem  freien  Willen  des  Bedürftigen 
ahiiängen  zu  lassen-,  arbeitsscheue  und  solche  Personen,  welche 
z.war  arbeiteten,  aber  iiu^  Angehörigen  der  Amienpfl^e  anheim- 
lallen  Hessen,  miissten  zum  Eintritt  in  die  Anstalt  gezwungen 
und  nötigenfidls  bestraft  werden  können. 

Der  Wunsch,  UntenstlttEuns  nur  in  geschlossenen  Anstaltsn 
zu  verabfolgen,  wird  vornehmlich  durch  den  Hinweis  auf  die 
Erfolge,  die  man  in  England  mit  dem  sog.  Arbeitshaus- 
prinzip erzielt  habe,  begründet.  Auch  wira  eine  nicht  fr^^rinj'»^ 
Zalil  von  Armenverwaltungen  in  Deutschland  namhaft  gemacht, 
welche  mit  Versagung  jeder  Unterstützung  ausserhalb  der  Armcn- 
arbeitsanstalt  eine  wesentliche  Verminderung  der  Unterstützungen 
und  des  ArmenaufWandes  herbeigeftlhrt  hätten. 

§  m 

I.  Die  Literatur  über  diese  Frn gen  ist  von  jeher  eine  sehr um- 
fangreiclie  ppwesen  Namentlich  ist  ui  J>n}2;l!iud  die  Frage  irgend 
welcher  licformen  des  Atmenweseas  stetb  in  unmittelbarem  Za&am- 
menhanffe  mit  der  Frage  des  workhouse  behandelt  worden,  üeber 
ältere  Literatur  vgl.  Aschroti  S.  25.  Von  neuerer  aamentlidi 
Fawcett,  Pauperism,  its  oauses  and  remedies,  London  1871,  imd 
Pretyman,  Dispanperiiation,  a  popolsr  treatise  oa  Poor-Law 
£vils  and  their  RemedieSi  London  1878.  —  Ehrle  in  ssin« 
Beiträgen  handelt  im  Abschn.  III  ansftthrliob  vom  en^ischen  work- 
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honse.  —  Das  wertvolUte  Material  befindet  sich  in  den  jähriichen 

Berichten  der  englischen  Armenbehörden. 

In  Deutschland  ist  die  neuere  Litcrator  Über  diesen  ruakt 
<lürftiger.  Ausser  den  mehrgenannten  AbhanfllTiugen  von  v.  Liu- 
singen  S.  87  nocli  Kries  1  S.  32(5,  Rirkert  S.  8G  ff.,  Huber 
S.  294,  Soyffardt  1  S.  6,  Cohn  S.  49,  Loening  S.  916  u.a. 
Namentlich  aber  die  oben  bei  Besprechung  der  ßezirksarmeuhäuser 
genannten  Arbeiten,  vor  allem  die  wichtigen  Berichte  der  Anstaltsvor- 
sttade;  vgl.  S.  369  nnd  S.  406  Anra.  1,  Dagegen  ist  die  ältere 
Literatar  ftnsserst  reiclibaltig.  9b  ist  besonders  der  betreffende  Ab> 
schnitt  bei  Gerando  S.Teil  I.Buch  noch  heute  von  hohem  Werte; 
ebenso  Duchatel  -Naville  im  2.  Buch  4.  bis  16.  Kap.  S.  118  ff., 
wo  das  umfassentlste  thatsächliehe  Material  ans  allen  Ländern  zu- 
sammeugestrllt  ist. —  Mohl,  P -W.  I  S.  354;  Ebers,  Kachrichten 
über  das  Armenhaus  in  Bitslau  S.  27  ff.  u.  a.  m.  — 

lieber  die  Erfahrungen  in  ausserdeutscheu  Ländern 
(abgesehen  von  England)  sind  die  erwähnten  Mitteilungen  von 
Bttchatel-lfaTille  jedenfalls  das  Vollständigste,  was  wir  be^ 
sitzen,  nnd  äusserst  lehrreich.  Ausserdem  vor  allem  die  Schwei- 
zerische Armenstatistik  von  Niederer,  für  welche  nnter  anderem 
auch  die  Frage  gestellt  war:  Welche  Massnahmen  werden  gegen 
arbeitsscheue  Unterstützte  ergriffen  nnd  wie  wird  dem  T^ettel  ent- 
gegen gewirkt?  Die  hierauf  eingegangenen,  mehr  oder  minder  aus- 
fuhrliciien  Antworten  sind  unter  den  für  jeden  einzelnen  Kanton 
besonders  gegebenen  Nachweisungen  abgedruckt. 

II.  Speziell  England.  —  Das  Prinzip,  die  arbeitsfähigen  Ar- 
men zor  Arbeit  zn  setzen,  ist  fttr  England  beraits  in  dem  Gesetze  der 
Elisabeth  von  1601  ausgesprochen;  nötigenfalls  sollten,  soweit  nicht 
für  Arbeit  anderweit  gesorgt  werden  könnte,  Arbeitshänser  errich- 
tet werden.  Der  Gedanke  hatte  aber  einer  längeren  Zeit  zu  seiner 
praktischen  Verwirklichung  bedurft;  erst  1097  wurde  das  erste 
Arbeitshaus  in  Bristol,  1703  und  1707  solche  in  Worcester  und 
Plyniouth  errichtet.  Um  auch  den  ärmeren  Kirchspielen  die  Er- 
richtung zu  erinugiiehen,  wurde  172;>  angeordnet,  dass  sie  berechtigt 
sein  sollten ,  in  V^erbindung  mit  anderen  Kirchspielen  Arbeitshäuser 
einsnrlehten,  nnd  daas  kein  Armer,  der  die  AofiDAhme  ablehnte»  An- 
sprach auf  eme  andere  Art  von  üntersttttzong  haben  sollte.  In 
dieeer  letzteren  Bestimmung  tritt  jene  eigentümliche  Richtung  her- 
vor, den  Zwang  des  Arbeitshauses  noch  Uber  die  Arbeitsfähigen 
hinaus  auszudehnen  und  allgemein  Unterstützung  möglichst  nur  in 
geschlossener  Armenpflege  zu  verabfolgen.  Einige  Zeit  nach 
der  Durchführung  des  Gedanken??  wurde  in  einer  Anzahl  von  Kirch- 
^jiielen,  welche  sich  die  Sache  besuuders  Juiiten  angelegen  sein  lassen,  die 
Wahrnehmung  gemacht}  dasß  die  Armensteueru  erheblich  zurückgegan- 
gen seien.  Dieselben  sollen  nach  dner  Schätzung  vonCoodevon 
188811  iß  in  1650  anf  819000  S  in  1698  gestiegen  sein  nnd  1750 
wieder  nnr  619000  Sß  betragen  haben.  In  manchen  Kirchspielen 
mit  gnten  Arbeitshäusern  verringerten  sich  die  Armenstenem  um  die 
Hälfte.  Aber  den  dieser  Bewegung  folgenden  Aufschwung  vemid^tete 
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die  planlose  Wohlthätigkeitsttbimg.  die  im  letzten  Viertel  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  Armenpflege  nicht  mehr  von  einem  armenpoliiei- 
liehen,  sondern  von  einem  bmnanitftr-sentimentalen  Gesichtspmikl 

anfeufasscn  anfing.  Von  ihrem  ungeheuerlichsten  Ausdruf  Ic  ler  so- 
ponannten  Gilbert's-Act  von  1782.  war  vorhin  die  Rede.  Hei  der 
dnrcli  sin  wesentlich  mit  veranlassten  grossen,  schon  mehrfach  er- 
wähnten Ket'crm  von  wnrde  denn  anch  den  Arbeit ? Ii iiusern 
erneute  Aufmerksamkeit  ge«;cheiikf  nnd  das  Arbeitshausprin/ip  von 
der  Zentralbehörde  -konsequent  auszubilden  gesucht,  wobei  dieselbe  je- 
doch anf  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  in  der  praktischen  Anwendung 
stiess  and  insbesondere  oft  an  dem  Kostenpunkte  scheiterte.  Denn 
wie  sehr  auch  das  Prinzip  als  solches  der  Verwaltang  erwünscht 
sein  mochte  1  so  bedurfte  sie  zu  seiner  strengen  Durchführung  vor 
allem  de^  geeigneten  Räumlichkeiten  ,  des  geeigneten  Personals  und 
der  Mittel,  die  einen  zu  unterhalten  und  die  anderen  zu  be<oMer.. 
In  IxMilen  Beziehungen  hat  es  den  kleineren  Armenverbän<kn  häutig 
gefehlt  und  fehlte  es  auch  noch ,  als  durch  Vereinitnintr  mehrerer 
Kirchspiele  jeder  Armenverband  wenigstens  ein  Arbeitshaus  be- 
schaifen  konnte. 

üeber  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Arbeitahiuaer  ist 
znbemerkoi,  dassfttr  jeden  Armenverband  ein  workhonse 

vorhanden  sein  muss,  dessen  Verwaltung  nach  einheitlichen,  von 
der  Zentralbehörde  aufgestellten  Grundsätzen  zu  leiten  ist.  Wesent- 
lich sind  insbesondere  die  Boctiüunungen  über  die  Klassifikation 
der  Insassen  nach  der  Arbeitstahigkeit,  sowie  nadi  Altor  und 
Geschlecht.  In  sieben  Abteilungen,  die  nach  Beduriniss  in  Tnter- 
abteilungen  zerlegt  werden  können,  sollen  1)  arbeitsunfähige  Mauner, 
2)  arbeitsfähige  Männer  und  Knaben  Ober  15  Jahre,  Knaben 
zwischen  7  und  15  Jahren  nnd  4) — 6)  dieselben  Kategorien  des 
weiblichen  Geschlechts  nnd  7)  Kinder  unter  7  Jahren  untergebracht 
sowie  angemessen  verpflegt  und  beschäftigt  werden.  Besondere  Ab* 
teilungen  bestehen  für  Kranke  und  Irre. 

Die  Hausorthinng,  die  vom  master  bezw.  der  raatron  of 
workhonse  gehandhabi  wird,  lüsst  als  Disziplinarmassregel  248ttln- 
di:ie  Einzelhaft  und  Schmulerung  der  Kost.  Züchtigung  jedoch  nnr 
für  Knaben  zu;  tlber  diese  Zuchtraittel  hinaus  uuierliegt  die  Be- 
strafhng  der  Kompetenz  des  Friedensrichters.  Grundsäulich  soll 
bei  Verabfolgung  von  Unterstützungen  nnr  in  ganz  bestimmten  Aas* 
nahmeföll«!  von  der  Verweisung  ins  Arbeitshaas  Abatand  ge* 
nommen  werden  (insbesondere  bei  Männeni  im  Falle  von  unvor- 
hergesehener Krankheit,  von  Unglücks-  und  Todesfällen,  bei  Fronen 
auch  noch  nach  Verwittwung  und  Eheverlassung  innerhalb  der  ersten 
6  Monate).  Doch  hat  die  Zentralbehörde  anfrknnnt.  dass  die?  för 
grosse  Städte  nicht  gänzlich  durchführbar  sei,  und  liaher  ausnahms- 
weise Unterstützung  ausserhalb  der  Anstalt  (out-door-relief).  jedock 
nur  wochenweise  und  höchstens  zur  Hälfte  in  Geld,  verbondeu  aal 
Arbeitszwang  unter  Aufsicht  nachgelassen.  —  1876  &ssten  die 
Poor*  Law- Conferences  (Zusammenkaufte  der  Armenpflegebeht^rdeB) 
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den BmcUius,  das  Verbot  dee  out- door-re lief  ganz  voUstftndig 

durchzuführen,  dem  die  Zentralbeb&rde  im  Prinzip  beistimmte  V). 
in.  Was  deutsche  AnstaUen  angeht,  so  ist  an  die  Nach- 

Weisungen  Ii  bor  die  Bezirksarmcnhäuser  zu  erinnern  fobcn 
S.  386  tt.).  ti  nen  gerade  mit  IW/ufr  auf  Verminderung  des  Anjien- 
aufwandes  gute  Erfolge  nachgerülimt  werden,  Linsinge u  teilt 
S.  94  ff.  mit,  dass.  als  in  Ostfriesland  die  starke  Armenlast 
zur  Errichtung  von  Arbeitshausern  geführt  hatte,  die  Zahl  der  Un- 
terstatiten  dcb  merkUeb  Yermiiidert  hätte.  So  wurden  beispielsweise 
bm  ErÖffirang  der  Anstalt  in  Grossefehn  19  Männer  nnd  26  Fraoen 
nnterstntzt;  zum  Eintritt  in  dieselbe  entschlossen  sich  aber  nnr 
1  Mann  und  5  Frauen ;  die  übrigen  vermoebten  sieb  dnrcbaos  ohne 
Unterstützung  dnrchzulielfen.  Besonders  gut  hätten  gewisse  Mass- 
regelu  gewirkt,  die  an  und  ftir  sich  zweekmiissig  und  gesundbeits- 
fördenid  gewesen,  aber  den  Leuten  ungewohnt  und  dalier  als  arge 
Beeinträchtigung  erschienen  seien.  So  sei  in  Ostfriesland  der  Thee 
ein  allgemeines  Lieblingsgeträuk,  auch  seien  die  Leute  gewuhni, 
nnter  vielen  Fedem  oder  Seegras  ni  seblafen,  nnd  die  Feaening  im 
offenen  Kamin  besonders  zn  bevorzngen;  man  babe  daber  in  den 
Arbeit^äosem  den  Thee  ganz  abi^bafit»  anstatt  dessen  Roggen- 
kaffise^  Milchsuppe  und  dergl.  eingefbbrt,  den  Leuten  dnlscbe  Decken 
gegeben  und  in  den  Oefen  geheizt.  — 

Ein  neuerer  Bericht  de«  ^Fagistrats  zu  L  in  gen  und  ein  Vortrag 
der  Armenkoramission  daselbst  an  den  Magistrat ,  der  sich  auf  die 
aus  den  Städten  Leer,  Jever  und  Esens  eingegangenen  Nachrichten 
stIUzt,  empfiehlt  dringend  die  Errichtung  eines  Armenarbeitshauses, 
„insbesondere  um  die  Arbeitskräftigen,  die  an  Arbeitsscheu  leiden, 
ernstlich  snr  Arbeit  anzobälten  nnd  ihnen  den  gescblechtlicben  Um- 
gang zn  mitzieben.  Zugleich  kann  es  nnr  dadurch  erreioht  werden, 
dass  Httlfobedürftige ,  die  von  der  Armeuverwaltung  ausreichend 
nntersttttzt  werden,  diese  Unterstützung  nicht  lediglich  als  Zuschuss 
ininflimen  und  fortwährend  die  Stadt  und  die  Umgegend  durch 
ihvvn  Bettel  brandschatzen."  —  Der  Bericht  ist  vollständig  abge- 
druckt in  Geni.-Z.  1882  S.  33. 

Von  Mein  in  gen  berichtet  Zill  er,  dass  die  strenge  Durch- 
führung des  Armenhaussystems  seit  1875  eine  beraits  1876  wakr^ 
nebmbare  Yermindemng  des  Armenanfivandes  zur  Folge  gehabt 
habe.  Die  offene- Armenpflege  wird  dort  aof  gewisse  leicht  erkenn- 
bare Kategorien  eingeschränkt  (Waisenkinder  —  Armenärzte  — 
Arzneien  —  Beerdigungen  u.  s.  w.),  während  in  allen  übrigen  Fällen 
Unterstützung  in  geschlossenen  Armenanstalten  offerirt  wird ,  was 
einen  ersichtlich  günstigen  Eintiuss  auf  die  Arbeiterbevölkerung  ge- 
habt hat.   Zill  er  in  Gem.-Z.  1881  S.  129. 

Die  Verwaltung  der  Stadt  Oldenburg  berichtet,  dass  dort  am 
1.  August  1882  ein  Armenarbeitshans  eingerichtet  worden  nnd  den 
bisher  in  offener  Pflege  onterstfltzten  Personen  mitgeteflt  worden  sei» 

1)  Vgl.  Aflchrott  8.  23.  26.  80.  18&.  194.  802  ff. 
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(lass  ne  von  nun  an  dort  untergebracht  werden  wardeo,  woranf  die 

Hälfte  sofort  auf  Unterstützong  verzichtet  habe.  Der  Bericht  mmmt  a», 
dass  in  den  meisten  Fällen  VerwRiultp  nnd  andere  Personpn  die  Üu- 
terstiUzuim  übernommen,  in  anderen  ein  wirklii  hes  Bedürtniss  nicht 
vorgelegen  habe.  —  Aehnlich  Verwaltnngsbericbt  für  Osnabrück 
1883,84  u.  a.  m.  Der  thüringische  -Städtetag  vom  12.  SepU 
1882  erklärte  durch  Resolution  die  EinfQhmng  von  Armenarbeits- 
binsem  als  unbedingt  notwendig;  wobei  gegenftber  einigen  Bedenken 
sehr  gate  Erfolge  bestehender  Arbeitsbäaser  hervorgehoben  worden. 

§  205. 

Gegenüber  den  Erfolgen,  die  unzweilelliat't  dem  Arbeit.s- 
bausprinzip  zur  Seite  stehen,  sind  in  England  sclion  sehr  truii, 
aber  auch  in  Deutschland  schon  vor  mehr  als  iiiulzig  Jahren 
sehr  erhebliche  Bedenken  laut  geworden.  Es  wird  erstens  be- 
hauptet, daes  die  Armenarbeitihäuser,  wefehe  trots  Haoeoffd- 
nung  und  Disziplin  doch  immer  nur  Armenanstalten  blieben, 
sich  regelmässig  nur  sehr  kone  Zeit  in  ihn  r  eigentOmliGhen 
Sonderstellung  behaupteten  und  dann  unter  dem  Eintluss  yrndiie- 
derifr rjmstänae  entweder  wieder  roine  Armenhäuser,  d.  h. 
ledigHch  Wohnstätten  der  Be^lürftigen  ohne  Arbeitszwang  wtlrden, 
oder,  was  schlimmer  sei,  einer  Strafanstalt  /Aira  Vfrwechsehi 
ähnlich  wurden.  Eirstei-es  sei  besonders  der  Fall  aus  Auhiss  der 
finanziellen  Verhältnisse,  weil  eine  derartige  Anstalt  sehr  Tiel 
tenrer  wirtwhafte^  als  dk  ol^e  Annenpflege;  letateres  wegen  der 
mit  dem  AnstaltMUifenthalt  unauabldbuch  verbimdeneD  Immora- 
Htät  ihrer  Insassen. 

Zweitens  bereite  bei  Durchfllhrung  des  Prinzips  in  grösserem 
Massstabe  und  in  nachlialtiger  Weise  die  Arbeitsbeschaffung 
ganz  au8serordf^nt!iche  Schwierigkeiten,  sei  in  individueller  Wi'ise 
fast  immer  unmögiidi;  die  üblichen  Anstaltsbeschiiftigungeii,  die 
allerdings  jeder  leiclit  lerne,  wie  Federreissen,  Steineklopfen  u.  dgl., 
hätten  den  sehr  schwer  wiegenden  Nachteil,  den  wirklich  arbeits- 
lustigen Armen  den  höchsten  WiderwiUen  am  erregen  und  sie  ge- 
radeni  arbeitMchen  zu  maclien,  oder  die  minder  tttcht^a^  der 
zweckm^^asigen  Arb^  ganz  zu  entwöhnen,  so  dass  sie  nach 
ihrer  Entlassimg  gar  nicht  mehr  ordentliche  Arbeit  ft^UfhiP*" 
könnten  und  bald  in  die  Anstalt  zurückkehrten. 

Dritt  ens  aber,  und  anf  diesen  Einwand  wird  ein  be^ondenT 
Nachdruck  gelegt,  bilde  eine  in  grössei  em  MasBstabe  betriebene  Au- 
staltsb^häfYigung  entweder  eine  von  den  freien  Arbeitern  sein 
übel  emplundenc  Konkurrenz,  oder  sie  entbelire  dos  Ciiarakien»  der 
lohnenden  Arbeit  tiberhaupt  und  wirke  dann  ebenso  dbd  ftr  die 
Finanzen  der  Anstalt,  wie  auf  den  Charakter  der  Arbeiteoden. 

Ausserdem  wird  im  allgemeinen  g^tend  gemacht,  dass 
in  der  Durchfiihrung  des  Prinzips,  namentlich  in  dem  Aus^ 
einanderreisRcn  der  Familie ,  eine  grosse  HJtrte  liege.  Es  wird 
hierauf  von  den  x\nhängem  des  Prinzips  erwidert ,  dass  auch 
die  Armenlaät  eine  grosse  Härte  sei  und  es  sich  angesichts  der 
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bei  jeder  zu  laxen  Handhabung  der  Armenpflege  di'ohenden 
MusMufihe  dmehaiu  emplelile,  eher  wa  hart  als  m  milde  m 
Min.  In  Aneebung  des  Kostenjniiiktes  wird  entgegnet,  dass  es 
eme  knrssicshtige  Sparsamkeit  sei,  Jemanden  lieber  in  der  offenen 
Pfl^  imtentf&eii  xa  wollen;  allerdings  sei  der  Betrag  £Ur  den 
ESnzelnen  geringer,  als  wenn  er  in  einer  Anstalt  zu  unter- 
halten wäre;  daftir  werde  aber  eben  auch  die  Geaammtzahl  der 
Untenjtützten  eine  sehr  viel  geringere.  Und  was  die  Konkurrenz 
angehe,  so  bestehe  dieser  Ueoelstand  in  gewissem  .M  isse  immer, 
wenn  der  Arbeitszwang  durchgeführt  würde,  nanieutlich  also 
auch  in  eigentlichen  Straf'  nnd  K<Mnektionsanstalten.  Werde 
er  iJmt  mir  In  dem  hier  gemebten  Sinne,  also  gerade  zur  Ab- 
schreckung der  Arbeitsfidiigen  angewendet,  so  könne  er  nicht 
ernstlich  g^geottber  der  inSm  Industrie  in  fietracht  ftülen. 

§  206. 

T.  Zunächst  ist  in  Bezog  auf  England  zu  henierkcn,  dass  tratz 
des  l>*'?iehenden  Verbots,  Unterstützungen  ausserhalb  des  v^torkhouse 
zu  gewahren,  die  Zahl  der  uusterhalb  Uulerstützten  doch  sehr  er- 
heblich diejenige  der  Arbeitsbansinsassen  (in-door-paapers)  stets  Aber- 
stiegea  hat  nnd  noch  tberstdgt:  ein  YerbAltiüss,  das  sich  in  den 
Zahlen  der  lotsten  Jahre  hinreiidiend  aosdrflckt  Darnach  betrag 
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Man  bemerkt,  dass  die  GesammtBaU  der  Unterstützten  sowohl  im 
Yerhältniss  zur  Bevölkerung  wie  auch  absolut  abgenommen  hat, 

während  der  Anteil  der  im  Arbeitshanse  unterstützten  arbeits- 
föhigen  Erwachsenen  kein  sonderlich  grosser  ist.  Diese  Tliatsacben 
können  wohl  dahin  gedeutet  werden,  dass  die  Abnahme  der  Gesammt- 
zahl  auf  Rcclumng  der  Arbeitshäuser  zu  setzen  ist;  im  Ar- 
beiuhuuse  liallen  sich  überwiegend  arbeitsunfähige  Personen  auf, 
weil  arbeitBf&hige  durch  dasselbe  ferngehalten  md  abgeschreckt 
werdeo.  Hiermit  wflrde  die  Tbatssche  obereinstimmen,  dass  die- 
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jenigen  Arbeitobftiuer,  die  lediglich  für  arbeltsf&hige  Peraoneo  offim 
gehalten  werden,  regelmäs^  nar  zur  Hüfte  besetzt  sind. 

Auf  der  andero  Seite  ist  aber  auch  die  Dis^Un  in  den  bei- 
den Kategorien  dienenden  Arbeitshäusern  eine  sehr  viel  laxere.  Das 
Rauchen  ist  meist,  soweit  den  Insassen  das  Material  geschenkt 
wird,  gestattet,  ebenso  das  Annehmen  von  Besuch;  das  Auscjehen, 
ja  selbst  Domino-  und  Kartciispiel ,  mit  dem  sich  die  arbeits- 
uüiuiiigeu  lusa^seu  meistenteils  die  Zeit  vertreiben,  ist  zugelassen 
und  wie  es  scheint  in  sehr  w^thendger  Weise.  VgL  Aschrott 
SB  den  angegebenen  Stellen;' wegen  der  Tabelle  S.  422.  — 

II.  lieber  das  breslauer  Armen haas  berichtet  1828  £ber8 
S.  27  ff.,  dass  in  dasselbe  neben  arbeitsunfähigen  alten  Leuten  noch 
die  ^Sicheren"  und  „Unsicheren''  aufgenommen  worden  wären;  unter 
den  letzteren  wären  solche  Subjekte  verstanden,  welche  der  Auf- 
siclit  bedurft  Itättcm  und  nötigenfalls  selbst  durch  Zwang  und  Strafe 
zu  nüt/licher  Arbeit  ;ni 'gehalten  worden  wären.  Die  Anstalt  batie 
aber  an  zwei  Uebebi  gelitten,  einmal  einem  ohnehin  geringen,  von 
Jahr  zu  Jahr  sich  verringernden  Arbeitsverdienst,  „welcher,  unge;Khtet 
sich  die  Armenverwaltung  auf  mannigfaltige  Weise  fOr  die  Beechäf- 
tignag  der  Armen  bemfthte,  gegenwärtig  (1828)  fast  auf  nichts 
zürUckgefIfthrt  ist**  (S.  47),  und  zweitens  an  gänzlicher  Verkommen- 
heit der  Insassen  (S.  298).  Ebers  bemerkt  hierbei,  wie  sehr  die 
unnütze  Arbeit  (Federschliessen ,  Wollzupfcn  ,  Tretmühle  u.  a.  m.) 
eriiiuilr,  verbittere  und  die  Arbeitsscheuen  nocl.  iurhr  in  Müssiggang 
verseniie.  Als  Gegenmittel  bezeichnet  er  die  Gewährung  kleiner  Ver- 
dienstanteile, und  vor  allem  einen  nie  ermüdenden  Willen 
bei  allen  beteiligten  Organen,  um  die  drei  nötigsten  Tugenden  in 
Armenh&usem:  Beinlichkeit  —  Ordnung  — Fleiss,  durchzufahren; 
namentlich  sei  auch  Absonderung  aller  Sträflinge  von  den  blos  Armen 
notwendig  (vgl.  die  Yorschl&ge  3.  810). 

Die  berühmte,  auf  Veranlassung  des  Grafen  Rumford  gegründete 
Arbeitsanstalt  inMtlncheu,  welche  am  1.  Januar  1790  eröffnet 
wurde  und  im  Anfange  unter  sorgtultigster  Aufsicht  mehr  als 
1000  Arme  mit  bpiuneu  und  Weben  beschäftigte,  musste  aus  ]\Iange! 
an  Mitteln  am  30.  September  1799  geschlossen  werden«  Vgl. 
bei  Duchatel-N  aville  S.  159  und  S.  291  und  Gerando 
S.  81,  auch  die  Anm.  5  gegen  Naville.  — 

Die  im  Kanton  Schaffhansen  errichtete  Zwangsarbeit  saus  talt 
Griesbach,  deren  Insassen  etwa  130  Juchart  mit  zu  bearbeiten 
hatten,  wurde  1868  wieder  aufgehoben,  weil  sie  bei  mangel- 
haften Bcsserungsresul taten  in  16  Jahren  einen  Geldzuschuss  von 
40  000  Fr.  für  zusammen  58  Insassen  erfordert  hatte,  nnter  denen 
31  sich  125  Desertionen  hatten  zu  Schulden  kommen  lassen.  \gU 
Böhme rt  bei  Emminghaus  S.  474. 

In  Wien  wurde  am  5.  Januar  1883  in  Stelle  der  fraher  be- 
stehenden Beschäftigungsanstalt  für  IreiwUlige  Arbeiter  ein  Werk- 
haus  errichtet,  das  bestimmt  sein  sollte,  „arbeitsfähigen  Gemeinde- 
angehörigen von  Wien  die  Gelegenheit  zur  Arbeit  m,  bieten  und 
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sich  somit  nicht  blos  durch  eigene  Kraft  zu  erhalten,  sondern  sich 
auch  die  Mittel  zu  schaffen ,  nach  freier  Wahl  einer  Beschfiftii^ng 
wieder  nachgehen  zu  können".  Dieselbe  wurde  überwiegend  von 
Mftnnem  in  erwerbskräftigen  Jahren  frequentirt,  deren  Zahl  sich 
von  Jabr  za  Jahr  Yemünderte  (1880:  260,  1881:  254,  1882: 
152).  Neben  diesem  gewiss  eaf  Rechnung  der  strengeren  Hans- 
Ordnung  zu  setzenden  Erfolge  ergiebt  sich  das  nachstehende  finan- 
zielle Resultat: 

£Ke  durch  Arbeitsertrag  nicht ge-  Es  betniiLron  die 

deckten  Amöben  betragen:  Venpflegun^^^knisten 
insgesammt      Oemeindezuschuflg     pro  Ko])f  u.  Tag 

ISH);      25003  fl.  13972fl.  4iJ.02  kr. 

im:      2C470  „  11208  -  '       37.34  „ 

1882:      82617  „  21813  „  58.85  „ 

Vgl.  den  Abschnitt:  Sorge  für  Übdaclilüse  und  Arbeitslose  in 
(iem.-Verw.  der  Reichsli.-  und  Res.-Stadi  Wien  in  den  Jahren  1880 
bis  1882  S.  992  ff.  und  desgl.  fttr  1877—1879  S.  889. 

III.  Bezüglich  der  K  0 11  k  iir  ren  z ,  welehe  die  Zwangsarbeit  der 
freien  Arbeit  macht,  ist  es  wohl  richtig,  da^s  dies  keine  Eigentümlich- 
keit des  Arbeitshaoasyetons  ist,  sondern  vornehmlich  ancb  bei  Straf- 
nnd  Eorrektionsanstalten  in  Betracht  füllt  Der  Haoptfehler  liegt 
jedenfalls  darin,  dass  entweder  die  Arbeiteii  zu  Schleaderpreisen 
fortgegeben  werden  und  die  Fehlbeträge  aus  der  Armenkasse  zu- 
geschossen oder  in  der  That  gänzlich  nutz-  und  wertlose  Arbeiten 
verrichtet  werden,  die  freilich  keine  Konkurren/  machen,  abor  der 
Armeukasse  um  so  viel  teurer  zu  stehen  koninien. 

Die  L'rage  ist  wiederholt  in  der  Petitionskommission  des  preussi- 
schen  Abgeordnetenhauses  im  Hinblick  aut  die  (retiingnissarbeit  er- 
örtert worden,  zuletzt  in  den  Sitzungen  vom  30.  und  31.  März  1886, 
wobei  insbesondere  die  zahlreich  vorliegenden  Petitionen,  insbeson- 
dere der  Handwerksinnungen,  anf  Beseitigung  bezw.  Beschrtaikang  der 
Gefftngnissarbeit  einer  eingehenden  PrOfnng  unterzogen  wnrden 
Yon  allen  Seiten  wurde  anerkannt,  dass  die  vorliegenden  Besehwerden 
nnr,  insoweit  sie  eine  von  den  einzelnen  Straf anstaltsverwaltnogen 
durchgeführte  missbrlluchliche  Ausdehnnng  einseitiger  Gewerbe- 
betrird  c  betretton,  Anspruch  auf  Beachtung  haben,  dagegen  die  Un- 
erias=lichkeit  einer  nützlichen  und  die  Kosten  des  Strafvollzugs 
wenigstens  teilweise  deckenden  Beschäftigung  der  Gefangenen 
nicht  in  Frage  kommen  könne.  Dem  entsprechend  beschloss  die  Kom- 
mission dem  Abgeordnetenhanse  nachstehenden  Antrag  zn  nnterbreiten : 
nnter  Anerkennung  der  Notwendigkeit  einer  produktiven  Beschäftigung 
der  GeCuigenen,  die  Petitionen  der  Regierung  zur  Erwägung  in  der 
Richtung  auf  eine  zweckmässige,  die  freie  Erwerbsthätigkeit  mög- 
lichst wenig  schädigende  Arbeitsorganisation  der  Strafanstalten  zu 
überweisen  und  zugleich  anheimzugeben,  bei  der  öffentlichen  Vcrdin- 
gunii  der  Gefangeneiiarbfit  die  Innungen  vorzugsweise  zu  berücksich- 
tigen. Vgl.  6.  Ber.  der  Komm,  für  Pet.  Drucks.  Sr.  TJS  S.  1721  ff.  — 
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Bei  dei  lieraiiijig  im  Abgeordnetenhansc  (20.  Mai  18B6)  beantragte 
der  Abgeordnete  Bachem,  deu  Auirug  der  Kommission  so  abzu- 
ändern, dass  an  Stelle  der  einleitenden  Worte  ,in  Anerkennimg 
der  Notwendigkeit  prodoktiTer  Beechäftigung  der  Gefangenen*'  geiekrt 
werde  „nnter  Anerkennung  der  Notwendigkeit  dner  dein  Zwedk  der 
Strafreehtspflege  entsprechenden  BeeddUtignng".  BOt  diesem  Amende- 
ment wurde  der  Komm.-Antrag  angenommen.  Vgl.  stenogr.  Ber. 
S.  2369  ff  - 

Auch  bei  der  Beratnog  des  Etats  des  Ministeriums  des  In- 
nern vom  G.  Februar  1886  wurde  diese  Frage  berührt  nnd  vom 
Minister  die  Erklärung  abgegeben,  dass  eine  grund^äuliciie  uua 
prinzipielle  Aendemng  des  gegenwärtigen  Groecliftftesystems ,  wenn 
flberhanpty  so  doch  nur  st^ttweise  möglich  sei.  Vgl,  stenogr. 
Berieht  8.  847.  — 

In  Oesterreich  hat  sich  neuerdings  ein  Agltationskonütee  zur 
Beseitigung  der  gewerblichen  Strafhausarbeit  gebildet,  und  eine 
Schrift:  Die  Strafhausarbeit,  ein  Notruf  der  Gewerb- 
t  reibenden,  Wien  1B86,  verofTentlicht,  deren  letzte  Abschnitte 
S.  24  flf.  gutes  statistisches  i^Iatei  i  i]  über  die  Beschäftigung  der  Sträf- 
linge beibringen.  Ks  wird  durl  gefordert,  dass  der  Staat  Arbeit 
verrichten  lasse,  aber  nicht  (]tow«i)e  betreihe,  da  er  hierbei  durch 
Stenerfreiheit,  nnverdnsliches  Kapital  n.  s.  w.  in  einer  jedem  Men 
Gewerbe  flb«rlegenen  Lage  sei.  Der  Staat  soll  sieb  ▼telmebr  aaf 
Arbeiten  für  die  eigenen  Zwecke  der  Strafanstalten  oder  andere 
staatliche  Korporationen,  worunter  auch  die  Armee,  beschränken 
(S.  85)  Dem  gewöhnlichen  Einwände  pegentiber,  dass  auch  durch 
solche  Zwecke  freien  Arbeitern  die  Beschäftigung  entzogen  würde, 
beniorkt  die  Schrift,  dass  dies  unrichtig  sei.  weil  ja  auch  die 
StiaHiiige  unter  allen  Umständen  an  jener  Summe  von  Arbeit  teil- 
nehmen mttssten,  die  innerhalb  des  Staates  geleistet  werden  könne. 
£s  handle  sich  nur  darum,  dass  der  Wert  der  von  den  Strlf- 
lingen  geleisteten  Arbeit  nicht  sn  Gonsten  Ehuelner  nnd  durch 
unnatürliche  Preisdrückung  nicht  zu  Ungunsten  der  Gesammtheit 
der  freien  Arbeiter  wirke.  — 

Setzt  man  hier  überall  statt  „Staat"  y.  Armen  Verwaltung",  stat' 
„Staatsmittel"  .  Annenmittel",  so  liegt  dasselbe  Verhältniss  wie  bei 
den  Armenarbrit^  hausern  vor.  Vgl.  hierüber  namentlich  noch 
Naville,  der  ^.  12t>  fi.  viel  Maleriul  über  die  verschiedensten 
Anstalten  aus  älterer  Zeit  beibringt. 

§  207. 

Will  inan  nach  dem  voEBtehend  mitgeteilten  Material,  zu 

dessen  Ergänzung  noch  manche  anderc?i  Nachrichten,  namentlich 
diejenigen  herbeizuziehen  sind,  die  über  tlen  (hnt'ang  und  die 
Lei.stungötaliigkeit  der  Armen  verbände  geg^ei)en  wurden,  sieb 
ein  Urteil  über  den  Wert  oder  Unwert  des  Arbeit-^liausprinzip© 
bilden,  so  wird  man  in  einiger  Verlegenheit  sein.  Unz\veitt:lbafteo 
Eriblgen  stehoi  ebenso  nnzweifidhaflte  Uebelatllnde  gegenüber. 
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Hit  einer  gewissen  Regelmäss^keit  kehrt  die  Erscheinung  wieder, 
dass  die  Handhabung  des  Pnnzips  unmittelbar  nach  der  Eröff- 
nung einer  Arbeitsanstilt  eine  sehr  strenge  und  durclii^cifpiide 
ist  und  die  Vermindi  runp^  der  üntersttUzten ,  vor  Aiiem  das 
Fernbleiben  der  nichtbecl  urftigen  ,  arbeitsscheuen  Pei'soneii  zur 
Folge  hat  Die  zweite  Stufe  ist  dann^  dass  nur  wirklich  arbeits- 
unfiuiige  Penonen  In  der  Anstalt  sind,  denen  gegenüber,  da 
«cfaaife  Disziplin  und  Haiuofdnnng  fUr  sie  nicht  mehr  so  nötig  sind, 
allmählich  eine  laxere  Behandlung  eintritt.  In  dem  dritten  Stsdiom 
wird  dann  die  Ilandhabang  überhaupt  nachlässig;  man  hat  finan- 
zielle Schwierigkeiten,  erkennt,  dass  die  Unterhaltung  des  Einzel- 
nen innerhalb  des  Arbeitshauses  teurer  ist  als  aussorhalb;  es 
zieht  sich  allmählich  wieder  das  arbeitsscheue  Gesindel  iieran 
und  so  fort,  bi.s  die  Zustünde  wieder  so  schlimm  geworden  sind, 
class  man  sich  auf  Beäöeruugsmassr^eln,  unter  audeien  auch  auf 
das  Arbettshansprinzip  besinnt  Oder  aber  es  wird  gleich  von 
▼omherein  der  Anstalt  der  Charakter  einer  Zwangsarbeitssttttte 
g^eben  nnd  in  längerer  Gewöhnung  vergessen,  dass  es  eigent- 
BoE  ein  Armenarbeitshaas  sein  soU,  in  wetchem  nicht  der 
Korrcktionssweck,  sondern  die  Untersttttaung  in  erster  Stelle 
steht 

Alle  diese  Erscheinungen  sind  nun  so  regelmässig  beobachtet 
•orden',  dass  man  auch  bei  ihnen  von  natürlicheu  ^lesetzen 
sprechen  kann.  Und  dieses  dürfte  der  erheblichste  Grund  sein, 
Ton  jedem  geeetdiehen  Zwange  aar  Einriehtong  Ton  Arbats- 
hSnsem  abzamten.  Mit  Eagland  dttrfen  wir  nns  nicht  vor- 
Reichen;  wenn  dort  die  Unterstlltsnng  erwerbsfilhiger  Per- 
sonen ausserhalb  des  workhouse  gesetzlich  verboten  worden  ist 
und,  \y\Q  es  scheint  zur  Fernhaltung  der  arbeitsfähigen  Elemente 
von  der  ArmenpHe^e  in  iioheni  Masse  beigetnigen  h;it,  ao  liegt  das 
nicht  zum  geringsten  leilc  an  der  vortrefflichen  Aufsicht,  die 
von  der  Zentralbehörde  ausgeht.  Und  gleich wolil  wud  auch  iu 
£ngland  Uber  das  workhouse  aus  viclcu  Gründen  geklagt,  werden, 
wie  die  mitgeteilte  Tabelle  leigte ,  sehr  viel  mehr  «rbeitstthlge 
Erwachsene  ausserhalb,  als  innerhalb  des  workbouse  untersttttat 

Btt  nns  fehlt  es  an  dieser  sehr  wichtiffen  Voranssetzung 
Aber  es  bestdit  auch  durchaus  kein  gleitmmJissiges  Bedtlrfhiss 
to  alle  Armen  verbände.  Abgesehen  von  den  kleinen  Verbänden, 
über  deren  Vereinigung  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Ar- 
beitshiiusern  an  anderer  Stelle  gehandelt  wurde,  besteht  liir  die 
grösseren ,  die  zur  Errichtung  und  Unteriialtung  eines  Arbeits- 
nauses auch  allein  im  Staude  öein  würden,  ein  Bedürfhiss  doch 
nur  insofern,  als  sie  den  Zweck,  den  jenes  erfbDen  soU,  nicht 
auf  andere  Weise  erreichen  ktfnnen.  Es  ist  schlechterdings  nicht 
abzusehen,  warum  man  Elberfeld  und  Krefeld  u.  a.  nötigen 
aoUte,  statt  ihrer  QuartierspBege  Arbeitshauspflege  einzuführen. 
Lttsst  man  die  Gesetisgebnng  dag^en  auf  dem  gegenwär- 

>)  Vgl  unten  §  220. 
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tigen  Sfeinde,  so  bleibt  jeder  Verwaltung  die  Möglichkeit,  je  nach 
Bediirfhiss,  nach  ihrer  finanziellen  Lage,  nach  Gci>innung  der 
Einwohner  und  Geäittuug  der  Armen,  öich  hauptsächUch  aui  Ar- 
beitshausunterstUtzuDg  zu  beschränken. 

Zu  voUkommenerar  Durchführung  des  Frinsipe  kann  die  Ge- 
setzgebung nur  itieofem  butrageQ,  als  sie  di«>  Befognisee  6et 
Verwaltung  erleichtert,  gewisse  Penonen,  welche  Ontentützung 
für  sich  oder  ihre  Angehörigen  notwendig  machen,  zur  Arl>eit 
zu  zwingen,  und  eine  Aufsicht  übei-  die  Armenverbände  anordnen 
welche  der  Verwandlung^  des  Arbeitshauses  in  ein  Annenhaus 
oder  in  eine  Strafanstalt  entgegenwirkt  Hiervon  \vird  im  Fol- 
genden zu  handeln  sein, 

0.   Besehrftnkaag'eB  der  jiendnlielien  Freiheit. 

§  208. 

In  Ansehuni:,'  der  Personen,  gegen  welche  ein  A  r  b  e  i  taa  wang 
geübt  werden  kann,  gilt  zunächst  ganz  allgemein  der  von  allen 
Gesetzgebungen  adoptirte  (Trundsatz,  dre^s  es  (h  r  Armenverwal 
tung  freistehe,  die  Unterstützung  nur  ge^^en  Arbeits- 
leistung zu  gewaiiren .  So  heisst  es  bei  P  r  e  u  s  s  c  n  1  Abs.  2 : 
^dass  die  Unterstützung  geeiguelen  Falls  durch  Unterbringung 
in  eineni  Armen-  oder  Krankenhause,  sowie  mittels  Anwebong 
der  den  Kräften  des  Hiil&bedttrftigen  entsprechenden  Arbeit 
ausserhalb  oder  innerhalb  eines  solchen  Hauses  gewährt  werden 
kaon^.  —  ßaiern  Art.  0  Abs. II:  „Wer  öffentliche  Armenunter- 
stützung  geniesst,  ist  verpflichtet,  sich  zu  einer  seinen  Kräften  an- 
gemessenen Arbeit  innernalb  oder  ausserhalb  einer  Betchttftigung^ 
anstait  verwenden  zu  lassen".    U.  s.  w. 

In  Fällen  dieser  Art  hängt  es  aber  selbstverstandlieh  vou 
dem  bedürftigen  selbst  ab,  ob  er  die  Armenpflege  iibei  haupt  in  Be- 
wegung setzen  will  oder  nidit  Es  ist  oaher  von  Wichtigkeit, 
dne  Person  dem  Arbeitsowange  unterwerfen  zu  können,  wenn  sie 
zwar  nicht  unmittelbar  die  Armenpflege  anruft,  aber  den  Veram^tid- 
tUDgen  der  Armenpflege  entge^nwinl  Dies  ist  namentlich  der 
Fall  bei  Bettlern  und  Landstreichern  und  bei  Personen ,  welche 
es  'lizn  kommen  lassen,  dass  zwar  nicht  sie  selbst.  ;ib«?r  ilire 
Angeliorigen  der  An^ien]»lle;^^r  anheimfallen  D(  r  rttiiat  hat  em 
bep'iindetes  Interesse  an  der  Abwendung  böl<  Inn  Vcrlialtens. 
Denn  wenn  er  die  gesetzliche  Armenpflege  anuriinet,  so  will  er 
damit  jeden  Bedürf Ilgen  vor  der  Notwendigkeit  zu  betteln  sicher- 
stellen. Wer  daher  li^ttelt  und  wer  die  Armenpflege  unbegrilndelsr 
Wdse  in  Anspruch  nimmt,  handelt  wider  das  Gesetz  und  ist 
wegen  dieser  Zuwiderhandlung  strafbar.  Dies  ist  ebenfidls  ein 
feststehender  Grundsatz  aller  Gesetzgebungen. 

In  Deutschland  bestimmt  über  diesen  Gegenstand  das 
Heieh sstrafgenetzbucii  in  den      361.  362  Folgendes. 

>;  301.    Mit  Haft  wird  bestraft:  •.    .    .  . 

3.  wer  als  Landstreicher  umherzieht; 
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4.  wer  bettelt  oder  Kinder  zum  !>  ctteln  anleitet  oder  aus- 
fichickt,  oder  Personen,  welche  seiner  Gewalt  und  Aufsicht 
untergeben  sind  und  zu  seiner  Hausgenosa^chaft  ge* 

boren,  vom  I*rtteln  abzuhülten  unterlässt; 

5.  wer  sich  deni  Spiel,  Trunk  oder  Mnssig^gaii^^  der^restalt 
hingiebt.  dass  er  in  einen  Zustand  gerät  in  welcheiii  zu 
seinem  Unterhalte  oder  zum  Unterhalte  derjenigen,  zu 
deren  Eratthning  er  verpflichtet  ist,  durch  Yermittelung 


den  muss; 

7.  wer,  wenn  er  aus  öffeaitlichen  Armeumitteln  eine  Unter- 
stützung emptan^'t,  sic  h  aus  Arbeitsscheu  weigert,  die  ihm 
von  der  Behörde  angewiesene,  seinen  Kräf);en  angemessene 
Arbeit  zu  verrichten; 
^S.  wer  nach  Verlust  seines  bisherigen  Unterk<)inin  binnen 
der  iluü  von  der  zuständigen  Behörde  be.-itiiiimtcu  Frist 
sich  kern  anderweitiges  Unterkommen  verschaffit  bat  und 
auch  nicht  nachweisen  kann,  dass  er  solches  der  von  ihm 
angewandten  IiJem  il  iiig(  n  ungeachtet  nicht  vermocht  habe, 
i;  3C)2.    Die  nach  Vorschrift  des  ij  361  Nr.  8-8  Verur- 
teilten können  zu  Arbeiten,  welche  ihren  Fähigkeiten  und  Ver* 
h;ikni-sen  angemessen  sind,  innerhalb  und,  t?ofern  >ie  von  an- 
deren freien  Arbeitern  getrennt  gehalten  werden,  aucli  ausser- 
halb der  Strafanstalt  angehalten  werden. 

Bei  der  \  erurteilung  zur  Haft  kann  zii^leicii  erkannt  werden, 
class  die  verurteilte  Person  nach  verbilsster  Strafe  der 
LaodespolizeibebOrde  zu  tlberweisen  sei.  Die  Landespolizei- 
behörde  erhält  dadurch  die  Befti|;ni6s.  die  verurteilte  Person 
entweder  bis  zu  zwei  Jahren  in  ein  Arbeitshaus  unter- 
zubringen oder  zu  gemeinntitzijr^'n  Arbeiten  zu  verwenden. 

In  ihrer  thatsachlichen  Wirkung  kommen  nun  flie  Strafgesetz- 
liehen  Bestimmungen  gegen  die  vorstehend  bezeichneten  Per- 
sonenkla.s.><  n  auf  dasselbe  hinaus,  wie  die  AnNvcntUmET  des  Ar- 
beitszwanges bei  freiwillig  erbetener  Unterstützung  lUr  die  Dauer 
der  letzteren.  Der  wesentliche  Unterschied  liegt  also  darin^  dass 
die  Iraner  des  Zwanges  in  dem  einen  Falle  von  dem  Willen 
des  Betreffenden  abhängig  ist,  in  dem  anderen  nicht;  dass  die 
Beschäftigung  dort  mit  zum  Strafvollzuge  gehört,  hier  nur  ein 
Aequivalent  der  Unterstützung  bildet;  dass  die  Vollstreckung 
dort  in  einer  Strafanstalt,  hier  in  einer  Armenanstalt  zu  erfolgen 
hat;  und  endliili.  dass  in  dem  einen  Falle  die  Straf behörde, 
in  dem  anderen  die  Armenbehörde  den  durch  Arbeit  nicht  ge- 
deckten Mehrauiwand  zu  tragen  hat. 

So  zutreffend  und  in  vielen  Beziehungen  wichtig  nun  auch 
diese  Unterscheidungen  smd,  so  leuchtet  doch  ein,  dass  der  Zu- 
sammeDbang  zwischen  beiden  Kategorien  ein  sehr  inniger,  die 
Grenze  zwischen  ihnen  sehr  schwer  zu  ziehen  ist,  wie  dies  schon 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  hervorgehoben  und  nachgewiesen 

Forscbnug«!!  (27)  Tl.  4.  —  M«nsfe«rb«Tf.  S4 


der  Behörde 


genommen  wer- 
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wurde.  Für  eine  Armenverwaltungy  die  ihre  Aii%abe  nachlässig 
erfüllt,  ist  66  (lall <T  ein  Leichtes,  Jemanden  zum  Betteln  zn 
zwingen  and  ihn  dadurch  dem  Strafrichter  anheimzugeben;  aber 
umgekehrt  ist  auch  ftlr  eine  Armen  Verwaltung,  die  ilu-e  Au%abe 
ernst  nimmt,  die  Strafiu-^tiz  «'ine  unwillkommene  Z wischen in>taDz 
'/wischen  ihr  und  jenen  liiciivitluen,  die  ihren  l^emiihuii-:;*-!!  indirekt 
entgegen  arbeiten ;  sie  hat  ihnen  gegenüber  nur  in  den  gesetzlich 
bestimmten  Fällen  die  Möglichkeit,  eme  StralSB  herbeizufilhm. 
mit  welcher  Arbeitezwang  verbanden  ist;  eine  direkte  Einwir» 
kang  and  direkter  Arbeitszwang  ist  ihr  TerBagt 

§  209. 

Die  Recrelung  dieses  Sachverhältnisses  i«t  der  Landesgesetz- 
gebüug  entzogen .  naclidcni  die  Ueichsfiesetzgeliuni^  in  der  ange- 
gebenen Weise  Bestimmmigen  geüoüeu  hat.  Ks  sind  dadm*ch  alle 
von  ihr  nicht  vorgesehenen  Fälle  der  zwangsweisen  Unterbringung 
in  eine  Arbeitsanstalt  ohne  gerichtliches  Urteil  ansgeechloasen. 
Dies  gilt  namentlich  Ton  den  frQher  den  prenssischen  Ter- 
waltongsbehOrden  in  Art.  11  14  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1855 
zogestandenen  Bcfuu'niss.^n.    Dieselben  lauteten: 

Art.  1 1 .  Solchen  i'ersonen.  welche  a  r b  e  i  t  ^  f  ii  h i  g  sind,  gleich- 
wohl aber,  imcl»  Verlust  ilin  r  bisherigen  Wolnunig.  binnen  einer  voti 
der  Ortspolizeibehörde  ihnen  gestellten  Frist  »ich  eiue  andere  Woh- 
nung nicht  verschafft  haben ,  kann ,  insofern  denselben  durch  poli- 
zeiliche Veranstaltung  ein  Obdach  verschafl't  werden  muss,  für  die 
Dauer  der  Obdachlosigkeit  der  Aufenthalt  in  einer 
Arbeitsanstalt  angewiesen  werden. 

Art.  12.  Auch  solche  Personen,  welche  die  Armenpflege 
in  Anspruch  nehmen,  sich  aber  weigern,  für  die  ihnen  ge- 
währte l^ntersttltzung .  die  ihnen  von  der  Obrigkeit,  -ei  es  im 
Orte  oder  auswärts,  angewiesene,  ihren  Kräften  angemessene 
Arbeit  o  r  d  nu  ngs  ni  ä  s  s  ig  zu  verriehten..  k-niM-n,  ?<>  ]m^^ 
sie  der  Unterstützung  bedürfen  und  bei  ihrer  Weigerung  beuarreu, 
in  einer  Arbeitsanstalt  untergebracht  werden. 

Art  13.  Lässt  ein  Ehemann  seine  Ehefrau  —  ein  Tater. 
oder  wenn  der  Vater  todt  oder  verschollen  ist,  eine  Mutter  die  ehe- 
lichen, noch  nicht  14  Jahre  alten  Kinder  —  oder  eine  Mutter  ihre 
unehelichen  Kinder  eben  dieses  Alters,  der  gesetzUchen  Verpflich- 
tung zuwider,  dergestalt  hülflos,  dass  diese  Angehörigen  der  Armen- 
pflege anheimfallen,  so  kann  eine  solche  Person,  falls  sif  dii-  Armen- 
ptiege  nicht  in  Anspruch  genunniu  n  und  deren  Notwendigkeit  nichr 
nachgewiesen  hat,  sobald  der  Versueh  fruchtlos  geblieben  ist.  *ie  im 
Verwaltungs-  oder  gerichtlichen  Wege  zur  Untei-stützung  jemr  An- 
gehörigen exekutivisch  anzuhalten,  auf  so  lauge,  als  da-  ße- 
dttrfniss  der  Armenverpflegung  fflr  die  Angehörigen 
fortdauert,  in  einer  Arbeitsanstalt  untergebracht  werden. 

Art.  14.   In  den  in  den  Art  11  bis  13  gedachten  Fällen  er- 
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folgt  die  Ueberweisnng  an  die  Arbeitsanstalt  auf  Antrag  des 
Vorstandeb  des  Arinenverbandes  durch  Anordnung 
des  Laudrats.  In  solchen  Städten,  die  weder  in  Kommunal-  noch 
in  rolizeiangelegonhpiten  der  Aufsicht  des  Landrats  untorworfen 
sind,  oder  dit-  eine  li^eiic  Arheilsanstalt  besitzen,  stein  diese  An- 
ordnung dem  Gemeinde  vorstände  (Magistrat,  liürgermeister)  zu. 

Die  Anordnung  erfolgt  durch  sofort  vollstreckbares 
Reaolut,  gegen  welches  jedoch  der  Rekurs  iin  geordneten  In* 
stanzenzage  zulässig  ist. 

Die  RegierongSTorlage  mm  preussiscben  Ausführungsgesetz  von 
1871  hatte  die  vorstehenden  Bestimmungen  in  der  Erwägung  fort- 
gelassen ,  dass  der  Gegenstand  derselltcn  durch  die  oßl  n.  3«)2 
K.-^tr  -B  lU  rLandcsgrsptzirehung entzogen  sei,  eiiieKrwau'iuig.  welche 
von  dem  Aiigeordneleiihauäe ,  nicht  aber  vom  Herrenhanse  geteilt 
wurde.  Von  letzterem  wurde  hervorgehoben,  das»  die  Artikel  nur 
■die  Bedeutung  einer  VoUstreckuugsmassregel  hätten,  um  das  Indi- 
viduum in  zweckmässiger  Weise  zur  ErfQllung  seiner  Pflicht  zu 
nötigen,  während  §  361  und  862  die  Bestraf ong  im  Auge  hielten.  Im 
Abgeordnetenhanse  wurde  bemerkt,  dass  wenn  man  die  Artikel  nur 
für  Yerwaltungsmassregeln  halte,  dies  eine  durch  Einsperrung  er- 
zwungene und  daher  im  Widerspruch  mit  dem  Gesetze  über  Auf- 
hebung der  Schuldhaft  stehende  Befriedigung  eines  Zivilauspruches 
sein  würde. 

Auch  die  llegierungsmotive  hoben  hervor,  dass  man  ileu  Er- 
folg der  Einsperrung  doch  erst  sehen  könne,  wenn  der  lielretfende 
wieder  entlassen  werde,  dass  also  praktisch  die  Einsperrung  auf 
dasselbe  hinauskomme,  wie  die  Eorrektionshaft.  Die  Aufnahme 
jener  Artikel  wurde  daher  abgelehnt,  dafftr  aber,  um  die  Zulässig- 
keit  der  Unterstützung  gegen  Arbeitsgewährung  unzweifelhaft  zu 
machen,  das  in  der  Hcgicmngsvorlage  ursprünglich  nicht  enthaltene 
AI.  2  des  1  aufgenommen,  und  ausserdem  in  den  05  — <i7  der  Ver- 
waltiincsl)chArde  (dieselben  wie  in  Art.  14  a.  a.  0,>  die  l>ofu'_niiss 
«ing»  iciüiiit.  Personen,  welclie  ihre  A  n  ge  Ii  «i  r  i  g  e  u  liülilub 
lassen  (ähnlich  wie  Art.  IS),  in  einem  vorläutig  vollstreckbaren 
Resolut  zur  Gewährung  der  erforderlichen  laufenden 
Üntersttktzung  anzuhalten.  Gegen  das  Resolut  steht  elektiv 
Rekurs  an  die  Deputation  f.  d.  Ii.  (bezw.  die  inzwischen  an  ihre 
Stelle  getretenen  Bezirksausschüsse)  oder  an  das  Gericht  zu.  Ein 
Beschluss  des  Herrenhauses,  in  solchen  Fällen  ein  Resolut  auf  Ar- 
beit •«hauseinsperrnng  ]>\-  /n  '  hswoehcntlicher  Dauer  zuzula>sen, 
wurde  ans  den  oben  ani^egebeuen  (trüinlen  vom  Aligeurdnetenhause 
gleicliialls  abgelehnt.  L>ies  Resolut  bildet  sellistverständlich  nur 
einen  kürzeren  Weg,  einen  Vollslreckungstiiel  zu  erlangen;  ein  an- 
derer Zwang,  als  der  exekutivische,  wie  bei  Geldforderungen  über- 
haupt, ist  nicht  zulässig.  — 

Baiern  Art.  44  hat  folgende  Bestimmungen: 
I.  „Personen,  welche  ü f f e n tlich e  Armenunterstützung 
geniessen,  werden  mit  Arrest  bis  zu  8  Tagen,  im  Rückfalle  bis 
XU  30  Tagen  bestraft,  wenn  sie  entweder 

34* 
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1)  durch  u  n  gezieme  Uli  es  Beiichineii  die  deiu  ArmeD)iiieg- 
seljaftsrate,  einem  Mitgliede  dessclbt  n,  einem  Ikzirkspfleger  oder  deii- 
:Pi)i|iC!].  von  welchen  sie  im  Auttrii^e  des  Arnieiiptiegschaftsrats  Al- 
uioseii.  Kleidung,  Wohnung,  Kost  oder  Arbeit  erhallen,  gebiUu*ende 
Aehluni:  verletzen  oder  wenn  sie 

2j  Lebensmittel,  lleizungsmaterial.  Kleidungsstücke;  Ueilmittei« 
Arbeitsaloffe,  Werkzeuge  dergl. ,  welche  sie  von  dar  dffentUcben 
Armenpflege  oder  einer  öffentlichen  'WoblthfttigkeitsansUlt  empßmgen 
haben,  nnbefngt  veräusBernoder  mutwillig nnbraacbbar 
machen.'' 

(II.  ,,Mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen,  im  Mckfalle  bis  zu  3U 
Tagen,  werden  hcs traft 

1)  nrheit^tahiL'o  PersDiRii.  welche  von  der  Arnien]>fti  L'f  l  iiier- 
sUitzung  hozitheii  ijdei  beanspruchen,  wenn  sie  die  ihnen  angewiesene 
Arbeit  nicht  verrichten ; 

2)  arbeitsfähige  Personen,  welche  innerhalb  Jahresfrist  von 
der  Armenpflege  Unterstützung  beansprucht  oder  bezogen  haben^ 
wenn  sie  weder  einer  ihren  Kr&ften  angemessenen  Arbeit  sich 
widmen,  noch  darzuthun  vermögen,  dass  sie  sich  auf  erlaubte  Weise 
ernähren.") 

Von  diesen  ist  dio  einireklammerte  Nr.  II  durch  das  Rriclis- 
Sn  atVesetzbuch  aut'y[ehi)i>en  ,  wahrend  Nr.  I,  welches  Gegeus^taiide 
buhaudflt.  die  dort  iiiiht  geregelt  sind,  gemäss  Art.  ö  des  £inf.-Ges. 
zum  iieichs-.Stralueseubuch  aulrechl  erhalten  ist. 

Fflr  Sachsen  bestimmt  §31  der  Armenordnung:  „Diejenigen 
Armen,  welche  die  ihnen  dargebotene,  ihren  Kräften  und  sonstigen 
Verhältnissen  angemessene  Gelegenheit  zur  Arbeit  ver* 
schmähen,  ^iiul,  wenn  nicht  ihre  wirkliche  Unfähigkeit  zur  Arbeit 
erwiesen  ist,  jeder  öffentlichen  Unterstützung  als  unbe- 
dingt 11  n  w  ü  r  d  ig  /u  erkennen  ,  fallen  aber  sofort ,  als  der 
Ailieits^eheu  und  der  mutwilligen  Bettelei  verilaehti'^ ,  der  poli- 
zeilichen Aufijielit  nnd  'Um  Massregeln  aidieiui,  welche  gegen 
arbeitsscheue  Arme  und  Bettler  vorgeschrieben  sind.** 

Inzwischen  sind  aber  diese  Massregeln  durch  das  Reichs-Straf- 
gesetzbuch  aufgehoben.  Hnzel  meint  zwar  in  seinem  Referat  (Iber 
die  Bezirksarmenhäuser,  Drucks,  des  D.  V.  Kr.  10  S.  23  Anm., 
dass  die  Bestimmungen  über  Bettler,  „wie  es  scheint",  in  Sachsen  als 
Disziplinarstrafen  anirr-ehen  werden,  welche  durch  das  Reichs- Siraf- 
gesetzliuch  nicht  aufgehoben  seien.  Dieser  M'dniinf!  ist  aber  nicht 
beizutreten.  Da  die  Ji^;  ll*tii.  direkt  von  den  ^t^afeu  des  Bef(  ins 
handeln,  sind  sie  zHeifellos  in  Fortfall  gekommen.  Dies  i-t  auch 
die  Meinung  des  Kommentators  der  sächsischen  Armenorduuag, 
Wittgenstein. 

Die  flbrigen  deutschen  Staaten  haben  ähnliche  Bestimmungen, 
die  alle  mitzuteilen  hier  aber  zu  weit  führen  würde. 

^  210. 

Gegen  war  tii::  ist  also  der  einzi^^e  Wep^.  arlx-it^iseheue  i'er- 
ouen  zur  Arbeit  anzuhalten  und  Familien häupter ,  die  üire  Fa- 
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miiien  hülflos  zuriicklaasen ,  zur  Fürsorge  zu  zwingen,  nur  daa 
gerichtlich  durch zuftkhrende  Strafverfahren  —  bei  der  letzteren 
Kategorie  noch  erst  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  diircli  S{)iel,  Trunk 
oder  Müssiggaiig  in  einen  Zustand  vers^^tzt  haben ,  der  sie  zur 
Ernährung  der  llirigen  unt'iiliig  macht.  Gegen  solche,  die  urbeits- 
fhhig  sind  und  trotz  hinreichenden  Erwerbes  sieh  um  ihre  An- 
gehörigen nicht  kümmern,  ist  ein  Einschreiten  gar  nicht  zulässig. 
Bei  dieser  Lage  der  Gesetzgebung  ist  in  den  letzten  Jahren  one 
sehr  lebhafte  Bewegung  hervoigetreten ,  die  auf  Ei^gänzung  des 
K.->>tr.-n.-B.  in  Bezug  auf  jene  Famtlienhäupter,  womöglich  aber 
auf  Wiederher  Stellung  bezw.  reiohsgesetzliche  Ein- 
führung der  Art  13 — 15  des  preussischen  Gesetzes 
von  1855  abzielt 

Der  Tnebrerwähiite  Entwurf  des  Bundesrats  von  1877 
hatte  ein«Mi  $  Hl  a  vorgesehen:  „Fall';  .irbeits fähigen  Personen  oder 
deren  lucht  arbeitsfalngen  Augehörigni  iffeiithehe  Unterstützung  ge- 
währt werden  muss,  können  die  erstereu  -eiiens  der  Laudesbehörden 
im  "Verwaltungsstreitvertahreu  zur  Aibeii  innerhalb  oder  ausserhalb 
eines  Arbeitshauses  angehalten  werden.**  —  Der  Referent  für  den 
pommer sehen  St&dtetag  v.  7. Okt;  1876  empfahl  eine  Straf- 
bestimmung im  Sinne  des  Art.  cit.  einzufügen.  Der  Städtetag 
beschloss  jedoch,  um  Wiederebiführiing  des  administrativen  Zwangs- 
verfahrens zu  pctitioniren.  Für  den  vorgeschlagenen  i^Hia  sprach 
sich  euie  grosse  Anzahl  komraunaler  Vertretungen  aus,  so  der  dritte 
obers  eh  lesische  Städtetag,  der  s  ä  c  Ii  s  i  s  c  ii  e  G  e  ni  e  i  u  d  e  - 
t  a g  von  1877,  der  h a n n ö  v e r s c h e und  der  r  Ii  e i  n i s cli  e  S  t ü d t e - 
tag  von  187*,>.  —  Sehr  ausführlich  wuide  der  Gegenstand  in  den 
Terhandlungcu  des  D.  Y.  f.  A.  u.  W.  1881  behandelt.  Pelman* 
K61n,  der  das  Referat  hatte,  schlug  eine  Strafbestimmung  zur  Er- 
gänzung des  §  861  gegen  Personen  vor,  die  ihre  Familien  absicht- 
lich der  Armenpflege  anheünfallen  lassen.  Drape- Hannover  bean- 
tragte eine  dem  Art.  elf.  ähnliche  Bestimmung.  Der  letztere 
Autrag  wurde  mit  eiTiern  Amendement  Friedenthul,  die  Verwal- 
tungsprozedur mit  Garantien  des  .Sciint^e«  gegen  etwaige  Willkür  aus- 
zurüsten, angenommen  und  heschlossMi,  ein  dem  eutsj»rechendes  Er- 
sncben  an  die  köuigl.  Staatsregierun«^  zu  richten.  Vgl.  Stenogr.  Be- 
richte 1881  S.  191  ff.  —  Auf  diesen  Beschlnss,  dessen  Mitteilang 
1883  wiederholt  wnrde,  ist  seitens  des  Reichskaozlers  ein  Bescheid 
nicht  erfolgt  Vgl.  Stenogr.  6er.  1884  S.  8.  —  Aehnliche  Wünsche 
-sind  dann  noch  wiederholt  von  den  verschiedensten  Seiten  ausge- 
sprochen worden,  so  in  den  Verw.- Berichten  von  Erfurt  und 
Duisburg  1 888  84,  auf  der  Konferenz  der  Landesdirek- 
1 0  r  e  n  vom  1 6.  Nov.  188:1,  uuf  dem  1 '  r  o  v  i  n  z  i  a  1 1  a  n  d  t  a  g  vou 
Sch  1  eswi  g-  II  0 1  s  t  e  i  n  vorn  1 1 ,  ^lärz  1882  und  auf  dem  säe  hsi  - 
:schen  Gemeindetag  vom3  4:.  Juii  1882  u.  a.  m.  Juugstnoch  vom 
Abg.  Wehr  Inder  SitKung  des  Abgeordnetenhauses  vom  G.  Febr.  1886. 
—  Rocholl  meintf  dass  Betteln  an  nndfttr  sich  nicht  strafbar  sein 
4ttrfe,  und  empfiehlt  Aufhebung  der  §§  361,  3. 4.  5.  7. 8  nnd  362  Str.- 
O.-B. ;  dagegen  liefere  die  bettelnde  Person  den  Beweis,  dass  sie  der 
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Armt'upflege  bedüiltiir  <ei.  Diesen  Thatbestand  der  Notwendigkeit 
des  Eintritts  der  Armenpflege  müase  die  Gemeinde  lestzusulitu  und 
den  Bedürftigen  gewissen  persfolichen  Besehrftokangen  zu  unter- 
werfen befogt  sein «  namentlich  dem  Verluste  des  Rechtes  znr  Selbst- 
bestinimong  tther  Aufenthalt  and  Art  der  Beschäftigunv ,  sowie  des 
Rechtes  znr  Bestimmnng  über  Aufenthalt .  Ernährung,  Beschflftigong 
und  Erziehung  der  von  ihm  abhängigen  Familienglieder.  Diese 
Pv echte  sollen  auf  die  betreibende  Annenbehörde  ttbergehen. "  YgU 
Kocholl  U  S.  48  ff.  und  58  ff. 

Zur  Begründung  der  vorstehend  mitgeteilten  Wttoache  wird 

darauf  hingewiesen,  dass  das  gerichtliche  Verfahren  immer  sehr 
umstündlich,  olt  erfolglos  und  in  den  inehrgenaniiten  Fitllen  über- 
haupt unzulässig  ric\ :  namentlich  sei  dieser  letztere  Unistand  nicht 
allein  ein  Grund  ungerechter  finanzieller  Belastung  des  Armen- 
verbandes, sondern  er  beeinträchtige  wesentlich  die  Autorität  der 
Behörde ,  die  zwar  zur  UntersttttKung  verpflichtet,  aber  m  wirk- 
samem VoiigeheD  gegen  diejenigen  ausser  Stande  sei,  welche  die 
Unterstützung  nötig  gemacht  hätten. 

Dieses  Missy^iittltniss  ist  denn  auch  von  aUen  Seiten  an- 
erkannt worden.  Die  Kinwendunpen,  welche  von  einigen  Seiten 
erhoben  werden,  sind  mit  einer  Ausnahme  mehr  formaler  als 
sachlicher  Natur.  So  meint  Dr.  Buff\),  dass  eine  neue  Nummer 
des  361  eine  neue  Uebertretung  schaffen  wUi-de,  deren  Beweis 
ein  ausserordentlich  schwieriger  sei,  und  dass  meist,  bis  sich  heraus- 
gestdlt  habe,  ob  ein  solcher  Fall  vorliege,  die  Verjührung  (von 
arm  Monaten)  eingetreten  ma  werde.  Ausserdem  mochte  die 
Strafe,  die  auf  Haft  von  höchstens  6  Monaten  hinausliefe,  doch 
eine  zu  milde  sein.  Von  anderer  Seite  wird  gegenüber  dem 
Wunsche  nach  einor  Straf bestimnmng  namentlich  darauf  hin- 
gewiesen, dass  diese  zu  denselben  Umständhchkeiten  lühr«-.  wie 
das  gerichtliche  Verfahren  in  allen  dicfien  Fällen;  wenn  nian 
bessern  wolle,  müsse  man  vielmehr  ordentlich  durchgreifen,  deu  mit 
der  Sache  praktisch  betiauteu  Verwaltungsbehörden  ein  wirk- 
sames Zwangsmittel  an  die  Hand  geben,  wie  es  diepreossiscbe 
Novdle  1855  that  Selbstverstttndiich  solle,  um  dar  Willkttr  vor- 
zubengen,  das  Verfdnnen  mit  denjenigen  Garantien  ausgestattet 
werden,  die  neuerdings  aueh  ftlr  das  preussische  Verwaltung 
streitverfahren  gegeben  sind.  Diese  letztere  Meinimg  dürfte  die- 
jenige sein,  die  getienwärtig  fast  durchweg  geteilt  wird. 

Doch  sind  gegenüber  den  äusserst  zahlreichen  Aeussernngeu 
dieser  Art,  die  ein  Bedürfniss  nach  Bcösicrunir  unzweil'elhaft  erkennen 
lassen,  die  Ausführungen  eines  ungenannte u  Verfassers  in 
hohem  Grade  beachtenswert,  der  aus  den  nachstehenden  Grilndeo 
von  den  gewtlnschten  Veränderungen  abrät').  Zunttchst,  meint  der* 

M  D.  y.  a.  a.  0.  S.  l^^ö. 

^Die  Straf-  und  Zwangsmittel  im  Armenweseu'*  la  der  i>eutacb. 
Gem.-Z.  1879  125. 
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selbe,  biete  tUr  Preubsen  der  6'  des  Ausftlhrimg.sp;c8etzc8  eine 
HandluJM-,  wonacli  die  Verwaltungsbehörden  durch  R  solut 
priichtvert^eäseue  FamiHenliäupter  zur  Fih'Sürgf  für  ihre  Aiii^ehü- 
rigcn  an  halten  durlten;  „anhalten"  heisse  aber  nicht  blos 
„autTordem",  sondern  zwingen,  mit  allen  der  Behörde  zu  Ge- 
bote stehenden  VerwaltangBzwangsmaBflregehi  (Geldatrafe,  Haft) 
zwingen').  Ausserdem  gewahre  die  armenrechtlicbe  Familien- 
dnhdt  den  Anhalt,  das  auswärtige  pflichtveigessene  Familien- 
baupt,  das  in  der  Person  seiner  zorttckgelassen^  Angehörigen 
unterstützt  werde,  nach  dem  zur  Unterstützung  verpflichteten 
Armenverlwinde  zurücktmnspnrtiren  zu  lassen ,  dort  ihm  gemäüs 
1  Abs.  *2  Arbeit  anzuweisen  und,  falls  es  diese  verweigere,  auf 
Grund  (h  r  cjc;  301  und  ;)()2  einzuschreiten. 

Ebenso  wie  dieser  Zwang,  der  sich  auf  die  Zukunft  er- 
strecke, sd  auch  der  als  Sttbne  der  Vemngeiiheit  eintretende 
Zwang:  Bestrafung  aus  §  361  und  362,  duichaus  hinreichend. 
Nur  ein  Fall:  wenn  nämlicli  Jemand,  der  arbeite  und  Verdienst 
habe,  geflissentlich  seine  FamiUe  der  Armenpflege  anheim  fallen 
lasse.  —  sei  nicht  vorgesehen  und  mttsste  auch  nach  Analogie 
von  ?;  361  btÄtraft  werden. 

Im  übrigen  warnt  der  Verfasser,  diese  Dinge  dem  Gericht 
zu  entziehen,  weil  damit  der  Verwaltung  ein  8pom  genommen 
w  urde,  das  Material  für  etwaige  Strafanträ^e  sorgtUltig  vorzubereiten ; 
denn  bei  den  fonnloeer  fnnktionirenden  VerratongsbehOrden 
wttrden  sie  leicht  in  die  Gefiüir  geraten,  „sidi  mehr  gehen  au 
lassen  und  lieber  Anträge  auf  J^beitshauntrafe  za  stellen ,  als 
zuvor  alle  Mittel  zu  erschöpfen,  um  in  der  That  den  Fflicht- 
▼eigessenen  zu  seiner  Pflicht  anzuhalten''. 

Ueberhaupt  rät  der  Verfasser,  der  VersuclmnEr.  durch  Er- 
weiterung der  Machtbefugnisse  der  Verwaltungsbeiiörden  der 
.\rmenpf1ege  aufzuhelfen,  zu  widci-stehen  und  Heber  all(,'  Kräfte 
daraui  zu  verwenden,  durch  ludividualishung,  durch  kraftvolle 
Handhalning  der  'schon  jetzt  gebotenen  Mittel  sie  in  sich  zu  heben 
und  zu  venrollkonminen.  Ueoerdies  würde  auch  die  Wiederher- 
stellung des  Art  13  fllr  sich  allein  noch  nicht  viel  ntttzen, 
weil  er  zu  seiner  DiurchfUhrung  sehr  yiel  Arbeit  und  Kosten  er- 
forderte, welche  die  Gemeinden ,  die  von  den  bisherigen  Mitteln 
geringen  Gebrauch  gemacht  haben,  wahrsclieinlieh  auch  dann 
nicht  aufwenden  würden,  weil  ihnen  damit  die  Unterhaltung  von 
Arbeitshäusern  u.  s.  w.  obliege. 

Und  hierin  tindct  der  Veriasser  denn  überhaupt  die  wesent- 
lichste Schwierigkeit;  sie  li^  nach  seiner  Ansidit  in  der  prak- 
tischen DordiftÜming ,  in  der  Nötigung,  Arbeitshäuser  zu  unter- 

Dies  ist  (loch  wold  sehr  Itedenklich  und  widerspricht  (lurclituts 
dem  Öinue  (ier  preuss.  Beetiminuiigi  die  nur  im  Zusammeuhaiu;  mit  deu 
Veibandhingen  zu  ^  l  Abs.  S  vmt&dUch  ist;  man  wollte  eben  keine  exe* 
cutio  ad  faciendum,  sondern  lediglirli  i  tn  auf  Geldzahlung  gerichtetes 
erleichtertes  Yerwaltaogszwangsvenahren.   Vgl.  8.  5^1. 
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halt»'!*,  oder  Aufselier  ftir  ausserhalb  einer  Anstalt  Arbeitende  zu 
steilen,  Arbeit  zu  be-seharten  u.  s.  w.  Das  seien  eben  immer 
8ohr  sehwierige  Dinge,  welche  einer  sorgtaltigen  lokalen  Be- 
handlung bedürften. 

Von  allen  Argumenten,  die  dar  Verfiuser  vorgebracht  hat, 
dürfte  das  leiste  in  der  That  die  i^rOsste  Bedeutune;  besHaen. 
Wenn  mit  der  Erlaubniss,  die  Bedürftigen  zur  Arbeit  zu  zwingen, 
die  Anwendung  des  Zwanges  gegen  die  wirklich  arbeitssciieuen 
und  pflichtvergessenen  Personen,  wenn  mit  der  Anwendimg  des 
Zwanges  zugleich  auch  das  Vorhandensein  des  Zwan;zi=imittels 
näinlifh  der  Arbeit,  gesichert  wfire .  kurz,  wenn  eben  alle  die 
Vorausscuungcn  /.iiträten,  die  nacli  vielftiltig  und  gut  bezeugten 
Kr£ährungeu  aller  Länder  nie  vollständig  und  niemals  dauernd 
▼orhanden  sind,  so  würde  unbedenklich  die  kürzeste  Prozedur 
die  beste^  ein  formloses  Verwaltongsver&hren  dem  fbrmeUen  Straf- 
verfahren jedenfalls  vorzuziehen  s^n.  Doch  möchten  eb^  diese  Er- 
wägungen dazu  ftÜuen,  den  von  ansehnlichen  und  gut  geleiteten 
Armenverwaltungen  ausgehenden  Wunsch  nach  einer  solchen 
Prozedur  niclit  zu  versni^en ,  weil  ein  Mi-^sbrauch  seitens  der 
kleineren  Verbände  aus  don  dargelegten  thatsiichliehen  Gründen 
kaum  zu  befürchten  Ht«4it  und  den  einsiclitigen  \  rrwaltuniren 
die  richtige  Benutzung  des  bezeichneten  Zwangsmittels  wirklich 
gute  Dienste  leisten  kann. 


Anhang. 
Der  Arbeitsnachweis. 
^  213. 

\^'enn  auch  alles  übrige,  was  die  Frage  der  Arbeits- 
gewMhrung  betrifft,  ausserhalb  des  Kahmens  der  Armengesetz- 
gebung  und  damit  auch  dieser  .Arbeit  liegt,  möchte  es  doch  gestattet 
sein,  des  Zusammenhangs  ^  ( ^^^en  noch  mit  einigen  kurzen  Worten 
auf  die  Stellung  der  Armenverwaltung  zum  Arbeits- 
nachweis einzugehen.  Wenn  es  auf  der  einen  8eite  un- 
zweifelhaft ist,  dass  eine  Ausdehnung  der  hierauf  gericliteten 
Thätigkeit,  wie  sie  in  England  unter  der  Herrschaft  der  (Jilbert's- 
Act  stattfand,  nicht  die  Aufgabe  dor  Amienverwaltunü:  sein 
kann,  und  wenn  auf  der  andern  Seite  die  Unt<Tstiit/.iinL:  durch 
Arbeitiigewährung  als  das  nicht  zu  eutbeluende  Korrelat  der 
gesetzlichen  Armeuptiege  anzuerkennen  ist,  so  ergiebt  sich,  dass 
die  Armenverwaltung  einen  mittleren  Weg  einschlagen  muss, 
der  von  den  äussersten  Konsequensen,  Jedem  oder  Keinem 
Arbeit  anzuweisen,  gleich  weit  entfernt  ist  Nur  muss  sie  hierbei 
die  eminent  wirtschaftliche  Natur  der  Arbeitsvetachaftun^  nie 
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ausser  Augen  lassen.  Ist  der  Arbeitsmarkt  so  ungünstig,  das.s  arbeits- 
iUhigc  Personen,  selbst  wenn  sie  sich  darum  aufs  enistlicliste  Ije- 
mühen,  Arbeit  niclit  finden  können,  so  wird  der  Mangel  an  Arbeit, 
welcher  zum  Nachsuchen  vou  Unterstützung  tului,  dadurch  kein 
anderer,  da«  die  Soi^  flElr  die  Arbeitä>e8ehaffung  von  den 
Schulteni  des  IndiTidttiuns  auf  die  der  Obrigkeit  Überfa>agen  . 
ivird.  Eb  siebt  Arbeit  oder  es  giebt  keine.  Dekretirt  die 
Armenverwidtung  trotz  alledem,  dass  es  Arbeit  geben  soll,  ao 
tlmt  sie  es  auf  Kosten  der  Steuerzahler  und  der  freien  Arbeiter, 
indem  sie  die  letzteren  aus  der  Arbeit  verdrängt  und  die  ersteren 
hölier  Ijelastet.  Sucht  sie  dagegen  vorsichtig  und  in  sti^engster 
Knthaltung  von  der  Rolle  eines  unmittelbaren  iVrbcitgebers  die 
wirtscbafUichen  Verhältnisse  zu  beobachten  und  auszunutzen, 
die  Bedürftigen  zu  Arbelten  hinznftbren,  die  ntttaslicb  önd,  ohne 
fttr  den  Augenblidc  absolnt  notwendig  zu  aem,  so  kann  sie  für 
die  ZuBtttnde  der  ärmeren  Bevölkerung  wie  für  die  Armen- 
fuianzen  gleich  gute  Erfolge  erzielen. 

In  die  Reihe  derartiger  Thätigkeiten  gehören  namentlich  zwei : 
Erstens  die  Veranstaltung  von  öfVeTitlichen  Arbeiten,  die  jedenfalls 
vorgenommen  werden  mtlssten,  al  *  r  m  gfinsti^ren  Zeiten  verschoben 
worden  sind  und  allenfalls  noch  writ«  r  versclioben  werden  könnten  ; 
denn  dieses  sind  rein  produktive  Anlagen,  welche  dem  ganzen  Ge- 
meinweaeii  m  gute  kommen.  Die  richte  Grense  hierbei  innezu-  • 
haltra,  mnas  Sache  der  Umsicht  und  des  Taktee  der  Q«neinde-  and 
der  Armenverwaltung  sein.  Hierfür  laaam  sich  schlechterdinga 
keine  Vorschnften  aufstellen.  Uebrigena  yermiJgen  Her  auch 
die  Staats-,  Provinzial-  u.  s.  w.  Verwaltungen,  ohne  oder  im 
Einvernehmen  mit  den  Armenverwaltnngen,  mitzuwirken. 

Vgl.  oben  §  112.  Siegel  a.  a.  0.  S.  10  ftUirt  aus: 
,£in  Hauptmittel  zar  Entlastung  des  Armenaufwandes  ist  die 
VerdienstverschaflFang.  Die  Gemeinden  und  erweiterten  Verbftode 
sollten  jede  sich  darbietende  Gelegenheit  benutzen,  ihre  Armen  mit 
Arbeit  zu  untev'-tiUzoii ,  sie  sollten  daher  in  Zeiten  der  Not  die 
ihnen  obliegenden  Hamen  ausführen,  vorausgesetzt  dass  solche  als 
notwendig  anerkannt  und  eine  Garantie  dafür  gegeben  ist,  dass 
auf  diese  ^Veise  eiue  grössere  Anzahl  Notleideuder  laügere  Zeit  Be- 
schäftigung findet/  —  Vgl.  auch  die  Denkachrift  Uber  die  Ausfüh- 
rung des  preoflsischen  Gesetzes  ?om  S.  Februar  1880  betr.  die  Be- 
willigung von  Staatsmitteln  zur  Beseitigung  des  durch  die  Ueber- 
Echwemmung  und  Missemte  berbeigefOhrten  Notstandes  in  Ober- 
acblesien. 

An  einer  anderen  Stelle  (S.  20)  1  cnurkt  derselbe  Schriftsteller: 
„Die  von  dem  Staate  zu  gewährende  Arbeit  wird  in  der  Ver* 

anstaltung  öffentlicher  Bauten,  als  AiiloL'nnq:  von  Eisenbahnen. 
Strassen,  Kanälen,  Flusskorrel<tionen.  Aultuhruug  von  Hochbauten, 
Arbeiten  iu  den  Staat^waldungeu.  Kultivirung  von  Gedungen,  £ut- 
und  Bewässerungsaulagen  u.  s.  >y.  bestehen. 
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Diese  Arbeiten  sollen  jedoch  unr  unternommeii  werden,  wenn 
816  als  notwendig  oder  doch  als  nttt/lioli  anerkannt  sind  and  in 
nicht  femer  Zeit  ohnedies  hätten  anspet'ührt  werden  müssen. " 

In  den  Verliandlungen  des  Deuts  c  h  o  n  Vp  r  p  i  n  :  f  fi  r  A.  u  u  d 
W.  1885  ist  dieser  Punkt  ebenfalls  sehr  sai  jikiindig  in  dem  Referat 
von  Ernst  (Elberfeld)  behandelt  worden.  iJort  sind  auch  einige 
praktische  Fälle  mitgeteilt,  die,  als  der  Beachtaug  in  hohem 
Grade  wert,  hier  wiedergegeben  werden  mögen. 

„Im  Jahre  1858,  als  in  Folge  der  von  Amerika  ausgegangenen 
allgemeinen  finanziellen  Störung  onsere  Stadt  an  einer  Stockung  der 
Fabrik-  und  Handelsthätigkeit,  an  einer  Arbeitslosigkeit  and  Xot 
zu  leiden  hatte,  wie  sie  in  dieser  Allgemeinheit  und  Aasdehnnng 
seil  Uumer  Zeit  nicht  zu  beklagen  gewesen  war,  wurden  bebuf«  Be- 
schäftigung der  brotlosen  Arbeiter  mehrere  btrai>s('n  retrulirt .  ein 
Schulhof  durch  Wegräumen  einer  vortretenden  Fels^sand  erweitert, 
ein  städtischer  Platz  nea  planirt,  ein  der  Stadt  gehöriger  verlassener 
St^brach,  welcher  teilweise  noch  znr  Steingewinnung  geeignet  wsTt 
wieder  anfgedeckt,  ein  oberhalb  desselben  liegendes  Grondstlick  von 
Schntthanfen  gereinigt  and  in  Ackerland  fllr  das  mit  seinen  Gnmd- 
stäcken  angrenzende  städtische  Armenhaos  nmgewandelt  Es  wor- 
den diese  Arbeiten  nicht  unmittelbar  unter  Leitnn<;  von  stadtischen 
Baubeamten  gesjen  l'atrelohn  ausüeführt ,  sondern  sie  waren  l  ntt-r- 
uehniern  für  einen  bebtimmteu  nach  Arbeit^engeu  bcrechiieitiu 
Preis  unter  der  Bedingung  tibertra^a^n ,  dass  die  Zuweisung  der 
zu  beschäftigenden  Personen  der  Armeuverwaltung  allein  vorbe- 
halten war. 

Ausserdem  hatte  die  königliche  Eisenhahndirektion,  bereit- 
willigst eingehend  auf  das  Ersuchen  der  Annenverwaltung,  schon 
gleich  bei  Beginn  der  Arbeiterentlassungen  eine  Anzahl  der  ihren 
hiesigen  Baustellen  zugewiesenen  Arbeitslosen  eingestellt  und,  als 
die  Zahl  derselben  etwa  fünfzig  betrug  und  weitere  Arbeit scrf^U-uen- 
heit  im  Winter  nicht  vorhanden  war,  sich  bereit  erklärt,  eine  iur 
Zeit  nicht  notwendige  grössere  Arbeit  —  Erweiterung  de^  Güter- 
baimhofeb  und  Bau  eines  zweiten  Geleises  — ■  zu  anleriiehmen,  um 
der  Stadt  Gelegenheit  zu  geben,  der  grossen  Zahl  von  besch&fti- 
gangslosen  arbeitsfähigen  Personen  Arbeit  anzuweisen,  auf  welches 
Anerbieten  eingegangen  wurde.  Nach  dem  mit  der  kOniglicheo 
Eisenbahndirektion  errichteten  Vertrage  war  der  I'ntemehmer  ver- 
ptiichtet,  ausser  10  bis  12  Prozent  geschulter  Arbeiter  nur  solche 
Personen  zu  bescbäftiL'en ,  welche  ihm  von  der  Armenverwaltnns 
zugewiesen  wurden,  und  es  hatte  die  Stadl,  um  den  durchweg  lui- 
getihten  Arbeitern  einen  Tagelobn  von  IT»  bis  18  Silbergro-chen 
gewähren  zu  können,  einen  Anteil  an  den  Luiiuzahlungen  zu  tragen, 
war  dagegen  berechtigt ,  an  jedem  Tage ,  ohne  vorherige  AulkUndi* 
guug,  von  dem  Vertrage  surllcksatreten ,  sobald  ihr  die  Maasregd 
der  Arbeitsanweisung  nicht  mehr  geboten  erschien.  Der  der  Stadt 
zur  Last  gefallene  Kostenanteil  hat  insgesammt  1249  Thlr,  18  Sgr. 
betragen. 
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Auf  diese  Weise  sind  Hunderte  von  arbeitsfUngen  Familien- 
vätern wikhrend  mer  monatelangen  GescbftftsBtocknng  vor  dem 
Mflssiggange  und  dem  Almosengenuss  bewahrt  und  in  dem  Stande 
erhalten  worden,  ihren  und  ihrer  Familien  Unterhalt  dordi  Arbeit 

zu  erwerben,  und  es  ist  durch  alle  Veranstaltungen  zu  diesem 
Zwecke  immerhin  eine  geringere  Summe  /n  \rr\\ enden  gewesen,  als 
wenn  allen  diesen  arbeitsfähigen,  aber  aus  ihrer  ge\v(»linUchen  Be- 
schäftigung entlassenen  und  dadurch  hülfsbedürftig  gewordenen  Per- 
sonen die  eigentliche  Unterstützung  gereicht  worden  wäre. 

Aefanliche  Massregcln  wurden  Ende  1862  ergriüen,  als  in  Folge 
der  lange  anhaltenden  Stockong  der  Banmwolleneinfohr  von  Nord- 
amerika einer  der  ältesten  und  wichtigsten  Zweige  des  elberfelder 
Gewerbfleisses ,  die  Baumwollengamförberei  (Türkischrot-Färberei) 
dergestalt  darniederlag.  dass  die  niei^^ten  Arbeiter  dieser  Betriebe 
entlas?pn  werden  mussteu.  Ausserdem  litten  einige  ajidere  Fabri- 
kation sz\s  ei  ge  unter  der  Ungunst  der  Ziit  und  nanientlich  waren 
viele  Knupfarbeiter  brotlos  geworden.  Die  Stadt  unternahm  wieder 
"Wege-  und  andere  Erdarbeiten  unter  den  oben  bereits  augefülateii 
Bedingungen  und  die  königliche  Eisenbahndirektion  war  wiederom 
berdt)  auf  ihren  hiesigen  Arbeitsstellen  nach  Mö^hkeit  arbeitslose 
Fftrher  und  Fabrikarbeiter  zu  beschäftigen.  Im  April  1868  konnte 
diese  Fürsorge  wieder  eingestellt  werden,  nicht  sowohl  weil  sich 
die  Verhältnisse  in  den  betreffenden  Gewerbszweigen  gebessert,  son- 
dern weil  die  Arbeiter  sich  allmählich  anderen  Beschäftigungen  zu* 
gewandt  und  solche  aurh  gefunden  hatten. 

Durch  die  städtischerseits  beschäftigten  Arbeiter  sind  Steine 
zerkleinert,  vier  Strassen  und  ötfeutliche  Wege  mit  einer  neuen 
Steinpacklage  versehen  nnd  femer  dn  als  Yerbindungsstrasse  viel 
benutzter  nnd  mit  Hftnsem  beeeliter  Gartenweg  (die  Distelbecker- 
etrasse) verbreitert  nnd  fahrbar  gemacht  worden.  Die  dafür  anf- 
gewendeten  Eoeten  haben  betragen: 

3725  Thlr.  28  Sgr.    8  Pf .  zur  Löhnung  der  Arbeiter, 
1574    5,    18    „   —   „    znm  Ankauf  von  Steinmaterial, 
410    „     10    „     6    „    an  Fnhrlöhnen, 
302     „     23    „      6    „     für  Arbeitsgeräte, 
108    „     10    „     6    »    zur  Errichtung  neuer  Einfrie- 
  digungen, 

zä8r6T22~Thrrr  1  Sgr.    2  Pf.~ 

Die  Färbereiinhaber  hatten  hierzu  gemäss  einer  Vereinbarung 
für  jeden  von  ihnen  überwiesenen  Arbeiter  einen  Zuschuss  von  täg- 
lich 2  Sgr.  zu  leisten;  überhaupt  betrug  dieser  Zoschoss  179  Thli'. 
8  Sgr.  6  Pf. 

Anf  die  Armenptiege  haben  diese  Vorgänge,  welche  unter  an- 
deren Umständen  tief  eingewirkt  hahen  wurden,  nicht  im  geringsten 
einen  belastenden  Einflnss  gehabt 

Wie  gesagt,  war  eine  nachhaltige  Bessenmg  in  den  Geschäfts- 
Verhältnissen  der  Botgamf&rberei  nicht  eingetreten.   Stockongen  in 
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anderen  FabrikatioDBzvreigen ,  namentlich  der  Druckerei  von  Bamn- 
wollenwaaren  und  der  Band-  (Kordel-  und  Litzen-)  Fabrikation, 

traten  hinzu  und  führten  wieder  zu  einer  Verinebmng  der  Zahl 
der  beschäftigungslosen  Arbeiter.  Hatte  bis  dahin  die  königliche 
Eisenbahndirektion  durch  Einstellung  ihr  zugewiesener  Arbeiter 
wieder  bereitwillig  ausgeliolfeii.  so  brachten  die  Kriegsbefürchtnngen 
im  Jahre  186G  und  der  wirkliche  Ausbruch  des  Krieges,  in  Folge 
dessen  der  Geschäftsverkehr  im  Gebiete  des  Zollvereins  ganz  ins 
Stocken  geriet,  eine  so  grosse  Z^l  von  Arbeiterentlassnugen ,  dass 
andere  Hassrogeln  notwendig  worden. 

Die  Stadt  begann  sofort  mit  der  Erbannng  eines  Strassennetzes 
am  westliehen  £nde  der  Stadt,  demjenigen  Teile  des  Gemeinde- 
gebietes, welcher  für  die  notwendige  Ausdehnung  der  Stadt  vor- 
zugsweise geeiirnet  war.  Es  wurden  zwei  Parallel  Strassen  und  zwei 
sie  durchscliiieidende  Querstrassen  in  einer  Gesanimtliinge  vo!^ 
088  Ruten  angelegt  und  diausseemässig  ausgebaut.  Ausserdm 
wurden  andere  Strassen  und  Wege  verbessert. 

Darob  diese  Arbeiten ,  welche  einen  Gesammtkostenaofwand 
▼on  18  300  Tbalem  erforderten ,  ist  es  möglich  geworden ,  ein«* 
grossen  Anzahl  von  Personen  —  zettwdse  bis  400  —  mebrere 
Monate  lang  Beschäftigung  zn  gewähren,  die  sie  vor  der  Not- 
wendigkeit bewahrte,  der  Armenpflege  anheimzufallen.  Zugleich  ist 
durch  die  neue  Strassenanlagc  ftlr  die  Stiidt  eminent  Ntltzliche«;  ge- 
schaffen worden.  Die  Baulust  hat  sich  alsbald  mit  Vorliebe  diesem 
Terrain  zugewendet  und  seit  Jahren  schon  ist  daselbst  ein  scluui 
bebauter  und  zahlreich  bevölkerter  Stadtteil  mit  einer  Kirche  und 
zwei  städtischen  Tcdkaschalen  entstanden,  was  für  das  städtische  Ver- 
mögen om  so  bedentongsvoller  ist,  als  sich  unmittelbar  an  den 
bebauten  Tefl  ein  grösseres,  teilweise  schon  mit  Strasseu  durch- 
zogenes städtisches  Grundstftck  anschliesst,  welches  durch  jene  An- 
lege in  seinem  Werte  erheblich  gesteigert  worden  ist. 

In  Folge  dieser  Massregel  ist  die  Armenpflege  von  der  Arbeiter- 
not auch  dieses  Mal  nur  wenig  hotrofifen  worden/ 

§214. 

Zweiten*»  ist  hier  zn  nennen  der  Arbeitsnachweis  im 
engeren  Sinne  durch  Errichtung  einer  Xachweiseste  11  e, 
an  welcher  G^ache  Ton  Arbeitgebem  um  Arbeiter  und  Qeaocfae 
von  Arbeitnehmern  um  Arbeit  dnander  yermittdt  werden.  Diese 

Thätigkeit  hat  cbenfiilb  kein  Bedenken,  weil  n»  nicht  mehr  zu 
Wege  bringen  kann,  als  das  durch  oie  Gesuche  um  Arbeiter 
ausgedrückte  wirtschaftliche  BedUrfniss  wirklicli  eiibnh  rt ;  sie  ist 
aber  auf  der  andern  Seite  von  ausserordentlich  hohem  prak* 
tischen  W  erte. 

Vgl.  hierüber  Jagielski,  Die  Ueberhand nähme  der  Bettelei 
und  ihre  Bekämpfung,  ein  Beitrag  zur  Organisation  der  Atmcs- 
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pflege,  3.  Aufl.  Leipzig  1885,  namentlich  S.  9  ff.  u.  S.  23  ff., 
sowie  desselben  Referat  für  den  D.  V.  1885  Nr.  1??. 

Aurli  zu  vgl.  die  AusführiiiiJi  ii  üben  §  144.  145  über  Naturalver- 
priefrungsstiitioiien.  —  Vielfach  licizt  der  Arbeitsnacbweis  in  d«'n 
Händen  von  Privatvereincn,  die  nur  diesen  Zweck  allcia  oder  gleich- 
zeitig Annenpflegczwecke verfolgen.  Hierüber orieutirt  gut E. Hirsch- 
berg, Der  ArbeitsnachweiBy  in  Bl.  f.  GeBossenscbaftswesea  1886 
Kr.  14.  —  Wohl  die  bedeatendste  derartiger  privater  TeranstaltongeD 
ist  daa  Stuttgarter  Bitreaa  fttr  Arbeitsnachweis,  dessen 
Berichte  mir  durch  Güte  des  Verwalters  Herrn  Falken  stein  zu- 
gänglich gemacht  sind.  Danach  wurden  in  dem  Geschäftsjahr  1885 
bis  1886  im  ganzen  6049  Gesuche  von  Arbeitgebern.  7:231  vm 
Aibi  itnehmern,  im  ganzen  Iii  280  vermittelt.  582  Arbeiter  wurden 
in  auswärtige  Stellen  gewiesen. 

Die  vorangegangenen  5  Jahre  lieferten  in  dieser  Beziehong 
nachfolgendes  Ergebniss: 


1881 

1882 

1888 

1884 

5000 

5971 

5*278 

5587 

5486 

<  1 

103 

105 

126 

146 

7  4  >^Ö 

7  774 

6  425 

6  691 

7  107 

121 

08 

07 

<S6 

119 

1  ixu 

-7.") 

Unterstützte   

Vermittlungen  «uammen   1881»    iiöBä     12586    120«  138^ 

Ansser  diesen  tbatsächlichen  Vermittlungen  wird  das  Burean 
von  einer  ungleich  höheren  Zahl  erfolglos  nm  Arbeit  oder  Unter- 
stfltznng  Nachsuchender  angegangen,  denen  jederzeit  bereitwilligst 

Rat  erteilt  wird. 

Die  Verwaltungskosten,  die  1885:  5687  Mark  betrugen,  wur- 
den bisher  vollstiinriig  aus  EinschreibegebUhren ,  Abonnements-  nnd 
Jahresbeiträgen  gedeckt. 

§  215, 

In  dvn  in  dieoim  Kapitel  dargelegten  Matisualinien  wird 
sich  freilich  die  Tfaätigkeit  jeder  Annenverwaltiiiig  in  Bezug 
auf  ArbeitsveTschafiiiiig  erschöpfen  mflssen.  Bei  vorsKshtiger  Wfir* 
digung  der  örtlichen  und  wuischaftlichen  VerhSltnisse  wird  sie 
aber  auch  hierdurch  schon  unendlich  viel  nützen  und  bestem 
können.  Sehr  treffend  bemerkte  bei  den  Verhandlungen  des 
V.  V.')  ein  praktischer  Armenpfleger :  „Ich  empfehle  daher 
jedem  Dezernenten  in  Armtmsachen ,  sich  in  erster  T^inie  mit 
der  A  r  b  e i  t  s  t  h  ii  t  i  g  k  c  i  t  seinem  ( )  r  1 1-  s  genau  zu  beschättigcu 
und  darin  öo  zu  Hause  zusein,  wie  iui  eigenen  Hause.  Kur  hier- 
durdi  iHrd  es  Ihm  Imcht  werden,  die  meisten  an  ihn  heEran- 
tretenden  Unterstfitzimgsgeeucbe  sieber  und  richtig  zu  entscheiden 
und,  was  dazu  gc^hört,  einen  eingehenden  Blick  in  alle  Lebens- 
verhliltnisse  zu  thun/  —  Im  ttbrigen  wird  man  nicht  umhin 

0  Stadtrat  Huch  aus  Quedliuburg:   Stenogr.  Her.  IhXj  S.  96. 
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kt'innen,  einem  andeni  griindliclien  Kenner  des  AiTnen'vp-^pns 
beiznstimmen  welcher  sich  t^edrungen  fdhlte  nach  eingehendster 
Lutei-suchung  die8<»8  Punktes  auszusprechen,  dass  man  ver- 
geblich in  aÜen  Ländern  ohne  Unterlass  Preisfragen  über  die 
Mittel  aofwerfey  alle  Dürftige  angemessen  zu  beschäftigen:  „das 
IVoblem  ist  nicht  ni  Iteen^. 

3.  Zwangsmittel  ^e^en  AnieiLTerwa1foit|:eii. 

^  216. 

Vom  theoretiachen  Standpunkte  aus  mag  man  immerlün  die  ge- 

sftzliche  Armenpflege  als  die  Befolgung  eines  „Zwange.^",  die  frei- 
wiUigf*  Jils  Bethütigung  des  „freien  Willens'^  hinstellen:  w.is  es 
aber  m  'ler  Praxis  damit  auf  sich  hat,  das  ist  wohl  im  Vorher- 
g'  h-  ndi-n  zur  Genüge  klargestellt  worden.  Wie  bei  allem  Thun 
von  Menschen  in  kleinen  und  grossen  Dingen,  ist  auch  ftlr  das 
Verhalten  der  Armeoverwaltungen  in  erster  Linie  nicht  das  ent- 
scheidend, was  sie  sollen ,  sondern  das,  was  sie  wollen  und 
was  sie  können.  Und  so  tausend Mtig  verschieden  die  geistigen 
und  körperlichen  Kräfte  der  einzelnen  Menschen  entwickelt  sind^ 
ebenso  verschieden  sind  die  Organe  der  Armenpflege  an  geistiger 
und  linanzicller  Leistungsfähigkeit.  Freiwillige  Massregrin  werden 
zur  Abwehr  von  Notständen  ergrifTen .  weil  Mittel  und  Kraite. 
Liebe  und  Einsicht  in  einer  OeinciiHU'  vorhanden  sind  —  Akte 
der  Zwangsarmenpflege  unterbleiben,  weil  es  au  eben  diesen  \  or- 
aussetzungen  ganz  oder  zum  Teil  gebridbit 

Der  Mittel,  die  Anforderungen  durchzuftüiren ,  welche  im 
allgemeben  Inter»  s  an  die  Armenpflege  gestellt  wwden 
müssen,  sind  drei.  Erstens  die  Einsicht  zu  fordern,  dass  eine 
gnt(  ArTtienverwaltung  der  wirksamste  Schutz  gegen  die  Folgen 
der  .\rmut  sei  —  dies  bezieht  sieh  auf  das  Wollen  und  kann 
lediglich  durch  Ermahnung,  Beispiel  und  vor  allem  durch 
forts(  lireitende  geistige  Entwicklung  geschehen.  Zweitens  die 
Nüttel  zur  Armenpilege  zu  schaflTen  —  dies  bezieht  sich  aui 
das  Können  und  geschieht  durch  die  bisher  besprochenen 
MassregeJn,  welche  auf  gerechte  Verteflung  der  Armenlast  ab- 
zielen. Drittens  die  Leistungen  der  Armenpflege  zu  erzwingen 
—  dies  bezieht  sich  auf  das  Sollen  und  geschieht  durch  durek- 
ten  Zwang  gegrn  die  Armenyerbttnde.  Diese  dritte  Thfttigkeit 
steht  hier  zur  Frage. 

Es  liandelt  sich  aber  iiierbei  nicht  sowohl  um  die  Kr 
wiigung,  ob  ein  solcher  Zwang  zulMssig,  sondern  vielmrhr. 
ob  er  zweckmässig  und  in  welcher  Weise  prak lisch  durch- 
ftlhrbar  ist,  namentlMsh  aber,  ob  es  geboten  erscheint,  denselben 
über  das  Bestehende  hinaus  zu  erweitem.  Denn  auch  gegen* 
wärtig  sind  in  jedem  Staate  Massregeln  voigesehen,  die  durch 

1)  Naville  ä.  185. 
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die  Armen gesctzgcbung  auferlegen  \'erptlichtungeii  im  Zwangfs- 
wege  durchzusetzen ;  teils  bewegen  sie  sich  im  Kähmen  der  all- 
gemeinen Staats-  imd  Gemeindeverwaltung,  teils  sind  sie  dem 
Armenwesen  a\ä  solchem  eigentümlich.  Wo  die  öflfentliche  Armen- 
pflege, wie  UbefBÜ  in  DeatBeUand,  ein  Zweig  der  kommunalen 
SeLbatrenroltang  ist,  betreffim  die  Anisidits-  und  Zwangsbefog- 
niaee  der  den  Gemeinden  vorgesetzten  Behörden  auch  die  Armen- 
pflege, können  diesbeeügliche  Unterlassungen  durch  OrdnuQgs* 
«trafen,  Beschränkung  der  selhstiindigen  Venvaltung  ii.  s.  w. 
geahndet,  können  Anordnungen  der  Staatsverwaltung,  Einrich- 
tungen, ^vdehe  der  Armengesetzgebung  entsprechen,  durcli  ge- 
eignete VolLstreekungshandhmiren .  nötigenfalls  (lureh  Thätigkeit 
Dritter  auf  Kosten  des  hiiumigen  Armen  Verbandes  erzwungen 
-vrerden.  Diee  gilt  namenilicb  aack  von  der  Verpilichtimg  zur 
UntersttttBong ,  deren  Mangd  oder  Unsulänglichkeit  im  ein- 
mlnen  Falle  von  dem  Bedürftigen  selbst  im  Wege  der  Beschwerde 
gerügt  werden  darf.    Davon  ist  hier  nicht  weiter  zu  handeln. 

Der  Armengesetzgebung  eigentümlich  ist  die  Regelung  des 
vprniögensrechtlichen  Verhältnisöes  der  Armen vcrl)Jinde  unter 
einander  in  Ansehung  der  vorliiutigen  Unterstützung  imd  der 
endgültigen  Verpflichtung  zur  Traguiig  der  Armenlast.  Diese 
ist  im  Gegensatz  zu  den  formlosen  Massregeln  der  Au£üchts- 
fblirung  einem  formellen,  durchaus  in  den  Grenzen  des  Zivil- 
prozessee  sich  bewegenden  Streitverfahren  unterworfen.  Von 
diesem  ist  an  andt  rei-  Stelle  gehandelt  worden. 

Hiemach  bestehen  also  an  und  für  sich  durchaus  zureichende 
Hülfemittel,  säumige  Armen  verbände  im  Inneren  dt  r  ^'e^waltung, 
sowie  nach  aussen  hin  zur  Erfiillung  ihrer  Pflichten  anzuhalten. 
Und  wenn  dennoch  ausserordentlich  sclillintne,  der  AbhiiUe 
dringend  bedürftige  Zustünde  im  Inneren  der  Ai  nienverwaltung  bei 
vielen  Gemeinden  zu  beklagen  sind,  wenn  Abschiebungen,  kost- 
spielige Armenpflege  auf  fi^de  Kosten  u.  s.  w.  im  YerhältnisB 
SU  framden  Annenverbllnden  immer  noch  in  grosser  Zahl  vor- 
kommen, so  bedarf  es  keines  Beweises,  dass  entweder  von  den 
vorhandenen  /  ^^  iigsmitteln  kein  genügender  (lebrauch  gemacht 
wird,  oder  dass  die  Aufsichts-  und  Spruchbehörden  diesen  Zu- 
ständen gegenüber  grosBenteil-^  ii)>pr]Kuipt  ohnmächtig  sind. 
Wahrscheinlich  wirken  diese  beiden  .ilomento  meist«  zusammen. 
W^as  insbesondere  da-s  letztere  betriflit,  so  besteht  wohl  kein  Zwi  ifel, 
da.ss  durch  kein  Zwangsmittel  der  Welt  an  gewissen  Zustünden 
etwas  geändert  werden  kann,  dass  auch  die  vortrefflichste  Hand- 
habung der  Aufsicht  einen  finanziell  leistungsunf^higen  Armen- 
verband nicht  leistungs^ig^  eine  kennmisslose  und  engherzige 
Armenverwaltung  nicht  einsichtig  und  grossdenkend  zu  machen 
vermag.  In  dieser  Beziehung  ist  nachhaltige  Besserung  nur 
davon  zu  envarten.  dass  man  da.-^  Wollen  und  das  Können 
•der  Armenverwaltyngen  in  der  angedeuteten  Weise  folgert. 
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§  217. 

Da^^cgeii  ist  inaii  in  Ansehung  des  anderen  Momentt^  — 
maugei liiii'te  llaudhubung  der  Aufsicht  —  der  Meinung, 
dasB  aich  diese  sehr  wohl  in  sich  selbst  yerbessan  Hesse,  wenn  mau 
den  Grttnden  nachforschte,  die  es  zn  anzoreichender  Aufsicht 
kommen  liessen,  und  wenn  mun  positive  Veranstaltungen  trftfe^ 
welche  eine  zureichende  Aufticht  ermöglichten. 

Insbesondere  meint  man  die  Gründe  darin  suchen  zu 
müssen,  dass  die  A rraenpflege  eine  besondere  A Tifsicht  erheische^ 
welche  im  Rahmen  der  a  1 1  e  m  i  i  n  e  n  Stants-  und  Gemeindo Verwal- 
tung nicht  wohl  möglicii  sei.  Daun  liierbei  werde  die  Aiifiiurksam- 
kfit  der  Aui'jsichtsbehörde  erst  durch  vorkommende  Klagen  und  Be- 
schwerden auf  vorhandene  Uebelstönde  hingelenkt,  deren  Kennt- 
niss  auch  ohnedies  wünschenswert  sei  und  nicht  von  dem  Zufiül 
der  Beschwerde  oder  der  Khige  abhängen  düi-fe.  £s  sei  TOn  grüstter 
Wichtigkeit,  fortlaufend  die  verschiedenen,  das  Armen wesen  be- 
treffenden Erscheinungen  und  Veranstaltungen  überblicken,  den 
besonderen  Umstanden  gemäss  einwirken,  nützliche  Massregeln 
gebieten ,  schädlielie  hindern  zu  können.  ^iamentlich  al^er 
müö.-3e  da,  wo  die  Leistungen  der  Armenpllegc  zum  Gej;en- 
sumde  einer  öffentlieh-rcchtUchen  \  t  rpHichtung  gemacht  seitn,  dii- 
t\lr  gesorgt  werden,  dass  in  dem  Gebiet,  für  welches  diese  Pdicht 
bestehe,  nicht  der  eine  Armenverband  dieselbe  in  wesentlieh 
anderer  Weise  erfülle,  als  der  andere.  Denn  wie  sehr  auch 
der  einzelne  Untersttttzungsfall  individualisirende  Behandlung  er- 
fordere, so  gebe  es  doch  für  die  Arnieni)flege  so  gut  wie  tiir 
Jede  raenschh'che  Thrttiirkeit  gewisse  Kegeln  und  fJeset^e,  die 
ohne  Gefahr  nicht  missachtet  worden  dürften.  Arhcitst^lhige 
nach  gleichen  <  Grundsätzen  zu  unterstützen  wie  Arbcitsunfahiue, 
sei  ebenso  inirichtig  und  acliädlieh,  wie  etwa  die  erstcren  ihrem 
Schicksal  g.iuzlieii  zu  überlassen;  Kranke  in  einer  Anstalt  zu 
pflegen,  wo  Hauspflege  genüge,  Kinder  bedürftiger  Klteni  besser 
zu  nalten,  als  es  den  Kindern  nicht  unterstützter  Eltem  von 
Seiten  dieser  zu  Teil  werden  könne,  sei  ebenso  kostspielig  oder 
schädli^i  wie  der  Mjingel  genügender  Kranken pflegevomch- 
tungen  oder  die  ;,^•lnzliche  ^^'^71aellf^!ssigung  der  Kindererziehung 
eine  t\bel  anji^ebraehte  Spar;iamkeit  bedeute.  Alles  diese?«  sei 
viehnehr  zu  In-riieksiclitigen  im  allgemeinen  staatlichen 
Interesse,  welches  immer  auf  Krhaitung  einer  arbeitsamen 
und  gleiehwold  im  Bedürftigkcitsfalle  nicht  notleidenden  Be- 
völkerung gerichtet  sein  müsse,  sowie  im  Interesse  der 
Hteuerzahlenden  Bttrger,  welche  nicht  Uber  das  Notwen« 
dige  hinaus  belastet  werden  dürften.  Auch  falle  endlich  die 
<  ileiclimiUaigkeit  der  Grundsätze  sehr  wesentiich  in  Betracht 
tlii'  das  VerTiültniss  der  Armenverbände  zu  einander,  welche  vor 
Mis^hraueh  durch  sorglose  und  auf  fi'emde  Kosten  verschwen- 
»lerische  Armenpflege  sichergestellt  werden  müssten. 
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§  218, 

1  )ie  auf  Herbeiführung  gleichmäsäiger  Grundsätze  und  gleich- 
xnäs»i<^cr  Handhabung  derselben  gerichteten  positiven  Vorschläge 
i>ewegen  sich  nun  diuchweg  in  einer  dem  yorstehend  entwickelten 
Oedankenprange  entsprechenden  Rtditong;  de  unteraclieiden  sich 
Ton  einander  nur  durch  den  mehr  oder  minder  grossen  Um&ng, 
welchen  sie  den  diesbeztiglichen  neu  eu  schaffenden  Einrichtungen 
XU  geb^n  wünschen. 

Einige  würden  es  bereits  tur  cinrii  %Yespnt]iehr>n  Fortschritt 
erachten,  wenn  der  gewöhnlichen  Autsiciitsbehörde  regel- 
mässige Nachweiöungen  und  Berichte  über  den 
Stand  der  Annenzahl,  über  Art  und  Älass  der  verabreichten 
UnterstHtzungen ,  Uber  die  filr  Zwecke  der  Armenpflege  vor- 
handenen Einrichtungen  und  Anstalten  u.  a.  m.  gegeben  wtixden; 
•es  würde  ihrer  Meinung  nach  hierdurch  schon  eine  gewisse 
Gleichniässigkeit  erzielt  und  die  Aut'siehtsbchörde  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  sich  von  der  Tliätigkeit  der  Arnienverwaltungen 
ein  Bild  zu  machen,  autfallende  Erscheinungen  walu'zunehmen,  und 
80  zum  Abhelfen,  Einsehreiten,  Bessern  dauernde  Veranlassung 
zu  haben.  Andere  gehen  weiter  und  wünschen  gleichzeitig 
eine  geeignete  Aufsicht  seitens  desjenigen  Landarmen- 
verband  es ,  welcher  im  UnyermOgens&lle  gesetzlich  zur  BeihfÜfe 
an  Ortsarmenverbände  verpflichtet  ist.  Am  weitesten  gehen  aber 
4iejeni^en,  welche  die  Beaufsichtigung  des  Armenwesens  für  zu 
schwierig  erachten,  um  sie  einfach  der  Aufsicht  über  die  anderen 
Gegenstunde  der  Gemeindeverwaltung  anzureihen;  sie  fordern, 
<iass  eine  bo sondere  Instanz  geschn ften  werde,  welcher  die 
regelmSssigrii  Benchte  und  Nachweisungen  in  Verbindung  mit  an- 
gemessenen uuuüttelbaren  iSaciilorschungen  au  Ort  und  Stelle 
dasu  dienen  sollen,  fordaufend  den  Gang  der  Annenverwaltung 
•zu  b>ntroiiren,  gleichmflssi^e,  teQs  allgemeine^  teÜs  auf  bestimmte 
Bezirke  beschränkte  Grundsätze  aufzustellen  und  die  Beachtung 
dieser,  sowie  die  Durchführung  der  Armengesetze  und  der  zu 
ihnen  ergangenen  landesgesetzlichen  Ausführangsverordnungen 
711  uberwachen.  Mit  andern  Worten:  es  soll  eine  besondere, 
mit  hinlJtnglichen  Befugnissen  gesetzlich  ausgestattete  Armonauf- 
«ichtsbehörde  geschaffen  werden.  Doch  sind  die  Ansichten 
darüber  geteilt,  ob  sich  eine  solche  Behörde  flir  die  einzelnen 
grösseren  VervraltungsbezuiEe,  f%kr  die  einzelnen  Btmdesstaaten  oder 
gleich  fhr  das  ganze  Reich  empfehle;  auch  wird  erwo^n,  ob  im 
kt/te*ren  Falle  nicht  das  Bundesamt  f.  d.  H. ,  das  seine  richter- 
lichen Funktionen  im  übrigen  beizubehalten  hätte,  zu  einer 
derartigen  Zentralbeliörde  ( Roichsarmenamt)  umzusehaffen  sei. 
Namentlich  wird  das  letztere  im  Hinblick  auf  die  bereits  mehr- 
£t\ch  erwähnte  englische  Zentralarmenbehörde  empfohlen. 

Forsebang«!  (27)  VI.  4.  —  Uanilerb«!«.  35 
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§  219. 

Es  ist  von  grossem  lnui  esse  zu  verfolgen ,  wie  alle  die- 
jenigen,  welche  die  Zustände  des  Annenwesens  und  un&eie  ivcuni- 
niss  davon  antersochen ,  za  dem  Schluss  kommen,  dnss  wir  noch 
viel  za  wenig  and  in  zu  wenig  geordneter  Weise  davon  wflasten  nnd  dw 
eine  periodische  Sammlung  von  Nachweisen  notwendig,  aber  nor 
dann  nützlich  sei,  wenn  sie  von  einer  Zentralstelle  ausginge.  So 
bemerkt  Lammers  in  seiner  beachtenswerten  Abhandlung  Ueber 
Armenstatistik  in  Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft  und  Kultur- 
goschichte  Bd.  18  1869  S.  57,  dass  eine  private  Vereini- 
gung es  nie  zu  einer  ausreichenden  Armenstatistik  bringen  würde. 
Das  statistiäche  Interesse  erfordere  vielmehr  „eine  mit  kiuiauglichen 
Befugnissen  ausgerüstete  oberste  Armenbefadrde  fflr  Preussen,  oder  wo- 
möglich gleich  fttr  den  Norddeutschen  Bund  und  —  dereinst  fttr 
ganz  Deutschland**.  —  Ganz  ähnlich  Hirschbergin  Deutsche  Revue 
1886  S.  IH:  Haben  wir  ein  Reichsarmenamt  nötig?  — der  haupt* 
sächlich  die  Erforschung  der  Armenzustünde  und  Zentralisation  des 
Arbeitsnachweises  im  Auge  hat,  und  zu  diesem  Zwecke  periodische 
statistische  Nachweisungen  gegenttber  der  Staatsbehörde  für  not- 
wendig hält.  —  Do  eil  geht  gleich  einen  Schritt  weiter  und  fordert 
unbedingt  Aufstellung  gemeinsamer  Grundsätze  in  der  Aiinenptiegc. 
Seinen  in  der  Schrift  Aber  die  Beform  der  Armenpflege  gegebenen 
Anregungen  ist  die  GrOndong  des  Deutschen  Vereins  fttr  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  za  danken,  der  in  der  That  sehr  ErfaebUchea 
in  dieser  Beziehung  leistet;  vgl.  a.  a.  0.  S.  8  u.  47  und  oben  S.  20. 
— Roch  oll  II  S.  25.  26  geht  ebenfalls  von  Beachtung  der  ori- 
licli  vcrscliiedcncn  Armenzustände  aus,  will  aber  die  Thätigkeit 
des  Staates  darauf  beschränkt  wissen ,  ^nach  grossen  Gesichts- 
punkten eine  allgemeine  Gleichartigkeit  herbci/uluiiren  und  den 
wesentlichsten  Ursachen  der  Armut  abzuhelfen  zu  tiirebeu".  i>ic  spe- 
ziellere Aufsicht  mOsste  eigenartig  konstituirten  und  dem  Prin- 
zipe  der  Seibstverwaltong  entsprechenden  Organen  der  Landarmen- 
Verwaltung  obliegen,  än  vom  Provinziallandtage  zu  wähl^de» 
Mitglied  der  provinzialständischen  Verwaltung  mttsste  das  Recht 
und  die  Pflicht  haben,  die  örtlichen  Armeneinrichtungen  und  Aus- 
gaben zu  kontrolirrn  .  Auskunft  von  den  Behörden  zu  erfordern. 
Berichterstattun!-^  von  <1 -n  Behörden  zu  verlangen  und  alljährlich  die 
nach  einem  l)estiii]nuen  Plane  aufgestellten  statistischen  Zusammen- 
stellungen entgegenzunehmen,  auch  Anordnungen  zur  Abhälfe  be- 
stimmter Beschwerden  unter  Vorbehalt  des  Bekurses  an  den  ge- 
sammten  Provinzialansschuss  zu  treffen.  —  Ebenso  empfiehlt  Loe- 
ning  S.  889  den  grösseren  Verbänden,  welche  an  den  Lasten  der 
Armenpflege  teilzunehmen  haben,  eine  Aufsicht  aber  die  örtliche 
Armenvenvaltung  zu  tibertragen. — Ebenso  Ratzinger  S.  586. — 
Eine  lesenswerte  kleine  Schrift  li/asbUrgerlicheArmenwesen, 
Luzern  1882,  berührt  ebenfalls  diesen  Punkt  und  hält  für  das 
Avirksamste  Mittel,  der  schlechten  Verwaltung  der  Ortsarmenbehor- 
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den  entgegenzutreten,  eine  frenauere  und  umfassendere  Ueber- 
wacbuDg  ihrer  Thi^tigkeit.  her  Verfasser  meint,  dass  zu  diesem 
Zweck  der  kantonaleD  Aafsichtsbehörde  eine  An  Armeninspektorat 
hinziigefugt  werden  soUe.  Vgl.  S.40. 41.  — Der  Oedanke,  dass  das  Bun- 
desamt f.  d.  M.  sich  einmal  behnfs  sachlicher  Anfeicbt  nnd  Leitnag 
der  Armenpflege  in  ein  Reicbsarmenamt  verwandein  könnte^ 
taucht  beiläufig  in  anderem  Zusammenhange  bei  La  mm  er  s,  Staats- 
Armenptlege  S.  10  und  19  und  D  o eil  S.  47  auf,  ohne  dort  weiter 
auspcffihrt  zn  werden.  Dagegen  hat  neuerdinfjs  As(  hrott  in 
seinen  der  Darstellung  des  engli^ciicn  Armenwesens  an^'ofügten 
Scblussbetraclitungen  S.  o88  ausgesproclien :  „Das  B.  f.  d.  H.  sollte 
erweitert  werden  zn  einem  Zentrahinnenamte  mit  den  Funktionen 
der  englischen  Zentralbehörde"  nnd  weiter  unten :  „  . .  *  .  so  bildet 
eine  Zentralarmenbehdrde  mit  ansgedehnten  Uachtbefiignissen  die 
Yoransset2ung  f&r  ein  einheitliches  Armen wesen.  Die  Einsetzung 
einer  Zentralnrmenpflegc  in  Deutschland  sollte  der  erste  Schritt  zu 
einer  Ketonn  sein.''  Im  abrigen  ist  die  Frage  nirgends  ansfflhr- 
lieber  luhamielt  worden, 

Vun  alteren  Scliritiblellern  äussert  sich  Mobl  ebenfalls  sehr 
kui-z  in  i'.-VV.  lid.  1  S.  41ö:  „Diesen  örtlichen  Armeubehörden 
sind  teils  zur  Anfsicbt,  namentlich  im  Geldwesen,  tdls  anr  Erhal- 
tung gleicbmflssiger  Gmnds&txe  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
nnd  Bezirken  desselben  Staates,  teils  zur  Uebersicbt  Aber  das 
Ganze  höhere  Behörden  vorzusetzen.*'  Docb  will  er  das  Ganze  in 
let2ter  Instanz  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellt  wi*i-pn  und 
wendet  sich  namentlich  gegen  Godet  fr'iy  Tlieorie  der  Armut 
S.  Ö5  ff.  und  Bodz,  Staatswesen  und  31cn^ 'In  nliilduTi^  Bd.  2 
S.  18  ff.,  welche  ein  eigenes  Armenministeriuia  wünschen;  er  ist 
der  Meinung,  das  dies  unnötige  Ausgaben  und  mannigfachen  Zeit- 
verlust durch  die  vermehrten  Mitteilungen  nnd  Zasammenwirkungen 
versdiiedener  Beh(tarden  zur  Folge  haben  wfirde;  auf  der  anderen 
Seite  hält  i  gerade  die  Unterordnung  unter  das  Ministerium  des 
Innern  iür  sehr  förderlich,  weil  die  durch  dieses  geübte  Staatsthäti^^- 
keit  ohnedies  viclscitifj  und  tief  in  grosse  Teile  der  gesellschaftlichen 
Gestjiltunirm  nnd  d^r  polizriliehen  Massreücln  eingreife.  —  Kau 
b.  412  rechnet  zu  den  Funktionen  der  Regierung  in  Ansehung  der 
Armenpflege  auch  ,,die  Errichtung  einer  besonderen  Oberbehörde, 
welche  die  ganze  ArmenpHege  überwacht  und  leitet,  auch  alle 
Zahlenangaben  über  diesen  Gegenstand  sammelt". 

§  220. 

Von  Mitteilung  der  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Ein* 
richtnngen  in  Bezug  auf  die  Aufsi<'ht  über  die  Gemeindeverwaltung 
im  allgemeinen  ist  hier  selhstverstiindlich  abzusehen.  Besondere, 
die  Aufsicht  über  das  Annen  wesen  betreifende  Ein- 
richtungen bestehen  in  England  und  Frankreich  in  seiir 
erheblichem,  in  Würtemberg,  Baden,  Baiern  and  Olden- 
barg  in  gewissem  Umfange.  HierOber  knrz  Folgendes: 

95* 
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I.  In  England  führten  die  mebrerwähnten  grossen  Missstaiide 
vom  Anfange  dieses  Jahrhunderts  zur  Niedersetzang  einer  könig- 
lichen   Kommissioti ,   welche    die   Zostftnde   des  Armenwesens 

nnd  namentlich  auch  der  Armenverwaltungen  an  Ort  uad  Stelle 
zu  untersuchen  hatte  und  einen  sehr  umfassenden  Bericht  Uber  den 
Befund  abstattete,  dessen  Folge  das  bcrühmle  Gesetz  von  1834 
war.  Seilte  wichtigste  Ncuemu^'  i'^t  flio  Errichtung  einer  Z en tral - 
Armcnhehörde  —  l*0(jr-lci\s -<  unimissioners  ,  die  zunächst  anf 
5  Jahre  gewählt  wird  und  zur  Ausführung,  Durchführung  und  Kun- 
trole  des  Gesetzes  und  seiner  Handhabung  berufen  ist.  Die  com- 
missioDeTS  —  zunächst  3  an  der  Zahl  — ^  hervorgegangen  ans  der 
Untersnchnngskommission,  dOrfen  Verordnungen  und  Reglements  er- 
lassen, wirken  bei  der  Errichtung,  Veränderung  und  Verwaltung 
der  workhouses,  sowie  bei  der  Aufnahme  von  Darlehen  für  diese 
Zwecke  mit.  Sie  können  mit  Zustimmung  der  Lokal  Vertretung  An- 
käufe. Mieten  u.  s.  w  von  workhouses  anordnen.  In  Bezug  auf 
die  Vereinigung  von  Kirel)si)ielen  zu  gemeinsamen  Anneuzwecken 
sind  ihnen  neue  und  weittragende  Befugnisse  eingeräumt,  von  denen 
bereits  oben  (S.  385)  die  Rede  war.  Das  Prinzip  des  Arbeits- 
hauses im  filteren  Sinne  wird  von  neuem  scharf  betont  und  die 
öffentliche  Unterstfltzung  Armer  ausserhalb  des  ArbttUhanses  nur 
unter  gewissen,  von  den  commissioners  festzusetzenden  Massnahmen 
gestattet. 

So  griffen  die  commissioners  in  alle  Zweige  «Icr  Armenverwal- 
tung  anordnend  und  l)eaufsiichtigend  und  mit  so  gutem  i-.rfolge  ein, 
d^s  aus  der  anfuuglich  nur  für  absehbare  Zeit  eingebet/teil  Be- 
hörde in  der  Folge  eine  i^iuiniige  Zeiitrallcituug  erwuchs,  die  weit 
über  den  unmittelbar  vor  Augen  gehabten  Zweck  der  Durchführung 
und  Kontrole  des  neuen  Armengesetzes  hinaus  das  ganze  Armeiiwesen 
nach  allen  Richtungen  in  den  Bereich  ihrea  Aufsichts-  und  Ver- 
ordnungsrechtes zog.  Die  für  englische  Verhältnisse  ungewöbnltchet 
aber  mit  dem  provisorischen  Charakter  der  Institution  zusammen- 
hangende Stellung  »1er  commissioners  ausserlialb  des  eigcntlirhei: 
iJehordenkreises ,  welche  sie  der  parlamentarischen  Kontrole  sowie 
der  Abhängigkeit  von  der  Parlamenlsinajorität  entzog,  wurde  später 
die  äussere  Verauiu^^sung,  die  milden  Befugnissen  einer  Behörde 
ausgestattete  Kommission  auch  mit  den  äusseren  Zeichen  einer 
aolchen  im  Sinne  englischen  Vorfasaungslebens  zu  umkleiden.  Dies 
geschah  1847  durch  ein  Gesetz,  welches  der  Königin  die  Befngniss 
einräumte,  eine  oder  mehrere  Personen  zu  Comm  issioners  for  ad- 
miuistrating  the  laws  forrelief  of  tbePoorzu  ernennen, 
denen  die  Inhaber  bestimmter  Staatsämter  (der  Präsident  des  Staats- 
rats u.  a.)  als  ex  ofticio-eoinniis-ioners  !)in/.utreten.  Der  an  erster  Stelle 
ernannte  ('ommissioner  tiilirt  das  Präsidium ;  er  sowie  einer  der  Se- 
kretäre dürfen  im  Parlament  sitzen.  Auch  diese  neue  Üehurde, 
auf  welche  die  Befugnisse  der  bisherigen  Poor-law-commissioners  über- 
gehen sollten,  wurde  zunächst  nur  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  vorge- 
aehen.  In  der  Praxis  bat  sich  dann  die  Sache  insofern  etwas  anders 
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sestaltet,  als  ilint sächlich  nur  ein  Cümniis.sionpr  ernannt  wurde nnd  als 
PräsiUeiit  fuiigirte,  die  ex  ol'hcio-commisbioiiers  geringen  Anteil  an  der 
Yerwaltong  nahmen,  und  die  Verlängerung  der  Anitsdauer  immer 
ivieder  stattfand,  bis  1867  die  Behörde  permanent  erklArt  worde. 

Einen  vollkommenen  Abachloss  fand  diese  Einrichtong  durch 
Umwandlung  in  ein  Hinisterinm,  dem  im  Anschluss  an  die 
Kontrole  des  Armenwesens  allgemein  die  Aafsicht  über  die  Lokal- 
verwaltunp:  dpr  Kirchspiele  und  einige  damit  verbundene  speziellorc 
Aufgaben,  liau-,  NVcjje-  und  Gesundheitswesen  u.  a.,  überii  ai:'  u 
wTirde.  Sein  Xame  ist  L  o  c  a  1  -  H  o  v  e  r  n  m  e  n  t  -  B  o  a r  d.  Immer 
reicher  und  mannigfaltiger  wird  die  von  iiuii  geübte  Thätigkeit.  Nicht 
nur  um  die  grösseren  Venvaltungsfragen ,  wie  Bildung  der  Armen- 
verbftnde,  Höhe  der  Armensteaern,  um  die  Grnnds&tze  bei  GewAh- 
Hing  von  UntersttttJmngen  and  ähnliches  bandelt  es  sich  allein;  in 
das  Detail  der  lokalen  Yerwaltang,  auf  den  einzelnen  Unter- 
stützungsfall wird,  wo  notwendig,  sorgfältig  eingegangen.  Ein  um- 
fassendes Vcrordnungs-  und  Aufsichtsreeht  steht  dieser  Zriitral- 
bebörde  ni'  ht  nur  gesetzlirli  zn  .  sondern  es  wird  mit  einem  nicht 
ZU  bezweifelnden  Verständniss,  und  was  mehr  ist,  mit  vielem  Takt 
und  in  mussvoller  Wei^e  thatsiie.hlich  ausgeübt.  Die  1847  erlas- 
sene General  Consolidated  Order,  welche  die  zur  einheitlichen 
Regelung  des  üntersttttzangsinresens  erlassenen  Vorschriften  znsammen- 
fasst,  erhält  allmählich  eine  grössere  praktische  Bedentong,  als  das 
Armengesetz  von  1834  selbst. 

Die  Kontrole  ist  sowohl  eine  administrative  wie  finanzielle. 
Sie  erfolgt  aber  —  und  darin  dürfte  der  SchwerpuTikt  ihrer  Be- 
deutung zu  suchen  sein  —  nicht  von  oben  her  durcli  schriftlichen 
bureaukratischen  \erkehr,  sondern  dureli  lebendiges  Wort  und 
eigenes  Anschauen.  Zweier  Kategorien  von  llülfsbeanilen  bedient 
sieh  ztt  diesem  Zwecke  die  Zentralbehörde:  der  Inspektoren 
nnd  der  Anditoren. 

Den  Inspektoren  —  deren  es  gegenwärtig  18  in  ebensoviel 
Inspektionsbezirken  giebt  —  ist  ein  Anfgabenkreis  bestimmt,  dessen 
Inhalt  mit  der  Aufzählung  ihrer  notwendigen  Funktionen  nicht  er- 
schöpft wird.  Wenn  ihnm  vortjeschrieben  ist,  periodisch  den 
Sitzungen  der  LokalarmenLehorden  beizuwohnen ,  desgleichen  die 
workhouses  zu  in^piziren ,  auch  die  aus  ihren  Bezirken  an  die 
Zentralbehörde  gelangenden  Eingaben  vorzuverfügen ,  Berichte  zu 
erstatten  a.  s.  w.,  so  sind  damit  nnr  die  Punkte  angedeutet,  um  welche 
sich  das  wirklich  Wirksame  ihrer  Thätigkeit  krystallinrt  Ihre 
Wahrnehmongen  dem  Ministeriaro,  den  Lokalbebörden  die  Wänsche 
und  Entschliessongen  des  Ministeriums  zu  ftbermitteln,  dort  energisch 
bei  Verstössen  gegen  die  getroffenen  Anordnungen  einzuschreiten, 
hier  mit  gutem  Rat  und  nützlichen  Winken  Hülfe  m  leisten,  kurz 
ein  stiindi^'es  und  lebendij?es  Mittelglied  zwischen  der  Zentruliuatanz 
und  den  einzelnen  Armen  Verwaltungen  zu  bilden,  die  von  allen 
ijeiten  nach  der  höchsten  Verwaltungsstelle  hin  geleiteten  Erfah- 
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runfien  in  die  Einzel  Verwaltungen  zurückzuieiien ,  das  ist  ihre  her- 
vorragende Autgabe. 

Die  Auditoren,  für  deren  Thätigkeit  35  Bezirke  abgeteilt 
sindi  haben  lediglich  die  Fonlitioii  von  fiechnongBrevlaoren.  Als 
solchen  liegt  ihnen  ob  die  Prttiang  der  Rechnung  der  Annen- 
verwaltnngen,  die  nach  bestimmt  vorgeschriebenen  Kormularen,  Be- 
gistem  und  Büchern  zu  führen  sind.  Aber  aucli  hier  handelt  es 
sich  um  mehr,  als  um  die  blosse  Kontrole  der  liiclitigkcit :  auch  die 
KoiUrole  dur  liesetziiiassiuikeit  der  Ausgaben  ist  Sache  der  Andi- 
toren.  Sie  haben  Beträge,  die  entgegen  dem  Gesetz  oder  den  zu 
seiner  Ausführung  erlassenen  Verordnungen  verwendet  siml,  zu  rügen 
{disallow)  und  dem  betreffenden  Beamten,  der  für  dieselben  per- 
sönlich haftbar  ist,  zur  Last  zn  legen.  Gegen  ihre  Entacheidnng 
«teht  sowohl  der  gerichtliche  Weg  wie  die  Verwaltnngsbeschwerde 
an  die  Zentralbehörde  ollen,  die  ans  BilligkcitsrOckBichten  die  Posten 
passiren  lassen  kann.  1883  wurden  3873  disallowanees  gezogn, 
von  denen  die  Behörde  nur  124  kassirte,  daneben  aber  eine  grOaeere 
Zahl  i)a'^siren  liess. 

Anzumerken  ist  noch,  dai>b  die  Besoldung  der  Insp(>ktoren  und 
Auditoren  aus  der  Staatskasse  erfolgt,  wodurch  die  vollkommene 
Unabhängigkeit  dieser  Organe  von  der  Lokalverwaltung  erreicht 
wird.  —  Vgl.  hierüber  As chrott  an  venchiedenen  Stellen,  nament- 
Uch  S.  54  ff.  117.  143.  205  ff.  241  und  Anh.  S.  411  ff:  Amen- 
fitatistisches. 

II.  In  Frankreich  unterstehen  die  Angelegenheiten  der  Ar- 
menpflege dem  Ministerium  des  Innern;  doch  hat  sicli  ab 
ein  Organ,  welcbes  dem  IMinister  für  Ausübung  und  Aufsiclit  der 
Leitung  zu  Gol)oie  siclit,  die  G en e ral i n spe k ti o o  der  \Sohi- 
thatigkeitsan  stalte  II  iierausgcbildet. 

T.  Reitzenstein^)  bemerkt  über  dieselbe:  JWe  Angelegen- 
heiten der  Armenpfiege  haben  wie  in  Deatschland  so  auch  in 
Prankreich  fast  immer  einen  Teil  der  zum  Ressort  des  Iftni* 
sterioms  des  Innern  gehörigen  Geschäfte  ausgemacht  In  letz- 
terem vereinigt  sich  auch  heute  noch  die  gesammte  Aufsicht  und 
Loitfmg;  als  ein  OiL'an,  das  dem  ^Minister  für  die  Ausübung  dieser 
Auf.siclit  und  Leitung  zur  Verlüguug  steht,  hat  im  Wege  einer  lang- 
jährigen Entuickelnng  sich  die  Generalinspektion  der 
Wühlthätigkeitsan  st  alten  herausgebildet.  Der  Maugel  eines 
solchen  hatte  Mher  wesentlich  dm  beigetragen,  daas  die  mannig- 
faltigsten Missbränche  sich  in  die  Verwaltong  der  lokalai  Institale 
eingeschlichen  hatten ;  die  grosse  Zahl  von  Unregelmftssigkeiten,  wie 
sie  durch  die  Berichte  zweier  behufs  ausserordentlicher  Insp^tion 
und  Ffststellnng  des  Zustan<les  jener  Verwaltungen  in  die  Departe- 
ments cnt^  uidter  Beamter  konstatirt  worden  war.  gab  Anlass.  einen 
Aufsichtsdieust  als  dauernde  Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen;  nach 
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•der  Verordnung  des  Ministers  fllr  Handel  nnd  Öffentliche  Arbeiten 
vom  25.  Dezember  1833  sollten  4  YOm  Minister  ernannte  In- 
spektoren der  öffentlichen  Armenpflege  —  inspecteurs 
des  Services  de  bienfaisance  —  sowohl  die  Handhabung  der  Für- 
sorge  für  die  unterstützten  Kinrler,  als  den  Dienst  in  «Icn  Hospitä- 
lern und  die  Erfüllung  der  Aufgaben  seitens  siimnitlicher  übrigen 
^Vühlth,1tigkeitsanstillten  koutroliren  und  sollte  diese  Kontrole  sich 
ebensowolil  auf  den  inneren  Dienst,  als  auf  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens nnd  das  Bechnungswesen  erstrecken.  Die  Inspektoren  sollten 
fiberall  an  Ort  nnd  Stelle  prüfen,  ob  die  gesetzlichen  Vorschriften 
beachtet  würden»  und  m  diesem  Behnfe  j&hrliche  Bereisnngen  der 
Departements  anternehmen.  An  die  Einrichtung  dieses  In> 
spektionsdienstes  schloss  sieh  demnächst  (18^15)  die  Bestellung  eines 
Oeneralins[jektors  der  Irrenanstalten;  eine  Einreihung 
dieses  Beamten  unter  die  In^ipektorcn  der  ArraenpHe^e  fand  jedoch 
vorläufig  nicht  statt,  vielmehr  blieb  derselbe  eine  besondere  jenen 

gegenüber  unabhängige  Behörde   Eine    Verordnung  des 

Ministeriums  des  Innern  vom  14,  Jnni  1839  qpezialisirte  dem- 
nächst die  Obliegenheiten  der  Generalinspektoren;  in  betr&chtltch 
-erweitertem  Umfange  wurde  demnächst  die  BehOrde  durch  Dekret 
vom  28.  Kovember  1848  nen  orguni^irt.  Der  Wirkungskreis  der 
Generalinspektion  nmfasste  nunmelir  in  Sektionen  ausser  der  Auf- 
sicht über  die  Woblthätigkeits-  und  Irrenanstalten  auch  die  libcr 
die  Gefängnisse.  Seine  abschliessende  Kegelung  hat  dn«  Institut 
durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  vom  5.  Dexeuiber  1879 
ei  haken.  Die  Aufbichtsbefugniese  der  General inspektorcu  erstrecken 
•sich  jetzt  anch  auf  die  Archive  —  dieselben  schfiessen  das,  was  in 
Deutschland  Begistratnr  genannt  wird,  mit  ein  —  und  Bibliotheken 
der  Präfekturen,  Unterpräfekturen ,  Mairicn  and  Wohltbfttigkeits- 
anstalten.  Das  Personal  der  Generalinspektion  umfasst  in  verschie- 
dener Klassenabstufung  19  Generalinspektoren,  1  Generalinspoktorin. 
2  Hülfsinspektoren  nnd  4  Anwärter.  Die  Elinteilung  in  Sektionen 
ist  beibehalten,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Generalinspektoren 
der  Irrenanstalten  mit  denen  der  übrigen  Anstalten  der  öffentlichen 
Armenpflege  eine  Sektion  bilden;  die  beiden  anderen  Sektionen 
Laben  die  Aufsicht  Über  die  Gefängnisse  bezw.  ftber  die  Archive 
2nm  Gegenstand  ihres  nächsten  Wirkungskreises.  Die  Einteilung 
hat  jedoch  keineswegs  mehr  wie  frflher  die  Bedeutung ,  der  Yer^ 
Wendung  der  Inspektoren  eine  Begrenzung  auf  die  der  Sektion  an- 
gehörigen  Gegenstände  zu  geben ,  vielmehr  können  diese  Beamten 
auch  ausserhalb  ihrer  Sektion  7u  Aufsichtsgeschäften  herangezogen 
werden;  die  zu  grossen  Beschränkungen  zu  beseitigen,  die  dem 
Miuisier  aus  der  Sektionseinteilung  bezüglich  der  Disposition  über 
•die  einzelnen  Generalinspektoren  erwuchsen,  ist  gerade  einer  der 
Zwecke,  den  die  neue  Organisation  wesentlich  verfolgt;  die  In- 
epektoren  treten  sowohl  in  Sektionen  als  im  Plenum  (General- 
versammlang'  zur  Beratung  zusammen;  in  der  Generalversammlang 
präsidirt  der  Minister  oder  ein  von  ihm  delegirter  Vertreter,  in  der 


Digitized  by  Google 


552 


VI.  4. 


Sektion  der  Generalisspektor,  den  der  Minister  jedesmal  tär 
2  Jahre  —  mit  dem  Vorsitz  beauftragt  Den  jftlirlicbei» 

Reiseplan  setzt  der  Minister  fest,  der  auch  die  ausserordentlichen 
Aufträge  erteilt  und  dem  die  Generalinspektoreu  berichten ;  die- 
letzteren  haben  auf  iliren  Reisen  auf  BeohnrhMmg  der  in  den  Ge- 
setzen. Reglements  u.  8.  w.  gegebenen  Vorschrilten  /u  dringen  und 
die  rriifekton  von  den  vorgefundenen  Ordnungswidrigkeiten  in  Kenut- 
niss  zu  setzen ;  selbständige  Anordnungen  zu  treffen  oder  einzu- 
schreiten sind  sie  —  abgesehen  von  dringenden  Fällen  im  Gebiete 
der  Kassenverwaltang  —  nicht  ermSchtigt.  Die  Generalinspektioii 
ist  hiemach  ein  technisch  geschultes,  aber  wesentlich  nur  mit  in* 
formativen  Funktionr  i  Im  trautes  Organ;  sie  kann  namentlich  nicht 
mit  dem  Poor-Law-Board  Englands  verglichen  werden,  der  eine 
mit  selbständiger  Aktion  ausgestattete  Zr-ntralbeliörde  bildet." 

III.  In  Deutschlfind  ist  es  Lllein  W  ü  r  t  e  m  b  e  r  g ,  welches 
ähnliche  Einrichtungen,  vsie  die  eben  genannten  Länder  besitzt.  Es 
bestehen  dort  die  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellte  Ar nien - 
kommission  und  die  königliche  Zentralleitung  des 
Wohlthätigkeitsvereins.  Die  letztere  ist  die  Altero  und  auf 
Veranlassung  der  Königüi  Katharina  nach  der  Missernte  von  1816- 
im  Jahre  1817  gegründet  worden.  Es  handelte  sich  dabei  nament- 
lich um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  der  öffentlichen  und. 
privaten  Armenpflege;  die  Zentralleitung  soIUp  ehie  Art  vermit- 
telnder Stellung  einnehmen.  Zu  diesem  Behüte  wurde  an  jedem 
Orte,  an  dem  ein  Kirchenkonvent  ist,  eine  Lokallcitung,  in  jeden» 
Oberamtsbezii  k  eine  0  b  e  r  u  ni  l  s  1  e  i  t  u  n  g ,  für  das  ganze  Kuuigreieh 
die  Zentralleitung  errichtet;  diese  alle  sollten  zur  Verhütung  der 
Armut  und  Forderung  nützlicher,  namentlich  auch  vorbeugender 
Annenpflegeeinrichtnngen  mitwirken.  ICamentlich  wurde  es  als  difr 
-  hier  interessirende  —  Aufgabe  der  Zentralleitung  bez^hnet^ 
sich  von  den  Zuständen  des  Armenwesens  zu  unterrichten^ 
ihren  Ursachen  nachzuforschen,  vorzubeugen,  den  Wohlthiitigkeit^- 
sinn  im  Lande  zu  beleben,  F.rtahningcn  nnd  Notizen,  die  zur  Kennt- 
niss  der  Arraenznstünde  und  zur  rieht  igen  Behandlung  der  Armeu- 
l'ürsorge  nötig  sind,  zu  sammeln,  die  einzeiutii  Wohlthätigkeits vereine 
and  Leitungen  zu  beraten,  Zuschüsse  zu  gewähren,  uQtzliche  An- 
stalten zu  unterstützen,  auch  selbst  solche  ins  Leben  zu  mfeur 
sofern  solche  dem  ganzen  Lande  zu  gute  kommen  u.  s.  w.  Die 
Geldmittel  werden  teils  durch  Staatsbeiträge,  teils  durch  freiwillige 
Beiträge,  namentlich  seitens  des  königlichen  Hauses,  teils  durch 
Kollekten  und  VermäclitnisH^  beschafft.  —  Die  Vorschriften  tUor 
die  Verwaltung  der  Zentralleitung  enthält  das  vom  Ministerium  des 
Innern  bekannt  gemachte  neueste  Statut  vom  81.  Mai  187r>.  — 
1818  wurde  aus  Mitgliedern  du  Zeutralleitung  zunächst  wegeo 
gleichfdrmiger  Behandlung  des  Armenbeschäftigungs-  und  Industrie- 
Wesens  die  Armenkommission  gebildet^  welche  als  Zentralstaats- 
und  Landesbehürde  unter  dem  Mnisterium  des  Innern  —  gemftss- 
Instruktion  vom  27.  Juni  1818  —  in  Beziehung  auf  das  gesammte 
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Arracuwesen  die  biellung  einer  teils  beratenden,  teils  vdllaieheuden 
r.chordc  hat;  sie  steht  in  organischer  Verbindong' mit  der  Zentral- 
leituug  und  leitet  namentlicli  die  Industrie-  und  Beschäfligungs- 
anstalten.  Daneben  ist  ihr  die  gegenwärtig  ziemlich  bedeatnngslos 
gewordene  Mitwirkong  bei  der  Handhabung  der  Staateanfsicht  Aber 
verwahrloete  Gemeinden  —  Gesetz  vom  24.  Jaiiuar  1855  —  in  der 
Art  ttbertragen,  dass  sie  Massregeln  zur  Hebung  des  sittlichen  und 
ökonomischen  Zustandes  solcher  G^mriiiden,  soweit  nötig  im  Ein- 
verständniss  mit  den  Zentralstellen  tür  Landwirtschaft  und  Gewerbe, 
zu  treflen  hat.  —  Vgl.  Bätzner  Einl.  S.  XXVI  ff.;  Camerer, 
Armenstatistik  S.  11  if.;  Gaupp  iu  Marquardsens  Handbuch 
des  öffentlichen  Hechts  Bd.  3  S.  240. 

Bas  Gesetz  von  1855  bestimmt,  dass  Gemeinden,  welehe  der 
erforderlichen  Okonomiselieu  Gmndlage  ermangeln,  insbesondere^ 
nicht  im  Stande  sind,  den  für  Gemeindezwecke  nötigen  Aufwand 
ohne  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  zu  bestreiten  und  zugleich  in 
sittlichem  Verfall  sich  befinden,  unter  Staatsaufsicht  gestellt  wer- 
den können.  Es  treten  dann  an  Stelle  des  Ortsvorstehers  l  ezw.  auch 
des  Katsschreibers  vom  König  bezw.  von  der  Regierung  ernannte 
Beamte.  —  Vgl.  W  einhei  mer,  Die  Verwaltung  der  Gemeinden 
in  Wfirtemberg,  1880;  Gaupp  a.  a.  0.  S.  174  Anm.  6.  —  Eine^ 
ansffthrliche  Nachweisnng  Aber  die  Zahl  nnd  die  nftheren  Verhftlt- 
nisse  der  Gemeinden  von  1855  bis  1875  enthalten  WOrt.  Jahrbikcher 
1875  S.  179.  Danach  waren  1855:  89;  1875:  nur  noch  8  Ge- 
meinden unter  Staatsaufsicht  gestellt. 

Hierher  gehören  auch  noch  die  bis  jetzt  einzig  in  Deutschland 
dastehenden,  durch  Ministerialerlass  vom  20.  Oktober  1870  ein- 
geführten oberanitsar/Alichen  G  e  m  e i  n  d  e  -  M  e  d  i  z  i  n  a  l  v  i  s  i  t  a  - 
tionen.  In  sechsjährigem  Turnus  sollen  äuunuLiiche  Gemeinden 
des  Landes  in  Bezug  auf  die  örtlichen  sanitftren  Vahftltnisse  unter- 
sncht  werden;  wo  Uebel&tAnde  wahrnehmbar  sind«  soll  eine  Yer- 
fOgnng  znr  Behebung  (Rezess)  getroffen  werden.  Diese  Visita- 
tionen sind  in  Bezug  anf  Armen- ,  Kranken-  nnd  Erziehnngspflege- 
von  grosser  Wichtigkeit ;  nnmittelbarste  Beziehung  zum  Armcnwesen 
erhalten  sie  aber  Tiamentlirfi  noch  durch  die  Untersuclmnp  der  auf 
dem  platten  Lande  bctindiichen  ArmenlmuH  r.  Die  ol)en  IS.  244)- 
mitgeteilten  Angaben  über  den  Zustand  tU  ihelben  sind  einen»  der  Be- 
richte entnommen,  lieber  Absicht  und  Bedeutung  der  Visitationen, 
spricht  rieh  der  Medizinalbericht  Ar  1876  ans:  Jahrbuch  1879^ 
Bd.  1  2.  Hftlfle  S.  256.  Nach  dem  1884  erstatteten  Bericht 
(1876 — 1881  umfassend)  waren  in  dieser  Zeit  1921  Gemeinden« 
(W.  bat  1911)  visitirt;  es  waren  jc  lr?  Jahr  rund  3000  Rügen,  im, 
ganzen  17  Ms  ergangen,  von  denen  die  Hälfte  sich  auf  die  Schulen 
und  etwa  12UU  auf  Armenhäuser  bezogen.  Genauere  Daten  über' 
Armenhäuser  enthält  aber  nur  der  Bericht  von  1879  S.  261. 

Baden  ist  in»<>krn  liier  /u  nennen,  als  es  in  dem  ihm. 
eigentümlichen  Institut  der  Landeskonunissar  e  Beamte  besitzt, 
wäehe  zwar  ganz  allgemein  der  inneren  Verwaltung,  darunter  anck 
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■dem  ArmenweBen  ihre  Thätigkeit  zuzuwenden  haben,  aber  durch 
ihre  eigentQmliche  Stellung  an  das  englische  and  französische  lu- 
spektorat  erinnern.  Dieselben  führen  uaiiilich  die  unmittelliare  Aufsicht 
über  die  Amts-  und  Krcisverwaltung  uwd  stehen  zwischen  dem 
Ministerium  des  Innern  und  den  bezeu  iineten  Verwaltungen  als 
nülfsorgane  des  ersteren.  Vou  deui  luhuUe  ihres  Aufgabenkreises 
interessirt  hier  namentlich  die  Aufgabe,  „anregend  und  fordernd 
einzugreifen,  wo  sie  Vemachlässiguug  in  der  Ptiege  der  Interessen 
•der  Kreise  oder  Bezirke  wahrnehmen  oder  wo  diese  Interessen  ihrer 
Wichtigkeit  oder  ihres  räomlichen  (Jmfanges  halber  die  Fflrsofge 
der  Staatsregieruog  besonders  in  Ansi)nuh  nehmen"  :  §  22  Nr.  3 
des  Gesetzes  vom  5.  Oktober  186o  betr.  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung.  —  In  fler  landesherrlichen  Vollzugsverordnung  zu  diesem 
Gesetz,  vom  12.  Juli  1864  handelt  Abschnitt  IV  von  den  Landes- 
küinmissären.  Es  beisst  dort  §  17:  „Es  ist  vorzugsweise  Aufgabe 
der  Landeskomniis&äre,  den  Vollzug  der  Verwaltuugsgesetze  und  der 
Yerwaltungseinrichtungeu  im  Geiste  der  LandesrerCusuig  nnd  des 
Gesetzes  vom  6.  Oktober  1868  zn  flberwachen  nnd  das  Ministerinm 
des  Innern  —  nnd,  soweit  es  sie  betrifft,  auch  die  anderen  Ifini- 
sterien  —  von  den  hierauf  bezüglichen  Zuständen  der  ihnen  an- 
gewiesenen Dezirkc  in  steter  Kenntniss  zu  erhalten."  ....  §  19: 
„Die  Landeskomniison-e  werden,  wo  sie  es  für  parhdienlich  erachten, 
nach  eigenem  linu  *ssen  oder  infolge  besonderen  Auftrags  d^ 
Ministeriums  de»  Innern  periodische  Untersuchungen  der  Ver- 
waltungszustäude  der  ihnen  unterstellten  Bezirksämter  vornehmen 
nnd  darüber  je  nach  den  Umständen  besonderen  Vortrag  an  das 
Ministerinm  des  Innern  erstatten.  Bei  wahrgenommenen  M&ngdn 
oder  llissstftnden  in  der  Amtsführung  eines  Bezirksbeamten  oder  bei 
desfalls  erhobenen  Beschwerden  haben  sie  nach  gepflogener  Unter- 
suchung sorglich  die  nötigen  Anordnungen  zur  Al)hülfe  sofort  zu 
erlassen.  Im  übrigen  werden  dieselben  bei  dem  Ministerium  des 
Innern  oder  dem  zuständigen  anderen  Ministerium  die  geeigneten 
Entscliliessungen  veranlassen  und  sodauu  für  deren  ordnungsniiissigen 
Vollzug,  nötigenfalls  bei  wichtigeren  Gegenständen  durch  Nachschau 
an  Ort  nnd  Stelle  Sorge  tragen.^  ....  g  26 :  «Zu  d«ft  Anigaben  der 
Landeskommissftre  gehört  es  femer,  die  Thfttigkeit  der  Bezirksrftte, 
sowie  der  Gemeinderdte  and  Gemeindeausschflsse,  nnd  die  regel- 
mässige und  dem  Gesetze  entsprechende  Besetznng  der  Stellen  in 
diesen  Kollegien  zn  Überwachen/ 

Baiern  nnd  Oldenburg  sind  in  diesem  Zusammenhange 
noch  wegen  ihrer  vortrefflichen  i)enodischen  Armenstatistik  zu 
nennen,  über  die  bereits  in  anderem  Zusammenhange  gehandelt 
-worden.  —  Vgl.  oben  §  9. 

§  221. 

Um  die  Frage  beantworten  zu  können,  was  von  den  rait- 
^teiiten  Vorschlägen,  etwa  im  Anschluss  an  anderwärts  be- 


Digitized  by  Google 


Vi.  4. 


655 


steheDcIe  Eimichtungen,  zu  verwirklichen  möglich  und  wünschens- 
wert eFBohemty  wird  man  sich  kurz  die  Aufgabe  eu  Tergegen- 
wilrtigen  haben,  welche  die  gegenwärtig  bestehende  ZentralbenOrde, 
-das  Bundesamt  fUr  das  Heimatwc8en,  zu  erfüllen  hat. 

Ea  wurde  oben  dargelegt^ aus  welchen  Antängen  sich  die- 
selbe entwickelt  luit,  wie  an  Stelle  der  zunächst  vor^eschlngenen 
formlosen  diplomatischen  Vermittelung  durch  einen  Bundrsr-it«- 
ausschiKss  im  Laute  der  Verhandlungen  ein  an  feste  Formen  gebun- 
dener, oix-i  üter  Gorii  htühof  ge!scl!affen  wurde,  dei-  als  letzte  Instanz 
in  allen  Streitsachen  entscheiden  muss,  so  fem  die  streitenden  Ar- 
.meaverbttnde  verschiedenen  Bnndeflstaaten  angehören,  und  als  letzte 
Instanz  entscheiden  kann,  soweit  sich  die  einzelnen  Bundes- 
staaten seiner  Recliteprechung  auch  in  Streitsachen  zwischen  ihren 
eigenen  Armen  verbänden  unterworfen  haben  ^). 

Bei  der  Entaclieidung  in  Armenstreitsaehen  handelt  es  sich 
nun  umzweieHoi:  um  die  t  h  a  tsii  c  Ii  1  ic  hu  H  ül  fsb  ed  tt  rl  tig- 
keit  und  um  den  iiieraus  erwachsenden  vermögensrecht- 
lichen Anspruch,  sofern  ein  anderer  als  der  endgültig  ver- 
pflichtete Armenverband  die  Unterstützung  gewährt  hat. 

Es  handelt  sich  also  um  cineThatfrage  und  um  eine  Rechts- 
frage, deren  Prüfung  der  £ntBdieidung  vorauszugehen  hat  Für 
die  Stellung  der  erkennendai  Behörde  ist  es  nun  wt  .scntlit  Ii ,  ob 
ihr  die  Prüfung  beider  Fragen  obliegt,  oder  ob  die  Thatfrage 
anderweit  geprüft  und  als  eine  durch  den  Prozessriehter  nicht 
mvhr  abzuändernde  Voraussetzung  der  TermÖgensrechtlicheu  Ent- 
scheidung zu  Grunde  zu  legen  ist. 

Diese  letztere  (iestaltung  entspricht  dem  preussisclu  n  G ersetz 
von  1842,  welches  in  §  34  bestimmte:  „Ueber  Streitigkeiten 
awischen  verschiedenen  Armenverbänden  entscheidet  die  Landes- 
Polizeibehörde.  Betriilt  der  Streit  dieFh^:  w  «  k:lior  von  diesen 
Verbänden  die  Verpflegung  des  Armen  zu  übernehmen  habe? 
so  findet  gegen  jene  Entscheidung  der  Rechtsweg  statt  .  .  .  . 
lieber  den  Betrag  der  Verpflegungskosten  ist  der  Rechtsweg 
nicht  zulässig."  —  Flott  well,  dessen  scharfsinnige  und 
grundlegende  ÜnterRuchungen  die  Kompetenzfrage  zum  llaupt- 

fegenstande  haben  folgert  hieraus,  in  Verbindung  mit  den 
§  25—29  dieses  Gesetzes,  dass  die  Tbätigkeit  der  eni* 
scheid  endenBehör  de  immer  nur  auf  die  Regelung  des  vennO- 
gensrechtUchen  Anspruches  gerichtet  sein  durfte;  der  Rechtsweg  sei 


Vgl.  oben  §  57. 

•)  Dies  ist  g^eschehcn  seitens  Preussen,  Hessen,  H.-Wiimar,  Olden- 
burg. Braunschweiff,S.-Altoiibur^,  .S.-Koburg-(iotlia,  Anhalt,  beider  Schwarz- 
burg,  Waldeck,  lieuss  j.  L.,  Lippe,  JLübeck,  Bremen  —  dies  ist  nicht 
geschehen  sdtens  Sachsen,  WurteinbeiVj  Baden,  beider  Mecklenburg^ 
S.-Meinin^en,  Rcu^  ä.  L.,  Scbaumburg*JLiippG,  Hamburg.  —  Baiem  und 
ElB.-l>"t  Im  Ilgen  kommen  hier  selbatverstänfllich  uiclit  in  Fmge. 

)  Aniienrecht  und  Armenpolizei:   vgl.  namentlich  S.  113  ff.  142. 
168  e  231  ff. 
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nur  zulässig  nach  vorausgoiranjE^encr  landespolizeilieher  Entschei- 
dung und  unbedingt  ausgebciiiubbeii  g(^en  die  aui  Eriiillung  der 
polizeilichen  Armenpfit^i  in  loco  gerichtetai  ortepoKzdlicheii  An- 
Ordnungen.  Aber  aach  nicht  gegen  jede  Entscheidung  der  Landes- 
polixdbehörde  sei  derselbe  Eulflssig;  sondern  nur  soweit  diese  die 
aus  dem  AnnengesetK  zu  entnehmende  vermögensrechtliche  Ver- 
pflichtung der  Armenverbande  betreflfe.  Vorauf?setzung  der  Ent- 
scheidung des  Prozessrichters  sei  daher  immer  die  im  Verwa! 
tungöwtge  erfolgte  Feststellung:  „ob  überhaupt  ein  Akt  der 
Armenpflege  vorliep^e",  und  „ob  der  hierfilr  gemachte  Aufwand 
in  Art  und  Umfang  dem  wirklichen  Bediiriniss  entspreche".  — 
Dass  diese  Abgrenzung  der  Kompetenzen  8achent8{»eehend  sei, 
ist  auch  wiederholt  durch  Ministeriabeskripte,  sowie  anch  durch 
Entscheidungen  des  vormahgen  Obertrilnmals  und  des  Gerichts- 
hofes zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  anerkannt  worden 
(namentlich  Plenar- Entscheidung  Bd.  24  8.  253).  (Jleieh- 
wohl  ist  die  Praxis  des  Oberlribunals  keine  {gleich mäs.sige  ge- 
blieben und  hat  oit  willkürlich  diese  Grenze  missachtet;  hiergegen 
wendet  sich  Flott  well  mit  grosser  Schärfe,  indem  er  zu  den  er- 
wähnten Folgerungen  aus  dem  \\  ortlaut  des  preussischen  Gesetzes 
die  aus  der  rCatur  der  Sadie  sich  eif;ebenden  Schlüsse  biozuRigt 
und  Anlass  und  Inhalt  der  gesetshehen  Annenpfle^  klarlegt 
Namentlich  bemerkt  er  in  Bezug  auf  die  Absicht  dfes  34^):  „Es 
lag  hierin  selbstredend  kein  blosses  bureaukratisches  Misstranen 
gegen  die  PcOihigung  des  Kicliterstandes  und  ^^cgon  seine  Aus- 
sprüche, sondern  der  Gedanke,  dass  der  Kichter  in  dem  formell 
eregelten  Pro/»  ss verfahren  ja  überhau})t  niemals  eine  objektiv 
en  Verhiiltnissen  entsprechende  Entsciieidung  umcIi  seiner  An- 
schauung zu  füllen  iuit,  sondern  dass  er  of^  ganz  gegen  seine 
innere  Uebenseugung  von  der  vorhandenen  Wirhhchkett  bei 
Fällung  des  Urtem  gebunden  ist  an  die  abgegebenen  oder  unter- 
lassenen Erklfirungen  der  Parteien,  an  mangelhafte  Zeugenaus- 
sagen, Instrumente  u.  s.  w.  Interessen  also,  die,  >vie  die  obigt  n. 
ohne  Gefährdung  des  Gesammtwohles  einf  <lf  r  ohj^'ktiven  \\'irk- 
lichkeit  nicht  entsprechende  Entscheidung  nicht  vertragen,  können 
auch  in  den  Kreis  der  prozeRSiialischen  Entscheidung  nicht  hin- 
eingezogen werden.  Um  also  den  Richter  in  den  iStand  zu 
setzen,  dartiber  zu  urteilen,  ob  beim  Eintritt  der  öffentlichen 
Fürsorge  für  eine  bestimmte  Person  die  yermögensrechtiiche  Ver- 
pflichtung eines  anderen  Armenverbandes  durch  dreijährigen 
Aufenthalt,  durch  einjährigen  Wohnaita  begründet  oder  durch 
dreijährige  Abwesenheit  erioachen  war,  musste  zur  Venneidunff 
von  unanflöslichen  Kollisionen  vorher  festgestellt  werden,  ob  nna 
in  welehem  Zeitpunkt  denn  wirklich  das  BedUrfniss  der  Armen- 
pflege voi^eiegen,'* 


»J  A.  a.  0.  8.  172. 
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Dieser  dem  preaasiscfaeD  Gesetze  Kweifettos  entsprechende 
Standpunkt  ist  nnn  von  der  Bdchsgesetzgebung  mit  BewusstseiD 
▼erlassen  worden.    Man  wollte  die  That-  und  die  Rechtsfrage 

nicht  ^sondert  entschtiden  lassen,  weil  im  Grunde  auch  die  so- 
genannten Rechtsfragfn  (\ü<  Untersttitzungswohnsitzes  auf  that- 
sächliche  Festste! hin^^cn  hinauslaufen  und  eine  Scheidung  beider 
sehr  schwer  i  rs(  heinl;  man  glaubte  dem  Hediirfniss  der  Praxis 
bedöer  dadurcii  zu  entsprechen,  dass  man  statt  eines  aus  rein 
joristiacheii  üemeoten  gebitdelen  GMchtshofes  eine  gemischte 
Behörde  im  Sinne  eines  Verwaltangsgerichtshofes  schuft)  und 
das  ganze  Sadi-  und  Hechtsverhldtniss  ihrer  Kognition  unter- 
fareitetc. 

In  dieser  Weise  hat  rienn  auch  das  Hiindesamt  für 
das  H  e  i  ni  a  t  w  e  s  e  n  seine  Aufgabe  aiifgefasst  und  überall  neben 
der  iieelitstrage  auch  die  Thattrage  zum  Gegenstände  selbstän- 
diger Prüfung  gemacht. 

Vgl.  namentlich  die  Entsch.  vom  21  November  1874  und 
27.  Februar  1875.  Y  S.  ^8  ti.  3'.>  und  «lie  8  Fälle  Xlll 
S.  GR  tf.  Es  wird  in  den  erstgenannten  ausgeführt,  dass  die  Fest- 
btelluiig  der  Spruchbehörde  wegen  des  Vorhandeuseing  der  liülfs- 
bedttrftigkeit  zwar  die  Bedeatang  habe,  sehr  beweiskräftig  za  sein, 
«ber  dnrcbaos  nicht  die  Feststellang  in  letzter  Instanz  aosscbliesse. 
„Die  Anerlcennnng  der  HfllfsbedOrftigkeit  von  Seiten  der  Auf- 
sichtsbehörde stellt  die  Notwendigkeit  öffentlicher  Unterstützungen 
keineswegs  unwiderruflich  fest  and  hat  auch  als  Beweismittel  nur 
insofern  Wert,  als  sie  auf  gründlicher  iilrörterang  der  Verhältnisse 
beruht." 

Von  denselhen  Gesiehtspunkten  ist  man  bekanntlich  auch  bei  der 
liildung  der  Verwultuugägcrichte  unterer  Instanz  ausgegangen.  Ins- 
besondere ist  den  dareb  das  prenssiscbe  Aosf&hrungsgesetz  geschaf- 
fenen Bepntationen  f.  d.  H.  (Jetzt  Bezirksanaschasse)  ausser  der  Ent* 
scheidang  in  eigentlichen  Armenstreitsacben  auch  die  Entscheidung 
über  Beschwerden  ^^egen  Vernachlässigung  der  Unterstützungspflicht 
übertragnen,  so  dass  die  von  Flott  well  beklagte  Zwiesprdtigkeit 
wegen  Vrr-  hieilonlieit  der  eutscheidenden  Behörden  nicht  mehr 
wohl  vorkoaimen  kann. 

Uebrigens  ist  2ti  bemerken,  dass  auch  gegenwärtig  das  Bundes- 
amt unzuständig  ist,  soweit  es  sich  um  die  Organisation  oder  ört- 
liche Abgrenzong  der  einzelnen  Armenverbftnde  handelt;  hier  be- 
wendet es  endgültig  bei  der  Entscheidung  der  höchsten  landesgesetz- 
lichen Instanz  (§  41).  —  Doch  hat  diese  in  der  Natur  der  Sache 
liegende  und  von  dem  B.-A.  wiederholt  anerkannte  Unzuständigkeit  das- 
selbe nicht  abgehalten,  in  dem  Fikenniniss  vom  17.  Nov.  1883 
an-zutüliren,  dass  die  landesgesetzlicbe  Instanz  (Deimt.  f.  d.  H.  zu 
i^'oäeuj  sich  nicht  ausreichend  erklärt  habe,  und  daher  in  diesem 


1)  VgL  hierüber  oben  S.  166. 
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einen  Falle  das  B.-A.  über  die  Zugehörigkeit  eines  Gruud&tückä  zu 
einem  bestimmten  ArmoiTerbande  habe  oitacbeiden  mllSMn.  Vgl, 
Entsch.  XVI  S.  164.  —  Dagegen  ebenda  die  Entsch.  vom  26.  Januar 
1884  und  XIY  S.  118  vom  25.  Mttrz  1882.  Meines  Erachten» 
ist  die  zuerst  genannte  Entscheidung  irrig  und  gesetzwidrig  und 
fuhrt  zu  der  von  Flott  well  mit  Reclit  beklagten  Yerwirninp. 
§  41  will  nicht  blos  ausdrücken,  dass  die  landesgeset/liohe  Instauz 
nnanfechtbar  sein  soll,  wenn  sie  sich  geäussert  hat,  sondern  dass 
sie  sich  äussern  niuss,  falls  eine  Entscheidung  von  ihrer  Aeusserung 
abhängen  soll.  Das  Ii. -A.  hätte  daher  diese  Frage  der  örtlichen 
Zugehörigkeit  abgesondert  behandeln,  hierftber  ^e  amttidie  An»- 
Icnnft  erfordern  nnd  anf  Grund  dieser  Auskunft  entscheiden  müssen. 

§  222. 

W  as  nun  die  Wirkttiinikeit  der  bundejjainüichen  Kecht* 
sprechuDg  betrifft,  so  wird  dieselbe  jedenfaDs  m  ihrer  Bedeutung 
nicht  unterschtttzt  werden  dürfen,  lieber  die  Entscheidung  dea 
einaelnen  Falles  hinauB  di(nt  ein  bundeeamtliches  Erkenntnis» 

den  Annen  verbänden  als  Richtschnur  Bkr  Gewährung  der  ver- 
schiedenen Ünterßtützungsartert.  weist  sie  von  vornhertin  d.'irauf 
hin,  welche  Aufwendungen  Billigung  in  der  letzten  In  tnnz  finden, 
welche  nicht  oder  nicht  in  vollem  Betrage  anerkannt  werden. 
Gerade  dieseno  Punkte  wendet  das  Bundesamt  eine  l)esondere 
Auimerksamkeit  zu.  urüft  selbständig  sowohl  die  Berechtigung, 
als  auch  die  Hohe  derUnterstUtKUDg.  Zweifellos  Übt  seine  kon- 
stante Judikatur  einen  erheblicheD  Emfluss,  fördert  sweokmllssi^ 
Unterstützungen  und  hält  kostspielige  Aufwendungen  für  Beda* 
nung  fremder  Armen  verbände  nieder.  Wer  je  im  Annenstreit- 
verfahren  praktisch  tliätig  gewesen  ist,  weias,  dass,  von  ganz 
klaren  Fillicn  abgesehen,  die  Berufung  auf  ETit>;(  lieidiingen  des 
Bimde.samta  in  den  Schriftsätzen  eine  sehr  grosse  KoUe  spielt. 
Eis  darf  liii  r  auch  an  die  zahlreichen  Entscheidungen  erinnert 
werden ,  die  im  Verlaufe  der  vorliegenden  Aibeit  mitgeteilt  »lud 
und  von  denen  gewisse  Gruppen  (z.  B.  betreffend  annenrecht- 
Ucbe  Familiengemeinschaft  §  189,  betreflend  Erstattung  bei  mangeln- 
dem Nachweis  dee  Unterstützungs Wohnsitzes  §  149  VL  s.  w.)  in 
ihrer  Rückwirkung  auf  die  Praxis  eine  dem  Gesetze  selbst  nahezu 
gleichkommende  Bedeutung  erlangt  haben.  Hier  besteht  a1>o 
bereits  jetzt  eine  gewisse,  die  AnnennHegegrundsätze  wesentlich 
beeinflussende  Tbätigkeit  einer  ZentralinstaDz. 

§  228. 

Zweierlei  fehlt  freilich:  zunächst  der  geringere  Mangel,  dass 
die  letztinstanzliche  Eutäclieidung  bei  einer  Reihe  grösserer  »Staaten 
in  den  nidbt  interterritorialen  Fällen  dem  Bundesamte  entzogen 
ist;  und  dann  der  viel  wesentlichere  Mangel,  dasa  es  erst  einea 
in  die  letzte  Instanz  getariebmen  Streites  bedarf ,  um  emen  Aus» 
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»pruch  der  Zentralbehörde  zu  erhalten.  Wae  den  ersten  Mangel 
angeht,  so  bestellt  gegenwärtig  geringe  Aussicht  auf  Aenderung 
des  SachverbliltQiaaefl;  ob  der  hefÜee  Widerstand  ^  welcher  bei 
der  Beratung  im  Jahre  1870  der  acblechthin  gemeinBainen  höch- 
sten Instanz  entgegengesetzt  wurde ,  jetzt  fortfallen  würde,  er« 
seheint  bei  der  geringen  Neigung  der  Bundesstaaten,  der  Landes- 
hoheit zu  Gunsten  der  Reichshoheit  sich  zu  begeben,  wenig 
wahrschrinh'ch.  Mennes  Ernchtens  müsste  positiver  Reform 
der  Armenf^esetzgebung  dieser  Punkt  von  n.  unn  erörtert  und 
die  Herstellung  der  Rechtseinheit  in  dieser  Beziehung  jedenlaiJü 
versucht  werden. 

Anders  liegt  es  mit  dem  zweiten  Mangel.  Dieser  gerade  ist. 
es,  welcher  zu  Überwinden  wäre,  wenn  eine  Zentralbehörde  ge- 
achafien  würde;  ihre  wesentlichste  Aufgabe  und  i^efugniss  mUsste- 
es  sein,  ohne  einen  Streit  abzuwarten  und  ohne  dass  ein  solcher 
überhaupt  in  Aussiebt  stünde,  die  OrundsUtze  zu  prüfen,  nach 
denen  bei  Bewährung  von  Untei\stiitzunp:en  in  den  einzelnen 
Annenverl)imden  verfahren  wird.  Für  diese  Thätigkeit  liisst  sich 
gegenwartig,  wo  das  Bundesamt  zur  Prüfung  der  Thatfrage  mit 
berufen  und  in  der  Entscheidung  hierüber  in  hohem  Masse  geübt 
ist,  am  ehesten  eine  Anknüpfung  an  die  bestehenden  Eimrich- 
tnngen  denken.  Aber  man  verfolge  nun  diese  Thätigkeit 
weiter,  denke  sich,  nach  welchen  Grundsätzen  das  Bundesamt 
▼Olgehen  soll,  wann,  zu  welcher  Zeit,  in  welcher  Weise,  durch 
"Welche  TlülfskrSfte  u.  s.  w.  —  und  man  wird  sehr  bald  er- 
kennen, dass  die  praktische  Verwirklichung  des  Cudankens  eine 
unizelieuere.  tief  in  dif  lokalen  Verhältnisse  eingrcilciid«^  r>rgani- 
sation  erfordern  würde,  ähnlich  wie  die,  welche  England  besitzt. 

Aber  das  bemerkenswerteste  Moment  der  englischen  Organi- 
sation  ist  nicht  der  ^vgenwärtige  Stand  derselben,  sondern  ihre 
Entwicklung:  sie  ist  kein  Erzeugniss  eines  einmaligen  geseta- 
gebcrischen  Willensaktes;  aus  der  Not  der  Umstände  ist  dio 
parlamentarische  Erhebung  von  1832  hervorgeigangen;  die  Er> 
nebungsorgnne  werden  zur  vorl;lnfigen  Ueberwachung  der  Aus- 
führung des  neuen  (Tesetzes  berufen ;  hientuH  ftwächsr  eine  zuerst 
reehtlich  unständige,  tliat?*ltchlieh  sti1ndi;^e  Behörde;  die  Ent- 
wicklung st  hlie.sst  nach  40  Jahren  nn*t  der  Umwandlung  dieser 
Behörde  in  ein  Annenministerium  ab.  Inzwischen  hat  auch  die 
oberste  Ldtung  mit  den  lokalen  Behörden  mehr  und  mehr 
lebendige  Fühlung  bekommen;  Zwischenbildungen,  die  lediglich 
den  Zwecken  des  Armenwesens  dienen^  sind  entstanden  und 
entwickeln  sich  in  den  Inspektoraten  und  Auditoriaten.  Und 
mit  diesen  Hnlfsorganen  vermag  die  Zontralverwaltung  gegen- 
wärtig einen  weitiTcifenden  und  segensreichen  EinHuss  zu  iU)en. 
Zu  den  \\  irkungen  der  allgemeinen  Auisicht  und  Yermittelung. 


>)  Vgl.  oben  8.  165. 
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•dureh  die  InspektoreD  wird  in  der  milde  gehandhabten  Rech- 

Jiungfflpevision  ein  wirksamer  Schutz  gegen  Missbrauch  gewähr- 
leistet. Auf  der  anderen  Seite  wird  durch  ihre  gleichmfiMige 
Ausf\lhrung  im  ganzen  Lande  Einheitlichkeit  der  Rechnungs- 
ftihning  und  die  Möglichkeit  einheitlicher  Gesetzeaanwendimg 

gesichert. 

Ebenso  iät  die  Entwicklung  in  Frankreich  und  in  Wuiti  iii- 
berg  eine  allmähliche.  Es  liegt  nahe,  wenn  man  den  Erlolg 
^wisser  Einriditangen  vor  Augen  hat,  zu  meinen ,  daas  mit 
Reichen  Mitteln  Gleiches  erreicht  werden  konnte.  Und  das 
ist  gewiss  richtig,  sofern  gleiche  Mittel  vorhanden  sind.  Gleiche 
Mittel  heisst  aber  in  Wahrheit:  gleiche  Vonuiflsetzungen  ihrer 
Anwendung.  Uns  aber  fehlt  es  an  diesen  Voraussetzungen; 
keine  historisihe  Entwicklung  hat  (namentlich  in  PrenssonJ  ähn- 
liche Veranstaltungen  vorbereitet  Eine  in  «Jahrhunderte  langer 
Uebung  px)ss  gewordene  Selbstverwallung,  welche  ohne  Schaoen 
■eine  titarke  staiitliche  Beaufsichtigung  und  Mitwirkung  vertrüge, 
beeitzoi  wir  nicht;  bei  uns  sind  die  Grensen  zwischen  Selbst- 
-Verwaltung  und  Staalsanfsicht  noch  zu  schwankende,  um  nicht 
•einer  wirklich  ernsthaft  zugreifenden  ZentralarmenbehOide  zu- 
nächst den  Charakter  einer  regierenden,  statt  einer  beratenden 
und  mithelfenden  Behörde  zu  geben.  Niclit  die  geringste  der 
Voraussetzungen  dürfte  endlich  das  Vorhand Pir^ein  geeigneter 
Beamten  auf  der  einen  —  einer  willfährigen,  des  Verstlndnisses 
^higen  Bevrtlkerung  auf  der  anderen  Seite  sein  Denn  eine 
R^elung  des  Armenwesens  von  einer  Zentralstelle  aus  winxle 
ohoß  die  lebendige  Vermittelung  durch  die  InspektoreD,  ohne 
daa  ihnen  entgegengebrachte  Vertrauen  beider  Teile  gerade  den 
entgegengesetzten  Erfolg  haben  —  eine  bureaukratiBche ,  ver- 
ständnissuMe  Einmischung,  ein  allen  guten  Willen  ▼emicfatendes 
Misstraucn. 

Am  meisten  aber  würde  dies  gerad«?  der  Fall  sein  fla .  wo 
es  dieser  Vermittelung  am  meis>ten  bedürfte,  in  den  kleinen 
Armen  verbanden,  welche  technisch  und  finanziell  den  Anforde- 
iLUigen  der  Armenpflege  am  hülflosesten  gegenüberstehen. 

Unramittelt  dnn£  Geseta  eine  Zentralbehörde,  ein  Reichs- 
armenamt  schaffian,  oder  das  Bundesamt  f.  d.  H.  zu  eünem  sol- 
•eben  umgestalten,  wflrde  daher  soviel  bedeuten,  wie  yon  oben 
ber,  statt  von  unten  auf  bauen. 

8  224. 

Dagegen  dürfte  der  andere  Vorschlag,  bei  den  Landarmen- 
verbänden eine  Art  A  r  m  e  n  i  n  s  p  e  k  t  o  r  a  t  einzurichten,  austiihrbar 
sein  und  Aussicht  auf  guten  Eifolg  gewähren.  Gerade  die  be- 
reits landesgesetzlich  in  allen  Bundesstaaten  bestehende  yeri>flich- 
tnng  zur  Gewährung  Yon  BeihUlfe  an  unvermögende  Gemdnden 
von  Seiten  der  grösseren  ^'erb;^nde  würde  sich  als  geeignetes 
Aequivalent  erweisen,  die  Einfiihrung  einer  solchen  Aufsicht  aod 
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Vermittdanff  «1  erleicliteni.  Eme  mchsgesetzliche  Regelung  wäre 
-freilich  zur  Zeit  nicht  mö^ch.   Vielmehr  wttrde  dies  S«£e  der 
Landesgeaetegebung  sein,  welche  eine  solche  Einrichtnng  aber 
nicht  von  dem  guten  Willen  der  einzelnen  Landarmenverwaltiinffen 

abhängen  lassen  dUrfle,  sondern  das  Armeninspektorat  lande»- 
gesetzfich  einfuhren,  die  Reding:ungen  der  Ansteilun^r.  'V^ti  Anf 
gabenkreis  u.  s.  w.  fest  normiren  müs^te.  Die  InspektoreD  ^\  urdcn 
•aie  einzelnen  Armenverbände  zu  bereisen,  in  einem  be^tiuiimtn 
Turnuä  den  Zustand  derselben  auch  ohne  äussere  Veranlassung 
SU  nntersuchen  haben  ^  im  Uebrigen  bei  Gelegenheit  des  Nach- 
«uchens  von  Beihülfe  seitens  der  Armenverbände,  der  Beschwerde 
über  mangelhafte  Unterstützung  u.  8.  w.  die  be^^fienden  Armen- 
Verbände  besonders  in  Obacht  nehmen  mttssen.  Es  würde 
auf  die  Verhältnisse  der  Nachbargemeinden,  namentlich  auch  der 
Gutsbezirke  und  der  Landgemeinden,  des  Aufenthalts-  und  des 
Arbeitsortes  u.  s.  w.  zu  achten  sein.  Wo  sich  die  Zusammen- 
legung von  Gemeinden  zu  Gesammtarmenverbänden  empfiehlt 
wird  hierüber  zu  berichten  sein  \  nur  die  durch  sori^iaUige  lokale 
Ermittelungen  gewonnene  Kenntnlss  der  OemeindeverhältniBse, 
4iDd  der  AnnenzastSade  benachbarter  Oemeinden  wird  es  ermög- 
lichen, einen  Zwang  zur  Vereinigung  gegen  dieselben  zu  üben, 
der,  wie  oben  dargelegt,  schon  jetzt  von  einer  Reihe  praktischer 
Armenpfleger  nach  einer  allgemeinen  Norm  gefordert  wird.  Die 
Inspektoren  -svürden  in  ähnlicher  Weise  wie  die  englischen  oder 
wie  die  b.ulischen  Landeskommissare  mit  gewissen  selbständigen 
Befugnissen  auszustatten,  im  Uebrigen  der  Oberleitung  des  Land- 
armenverbandes als  Ilülfsorgane  beizuordnen  sein.  Auch  würde 
4aich  nichts  gegen  Besoldong  dersdben  aus  der  Staatskaase  ein- 
wenden l&saen. 

Daneben  würde  als  unerltfasliche  Vorbedingung  allmählicher 
.Zentralisation  die  Einforderung  und  Sammlung  von 
Berichten  und  Naeh wei sungen  über  den  Stand  des 
Armenwesens  /  l  treten  haben,  wie  es  in  Oldenburg  und 
Baiem  bereits  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Dies  könnte  selu'  wohl 
von  einer  den  sämmtlichen  Inspektoren  übergeordneten,  zunächst 
■etwa  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  zu  lassenden  Zentralstelle  aus  angeordnet  und  überwacht 
werden;  dort  würden  die  Berichte  und  K^hweisungen  msammen^ 
;ZU8tellen,  nach  gewissen  Grundsätzen  zu  verarbeiten  und  zu 
veröffentlichen  sein.  Selbstverständlich  hätte  sich  diese  Zentral 
stelle  der  Leitung  der  Inspektoren  zunächst  zu  enthalten  und 
aich  auf  das  Sammeln  und  Ordnen  zu  beschränken. 

Diese  Einrichtungen  des  Inspektorats  und  einer  perio- 
dischen A  rmens  tat  isti  k  im  weiteren  Sinne,  die  beide  meines 
Erachtens  als  dringendes  Bedürfhiss  zu  bezeichnen  sind,  könnten 
■dann  sunSchst  im  Wege  der  uraktiachen  Uebong,  2U  einer  thatsäch- 
iichen,  und,  wenn  sie  wirklieb  sich  bewährt  hlltten,  zu  einer  gesetz- 
Üch  zu  sanktionirenden  Zentralleitung  führen,  welche  gemeinaama 
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Gnmdsätee  anszuspredien  und  ihre  Darchfllhmng  zu  ttberwacheiL, 
^chtige  Maaaregdn  den  eiozelnen  Annenverbänden  anzuraten  und 
nOtigenfkllB  vorzuschreiben,  die  Gesetzgebung  Aber  Armenweeen 
Tonubereiten  hätte        Im  übrigen  wird  man  vorläufig  noch 

zweckmJtssig  die  schon  jetzt  etwa  als  notwendig  empnmdcne 
weitero  Zerttralis;ttinn  der  Provinzial-,  Kreis-  und  anderer  Vor- 
stände der  Kommunaiverwjiltungen  der  Privatinitiative  überkssei» 
können,  die  bereits  in  dem  Deutschen  Verein  für  Armen- 
pflege und  Wo hlthätigk ei t  ein  ausserordentlich  bedeutende» 
und  wertvolles  Oigan  och  geschaflfen  hat 

ä  225. 

Fttr  die  Frage  einer  Reichs -Zentralbehörde  mittelbar  sehr 
wichtige  Yerhandlangen  sind  jüngst  im  Reichstage  aas  Anlass  der 
von  sozialdemokratischer  Seite  vorgeschlagenen  Organisation  too 

Arbeitsämtern  und  eines  R e i eh sarbeitsani t es  geführt  wor- 
den. Die  Vorschläge  (als  ein  Tit.  IX  der  Gewerbe-0.  einzufügen) 
wünschen  die  Errichtung  von  Arbeitsämtern  für  das  Gebiet  des- 
Keichs  in  Bezirken  von  200— 4üüü00  Einwohnern  und  die  Unter- 
ordnung aller  dieser  unter  ein  Reichsarbeitsamt.  Ihre  Anfgabe 
soll  einmal  Ueberwachnng  der  industriellen  Betriebe  and  Berieht- 
erstattong  hierUberf  und  zweitens  Organisation  des  onentgeltUcheD  Ar- 
beitsnachweises bilden.  In  der  zor  Beratung  hierüber  eingesetzten. 
Kommission  wurden  diese  Vorschläge  abgelehnt  und  an  Stelle  dessen 
dem  Reichstag  eine  anf  thunlichste  Verkleinerung  der  Fabrikinspek- 
tion^bezirke  und  auf  Vermehrung  der  Fabrikinspektoren  abzielPTnie 
Resolution  vorgeschlagen:  Drucks.  188ö  Nr.  122.  Im  Ueiciis- 
tage  wnrde  diese  Resolution  angenommen  unter  Ablehnung  des 
Ameudementi>  Halben,  welches  dem  Wunsch  nach  häufigerer  Re* 
Vision  der  Betriebsstfttten  Ansdraclr  gab;  vgl.  die  stenogr,  Ber. 
Ober  die  Sitzung  vom  15.  Mfirz  1886  S.  1506  ff. ;  vom  17.  Mta 
1886  8.  1515  ff.  —  Auf  die  Einzelheiten  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.  Nur  das  möchte  als  symptomatisch  für  die  hier 
vorliegende  Frage  einer  Zentralarmenbehor<ie  hervorzuheben  sein, 
dass  von  Seiten  des  Vertreters  der  verbündeten  Kciiicrnp^en  imme'jt- 
lich  die  mit  der  Errichtung  von  Arbeitsämtern  verbundene  schwere 
Störung  der  Verwaitungseinrichtungeu  und  der  Behördcuorgauisation 
geltend  gemacht  wurde.  Jedenfalls  darf  die  weitere  Ausbildung 
des  Fahrikinspektorats,  aof  wdche  der  Reichstag  resolvirte,  ab  die 
nftherliegende  and  wichtigere  Anfgabe  der  Reicbsregiening  betrachtet 
werden.  Die  Ablehnnog  des  Amendements  Halben  ist  bedaaer- 

Positirt»  Vorschläge  für  Anfstolhuif;  geniehisamer  ürundsiitze 
macht  Doell,  a.  a.  0.  S.  48.  —  Auf  die  Fmge  des  Bedürfnisses  nach 
AiuicnstatiBtiJc  und  nach  allmählicher  Ausbildung  einer  Zcntnübebdrdc  im 
Auächluss  an  eine  vom  Reiche  einzusetzende  Kommission  zur  F^nter- 
suchuDg  der  Zustände  des  Armcnweseus  bin  ich  niiher  in  meiner  Abhand- 
lung „lieber  ArmenstatiBtik"  m  Conr.  Jahril».  1886  S.  878  ff.  namentlieb 
8.  441  ff.  eingegangen. 


Digitized  by  Google 


in.  4, 


56S 


lieh,  zeigt  aber  gleichfalls,  wie  weit  ab  wir  auch  hier  noch  von 
vollkommener  Erreichung  des  mit  Srhafftmg  des  Fabrikinspektorats 
vorgesteckten  Zieles  sind.  Vgl.  hierüber  noch  die  Reiclist.-Vcrh. 
Tom  11.  Dezember  1885,  stenoizr.  Ber.  S.  291  und  Elster, 
Die  Fabrikinspektiousberichte  uiul  die  Arbeiterscbutzgesetzgebuug 
in  Deutschland,  in  Conr.  Jahrb.  N.  F.  Bd.  11  S.  393 ff. 

§  226. 

Speziell:  Schutz  gegen  Abschiebung.  —  Das  mit 
jeder  ArmeDgesetzeebung  unausbleiblicb  verbimaeDe  Uebel  der 

Abschiebung  M  bildet  auch  gegenwärtig  den  Gegenstand  mannig- 
facher KUgen  und  VorschlJIge  zur  Abnfdfe.  Namentlich  gilt  dies 
Ton  der  am  liftufigsten  vorkommenden  und,  wie  mehrfach  dar- 
gelegt, selbst  für  grosse  unrl  leistnngsfiLhige  Annenyerbäiide  sehr 
lästigen  Abschiebung  von  Kranken. 

Erkennt  man  den  wahren  Grund  hierfür  in  der  Sor£?e  vor 
der  Arnienlast,  so  wird  man  nach  dem  Grundsatze  tuUe  cau^sani, 
loUia  morbum  zunächst  an  die  entfernteren  Httl&mittel  denken 
ondy  wie  es  die  aberwiegende  Zahl  aller  Schriftsteller  that,  das 
beste  Heilmittel  in  der  sachgenottssen  Entlastung  der  leistongs- 
unfahit^en  Armenverbttnde  erblicken.  Auch  ist  in  Ansehung  dieses 
Punktes  die  Bedeutung  der  bundesamtlichen  Judikatur  nicht  zu 
unterschätzen,  welche,  wie  oben  nachgewiesen,  eine  beträchtliche 
Zahl  von  Abschiebungsfällen  autgf^deckt  nnd  den  wirklich  ver- 
priichteten  Arraenverband  zur  Erstattung  und  üebemahme  der 
weiteren  Fürsorge  bezüglich  der  abgeschobenen  Personen  ver- 
4irtdlt  hat 

Vgl.  oben  ^.  95.  Hier  ist  noch  besonders  hervorzuheben, 
•dass  das  Bandeaamt  in  konstanter  Rechtsprechung  daran  festgehalten 
hat,  daas  auch  der  Dienst-  nnd  Arbeitsort,  sofern  die  Yoraas- 
«etzangen  des  §  29  Torliegeo,  m  Yerhftltniss  m  anderen  Armen- 
verbänden als  definitiv  verpflichteter  Armonvcrband  gilt,  gegen 
-welchen  die  Klage  auf  Erstattung  und  Uebernahme  der  vorl&afigen 
Fürsorge  ohne  Rücksicht  auf  den  ü.  -  W.  zu  richten  ist.  — 
Ygl.  Entsch.  V  S.  70,  VI  S.  41,  VII  S  54,  VIII  S.  119.  —  Witt- 
genstein, I  S.  171,  spricht  sich  im  Gegensatz  zu  einer  Entsch.  des 
sächsischen  Ministers  des  Innern  vom  23.  Januar  1874  in  dem- 
selben Sinne  ans.  —  So  auch  Riedel,  Arraenges,  S.  105. 

Gleichwohl  wird  die  Verurteilung  ledigHch  nach  Massgabe 
der  armenrechtlichen  Verpflichtung  um  deswillen  nicht  ttlr  aus- 
reichend gehalten,  weil  in  allen  Ewlen  der  Anstaltsoflege  —  vor 
aOem  also  Krankenpflege  —  nicht  die  volle,  sonaern  nur  die 
tarifinfissige  oder  die  Erstattung  unter  Ausschluss  der  Verwaltungs- 
kosten gä>rdert  werden  darf,  so  dass  der  verpflegende  Armen* 


>)  Vgl.  hieiisu  oben  §  94.  95. 

86* 


Digitized  by  Google 


^64 


VI.  4. 


verLand  doch  nocli  erlieblichen  Schaden  erlfidet^).  Ausserdem 
wird  aber  heiTorgehoben ,  das»  die  Erötattiini:  doch  immer  erst 
nach  vielen  ^^'eitläuftigkeiten  erfolge,  und  da-s  der  Armenver- 
band,  dem  zugeschoben  würde,  auch  im  günstigsten  Falle  die 
Mühe  der  vorläufigen  Unterstützung  behielte.  Vor  allem  aber 
seien  die  meisten  gegen  Abechiebnng  Überhaupt  Bchutslos,  weü 
dch  selteD  die  dolose  Eümdlung  genau  erw  eisen  lasse,  und  wenn 
auch  erweisbar,  überwiegend  verborgen  bleibe. 

Man  schlügt  daher  ganz  allgemein  vor,  Vorstilndevon  Ar- 
men verbfinden,  sofern  sie  sich  einer  Abschiebung  schuldig 
muehen,  zu  bestrafen  und  ausserdem  für  den  Sehaden  per- 
sönlich haftbar  zu  machen-).  Ein  Armenverband  eniptichlt 
die  Denunziation  bei  der  »Suuitsanwaltschalt  aui  Grund  des 
221  des  R-8tr.-G.-B.  (Aussetzung  in  httlflosexn  Zustande)»  Tao 
der  er  gelegentlich  erfoV^chen  Gebvauch  gemacht  habe").  Ebeo- 
derselbe  strengte  in  einem  anderen  Falle  sehr  gröblicher  Ab- 
schiebung die  Zivilklage  gegen  den  abschiebenden  Armen- 
verband an  und  erstritt  vollen  Kostenersatz  *).  Ein  anderer  Vor- 
schlag ist,  dass  von  der  zuständigen  Behörde  solle  verfiigt  werden 
können,  dass  eine  durch  Abschiebung  veranlasste  Abwesen- 
heit bei  Berechnung  der  Frist  zum  Krwerbe  bezw.  zum 
Verluste  des  Unterstülisungswohnsitzetj  nicht  gerechnet  werde  ''). 

SpezieU  gegen  Absdudtmie  Yon  Kranken  wird  ttnpfohleOy 
den  abschiebenden  Armenverband  zum  voHen  Kastenersatz, 
namentlich  also  auch  der  Verwaltungskostenzu  verpflichten  * ). 

Von  allen  diesen  Vorschlägen  dttrfte  der  letzte  die  meiste  ße> 
achtung  verdienen  und  sich  der  gesetzlichen  Regelung  empfehlen. 

')  Vgl.  oben  §  174. 

^  -1  S..  Witt^M-nstein  in  Angsb.  Alldem.  Zelt.  ls77  S.  -  ohne 

bestimmte  Fonnuiirung.  —  Desgleichen  Ersuchen  der  stiidtisohen  Kollegien 
in  Dresden  an  das  Minister,  des  Innern,  —  vgl.  Geui.-Z.  l'^T??  S.  4.  - 
Der  Keferent  ftlr  den  pommerdchen  Städteti/jc  vom  7,  10.  18TC  emi  fühl 
7.UT  ErprSnzun^  des  ^  28  U.M.  FestFPtzung  ciiK  r  Strafe  bis  zu  800  \iark 
oder  verhältnissmässi^e  Haft;  auch  solle  die  Beitreibung  der  zu  erstatteu* 
den  Kosten  ohne  Weiteres  im  Administrativ wege  zugelsMea  werden. 

Der  Mscistrat  su  Polzin.  Vgl.  die  Mitteiliuig  der  Gem.-Z.  1874 

«.  267. 

^)  Vgl.  a.a.  0.  —  Flottwell  ist  ebenfalls  der  Meinung,  dass  im 
Falle  einer  VerBchuldung  des  Beamten  oder  der  Gemeinde  die  I>elikti- 
klaffe  (fiir  Preussen  A.  L-B.  Th.  I  Tit  6)  auf  vollen  Scbadeoenatx  sa- 
iat>äig  sei:  I  2;i3. 

")  Jelly  S.  17,  im  Aniehliiss  an  Art  9  des  S.  84  ahgedmekte» 
belg.  lies  V.  14.  März  1876. 

^)  Eine  derartige  Bestimmung  hatte  Art.  4ö  der  Siiciis.  A. -O. 
Vgl.  hiSTSQ  die  Bemerk,  v.  Wittgenstein,  Komm.  S.  81  und  S.  51. 
In  diesem  Sinne  beschloss  auch  der  pommersche  Stildtetag  7.  10.  181S 
zu  petitioniren.  —  BUrgerm.  Hl  och  mann  «clil-i^rt  ganz  allgemein  in  der 
Gem.-Z.  S.  234  vor,  §  30  dahin  zu  deklHnren,  dass  nur  (imenigea 
Oeneralkosten  der  Atmenpflege  von  der  Erstattung  ausgeschloesen  Uribeo, 
^veIohp  in  den  eignen  Anstalten  des  voriAaBg  unteietdtseindeik  Aimen* 
Vereins  erwachsen  sind. 
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Wob  die  anderen  betrifft,  so  steht  schon  jetzt  der  Inanspmcb- 
nahme  eines  Beamten  und  seiner  Denunziation  wegen  Aussetsung 

zutreffenrlen  Falles  nichts  entgegen.  Dageiion  möchte  man  mit 
einer  iStnitHndrohiniir  wnh\  wfniir  mehr  ausrichten,  als  die  Lei- 
stungen der  Arnionptiege  du.  wo  »ie  ohnehin  liinter  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  zurtickbleibcn,  noch  mehr  herabzudriicken 
Wohl  aber  möchte  in  dem  Kähmen  einer  Einrichtung,  wie  sie 
das  Asrmeninspektorat  Boin  kann,  eine  Bestimmung  sa  lässig  und 
erwUntcht  sein,  welcbe  den  Inspektoren  gestattet,  mässige  Ord- 


regem  zur  Schaflung  leistungsftlhiger  Verbände  und  Herstellung 

ausreichender  Veranstaltungen  der  Armcnpfle^'e  die  Einsetzung 
geeigneter  Aiifsichtsorgarte  die  meiste  Bedeutung  fUr  das  ^resetz» 
widrige  Verhalten  von  Armenverwaltungcn  erlangen  würde. 

*)  Dies  meint  aach  schon  Na  Tille  S.  109. 


überhaupt  neben  den  Masa- 
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Die  Ueberliandnahmc  der  Bettelei 

*  und  ihre  Bekämpfung'. 

Ein  Beitrag  zur  Organisation  der  Armenpflege 

von 

J.  Jagielski. 

Dritte  Auflage.    1885.   Prt'is  1  Mark  20  Pfennig. 

Jahrbiicli  fir  Geset^ieliiDi,  VerwaltDD^  ddA  Volkswirtiscliafl. 

Herausgegehen  von  O.  Schmoller. 

Zehnter  .lahrgÄiig,  <lrittns  Heft,   Preis  7  M.  20  Pf. 

Enthalt  u.  A. : 

Die  Armenpflege  Russlands. 

Von  0.  Br.  von  Buxhövden. 


rUrtr'Khc  Uo<l>ud><Jiu(k»riL   Bu^a  a«iM  *  Co.  In  AltMtburg. 
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